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- Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA): MR Dr. Günther-Michael Knopp 
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Dr. Vogelsang, Peter Zapfel 

- Europäische Umweltagentur: David Gee 
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- Bund für Umwelt und Naturschutz e. V.: Dr. Gerhard Timm 
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dere Ergänzung hinsichtlich der europäischen Entwicklungen“. 

(Redaktionsschluss: 28. Februar 2004) 
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Vorwort 


Die europäische Umweltpolitik befindet sich ersichtlich in einer Phase des Um- 
bruchs und der Neuorientierung. Einerseits organisiert die Europäische Kommission 
einen auffallend langwierigen Reflexionsprozess darüber, wie hartnäckige, persis- 
tente Umweltprobleme durch neue Handlungsstrategien erfolgreich bewältigt wer- 
den können. Andererseits und zugleich geraten auch die bislang recht erfolgreichen 
Instrumente und Verfahren des europäischen Umweltrechts auf den Prüfstand. Neue 
Ideen zum „Regieren in Europa“ zielen auf eine „Verantwortungsteilung“ zwischen 
den politischen Institutionen und privater Macht sowie auf die Verschiebung von 
Einfluss und Verantwortung aus der Umweltpolitik in andere Ressorts, bei denen die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie im Mittelpunkt des 
Interesses steht. 

Der Umweltrat greift diese Diskussion im vorliegenden Umweltgutachten auf und 
warnt vor Tendenzen einer „weichen“ Rahmensteuerung seitens der Gemeinschaft, 
die keineswegs vom Subsidiaritätsprinzip nahe gelegt oder gar gefordert wird. Viel- 
mehr gilt es, die im EG- Vertrag verankerte Querschnittsklausel ernst zu nehmen, wo- 
nach die Europäische Gemeinschaft ihre auf die volle Entwicklung des Binnenmark- 
tes gerichtete Wirtschaftspolitik adäquat und konsequent umweltpolitisch flankieren 
muss. Die Europäisierung und Globalisierung der Märkte darf nicht von einer Parti- 
kularisierung und Privatisierung der Umweltpolitik „flankiert“ werden, da ansonsten 
die umweltpolitische Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft gefährdet wäre. 

Auch in Deutschland findet aktuell eine umfangreiche, politisch in der Bundesstaats- 
kommission hochrangig angesiedelte Grundsatzdebatte über die Funktionsfähigkeit 
der bundesstaatlichen Ordnung statt. Dabei geht es einerseits um Ursachen für so ge- 
nannte Politik-Blockaden und darum, die bundesstaatliche Ordnung „europafähig“ 
zu machen, andererseits um das sehr vage Ziel, die „Eigenstaatlichkeit“ der Bundes- 
länder dadurch zu stärken, dass man ihnen Gesetzgebungskompetenzen überträgt, 
die gegenwärtig dem Bund in dieser oder jener Form zustehen. Der Umweltrat for- 
dert in diesem Gutachten das Gegenteil, nämlich die dringend erforderliche Stärkung 
der Gesetzgebungskompetenzen des Bundes jedenfalls für den Gewässerschutz und 
für Naturschutz und Landschaftspflege. Der Umweltrat ist bei den Analysen der 
Sachprobleme vielfach, namentlich im Bereich des Gewässerschutzes und im Hand- 
lungsfeld des Naturschutzes, auf umfängliche Vollzugsdefizite gestoßen, die durch 
detaillierte gesetzliche Vorgaben seitens des Bundes vermieden werden könnten und 
sollten. Auch bei der Erarbeitung des im Februar 2004 veröffentlichten Sondergut- 
achtens „Meeresumweltschutz für Nord- und Ostsee“ identifizierte der Umweltrat 
Kompetenzprobleme als Ursachen eines defizitären Regelungsregimes. 

Der Umweltrat rät der Bundesregierung daher, sich nachdrücklich den in der aktuel- 
len Diskussion erkennbaren Tendenzen zu widersetzen, dem vagen und abstrakten 
Ziel einer Stärkung der „Eigenstaatlichkeit“ der Länder die umweltpolitische Hand- 
lungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland zu opfern. 

Zu wichtigen Handlungsfeldem der deutschen und europäischen Umweltpolitik 
empfiehlt der Umweltrat 

- die historische Chance der Kraftwerksemeuerung zur Abkehr vom Kohlepfad zu 
nutzen, 

- im Naturschutz nun endlich nach langwierigen Verzögerungen das europäische 
Schutzgebietsnetz NATURA 2000 zu verwirklichen, 

- die Landwirtschaft auf die im Weltwirtschaftsrecht auf der Tagesordnung ste- 
hende Liberalisierung einzustellen, indem gezielt Maßnahmen des Umweltschut- 
zes honoriert werden, anstatt vorrangig mit Flächen- oder Betriebsprämien zu 
subventionieren, 

- im Bereich des Bodenschutzes die immer noch dramatische Flächeninanspruch- 
nahme drastisch zu senken und die aus dem öffentlichen Gesichtsfeld verbannte 
Altlastenproblematik wieder intensiver anzupacken. 
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- bei der Zulassung der „grünen“ Gentechnik, an der in Europa nur ein begrenztes 
Interesse besteht, die Koexistenz mit den anderen Formen der Landwirtschaft zu 
gewährleisten und die Wahlfreiheit der Verbraucher sicherzustellen, 

- im Gewässerschutz die lange Zeit vernachlässigte wasserwirtschaftliche Planung 
zur Verwirklichung der europäischen Qualitätsziele zu forcieren, 

- in der Luftreinhaltung die Emissionen des Verkehrs und der Landwirtschaft deut- 
lich zu mindern, 

- dem Lärmschutz eine höhere Priorität einzuräumen und dabei namentlich den re- 
levanten und rechtlich stark vernachlässigten Fluglärm adäquat zu regulieren, 

- die Abfallpolitik stärker auf Rahmensetzungen hin zu orientieren und dafür hohe 
Entsorgungsstandards in Europa weiterzuentwickeln, 

- die von der Europäischen Kommission auf den Weg gebrachte neue Chemikalien- 
politik nachdrücklich zu unterstützen und endlich 30 000 Altstoffe auf den Prüf- 
stand zu stellen sowie 

- neue gesundheitsbezogene Umweltrisiken ernst zu nehmen. 


Berlin, im April 2004 


Max Dohmann, Thomas Eikmann, Christina von Haaren, Martin Jänicke, 
Hans-Joachim Koch, Peter Michaelis, Konrad Ott 
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Kurzfassung 


1 Zur Lage der Umwelt 

1.1 Politische Ausgangslage 

1*. Die deutsche Umweltpolitik hat in den ersten beiden 
Jahren der zweiten Legislaturperiode der aus SPD und 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN gebildeten Bundesregie- 
rung im Vergleich zur ersten Legislaturperiode an Dyna- 
mik verloren. Nach dem Regierungswechsel im Jahr 1998 
wurden zunächst die „großen“ Themen der neuen Koali- 
tion in Angriff genommen, zu denen der langfristige 
Ausstieg aus der Atomenergie, die Ökologische Steuerre- 
form, die Nachhaltigkeitsstrategie und die Modernisie- 
rung des Naturschutzrechtes gehörten. Der UN-Weltgip- 
fel für Nachhaltige Entwicklung in Johannesburg im 
Herbst 2002 schuf zudem einen Anreiz, die deutsche Um- 
weltpolitik auch auf der internationalen Ebene als ambi- 
tioniert darzustellen. 

Die Umweltpolitik in der ersten Hälfte der zweiten Legis- 
laturperiode der „rot-grünen“ Bundesregierung nach 2002 
stand dagegen unverkennbar im Zeichen einer mehrjähri- 
gen wirtschaftlichen Stagnation mit ihren gravierenden 
Folgewirkungen im Bereich des Arbeitsmarktes und der 
sozialen Sicherungssysteme. Für die defensive Situation 
der Umweltpolitik war es kennzeichnend, dass die in An- 
griff genommenen überfälligen Finanz- und Sozialrefor- 
men ökologische Aspekte zunächst weit gehend ausklam- 
merten. Dabei hatten beide Regierungsparteien (wie auch 
der Umweltrat) in früheren Jahren ebenso für eine Verla- 
gerung des Abgaben- und Steueraufkommens vom Faktor 
Arbeit hin zum Umwelt- und Ressourcenverbrauch plä- 
diert wie für einen „ökologischen Subventionsabbau“. 
Nach heftigen Kontroversen mit der Opposition im Ver- 
mittlungsausschuss gelangen schließlich erste Schritte in 
die Richtung eines Abbaus umweltschädigender Subven- 
tionen. Ein weiterer Subventionsabbau bleibt auf der poli- 
tischen Tagesordnung. Insgesamt sah sich die deutsche 
Umweltpolitik in den vergangenen beiden Jahren einer 
verstärkten Mobilisierung wirtschaftlicher Teilinteressen 
gegenüber, vor allem bei der EU-Chemikalienpolitik und 
im Klimaschutz (Emissionshandel, BCraft- Wärme-Kopp- 
lung, Kohleverstromung) und sogar bei einem so ver- 
gleichsweise unbedeutenden Thema wie dem Dosen- 
pfand. Zumeist gelang es nur mit Rückendeckung von 
Richtlinienvorschlägen der EU-Kommission, eine Blo- 
ckadesituation in wichtigen Handlungsfeldem zu vermei- 
den. Die weitere Entwicklung wird zeigen, ob die um- 
weltpolitische Zurückhaltung nur kurzfristig und einer 
extrem ungünstigen Konjunkturlage zuzuschreiben ist 
oder ob sie ein generelles Zurückschrauben umweltpoliti- 
scher Ziele bedeutet. 


1.2 Grundlegende Steuerungsfragen 

2*. Die Umweltpolitik steht vor schwierigen Herausfor- 
derungen. Während viele technisch zu bewältigende Um- 
weltprobleme inzwischen erfolgreich in Angriff genom- 
men worden sind, erweisen sich andere als weiterhin 
ungelöst. Angesichts dieser persistenten Umweltpro- 
bleme erachtet der Umweltrat sowohl öko-optimistische 
Darstellungen, die immer wieder einseitig und verharm- 
losend auf Erfolgsentwicklungen hinweisen, als auch pes- 
simistische Sichtweisen, die die grundsätzlichen Leis- 
tungspotenziale von Umweltpolitik in problematischer 
Weise unterschätzen, für nicht zielführend. Vielmehr ist 
eine differenzierte Gesamtsicht des Aufgabenfeldes der 
Umweltpolitik angezeigt. Die Lösung schwieriger persis- 
tenter Umweltprobleme erfordert ein Nachdenken über 
geeignete Steuerungsformen. Fragen der Kompetenzord- 
nung einer Mehr-Ebenen- und Mehr-Sektoren-Steue- 
rung, Fragen zur Rolle zielorientierter und kooperativer 
Umweltpolitik und zur Rolle der Selbstregulierung bedür- 
fen der Klärung. 

Diesbezüglich betont der Umweltrat die finale Verant- 
wortung und die Garantiefunktion des demokratischen 
Rechtsstaates, gerade im Falle delegierter beziehungs- 
weise kooperativer Problemlösungen. Die kooperativen 
und flexibleren Govemance-Formen bieten zwar grund- 
sätzlich ein Potenzial der Verbesserung umweltpolitischer 
Problemlösungsfähigkeit. Sie erweisen sich indes als 
äußerst voraussetzungsvoll und erfordern oft zusätzliche 
staatliche Handlungskapazitäten. Sie sind eine Ergän- 
zung, kein Substitut für regulative Politik. Vielmehr un- 
terliegt auch diese einem Modemisierungsprozess, dessen 
technologisch-innovative Potenziale (beispielsweise im 
Top-Runner-Programm der japanischen Klimapolitik) In- 
teresse verdienen. Dies gilt gleichermaßen für die deut- 
sche wie für die europäische Umweltpolitik. Die gegen- 
wärtig laufende Diskussion um die Neujustierung des 
bundesdeutschen Föderalismus wie insbesondere auch 
die anhaltenden Probleme mit dem Vollzug europäischen 
Umweltrechts verweisen aus Sicht des Umweltrates auf 
die Notwendigkeit einer Stärkung der Bundeskompetenz 
im Gewässer- und Naturschutz (vgl. Kap. 3 und 5). 

In diesem Gutachten wird - neben der Grundsatzthematik 
geeigneter Steuerungsformen - eine große Anzahl um- 
weltpolitischer Einzelthemen behandelt. Um dem Leser 
deren Einordnung zu erleichtern, soll im Folgenden eine 
knapp fokussierte Orientierung über die derzeitige Lage 
der Umwelt und wesentliche umweltpolitische Hand- 
lungsfelder gegeben werden. Dies liegt nicht nur wegen 
der Vielzahl der Themen, sondern auch deshalb nahe, 
weil die Umweltsituation in Deutschland und der hieraus 
abzuleitende Handlungsbedarf sich in Teilbereichen sehr 
unterschiedlich entwickeln. 
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2 Klimaschutz und Energiepolitik 

3*. Eine anspruchsvolle Klimapolitik vermeidet extreme 
Langzeitrisiken mit hohen volkswirtschaftlichen Scha- 
denkosten. Im europäischen und globalen Kontext ist eine 
der Problemlage angemessene Klimapolitik nur durch- 
setzbar, wenn einzelne Staaten - auch in der zweiten 
Kioto-Verhandlungsrunde - Vorreiterrollen einnehmen. 
Eine solche Rolle bietet technologische Chancen für 
Deutschland in diesem zentralen Politikfeld. 

Auf Grundlage der Ziele der UN-Klimarahmenkonven- 
tion und der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
des Zwischenstaatlichen Expertenausschusses für Kli- 
mafragen (IPCC) hält der Umweltrat das Ziel einer Re- 
duktion der deutschen Treibhausgasemissionen um 80 % 
bis 2050 gegenüber 1990 und das entsprechende „Zwi- 
schenziel“ von 40 % bis 2020 für gut begründet und not- 
wendig. Als Vorgabe für die Industrieländer würde dies 
zu einer langfristigen globalen Klimastabilisierung auf 
vertretbarem Niveau (450 ppmv CO 2 ) beitragen und den 
Entwicklungsländern zugleich Spielraum für einen mode- 
raten - und zeitweiligen - Emissionsanstieg lassen. Die 
britische Regierung hat im Jahr 2003 ein weit reichendes 
Reduktionsziel für 2050 formuliert: 60 % Reduktion from 
current levels. Der britische und der schwedische Pre- 
mierminister haben für Europa in ihrem Brief an die grie- 
chische Ratspräsidentschaft und den Kommissionspräsi- 
denten vom Februar 2003 eine Reduktion der CO 2 - 
Emissionen in der Größenordnung von 60 % bis zum Jahr 
2050 vorgeschlagen. Eine Bandbreite von 60 bis 80 % für 
die Zielbildung der Industrieländer erscheint dem Um- 
weltrat als vertretbar. Deutschland sollte bei diesem kli- 
mapolitischen Zielbildungsprozess seine Rolle darin 
sehen, im Interesse einer hinreichend sicheren Klimasta- 
bilisierung die anspruchsvollere Variante innerhalb der 
genannten Bandbreite durchzusetzen. Ohne Zweifel stellt 
dies hohe Anforderungen an die politische Steuerungs- 
kraft wie an die technologische Innovationsfähigkeit der 
Industrieländer. 

Eine zeitnahe Festlegung auf ein anspruchsvolles lang- 
fristiges Zielniveau und auf den verbindlichen Pfad der 
Zielerreichung ist zudem von praktischer Bedeutung, um 
für die in Deutschland anstehende umfassende Erneue- 
rung des Kraftwerksparks einen verlässlichen Ordnungs- 
rahmen für ökologisch und ökonomisch zukunftsfahige 
Neuinvestitionen zu schaffen. Zur Umsetzung dieser Vor- 
gaben kann das Instrument des Emissionshandels in effi- 
zienter Weise beitragen. 

4*. Der Umweltrat hält nach Prüfung vorhandener Stu- 
dien eine anspruchsvolle Klimaschutzstrategie nicht nur 
für technisch machbar, sondern auch für wirtschaftlich 
vertretbar. Er sieht in einer solchen Strategie auch we- 
sentliche Chancen für die Position Deutschlands und der 
EU im globalen Innovationswettbewerb um zukunftsge- 
rechte Energietechniken. Kosten dürften eher durch den 
fossilen Energiepfad entstehen: Auf der volkswirtschaftli- 
chen Ebene betrifft dies vor allem Schadenskosten durch 
sich häufende extreme Wetterlagen, auf der betriebswirt- 
schaftlichen Ebene langfristig steigende Gewinnungskos- 
ten und Kosten des Emissionshandels beziehungsweise 


der C02-Sequestrierung. Das Hauptproblem sind offenbar 
nicht Technologien und Kosten, sondern die politischen 
Widerstände betroffener Industrien. Deren Überwindung 
erfordert neue politische Herangehensweisen (z. B. Me- 
thoden des Transition Management). 

Aktuelle Entwicklung 

5*. C02-Emissionen machten im Jahr 2001 auch in 
Deutschland weiterhin mit 87,5 % den Hauptanteil des 
Ausstoßes aller Treibhausgase aus. Zwischen 1990 und 
2003 sanken die temperaturbereinigten C02-Emissionen 
um 16,6%. Die Emissionen aller Treibhausgase sanken 
zwischen 1 990 und 200 1 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land insgesamt um 1 8,3 %. 

Das Ziel, bis 2005 die C02-Emissionen um 25 % zu ver- 
ringern, kann damit nicht mehr eingehalten werden. Mitt- 
lerweile wird es auch von der Bundesregierung nicht 
mehr aktiv vertreten. Angesichts der klaren Bestätigung 
des 25-%-Zieles noch in der Nachhaltigkeitsstrategie vom 
April 2002 erachtet der Umweltrat den Versuch der Bun- 
desregierung, das ehemals parteiübergreifende Ziel aus- 
zublenden, als unangebracht. Bei einem zielorientierten 
Ansatz kommt es nicht notwendigerweise auf eine punkt- 
genaue Zielerfüllung an, wohl aber auf einen politisch 
ernsthaften Umgang mit Zielverfehlungen. Die Dethema- 
tisierung einer Zielverfehlung diskreditiert einen ziel- 
orientierten Umweltpolitikansatz und damit auch die 
Glaubwürdigkeit noch anspruchsvollerer Zielvorgaben 
für die weitere Zukunft. 

2.1 Langfristige Klimaschutzziele und 
Erneuerung des Kraftwerksparks 

Effizienzsteigerung im Endverbrauch 

6 *. Der Umweltrat betont die Dreistufigkeit einer ange- 
messenen Klimapolitik, die gleichermaßen die Energieef- 
fizienz im Endverbrauch, die Umwandlungseffizienz im 
Energiesektor und die Abkehr von den fossilen Energie- 
trägern betrifft. Die Effizienzsteigerung im Endverbrauch 
trägt den vorhandenen Potenzialen bisher nicht ausrei- 
chend Rechnung. So ist trotz erheblicher Potenziale nur 
ein geringer Rückgang des Endenergieverbrauchs seit 
1 990 zu verzeichnen, der Stromverbrauch stieg seit 1 993 
sogar um gut 12 % bis 2002 an. Es kann nicht Aufgabe 
der emeuerbaren Energien sein, vorrangig einen steigen- 
den Strombedarf zu decken. 

Neben verbrauchsbezogenen Zielvorgaben auf der EU- 
Ebene sollten auch neue Instrumente erwogen werden, 
wobei auch ordnungsrechtliche Maßnahmen wie das ja- 
panische Top-Runner-Programme Interesse verdienen, 
das den höchsten Stand der Energieeffizienz für zwölf 
(demnächst zwanzig) energieintensive Produktgruppen in 
einem Zieljahr zum Standard erhebt. Unterschreitungen 
dieses anspruchsvollen Effizienzstandards im Zieljahr 
werden zunächst mit öffentlicher Abmahnung und im 
Falle anhaltender Nichtbefolgung mit weiter gehenden 
Maßnahmen geahndet. Die betroffenen Produkte sind 
PKW, Kleintransporter, Klimaanlagen, Kühlschränke, 
Fernseher, Video-Recorder, Computer und Kopierer, also 
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besonders wiehtige Energieverbraucher. Die erwarteten 
Einsparraten sind meist erheblieh (z. B. 83 % bei Compu- 
tern). 

Der Umweltrat hebt dieses Programm hervor, weil es 
nicht nur einer anspruchsvollen Energiesparpolitik ent- 
spricht, sondern auch eine nicht zu unterschätzende inter- 
nationale Wettbewerbsdimension besitzt: Das Programm 
ist geeignet, Japan bei wichtigen Produkten zum Lead- 
Markt klimagerechter Technologien zu machen oder zu- 
mindest seine Position im diesbezüglichen Innovations- 
wettbewerb wesentlich zu verbessern. Erfahrungsgemäß 
haben solche anspruchsvoll regulierten Märkte Signalef- 
fekte auch für die weltweiten Anbieter. 

C02-Minderungen auf der Angebotsseite 

7 *. Entscheidenden Handlungsbedarf sieht der Umwelt- 
rat für den Bereich der Kohleverstromung. Nach deutli- 
chen Verbesserungen weist der Sektor der Energieerzeu- 
gung und -Umwandlung seit 1999 durch eine Zunahme 
vor allem von Braunkohlestrom einen erneuten Anstieg 
der C02-Emissionen auf. Ohne diesen Wiederanstieg 
hätte die Emissionsverringerung im Jahr 2003 etwa 
18,5 % und nicht 16,6 % (temperaturbereinigt, gegenüber 
1990) betragen. 

Mit der anstehenden Teilemeuerung des deutschen Kraft- 
werksparks in der Größenordnung von 40 GW bis 70 GW 
bis 2020 stellt sich die Frage der Kohleverstromung be- 
sonders eindringlich. Einerseits bietet dieser Emeue- 
rungsbedarf für die Bundesrepublik die einmalige Chance 
einer klimaverträglichen Umgestaltung des Sektors mit 
den relativ höchsten C02-Emissionen zu geringen Kos- 
ten. Der notwendige technologische Pfadwechsel kann 
ohne eine vorzeitige Abschaltung oder nachträgliche Um- 
rüstung einzelner Kraftwerke erfolgen. Damit werden 
keine bereits getätigten Investitionen in bestehende Kraft- 
werke entwertet. Andererseits besteht die ebenfalls ein- 
malige Gefahr, dass sich Deutschland für die nächsten 30 
bis 40 Jahre auf einen Energiepfad festlegt, der nicht nur 
im Widerspruch zu der parteiübergreifenden Klimapolitik 
seit 1990 steht, sondern neben den ökologischen Risiken 
auch das Risiko erheblicher Fehlinvestitionen mit sich 
bringt. Um derartigen strukturellen Fehlentwicklungen 
vorzubeugen und einen langfristigen Ordnungsrahmen 
für ökologisch und ökonomisch zukunftsfähige Neuin- 
vestitionen im langlebigen Kraftwerksbereich zu geben, 
bedarf es dringend verbindlicher Klimaschutz-Zielvorga- 
ben für 2020 und 2050, sowie wirkungsvoll eingesetzter 
Instrumente, die eine Zielerreichung gewährleisten. Wer- 
den anfänglich zu niedrige Ziele ohne kalkulierbar strik- 
tere Vorgaben für die weitere Zukunft gesetzt, besteht die 
Gefahr, dass Investitionen in eine Energieversorgungs- 
struktur getätigt werden, die später zu überhöhten Ver- 
meidungskosten führen können. 

8 *. Bei frühzeitiger Festlegung langfristiger Ziele und 
eines zeitlichen Pfads der Zielerreichung kann das zum 
1 . Januar 2005 in Kraft tretende europäische Emissions- 
handelssystem den angemessenen Rahmen für einen ef- 
fektiven Klimaschutz bilden. Für die betroffenen Unter- 
nehmen bedeutet dies langfristige Planungssicherheit und 


eine Verringerung preislicher Friktionen auf dem Markt 
für Emissionsrechte. Diskontinuierliche Zielvorgaben mit 
unzureichendem Zeithorizont - beispielsweise kurzfris- 
tige Verschärfungen im Zeichen unvorhergesehener dra- 
matischer Klimaereignisse - könnten dagegen im kapital- 
intensiven Energieversorgungssektor zu unnötig teuren 
Pfadkorrekturen führen. 

Der Umweltrat empfiehlt daher, dass auch auf der euro- 
päischen Ebene zeitnah verbindliche Ziele für weitere 
Verpflichtungsperioden gesetzt werden. Dabei muss die 
europäische Klimapolitik deutlich machen, dass die im 
6. Umweltaktionsprogramm anerkannte Notwendigkeit 
einer langfristigen globalen Reduktion der Treibhausgas- 
Emissionen (THG-Emissionen) um 70 % ernst gemeint 
ist und dieses Ziel in stufenweisen THG-Emissionsmin- 
derungsvorgaben konkretisieren. Eine wichtige Zwischen- 
etappe für die EU bildet nach Auffassung des Umweltra- 
tes ein 30-%-Minderungsziel für das Jahr 2020 bezogen 
auf 1990. Deutschland sollte im Zusammenspiel mit 
Großbritannien und Schweden hierbei eine treibende 
Rolle übernehmen. 

9 *. Durch die Bepreisung von CO 2 im Rahmen des 
Emissionshandelssystems ist unter anspruchsvollen lang- 
fristigen Klimaschutzvorgaben davon auszugehen, dass 
sich der deutsche Energieträgermix deutlich verändern 
wird. Insbesondere wird sich die Wettbewerbsfähigkeit 
der Kohle verschlechtern. Dagegen ist eine deutliche 
Steigerung der Bedeutung der Erdgasverstromung wahr- 
scheinlich. Auch die zu befürchtende Häufung extremer 
Wetterereignisse wird den politischen Druck in diese 
Richtung langfristig eher erhöhen als schwinden lassen, 
sodass insgesamt von erheblichen Risiken für die Kohle- 
verstromung auszugehen ist. 

Eine Möglichkeit zur klimaschutzverträglichen Kohlever- 
stromung bietet zwar prinzipiell die Abscheidung und La- 
gerung von CO 2 . Deren wirtschaftliche Anwendungsreife 
ist aber bis 2020 kaum zu erwarten und kommt damit für 
die jetzt anstehende Kraftwerksemeuerung zu spät. Hinzu 
kommen weitere offene Fragen, von deren Beantwortung 
es abhängt, inwieweit und in welchem Maße die C02-Ab- 
scheidung einsetzbar ist. Offen ist insbesondere, ob eine 
dauerhaft sichere und damit auch umweltpolitisch akzep- 
table Endlagerung in großem Umfang möglich ist. 

10*. Zusammenfassend hält der Umweltrat die Fortfüh- 
rung einer Strategie, die vorrangig auf Kohleverstromung 
setzt und entsprechend vollendete Tatsachen schafft, für 
ökologisch wie ökonomisch unvertretbar. Zumindest bis 
zur endgültigen Klärung der Lagerungspotenziale und der 
Marktreife der C02-Sequestrierung, also kaum vor 2020, 
erfordert ein angemessener Klimaschutz die signifikante 
Reduzierung des Kohleanteils an der Stromversorgung. 
Bei der Kraftwerksemeuerung dürfte dann dem Erdgas 
eine Vorrangstellung zukommen, so wie es auch bei der 
mittelfristigen Kraftwerkserneuemng in anderen EU- 
Staaten der Fall ist. Dies schafft einen erheblichen Kom- 
munikationsbedarf mit der Kohleindustrie. Insgesamt ist 
die Frage der langfristigen Kohleverstromung in Deutsch- 
land so brisant und angesichts der kurzfristigen Durchset- 
zungsfähigkeit der beteiligten Interessen so schwierig. 
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dass sie in einem Branchendialog auf breiter Basis über 
die ökologiseh-ökonomische Langfristperspektive insbe- 
sondere des Braunkohlebergbaus (Garzweiler 11) ange- 
gangen werden sollte. Dabei sollten auch die erheblichen 
Umweltprobleme bei der Braunkohlegewinnung nicht 
ausgeklammert werden. Zu empfehlen ist die Entwick- 
lung einer Sektorstrategie im Sinne eines professionellen 
Transition Management, bei der insbesondere den betei- 
ligten Regionalinteressen Alternativen geboten werden 
und eine soziale Abfederung des notwendigen Struktur- 
wandels ermöglieht wird. Um keine widersprüchlichen 
Signale zu setzen, empfiehlt der Umweltrat weiterhin ein 
Auslaufen der Steinkohlesubventionierung bis 2010 und 
kritisiert gegenteilige Festlegungen. 

Nach Auffassung des Umweltrates bedeutet der mögliche 
Pfad einer deutlichen Reduktion der deutschen Kohlever- 
stromung jedoch nicht das Ende der weiteren deutschen 
Technologieentwieklung bei der Kohle verstromung. Die 
Entwieklung, Erprobung und Demonstration effizienterer 
Kohlekraftwerke und verbesserter Verfahren der C02-Ab- 
scheidung wird vom Umweltrat vor allem im Flinblick 
auf die weltweite Kohleverstromung, die derzeit im 
Durchschnitt auf niedrigem Effizienzniveau erfolgt, be- 
fürwortet. Sie ist aber kein Argument für einen hohen An- 
feil an Kohlekraftwerken. Befürchtungen hinsichtlieh der 
Versorgungssicherheit bei Erdgas teilt der Umweltrat 
nieht. 

Erneuerbare Energien 

11*. Durch einen Wechsel der Primärenergieträger kön- 
nen erhebliche Mengen des C02-Ausstoßes des Strom- 
sektors verringert werden. Während Erdgas wenigstens 
für eine Übergangszeit seinen Anteil als Energieträger für 
die Stromversorgung ausbauen wird, verspricht langfris- 
tig der Weehsel zu emeuerbaren Energien die größten 
C02-Reduktionen. Bedenken hinsichtlich des fluktuieren- 
den Energieangebots aus Windkraft- und Photovoltaikan- 
lagen hält der Umweltrat aus einer Reihe von Gründen für 
übertrieben, insbesondere angesichts der Möglichkeiten 
zur Umstrukturierung des grundlastbasierten Kraftwerks- 
parks in der anstehenden Emeuerungsphase. Die Integra- 
tion hoher Leistungen aus fluktuierenden Energiequellen 
setzt neben Fortschritten in der Prognostizierbarkeit ver- 
fügbarer Leistungen ein optimiertes Lastmanagement und 
eine Flexibilisierung des Kraftwerksparks voraus. Auch 
unter diesem Aspekt ist aber ein erhöhter Anteil gasbe- 
triebener Kraftwerke sinnvoll. Darüber hinaus sind bei 
der Weiterentwicklung von Speichertechnologien noch 
erhebliche Fortschritte möglich. Der Umweltrat begrüßt 
daher die im Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz 
zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien 
im Strombereich verankerten Zielvorgaben für emeuer- 
bare Energien für 2010 und 2020 (12,5 bzw. 20 % der 
Sfromversorgung) ebenso wie die in der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie vorgeschlagene Zielvorgabe für 
2050 (50 % des Energieverbrauchs). Dies ist eine über- 
zeugende Vorgabe für die Vorreiterrolle, die Deutschland 
in der Johannesburg Renewable Energy Coalition über- 
nommen hat. Die vorgesehene weitere Förderung dieser 
Energien hält er für sinnvoll. Ihre Kosten sind auch als 


eine Investition in einen deutschen Lead-Markt auf die- 
sem Gebiet zu rechtfertigen, dessen weltweite Ausstrah- 
lung klimapolitisch erwünscht und ökonomisch vorteil- 
haft ist. 

Die Degression der Vergütung ist ebenso zu begrüßen. 
Der Umweltrat hält die Annahme für begründe!, dass bis 
2020 der Anteil der durch das EEG geförderten Strom- 
menge aus emeuerbaren Energien radikal gesenkt werden 
kann, da sich die Gestehungskosten für Strom aus Wind, 
Wasserkraft und Biomasse denen der konventionellen 
Stromerzeugung - nicht zuletzt durch den Emissionshan- 
del bei Treibhausgasen - angleichen werden. Um unan- 
gemessene Mitnahmeeffekte zu vermeiden, ist eine 
Überprüfung der Regelung spätestens 2010 sinnvoll. Er- 
heblichen Förderungsbedarf für emeuerbare Energien 
sieht der Umweltrat außerhalb des Stromsektors. Im Be- 
reich der Wärmeerzeugung durch emeuerbare Energien 
liegen erhebliche Potenziale. 

2.2 Instrumentelle Umsetzung 
Emissionshandel 

12*. Trotz der im Umweltgutachten 2002 geäußerten Be- 
denken gegenüber einem auf Teile der Wirtschaft be- 
schränkten Emissionshandel hält der Umweltrat diesen 
für einen sinnvollen ersten Schritt zu einer effizienten 
Klimapolitik. Es handelt sich um ein Instrament mit 
grandsätzlich hoher Effizienz und Zielgenauigkeit, das 
überdies verbesserte Rahmenbedingungen für die Nach- 
zügler des Klimaschutzes in der EU schafft. Entschei- 
dende Voraussetzung für eine angemessene Wirksamkeit 
des Instmments ist allerdings, dass - insbesondere auch 
langfristig - ansprachsvolle Ziele formuliert und hinrei- 
chende Kontroll- und Sanktionsmechanismen im Falle 
der Nichterfüllung verfügbar sind. Perspektivisch sollte 
eine bessere Verkopplung mit der Ökosteuer und den an- 
deren Klimaschutzinstrumenten angestrebt werden. Dies 
ist auch deshalb erforderlich, weil dem Emissionshandel 
im Instrumentenmix der Klimapolitik nunmehr eine fak- 
tisch dominante Rolle zufällt. Sein Versagen könnte ent- 
sprechend zum Einfallstor für ohnehin starke Gegenten- 
denzen werden. 

Wie der Umweltrat im vergangenen Gutachten bereits 
ausführlich dargelegt hat, ist ein Zurückfahren ordnungs- 
rechtlicher Instramente zugunsten des Emissionshandels 
nur insoweit gerechtfertigt, wie im Effekt dieselben 
Emissionsminderangen erreicht werden. Zur Absiche- 
rung des Emissionshandels schlug der Umweltrat eine 
vorerst befristete Aufhebung ordnungsrechflicher Insfru- 
mente mit der Option einer Reaktivierung vor. Diese 
Empfehlung wird hier bekräftigt. Im Falle einer Zielver- 
fehlung durch unzureichende Kontroll- und Sanktionsme- 
chanismen kommen auch ergänzende ordnungsrechtliche 
Maßnahmen wie Vorschriften über zulässige C02-Emis- 
sionsobergrenzen für Großemiftenten in Betracht. 

Bei der Umsetzung des Richtlinienentwurfs und einer 
Weiterentwicklung des Emissionshandelssystems nach 
der ersten Kioto-Verpflichtungsperiode (2008 bis 2012) 
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sieht der Umweltrat insbesondere folgenden Handlungs- 
bedarf: 

- ln der ersten Phase des Systems stellt die Orientierung 
des nationalen Allokationsplans an der Klimasehutz- 
vereinbarung der deutschen Industrie eine geeignete 
Grundlage dar. Wichtig ist jedoch eine baldige Kon- 
kretisierung des Niveaus und der zeitlichen Perspek- 
tive nach 2012 (s. o.). 

- Eine kostenlose Anfangsallokation der Emissions- 
rechte wird für den Einstieg in das Handelssystem 
zwar als pragmatische Lösung angesehen. Zur Ver- 
meidung von Effizienzverlusten sollte in zukünftigen 
Verpflichtungsperioden jedoch grundsätzlich eine Ver- 
steigerung der Emissionsrechte vorgezogen werden. 

- Eine Newcomer-Reserve im Rahmen der kostenlosen 
Anfangsallokation ist grundsätzlich nicht zielführend, 
da die kostenlose Zuteilung für potenzielle Investoren 
einen Anreiz zu strategisch überhöhter Produktions- 
planung schafft und damit zu Effizienzverlusten führt. 
Hinzu kommen administrative Probleme bei der Ab- 
grenzung zwischen Altemittenten und Newcomern, 
die geradezu eine Einladung zur missbräuchlichen 
Ausnutzung der Newcomer-Reserve bilden würden. 

- Eine Effizienzsteigerung ist ebenfalls durch die Inte- 
gration projektbezogener Maßnahmen (Joint Imple- 
mentation und Clean Development Mechanism) in das 
europäische Emissionshandelssystem zu erreichen. 
Die Bundesregierung sollte aber auch im Hinblick auf 
die Vermeidung von Mitnahmeeffekten darauf hinar- 
beiten, dass auf der operativen Ebene klare Bedingun- 
gen für die Einbeziehung der flexiblen Kioto-Instru- 
mente formuliert und vor allem konsequent angewandt 
werden. 

- Die Einbindung des Emissionshandels in den rechtli- 
chen Rahmen des Immissionsschutzes sollte so erfol- 
gen, dass bei maximaler Flexibilität der Unternehmen 
bezüglich der THG-Emissionsreduktion Zielkonflikte 
mit anderen Umweltbelangen vermieden werden. 

- In der längerfristigen Perspektive sollte die Einbezie- 
hung weiterer Verursachersektoren angestrebt werden. 

Fortentwicklung der ökologischen Steuerreform 

13*. Das am 23. September 2002 verabschiedete „Gesetz 
zur Fortentwicklung der ökologischen Steuerreform“ 
sieht im Einzelnen einen Abbau der Ermäßigungstatbe- 
stände für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes 
sowie der Land- und Forstwirtschaft und eine Verände- 
rung der Steuersätze auf einzelne Energieträger vor. Die 
hierdurch zu erwartenden Mehreinnahmen sollen zum 
überwiegenden Teil als allgemeine Haushaltsmittel zur 
Verfügung stehen. 

In der Summe haben diese beiden Neuregelungen voraus- 
sichtlich zur Folge, dass die Lenkungswirkung der Öko- 
steuer spürbar vermindert wird. Der überlegene Weg, um 
den Schutz der Wettbewerbsfähigkeit einerseits und die 
Lenkungswirkung der Ökosteuer andererseits besser mit- 


einander in Einklang zu bringen, besteht nach Auffassung 
des Umweltrates in der Kombination von hohen Steuer- 
sätzen mit einer Anwendung von Freibetragsregelungen, 
bei der ein näher zu bestimmender Sockelverbrauch von 
der Ökosteuer freigestellt wird. Unabhängig davon hält 
der Umweltrat jedoch an seiner Forderung fest, eine nicht 
nur ansatzweise Harmonisierung der Energiebesteuerung 
auf EU-Ebene anzustreben. Solange dies nicht erreicht 
ist, sollte die Gewährung von Ermäßigungstatbeständen 
zukünftig von der Energieintensität der Produktionspro- 
zesse, der Export- beziehungsweise Importintensität des 
betreffenden Sektors und der Anwendung eines Energie- 
Audits abhängig gemacht werden. 

Mit dem „Gesetz zur Fortentwicklung der ökologischen 
Steuerreform“ wurden die Regelsätze der Mineralölsteuer 
für Erdgas bei Verwendung als Heizstoff, für Flüssiggas 
und für schweres Heizöl angehoben. Dabei ließ sich die 
Bundesregierung von der Zielsetzung leiten, die Steuer- 
belastung der einzelnen Brennstoffe bezogen auf ihren je- 
weiligen Energiegehalt aneinander anzugleichen. Diese 
Vorgehensweise ist unter ökologischen Gesichtspunkten 
fragwürdig, denn der Energiegehalt stellt keinen verläss- 
lichen Indikator der jeweiligen Umweltbelastungen dar. 
Insbesondere ist zu kritisieren, dass der relativ umwelt- 
freundliche Heizstoff Erdgas gemessen an seiner C02-In- 
tensität nun stärker besteuert wird als leichtes Heizöl. 

Ebenfalls wurde die befristete Steuerermäßigung für Erd- 
gas, das als Kraftstoff in Fahrzeugen verwendet wird, bis 
zum 3 1 . Dezember 2020 verlängert. Diese Maßnahme ist 
zwar geeignet, die Markteinführung von erdgasbetriebe- 
nen Fahrzeugen weiter voranzutreiben, sie steht aber 
gleichzeitig einer verursachergerechten Kostenanlastung 
im Straßenverkehr entgegen und führt damit zu entspre- 
chenden Verzerrungen. 

Im Einzelnen empfiehlt der Umweltrat 

- eine maßvolle aber kontinuierliche weitere Erhöhung 
der Ökosteuer, ohne die hinreichende Verbesserungen 
insbesondere im Verkehrsbereich nicht vorstellbar 
sind; 

- die Bemessungsgrundlage der Ökosteuer mittelfristig 
auf die C02-Intensität der Energieträger umzustellen 
und dabei insbesondere den Energieträger Kohle nicht 
weiter zu privilegieren; 

- dass auch im Hinblick auf die Richtlinie (2003/96/EG) 
zur Besteuerung von Energieerzeugnissen die spe- 
zielle Benachteiligung von Erdgas in der Stromerzeu- 
gung umgehend aufgehoben werden sollte; 

- eine weiter gehende Harmonisierung der Energie- 
besteuerung auf EU-Ebene anzustreben. 

3 Naturschutz 

14*. In den letzten beiden Jahren hat die Naturschutz- 
politik durch die Nachhaltigkeitsstrategie und die Novel- 
lierung des Bundesnaturschutzgesetzes wichtige Anstöße 
zur Weiterentwicklung erhalten. Zudem stellt die Umset- 
zung europarechtlicher Vorgaben den Naturschutz vor 
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große Herausforderungen. Ungeklärte finanzielle Fragen 
und vor allem die föderale Organisation des Naturschut- 
zes in Deutschland werfen dabei Probleme auf. Im Ein- 
zelnen betrifft dies folgende Punkte: 

3.1 Biodiversitätsstrategie 

1 5*. Der Rückgang an biologischer Vielfalt konnte natio- 
nal wie auch international nicht gestoppt werden. Die 
große Mehrzahl der Staaten ist dem Übereinkommen über 
die biologische Vielfalt (Convention on Biological Diver- 
sity - CBD) beigetreten, setzt dessen Verpflichtungen bis- 
lang aber nur ungenügend um. Zu den wesentlichen Ver- 
pflichtungen der CBD gehört die Entwicklung einer 
Biodiversitätsstrategie, die eine Beendigung des Verlustes 
von Arten, des Rückgangs der genetischen Vielfalt und 
der Abnahme der Vielfalt von Ökosystemen zum Ziel hat. 
Diese Ziele sollen durch ein mit dem Begriff des „Öko- 
systemansatzes“ verbundenes Regelsystem zum Manage- 
ment der biologischen Vielfalt erreicht werden. Von 
eigenständiger Bedeutung ist das Prinzip des gerechten 
Vorteilsausgleiches bei der Nutzung genetischer Ressour- 
cen, das sich nicht zuletzt auf die Möglichkeit bezieht, 
Patente auf biotische Ressourcen erwerben und damit an- 
dere von der Nutzung ausschließen zu können. 

16*. Der Umweltrat begrüßt die Absicht der Bundes- 
regierung, Biodiversitätsziele ab dem Jahre 2006 in die 
nationale Nachhaltigkeitsstrategie zu integrieren und da- 
mit einen Beitrag zur Umsetzung der CBD zu leisten. Er 
sieht in einer Biodiversitätsstrategie einen unverzichtba- 
ren Bestandteil der Nachhaltigkeitsstrategie und hält es 
daher für dringend geboten, die strategische Bearbeitung 
des Themas Biodiversität entsprechend des Beschlusses 
der Bundesregierung nunmehr mit Blick auf 2006 zügig 
anzugehen. Spätestens bis 2010 sollte entsprechend der 
Vorgabe des Aktionsprogramms des Johannesburg-Gip- 
fels die Verlustrate an Biodiversität erheblich gesenkt 
werden. 

Der Umweltrat schlägt dazu vor, die Indikatoren der 
Nachhaltigkeitsstrategie zur Artenvielfalt und zur Er- 
nährung inhaltlich zu erweitern sowie einen zusätzlichen 
Indikator zur Wasserqualität zu definieren. Mit einer 
Biodiversitätsstrategie sind ein verstärkter und erweiter- 
ter Naturschutz, die umfassende Integration des Schut- 
zes der Biodiversität in sektorale Politikbereiche und die 
zwischen verschiedenen Ressorts und Akteursgruppen 
abgestimmte Bearbeitung von Querschnittsthemen ver- 
bunden. 

Um diese Prozesse anzustoßen und umzusetzen, emp- 
fiehlt der Umweltrat der Bundesregierung die Einrichtung 
einer „Interministeriellen Arbeitsgruppe Biodiversitäts- 
strategie“, durch die die vorhandenen Aktivitäten und 
Kompetenzen gebündelt und konkrete Handlungsziele in 
einem Dialogprozess bis zum Jahre 2006 entwickelt wer- 
den sollen. Außerdem sollte vom Beirat für Genetische 
Ressourcen beim BMVEL die Interpretation und kon- 
krete Anwendung des Prinzips des gerechten Vorteilsaus- 
gleiches vorangetrieben werden. 


3.2 Umsetzungsprobleme des 
Naturschutzrechts 

Umsetzung des Netzes NATURA 2000 

17*. Die Umsetzung des Schutzgebietssystems 
NATURA 2000 trifft in Deutschland nach wie vor auf 
große Schwierigkeiten, die sich insbesondere in einer zö- 
gerlichen Meldepraxis der Länder niederschlagen. Im 
Jahre 2003 hat die EU-Kommission erneut mit einem 
Zwangsgeldverfahren gedroht, wenn Deutschland nicht 
umgehend seinen Verpflichtungen nachkommt. Auch hin- 
sichtlich der auf die Meldung der Gebiete folgenden 
Schritte, wie der Formulierung und Umsetzung von Ma- 
nagementzielen für die einzelnen Gebiete sowie die Er- 
füllung der nationalen Berichtspflichten, zeichnen sich 
bereits erhebliche Umsetzungsprobleme ab. Eine Ursache 
der Umsetzungsdefizite und Verzögerungen ist darin zu 
suchen, dass zusätzlich zu den bestehenden Natur- 
schutzaufgaben der Länder umfangreiche finanzielle und 
personelle Anstrengungen erforderlich sind und bisher 
ungeklärt ist, wie und von wem die hierzu erforderlichen 
Mittel aufgebracht werden sollen. Zudem wirkt die der- 
zeitige Konstellation der Zuständigkeiten zwischen EU, 
Bund und Ländern im Zusammenhang mit dem Aufbau 
des Netzes NATURA 2000 behindernd. 

Der Umweltrat konstatiert angesichts dieser Situation 
einen dringenden Handlungsbedarf auch auf der Bundes- 
ebene. Zur weiteren Umsetzung des Schutzgebietssys- 
tems NATURA 2000 empfiehlt der Umweltrat der Bun- 
desebene, 

- eine verstärkt moderierende Rolle in der Länderar- 
beitsgemeinschaft für Naturschutz (LANA) einzuneh- 
men, um ein gemeinsames Vorgehen der Länder bei 
der Umsetzung von NATURA 2000 zu unterstützen, 

- die weiteren Anforderungen von NATURA 2000 (Ma- 
nagementpläne, Monitoring, Berichtspfiichten) mit 
den Ländern abzustimmen, Gebietsausweisungen 
schnellstmöglich mit Managementplänen zu konkreti- 
sieren und das Monitoring der NATURA-2000-Ge- 
biete als Grundlage für die in § 12 BNatSchG gefor- 
derte Umweltbeobachtung zu nutzen, 

- zur bundeseinheitlichen, rechtskonformen Anwen- 
dung der FFH- Verträglichkeitsprüfung zumindest auf 
Bundesebene - am besten auf europäischer Ebene - 
klare Kriterien festzulegen, 

- die notwendige Finanzierung sicherzustellen, 

- eine einheitliche und umfassende Haftungsnorm bei- 
spielsweise durch Ergänzung des Artikel 23 GG zu 
schaffen, mit welcher dem Bund bei Zwangsgeld- 
festsetzungen durch den EuGH eine Grundlage für et- 
waige Kostenerstattungsansprüche gegen die Länder 
an die Hand gegeben wird, 

- die grundsätzlichen Ursachen des Problems anzuge- 
hen, das heißt Schritte einzuleiten, um die Kompeten- 
zen des Bundes durch eine konkurrierende Gesetz- 
gebung zu erweitern. 
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- sich auf EU-Ebene für eine permanente Aufhebung 
der Deckelung der Zahlungen in NATURA-2000-Ge- 
bieten und eine Reduzierung der Kofinanzierungs- 
pflicht der Eänder einzusetzen. 

Die Finanzierung des europäischen Netzes NATURA 
2000 kann nicht ein alleiniges nationales Problem sein, 
sondern muss auch und entscheidend auf europäiseher 
Ebene gelöst werden. Zwisehenzeitlich ist auch eine 
Übernahme der Kofinanzierung dureh den Bund zu erwä- 
gen. Generell sollte die Fachberatung für Bewirtschafter 
in NATURA-2000-Gebieten deutlich verbessert und 
ebenfalls in die Förderung eingeschlossen werden. 

Auf der Ebene der Länder empfiehlt der Umweltrat, 

- auch konfiiktträchtige Gebiete zügig zu melden, um 
die Voraussetzung für die Förderung als Gebiet mit 
umweitspezifischen Einschränkungen (VO [EG] 
Nr.1257/1999 Ar. 16 Kap. V. e) und die Förderung 
aus dem LIFE-Programm zu erfüllen, Ungewisshei- 
ten zu beenden und verhandelbare Situationen zu 
sehaffen, 

- das Schutzgebietssystem der EU (NATURA 2000) 
und das nationale Schutzgebietssystem, insbesondere 
des geplanten Biotopverbundes, miteinander abzuglei- 
ehen, 

- die NATURA-2000-Gebiete durch Ausweisung als 
Sehutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgeset- 
zes zu siehem, 

- das Management der NATURA-2000-Gebiete dadurch 
zu verbessern, dass die Zuständigkeiten für diese Ge- 
biete mögliehst bei einer Behörde pro Gebiet gebün- 
delt werden, 

- die Synergien mit der Umsetzung der EG-Wasserrah- 
menriehtlinie zu nutzen, 

- den Zustand des Verbundsystems im Zusammenhang 
zu beurteilen. Dies ist die Voraussetzung für die Ablei- 
tung von Handlungsbedarf und Maßnahmenprioritä- 
ten. 

Bund und Länder sollten die Realisierung von 
NATURA 2000 mit einer breiten Öffentliehkeitsarbeit 
flankieren. 

18 *. Das Schutzgebietssystem NATURA 2000 inklusive 
seines Monitorings sollte nach einer angemessenen Zeit 
(etwa zehn Jahren) daraufhin geprüft werden, ob das Sys- 
tem für die ausgewiesenen Lebensraumtypen und Arten 
tatsächlich geeignet ist oder gegebenenfalls modifiziert 
werden sollte. Der Umweltrat wiederholt seine Forderung 
naeh einem Bundeslandschaftskonzept, das eine konsoli- 
dierte Darstellung aller bundesweit und international be- 
deutsamen Natursehutzziele nebst Handlungsstrategien 
zu ihrer Umsetzung enthält. 

Umweltbeobachtung 

19 *. Die bestehenden Umweltbeobachtungsprogramme 
auf Bundes- und Länderebene sind untereinander nieht 
ausreiehend abgestimmt. Es bedarf dringend einer Koor- 


dination der bereits vorhandenen Programme, der Ver- 
wendung einheitlicher Erfassungskriterien und einer 
sinnvollen Verbindung mit den neu anstehenden Monito- 
ringthemen (Biodiversität, Gentechnik, Flora-Fauna- 
Habitat-Richtlinie, Wasserrahmenrichtlinie, Wirksam- 
keitsnaehweis für Agrarumweltmaßnahmen, Strategische 
Umweltprüfung [SUP], Umwelt und Gesundheit). Die 
bundesrechtliche Vorgabe einer Umweltbeobachtung so- 
wie die Vielzahl neuer Monitoringerfordemisse, insbe- 
sondere aufgrund von EU-Vorschriften, sollte von Bund 
und Ländern als Anlass zur Harmonisierung und Weiter- 
entwicklung der versehiedenen Konzepte der Umweltbe- 
obaehtung unter Koordination des BMU genommen wer- 
den. Dies wird jedoch im Umstellungszeitraum nieht 
ohne entspreehende Stellenausstattung auf Bundes- und 
Länderebene geschehen können. Im Rahmen einer effek- 
tiven Koordination und Kooperation ist jedoch zukünftig 
mit Synergie- und Kosteneinsparungseffekten zu rechnen. 

20 *. Nach Ansicht des Umweltrates sollte der Bundes- 
ebene im Bereich der Umweltbeobachtung eine sehr viel 
stärkere rahmensetzende Rolle zukommen. Harmonisie- 
rungsbedarf besteht aber auch auf Bundesebene selbst 
zwischen Beobaehtungsprogrammen unterschiedlicher 
Ressorts und Einrichtungen. Zur Umsetzung der anste- 
henden Verpflichtungen in der derzeitigen Kompetenz- 
verteilung empfiehlt der Umweltrat, 

- die zuständigen Fachbehörden des Bundes und der 
Länder zur Erarbeitung eines gemeinsamen integrie- 
renden Konzeptes zur Umweltbeobaehtung aufzufor- 
dem, das auf den bereits vorhandenen zahlreichen 
Monitoringprogrammen aufbaut, 

- den Wissenspool der Faehbehörden unter Federfüh- 
rung des BMU zusammenzuführen und eine Arbeits- 
gruppe für die Konkretisierung einer Umweltbeobaeh- 
tung gemäß § 12 BNatSchG mit der Aufgabe 
einzurichten, Schnittstellen zwischen den vorhande- 
nen Programmen zu definieren und Methoden, Unter- 
suchungsdesign, Datenhaltung und -auswertung zu 
koordinieren beziehungsweise neu vorzugeben. 

Umsetzung des Bundesnaturschutzgesetzes 
in den Ländern 

21 *. Die Länder setzen die Rahmenregelungen des Bun- 
desnatursehutzgesetzes derzeit sehr unterschiedlich um. 
Während Schleswig-Holstein das Rahmenrecht in sehr 
begrüßenswerter Weise in seinem Landesnaturschutzge- 
setz ausgestaltet, fallen die anderen Länder hinter die bis- 
herigen landesrechtlich verankerten Standards und teil- 
weise sogar hinter die Standards des Rahmenreehts 
zurüek. Der Umweltrat rät der Bundesregierung nach- 
drücklich, das den Ländern verfassungsrechtlich aufgege- 
bene Gebot bundesfreundlichen Verhaltens einzufordem. 

22 *. Aus Sicht des Umweltrates sollten die Chancen, die 
mit der notwendigen Anpassung des Landesrechts an das 
Bundesnaturschutzgesetz verbunden sind, zur Stärkung 
des Naturschutzes und zur vorausschauenden Neuorien- 
tierung hinsiehtlieh internationaler und europarechtlicher 
Verpflichtungen (z. B. SUP) genutzt werden. Im Sinne 



Drucksache 15/3600 


-38- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


einer Harmonisierung und Kompatibilität des Natur- 
sehutzrechtes der Bundesländer sollten dabei - soweit 
dies das vorgenannte Ziel nicht behindert - die bereits 
vorhandenen Empfehlungen der LANA Berücksichtigung 
finden. Für Regelungsbereiche, die von der LANA bisher 
nicht ausreichend bearbeitet wurden, sollten umgehend 
mögliehst weit gehende, gemeinsam umsetzbare Ausge- 
staltungsempfehlungen erarbeitet werden. 

23*. Unter dieser Prämisse empfiehlt der Umweltrat für 
den Regelungsbereich der guten fachlichen Praxis der 
Landwirtschaft die Erarbeitung weiter gehender Vor- 
sehläge durch die LANA. Falls dabei keine Einigung 
erreieht wird, sollten die Bundesländer eine über die der- 
zeitigen Empfehlungen der LANA hinausgehende Ausge- 
staltung anstreben. Der Vollzug der guten faehlichen Pra- 
xis sollte nicht allein dem landwirtschaftlichen Fachrecht 
und den Landwirtschaftsbehörden überlassen werden, 
sondern auch die Naturschutzbehörden sollten für alle in 
§ 5 Abs. 4 BNatSchG aufgeführten Aspekte Zugriffs- 
möglichkeiten erhalten. Ferner sollten die Länder sich zur 
Vereinheitlichung der Rechtslage in Deutschland bei der 
Umsetzung der Eingriffsregelung in Landesrecht an dem 
von der LANA erarbeiteten, jedoch nicht verabschiedeten 
Grundsatzpapier orientieren. Bei der Fortentwicklung der 
Landschaftsplanung in den Landesgesetzen sind neben 
den rahmenrechtlich vorgegebenen Inhalten überwie- 
gend landesrechtlich zu regelnde Verfahrensvorschriften 
- wie die Einführung einer Pflicht zu Koordinierung der 
Aufstellung und Fortschreibung der Pläne mit der gesam- 
träumlichen Planung und die Verankerung der Öffentlich- 
keitsbeteiligung - in das Gesetz aufzunehmen. Diese Not- 
wendigkeit ergibt sich mit Blick auf die Strategische 
Umweltprüfung, die Europäische Landschaftskonvention 
und die Aarhus-Konvention. 

24*. Die bundesrechtlich verankerten Rechte zur Mitwir- 
kung und Klage der Umweltverbände sind erste wichtige 
Elemente zur Umsetzung der Verpflichtungen aus der 
Aarhus-Konvention. Deutschland ist als Signatarstaat der 
Aarhus-Konvention unter anderem zu einer Neuordnung 
des Verwaltungsrechtsschutzes in Deutschland verpflich- 
tet und es besteht hinsichtlich der Verbandsklage weiterer 
Anpassungsbedarf. Gemäß der Aarhus-Konvention und 
entsprechenden EU-Richtlinien sollten Mitwirkungs- und 
Klagerechte - umfassender als bisher im BNatSchG ver- 
ankert - für alle Verwaltungsakte mit Bezug zum Um- 
weltrecht gestattet werden. Der Umweltrat empfiehlt da- 
her dringend, diese Rechte bereits jetzt in den 
Landesnaturschutzgesetzen zu berücksichtigen, um eine 
sonst in Kürze erneut erforderlich werdende Anpassung 
der Ländergesetze zu vermeiden. 

3.3 Verminderung der Flächen- 
inanspruchnahme 

25*. Die hohe Rate der Flächeninanspruchnahme gehört 
in Deutschland nach wie vor zu den dauerhaft ungelösten 
Umweltproblemen. Ihre Auswirkungen beeinträchtigen 
nicht nur wichtige Funktionen des Naturhaushaltes, son- 
dern auch die Lebensqualität der Menschen. Die ungüns- 
tige Verteilung der Siedlungsentwicklung im Raum ver- 


schärft des Weiteren das Verkehrsproblem. Zwar zeigen 
Erfolge der Siedlungssteuerung in England, dass das von 
der Bundesregierung formulierte Ziel, die zusätzliche 
Flächeninanspruchnahme auf 30 Hektar pro Tag zu be- 
grenzen, nicht prinzipiell unrealistisch ist. Im Rahmen 
des existierenden bundesdeutschen Planungssystems 
konnten gleichwohl allein durch planerische Mittel bisher 
keine ausreichenden Steuerungswirkungen erzielt wer- 
den. Für eine wirksame Flächenstrategie der Bundes- 
regierung empfiehlt der Umweltrat deshalb unter Rück- 
griff auf bereits unterbreitete Vorschläge folgenden 
Instrumentenmix : 

- Einführung eines Systems der handelbaren Flächen- 
ausweisungsrechte mit Zuteilung der Ausweisungs- 
rechte für die Länder nach klaren politisch festzule- 
genden Kriterien durch die Bundesraumordnung, 

- Kombination dieses Systems mit der Landesplanung, 
die die Erstzuteilung von Flächenausweisungsrechten 
an die Regionen oder gegebenenfalls direkt an die Ge- 
meinden vomimmt. Auf der Grundlage der Land- 
schaftsplanung sollten in den Plänen der Raumord- 
nung auch die Flächen dargestellt werden, auf denen 
eine Siedlungsentwicklung unter Gesichtspunkten des 
Natur- und Umweltschutzes unterbleiben muss. Die 
überörtliche Raumplanung beschneidet damit die 
Möglichkeiten der Gemeinden, auf besonders schutz- 
würdigen und empfindlichen Flächen im Gemeindege- 
biet ihre Ziele zur Siedlungsentwicklung mit den ih- 
nen zugewiesenen Flächenzertifikaten umzusetzen. 
Als Ausweg bleibt den Gemeinden der Verkauf der 
Flächenzertifikate oder deren Umsetzung in regiona- 
len beziehungsweise interkommunalen Siedlungs- 
oder Gewerbegebieten. Beispiele für die erfolgreiche 
Umsetzung solcher Kooperationen bestehen bereits. 
Ein weiterer Ausgleich könnte durch eine Reform des 
kommunalen Finanzausgleichs erfolgen. In Zukunft 
sollte dort vermehrt die Bereitstellung ökologischer 
Funktionen berücksichtigt werden. 

Flankierend sind weitere Maßnahmen notwendig, um die 
Anreize zur Flächeninanspruchnahme zu verringern, da- 
runter vor allem 

- der weitere Abbau von Förderinstrumenten und steu- 
erlichen Vergünstigungen, die eine starke Flächenin- 
anspruchnahme unterstützen (insbesondere Eigen- 
heimförderung und Entfemungspauschale), 

- die Verbesserung des rechtlichen Rahmens im Raum- 
ordnungsgesetz (ROG) und Baugesetzbuch (BauGB) 
durch 

- die Möglichkeit, im Bundesraumordnungspro- 
gramm Mengenziele und gegebenenfalls Vertei- 
lungsschlüssel für die Zuteilung an die Bundeslän- 
der vorzugeben. Entsprechende Verpflichtungen 
sollten auch für die Landesraumordnungspro- 
gramme vorgesehen werden. Auf quantitative Vor- 
gaben abzielende Einschränkungen der kommuna- 
len Planungshoheit, die auch die Potenziale zur 
Innenentwicklung in Anschlag bringen, sind nach 
der Rechtslage offenbar durchaus möglich. 
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- Vorgabe eines Mindestanteils für das Fläehenrecy- 
cling auf kommunaler Ebene und Förderung der 
Entwieklung im Innenbereich durch Stärkung der 
Städtebauforderung. 

Für die Umsetzung solcher Mengenvorgaben im Rahmen 
der Bauleitplanung und im Rahmen planungsrechtlicher 
Genehmigungstatbestände der §§30 ff. BauGB bedarf es 
allerdings einer Anpassung des öffentlichen Baurechts an 
solche Konzepte zur Flächennutzung seitens der Landes- 
planung. 

3.4 Europäische Landschaftskonvention (ELC) 

26*. Der Ansatz der Europäischen Landschaftskonven- 
tion, europaweit die rechtliche Grundlage für eine umfas- 
sende, zumindest in Einzelfällen sogar grenzüberschrei- 
tende Landschaftspolitik zu schaffen, ist vom Grundsatz 
her positiv zu bewerten. Da die nationale Gesetzgebung 
der europäischen Staaten hinsichtlich des Natur- und 
Landschaftsschutzes sehr unterschiedlich ausgestaltet ist, 
unterscheidet sich allerdings auch die Bedeutung der ELC 
{European Landscape Convention) für die einzelnen Ver- 
tragsparteien deutlich. 

Bedenken, durch die klare anthropozentrische Ausrich- 
tung der ELC könnte es zur Schwächung des Naturschut- 
zes kommen, erscheinen in Deutschland unbegründet. 
Aus der Sicht des Umweltrates ergänzen sich ästhetisch 
und kulturell begründeter Landschaftsschutz, wie ihn die 
ELC fordert, und ökologisch begründeter Landschafts- 
und Naturschutz. Deutschland gehört zu der Länder- 
gruppe mit einem weit ausgestalteten, etablierten Instru- 
mentarium hinsichtlich des Umganges mit Landschaft. 
Insbesondere sind hier die verschiedenen Ebenen der 
Landschaftsplanung zu nennen. Insofern wird ein Groß- 
teil der inhaltlichen Regelungen der ELC bereits durch 
die vorhandenen Instrumente abgedeckt. Aus diesen 
Gründen und im Hinblick auf die Vorbildfunktion insbe- 
sondere gegenüber den neuen Beitrittsländem der EU hält 
der Umweltrat die baldige Unterzeichnung der Land- 
schaftskonvention durch Deutschland für sinnvoll. 

3.5 Ausblick: Zur Bedeutung einer Bundes- 
kompetenz für den Naturschutz 

27*. Mit Blick insbesondere auf das europäische Ge- 
meinschaftsrecht ist Deutschland gehalten, Kohärenz in 
allen 1 6 Bundesländern in Bezug auf das materielle 
Recht, die Handlungsinstrumente und Verfahrensvor- 
schriften sowie schließlich bei der Anwendung in der Pra- 
xis sicherzustellen. Außerdem erfordern vernetzte Struk- 
turen wie etwa das System NATURA 2000, der 
Biotopverbund oder die Umweltbeobachtung eine wei- 
testgehend einheitliche Handhabung. Naturschutzfachlich 
notwendige Vernetzungen dürfen nicht durch Länder- 
grenzen erschwert oder sogar unmöglich gemacht wer- 
den. Zudem führt die Interpretationsvielfalt in den 
Bundesländern bei rahmenrechtlich zwangsläufig unbe- 
stimmten Rechtsbegriffen wie beispielsweise bei der Ein- 
griffsregelung zu Wettbewerbsverzerrungen. 

Nach der geltenden Kompetenzlage darf der Bund für den 
Bereich des Naturschutzes und der Landschaftspflege al- 


lerdings lediglich Rahmenvorschriften erlassen (Art. 75 
Abs. 1 GG), ansonsten muss eine Ausfüllung und Ergän- 
zung durch die Länder erfolgen. Diese ergänzende Um- 
setzung in den Ländern stellt einen wesentlichen Teil der 
Umsetzungsaufgaben dar. Setzt aber nur ein Bundesland 
einschlägiges Gemeinschaftsrecht nicht rechtzeitig oder 
nicht ausreichend um, kann es zu einem Vertragsverlet- 
zungsverfahren kommen. 

Vor dem Hintergrund der aufgezeigten Behinderungen 
eines effektiven Naturschutzes infolge der zwischen 
Bund und Ländern geteilten Zuständigkeiten erscheinen 
Modifikationen der föderalen Strukturen sachgerecht. Für 
den Bereich des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sollte daher eine Änderung der Zuständigkeitsverteilung 
in Erwägung gezogen werden. Um dem Bund die zügige 
Durchsetzung naturschutzrechtlicher Gemeinschaftsvor- 
gaben zu ermöglichen und dem Vemetzungsgedanken tat- 
sächlich gerecht werden zu können, erscheint eine 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes ge- 
boten. Parallel dazu sollte eine Bundesauftragsverwal- 
tung zumindest für Teile des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege geprüft werden. 

4 Landwirtschaft 
4.1 Agrarpolitik 

28*. Die derzeitige Situation der Landwirtschaft in der 
Bundesrepublik erfordert grundlegende Reformen der 
Agrarpolitik. In vielen Regionen trägt die Landwirtschaft 
zur Erhaltung der Kulturlandschaft und Biodiversität bei. 
Gleichzeitig verursacht sie aber schwerwiegende Um- 
weltbeeinträchtigungen. Die Agrarpolitik hat es in der 
Vergangenheit nicht vermocht, eine umweltschonende 
Landwirtschaft auf der gesamten Fläche einzuführen. Vor 
dem Hintergrund der anstehenden EU-Osterweiterung 
zeichnete sich ab, dass eine Agrarstützung nach dem bis- 
herigen Muster in Zukunft nicht mehr finanzierbar ist. 
Auch die Forderungen der Welthandelsorganisation 
(WTO) nach einem Abbau der Agrarstützungen sowie die 
in der Öffentlichkeit schwieriger werdende Vermittelbar- 
keit der Subventionszahlungen trugen dazu bei, dass der 
Rat der Agrarminister der EU im Juni 2003 eine Neuaus- 
richtung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) beschlos- 
sen hat, die bis zum Jahre 2013 Bestand haben soll. 

Neuausrichtung der Gemeinsamen Agrarpolitik 2003 

29*. Ziel der durch die Luxemburger Beschlüsse im 
Jahre 2003 eingeleiteten Agrarreform der EU (Mid-Term- 
Review-Reform [MTR]) war es, die WTO-Kompatibilität 
der Gemeinsamen Agrarpolitik zu verbessern, indem die 
Produktion der Landwirte stärker durch marktwirtschaft- 
liche Elemente bestimmt wird. Ferner soll den neuen ge- 
sellschaftlichen Anforderungen in den Bereichen Lebens- 
mittelsicherheit, Tier- und Umweltschutz Rechnung 
getragen werden, um damit die Legitimation dieses Poli- 
tikbereiches zu festigen. Die Wettbewerbsfähigkeit der 
Agrarproduktion soll verbessert werden und die Finan- 
zierbarkeit der Gemeinsamen Agrarpolitik vor dem Hin- 
tergrund der EU-Osterweiterung erhalten bleiben. Kem- 
maßnahmen der Reform zur Erreichung dieser Ziele sind 
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eine Entkopplung der Direktzahlungen von der Produk- 
tion, die Ausgabe von handelbaren Prämientiteln an die 
bei Einführung der Reform aktiven Landwirte, die 
Bindung der Zahlungen an die Einhaltung von Umwelt-, 
Tierschutz- und Qualitätsvorschriften {Cross Com- 
pliance) und Mittelumschichtungen von der ersten Säule 
der Agrarpolitik (Preisstützungen und Direktzahlungen) 
in die zweite Säule (zur Förderung des ländlichen Rau- 
mes) im Umfang von 5 %. 

Die Luxemburger Beschlüsse markieren eine Trend- 
wende auf dem Weg zu einer grundlegend neuen Agrar- 
politik, die eine stärker an Marktbedingungen orientierte 
und gleichzeitig dauerhaft umweltgerechte Landwirt- 
schaft ermöglichen soll. Die politischen Aufgaben der 
Gegenwart bestehen nun einerseits darin, kurzfristig die 
Spielräume, die durch die EU-Vorgaben eröffnet werden, 
national so auszugestalten, dass positive Umwelteffekte 
erzielt werden können. Andererseits sollte neben diesen 
kurzfristigen Zielen möglichst frühzeitig damit begonnen 
werden, eine langfristige Perspektive für eine dauerhaft 
umweltgerechte Landwirtschaft in Deutschland zu entwi- 
ckeln. Dazu muss in Betracht gezogen werden, dass so- 
wohl die EU-Osterweiterung als auch die Anforderungen 
aus der WTO für die Zukunft vermutlich einen weiteren 
Abbau von weit gehend voraussetzungslosen Direktzah- 
lungen an die Landwirtschaft erforderlich machen. Bei 
einer solchen Liberalisierung der Agrarpolitik liegen 
Chancen und Gefahren dicht beieinander. Nur durch eine 
vorausschauende Politik eines ökologisch und sozial flan- 
kierten Abbaus von Marktstützungen ist ein solches Mo- 
dell vertretbar und zukunftsweisend. 

Der Umweltrat begrüßt die Weiterentwicklung der Ge- 
meinsamen Agrarpolitik als einen ersten wichtigen 
Schritt in die richtige Richtung. Die Reformbeschlüsse 
greifen jedoch zu kurz und bleiben hinter den Erwartun- 
gen zurück, die unter Umweltgesichtspunkten an sie ge- 
richtet wurden. Insbesondere fehlt eine konsequente Bin- 
dung der Subventionen an den flächen-, regions- oder 
maßnahmenspezifischen Bedarf nach gesellschaftlich er- 
wünschten Umweltleistungen. Cross Compliance wirkt 
als Instrument hierfür zu unspezifisch. Auch der geringe 
Umfang der Mittelumschichtungen von der ersten in die 
zweite Säule der Agrarpolitik (Modulation) ist enttäu- 
schend. Eines der größten Umweltrisiken der derzeiti- 
gen Agrarreform besteht darin, dass die Vorkehrungen 
zur Verhinderung einer verstärkten Grünlandaufgabe 
oder -umnutzung unzureichend sind. Auch ist zu befürch- 
ten, dass Flächenstilllegungen im Zuge des Handels mit 
Prämientiteln verstärkt in Ungunstregionen verlagert wer- 
den, wodurch die umweltentlastende Wirkung der Acker- 
stilllegung auf guten Standorten entfallen würde. Nicht 
zuletzt mangelt es dem Reformprozess in der Agrarpolitik 
noch an der notwendigen Transparenz für Politik und Öf- 
fentlichkeit. 

Nationale Ausgestaltung der Reformbeschlüsse 

30*. Die zukünftige nationale Ausgestaltung der Reform- 
beschlüsse wird sehr stark darüber entscheiden, wie ihre 
Effekte unter Umweltgesichtspunkten zu beurteilen sind. 


Die diesbezügliche Entscheidung muss bis Ende 
Juli 2004 abgeschlossen sein. 

Aufgrund des Zeitdrucks für die Ausarbeitung des natio- 
nalen Fahrplanes hat der Umweltrat in einem aktuellen 
Kommentar im März 2004 bereits Empfehlungen unter- 
breitet. Prioritäres Ziel der nationalen Ausgestaltung der 
MTR-Reform sollte es sein, die Nutzung von Grünland 
attraktiv zu erhalten und eine Umwandlung von Grün- 
landflächen zu vermeiden. Die obligatorische Flächen- 
stilllegung sollte sinnvoll im Sinne des Natur-, Umwelt- 
und Gewässerschutzes eingesetzt werden können. Die 
Chance, Umweltverbesserungen durch den verstärkten 
Einsatz von Agrar-Umweltmaßnahmen zu erreichen, 
sollte konsequent genutzt und ausgestaltet werden. 

31*. Der Umweltrat empfiehlt für die nationale Ausge- 
staltung der Reform im Einzelnen folgende Maßnahmen: 

Um die Nutzung von Grünland attraktiv zu erhalten, 
sollte jede Benachteiligung des Grünlandes bei der Aus- 
gestaltung der flächenbezogenen Grünland- und Acker- 
prämien vermieden werden. Dazu müsste sich die Höhe 
der Grünlandprämien an der Höhe der Ackerprämien aus- 
richten. Auf jeden Fall ist zu vermeiden, dass die Höhe 
der Grünlandprämien unter den Mindestbetrag für eine 
Flächenpflege sinkt. Diese Gefahr besteht bereits in eini- 
gen Bundesländern (vor allem in Hessen, Rheinland- 
Pfalz, Baden-Württemberg und im Saarland). Die Anhe- 
bung der Prämien durch die Überführung der Milch- und 
Tierprämien in Grünland-Regionalprämien sollte nicht 
erst 2007 beginnen. 

Eine weitere Voraussetzung für die Grünlanderhaltung 
aber auch für einen sinnvollen Einsatz der obligatorischen 
Flächenstilllegung ist die Steuerung des Handels mit 
Grünland- und Ackerprämien unter Umweltgesichtspunk- 
ten. Eine frühzeitige Ankündigung eines Regionalprä- 
mienmodells kann Anreize zur Nachmeldung von nicht in 
der Förderstatistik erfassten Flächen setzen. Nur durch 
eine zügige Überführung der betriebsindividuell zugeteil- 
ten Tierprämien besteht ein ausreichender Anreiz die Flä- 
chen in der Förderstatistik zu melden und damit prämien- 
freie Flächen zu verhindern. Zielführend erscheint eine 
nach naturschutzfachlichen Gesichtspunkten geeignete 
Abgrenzung der Regionen, in denen Prämienrechte ge- 
handelt werden dürfen. 

Um Anreize für die Beseitigung von Landschaftselemen- 
ten zu vermindern, sollte bei der Definition der förderfa- 
higen Basisfläche eine Einbeziehung von Landschafts- 
strukturelementen in die für die entkoppelte Prämie 
berechtigte Fläche möglich sein. Besonders empfehlens- 
wert ist die Prämienberechtigung von landwirtschaftli- 
chen Flächen, auf denen Landschaftsstrukturelemente 
neu geschaffen werden. Diese Flächen wären vom Offen- 
haltungsgebot der Cross-Compliance-Auflagen auszu- 
nehmen. 

32*. Grundsätzlich müsste sich die Cross Compliance 
auf die Unterstützung des Vollzugs der guten fachlichen 
Praxis sowie wenige weiter gehende Auflagen beschrän- 
ken. Zielführend ist eine klare Trennlinie zwischen obli- 
gatorischen, nicht förderfähigen Umweltanforderungen 
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an die Landwirtschaft und honorierten Umweltleistungen. 
Im Zuge der Verminderung von Direktzahlungen wird das 
relative Gewicht der honorierten Umweltleistungen er- 
heblich zunehmen müssen. Im Einzelnen wird empfoh- 
len: 

- Eine wirksame nationale Ausgestaltung der Cross- 
Compliance-Regelungen sollte auf jeden Fall für das 
Verbot des Grünlandumbruchs gefunden werden. 
Dazu muss eine Konkretisierung der Definition und 
Abgrenzung des Dauergrünlandes erfolgen, die Um- 
gehungstatbestände im Falle von Wechselgrünland 
weit gehend ausschließt. Das Grünlandsaldoerhal- 
tungsgebot sollte zumindest artenreiches, älteres 
Grünland sowie Grünland in Räumen hoher Nitrat- 
austragsgefahrdung und in Feucht- und Überschwem- 
mungsgebieten von betrieblichen Verschiebungen 
ausnehmen. Grundsätzlich sollten alle prämienberech- 
tigten Antragsflächen, die zwischen 1993 und 2002 
kein Ackerland waren, als Grünland angesehen wer- 
den und nur als Grünland forderfähig sein. 

- Über Cross Compliance kann geregelt werden, dass 
die Flächenstilllegung gezielt zur Landschaftsgestal- 
tung sowie zum Biotop- und Wasserschutz eingesetzt 
wird. Dazu müsste ein Teil der obligatorischen Flä- 
chenstilllegungsverpflichtung auf Ackerland dauerhaft 
durch Randstreifen und Pufferzonen erfüllt werden. 
Dieser Teil dürfte dann nicht überregional handelbar 
sein. 

- Bei der Ausgestaltung der Cross-Compliance-Rege- 
lungen zur Erhaltung von Landschaftselementen ist 
darauf zu achten, dass alle Landschaftselemente unter 
ein Beseitigungsverbot fallen, beziehungsweise zum 
Erhalt der betrieblichen Flexibilität mit einem Gebot 
von Ausgleichsmaßnahmen versehen werden. 

- Generell sollte sich die Bewehrung der Cross-Com- 
pliance-Regelungen mit Strafen (Prämienentzug) auf 
einfach nach Maßgabe der potenziellen Umweltge- 
fährdung kontrollierbare Tatbestände konzentrieren 
und in allen übrigen Bereichen auf die Betriebsbera- 
tung sowie vor allem auf eine Dokumentation der 
Landwirte setzen. 

33 *. Die Aktivierung der 10-%-Regel für die Förderung 
von besonderen Formen der landwirtschaftlichen Tätig- 
keit in Deutschland wäre eine geeignete Option für eine 
bedarfsorientierte Förderung der Extensivbeweidung mit 
Mutterkühen, Ochsen oder Schafen. Damit könnte der für 
bestimmte Regionen problematischen Tendenz einer mit 
der Entkopplung der Tierprämien zurückgehenden Be- 
weidung des Grünlandes entgegengewirkt werden. Die 
Beweidung könnte auf diese Weise über die erste Säule 
gefordert werden, ohne erhebliche nationale Mittel über 
die zweite Säule zu beanspruchen. 

34 *. Aufgrund veränderter Rahmenbedingungen frei 
werdende und durch die Modulation neu hinzukommende 
Mittel sollten vor allem für anspruchsvolle Agrar-Um- 
weltmaßnahmen wie Gewässer- und Biotopschutzmaß- 
nahmen verausgabt werden. Als Voraussetzung dafür 
sollte nach Wegen gesucht werden, die Modulationsmittel 


für bedarfsorientierte Agrar-Naturschutzmaßnahmen ein- 
zusetzen, möglichst ohne die Kofinanzierungslasten der 
Länder zu erhöhen. Dies könnte vor allem durch eine Öff- 
nung der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küs- 
tenschutz für naturschutzorientierte Agrarumweltmaß- 
nahmen geschehen. 

Entwicklung einer langfristigen Perspektive für eine 
integrierte Agrar-Umweltpolitik 

35 *. Neben den bis 2013 relevanten Empfehlungen zur 
Ausgestaltung der aktuellen Agrarreform mahnt der Um- 
weltrat an, dass den Landwirten möglichst günstige Be- 
dingungen für Betriebsanpassungen geboten werden soll- 
ten. Bei einer weiter gehenden Reform der Agrarpolitik 
sind vor allem eine Vereinfachung der Mechanismen und 
eine höhere Transparenz anzustreben. Abgesehen von 
Zielen des Verbraucherschutzes sollte die Entwicklung 
einer dauerhaft umweltgerechten Landwirtschaft ver- 
stärkt in den Vordergrund treten. Für die Umsetzung um- 
weltpolitischer Zielvorgaben sollten notwendige Umwelt- 
leistungen in Gebieten mit besonderen Anforderungen 
aufgrund von standörtlichen Empfindlichkeiten, besonde- 
rem Wert der Funktionen des Naturhaushaltes oder ande- 
ren gesellschaftlichen Präferenzen honoriert werden. Um 
dieses zu gewährleisten, dürfen Agrarsubventionen nicht 
in Konkurrenz zu Umweltleistungen treten, indem sie 
dazu führen, dass sich die Attraktivität von Umweltmaß- 
nahmen reduziert. Die Flonorierung von Umweltleistun- 
gen sollte deshalb auf Flächen beschränkt werden, auf 
denen ein Handlungsbedarf besteht. Damit für diese Zwe- 
cke ausreichende Ressourcen zur Verfügung stehen, soll- 
ten die Mittel der ersten Säule der Agrarpolitik nicht 
mehr ohne Bindung an Umweltleistungen vergeben wer- 
den. Die Verteilung der Finanzierungsverantwortung für 
die Umweltmaßnahmen auf den politischen Ebenen sollte 
die Verantwortung dieser Ebenen für die Naturgüter un- 
terschiedlicher (lokaler bis internationaler) Bedeutung 
widerspiegeln. 

Neben den Zielen für eine dauerhaft umweltgerechte 
Landwirtschaft spielen für die Ausgestaltung langfristiger 
agrarpolitischer Perspektiven vor allem zukünftige WTO- 
Verpflichtungen, die Finanzierbarkeit der Osterweiterung 
sowie Erwartungen der Öffentlichkeit nach transparenten, 
stärker am gesellschaftlichen Nutzen orientierten Subven- 
tionen für die Landwirtschaft eine Rolle. Unter all diesen 
Gesichtspunkten muss die europäische Landwirtschaft 
bereits mittelfristig mit Rahmenbedingungen rechnen, die 
eine weitere Liberalisierung der Agrarpolitik unaus- 
weichlich machen. Ein Abbau der bisherigen Direktzah- 
lungen erscheint unvermeidlich. 

Ohne Flankierung durch umweit- und sozialpolitische 
Maßnahmen kann eine liberalisierte Agrarpolitik erhebli- 
che Auswirkungen auf die derzeitige Agrarstruktur in vie- 
len Produktionsregionen Deutschlands haben. Viele land- 
wirtschaftliche Betriebe in Deutschland sind in ihrer 
derzeitigen Form ohne Stützungen nicht überlebensfähig. 
Die Entwicklung zu landwirtschaftlichen Großbetrieben 
und Flächenzusammenlegungen sowie vermutlich auch 
die Freisetzung von Arbeitskräften aus der Land- 
wirtschaft würden erheblich beschleunigt. Bestimmte 
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Mechanismen werden voraussiehtlieh die Vehemenz des 
Strukturwandels abmildem. So ist eine Erhöhung der 
Weltmarktpreise ebenso wahrscheinlich wie ein Absinken 
der Preise für die Bodennutzung und andere landwirt- 
schaftliche Produktionsfaktoren, sodass insbesondere die 
westdeutschen Betriebe - mit hohen Pachtfläehenantei- 
len - entlastet werden. 

Der heutige Kenntnistand lässt keine gesicherten Aussa- 
gen über das Anpassungsverhalten landwirtschaftlicher 
Betriebe bezüglich der Produktions- und Flächennut- 
zungsstmkturen zu. Hier besteht dringender Forschungs- 
bedarf Die Produktionspotenziale und Kostenstmkturen 
in der deutsehen Landwirtschaft bieten Potenziale für 
eine weiter gehende Anpassung an die Bedingungen eines 
liberalisierten Marktes. Abgesehen vom Zuckerrübenan- 
bau und der Rind- und Schaffleischproduktion sind effi- 
zient wirtschaftende deutsche Betriebe bereits heute im 
Weltmaßstab konkurrenzfähig. Viele andere Betriebe 
könnten Anpassungspotenziale aussehöpfen. So werden 
beim derzeitig üblichen Dünger- und Pflanzenschutzmit- 
teleinsatz Effizienzreserven gesehen, die zum Beispiel 
durch eine (zweckbezogen in die Landwirtschaft rück- 
führbare) Abgabe aktivierbar sind. 

Eine Liberalisiemng der Agrarpolitik wird nicht notwen- 
digerweise zu einer weiteren Verschlechtemng der Um- 
weltbilanz der Landwirtschaft führen. Voraussichtlich 
werden sogar Entlastungseffekte wie die Vermindemng 
des sektoralen Stickstoffübersehusses eintreten. In Un- 
gunstregionen ist aber mit Flächenaufgaben zu rechnen, 
sodass eine Flächenpfiege in Räumen, in denen dies unter 
Natursehutz- oder Erholungsgesichtspunkten erwünscht 
ist, erfolgen müsste. In anderen Räumen kann eine Nut- 
zungsaufgabe unter Umweltgesichtspunkten freilich 
durchaus erwünscht sein. 

36*. Weitere Möglichkeiten eines Politikwandels in der 
Agrarpolitik ergäben sich durch eine an Umweltzielen 
ausgerichtete Umschichtung der bisherigen Subventio- 
nen. Während derzeit nur ein geringer Anteil der Agrar- 
subventionen für Agrar-Umweltmaßnahmen aufgewendet 
wird, könnten die durch den Abbau der ersten Säule in er- 
heblichem Ausmaß freigesetzten Mittel zur Honoriemng 
ökologischer Dienstleistungen eingesetzt werden. Aller- 
dings müssten die „Green-Box“-Bedingungen der WTO 
eine Honoriemng ökologischer Dienstleistungen auch 
dann zulassen, wenn unvermeidliche Marktwirkungen 
damit verbunden sind. Deutschland sollte sieh dafür en- 
gagieren, dies zu einer Kemposition der EU bei den 
WTO-Verhandlungen zu maehen. Der Strakturwandel der 
Landwirtschaft sollte ausreichend sozial abgefedert wer- 
den. Dieses konditionierte Liberalisiemngsmodell wird 
vom Umweltrat favorisiert. Angesichts des schwer ab- 
schätzbaren Verändemngspotenzials und der vielen Un- 
gewissheiten rät der Umweltrat von einer unkonditionier- 
ten Liberalisiemng ab. 

4.2 Umweltschonender Einsatz von Dünge- 
mitteln in der Landwirtschaft 

37*. Die landwirtschaftliche Düngung ist seit langem als 
Hauptvemrsacher der Eutrophiemng der Umwelt durch 


Stickstoff und Phosphor bekannt. Insbesondere in Betrie- 
ben mit hohen Viehbesatzdichten werden die anfallenden 
Nährstoffe aus Wirtschaftsdünger in der Regel aufgrand 
des Überangebotes und der für die Pflanzen nur teilweise 
geeigneten Darreichungsform nicht durch die Pfianzenbe- 
stände auf den Feldern verbraucht. Hohe Übersehüsse in 
der Nährstoffbilanz, die das Grand- und Oberfiächenwas- 
ser, den Boden sowie das Klima belasten, sind die Folge. 
Neben diesen Umwelteffekten rückten in den letzten Jah- 
ren zunehmend die Belastungen der Ökosysteme und des 
Mensehen durch Schwermetalle und Tierarzneimittel aus 
Düngemitteln in das Bewusstsein der Öffentlichkeit. Für 
Tierarzneimittel fehlt jedoch bisher eine bundesweite de- 
taillierte Auflistung der einzelnen Wirkstoffe und ihrer 
Verwendungsmengen. Auch das Wissen über das Verhal- 
ten vieler Wirkstoffe in Boden und Wasser ist noch sehr 
lückenhaft. Tierarzneimittel werden ferner häufig prophy- 
laktisch und nicht ausreichend gezielt eingesetzt, sodass 
unnötig hohe Mengen von überschüssigen Wirkstoffen 
ausgeschieden werden und in den Wirtschaftsdünger ge- 
langen. 

38*. Ziel einer vorsorgenden Düngemittelpolitik sollte es 
sein, diese negativen Umweltauswirkungen zu vermeiden 
oder auf ein Mindestmaß zu begrenzen. Die Zielsetzung 
der Nachhaltigkeitsstrategie, die Stickstoffemissionen aus 
der Landwirtschaft auf 80 kg N/ha und Jahr zu be- 
grenzen, bietet hierfür Orientiemng. Die derzeit von der 
Bundesregierang betriebene Überarbeitung der Dünge- 
verordnung ist hierzu ein wichtiger Schritt, der aber aus 
Sicht des Umweltrates allein nicht ausreicht. Über diese 
gesetzlichen Regelwerke hinaus und aufbauend auf den 
nach der Düngeverordnung ohnehin erforderlichen Nähr- 
stoffbilanzen hält der Umweltrat die Einführung einer 
Stickstoffüberschussabgabe für erforderlich. Ein Instru- 
mentenmix aus einem klaren für alle Betriebe geltenden 
rechtlichen Rahmen auf der einen Seite und einer auf die 
spezifische Belastungssituation abstimmbaren Kombina- 
tion von Stickstoffüberschussffeigrenzen und Abgaben 
auf der anderen Seite erscheint geboten. Damit die Ver- 
ordnung über die gute fachliche Praxis der Düngung in- 
nerhalb dieses Instrumentenmix eine ausreichende Wirk- 
samkeit entfalten kann, erscheint es wichtig, die 
Düngeverordnung um die folgenden Elemente zu ergän- 
zen. 

39*. Zentraler Bestandteil einer neuen Düngeverord- 
nung sollte die Verankerung einer Freigrenze von 
40 kg N/ha und Jahr für Nährstoffüberschüsse sein. 
Gleichzeitig stellt eine solche Freigrenze die Vorausset- 
zung für den Einsatz einer Stickstoffüberschussabgabe 
dar. Denn oberhalb dieser Freigrenze sollte für die anfal- 
lenden Nährstoffüberschüsse diese Abgabe erhoben 
werden. Angesichts räumlich differierender Belastungs- 
situationen empfiehlt der Umweltrat, eine auf die Stand- 
ortbedingungen angepasste regionale Differenzierung der 
Freigrenze beziehungsweise des Abgabensatzes perspek- 
tivisch in Erwägung zu ziehen. Hierdurch ließe sich diese 
Instrumentenkombination hinsichtlich ihrer ökologischen 
Wirksamkeit und ökonomischen Effizienz weiter verbes- 
sern. Die Höhe der Abgabensätze sollte jeweils so gewählt 
werden, dass für die Betriebe ein Anreiz besteht, ihre 
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Nährstoffliberschüsse nicht wesentlich über 40 kg N/ha 
und Jahr auszudehnen. Ziel der Stickstoffüberschussab- 
gabe sollte es insgesamt sein, die Nährstoffemissionen zu 
minimieren und gleichzeitig eine für einen landwirt- 
schaftlichen Betrieb ausreichende Flexibilität des Dünge- 
mitteleinsatzes zu gewährleisten. Grundlage einer sol- 
chen Stickstoffüberschussabgabe sind betriebsbezogene 
Aufzeichnungen. Diese sollten für alle landwirfschaftli- 
chen Betriebe mit Überschüssen von mehr als 40 kg N/ha 
und Jahr zur Pflicht gemacht werden - auch unabhängig 
von der Einführung einer solchen Abgabe. Die derzeiti- 
gen Ausnahmen für Betriebe unter zehn Hektar führen 
dazu, dass viele Problembetriebe wie Intensivtierhaltun- 
gen oder Erwerbsgartenbau nicht erfasst werden, obwohl 
sie hohe Stickstoffemissionen verursachen. Die Pflichten 
zur Erstellung von Betriebsbilanzen sollten daher zukünf- 
tig grundsätzlich für alle Befriebe gehen. 

40*. Die Betriebsbilanzen sollten zudem als Hoftorbilan- 
zen in Übereinstimmung mit der steuerlichen Buchfüh- 
rung alle Nährstoffströme des Betriebes durch Zu- und 
Verkauf umfassen sowie unter Berücksichtigung des 
Nährstoffeintrages aus der Luft erstellt werden. Zudem 
sollten diese Betriebe schlagbezogene Aufzeichnungen 
erstellen müssen, die als Grundlage der Optimierung der 
Bewirtschaftung unter anderem mithilfe der landwirt- 
schaftlichen Beratung dienen sollten. Dem Anreiz zur 
Manipulation der betrieblichen Nährstoffbilanz zum 
Zweck der Abgabenhinterziehung kann durch die Andro- 
hung eines Bußgeldes in hinreichender Höhe entgegenge- 
wirkt werden. 

41*. Des Weiteren sollte ein bundeseinheitlicher Min- 
destabstand zu empfindlichen Bereichen wie Gewässern 
oder aus Sicht des Naturschutzes wertvollen Lebensräu- 
men vorgegeben werden. Auf gut mit Nährstoffen ver- 
sorgten Standorten sollte die Phosphor- und Kaliumdün- 
gung unterlassen oder deutlich reduziert werden. Ferner 
sollte die Einarbeitung von Wirtschaftsdüngem innerhalb 
von vier Stunden und die Ausweitung der Sperrzeit für 
die Ausbringung von Wirtschaffsdünger auf die Zeif vom 
1 . Oktober bis 3 1 . Januar vorgesehen werden. Die Durch- 
setzung dieser Regelungen bedarf einer ordnungsrechtli- 
chen Verankerung. 

42*. Zur Reduzierung der Schwermetallemissionen 
durch Wirtschaftsdünger sollten ungeachtet erhöhter An- 
strengungen, die dies insbesondere für Schweine haltende 
Betriebe bedeutet, die Einführung von Grenzwerten für 
Schwermetallgehalte in Wirtschaftsdüngem in Verbin- 
dung mit gleichen ökologischen Anfordemngen an alle 
landwirtschaftlichen Düngemittel angestrebt werden. 

43*. Die weit gehend noch ungeklärten negativen Aus- 
wirkungen von Tierarzneimitteln im Wirtschaftsdünger 
auf Mensch und Umwelt sollten im Sinne des Vorsorge- 
prinzips minimiert werden. Dazu ist vor allem für so ge- 
nannte Altstoffe dringend ein Prüfprogramm erforderlich, 
dessen Ergebnisse bei Zulassungsverlängemngen berück- 
sichtigt werden sollten. Zudem erscheinen eine Mengen- 
erfassung der eingesetzten Tierarzneimittel (vor allem der 
Altpräparate) sowie ein Umweltmonitoring für Tierarz- 
neimittel (z. B. Grand- und Oberflächenwasser) geboten. 


Ferner sollte vorgeschrieben werden, dass Tierarzneimit- 
tel nur noch bei bestehenden Bestandsproblemen und 
bekannter Erregersensitivität metaphylaktisch oder thera- 
peutisch eingesetzt werden dürfen und ein prophylakti- 
scher Einsatz grundsätzlich nicht mehr zulässig ist. 

4.3 Nachhaltige Nutzung von 
Pflanzenschutzmitteln 

44*. Pflanzenschutzmittel (PSM) können die menschli- 
che Gesundheit und den Naturhaushalt gefährden. Viele 
der in der Anwendung befindlichen Pflanzenschutzmittel 
sind hoch toxisch, stehen in Verdacht krebserzeugend 
oder hormonell wirksam zu sein, bauen sich in der Um- 
welt nur langsam ab und können sich in der Nahrungs- 
kette anreichem. Pflanzenschutzmittel werden seit Jahren 
mit gleichbleibender Häufigkeit im Grund- und Ober- 
flächenwasser gefunden. Der PSM-Absatz verharrt in 
Deutschland seit über zehn Jahren auf einem hohen 
Niveau mit rund 34 000 Mg vermarkteter Wirkstoffe im 
Jahr 2001. 

45*. Die bestehenden Regelungen der Pflanzenschutzge- 
setzgebung sind unzureichend, um eine sichere und mini- 
male Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu gewähr- 
leisten. Zudem ist es derzeit nicht möglich, den Vollzug 
der rechtlichen Vorgaben insbesondere durch ausrei- 
chende Kontrollen sicherzustellen. 

Strategien in Europa und Deutschland 

46*. Auf europäischer Ebene ist zur Verringerung des 
PSM-Einsatzes im 6. Umweltaktionsprogramm die Aus- 
arbeitung einer „Thematischen Strategie zur nachhaltigen 
Nutzung von Pestiziden“ vorgesehen, wozu die EU-Kom- 
mission eine Mitteilung vorgelegt hat. Auf nationaler 
Ebene ist im Koalitionsvertrag dieser Legislaturperiode 
die Entwicklung einer „Strategie zur Minderung des Ein- 
satzes von Pflanzenschutzmitteln durch Anwendung, Ver- 
fahren und Technik sowie die gute fachliche Praxis“ ge- 
plant. Erste Vorschläge wurden im Oktober 2003 von 
einem dazu eingesetzten Beirat vorgelegt (Beirat des 
BMVEL, 2003). 

Die thematische Strategie der EU und das nationale Re- 
duktionsprogramm sollen den bestehenden Rechtsrahmen 
ergänzen und zielen vor allem auf die Verwendungsphase 
ab. Der Umweltrat begrüßt ausdrücklich diese Ansätze, 
doch werden dabei sowohl auf europäischer als auch auf 
nationaler Ebene die relevanten Aspekte aus benachbar- 
ten Politikbereichen, insbesondere der Reform der EU- 
Agrarpolitik, nur unzureichend mit einbezogen. Bei der 
europäischen Strategie ist zudem der Bezug zur Pflanzen- 
schutzmittelrichtlinie (91/414/EWG), die in erheblichem 
Maße die Wirkstoffbewertung von Pflanzenschutzmitteln 
und damit die Erreichung der Ziele der EU-Strategie „Ri- 
siko- und Gefahrenminimierung durch Pflanzenschutz- 
mittel“ und „Substitution von gefährlichen Pflanzen- 
schutzmitteln durch ungefährlichere“ bestimmt, nur auf 
Einzelaspekte beschränkt. 

Nach Ansicht des Umweltrates sollte die thematische 
Strategie vor allem EU-weite Reduktionsziele und EU- 
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weit verbindliche Anforderungen für nationale Reduk- 
tionsprogramme festlegen. Einheitliche Datenerfassun- 
gen sollten insbesondere bezüglich der in Deutschland 
gehandelten PSM-Wirkstoffmengen und der Umweltbe- 
lastung mit Pflanzenschutzmitteln eingeführt werden. Im 
Rahmen der Strategie sollte zudem ein Diskussionspro- 
zess zur Definition von pflanzenkulturspezifischen Krite- 
rien für den integrierten Anbau in Gang gesetzt werden 
und diese Zielsetzungen und Maßnahmen in angrenzende 
Politikbereiche, insbesondere in die Reform der EU- 
Agrarpolitik, integriert werden. 

Bisher fehlen quantitative Ziele und zeitliche Vorgaben. 
Aus Sicht des Umweltrates sollte für Deutschland das 
Ziel, die Aufwandmenge an Pflanzenschutzmitteln um 
30 % bis zum Jahr 2008 gegenüber 2004 zu reduzieren, in 
das Reduktionsprogramm aufgenommen werden. Zudem 
sollten nach Ansicht des Umweltrates im Rahmen des na- 
tionalen Reduktionsprogramms die Nutzung der Erfah- 
rungen des ökologischen Landbaus im Pflanzenschutz 
ohne Pflanzenschutzmittel für den konventionellen Land- 
bau verstärkt gefordert werden. 

Wirkstoffbewertung auf europäischer Ebene 

47*. Die Richtlinie 91/414/EWG sieht vor, dass alle 
neuen Wirkstoffe einer Bewertung unterzogen werden, 
bevor sie auf den Markt gelangen können. Diese Richtli- 
nie bedarf einer Novellierung, wobei vorrangig eindeu- 
tige Kriterien für die Aufnahme oder Ablehnung eines 
Wirkstoffes in Annex I und klare Ausschlusskriterien {cut 
off-criteriä) für kritische Eigenschaften (Persistenz, Toxi- 
zität, Bioakkumulierbarkeit) entwickelt werden sollten. 
Aus Sicht des Umweltrates sollten Pflanzenschutzmittel, 
die umweltoffen und von einer großen Anzahl von An- 
wendern eingesetzt werden, bereits aufgrund ihrer inhä- 
renten Eigenschaften möglichst sicher, also „eigensicher“ 
sein. Chronisch toxische Wirkstoffe, insbesondere Krebs 
erregende, mutagene oder reprotoxische Wirkstoffe, 
schwer abbaubare Wirkstoffe sowie Wirkstoffe mit An- 
reicherungspotenzial sollten nicht mehr zulassungsfahig 
sein. Diese strengen Zulassungskriterien sollten auch da- 
rauf abzielen, die Anforderungen der internationalen Ver- 
einbarungen zum Schutz der Meere, insbesondere hin- 
sichtlich der dort verankerten strengen Kriterien für 
Persistenz, Bioakkumulation und Toxizität, umzusetzen. 

Nationale Instrumente 

48*. Der Umweltrat empfiehlt, die Wirksamkeit des be- 
stehenden Instrumentariums zur umweltschonenden Ver- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln wie in skandinavi- 
schen Ländern mit einer spezifischen Abgabe zu erhöhen. 
Um unvermeidbare Anpassungskosten zu reduzieren und 
den Lenkungseffekt der Abgabe zu beschleunigen, sollten 
die Einnahmen aus der Abgabe für eine bessere Pfianzen- 
schutzberatung und im Bereich der Forschung und Ent- 
wicklung umweltschonender Pflanzenschutz- und Anbau- 
methoden zweckgebunden verwendet werden. Bei der 
Bestimmung des Abgabensatzes ist zur Verbesserung der 
Lenkungswirkung eine Differenzierung nach der gesund- 
heitlichen und ökologischen Belastung der am Markt je- 


weils verfügbaren Pflanzenschutzmittel sinnvoll. Die Be- 
messungsgrundlage der Abgabe sollte dabei möglichst an 
der umweltbelastenden Wirkung des Pflanzenschutzmit- 
tels ansetzen. 

49*. Seit der Einführung der Indikationszulassung in 
Deutschland im Jahr 1998 dürfen Pflanzenschutzmittel 
nur für ausdrücklich in der Gebrauchsanweisung ausge- 
wiesene Zwecke eingesetzt werden. Damit können legal 
Indikationslücken nicht mehr umgangen werden. Diesen 
Steuerungsansatz erachtet der Umweltrat vor allem we- 
gen der Vollzugsprobleme nicht als ausreichend. Er emp- 
fiehlt, das Konzept der Indikationszulassung insbeson- 
dere hinsichtlich einer europäischen Vereinheitlichung 
und gewässerschutzrelevanter Bestimmungen weiterzu- 
entwickeln und die Rezeptpflicht für ausgewählte 
Anwendungen sowie präzisere, praxisgerechte An- 
wendungsbestimmungen einzuführen. Dies sollte durch 
Monitoring und die Forschung zu Ersatzstoffen und -ver- 
fahren begleitet werden. 

50*. Die gesetzlichen Vorgaben zur guten fachlichen Pra- 
xis sind als Instrument zur Umsetzung des Reduktions- 
programms in der vorliegenden Form ebenfalls nicht aus- 
reichend. Der Umweltrat unterstützt die grundsätzlichen 
Forderungen des Beirats des BMVEL nach höheren An- 
forderungen an die gute fachliche Praxis und verbindlich 
formulierte Handlungsanweisungen in einem allgemeinen 
und einem kulturspezifischen Teil sowie nach einer stär- 
keren Durchsetzung der Grundsätze des integrierten 
Pflanzenschutzes. Zudem sollte als gute fachliche Praxis 
der Einsatz verlustmindemder Spritztechniken und die 
Reinigung der Ausbringungsgeräte von innen und von 
außen auf dem Feld festgeschrieben werden. 

51*. Im Rahmen des PSM-Reduktionsprogramms er- 
scheint es dem Umweltrat erforderlich, die staatliche 
Pflanzenschutzberatung qualitativ und quantitativ deut- 
lich zu erweitern und die Zielsetzung des Reduktionspro- 
gramms in das Beraterprofil zu integrieren. Die Finanzie- 
rung eines solchen Beratungssystems könnte mithilfe 
einer noch einzuführenden Pestizidabgabe erfolgen. 
Wichtigste Grundlage der Beratung ist die Einführung 
einer schlagspezifischen Dokumentationspflicht für den 
PSM-Einsatz. 

52*. Der Umweltrat hält den Ausbau der Überwa- 
chungsprogramme für einen wichtigen Eckpunkt einer 
Strategie der nachhaltigen Nutzung von Pestiziden, die 
grundsätzliche Belastungssituation mit Pflanzenschutz- 
mitteln zu beurteilen, um die Wirksamkeit der Instru- 
mente zu gewährleisten und die Zielerreichung der Strate- 
gie zu dokumentieren. 

5 Gewässerschutz 

53*. Auch wenn die deutsche Gewässerschutzpolitik der 
letzten Jahrzehnte beachtliche Erfolge zu verzeichnen 
hat, verbleibt dennoch erheblicher Handlungsbedarf Das 
Grundwasser und die Oberflächengewässer werden durch 
zahlreiche punktuelle und diffuse Schadstoff- und 
Nährstoffquellen qualitativ beeinträchtigt. Neben 
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problematischen Punktquellen wie beispielsweise Misch- 
wasserentlastungen, Kläranlagenabläufen oder anderen 
Direkteinleitungen sind nach wie vor die diffusen Schad- 
und Nährstoffeinträge als noch weit gehend ungelöstes 
Problem des Gewässerschutzes hervorzuheben. Haupt- 
verantwortlich für die diffusen Einträge ist die Land- 
wirtschaft, die in großem Umfang Mineral- und 
Wirtschaftsdünger, Pflanzenschutz- und Schädlingsbe- 
kämpfungsmittel sowie Klärschlämme auf landwirt- 
schaftlich genutzte Flächen aufbringt. 

54 *. Neben den klassischen Schadstoffen wie den 
Schwermetallen rücken zunehmend bisher eher wenig be- 
achtete Substanzen wie beispielsweise Umwelt- 
chemikalien und Arzneimittel, die teilweise endokrin wir- 
ken, in den Vordergrund. Relevante Eintragspfade für 
derartige Stoffe sind das Abwasser und der Einsatz von 
Wirtschaftsdüngem in der Landwirtschaft. Für Fließge- 
wässer konnten bereits eindeutig Schädigungen aquati- 
scher Lebewesen durch eingetragene endokrin wirksame 
Substanzen nachgewiesen werden. 

55 *. Der Eintrag von Pflanzennährstoffen in Oberflä- 
chengewässer ruft in Verbindung mit einer Eutrophierung 
negative Wirkungen für die Gewässer selbst hervor und 
begrenzt die Nutzung der Gewässer als Badegewässer. 
Für den Fall der Trinkwassemutzung von Oberflächenge- 
wässem treten infolge dieser Nährstoffe auch Probleme 
bei der Trinkwasseraufbereitung auf. Die fast ausschließ- 
lich aus der Landwirtschaft resultierenden, langfristig an- 
haltenden Nährstoffbelastungen des Grundwassers sind in 
Deutschland seit langem eines der Hauptprobleme bei der 
Trinkwasserversorgung. Um langfristig die Schad- und 
Nährstoffeinträge in die Gewässer signifikant zu reduzie- 
ren und somit auch die hohe Qualität der Trinkwasserver- 
sorgung langfristig sicherzustellen, besteht insbesondere 
im Bereich der Landwirtschaft dringender Handlungsbe- 
darf Erforderlich ist eine rigorose Verhaltensänderung im 
Hinblick auf den Einsatz von Dünge-, Pflanzenschutz- 
und Schädlingsbekämpfungsmitteln sowie Tierarzneimit- 
teln. Bisher ist jedoch in der Landwirtschaft keine hinrei- 
chende Bereitschaft erkennbar, derartige Maßnahmen fiä- 
chendeckend einzuleiten. 

56 *. Eine zentrale Herausforderung für das deutsche Ge- 
wässerschutzrecht der nächsten Jahrzehnte ist die rechtli- 
che, organisatorische und fachliche Umsetzung und ins- 
besondere der Vollzug europarechtlicher Vorgaben. So 
sind greifbare Maßnahmen zur Minimierung der erhebli- 
chen Belastungen der aquatischen Umwelt durch Schad- 
und Nährstoffe durchzuführen. Außerdem sind die infra- 
strukturellen Dienstleistungen der Trinkwasserversor- 
gung sowie der Abwasserableitung und -behandlung 
langfristig und möglichst umweltverträglich sicherzustel- 
len und in das Konzept eines nachhaltigen Gewässer- 
schutzes zu integrieren. 

Wasserrahmenrichtlinie 

57 *. Mit der EG- Wasserrahmenrichtlinie wird erstmals 
ein gemeinschaftsweit harmonisierter Ordnungsrahmen 
für eine Bewirtschaftung der Oberflächengewässer und 
des Grundwassers geschaffen. Maßnahmen der Gewäs- 


serbewirtschaftung sind künftig nicht mehr an administra- 
tiven oder politischen Grenzen, sondern an Flussgebiets- 
einheiten zu orientieren. Bis 2015 ist ein guter Zustand 
aller Gewässer in der Gemeinschaft zu erreichen. Ferner 
enthält die Richtlinie unter anderem mit dem Kostende- 
ckungsprinzip sowie dem Gebot der Trendumkehr an- 
spruchsvolle Vorgaben. 

58 *. Die Wasserrahmenrichtlinie ist gegenwärtig von den 
Mitgliedstaaten in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht 
umzusetzen. Die ersten Erfahrungen in Deutschland zei- 
gen, dass die föderale Struktur der deutschen Wasserwirt- 
schaftsverwaltung eine effektive Implementation der ge- 
meinschaftlichen Vorgaben zumindest erschwert. Eine 
bundesweit einheitliche rechtliche Umsetzung ist in An- 
betracht der „bloßen“ Rahmengesetzgebungskompetenz 
des Bundes im Bereich des Wasserhaushalts keineswegs 
gewährleistet. So konnte der Bund in der 7. WHG-No- 
velle zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie bei- 
spielsweise keine konkreten Bestimmungen für Aufbau, 
Organisation und Koordination der Verwaltung in den 
Flussgebietseinheiten oder für die konkrete Art und 
Weise der Datenerhebung treffen. Letzteres ist insbeson- 
dere mit Blick auf die Vergleichbarkeit der Daten und der 
darauf basierenden Bewertungen des Gewässerzustandes 
und den Erfolg der einzelnen Maßnahmen zur Gewässer- 
bewirtschaftung von Bedeutung. Der Umweltrat regt vor 
diesem Hintergrund an, dem Bund für den Wasserbereich 
die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zu übertra- 
gen, um künftig rechtlich und in der Folge auch tatsäch- 
lich eine kohärente nationale Umsetzung des europäi- 
schen Gewässerschutzrechts sicherzustellen. Parallel zur 
Änderung der Gesetzgebungszuständigkeit sollten Alter- 
nativen zu den beabsichtigten beziehungsweise schon 
vereinbarten länderübergreifenden Kooperationen in 
Erwägung gezogen werden, da die vorhandenen Verwal- 
tungsstrukturen nach Auffassung des Umweltrates letzt- 
lich nicht vereinbar sind mit einer effektiven und 
effizienten Gewässerbewirtschaftung in Flusseinzugsge- 
bieten. 

59 *. Von der Ausnahmeregelung der Ausweisung erheb- 
lich veränderter Wasserkörper im Sinne des § 25b 
Abs. 1 WHG sollte grundsätzlich nur sparsam Gebrauch 
gemacht werden. Vorrangig sollte versucht werden, Ver- 
besserungen zunächst über eine schrittweise Anhebung 
des Gewässerschutzniveaus zu erzielen und hierfür gege- 
benenfalls Umsetzungsfristen zu verlängern, um auf diese 
Weise schließlich doch alle Gewässer an die „normalen“ 
Qualitätsziele der Wasserrahmenrichtlinie heranzuführen. 
Orientierungswert ist dabei das Sanierungspotenzial des 
jeweiligen Gewässers. Entscheidend ist also derjenige 
Zustand, der nach Durchführung aller Verbesserungsmaß- 
nahmen zur Gewährleistung der bestmöglichen ökologi- 
schen Durchlässigkeit zum Beispiel im Hinblick auf 
Wanderungen der Fauna und auf geeignete Laich- und 
Aufzuchthabitate erreichbar wäre. 

Grundwasserrichtlinie 

60 *. Seit dem 19. September 2003 liegt der Vorschlag 
der EU-Kommission für eine neue Grundwasserrichtlinie 



Drucksache 15/3600 


-46- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


vor. Eine neue Grundwasserrichtlinie ist erforderlich, da 
die Wasserrahmenrichtlinie im Jahr 2013 zwar die alte 
Grundwasserrichtlinie formell ablösen wird, jedoch qua- 
litative Anforderungen zum Grundwasserschutz in der 
Wasserrahmenrichtlinie nicht enthalten sind. Dem Ent- 
wurf für eine neue Grundwasserrichtlinie fehlen aber 
ebenfalls hinreichend konkretisierte, rechtsverbindliche 
qualitative und quantitative Anforderungen an den 
Grundwasserschutz. Der besonderen Schutzwürdigkeit 
des Grundwassers (insbesondere im Hinblick auf die 
Trinkwasserversorgung) wird damit in dem Vorschlag 
nicht angemessen Rechnung getragen. Der Umweltrat 
empfiehlt daher der Bundesregierung, sich für grundle- 
gende Nachbesserungen einzusetzen, die insbesondere 
rechtlich verbindliche Vorgaben im Hinblick auf das vom 
Umweltrat unterstützte Ziel eines anthropogen möglichst 
unbelasteten Grundwassers schaffen. 

Badegewässerrichtlinie 

61 *. Am 24. Oktober 2002 hat die EU-Kommission 
einen Entwurf zur Novellierung der Badegewässerrichtli- 
nie vorgelegt. Begrüßenswert ist, dass dieser Entwurf un- 
ter anderem eine deutliche Verschärfung der Gesundheits- 
normen zum Schutz der Badenden vor Krankheitserre- 
gern, blaualgenbürtigen Toxinen und sonstigen Schad- 
stoffen vorsieht, die nach Auffassung des Umweltrates in 
enger Abstimmung mit den Arbeiten zur Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie erfolgen sollten. 

Umweltchemikalien und Arzneimittel in Gewässern 

62 *. Zur Vermeidung oder Verminderung des Einsatzes 
beziehungsweise der Anwendung von Umweltchemika- 
lien und Arzneimitteln sollten nach Auffassung des Um- 
weltrates neben allgemeinen vermeidungsstrategischen 
Ansätzen eine Reihe konkreter Maßnahmen durchgeführt 
werden. So lassen sich die Belastungen der Böden und 
Grundwässer durch Umweltchemikalien und Arzneimit- 
tel reduzieren, wenn auf die landwirtschaftliche Verwer- 
tung der Klärschlämme verzichtet wird. Ferner dürfte der 
Verzicht auf den Einsatz von Tierarzneimitteln zur Pro- 
phylaxe und auf hormonell oder antibiotisch wirksame 
Substanzen in Futterzusatzstoffen zur Tiermast zu einer 
signifikanten Reduzierung entsprechender Einträge füh- 
ren. Insbesondere im Hinblick auf die Humanarzneimittel 
sieht der Umweltrat die Notwendigkeit, im Rahmen eines 
Altstoffprogramms in einem ersten Schritt die Arzneimit- 
tel zu identifizieren, bei denen die Wahrscheinlichkeit 
eines hohen Umweltrisikos über die Abwasserentsorgung 
besteht. 

Trinkwasserversorgung 

63 *. Das Niveau des Gewässerschutzes hat erheblichen 
Einfluss auf die Qualität beziehungsweise auf die techni- 
schen und ökonomischen Aufwendungen bei der Da- 
seinsvorsorge im Bereich der Trinkwasserversorgung. So 
wirkt sich ein konsequent betriebener Gewässerschutz 
langfristig positiv auf die Qualität der zur Trinkwasserge- 
winnung genutzten Rohwasserressourcen aus. Als zuneh- 
mend problematische Beeinträchtigungen der Rohwasser- 


ressourcen werden die steigenden Nitratwerte im 
Grundwasser, die wasserassoziierten Parasiten wie Cryp- 
tosporidium parvum und Giardia lamblia in Oberflächen- 
gewässem sowie in die aquatische Umwelt eingetragene 
Umweltchemikalien und Arzneimittel eingestuft. Eine 
gesicherte Bewertung, inwieweit die aus dem Genuss von 
Trinkwasser resultierenden Belastungen an Umweltche- 
mikalien und Arzneimittelwirkstoffen die menschliche 
Gesundheit beeinflussen können, steht noch aus. 

Bezüglich der Trinkwasserverteilung rücken seit langem 
bekannte, aber letztlich unzureichend beachtete Probleme 
wie der mittelfristig notwendige Austausch aller Haus- 
installationen aus Blei zunehmend in den Vordergrund. 
Grund für den erforderlichen Austausch ist die stufen- 
weise Grenzwertverschärfung für den Parameter Blei, die 
im Jahr 2013 mit einem deutlich abgesenkten Grenzwert 
ausläuft. Trotz der scheinbar langen Fristen ist der Aus- 
tausch der Bleileitungen nach Ansicht des Umweltrates 
zügig anzugehen. 

Abwasserentsorgung 

64 *. Bei der Abwasserentsorgung kommt es nach wie 
vor durch nicht zu vernachlässigende Punktquellen zu ei- 
nem Eintrag von Nähr- und Schadstoffen (u. a. Umwelt- 
chemikalien und Arzneimittel) sowie Krankheitserregern, 
sodass erneut Fragen der Ablaufanforderungen an große 
Kläranlagen und der Überwachungspraxis einschließlich 
der Erhebungsart der Abwasserabgabe aufgeworfen wer- 
den müssen. 

So betrifft die wesentlichste Veränderung der 5. Ände- 
rungsverordnung zur Abwasserverordnung vom 2. Juli 
2002 gegenüber der alten Fassung die Reduzierung der 
zulässigen Ablaufkonzentration für anorganischen Stick- 
stoff. Für Kläranlagen der Größenklasse 5 (d. h. mehr als 
100 000 EW) wird der entsprechende Überwachungswert 
von 1 8 auf 1 3 mg/1 gesenkt. 

65 *. Bei der Abwasserreinigung wird sich der Rückhalt 
von Umweltchemikalien und Arzneimitteln weiter ver- 
bessern. Es ist derzeit absehbar, dass in den nächsten zehn 
Jahren eine Nachrüstung membrantechnischer Anlagen- 
teile bei einem Teil der kommunalen Kläranlagen erfolgt. 
Bei entwässerungstechnischen Entscheidungen rät der 
Umweltrat dringend, künftig nicht mehr von einer techni- 
schen und ökologischen Gleichwertigkeit der beiden Sys- 
teme Misch- und Trennkanalisation auszugehen und nicht 
ausschließlich ökonomische Kriterien zu berücksichtigen. 
Aus Vorsorgegründen ist die Trennkanalisation zu bevor- 
zugen. 

66 *. Bezüglich der Abwasserabgabe wendet sich der 
Umweltrat energisch gegen Forderungen zu ihrer Ab- 
schaffung und plädiert dafür, die Abwasserabgabe unter 
Rückbesinnung auf ihren ursprünglichen Zweck als 
eigenständiges Lenkungs- und Intemalisierungsinstru- 
ment im Restverschmutzungsbereich zu revitalisieren 
(Restverschmutzungsabgabe), das auf eine kontinuierli- 
che Verbesserung des Gewässerzustandes hinwirkt. An- 
knüpfend an die Empfehlung, bei der Festsetzung der Ab- 
wasserabgabe von der derzeitigen Bescheidlösung zu 
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einer Messlösung überzugehen, legt der Umweltrat nahe, 
die bisherige Überwaehungspraxis in Deutsehland, das 
heißt die in der Regel nur 8-minütige qualifizierte Stich- 
probe mit Anwendung der 4-aus-5-Regelung, generell zu 
überdenken. Hier bietet es sich insbesondere für große 
Kläranlagen bei mehr als 100 000 EW an, Probenahme- 
Einrichtungen vorzusehen, die kontinuierlich 24 h- 
Mischproben nehmen. 

6 Luftreinhaltung: Im Zeichen der 

Umsetzung europarechtlicher Vorgaben 

67*. ln den letzten zwei Jahrzehnten konnten die Emis- 
sionen der meisten klassischen Luftschadstoffe deutlich 
reduziert werden. Dies betrifft im Besonderen die Schwe- 
feldioxidemissionen, die im Zeitraum von 1980 bis 2001 
vor allem durch die Abgasentschwefelung in Kraftwerken 
und die Brennstoffsubstitution um circa 90 % zurückge- 
gangen sind. Im Gegensatz dazu nimmt der prozentuale 
Anteil der Schifffahrt an den S02-Emissionen aufgrund 
fehlender Regulierungen stetig zu und hat inzwischen be- 
reits fast 30 % in Europa erreicht. Es ist daher dringend 
erforderlich, Maßnahmen zu ergreifen, um die Schad- 
stoffemissionen in der Schifffahrt zu reduzieren. 

68 *. Die Stickstoffoxidemissionen haben ebenfalls in den 
letzten 20 Jahren abgenommen, und zwar um circa 50 %. 
Der relative Anteil des Straßenverkehrs an den Emissio- 
nen erhöhte sich in diesem Zeitraum allerdings von 
48 auf 63 %. Bedenklich sind auch die weiterhin hohen 
Stickstoffdioxidkonzentrationen in innerstädtischen, ver- 
kehrsbelasteten Bereichen. Die gesundheitlichen Risiken 
der NOj-lmmissionen wurden bisher eher unterschätzt. 
Neu ist die Klassifizierung von NO^ als genotoxisch so- 
wie der Zusammenhang von NO^ mit einem gehäuften 
Auftreten von atemwegsbezogenen Gesundheitsbeein- 
trächtigungen und der Zunahme von Infektanfälligkeit. 

69*. Staub (Feststoffpartikel) gehört ebenfalls zu den 
klassischen Luftschadstoffen. Die deutliche Abnahme der 
Gesamtstaubemissionen von 1990 bis 2001 um 87 % re- 
sultiert in erster Linie aus dem Rückgang der Emissionen 
aus Kraftwerken, sonstigen Industrien und dem Haus- 
brand. Von besonderer Bedeutung für nachteilige Ge- 
sundheitseffekte sind Feinstäube, deren Konzentration 
insbesondere im innerstädtischen Bereich an stark befah- 
renen Straßen besonders hoch ist. Die Exposition gegen- 
über Feinstäuben wird derzeit übereinstimmend als we- 
sentlichste Belastung für die menschliche Gesundheit 
durch Luftschadstoffe bewertet. 

70*. Die Entwicklung der bodennahen Ozonkonzentra- 
tionen zeigt eine Abnahme der Spitzenwerte bei einem 
leichten Anstieg der Jahresmittelwerte. Da die Auswir- 
kungen auf die Umwelt und die Gesundheit nicht nur von 
den Spitzenwerten der Ozonkonzentrationen, sondern 
auch von der Dauer der Exposition abhängen, ist diese 
Entwicklung keinesfalls befriedigend und es sind weitere 
Maßnahmen zur Konzentrationsminderung der Ozonvor- 
läufersubstanzen (NOx und leicht flüchtige Kohlenwas- 
serstoffe ohne Methan [Non Methan Volatile Organic 
Compound, NMVOC]). 


71*. Die Ammoniak(NH3)-Emissionen, die zu etwa 95 % 
aus der Landwirtschaft stammen, sind bisher nur unwe- 
sentlich zurückgegangen, weil keine ausreichend wirksa- 
men Minderungsmaßnahmen (z. B. Einspritzen von Dün- 
ger in den Ackerboden) ergriffen wurden. Der langjährige 
und übermäßige Eintrag von Stickstoff (NO^ und NH3) 
führt zur Eutrophierung und damit zu einer Veränderung 
und Verarmung der Biodiversität in Wäldern, Mooren, 
Heiden und anderen nährstoffarmen Ökosystemen. SO2, 
NOx und NH3 führen zur Versauerung von Böden und Ge- 
wässern und schädigen dadurch Pflanzen und ganze Öko- 
systeme. Die Wirkungsschwellen für eutrophierende und 
versauernde Depositionen (critical loads) von NH3, SO2 
und NOx werden nach wie vor in vielen Gebieten 
Deutschlands weit überschritten. Zudem tragen die NO^- 
Emissionen, in Verbindung mit NMVOC, zur erhöhten 
Belastung durch bodennahes Ozon bei. Fast die gesamte 
Fläche Deutschlands zeigt Überschreitungen der kriti- 
schen Konzentrationen {critical levels) von Ozon. 

72*. Aus diesem Grunde sowie wegen der Belastung des 
Menschen mit Feinstäuben, Stickstoffoxiden und Ozon 
sind weitere Maßnahmen zur Minderung von Luftschad- 
stoffen notwendig. Dazu sollten die bisher geltenden 
Grenzwerte der oben genannten Schadstoffe - insbeson- 
dere zum Schutz des Menschen - weiter gesenkt werden. 
In die notwendige Minderungsstrategie müssen neben 
den Emissionen aus industriellen Anlagen verstärkt auch 
die Emissionen aus dem Verkehr sowie aus der Landwirt- 
schaft mit einbezogen werden. Weitere Verbesserungen 
der Luftqualität können in Deutschland mit der Umset- 
zung verschiedener europäischer Richtlinien erzielt wer- 
den. Insgesamt wird das deutsche Luftreinhalterecht in 
den letzten Jahren zunehmend von diesen Umsetzungen 
bestimmt. 

22. Bundes-Immissionsschutzverordnung 

73*. In der 22. BImSchV vom II. September 2002 wer- 
den sowohl Elemente der Luftqualitätsrahmenrichtlinie 
als auch ihrer drei Tochterrichtlinien umgesetzt. Dies be- 
inhaltet die Festlegung von strengeren Immissionsgrenz- 
werten für SO2, NO2, NOx, PMio, Blei, Benzol und CO, 
Alarmschwellen für SO2 und NO^ sowie Konkretisierun- 
gen der Luftreinhalteplanungen und bestimmte Informa- 
tionspflichten gegenüber der Öffentlichkeit. 

74*. Die zulässigen Stickstoffoxidimmissionen werden 
nach Maßgabe der Vorgaben der ersten Tochterrichtlinie 
der Luftqualitätsrahmenrichtlinie geregelt. Speziell an 
den straßennahen Messpunkten wird es in den Ballungs- 
zentren weiterhin zu Überschreitungen des Stickstoff- 
dioxid-Langzeitgrenzwerts zum Schutz der menschlichen 
Gesundheit kommen. Aus diesem Grunde sind gerade in 
diesen Gebieten, neben einem engmaschigen Netz von 
Messstationen für ein qualifiziertes Monitoring, Maßnah- 
men zur weiteren Reduzierung der Schadstoffbelastung 
der Bevölkerung durch NO^ dringend erforderlich. 

75*. Auch bei Feinstäuben ist an den verkehrsreichen 
Messstationen in den Ballungszentren im Jahr 2005 nicht 
mit einer Einhaltung der Tages- und Jahresgrenzwerte der 
22. BImSchV zu rechnen. Die Einhaltung der ab dem 
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Jahr 2010 vorgesehenen schärferen Immissionsgrenz- 
werte (2. Stufe der 22. BImSchV) ist angesichts der 
derzeitigen Entwicklung noch weniger wahrscheinlich. 
Dennoch sollte zur Verminderung nachteiliger Gesund- 
heitseffekte auf jeden Fall an den sehr ehrgeizigen Grenz- 
werten der 2. Stufe der 22. BImSchV festgehalten werden 
und es sollten Maßnahmen ergriffen werden, um die Fein- 
staubbelastung gerade in den problematischen Gebieten 
weiter abzusenken. 

Die Immissionen von Schwermetallen (Nickel, Cad- 
mium, Quecksilber), von Arsen und von polyzyklischen 
aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) werden in Zu- 
kunft über die vierte Tochterrichtlinie zur Luftreinhaltung 
reguliert. Im Vorschlag der EU-Kommission zur vierten 
Tochterrichtlinie vom Juli 2003 werden lediglich Ziel- 
werte zum Schutz der Gesundheit des Menschen festge- 
legt. Für den Fall der Zielwertüberschreitung sind keine 
konkreten Minderungsmaßnahmen gefordert. Der Um- 
weltrat zweifelt daher daran, dass der Vorschlag der 
Kommission für eine vierte Tochterrichtlinie als ausrei- 
chend für den gesundheitlichen Schutz der Bevölkerung 
eingestuft werden kann. Die in dem Vorschlag festgeleg- 
ten Ziel werte für Arsen, Nickel, Cadmium und PAK soll- 
ten in rechtsverbindliche Grenzwerte umgesetzt werden. 
Außerdem ist es dringend geboten, gesonderte Deposi- 
tionsgrenzwerte für Cadmium und Quecksilber festzule- 
gen. 

TA Luft 

76*. Mit der TA Luft 2002, die am 1. Oktober 2002 in 
Kraft getreten ist, mussten unter anderem die Anforde- 
rungen der IVU-Richtlinie an die integrativen, medien- 
übergreifenden Voraussetzungen für eine Anlagengeneh- 
migung auf untergesetzlicher Ebene umgesetzt werden 
und die Immissionsgrenzwerte den Luftqualitätswerten 
der Tochterrichtlinien sowie das Ermittlungs- und Beur- 
teilung s verfahren der Luftqualitätsrahmenrichtlinie ange- 
passt werden. Schließlich waren auch die anlagenbezoge- 
nen Emissionsgrenzwerte der technischen Entwicklung 
entsprechend fortzuschreiben. 

77*. Die europarechtskonforme Umsetzung des integrati- 
ven Modells der Industrieanlagenzulassung verlangt nach 
Auffassung des Umweltrates in der TA Luft eine durch- 
gehend erkennbare integrative Betrachtung. Daher sollte 
in einer Begründung zu den in der neuen TA Luft festge- 
legten technischen Standards und Grenzwerten darüber 
Auskunft gegeben werden, auf welchen Erwägungen 
diese Standards beruhen und warum diese Standards aus 
der Perspektive der gebotenen Gesamtbetrachtung keine 
kontraproduktive Verlagerung von Umweltbelastungen 
bewirken können. Die transparente Darstellung der me- 
dienübergreifenden Rechtfertigung von Emissionsgrenz- 
werten wird den Dialog über den integrierten Umwelt- 
schutz fördern und könnte darüber hinaus Innovationen 
für einen verbesserten Umweltschutz auslösen. 

78*. Hinsichtlich der Umsetzung der Immissionsgrenz- 
werte lässt die Vielzahl der im Immissionsteil der neuen 
TA Luft genannten Ausnahmeregelungen befürchten. 


dass es nur in seltenen Fällen zu einer Überprüfung der 
Zusatzbelastung einer zu genehmigenden Anlage kom- 
men wird. Ohnehin lässt sich zeigen, dass die von 1 auf 
3 % erhöhte Irrelevanzschwelle zu einer Verschlechte- 
rung der Immissionssituation führen kann. Die im Nor- 
mierungsverfahren diskutierte Rechtfertigung der großzü- 
gigen Irrelevanzregelung darf jedenfalls in dieser Höhe 
und Generalisierung keinen Bestand haben. Der Umwelt- 
rat empfiehlt der Bundesregierung auch aus europarecht- 
licher Perspektive dringend eine Korrektur dieser verfehl- 
ten Regelung. 

79*. Die Emissionsmassenströme der neuen TA Luft be- 
ziehen sich im Unterschied zur alten TA Luft nicht mehr 
auf das Rohgas, sondern nach einem Urteil des Bundes- 
verwaltungsgerichts auf das Reingas. Dies hat dort, wo 
die Massenstrombegrenzungen in der neuen TA Luft ge- 
genüber der alten TA Luft nicht abgesenkt wurden, zu 
schwächeren Anforderungen für kleinere Anlagen ge- 
führt. Da auch die Emissionen kleiner Anlagen, die häu- 
fig in Gewerbe- oder Mischgebieten in der Nähe von 
Wohngebieten angesiedelt sind, von Relevanz sein kön- 
nen, wäre es sinnvoll gewesen, auch bei Unterschreiten 
eines bestimmten Massenstroms einen Konzentrations- 
Grenzwert für die emittierten Schadstoffe einzuführen. 
Problematisch ist auch, dass durch eine Teilgasreinigung 
des Rohgases unter die Massenstromgrenze ein Anlagen- 
betreiber weiter gehende Anforderungen hinsichtlich der 
Einhaltung der Massenkonzentration umgehen kann. Der 
Umweltrat ist der Auffassung, dass in den Fällen, in de- 
nen bereits ein Teilstrom gereinigt wird, auch der gesamte 
Abgasstrom gereinigt werden sollte und damit die Mög- 
lichkeiten, den Stand der Technik zur Emissionsminde- 
rung einzusetzen, ausgeschöpft werden sollten. 

17. Bundes-Immissionschutzverordnung 

80*. Die am 20. August 2003 in Kraft getretene novel- 
lierte Verordnung über Verbrennungsanlagen für Abfälle 
und ähnliche brennbare Stoffe (17. BImSchV) dient vor- 
wiegend der Umsetzung der EG-Abfallverbrennungs- 
richtlinie 2000/76/EG, mit der auf Gemeinschaftsebene 
neue Anforderungen an den Betrieb reiner Müllverbren- 
nungsanlagen sowie an Anlagen gestellt werden, in denen 
Abfälle neben regulären Brennstoffen zur Mitverbren- 
nung eingesetzt werden. Dass durch die novellierte 
17. BImSchV nun auch die Abfallmitverbrennung umfas- 
send geregelt wird, ist insofern zu begrüßen, als mit stei- 
gendem Einsatz von Ersatzbrennstoffen die luft- und ab- 
wasserseitigen Emissionen der zur Mitverbrennung 
genutzten Anlagen zukünftig zunehmend durch die 
Schadstoffbelastung der eingesetzten Abfälle geprägt 
werden. Hinsichtlich der emissionsseitigen Anforderun- 
gen bei der Mitverbrennung von Abfallen in Industriean- 
lagen einschließlich der Großfeuerungsanlagen forderte 
der Umweltrat wiederholt eine Angleichung an die für 
reine Abfallverbrennungsanlagen geltenden Standards. 
Die anforderungsgleiche Umsetzung der EG-Abfallver- 
brennungsrichtlinie reichte insoweit nicht aus, da die An- 
forderungen, die die Richtlinie an die Mitverbrennung 
stellt, teilweise noch deutlich unterhalb den Vorgaben für 
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reine Müllverbrennungsanlagen liegen. Im Sinne der 
Harmonisierungsforderung begrüßt der Umweltrat die 
Tendenz zur Angleichung der Anforderungen der 
17. BImSchV für die Mitverbrennung und die reine Ab- 
fallverbrennung. So hält er die in der Novelle der 
17. BImSchV enthaltenen konkreten Grenzwertfestlegun- 
gen für angemessen. Zu bemängeln sind jedoch die groß- 
zügigen Ausnahmeregelungen, insbesondere für die Ze- 
mentindustrie. Faktisch bleibt damit die novellierte 
17. BImSchV in den Anforderungen an die Mitverbren- 
nung partiell weit hinter den Vorgaben für die reine Müll- 
verbrennung zurück. Der Umweltrat empfiehlt daher, die 
vollständige Harmonisierung der Anforderungsniveaus 
von Industrieanlagen und Müllverbrennungsanlagen her- 
beizuführen. 

13. Bundes-Immissionsschutzverordnung 

81*. Der Entwurf der Bundesregierung zur Novellierung 
der 13. BImSchV, der mit der novellierten Großfeue- 
rungsanlagenrichtlinie notwendig wurde, entspricht zwar 
den Vorgaben der Großfeuerungsanlagenrichtlinie, die 
Anforderungen bewegen sich aber weit gehend am an- 
spruchslosen Ende der Spannen, die im Entwurf des euro- 
päischen BVT (Beste Verfügbare Technikenj-Merkblattes 
zu Großfeuerungsanlagen als Stand der Technik vorge- 
schlagen werden; in einigen Fällen sind die Emissions- 
grenzwerte sogar deutlich schwächer als die Empfehlun- 
gen der Arbeitsgruppe. Für den Umweltrat sind die zum 
Teil sehr starken Abweichungen der Emissionsgrenz- 
werte des Entwurfs von den BVT zu Großfeuerungsanla- 
gen kaum nachvollziehbar. Diese Abweichungen sind 
auch aus Gründen der Bestandserhaltung nicht zu recht- 
fertigen, da im deutschen Kraftwerkspark durch die 
Klimaschutzerfordemisse ohnehin ein Strukturwandel er- 
folgen muss. Darüber hinaus fehlen leider im Verord- 
nungsentwurf Grenzwerte für Chlor- und Fluorwasser- 
stoff und für das Klimagas N 2 O. 

Der Vollzug der Verordnung - in der derzeitigen Fas- 
sung - würde zwar zur Verminderung von Umweltbelas- 
tungen vor allem bei Staub (einschließlich Schwermetal- 
len), Stickstoffoxiden und Schwefeloxiden beitragen, auf- 
grund der abgeschwächten Anforderungen an bestehende 
Anlagen werden die Stickoxidminderungen jedoch vor- 
wiegend erst dann erzielt werden, wenn die Altanlagen 
stillgelegt und durch moderne Anlagen ersetzt werden. 
Die vom Bundesrat im Oktober 2003 vorgeschlagenen 
Änderungen des Verordnungsentwurfs würden darüber 
hinaus im Vergleich zum ursprünglichen Novellierungs- 
entwurf zu erhöhten Staub- und NOx-Emissionen führen. 
Angesichts der gesundheitlichen Relevanz von Feinstaub 
und aufgrund der Tatsache, dass bereits mit dem Verord- 
nungsentwurf vom 28. Mai 2003 das nationale Minde- 
rungsziel der NEC-Richtlinie für NO^ aller Wahrschein- 
lichkeit nach nicht erreicht werden kann, empfiehlt der 
Umweltrat, die vom Bundesrat vorgeschlagenen Ände- 
rungen zur Abschwächung der Anforderungen an die Be- 
grenzung von Staub- und NOx-Emissionen abzulehnen 
und vielmehr diese Anforderungen stärker an die BVT 
anzupassen. 


NEC-Richtlinie 

82*. Die am 23. Oktober 2001 in Kraft getretene Richtli- 
nie über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte 
Luftschadstoffe (NEC-Richtlinie) legt für alle Mitglied- 
staaten der EU fest, welche Emissionshöchstmengen an 
SO 2 , NOx, NH 3 und NMVOC bis 2010 eingehalten wer- 
den müssen. Ziel der Richtlinie ist die Begrenzung der 
Emissionen versauernder und eutrophierender Schad- 
stoffe sowie der Ozonvorläufersubstanzen NO^ und 
NMVOC. Mit der Einhaltung der nationalen Emissions- 
höchstmengen sollen die durch die Versauerung belaste- 
ten Ökosystemflächen halbiert und die Ozonbelastung im 
Hinblick auf den Gesundheitsschutz um zwei Drittel be- 
ziehungsweise im Hinblick auf den Vegetationsschutz um 
ein Drittel zurückgehen. 

Zur Umsetzung der NEC-Richtlinie hat die Bundesregie- 
rung den Entwurf einer Verordnung vorgelegt, in der die 
in der Richtlinie für Deutschland genannten jährlichen 
Emissionshöchstmengen festgelegt sind. Die nationalen 
Emissionshöchstmengen sollen mit einem nationalen Pro- 
gramm zur Reduzierung der oben genannten Luftschad- 
stoffe erreicht werden. 

Es bedarf noch weiterer Anstrengung, um die NO^-, 
NMVOC- und NHj-Emissionen auf die für 2010 festge- 
legten Ziele der NEC-Richtlinie zu mindern. Unabhängig 
von den in der EU geplanten oder von der EU vorgeschla- 
genen Maßnahmen zur Emissionsminderung in den Be- 
reichen des Kraftfahrzeugverkehrs, der Lösemittel in Pro- 
dukten und der Landwirtschaft muss auch die nationale 
Umsetzung von Emissionsminderungsmaßnahmen kon- 
sequenter die Reduzierung der NO^-, NMVOC- und NH 3 - 
Emissionen im Blick haben. Nach Ansicht des Umweltra- 
tes ist dies bei der Novellierung der 13. BImSchV in Be- 
zug auf die NOx-Minderung nicht ausreichend geschehen. 
Zur Minderung der NH 3 -Emissionen sollte die Bundes- 
regierung insbesondere Maßnahmen zur Reduzierung der 
Ammoniakemissionen bei der Ausbringung von Wirt- 
schaftsdünger fördern. 

Der Umweltrat empfiehlt darüber hinaus, auch weiterhin 
durch ein Monitoring der Belastungssituation und mit- 
hilfe von Modellrechnungen zu überprüfen, ob die verab- 
schiedeten Minderungsmaßnahmen ausreichen, auch die 
langfristigen Ziele der NEC-Richtlinie zu erreichen. 

Bereits jetzt ist absehbar, dass es in Deutschland auch 
nach Einhaltung der Emissionshöchstmengen der NEC- 
Richtlinie noch erhebliche Überschreitungen der Wir- 
kungsschwellen in Bezug auf die Versauerung, die Eutro- 
phierung und die Schädigung durch bodennahes Ozon 
geben wird. In Deutschland wird nach 2010 die Vermin- 
derung der Eutrophierung zur dringlichsten Aufgabe zäh- 
len, da hier die Überschreitungen der Zielwerte am größ- 
ten sind. Die Hauptquelle für die eutrophierenden und 
zunehmend auch für die versauernden Einträge ist die 
landwirtschaftliche Tierhaltung. Daher ist es notwendig, 
im Agrarsektor, und zwar im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik, effektive Maßnahmen zur Minderung der 
NH 3 -Emissionen zu ergreifen. 
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Angesichts der Tatsache, dass Deutschland - neben den 
Niederlanden - aufgrund seiner zentralen Lage und seiner 
empfindlichen Ökosysteme am meisten von der europa- 
weiten Einhaltung der NEC-Richtlinie profitiert und da- 
rüber hinaus Netto-Emittent ist, sollte sich die Bundes- 
regierung nach Auffassung des Umweltrates im Rahmen 
der von der NEC-Richtlinie geforderten Überprüfung der 
Ziele und innerhalb der Strategie der EU-Kommission 
Clean Air for Europe (CAFE) für eine weitere Verschär- 
fung der Emissionshöchstmengen nach 2010 einsetzen. 

7 Lärmschutz 

83*. ln den letzten zwei Jahrzehnten hat die Lärmwir- 
kungsforschung eine bemerkenswerte Breite und Tiefe 
erlangt. Allerdings bleiben noch wichtige Fragen im 
komplexen Ursachen-Wirkungsgefüge lärmbedingter 
(Gesundheits-) Beeinträchtigungen ungeklärt. Es sind 
aber erneut wichtige bisherige Befunde der Lärmwir- 
kungsforschung bestätigt worden: 

- Es kann kein ernsthafter Zweifel mehr daran bestehen, 
dass Störungen des nächtlichen Schlafens in besonde- 
rer Weise geeignet sind, die Gesundheit, aber auch die 
gesundheitsbezogene Eebensqualität zu beeinträchti- 
gen. 

- Für die Bewertung von Lärmbelastungssituationen 
kommt neben dem äquivalenten Dauerschallpegel der 
Häufigkeit, Dauer und Lautstärke einzelner Schaller- 
eignisse eine wesentliche Bedeutung zu. 

- Die Ergebnisse der Lärmwirkungsforschung reichen 
-bei allem weiteren Forschungsbedarf - völlig aus, 
um anspruchsvolle Ziele der europäischen und deut- 
schen Lärmschutzpolitik zu rechtfertigen. Allerdings 
bedarf die Fixierung von Lärmqualitäts- und Lärm- 
handlungszielen politischer Entscheidungen. Ziel- und 
Grenzwerte lassen sich wissenschaftlich nicht defini- 
tiv bestimmen. Auf der Grundlage der Erträge der 
Wirkungsforschung hält der Umweltrat an seinen frü- 
heren Vorschlägen fest: Das Umwelthandlungsziel der 
Bundesregierung von 65 dB(A) Außenpegel bei Tag 
kann nur ein Nahziel für den vorbeugenden Gesund- 
heitsschutz und den Schutz gegen erhebliche Belästi- 
gungen darstellen. Es muss durch mittelfristige Ziele 
- 62 dB(A) als Präventionswert und 55 dB(A) als Vor- 
sorgezielwert - ergänzt werden. Für die Nachtzeit sind 
kurzfristig ein Außenwert von 55 dB(A), mittelfristig 
ein Wert von 52 dB(A) und langfristig ein Vorsorge- 
zielwert von 45 dB(A) anzustreben. Dabei führt ein 
Außenpegel von 45 dB(A) bei gekipptem Fenster zu 
einem Pegel von circa 30 dB(A) am Ohr des Schlä- 
fers. 

Vordringliche Aufgabe der Lärmschutzpolitik ist die Re- 
duktion des Verkehrslärms, insbesondere des Straßenver- 
kehrslärms. Ohne eine energische Politik in diesem 
Bereich sind relevante Verbesserungen der Lärmbelas- 
tungssituation der Bevölkerung nicht erreichbar. Denn die 
anderen Lärmquellen, auch der Industrieanlagen, sind ge- 
genüber dem Verkehr deutlich nachrangig. Der Umwelt- 
rat empfiehlt daher: 


- Im Verkehrswegeplanungsrecht sind wesentliche 
Korrekturen erforderlich. Insbesondere ist die 
16. BImSchV zu novellieren, die hinsichtlich des 
Lärmschutzes allein und damit gänzlich unzureichend 
auf den Lärm des jeweils zu errichtenden Verkehrswe- 
ges abstellt. Eine angemessene akzeptorbezogene Be- 
trachtungsweise muss sowohl andere vorfmdliche 
Straßen und Schienenwege als auch sonstige Lärm- 
quellen wie Flugverkehr und Anlagen berücksichti- 
gen. Nur eine solche gesamthafte Betrachtung ermög- 
licht einen zureichenden Schutz der Bevölkerung. Mit 
der geltenden, Lärmquellen extrem separierenden Be- 
trachtungsweise schafft man sehenden Auges die Sa- 
nierungsfalle von morgen. 

- Für eine erfolgreiche kommunale Gesamtverkehrspla- 
nung sollte ein adäquater rechtlicher Rahmen geschaf- 
fen werden. Die Instrumentarien der Bauleitplanung 
und des Straßen- sowie Straßenverkehrsrechts reichen 
dafür ersichtlich nicht aus. Das zeigen auch die infor- 
malen Verkehrsplanungen der Gemeinden, die von 
sehr unterschiedlicher Problemlösungskapazität sind. 
Die Gemeinden sollten verpflichtet und befähigt wer- 
den, die Lärmauswirkungen verkehrserzeugender Pla- 
nungen und Projekte systematisch zu berücksichtigen 
und zu bewältigen. 

- Das bestehende Recht zum Schutz vor Fluglärm ist 
dringend novellierungsbedürftig, um das Schutzni- 
veau für die Flughafenanrainer dem Stand der Lärm- 
wirkungsforschung anzupassen und die erhebliche 
Rechtsunsicherheit für die Betroffenen zu verringern. 
Das seit 1971 unverändert geltende Fluglärmschutzge- 
setz bedarf unverzüglich einer entschiedenen Anpas- 
sung an den Stand der Lärmwirkungsforschung. Der 
im Jahr 2001 gescheiterte BMU-Entwurf mit 
abgesenkten Grenzwerten für die Lärmschutzzonen 
- 65/60 dB(A) - und der Einführung einer Nacht- 
schutzzone (Grenzwert 50 dB[A], Maximalpegel 
55 dB[A]) ist ein vertretbarer Kompromiss, der im- 
merhin entgegen den Lärmschutzzielen der Bundes- 
regierung die Errichtung von Wohnungsbauvorhaben 
in der Schutzzone 1 mit über 65 dB(A) Außenpegel 
tags gestatten würde. Außerdem erfordert die Schutz- 
vorschrift des § 9 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz zuguns- 
ten der Flughafenanrainer seit 44 Jahren eine 
Konkretisierung durch ein untergesetzliches Lärm- 
regelwerk. Durch den Erlass einer zeitgemäßen Flug- 
lärmschutzverordnung sollte der derzeitige Zustand 
der Rechtsunsicherheit, den die Rechtsprechung 
trotz sehr respektabler Bemühungen (s. zuletzt 
BVerwGE 107, 313) naturgemäß nur ungenügend 
ausgleichen kann, schnell beendet werden. 

Angesichts der dominanten Rolle des Verkehrslärms wür- 
den die angeführten sektoralen Verbesserungen in diesen 
Bereichen eine deutliche Reduktion der Lärmbelastung 
der Bevölkerung mit sich bringen. Bedenkt man aller- 
dings, dass große Teile der Bevölkerung mehreren Lärm- 
quellen ausgesetzt sind, so bleibt es eine dringliche 
Aufgabe, entsprechend der im Immissionsschutzrecht 
verankerten akzeptorbezogenen Betrachtungsweise auf 
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dem Weg zu einer gebotenen Gesamtlärmbetrachtung vo- 
ranzuschreiten. Der Umweltrat schlägt dafür folgende 
Differenzierung vor: 

- Der Lärm gleichartiger Quellen ist stets und zwingend 
summativ zu bewerten. Daher darf - entgegen der 
16. BImSchV - ein geplanter Verkehrsweg nicht ohne 
Berücksichtigung des vorhandenen, ebenfalls einwir- 
kenden Straßenverkehrslärms (so genannte Vorbelas- 
tung) bewertet werden. 

- Bei Lärmquellen unterschiedlicher Art - zum Beispiel 
Straßenverkehrslärm und Fluglärm - ist eine qualita- 
tive akzeptor- beziehungsweise schutzgutbezogene 
Betrachtungsweise geboten. Dabei ist insbesondere zu 
berücksichtigen, dass unterschiedliche Belastungen 
„kumulieren“ können, sodass lärmffeie Intervalle 
durch andere Lärmquellen ausgefüllt werden. 

Im Übrigen müssen die disziplinären Grenzen zwischen 
medizinischer, psychologischer und physikalischer Lärm- 
forschung und -bewertung sowie rechtswissenschaftlicher 
Zumutbarkeitsbestimmungen stärker überwunden wer- 
den, um die erforderliche Beurteilungssicherheit gewin- 
nen zu können. 

8 Abfallwirtschaft 

8.1 Wege einer zukünftigen Abfallpolitik 

Grundlegender Reformdruck durch neue 
Entwicklungen 

84*. Die Abfallpolitik in Deutschland und Europa steht 
heute trotz beachtlicher Entwicklungserfolge in den 
1990er-Jahren unter zunehmendem grundlegendem Re- 
formdruck. Dass wesentliche Grundzüge der nationalen 
und europäischen Entsorgungsstrategien und Entsor- 
gungsmarktordnung teils korrigiert und teils besser jus- 
tiert werden müssen, haben die politischen und rechtli- 
chen Entwicklungen der Jahre 2002 und 2003 besonders 
deutlich werden lassen: 

- Durch die viel diskutierten Leitentscheidungen des 
EuGH vom Februar 2003 (Urteile vom 13. Fe- 
bruar 2003, C-228/00 - Belgische Zementwerke und 
C 458/00 - Luxemburg) zu den Bewirtschaftungs- 
möglichkeiten der Mitgliedstaaten im Bereich der Ab- 
fallverbrennung und -mitverbrennung ist augenfällig 
geworden, dass der bisherigen nationalen Zuständig- 
keitsteilung zwischen öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträgem und privatem Entsorgungsmarkt weit 
gehend die Absichemng gegenüber den Freimarkt- 
prinzipien des europäischen Gemeinschaftsrechts 
fehlt. 

- Die neue EuGH-Rechtsprechung hat insbesondere mit 
dem Urteil in der Rechtssache C-228/00 (zum Verwer- 
tungscharakter der Abfallmitverbrennung in Zement- 
werken) zugleich verdeutlicht, wie beschränkt die 
Möglichkeiten der Mitgliedstaaten sind, hohe natio- 
nale Entsorgungsstandards und nationale Investitionen 
in umweltverträgliche Entsorgungstechnologien gegen 
den Abfallexport in Länder mit vergleichsweise nied- 
rigem Anforderangs- oder Vollzugsniveau abzusi- 


chem. In Anbetracht dessen und im Hinblick auf die 
unmittelbar bevorstehende EU-Osterweiterung wer- 
den die Exportschranken des geltenden Abfallverbrin- 
gungsrechts zunehmend als unzureichend beurteilt. 

- Die aktuellen Erfahrungen mit der Gewerbeabfallver- 
ordnung, zunehmende Kritik an der Getrenntsamm- 
lung von Verpackungen und an den geltenden Verwer- 
tungsquoten sowie die neuen Erwägungen der EU- 
Kommission zu einer europäischen Recyclingstrategie 
werfen aus unterschiedlicher Perspektive die grund- 
sätzliche Frage auf, inwieweit eine Steuerung der Ab- 
fallströme unter dem Aspekt des Verwertungsvorrangs 
und der möglichst hochwertigen Verwertung insbeson- 
dere durch spartenbezogene Recyclingquoten und Ge- 
trennthaltungsregelungen überhaupt (noch) sinnvoll 
ist. Der Umweltrat empfiehlt, zukünftig nicht weitere 
Wege der Verwertungspfadsteuerung einzuschlagen. 
Die bisherigen Systeme einer solchen Steuerung sind 
unter verschiedenen abfallwirtschaftlichen Zielsetzun- 
gen bis auf weiteres aufrechtzuerhalten und auf ihre 
Effektivität und Effizienz hin zu prüfen. 

Die Duale Entsorgungsmarktordnung 

85*. Als öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger haben 
die Kreise und Gemeinden auf der Basis ihrer nationalen 
Alleinzuständigkeit für die AbfaXlbeseitigung und die ge- 
samte Hausmüllentsorgung (Beseitigung und Verwertung 
von Hausmüll) in den vergangenen drei Jahrzehnten die 
moderne Abfallwirtschaft in Deutschland maßgeblich 
aufgebaut, unterhalten und fortentwickelt. Heute steht 
ihre Alleinzuständigkeit gleichwohl in mehrfacher Hin- 
sicht infrage, namentlich 

- durch das EG-Abfallrecht, das im Bereich der Haus- 
müllverwertung den freien Warenverkehr gewährleis- 
tet, 

- durch die vage Unterscheidung von Verwertung und 
Beseitigung und die dazu ergangene überwiegend sehr 
„verwertungsfreundliche“ Rechtsprechung sowie 

- durch politische Bestrebungen, den Entsorgungssektor 
vollständig zu liberalisieren. 

86 *. Der Umweltrat ist demgegenüber der Auffassung, 
dass insbesondere die Hausmüllentsorgung weiterhin in 
der ausschließlichen Zuständigkeit der kommunalen öf- 
fentlich-rechtlichen Entsorgung sträger verbleiben sollte. 
Hinsichtlich der ökonomischen Wirkungen einer Libera- 
lisierung bleibt der Umweltrat bei seiner im Umweltgut- 
achten 2002 ausführlich begründeten Einschätzung, dass 
von einer liberalisierten Hausmüllentsorgungswirtschaft 
langfristig allenfalls partielle, geringfügige Effizienzge- 
winne zu erwarten sind, denen jedoch ein erheblich ge- 
steigerter Überwachungs- und Regulierungs- sowie staat- 
licher Gewährleistungsaufwand gegenüberstehen würde. 
Außerdem bestünde die Gefahr, dass sich ein diffuser, 
mehr an Gewinninteressen als an Umweltverträglichkeit 
orientierter Entsorgungsmarkt ausbreitet, der nicht mehr 
genügend kontrollierbar ist und einen ganz erheblich ge- 
steigerten Sammlungs- und Transportaufwand mit sich 
bringt. 
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Der Umweltrat empfiehlt der Bundesregierung, auf EG- 
Ebene darauf hinzuwirken, dass die Mitgliedstaaten in 
der Abfallverbringungsverordnung und der Abfallrah- 
menrichtlinie unmissverständlich dazu berechtigt werden, 
die Hausmüllentsorgung vollständig der öffentlichen Da- 
seinsvorsorge zuzuweisen. Auch kleinere Gewerbebe- 
triebe sollten zur Überlassung ihrer Abfälle an die öffent- 
lich-rechtlichen Entsorgungsträger verpflichtet werden 
(können), soweit sie nicht eine spezifische, der besonde- 
ren Beschaffenheit ihrer Abfälle entsprechende Verwer- 
tung nachweisen. 

Exportschranken gegen die Umgehung hoher 
Entsorgungsstandards 

87 *. Zwischen den Mitgliedstaaten besteht ein mitunter 
beträchtliches Gefalle in den Anforderungen an die Um- 
weltverträglichkeit der Entsorgung. Außerdem bestehen 
auch große Unterschiede im Vollzugsniveau. Vollzugsde- 
fizite prägen vor allem die Situation in den meisten Bei- 
trittsländem. In Anbetracht dessen sollte im Spannungs- 
feld zwischen Marktfreiheit und hohem Schutzniveau 
nach Auffassung des Umweltrates grundsätzlich Folgen- 
des gelten: 

- Wenn der Verwerter im Einfuhrland für die fraglichen 
Abfalle einen Preis entrichtet, weil für diese Abfalle 
als Sekundärrohstoff eine echte Nachfrage besteht, 
darf es im Prinzip keine besonderen Marktbeschrän- 
kungen geben. 

- Entrichtet der Verwerter keinen Preis und steht daher 
die Entsorgung als Umweltdienstleistung im Vorder- 
grund des Exports, so sollte es zur Vermeidung eines 
„Umweltausverkaufs“ eine Exportbeschränkungsop- 
tion zumindest für den Fall geben, dass die europäi- 
schen Mindeststandards im Importstaat nicht eingehal- 
ten werden. Die entsprechenden Vorschläge des 
Novellierungsentwurfs zur EG- Abfallverbringungs- 
verordnung bieten dafür eine geeignete Grundlage. 

- Ein darüber hinausgehender, auf eine „hochwertigere 
Verwertungsoption im Inland“ abzielender Verbrin- 
gungseinwand erscheint wegen der erheblichen Um- 
setzungsprobleme, die mit dem erforderlichen Um- 
weltverträglichkeitsvergleich verbunden sind, kaum 
praktikabel. Allerdings sollten nationale Entsorgungs- 
standards einer Verwertung im Ausland dann entge- 
gengehalten werden dürfen, wenn für den betreffen- 
den Verwertungspfad im Hinblick auf spezifische 
Umweltrisiken keine EG-rechtlichen Mindeststan- 
dards existieren, wie zum Beispiel bezüglich der Ab- 
fallverwertung im Bergversatz oder im Deponiebau. 

- Die Deponierung von Abfällen sollte weiterhin mög- 
lichst am Näheprinzip und am Grundsatz der Inlands- 
beseitigung ausgerichtet werden. Um eine Umgehung 
dieser Prinzipien und der sie sichernden Andienungs- 
regelungen zu verhindern, sollten die zuständigen Be- 
hörden am Versandort und am Bestimmungsort durch 
einen zusätzlichen Verbringungseinwand dazu er- 
mächtigt werden, die Verbringung hinsichtlich zu de- 
ponierender Teilfraktionen eines Gemischs zu untersa- 


gen, wenn deren Sortierung auch im Inland möglich 
und wirtschaftlich vertretbar ist. Entsprechendes sollte 
bezüglich energetisch zu verwertender Gemische auch 
für solche noch abtrennbaren Fraktionen gelten, die 
nicht selbstständig brennbar sind. 

Die Zukunft der Verwertungspfad-Regulierung 

88 *. Vor dem Hintergrund der in den vergangenen Jahren 
erzielten Fortschritte bei der Entwicklung anlagen-, stoff- 
und produktbezogener Rahmenvorgaben für die Abfall- 
entsorgung muss nach Ansicht des Umweltrates eine 
Weiterentwicklung der Verwertungspfadsteuerung hin- 
sichtlich ehrgeizigerer Verwertungsquoten oder weiterer 
Produktgruppen kritisch daraufhin geprüft werden, inwie- 
weit dies noch notwendig und sinnvoll ist. Der auf den 
jeweils „hochwertigeren“ oder gar „hochwertigsten“ Ver- 
wertungspfad zielende Steuerungsansatz lässt sich ins- 
besondere wegen der hohen Komplexität und starken 
Wertungsabhängigkeit des vorausgesetzten „Wertigkeits- 
vergleichs“ und wegen der mangelnden Flexibilität gene- 
reller Pfadvorgaben (wie beispielsweise eines Vorrangs 
der stofflichen vor der energetischen Verwertung) nur 
sehr begrenzt effektiv, vollzugsfähig und einzelfallge- 
recht realisieren. Dies belegen unter anderem auch die 
jüngsten negativen Vollzugserfahrungen mit der Gewer- 
beabfallverordnung, die teilweise auf eine solche Verwer- 
tungspfadsteuerung abzielt. 

Der Umweltrat empfiehlt daher, die grundlegenden Ziele 
der Abfallpolitik, namentlich 

- die Vermeidung von Schadstoffdissipation, 

- die Vermeidung von Umweltgefährdungen und -beein- 
trächtigungen (Schadlosigkeit) und 

- ein umweltbezogenes Ressourcenmanagement, ein- 
schließlich der Energieeinsparung und des damit ver- 
bundenen Klimaschutzes 

in Zukunft prioritär durch die Weiterentwicklung spezifi- 
scher Rahmenbedingungen zu verfolgen. Diese anlagen-, 
Stoff- und produktbezogenen Rahmenbedingungen soll- 
ten auf die Reduktion der problematischen Stoffe oder 
Ressourcen, deren Verwendung und Freisetzung gerichtet 
sein. Gleichzeitig sollten wirksame, über den Abfallbe- 
reich hinausgehende Instrumente entwickelt werden, um 
die Umweltschädigungen, die durch den Verbrauch von 
Ressourcen entstehen, zu reduzieren und gegebenenfalls 
die externen Kosten zu intemalisieren. 

Klar formulierte Rahmenvorgaben erachtet der Umwelt- 
rat als wesentlich zielsicherer hinsichtlich aller oben ge- 
nannten Ziele. Sie können einfach formuliert und vollzo- 
gen werden und implizieren zudem eine Harmonisierung 
der Umweltbelastungsschranken auf einem einheitlich 
hohen Niveau nicht nur für die Entsorgungsstufe, sondern 
für den gesamten Wirtschaftskreislauf. Die Rahmenvor- 
gaben ermöglichen ferner ein hohes Maß an Flexibilität 
und Allokationseffizienz. Dabei schließt es das Konzept 
der Rahmenvorgaben keineswegs aus, Wirkungsbrüche 
des Marktes durch adäquate Instrumente zu überbrücken 
(z. B. Produktstandards zur Gewährleistung der schadlo- 
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sen Verwertung oder Wiederverwendung, Rücknahme- 
verpflichtungen, Schadstoffbegrenzungen in Produkten, 
die unter Abfalleinsatz hergestellt werden). 

Eine Weiterentwicklung der Verwertungspfadsteuerung 
in dem Sinne, dass bestimmten Entsorgungswegen ver- 
bindlicher Vorrang eingeräumt wird (z. B. dem stoffli- 
chen Recycling vor der energetischen Verwertung) sollte 
nur noch in evidenten Fällen erfolgen, in denen die ökolo- 
gische Überlegenheit offensichtlich ist und die Mehrkos- 
ten des „besseren“ Verwertungswegs prinzipiell akzepta- 
bel erscheinen. 

8.2 Regulierung in einzelnen Produkt-, Stoff- 
und Herkunftsbereichen 

Die Gewerbeabfallverordnung 

89*. Die Gewerbeabfallverordnung soll durch ein hoch 
komplexes, von zahlreichen Einschränkungen und Aus- 
nahmebestimmungen geprägtes Regelwerk aus Getrennt- 
haltungs- beziehungsweise Sortierpflichten sowie 
Mindestverwertungsquoten für Sortieranlagen und Anfor- 
derungen an die Zusammensetzung zu verwertender Ab- 
fallgemische dazu beitragen, dass Gewerbeabfalle 

- hochwertig verwertet, 

- nicht durch so genannte Scheinverwertung großteils 
Billigdeponien oder trotz mangelnden Heizwerts der 
Verbrennung zugeführt und 

- in größerem Umfang als bisher den öffentlichen Ent- 
sorgungsträgem überlassen werden, sofern eine hoch- 
wertige Verwertung nicht möglich ist. 

Die bisherige rechtliche Diskussion um vielfältige An- 
wendungsfragen der Verordnung und die ersten Praxisbe- 
richte über ihren (mangelnden) Vollzug geben dem Um- 
weltrat Anlass zum Zweifel, dass die komplexen 
Regelungen der Gewerbeabfallverordnung zur Verwirkli- 
chung der oben genannten Ziele wirklich sachgerecht und 
erforderlich sind: 

- Soweit die Verordnung durch ihre Getrennthaltungs- 
pflichten auf eine möglichst hochwertige Verwertung 
nach Maßgabe der individuellen Gegebenheiten und 
Möglichkeiten zielt, fehlt ihr ein klares, schlüssiges 
Konzept der Hochwertigkeit, das die stoffreine Tren- 
nung der einzelnen Wertstofffraktionen in jedem ein- 
zelnen Fall rechtfertigt. Folge ist, dass diese Bestim- 
mungen der Verordnung im ersten Jahr ihrer Geltung 
kaum praxisrelevant geworden sind. Der mit den kom- 
plexen Getrennthaltungs- und Sortierpflichten der Ge- 
werbeabfallverordnung verbundene Versuch, durch 
ordnungsrechtliche Entsorgungspfadvorgaben die Ab- 
fallströme ökologisch optimal zu steuern, scheint fehl- 
zuschlagen. Die Verordnung bietet damit ein anschau- 
liches Beispiel dafür, wie die Strategie einer 
Feinsteuerang von Entsorgungspfaden aufgrund der 
Hyperkomplexität der für jeden Einzelfall vorzuneh- 
menden vergleichenden Bewertungen und der damit 
einhergehenden fehlenden generell-abstrakten Pro- 
grammierbarkeit zu Regelungen führt, die zwar von 
hohem umweltpolitischen Anspmch getragen sind, in 


der Praxis jedoch weder effektiv noch effizient umge- 
setzt werden können. 

- ln Bezug auf das Ziel einer Verhindemng von Schein- 
verwertungen bezweifelt der Umweltrat in Anbetracht 
der sich ändernden Rahmenbedingungen nach der Ab- 
fallablagerungsverordnung und der sich bahnbrechen- 
den Einordnung der Müllverbrennungsanlagen als Be- 
seitigungsanlagen, dass es der Anforderungen der 
Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) und insbeson- 
dere der komplexen Getrennthaltungs- und Sortie- 
rungspflichten zur Vermeidung der Scheinverwertung 
überhaupt bedarf 

- Soweit schließlich über die Anforderungen an Ge- 
trennthaltung und Verwertung mittelbar auch die 
Grenzlinie zwischen der öffentlichen und der privaten 
Entsorgungszuständigkeit neu gezogen werden soll, 
weist der Regelungsansatz der Hochwertigkeit allge- 
meine Begründungsschwächen auf- warum sollen nur 
die Privaten zu einer hochwertigen Verwertung ver- 
pflichtet sein und nicht auch die öffentlich-rechtlichen 
Entsorger? - und hat zudem eine weite offene Flanke 
gegenüber dem Gemeinschaftsrecht und dem europäi- 
schen Entsorgungsmarkt. 

Der Umweltrat empfiehlt der Bundesregierung, die Ge- 
werbeabfallverordnung bis zum Ende des Jahres 2005 auf 
ihre ökologischen und ökonomischen Effekte hin zu über- 
prüfen und sie nach erfolgter Umsetzung der Abfallabla- 
gerungsverordnung wieder aufzuheben, wenn sich die 
vorstehenden pessimistischen Einschätzungen bestätigen 
sollten. 

Verpackungsverwertung und -Vermeidung 

90*. Die aktuellen Bestrebungen sowohl in der Novelle 
der EG- Verpackungsrichtlinie als auch der deutschen Ver- 
packungsverordnung, insbesondere die Verwertung von 
Verpackungsabfällen durch die Vorgabe von Rücknahme- 
pflichten und Verwertungsquoten weiter detailliert zu 
steuern, hält der Umweltrat im Einklang mit seinen 
grundsätzlichen Überlegungen zur Zukunft der Abfall- 
wirtschaft nicht für effizient und zielführend. Unbescha- 
det dieser Vorbehalte konzediert der Umweltrat jedoch, 
dass ein abrupter Pfadwechsel in der Verpackungspolitik 
kontraproduktiv wäre. Im Sinne einer zumindest partiel- 
len Optimierung der zwar im Grundsatz problematischen, 
aber kurzfristig nicht aufhebbaren Verwertungspfadsfeue- 
rung empfiehlt der Umweltrat der Bundesregierung da- 
her, die Zielvorgaben der Verwertungsquoten möglichst 
effizient und wettbewerbskonform umzusetzen. Dazu bie- 
tet es sich an, insbesondere das als effizienter und wett- 
bewerbskonformer wenn auch als verbesserungswürdig 
beurteilte britische System der Lizenzen für die Verpa- 
ckungsverwertung intensiver auf seine Übertragbarkeit 
auf Deutschland zu prüfen. 

91*. Unbeschadet seiner Bedenken gegen die umweltpo- 
litische Effektivität einer Pfandlösung begrüßt der Um- 
weltrat, dass die Bundesregierung durch die kürzlich im 
Bundestag beschlossene, aber noch nicht durch den 
Bundesrat bestätigte Novelle zur Verpackungsverordnung 
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zumindest einen konsistenteren Anwendungsbereich für 
die Pfandpflicht anstrebt. Jedoch sollte die Klassifizie- 
rung bestimmter Verpackungen als „ökologisch vorteil- 
haft“ im Rahmen einer flexiblen Behördenentscheidung 
auf der Basis transparenter Kriterien vorgenommen 
werden, um die Behinderung von Innovationen zu ver- 
meiden. Um dem Effekt entgegenzuwirken, dass die 
Pfandpflicht einen Anreiz zur Ausdehnung des Einweg- 
sortiments bilden könnte, um damit das gewinnträchtige 
Aufkommen aus nicht eingelösten Pfandgeldem zu erhö- 
hen, empfiehlt der Umweltrat, eine Regelung zu treffen, 
nach der derjenige Anteil der nicht eingelösten Pfandgel- 
der, der die Systemkosten übersteigt, dem Handel entzo- 
gen wird. 

Polyvinylchlorid 

92 *. Über den weit verbreiteten Werkstoff Polyvinyl- 
chlorid (PVC) werden in größerem Umfang Schadstoffe, 
die in den dem PVC beigefiigten Additiven enthalten 
sind, in den Wertstoffkreislauf eingetragen. Bei der zu- 
künftigen Politik zu PVC sollte nach Auffassung des Um- 
weltrates daher das Ziel im Vordergrund stehen, die Pro- 
duktverantwortung für PVC-Produkte so zu gesf alten, 
dass die Produkte und PVC-haltigen Abfallströme dauer- 
haft von Schadstoffen entfrachtet werden. Dazu zählt 
einerseits, Stabilisatoren auf der Basis von Blei und zinn- 
organischen Verbindungen durch Systeme auf Calcium/ 
Zink- oder Barium/Zink-Basis zu substituieren, ande- 
rerseits die Substitution der als gefährliche Stoffe iden- 
tifizierten Weichmacher kurzkettige Chlorparaffine, 
Di(2-ethylhexyl)phthalat (DEHP) und Dibutylphthalat 
(DBP), insbesondere in Anwendungen mit hohem Frei- 
setzungspotenzial wie Außenanwendungen, Anwendun- 
gen mit großen unversiegelten Oberflächen oder in 
Anwendungen unter erhöhten Temperaturen. Die Einfüh- 
rung von Verwertungsquoten für diesen Werkstoff dage- 
gen hält der Umweltrat aus den oben aufgeführten grund- 
sätzlichen Überlegungen heraus nicht für sinnvoll, zumal 
die Verwertungsverfahren nicht eindeutig als ökologisch 
vorteilhaft gewertet werden können. In der Entsorgung 
(Abfallverbrennung, Aussortierung des PVC als Störstoff 
in Sortieranlagen) verursacht PVC aufgrund seines hohen 
Chlorgehaltes erhöhte Kosten. Der Umweltrat empfiehlt 
zu prüfen, inwieweit es ökologisch und ökonomisch sinn- 
voll ist, diese Zusatzkosten im Rahmen der Produktver- 
antwortung den Herstellern anzulasten. 

EG-Batterierichtlinie 

93 *. Obwohl verbrauchte Batterien und Akkumulatoren 
nur einen sehr geringen Abfallstrom darstellen, tragen sie 
trotz teilweise erfolgter Schadstoffreduktion weiterhin in 
signifikantem Umfang zur Schwermetallbelastung des 
Abfalls bei, insbesondere durch Cadmium und Quecksil- 
ber. Der kürzlich vorgelegte Vorschlag der EU-Kommis- 
sion zur Novellierung der EG-Batterierichtlinie enthält 
keinerlei Maßnahmen zur Reduktion des Schadstoffge- 
haltes von Batterien und Akkumulatoren, sondern setzt 
ausschließlich auf eine vom Umweltrat grundsätzlich kri- 
tisierte detaillierte Verwertimgspfadsteuerung einschließ- 


lich einer aus ökologischer wie ökonomischer Sicht zwei- 
felhaften Verpflichtung zur Verwertung von Cadmium. 
Der Umweltrat bedauert, dass die Bundesregierung dem 
Vorschlag der EU-Kommission, auf ein Cadmiumverbot 
zugunsten von Rücknahme- und Verwertungspflichten zu 
verzichten, nicht entschieden entgegentritt. Er empfiehlt 
ihr, sich stattdessen in den laufenden Beratungen zu der 
Richtlinie für ein Verbof von Cadmium einzusetzen, um 
auch langfristig den weiteren Eintrag dieses Schadstoffes 
in die Umwelt zu vermeiden. 

94 *. Solange schadstoffhaltige Batterien in größerer 
Menge im Umlauf sind, ist zur effektiven Schadstoffkon- 
trolle eine getrennte Sammlung der Batterien mit hohen 
Sammelquoten erforderlich, auch wenn die Freisetzung 
der Schadstoffe aus dem Hausmüll durch die zukünftige 
Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung in 
Deutschland deutlich verringert wird. Für den Fall, dass 
ein Verbot von Cadmium in Batterien EU-weit nicht 
durchsetzbar sein sollte, erneuert der Umweltrat seine be- 
reits im Sondergutachten Abfallwirtschaft (SRU, 1990, 
Tz. 896 ff) formulierte Empfehlung, eine Pfandpflicht 
für cadmiumhalfige Batterien sowie quecksilberhaltige 
Knopfzellen einzuführen, um eine hinreichende Erfas- 
sung sicherzustellen. 

Bioabfallverwertung 

95 *. Die heute praktizierte und in den 1990er- Jahren 
stark ausgebaute getrennte Sammlung und Verwertung 
von Bioabfällen gerät zunehmend in die Kritik. Auch aus 
Sicht des Umweltrates gibt es hier Reformbedarf Das 
vom Umweltrat empfohlene Steuerungsmodell für die 
Abfallwirtschaft hat für die Bioabfallverwertung eine 
Reihe von Konsequenzen: Grundsätzlich sollten die 
Emissionsanforderungen an Bioabfallbehandlungsanla- 
gen so verschärft werden, dass die Bevölkerung keiner 
Gesundheitsgefährdung durch Bioaerosole mehr ausge- 
setzt ist. Hinsichtlich der Schadstoffeinträge in Böden 
sollte es bei der Bioabfallsammlung vorrangiges Ziel 
sein, ausschließlich schadstoffarme, gütegesicherte Kom- 
poste zu gewinnen und zu verwerten. Bei der Entschei- 
dung vor Ort, ob eine getrennte Bioabfallsammlung sinn- 
voll ist, muss aber auch berücksichtigt werden, ob der 
erzeugte Kompost in der betreffenden Region sinnvoll 
genutzt werden kann. Die Anwendung von Kompost 
kann zur Erhaltung oder Vermehrung der organischen 
Substanz im Boden beitragen, die Bodenfruchtbarkeit 
verbessern und die landwirtschaftlich genutzten Böden 
weniger anfällig für Bodenerosion und Bodenverdichtung 
machen, sofern die Böden dafür geeignet sind. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass eine verstärkte Berück- 
sichtigung dieses Aspektes, wie im Bundes-Bodenschutz- 
gesetz gefordert, auch die Wertschätzung für (qualitativ 
hochwertigen) Kompost erhöhen kann. Insgesamt ergibt 
sich daraus, die weitere Forcierung des Ausbaus der ge- 
trennten Bioabfallsammlung zu überdenken und abfall- 
wirtschaftliche Entscheidungen zur Bioabfallverwertung 
stärker an solchen Qualitätskriterien auszurichten. Dabei 
sollte allerdings beachtet werden, dass angesichts knap- 
per Kapazitäten zur Behandlung von Siedlungsabfällen 
ab Juni 2005 eine Einschränkung der Getrenntsammlung 
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von Bioabfallen zumindest zum jetzigen Zeitpunkt frag- 
würdig ist. Ob eine getrennte Bioabfallerfassung und 
-Verwertung sinnvoll ist, hängt mithin auch von der regio- 
nal vorhandenen abfallwirtschaftlichen Infrastruktur ab. 

Klärschlammentsorgung 

96*. Die derzeitige landwirtschaftliche Klärschlammver- 
wertung steht nicht im Einklang mit einem vorsorgenden 
Bodenschutz, da langfristige Schadstoffanreicherungen in 
landwirtschaftlichen Böden nicht ausreichend verhindert 
werden. Jedoch besteht auch keine akute Gefährdung, die 
zu sofortigem drastischen Handeln zwingt. Der Umwelt- 
rat begrüßt grundsätzlich die Planungen zur einheitlichen 
Neuregelung von Klärschlamm-, Düngemittel- und Bio- 
abfallverordnung. Er bekräftigt die Empfehlung zur 
Absenkung der bestehenden Grenzwerte der Klär- 
schlammverordnung und zur Einführung weiterer Schad- 
stoffgrenzwerte, insbesondere für organische Schadstoffe. 
Aus Sicht des Umweltrates sollten die Grenzwerte jedoch 
schrittweise abgesenkt werden, wie bereits im Umwelt- 
gutachten 2002 empfohlen. Die von BMU und BMVEL 
vorgeschlagene Übergangsfrist von einem Jahr für eine 
drastische Verschärfung der Klärschlamm-Grenzwerte ist 
zu kurz. Es besteht die Gefahr, dass hier das Vollzugsdefi- 
zit gleich mit eingebaut wird. Bei verstärkter Nutzung der 
Mitverbrennung ist anzustreben, dass aufgrund der be- 
grenzten Rückhaltung von leichtflüchtigen Sehwermetal- 
len dieser Weg vor allem für schwächer mit diesen 
Schwermetallen belastete Schlämme genutzt wird und 
dass mittelfristig die Mitverbrennungsanlagen entspre- 
chend naehgerüstet werden. Sofern Klärschlamm vor der 
thermischen Entsorgung getrocknet werden muss, sind 
Trocknungskonzepte unter Nutzung von Abwärme zu be- 
vorzugen. 

Abfallablagerungsverordnung 

97*. Durch die am 1. März 2001 in Kraft getretene Ab- 
fallablagerungsverordnung (AbfAblV) soll das Vollzugs- 
defizit, das sich durch die unzureichende Umsetzung der 
TA Siedlungsabfall aufgebaut hat, insbesondere verur- 
sacht durch die exzessive Anwendung ihrer Ausnahmebe- 
stimmungen, beseitigt werden. Der Umweltrat ist aller- 
dings der Auffassung, dass angesichts derzeit noch 
fehlender Vorbehandlungskapazitäten - insbesondere für 
nicht-überlassungspflichfige Abfälle aus dem gewerblich- 
indusfriellen Bereich - der Vollzug der AbfAblV bis 
Mitte des Jahres 2005 nur dann gelingen kann, wenn in- 
nerhalb der noch verbleibenden Zeit außerordentliche 
Anstrengungen zur fristgerechten Bereitstellung zusätzli- 
cher Vorbehandlungsanlagen unternommen sowie die be- 
trächtlichen Mitverbrennungskapazitäten der Zement- 
und Kohlekraftwerke in bedeutend größerem Umfang als 
bisher teehnisch und vertraglich verfügbar gemacht wer- 
den. Sollten jedoch zum Stichtag 31. Mai 2005 nicht ge- 
nügend Vorbehandlungsanlagen zur Verfügung stehen, 
werden problematische Ausweichreaktionen wie Export 
und Zwischenlagerung einsetzen. Der Umweltrat hatte in 
seinem Umweltgutachten 2002 der Bundesregierung 


empfohlen, eine Abgabe auf die Ablagerung der der 
AbfAblV unterliegenden und ab Juni 2005 noch unvorbe- 
handelten Abfälle einzuführen. Mit dem Abgabenauf- 
kommen wären Investitionen in Vorbehandlungsanlagen 
nach dem Windhundprinzip umso stärker zu fördern, je 
früher diese erstellt werden. Trotz der offensichtlichen er- 
warteten Kapazitätsdefizite und der drohenden Aus- 
weichreaktionen ist dieser Vorschlag von der Bundesre- 
gierung und den Ländern bisher nicht aufgegriffen 
worden. 

9 Bodenschutz 

98*. Die verschiedenen Bodenfunktionen werden durch 
schädliche Einwirkungen bei der Nutzung der Böden ge- 
fährdet, insbesondere durch 

- Flächeninanspruchnahme, 

- Eintrag von Schadstoffen und Nährstoffen und 

- Bodenerosion und Bodenschadverdichtung. 

Die weitestgehende Einwirkung ist die Versiegelung von 
Böden, da dadurch die natürlichen Bodenfunktionen so- 
wie die Archivfunktion verloren gehen. Die derzeitige 
Flächeninanspruchnahme in Deutschland ist noch immer 
sehr weit von dem in der nationalen Nachhaltigkeitsstra- 
tegie gesteckten Ziel von 30 ha/d entfernt. Der Eintrag 
von Schadstoffen ist ebenfalls kaum reversibel und beein- 
trächtigt insbesondere die Funktion der Böden als Le- 
bensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen, den 
Wasser- und Nährstoffkreislauf, die Filter- und Puffer- 
fünktion der Böden und die landwirtschaftliche Nutzung. 
Bodenerosion und Bodenschadverdichtung schließlich 
beeinträchtigen - in mittelfristiger Perspektive ebenfalls 
irreversibel - alle natürlichen Bodenfunktionen. 

Angesichts dieser Gefährdungslage wichtiger Boden- 
fünktionen empfiehlt der Umweltrat, dem Bodenschutz 
verstärkt Aufmerksamkeit zu widmen. Eine wirksame 
Kontrolle der oben genannten Hauptbelastungsquellen 

- insbesondere der Flächeninanspruchnahme und des 
Eintrags von Schadstoffen aus multiplen Quellen - wird 
dabei ein hohes Maß an Umweltpolitikintegration erfor- 
derlich machen. 

Flächeninanspruchnahme 

99*. Zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 
durch Siedlungen und Verkehr schlägt der Umweltrat die 
Einführung handelbarer Flächenausweisungsrechte kom- 
biniert mit einer qualitativen Steuerung über die Raum- 
planung vor. In diesem Konzept, wie auch in der geplan- 
ten Fläehenstrategie der Bundesregierung, muss die 
Qualität der Böden hinsichtlich der verschiedenen Boden- 
funktionen berücksichtigt werden. Grundlage dafür sind 
geeignete Bewertungsmethoden und -maßstäbe, die je- 
doch noch weiterzuentwickeln sind. Diese sollten bun- 
desweit in die Durehführungsbestimmungen der Länder 
für die flächenhafte Gesamtplanung aufgenommen wer- 
den. 
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Schadstoffbelastungen 

100 *. Die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord- 
nung enthält bisher nur wenige Vorsorge-, Prüf- und Maß- 
nahmenwerte. Die bereits toxikologisch abgeleiteten wei- 
teren Prüfwerte für den Pfad Boden-Mensch sollten zügig 
in die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
übernommen werden. Dies gilt ebenso für die vorliegen- 
den Prüfwertvorschläge für den Pfad Boden-Bodenorga- 
nismen. Weiterhin sollten für weitere relevante Schad- 
stoffe Vorsorgewerte erarbeitet und in die Verordnung 
aufgenommen werden. 

101 *. Im Hinblick auf Maßnahmenwerte für den Pfad 
Boden-Mensch liegen trotz entsprechender Forschungs- 
aktivitäten in absehbarer Zeit keine belastbaren Maßstäbe 
zur Beurteilung der Bioverfügbarkeit vor. Fehlende Maß- 
nahmenwerte führen zu unterschiedlichen Ergebnissen 
bei der Einzelfallbeurteilung. Daher empfiehlt der Um- 
weltrat, aus Gründen der Beurteilungssicherheit und der 
allgemeinen Akzeptanz mit herkömmlichen Ableitungs- 
verfahren zumindest Maßnahmenwerte für die Subsfan- 
zen festzulegen, für die bereits Prüfwerte existieren. 
Darüber hinaus sollten entsprechende Prüf- und Maßnah- 
menwerte für weitere Altlasten- und toxikologisch rele- 
vante Substanzen hinsichtlich des Wirkungspfads Boden- 
Mensch herkömmlich abgeleitet und in der Bundes-Bo- 
denschutz- und Altlastenverordnung festgeschrieben wer- 
den. 

102 *. Da ein relevanter Teil der Schadstoffe über Dünge- 
mittel in die landwirtschaftlichen Böden eingetragen 
wird, ist eine Neuregelung der Düngemitteleinträge drin- 
gend erforderlich, um den im Bundes-Bodenschutzgesetz 
und in der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord- 
nung festgelegten Grundsätzen und Vorsorgezielen für 
Böden in der Praxis Geltung zu verschaffen. Der Um- 
weltrat ist sich bewusst, dass dieses Ziel zum einen erheb- 
liche Anstrengungen zur Schadstoffreduktion und Quali- 
tätsverbesserung bei allen verfügbaren Düngemitteln 
erfordert und zum anderen gegebenenfalls auch die Ein- 
schränkung der Verwendung bestimmter Düngemittel 
nach sich zieht. Zur Umsetzung dieses Zieles ist daher ein 
angemessener Übergangszeitraum von circa fünf bis 
zehn Jahren erforderlich. 

Bodenerosion und Bodenschadverdichtung 

103 *. Als wichtigste Maßnahme zur Verringerung von 
Bodenerosion und Bodenschadverdichtung ist die ver- 
stärkte Berücksichtigung dieser Aspekte in der landwirt- 
schaftlichen Beratung anzusehen, beispielsweise zur An- 
wendung konservierender Bodenbearbeitungsmethoden. 
Darüber hinaus könnten Zahlungen an die Landwirte im 
Rahmen von Cross-Compliance-Anwendungen an nach- 
gewiesenen Sachverstand zum Bodenschutz gekoppelt 
werden. Aufgrund der unbefriedigenden Vollzugsmög- 
lichkeiten zur Durchsetzung der guten fachlichen Praxis 
sollte jedoch vom Gesetzgeber geprüft werden, inwieweit 
der zuständigen Behörde auch in § 17BBodSchG die 
Möglichkeit zu Anordnungen gegeben werden kann. Der 
Umweltrat empfiehlt zudem eine bundesweite Erfassung 


der von Bodenschadverdichtung und Bodenerosion be- 
troffenen und besonders gefährdeten Flächen. 

Schutz von Geotopen 

104 *. Naturböden und kulturhistorisch wertvolle oder 
seltene Böden und Bodengesellschaften, Gesteine, geo- 
morphologische Erscheinungen, Mineralien und Fossilien 
sowie einzelne Naturschöpfungen sind schutzwürdig im 
Sinne des Boden- und Naturschutzes. Ein rechtlicher 
Schutz von Geotopen ist zwar insbesondere nach dem 
Naturschutzrecht prinzipiell möglich, wird jedoch bisher 
kaum praktiziert. Der Umweltrat empfiehlt deshalb, auf 
Bundes- und Länderebene ausreichende Informations- 
und Bewertungsgrundlagen zu schaffen (Liste der selte- 
nen und gefährdeten Böden, Kataster der bundesweit, lan- 
desweit oder regional bedeutsamen Geotope) und die In- 
formation über den Geotopschutz generell zu verbessern, 
beispielsweise über Informationskampagnen zu einer 
Biodiversitäts- oder Naturschutzstrategie. 

105 *. Ferner sind Verbesserungen in den Naturschutzge- 
setzen von Bund und vielen Ländern wünschenswert, die 
den Auftrag zum Geotopschutz expliziter formulieren. 
Auch die in den Ländern vorhandenen Bodenschutzge- 
setze sollten in diesem Sinne weiter ausgebaut werden. In 
der Praxis ist es von erheblicher Bedeutung, dass in 
Schutzverordnungen für Gebiete mit schutzwürdigen 
Geotopen der Geotopschutz beziehungsweise die Archiv- 
fünktion eines Geotops als Schutzzweck verankert ist und 
der Zugang im Rahmen des Vertretbaren sowie die Pflege 
des Geotops keinen Restriktionen unterliegen. 

Altlasten 

106 *. Aus Sicht des Umweltrates ist die weitere Verein- 
heitlichung der bundesweiten Altlastenstatistik erforder- 
lich, um die Fortschritte bei der Bewältigung des Altlas- 
tenproblems transparenter darstellen und bewerten zu 
können. Ob die von den Ländern kürzlich vereinbarten 
gemeinsamen statistischen Kennzahlen dies bereits aus- 
reichend leisten, erscheint fraglich. 

1 07 *. Für die Sanierung der meisten Altlasten wird auch 
in Zukunft eine öffentliche Förderung nötig sein. Es ist 
davon auszugehen, dass die Finanzierung der Altlastener- 
kundung und -Sanierung ein Bündel von Maßnahmen und 
Finanzierungsquellen erfordert. Der Umweltrat empfiehlt 
daher, auch bisher nicht oder wenig genutzte Finanzie- 
rungsmöglichkeiten wie die steuerliche Abzugsfähigkeit 
von Sanierungskosten, die Einführung einer Neuversiege- 
lungsabgabe mit Teilverwendung der Mittel für die Alt- 
lastensanierung sowie eine bessere Nutzung städtebauli- 
cher Förderprogramme zu prüfen. 

Hinsichtlich der Anwendung natürlicher Selbstreini- 
gungsprozesse in der Altlastensanierung empfiehlt der 
Umweltrat, diese Prozesse weiter und gründlicher wis- 
senschaftlich zu untersuchen und enge Kriterien für die 
Anwendung kontrollierter natürlicher Selbstreinigungs- 
prozesse in der Praxis vorzugeben. 
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EU-Bodenschutzstrategie 

108*. Die im April des Jahres 2002 von der EU-Kom- 
mission verabschiedete Mitteilung „Hin zu einer spezifi- 
schen Bodenschutzstrategie“ setzt vor allem auf den bes- 
seren Vollzug einschlägigen EG-Rechts, die bessere 
Integration in andere Politiken und umfassende Berichts- 
und Monitoringpflichten. Die Überlegungen zur Integra- 
tion in andere Politiken sind dabei noch sehr vage gehal- 
ten. Nach Auffassung des Umweltrates sollten Monito- 
ring- und Berichtspflichten mit bodenschutzpolitischen 
Zielsetzungen verknüpft werden. Handlungsbedarf be- 
steht insbesondere bei der Festlegung gemeinschaftlicher 
Bodenqualitätsziele für Schadstoffe, um eine einheitliche 
Basis für alle schadstoffbezogenen Maßnahmen in den 
verschiedensten Verursacherbereichen zu schaffen. Verur- 
sacherseitig sollten neben den Klärschlämmen und Kom- 
posten auch Wirtschaftsdünger und mineralische Dünge- 
mittel sowie die Aufbringung von mineralischen Abfallen 
auf Böden in die Strategie einbezogen werden. 

10 „Grüne“ Gentechnik 

109*. Mit dem Inkrafttreten einer Reihe neuer europa- 
rechtlicher Regelungen, der bevorstehenden Novellierung 
des deutschen Gentechnikgesetzes und dem absehbaren 
Ende des de-facto-Moratoriums für die Zulassung neuer 
gentechnisch veränderter Organismen (GVO) in der EU 
wird die Entwicklung der zukünftigen Nutzung der „grü- 
nen“ Gentechnik entscheidend beeinflusst. Der Umwelt- 
rat misst den zu treffenden Weichenstellungen große Be- 
deutung für die Zukunft der agrarischen Landnutzung bei. 
Deshalb unternimmt er den Versuch, die Kontroverse um 
die „grüne“ Gentechnik umfassend und differenziert dar- 
zustellen und die Aufmerksamkeit auf die dringlichsten 
Probleme zu richten. Damit verbunden ist eine gewisse 
„Neufokussierung“ der Kontroverse, da die Bestandsauf- 
nahme ergab, dass die wichtigsten offenen Fragen und 
größten Risiken beim derzeitigen Kenntnisstand eher 
nicht die menschliche Gesundheit betreffen, sondern im 
Bereich der Schäden für die Umwelt und der Beeinträch- 
tigung der gentechnikffeien Landwirtschaft, insbesondere 
des ökologischen Landbaus liegen. 

Nutzenpotenziale 

110*. Die „grüne“ Gentechnik bietet ein breites Spek- 
trum potenzieller Nutzeneffekte. Dazu gehören Möglich- 
keiten zur Effizienzsteigerung der landwirtschaftlichen 
Produktion, Potenziale zur Verringerung der Umweltbe- 
lastung und die Verbesserung von Nahrungsmitteleigen- 
schaften. Im Einzelnen ist neben der schon heute weit 
verbreiteten Nutzung herbizid- oder insektenresistenter 
Organismen etwa die Entwicklung von besonders ertrags- 
starken, krankheitsresistenten oder an ungünstige Um- 
weltbedingungen angepassten Sorten, die Erzeugung ge- 
sundheitsfördernder Nahrungsmittel und sogar die 
Produktion von Arzneimitteln in gentechnisch veränder- 
ten Pflanzen zu nennen. Für viele der derzeit in der Ent- 
wicklung befindlichen Anwendungsmöglichkeiten lässt 
sich allerdings noch keine Aussage darüber treffen, ob 
und wann sie Praxisreife erlangen und mit welchen Risi- 


ken sie verbunden sein könnten. Des Weiteren gilt es zu 
beachten, dass viele der anvisierten Nutzeneffekte auch 
ohne die Nutzung „grüner“ Gentechnik auf anderem 
Wege realisierbar sind. 

Kategorische Einwände 

111*. Vielfach wird der Einsatz der „grünen“ Gentechnik 
kategorisch, also „aus Prinzip“ abgelehnt. Der Umweltrat 
gelangt zu dem Ergebnis, dass eine auf kategorische Ar- 
gumente gestützte Ablehnung der „grünen“ Gentechnik 
lediglich weltanschaulichen Charakter hat. Sofern eine 
kategorische Ablehnung weiter verbreitet ist, sollte dem 
in angemessenem Rahmen verbraucherpolitisch Rech- 
nung getragen werden, etwa durch die Pflicht zur Kenn- 
zeichnung von GVO-haltigen Produkten. Kategorische 
Argumente gegen die „grüne“ Gentechnik bieten indes- 
sen keine akzeptable Grundlage für rechtliche Restriktio- 
nen. Vielmehr müssen Risiko- und Folgebewertungen 
ausschlaggebend sein. 

Gesundheitliche Risiken 

112*. Mit der Aufnahme von Lebensmitteln, die gen- 
technisch veränderte Proteine enthalten, kann eine ge- 
sundheitliche Gefährdung für den Menschen verbunden 
sein. Es wird insbesondere befürchtet, dass neue toxisch 
wirkende Stoffe oder unbekannte Allergene in der Nah- 
rung auftreten. Darüber hinaus wird vermutet, dass 
Mikroorganismen durch horizontalen Gentransfer Selek- 
tionsvorteile erwerben könnten, die entweder zu Multi- 
resistenzen oder neuen Pathogenen führen könnten. 

Für die lebensmittelhygienische Kontrolle von herkömm- 
lichen und GVO-haltigen Lebensmitteln ist in der Freiset- 
zungsrichtlinie (2001/1 8/EG) eine Risikoanalyse und ein 
Risikomanagement vorgeschrieben, mit deren Hilfe 
potenzielle gesundheitliche Gefährdungen erkannt wer- 
den können. Aus der Erfahrung der Lebensmittelüberwa- 
chung und anhand von bereits durchgeführten Studien 
wurden Methoden für eine Risikoabschätzung entwickelt, 
deren Anwendung zu dem Ergebnis führte, dass das Ri- 
siko für die menschliche Gesundheit als eher gering ein- 
zuschätzen ist. Trotz verbleibender methodischer Schwä- 
chen und offener Fragen dieser Risikoanalysen erachtet 
der Umweltrat eine sichere Lebensmittelkontrolle nach 
jetzigem Wissensstand als hinreichend gewährleistet. 

Bezogen auf die möglichen Risiken, die durch Produkte 
(Functional Food und Arzneimittel) aus gentechnisch 
veränderten Pflanzen der zweiten und dritten Generation 
entstehen können, kann keine abschließende Bewertung 
vorgenommen werden. Der Umweltrat ist der Ansicht, 
dass bei der Entwicklung von so genanntem Functional 
Food eine differenzierte Abschätzung der Nutzeneffekte 
und eine Abgrenzung zwischen gesundheitsfördernder 
und therapeutischer Wirkung erfolgen müssen. Im Be- 
reich des geplanten Anbaus von Arzneimittel produzie- 
renden Pflanzen und deren Verabreichung an Patienten 
hat der Umweltrat Bedenken. Zum einen ist er der Auf- 
fassung, dass derart veränderte Pflanzen ausschließlich 
unter kontrollierten Bedingungen angebaut werden 
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sollten. Zum anderen ist es bei der Verabreichung solcher 
Arzneimittel unerlässlich, die erforderliche Dosierung in 
klinischen Tests zu prüfen und aufgrund möglicher 
Schwankungen in der Expression den Anteil wirksamer 
Stoffe stets zu kontrollieren. 

Ökologische Risiken 

1 1 3*. Bezüglich der ökologischen Risiken bestehen der- 
zeit noch große Ungewissheiten. Diese resultieren nicht 
nur aus dem Fehlen verlässlicher Basisdaten, sondern 
auch aus der Komplexität natürlicher Systeme. Relevante 
Faktoren sind beispielsweise zeitliche Verzögerungen in- 
nerhalb solcher Systeme, Triggereffekte (das Eintreten 
von Wirkungen erst unter bestimmten Bedingungen, etwa 
extremen Witterungsverhältnissen) oder die Fähigkeit 
von Organismen zur Selbstreproduktion. Entscheidungen 
sollten deshalb unter Berücksiehtigung des Vorsorgeprin- 
zips getroffen werden. Zu einem entsprechend vorsiehti- 
gen Umgang mit gentechnisch veränderten Organismen 
gehört in jedem Fall die sorgfältige Überprüfung der Aus- 
wirkungen auf die Umwelt vor und nach dem Inverkehr- 
bringen. Diesbezüglich bestehen weit reichende methodi- 
sche Defizite. 

Der Umweltrat empfiehlt bei der Definition ökologischer 
Schäden einen schutzgutbezogenen Ansatz. Als Schutz- 
güter sollen dabei die biologische Vielfalt im Sinne des 
Übereinkommens über die biologisehe Vielfalt (CBD) so- 
wie die Schutzgüter gemäß § 1 GenTG und §§ 1 und 
2 BNatSchG gelten. Im Anschluss an seine Definition 
ökologischer Schäden aus dem Jahre 1987 schlägt der 
Umweltrat vor, bei der Identifikation ökologischer Schä- 
den die - sich oft nur über größere Zeiträume manifestie- 
renden - Abweichungen von natürlichen Variationsbrei- 
ten ins Zentrum der Untersuchungen zu stellen. Demnach 
sind Veränderungen, die über die natürliche Variations- 
breite des jeweils betroffenen Schutzgutes hinausgehen, 
als Indikatoren für Schäden am betroffenen Naturgut so- 
wie am Wirkungsgefüge des Nafurhaushalts anzusehen. 
Langzeifunfersuchungen müssen in diesem Fall Auf- 
schluss über die fafsächlich eingetretenen Schäden geben. 

Weiterhin gilt es, Schwellenwerte festzulegen, unterhalb 
derer ökologische Schäden in Kauf genommen werden 
können. Erst beim Überschreiten dieser Schwellenwerte 
ist das Inverkehrbringen des entsprechenden GVO zu be- 
enden. Solche Schwellenwerte können nur politisch be- 
stimmt werden. Der Umweltrat schlägt vor, bei der Fest- 
legung von Schwellenwerten neben den Abweichungen 
von natürlichen Variationsbreiten die folgenden Kriterien 
zu berücksichtigen: Ausbreitungspotenzial der GVO, 
Eigenschaften der Transgene und Schutzstatus der betrof- 
fenen Schutzgüter. Das vom Umweltrat vorgestellte Kon- 
zept zur Ermittlung und Bewertung ökologiseher Schäden 
sollte zügig weiterentwickelt und für die Umsetzung des 
Monitorings fruchtbar gemacht werden. Grundlegende 
Voraussetzung für die Bewertung eines ökologischen 
Schadens ist das Vorhandensein von Basisdaten (base- 
lines) sowie von gentechnikfreien Referenzgebieten. Der 
Umweltrat hält daher die Ausweisung solcher Flächen 
verbunden mit dem sofortigen Beginn eines grundlegen- 
den Monitorings für vordringlich. Die Ausweisung sol- 


cher Flächen sollfe im Rahmen eines bundesweiten Land- 
schaftskonzeptes erfolgen. 

Beeinträchtigungen gentechnikfreier Landwirtschaft 

114 *. Es ist zu erwarten, dass gentechnikfrei wirtschaf- 
tenden Landwirten durch die Nutzung der „grünen“ Gen- 
technik Nachteile entstehen. Zu nennen sind Beeinträchti- 
gungen landwirtschaftlicher Produktionsverfahren - etwa 
durch das Auftreten von Resistenzen bei Schadinsekten - 
aber auch verschlechterte Vermarktungsmöglichkeiten 
durch das Entstehen von Produktverunreinigungen mit 
GVO. Von letzterem Problem dürfte insbesondere der 
ökologische Landbau betroffen sein, dessen Vorschriften 
die Nutzung „grüner“ Gentechnik nicht erlauben. Obwohl 
mehrere Maßnahmen möglich sind, um die genannten 
Beeinträchtigungen zu minimieren, werden sie sich mit 
Sicherheit nicht gänzlich verhindern lassen. 

Schon aus dem berechtigten Anspruch von Produzenten, 
gentechnikfreie Produkte erzeugen zu können, und aus 
dem Prinzip der Wahlfreiheit für Konsumenten folgt, dass 
der ökologische Landbau schutzwürdig ist. Vor allem 
aber ergibt sich eine besondere Schutzwürdigkeit aus dem 
wesentlich besseren Abschneiden des ökologischen 
Landbaus hinsichtlich der ökologisehen Nachhaltigkeit 
und - konkreter - aus der dadurch begründeten politi- 
schen Zielsetzung, den Anteil des ökologischen Landbaus 
auf 20 % bis zum Jahre 2010 zu erhöhen. All dies ver- 
langt die Sicherung der Koexistenz von „grüner“ Gen- 
technik und gentechnikfreiem Landbau. Um den Fortbe- 
stand des gentechnikfreien, insbesondere ökologischen 
Landbaus zu sichern, bedarf es in erster Linie spezifischer 
Regeln der guten fachlichen Praxis zur Vermeidung von 
Auskreuzungen beziehungsweise Verunreinigungen 
durch den Einsatz gentechnisch veränderter Organismen. 
Besonderen Schutzes bedarf auch die Produktion ökolo- 
gischen Saatgutes. 

Die Vorzugswürdigkeit des ökologischen Landbaus unter 
Nachhaltigkeitsgesichtspunkten spricht ferner dafür, die 
Nufzer „grüner“ Gentechnik prinzipiell als Verursacher 
der zu erwartenden Schäden anzusehen. Dementspre- 
chend erscheint es auch angemessen und geboten, die ho- 
hen Transaktionskosten (beispielsweise für Anbauregis- 
ter, Monitoring, Analysen etc.) und Haftungsrisiken, die 
die Nutzung „grüner“ Gentechnik vermutlich mit sich 
bringen wird, im Wesentlichen gemäß dem Verursacher- 
prinzip den Gentechnik- Verwendern anzulasten, selbst 
wenn diese Antastung in Einzelfallen dazu führt, dass die 
Einführung dieser Technik für die Betreiber ökonomisch 
unattraktiv wird. Details der Kostenanlastung sollten 
auch deshalb möglichst zügig geklärt werden. Hinsicht- 
lich der Haftung des Gentechnik verwendenden Landbaus 
hält der Umweltrat die in der Gesetzesnovelle vorgese- 
hene (verschuldensunabhängige) Gefährdungshaftung 
trotz einiger Nachteile für die insgesamt vorzugswürdige 
Lösung. 

Entwicklung des gemeinschaftsrechtlichen Rahmens 

115 *. Mit dem Ziel, durch neue Zulassungsgrundlagen 
für die GVO-Freisetzung und -Vermarktung das de-facto- 
Moratorium zu beenden und zugleich weiteren welthan- 
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delsrechtlichen Konflikten vorzubeugen, hat die Europäi- 
sche Gemeinschaft in den vergangenen Jahren den recht- 
lichen Rahmen für die Nutzung der „grünen“ Gentechnik 
wesentlich weiterentwickelt. Die so genannte Freiset- 
zungsrichtlinie (2001/18/EG) regelt die Zulassung und 
Überwachung von Freisetzungen gentechnisch veränder- 
ter Organismen und unterscheidet Verfahren und Zustän- 
digkeit wesentlich danach, ob die Freisetzung zum Zwe- 
cke des Inverkehrbringens (Vermarktung) erfolgt oder ob 
sie nicht zum Inverkehrbringen lediglich versuchsweise 
erfolgt. Während für die Vermarktungszulassung eine 
umfassende Abstimmung mit den Mitgliedstaaten und 
eine Letztentscheidungskompetenz der Kommission vor- 
gesehen werden, bleiben für die Zulassung und Überwa- 
chung der örtlich begrenzten Freisetzungsversuche im 
Wesentlichen die nationalen Stellen alleine zuständig. Für 
das Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten Le- 
bens- und Futtermitteln wurde schließlich mit der Verord- 
nung über GV-Lebens- und -Futtermittel (VONr. 1829/ 
2003/EG) ein weit gehend zentralisiertes Zulassungsver- 
fahren eingeführt, bei dem über den Zulassungsantrag ein 
mit Vertretern der Mitgliedstaaten besetzter Regelungs- 
ausschuss der Kommission nach Beratung durch die 
Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) 
entscheidet. Diesem zentralisierten Verfahren unterfallen 
unter anderem alle landwirtschaftlichen Anbauprodukte, 
die als Lebens- oder Futtermittel oder zur Herstellung von 
Lebens- oder Futtermitteln vermarktet werden sollen. 
Den Mitgliedstaaten verbleibt in diesem Bereich nur die 
Mitwirkung im europäischen Verfahren, im Übrigen blei- 
ben sie für die begleitende Beobachtung und Überwa- 
chung zuständig. 

Nachdem die EG ihre Regulierung der Gentechnikver- 
wendung als (vorläufig) abgeschlossen betrachtet, dürfte 
nunmehr das Ende des de-facto-Moratoriums bevorstehen 
und es ist mit einem Beginn der Nutzung der „grünen“ 
Gentechnik in der EU bereits im Jahre 2005 zu rechnen. 
Mit den genannten gemeinschaftsrechtlichen Regelungen 
ist dabei allerdings der rechtliche und administrative Rah- 
men für eine „sichere“ Zulassungs- und Überwachungs- 
praxis noch bei weitem nicht geschlossen. Vielmehr be- 
steht zumindest auf nationaler Ebene noch erheblicher 
Umsetzungs- und Präzisierungsbedarf Hinsichtlich des 
Zulassungsverfahrens und der darin enthaltenen Umwelt- 
und Sicherheitsprüfung betrifft dies insbesondere die ma- 
teriellen Zulassungsvoraussetzungen für eine Freisetzung 
und ein Inverkehrbringen beziehungsweise die zentrale 
Frage, welche Auswirkungen eines freigesetzten GVO 
auf die Umwelt oder die menschliche Gesundheit als 
schädlich und unzumutbar betrachtet werden sollen und 
daher der Zulassung entgegenstehen, oder - sofern die 
Wirkungen erst nachträglich festgestellt werden - den 
Widerruf der Zulassung und den Abbruch der Freisetzung 
erfordern. Diese entscheidende Frage, die in dem stark 
europäisch zentralisierten Zulassungsreglement eigent- 
lich einer einheitlichen, gemeinschaftlichen Lösung be- 
darf, muss nun - nachdem von der Gemeinschaft dazu 
vorerst keine Regelungen zu erwarten sind - zumindest 
vorläufig von den Mitgliedstaaten beantwortet werden. 
Ferner besteht im Bereich der Beobachtung beziehungs- 


weise des Monitorings durchgehend nationaler Umset- 
zungsbedarf, denn insoweit obliegt die Konkretisierung 
und der Vollzug durchgehend den Mitgliedstaaten. 
Schließlich lässt das europäische Recht auch die Frage 
der Koexistenz Gentechnik nutzender und gentechnik- 
freier Landwirtschaftsformen offen. Auch für diesen zen- 
tralen Konflikt der Verwendung „grüner“ Gentechnik 
muss daher eine nationale Lösung und Regelung gefun- 
den werden. Insgesamt besteht also im nationalen Gen- 
technikrecht erheblicher Anpassungs- und Ergänzungsbe- 
darf 

Neuordnung des nationalen Gentechnikrechts 

1 1 6*. Um dem dargestellten Änderungsbedarf des natio- 
nalen Gentechnikrechts Rechnung zu tragen, hat die Bun- 
desregierung inzwischen unter Federführung des 
BMVEL einen Entwurf für ein Gesetz zur Neuordnung 
des Gentechnikrechts (GenTRNeuordG) vorgelegt, der zu 
den eben genannten Umsetzungsfragen teils begrüßens- 
werte und teils weniger befriedigende Regelungsvor- 
schläge unterbreitet. Ein zentraler Schwachpunkt liegt 
darin, dass auch der Gesetzentwurf keine vollzugstaugli- 
chen materiellen Zulassungskriterien bezüglich der Aus- 
wirkungen von GVO auf Umwelt und Gesundheit 
bestimmt, sondern dazu lediglich eine Verordnungser- 
mächtigung vorsieht, die es in das Ermessen der Bundes- 
regierung stellt, näher zu präzisieren, welche Wirkungen 
und Wirkungsweisen eines GVO als schädlich und nicht 
tolerabel einzustufen sind. Ohne greifbare Risikobewer- 
tungskriterien fehlt nicht nur ein gleichmäßig vollziehba- 
rer Schutz- beziehungsweise Vorsorgestandard für die 
Zulassung. Es fehlt gleichsam an vollzugsgeeigneten Be- 
zugspunkten für das gesamte fallspezifische und allge- 
meine Monitoring. Der Umweltrat empfiehlt insoweit, die 
Verordnungsermächtigung wenigstens durch die Ver- 
pflichtung zum Erlass einer entsprechenden, die Zulas- 
sungsmaßstäbe konkretisierenden Verordnung zu ergän- 
zen und dementsprechend so rasch wie möglich Kriterien 
zur handlungsbezogenen Risikobewertung zu erarbeiten. 

Dem Umweltrat ist dabei bewusst, dass in dem weit ge- 
hend europarechtlich zentralisierten Zulassungssystem 
die geforderten nationalen Bewertungskriterien früher 
oder später europäischen Maßstäben und BCriterien wer- 
den entsprechen oder weichen müssen. Gleichwohl blei- 
ben zwischenzeitlich, solange europäische Maßstäbe feh- 
len, nationale Konkretisierungen der für Zulassung und 
Überwachung maßgeblichen Risiko- und Schädlichkeits- 
schwellen unerlässlich, um ein Mindestmaß an Schutz 
und Vorsorge sicherzustellen. Im Übrigen sollte vor dem 
Hintergrund des zentralisierten Zulassungssystems insbe- 
sondere auch darauf geachtet werden, dass nationale Inte- 
ressen durch eine geeignete Beteiligung der zuständigen 
und kompetenten nationalen Stellen am europäischen 
Entscheidungsprozess hinreichend einbezogen werden. 

Der Umweltrat begrüßt im Wesentlichen die im Gesetz- 
entwurf zur Neuordnung des Gentechnikrechts vorgese- 
henen Regelungen zur Koexistenzfrage, weist aber darauf 
hin, dass bezüglich der zur Vorsorge gegen Auskreu- 
zungen und Verunreinigungen einzuhaltenden guten 
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landwirtschaftlichen Praxis noch erheblicher Konkretisie- 
rungsbedarf besteht. Die im Entwurf getroffenen 
Haftungsregelungen sieht der Umweltrat als wesentlichen 
Schritt in Richtung eines fairen, die Koexistenz fördern- 
den Haftungsregimes, insbesondere hält er es für sachge- 
recht und angemessen, eine (verschuldensunabhängige) 
Gefährdungshaftung der GVO- Verwender gegenüber be- 
nachbarten Landwirten einzufiühren, diese Haftung aber 
auf oberhalb der Kennzeichnungsschwelle liegende Ver- 
unreinigungen zu beschränken. Aueh die im Novellie- 
rungsentwurf vorgesehene gesamtschuldnerische Haftung 
mehrerer in Betracht kommender Verursacher einer Ver- 
unreinigung (für den Fall mangelnder individueller Zure- 
chenbarkeit) erseheint dem Umweltrat als eine angemes- 
sene Verteilung der Beweislast. 

Kennzeichnung 

117 *. Nach den EU- Verordnungen 1829/2003/EG und 
1830/2003/EG wird die Kennzeichnung und Rückver- 
fölgbarkeit für GVO geregelt. Die Kennzeichnungspflicht 
bezieht sich auf sämtliche gentechnisch veränderte Pflan- 
zen, auf Produkte, die GVO enthalten und auf Produkte, 
die mit GVO hergestellt wurden, diese aber nicht nach- 
weisbar enthalten. Für unbeabsichtigt verunreinigte Pro- 
dukte wurde ein Schwellenwert von 0,9 % GVO-Anteil 
festgelegt. Der Umweltrat erkennt das Prinzip der Konsu- 
mentensouveränität und damit das Anrecht der Verbrau- 
cher auf Wahlffeiheit an. Mit der Kennzeichnungspflicht 
wird dieser Wahlfreiheit mit dem Kompromiss Rechnung 
getragen, dass unbeabsichtigt verunreinigte Produkte erst 
ab einem Schwellenwert von 0,9 % gekennzeiehnet wer- 
den müssen. Verunreinigungen sind faktisch wohl nicht 
zu verhindern. Für den ökologischen Landbau ergeben 
sich aus dieser Regelung wahrscheinlich Akzeptanzpro- 
bleme, denn ein gekennzeichnetes Produkt ist - auch 
wenn die Verunreinigung nicht beabsichtigt war - als 
Ökoprodukt wahrscheinlich unverkäuflich. Allerdings 
sieht der Umweltrat zu der pragmatischen Lösung einer 
eher willkürlich festgelegten Bagatellgrenze keine Alter- 
native. Es steht allerdings zu befürchten, dass bei einer 
weit reichenden Nutzung der „grünen“ Gentechnik diese 
Schwellen so oft überschritten werden, dass die Kenn- 
zeichnung ihre Aussagekraft verliert. Die Schwellen 
müssten dann der realen Entwicklung angepasst werden. 
Insofern wäre es für die Zukunft überlegenswert, ob sich 
Kennzeichnungspflichten nicht stärker an der Absicht- 
lichkeit der Verwendung „grüner“ Genteehnik orientieren 
sollten. Denkbar wäre es, einerseits den quantitativen An- 
teil gentechnisch veränderter Bestandteile des jeweiligen 
Produktes anzugeben, andererseits aber auch zu kenn- 
zeichnen, ob Gentechnik absichtlich verwendet wurde 
oder nicht. 

1 1 8*. Für eine Saatgutrichtlinie liegt bislang lediglich ein 
Entwurf vor (SANCO/1 542/2000 Rev. 4). Darin werden 
für das Saatgut von Pflanzen unterschiedliche Schwellen- 
werte festgelegt, die oberhalb der technischen Nachweis- 
grenze von 0,1 % liegen. Da Verunreinigungen durch die 
Vervielfältigung der genetischen Information während 
des Anbaus im Saatgut kritiseher zu betrachten sind als in 


Produkten der Landwirtschaft, empfiehlt der Umweltrat 
der Bundesregierung, sich weiterhin für einen Schwellen- 
wert einzusetzen, der sich an der Nachweisgrenze orien- 
tiert. 

Monitoring 

119 *. Das in der Freisetzungsrichtlinie vorgeschriebene 
und von einem Anbauregister zu begleitende Umweltmo- 
nitoring beinhaltet eine allgemeine überwachende Beob- 
achtung und ein so genanntes fallspezifisches Monito- 
ring, dessen Anforderungen durch eine zuvor erfolgte 
UVP festgelegt werden. Durch dieses Monitoring soll ge- 
währleistet werden, dass ökologische Schäden zum frü- 
hestmöglichen Zeitpunkt festgestellt werden, um die 
Möglichkeit zu eröffnen, schnellstmöglich Gegenmaß- 
nahmen einleiten zu können. Die aus dem Monitoring ge- 
wonnenen Daten sollen an einer zentralen Stelle gesam- 
melt und bewertet werden. Der Umweltrat hält dieses 
System für sinnvoll und notwendig, um ein mögliches Ri- 
siko für die Umwelt zu minimieren. Allerdings sollten die 
Anforderungen an ein Monitoring besser spezifiziert wer- 
den. Die Methoden für die allgemeine und fallspezifische 
Umweltbeobachtung sollten allerdings unbedingt standar- 
disiert werden, damit vergleichbare Daten gewonnen wer- 
den können. Es sollten fallspezifisch ausgewählte BCrite- 
rien und Parameter bestimmt werden, die mit hoher 
Treffsicherheit einen ökologischen Schaden anzeigen und 
dazu beitragen können, einen ungerichteten Ermittlungs- 
aufwand zu vermeiden. 

Die nationale Koordinierungsstelle und das national zu 
führende Anbauregister benötigen nach Auffassung des 
Umweltrates ein Pendant auf europäischer Ebene, wenn 
die Zulassungen von der EFSA europaweit geregelt wer- 
den. 

Zusammenfassende Empfehlungen 

120 *. Wie dargelegt, gibt es aus Sieht des Umweltrates 
gute Gründe, die eine umfassende Regulierung der Nut- 
zung der „grünen“ Gentechnik erforderlich machen. Un- 
ter Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips sind nach An- 
sicht des Umweltrates neben den europarechtlichen 
Vorschriften beziehungsweise zu deren Ausgestaltung 
folgende Regulierungsmaßnahmen geeignet und notwen- 
dig, um den genannten Gründen gerecht zu werden: 

- die zügige Ausgestaltung des Monitorings sowie die 
Erfassung des derzeitigen Referenzzustandes, 

- die Entwicklung einer vollzugstauglichen Schaden- 
definition im Sinne von Zulassungs- und Abbruchkri- 
terien für das Freisetzen und Inverkehrbringen von 
GVO, 

- die Festlegung von Standards guter fachlicher Praxis 
für den GVO-Anbau, 

- die rechtzeitige und klare Verteilung der anfallenden 
Kosten für das Monitoring sowie für Maßnahmen zur 
Vermeidung von Verunreinigungen unter Berücksich- 
tigung des Verursacherprinzips, 
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- die Einführung einer (verschuldensunabhängigen) Ge- 
fährdung shaftung für die Verwender der grünen Gen- 
technik, 

- die Verpflichtung zur Saatgutkennzeichnung hinsicht- 
lich jeder die Nachweisgrenze überschreitenden gen- 
technischen Verunreinigung. 

121 *. Der Umweltrat schätzt den mit der Einführung der 
„grünen“ Gentechnik verbundenen Regulierungsauf- 
wand (Transaktionskosten) als erheblich ein. Eine sorg- 
fältige und vorausschauende Regulierung ist jedoch uner- 
lässliche Legitimationsbasis des Einsatzes dieser 
Technik. Auch die diesem Aufwand gegenüberstehenden 
Nutzenpotenziale müssen differenziert betrachtet werden. 
Zwar erscheinen in einigen Bereichen (Effizienzsteige- 
rungen der landwirtschaftlichen Produktion, Functional 
Food, Arzneimittelproduktion) wesentliche Vorteile mög- 
lich, andere, teilweise überzogene Erwartungen sollten 
aber realistischer eingeschätzt werden (deutlich sinkende 
Umweltbelastung, sinkende Verbraucherpreise). Die im- 
mer wieder geforderte Abwägung der Nutzen und Risiken 
der Einführung dieser Technologie in Deutschland und 
der EU fallt daher keineswegs uneingeschränkt positiv 
zugunsten der „grünen“ Gentechnik aus. Der Umweltrat 
ist der Auffassung, dass diese Technik, die nicht katego- 
risch abzulehnen ist, für die indes kein dringender Bedarf 
besteht, insbesondere im Kontext einer Ökologisierung 
der Landnutzung nicht unbedingt wünschenswert ist. Ge- 
samteinschätzungen dieser Art sind notwendigerweise 
vorläufig; sie können durch Veränderungen der Informa- 
tionsbasis und insbesondere auf einer langfristigeren Er- 
fahrungsgrundlage revidiert werden, wenn sich daraus 
eine neue Einschätzung der Risiken ergibt oder es gelingt, 
gentechnisch modifizierte Pflanzen zu entwickeln, die 
eine wirkliche Synthese aus ökologisch nachhaltigem 
Landbau und moderner Biotechnologie ermöglichen. 

11 Die Reform der europäischen 
Chemikaiienpoiitik 

122 *. Nach harten politischen Auseinandersetzungen 
und mehreren breit diskutierten Arbeitsentwürfen hat die 
EU-Kommission im Oktober 2003 einen Verordnungs- 
vorschlag zur umfassenden Reform der europäischen 
Chemikalienpolitik vorgelegt. Der vorgeschlagene neue 
Regulierungsansatz des REACH-Systems (Registration, 
Evaluation and Authorisation of Chemicals) zielt darauf, 
das vorhandene Wissen zu den Eigenschaften, Gefahren 
und Verwendungen von Stoffen zu konsolidieren und die 
Wissenslücken zu schließen. Für besonders gefährliche 
Stoffe, für die Verwendungsbeschränkungen zu erwarten 
sind, ist ein Zulassungsverfahren vorgesehen. 

123 *. Dieser Vorschlag befindet sich derzeit in den Bera- 
tungen zwischen den verschiedenen Ministerräten und 
dem EU-Parlament. Wegen der massiven Widerstände 
insbesondere auch der deutschen Wirtschaft ist die wei- 
tere Behandlung dieses bedeutenden Reformvorhabens 
durch das EU-Parlament erheblich verzögert worden. 
Eine erste Lesung wird in der im Mai 2004 ablaufenden 
Legislaturperiode aller Wahrscheinlichkeit nach nicht 


mehr zu Stande kommen. Auf welche Kräfteverhältnisse 
das Reformvorhaben in dem neuen Parlament trifft, bleibt 
abzuwarten. Die Reichweite und ökologische Effektivität 
des Reformvorhabens, das bereits während seiner Erar- 
beitung erheblich verschlankt wurde, ist auch dadurch ge- 
fährdet, dass es im Wettbewerbsrat vornehmlich unter 
Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten behandelt wird. 

124 *. Die massive Kritik an den ursprünglichen Steue- 
rungsabsichten der EU-Kommission durch Wirtschaft 
und Politik, insbesondere auch durch die Bundesregie- 
rung, hat dazu beigetragen, dass der vorgelegte Vorschlag 
im Vergleich zum ursprünglichen Vorhaben erheblich ab- 
geschwächt wurde. Zwar sind die Kemelemente der ur- 
sprünglichen Reform noch vorhanden, der Kommissions- 
vorschlag setzt aber insbesondere auf das Prinzip der 
Eigenverantwortung der Hersteller im Hinblick auf die 
vorsorgliche Vermeidung von Schäden für Gesundheit 
und Umwelt. Der Aspekt der Beschleunigung und Effek- 
tivierung des staatlichen Risikomanagements hat an Ge- 
wicht verloren. 

125 *. Die substanzielle Verschlankung der Registrie- 
rungsanforderungen und der Sicherheitsberichte hat die 
voraussichtlichen Kosten des neuen Systems erheblich re- 
duziert. Eine kooperative Umsetzungsstrategie der Re- 
form bietet weitere Gelegenheiten zur Kostenreduktion. 
Der Umweltrat erachtet daher verschiedene von Indus- 
trieverbänden vorgetragene Szenarien zu den vorgeblich 
katastrophalen Auswirkungen von REACH auf Wachs- 
tum, Arbeitsplätze und Wettbewerbsfähigkeit für irrefüh- 
rend. Die zusätzlichen Kosten von REACH dürften sich 
für die Chemieindustrie und für das Verarbeitende Ge- 
werbe im Rahmen des Zumutbaren bewegen. 

126 *. Der Umweltrat erachtet sowohl den vorliegenden 
Vorschlag als auch ein wesentlich vorsorgeorientierteres 
Chemikalienrecht für WTO-konform. Das Welthandels- 
recht ist Antidiskriminierungsrecht. Entscheidend ist das 
Vorliegen einer Ungleichbehandlung infolge einer be- 
stimmten Regelung. Demgegenüber spielt die Frage, wie 
ein mitgliedstaatliches oder europäisches Regelungskon- 
zept rechtspolitisch, also unter anderem auch umwelt- 
und industriepolitisch zu bewerten sein mag, für die Ver- 
einbarkeit mit dem Welthandelsrecht zunächst keine 
Rolle. Insofern darf die Europäische Gemeinschaft ohne 
weiteres ein neues, strengeres System der Chemikalien- 
kontrolle einführen, ohne dass dieses WTO-rechtlich pro- 
blematisch ist - es sei denn, Produkte aus Nicht-EG-Län- 
dem würden auf dem europäischen Markt diskriminiert. 
Dies ist nicht beabsichtigt und auch keine de-facto-Folge 
des REACH-Systems. Selbst wenn es in einzelnen Berei- 
chen zu rechtserheblichen de-facto-Diskriminierungen 
kommen sollte, wären diese gemäß Artikel 20b und g 
GATT aus Gründen des Umwelt- und Gesundheitsschut- 
zes gerechtfertigt. Der Umweltrat weist auch darauf hin, 
dass das Vorsorgeprinzip mittlerweile im Völkerrecht 
hinreichend verankert ist und dass es bei WTO/GATT- 
Entscheidungen nicht mehr ignoriert werden kann. Daher 
stehen einer vorsorgeorientierten Stoffkontrolle keine 
grundsätzlichen rechtlichen Hürden entgegen. 
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127 *. Hinsichtlich der umweltpolitischen Steuerungsef- 
fektivität und rechtssystematischer Aspekte lässt sich der 

Kommissionsvorschlag folgendermaßen bewerten: 

- Die neue Chemikalienpolitik leistet einen bedeutsa- 
men Beitrag zur Konsolidierung und zur Vereinheitli- 
chung vielfältiger und inkonsistenter Einzelvorschrif- 
ten. Die damit verbundene Rechtsvereinfachung ist zu 
begrüßen, zumal gleichzeitig die erheblichen Wissens- 
lücken des bisherigen Systems, insbesondere hinsicht- 
lich der circa 30 000 auf dem Markt befindlichen und 
der 1 00 000 bekannten Altstoffe, mindestens teilweise 
beseitigt werden. Der Vorschlag schafft auch grund- 
sätzlich wichtige Wissensgrundlagen für eine vorsor- 
georientierte Stoffkontrolle. In dieser Hinsicht ist die 
neue Chemikalienpolitik ein bedeutsamer Fortschritt. 

- Allerdings ist das zentrale Defizit der bisherigen Che- 
miepolitik, das Fehlen materieller Anforderungen an 
das anzustrebende Schutz- und Vorsorgeniveau, nicht 
aufgehoben worden. War dieses Defizit bisher wegen 
des politischen Charakters von Verbotsentscheidungen 
grundsätzlich noch legitimierbar, ist es nunmehr im 
Zusammenhang mit der vorgesehenen Delegation von 
Entscheidungen an die Kommission und Ausschüsse 
unverantwortbar, dass diese in einem normativen Va- 
kuum, ohne allgemeine Kriterien und Maßstäbe, ge- 
troffen werden. 

- Die bisherigen Defizite des regulativen Steuerungs- 
modells direkter staatlicher Stoffkontrolle durch Ver- 
bote oder Beschränkungen werden damit auch durch 
den Kommissionsvorschlag nicht grundlegend korri- 
giert. Trotz der Verfahrensbeschleunigung bleiben die 
Hürden, durch Verbots- und Kontrollentscheidungen 
zur Substitution von Gefahrstoffen zu kommen, sehr 
hoch. Letztlich ist zu erwarten, dass auch in Zukunft 
nur in besonders evidenten Fällen eingegriffen werden 
darf 

- REACH setzt damit primär auf das Funktionieren in- 
dustrieller Eigenverantwortung durch die Schaffung 
eines überbetrieblichen Sicherheitssystems und durch 
die Generierung der Wissensgrundlagen für die Ein- 
stufung und Klassifizierung von circa 30 000 Altstof- 
fen. Hier werden wichtige Grundlagen geschaffen, die 
aber noch zahlreicher Nachbesserungen bedürfen, um 
wirklich funktionsfähig zu werden. Der Informations- 
fluss zwischen Hersteller und Anwender als die wich- 
tigste Grundlage des überbetrieblichen Sicherungssys- 
tems ist zu schlank ausgestaltet worden, um eine 
vernünftige Handlungsgrundlage für die Anwender zu 
bilden. Der Informationsfluss wird zudem nicht bis 
zum Verbraucher fortgesetzt, sondern endet bei den in- 
dustriellen Anwendern. Die Balance zwischen Be- 
triebsgeheimnis und öffentlicher Transparenz ist nicht 
gelungen. Hierdurch droht ein wichtiger Anreizfaktor 
für den vorsorglichen Einsatz inhärent sicherer Stoffe 
verloren zu gehen. Schließlich erlauben die Registrie- 
rungsanforderungen, insbesondere für in kleinen Men- 
gen hergestellte Stoffe, keine fundierte Gefahrenein- 
stufung der Stoffe. Diese Schwachstellen des 
Informationssystems REACH bedürfen einer Korrek- 


tur, um zumindest die beiden relativ „weichen“ Steue- 
rungsmodelle wirksam werden zu lassen. 

128 *. Die weitere Behandlung des Vorschlags unter der 
Federführung der Wirtschaftsminister im Wettbewerbsrat 
lässt jedoch befürchten, dass die nach Auffassung des 
Umweltrats überzogenen wirtschaftlichen Bedenken zu- 
nehmend die umweltpolitischen Motive des Vorschlags in 
den Hintergrund treten lassen. Bereits jetzt bedeutet der 
Vorschlag in einzelnen Punkten, insbesondere bei Neu- 
stoffen, einen bedeutsamen Rückschritt gegenüber dem 
bestehenden Chemikalienrecht. 

129 *. Angesichts dieser Situation empfiehlt der Umwelt- 
rat einerseits darauf zu achten, dass die Effektivität des 
Systems zumindest in prioritären Kembereichen gefestigt 
und nachgebessert wird und dass das System andererseits 
so lemoffen ausgestaltet wird, dass im Vollzug und in 
weiteren Revisionen substanzielle Verbesserungen der 
Wirksamkeit der verschiedenen Steuerungsansätze be- 
wirkt werden können. Die zeitweise Zurückstellung von 
Regelungsaspekten (z. B. Geltungsbereich und Schwellen 
für Registrierungspfiicht, Sicherheitsberichte oder zulas- 
sungspflichtige Stoffe) kann einer sofortigen, aber mate- 
riell und prozedural unzureichenden Regelung vorzuzie- 
hen sein. 

1 30 *. Der Umweltrat empfiehlt, die Zuverlässigkeit und 
die Qualität des betriebsübergreifenden Sicherheitsma- 
nagements entlang der Lieferkette insbesondere durch 
folgende Maßnahmen zu verbessern: 

- Sicherheitsberichte und Registrierungsdaten sollten 
einer externen Qualitätskontrolle unterzogen werden, 
die über eine Vollständigkeitsprüfung hinausgeht. Hier 
böten sich externe Qualitätssicherungssysteme oder 
externe Zertifizierer an. Die Sicherheitsberichte soll- 
ten zudem einem „benchmarking-Verfahren“ unterzo- 
gen werden, um die Qualitätsstandards auf das best- 
mögliche Niveau zu heben. 

- Die Verordnung sollte sicherstellen, dass Anwender 
zumindest auf Anfrage den vollständigen Sicherheits- 
bericht erhalten, um hieraus ihrerseits Schlussfolge- 
rungen ziehen zu können. Die Sicherheitsdatenblätter 
bieten keine ausreichende Informationsgrundlage für 
Anwender, nach sicheren Stoffen oder Anwendungen 
zu suchen oder diese nachzufragen. Zwischen einer in- 
formatorischen Überforderung durch die detaillierten 
Sicherheitsberichte und der Informationsarmut der Si- 
cherheitsdatenblätter muss ein Mittelweg gefunden 
werden. Hier bietet sich die standardisierte Katego- 
rienbildung für wichtige Typen von Expositionen an. 

Hinsichtlich des Umfangs, der Qualität und einer kosten- 
optimalen Ausgestaltung der Anforderungen an die Infor- 
mationsbeschaffung und Generierung im Rahmen der Re- 
gistrierung empfiehlt der Umweltrat: 

- Insbesondere für die Registrierung von in kleinen 
Mengen hergestellten Stoffen sollten verstärkt standar- 
disierte Elemente eingeführt werden, mit denen eine 
Teststrategie überhaupt zu bewältigen ist. Maßge- 
schneiderte Testanforderungen können die vorhandene 
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Überwachungskapazität der europäischen und natio- 
nalen Behörden schnell überfordem. Der Umweltrat 
empfiehlt insbesondere die Staffelung von Testanfor- 
derungen auf der Basis eines vorgeschalteten PBT- 
Tests (Persistenz, Bioakkumulierbarkeit und Toxizität) 
mithilfe der Modellierung chemisch-physikalischer 
Eigenschaften. Werden bestimmte PBT-Kriterien 
überschritten, wird ein vertieftes Testprogramm erfor- 
derlich. Der Vorschlag des VCl, die Testanforderun- 
gen rückwärts aus den Expositionen abzuleiten, ist da- 
gegen beim derzeitigen lückenhaften Stand des 
Wissens über Expositionspfade nicht zielfiührend. 

- Im Verlaufe der Revision der Registrierungsanforde- 
rungen, insbesondere auch einer standardisierten Vor- 
selektion von Stoffen mit PBT-Eigenschaften, sollte 
auch die untemehmensbezogene Festlegung der Men- 
genschwellen für die Testanforderungen kritisch über- 
prüft werden. Sinnvoller für eine Risikoabschätzung 
sind kumulierte Produktionsmengen aller Flersteller. 

- In den Datensatz für die Registrierung von Stoffen 
über eine Tonne pro Jahr (Annex V), sollten Untersu- 
chungen zur akuten Toxizität und zur Abbaubarkeit 
der Stoffe aufgenommen werden. Im Hinblick auf Po- 
lymere empfiehlt der Umweltrat, diese zukünftig in 
das Registrierungsverfahren mit aufzunehmen. Die 
Beurteilung der Gefährlichkeit der Polymere könnte 
anhand eines von einer EU- Arbeitsgruppe erarbeiteten 
Konzeptes erfolgen, bei dem im Wesentlichen auf die 
Monomereigenschaften zurückgriffen wird. Zur Er- 
mittlung möglicher hormoneller Wirkungen von Stof- 
fen sollten Testverfahren weiterentwickelt und vali- 
diert werden, die geeignet sind, Stoffe systematisch 
daraufhin zu prüfen, ob sie ein endokrines Potenzial 
besitzen. Diese Testverfahren sollten dann zumindest 
bei den Prüfanforderungen für in größeren Mengen 
hergestellte Stoffe aufgenommen werden. 

- Die Bundesregierung sollte sich im Laufe der Ver- 
handlungen über das REACH-System nachdrücklich 
für eine obligatorische Zusammenarbeit der Datenpro- 
duzenten hinsichtlich der Stoffbewertungen einsetzen. 
Das vom BMU in die Diskussion eingebrachte 
„Marktführermodell“, nach dem ein Marktführer be- 
stimmt wird, der stellvertretend für andere Hersteller 
für die Registrierung verantwortlich ist und die Kosten 
nach vereinbarten Kriterien anderen Herstellern ge- 
genüber geltend machen kann, ist dabei insbesondere 
angesichts des ansonsten sehr hohen Abstimmungs- 
und Entscheidungsaufwandes zwischen den Unterneh- 
men besonders attraktiv. Keinesfalls sollte eine euro- 
päische Regelung hinter den im deutschen Recht in 
§ 20a Abs. 5 ChemG zutreffend verankerten Anforde- 
rungen Zurückbleiben. Die von der EU-Kommission 
vorgeschlagene freiwillige Kooperation ist zum einen 
wegen der aufwendigen Konsensfmdungsverfahren, 
die letztlich gleichwohl ins Leere laufen können und 
zum anderen wegen der kostspieligen Mehrfachprü- 
ftmgen desselben Stoffes ineffizient. Es sollte grund- 


sätzlich das Prinzip der stoffbezogenen Registrierung 
gelten. 

- Hinsichtlich der Registrierungspfiicht für Stoffe in 
Produkten empfiehlt der Umweltrat einen wesentlich 
breiteren Geltungsbereich. Verhältnismäßig und aus 
Vorsorgegründen erforderlich wäre zumindest eine 
Registrierungspflicht auf der Basis einer Prioritäten- 
liste für solche Produktkategorien, bei denen eine 
Freisetzung gesundheitsgefährlicher Stoffe bereits 
identifiziert wurde oder als plausibel anzunehmen ist 
und mit denen Kinder und andere besonders empfind- 
liche Gruppen in Berührung kommen. Kinderspiel- 
zeuge, die bestimmte Stoffe (z. B. Weichmacher) ent- 
halten, Elektrogeräte, Bodenbeläge oder Lacke 
würden diesen Kriterien zufolge zu den prioritären 
Produktgruppen gehören. Hier wäre zumindest ein 
Unbedenklichkeitsnachweis erforderlich, um bei sol- 
chen prioritären Gruppen die Registrierungspflicht zu 
vermeiden. 

Hinsichtlich des insgesamt defizitären Zulassungsverfah- 
rens sieht der Umweltrat folgenden Nachbesserungsbe- 
darf: 

- Die Leistungsfähigkeit des Zulassungsverfahrens 
sollte dadurch erhöht werden, dass anstelle einer auf- 
wendigen Einzelfallprüfüng durch Risikoanalysen 
eine standardisierte und vorsorgeorientierte Katego- 
rienbildung für Sofortentscheidungen erfolgt, um die 
Leistungsfähigkeit des Verfahrens zur Bewältigung 
der großen Stoffanzahl zu erhöhen. Eine Zulassung 
sollte grundsätzlich für besonders gefährliche Stoffe 
verweigert werden, wenn eine Freisetzung in der Pro- 
duktions-, Anwendungs- oder Abfallphase nicht aus- 
geschlossen werden kann. Der Umweltrat wiederholt 
daher seine Forderung nach einer verstärkten Berück- 
sichtigung inhärenter Stoffeigenschaften im Rahmen 
der Risikobewertung. Das bedeutet zum Beispiel, dass 
bioakkumulierende und persistente Stoffe unabhängig 
von der Ermittlung einer kritischen Wirkungsschwelle 
allein aufgrund dieser Eigenschaften entweder gänz- 
lich oder für bestimmte Verwendungen verboten und 
nur in Ausnahmefällen zugelassen werden sollten. 

- Das Zulassungsverfahren sollte grundsätzlich mehr 
Stoffkategorien betreffen. Aus Gründen der Vorsorge 
sollte ein begründeter Verdacht auf Kanzerogenität, 
Mutagenität oder Reproduktionstoxizität ausreichen, 
um einen Stoff in das Zulassungsverfahren aufzuneh- 
men. Auch hormonell wirksame Stoffe sollten generell 
und nicht nur im Einzelfall zulassungsbedürftig wer- 
den. 

- Das Substitutionsprinzip sollte in der Verordnung sys- 
tematischer verankert werden: Das Vorhandensein 
wirtschaftlich vertretbarer und relativ sicherer Alter- 
nativen sollte grundsätzlich die akzeptierte Risiko- 
schwelle bei der Zulassungsentscheidung für einen 
Stoff senken. Im Übrigen darf aus der fehlenden Sub- 
stituierbarkeit eines Stoffes nicht auf die Zumutbarkeit 
eines hohen Stoffrisikos geschlossen werden. 
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12 Neue gesundheitsbezogene Umweltrisiken 

131*. Die Begrenzung negativer Auswirkungen der an- 
thropogen veränderten Umwelt auf den Menschen ist ein 
zentrales Anliegen der Umweltpolitik. Die vielfältigen 
Umwelteinflüsse werden auch in diesem Umweltgutaeh- 
ten in den einzelnen Kapiteln kritisch bewertet, ln diesem 
Kapitel werden die zentralen und aktuellen Themen Bio- 
logisehe Aerosole, Multiple Chemikalien-Sensitivität 
(MCS), Phthalate (Weichmacher), Aerylamid und Edel- 
metalle aus Katalysatoren behandelt. 

12.1 Biologische Aerosole 

132*. Biologische Aerosole stehen seit einigen Jahren 
unter dem Verdaeht, vorwiegend Atemwegsbesehwerden, 
atemwegsbezogene Erkrankungen und Allergien auslösen 
zu können. Biologische Aerosole stellen ein Problem im 
Wohnraum, in der Außenluft von Wohngebieten und 
maßgeblieh auch an Arbeitsplätzen der Abwasser- und 
Abfallwirtschaft sowie der Intensivtierhaltung dar. Der 
Umweltrat hat sich bezüglich der allergenen Wirkung von 
Schimmelpilzen bereits 1999 in seinem Sondergutachten 
„Umwelt und Gesundheit“ zu einem Teilaspekt der Biolo- 
gischen Aerosole geäußert. 

133*. Im Bereich der Abfallwirtschaft und Intensivtier- 
haltung kann die Emission/Immission von Bioaerosolen 
für exponierte Personen zu einem nicht zu vernachlässi- 
genden Gesundheitsrisiko führen. So gibt es mittlerweile 
hinreichend Anhaltspunkte dafür, dass nicht nur die Ex- 
position am Arbeitsplatz, sondern auch die Exposition 
mit Biologischen Aerosolen in der Außenluft zu relevan- 
ten gesundheitlichen Auswirkungen wie Allergien, 
Asthma und Atemwegserkrankungen führen kann. Wei- 
terhin kann bereits eine Belästigung durch Gerüche in der 
Umgebung derartiger Anlagen zu einer erheblichen Be- 
einträchtigung der Lebensqualität führen. 

Trotz der möglichen gesundheitlichen Beeinträchtigun- 
gen wurde die Exposition der Bevölkerung gegenüber 
Biologischen Aerosolen aus Anlagen der Abfallwirtschaft 
und der Intensivtierhaltung in der Forschung und Politik 
bislang wenig beachtet. Auch wenn zurzeit erst wenige 
Studien die gesundheitlichen Effekte durch eine Bioaero- 
solexposition in der Außenluft belegen, sind nach Ansicht 
des Umweltrates die Ergebnisse dieser Studien ausrei- 
chend, um die Forderung nach weiter gehenden Schutz- 
maßnahmen zu rechtfertigen. Aus diesem Grund sollte 
neben dem Schutz der Arbeitnehmer an Arbeitsplätzen 
auch dem Schutz der Anwohner in der Umgebung von 
Anlagen, die Biologische Aerosole emittieren, verstärkt 
Aufmerksamkeit gewidmet werden: 

- Nach Auffassung des Umweltrates sollten die Min- 
destabstände biologischer Abfallbehandlungsanlagen 
zur angrenzenden Wohnbebauung expositionsbezogen 
festgesetzt werden. Da absehbar ist, dass in der nähe- 
ren Zukunft nicht nur verlässliche, sondern ebenfalls 
standardisierte Messverfahren und -methoden zur Ver- 
fügung stehen, sollten auf dieser Grundlage Bewer- 
tungsmaßstäbe für Bioaerosol-Immissionen aufgestellt 
werden. Zusätzlich sollten dringend und in einem grö- 


ßeren Umfang als bisher Immissionsmessungen im 
Einflussbereich biologischer Abfallbehandlungsanla- 
gen und medizinische Untersuchungen durchgeführt 
werden, um das Ausmaß der gesundheitlichen Gefähr- 
dung durch Biologische Aerosole zu objektivieren und 
zu quantifizieren. 

- Angesichts der heute schon vorliegenden Ergebnisse 
zu den Wirkungen Biologischer Aerosole in der Au- 
ßenluft hält der Umweltrat es grundsätzlich für ange- 
messen, die Mindestabstände von biologischen Ab- 
fallbehandlungsanlagen zur Wohnbebauung so zu 
bemessen, dass die Hintergrundwerte für Biologische 
Aerosole erreicht werden. Diese Forderung könnte 
insbesondere bei offen betriebenen biologischen Ab- 
fallbehandlungsanlagen zu sehr großen und nur 
schwer realisierbaren Abständen fuhren. Da die Aus- 
breitung der Bioaerosol-Emissionen auch topographi- 
schen und meteorologischen Einflüssen unterliegt, 
sind pauschale Minde stab stände zum Schutz der An- 
wohner allein nicht ausreichend. 

- Der Umweltrat empfiehlt daher, für Anlagen mit 
Durchsatzleistungen unter lOOOOMg/a messungsba- 
siert und einzelfallspezifisch die Mindestabstände bis 
zur Hintergrundkonzentration zu bestimmen. Sind die 
ermittelten Mindestabstände unwirtschaftlich bezie- 
hungsweise unvertretbar groß oder durch eine bereits 
existente Wohnbebauung nicht mehr zu gewährleisten, 
sollten nach Auffassung des Umweltrates die seit lan- 
ger Zeit verfügbaren technischen Möglichkeiten der 
Abluftfassung und Abluftreinigung, die für Anlagen 
mit Durchsatzleistungen über 10 000 Mg/a bereits in 
der neuen TA Luft vorgeschrieben sind, auch für Anla- 
gen mit kleineren Durchsatzleistungen vorgeschrieben 
werden. Falls es nicht möglich ist, eine messungs- 
basierte Bestimmung notwendiger Mindestabstände 
umzusetzen, empfiehlt der Umweltrat, zumindest für 
besonders emissionsrelevante biologische Abfallbe- 
handlungsanlagen mit Durchsatzleistungen unterhalb 
von 10 000 Mg/a eine Einhausung, Abluftfassung und 
eine „kalte“ Abluftreinigung verbindlich vorzuschrei- 
ben. 

- Neben den Emissionen biologischer Abfallbehand- 
lungsanlagen hält es der Umweltrat für dringend 
geboten, die Wissenslücken hinsichtlich der Bioaero- 
solbelastungen durch Intensivtierhaltungsanlagen zu 
schließen und bei gesundheitlich bedenklichen Kon- 
zentrationen an Biologischen Aerosolen Maßnahmen 
zu ergreifen, die den Anforderungen an Anlagen der 
Abfallwirtschaft entsprechen. 

1 34*. Eine gesonderte Bedeutung kommt der Schimmel- 
pilzbildung in feuchten Innenräumen zu. Auch hier gibt 
es deutliche Hinweise, dass die Schimmelpilzsporen und 
deren Stoffwechselprodukte zu ernsthaften Erkrankungen 
führen können. Die nachweislich zunehmende Anzahl an 
Personen mit allergischen Erkrankungen (insbesondere 
der Atemwege) erfordert daher auch für den Hauptaufent- 
haltsbereich des Menschen strengere Anforderungen. 
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Die Zusammenhänge der Ausbreitungsmechanismen und 
gesundheitlichen Auswirkungen einer Exposition gegen- 
über einer Schimmelpilzbelastung im Innenraum wurden 
bislang nur unzureichend betrachtet. Der Umweltrat emp- 
fiehlt im Hinblick auf einen vorsorgenden Verbraucher- 
schutz die Entwicklung von Qualitätskriterien für Biolo- 
gische Aerosole in der Innenraumluft. Da bislang noch 
geeignete Verfahren fehlen, Innenraumluftkonzentratio- 
nen von Mikroorganismen standardisiert zu ermitteln und 
zu bewerten, empfiehlt der Umweltrat die Entwicklung 
derartiger Verfahren. 

12.2 Multiple Chemikalien-Sensitivität (MCS) 

135*. ln seinem Sondergutachten „Umwelt und Gesund- 
heit“ hat sich der Umweltrat bereits mit den Schwierig- 
keiten bei der Definition und damit auch der Diagnose 
des Krankheitsbildes der MCS beschäftigt. Die Anzahl 
von Patienten mit selbstberichteter MCS kann insbeson- 
dere auf der Basis US-amerikanischer Studien als 
bedenklich hoch eingestuft werden. Bereits in seinem 
Sondergutachten hat der Umweltrat Fragestellungen be- 
züglich Personen/Patienten mit umweltbezogenen Er- 
krankungen aufgezeigt und eine Reihe von konkreten 
Forderungen hinsichtlich des weiteren Forschungsbedarfs 
gestellt. Nachdem in Deutschland die deskriptiven Ergeb- 
nisse einer großen Multi-Center-Studie vorliegen, gelangt 
der Umweltrat nicht zu wesentlich neuen Erkenntnissen. 
Eine Bewertung der bis jetzt vorliegenden Untersu- 
chungsdaten ist schon deshalb geboten, weil das berich- 
tete Krankheitsbild MCS in der Praxis eine erhebliche 
Rolle spielt. Dadurch entstehen den Kostenträgern hohe 
Ausgaben bei der Behandlung der Patienten, die durch 
geeignete Diagnose- und Therapiemodelle gemindert 
werden können: 

- Die vorliegende Multi-Center-Studie weist eine Reihe 
methodischer Schwächen auf, die bei einer möglichen 
Fortführung dieser Studie oder weiteren Untersuchun- 
gen vermieden werden sollten. 

- Unter Berücksichtigung der beschriebenen methodi- 
schen Schwierigkeiten bestätigen die vorliegenden 
Untersuchungsdaten die bisherigen Erkenntnisse zur 
Beschreibung und Charakterisierung von MCS. Hin- 
weise auf besonders sensitive Untergruppen, spezielle 
Einfiussfaktoren, psychometrische Auffälligkeiten 
und ein besonderes Geruchsempfinden, über die be- 
reits bekannten Merkmale hinaus, konnten nicht fest- 
gestellt werden. Die soziodemographischen Merkmale 
der untersuchten Patienten und die berichteten Ge- 
sundheitsprobleme entsprechen ebenfalls den bisher 
vorliegenden Daten. 

- Von besonderer Relevanz sind die in der Multi-Center- 
Studie aufgetretenen Unterschiede in der Beurteilung 
der Umweltbezüge des Leidens der Patienten und be- 
züglich des Vorliegens einer Diagnose „MCS“ in den 
einzelnen Zentren. Die Frage, ob es MCS oder andere 
umweltbezogene Erkrankungen als eigenständige 
Krankheit gibt, wird offenbar in Abhängigkeit von der 
individuellen Ansicht des Untersuchers unterschied- 
lich beantwortet, was aus unterschiedlichen medizin- 


theoretischen Auffassungen der Untersuchungszentren 
resultiert. Während nach Ansicht des Umweltrates im 
Fall von Patienten mit einer Gesundheitsstörung im 
Sinne einer MCS nach wie vor kein eigenständiges 
BCrankheitsbild zu erkennen ist, sehen Untersucher, die 
weniger stark evidenzbasiert Vorgehen, MCS längst 
als eigene wirkliche BCrankheit (Entität) bestätigt. 

- Die Daten des Untersuchungsberichtes verdeutlichen 
erneut, dass MCS-Patienten einen hohen Leidens- 
druck und eine deutliche psychosoziale Erkrankungs- 
komponente aufweisen, ohne dass MCS einem spezi- 
fischen Krankheitsbild zugeordnet werden kann. Die 
fehlende Charakterisierung der Patienten mit selbstbe- 
richteter MCS macht eine Positionierung im (umweit-) 
medizinischen Anbieter- und Versorgungssystem, die 
Inanspruchnahme (umweit-) medizinischer Beratungs- 
und Untersuchungsangebote sowie eine angemessene 
Betreuung im psychosozialen und medizinisch- 
therapeutischen Bereich besonders schwierig. Daher 
empfiehlt der Umweltrat, für diese Patienten im allge- 
meinmedizinischen und umweltmedizinischen Versor- 
gungsbereich angemessene Therapiemöglichkeiten 
und Kapazitäten zu schaffen, die innerhalb der vor- 
handenen Sozialversicherungssysteme liegen. Insbe- 
sondere im Bereich der medizinischen Basisversor- 
gung können Interventionsmöglichkeiten geschaffen 
werden, um den Beginn einer MCS und Wanderungs- 
vorgänge („Doktorhopping“) schon im Ansatz zu be- 
grenzen. Dazu gehört zunächst die Abgrenzung von 
MCS gegenüber bekannten und gegebenenfalls behan- 
delbaren Erkrankungen. 

- Obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen, um MCS 
unfallversicherungsrechtlich als Berufskrankheit an- 
zuerkennen, derzeit nicht gegeben sind, sollte das Vor- 
liegen einer MCS-Symptomatik zumindest in den 
übrigen Sozialversicherungsbereichen durch eine an- 
gemessene Einschätzung des Schweregrades berück- 
sichtigt werden. Dabei hält es der Umweltrat für erfor- 
derlich, die dadurch entstehenden zusätzlichen Kosten 
im Sozialversicherungssystem den heute schon vor- 
handenen fallbezogenen eminenten Krankheitskosten 
(vor allem durch das Doktorhopping) gegenüberzu- 
stellen. 

136*. Da viele der Fragen auch in der vorliegenden 
MCS-Studie nicht zufriedenstellend geklärt werden konn- 
ten, empfiehlt der Umweltrat, konkrete Qualitätsanforde- 
rungen an weitere Projekte zu stellen. Diese Forderungen 
beinhalten bei der Durchführung einer wissenschaftlichen 
Untersuchung die Abgrenzung der Ähnlichkeiten und 
Unterschiede von MCS gegenüber anderen analogen Be- 
schwerdekomplexen und ein möglichst einheitliches Ver- 
fahren, um die Umweltexpositionen zu erfassen. 

137*. Über die an wissenschaftliche MCS-Studien zu 
stellenden Qualitätsanforderungen hinaus schlägt der 
Umweltrat vor, eine Identifizierung und Charakterisie- 
rung empfindlicher Untergruppen durch ein multidiszipli- 
näres unabhängiges Gremium unter Beteiligung von 
MCS-Betroffenen- und Patientenverbänden zu ge- 
währleisten. Ebenfalls sollten Betreuungsmodelle unter 
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Einbeziehung der MCS-Patienten entwickelt und durch- 
gefuhrt werden. 

12.3 Weichmacher (Phthalate) 

138*. Es ist schon seit einigen Jahren bekannt, dass 
Phthalate eine hormoninduzierende Wirkung haben. Dies 
ist besonders bedenklich, da diese Stoffgruppe, die meist 
als Weichmacher in Kunststoffen Verwendung findet, in 
sehr großen Mengen produziert wird und in vielen Ge- 
brauchsgegenständen des alltäglichen Lebens enthalten 
ist. Außerdem breiten sich Phthalate ubiquitär aus und 
weisen akkumulative Eigenschaften auf. Für verschie- 
dene Vertreter dieser Stoffgruppe wurden in Tierversu- 
chen eindeutige reproduktions- und entwicklungs- 
toxische Effekte nachgewiesen. Nach neuesten 
Forschungsergebnissen ist die innere Exposition der Be- 
völkerung mit dem mengenmäßig bei weitem wichtigs- 
ten Phthalat - Di(2-ethylhexyl)phthalat (DEHP) - deut- 
lich höher als bisher angenommen. Darüber hinaus ist 
bei bestimmten Personengruppen wie zum Beispiel 
Neugeborenen und Patienten in Behandlung (Blutdia- 
lyse, -transfusion, -spende) mit einer noch wesentlich 
höheren Schadstoffaufnahme zu rechnen. 

139*. Angesichts dieser Situation und einer zunehmend 
angestrebten Vorsorge sollte die hormonelle Wirksamkeit 
von Stoffen als Kriterium für die Aufnahme eines Stoffes 
in das Zulassungsverfahren der neuen europäischen Che- 
mikalienpolitik aufgenommen werden. 

Darüber hinaus gibt der Umweltrat folgende Empfehlun- 
gen mit dem Ziel, die Belastung der Bevölkerung besser 
aufzuklären, den Gesundheitsschutz insbesondere vulne- 
rabler Gruppen und den Schutz der Umwelt (speziell Bin- 
nengewässer und Meere) nach dem momentanen Stand 
der Erkenntnis zu verbessern; 

- Um den Schutz der Bevölkerung vor der Belastung 
von Lebensmitteln mit Weichmachern zu gewährleis- 
ten, sollte sich die Bundesregierung dafür einsefzen, 
dass den besfehenden Vorgaben der Kunsfstoffkom- 
mission des Bundesinsfituts für Risikobewerfung zum 
Verzicht von verschiedenen Phthalatverbindungen 
(DEHP, DBP, DCHP, BBP und DIDP) in allen Folien, 
Beschichtungen und Verpackungen die Nahrungsmit- 
tel mit einem hohen Fettgehalt, Milch und Milchpro- 
dukte, alkoholhaltige oder ätherische ölhaltige Le- 
bensmittel oder Produkte die pulver- und feinkörnig 
beschaffen sind, umgeben, bei der Vervollständigung 
der Liste zulässiger Additive der Richtlinie 2002/72/ 
EG entsprochen wird. 

- Das auf europäischer Ebene erlassene Verbot aller 
Weich-PVC-Spielzeuge (für alle Kinder unter drei 
Jahren), die DINP, DEHP, DBP, DIDP, DNOP oder 
BBP enthalten und die dafür vorgesehen sind, in den 
Mund genommen zu werden, wird vom Umweltrat 
ausdrücklich begrüßt. Allerdings erachtet der Umwelt- 
rat diese Maßnahmen als nicht ausreichend, um gerade 
Kinder bis zu drei Jahren, die in diesem Falle eine vul- 
nerable Gruppe darstellen und wahrscheinlich einer 
höheren Schadstoffexposition ausgesetzt sind als der 


Bevölkerungsdurchschnitt, ausreichend zu schützen. 
Gerade dann, wenn man berücksichtigt, dass bereits 
die durchschnittliche Exposition der erwachsenen Be- 
völkerung deutlich höher ist als bisher angenommen, 
ist es dringend erforderlich, die Belastung von 
Kleinstkindern so niedrig wie möglich zu halten. Um 
dies zu erreichen, sollte sich die Bundesregierung für 
eine Nachbesserung des bestehenden Verbots (Ent- 
scheidung 1999/815/EC) von verschiedenen Phthalat- 
Verbindungen (DINP, DEHP, DBP, DIDP, DNOP und 
BBP) in der Form einsetzen, dass es auf alle Produkte 
für Kinder unter drei Jahren, über die eine Schadstoff- 
aufnahme möglich ist, und auf Kinderspielzeug gene- 
rell ausgeweitet wird. 

- Langfristig sollte sich die Bundesregierung möglichst 
in Zusammenarbeit mit den Herstellern dafür einset- 
zen, die Phthalate DEHP, DBP und BBP dureh andere, 
weniger bedenkliche Produkte zu ersetzen. Besonders 
dringlieh ist eine Substitution in Plastikartikeln, die 
zur medizinischen Behandlung von Kleinstkindern 
verwendet werden. Entspreehend ist es erforderlich, 
die Suche und die Erforschung der Unbedenklichkeit 
von möglichen Alternativen voranzutreiben. 

- Angesichts des Bestrebens, die Einleitung, Emission 
und den Verlust von DEHP und DBP in die Meere in- 
nerhalb von 20 Jahren auf nahe null zu reduzieren 
(OSPAR- und HELKOM-Ziele), sollte die Bundes- 
regierung Maßnahmen ergreifen, um die Freisetzung 
dieser Phthalate schrittweise zu minimieren. Erreicht 
werden kann dies in erster Linie über Stoffverbote und 
Stoffverwendungsbeschränkungen. 

12.4 Acrylamid 

140*. Im Jahre 2002 wurde Acrylamid in zum Teil hohen 
Konzentrationen in bestimmten stärkehaltigen Lebens- 
mitteln - beispielsweise in Kartoffelchips, Knäckebrot, 
Frühstückscerealien und Pommes frites - nachgewiesen. 
Diese Informationen lösten unter der Bevölkerung wie 
auch unter Fachleuten heftige Diskussionen aus. Acryl- 
amid gelangt nicht von außen in die Lebensmittel, son- 
dern entsteht während der Herstellung aus natürlichen 
Bestandteilen. Da die Belastung der Bevölkerung mit die- 
sem Kanzerogen erst seit kurzem bekannt ist, fehlen bis- 
her sehr viele Informationen über die Wirkungen und den 
Metabolismus auf beziehungsweise im Menschen. 

Mit Sicherheit kann man aber davon ausgehen, dass das 
kanzerogene Potenzial dieses Schadstoffes das wesentli- 
che Kriterium für eine Risikoabschätzung darstellt. Nach 
dem momentanen Kenntnisstand muss davon ausgegan- 
gen werden, dass das BCrebsrisiko für die allgemeine Be- 
völkerung durch die tägliche Aufnahme von Acrylamid 
mit der Nahrung außerhalb des tolerierbaren Bereichs 
liegt. Derzeit reehnet man in Deutschland mit etwa 
10 000 hierdurch verursachten Krebsneuerkrankungen 
pro Jahr. Deshalb ist es notwendig, schon jetzt Maßnah- 
men zu ergreifen, um auf diese Situation zu reagieren und 
das Risiko für jeden einzelnen zu minimieren. Der Um- 
weltrat gibt daher folgende Empfehlungen, um zum einen 
die Abschätzung der Belastung der Bevölkerung zu ver- 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-67- 


Drucksache 1 5/3600 


bessern und zum anderen dem Schutz der Gesundheit 
ausreichend Rechnung zu tragen. 

- Es sollten so schnell wie möglich Untersuchungen 
über die Belastung der Bevölkerung an repräsentati- 
ven und ausreichend großen Gruppen durchgefiihrt 
werden. Hierfür steht mit dem Hämoglobin/Acryl- 
amid-Addukt ein geeigneter Human-Biomonitoring- 
Parameter zur Verfügung. Anhand von entsprechend 
konzipierten epidemiologischen Studien ist es mög- 
lich, mit hoher Evidenz festzustellen, inwieweit ein 
Zusammenhang zwischen dem Emährungsverhalten 
- der Aufnahme von Acrylamid mit der Nahrung - 
und dem Auftreten von verschiedenen Krebserkran- 
kungen besteht. 

- Auf der Basis dieser Untersuchungen sollte es möglich 
sein, Fragen hinsichtlich des Zusammenhangs zwi- 
schen Nahrungsaufnahme und innerer Belastung, der 
Aufdeckung weiterer relevanter Expositionsquellen, 
der interindividuellen Empfindlichkeit gegenüber die- 
sem Schadstoff sowie der Feststellung von Risikokol- 
lektiven zu beantworten. 

- Der jetzt von der Politik festgelegte Aktionswert von 
1 mg/kg Lebensmittel muss anschließend bezogen auf 
die tatsächliche (innere) Exposition der Bevölkerung 
überprüft werden und, soweit sich die Annahme eines 
Risikos für die Bevölkerung weiterhin bestätigt, in 
einen angepassten Grenzwert umgesetzt werden. 

- Es besteht erheblicher Forschungsbedarf zur Biover- 
fügbarkeit und zum Metabolismus von Acrylamid im 
Menschen. In gleicher Weise fehlen bisher Daten über 
die Kanzerogenität und die Toxizität des Oxidations- 
produktes Glycidamid und inwieweit die Bindung bei- 
der Substanzen an das Hämoglobin proportional ist 
zur Bindung an die DNA. Letzteres stellt die Grund- 
lage dar, um ein Monitoring anhand des Hämoglobin- 
Addukts richtig bewerten zu können. 

Anhand der bereits bestehenden Kenntnisse über die Bil- 
dung von Acrylamid bei der Lebensmittelherstellung 
sollte es möglich sein, technische Änderungen für den 
Herstellungsprozess industriell gefertigter Produkte abzu- 
leiten, um so die Schadstoffbelastungen für den Konsu- 
menten zu minimieren. 

Eine möglichst umfassende und stetige Aufklärung der 
Allgemeinheit über die Gefahren, den aktuellen Stand der 
Forschung und die Möglichkeiten zur Minderung der 
Acrylamidbelastung sollte gewährleistet werden. Dies ist 
besonders wichtig, da dieses unerwünschte Begleitpro- 
dukt auch bei der Nahrungszubereitung im privaten Haus- 
halt entsteht. 

12.5 Edelmetalle aus Katalysatoren 

141*. Schon einige Jahre nach der Einführung des Kata- 
lysators zur Abgasreinigung in Kraftfahrzeugen konnten 
in Industrieländern ansteigende Immissionen von Platin 
und Rhodium in der Umwelt beobachtet werden. Die Pla- 
tingruppenelemente (PGE) Platin, Palladium und Rho- 
dium werden als katalytisch wirksame Metalle in den Au- 


toabgaskatalysatoren eingesetzt und während des 
Betriebs in sehr geringen Konzentrationen freigesetzt. 
Mit der Zunahme der mit einer Abgasreinigung ausgestat- 
teten Kraftfahrzeuge konnte auch ein Anstieg speziell der 
Platin- und Palladium-Immissionen festgestellt werden. 
Ob sich diese Tendenz weiter fortsetzen wird, kann noch 
nicht abschließend bewertet werden. Grund dafür ist, dass 
bisher nur ein sehr punktuelles Monitoring an verschiede- 
nen Stellen und über kurze Zeiträume durchgeführt 
wurde. 

Zur Wirkung dieser Edelmetalle ist bisher nur bekannt, 
dass sie zu einer Sensibilisierung hinsichtlich des Auftre- 
tens von Allergien führen können. 

142*. Insgesamt geht der Umweltrat davon aus, dass 
durch die Emission von Edelmetallen aus dem Betrieb 
von Katalysatoren zur Abgasreinigung in Kraftfahrzeu- 
gen derzeit kein Gesundheitsrisiko für die Bevölkerung 
ausgeht und deshalb kein Handlungsbedarf vorliegt. Es 
wird aber auf den bestehenden unzureichenden Kenntnis- 
stand über diese Schadstoffbelastung hingewiesen. Aus 
diesem Grunde empfiehlt der Umweltrat 

- weitere Studien zur Quantifizierung und Strukturauf- 
klärung von katalysatorbürtigen Palladium-Emissio- 
nen, 

- ein kontinuierliches Schadstoffmonitoring an ausge- 
wählten Standorten, um die Entwicklung der Edelme- 
tall-Immissionen in Zukunft besser und weiter führend 
verfolgen zu können, 

- eine bessere Aufklärung des Allergierisikos von Palla- 
dium und 

- die Beobachtung der Akkumulation von Edelmetallen 
in verschiedenen Biota (beispielsweise Gräser, Mu- 
scheln und Fische). 

13 Neue umweltpolitische Steuerungs- 
konzepte 

143*. Die Umweltpolitik steht heute vor Herausforderun- 
gen, die sich von denen der vergangenen Jahrzehnte deut- 
lich unterscheiden. Dies betrifft die zu lösenden Umwelt- 
probleme ebenso wie die verfügbaren Lösungsstrategien. 
Auf der Problemseite rücken nach erkennbaren Erfolgen 
in Teilbereichen des Umweltschutzes zunehmend solche 
Probleme in den Vordergrund, bei denen umweltpoliti- 
sche Maßnahmen auch über einen längeren Zeitraum hin- 
weg keine signifikanten Verbesserungen herbeizuführen 
vermochten. Auf der Lösungsseite ist eine kontinuierliche 
Ausweitung des umweltpolitischen Steuerungsrepertoires 
und des Akteurs Spektrums zu beobachten. Traditionelle 
Formen der hierarchischen Intervention, die auch weiter- 
hin dominieren, werden zunehmend durch neuere Formen 
des kooperativen Regierens ergänzt. Hieraus können eine 
tendenzielle Schwächung staatlicher Autorität und demo- 
kratischer Legitimität sowie ein Abbau bewährter institu- 
tioneller Problemlösekapazitäten erwachsen. Gleichzei- 
tig bieten neue Steuerungsformen jedoch auch die 
Chance, Defizite der bisherigen Umweltpolitik zu über- 
winden und zur Lösung bisher ungelöster Umweltprob- 
leme beizutragen. Vor diesem Hintergrund gewinnt die 
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Frage nach der richtigen Organisation umweltpolitischer 
Entscheidungsfindungs- und Implementationsprozesse 
zunehmend an Bedeutung. Es geht darum, wie hartnäckig 
fortbestehende, „persistente“ Umweltprobleme vor dem 
Hintergrund sich wandelnder politisch-institutioneller 
Rahmenbedingungen wirksamer gelöst werden können 
und welche Rolle dabei neuen Steuerungsansätzen zu- 
kommen kann. Diese grundsätzlichen Gestaltungsfragen 
der Umweltpolitik werden sowohl in der Wissenschaft als 
auch in der Politik zunehmend unter dem Stichwort „Go- 
vemance“ diskutiert. 

144*. Neue Steuerungsansätze in der Umweltpolitik kön- 
nen grob in vier Gruppen unterteilt werden: 1) zielorien- 
tierte Ansätze, 2) Umweltpolitikintegration, 3) kooperati- 
ves Regieren und 4) aktivierte Selbstregulierung und 
Partizipation. Sie sind zugleich auch die Eckpunkte des 
bisher anspruchsvollsten Strategiemodells einer umwelt- 
politischen Mehr-Ebenen- und Mehr-Sektoren-Steuerung: 
der Agenda 21 und des Rio-Prozesses. Die neuen Ansätze 
von Environmental Governance stehen der traditionellen 
hierarchischen Regelsteuerung gegenüber, zu der auch 
heute noch fast 80 % der umweltpolitischen Regelungen 
der EU zu zählen sind. 

Hinter der Diskussion um neue Steuerungsansätze stehen 
zum Teil widersprüchliche, zum Teil aber auch sich er- 
gänzende Politikziele: Zum einen geht es um die Effekti- 
vitätssteigerung der Umweltpolitik, insbesondere hin- 
sichtlich der Lösung persistenter Umweltprobleme, zum 
anderen aber um ein wirtschaftsfreundliches regulatives 
Umfeld, das von Bürokratieabbau und Deregulierung er- 
wartet wird. Im Ergebnis kann es Überschneidungen zwi- 
schen diesen Zielsetzungen geben. So kann sich zum 
Beispiel eine zielorientierte Umweltpolitik bei ihrer Um- 
setzung kooperativer Elemente bedienen. In jedem Falle 
setzt aber effektive Umweltpolitik einen rationaleren Um- 
gang mit staatlichen Handlungskapazitäten voraus - ein 
Thema, das zwar bereits in der Agenda 21 (1992) behan- 
delt wird, bisher jedoch eklatant vernachlässigt wurde. 
Insgesamt zeigt die detaillierte Analyse neuer Steue- 
rungskonzepte in der Umweltpolitik, dass auch die vor- 
rangig zur Staatsentlastung eingeführten (meist koopera- 
tiven) neuen Govemanceformen mit teils erheblichen 
administrativen Kapazitätserfordemissen verbunden sind. 
Wird dies nicht berücksichtigt, ist mit Defiziten in der Ef- 
fektivität und Effizienz neuer Steuerungsmuster zu rech- 
nen, im schlimmsten Falle mit einer Absenkung des ange- 
strebten Schutzniveaus. 

13.1 Allgemeine Bewertung zentraler 
Steuerungsansätze 

145*. Hinsichtlich der wichtigsten neuen Steuerungsan- 
sätze kommt der Umweltrat zu folgenden generellen 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen: 

Zielorientierte Steuerungsansätze 

146*. Zielorientierte Steuerungsansätze die eine Ergeb- 
niskontrolle einschließen, sind grundsätzlich - nicht zu- 
letzt wegen ihrer Signalfünktion für innovative Anpas- 


sungsreaktionen bei hoher Flexibilität der Umsetzung - 
von hoher Bedeutung für eine Leistungssteigerung der 
Umweltpolitik. Insoweit können sie auch staatsentlastend 
wirken. Zielvorgaben, die den langfristigen Umwelt- 
problemen angemessen sind, greifen aber in bestehende 
Interessenlagen ein und müssen in der Regel gegen Wi- 
derstand ausgehandelt werden. Zu den Minimalvorausset- 
zungen einer zielorientierten Umweltpolitik gehören eine 
angemessene personelle Ausstattung; ein professionelles 
Management und die klare institutionelle Verankerung 
von Zielbildungsprozessen bis hin zum Monitoring der 
Ergebnisse; eine wissenschaftlich kompetente Konfronta- 
tion der beteiligten Akteure mit den Langzeitproblemen, 
um die es geht und die Konzentration auf prioritäre Lang- 
zeitprobleme. 

U mweltp olitikintegr ation 

147*. Da die Inanspruchnahme der Umwelt Produktions- 
grundlage ganzer Wirtschaftszweige ist, ist eine Integra- 
tion von Umweltbelangen in diese Sektoren und die ihnen 
entsprechenden Politikfelder notwendig. Ohne eine Inter- 
nalisierung der Umweltverantwortung in diese Verursa- 
cherbereiche bleibt Umweltschutz bis in die Technologie 
hinein tendenziell additiv und auf „Symptombekämp- 
füng“ beschränkt. Umgekehrt bedeutet Umweltpolitikin- 
tegration die Nutzung der Kompetenz und der Innova- 
tionspotenziale der betreffenden Sektoren. 

Ungeachtet der hohen Plausibilität dieses Steuerungsan- 
satzes stößt seine Umsetzung jedoch auf erhebliche 
Hemmnisse, denen nach Auffassung des Umweltrates 
bisher zu wenig Rechnung getragen wurde. Das Integra- 
tionsprinzip läuft der Eigenlogik hochgradig spezialisier- 
ter Staatsverwaltungen und den Interessenlagen der in- 
dustriellen Klientel zunächst oft entgegen. Das schafft für 
die umweltpolitische Steuerung Schwierigkeitsgrade, die 
nicht ignoriert werden dürfen, sondern realistisch ange- 
gangen werden müssen. 

Zur Lösung dieser Schwierigkeiten ist es unter anderem 
erforderlich, das Management dieses Prozesses und die 
verfügbaren Kapazitäten wesentlich zu verbessern. Die 
Wirkung von Sektorstrategien zur Umweltpolitikintegra- 
tion wird wesentlich davon abhängen, dass die verursa- 
chemahen Fachverwaltungen ihr organisiertes Interessen- 
umfeld im Sinne der Umweltpolitikintegration 
beeinflussen. Nach Auffassung des Umweltrates bietet 
sich hier das Mittel der Dialogstrategie an, bei der die 
Ressorts gemeinsam mit Umweltexperten einen metho- 
disch vorbereiteten, ergebnisbezogenen Dialog über die 
gemeinsame ökonomisch-ökologische Langzeitperspek- 
tive führen. Dabei sollte die wissenschaftsbasierte Kon- 
frontation des Sektors mit den von ihm ausgehenden 
langfristigen Umwelteffekten (einschließlich der aus öko- 
logischen Krisenereignissen möglicherweise resultieren- 
den ökonomischen Risiken) den Ausgangspunkt für die 
Prüfung von Alternativen bilden. Wichtig ist nicht zuletzt 
die institutionell hochrangige Beauftragung dieses Pro- 
zesses. Schließlich setzt die Umweltpolitikintegration 
kompetente Umweltverwaltungen voraus, die sowohl den 
übergeordneten Beauftragungsprozess als auch die an- 
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schließende horizontale Kooperation mit verursachema- 
hen Behörden fachlich mitbestimmen. 

Kooperative Steuerung 

148 *. Der Vorteil kooperativer Steuerung kann unter an- 
derem darin gesehen werden, dass das direkte Zusam- 
mengehen von Verwaltungen mit Zielgruppen oft eine 
größere Treffsicherheit in der Sache hat als die Steuerung 
über allgemeine Regeln des Gesetzgebers. Zudem kann 
die konsensuale Willensbildung mit den beteiligten Inte- 
ressen Widerstände bei der Umsetzung von Maßnahmen 
verringert und der hindemisreiche Weg über parlamenta- 
rische Entscheidungsprozesse auf diese Weise zugunsten 
früher Anpassungsreaktionen abgekürzt werden. Koope- 
rative Steuerung kann die Interventionskapazität hierar- 
chischer Steuerung durch Verhandlungslösungen in ihrem 
Vorfeld „schonen“. Mit ihren spezifisehen Legitimations- 
formen - Stakeholder-Beteiligung, Konsens und Wir- 
kungsbezogenheit - verspreehen kooperative Steuerungs- 
formen auch einen besseren Problemlösungsbeitrag. Dies 
kann der Staatsentlastung ebenso dienen, wie die Ausla- 
gerung umweltpolitiseher Steuerung in die Verursaeher- 
bereiche im Sinne einer „regulierten Selbstregulierung“ 
(Beispiele EMAS und Verpackungsverordnung). 

149 *. Der Umweltrat betont aber mit Nachdruck, dass 
auch die kooperativen Steuerungsformen nicht vorausset- 
zungslos sind, sondern neben der mögliehen Staatsentlas- 
tung auch zusätzliche staatliche Handlungsfähigkeit er- 
fordern. Dies gilt sogar für Selbstregulierungen, die ohne 
einen ordnungsreehtliehen Rahmen in der Regel nicht 
funktionsfähig sind. Die zunehmende Kritik aueh an der 
Effektivität freiwilliger Vereinbarungen verweist eben- 
falls auf Leistungsgrenzen von Verhandlungslösungen, 
jedenfalls dann, wenn sie nur den Normalbetrieb zum 
Ziel erklären, also nicht durch geregelte institutionelle 
Prozeduren anspruchsvoll gehalten und abgesiehert wer- 
den. 

Partizipation und aktivierte Selbstregulierung 

150 *. Das Steuerungsmodell der Agenda 21 und aueh die 
Aarhus-Konvention laufen auf eine umfassende Nutzung 
der Handlungspotenziale zivilgesellschaftlicher Akteure 
dureh deren Beteiligung hinaus. Wirksame Partizipation 
in Fragen des Umweltsehutzes hat jedoeh Voraussetzun- 
gen, deren Niehtberücksichtigung kontraproduktive Wir- 
kungen (z. B. Verschleiß von Motivation) zur Folge 
haben kann. Sie setzt „empowerment“ und einen aktivie- 
renden Staat voraus. Partizipationsbereitschaft und Parti- 
zipationsfahigkeit werden durch sachgerechte und pro- 
blemorientierte Umweltberichterstattung in den Medien 
gefordert. Hier konstatiert der Umweltrat gravierende De- 
fizite insbesondere im Bereich der Massenmedien. Im 
Hinbliek auf die prekäre Handlungsressource öffentliches 
Umweltbewusstsein empfiehlt der Umweltrat eine Dia- 
logstrategie mit den großen Medienkonzemen. Der Spiel- 
raum der Landesmedienanstalten mag gering sein, aber 
entsprechende gezielte Versuche sind bisher nicht unter- 
nommen worden. Die Resultate einer solchen Dialogstra- 
tegie wären Proben aufs Exempel, ob und inwieweit die 


Massenmedien, besonders die privaten Fernsehsender, in 
ihren Programmen Beiträge zu einer aufgeklärten politi- 
schen Urteilsbildung zu leisten bereit und in der Lage 
sind. 

151 *. Im Hinblick auf die (oft nur mit komplexen wis- 
senschaftlichen Methoden feststellbaren) persistenten 
Umweltprobleme kommt der Rolle von Wissenschaft als 
Akteur der Umweltpolitik eine wesentliche Rolle zu. Die 
Aktivierang von Umweltwissensehaft nicht nur in der 
Forsehung, sondern aueh im Prozess der politisehen Wil- 
lensbildung ist vermutlieh eine Voraussetzung dafür, dass 
die verfolgten Ziele nachhaltiger Umweltentwicklung den 
langfristigen Problemlagen gerecht werden. 

Von der Bürgerpartizipation ist die aktivierte (oder auto- 
nome) Selbstregulierang von Unternehmen und Organi- 
sationen zu unterscheiden. Grundsätzlieh liegt hier ein 
erhebliches Steuerungspotenzial. Diesbezügliehe Inter- 
ventionen unterliegen nicht dem komplizierten Entsehei- 
dungsprozess staatlicher Eingriffe. Instmmente wie das 
Öko-Audit können als Form regulierter Selbstregulierung 
solche Potenziale aktivieren und die staatliche Umwelt- 
politik entlasten. Sie sind naeh Auffassung des Umwelt- 
rates aber kein Grund, das politisch-administrative Sys- 
tem aus seiner finalen Verantwortung zu entlassen. Dies 
gilt umso mehr, als gerade die hartnäckig ungelösten Um- 
weltprobleme auf dem Wege der Selbststeuerung kaum 
bewältigt werden können. 

Generelle Effektivitätsbedingungen neuer 
Steuerungsansätze 

1 52 *. Die bisherigen Erfahrungen mit neuen Steuerungs- 
ansätzen in der Umweltpolitik verweisen insbesondere 
auf die folgenden Voraussetzungen ihres effektiveren 
Einsatzes: 

Kapazitätsbildung 

1 53 *. Ein Kapazitätsdefizit besteht, wenn institutioneile, 
personelle oder materielle Handlungsbedingungen einer 
Steuerungsvariante fehlen oder unzulänglich sind. Dere- 
gulierung und gesellsehaftliche Selbststeuerung fuhren 
nicht automatisch zu einer Entlastung staatlieher Institu- 
tionen. In aller Regel erfordern sie zunächst den Aufbau 
zusätzlieher Management-, Kommunikations- und Eva- 
luierungskapazitäten. Noeh eindeutiger sind die zusätzli- 
ehen Kapazitätserfordemisse der hier behandelten vier 
Steuerungsansätze, besonders ausgeprägt bei den voraus- 
setzungsvollen Zielstrukturen einer Nachhaltigkeitsstrate- 
gie. Deshalb muss jedes anspruehsvollere Steuerungskon- 
zept eine Kapazitätsabschätzung einschließen. Daraus 
folgende Maßnahmen können von der Verbesserung der 
personellen und materiellen Ausstattung von Institutio- 
nen, über verbesserte Reehtslagen bis hin zu strategischen 
Allianzen reiehen. Eine wesentliche Kapazitätsverbesse- 
rung liegt grundsätzlieh in der Erhöhung von Strategiefä- 
higkeit, was wesentlich auf besser überschaubare 
Entseheidungsstrukturen und einen Abbau von Politik- 
verfleehtungen im deutsehen Föderalismus hinausläuft. 
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154*. Kapazitätserfordemisse von modernen umweltpo- 
litisehen Steuerungsformen stehen allerdings in einem 
Spannungsverhältnis zu den Zielen der Staatsentlastung 
und der Deregulierung. Dem kann zumindest teilweise 
dureh „kapazitätsschonende“, staatsentlastende Verfahren 
entgegengewirkt werden. Dazu gehören unter anderem 
alle Varianten eines „Verhandelns im Schatten der Hierar- 
chie“, speziell die förmliche staatliche Problemfeststel- 
lung, die den Verursachern frühzeitig die kalkulierbare 
Entschlossenheit zu öffentlichen Maßnahmen „in letzter 
Instanz“ signalisiert, ihnen aber Spielräume für eigene 
Anpassungen offen lässt und Innovationsprozesse anregt. 
Einer Entlastung kann die Konzentration auf strategische 
Ziele ebenso dienen wie die Nutzung situativer Hand- 
lungschancen oder der Rekurs auf das Internet als Entlas- 
tung bei partizipativen Verfahren (Beispiel: die Konsulta- 
tion zum REACH-System). Kapazitätsschonend wäre es 
nicht zuletzt, wenn die bereits bestehenden Umweltabtei- 
lungen in den verursachemahen Ressorts (Wirtschaft, 
Verkehr oder Landwirtschaft) statt auf die Kontrolle des 
Umweltministeriums konsequent auf die Wahrnehmung 
von Umweltbelangen im Sinne der Politikintegration um- 
programmiert würden. Eine wichtige - bisher unzurei- 
chend durchgesetzte - Form der Staatsentlastung sind 
zweifellos kausale Problemlösungen (Beispiel: Bleibelas- 
tung durch PKW) anstelle einer fortdauernden Symptom- 
bekämpfung. Die Möglichkeit einer Mehr-Ebenen-Steue- 
rung auf der europäischen und globalen Ebene sieht der 
Umweltrat insgesamt als eine Erweiterung der umweltpo- 
litischen Handlungskapazität. 

Klärung der Rolle von Staatlichkeit 

155*. Eine entscheidende Voraussetzung für die Wirk- 
samkeit gesellschaftlicher Selbststeuerung ist die glaub- 
hafte Androhung staatlicher Intervention für den Fall, 
dass die Steuerungsziele nicht erreicht werden. Staatlich- 
keit muss deshalb nach Auffassung des Umweltrates in 
der differenzierten institutioneilen Verantwortlichkeit für 
die Sicherung wichtiger ökologischer Allgemeininteres- 
sen bestehen, die zwar delegierbar, aber vom normativen 
Grundsatz her nicht aufhebbar ist. Aus dieser Prämisse 
folgt eine Garantieverpflichtung staatlicher Institutionen 
auf allen Handlungsebenen - lokal bis global - für den 
Fall der mangelnden Wirksamkeit der auf private Akteure 
verlagerten Aktivitäten. Der Umweltrat betont, dass spe- 
ziell im Hinblick auf die thematisierten persistenten Um- 
weltprobleme staatliche Instanzen die „erste Adresse“ 
und - im Falle einer Delegation an Private - gegebenen- 
falls auch die „letzte Instanz“ sein müssen. Die Delega- 
tion an Private ist somit an Bedingungen geknüpft und 
steht unter bestimmten Vorbehalten. Daher ist sie als prin- 
zipiell reversibel zu betrachten. 

Klärung der Rolle des Nationalstaates 

156*. Nach Auffassung des Umweltrates führt die Zu- 
nahme internationaler umweltpolitischer Regelungen 
nicht etwa zu einem Bedeutungsverlust des Nationalstaa- 
tes. Vielmehr ist die nationale Ebene nun mehrfach geför- 
dert - sowohl bei der Lösung nationaler Umweltprobleme 


als auch bei der Aushandlung und Umsetzung internatio- 
naler Übereinkommen und schließlich bei der Abstim- 
mung der nationalen Politik mit der wachsenden Zahl in- 
ternationaler Vorgaben. Im globalen Mehrebenensystem 
zeichnet sich der Nationalstaat durch eine Reihe wichti- 
ger Eigenschaften aus, für die es kein funktionales Äqui- 
valent auf den anderen Handlungsebenen gibt. Dies gilt 
für seine fiskalischen Ressourcen, sein Monopol legiti- 
men Zwanges, seine ausdifferenzierte Fachkompetenz 
und seine hochentwickelten Netzwerkstrukturen ein- 
schließlich der internationalen Vernetzung von Fachver- 
waltungen. Wesentlich ist überdies die Existenz einer po- 
litischen Öffentlichkeit und eines (gerade für 
Umweltbelange wichtigen) Legitimationsdrucks, der we- 
der auf den höheren noch auf den subnationalen Ebenen 
in gleicher Intensität anzutreffen ist. Auch das koopera- 
tive Regieren funktioniert auf der Ebene der Staaten ver- 
gleichsweise am besten. Ungeachtet breiter Deregulie- 
rungs- und Entstaatlichungspostulate sind nationale 
Regierungen auch weiterhin die „erste Adresse“ der Öf- 
fentlichkeit, wenn es um akute Umweltkrisen wie die 
Überschwemmungen im Jahre 2002 geht. Schließlich hat 
sich erwiesen, dass die Entwicklung der internationalen 
Umweltpolitik wesentlich von Vorreiterländem abhängt, 
deren Innovationsspielräume es zu sichern gilt. Der Um- 
weltrat hält deshalb - auch innerhalb der EU - die natio- 
nalstaatliche Ebene des umweltpolitischen Mehrebenen- 
systems für entscheidend wichtig. Dies schließt deren 
europäische und internationale Einbindung notwendig 
ein, weil das Operieren der Umweltpolitik auf diesen po- 
litischen Ebenen ihre Handlungsfähigkeit insgesamt un- 
bestreitbar erhöht hat. 

13.2 Die neuen Politikansätze im Lichte 
der Kompetenzordnung 

Kompetenzverteilung zwischen EG und 
Mitgliedstaaten 

157*. Klare Kompetenzzuweisungen sind eine wichtige 
Bedingung erfolgreicher Umweltschutzpolitik. Aktuell 
stellt sich die Frage der Kompetenzverteilung zwischen 
EG und Mitgliedstaaten insbesondere vor dem Hinter- 
grund der neuen Steuerungskonzepte im Umweltschutz. 
So setzt die gemeinschaftliche Umweltpolitik in jüngster 
Zeit zunehmend auf allgemeine Rahmenregelungen, die 
einer nationalen Konkretisierung bedürfen, sowie auf 
„weiche“ und „flexible“ Instrumente wie insbesondere 
Selbstverpflichtungen der Wirtschaft. Begründet wird 
diese Verlagerung von Kompetenzen auf die Ebene der 
Mitgliedstaaten oder gar auf private Akteure nicht zuletzt 
mit einer ausdrücklichen und wiederholten Berufung auf 
das „Subsidiaritätsprinzip“. 

In seinem Grundsatz besagt das in Artikel 5 Abs. 2 
und 3 EG verankerte Subsidiaritätsprinzip, dass die Ge- 
meinschaft nur tätig werden darf, sofern und soweit die 
Ziele auf Ebene der Mitgliedstaaten „nicht ausreichend“ 
und daher wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen 
„besser“ auf EG-Ebene erreicht werden können. Kon- 
krete Auslegungsvorschläge dieses allgemeinen Grund- 
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Satzes gehen gerade im Bereich des Umweltschutzes je- 
doch nach wie vor deutlich auseinander. 

158*. ln seiner gegenwärtigen Fassung vermag das Sub- 
sidiaritätsprinzip daher kaum zu eindeutigen Kompetenz- 
abgrenzungen zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaa- 
ten im Umweltschutzbereich beizutragen. Allerdings ist 
kompetenziell keine Selbstbeschränkung der EG auf die 
Setzung bloßen Rahmenrechts geboten. Erst recht findet 
die Betonung von Selbstverpfiichtungen der Wirtschaft 
keine Grundlage in der zwischen EG und Mitgliedstaaten 
geltenden Kompetenzordnung: Weder infinite Koope- 
rationsprozesse noch eine so genannte Verantwor- 
tungsteilung mit Wirtschaftssubjekten sind durch das 
Subsidiaritätsprinzip gefordert. Vielmehr gehen mit der 
primärrechtlichen Zuweisung von Aufgaben des Umwelt- 
schutzes an die Gemeinschaft entsprechende Verpflich- 
tungen zum legislativen Tätigwerden einher, derer sie 
sich nicht entledigen darf. Selbstverpflichtungen können 
gemeinschaftsweit verbindliche Mindeststandards flan- 
kieren, aber nicht in erheblichem Umfang ersetzen. 

Von der Gemeinschaft ist daher eine konsequente Wahr- 
nehmung der jeweiligen Kompetenzen zu fordern. Es 
sollte ein an der Zielverwirklichung ansetzendes, das 
heißt von dem Ziel eines effektiven gemeinschaftsweiten 
Umweltschutzes ausgehendes Modell der Kompetenzver- 
teilung im Umweltschutz angestrebt werden. Dem Subsi- 
diaritätsprinzip kommt danach nicht vornehmlich eine be- 
grenzende Funktion zu, sondern es sollte dynamisch mit 
Blick auf die zu erreichenden gemeinschaftlichen Ziele 
konkretisiert werden. Ausgangspunkt der Kompetenzver- 
teilung unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips 
muss dabei der Gedanke sein, dass die Binnenmarktpoli- 
tik der Gemeinschaft einer adäquaten umweltpolitischen 
„Flankierung“ bedarf 

Auf der Grundlage eines solchen Subsidiaritätsverständ- 
nisses kann den sich ändernden Bedürfnissen und Bedin- 
gungen des Umweltschutzes Rechnung getragen und eine 
dynamische umweltspezifische Sachpolitik gewährleistet 
werden. Der EG obliegt dann zwar durchaus die Festle- 
gung allgemeiner umweltpolitischer Rahmenbedingun- 
gen. Weiter gehend ist sie aber gerade auch für den Erlass 
von konkreten Mindestnormen für Emissionen und Pro- 
duktstandards und für umweltrelevante Verfahrenvor- 
schriften zuständig. Rahmenvorgaben und Mindeststan- 
dards erfolgen - auf der Basis einer umfassenden 
konkurrierenden Kompetenz der EG im Bereich des Um- 
weltschutzes - gemeinschaftsweit, die Ausfüllung, An- 
wendung und evenfuelle Verschärfungen sodann national. 
Zur Vergleichbarkeit der Tätigkeiten und Erfolge in den 
Mitgliedstaaten bedarf es dabei gemeinschaftsweiter Vor- 
gaben insbesondere auch mit Blick auf das Ob und Wie 
von Datenerhebungen und Probenahmen. 

Die Rolle der EG in internationalen 
U mweltabkommen 

1 59*. Die Gemeinschaft ist extern genauso wie intern auf 
ein hohes Niveau zum Schutz der Umwelt verpflichtet 
(Art. 2 EG). Sie sollte daher, ähnlich wie sie es bereits bei 
den Verhandlungen unter dem Kioto-Protokoll getan hat. 


insgesamt eine aktivere Rolle im Rahmen internationaler 
Umweltabkommen sowie bei der Umsetzung derselben 
auf Gemeinschaftsebene einnehmen. Das Ziel der europä- 
ischen Integration und der globale Charakter vieler Um- 
weltprobleme verlangen entsprechende Aktivitäten der 
EG. Sie hat sich, vertreten durch die EU-Kommission, 
dementsprechend in völkerrechtlichen Vertragsverhand- 
lungen zu positionieren. Das Tätigwerden der EG auf in- 
ternationaler Ebene ist dabei kein Selbstzweck in dem 
Sinne, dass nur noch einmal international festgeschrieben 
wird, was ohnehin schon auf Gemeinschaftsebene Stan- 
dard ist, sondern muss, wenn und soweit der Schutz der 
Umwelt es erfordert, darüber hinausgehen. 

Dies setzt eine entsprechende Koordination der Mitglied- 
staaten seitens der Kommission voraus. Zugleich liegt es 
an den Mitgliedstaaten, ihrer aus dem in Artikel 1 0 EG 
verankerten Prinzip der Gemeinschaftstreue resultieren- 
den Pflicht zur Zusammenarbeit mit der EU-Kommission 
auch im Flinblick auf externe Aktivitäten nachzukom- 
men. 

Probleme föderaler Strukturen 
in den Mitgliedstaaten 

160*. Die Verwirklichung wichtiger umweltpolitischer 
Projekte der Gemeinschaft wird in Deutschland in hohem 
Maße durch die ineffektiven föderalen Sfrukfuren gefähr- 
det. Hier erscheinen Modifikationen der bundesstaat- 
lichen Ordnung dringend geboten. Eine Korrektur der 
Verteilung sowohl der Gesetzgebungs- wie auch der Ver- 
waltungskompetenzen ist zumindest insoweit anzustre- 
ben, dass der Bund die Durchsetzung europarechtlicher 
Vorgaben in Deutschland zügig gewährleisten kann. Das 
dürfte unter anderem eine konkurrierende Gesetzge- 
bungskompetenz in den Bereichen Naturschutz, Land- 
schaftspflege und Wasserhaushalt erfordern. Ferner ist 
eine Bundesauftragsverwaltung für Teile dieser Rege- 
lungsbereiche zu prüfen. Der Umweltrat begrüßt die viel- 
fältigen aktuellen Bemühungen von Bund und Ländern, 
eine Reform des deutschen Föderalismus auf den Weg zu 
bringen. Allerdings entbehren die bislang unterbreiteten 
Vorschläge für die Neuordnung der Gesetzgebungskom- 
petenzen vielfach der unerlässlichen Analyse der Erfor- 
dernisse der jeweiligen Sachmaterie sowie der Hand- 
lungskapazitäten der unterschiedlichen Akteure des 
politischen Mehrebenensystems. Auch wird der europäi- 
schen Dimension und den entsprechenden Umsetzungs- 
pflichten Deutschlands nicht die angemessene herausra- 
gende Bedeutung zugestanden. 

13.3 Neue Steuerungsansätze 
der Europäischen Union 

Chancen des nmweltpolitischen Entscheidungs- 
systems der Europäischen Union 

161*. Die bisherige europäische Umweltpolitik ist gene- 
rell durch eine vergleichsweise günstige Chancenstruktur 
für Umweltakteure gekennzeichnet. Das „umweltpoli- 
tische Dreieck“ aus Umweltausschuss des EU-Parla- 
ments, Generaldirektion Umwelt und Umweltministerrat 
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ermöglicht es, Koalitionen über verschiedene politische 
Ebenen hinweg zu bilden und umweltpolitische Gesetze 
und Programme zu verabschieden, die deutlich über dem 
„kleinsten gemeinsamen Nenner“ der mitgliedstaatlichen 
Interessen liegen. Neben der günstigen Chancenstruktur 
für umweltorientierte Akteure ermöglicht das im Amster- 
damer Vertrag festgelegte umweltpolitische Entschei- 
dungssystem nationale Politikinnovationen zugunsten ei- 
nes hohen Umweltschutzniveaus und fordert deren rasche 
internationale Ausbreitung. Gerade wegen seiner um- 
weltpolitischen Stärken wird das bestehende umwelt- 
politische Entscheidungssystem der EU zunehmend 
infrage gestellt. Hier lassen sich verschiedene Entwick- 
lungen beobachten, insbesondere die horizontale Verla- 
gerung der Federführung für umweltpolitische Maßnah- 
men aus den Umweltressorts in andere Ressorts und die 
vertikale Verlagerung der Entscheidung über Schutz- 
niveaus und Ziele aus dem politischen Rechtsetzungs- 
mechanismus in Ausschüsse und Normungsgremien, in 
denen das relative Gewicht umweltpolitischer Akteure 
geschmälert werden kann. Vor diesem aktuellen Hinter- 
grund betont der Umweltrat, dass neue Steuerungsan- 
sätze - ebenso wie die neue EU- Verfassung - den Ein- 
fluss der kooperationsförderlichen und umweltpolitisch 
vergleichsweise günstigen Dreieckskonstellation zwi- 
schen GD Umwelt, dem Umweltministerrat und dem 
Umweltausschuss des EU-Parlaments nicht schmälern 
oder zugunsten eines der drei institutioneilen Spieler 
auflösen dürfen. 

162 *. Neue Steuerungskonzepte, wie sie vor allem von 
der Kommission vorgeschlagen und teils bereits prakti- 
ziert werden, können die traditionelle Umweltpolitik 
ergänzen und damit in ihrer Effektivität steigern. Die hie- 
rarchische Regelsteuerung als zentrale Handlungsoption 
und Rückfallposition darf jedoch nicht preisgegeben wer- 
den. Einen grundsätzlichen Verzicht auf neue rechtliche 
Regelungen in Form von Richtlinien, wie er seitens der 
EU-Kommission gelegentlich nahe gelegt wird, kann der 
Umweltrat daher nicht befürworten. Auf die konsequente 
Weiterentwicklung des europäischen Umweltrechts darf 
trotz bestehender Funktionsprobleme nicht verzichtet 
werden. Es gibt auch keinen Ersatz für die umweltpoliti- 
schen Handlungschancen und Legitimationspotenziale, 
die der derzeitige Rechtssetzungsprozess bietet. 

Zielorientierte Ansätze der EU 

163 *. Elemente einer verstärkten Zielorientierung haben 
seit den 1980er-Jahren Eingang in viele Umweltschutz- 
richtlinien sowie in das 5. Umweltaktionsprogramm der 
EU gefunden. Eine zielorientierte Umweltpolitik kann 
einen wichtigen Beitrag dazu leisten, verschiedenen Ak- 
teuren in komplexen Mehrebenensystemen und vielfälti- 
gen Verursacherstrukturen eine gemeinsame Orientierung 
zu geben. Gleichzeitig erlaubt eine zielorientierte Um- 
weltpolitik auch nationale Differenzierungen je nach den 
unterschiedlichen Problemlagen und Lösungskapazitäten. 
Eine zielorientierte Umweltpolitik ist somit „autono- 
mieschonend“ und den Besonderheiten der EU angemes- 
sen. Im Gegensatz zu kurzfristig-reaktiven, also unkalku- 
lierbaren Kriseninterventionen der Umweltpolitik wird 


ein Ansatz der langfristigen Zielorientierung auch von in- 
dustriellen Zielgruppen befürwortet. Dieser Ansatz ist al- 
lerdings im 6. Umweltaktionsprogramm der EU nicht 
weiter verfolgt worden. Auch im Rahmen der europäi- 
schen Nachhaltigkeitsdiskussion wird nur noch ein ver- 
gleichsweise niedriger Verbindlichkeitsgrad verfolgt. Der 
Umweltrat bedauert diese Entwicklung und empfiehlt der 
Bundesregierung, sich verstärkt für die Formulierung 
quanfitativer und mit konkreten Zeitvorgaben verbunde- 
ner Ziele besonders im Rahmen der thematischen Strate- 
gien des 6. Umweltaktionsprogramms einzusetzen. 

Ansätze der Umweltpolitikintegration der EU 

164 *. In den 1990er- Jahren ist das Prinzip der Umwelt- 
politikintegration zu einem Leitprinzip der Europäischen 
Umweltpolitik avanciert. Die EU setzt dabei sowohl auf 
zentralisierte und sektorübergreifende als auch auf dezen- 
tralisierte und sektorbezogene Formen der Umweltpoli- 
tikintegration. 

In der Praxis haben sich die horizontalen, übergreifenden 
Ansätze bislang als wenig effektiv für die Beförderung 
der Integration von Umweltbelangen erwiesen. Aufgrund 
unzureichender institutioneller und administrativer Kapa- 
zitäten ist es der Generaldirektion Umwelt bisher nicht 
gelungen, Prozesse in den Verantwortungsbereichen an- 
derer Generaldirektionen und Ratsformationen zu beein- 
flussen. In jüngsfer Zeit sind auch die Bemühungen um 
die Stärkung zentralisierter Integrationsmechanismen ins 
Stocken geraten, denn mit dem 6. Umweltaktionspro- 
gramm hat die Kommission die klare Ausrichtung an der 
Umsetzung des Integrationsprinzips aufgegeben. 

165 *. Nach wie vor ist der 1998 in Gang gesetzte Car- 
diff-Prozess der Integration von Umweltbelangen in die 
Sektorpolitiken von einer deutlichen institutionellen 
Überforderung geprägt. Zudem fehlt weiterhin ein strate- 
gisches Zentrum mit eindeutigem Auftrag und klarer Zu- 
ständigkeit. Der Cardiff-Prozess leidet nicht zuletzt auch 
unter dem Fehlen verbindlicher übergreifender Zielvor- 
gaben etwa in der Nachhaltigkeitsstrategie und im 
6. Umweltaktionsprogramm. Es erscheint wenig zweck- 
mäßig, den Cardiff-Prozess auf der Selbstregulierung der 
umweltrelevanten General direktionen oder Fachminister- 
räte zu basieren wenn nicht über Mechanismen der poli- 
tischen Mandatierung, der Erfölgskontrolle und der 
Sanktionierung von erkennbaren Abweichen von Ziel- 
vereinbarungen eine Kontextsteuerung erfolgt. Der auf 
dem Europäischen Rat in Göteborg mit der Aufgabe der 
Koordination beauftragte Rat für Allgemeine Angele- 
genheiten konnte dieser Aufgabe aufgrund der Überlas- 
tung dieses Gremiums mit außenpolitischen Fragen nicht 
nachkommen. 

Der Umweltrat erachtet die Fortsetzung der verschiede- 
nen Integrationsbemühungen auf europäischer Ebene für 
unerlässlich. Für ihre Revitalisierung ist insbesondere die 
Qualität der geplanten thematischen Strategien hinsicht- 
lich klarer Zielsetzungen von Bedeutung. Eine sektorale 
und thematische Fokussierung ist zudem unerlässlich, um 
die begrenzten Ressourcen der Umweltpolitik effektiver 
einsetzen zu können. Die weitere Strategieentwicklung 
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bedarf darüber hinaus eines klar identifizierbaren und von 
den versehiedenen Sektoren anerkannten Steuerungszen- 
trums. Intensiver als bisher sollten auch nationale Innova- 
tionen bei der Umweltpolitikintegration auf der europäi- 
schen Ebene aufgegriffen werden. 

Kooperatives Regieren auf der europäischen Ebene 

166 *. Kennzeichnend für Formen des kooperativen Re- 
gierens auf der europäischen Ebene sind eine relativ 
große Ergebnisoffenheit und die damit verbundene Ge- 
währung großer Freiräume für die Mitgliedstaaten bezie- 
hungsweise Unternehmen. Durch eine umfassende Ein- 
bindung der Normadressaten in die Politikentwicklung 
sollen Widerstände in den späteren Phasen vermindert 
werden. Die Politik soll insgesamt vollzugsfreundlicher 
gestaltet werden. Anders als bei der hierarchischen Re- 
gelsteuerung kommt es daher in vergleichsweise hohem 
Maße auf das jeweilige Engagement, den Ressourcenein- 
satz und die Konfiguration der Akteure auf den nachgela- 
gerten Ebenen an, ob signifikante Umweltverbesserungen 
gelingen oder nicht. Allerdings sind die einzelnen For- 
men des kooperativen Regierens differenziert zu bewer- 
ten. 

Kooperatives Regieren mit Mitgliedstaaten 

167 *. Rahmenrichtlinien können einen wichtigen Beitrag 
zur Konsolidierung und zur Kohärenz teils disparater Ein- 
zelvorschriften leisten. Sie sollen aber nach Auffassung 
des Umweltrates nicht primär für Entbürokratisierungs- 
und Deregulierungsstrategien genutzt werden. Politische 
Fragen, insbesondere hinsichtlich der Klärung des ange- 
strebten Schutzniveaus, sollten durch politisch-institu- 
tionelle Verfahren, wie sie bei der Formulierung von 
Tochterrichtlinien erforderlich sind, weiter konkretisiert 
werden. Im Falle eindeutiger normativer Vorgaben hat 
sich die so genannte Komitologie, das heißt Entscheidun- 
gen in von Mitgliedstaaten und der Kommission gebilde- 
ten Ausschüssen, als ein wirksamer Steuerungsmechanis- 
mus für konkrete Umsetzungsentscheidungen, für die 
Flexibilisierung technischer Anforderungen und für 
rechtliche Konkretisierungen erwiesen. Flinsichtlich der 
demokratischen Legitimität der auf diese Weise getroffe- 
nen Entscheidungen ist sie jedoch reformbedürftig. Der 
Umweltrat verweist auch auf die Gefahr eines „Komitolo- 
gieversagens“, wenn die politischen Vorgaben nicht ein- 
deutig sind. Schließlich hat die informelle Koordination 
durch Benchmarking-Prozesse und Netzwerkbildung dort 
erhebliche Leistungsgrenzen, wo es um die Korrektur 
auseinander laufender nationaler Politikpfade oder um 
politisch kontroverse Fragen geht. 

Kooperatives Regieren mit Regionen 

168 *. Zielorientierte Vereinbarungen der EU-Kommis- 
sion mit den Regionen können durch frühzeitige Einbe- 
ziehung der subnationalen Politikebenen eine schnellere 
und effizientere Umsetzung umweltpolitischer Pro- 
gramme - aber auch innovative Pionierleistungen - för- 
dern. Aus Sicht des Umweltrates werfen sie allerdings 
zwei grundsätzliche Probleme auf: Zum einen muss be- 


zweifelt werden, ob die mit der Verbindung von Umwelt- 
politik und Regionalförderung verbundene Ausweitung 
der Kommissionskompetenzen und die Zentralisierung 
distributiver Politiken angesichts der Distanz der Kom- 
mission zu regionalen und lokalen Problemen und der 
Komplexität regionaler Bedingungen hinreichend sachge- 
recht und effektiv kontrollierbar sein kann. Zum anderen 
werfen regulatorische Vorzugsbehandlungen an einzelne 
Regionen die Frage nach der allgemeinen Verbindlichkeit 
von Recht und der Begründbarkeit von Sonderbedingun- 
gen auf. Vor diesem Hintergrund begrüßt es der Umwelt- 
rat, dass das neue Partnerschaftsmodell zunächst einmal 
in begrenzten Pilotprojekten konkretisiert werden soll. 
Dabei sollte insbesondere geprüft werden, wie die oben 
dargestellten Probleme vermieden werden können. 

Kooperatives Regieren mit Industrieverbänden 

1 69 *. Als kooperatives Regieren mit Industrieverbänden 
bezeichnet die EU-Kommission institutionelle Arrange- 
ments, die die Stärken rechtlicher Steuerung und verband- 
licher Selbstregulierung miteinander verbinden. Konkrete 
Vorschläge der Kommission betreffen die umweltpoliti- 
sche Nutzung der „Neuen Konzeption“ der Normung für 
ein umweltgerechtes Design von Produkten und die Wei- 
terentwicklung von Umweltvereinbarungen auf der euro- 
päischen Ebene. 

1 70 *. Die „Neue Konzeption“ sieht im Kern vor, dass der 
europäische Gesetzgeber grundlegende Anforderungen 
an die Gestaltung von Produkten formuliert, deren techni- 
sche Detailausarbeitung dann aber an private Normungs- 
verbände (GEN, CENELEC, ETSI etc.) delegiert. Die 
eigentliche, umweltpolitisch relevante Harmonisierungs- 
aufgabe wird damit aus dem europäischen Rechtsetzungs- 
verfahren ausgelagert und erfolgt durch die Entschei- 
dungsverfahren der Normungsgremien. 

Die von der Kommission vorgelegten Konkretisierungs- 
vorschläge schaffen damit eine insgesamt eher ungüns- 
tige Chancenstruktur für ökologische Innovateure. So er- 
achtet der Umweltrat das von der Generaldirektion 
Unternehmen entwickelte Steuerungsmodell für energie- 
verbrauchende Produkte als ungeeignet, hinreichend dy- 
namisch ökologische Produktinnovationen, insbesondere 
im Bereich der Energieeffizienz voranzutreiben. Es ist im 
Wesentlichen ein produktbezogenes Umweltmanagement- 
instrument, das Harmonisierungsmaßnahmen ergänzen, 
aber nicht ersetzen kann. Von einem systematischen Ge- 
brauch der „Neuen Konzeption“ für eine integrierte Um- 
weltpolitik rät der Umweltrat deshalb vorerst ab. Die 
Weiterentwicklung und Konkretisierung produktbezoge- 
ner Umweltmanagementsysteme oder Prüfanforderungen 
und einen Erfahrungsaustausch über vorbildliche Ansätze 
des Ökodesign hält der Umweltrat als Ergänzung eines 
notwendigerweise fokussierten produktbezogenen Um- 
weltrechts hingegen für durchaus nützlich. 

171 *. Im Juli 2002 hat die EU-Kommission eine Mittei- 
lung über die Ausgestaltung von Umweltvereinbarungen 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaft veröffentlicht, 
die zwei Typen von Umweltvereinbarungen unterschei- 
det. Die von der EU-Kommission als Selbststeuerung 
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(self-regulation) bezeichneten einseitigen Selbst- 
verpflichtungen der Wirtschaft lassen nach Ansicht des 
Umweltrates kaum erwarten, dass damit anspruchsvolle 
umweltpolitische Ziele verwirklicht werden können. 
Ohne Druck seitens der EU-Organe wird die Wirtschaft in 
der Regel lediglich Maßnahmen Vorschlägen, die kaum 
über ein Business-as-usual-Szenario hinausgehen. Um- 
weltvereinbarungen, die von der Kommission initiiert 
und in einen rechtlichen Rahmen eingebunden werden 
{co-regulation) können hingegen grundsätzlich ein wir- 
kungsvolles umweltpolitisches Instrument darstellen, da 
zentrale Bedingungen erfolgversprechender Vereinbarun- 
gen wie Zielorientierung, Partizipation und Erfolgskon- 
trolle mit dem Vorschlag umgesetzt werden. Weiterhin 
ungeklärt sind allerdings die Fragen, wie ein Verband die 
eingegangene Verpflichtung bei seinen Mitgliedsunter- 
nehmen durchsetzt und die Lasten auf die Mitgliedsunter- 
nehmen effizient verteilt. Ferner ist die Rolle der Mit- 
gliedstaaten bei der Umsetzung der freiwilligen 
Vereinbarung ungeklärt. 

Regulierte Selbstregulierung und Partizipation 

172 *. Mit den Vorschlägen zur Einführung der Verbands- 
klage auf der nationalen und der europäischen Ebene wird 
der Vollzug der Aarhus-Konvention, die Informations-, 
Partizipations- und Klagerechte einfordert, abgerundet. 
Der Umweltrat begrüßt diesen Vollzugsprozess ausdrück- 
lich. Darüber hinaus begrüßt der Umweltrat ausdrücklich 
die umfassende Partizipation und Konsultation von Ver- 
bänden in der Politikvorbereitung und Umsetzung auf 
europäischer Ebene und hält diese in vielfacher Hinsicht 
für vorbildlich. Dies gilt insbesondere für die dauerhaft 
arbeitenden, pluralistisch zusammengesetzten beraten- 
den Ausschüsse, die aktive institutionelle Förderung von 
Umwelt- und Verbraucherverbänden und hohen freiwilli- 
gen Standards der Konsultation und Transparenz. Um 
eine „Partizipationsüberlastung“ zu vermeiden, sollte der 
Dialog besonders intensiv bei den strategischen Weichen- 
stellungen der Umweltpolitik geführt werden. 


Grundsätzliche Funktionsbedingungen neuer 
Steuerungsansätze in der Umweltpolitik 

173 *. Insgesamt kann den unter dem Stichwort „Envi- 
ronmental Govemance“ neu erprobten Steuerungsformen 
bei der Suche nach effektiveren Problemlösungen eine 
wichtige Rolle zukommen. Dazu müssen allerdings deren 
Erfolgsvoraussetzungen sehr viel mehr als bisher berück- 
sichtigt werden. Dies betrifft nicht nur Kapazitätserfor- 
demisse und Garantiemechanismen, sondern auch die 
realistische Einsicht, dass die „weichen“ und flexibleren 
Steuerungsformen nicht mehr als eine Ergänzungsfunk- 
tion haben können, wenn es um die Lösung persistenter 
Umweltprobleme geht, ln der EU-Umweltpolitik haben 
diese Steuerungsformen den Anteil von 15 % bisher nicht 
überschritten. Zudem hängt ihre Wirksamkeit meist stark 
von der glaubwürdigen Option weiter gehender ord- 
nungsrechtlicher oder monetärer Instrumente ab. Es wäre 
nach Auffassung des Umweltrates fahrlässig, den darge- 
stellten Govemance-Formen bereits als solchen eine hö- 
here Leistungsfähigkeit zu unterstellen. Auch ihr etwai- 
ger Beitrag zur Staatsentlastung ist im Lichte der 
Kapazitätserfordemisse auch dieser Steuerungsvarianten 
differenziert zu prüfen, ln der Klimapolitik einiger 
OECD-Länder zeigt sich neuerdings auch, dass neuen 
ordnungsrechtlichen Instrumenten - wie der gezielten 
Verbindlicherklärung des Beststandes an Energieeffi- 
zienz - eine wichtige Rolle bei der breiten Marktdurch- 
dringung mit innovativer Technik zukommen kann. Der 
Umweltrat legt nahe, weiterhin das ganze Spektrum des 
umweltpolitischen Instrumentariums - darunter nicht zu- 
letzt die monetären Instrumente - verfügbar zu halten und 
im Lichte der seit dem UN-Gipfel von Rio de Janeiro ge- 
machten Erfahrungen weiterzuentwickeln. Im Hinblick 
auf die Mehr-Ebenen-Steuerung betont er zum einen die 
Notwendigkeit einer Klärung und Entflechtung der Kom- 
petenzstrukturen. Zum anderen hält er die Garantiefunk- 
tion des Nationalstaates und seine finale Verantwortung 
für ein ausreichend hohes Schutzniveau für unerlässlich. 
Schließlich plädiert er für die Sicherung ausreichender 
Spielräume für innovationsorientierte Vorreiterpositio- 
nen unterhalb der europäischen Ebene. 
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1 Zur Lage der Umwelt: Neue Herausforderungen 


1.1 Politische Ausgangslage 

1 . Die deutsche Umweltpolitik hat in der ersten Legisla- 
turperiode der aus SPD und BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN gebildeten Bundesregierung eine höhere Dy- 
namik entfaltet als in den ersten beiden Jahren der zwei- 
ten Legislaturperiode. Nach dem Regierungswechsel 
wurden zunächst die „großen“ Themen der neuen Koali- 
tion in Angriff genommen, zu denen der langfristige 
Ausstieg aus der Atomenergie, die Ökologische Steuer- 
reform, die Nachhaltigkeitsstrategie und die Modernisie- 
rung des Naturschutzrechtes gehörten. Der UN-Gipfel in 
Johannesburg im Herbst 2002 schaffte zudem einen An- 
reiz, die deutsche Umweltpolitik auch international als 
ambitioniert darzustellen. 

Die Umweltpolitik in der zweiten Legislaturperiode der 
„rot-grünen“ Bundesregierung nach 2002 stand dagegen 
unverkennbar im Zeichen einer mehrjährigen wirtschaft- 
lichen Stagnation mit ihren gravierenden Folgewirkungen 
im Bereich des Arbeitsmarktes und der sozialen Siche- 
rungssysteme. Weitere Anpassungsleistungen in beson- 
ders umweltrelevanten Sektoren erschienen einem Teil 
der Bundesregierung damit nicht mehr als zumutbar. Für 
die defensive Situation der Umweltpolitik war es kenn- 
zeichnend, dass die in Angriff genommenen überfälligen 
Finanz- und Sozialreformen ökologische Aspekte zu- 
nächst nahezu weit gehend ausklammerten. Dabei hatten 
beide Regierungsparteien in fiüheren Jahren (wie auch 
der Umweltrat) ebenso für eine Verlagerung des Abga- 
ben- und Steueraufkommens vom Faktor Arbeit hin zum 
Umwelt- und Ressourcenverbrauch plädiert wie für einen 
„ökologischen Subventionsabbau“. Erst spät wurden eine 
gewisse Reduzierung der Kohlebeihilfen sowie eine Ver- 
ringerung der Eigenheimzulage und der Pendlerpauschale 
zur Finanzierung der vorgezogenen Steuerreform be- 
schlossen. Insgesamt sah sich die deutsche Umweltpolitik 
in den vergangenen beiden Jahren einer verstärkten Mo- 
bilisierung wirtschaftlicher Teilinteressen gegenüber, vor 
allem bei der EU-Chemikalienpolitik und im Klimaschutz 
(Emissionshandel, Kraft-Wärme-Kopplung, Kohlever- 
stromung), aber auch bei der Verpackungsverordnung. 
Die weitere Entwicklung wird zeigen, ob die daraus 
folgenden umweltpolitischen Rücksichtnahmen nur kurz- 
fristig und einer extrem ungünstigen Konjunkturlage zu- 
zuschreiben sind oder ob sie ein generelles Zurückschrau- 
ben umweltpolitischer Ziele bedeuten. 

1.2 Grundlegende Steuerungsfragen 

2. Die Umweltpolitik steht vor schwierigen Herausfor- 
derungen. Während viele technisch zu bewältigende Um- 
weltprobleme inzwischen erfolgreich in Angriff genom- 


men worden sind, erweisen sich andere als persistent 
(SRU, 2002, Tz. 32). Die Lösung dieser ungleich schwie- 
rigeren Umweltprobleme erfordert ein Nachdenken über 
geeignete Steuerungsformen. Fragen der Kompetenzord- 
nung einer Mehr-Ebenen- und Mehr-Sektoren-Steue- 
rung, Fragen zur Rolle zielorientierter und kooperativer 
Umweltpolitik und zur Rolle der Selbstregulierung bedür- 
fen der Klärung (Kap. 13). 

Diesbezüglich betont der Umweltrat die finale Verant- 
wortung und die Garantiefunktion des demokratischen 
Rechtsstaates, gerade im Falle delegierter beziehungs- 
weise kooperativer Problemlösungen. Die kooperativen 
und flexibleren Govemance-Formen bieten zwar grund- 
sätzlich ein Potenzial der Verbesserung umweltpolitischer 
Problemlösungsfähigkeit. Sie erweisen sich indes als äu- 
ßerst voraussetzungsvoll und erfordern oft zusätzliche 
staatliche Handlungskapazitäten. Sie sind eine Ergän- 
zung, kein Substitut für regulative Politik. Vielmehr un- 
terliegt auch diese einem Modemisierungsprozess, dessen 
technologisch-innovative Potenziale (beispielsweise im 
Top-Runner-Programme der japanischen Klimapolitik) 
Interesse verdienen. Dies gilt gleichermaßen für die deut- 
sche wie für die europäische Umweltpolitik. Die gegen- 
wärtig laufende Diskussion um die Neujustierung des 
bundesdeutschen Föderalismus wie insbesondere auch 
die anhaltenden Probleme mit dem Vollzug europäischen 
Umweltrechts verweisen aus Sicht des Umweltrates auf 
die Notwendigkeit einer Stärkung der Bundeskompetenz 
im Gewässer- und Naturschutz. 

3. In diesem Gutachten wird - neben dieser Grund- 
satzthematik - eine große Anzahl umweltpolitischer Ein- 
zelthemen behandelt. Um den Leserinnen und Lesern de- 
ren Einordnung zu erleichtern, soll eine knapp fokussierte 
Orientierung über die derzeitige Lage der Umwelt und 
wesentliche umweltpolitische Antworten gegeben wer- 
den. Dies liegt nicht nur wegen der Vielzahl der Themen, 
sondern auch deshalb nahe, weil die Umweltsituation in 
Deutschland und der hieraus abzuleitende Handlungsbe- 
darf sich in Teilbereichen sehr unterschiedlich entwickeln 
(vgl. EEA, 2003, 2002; BMU, 2002; BfN, 2002; UBA, 
2001; OECD, 2001). 

Öko-optimistische Darstellungen rekurrieren immer wie- 
der einseitig - und verharmlosend - auf Erfolgsentwick- 
lungen (LOMBORG, 2002; MAXEINER und 
MIERSCH, 2002; s. hierzu: OTT et ah, 2003). Die ge- 
genteilige Perspektive ist wegen ihrer Unterschätzung der 
grundsätzlichen Leistungspotenziale von Umweltpolitik 
aber ebenfalls nicht unproblematisch (GÖRG, 2002). 
Deshalb ist eine differenzierte Gesamtsicht des Aufga- 
benfeldes der Umweltpolitik angezeigt. 
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1.3 Zur Umweltsituation in Deutschland 

4. Orkane, Überflutungen (2002) und extreme Dürre 
(2003) haben das Bewusstsein um mögliche Folgewir- 
kungen des Klimawandels erhöht. Die Prognose eines 
weiteren - überwiegend anthropogenen - Temperatur- 
stiegs ist weithin anerkannter Stand der Wissenschaft. In 
dieser Einschätzung (nicht aber in der Wahl der einzu- 
schlagenden Strategie) ist sich auch die überwiegende 
Mehrheit der Regierungen der Welt einig. Entwicklungs- 
länder in Afrika und Lateinamerika betonen hierbei ver- 
stärkt den Zusammenhang von Klimawandel und Armut- 
sentwicklung. Die deutsche Klimapolitik hat in diesem 
schwierigen Problemfeld im Vergleich der Industrielän- 
der die weitestgehenden Erfolge erzielt und könnte das 
Kioto-Ziel einer Reduzierung aller Klimagase um 21 % 
bis 2008/12 (gegenüber 1990) erreichen. Sie hat zugleich 
wesentliche Anstoßeffekte im Sinne der internationalen 
Diffusion anspruchsvoller Maßnahmen ausgelöst. Dabei 
führt allerdings die mangelnde Erschließung von Poten- 
zialen etwa der Kraftwärmekopplung oder eines verrin- 
gerten Kohleeinsatzes zur Verfehlung des nationalen 
Ziels einer Reduzierung der C02-Emissionen um 25 % 
bis 2005 (gegenüber 1990). Statt einer Diskussion dieser 
Ursachen der Zielverfehlung wurde das Ziel aber zuguns- 
ten der Kioto-Vorgabe aufgegeben. Die Energiewirtschaft 
ist nach wie vor der wichtigste Emittent von C02-Emis- 
sionen. Nach Reduktionserfolgen in den Neunzigerjahren 
ist es zwischen 1999 und 2002 zu einem Wiederanstieg 
um 6,4 % gekommen, was insbesondere auf den Netzzu- 
gang neuer Kohlekraftwerke zurückzuführen ist. Die 
C02-Emissionen des Verkehrssektors konnten nach dra- 
matischem Wachstum in den Neunzigerjahren zwischen 
1999 und 2002 erstmals um 4,8 % gesenkt werden. Der 
Gesamtausstoß bleibt dennoch von hoher Bedeutung für 
die Klimaproblematik. In der globalen Gesamtwirkung ist 
die Entwicklung in diesem Politikfeld weiterhin in hohem 
Maße unzulänglich (Kap. 2). 

5. Im Naturschutz ist es in den Jahren 2002 und 2003 
endlich gelungen, auf Bundesebene eine Modernisierung 
des Naturschutzgesetzes durchzusetzen und erste Schritte 
einer Ökologisierung der Agrarpolitik einzuleiten. Der 
Trend der Beeinträchtigung des Naturhaushalts, der bio- 
logischen Vielfalt und der Erholungsqualität hält aber un- 
vermindert an. Ursächlich hierfür sind vor allem die zu 
hohen Schadstoffeinträge der Landwirtschaft und die an- 
haltende Flächeninanspruchnahme für Verkehrs-, Sied- 
lungs- und Gewerbezwecke. Neben der Umsetzung des 
neuen Bundesnaturschutzgesetzes in den Ländern bleibt 
die weitere Politikintegration von Naturschutzbelangen, 
vor allem in der Agrarpolitik und im Baurecht, eine vor- 
dringliche Herausforderung. Handlungsbedarf besteht 
aber auch bei der Umsetzung der Vorgaben der FFH- 
Richtlinie und der Biodiversitätskonvention sowie dem 
Aufbau einer einheitlichen bundesweiten Umweltbeob- 
achtung. Ebenso hält der Umweltrat die Entwicklung ei- 
ner integrativen Gesamtstrategie mit bundesweiten Zielen 
für nofwendig. Auf europäischer Ebene sollte die Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik mittelfristig über die Re- 
formschritte des Mid-Term Review hinausgehen und eine 


wesentlich stärkere Integration von Umweltschutzzielen 
erbringen (Kap. 3 und 4). 

6 . Im Gewässerschutz lassen sich zwar bei wichtigen 
Belastungsfaktoren erhebliche Verbesserungen in den 
letzten Jahren ausmachen, das Bild ist hier jedoch diffe- 
renziert zu sehen. Durch den Bau leistungsfähiger Kläran- 
lagen, technische Modemisierungsprozesse und Struktur- 
veränderungen in der Industrie ist die Qualität der 
Fließgewässer erheblich verbessert worden. Das frühzei- 
tig im Umweltprogramm von 1971 formulierte Ziel einer 
durchgängigen Gewässerqualität der Güteklasse II ist 
aber noch nicht erreicht. Der Schutz des Grundwassers, 
insbesondere vor Nitrat-, aber auch Pestizideinträgen der 
Landwirtschaft, bleibt eine wichtige Aufgabe. Im Zeichen 
des Klimawandels dringlicher geworden ist der Hochwas- 
serschutz. Die Umsetzung der EG- Wasserrahmenrichtli- 
nie eröffnet mit ihrem umfassenden ökologischen Ansatz 
die Chance einer breit angelegten Modernisierung des 
Gewässerschutzes. Es besteht jedoch Anlass zur Sorge, 
dass diese Chance insbesondere aufgrund der Koordina- 
tionsprobleme zwischen den Bundesländern verspielt 
wird (Kap. 5). Keine Entwarnung kann beim Meeres- 
umweltschutz gegeben werden. Das Ökosystem der Nord- 
und Ostsee ist durch die kumulativen Belastungen und 
Einwirkungen, durch Eutrophierung, den Eintrag akku- 
mulierender und persistenter Stoffe, Schadstoffeinträge 
durch die Schifffahrt, eine unkoordinierte Nutzung des 
Meeresraumes und die Überfischung ernsthaft gefährdet 
(s. SRU, 2004). 

7. In der Luftreinhaltung hat die Bundesrepublik im 
EU-Vergleich die weitestgehenden Verbesserungen er- 
zielt. Die Probleme smog- und säurebildender Luftschad- 
stoffe in den 1970er- und 1980er- Jahren haben sich als 
Folge umweltpolitischer Anstrengungen vor allem bei In- 
dustrieanlagen und Kraftfahrzeugen stark verringert. In- 
ternationale Vorgaben wurden teilweise übererfüllt. Den- 
noch sind die Emissionen von Luftschadstoffen noch zu 
hoch, um einen ausreichenden Schutz der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt vor Versauerung, Eutrophie- 
rung und (bodennahem) Ozon zu gewährleisten. Von ho- 
her Bedeutung (mit mehr als 40 %) sind die Emissionen 
des Verkehrs Sektors. Mit der Umsetzung der NEC-Richt- 
linie soll bei vier zentralen Schadstoffen bis 2010 eine 
weitere Etappe der Schadstoffreduzierung erreicht wer- 
den. Ohne weitere Anstrengungen wird dies vermutlich 
aber nicht bei allen Schadstoffen gelingen. Im Hinblick 
auf die Gefährdung der menschlichen Gesundheit ist die 
Verminderung der Feinstaubbelastung unzureichend. Hier 
besteht erheblicher Handlungsbedarf. Problematisch ist 
weiterhin die zu erwartende punktuelle Überschreitung 
der gesundheitsbezogenen Luftqualitätsziele für 2010 bei 
NO,,undPMio (Kap. 6). 

8 . Die Erfolgsbilanz beim Lärmschutz ist ebenfalls un- 
günstig. Die Belastungs- und Belästigungssituation hat in 
den letzten Jahren sogar zugenommen. Das vordringliche 
Problem bleibt die Reduktion des Straßen- und Flugver- 
kehrslärms, wo die Effekte verringerter Lärmwerte durch 
Mengenwachstum wieder aufgehoben wurden. Hand- 
lungsbedarf besteht hinsichtlich der Harmonisierung des 
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zersplitterten Lärmsehutzrechts und dessen Weiterent- 
wicklung in Richtung einer Beurteilung der Gesamtlärm- 
belastung der jeweiligen Bevölkerung. Die Möglichkeit 
dazu besteht mit der Umsetzung der Umgebungslärm- 
richtlinie. Das in der 14. Legislaturperiode nicht verab- 
schiedete Fluglärmgesetz steht weiterhin auf der Tages- 
ordnung (Kap. 7). 

9 . ln der Abfallpolitik sind Durchbrüche bisher nicht er- 
zielt, aber - gemessen an anderen Industrieländern - im- 
merhin Stabilisierungen erreicht worden. Dies gilt für das 
Abfallaufkommen ebenso wie für den Rohstoffverbrauch. 
Eine signifikante Entkoppelung von Abfallaufkommen 
und Wirtschaftsentwicklung ist bisher nicht erreicht wor- 
den. Bei der Entsorgung und Vorbehandlung von Abfal- 
len wurden aber Verbesserungen hinsichtlich der Emissi- 
onskontrolle erreicht, nicht aber eine vollständige 
Harmonisierung der Müllverbrennung und der industriel- 
len Mitverbrennung. Für das politische Ziel, die unvorbe- 
handelte Ablagerung bis 2005 einzustellen, fehlen noch 
in erheblichem Umfang die Vorbehandlungskapazitäten. 
Der Umweltrat stellt in diesem Zusammenhang fest, dass 
die bisherige Verwertungspfadsteuerung erhebliche Pro- 
bleme mit sich bringt und fordert, das Ziel einer ökolo- 
gisch anspruchsvollen Entsorgung bei gleichzeitiger 
Ressourcenschonung künftig verstärkt durch die Weiter- 
entwicklung anlagen-, Stoff- und produktbezogener Rah- 
menvorgaben zu verfolgen (Kap. 8). 

10 . Beim Bodenschutz ist die wachsende Inanspruch- 
nahme von Flächen für Siedlungs- und Verkehrzwecke 
(„Flächenverbrauch“) ein „persistentes“ Problem, das 
trotz erheblicher Anstrengungen über Jahrzehnte nahezu 
unverändert fortbesteht. Bodenbelastungen durch Schad- 
stoffeinträge aus der Luft, der landwirtschaftlichen Dün- 
gung oder Altlasten sind ebenfalls unverändert dringliche 
Probleme. Das 1999 in Kraft getretene Bodenschutzge- 
setz und die Thematisierung des Bodenschutzes auf EU- 
Ebene stellen immerhin erste Schritte auf dem Weg zu ih- 
rer Reduzierung dar. Das anspruchsvolle Ziel der Nach- 
haltigkeitsstrategie, die Flächeninanspruchnahme pro Tag 
von 130 ha auf 30 ha in 2020 zu senken, ist mit dem ge- 
genwärtigen Instrumentarium nicht zu erreichen. Hier 
sind neue Lösungen gefordert, die in einen Instrumenten- 
mix einzubinden sind. Der Umweltrat beschäftigt sich mit 
diesem Thema ausführlich in seinem demnächst erschei- 
nenden Sondergutachten Verkehr und Umwelt (Kap. 9, 
zum Flächenverbrauch s. auch Kap. 3). 

11 . Die „grüne“ Gentechnik stellt einen neuen Pro- 
blemtypus dar. Über den Nutzen der „grünen“ Gentech- 
nik besteht tief gehender gesellschaftlicher Dissens; die 


potenziellen gesundheitsgefahrdenden und ökologischen 
Risiken sind bislang nicht ausreichend untersucht. Dies 
bedeutet für die umweltpolitische Regulierung der Nut- 
zung der „grünen“ Gentechnik einen besonderen politi- 
schen Schwierigkeitsgrad, da unter Berücksichtigung des 
Vorsorgeprinzips sicherzustellen ist, dass mit einer Nut- 
zung weder ein gesundheitliches Risiko noch besondere 
ökologische Schäden oder eine Einschränkung der Wahl- 
freiheit von Lebensmitteln einhergehen (Kap. 10). 

12 . Im Bereich der gefährlichen Stoffe ist die Zahl der 
akuten Schadensereignisse zurückgegangen. Einige ge- 
fährliche Stoffe konnten unter Kontrolle gebracht werden. 
Dennoch geraten regelmäßig neue gefährliche Stoffe in 
das Blickfeld der öffentlichen Debatte, zum Beispiel 
Flammschutzmittel oder Phthalate. Zunehmend diskutiert 
werden auch die hormoninduzierenden und allergenen 
Wirkungen synthetischer Stoffe. Zwar sind Neustoffe und 
mehrere hundert Altstoffe mit akuter Toxizität, mit beson- 
derer Persistenz oder mit krebserregenden, mutagenen 
und reproduktionstoxischen Eigenschaften mittlerweile 
klassifiziert und zumindest hinsichtlich der Arbeitssicher- 
heit und des Gesundheitsschutzes kontrolliert. Dennoch 
bestehen noch erhebliche Wissenslücken über die Eigen- 
schaften und Verwendungen mehrerer zehntausend Alt- 
stoffe und entsprechende Kontrolldefizite. Für viele die- 
ser Stoffe fehlen auch Nachweismethoden. Mit dem 
vorgeschlagenen REACH-System {Registration, Evalua- 
tion and Authorisation of Chemicals) beabsichtigt die 
EU-Kommission, diese Defizite zu korrigieren. Die 
Reichweite und die Effektivität des Vorschlags sind aller- 
dings - auch wegen der massiven Bedenken der deut- 
schen Wirtschaft - im Vorfeld der Fertigstellung des Ver- 
ordnungsentwurfs erheblich vermindert worden 
(Kap. 11). 

13 . Im Bereich Umwelt und Gesundheit erfordern 
einige neue Umweltrisiken umweltpolitische Aufmerk- 
samkeit. Neuere Studien bestätigen unter anderem hor- 
monelle Wirkungen von Weichmachern, deren Belas- 
tungssituation höher ist als zuvor angenommen, oder das 
Risiko gesundheitlicher Gefährdung und Belästigung von 
exponierten Personen im Fall der Bioaerosole. Multiple 
Chemikalien-Sensitivität (MGS) ist ein Problem, auf das 
der Umweltrat bereits 1999 hingewiesen hat (SRU, 
1999). Insgesamt ist in weiten Teilen der Bevölkerung 
eine spürbare Verunsicherung hinsichtlich der möglichen 
Gesundheitsgefahrdungen von neuen Umweltrisiken zu 
verzeichnen. Die Existenz solcher neuen Problemlagen 
verdeutlicht, dass im Bereich Umwelt und Gesundheit 
nach wie vor Handlungsbedarf besteht (Kap. 12). 
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2 Klimaschutz und Energiepolitik 


14. Der Klimaschutz ist in den letzten Jahren immer 
stärker zu einem zentralen Thema der Umweltpolitik 
geworden. Es ist zu befürchten, dass Wetteranomalien 
mit hohen Schadenskosten, wie etwa die Flutkatastro- 
phe 2002 und die extreme Dürre 2003, mit höherer Fre- 
quenz auftreten werden. Dass reale Wetteranomalien be- 
reits auf den beginnenden Klimawandel hindeuten, wird 
immer plausibler. Auch in der Öffentlichkeit hat das 
Problembewusstsein zugenommen, ln einer Umfrage für 
die Deutsche Energie-Agentur erwarteten 81 % der Be- 
fragten, dass es klimabedingt „immer häufiger zu 
schweren Unwettern und Überschwemmungen kom- 
men“ werde, 68 % wären bereit, „höhere Preise für Pro- 
dukte zu bezahlen, die das Klima weniger belasten“ 
(DENA, 2003). 

Den Erfordernissen einer deutlichen Reduktion der Treib- 
hausgasemissionen (THG-Emissionen) läuft die Emis- 
sionsentwicklung auf globaler und europäischer Ebene 
zuwider. Auch die unbefriedigende Entwicklung der 
deutschen THG-Emissionen wirft Fragen nach den strate- 
gischen Möglichkeiten zur Durchsetzung einer problem- 
gerechten nationalen und internationalen Klimaschutz- 
politik auf. Als Konsequenz des absehbaren Verfehlens 
des nationalen 25-%-Reduktionsziels erachtet der Um- 
weltrat eine offene Debatte über die Perspektiven der 
deutschen Klimapolitik als erforderlich. 

Zukünftige weiter gehende Emissionsreduktionsziele 
können nur mit einem konsistenten und effizienten Kli- 
maschutzinstrumentarium erreicht werden. Der Umwelt- 
rat begrüßt in diesem Zusammenhang die Einführung 
des europäischen Emissionshandelssystems. Dessen Er- 
folg hängt allerdings maßgeblich von dem vereinbarten 
Zielniveau ab. Nur in Verbindung mit strikten Emis- 
sionsobergrenzen wird der Emissionshandel den erfor- 
derlichen Technologiewandel einleiten. Deshalb sind 
schon jetzt andere, auch ordnungsrechtliche, Maßnah- 
men für den Fall ins Auge zu fassen, dass der Emissi- 
onshandel mit Abstrichen bei den langfristigen Zielvor- 
gaben erkauft wird. Anspruchsvolle Zielvorgaben sind 
Voraussetzung für langfristige, ökonomisch effiziente 
Anpassungsprozesse der Industrie. Besondere Bedeu- 
tung kommt hierbei den anstehenden Neuinvestitionen 
im Elektrizitätssektor zu. Erforderlich sind Rahmenbe- 
dingungen, die dazu beitragen, Investitionen in klima- 
verträglichere Energieerzeugungstechnologien zu len- 
ken. Dies ist für den Umweltrat Anlass, Optionen der 
künftigen Stromerzeugung auf ihre Klimaverträglichkeit 
hin zu untersuchen. Der Stromsektor erfordert auch des- 
halb eine intensive Betrachtung, weil er mit einem deut- 
lichen Wiederanstieg der COj-Emissionen - zwischen 
1999 und 2002 um über 6 % - die erreichten Erfolge im 
deutschen Klimaschutz verringert. 


2.1 Europäische und deutsche 
Klimaschutzpolitik im Lichte 
internationaler Zielvorgaben 

15. Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitglied- 
staaten haben sich im Rahmen des Kioto-Protokolls ver- 
pflichtet, ihre Treibhausgasemissionen gemeinschaftlich 
bis zum Zielzeitraum 2008 bis 2012 gegenüber dem Ba- 
sisjahr 1990 (bzw. 1995) um 8 % zu mindern. Es wurde 
eine interne Verteilung der Emissionslasten auf die ein- 
zelnen Mitgliedstaaten vereinbart, die mit der Ratifizie- 
rung des Kioto-Protokolls durch die EG am 3 1 . Mai 2002 
bestätigt wurde (Entscheidung des Rates vom 25. April 
2002, 2002/358/EG). 

Im Rahmen dieser europäischen Lastenteilungsvereinba- 
rung hat sich Deutschland zu einer Verringerung seiner 
Treibhausgasemissionen um 2 1 % gegenüber dem Basis- 
jahr 1990 bis zum Zeitraum 2008 bis 2012 verpflichtet. 
Auf ein noch anspruchsvolleres C02-Minderungsziel von 
25 % Reduktion bis 2005 auf Basis des Jahres 1990 legte 
sich die Bundesrepublik Deutschland bereits 1990 frei- 
willig fest. Zuletzt bestätigt wurde dieses Ziel in der im 
April 2002 vom Kabinett verabschiedeten Nachhaltig- 
keitsstrategie (Bundesregierung, 2002a, S. 147). Zur Er- 
reichung des nationalen 25-%-Klimaschutzziels verab- 
schiedete die Bundesregierung am 18. Oktober 2000 das 
aktualisierte nationale Klimaschutzprogramm (Bundes- 
regierung, 2000; vgl. SRU, 2002, Abschn. 3.2. 1.2). 

Für die Zeit nach der ersten Verpfiichtungsphase des Ki- 
oto-Protokolls strebt die Bundesregierung eine weitere 
Treibhausgasemissionsreduzierung an und will sich daher 
für eine Weiterentwicklung der Kioto-Ziele einsetzen 
(Bundesregierung, 2002a, S. 95, 147; BMU, 2002). In der 
Koalitionsvereinbarung wird eine Fortsetzung der deut- 
schen Vorreiterrolle beim internationalen Klimaschutz 
festgelegt. Für die THG-Emissionen wird ein Reduk- 
tionsziel von 40% bis zum Jahr 2020 gegenüber 1990 
vorgeschlagen, allerdings unter der Voraussetzung, dass 
sich auch die EU zu einer Verringerung ihrer THG-Emis- 
sionen um 30 % bereit erklärt (SPD/BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, 2002, S. 37). 

2.1.1 Aktuelle Entwicklungen der 
europäischen Klimaschutzpolitik 

1 6. Angesichts des verlangsamten Rückgangs der Treib- 
hausgasemissionen in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
droht der EU eine Verfehlung ihres Kioto-Reduktions- 
ziels von 8 % bis 2008/12. So kam es 2001 gegenüber 
dem Vorjahr sogar zu einem Anstieg der THG-Emissio- 
nen um 1 %, und die Reduktion gegenüber 1990 betrug 
nur noch 2,3 %. Damit liegen die Emissionen um 2,1 % 
über dem Kioto-Zielkurs (EEA, 2003a; EU-Kommission, 
2003a). 
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Am Gesamtausstoß aller Treibhausgase haben auch wei- 
terhin die C02-Emissionen mit 82 % den maßgeblichen 
Anteil. Sie stiegen zwischen 1990 und 2001 um 1,6% 
(EEA, 2003b). Dieser Zuwachs ist vor allem auf steigende 
Emissionen des Verkehrssektors zurückzufiihren, denen 
ein Rückgang der Emissionen in den Bereichen Industrie 
und Energiewirtschaft entgegen steht (Tab. 2-1). 

17. Infolge des Wiederanstiegs der C02-Emissionen 
wird das Kioto-Ziel selbst unter Einbeziehung aller der- 
zeit in Kraft gesetzten Klimaschutzmaßnahmen der EU 
und ihrer Mitgliedstaaten mit einer voraussichtlichen 
THG-Emissionsminderung bis 2010 um lediglich 0,5 % 
bei weitem verfehlt werden. Beschränkt auf die energie- 
bedingten C02-Emissionen gehen EU-weite Prognosen 
unter diesen Voraussetzungen von einem Anstieg um 4 % 
bis 2010 gegenüber dem Basisjahr 1990 aus (EEA, 
2003a; EU-Kommission, 2003a). 

Nur wenn alle derzeit geplanten oder erwogenen zusätzli- 
chen Maßnahmen der EU und ihrer Mitgliedstaaten um- 
gesetzt würden und einige Staaten ihre Ziele übererfüll- 
ten, könnte die EU eine Emissionsminderung um 7,2 % 
erreichen (EEA, 2003a). Damit würde sie ihre Kioto-Ver- 
pflichtungen immerhin nur knapp verfehlen. Dies erfor- 
dert jedoch eine Umsetzung der im Rahmen des Europäi- 
schen Programms zur Klimaänderung vorgeschlagenen 
Maßnahmen (EU-Kommission, 2001a, 2003b), insbeson- 
dere auch die Einführung des Emissionshandels 
(Abschn. 2.2.4. 1). 

Allerdings setzt dieses Szenario eine deutliche Übererfül- 
lung der Zielvorgaben durch einige Mitgliedstaaten vo- 
raus. Aus heutiger Sicht haben von den 15 Mitgliedstaa- 
ten der EU nur Deutschland, Frankreich, Luxemburg, 
Großbritannien und Schweden gute Aussichten, ihre je- 
weiligen in der Lastenteilungsvereinbarung festgelegten 
Ziele zu erreichen (s. Abb. 2-1). Dagegen werden zehn 
Mitgliedstaaten ihren durch die Lastenteilungsvereinba- 
rung festgesetzten Beitrag wahrscheinlich verfehlen 
(EEA, 2003a; EU-Kommission, 2002). Die bislang er- 
zielten EU-weiten Minderungen sind zu großen Teilen 
auf deutsche und britische Klimaschutzerfolge zurückzu- 
führen, ohne die die Gesamtemissionen der EU um etwa 
8 % angestiegen wären (ZIESING, 2002a). 

18. Die zum 1 . Mai 2004 der EU beitretenden zehn 
Staaten nehmen gemäß der Entscheidung des Rates vom 
25. April 2002 (2002/358/EG) nicht an der EU-Lastentei- 
lungsvereinbarung teil. Sie besitzen andererseits aber ein 


großes Potenzial an kosteneffizienten Klimaschutzmaß- 
nahmen (vgl. MICHAELOWA und BETZ, 2001, 
S. 14 f). Daher wird dem Emissionshandel hier eine 
große Bedeutung zukommen (Enquete-Kommission, 
2002, S. 123). Damit könnte verhindert werden, dass die 
THG-Emissionen der Beitrittsstaaten bei starkem Anstieg 
des Wirtschaftswachstums wieder zunehmen. In die Ver- 
handlungen über eine zweite Verpflichtungsperiode soll- 
ten die neuen Mitgliedstaaten frühzeitig eingebunden 
werden, da auch sie dann verbindliche Reduktionsziele 
im Rahmen eines europäischen Gesamtziels übernehmen 
werden müssen. Bis 2008/12 haben sich Estland, Lett- 
land, Litauen, Slowakei, Slowenien und Tschechien auf 
individuelle Reduktionsziele von je 8 % im Rahmen des 
Kioto-Protokolls festgelegt, Ungarn und Polen auf 6 % 
Emissionsminderung. Insgesamt verringerten die zehn 
Beitrittsstaaten im Zeitraum 1990 bis 2001 ihre Treib- 
hausgasemissionen um 36 %, was zu großen Teilen auf 
die wirtschaftliche Umstrukturierung zurückzuführen war 
(EEA, 2003a). 

2.1.2 Emissionsentwicklung in Deutschland 

19. Die Treibhausgasemissionen der Bundesrepublik 
Deutschland sanken zwischen 1990 und 2001 insgesamt 
um 18,3 % (UBA, 2003a, S. 31; vgl. detailliert auch Bun- 
desregierung, 2002b). Vor allem die Methan- und Lach- 
gasemissionen konnten mit - 48,4 % beziehungsweise 
-31,5 % im Jahr 2001 gegenüber 1990 stark reduziert 
werden (UBA, 2003a). Damit bestehen vergleichsweise 
gute Aussichten auf die Erreichung des Kioto-Ziels, das 
mit der bislang erreichten THG-Reduktion bereits zu 
87 % erfüllt ist. Allerdings reicht eine Fortsetzung der nur 
noch geringen Emissionsminderungen der letzten Jahre 
zur Zielerfüllung vermutlich nicht aus; vielmehr ist eine 
konsequente Umsetzung der bestehenden und geplanten 
Klimaschutzmaßnahmen erforderlich (EEA, 2003a; vgl. 
Szenarien der Emissionsentwicklung z. B. in MEYER, 
2002; BUTTERMANN und HILLEBRAND, 2003). 

20. Die temperaturbereinigten C02-Emissionen, die mit 
87,5 % den Hauptanteil des Ausstoßes aller Treibhaus- 
gase ausmachten (im Jahr 2001; UBA, 2003a), sanken 
zwischen 1990 und 2003 um 16,6% (effektiv: 15,2%; 
ZIESING, 2004). Von den seit 1990 erreichten Minderun- 
gen wurden mehr als 80 % vor 1995 erzielt, die jahres- 
durchschnittliche Minderung seit 1995 betrug nur noch 
4 Mio. t CO 2 (Abb. 2-2). 


Tabelle 2-1 

Anteilsmäßige Verteilung der C02-Emissionen der EU des Jahres 2001 auf die Verursachersektoren 

und relative Veränderung gegenüber 1990 


Sektor 

Energieindustrie 

Verkehr 

Industrie 

Andere 

Anteil 2001 

33 % 

24,6% 

21 % 

21,4 % 

Veränderung 

-2,2% 

+ 20% 

-7,9% 

+ 2,8% 

SRU/UG 2004/Tab. 2-1; Datenquelle: EEA, 2003b 
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Abbildung 2-1 

Emissionsentwicklung in den EU-Mitgliedstaaten im Vergleich zur Verpflichtung 
nach der Lastenteilungsvereinharung 



SRUAJG 2004/ Abb. 2-1; Datenquelle: EU-Kommission, 2003a 


Abbildung 2-2 


Entwicklung der energiebedingten C02-Emissionen (temperaturbereinigt) 



Auch hinsichtlich der Verursachersektoren hat sich die 
Situation in den letzten Jahren zum Teil deutlich verän- 
dert (Abb. 2-3). Der mit 43,5 % wichtigste Verursacher- 
sektor Energieerzeugung und -Umwandlung verzeich- 
nete einen Anstieg der C02.Emissionen um 6,4 % 
zwischen 1999 und 2002. Ohne diesen Wiederanstieg 
der C02-Emissionen des Energiesektors hätte die CO 2 - 


Reduzierung 2002 immerhin 1 8 % (temperaturbereinigt) 
betragen. Dagegen wies der Verkehrssektor im Zeichen 
stark steigender Mineralölpreise und der ökologischen 
Steuerreform zwischen 1999 und 2002 einen Rückgang 
um immerhin 4,8 % auf, der Straßenverkehr sogar um 
5,1 % (ZIESING, 2003bh Die Emissionen der privaten 
Haushalte lagen im Jahr 2002 um 0,5 % über 
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(beziehungsweise temperaturbereinigt um 1 % unter) 
dem Ausgangswert von 1999. 

21 . Im Sektor der privaten Haushalte hängt die Ent- 
wicklung der C02-Emissionen in hohem Maße von der 
Temperatur ab, da mehr als drei Viertel des Energiever- 
brauchs zu Heizzwecken verwandt werden. Ursache des 
Rückgangs der C02-Emissionen um 7,1 % (temperatur- 
bereinigt 5,6 %) zwischen 1990 und 2002 sind Verände- 
rungen des Brennstoffmixes und der Heizintensität. Dem 
steht jedoch eine Zunahme des Wohnraums von 35,1 m^ 
pro Einwohner im Jahr 1992 auf 39,8 m^ pro Einwohner 
im Jahr 2001 gegenüber (Statistisches Bundesamt, 2002, 
2003). Angesichts erheblicher C02-Einsparpotenziale in 
diesem Bereich und insbesondere beim Raumwännebe- 
darf ist daher eine Verbesserung des Instrumentariums für 
Energieeinspannaßnahmen speziell im Gebäudebestand 
notwendig. 

Erhebliche Reduktionen der C02-Emissionen (wie auch 
der meisten anderen Treibhausgase) konnten im Indus- 
triesektor erreicht werden. Über fast den gesamten Be- 
trachtungszeitraum sanken die absoluten Emissionen und 
lagen im Jahr 2002 um 35,6 % unter dem Niveau des Ba- 
sisjahres. Ein Großteil dieses Emissionsrückgangs wurde 
bereits in der ersten Hälfte der neunziger Jahre realisiert. 
Bei den spezifischen Emissionen dagegen kam es in der 
zweiten Hälfte der neunziger Jahre zu einem beschleunig- 
ten Rückgang (ZIESING, 2002b). Nicht berücksichtigt 
bei den Emissionsrückgängen der Industrie sind Verschie- 
bungen in andere Sektoren, die sich aufgrund einer Ver- 
änderung der Energieträgerstruktur des Industriesektors 

Abbildung 2-3 


ergeben. So sank der Einsatz von Primärenergieträgem 
zugunsten des Einsatzes von Strom. 

Der Verkehrssektor hat sich zum zweitstärksten Verursa- 
cherbereich nach dem Energiesektor entwickelt. Er ist der 
einzige Sektor mit gegenüber 1990 deutlich gestiegenen 
Emissionen (-1- 8,7 % zwischen 1990 und 2002). Aller- 
dings konnte in den letzten drei Jahren der erwähnte 
Rückgang der verkehrsbedingten C02-Emissionen ver- 
zeichnet werden, der vor allem im Bereich des Pkw-Ver- 
kehrs erreicht wurde (ZIESING, 2003a). Als Grand wer- 
den relativ starke Preissteigerungen für Kraftstoffe 
angeführt. Ob diese - auch 2003 anhaltende - Emissions- 
entwicklung unter besseren gesamtwirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen anhält, kann derzeit nicht abgeschätzt 
werden (RIEKE, 2002). Im Bereich des Güterverkehrs 
muss auch zukünftig von deutlichen Steigerungen der 
Emissionen ausgegangen werden. Perspektivisch wird 
das Verkehrswachstum sowohl auf europäischer wie auch 
auf nationaler Ebene ambitionierte Klimaschutzziele ge- 
fährden (vgl. demnächst SRU, 2004a). 

Die meisten C02-Emissionen fallen trotz eines Rück- 
gangs um 15,1 % zwischen 1990 und 2002 weiterhin im 
Energieerzeugungs- und -Umwandlungssektor an, und 
dort vor allem bei der Stromerzeugung auf Kohlebasis. 
Die Nutzung von Kohle war im Jahr 2003 für 41,2 % der 
temperaturbereinigten C02-Emissionen verantwortlich 
(Öl: 35,7 %, Gas: 22,9 %; ZIESING, 2004). 

Eine Ursache für den deutlichen Wiederanstieg der CO 2 - 
Emissionen des Energieerzeugungs- und -Umwandlungs- 
sektors seit 1999 ist unter anderem die Inbetriebnahme 


Relative C02-Eniissionsänderungen nach Verursachersektoren 
im Zeitraum 1990 bis 2002, 1990 bis 1999 und 1999 bis 2002 
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neuer braunkohlegefeuerter Kraftwerke als Ersatz für äl- 
tere Anlagen, die zu einem Wiederanstieg der braunkoh- 
lenbedingten C02-Emissionen um 20 Mio. t seit 1999 ge- 
führt hat. Dieser Wiederanstieg war ein Grund für die 
Verlangsamung des Rückgangs der gesamten deutschen 
C02-Emissionen in den vergangenen Jahren. Wegen die- 
ser ungünstigen Auswirkung auf die Gesamtbilanz und 
wegen seines großen Anteils an den Gesamtemissionen 
soll im Abschnitt 2.2.3 der Bereich der Energieerzeugung 
und -Umwandlung einer gesonderten Betrachtung unter- 
zogen werden. Im Hinblick auf die anstehende Erneue- 
rung des Kraftwerksparks und weiter gehende Klima- 
schutzvorgaben für das Jahr 2020 und 2050 erscheint dies 
besonders dringlich. 

22. Insgesamt wird angesichts der Entwicklungen seit 
Mitte der 1990er Jahre das anspruchsvollere nationale 
Ziel einer Minderung der C02-Emissionen um 25 % bis 
2005 nicht mehr erreicht werden können. Die für ein Er- 
reichen dieses Ziels notwendige weitere Emissionsreduk- 
tion um etwa 85 Mio. t (temperaturbereinigt) scheint bis 
zum Jahr 2005 nicht mehr realisierbar (Abbildung 2-2; 
ZIESING, 2004). Die Bundesregierung hat dieses Ziel 
mittlerweile offiziell aufgegeben. 

Die zu erwartende Verfehlung des nationalen 25-%-Ziels 
liegt vor allem an der unzureichenden, kohlefreundlichen 
Ausgestaltung der Ökologischen Steuerreform (bei der 
ein emissionsorientierter Ansatz zielführender gewesen 
wäre, Tz. 75 ff.) und der mangelnden Förderung der 
Kraft-Wärme-Kopplung (SRU, 2002, Tz. 495; Tz. 60 f ). 
Außerdem hat die Bundesregierung die mit weichen In- 
strumenten wie Selbstverpflichtungen der Industrie und 
Informationskampagnen erreichbaren Minderungen zu 
hoch eingeschätzt. Des Weiteren werden viele Maßnah- 
men des nationalen Klimaschutzprogramms erst nach 
2005 wirksam (SRU, 2002, Tz. 430 ff.). 

Der Umweltrat empfiehlt der Bundesregierung, das Ver- 
fehlen des 2005-Ziels offensiv als Problem zu thematisie- 
ren und es als Anstoß für eine Überprüfung und Verbesse- 
rung beziehungsweise Ergänzung des derzeitigen 
Maßnahmenbündels zu nutzen. Angesichts der klaren Be- 
stätigung des 25-%-Ziels noch in der Nachhaltigkeitsstra- 
tegie vom April 2002 sollte das bislang parteiübergrei- 
fende Ziel nicht dethematisiert werden. Bei einem 
zielorientierten Ansatz kommt es nicht notwendigerweise 
auf eine punktgenaue Zielerfüllung an, wohl aber auf ei- 
nen politisch ernsthaften Umgang mit Zielverfehlungen. 
Die Dethematisierung einer Zielverfehlung diskreditiert 
den zielorientierten Umweltpolitikansatz als solchen und 
damit auch die Glaubwürdigkeit anspruchsvoller Zielvor- 
gaben für die Zukunft (vgl. Abschn. 13.2.2.2). 

2.2 Fortentwicklung der deutschen 
Klimaschutzpolitik 

23. Grundvoraussetzung für eine Weiterentwicklung der 
deutschen Klimapolitik ist die Einigung auf anspruchs- 
volle Zielvorgaben. Deshalb sind zeitnah angemessene 
Ziele für 2020 und 2050 mit ausreichender Orientierungs- 
wirkung - also möglichst hoher Verbindlichkeit - zu 
formulieren und ihre Gründe darzulegen (Abschn. 2.2.1 
und 2.2.2). 


Die Umsetzung solcher Klimaschutzvorgaben kann in ef- 
fizienter Weise mit dem Instrument des Emissionshandels 
erreicht werden. Entscheidend für die Wirksamkeit einer 
anspruchsvollen THG-Minderungspolitik ist dabei je- 
doch, dass die Reduktionsvorgaben für die vom Emis- 
sionshandelssystem erfassten Sektoren hinreichend hoch 
angesetzt werden. Gleichzeitig müssen für die folgenden 
Verpflichtungsperioden strikte Vorgaben in Aussicht ge- 
stellt werden, wenn bereits in der ersten Periode eine 
Fehlorientierung bei den Investitionen vermieden werden 
soll. Dies ist insbesondere auch hinsichtlich der an- 
stehenden Teilemeuerung des C02-intensiven Strom- 
erzeugungssektors notwendig (Abschn. 2.2.3). Die 
Glaubwürdigkeit und Kalkulierbarkeit des damit einge- 
schlagenen Pfades sollte dadurch erhöht werden, dass 
weiter gehende ordnungsrechtliche Instrumente wie bei- 
spielsweise COj-Emissionsgrenzwerte als „second-best- 
Lösung“ für den Fall vorgesehen werden, dass anspruchs- 
volle Ziele für die in das Emissionshandelssystem einge- 
bundenen Sektoren nicht durchgesetzt werden können 
(Abschn. 2.2.4). 

Solange das Emissionshandelssystem auf bestimmte An- 
lagentypen und -größen beschränkt bleibt, müssen die 
nicht unter das System fallenden Anlagen und Sektoren 
durch andere Klimaschutzinstrumente erfasst werden. Ein 
alle Sektoren übergreifendes Instrument stellt die Öko- 
steuer dar; hinzukommen Instrumente, die einzelne Ener- 
gieanwendungen betreffen (Abschn. 2.2.4). 

2.2.1 Langfristige Reduktionsziele 

24. Die von 188 Staaten ratifizierte Klimarahmenkon- 
vention der Vereinten Nationen (UNFCCC; UN, 1992) 
legt als Oberziel eine Stabilisierung atmosphärischer 
Treibhausgaskonzentrationen auf einem Niveau unterhalb 
eines gefährlichen menschlichen Eingriffes fest („ ... at a 
level that would prevent dangerous anthropogenic inter- 
ference with climate System. “ Artikel 2). Dieses Oberziel 
bedarf jedoch einer Konkretion, aus der Emissionsober- 
grenzen abgeleitet werden können (vgl. OTT et ah, 
2004). 

Zwar ist es derzeit nicht möglich, eine Schwelle für die 
atmosphärische Konzentration an Treibhausgasen anzu- 
geben, bei der die Vermeidung gefährlicher klimabeding- 
ter Umweltveränderungen sichergestellt werden kann. Al- 
lerdings ist es wissenschaftlich plausibel begründet, dass 
ab einer Erhöhung der globalen Durchschnittstemperatur 
von mehr als 2 °C gegenüber dem vorindustriellen Wert 
die Wahrscheinlichkeit gefährlicher Störungen stark zu- 
nimmt. Eine Temperaturerhöhung von mehr als 2 °C ist 
sowohl unter den Aspekten der Nahrungsmittelversor- 
gung, der Biodiversität und der nachhaltigen wirtschaftli- 
chen Entwicklung als auch der Wasserverfügbarkeit und 
der menschlichen Gesundheit unbedingt zu vermeiden 
(s. ausführlich WBGU, 2003a, Kap.l 2.1). 

Die Einhaltung dieses „tolerablen Klimafensters“ 
(WBGU, 1997) mit einer globalen Temperaturerhöhung 
um maximal 2°C — von der 0,6 °C bislang schon erreicht 
sind - hängt zum einen von der Klimasensitivität und 
zum anderen von der Menge der weltweit emittierten 
Treibhausgase ab. Die Klimasensitivität beschreibt die 
Erhöhung der globalen Durchschnittstemperatur bei einer 
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Verdopplung der atmosphärischen Treibhausgaskonzent- 
ration. Sie stellt in den Modellierungen einen der größten 
Unsicherheitsfaktoren dar, da die Wechselwirkungen zwi- 
schen Atmosphäre, Ozean, Land, Eis und Biosphäre und 
der Netto-Einfluss von Aerosolen nicht hinreichend be- 
kannt sind. Im Falle einer geringen Klimasensitivität im 
unteren Bereich der vom Intergovernmental Panel on Cli- 
mate Change (IPCC) angegebenen Spanne von 1,5 bis 
4,5 °C (IPCC, 2001a, Abschnitt 9.3.4. 1) würde auch bei 
höheren atmosphärischen THG-Konzentrationen die tole- 
rable Grenze nicht überschritten. Aus Vorsorgegründen 
sollte jedoch unbedingt dem Teil der Literatur stärkeres 
Gewicht gegeben werden, der von einer höheren Klima- 
sensitivität ausgeht (vgl. WBGU, 2003a, S. 24 m. w. N.; 
KNUTTl et al., 2002). Dies macht weiter gehende Emis- 
sionsminderungen zur Eindämmung der globalen Erwär- 
mung notwendig. 

Nur mit einer solchen „Absicherungsstrategie“ ist zu ver- 
meiden, dass später unter Umständen Korrekturen zu- 
gunsten niedriger Konzentrationen vorgenommen werden 
müssen, die zu erheblichen politischen und ökonomi- 
schen Friktionen führen können (WBGU, 2003a; so auch 
schon SCHRÖDER et al, 2002, S. 177 f ). Daher sollte 
eine Stabilisierung der atmosphärischen C02-Konzentra- 
tion auf einem WVrt von 450 ppmv angestrebt werden 
(vgl. Szenarien in WBGU, 2003a; CRIQUI et al., 2003, 
S. 6ff; IPCC, 2001a, Abschnitt 9.3.3. 1; COENEN und 
GRUNWALD, 2003, S. 397). Dies liegt im unteren Be- 
reich einer Spannbreite von 450 bis 560 ppmv, über die 
ein weitgehender Expertenkonsens besteht. 

25. Eine derartige Stabilisierung der atmosphärischen 
C02-Konzentration erfordert eine drastische Senkung der 
weltweiten C02-Emissionen (vgl. IPCC, 2001b, Ab- 
schnitt 2.5.2.3; IPCC, 1997, S. 15; CRIQUI et al., 2003, 
S. 10, 19). Dies ist nach bisherigem Erkenntnisstand noch 
erreichbar (METZ et al., 2002; WBGU, 2003b; IPCC, 
1997), bedarf jedoch einer baldigen Trendwende bei den 
globalen Emissionen. Allerdings schließt sich aufgrund 
vielfältiger klimapolitischer Versäumnisse der vergange- 
nen Dekade und des damit verbundenen aktuellen An- 
stiegs der Emissionen in vielen Ländern allmählich das 
Zeitfenster, innerhalb dessen die zur Erreichung eines sol- 
chen Stabilisierungsniveaus notwendigen Maßnahmen er- 
folgen müssen. 

Aus diesem Grund müssen zeitnah Reduktionsziele und 
Maßnahmen zur drastischen Minderung der C02-Emis- 
sionen getroffen werden. Es ist normativ gut begründbar, 
dass die Industrieländer gemäß ihrer besonderen Ver- 
pflichtung nach Artikel 3 der Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC) die Hauptverantwortung dafür tragen, dass 
der weltweite Anstieg der atmosphärischen Treihhausgas- 
konzentrationen auf ein möglichst niedriges Niveau be- 
grenzt wird. Diese Verantwortung ergibt sieh nicht zuletzt 
aufgrund ihrer beträchtlichen historischen Emissionen 
und aufgrund der höheren Vulnerabilität der Entwick- 
lungsländer, die zur Entstehung des Klimawandels kaum 
beigetragen haben, aber die Hauptbetroffenen sein dürf- 
ten. 

Sofern man diese Verantwortung und die Bereehtigung 
der Entwicklungsländer zu einem zeitlich befristeten und 
moderaten Anstieg ihrer Emissionen anerkennt, ergibt 


sich für die Indusfrieländer die Notwendigkeit, bis 2050 
ihre Emissionen in einer Größenordnung zu reduzieren, 
die im globalen Durchschnitt zu einem hinreichend nied- 
rigen Stabilisierungsniveau beiträgt (vgl. ausführlich 
WBGU, 2003b; IPCC, 1997). Hieraus ergibt sich bei der 
angegebenen Temperaturobergrenze für hoch entwickelte 
Industrieländer wie Deutschland das Ziel einer Reduzie- 
rung der C02-Emissionen in einer Größenordnung von 
80 % bis 2050 (vgl. WBGU, 2003a, S. 4; CRIQUI et al., 
2003, S. 18; Enquete Kommission, 2002, S. 74 f ; 
Enquete-Kommission, 1995, S. 100 ff). Unzweifelhaft isf 
dies eine gewaltige Herausforderung für die Steuerungs- 
und Innovationssysteme der Industrieländer und ihren 
Umgang mit Energie (SCHRÖDER et al., 2002, S. 451). 

26. Der politische Prozess der Bildung langfristiger na- 
tionaler Klimaschutzziele steht erst am Anfang. Immerhin 
hat aber die britische Regierung 2003 - als Erste - ein 
solches Ziel für 2050 formuliert. Die Treibhausgase sol- 
len insgesamt um 60 % („from current levels “) reduziert 
werden. Dieser Zielvorgabe lag eine Empfehlung der 
Royal Commission on Environmental Pollution zugrunde, 
die unter Bezugnahme auf den EU-Umweltministerrat ein 
globales C02-Stabilisiemngsziel von höehstens 550 ppmv 
unterstellt (RCEP, 2000, Kap. 4). Die errechneten Kosten 
werden im Übrigen als „sehr gering“ angesehen und mit 
Einbußen des jährlichen Wachstums in Höhe von 0,01 bis 
0,02 % des BIP angegeben (Department of Trade and 
Industry et al., 2003). Für Europa haben der britische 
und der schwedische Premierminister in ihrem Brief an 
die griechische Ratspräsidentschaft und den Kommis- 
sionspräsidenten vom Februar 2003 eine Reduktion der 
C02-Emissionen in der Größenordnung von 60 % bis 
zum Jahr 2050 vorgeschlagen (BLAIR und PERSSON, 
2003). 

Die britische Zielvorgabe und die für 2050 vorgeschla- 
gene deutsche Zielvorgabe ergeben eine vertretbare 
Bandbreite für die Indusfrieländer insgesamf. Ein entspre- 
chender Zielbildungsprozess in der EU und weltweit ist 
offensichtlich auf Vbrreiterländer angewiesen. Aus den 
genannten Gründen sollte Deutschland seine Rolle darin 
sehen, auf ein anspruchsvolles Gesamtziel innerhalb die- 
ser Bandbreite hinzuwirken, das zu einem hinreichend 
niedrigen Stabilisierungsniveau einen wesentlichen Bei- 
trag leistet. 

2.2.2 Rolle Deutschlands bei der Fort- 
entwicklung der europäischen 
Klimapolitik 

27. Der Umweltrat stellt kritisch fest, dass es bisher kein 
europäisches THG-Reduktionsziel für den Zeitraum nach 
2012 gibt. Sowohl in der europäischen Nachhaltigkeits- 
strategie (Schlussfolgerungen des Europäischen Rates in 
Göteborg am 15. und 16. Juni 2001; s. auch SRU, 2002, 
Tz. 242 ff.) als auch im 6. Umwelfakfionsprogramm (Be- 
schluss Nr. 1600/2002/EG in ABI. L 242/1 vom 10. Sep- 
tember 2002) fehlt ein konkretes Minderungsziel für 
Treibhausgase für die Folgeperiode, obwohl Klimaschutz 
einen der vier zentralen Schwerpunktbereiche des Pro- 
gramms bildet. Immerhin wird anerkannt, dass es „auf 
längere Sicht notwendig sein“ wird, „die Emissionen von 
Treibhausgasen gegenüber 1990 global um 70 % zu sen- 
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ken“ (Art. 2). Zeitlich determinierte Vorgaben fehlen je- 
doch. So ist auch der Kommissionsvorschlag für die 
Europäische Nachhaltigkeitsstrategie (EU-Kommission, 
2001b) einer jährlichen C02-Verringerung um 1 % bis 
2020 (ausgehend von den Werten des Jahres 1990) bisher 
nicht bestätigt worden. 

Gründe für die Zurückhaltung bei der Formulierung eines 
konkreten Ziels für die Zeit nach 2012 sind die Ungewiss- 
heiten der Ratifizierung des Kioto-Protokolls, die voraus- 
sichtlichen Zusatzkosten der Zielerreichung und eine Ver- 
handlungsstrategie, die versucht, auch 
Nichtunterzeichnerstaaten des Kioto-Protokolls zu einem 
Reduktionsbeitrag zu bewegen. Eine europäische Vorleis- 
tung wird dabei als kontraproduktiv wahrgenommen, da 
sie eher zum Trittbrettfahrerverhalten einlädt. Eine ähnli- 
che verhandlungsstrategische Logik wird auch in der 
Bundesregierung vertreten. Dieser Logik zufolge muss 
zunächst eine globale Einigung auf Ziele erfolgen, dann 
muss der europäische und schließlich der nationale Bei- 
trag festgelegt werden, ln der Theorie internationaler Ver- 
handlungen wird dies als first mover dilemma charakteri- 
siert: der Akteur, der zuerst seine Präferenzen äußert, 
droht von den anderen Verhandlungsteilnehmem ausge- 
beutet zu werden (vgl. GEHRING, 1994, S. 229). ln letz- 
ter Konsequenz erreichen die Akteure mit dieser Strategie 
eine globale Harmonisierung auf niedrigem Niveau, wenn 
es überhaupt zu einer Einigung kommt. 

Das wettbewerbliche Modell internationaler Umweltpoli- 
tik geht hingegen von der Dynamisierung der Umwelt- 
politik durch kalkulierte Vorreiterrollen aus (vgl. SRU, 
2002). Vorreiterländer setzen auf die internationale 
Diffusion ihrer umweltpolitischen Innovationen (vgl. 
JÖRGENS, 2004; JÄNICKE et al, 2002). Hierdurch 
kann unter bestimmten Bedingungen auch ein „first mo- 
ver advantage“ entstehen (vgl. SRU, 2002). Es war bis- 
her der Vorreiterrolle einiger weniger europäischer Staa- 
ten - darunter Deutschland - zu verdanken, dass die EU 
in den internationalen Klimaschutzverhandlungen als 
Motor fungieren konnte (s. zur Vorreiterrolle allgemein 
auch SRU, 2002). Auch die Rolle der EU - und Deutsch- 
lands - bei der Etablierung einer Allianz für emeuerbare 
Energien hat die Vorzüge einer Vorreiterrolle gegenüber 
einer Harmonisierung auf niedrigem Niveau eindrucks- 
voll demonstriert. 

Es ist daher nach Ansicht des Umweltrates nicht zielfüh- 
rend, deutsche Reduktionsziele an das Vorliegen europa- 
weiter Vorgaben zu binden. Die in der Koalitionsverein- 
barung vorgenommene Kopplung des nationalen 40-%- 
Reduktionsziels bis 2020 an ein EU-weites 30-%-Ziel für 
den gleichen Zeitraum verfolgt zwar die berechtigten An- 
liegen, Druck auf der europäischen Ebene auszuüben, 
Trittbrettfahrerverhalten einzelner EU-Staaten auf Kosten 
der Vorreiterländer zu verhindern und eine Entkoppelung 
der nationalen von den internationalen Klimaschutzan- 
strengungen zu vermeiden. Gleichzeitig aber stellt ein 
starres Junktim eine unnötige Einschränkung der bisheri- 
gen deutschen Vorreiterrolle dar und fordert angesichts 
der Schwierigkeiten einer europäischen Zielfindung auf 
hohem Niveau eher ein Nachlassen entsprechender An- 
strengungen. 


Der Umweltrat empfiehlt daher, weiterhin auf das Gleit- 
zug- und Vorreiterländermodell zu setzen, anstatt auf eine 
Strategie globaler Harmonisierung zu warten und damit 
wesentliche Innovationschancen zu verpassen. 

2.2.3 Optionen für eine kiimaverträgiiche 
Stromerzeugung 

28. Wie dargestellt weist der Stromsektor nach deutli- 
chen Verbesserungen seit 1999 durch eine (Wieder-) Zu- 
nahme vor allem der Braunkohleverstromung einen Wie- 
deranstieg der C02-Emissionen auf Dies hat die 
Erfolgsbilanz 2003 von insgesamt - 18,5 auf - 16,6% 
(temperaturbereinigt) reduziert. Mit der anstehenden Teil- 
emeuerung des deutschen Kraftwerksparks stellt sich die 
Frage der Kohleverstromung daher besonders dringlich. 
Bis zum Jahr 2020 werden infolge der Altersstruktur des 
deutschen BCraftwerksparks und des beschlossenen Aus- 
stiegs aus der Nutzung der Kernenergie bis zur Hälfte der 
derzeit installierten Kraftwerkskapazitäten stillgelegt 
werden. Der Neubau von Kraftwerkskapazitäten bietet für 
die Bundesrepublik die beachtliche Chance einer kosten- 
optimalen klimaverträglichen Umgestaltung des Sektors 
mit den relativ höchsten C02-Emissionen (2001: 43,5 % 
der C02-Emissionen, davon mehr als 86 % allein durch 
Kraftwerke; vgl. Tz. 20 f.). Der deutschen Stromwirt- 
schaft bietet sich die Möglichkeit, mit frühzeitigen Inves- 
titionen in eine C02-arme Energieversorgung ihre im eu- 
ropäischen Vergleich hohen C02-Einsparpotenziale 
auszuschöpfen und so voraussichtlich auf längere Zeit zu 
den Verkäufern von Emissionsrechten zu gehören (vgl. 
LANDGREBE et al., 2003; CAPROS und MANTZOS, 
2000, S.4, 11). Die Alternative wäre eine langfristige 
Festlegung auf C02-intensive Techniken, die das 40-%- 
Ziel für 2020 und ein 80-%-Ziel für 2050 unerreichbar 
machen würde. Ungeachtet der Notwendigkeit erhebli- 
cher Emissionsreduktionen auch in anderen Sektoren 
sieht der Umweltrat daher die Thematisierung der künfti- 
gen Emissionsstruktur des Stromversorgungsbereichs als 
besonders vordringlich an. 

Die zukünftige Energieversorgung wird unter dem 
Regime eines strikten Emissionshandels mit anspruchs- 
vollen Zielen dadurch gekennzeichnet sein, dass Investi- 
tionen in die günstigsten klimaverträglichsten Energie- 
erzeugungstechnologien gelenkt werden. Zur künftigen 
Entwicklung des Stromsektors unter Klimaaspekten sind 
belastbare quantitative Angaben daher nicht möglich. Im 
Folgenden soll aber geprüft werden, inwieweit beste- 
hende Regelungen einer klimaverträglichen Entwicklung 
entgegenstehen oder sie fördern. 

2.2.3. 1 Zeitfenster 

29. Im Jahr 2003 wurde in Deutschland eine Brutto- 
strommenge von 596 Mrd. kWh erzeugt. Daran hatten in 
der Grundlast betriebene Braunkohle- beziehungsweise 
Kernkraftwerke einen Anteil von 26,6 beziehungsweise 
27,6 % und steinkohlegefeuerte Mittellastkraftwerke ei- 
nen Anteil von 24,5 %. Der Anteil der erdgasbetriebenen 
Kraftwerke war mit 9,6 % und der der emeuerbaren Ener- 
gien mit unter 8 % vergleichsweise gering (WITTKE und 
ZIESING, 2004). Die Zusammensetzung des deutschen 
Kraftwerksparks stellte sich im Jahr 2003 wie folgt dar: 
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An der installierten Stromerzeugungskapazität von 
106,4 GW der Kraftwerke der allgemeinen und industri- 
ellen Versorgung hatten kohlebetriebene Anlagen mit 
42,5 % den größten Anteil, der Anteil von Kernkraftwer- 
ken betrug 20,4 % und der von Erdgaskraftwerken 
11,7 % (UBA, 2003b, verändert). 

ln den kommenden Jahren werden jedoch erhebliche 
Kraftwerks lei stungen vom Netz gehen. So werden nach 
Berechnungen des Umweltbundesamtes zwischen 2003 
und 2020 Kemkraftwerkskapazitäten in der Größenord- 
nung von 17,5 GW infolge des vereinbarten Atomaus- 
stiegs stillgelegt werden. Im gleichen Zeitraum werden 
aus Altersgründen braunkohlegefeuerte Kraftwerke mit 
einer Kapazität in der Größenordnung von 8,2 GW und 
steinkohlegefeuerte Kraftwerke mit einer Kapazität von 
etwa 12,7 GW sowie Ölkraftwerke (minus 1,5 GW) und 
gasgefeuerte Anlagen (minus 5,6 GW) außer Betrieb ge- 
nommen (UBA, 2003b). Die Anfang der 90er-Jahre im 
Osten Deutschlands modernisierten Braunkohlekraft- 
werke werden bis voraussichtlich 2020/2030, die im 
Rheinischen Revier neu errichteten Blöcke auch darüber 
hinaus in Betrieb bleiben. Die Gesamtleistung der zwi- 
schen 2003 und 2020 voraussichtlich vom Netz gehenden 
Kraftwerkskapazität der allgemeinen und industriellen 
Versorgung sowie der Deutschen Bahn wird vom Um- 
weltbundesamt inklusive Kernenergie auf etwa 46,8 GW 
geschätzt (Abb. 2-4). Hinzu kommt ein Abgang der 
Windenergiekapazität in der Größenordnung von 6,1 GW 
bei einer angenommenen Laufzeit von 20 Jahren (Deut- 
sches Windenergie-Institut GmbH und Institut für Solare 
Energieversorgungstechnik, pers. Mitteilungen). Dies 
liegt innerhalb der Spannbreite eines prognostizierten Ab- 
gangs an Kraftwerkskapazitäten zwischen 40 und 70 GW 
his 2020, die in verschiedenen Studien errechnet werden 

Abbildung 2-4 


(vgl. z. B. PFAFFENBERGER und HILLE, 2004; HORN 
und ZIESING, 2003; MATTHES, 2003; MATTHES und 
ZIESING, 2003a; Enquete Kommission, 2002, S. 236; 
Forum für Zukunftsenergien, 2002). Diese Spannbreite 
ergibt sich aus uneinheitlichen Bezugsjahren und abwei- 
chenden Annahmen bezüglich der Laufzeit sowie zum 
Teil aus Beschränkungen auf Kraftwerke der allgemeinen 
Versorgung beziehungsweise auf Wärmekraftwerke. 

30. Infolge des altersbedingten Rückgangs der instal- 
lierten Kraftwerkskapazität und des Atomausstiegs ergibt 
sich in Deutschland ein erheblicher Ersatzbedarf an 
Kraftwerken. Dieser Bedarf an Neubauten ist stark ab- 
hängig von der Nachfrage nach elektrischer Energie in 
den kommenden Jahren, den Volllaststunden der Kraft- 
werksneubauten und möglicher Laufzeitverlängerungen 
bestehender Kraftwerke. Unter der Annahme einer instal- 
lierten Brutto-Kraftwerksleistung zwischen 115 und 
125 GW ist bis zum Jahr 2020 nach verschiedenen Szena- 
rien ein Ersatz an Kraftwerkskapazitäten in der Größen- 
ordnung von 40 bis 70 GW wahrscheinlich (vgl. 
PFAFFENBERGER und HILLE, 2004; HORN und 
ZIESING, 2003; LANDGREBE et al., 2003, S. 9 ff; Fo- 
rum für Zukunftsenergien, 2002; Enquete-Kommission, 
2002, S. 236, 368 f). Bis zum Jahr 2030 müsste eine 
Leistung von mindestens 50 bis 80 GW an Kraftwerken 
der allgemeinen Versorgung mit einem geschätzten Inves- 
titionsvolumen von 50 bis 60 Mrd. Euro ersetzt werden 
(vgl. MATTHES und ZIESING, 2003a; MATTHES, 
2003). 

Mit dem in den kommenden Jahren zu erwartenden Ab- 
gang an Kraftwerksleistung und den somit anstehenden 
Neuinvestitionen bietet sich die Chance, den Stromerzeu- 
gungssektor mit seinen hohen C02-Emissionen klimaver- 


Prognose der Entwicklung der im Jahr 2003 installierten Kraftwerksleistung bis 2020 
ohne Berücksichtigung von Neubauten 
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träglich umzugestalten, ohne dass bestehende Kraftwerke 
vor Ablauf ihrer Lebensdauer vom Netz genoimnen wer- 
den müssten und somit Kapitalinvestitionen entwertet 
würden. Teehniseh bieten sich mehrere Optionen für eine 
klimaverträgliche Teilemeuerung des Kraftwerksparks 
an. Diese sollen hier im Lichte vorliegender Szenarien 
und Potenzialabschätzungen hinsichtlich ihrer Vereinbar- 
keit mit den genannten Klimaschutzvorgaben, insbeson- 
dere dem 80-%-Ziel für 2050, und hinsichtlich der Kosten 
untersucht werden. 

2.2.3.2 Technische Möglichkeiten 

31. Die anspruchsvollen deutschen C02-Reduktions- 
ziele erfordern umfassende Strukturveränderungen im 
System der Stromversorgung. Die spezifischen CO 2 - 
Emissionen des Kraftwerkssektors von heute rund 
620 g C02/kWh würden unter der Annahme eines 80-%- 
Reduktionsziels auch weiterhin deutlich gesenkt werden 
müssen. Einige Nachhaltigkeitsszenarien errechnen spe- 
zifische C02-Emissionen des Kraftwerkssektors im Jahr 
2050 in der Größenordnung von etwa einem Fünftel des 


heutigen Wertes (FISCHEDICK et ab, 2002, S. 196; 
NITSCH et ab, 2001, S. 23). Dies wird jedoch in hohem 
Maße davon abhängen, welche Minderungsverpflichtun- 
gen der Stromsektor erhält, wie stark die Reduzierung im 
eigenen Sektor ausfällt (oder beispielsweise über flexible 
Mechanismen in andere Sektoren beziehungsweise Län- 
der ausgelagert werden kann) und wie sich die Strom- 
nachfrage entwickelt. Für eine klimaverträgliche Erneue- 
rung des Kraftwerksparks sollten die folgenden drei 
Optionen bezüglich ihres C02-Minderungspotenzials ge- 
prüft werden (Abb. 2-5): 

- Wirkungsgradverbesserungen unter Beibehaltung ei- 
nes hohen Kohlestromanteils, 

- Abscheidung und Lagerung von CO 2 , 

- Energieträgerwechsel von C02-mtensiven zu C02-ar- 
men Energieträgern. 

Zusätzlich zu diesen angebotsseitigen Optionen sind in 
allen Fällen auch nachfrageseitige Anpassungen notwen- 
dig, die im Abschnitt 2. 2. 3. 2. 4 dargestellt werden. 

Abbildung 2-5 


Spezifische C02-Emissionen der Stromerzeugung* 


Künftige Verbesserungen durch 


W irkungsgradsteigerung 


C02-Abscheidung und -Lagerung 



* Die Prozentangaben bei den Beschriftungen geben den Wirkungsgrad des Umwandlungsprozesses an. 

SRU/UG 2004/ Abb. 2-5; Datenquellen; Öko-Institut, 2002; MARHEINEKE et al., 2000; Enquete Kommission, 2002 
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2.2. 3.2.1 Die Wirkungsgradoption 

32. Neu errichtete Steinkohlekraftwerke können heute 
Wirkungsgrade bis zu 47 % erreichen (EurelectricWGB, 
2003, S. 8). Das im Sommer in Niederaußem in Betrieb 
genommene Braunkohlekraftwerk mit optimierter Anla- 
gentechnik kommt auf über 43 % Wirkungsgrad 
(LAMBERTZ, 2003). Durch Weiterentwicklungen wird 

- bereits seit langer Zeit - eine weitere Erhöhung der Wir- 
kungsgrade auf 55 % erhofft (COORETEC, 2003, S. 6 ff; 
vgl. zu technischen Details BMWi, 1 999). Bislang ist noch 
nicht zu erkennen, ob sich die Technologie von weiterent- 
wickelten Dampfturbinenkraftwerken mit superkritischen 
Dampfzuständen („700°C-Kraftwerk“) oder das Konzept 
des GuD-Kombiprozesses mit integrierter Kohlevergasung 
(IGCC) durchsetzen werden. Erstere bietet für Investoren 

- zumindest innerhalb der nächsten Jahre - eine höhere 
Planungssicherheit als Kohlekraftwerke mit integrierter 
Vergasung, da es sich um die Weiterentwicklung einer be- 
kannten Technologie handelt. Vorteile des IGCC-Kon- 
zepts sind höhere Wirkungsgrade und die bessere Eignung 
zur C02-Sequestrierung (COORETEC, 2003; lEA, 
2001a). Insgesamt können durch den Ersatz alter Kohle- 
kraftwerke durch hocheffiziente Kohlekraftwerksneubau- 
ten die spezifischen C02-Emissionen um nicht mehr als 
etwa 30 % (beziehungsweise maximal 36 % für alle Treib- 
hausgase) gesenkt werden (COORETEC, 2003, S. 8; 
LANDGREBE et ah, 2003). 

Weitere Einsparpotenziale sind im Bereich der gekoppelten 
Erzeugung von Elektrizität und Wärme zu erschließen. Ge- 
genüber elektrischen Wirkungsgraden von bis zu 45 % in 
modernen Kohlekraftwerken und 58 % bei gasbetriebenen 
GuD-Anlagen sind bei gekoppelter Erzeugung von Strom 
und Wärme Gesamtwirkungsgrade von 70 bis über 90 % 
möglich. Die Potenziale für den Ausbau von Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlagen werden vor allem durch die verfügbaren 
Wärmesenken und die damit verbrmdenen strukturellen 
Standortentscheidungen determiniert. Theoretisch könnte 
unter Nutzung des Wärmebedarfs im Bereich der Fern- 
wärme und der industriellen Wärme die Kraft-Wärme- 
Kopplung (KWK) bis zu einem Anteil von 50 bis 70 % des 
heutigen Strombedarfs ausgebaut werden (Enquete Kom- 
mission, 2002). Auf jeden Fall erscheint auch im Hinblick 
auf die KWK-Nutzung in anderen europäischen Ländern 
eine Vervielfachung des derzeitigen Anteils von rund 10 % 
machbar (SRU, 2002, Tz. 489). 

33. Insgesamt reichen die durch eine Modernisierung 
von Kohlekraftwerken erschließbaren C02-Minderungen 
alleine nicht aus, um einen proportionalen Beitrag des 
Stromsektors zu einem Minderungsziel von 40 % bis 
2020 und insbesondere zu einem 80-%-CO2-Reduktions- 
ziel bis 2050 zu erreichen. Schon für das Etappenziel ei- 
ner 40-%-Reduktion müsste die Kohlestromkapazität in 
Deutschland sinken (LANDGREBE et al., 2003; auch: 
MATTHES und ZIESING, 2003a; GÜNTHER et al., 
2003). Unter der Vorgabe eines 80-%-Ziels bis 2050 wäre 
von einem weiteren erheblichen Rückgang des Kohlestrom- 
anteils auszugehen, sofern die C02-Abscheidung keine 
breit anwendbare Option wird. So ergeben die im Auftrag 
der Enquete-Kommission „Nachhaltige Energieversor- 
gung unter den Bedingungen der Globalisierung und der 
Liberalisierung“ berechneten Nachhaltigkeitsszenarien 
für Deutschland, dass unter der Annahme einer 80-%-Re- 


duktion der THG-Emissionen bis 2050 nur noch ein nied- 
riger Sockel an Kohlekraftwerken erhalten bleiben kann 
(maximal 7,5 GW; Enquete Kommission, 2002). Das für 
das Umweltbundesamt entworfene Nachhaltigkeitsszena- 
rio sieht eine vergleichbare Reduktion des Anteils an 
Kohlekraftwerken auf rund 5 GW überwiegend in KWK 
betriebenen Anlagen bis 2050 vor (LANDGREBE et al., 
2003, S. 31; FISCHEDICK et al., 2002). 

Eine solche Entwicklung ginge mit dem Abbau von aus 
Altersgründen ohnehin außer Betrieb gehenden Kapazitä- 
ten einher (Tz. 29), sodass dies keine Entwertung geleis- 
teter Investitionen bedeuten würde. Dagegen bestünde bei 
in den kommenden Jahren neu in Betrieb genommenen 
kohlebetriebenen Anlagen die Gefahr, dass sie unter fort- 
laufend strikter werdenden C02-Zielvorgaben unrentabel 
würden. Bereits mit der Einführung des Emissionshan- 
dels zum 1. Januar 2005 (Abschn. 2.2.4) ist von einer 
Verschlechterung der Wettbewerbsposition des Kohle- 
stroms gegenüber Strom aus erdgasbetriebenen Kraftwer- 
ken auszugehen, die mit strikter werdenden zukünftigen 
Zielvorgaben und somit steigenden Zertifikatspreisen zu- 
nehmen wird (Abb. 2-7). 

Nach Auffassung des Umweltrates bedeutet der mögliche 
Pfad einer deutlichen Reduktion der deutschen Kohlever- 
stromung jedoch nicht das Ende der weiteren deutschen 
Technologieentwicklung bei der Kohle verstromung. Die 
Entwicklung, Erprobung und Demonstration effizienterer 
Kohlekraftwerke und von verbesserten Verfahren der 
C02-Abscheidung wird vom Umweltrat befürwortet. Sie 
sind aber kein Argument für einen hohen Anteil an Koh- 
lekraftwerken. 

2.2.3.2.2 Abscheidung und Lagerung von CO 2 

34. Eine Möglichkeit, hohe Klimaschutzanforderungen 
und die Verbrennung fossiler Energieträger miteinander 
zu vereinbaren, könnte grundsätzlich die Abscheidung 
und Lagerung von CO 2 bieten. Diese Technologie soll ein 
Schlüsselelement des US-amerikanischen Klimaschutzes 
sein. Derzeit werden vor allem in den USA, Kanada, Aus- 
tralien und in der EU Forschungen auf diesem Gebiet 
durchgefuhrt (vgl. Übersicht in SOLSBERY et al., 2003; 
DOE, 2003; lEA, 2002a, EU-Kommission, 2003c; De- 
partment of Trade and Industry, 2002). 

Mittels der Abscheidung kann der C02-Ausstoß eines 
Kraftwerks um 80 % (Enquete Kommission, 2002, 
Tab. 4-59) bis 90 % (COORETEC, 2003) reduziert wer- 
den. Allerdings fuhrt dies zu Wirkungsgradverlusten des 
Gesamtsystems zwischen 8 und 13 % (Enquete Kommis- 
sion, 2002; vgl. WBGU, 2003a, S. 92). Diese Verluste 
sind am höchsten bei der C02-Abscheidung aus konven- 
tionellen Kohlekraftwerken, da dort das Rauchgas nur ge- 
ringe C02-Konzentrationen von etwa 14 % enthält und 
somit große Volumina behandelt werden müssen. In künf- 
tigen Kohlekraftwerken mit integrierter Vergasung 
(IGCC-Kraftwerken), in denen die Kohle vor der Ver- 
brennung durch die Zufuhr von Sauerstoff oder Luft und 
Wasserdampf zu Kohlenmonoxid, CO 2 und Wasserstoff 
(so genanntes Synthesegas H 2 +CO 2 +CO) vergast und 
dann gereinigt wird, wird das CO 2 vor der Verbrennung 
vom Brenngas separiert. Aufgrund des vergleichsweise 
hohen C02-Gehalts von 35 bis 40 % (lEA, 2001a, S. 11) 
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lässt sich das CO 2 mit geringeren Wirkungsgradverlusten 
abscheiden. Damit stellt die Kombination aus Abschei- 
dung und Kohlevergasung die überlegene technisehe 
Möglichkeit dar (COORETEC, 2003, S. 9). 

35. Während es teehnisch möglieh ist, den größten Teil 
des CO 2 aus dem Rauch- beziehungsweise Brenngas zu 
entfernen, ergeben sieh Sehwierigkeiten bei der Entwick- 
lung preisgünstiger Abscheideverfahren für große Kapa- 
zitäten und vor allem bei der Lagerung (s. auch RNE, 
2003, S. 12). Da das abgeschiedene CO 2 nur zu einem ge- 
ringen Anteil verwertet werden kann (CORETEC, 2003, 
S. 10), muss es größtenteils deponiert werden. Dabei 
muss sichergestellt sein, dass auch langfristig kein CO 2 
aus den Lagerstätten austritt. Der plötzliche Austritt von 
großen Mengen CO 2 hätte nicht nur für das Klima nega- 
tive Folgen sondern wäre auch für tierisches und mensch- 
liehes Leben gefährlich, da CO 2 bei großen Mengen den 
Sauerstoff verdrängen kann (HERZOG et al., 2000). Da 
CO 2 unter hohem Druck gespeichert werden soll um 
mögliehst hohe Speicherdichten zu erzielen (ICCEPT, 
2002), müssen Lagerstätten auch unter Druckerhöhung 
langzeitig dicht bleiben. Als relativ sicher und technisch 
einfach realisierbar erseheint die Lagerung in Öl- und 
Gaslagerstätten, deren Potenzial aber begrenzt ist. Dage- 
gen ist es sowohl teehniseh als auch vor allem unter dem 
Aspekt der langfristigen Lagerungssieherheit nicht ge- 
klärt, wie viel CO 2 in Kohleflözen und in tiefen sahnen 
Aquiferen eingelagert werden kann, die beide ein hohes 
Volumenpotenzial aufweisen könnten. Die C02-Lagerung 
im Ozean wird wegen hoher ökologischer Risiken derzeit 
als problematiseh angesehen. 

Aufgrund der Unsicherheiten über die Lagermöglichkei- 
ten in Kohleflözen und sahnen Aquiferen sind keine ver- 
lässlichen Aussagen über die Speicherkapazitäten mög- 
lieh. Die Enquete-Kommission berücksichtigt in ihrer 
Sehätzung nur die relativ gesicherten Speicherkapazitäten 
in Deutschland (Öl- und Gasfelder, Kohleflöze bis 
1 500 m Tiefe) und kommt so auf eine recht niedrige Spei- 
cherkapazität von etwa 4 Mrd. t CO 2 (Enquete-Kommis- 
sion, 2002), die innerhalb der Spannbreite von 3 Mrd. t 
bis lOMrd. tC02 anderer Schätzungen (MAYetal., 
2002) liegt. Weltweit und europaweit ist von deutlich hö- 
heren Lagerkapazitäten auszugehen (Enquete-Kommis- 
sion für Europa 100 Gt CO 2 ; lEA weltweit: mindestens 
1 300 bis 11 000 Gt CO 2 ). Allerdings sind trotz größerer 
europäischer Lagermöglichkeiten für Deutschland vorerst 
nur die niederländischen Kapazitäten wegen der geringe- 
ren Entfernung interessant. Ansonsten würden sich erheb- 
liche Transportkosten ergeben. Die Enquete-Kommission 
schätzt als Folge der begrenzten Kapazitäten den potenzi- 
ellen Minderungsbeitrag dureh C02-Abseheidung und - 
Lagerung vorerst auf maximal 10 % der Emissionen von 
1990 (Enquete-Kommission, 2002, S. 258). 

36. Die Kosten des beschriebenen Verfahrens werden 
vor allem vom technisehen Prozess der Abscheidung 
selbst determiniert, für den Kosten von etwa 18 bis 
60 Euro/t CO 2 geschätzt werden. Dabei liegen die Kosten 
der Abscheidung aus dem Rauchgas konventioneller 
Kraftwerke deuflich über denen der Abscheidung aus 
dem Brenngas von IGCC-Kraftwerken (Enquete-Kom- 
mission, 2002, S. 253; lEA, 1998, Tab. 2, 4). Hinzu kom- 
men die Kosten für den Transport in der Größenordnung 


zwischen 10 und 25 Euro/t CO 2 sowie Lagerkosten. Ins- 
gesamt werden in Deutschland Kosten für Abscheidung, 
Transport und Lagerung von CO 2 zwischen einer Unter- 
grenze von 30 Euro und einer Obergrenze von 70 bis 
100 Euro/t CO 2 erwartet (COORETEC, 2003; Enquete- 
Kommission, 2002; vgl. auch ICCEPT, 2002, S. 59), was 
bei Braunkohlekraftwerken zusätzlichen Stromgeste- 
hungskosten von rund 3 bis 10 ct/kWh entspräche. Zwar 
sind bei einer Weiterentwicklung dieser Technik noch 
Kostensenkungen zu erwarten. Dennoch könnten die 
Kosten der Sequestrierung deren Wirtschaftlichkeit im 
Vergleich mit anderen Vermeidungsoptionen infrage sfel- 
len. Zu dieser Einschränkung der Abscheidungsoption 
kommt hinzu, dass auch ihre Befürworter sie erst naeh 
2020 für realisierbar halten. Für den jetzt anstehenden 
Ausbau des Kraftwerksparks kommt diese Technik damit 
zu spät (PFAFFENBERGER und HILLE, 2004; Forum 
für Zukunftsenergien, 2002, S. 102). 

2.2.3.2.3 Energieträgerwechsel 

Erdgas 

37. Dureh einen Wechsel der Primärenergieträger kön- 
nen erhebliehe Mengen des C02-Ausstoßes des Strom- 
sektors eingespart werden. Langfristig verspricht der 
Wechsel auf emeuerbare Energien die größten C02-Ein- 
sparungen. Angesichts der derzeitigen Kostensituation ist 
es jedoeh wahrseheinlicher, dass der Anteil von Erdgas 
als Energieträger für die Stromversorgung wenigstens für 
eine Übergangszeit deutlich steigen wird. Erdgas besitzt 
im Vergleich zur Kohle deutlieh geringere brennstoffspe- 
ziflsche C02-Emissionen (Abb. 2-6). Bei der Umstellung 
von kohle- auf erdgasbefeuerte Kraftwerke verringern 
sieh die brennstoffspezifischen THG-Emissionen um 
rund 40 %. Bei Berücksichtigung der höheren Wirkungs- 
grade gasbetriebener GuD-Kraftwerke liegt die Reduzie- 
rung mit etwa 60 % weniger C02-Emissionen im Ver- 
gleich zu Kohlekraftwerken noch deutlich höher (RNE, 
2003, S. 12; PRUSCHEK, 2002, S. 235 ff). 

Selbst unter Berücksichtigung von Förder- und Transport- 
verlusten gerade bei Importen aus Russland ist die CO 2 - 
Bilanz des Erdgases besser als die der Kohle (Abb. 2-6; 
auch LECHTENBÖHMER et al., 2003). Darüber hinaus 
ist zu erwarten, dass sich die Förder- und Transportbedin- 
gungen gerade russischer Gasexporte verbessern werden, 
wozu auch Projekte nach dem Joint Implementation- 
Mechanismus des Kioto-Protokolls beitragen könnten 
(PROGNOS AG, 2002, S. 55; MATTHES, 2003, S. 12). 
Pläne der russischen Regierung, den Anteil des exportier- 
ten Erdgases zulasten des heimischen Verbrauchs zu stei- 
gern und stattdessen vermehrt Kohle- und Atomstrom 
einzusetzen, sind klima- und umweltpolitisch problema- 
tisch (BFAI, 2002; lEA, 2002b). Ob diese Pläne tatsäch- 
lich realisierbar sind, kann aber in Anbetracht des dafür 
notwendigen Investitionsvolumens einerseits und der den 
heimischen Erdgasabsatz fördernden derzeitigen Preis- 
struktur in Russland andererseits bezweifelt werden 
(ENGERER, 2003; vgl. auch GÖTZ, 2002). Insgesamt 
erscheint unter Klimaschutzaspekten eine deutliche Stei- 
gerung der Erdgasverstromung als eine ökologisch sinn- 
volle Option (Abb. 2-6; Enquete-Kommission, 2002, 
S. 372 f ; FISCHEDICK et al., 2002, S. 193 ff). 
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Abbildung 2-6 


Treibhausgasemissionen von Erdgas nnd Kohle verschiedener Förderländer 


Steinkohle USA 
Steinkohle RSA 
Steinkohle PL 
Steinkohle GUS 
Steinkohle D 
Braunkohle D 
Erdgas GUS 
Erdgas NOR 
Erdgas NL 
Erdgas D 
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Quelle: MATTHES, 2003 



38 . Auch unter ökonomischen Aspekten ist ein Energie- 
trägerwechsel wahrscheinlich. Unter einem 40-%-Ziel ist 
infolge des Emissionshandels davon auszugehen, dass die 
Verstromung kohlenstoffarmer Energieträger, insbeson- 
dere von Gas, relativ zur Kohle rentabler wird. Modell- 
rechnungen für im Jahr 2015 in Betrieb genommene 
Kraftwerke zeigen, dass bei Zertifikatspreisen von rund 
20 Euro/t CO 2 neu errichtete erdgasbetriebene GuD- 
Kraftwerke auch im Grundlastbetrieb Strom zu geringe- 
ren Kosten erzeugen könnten als Stein- und Braunkohle- 
kraftwerke (Abb. 2-7; MATTHES und ZIESING, 2003b, 
S. 10; vgl. auch REINAUD, 2003). Eine Studie von 
McKlNSEY kommt zu dem Ergebnis, dass in Europa ab 
einem Zertifikatspreis von 25 Euro/t CO 2 der Neubau 
hoch effizienter gasbetriebener GuD-Kraftwerke kosten- 
günstiger als der Weiterbetrieb älterer Kohlekraftwerke 
sein würde. Unter diesen Bedingungen würde in Europa 
zwischen 2005 und 2012 ein Drittel der Stromerzeugung 
aus Kraftwerken mit hohen C02-Emissionen vom Grund- 
in den Spitzenlastbereich verschoben und ein weiteres 
Drittel durch Gaskraftwerke ersetzt werden. Damit wäre 
für die EU der Wechsel von kohle- auf gasgefeuerte 
Kraftwerke die kostengünstigste Möglichkeit zur Errei- 
chung ihrer Reduktionsziele (LEWA und LEKANDER, 
2003). 

Erneuerbare Energien 

39 . Die Nutzung emeuerbarer Energiequellen anstelle 
der Verbrennung fossiler Energieträger ist unzweifelhaft 
die klimaverträglichste Stromerzeugungsform. Für das 


technische Potenzial der Nutzung emeuerbarer Energie- 
quellen zur Stromerzeugung in Deutschland werden als 
Untergrenze 450 TWh/a angegeben (NITSCH et al., 
2001), was dem deutschen Bruttostromverbrauch des Jah- 
res 2003 (588 TWh) nahe kommt. Das größte Stromer- 
zeugungspotenzial besitzen die Windenergienutzung und 
die photovoltaische Sonnenenergienutzung. Die Nutzung 
der Geothermie zur Stromerzeugung ist aufgrund der per- 
manenten Verfügbarkeit der Energie eine vielverspre- 
chende Energietechnologie mit hohem Potenzial, die sich 
allerdings erst in einem frühen Entwicklungs- und Ein- 
satzstadium befindet (PASCHEN et al., 2003). 

Der Nutzung emeuerbarer Energien stehen derzeit vor al- 
lem noch ihre höheren Kosten entgegen (Tz. 41). Im Jahr 
2003 wurde das Potenzial regenerativer Stromerzeugung 
mit rand 44 TWh nur zu 8 % genutzt, vor allem durch die 
Stromgewinnung aus Wasserkraft und Windkraft (4,1 % 
bzw. 3,1 % des Bruttostroms im Jahr 2002; WITTKE und 
ZIESING, 2004). 

40 . Aus technischer Sicht liegen die Probleme der Nut- 
zung von Wind und Sonne darin, dass sie als fluktuie- 
rende Energien in das bestehende Energieversorgungssys- 
tem zu integrieren sind. Im Gegensatz zur fast immer 
verfügbaren Leistung aus fossilen Kraftwerken unterliegt 
die Leistung von Wind- und Sonnenenergieanlagen 
- nicht aber die aus geothermischen oder biomassebefeu- 
erten Kraftwerken - starken Schwankungen. Diesen Leis- 
tungsschwankungen kann jedoch durch eine Anpassung 
des gesamten Energieversorgungssystems mit folgenden 
Maßnahmen begegnet werden (KRÄMER, 2003; 
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Abbildung 2-7 


Stromgestehungskosten neu erriehteter Kondensationskraftwerke* ohne und 
mit C02-Zertifikatspreisen von 20 Euro pro t CO 2 


a) ohne CO^-Aufschlag 



Volllaststunden Volllaststunden 


♦ Steinkohlenkraftwerk 

M Erdgas GuD-Kraftwerk 

A Braunkohlenkraftwerk 

X— Biomasse-Kraftwerk 

X Wasserkraftwerk 



b) mit C02-Aufschlag von 20 Euro pro t COj 



Volllaststunden Volllaststunden 


♦ Steinkohlenkraftwerk 

M Erdgas GuD-Kraftwerk 

A Braunkohlenki'aftwerk 

)< Biomasse-Kraftwerk 

X Wasserki'aftwerk 



Inbetriebnahme im Jahr 2015, Nutzungsdauer von 30 Jahren, Zinssatz 8 % 
Quelle: MATTHES und ZIESING, 2003a, verändert 
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FISCHEDICK et al, 2002; TRIEB et al., 2002; FLEI- 
SCHER, 2001; QUASCHNING, 2000; NITSCHetal., 

2001 ): 

- Nutzung eines breiten Spektrums an emeuerbaren 
Energien. 

- Ausgleieh von lokalen kurzfristigen Leistungseinbrü- 
ehen über den überregionalen Netzverbund beziehungs- 
weise von saisonalen Schwankungen über einen inter- 
nationalen Netzverbund: In einem Netzverbund ist es 
möglich, die Leistungsschwankungen zu großen Teilen 
auszugleichen. Während bei einer einzelnen Windener- 
gieanlage Gradienten der Leistungsabgabe in einem 
Einstundenintervall von bis zu 80 % gemessen wurden, 
betrug die für den gleichen Zeitraum maximal gemes- 
sene Leistungsänderung in einem Windparkverbund 
mit knapp 1 500 Anlagen - 23 % beziehungsweise 
-t 14 % (NITSCH et al., 2001, S. 327). Die Bedeutung 
der Stromnetze wird in einem regenerativ geprägten 
System also nicht abnehmen, sondern sich tendenziell 
ausweiten, da des Weiteren auch große OfFshore- Wind- 
parke mit Leistungen im Bereich von Großkraftwerken 
und perspektivisch auch der Import von regenerativ 
erzeugtem Strom ermöglicht werden sollen (vgl. 
LUTHER, 2002; HAUBRICH et al, 2002). 

- Verminderung des Regelleistungsbedarfs durch fossil 
oder mit Biogas betriebene Spitzenlastkraftwerke so- 
wie Anpassung des Kraftwerksparks: Auch heute 
schon werden Kraffwerksreserven vorgehalten, die un- 
erwartete Leistungseinbrüche innerhalb von Sekunden 
oder Minuten kompensieren können (vgl. DANY und 
HAUBRICH, 2000). Durch steigende Anteile an fluk- 
tuierender Stromerzeugung, vor allem Windenergie, 
wird der Bedarf an Regelleistung erhöht. Diesem er- 
höhten Bedarf an Regelleistung kann auf der Erzeu- 
gungsseite durch einen Ausbau von flexiblen Kraft- 
werken im Spitzen- und Mittellastbereich begegnet 
werden. Als Richtwert bis zum Auftreten von Netz- 
problemen geben einige Autoren einen Anteil des 
Windstroms von 15 % an (KLEEMANN, 2002; auch: 
TRIEB et al., 2002). Allerdings führen hohe Anteile 
von Energiequellen mit fluktuierendem Energiedarge- 
bot im heutigen grundlastbasierten Energiesystem zu 
Effizienzeinbußen. Ab einem Anteil regenerativer 
Energien von mehr als 20 % wird Strom auch im 
Grundlastbereich substituiert, was zu Verlusten der auf 
Dauerlast konzipierten Kraftwerken führt, die ver- 
mehrt angefahren und damit in Bereichen schlechterer 
Wirkungsgrade betrieben werden müssen (NITSCH 
etal, 2001, S. 328). Daher ist für eine Stromversor- 
gung mit hohen Anteilen an fluktuierenden Leistungen 
ein erhöhter Anteil gasbetriebener GuD-Kraftwerke 
wirtschaftlich vorteilhafter (KRÄMER, 2003; 
WAGNER und BRÜCKL, 2002). 

- Verbesserung der Vorhersagbarkeit der verfügbaren 
Leistungen: Um hohe Anteile fluktuierender Energie- 
quellen integrieren zu können, ist eine verlässliche 
Prognostizierbarkeit der erzeugten Leistung Voraus- 
setzung. So wird derzeit an der Entwicklung eines Re- 
chenmodells zur Windleistungsprognose für Zeit- 


räume von Stunden und Tagen für den deutschen 
Regelblock gearbeitet (SAßNICK, 2002; ERNST und 
ROHRING, 2001). Eine Simulation des Grenzfalls 
von Windleistungen in Höhe der Maximallast des Sys- 
tems zeigt, dass durch eine verbesserte Prognostizier- 
barkeit der Windenergieleistung der Reservebedarf 
des Systems halbiert werden kann, wenngleich er auch 
dann noch deutlich höher ist als in einem System ohne 
Windenergie (DANY und HAUBRICH, 2000; vgl. 
auch DANY, 2000). In diesem Zusammenhang er- 
scheint auch die Leistungsregelung von großen Wind- 
parks sinnvoll. 

- Speicherung von überschüssig erzeugter Energie (z. B. 
in Form von Pumpspeicherkraftwerken und langfristig 
in Form von Wasserstoff), die beim Auftreten von 
Leistungslücken abgerufen werden kann. 

- Anpassung des Energieverbrauchs an ein fluktuieren- 
des Stromdargebot durch innovative Elektrogeräte: 
Neben einer Modifizierung auf der Versorgungsseite 
ist auch auf der Nachfrageseite die Anpassung an ei- 
nen variablen Lastgang teilweise möglich 
(ALTGELD, 2002). So ist für die Bereitsfellung vieler 
Energiediensfleistungen keine permanente Verfügbar- 
keit von elektrischer Energie nötig. Im Haushalts- 
bereich bestehen Verlagerungsmöglichkeiten an 
elektrischer Last vor allem bei Kühlgeräten, Wasch- 
maschinen, Wäschetrocknern und Speicherheizungen. 
Das Verlagerungspotenzial der elektrischen Last im 
Haushaltsbereich wird auf 40 % und im Industriesek- 
tor auf 10% eingeschätzt (QUASCHNING, 2000). 
Die gesamten Verlagerungspotenziale aus allen Sekto- 
ren werden im Jahresmittel auf 1 5 bis 1 8 % geschätzt. 
Demzufolge wäre eine Durchdringung mit fluktuie- 
renden Energieträgern bis zur Höhe von einem Sechs- 
tel bis zu einem Viertel des Nettostromverbrauchs al- 
lein durch Verlagerungseffekte möglich. Würden 
zusätzlich bestehende Speicherkapazitäten in Pump- 
speicherkraftwerken und 50 % des verfügbaren Bio- 
massepofenzials in nachfragegeführten Biomasse- 
Blockheizkraftwerken eingesetzt, so käme es bei ei- 
nem Anteil des regenerativ erzeugten Stroms von bis 
zu 30 % zu keinem erhöhten Speicherbedarf 
(QUASCHNING, 2000). 

41 . Die Gestehungskosten für Sfrom aus regenerafiven 
Energien liegen bislang noch über denen aus fossilen 
Energiefrägem. Allerdings kann auch weiterhin von er- 
heblichen Kostensenkungen ausgegangen werden. Wäh- 
rend für das Verdopplungsziel des Anteils emeuerbarer 
Energien bis 2010 auch auf Technologien mit Kosten 
zwischen 7,5 und 12,5 ct/kWh zurückgegriffen werden 
muss, dürfte 2020 der Großteil des Potenzials an 
regenerativen Energien zu einen Strompreis von unter 

7.5 ct/kWh zu erschließen sein (NITSCH et al., 2001). 
Für Windenergie, die neben der Wasserkraft die derzeit 
günstigste emeuerbare Energietechnologie darstellt, wer- 
den für das Jahr 2010 Stromgestehungskosten von durch- 
schnittlich 6,3 ct/kWh erwartet, für das Jahr 2020 von 

3.5 bis 5,5ct/kWh (NITSCHetal., 2001; ähnlich: 
Enquete-Kommission, 2002). 
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Zu diesen Stromgestehungskosten addieren sich Kosten, 
die durch die Vorhaltung von Reserveleistung und den er- 
forderlichen Ausbau der Netzkapazitäten des Stromnetzes 
entstehen (HAUBRICH, 2002; TAUBER, 2002; KÖPKE, 
2003). Durch Fortschritte bei der Prognostizierbarkeit der 
verfügbaren Windenergieleistung lassen sich die notwen- 
dige Reserveleistung und deren Kosten aber minimieren, 
zusätzlich ist bei einer Zusammenlegung der bisher vier 
Regelzonen eine deutliche Senkung der Regelenergiekos- 
ten zu erwarten (THEOBALD et al., 2003, S. 43 f ). ln ei- 
ner gemeinsamen Regelenergiezone könnten durch Aus- 
schöpfung von Synergiepotenzialen einerseits die 
Sekundärregelung und Minutenreserve reduziert werden, 
andererseits würde eine steigende Anzahl von Regelener- 
gielieferanten zu mehr Wettbewerb führen. Auch Mehr- 
kosten für die schlechtere Auslastung konventioneller 
Kraftwerke treten hauptsächlich dann auf, wenn die der- 
zeitige grundlastorientierte Struktur des Kraftwerksparks 
beibehalten wird. 

42. Unter Berücksichtigung der ökologischen, techni- 

schen und ökonomischen Herausforderungen halten un- 
terschiedliche Klimaschutzszenarien für das Jahr 2020 ei- 
nen Anteil regenerativer Energieträger an der 
Stromerzeugung zwischen 21 % und rund 30 % für wahr- 
scheinlich (BMWI, 2001, S. 45; NlTSCHetal., 2001; 
TRIEB et al., 2002; FISCHEDICK et al, 2002; 
PROGNOS AG, 2002). Langfristszenarien bis 2050, die 
von der Vorgabe einer THG-Emissionsminderung um 
80 % gegenüber 1990 ohne Einsatz der C02-Abscheidung 
ausgehen, kommen auf einen Stromanteil der emeuerba- 
ren Energien von 55 bis 65 % (FISCHEDICK et al, 2002, 
S. 190 ff.; TRIEB et al., 2002; Enquete-Kommission, 
2002). Eine solche Zunahme würde vor allem durch den 
Ausbau der Windenergienutzung und zunehmend auch 
den Import von regenerativ erzeugter Elektrizität getra- 
gen (zur Bedeutung des Imports vgl. TRIEB et al, 2002; 
FISCHEDICK et al., 2002). Windkraftanlagen könnten 
demnach zwischen 84 und 137 TWh Strom erzeugen, was 
etwa 35 bis knapp 60 GW an installierter Leistung ent- 
spricht (Enquete-Kommission, 2002; 

FISCHEDICK et al., 2002). Die Verstromung von Bio- 
masse und Biogas findet in den Szenarien hauptsächlich 
in KWK- Anlagen statt und wird auf einen möglichen An- 
teil von 35 bis 49 TWh im Jahr 2050 geschätzt 
(PROGNOS et al., 2002). 

2.2. 3.2.4 Minderungspotenziale beim 
Stromverbrauch 

43. Basis jeder klimaverträglichen Umgestaltung des 
Energieversorgungssektors ist die Kombination aus Maß- 
nahmen auf der Angebots- und der Nachfrageseite. Es 
kann nach Auffassung des Umweltrates nicht Aufgabe 
der emeuerbaren Energien sein, einen wachsenden 
Strombedarf zu decken. Die Ausschöpfung der angebots- 
seitigen Klimaschutzpotenziale muss daher durch nach- 
frageseitige Reduktionsmaßnahmen ergänzt werden. 
Beim Stromverbrauch ist in den letzten Jahren jedoch 
eine Zunahme zu verzeichnen. Zwischen 1993 und 2002 
sfieg der Sfromverbrauch um 12,4 % an. Damit stieg der 


Anteil des Stroms am Endenergieverbrauch von 17,1 auf 
19,3 %, bedingt vor allem durch die starke Bedeutungs- 
zunahme im Bereich des verarbeitenden Gewerbes (Ar- 
beitsgemeinschaft Energiebilanzen, 2003, Tab. 2.5). 

Unfer Trendbedingungen wäre ungeachtet hoher 
Stromeinsparpotenziale auch künftig von einem steigen- 
den Stromverbrauch auszugehen (PROGNOS und EWI, 
1999). Bei Ausnutzung der Einsparpotenziale ist eine 
Senkung des Stromverbrauchs jedoch möglich. Sie fällt 
aber geringer aus als der Rückgang des Endenergiever- 
brauchs insgesamt. Nach den Szenarien der Enquete 
Kommission und des Umweltbundesamtes kann ein 
Rückgang des Endenergieverbrauchs zwischen 37 und 
46% bis 2050 erreicht werden (FISCHEDICK et al., 
2002, S. 123 ff; PROGNOS et al., 2002, S. 85, 96; ISI 
und FZ Jülich, 2001). Für den Strombereich werden im 
Zeitraum bis 2020 mögliche Einsparungen von 12 % ge- 
schätzt (FISCHEDICK et al, 2002; LANDGREBE et al., 
2003). Der Nachhaltigkeitsrat geht von in den nächsten 
zwei Dekaden wirtschaftlich zu erschließenden Stromein- 
sparpotenzialen von gut 20 % des derzeitigen Strombe- 
darfs aus (RNE, 2003, S. 10). Im Folgenden sollen die 
nachfrageseitigen Einsparpotenziale beim Stromver- 
brauch dargestellt werden. 

Der Stromverbrauch im Bereich der privaten Haushalte 
kann insbesondere durch den Einsatz effizienterer Kühl- 
und Gefriergeräte sowie Spül- und Waschmaschinen ge- 
senkt werden. Vor allem die in Haushaltsgeräten ver- 
wandten elektromechanischen Antriebe weisen ein erheb- 
liches Einsparpotenzial auf (CENTNER, 2003). Durch 
den Einsatz effizienter Beleuchtungen und verbesserter 
Elektroherde sind weitere Einsparungen zu erzielen. Der 
überflüssige Stromverbrauch von etwa 20 TWh in 
Deutschland durch Stand-by-Schaltungen von Elektroge- 
räten ist technisch vergleichsweise einfach zu vermeiden 
(vgl. auch lEA, 2001b). Insgesamt können nach einer 
Einschätzung des Umweltbundesamtes etwa 15 % des 
derzeitigen Stromverbrauchs privater Haushalte ohne 
Mehrkosten eingespart werden, das technische Einspar- 
potenzial bis 2020 wird auf gut 50 % des derzeitigen 
Stromverbrauchs geschätzt (LANDGREBE et al., 2003, 
S. 21). Europaweit könnten nach einer Untersuchung der 
Internationalen Energieagentur bis zum Jahr 2030 bis zu 
38 % des häuslichen Stromverbrauchs (und damit 34 % 
der daraus resultierenden C02-Emissionen) gegenüber ei- 
ner Referenzentwicklung vermieden werden, indem Pro- 
dukte mit den geringsten Lebenszykluskosten eingesetzt 
werden, die für die Benufzer zu Nettogewinnen führen 
(lEA, 2003, S. 123 ff). Im japanischen Top-Runner-Pro- 
gramm (Tz. 80) wird durch Verbindlichmachung des 
Höchststandes an Energieeffizienz bei Kühlschränken 
und Kopiergeräten eine gerätespezifische Einsparung von 
30 % erwartet, bei Videorecordem 59 %, Klimaanlagen 
63 % und Computern 83 % (SCHRÖDER, 2003, S. 185). 

Im Bereich der Industrie liegen die größten Einsparmög- 
lichkeiten beim Einsatz von effizienten Elektromotoren 
und bei der Nutzung von Prozesswärme (LANDGREBE 
et al., 2003). 
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2.2.3.3 Fazit 

44. Eine angemessene Klimaschutzstrategie erfordert 
eine Dreistufigkeit aus einer Verringerung des Endener- 
gieverbrauchs, einem reduzierten Primärenergiever- 
brauch durch hohe Effizienz im Umwandlungsbereich 
und aus einer Senkung der C02-lntensität der Primärener- 
gieträger. Grundsätzlich bestehen mehrere technologische 
Möglichkeiten zur klimaverträglichen Umgestaltung des 
Stromsektors. 

Insgesamt erscheint es angesichts des anstehenden Han- 
dels mit C02-Zertifikaten und der dadurch geänderten 
Kostensituation als wenig wahrscheinlich, dass unter der 
Voraussetzung eines 40-%-Minderungsziels ein hoher 
Anteil an Kohlestrom auch weiterhin wirtschaftlich ver- 
tretbar bleibt. Da vor 2020 großtechnische C02-Abschei- 
deverfahren kaum kostengünstig zur Verfügung stehen 
werden und die erreichbaren Effizienzsteigerungen der 
Kohleverstromung nicht zur Einhaltung des 40-%-Ziels 
ausreichen, bis dahin aber ein großer Teil des deutschen 
Kraftwerksparks zu ersetzen ist, ergibt sich unter strikten 
C02-Emissionsvorgaben die Notwendigkeit einer Reduk- 
tion der Kapazität an Kohlekraftwerken bis 2020. Inwie- 
weit die Kohleverstromung danach noch wettbewerbsfä- 
hig sein wird, hängt - neben ihren durch den 
Emissionshandel oder andere Klimaschutzinstrumente 
entstehenden Kosten - maßgeblich von den Möglichkei- 
ten der C02-Abscheidung und -Lagerung ab. Ungewiss 
ist bis heute, in welcher Größenordnung sichere, langzeit- 
dichte Speicherkapazitäten zur Verfügung stehen. 

C02-arme Energieträger wie Erdgas und C02-freie emeu- 
erbare Energien werden unter der Voraussetzung eines 
40-%-Ziels und vor allem bei einem Minderungsziel in 
der Größenordnung von 80 % steigende Beiträge zur 
Stromversorgung Deutschlands leisten müssen. Dazu 
muss das System der Stromversorgung den Anforderun- 
gen an die Integration hoher Leistungen aus fluktuieren- 
den Energiequellen angepasst werden. Mit der Erhöhung 
des Anteils regenerativer Energiequellen und dem ver- 
stärkten Einsatz von KWK-Anlagen wird die Bedeutung 
der dezentralen Energieversorgung mit ihren kleinräumi- 
gen Versorgungsstrukturen deutlich steigen (s. hierzu aus- 
führlich lEA, 2002c; VDI, 2001; SCHMID, 2002). Im 
Nachhaltigkeitsszenario des Wuppertal Institutes für 
Klima, Umwelt, Energie wird von einem zunehmenden 
Anteil dezentraler Energietechnologien von derzeit 3 auf 
47,5 % im Jahr 2050 ausgegangen (RAMESOHL et al., 
2002, S. 5). 

45. In der Importabhängigkeit von Erdgas sieht der Um- 
weltrat keine wesentlichen Probleme. Zwar wird infolge 
des Emissionshandels der Anteil der Kohle zugunsten re- 
generativer Energien und des fast vollständig importier- 
ten Energieträgers Erdgas sinken. Jedoch besteht für den 
europäischen Erdgasbezug eine hohe Versorgungssicher- 
heit (HIRSCHHAUSEN und NEUMANN, 2003, 
Kasten 2), die auch bei steigenden Importmengen durch 
die Möglichkeit eines höheren Anteils an Flüssiggas 
(ENG) und der damit verbundenen zunehmenden Diver- 
sifizierung der Exportländer voraussichtlich aufrechter- 
halten werden kann. Bei der Betrachtung der Versor- 


gungssicherheit ist es wichtig, den Kraftwerkspark nicht 
isoliert zu behandeln. Vielmehr muss das gesamte Ener- 
gieversorgungssystem betrachtet werden. Durch Primär- 
energieeinsparung kann die Importabhängigkeit gesenkt 
werden. Aufgrund des Rückgangs des Primärenergiever- 
brauchs in einer nachhaltigen Energieversorgung 
(PROGNOS et al., 2002; FISCHEDICK et al., 2002) 
muss der relative Anstieg des Gasverbrauchs daher abso- 
lut gesehen keine Verschlechterung der Versorgungssi- 
cherheit bedeuten (vgl. SRU, 2002, Tz. 512). 

Befürchtungen über zu hohe Stromkosten durch steigende 
Anteile emeuerbarer Energiequellen sind nach Auffas- 
sung des Umweltrates deutlich zu relativieren. Da zu er- 
warten ist, dass die Preise für konventionell erzeugten 
Strom infolge der Kosten der Kraftwerksemeuerung und 
höherer Primärenergieträgerpreise steigen werden (WAG- 
NER und BRÜCKL, 2002; Enquete-Kommission, 2002, 
S. 385), die Preise der Energieerzeugung aus regenerati- 
ven Quellen hingegen sinken werden (NITSCH et al., 
2001), dürften sich die Mehrkosten auf eine vertretbare 
Differenz verringern. Höhere Nettostrompreise für die 
Endverbraucher können zudem durch effizientere End- 
verbrauchsgeräte kompensiert werden, sodass die Ge- 
samtkosten für vergleichbare Dienstleistungen aus Strom 
nicht oder nicht wesentlich ansteigen müssen. Ähnliche 
Erfahrungen wurden zwischen 1973 und 1986 in der japa- 
nischen Chemie-, Metall- und Textilindustrie gemacht, 
die die Belastung durch einen sehr hohen und zudem pro- 
gressiven Strompreis mit einer radikalen Effizienzsteige- 
rung beim Stromverbrauch aufzufangen vermochten 
(JÄNICKE et al., 1993, S. 145). 

Als Zwischenfazit der Potenzialabschätzung und der zu 
erwartenden Zusatzkosten lässt sich festhalten: Für einen 
Pfad des deutschen Klimaschutzes, der sich an anspruchs- 
vollen Reduktionszielen für 2020 und 2050 orientiert, 
sind weder signifikante technische Hemmnisse noch un- 
vertretbare Kostenbelastungen abzusehen. Die genannten 
Klimaschutzziele, deren Notwendigkeit der Umweltrat 
als gegeben ansieht, erfordern also vor allem Anstrengun- 
gen im Bereich der klimapolitischen Umsteuerung, wobei 
die Hemmnisse vor allem im Bereich der Kohleverstro- 
mung und der KWK liegen (Abschn. 13.2.2.3). 

2.2.4 Instrumentelle Umsetzung 
2.2.4.1 Emissionshandei 

46. Dem zum 1 . Januar 2005 EU-weit in BCraft tretenden 
Emissionshandel wird im deutschen Klimaschutzinstru- 
mentarium ein hoher Stellenwert zukommen, da mit den 
unter das Handelsregime fallenden Anlagen in Deutsch- 
land voraussichtlich etwa 99 % der C02-Emissionen der 
öffentlichen Stromerzeugung, 95 % der Emissionen der 
industriellen Stromerzeugung, 100 % der Emissionen der 
Metallerzeugung und -bearbeitung und der Mineralölver- 
arbeitung sowie große Teile der C02-Emissionen anderer 
industrieller Endenergieverbraucher erfasst werden. Da- 
mit würden trotz der Beschränkung auf die Sektoren 
Energiewirtschaft und Teile des Verarbeitenden Gewerbes 
circa 505 Mio. t CO 2 (berechnet auf dem Durchschnitt 
des Basiszeitraums 2000-2002) unter das Handelssystem 
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fallen (BMU, 2004). Diese Menge entsprieht 58 % der 
gesamten deutschen C02-Emissionen in diesem Basis- 
zeitraum. Für die EU 15 wird davon ausgegangen, dass 
mit dem Emissionshandel etwa 46 % des im Jahr 2010 
emittierten CO 2 erfasst werden (EU-Kommission, 2001c, 

5. 11). 

Der Umweltrat sieht im Emissionshandel grundsätzlich 
ein zielführendes und zugleich effizientes Instrument des 
Klimaschutzes. Entscheidende Voraussetzung für eine an- 
gemessene Wirksamkeit des Instruments ist allerdings, 
dass neben angemessenen Zielvorgaben hinreichende 
Kontroll- und Sanktionsmechanismen im Falle der Nicht- 
erfüllung verfügbar sind (SRU, 2002, Tz. 486 f ). Durch 
die Möglichkeit des Handels mit Emissionsrechten sind 
die Unternehmen in der Lage, ihre Produktion im Rah- 
men ihrer betriebsspezifischen technologischen und 
marktlichen Situation (Vermeidungskosten, Produktnach- 
frage) kostenminimal an die Begrenzung der Treibhaus- 
gasemissionen anzupassen. Die EU-Kommission schätzt, 
dass als Folge der Handelsoption das Kioto-Ziel zu Kos- 
ten erreicht werden kann, die um etwa 1,3 Mrd. Euro 
jährlich und damit um etwa 35 % unter den Kosten einer 
Zielerreichung mit alternativen Instrumenten liegen (EU- 
Kommission, 2001c, S. 49 f). Für Deutschland berechnet 
eine aktuelle Studie wahrscheinliche Kostenvorteile zwi- 
schen 230 und 545 Mio. Euro über den gesamten Zeit- 
raum der Zielerreichung bis 2008/12 (MATTHES et ah, 
2003). 

Kurzfristig wird der Emissionshandel zu einem verstärk- 
ten Einsatz der vorhandenen Produktionskapazitäten mit 
den geringsten Emissionsvermeidungskosten führen. 
Langfristig werden Anreize zur Investition in Produk- 
tions- und Energieerzeugungstechnologien mit minima- 
len Vermeidungskosten gesetzt. Somit wird nicht nur die 
Klimaschutzwirkung sondern auch die vom Emissions- 
handel angestoßene Innovationsdynamik vom Zielniveau 
der Treibhausgasemissionen bestimmt. 

Wichtig ist, dass sowohl das Zielniveau als auch der zeit- 
liche Pfad der Zielerreichung möglichst frühzeitig auf an- 
spruchsvollem Niveau spezifiziert werden. Für die betrof- 
fenen Unternehmen bedeutet dies langfristige 
Planungssicherheit und eine Verringerung preislicher 
Friktionen auf dem Markt für Emissionsrechte. Diskonti- 
nuierliche Zielvorgaben mit unzureichendem Zeithorizont 
- beispielsweise kurzfristige Verschärfungen im Zeichen 
unvorhergesehener dramatischer Klima-Ereignisse - kön- 
nen im kapitalintensiven Energieversorgungssektor zu 
unnötig teuren Pfadkorrekturen fuhren. Werden anfäng- 
lich zu niedrige Ziele ohne kalkulierbar striktere Vorga- 
ben für die weitere Zukunft gesetzt, besteht die Gefahr, 
dass Investitionen in eine Energieversorgungsstruktur ge- 
tätigt werden, die später zu überhöhten Vermeidungskos- 
ten führt. Eine solche volkswirtschaftliche Zusatzbelas- 
tung könnte die politische Durchsetzbarkeit künftig 
notwendiger Verschärfungen der Zielvorgaben erheblich 
beeinträchtigen. Der Umweltrat empfiehlt, dass auf der 
europäischen Ebene zeitnah verbindliche Ziele für wei- 
tere Verpflichtungsperioden gesetzt werden. Dabei muss 
die Klimapolitik deutlich machen, dass die im 

6. Umweltaktionsprogramm (Art. 2 ABI. L 242/1 vom 
10. September 2002) erfolgte Anerkennung der Notwen- 


digkeit einer langfristigen globalen Reduktion der THG- 
Emissionen um 70 % ernst gemeint ist (Tz. 27). Zudem 
muss dieses Ziel auf die europäische Ebene herunterge- 
brochen und in zeitlich gestaffelten, stufenweisen THG- 
Emissionsminderungsvorgaben konkretisiert werden. 
Eine wichtige Zwischenetappe bildet ein 30-%-Minde- 
rungsziel für die EU für das Jahr 2020. Deutschland sollte 
im Zusammenspiel mit Großbritannien hierbei eine füh- 
rende Rolle übernehmen. 

2.2.4.1.1 Allgemeine Anmerkungen zur 
Richtlinie der EU 

2.2.4.1 .1 .1 Stand der EU-Poiitik zum Handei 
mit Emissionsrechten 

47. Mit der EU-Richtlinie über ein System für den Han- 
del mit Emissionsrechten für Treibhausgase (RL 2003/87/ 
EG) stehen die wesentlichen Elemente des künftigen 
Emissionshandelssystems nunmehr fest. Damit rückt die 
Umsetzung dieses Instruments in den Mittelpunkt der 
Diskussion. Mit dem Entwurf des Treibhausgas-Emis- 
sionshandelsgesetz (Bundestagsdrucksache 15/2328) und 
dem Entwurf des Nationalen Allokationsplans (BMU, 
2004) hat die Umsetzung der Richtlinie in Deutschland 
begonnen. 

In der Richtlinie werden die Mitgliedstaaten vom 
1 . Januar 2005 an verpflichtet, ein auf die Energiewirt- 
schaft und große Teile des Verarbeitenden Gewerbes be- 
schränktes Handelssystem einzuführen. Einer dreijährigen 
Pilotphase folgen - zeitlich entsprechend den Zielen des 
Kioto-Protokolls - ab dem Jahr 2008 jeweils fünfjährige 
Verpflichtungsperioden. Die auf der Basis der europäi- 
schen Lastenverteilung der Kioto-Ziele (Tz. 15 ff.) be- 
stimmte Zertifikatsmenge wird von den Mitgliedstaaten 
nach einem vorab spezifizierten Verfahren den Anlagenbe- 
treibem kostenlos zugeteilt und anschließend zum Handel 
zugelassen (RL 2003/87/EG, Art. 11). Eine Erweiterung 
des Handels auch mit außereuropäischen Partnern soll auf 
dem Wege völkerrechtlicher Vereinbarungen im Rahmen 
der flexiblen Kioto-Mechanismen Joint Implementation 
(JI) und Clean Development Mechanism (CDM) ermög- 
licht werden (RL 2003/87/EG, Art. 30; KOM(2003)403 
endg.). Ein Austausch von Emissionsrechten zwischen den 
EU-Staaten und Teilnehmern anderer zukünftiger Emis- 
sionshandelssysteme von im Annex B des Kioto-Proto- 
kolls aufgeführten Drittländern wird angestrebt (RL 2003/ 
87/EG, Art. 25). Zur Sicherstellung der Kompatibilität mit 
bisherigen ordnungsrechtlichen Vorgaben ist eine Ände- 
rung der IVU-Richtlinie (RL 96/61 /EG) vorgesehen. 
Demnach dürfen für unter den Geltungsbereich des Emis- 
sionshandelssystems fallende Anlagen keine C02-Emis- 
sionsgrenzwerte vorgeschrieben werden, der Verzicht auf 
(beziehungsweise die Beibehaltung von) Energieeffizien- 
zanforderungen wird den Mitgliedstaaten freigestellt 
(RL 2003/87/EG, Art. 26). 

Die Bundesregierung hat sich Ende 2002 bei der EU- 
Kommission für eine Reihe von Modifikationen des 
Emissionshandelssystems eingesetzt, die ihren Nieder- 
schlag in der endgültigen Richtlinie gefunden haben. 

- Die Mitgliedstaaten haben die Emissionsrechte für 
die erste Periode (2005 bis 2007; im Folgenden: 
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Pilotphase) kostenlos zuzuteilen, eine Auktion ist op- 
tional für maximal 5 % der Emissionsrechte möglich, 
ln der zweiten Phase (2008 bis 2012) können maximal 
10 % der Emissionsrechte auf dem Wege der Auktion 
ausgegeben werden (RL 2003/87/EG, Art. 10). 

- Um wirtschaftliche Härten zu vermeiden, dürfen in 
der Pilotphase einzelne Anlagen oder ganze Wirt- 
schaftsbranchen von einer verpflichtenden Teilnahme 
am Emissionshandel ausgenommen werden (so ge- 
nanntes Opt Out) (RL 2003/87/EG, Art. 27). 

- Die unter den Emissionshandel fallenden Unterneh- 
men erhalten die Möglichkeit, ihre Emissionsrechte in 
einem Pool gemeinsam zu verwalten (RL 2003/87/ 
EG, Art. 28). 

Ob und inwiefern von der Möglichkeit des Opt Out je- 
doch Gebrauch gemacht werden wird, bleibt indes frag- 
lich (Tz. 50). Bislang liegen für eine breite Nutzung die- 
ser Option durch die deutsche Wirtschaft keine 
Anzeichen vor (SCHAFHAUSEN, 2003). 

2.2.4.1.1.2 Position des Umweitrates zum 
Emissionshandeismodeii der EU 

48. Bereits im Umweltgutachten 2002 hatte der Um- 
weltrat auf die Effizienzverluste einer Beschränkung des 
Handelssystems auf die in Annex I der Richtlinie genann- 
ten Sektoren der Energiewirtschaft und des Verarbeiten- 
den Gewerbes hingewiesen (SRU, 2002, Tz. 496 ff). Da 
nur ein Teil der klimarelevanten wirtschaftlichen Aktivi- 
täten in den Handel einbezogen ist, besteht weder die 
Garantie einer zielgenauen Realisierung des bundesdeut- 
schen Klimaschutzziels noch die Möglichkeit, kosten- 
günstige Vermeidungsmaßnahmen in anderen Sektoren 
(Dienstleistungen, Gewerbe, Haushalte und Verkehr) in 
das Handelssystem einzubeziehen. Grundsätzlich würde 
ein Emissionshandelssystem, das auf der ersten Handels- 
stufe für fossile Brennstoffe ansetzt, diese Probleme ver- 
meiden (SRU, 2002, Tz. 473). 

Gleichwohl sieht der Umweltrat in dem Richtlinienkon- 
zept einen geeigneten Ansatz den Klimaschutz in einem 
großen Bereich der Wirtschaft zielgenauer und mit gerin- 
geren gesamtwirtschaftlichen Kosten als bisher zu errei- 
chen und Erfahrungen mit dem im Klimaschutz neuen In- 
strument des Emissionshandels zu sammeln. Um diesen 
Anforderungen gerecht zu werden, erfordert das in der 
aktuellen Emissionshandels-Richtlinie vorgesehene Ver- 
fahren eine Reihe von Konkretisierungen und Verbesse- 
rungen, die im Folgenden dargestellt werden. 

2.2.4.1.2 Probleme der Umsetzung des 
nationalen Allokationsplans 

2.2.4.1 .2.1 Kompatibilität der nationalen 
Umsetzung des europäischen 
Emissionshandels mit der 
Klimaschutzvereinbarung der 
deutschen Industrie 

49. Nach der Richtlinie über den europäischen Emis- 
sionshandel ist die Menge der Emissionsrechte von jedem 


Mitgliedstaat in einem geeigneten Verfahren an den Zie- 
len der EU-Lastenteilungsvereinbarung auszurichten 
(RL 2003/87/EG, Art. 9). Die Bundesregierung beabsich- 
tigt, die erste Zuteilung der Emissionsrechte an inländi- 
sche Industrieanlagen auf Basis des nationalen Klima- 
schutzprogramms und der Selbstverpflichtungserklärung 
der deutschen Industrie durchzuführen. Dazu wird nach 
einem Entwurf des BMU (BMU, 2004) das in Ergänzung 
der Klimaschutzvereinbarung der deutschen Industrie 
(Bundesrepublik Deutschland und Deutsche Wirtschaft, 
2001) vereinbarte Ziel einer weiteren Reduktion um 
45 Mio. t CO 2 bis 2010 in einem nationalen Allokations- 
plan umgesetzt. Unter Berücksichtigung von Maßnah- 
men, die auf Sektoren außerhalb des Geltungsbereichs 
des Emissionshandels entfallen, und einer Kompensation 
des Atomausstiegs durch zusätzliche Zertifikate in Höhe 
von 7,3 Mio. t/a ergibt sich für den Zeitraum der Kioto- 
Verpflichtung 2008 bis 2012 ein Emissionsbudget für die 
Sektoren Industrie und Energie von 480 Mio. t CO 2 I&. Für 
die erste Handelsperiode 2005 bis 2007 leitet sich aus 
dem in der Vereinbarung konkretisierten Zwischenziel ei- 
ner Minderung um 20 Mio. t CO 2 bis 2005 gegenüber 
1998 (zeitlich interpoliert und um nicht unter das System 
fallende Anlagen korrigiert) ein Emissionsbudget von 
488 Mio. t C02/a ab. Die durchschnittlichen Gesamt- 
emissionen der unter das Emissionshandelssystem fallen- 
den Sektoren betrugen in der Basisperiode 2000 bis 2002 
505 Mio. t CO 2 I& (BMU, 2004). Bis zum Zeitraum 2005 
bis 2007 müssen also noch 17 Mio. t/a Minderungen er- 
bracht werden, bis 2008 bis 2012 25 Mio. t/a. 

Der Umweltrat sieht in der Selbstverpflichtung der deut- 
schen Industrie zwar eine geeignete Grundlage für den 
Einstieg in den Emissionshandel, legt jedoch dringend 
nahe, das durchaus moderate Ziel einer Reduktion um 
knapp 5 % bis 2010 gegenüber 2000 bis 2002 (bezie- 
hungsweise um 24,5 % gegenüber 1990) nach der ersten 
Kioto- Verpflichtungsperiode (2008 bis 2012) zu ver- 
schärfen. Für den Umweltrat nicht akzeptabel sind Forde- 
rungen aus der Wirtschaft, mit dem Verweis auf niedri- 
gere Zielvorgaben der europäischen Lastenverteilung für 
andere EU-Mitglieder hinter das Zielniveau der Selbst- 
verpflichtung zurückzufallen. Damit besteht die Gefahr 
einer Aufweichung einer zentralen Vorgabe des Klima- 
schutzes zu einem Zeitpunkt, zu dem weiter gehende 
Zielvorgaben vonnöten wären, um mit dem Emissions- 
handel die langfristig notwendigen Wirkungen zu errei- 
chen (ausführlich SRU, 2004a). 

Die einseitige Abschwächung der klimapolitischen 
Selbstverpflichtung der deutschen Industrie wäre insbe- 
sondere vor dem Hintergrund unakzeptabel, dass diese 
mit wesentlichen Konzessionen der staatlichen Seite 
(Verzicht auf KWK-Quote, Ausnahmeregelungen bei der 
Ökosteuer, Verzicht auf Energie-Audit etc.) verbunden 
war. Eine Aufweichung der Ziele würde die von der Wirt- 
schaft - im Rahmen des von ihr propagierten Instruments 
der freiwilligen Selbstverpflichtungsvereinbarung - ein- 
gegangen Minderungszusagen diskreditieren. Zudem 
würde eine Verringerung des Zielniveaus der unter das 
Emissionshandelssystem fallenden Sektoren zulasten an- 
derer Sektoren wie dem Verkehrs- und Haushaltsbereich 
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gehen, da Deutschland seine im Rahmen des Kioto-Proto- 
kolls eingegangene absolute Minderungsverpflichtung 
einhalten muss (Anhang 111, RL 2003/87/EG). Vor allem 
im Verkehr dürfte dies zu höheren gesamtwirtschaftlichen 
Kosten fuhren. Auch die Alternative eines staatlichen 
Ausgleichs der durch eine solche Flexibilisierung mögli- 
cherweise erzeugten Minderungslücke durch den Zukauf 
von Zertifikaten etwa im Rahmen von Joint Implementa- 
tion oder Clean Development Mechanism ist abzulehnen. 
Dies würde einer Subventionierung emissionsintensiver 
Industrien gleichkommen, die auch angesichts des aner- 
kannten Ziels eines allgemeinen Subventionsabbaus nicht 
zu rechtfertigen ist. 

Um die Komplexität des Handelssystems in der Start- und 
Lemphase gering zu halten, ist eine Konzentration auf das 
vom Umfang her bedeutsamste Treibhausgas CO 2 in den 
ersten beiden Phasen bis 2012 vertretbar. Für den Zeit- 
raum danach sollten jedoch frühzeitig Zielvorgaben für 
alle sechs Treibhausgase erarbeitet werden (ausführlich 
hierzu MICHAELIS, 1996). 

50. Die Möglichkeit des Opt Out von Anlagen oder 
Branchen in der Pilotphase bis 2007 erachtet der Umwelt- 
rat als nicht zielführend. Die Befreiung von Unternehmen 
aus dem Geltungsbereich des Emissionshandels erfordert 
eine aufwendige Neudefinition des Zielniveaus. Sie ver- 
stärkt die ohnehin beträchtlichen Effizienzeinbußen und 
Wettbewerbsverzerrungen der sektoralen Beschränkung 
des Emissionshandels. Die ersatzweise Verpflichtung zur 
Einhaltung der Klimavereinbarungen bietet keine ad- 
äquate Alternative, da diese Emissionsziele nicht verbind- 
lich sind und als spezifische Ziele keine hinreichend ge- 
naue Zielerreichung garantieren (vgl. SRU, 2002, 
Tz. 466 ff). Darüber hinaus ist es nicht sinnvoll, einzelne 
Anlagen und Branchen gerade in der Pilotphase des Han- 
delssystems auszuklammem, die von hoher Bedeutung 
für die Erwartungsbildung der Unternehmen hinsichtlich 
der Zertifikatspreise und ihrer Entwicklung ist. Derartige 
Opt Outs können je nach Umfang und Branche spürbare 
Auswirkungen auf den Zertifikatspreis und damit auf 
Preiserwartungen und Investitionsentscheidungen der 
Unternehmen haben. 

2.2.4.1.2.2 Optionen der Erstallokation 
der Emissionsrechte 

51. Die Teilnahme am Emissionshandelssystem setzt 
gemäß der Richtlinie die Vorlage eines nationalen Alloka- 
tionsplanes voraus (RL 2003/87/EG, Art. 9). Grundsätz- 
lich kann die Erstallokation der Emissionsrechte entgelt- 
lich per Auktion, durch kostenlose Zuteilung 
(Grandfathering) oder durch eine Kombination beider 
Verfahren erfolgen (hierzu ausführlich HEISTER et ab, 
1990, S. 102 ff). Die Auktionslösung entspricht dem Ver- 
ursacherprinzip und verursacht geringe Transaktionskos- 
ten. Der Nachteil der Auktionslösung liegt in der gerin- 
gen politischen Durchsetzbarkeit, denn das hohe 
Umverteilungsvolumen zwischen Unternehmen und Staat 
beeinträchtigt die Akzeptanz seitens der Unternehmen 
(McKlBBlN und WILCOXEN, 2002, S. 67). Das hat 
dazu geführt, dass sich die kostenlose Zuteilung der 


Emissionsrechte durchgesetzt hat. Bei dieser Allokations- 
methode findet eine Vermögensumverteilung zwischen 
den einzelnen Unternehmen statt. Zudem verursacht eine 
kostenlose Primärallokation erhebliche Suchkosten. Die 
anhaltenden Diskussionen um die Anerkennung bereits 
geleisteter Minderungsanstrengungen {Early Actions) 
verdeutlichen dieses Problem. 

52. ln der Diskussion um die Umsetzung der in der 
Richtlinie geforderten nationalen Allokationspläne wer- 
den im Wesentlichen drei Varianten der kostenlosen Ver- 
gabe diskutiert (u. a. AGE, 2002): 

- Variante 1 (Orientierung an spezifischen Emissionen): 
Eine Menge virtueller Emissionsrechte (Produkt der 
spezifischen Treibhausgasemissionen der Anlage im 
Basisjahr und der Produktionsmenge eines vorab zu 
bestimmenden Referenzjahres zwischen Basisjahr und 
Beginn des Emissionshandels) multipliziert mit einem 
so genannten Erfüllungsfaktor ergibt die Anzahl der 
tatsächlichen Emissionsrechte pro Anlage. Der Erfül- 
lungsfaktor entspricht dem Verhältnis der nationalen 
Zielemissionen des Emissionshandelssystems zu den 
Ausgangsemissionen im Referenzjahr. Die Zuteilung 
der Emissionsrechte im Referenzjahr wird somit auf 
das Gesamtemissionsziel der Verpflichtungsperiode 
abgestimmt. 

- Variante 11 (Benchmarking): Diese Variante entspricht 
rechnerisch der Variante 1, jedoch werden hier nicht 
für jede Anlage einzeln ermittelte Emissionswerte, 
sondern einheitliche spezifische Emissionsfaktoren für 
vorab definierte Anlagenkategorien verwendet. 

- Variante 111 (Orientierung an den absoluten Emissio- 
nen, Gutschrift von Early Actions): Die Menge an 
Emissionsrechten entspricht dem Produkt des Erfül- 
lungsfaktors mit der Summe aus den absoluten Emis- 
sionen einer Anlage im Referenzjahr und der mithilfe 
des so genannten „Baseline & Credit“-Ansatzes zerti- 
fizierten Emissionsminderung aus frühzeitigen Maß- 
nahmen. 

53. Grundsätzlich wirken sich die Unterschiede in den 
Verfahren der kostenlosen Erstallokation weder auf die 
ökologische Effektivität noch auf die ökonomische Effizi- 
enz des sich anschließenden Handelssystems aus. Bei al- 
len Verfahren entspricht die Gesamtanzahl der Emis- 
sionsrechte dem Emissionsziel der Verpflichtungsperiode. 
Im Zuge des Handelssystems bildet sich ein Preis heraus, 
der die Produktionsaktivitäten der Marktteilnehmer so 
koordiniert, dass alle Anlagen mit einheitlichen, minima- 
len Grenzvermeidungskosten operieren. Unterschiede der 
Varianten ergeben sich jedoch hinsichtlich der Praktikabi- 
lität, des Aufwands bei der Beschaffung der Daten sowie 
der Verteilungswirkung. 

Die Varianten 1 und 11 stellen vergleichsweise moderate 
Anforderungen an den Datenbedarf, denn historische Pro- 
duktionsmengen und anlagenspezifische Emissionsdaten 
existieren in vielen Fällen oder lassen sich beim „Bench- 
marking-Verfahren“ relativ einfach durch spezifische 
Emissionswerte standardisierter Anlagenkategorien nach 
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dem Stand der Teehnik des Basisjahres ermitteln. Die un- 
mittelbar auf Emissionsdaten basierende Variante 111 kann 
dagegen bei der Wahl eines frühen Referenzjahres Pro- 
bleme bei der Datenbeschaffung aufwerfen. Zudem erfor- 
dert die Bewertung der Emissionsminderungen mithilfe 
des „Baseline & Credit“-Ansatzes einen vergleichsweise 
aufwendigen Zertifizierungsprozess. Außerdem fällt es 
schwer, Early Actions als solche zu identifizieren, das 
heißt sie von solchen Maßnahmen abzugrenzen, die das 
betreffende Unternehmen ohnehin getätigt hätte. 

Die ersten beiden Varianten führen bei der Wahl eines 
frühen Basisjahres tendenziell ebenfalls zur Belohnung 
frühzeitiger Vermeidungsmaßnahmen. Anlagenbetreiber, 
die im Laufe der 90er-Jahre emissionsintensive Anlagen 
stillgelegt oder durch moderne Anlagen ersetzt haben, 
werden relativ zum aktuellen Eigenbedarf reichlich mit 
Zertifikaten ausgestattet und können diese für Produkti- 
onsausweitungen verwenden oder am Zertifikatsmarkt 
verkaufen. Betreiber von Anlagen mit höheren CO 2 - 
Emissionen sind dagegen eher gezwungen, als Käufer auf 
dem Markt für Emissionsrechte aufzutreten, Modemisie- 
rungsmaßnahmen vorzunehmen oder die Produktion zu 
reduzieren. Auch Variante III begünstigt bei der Anfang- 
sallokation Anlagenbetreiber, die bereits umfangreiche 
Minderungsmaßnahmen durchgefiihrt haben. Die unter- 
schiedlichen Verteilungswirkungen leiten sich aus den 
hieraus resultierenden Vermögensgewinnen für die Unter- 
nehmen ab. 

Aus Sicht des Umweltrates ist das „Benchmarking- Ver- 
fahren“ für die Anfangsallokation am besten geeignet. 
Dieses Verfahren zeichnet sich durch moderate Informa- 
tions- und Transaktionskosten aus und berücksichtigt 
frühzeitige Vermeidungsmaßnahmen ausreichend. Die 
Anwendung des Basisjahres 1990 kann allerdings zu er- 
heblichen Problemen bei der rechtlichen Zuordnung der 
Emissionsrechte zu den Unternehmen führen, da ein Teil 
der Anlagen in diesem Jahr noch nicht existierte oder im 
aktuelleren Bezugsjahr nicht mehr existiert. Aus diesem 
Grund hat das BMU in seinem Entwurf für den Nationa- 
len Allokationsplan die Basisperiode 2000 bis 2002 ge- 
wählt (BMU, 2004). 

2.2.4.1.2.3 Langfristige Wirkungen unterschied- 
licher Ailokationsverfahren 

54. In der aktuellen Richtlinie ist eine regelmäßige Neu- 
verteilung der Rechte jeweils zum Beginn der Berichtspe- 
rioden vorgesehen, wobei für den Zeitraum bis 2012 eine 
kostenlose Verteilung, ergänzt um eine eng begrenzte 
Auktionsoption festgelegt wurde (Tz. 47). Der spezielle 
Modus der kostenlosen Zuteilung und der genaue Anteil 
der auktionierten Emissionsrechte obliegt den jeweiligen 
Mitgliedstaaten. In der gegenwärtigen Diskussion wird 
ein Verfahren favorisiert, bei dem die Anlagen analog 
zum „Benchmarking- Verfahren“ der Erstallokation in je- 
der Verpflichtungsperiode Emissionsrechte entsprechend 
ihrer aktuellen Produktionsmenge erhalten. 

55. Bei einer wiederholten Neuzuteilung der Emissions- 
rechte entsprechend der aktuellen Produktionsmenge sind 
problematische strategische Anpassungsmaßnahmen der 
Unternehmen zu erwarten. Da alle Anlagen für jede pro- 


duzierte Einheit mit Emissionsrechten ausgestattet wer- 
den, besteht für Anlagen mit spezifischen Emissionsmen- 
gen unterhalb des durchschnittlichen „Benchmarking“- 
Niveaus der Anreiz, die Produktionsmenge auszudehnen, 
um in den Genuss zusätzlicher, am Zertifikatsmarkt ver- 
käuflicher Zertifikate zu kommen. Durch den Absatz 
überzähliger Emissionsrechte ergibt sich eine relative Re- 
duzierung der Produktionskosten, wodurch der Markt- 
preis der jeweiligen Produkte sinkt und der erwünschte 
Rückgang der nachgeffagten Produktionsmenge geringer 
ausfällt. Da das vorgegebene Emissionsziel eingehalten 
werden muss, kann die relativ höhere Absatzmenge nur 
mit vergleichsweise teurer, weniger emissionsintensiver 
Erzeugungstechnik produziert werden. Dadurch steigen 
die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Realisierung des 
Emissionsziels. Simulationsrechnungen für ein Pro- 
gramm zur C02-Minderung der Elektrizifäfserzeugung in 
den USA ergaben eine annähernde Verdopplung der Kos- 
ten des Emissionshandels durch diesen Effekt 
(BEAMON et ak, 2001, S. 8). 

Demgegenüber zahlen die Anlagenbetreiber bei einer pe- 
riodischen Versteigerung der Emissionsrechte für jedes 
Emissionsrechf den Auktionspreis. Dadurch erhöhen sich 
die variablen Produktionskosten und der Marktpreis 
steigt. Der daraus resultierende Rückgang der nachge- 
ffagten Produktionsmenge ist stärker ausgeprägt als hei 
der periodischen Neuverteilung. Die mit dem Produk- 
tionsrückgang verbundenen Emissionsminderungen las- 
sen eine Realisierung des Emissionsziels unter Rückgriff 
auf vergleichsweise billigere Vermeidungstechniken zu 
(BURTRAW et al, 2001, S. 28 f.). 

56. Aufgrund der Effizienzvorteile des Auktionsverfah- 
rens und der Bedenken gegenüber einer auf die aktuelle 
Anlagenproduktion bezogenen kostenlosen Verteilung 
der Emissionsrechte wird die gegenwärtige Planung der 
Bundesregierung, auch in der zweiten Verpflichtungspe- 
riode auf eine kostenlose Verteilung der Emissionsrechte 
zu setzen, durch den Umweltrat kritisch beurteilt. Die in 
der Richtlinie eröffhete Option der teilweisen Versteige- 
rung der Emissionsrechte ist grundsätzlich zu begrüßen. 
Die kostenlose Vergabe sollte künftig aber vollständig 
durch eine Auktion der Emissionsrechte ersetzt werden. 
Eine Rückvergütung an die betroffenen Unternehmen ist 
nicht zu befürworten. Die Rückvergütung wirkt bei einem 
an die Produktionsmenge gekoppelten Verfahren eben- 
falls wie eine Mengensubvention, was den Mengenabsatz 
stimuliert und daher kostenineffiziente Vermeidungstech- 
niken erfordert. Hat die Rückvergütung den Charakter ei- 
ner Pauschalsubvention für die Unternehmen, bleiben die 
Wohlfahrtseffekte einer aufkommensneutralen Steuerent- 
lastung ungenutzt. Zweckbindungen für die Subven- 
tionierung von Umweltschutzmaßnahmen sind zwar 
grundsätzlich möglich, jedoch ist hierbei die Gefahr sub- 
ventionsbedingter Marktverzerrungen zu beachten. 

2.2.4.1.2.4 Berücksichtigung von Neuemittenten 
und Stiillegungen 

57. In der Diskussion um die Behandlung von Neuemit- 
tenten im Allokationsverfahren wird eine Diskriminie- 
rung von Neuanlagen gegenüber Altanlagen befürchtet, 
wenn für diese Zertifikate auf dem Zertifikatsmarkt ein- 
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gekauft werden müssen. Einerseits wird eine Wettbe- 
werbsverzerrung zugunsten etablierter Unternehmen, an- 
dererseits ein Anreiz zu strategischem Horten von 
Emissionsrechten mit dem Ziel einer Erhöhung von 
Markteintrittsbarrieren erwartet. Eine häufige Forderung 
ist daher die Bildung einer Reserve an Emissionsrechten 
für eine kostenlose Zuteilung an zukünftige Neuemitten- 
ten. Dem ist das BMU in seinem Entwurf des Nationalen 
Allokationsplans nachgekommen, in dem eine (ver- 
gleichsweise geringe) Newcomer- Reserve in Höhe von 
5 Mio. t C02/a für die Periode 2005 bis 2007 vorgesehen 
ist. 

Der Umweltrat steht einer Reserve grundsätzlich kritisch 
gegenüber und hält die Sorge um eine Diskriminierung 
von Newcomern durch kostenpflichtigen Zertifikaterwerb 
für wenig relevanf. Der Emissionshandel konfrontierf je- 
des Unternehmen bei der Wahl der Produktionsentschei- 
dung mit dem Marktpreis für Emissionszertifikate. Wäh- 
rend Neuemittenten ohne kostenlose Zuteilung für jede 
zusätzlich produzierte Mengeneinheit entsprechende 
Emissionszertifikate zum Marktpreis erwerben müssen, 
stehen bereits mit Emissionsrechten ausgestattete Unter- 
nehmen vor der Entscheidung, die verfügbaren Emis- 
sionsrechfe enfweder selbsf zu nufzen oder am Zertifi- 
katemarkt zum Marktpreis abzusetzen. Der realen 
Kostenbelastung des Zertifikaterwerbs der Neuemittenten 
stehen demnach gleich hohe Opportunitätskosten der Al- 
temittenten gegenüber. Die Extraerträge, die einige eta- 
blierte Anlagenbetreiber aus der kostenlosen Anfangszu- 
teilung erzielen können, wirken wettbewerbsneutral, da 
sie als Pauschalsubvention weder die eingesetzte Produk- 
tionstechnologie noch die variablen Produktionskosten 
der Anlagen beeinflussen. Somit besteht keine Wettbe- 
werbsverzerrung zugunsten von Altemittenten im Mo- 
ment des Markteintritts. Probleme könnten lediglich auf- 
treten, wenn Newcomer aufgrund unvollständiger 
Kapitalmärkte systematisch mit schlechteren Finanzie- 
rungsbedingungen konfrontiert sind, was jedoch bei den 
in den Emissionshandel einbezogenen Branchen und Un- 
ternehmen von untergeordneter Bedeutung ist. 

Marktzutrittsschranken durch strategisches Horten von 
Emissionsrechten wären dagegen nur zu befürchten, 
wenn einzelne etablierte Unternehmen aufgrund einer be- 
stehenden marktbeherrschenden Stellung in der Lage wä- 
ren, den Marktpreis für Emissionsrechte zu beeinflussen. 
Angesichts der großen Zahl der in den europäischen 
Emissionshandel eingebundenen Unternehmen ist dies je- 
doch sehr unwahrscheinlich. Ohnehin wäre diese Strate- 
gie der Marktverknappung nur erfolgreich, wenn sie per- 
manent aufrechterhalten werden könnte, was aufgrund 
der hohen Opportunitätskosten des Hortens großer Men- 
gen an Emissionsrechten eher unrealistisch ist. 

Eine Newcomer- Reserve führt zu Effizienzverlusten des 
Emissionshandels, da die kostenlose Zuteilung für poten- 
zielle Investoren einen Anreiz zu strategisch überhöhter 
Produktionsplanung schafft, um möglichst viele Zertifi- 
kate aus der Reserve zu erhalten (Vgl. hierzu Tz. 55; 
auch: FISCHER et ab, 2003). Der Umweltrat steht daher 
einer Reservehaltung von Emissionsrechten für Neuemit- 


tenfen ablehnend gegenüber. Für eine innovafions- und 
strukturpolitisch motivierte Investitionsförderung bezie- 
hungsweise die Überwindung möglicher Finanzierungs- 
restriktionen stehen der Wirtschaftsförderung wesentlich 
wirksamere und zielgenauer einsetzbare Instrumente als 
die Reservenbildung zur Verfügung. 

Hinzu kommen erhebliche administrative Probleme bei 
der Abgrenzung zwischen Altemittenten und New- 
comern. Um Missbrauch zu verhindern, dürften nur sol- 
che Energieversorger als Newcomer eingestuft werden, 
die bei Einführung des Handels mit Emissionsrechten 
noch nicht auf dem deutschen Markt tätig waren. Ansons- 
ten wäre zu befurchten, dass ein etablierter Anbieter, der 
eine Ersatzinvestition vomimmt, die ihm im Rahmen des 
Grandfathering für die nunmehr stillgelegte Anlage zuge- 
teilten Emissionsrechte veräußert und für die neu zu er- 
richtende Anlage eine kostenlose Zuteilung aus der New- 
comer-Reserve beansprucht. Selbst die Beschränkung des 
Newcomer- Status auf solche Anbieter, die bisher nicht im 
deutschen Markt tätig waren, dürfte jedoch in Anbetracht 
der komplexen Möglichkeiten, Unternehmen in kaum 
noch nachvollziehbarer Weise miteinander zu verschach- 
teln, ins Leere laufen. Insoweit würde die Möglichkeit ei- 
ner kostenlosen Zuteilung aus einer Newcomer-Reserve 
geradezu eine Einladung zu einer missbräuchlichen Aus- 
nutzung darstellen. 

58. Häufig wird argumentiert, dass Unternehmen, die 
aufgrund von Anlagenstilllegungen frei gewordene Emis- 
sionsrechte verkaufen, den ungerechtfertigten Vorteil ei- 
ner „Stilllegungsprämie“ erlangen. Dies gilt jedoch nur, 
wenn die Stilllegung bereits vor der Erstallokation der 
Emissionsrechte erfolgt ist. Die Stilllegung einer emis- 
sionsintensiven Altanlage als Reaktion auf die Knapp- 
heitssignale des Zertifikatemarktes kann dagegen eine aus 
einzel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht möglicherweise 
sinnvolle Maßnahme sein. Der Vorteil des Emissionshan- 
dels liegt gerade darin, dass die Emissionsminderung dort 
erfolgt, wo sie mit den geringsten Vermeidungskosten re- 
alisierbar ist. Dabei ist es gleichgültig, ob dies über den 
Neubau hocheffizienter Produktionsanlagen oder die 
Stilllegung nicht mehr benötigter Kapazitäten erfolgt. 
Wird die Anrechnung der Anlagenstilllegung nicht als 
Emissionsminderung anerkannt, sinkt für die betroffenen 
Unternehmen der Anreiz, Altanlagen frühzeitig außer Be- 
trieb zu nehmen. Die Entwertung von Emissionszertifika- 
ten stillgelegter Anlagen mit dem Ziel einer schnelleren 
Absenkung des Emissionsniveaus ist ein wenig zielsiche- 
res Steuerungsinstrument, das mit einem erheblichen Ver- 
lust an dynamischer Effizienz und Innovationswirkung 
erkauft wird. 

2.2.4.1.3 Weitere Aspekte der Umsetzung des 
europäischen Emissionshandeis 

2.2.4.1.3.1 Einbeziehung von erneuerbaren 
Energien 

59. Über die Förderung emeuerbarer Energieträger wur- 
den im Richtlinienvorschlag nur allgemeine Aussagen zur 
Gewährleistung der Kompatibilität mit den nationalen 
Ausbauzielen getroffen (EU-Kommission, 2001c, 
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Kap. 20). ln der endgültigen Richtlinie finden emeuer- 
bare Energieträger dagegen keine Erwähnung mehr. 
Grundsätzlich ist eine Förderung durch das Emeuerbare- 
Energien-Gesetz (Tz. 83 ff.) parallel zum Emissionshan- 
del möglich. Anlagen zur Stromerzeugung aus emeuerba- 
ren Energien erhalten bereits durch den Emissionshandel 
eine implizite Förderung, da Strom aus fossilen Kraftwer- 
ken verteuert wird. Dies würde bei der Wahl eines genü- 
gend anspruchsvollen Zielniveaus bezüglich ihrer Klima- 
schutzwirkung zu einem optimalen Ausbaupfad führen. 
Die ausschließliche Förderung durch den Emissionshan- 
del würde allerdings bedeuten, dass emeuerbare Energie- 
träger der direkten Konkurrenz mit modernen konventio- 
nellen Energieerzeugungstechniken ausgesetzt werden. 
Beim gegenwärtigen Stand der Kostenentwicklung der 
Nutzung emeuerbarer Energieträger und angesichts der in 
den ersten Perioden bis 2012 zu erwartenden geringen 
Zertifikatspreise dürfte die Förderwirkung des Emissions- 
handels auf absehbare Zeit unterhalb der Subventionswir- 
kung des EEG liegen. Zur Durchsetzung der Ausbauziele 
der Bundesregierung reicht daher die Förderwirkung des 
Emissionshandels bis auf weiteres nicht aus, sodass er- 
gänzende Maßnahmen notwendig bleiben (Tz. 84). 

2.2.4.1.3.2 Einbeziehung von Kraft-Wärme- 
Koppiungsaniagen 

60. Die gekoppelte Erzeugung von Strom und Wärme in 
so genannten Kraft- Wärme-Kopplungsanlagen (KWK- 
Anlagen) weist ein gegenüber der getrennten Erzeugung 
hohes Einsparpotenzial in Bezug auf den Primärenergie- 
einsatz und somit an C02-Emissionen auf Daher gewinnt 
der Einsatz solcher Technologien unter einem Emissions- 
handelssystem an wirtschaftlicher Attraktivität. 

Da KWK-Anlagen bislang im Vergleich zu herkömmli- 
chen Kraftwerken oft höhere Stromgestehungskosten auf- 
wiesen, werden sie - wenngleich nur teilweise - durch 
das 2002 in Kraft getretene Gesetz für die Erhaltung, die 
Modernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopp- 
lung (BGBl. I, 2002, S. 1092) gefördert, ln Verbindung 
mit der am 18. Dezember 2003 in Kraft getretenen Ver- 
einbarung zwischen der Bundesregierung und der deut- 
schen Wirtschaft zur Förderung der Kraft-Wärme-Kopp- 
lung vom 25. Juni 2001 (Bundesrepublik Deutschland 
und Deutsche Wirtschaft, 2001) sollen so bis zum 
Jahr 2005 10 Mio. t CO 2 und bis zum Jahr 2010 mindes- 
tens 20 Mio. t CO 2 , möglichst 23 Mio. t CO 2 gegenüber 
1998 durch die Nutzung von KWK eingespart werden 
(KWKG, § 1 Abs. 1). Rund die Hälfte dieser Emissions- 
verringerung soll das Gesetz bewirken. Die bisherige Ent- 
wicklung wird dem allerdings keineswegs gerecht. Viel- 
mehr ist zu befurchten, dass dieses Minderungsziel bei 
Weitem verfehlt wird (UBA, 2003c). Dies ist unter ande- 
rem auf Schwächen des Gesetzes zurückzuführen, die der 
Umweltrat bereits in seinem letzten Gutachten kritisiert 
hat (SRU, 2002, Tz. 489 ff): Eigengenutzter Strom er- 
fahrt ebenso keine Förderung wie der wichtige Zubau von 
Anlagen größer als 2 MW (SRU, 2002). Zudem ist der 
Förderzeitraum zu kurz. Zusätzlich negative Wirkungen 
hatten steigende Brennstoffpreise einerseits und niedrige 
Strompreise (zumindest bis Anfang 2003) andererseits. 


61 . Spätestens mit dem gesetzlich festgelegten Monito- 
ring zum Ende des Jahres 2004 stellt sich daher die Frage 
nach einer Neuorientierung der KWK-Förderung. Ange- 
sichts der bevorstehenden Einführung des Emissionshan- 
delssystems, in das KWK-Anlagen mit Feuerungsleistun- 
gen von mehr als 20 MW einbezogen werden (RE 2003/ 
87/EG, Annex I), hält es der Umweltrat für gerechtfertigt, 
diese Anlagen ab 2005 nicht mehr gesondert zu fördern. 
Die dynamische Anreizwirkung des Emissionshandels 
dürfte grundsätzlich eine ausreichende Förderwirkung 
entfalten. 

Allerdings ergibt sich bei der Integration der Kraft- 
Wärme-Kopplung in das Emissionshandelssystem durch 
die Begrenzung auf 20 MW Feuerungswärmeleistung zu- 
sätzlicher Regelungsbedarf In den Emissionshandel ein- 
bezogene große KWK-Anlagen stehen bei der Wärme- 
auskopplung in direkter Konkurrenz zu Wärmeerzeugem 
außerhalb des Handelssystems. Dadurch verschlechtert 
sich ihre Wettbewerbsposition gegenüber kleineren KWK 
und anderen dezentralen Wärmeerzeugungsanlagen. Um 
entsprechende dadurch bedingte Wettbewerbs Verzerrun- 
gen zu vermeiden wäre es notwendig, entsprechende An- 
passungen vorzunehmen. Eine Möglichkeit wäre die 
Befreiung des für die Wärmeerzeugung erforderlichen 
Brennstoffanteils von der Nachweisverpflichtung für 
Emissionszertifikate. Voraussetzung hierzu wäre die Be- 
rechnung des Brennstoffanteils mithilfe des Femwärme- 
absatzes und dem zertifizierten Wirkungsgrad der Wär- 
meerzeugung der jeweiligen Anlage (STRONZIK und 
GAMES, 2002, S. 32). Im Gegensatz zu einer Sonderre- 
serve für den in KWK-Anlagen erzeugten Wärmeanteil, 
wie sie im BMU-Entwurf vorgesehen ist (BMU, 2004), 
würde eine Ausnahme der Wärmeerzeugung von der Zer- 
tifikatspflicht eine effizienzmindemde Reservehaltung 
vermeiden. 

2.2.4.1.3.3 Planungssicherheit und Flexibilität 
für die Unternehmen 

62. Die Richtlinie erfasst bislang lediglich den Zeitraum 
bis 2012, ohne konkrete Aussagen über die weitere Ent- 
wicklung des Handelssystems zu machen. Dieser Unsi- 
cherheitsfaktor kann besonders in dem durch langfristige 
Kapitalbindung gekennzeichneten Energiesektor zu er- 
heblichen Investitionshemmnissen führen (Tz. 28 ff; 
STRONZIK und GAMES, 2002, S. 11). Dies unter- 
streicht die zuvor getroffenen Feststellungen zur Notwen- 
digkeit einer frühzeitigen Zielfixierung (Tz. 46). Hinrei- 
chend langfristige Emissionsziele könnten überdies die 
Entwicklung innovativer Finanzinstrumente auf dem Zer- 
tifikatemarkt befördern. Die Möglichkeit, mit dem 
Terminhandel von Zertifikaten die wirtschaftlichen Risi- 
ken von Preisschwankungen zu reduzieren, kann zur Sen- 
kung der Kosten des Emissionshandels beitragen. 

63. Ein Ansparen von Emissionsrechten {Banking) für 
die Verpflichtungsperiode ab 2008 ist prinzipiell möglich 
(RL 2003/87/EG, Art. 13), die Ausgestaltung bleibt den 
Mitgliedstaaten überlassen. Eine Möglichkeit, bereits 
heute Emissionsrechte aus zukünftigen Verpflichtungs- 
perioden vorzuziehen (Bormwing) und später wieder zu 
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tilgen, ist in der Richtlinie nicht vorgesehen. Der Umweltrat 
hält diesen Verzicht in der jetzigen Erprobungsphase mit 
ihren Unsicherheiten und der Offenheit der langfristigen 
Zielvorgaben für berechtigt. Eine zu hohe Flexibilität des 
Einsatzes von Emissionsrechten wäre vermutlich ein zu- 
sätzliches Risiko für die termingerechte Einhaltung der 
Kioto-Ziele. 

Grundsätzlich und bei anspruchsvollen langfristigen Ziel- 
vorgaben könnte jedoch eine Flexibilisierung des Emis- 
sionshandels in der Zeitdimension erwogen werden 
(McKlBBlN und WILCOXEN, 2002; FISCHER et ab, 
1998). Abgesehen von möglichen weiteren Kostensen- 
kungen können Banking und Borrowing die Gefahr einer 
zu hohen, marktdestabilisierenden Preisvolatilität am Zer- 
tifikatemarkt verringern. Der Mangel an zeitlicher Flexi- 
bilität des Emissionshandels wird als wichtige Ursache 
der schlechten Erfahrungen mit dem kalifornischen Regi- 
onal Clean Air Incentive Market for NO^ (RECLAIM) an- 
geführt (ELLERMAN, 2002, S. 6 f ). 

Während die Unternehmen vom Banking profitieren, 
wenn die Vermeidungskosten einer zusätzlichen Produk- 
tionseinheit (entspricht dem Preis eines Emissionsrechts) 
schneller steigen als die Erträge alternativer Kapitalanla- 
gen (Kapitalmarktzins), wird Borrowing bei einer gegen- 
läufigen Entwicklung interessant. In beiden Fällen führt 
die zeitliche Verlagerung von Investitionen, das heißt die 
Möglichkeit der Verwendung der frei werdenden Mittel in 
Anlagen mit höheren Kapitalerträgen, zur Reduzierung 
der Kosten des Emissionshandels. Eine hohe Flexibilität 
des Emissionshandelsregimes und damit verbundene 
Kostenersparnisse könnte schließlich auch die Teilnah- 
mebereitschaft von Unternehmen beziehungsweise Staa- 
ten erhöhen, die bislang aufgrund der hohen kurzfristigen 
Kostenbelastung nicht bereit waren, mit eigenen Minde- 
rungsverpflichtungen am Emissionshandel teilzunehmen. 
Dem stehen Risiken zusätzlicher Ausweichmöglichkeiten 
gegenüber, die grundsätzlich beherrschbar sein mögen, in 
der Startphase des Emissionshandels aber durch einen 
Verzicht auf dessen zeitliche Flexibilisierung vermieden 
werden sollten. 

2.2.4.1.3.4 Integration flexibler Kioto- 

Mechanismen und zukünftige 
Ausdehnung des Emissionshandels 
auf weitere Sektoren 

64. Die Richtlinie zum Emissionshandel schließt die 
Anrechnung von Emissionsrechten aus projektbezogenen 
Mechanismen mit ein (RE 2003/87/EG, Art. 30). Die Kri- 
terien und Anforderungen der Anwendung projektbezo- 
gener Maßnahmen werden in einer gesonderten Richtlinie 
festgelegt. Ein entsprechender Entwurf liegt seit Juli 2003 
vor (KOM(2003)403 endg.). 

Die Einbeziehung von Emissionsgutschriften aus den 
projektbasierten Instrumenten Joint Implementation (JI) 
und Clean Development Mechanism (CDM) in den Emis- 
sionshandel ist grundsätzlich geeignet, die Kosteneffi- 
zienz des Klimaschutzes in den Teilnehmerstaaten zu er- 
höhen und wichtige Impulse für die wirtschaftliche 
Entwicklung in Entwicklungs- und Schwellenländem zu 


geben. Dieser Vorteil muss jedoch mit Abstrichen an die 
Sicherheit der Zielerreichung der europäischen Emis- 
sionsziele erkauft werden. Da die Einbeziehung flexibler 
Mechanismen die Ausgangsbedingungen für weitere Kli- 
maschutzmaßnahmen in diesen Ländern verbessert und 
damit deren Bereitschaft zur direkten Integration in den 
Emissionshandel erhöhen dürfte, erscheint dieser Kom- 
promiss angemessen. 

Zur Reduzierung des Risikos von Zielverfehlungen gilt 
es, vorab einheitliche BCriterien zur ökologischen Bewer- 
tung von JI- und CDM-Projekten zu definieren und ent- 
sprechende Kontrollmechanismen zu schaffen. Hierunter 
fällt nicht nur die Definition geeigneter Referenzemissi- 
onswerte, sondern auch die realistische Bewertung der 
Reduktionspotenziale der einzelnen Projekte gegenüber 
diesen Baselines. In diesem Zusammenhang ist die Ein- 
haltung des Kriteriums der „Zusätzlichkeit“ der Maßnah- 
men besonders wichtig. Nur so kann sichergestellt wer- 
den, dass den erzeugten Emissionsrechten auch 
tatsächliche Emissionsreduktionen entsprechen, die über 
einer Business-as-Usual-Entwicklung liegen. Dies wäre 
etwa dadurch zu erreichen, dass die Projektgenehmigung 
an klare Vorgaben zur Emissionsverringerung geknüpft 
wird. Die Spezifizierung der Baselines sollte sich mög- 
lichst an für die jeweiligen Projekte spezifischen Emis- 
sions-Benchmarks in den Zielländem orientieren, damit 
zunächst dort Investitionen ausgelöst werden, wo die Kli- 
maschutzwirkungen mit dem geringsten Mitteleinsatz er- 
reichbar sind. Im Fall der EU-Beitrittsländer muss zur 
Gewährleistung der „Zusätzlichkeit“ bei der zukünftigen 
Einbeziehung von Anlagen in den Emissionshandel die 
Anzahl der vergebenen Emissionsrechte zwecks Vermei- 
dung von Doppelzählungen um bis dahin bereits verge- 
bene JI-Emissionsminderungen korrigiert werden. 

65. Die EU-Kommission sieht im aktuellen Richtlinien- 
vorschlag zur Einbeziehung der flexiblen Kioto-Mecha- 
nismen zunächst keine quantitativen Beschränkungen vor. 
Allerdings wird eine Obergrenze in Höhe von 8 % der 
ausgegebenen Emissionsrechte in Erwägung gezogen, 
falls 6 % der Emissionsrechte aus Anrechnungen der 
Emissionsminderungen flexibler Kioto-Mechanismen re- 
sultieren. Eine derartige Mengenrestriktion steht zwar 
grundsätzlich im Widerspruch zum Ziel einer effizienten 
Klimapolitik und wäre damit im Rahmen eines Emis- 
sionshandels mit hinreichend anspruchsvollen Reduzie- 
rungsvorgaben nicht zu vertreten. Jedoch zeichnet sich 
das gegenwärtige Handelsmodell durch zu geringe Redu- 
zierungsvorgaben aus (Tz. 49), sodass sich bereits ohne 
Einbeziehung der flexiblen Kioto-Mechanismen nur ein 
vergleichsweise geringer Zertifikatpreis ergeben würde. 
Eine unbegrenzte Einbeziehung von JI- und CDM-Pro- 
jekten birgt in dieser Situation die Gefahr eines noch 
stärkeren Preisverfalls, der insbesondere vor dem Hinter- 
grund der gegenwärtig anstehenden Investitionsentschei- 
dungen in der deutschen Energiewirtschaft problematisch 
wäre. Solange der Emissionshandel nicht mit hinreichend 
anspruchsvollen Reduktionszielen verknüpft wird, erach- 
tet der Umweltrat deshalb eine quantitative Beschränkung 
der Einbeziehung von JI- und CDM-Projekten trotz der 
damit verbundenen Effizienzverluste für sachgerecht. 
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Wie bereits im Umweltgutachten 2002 gefordert (SRU, 
2002. Tz. 485), sollte bei der Implementierung flexibler 
Mechanismen darauf geachtet werden, dass die öffentli- 
che Kofinanzierung privater Projekte keinen Subven- 
tionswettlauf um Wettbewerbsvorteile für einzelne Unter- 
nehmen beziehungsweise Branchen auslöst. Ansonsten 
wären Konflikte zwischen den Mitgliedstaaten und ineffi- 
zient hohe Investitionsvolumina in weniger kosteneffi- 
ziente Klimaschutzprojekte zu befürchten. 

66. Da die ökologische Wirksamkeit und ökonomische 
Effizienz des Emissionshandels mit der Einbeziehung 
zusätzlicher Emittenten steigt, ist die in der Richtlinie 
vorgesehene Option zur Aufnahme zusätzlicher Wirt- 
schaftszweige beziehungsweise Unternehmen in den 
Emissionshandel zu begrüßen (RL 2003/87/EG, Art. 24). 
Hier könnte die Bundesregierung künftig eine Einbezie- 
hung der bislang noch nicht unter den zukünftigen Emis- 
sionshandel fallenden Industriesektoren in Erwägung zie- 
hen. Immerhin enthält die Richtlinie bezüglich des 
Adressatenkreises der Emissionsrechte keine Restrik- 
tionen. 

2.2.4.1.3.5 Verhältnis der IVU-Richtlinie zur 
Emissionshandels-Richtlinie 

67. Nach Artikel 26 der Richtlinie zum europäischen 
Emissionshandel muss die Richtlinie über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut- 
zung (IVU-Richtlinie, RL 96/61/EG) dahin gehend geän- 
dert werden, dass für unter das Emissionshandelssystem 
fallende Anlagen „keine Emissionsgrenzwerte für direkte 
Emissionen dieses Gases“ existieren, „es sei denn, dies ist 
erforderlich, um sicherzustellen, dass keine erhebliche lo- 
kale Umweltverschmutzung bewirkt wird“. Die Option 
auf Verzicht auf (bzw. Beibehaltung von) Energieeffi- 
zienzstandards für unter das System fallende Anlagen 
bleibt den Mitgliedstaaten dagegen freigestellt. 

Bereits im Umweltgutachten 2002 hat der Umweltrat dar- 
auf hingewiesen, dass die in der IVU-Richtlinie fixierten 
anlagenbezogenen Pflichten zu effizienter Energienut- 
zung und zur Vorsorge nach dem Stand der Technik die 
Flexibilität der Unternehmen bezüglich der Bandbreite 
möglicher Vermeidungsmaßnahmen einschränken und 
damit die Effizienz des Emissionshandels reduzieren kön- 
nen (SRU, 2002, Tz. 486 f). Eine Aufhebung von Ener- 
gieeffizienzanforderungen setzt jedoch voraus, dass An- 
forderungen an den Gefahrenschutz und die Vorsorge in 
Bezug auf andere Luftschadstoffe davon unberührt blei- 
ben, auch wenn diese indirekt Auswirkungen auf die 
Energieeffizienz und den Ausstoß von Treibhausgasen 
haben. In diesem Rahmen verbleiben den Unternehmen 
ausreichende Möglichkeiten, durch Betriebseinschrän- 
kungen, Brennstoffsubstitution und durch Effizienzver- 
besserungen entsprechende Emissionsminderungen zu 
realisieren. 

Administrativ vorgegebene Effizienzstandards reduzieren 
grundsätzlich das Kostensenkungspotenzial des Emis- 
sionshandels, da sie die preisinduzierte Suche nach den 
kostengünstigsten Emissionsminderungspotenzialen be- 


hindern. Zudem reduziert sich das Marktvolumen an 
Emissionszertifikaten, was angesichts nahezu unverän- 
derter Kosten zur Aufrechterhaltung des eigentlichen 
Handelssystems die Attraktivität des Handels weiter 
reduziert und im Extremfall den Zusammenbruch des 
Emissionshandels zur Folge haben kann. Ein probates In- 
strument wären ordnungsrechtliche Maßnahmen jedoch 
dann, wenn sich der Emissionshandel hinsichtlich der Er- 
reichung der gesteckten Emissionsziele als unwirksames 
Instrument erweisen würde. Deshalb hat der Umweltrat 
die Empfehlung zum Verzicht auf ordnungsrechtliche 
Vorgaben zugunsten des Emissionshandels mit einem ent- 
sprechenden Vorbehalt („für eine Erprobungsphase“) ver- 
sehen, der eine Rückholbarkeit zulässt (SRU, 2002, 
Tz. 487). 

2.2.4.1.3.6 Kompatibilität mit der Ökosteuer 

68. Hinsichtlich der gleichzeitigen Anwendung von 
Emissionshandel und Ökosteuer sind Doppelbelastungen 
für bestimmte Emittentengruppen und Haushalte sowie 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Wirtschaftssek- 
toren grundsätzlich zu vermeiden. Wirkungskonflikte 
zwischen beiden Klimaschutzinstrumenten erhöhen die 
volkswirtschaftlichen Kosten und vermindern die Effekti- 
vität des Klimaschutzes. So besteht etwa das Risiko, dass 
durch eine gesamtwirtschaftlich ungleichmäßige Belas- 
tung der Treibhausgasemissionen Verschiebungen der 
Nachfrage zugunsten von Sektoren außerhalb des Emis- 
sionshandels ausgelöst werden und es dadurch zu einer 
partiellen Umverteilung der Emissionen kommt (Leakage 
Effekt). Eine diesbezügliche Abstimmung der Klima- 
schutzinstrumente erscheint daher sowohl aus Effizienz- 
gesichtspunkten als auch hinsichtlich der ökologischen 
Effektivität notwendig. 

69. Da das gegenwärtig vom Bundesumweltministerium 
vorgeschlagene Ziel einer Reduktion von 25 Mio. t COf^ 
bis 2010 gegenüber 1998 lediglich dem Zielniveau ent- 
spricht, zu dem sich die deutsche Wirtschaft als Aus- 
gleich für die Ausnahmeregelungen des Ökosteuergeset- 
zes verpflichtet hat, kann nach Ansicht des Umweltrates 
auf die Ökosteuer für die am Emissionshandel teilneh- 
menden Unternehmen nicht verzichtet werden. Eine Zu- 
satzbelastung durch das Emissionshandelssystem findet 
zumindest in der ersten Periode nicht statt, vielmehr ist 
durch Effizienzgewinne eine Reduktion der Belastung zu 
erwarten. Unter Berücksichtigung der Klimaschutzziele 
für 2020 und 2050 wäre ein wesentlich höheres Redukti- 
onsziel notwendig gewesen. Damit ist jedoch nicht ausge- 
schlossen, dass bei hinreichend anspruchsvollen Emissi- 
onszielen in Zukunft eine Steuerbefreiung für am 
Emissionshandel teilnehmende Unternehmen zur Verein- 
fachung des Instrumentariums gerechtfertigt sein kann. 
Dies wäre insbesondere als Beitrag zum Abbau der ge- 
genwärtigen Privilegierung der Strom- und Wärmeerzeu- 
gung aus Kohle zielführend. Die Ökosteuerveranlagung 
auf Heizenergieträger bei den Haushalten bleibt dagegen 
aufgrund der Bottom-up-Orientierung des gegenwärtigen 
Klimaschutzinstrumentariums wegen des Transaktions- 
kostenvorteils das geeignetere Instrument. 
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2.2A.2 Fortentwicklung der ökologischen 
Steuerreform 

70. Der Umweltrat hat bereits in früheren Umweltgut- 
achten zur ökologischen Steuerreform Stellung genom- 
men (SRU, 2002, Tz. 445 ff; SRU, 2000, Tz. 97 ff). Der 
Ansatz einer Bepreisung von Umweltbelastungen wurde 
dabei im Grundsatz begrüßt, zugleich wurde jedoch auf 
verschiedene Schwachpunkte in der konkreten Ausgestal- 
tung hingewiesen, und es wurden folgende Forderungen 
aufgestellt (SRU, 2002, Tz. 461 ff): 

- Die Steuersätze sollten auch über das Jahr 2003 hinaus 
langsam, aber kontinuierlich und für alle Beteiligten 
langfristig voraussehbar ansteigen. 

- Die Bemessungsgrundlage der Ökosteuer sollte mittel- 
fristig auf die jeweilige C02-lntensität der betreffen- 
den Energieträger umgestellt werden. 

- Es sollte eine Harmonisierung der Energiebesteuerung 
in der EU angestrebt werden, sodass Ermäßigungstat- 
bestände zum Schutz der Wettbewerbsfähigkeit nicht 
mehr erforderlich sind. Solange dies nicht erreicht ist, 
sollten Ermäßigungstatbestände von der Energieinten- 
sität der Prozesse, der sektoralen Export- beziehungs- 
weise Importintensität und der Anwendung eines 
Energie- Audits abhängig gemacht werden. 

- Die derzeitige Aufkommensverwendung zugunsten ei- 
ner Senkung der Lohnnebenkosten sollte nur als Über- 
gangslösung bis zur Realisierung einer umfassenden 
Reform der Sozialversicherung dienen. 

Vor diesem Hintergrund bewertet der Umweltrat im Fol- 
genden das am 23. Dezember 2002 verabschiedete „Ge- 
setz zur Fortentwicklung der ökologischen Steuerreform“ 
(BGBl. 2002, Teil I, Nr. 87, S. 4602^606). Es sieht im 
Einzelnen einen Abbau der gegenwärtigen Ermäßi- 
gungstatbestände und eine Veränderung der Steuersätze 
auf einzelne Energieträger vor. Die hierdurch zu erwar- 
tenden Mehreinnahmen sollen zum überwiegendenden 
Teil dem Bund als allgemeine Haushaltsmittel zur Verfü- 
gung stehen. 

2.2.4.2.1 Abbau der Ermäßigungstatbestände 

71 . Nach der bisherigen Regelung galt für Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes sowie der Land- und Forst- 
wirtschaft ein auf 20 % reduzierter Ökosteuersatz auf 
Strom, Heizöl und Erdgas, soweit der Energieverbrauch 
pro Jahr über einer bestimmten Ermäßigungsschwelle 
liegt. Darüber hinaus wurde Unternehmen des Produzie- 
renden Gewerbes, deren zusätzliche Belastung durch die 
Ökosteuer oberhalb einer Bagatellgrenze von 511 Euro 
pro Jahr liegt, die Möglichkeit eines so genannten „Spit- 
zenausgleichs“ eingeräumt. Im Rahmen dieses Spitzen- 
ausgleichs wurde den Unternehmen derjenige Anteil der 
zusätzlichen Stromsteuer und der erhöhten Mineralöl- 
steuer auf Gas und Heizöl zurückerstattet, der das 
l,2fache der Einsparung durch die Senkung der Arbeitge- 
beranteile zur Rentenversicherung übersteigt. An diesen 
Regelungen wurde in der Vergangenheit bemängelt, dass 
die Lenkungswirkung der Ökosteuer im Untemehmens- 


bereich durch die reduzierten Steuersätze faktisch margi- 
nalisiert und durch den Spitzenausgleich im Bereich der 
Großverbraucher völlig ausgehebelt wird. Darüber hinaus 
wurde die Befürchtung geäußert, dass für Unternehmen, 
deren Energieverbrauch knapp unter der Ermäßigungs- 
grenze liegt, ein Anreiz entsteht, ihren Energieverbrauch 
zu erhöhen, um damit die Ermäßigungsgrenze zu über- 
steigen (SRU, 2000, Tz. 105). 

Nach der seit 1. Januar 2003 gültigen Regelung steigen 
die ermäßigten Ökosteuersätze auf Strom, Heizöl und 
Erdgas von 20 auf 60 % der regulären Sätze. Anders als 
nach der bisherigen Gesetzeslage gelten diese ermäßigten 
Sätze generell für alle Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes und der Land- und Fortwirtschaft unabhängig 
von ihrem Energieverbrauch. Darüber hinaus wurde im 
Zuge der Neuregelung auch der Spitzenausgleich refor- 
miert. Danach wird Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes, deren zusätzliche Steuerbelastung die Baga- 
tellgrenze von nunmehr 512,50 Euro pro Jahr übersteigt, 
derjenige Anteil der zusätzlichen Stromsteuer und der er- 
höhten Mineralölsteuer auf Gas und Heizöl zu 95 % zu- 
rückerstattet, der die (einfachen) Einsparungen durch die 
Senkung der Arbeitgeberanteile zur Rentenversicherung 
übersteigt. 

72. Die Erhöhung der ermäßigten Ökosteuersätze auf 
60 % erscheint prima vista geeignet, den Lenkungseffekt 
der Ökosteuer deutlich zu steigern. Zusammen mit der 
gleichzeitigen Reform des Spitzenausgleichs ergibt sich 
jedoch eine ambivalente Beurteilung. Um dies zu ver- 
deutlichen, wird in Abbildung 2-8 die Nettobelastung ei- 
nes Unternehmens, das bei den Rentenversicherungsbei- 
trägen um einen Betrag in Höhe von R entlastet wird, in 
Abhängigkeit vom Energieverbrauch dargestellt. Die Ba- 
gatellgrenze von 511 Euro pro Jahr bleibt hier zur Verein- 
fachung unberücksichtigt. Wie Abbildung 2-8 zeigt, führt 
die Erhöhung der ermäßigten Steuersätze dazu, dass die 
Belastung durch die Ökosteuer bei einer Ausdehnung des 
Energieverbrauchs sehr viel schneller als bisher ansteigt, 
zugleich greift jedoch auch der Spitzenausgleich sehr viel 
früher. In der Summe haben diese beiden Effekte zur 
Folge, dass sich bereits bei einem sehr viel geringeren 
Energieverbrauch eine Nettobelastung ergibt, weil die zu- 
sätzliche Belastung durch die Ökosteuer höher ist als die 
Entlastung durch die Einsparungen bei den Rentenversi- 
cherungsbeiträgen (nach der alten Regelung ergab sich 
eine Nettobelastung erst bei einem Energieverbrauch jen- 
seits von E 2 , bei der neuen Regelung bereits bei einem 
Energieverbrauch jenseits von Ej). Maßgeblich für die 
Lenkungswirkung der Ökosteuer ist jedoch nicht die Net- 
tobelastung, sondern die Grenzbelastung, also die zusätz- 
liche Steuerbelastung bei einer Erhöhung des Energiever- 
brauchs (Steigung der jeweiligen Steuerbelastungskurve 
in Abb. 2-8). Wie Abbildung 2-8 zeigt, führt die Erhö- 
hung der Steuersätze in Kombination mit dem früheren 
Einsetzen des Spitzenausgleichs zu zwei gegenläufigen 
Effekten auf die Lenkungswirkung, deren Nettoeffekt 
vom jeweiligen Energieverbrauch abhängt: 
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Abbildung 2-8 


Effektive Ökosteuerbelastung unter Berücksichtigung des Spitzenausgleichs - 
bisherige Regelung und Neuregelung ab 2003 


Ökosteuerbelastung 



Quelle: BACH und KOHLHAAS (2003) 


- Für Unternehmen mit einem geringen Energiever- 
brauch (bis El) ergibt sich eine deutlich höhere Grenz- 
belastung, sodass hier die Lenkungswirkung der Öko- 
steuer spürbar verstärkt wird. 

- Für Unternehmen mit einem mittleren bis hohen Ener- 
gieverbrauch (zwischen Ei und E 4 ) ergibt sich eine 
deutlich geringere Grenzbelastung, sodass hier die 
Lenkungswirkung der Ökosteuer spürbar abge- 
schwächt wird. 

- Für Unternehmen mit einem sehr hohen Energiever- 
brauch (jenseits von E4), für die nach der alten Rege- 
lung durch den Spitzenausgleich die Grenzbelastung 
null war, ergibt sich nun ebenfalls eine positive, wenn 
auch nur vergleichsweise geringe Grenzbelastung, so- 
dass nun auch hier eine gewisse Lenkungswirkung er- 
zielt wird. 

Damit lässt sich zusammenfassend feststellen, dass die 
Lenkungswirkung der Ökosteuer bei Unternehmen mit 
geringem oder sehr hohem Energieverbrauch verstärkt 
wurde, während in allen anderen Fällen eine Verminde- 
rung der Lenkungswirkung zu verzeichnen ist. Wie sich 
diese Modifikationen im Saldo auswirken ist ungewiss; 
dabei erscheint jedoch insgesamt eher eine Abschwä- 
chung der Lenkungswirkung als wahrscheinlich. 

73. Ermäßigungstatbestände zum Schutz der Wettbe- 
werbsfähigkeit sind solange zu rechtfertigen, wie keine 
wirksame EU-weite Flarmonisierung der Energiebesteue- 
rung erreicht worden ist. Leider hat sich der Rat der EU- 
Finanzminister im März 2003 nur auf eine halbherzige 


Hannonisierung einigen können. So wurden zum 
1 . Januar 2004 die bisherigen Mindeststeuersätze auf un- 
verbleites Benzin und Dieselkraftstoff angehoben und es 
wurden erstmals Mindeststeuersätze auf Erdgas, Kohle 
und Koks für Fleizzwecke sowie auf Strom eingeführt 
(Tab. 2-2). Diese Mindeststeuersätze, über deren erneute 
Anpassung die EU-Kommission erst wieder im Jahr 2013 
befinden will, weisen bei weitem noch nicht die für eine 
Harmonisierung erforderliche Höhe auf. So müssen von 
den bisherigen Mitgliedstaaten nur Griechenland und 
Portugal sowie in geringerem Maße Belgien, Irland und 
Luxemburg die gegenwärtigen Steuersätze anheben, da 
sie unterhalb der Mindeststeuersätze liegen. Lediglich in 
den Beitrittsstaaten werden substanzielle Erhöhungen der 
Energiebesteuerung erforderlich werden. 

Darüber hinaus ist zu kritisieren, dass die Vorgaben der 
EU lange Übergangsfristen und zahlreiche Ausnahmere- 
gelungen vorsehen. So können die Mitgliedstaaten bishe- 
rige Steuerermäßigungen unter Mitsprache der EU-Kom- 
mission bis zum 3 1 . Dezember 2006 beibehalten; noch 
längere Übergangsfristen, zum Teil bis 2012, wurden 
Portugal, Frankreich, Griechenland, Italien, Spanien, Ös- 
terreich und Belgien in Bezug auf den gewerblichen 
Dieselsteuersatz eingeräumt. Darüber hinaus gibt es Aus- 
nahmen für den Luft- und Schiffsverkehr. Der Energie- 
verbrauch in Privathaushalten kann von der Mindestbe- 
steuerung ausgenommen werden, und energieintensiven 
Industrien kann eine vollständige Erstattung der Energie- 
Steuern im Gegenzug zu Investitionen zur Steigerung der 
Energieeffizienz gewährt werden. 
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Tabelle 2-2 

EU-Mindeststeuersätze für ausgewählte Energieträger (ohne Berücksichtigung 
von Ausnahmen und Ermäßigungen) 


Energieträger 

Bisheriger Mindeststeuersatz 

Mindeststeuersatz ah 1.1.2004 

Unverbleites Benzin 

287 Euro/l 000 1 

359 Euro/l 000 1 

Dieselkraftstoff 

245 Euro/l 000 1 

302 Euro/l 000 F 

Erdgas für Heizzwecke 

- 

0,3 Euro/GJ 

Kohle und Koks für Heizzwecke 

- 

0,3 Euro/GJ 

Strom 

- 

1 Euro/MWh 


* ab 1. Januar 2010: 330 Euro/l 000 1 

Quelle: FÖS EV, 2003, S. 14; RL 2003/96/EG Anhang I 


Aufgrund dieser insgesamt unzureichenden Harmonisie- 
rung werden im Rahmen der deutschen Ökosteuer auch 
weiterhin Ausnahmeregelungen zum Schutz der hiesigen 
Wettbewerbsfähigkeit heimischer Unternehmen erforder- 
lich sein. Dabei weist der Umweltrat jedoch erneut darauf 
hin, dass jedwede Ermäßigungstatbestände mit Effizienz- 
verlusten einhergehen und deshalb möglichst zurückhal- 
tend gehandhabt werden sollten. Der Umweltrat erneuert 
deshalb seine Forderung, Ermäßigungstatbestände künf- 
tig von der Energieintensität der Produktionsprozesse, 
von der Export- beziehungsweise Importintensität des be- 
treffenden Sektors und von der Anwendung eines Ener- 
gie-Audits abhängig zu machen (vgl. SRU, 2002, 
Tz. 456). 

Bei der konkreten Ausgestaltung von Ermäßigungstatbe- 
ständen ist darüber hinaus zu beachten, dass für die Wett- 
bewerbsfähigkeit der Unternehmen die absolute Steuer- 
belastung maßgeblich ist, während die Lenkungswirkung 
durch die Grenzbelastung determiniert wird. Eine Wah- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit bei gleichzeitig hoher 
Lenkungswirkung erfordert deshalb eine hohe Grenzbe- 
lastung bei geringer absoluter Belastung. Der Umweltrat 
regt an, zu prüfen, inwiefern sich eine solche Konstella- 
tion durch entsprechende Freibetragsregelungen bei 
gleichzeitig hohen Steuersätzen realisieren ließe. Erste 
Vorarbeiten zu dieser Frage wurden bereits durch das 


Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung geleistet 
(BACH et ah, 1998). 

2.2.4.2.2 Erhöhung der Regelsteuersätze auf 
einzelne Energieträger 

74. Mit dem „Gesetz zur Fortentwicklung der ökologi- 
schen Steuerreform“ wurden die Regelsätze der Mineral- 
ölsteuer für Erdgas bei Verwendung als Heizstoff, für 
Flüssiggas, Heizöl und für schweres Heizöl angehoben 
(Tab. 2-3). Ausgenommen hiervon sind effiziente KWK- 
Anlagen sowie der Einsatz von Mineralöl zur Stromer- 
zeugung. Zugleich wurde die befristete Steuerermäßigung 
für Erdgas, das als Kraftsfoff in Fahrzeugen verwendet 
wird, bis zum 3 1 . Dezember 2020 verlängert. 

75. Der Umweltrat hatte bereits in früheren Umweltgut- 
achten gefordert, dass sich die Regelsteuersätze für die 
einzelnen Energieträger an ihrer jeweiligen C02-Intensi- 
tät bemessen sollten (SRU, 2002, Tz. 463; SRU, 2000, 
Tz. 100). Im Gegensatz hierzu ließ sich die Bundesregie- 
rung bei der Anhebung der Regelsteuersätze von der Ziel- 
setzung leiten, die Steuerbelastung der Brennstoffe bezo- 
gen auf ihren Energiegehalt anzugleichen. Diese 
Vorgehensweise ist unter ökologischen Gesichtspunkten 
fragwürdig, da der Energiegehalf keinen verlässlichen In- 
dikafor der jeweiligen Umweltbelastungen darstellt 


Tabelle 2-3 

Regelsteuersätze für einzelne Energieträger vor und nach dem 1. Januar 2003 


Energieträger 

Alter Regelsteuersatz 

Neuer Regelsteuersatz 

Erdgas bei Verwendung als Heizstoff 

3,476 Euro/kWh 

5,50 Euro/kWh 

Flüssiggas 

38,34 Euro/l 000 kg 

60,60 Euro/l 000 kg 

Schweres Heizöl 

17,89 Euro/l 000 kg 

25 Euro/l 000 kg 

SRU/UG 2004/Tabelle 2-3; Datenquelle: BGBl. 2002, Teil I, Nr. 87, S. 4602-4606 
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(vgl. auch BÖHRINGER und SCHWAGER, 2003, 
S. 216 f.). Insbesondere hat die Erhöhung des Regelsteu- 
ersatzes auf Erdgas dazu geführt, dass Erdgas bezogen 
auf die C02-Intensität nun stärker besteuert wird als 
leiehtes Heizöl (vgl. BACH und KOHLHAAS, 2003). 
Soweit diese überproportionale Verteuerung des relativ 
umweltfreundliehen Energieträgers Erdgas an die End- 
verbraucher vollständig weitergegeben wird, sind ökolo- 
gisch kontraproduktive Substitutionseffekte zu erwarten. 

76. Die Verlängerung der Steuerermäßigung für Erdgas 
als Kraftstoff in Fahrzeugen ist geeignet, die umweltpoli- 
tisch erwünschte Markteinführung von erdgasbetriebenen 
Fahrzeugen weiter voran zu treiben. Der Umweltrat gibt 
allerdings zu bedenken, dass es sich hierbei um eine indi- 
rekte Subvention handelt, die einer verursachergereehten 
Kostenanlastung im Straßenverkehr entgegensteht und 
damit zu entsprechenden Verzerrungen führt. Darüber hi- 
naus erscheint aueh der Umfang der Steuerentlastung un- 
angemessen (vgl. demnächst SRU, 2004b). 

77. Im Zusammenhang mit der Anhebung der Regel- 
steuersätze auf einzelne Energieträger bedauert der Um- 
weltrat, dass die Bundesregierung diese Gelegenheit nicht 
genutzt hat, um auch den Energieträger Kohle im Rahmen 
der ökologischen Steuerreform adäquat zu belasten. Wie 
bereits im Umweltgutachten 2002 ausführlieh dargelegt 
wurde, ist die gegenwärtige Sonderstellung der Kohle 
weder ökologisch noch ökonomisch gerechtfertigt (SRU, 
2002, Tz. 509 ff). 

Der Umweltrat bedauert, dass im „Gesetz zur Fortent- 
wicklung der ökologischen Steuerreform“ keine weiteren 
Erhöhungsstufen der Mineralölsteuer vorgesehen sind. 
Ungeachtet des Emissionsrückgangs seit 1999 ist im Ver- 
kehrssektor eine wirkliche Trendwende ohne ein weiteres 
Ansteigen der Kraftstoffpreise nur schwer vorstellbar. 
Auch würden die im Rahmen der freiwilligen Selbstver- 
pflichtung der europäischen Automobilindustrie zu er- 
wartenden Senkungen des spezifischen Kraftstoffver- 
brauchs bei konstanten Kraftstoffpreisen durch eine 
Erhöhung der Fahrleistung wieder kompensiert, sodass 
Maßnahmen zur Erhöhung der Energieeffizienz der Fahr- 
zeuge dringend einer Flankierung durch weitere Erhö- 
hungsstufen der Mineralölsteuer bedürfen (vgl. dem- 
nächst SRU, 2004b). 

2.2.4.2.3 Aufkommensverwendung 

78. Durch die Erhöhung der Regelsteuersätze und die 
Reform des Spitzenausgleichs wird das Aufkommen aus 
der Ökosteuer um circa 1,5 Mrd. Euro jährlich steigen 
(BACH und KOHLHAAS, 2003). Hiervon sollen 
150 Mio. Euro für ein Programm zur Gebäudesanierung 
und Heizungsmodemisierung aufgewendet werden. Wei- 
tere 10 Mio. Euro sind für ein Programm zur Umrüstung 
von Nachtspeicherheizungen vorgesehen. Für das verblei- 
bende Zusatzaufkommen von knapp 1,35 Mrd. Euro jähr- 
lich ist kein spezifischer Verwendungszweck vorgesehen, 
sodass es in den allgemeinen Bundeshaushalt einfließen 
kann. 


Der Umweltrat hat mehrfach hervorgehoben, dass die 
derzeitige Verwendung des Ökosteueraufkommens zur 
Senkung der Lohnnebenkosten aufgrund der bekannten 
Konflikte zwischen Lenkungs- und Finanzierungszielen 
nur als eine Übergangslösung bis zur umfassenden Re- 
form der Sozialversicherungssysteme angesehen werden 
kann (SRU, 2002, Tz. 466; SRU, 2000, Tz. 99). Insofern 
stellt die Entscheidung der Bundesregierung, für den 
überwiegenden Teil des zusätzlichen Ökosteueraufkom- 
mens keine Zweckbindung vorzusehen, einen ersten 
Schritt in die richtige Richtung einer tendenziellen Verla- 
gerung des Steueraufkommens vom Faktor Arbeit auf den 
Ressourcen- und Umweltverbrauch dar. Unberührt von 
dieser Feststellung bleibt jedoch die Forderung des Um- 
weltrates, mittelfristig auf jegliche Zweckbindung bei der 
Ökosteuer zu verzichten. 

Der Umweltrat stellt kritisch fest, dass sich die Bundesre- 
gierung bei der Weiterentwicklung der ökologischen 
Steuerreform offensichtlich eher von Aufkommens- als 
von Lenkungsaspekten leiten ließ. So ist durch die Modi- 
fikation des Spitzenausgleichs zwar eine beträchtliche Er- 
höhung des resultierenden Aufkommens zu erwarten, die 
Lenkungswirkung der Ökosteuer wurde jedoch insgesamt 
eher reduziert (vgl. Abschn. 2. 2.4. 2.1). Ebenso führt die 
Erhöhung des Regelsteuersatzes auf Erdgas bei Verwen- 
dung als Heizstoff zwar zu einem höheren Aufkommen, 
sie lässt jedoch ökologisch kontraproduktive Anpas- 
sungseffekte befürchten (vgl. Abschn. 2. 2.4. 2.2). 

2.2.4.3 Weitere Instrumente 

79. Der Umweltrat betont die Dreistufigkeit eines wirk- 
samen Klimaschutzes aus Effizienzsteigerung im Endver- 
brauch, Effizienzsteigerung im Umwandlungsbereich und 
Energieträgerwechsel (Tz. 44). Letzterer kann einen an- 
gemessenen Beitrag erst unter der Bedingung leisten, dass 
eine hohe Marktdurchdringung mit effizienter Technik im 
Umwandlungsbereich und im Endverbrauch stattfindet. 

Energieeffizienz: Ein Eeld des internationalen 
Innovationswettbewerbs 

80. Der möglichst weit gehenden Marktdurchdringung 
mit hocheffizienten Energietechnologien im Anwen- 
dungsbereich kommt eine hohe Bedeutung zu. Im Ver- 
gleich zu den emeuerbaren Energien wird dieser Bedeu- 
tung jedoch immer noch unzulänglich Rechnung 
getragen. Trotz erheblicher Potenziale ist nur ein geringer 
Rückgang des Endenergieverbrauchs seit 1990 zu ver- 
zeichnen, der Stromverbrauch stieg seit 1993 sogar um 
12 % an (Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen, 2003). 
Zu begrüßen ist daher prinzipiell der Vorschlag der EU- 
Kommission für eine Richtlinie zur Endenergieeffizienz 
und zu Energiedienstleistungen (EU-Kommission, 
2003d), in der die Mitgliedstaaten zur Festlegung allge- 
meiner nationaler Ziele einer jährlichen kumulativen 
Energieeinsparung von 1 % aufgerufen werden. 

Der Umweltrat verweist in diesem Zusammenhang da- 
rauf, dass in jüngster Zeit in einigen OECD-Ländem auch 
neue Instrumente der Energieeinsparung erprobt werden. 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


- 107- 


Drucksache 1 5/3600 


Dabei ist eine gewisse Aufwertung ordnungsrechtlicher 
Vorgaben erkennbar. So sind 2002 in Kalifornien - unter 
Berufung auf die eigene Vorreitertradition und gegen er- 
heblichen Widerstand von Autoherstellem - Obergrenzen 
für die flottenspezifischen THG-Emissionen von Kfz vor- 
geschrieben worden, die 2005 den dann geltenden besten 
Stand der Technik für 2009 verbindlich machen (Assem- 
bly Bill No. 1493, 2002). Sehr viel weiter reichend ist das 
vom japanischen Wirtschaftsministerium (METl) gesteu- 
erte Top-Runner-Programme (SCHRÖDER, 2003; HA- 
YAl, 2001; lEA, 2000), das für (zunächst) zwölf Produkt- 
gruppen Effizienzstandards vorsieht und dabei den 
aktuell besten Stand der Energieeffizienz für alle Anbieter 
- auch Importeure - für ein Zieljahr vorgibt. Unterschrei- 
tungen dieser anspruchsvollen Effizienzstandards im 
Zieljahr werden zunächst mit öffentlicher Abmahnung 
und im Falle anhaltender Nichtbefolgung mit weiter ge- 
henden Maßnahmen geahndet. Zu den Produkten, um die 
es geht, gehören: PKW, Kleintransporter, Klimaanlagen, 
Kühlschränke, Fernseher, Videorecorder, Computer und 
Kopierer, also besonders wichtige Energieverbraucher. 
Die erwarteten Einsparraten sind meist erheblich (z. B. 
83 % bei Computern). Die Zieljahre liegen zwischen 
2003 und 2010 (SCHRÖDER, 2003, S. 183-186). 

Der Umweltrat hebt dieses inzwischen weiter ausgebaute 
Programm besonders hervor, weil es nicht nur einer an- 
spruchsvollen Energiesparpolitik entspricht, sondern auch 
eine nicht zu unterschätzende internationale Wettbe- 
werbsdimension besitzt. Das Programm ist geeignet, Ja- 
pan bei wichtigen Produkten zum Lead-Markt klimage- 
rechter Technologien zu machen oder zumindest seine 
Position im diesbezüglichen Innovationswettbewerb we- 
sentlich zu verbessern. Erfahrungsgemäß haben solche 
anspruchsvoll regulierten Märkte Signaleffekte auch für 
die weltweiten Anbieter, deren Reputation es erfordert, 
bei anspruchsvollen Technologien mitzuhalten 
(JÄNICKE et al., 1999). Dies gilt unter anderem auch für 
Abgasregulierungen in Kalifornien seit 1970 (JÄNICKE 
und JACOB, 2002). Das japanische Top-Runner-Pro- 
gramm verdient nach Auffassung des Umweltrates eine 
intensive Prüfüng auch unter instrumentellen Aspekten. 
Bisher ist die gleichzeitige Förderung von Innovation und 
rascher Marktdurchdringung klimafreundlicher Techno- 
logien offenbar nirgendwo systematischer angegangen 
worden. Zugleich wird an diesem Beispiel deutlich, dass 
die Leistungsfähigkeit auch des ordnungsrechtlichen In- 
strumentariums im Mix mit anderen - insbesondere öko- 
nomischen - Instrumenten nicht unterschätzt werden darf 
(vgl. Kapitel 13). Zu bedauern ist in diesem Zusammen- 
hang, dass die EU-Kommission in ihrem neuen Vorschlag 
für eine Richtlinie zum ökologischen Produktdesign für 
energieverbrauchende Produkte (EuP; EU-Kommission, 
2003e) die Chance auf anspruchsvolle und schnell einge- 
führte europäische Energieeffizienzniveaus nicht genutzt 
hat. Der Umweltrat begrüßt aber die Bemühungen im 
EU-Parlament und im Ministerrat, den Kommissionsvor- 
schlag in dieser Hinsicht nachzubessem (Tz. 1288). 


Energieeffizienz: Znr Überwindung von 
Markthemmnissen 

81 . Noch immer ist die volle Nutzung der erheblichen 
Vermeidungspotenziale durch Marktbarrieren behindert. 
Obgleich durch intelligentes Energiesparmanagement auf 
Unternehmens- und Haushaltsebene prinzipiell erhebli- 
che Energieeinsparungen möglich sind, werden diese nur 
unzureichend in die Praxis umgesetzt. Die Rentabilität 
von Energiesparpotenzialen wird häufig auf der Basis ge- 
neralisierter Annahmen wirtschaftlicher Rahmenbedin- 
gungen beurteilt. Im Einzelfall kann es jedoch zu deutli- 
chen Abweichungen hiervon kommen. Investitionsrisiken 
können durch Unsicherheiten über die zukünftige Ent- 
wicklung der Energiepreise und den technischen Fort- 
schritt von Energietechnologien verursacht werden. Der 
Erwartung steigender Energiepreise kann die Aussicht 
auf zukünftig fallende Investitionskosten gegenüberste- 
hen (JAFFE et ah, 1999, S. 7). Oft werden die erwarteten 
Energieeinsparungen aufgrund falschen Nutzerverhal- 
tens, technischer Probleme oder mangelhafter Ausfüh- 
rung der Maßnahmen nicht erreicht. Hemmend wirken 
auch Informationsdefizite über verfügbare Energiespar- 
techniken. Auch Marktfunktionsmängel wie fehlende 
F&E-Anreize oder Finanzierungsprobleme können Ener- 
giesparmaßnahmen hemmen. Zur Überwindung dieser 
Marktbarrieren stützt sich die Bundesregierung auf eine 
Reihe von Maßnahmen. Besonders viele Einzelmaßnah- 
men (SRU, 2002, Tz. 434) betreffen den Bereich der Pri- 
vathaushalte, der nach Maßgabe des nationalen Klima- 
schutzprogramms zur Senkung des Stromverbrauchs bis 
zum Jahr 2005 C02-Emissionen von 14 bis 15 Mio. t ver- 
meiden soll. 

Die Effektivität dieses Instrumentenmixes bleibt jedoch 
bislang hinter den Erwartungen zurück. Insbesondere im 
Wohnungsbestand sind trotz vorgeschriebener Modemi- 
sierungsstandards bislang beträchtliche Energiesparpo- 
tenziale ungenutzt geblieben (KLEEMANN et al., 2000, 
S. 6). Als wenig anreizkompatibel erweist sich unter an- 
derem die wohnungspolitische Regulierung. Während 
selbstnutzende Wohnungseigentümer Energiekosten- 
erspamisse unmittelbar in ihrem Investitionskalkül be- 
rücksichtigen, ist dieser Anreiz im Mietwohnungsbereich 
weiterhin gering ausgeprägt. Energiesparanreize be- 
schränken sich noch immer wesentlich auf den Mieter. 
Für den Vermieter besteht dagegen kein kontinuierlicher 
Anreiz zur Verbesserung des baulichen Wärmeschutzes 
und zur optimalen Nutzung der Heizungstechnik. Darüber 
hinaus hemmen gesetzliche Rigiditäten der Mietpreisbil- 
dung die Wirtschaftlichkeit energiesparender Modemisie- 
rungsmaßnahmen. 

Förderprogramme zur Verbesserung der Energieeffizienz 
können Energiesparmaßnahmen über die Senkung der In- 
vestitionskosten wirksam fördern, da Investoren die Last 
der Anfangsinvestition häufig stärker berücksichtigen als 
langfristige Nutzungskosten. Daher kann von Investi- 
tionskostenzuschüssen ein stärkerer Investitionsanreiz 
ausgehen als von äquivalenten Energiepreissteigerungen 
(JAFFE et al., 1999, S. 11). Andererseits besteht jedoch 
die Gefahr, dass ein Teil der Fördermittel für ohnehin 
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wirtschaftliche Energiesparinvestitionen „mitgenom- 
men“ wird. Zwar können finanzielle Fördermaßnahmen 
zur schnellen Vermeidung besonders gravierender Ener- 
gieeffizienzmängel beitragen, als dauerhaftes Klima- 
schutzinstrument eignen sie sich jedoch aufgrund ihrer 
Effizienz- und Wirkungsdefizite nicht. 

Damit die Preissignale der klimapolitischen Instrumente 
Ökosteuer und Emissionshandel auch aufseiten der Ener- 
gienachffager ihre Wirkung entfalten, ist es wichtig, die 
Wirkungsbrüche auf den Energiemärkten zu reduzieren. 
Soll der Anstieg der Energieträgerpreise nicht nur bei 
Wohnungsnutzem Verhaltensändemngen, sondern auch 
beim Eigentümer Investitionsanreize auslösen, müssen 
die rechtlichen Rahmenbedingungen im Wohnungssektor 
so verändert werden, dass anreizkompatible Mietpreisbil- 
dung und Fleizkostenabrechnungen möglich werden. 
Informationsinsüumente können die energieverbrauchs- 
bezogene Markttransparenz des Wohnungsangebots erhö- 
hen. Ebenso wie im Bereich der elektrischen Geräte Ener- 
gielabel die Auswahl energiesparender Geräte erleichtern, 
können flächendeckend eingeführte Energiebedarfsaus- 
weise die Suche nach Wohnungen mit niedrigen Heizkos- 
ten erleichtern. Heizkostenspiegel, die in einigen Städten 
bereits einen Überblick über die Energieeffizienz des ört- 
lichen Wohnungsbestands erlauben, vereinfachen eben- 
falls die Suche nach energieeffizientem Wohnraum 
(HENTRICH, 2001, S. 273). 

Energieumwandlung/Kohleverstromung 

82 . In der obigen Darstellung eines klimaverträglichen 
Pfades der Stromerzeugung wurde hervorgehoben, dass 
die Senkung der COj-Emissionen um 40 % bis 2020 und 
insbesondere die Reduzierang um 80 % bis 2050 einen 
Rückgang der Kohleverstromung erfordern, solange und 
soweit die Technologie der C02-Sequestriemng nicht 
kostengünstig und ökologiseh vertretbar zur Verfügung 
steht. Die Einführung des Emissionshandels wird die Ver- 
stromung kohlenstoffarmer Energieträger, insbesondere 
Gas, relativ zum Kohlestrom günstiger stellen (Tz. 38). 
Die deutsche Politik des Kohlebestandsschutzes muss da- 
her revidiert werden, wenn klimapolitische und letztlich 
auch ökonomische Fehlentwicklungen vermieden werden 
sollen. Die steuerliche Begünstigung von Braun- und 
Steinkohlestrom in Milliardenhöhe steht dem entgegen 
(ausführlich SRU, 2002, Tz. 505 ff). 

Über die Fortfühmng der heimischen Steinkohlenproduk- 
tion und der damit verbundenen Subventionen steht mit 
dem Auslaufen des so genannten Kohlekompromisses im 
Jahr 2005 eine grundsätzliche Entscheidung an. Der euro- 
parechtliche Rahmen für die Gewährung von Kohlebei- 
hilfen wird auch nach dem Auslaufen des EGKS-Vertra- 
ges im Juli 2002 mif dem neuen Beihilfekodex (VO 1407/ 
2002) bis 2010 fortgesetzt und eröffnet somit die Mög- 
lichkeit einer Fortführung der deutschen Steinkohlensub- 
ventionen. 

Im Juli 2003 einigten sich die Bundesregierung, das Land 
Nordrhein- Westfalen sowie die Industriegewerkschaft 
Bergbau, Chemie und Energie und der Bergbaukonzem 
RAG, die im Kohlekompromiss für das Jahr 2005 festge- 


legfe Fördermenge von 26 Mio. f Steinkohle auf 16 Mio. t 
im Jahr 2012 zu reduzieren. Über die Zukunft der Finan- 
zierung der Steinkohlenförderung bis 2012 haf die Bun- 
desregierung mit dem im November 2003 verabschiede- 
ten (und vom Bundestag gebilligten) Finanzrahmen für 
die Unterstützung der Steinkohle von 2006 bis 2012 vor- 
behaltlich der Zustimmung der EU-Kommission ent- 
schieden. Danaeh sollen die Absatzhilfen von Bund und 
Ländern von 2,7 auf 1 ,83 Mrd. Euro reduziert werden, 
sodass der Steinkohlenbergbau im Zeitraum 2006-2012 
insgesamt bis zu 15,87 Mrd. Euro an öffentlichen finan- 
ziellen Hilfen erhält (Pressemitteilung des Bundesminis- 
teriums für Wirtschaft und Arbeit vom 1 1 . November 
2003). Damit bleibt die jährliche Abnahme im Vergleich 
zum jeweiligen Vorjahr hinter der jährlichen Degression 
des Kohlekompromisses zurück. 

Der Umweltrat kritisiert die avisierte Fortführung des 
deutschen Steinkohlenbergbaus auch nach 2010 und hält 
die geplanten Kürzungen der Steinkohlensubventionen 
für unzureichend. Er sprichf sich emeuf für ein Auslaufen 
der Steinkohlensubventionen bis 2010 aus (s. auch SRU, 
2002, Tz. 506 ff). Dies steht im Einklang unter anderem 
mit Empfehlungen der Internationalen Energieagentur 
(lEA, 2002d, S. 71). Zwar trägt eine Stilllegung der hei- 
mischen SteinkohlenfÖrderung nicht unmittelbar zum 
Klimaschutz bei, da die heimische Kohle durch Import- 
steinkohle ersetzt werden kann. Im Hinblick auf die Re- 
duktion der Kohleverstromung stellt die Fortführung der 
Steinkohlensubventionierung jedoch ein kontraprodukti- 
ves Signal dar. Des Weiteren könnten die frei werdenden 
Mittel ökologisch und gesamtwirtschaftlich erheblich 
sinnvoller genutzt werden (UBA, 2003d). 

Erneuerbare Energien 

83 . Nachhaltige, klimaverträgliche Energieversorgung 
basiert entscheidend auf regenerativen Energiequellen 
(Tz. 39 ff). Daher hat die Bundesregierung den Ausbau 
der emeuerbaren Energien zu einer zentralen Aufgabe ih- 
rer Nachhaltigkeitsstrategie gemacht und dort einen An- 
teil der emeuerbaren Energien am Primärenergiever- 
brauch von mnd 50 % bis zur Mitte des Jahrhunderts zum 
Ziel erklärt (Bundesregiemng, 2002a, S. 97). Bis 2010 
soll der Anteil der emeuerbaren Energien an der Stromer- 
zeugung auf 12,5 % und am Primärenergieverbrauch auf 
4,2 % gesteigert werden. Diese Zielsetzung befindet sich 
in Übereinstimmung mit der Riehtlinie zur Fördemng der 
Stromerzeugung aus emeuerbaren Energiequellen im 
Elektrizitätsbinnenmarkt (RL 2001/77/EG) und liegt nach 
Untersuchungen für die EU-Kommission innerhalb eines 
optimalen Zielkorridors (HUBER et al., 2001, S. 30). Im 
„Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der 
Emeuerbaren-Energien im Strombereich“ (EEG-E) wer- 
den in § 1 die Anteilsvorgaben emeuerbarer Energien for- 
mal verankert: mindestens 12,5 % bis 2010 und mindes- 
tens 20 % bis 2020 (BMU, 2003a). 

Angesichts der dynamischen Entwicklung beim Aus- 
bau der emeuerbaren Energien hält der Umweltrat das 
12,5-%-Ziel für 2010 für erreichbar. Eine Studie im Auf- 
trag der EU-Kommission ergab, dass Deutschland unter 
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Berücksichtigung aller bis September 2001 beschlosse- 
nen Maßnahmen den Anteil emeuerbarer Energien bis 
2010 auf 12 % steigern kann (HARMELINK et ah, 2002; 
so auch WWF, 2003). 

84 . Mit der Novelle des EEG soll die erfolgreiche Poli- 
tik der Förderung erneuerbarer Energien - im Jahr 2002 
betrug ihr Anteil an der Bruttostromerzeugung bereits 
8 % gegenüber 4,6 % im Jahr 1998 - fortgesetzt und auf 
die gemeinsehaftsrechtliehen Vorgaben der Richtlinie zur 
Förderung emeuerbarer Energiequellen (RL 2001/77/EG) 
abgestimmt werden. Der Entwurf der Bundesregiemng 
für ein Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Erneuer- 
baren Energien im Strombereich sieht insbesondere fol- 
gende Änderangen vor (BMU, 2003a), die sich jedoeh im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens noch än- 
dern könnten: 

- Stärkere Differenzierung der Vergütungssätze (Tab. 2-4) 

- Besondere Vergütung von Biomasseanlagen, die nach- 
wachsende Rohstoffe zur Stromerzeugung nutzen 

- Stärkere Förderungen kleinerer geothermiseher Anla- 
gen 

- Einbeziehung der großen Wasserkraft bis 150 MW 

- Konzentration der Förderung der Windenergienutzung 
auf gute Standorte, mit besonderen Anreizen für das 
Repowering von Anlagen (d. h. Ersetzen alter durch 
neue, leistungsstärkere Anlagen auf demselben Stand- 
ort), die vor dem 31. Dezember 1995 in Betrieb ge- 
nommen wurden 

- Erhöhung der Fördersätze für Photovoltaik- Anlagen, 
um das Wegfallen des 100 000-Dächer-Programms in 
Teilen auszugleichen. Diese treten mit dem Vorschalt- 
gesetz (BGBl. 1, 2003, S. 3074) bereits zum 1. Januar 
2004 in Kraft 

- Durchgängige Einfühmng beziehungsweise Erhö- 
hung der Degression der Vergütungssätze (befristet 
ausgesetzt bei Geothermie und Offshore-Windkraft) 

- Einfühmng naturschutzfaehlicher Kriterien vor allem 
bei der Wasserkraftnutzung, der Windenergienutzung 
auf See und Photovoltaikanlagen auf Freiflächen 

- Ausweitung der Netzanschlusspflieht gemäß den Vor- 
gaben der europäischen Emeuerbaren-Energien-Rieht- 
linie (RL 2001/77/EG) 

- Ausweitung der Härtefallregelung auch auf stromin- 
tensive mittelständisehe Unternehmen; allerdings darf 
durch diese Regelung die zusätzliche Belastung der 
nicht privilegierten Stromverbraueher um nicht mehr 
als 1 0 % steigen 

- Möglichkeit eines Herkunftsnachweises für regenera- 
tiv erzeugten Strom 

85 . Der Umweltrat hält die EEG-Novelle für einen ziel- 
führenden Ansatz, die Ausbauziele der Bundesregiemng 
bis zum Jahre 2010 zu erreichen. Zu einzelnen Punkten 
nimmt er wie folgt Stellung: Die stärkere Förderung der 


kleinen geothermisehen Anlagen ist als saehgereeht ein- 
zustufen. Aueh die mit dem Vorschaltgesetz (BGBl. 1, 
2003, S. 3074) bereits zum 1. Januar 2004 in &aft tre- 
tende Erhöhung der Fördersätze für photovoltaische An- 
lagen ist geeignet, das Wegfallen des 100 000-Dächer- 
Programms zumindest in Teilen zu kompensieren 
(vgl. auch Kostenschätzungen in Bundestagsdruek- 
saehe 14/9807; HIRSCHE et ah, 2002; RAGNITZ et ah, 
2003, Anhang). Im Hinblick auf die spezifisch höheren 
Produktionskosten kleiner Biomasse- und Biogasanlagen 
wäre zu überprüfen, inwiefern eine weitere Differenzie- 
mng der Anlagengrößen und dementsprechend eine hö- 
here Fördemng von Kleinstanlagen - aueh angesichts der 
verkürzten Förderdauer und der erhöhten Degression - 
zur Ersehließung der hohen Potenziale beitragen kann. 

Die durchgängige Einfühmng der Degression und vor al- 
lem auch die Erhöhung der Degression bei Windkraftan- 
lagen sind zu begrüßen, da sie Mitnahmeeffekte zu ver- 
meiden helfen und Innovationen fördern. Die besondere 
Förderung von Repowering und der Windenergienutzung 
auf See sind angesichts der in diesen Bereichen vorhande- 
nen Potenziale als sachgerecht anzusehen. 

Die vorgesehlagene Einbeziehung naturschutzfaehlicher 
Kriterien bei der Nutzung emeuerbarer Energien (z. B. 
bei Photovoltaik-Anlagen auf Freifläehen, Wasserkraft) 
kann zur Verringemng von Konflikten zwischen Natur- 
und Klimaschutz beitragen. Bei der Offshore- Windener- 
gienutzung sollen durch eine ausschließliche Vergütung 
von Anlagen, die außerhalb von Natur- und Vogelsehutz- 
gebieten liegen, naturschutzfaehliche Belange gewahrt 
bleiben. Diese Ausgrenzung der NATURA-2000-Sehutz- 
gebiete aus der EEG-Fördemng ist zu begrüßen, sie kann 
nach Auffassung des Umweltrates jedoch nicht die gebo- 
tene Konzentration der Anlagen auf Eignungsgebiete ge- 
währleisten. Zu diesem Zweck ist eine planerische Steue- 
mng des Ausbaus der Windenergienutzung auf See in der 
deutschen Aussehließlichen Wirtschaftszone (AWZ) er- 
forderlich (vgl. SRU, 2004c, Tz. 451 f; SRU, 2003). Da- 
her ist die im Entwurf der Bundesregierung zur Novellie- 
mng des Baurechts (Bundestagsdmcksache 15/2250 vom 
17. Dezember 2003) vorgesehene Ergänzung des Raum- 
ordnungsgesetzes zu begrüßen, wonach künftig auch für 
die AWZ Raumordnungsgmndsätze und -ziele nach Maß- 
gabe des Raumordnungsgesetzes festzusetzen sind (SRU, 
2004e, Tz. 422). Auch die Verlängemng der Frist für die 
Inbetriebnahme von Offshore- Windenergieanlagen, die 
eine erhöhte Vergütung erhalten, bis zum 31. Dezember 
2010 (zuvor 2006), erscheint sachgerecht. Sie kann dazu 
beitragen, für Investoren und Planer den Zeitdmek aus 
der Erriehtung von Offshore- Windenergieanlagen zu neh- 
men. 

86. Der Umweltrat hält eine Überprüfung des EEG-För- 
dermeehanismus nach Erreichen des 2010-Ziels für not- 
wendig, da sich die Stromerzeugungskosten von erneuer- 
baren und konventionellen Energien angleiehen werden. 
Einerseits ist eine weitere Senkung der Gestehungskosten 
aus emeuerbaren Energien zu erwarten (Tz. 41), anderer- 
seits werden die Kosten der Stromerzeugung aus fossilen 
Energieträgern durch den anstehenden Kraftwerksneubau, 
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Tabelle 2-4 

Vergütungssätze nach dem Entwurf der EEG-Novelle und nach dem bisherigen EEG für im Jahr 2004 

neu in Betrieb genommene Anlagen 




jährliche 
Degression nach 
Entwurf EEG- 
Novelle 

jährliche 

Degression 

bisher 

Vergütung 2004 
nach Entwurf 
EEG-Novelle 
in ct/kWh* 

Vergütung 2004 
nach bisherigem 
EEG in ct/kWh 

Strom aus 
Windenergie 

Onshore*' 

2% 

1,5 % 

8,7 Anfangs- 
vergütung 

5,5 Grund- 
vergütung 

8,8 Anfangs- 
vergütung 

5,9 Grund- 
vergütung 

Offshore 

2 % ab 2008 

1,5% 

9,1 Anfangs- 
vergütung 

6,19 Grund- 
vergütung 

8,8 Anfangs- 
vergütung 

5,9 Grund- 
vergütung 

Strom aus 
Geothermie 

<5 MW 

1 % ab 2010 

0% 

15 

8,95 

< 10 MW 

14 

<20 MW 

8,95 

>20 MW 

7,16 

7,16 

Strom aus 
solarer Strah- 
lungsenergie 

(hier gelten seit 
1.1.2004 die 
neuen Vergü- 
tungssätze) 

<30 kW 

5 % der Mindest- 
vergütung von 
45,7 et/kWh 

5% 

57,4*2 

43,4 

(< 5 MW bzw. 

< 100 kW bei 
Freiflächen) 

>30 kW 

54,6*2 

> 100 kW 

54*2 

sonstige 

Anlagen 

45,7*2 

Strom aus 
Biomasse 

< 150 kW 

2% 

1 % 

11,5*2 

9,9 

< 500 kW 

9,9*3 

<5 MW 

8,9*3 

8,9 

>5 MW 

8,4 

8,4 (bis 20 MW) 

Strom aus 
Deponiegas, 
Klärgas, 
Grubengas 

< 500 kW 

2% 

0% 

7,67*5 

7,67 

<5 MW 

6,65*5 

6,65 

> 5 MW*4 

6,65*5 

- 

Strom 

aus 

Wasser- 

kraft 

Neu- 

anlagen 

< 500 kW 

1 % 

0% 

7,67 

7,67 

<5 MW 

6,65 

6,65 

Erneue- 
rung 
von An- 
lagen 

< 500 kW 

7,67 

- 

< 10 MW 

6,65 

<20 MW 

6,10 

<50 MW 

4,56 

< 150 MW 

3,7 


* Die Vergütungen sind für 20 Jahre nach Inbetriebnahme zu zahlen. Ausnahmen betreffen Strom aus Biomasse und Strom aus Deponiegas, Klärgas 
und Grubengas sowie Strom aus Wasserkraftanlagen mit mehr als 5 MW Leistung, für die die Vergütungsdauer 15 a beträgt. 

Für Strom aus Windenergie wird für die ersten fünf Jahre nach Inbetriebnahme die Grundvergütung von 5,5 ct/kWh um 3,2 ct/kWh ergänzt. Da- 
nach bemisst sich ein möglicher Zusatz zur Grundvergütung am Ertrag der Anlage. Für Ersatz von alten durch neue Anlagen am gleichen Standort 
(Repowering) gelten erhöhte Sätze. Strom aus Anlagen, die weniger als 65 % des Referenzertrages erbringen, muss nicht vergütet werden. 

*2 Die Vergütung für PV- Anlagen beträgt mindestens 45,7 ct/kWh. Für Anlagen, die ausschließlich an einem Gebäude oder einer Lärmschutzwand 
angebracht sind, gelten die aufgelisteten Vergütungssätze. Diese erhöhen sich um 5,0 ct/kWh für Anlagen, die ausschließlich an oder auf einem 
Gebäude, jedoch nicht auf dem Dach oder als Dach angebracht sind und einen wesentlichen Bestandteil des Gebäudes bilden. 

Die Vergütungen können sich in Abhängigkeit der eingesetzten Biomasse (Bonus von 2,5 ct/kWh bei nachwachsender Biomasse) und der Technik 
(Bonus von 1 ct/kWh für Brennstoffzellen) um 1,0 bis 3,5 ct/kWh erhöhen. 

Nur Grubengas. 

Die Vergütung erhöht sich um je 1,0 ct/kWh wenn der Strom mittels Brennstoffzellen gewonnen wird. 

Vergütung für Neuanlagen zwischen 500 kW und 5 MW nur wenn diese bis Ende 2005 genehmigt sind oder im Zusammenhang mit einer beste- 
henden Stau- oder Wehranlage in Betrieb genommen werden. 


SRUAJG 2004/Tab. 2-4; Datenquelle: BMU, 2003a; BGBl. I (2000), S. 305 
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steigende Gewinnungskosten und die stärkere Einbezie- 
hung von Umwelteffekten zunehmen (Tz. 44). Das BMU 
geht davon aus, dass bis zum Jahr 2020 der Anteil der 
durch das EEG geförderten Strommenge aus emeuerba- 
ren Energien von derzeit rund 50 auf etwa 5 % gesenkt 
werden kann (BMU, 2003b), da sich die Gestehungskos- 
ten für Strom aus Wind, Wasserkraft und Biomasse ab 
2010 denen der konventionellen Stromerzeugung - nicht 
zuletzt durch den Emissionshandel - angleichen werden. 

Dringender Handlungsbedarf ist weiterhin beim Einsatz 
von emeuerbaren Energien im Wärmebereich geboten, da 
hier große unerschlossene Potenziale liegen. Durch die 
Erschließung der technischen Potenziale von rund 960 PJ 
pro Jahr könnten nach Berechnungen mindestens 65 % 
der derzeit zur Wärmeerzeugung verbrauchten Brenn- 
stoffmenge ersetzt werden (NITSCH et al., 2001, S. 14). 

2.3 Zusammenfassung und Empfehlungen 

87. Eine anspruchsvolle Klimaschutzpolitik vermeidet 
extreme Langzeitrisiken mit hohen volkswirtschaftlichen 
Schadenskosten. Im europäischen und globalen Kontext 
ist eine der Problemlage angemessene Klimaschutzpolitik 
nur durchsetzbar, wenn einzelne Staaten - auch in der 
zweiten Verhandlungsrunde - Vorreiterrollen einnehmen. 
Eine solche Rolle bietet technologische Chancen für 
Deutschland in diesem zentralen Politikfeld. 

Auf Grundlage der Ziele der UN-Klimarahmenkonven- 
tion und der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
des Zwischenstaatlichen Expertenausschusses für Kli- 
mafragen (IPCC) hält der Umweltrat das Ziel einer Re- 
duktion der deutschen Treibhausgasemissionen um 80 % 
bis 2050 gegenüber 1990 und das entsprechende „Zwi- 
schenziel“ von 40 % bis 2020 für gut begründet und not- 
wendig. Als Vorgabe für die Industrieländer würde dies 
zu einer langfristigen globalen Klimastabilisierung auf 
vertretbarem Niveau (450 ppmv CO 2 ) beitragen und den 
Entwicklungsländern zugleich Spielraum für einen mode- 
raten - und zeitweiligen - Emissionsanstieg lassen. Die 
britische Regierung hat im Jahr 2003 ein weit reichendes 
Reduktionsziel für 2050 formuliert: 60 % Reduktion from 
current levels. Der britische und der schwedische Pre- 
mierminister haben für Europa in ihrem Brief vom 
Februar 2003 an die griechische Ratspräsidentschaft und 
den Kommissionspräsidenten eine Reduktion der CO 2 - 
Emissionen in der Größenordnung von 60 % bis zum 
Jahr 2050 vorgeschlagen. Eine Bandbreite von 60 bis 
80 % für die Zielbildung der Industrieländer erscheint 
dem Umweltrat vertretbar. Deutschland sollte bei diesem 
klimapolitischen Zielbildungsprozess seine Rolle darin 
sehen, im Interesse einer hinreichend sicheren Klimasta- 
bilisierung die anspruchsvollere Variante innerhalb der 
Bandbreite von 60 bis 80 % durchzusetzen. Ohne Zweifel 
stellt dies hohe Anforderungen an die politische Steue- 
rungskraft wie an die technologische Innovationsfähig- 
keit der Industrieländer. 

Eine zeitnahe Festlegung auf ein anspruchsvolles lang- 
fristiges Zielniveau und auf den verbindlichen Pfad der 
Zielerreichung ist zudem von praktischer Bedeutung, um 


für die in Deutschland anstehende umfassende Erneue- 
rung des Kraftwerksparks einen verlässlichen Ordnungs- 
rahmen für ökologisch und ökonomisch zukunftsfähige 
Neuinvestitionen zu schaffen. Zur Umsetzung dieser Vor- 
gaben kann das Instrument des Emissionshandels in effi- 
zienter Weise beitragen. 

88. Der Umweltrat hält nach Prüfüng vorhandener Stu- 
dien eine anspruchsvolle Klimaschutzstrategie nicht nur 
für fechnisch machbar, sondern auch für wirfschaftlich 
vertretbar. Er sieht in einer solchen Strategie auch wesent- 
liche Chancen für die Position Deutschlands und der EU 
im globalen Innovationswettbewerb um zukunftsge- 
rechte Energietechniken. Kosten dürften eher durch den 
fossilen Energiepfad entstehen: Auf der volkswirtschaftli- 
chen Ebene betrifft dies vor allem Schadenskosten durch 
sich häufende extreme Wetterlagen, auf der betriebswirt- 
schaftlichen Ebene langfristig steigende Gewinnungskos- 
ten und Kosten des Emissionshandels beziehungsweise 
der C02-Sequestrierung. Das Hauptproblem sind offenbar 
nicht Technologien und Kosten, sondern die politischen 
Widerstände betroffener Industrien. Deren Überwindung 
erfordert neue politische Herangehensweisen (z. B. Me- 
thoden des Transition Management). 

Aktuelle Entwicklung 

89. C02-Emissionen machten im Jahr 2001 auch in 
Deutschland weiterhin mit 87,5 % den Hauptanteil des 
Ausstoßes aller Treibhausgase aus. Zwischen 1990 und 
2003 sanken die temperaturbereinigten C02-Emissionen 
um 16,6 % (effektiv: 15,2 %). Die Emissionen aller 
Treibhausgase sanken zwischen 1990 und 2001 in der 
Bundesrepublik Deutschland insgesamt um 18,3 %. 

Das Ziel, bis 2005 die C02-Emissionen um 25 % zu ver- 
ringern, kann damit nicht mehr eingehalten werden. Mit- 
tlerweile wird es auch nicht mehr von der Bundesregie- 
rung aktiv vertreten. Angesichts der klaren Bestätigung 
des 25-%-Zieles noch in der Nachhaltigkeitsstrategie vom 
April 2002 erachtet der Umweltrat den Versuch der Bun- 
desregierung, das ehemals parteiübergreifende Ziel aus- 
zublenden, als unangebracht. Bei einem zielorientierten 
Ansatz kommt es nicht notwendigerweise auf eine punkt- 
genaue Zielerfüllung an, wohl aber auf einen politisch 
ernsthaften Umgang mit Zielverfehlungen. Die Dethema- 
tisierung einer Zielverfehlung diskreditiert einen ziel- 
orientierten Umweltpolitikansatz und damit auch die 
Glaubwürdigkeit noch anspruchsvollerer Zielvorgaben 
für die weitere Zukunft. 

Effizienzsteigerung im Endverbrauch 

90. Der Umweltrat betont die Dreistufigkeit einer ange- 
messenen Klimapolitik, die gleichermaßen die Energieef- 
fizienz im Endverbrauch, die Umwandlungseffizienz im 
Energiesektor und die Abkehr von den fossilen Energie- 
trägern betrifft. Die Effizienzsteigerung im Endverbrauch 
trägt den vorhandenen Potenzialen bisher nicht ausrei- 
chend Rechnung. So ist trotz erheblicher Potenziale nur 
ein geringer Rückgang des Endenergieverbrauchs seit 
1 990 zu verzeichnen, der Stromverbrauch stieg seit 1 993 
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sogar um gut 12 % bis 2002 an. Es kann nicht Aufgabe 
der emeuerbaren Energien sein, vorrangig einen steigen- 
den Strombedarf zu decken. 

Neben verbrauchsbezogenen Zielvorgaben auf der EU- 
Ebene sollten auch neue Instrumente erwogen werden, 
wobei auch ordnungsrechtliche Maßnahmen wie das ja- 
panische Top-Runner-Programme Interesse verdienen, 
das den höchsten Stand der Energieeffizienz für zwölf 
(demnächst 20) energieintensive Produktgruppen in ei- 
nem Zieljahr zum Standard erhebt. Der Umweltrat hebt 
dieses Programm hervor, weil es nicht nur einer an- 
spruchsvollen Energiesparpolitik entspricht, sondern auch 
eine nicht zu unterschätzende internationale Wettbe- 
werbsdimension besitzt: Das Programm ist geeignet, Ja- 
pan bei wichtigen Produkten zum Lead-Markt klimage- 
rechter Technologien zu machen oder zumindest seine 
Position im diesbezüglichen Innovationswettbewerb we- 
sentlich zu verbessern. Erfahrungsgemäß haben solche 
anspruchsvoll regulierten Märkte Signaleffekte auch für 
die weltweiten Anbieter. Daher ist zu bedauern, dass die 
EU-Kommission in ihrem neuen Vorschlag für eine 
Riehtlinie zum ökologischen Produktdesign für energie- 
verbrauchende Produkte die Chanee auf anspruchsvolle 
europäische Energieeffizienzniveaus nicht genutzt hat. 

C02-Minderungen auf der Angebotsseite 

91 . Entscheidenden Handlungsbedarf sieht der Umwelt- 
rat für den Bereich der Kohleverstromung. Nach deutli- 
chen Verbesserungen weist der Sektor der Energieerzeu- 
gung und -Umwandlung seit 1999 durch eine Zunahme 
vor allem von Braunkohlestrom einen erneuten Anstieg 
der C02-Emissionen auf. Ohne diesen Wiederanstieg 
hätte die Emissionsverringerung im Jahr 2003 etwa 
18,5 und nicht 16,6% (temperaturbereinigt, gegenüber 
1990) betragen. 

Mit der anstehenden Teilemeuerung des deutschen Kraft- 
werksparks in der Größenordnung von 40 bis 70 GW bis 
2020 stellt sich die Frage der Kohleverstromung beson- 
ders eindringlich. Einerseits bietet dieser Emeuerungsbe- 
darf für die Bundesrepublik die einmalige Chanee einer 
klimaverträglichen Umgestaltung des Sektors mit den re- 
lativ höchsten C02-Emissionen zu geringen Kosten. Der 
notwendige teehnologische Pfadwechsel kann ohne eine 
vorzeitige Abschaltung oder nachträgliche Umrüstung 
einzelner Kraftwerke erfolgen. Damit werden keine be- 
reits getätigten Investitionen in bestehende Kraftwerke 
entwertet. Andererseits besteht die ebenfalls einmalige 
Gefahr, dass sieh Deutschland für die nächsten 30 bis 
40 Jahre auf einen Energiepfad festlegt, der nicht nur im 
Widerspruch zu der parteiübergreifenden Klimapolitik 
seit 1990 steht, sondern neben den ökologischen Risiken 
auch das Risiko erheblicher Fehlinvestitionen mit sich 
bringt. Um derartigen strukturellen Fehlentwicklungen 
vorzubeugen und einen langfristigen Ordnungsrahmen 
für ökologisch und ökonomisch zukunftsfahige Neuin- 
vestitionen im langlebigen Kraftwerksbereich zu geben, 
bedarf es dringend verbindlicher Klimaschutz-Zielvorga- 
ben für 2020 und 2050, sowie wirkungsvoll eingesetzter 
Instrumente, die eine Zielerreichung gewährleisten. Wer- 


den anfänglich zu niedrige Ziele ohne kalkulierbar strik- 
tere Vorgaben für die weitere Zukunft gesetzt, besteht die 
Gefahr, dass Investitionen in eine Energieversorgungs- 
struktur getätigt werden, die später zu überhöhten Ver- 
meidungskosten führen können. 

92 . Bei frühzeitiger Festlegung langfristiger Ziele und 
eines zeitlichen Pfads der Zielerreichung kann das zum 
1 . Januar 2005 in Kraft tretende europäische Emissions- 
handelssystem den angemessenen Rahmen für einen ef- 
fektiven Klimaschutz bilden. Für die betroffenen Unter- 
nehmen bedeutet dies langfristige Planungssicherheit und 
eine Verringerung preislicher Friktionen auf dem Markt 
für Emissionsrechte. Diskontinuierliche Zielvorgaben mit 
unzureichendem Zeithorizont - beispielsweise kurzfris- 
tige Verschärfungen im Zeichen unvorhergesehener dra- 
matischer Klima-Ereignisse - könnten dagegen im kapi- 
talintensiven Energieversorgungssektor zu unnötig teuren 
Pfadkorrekturen führen. 

Der Umweltrat empfiehlt daher, dass auch auf der europä- 
ischen Ebene zeitnah verbindliche Ziele für weitere Ver- 
pfiichtungsperioden gesetzt werden. Dabei muss die euro- 
päisehe Klimapolitik deutlich machen, dass die im 
6. Umweltaktionsprogramm anerkannte Notwendigkeit 
einer langfristigen globalen Reduktion der THG-Emissio- 
nen um 70 % ernst gemeint ist, und muss dieses Ziel in 
stufenweisen THG-Emissionsminderungsvorgaben kon- 
kretisieren. Eine wichtige Zwischenetappe für die EU bil- 
det naeh Auffassung des Umweltrates ein 30-%-Minde- 
rungsziel für das Jahr 2020 bezogen auf 1990. 
Deutsehland sollte im Zusammenspiel mit Großbritan- 
nien und Schweden hierbei eine treibende Rolle überneh- 
men. 

93 . Durch die Bepreisung von CO 2 im Rahmen des 
Emissionshandelssystems ist unter anspruchsvollen lang- 
fristigen Klimaschutzvorgaben davon auszugehen, dass 
sich der deutsche Energieträgermix deutlich verändern 
wird. Insbesondere wird sich die Wettbewerbsfähigkeit 
der Kohle versehlechtem. Dagegen ist eine deutliche Stei- 
gerung der Bedeutung der Erdgasverstromung wahr- 
scheinlich. Auch die zu befürchtende Häufung extremer 
Wetterereignisse wird den politischen Druck in dieser 
Richtung langfristig eher erhöhen als schwinden lassen, 
sodass insgesamt von Risiken für die Kohleverstromung 
auszugehen ist. 

Eine Möglichkeit zur klimaschutzverträgliehen Kohlever- 
stromung bietet zwar prinzipiell die Abscheidung und La- 
gerung von CO 2 . Deren wirtschaftliche Anwendungsreife 
ist aber bis 2020 kaum zu erwarten und kommt damit für 
die jetzt anstehende Krafiwerksemeuerung zu spät. Hinzu 
kommen weitere offene Fragen, von deren Beantwortung 
es abhängt, inwieweit und in welchem Maße die C02-Ab- 
scheidung einsetzbar ist. Offen ist insbesondere, ob eine 
dauerhaft sichere und damit aueh umweltpolitiseh akzep- 
table Endlagerung in großem Umfang möglich ist. 

94 . Zusammenfassend hält der Umweltrat die Fortfüh- 
rung einer Strategie, die vorrangig auf Kohleverstromung 
setzt und entsprechend vollendete Tatsachen schafft, für 
ökologisch wie ökonomisch unvertretbar. Zumindest bis 
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zur endgültigen Klärung der Lagerungspotenziale und der 
Marktreife der COj-Sequestrierung, also kaum vor 2020, 
erfordert ein angemessener Klimasehutz die signifikante 
Reduzierung des Kohleanteils an der Stromversorgung. 
Bei der Kraftwerksemeuerung dürfte dann dem Erdgas 
eine Vorrangstellung zukommen, so wie es auch bei der 
mittelfristigen Kraftwerksemeuerung in anderen EU- 
Staaten der Fall ist (PLATTS, 2004). Dies schafft einen 
erheblichen Kommunikationsbedarf mit der Kohleindus- 
trie. Insgesamt ist die Frage der langfristigen Kohlever- 
stromung in Deutschland so brisant und angesichts der 
kurzfristigen Durchsetzungsfahigkeit der beteiligten Inte- 
ressen so schwierig, dass sie in einem Branchendialog auf 
breiter Basis über die ökologisch-ökonomische Langfrist- 
perspektive insbesondere des Braunkohlebergbaus (Garz- 
weiler 11) angegangen werden sollte. Dabei sollten auch 
die erheblichen Umweltprobleme bei der Braunkohlege- 
winnung nicht ausgeklammert werden. Zu empfehlen ist 
die Entwicklung einer Sektorstrategie im Sinne eines pro- 
fessionellen Transition Management, bei der insbeson- 
dere den beteiligten Regionalinteressen Alternativen ge- 
boten werden und eine soziale Abfederung des 
notwendigen Strukturwandels ermöglicht wird. Um keine 
widersprüchlichen Signale zu setzen, empfiehlt der Um- 
weltrat weiterhin ein Auslaufen der Steinkohlesubventio- 
niemng bis 2010 und kritisiert gegenteilige Festlegungen. 

Nach Auffassung des Umweltrates bedeutet der mögliche 
Pfad einer deutlichen Reduktion der deutschen Kohlever- 
stromung jedoch nicht das Ende der weiteren deutschen 
Technologieentwicklung bei der Kohle verstromung. Die 
Entwicklung, Erprobung und Demonstration effizienterer 
Kohlekraftwerke und verbesserter Verfahren der C02-Ab- 
scheidung wird vom Umweltrat vor allem im Flinblick 
auf die weltweite Kohleverstromung befürwortet, die im 
Durchschnitt auf niedrigem Effizienzniveau erfolgt. Sie 
ist aber kein Argument für einen hohen Anteil an Kohle- 
kraftwerken. Befürchtungen hinsichtlich der Versor- 
gungssicherheit bei Erdgas teilt der Umweltrat nicht. 

Erneuerbare Energien 

95 . Durch einen Wechsel der Primärenergieträger kön- 
nen erhebliche Mengen des C02-Ausstoßes des Strom- 
sektors vermieden werden. Während Erdgas wenigstens 
für eine Übergangszeit seinen Anteil als Energieträger für 
die Stromversorgung ausbauen wird, verspricht langfris- 
tig der Wechsel zu emeuerbaren Energien die größten 
C02-Reduktionen. Bedenken hinsichtlich des fluktuieren- 
den Energieangebots aus Windkraft- und Photovoltaikan- 
lagen hält der Umweltrat aus einer Reihe von Gründen für 
übertrieben, insbesondere angesichts der Möglichkeiten 
zur Umstrukturierung des grundlastbasierten Kraftwerks- 
parks in der anstehenden Emeuerungsphase. Die Integra- 
tion hoher Leistungen aus fluktuierenden Energiequellen 
setzt neben Fortschritten in der Prognostizierbarkeit ver- 
fügbarer Leistungen ein optimiertes Lastmanagement und 
eine Flexibilisierung des Kraftwerksparks voraus. Auch 
unter diesem Aspekt ist aber ein erhöhter Anteil gasbe- 
triebener Kraftwerke sinnvoll. Darüber hinaus sind bei 
der Weiterentwicklung von Speichertechnologien noch 
erhebliche Fortschritte möglich. 


Der Umweltrat begrüßt die im Entwurf der Bundesregie- 
rung für ein Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Er- 
neuerbaren Energien im Strombereich verankerten Ziel- 
vorgaben für emeuerbare Energien für 2010 und 2020 
(12,5 bzw. 20 % der Stromversorgung) ebenso wie die in 
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie vorgeschlagene 
Zielvorgabe für 2050 (50 % des Energieverbrauchs). Dies 
ist eine überzeugende Vorgabe für die Vorreiterrolle, die 
Deutschland in der Johannesburg Renewable Energy 
Coalition übernommen hat. Die vorgesehene weitere För- 
derung dieser Energien hält er für sinnvoll. Ihre Kosten 
sind auch als eine Investition in einen deutschen Lead- 
Markt auf diesem Gebiet zu rechtfertigen, dessen welt- 
weite Ausstrahlung klimapolitisch erwünscht und ökono- 
misch vorteilhaft ist. 

Die Degression der Vergütung ist ebenso zu begrüßen. 
Der Umweltrat hält es für eine begründete Annahme, dass 
bis 2020 der Anteil der durch das EEG geförderten 
Strommenge aus emeuerbaren Energien radikal gesenkt 
werden kann, da sich die Gestehungskosten für Strom aus 
Wind, Wasserkraft und Biomasse denen der konventio- 
nellen Stromerzeugung - nicht zuletzt durch den Emis- 
sionshandel bei Treibhausgasen - angleichen. Um unan- 
gemessene Mitnahmeeffekte zu vermeiden, ist eine 
Überprüfung der Regelung spätestens 2010 sinnvoll. Er- 
heblichen Förderungsbedarf für emeuerbare Energien 
sieht der Umweltrat außerhalb des Stromsektors. Im Be- 
reich der Wärmeerzeugung durch emeuerbare Energien 
liegen erhebliche Potenziale. 

Emissionshandel 

96 . Trotz der im Umweltgutachten 2002 geäußerten Be- 
denken gegenüber einem auf Teile der Wirtschaft be- 
schränkten Emissionshandel hält der Umweltrat diesen 
für einen sinnvollen ersten Schritt zu einer effizienten 
Klimaschutzpolitik. Es handelt sich um ein Instmment 
mit gmndsätzlich hoher Effizienz und Zielgenauigkeit, 
das überdies verbesserte Rahmenbedingungen für die 
Nachzügler des Klimaschutzes in der EU schafft. Ent- 
scheidende Voraussetzung für eine angemessene Wirk- 
samkeit des Instraments ist allerdings, dass - auch lang- 
fristig - anspmchsvolle Ziele formuliert und hinreichende 
Kontroll- und Sanktionsmechanismen im Falle der Nicht- 
erfüllung verfügbar sind (SRU, 2002, Tz. 486 f). Per- 
spektivisch sollte eine bessere Verkopplung mit der Öko- 
steuer und den anderen Klimaschutzinstmmenten 
angestrebt werden. Dies ist auch deshalb erforderlich, 
weil dem Emissionshandel im Instmmentenmix der Kli- 
mapolitik nunmehr eine faktisch dominante Rolle zufällt. 
Sein Versagen könnte entsprechend zum Einfallstor für 
ohnehin starke Gegentendenzen werden. Deshalb sind 
Absichemngen erforderlich. 

Wie der Umweltrat im vergangenen Gutachten bereits 
ausführlich dargelegt hat (SRU, 2002, Tz. 483, 487, 516), 
ist ein Zurückfahren ordnungsrechtlicher Instrumente zu- 
gunsten des Emissionshandels nur insoweit gerechtfertigt, 
wie im Effekt dieselben Emissionsminderungen erreicht 
werden. Zur Absicherung des Emissionshandels schlug 
der Umweltrat eine vorerst befristete Aufhebung ord- 
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nungsrechtlicher Instrumente mit der Option einer Reak- 
tivierung vor. Diese Empfehlung wird hier bekräftigt. Im 
Falle einer Zielverfehlung durch unzureichende Kontroll- 
und Sanktionsmechanismen kommen auch ergänzende 
ordnungsrechtliche Maßnahmen wie Vorschriften über 
zulässige C02-Emissionsobergrenzen für Großemittenten 
in Betracht. 

Bei der Umsetzung des Richtlinienentwurfs und einer 
Weiterentwicklung des Emissionshandelssystems nach 
der ersten Kioto-Verpflichtungsperiode (2008 bis 2012) 
sieht der Umweltrat insbesondere folgenden Handlungs- 
bedarf: 

- ln der ersten Phase des Systems stellt die Orientierung 
des nationalen Allokationsplanes an der Klimaschutz- 
vereinbarung der deutschen Industrie eine geeignete 
Grundlage dar. Wichtig ist jedoch eine baldige Kon- 
kretisierung des Niveaus und der zeitlichen Perspek- 
tive nach 2012. 

- Eine kostenlose Anfangsallokation der Emissions- 
rechte wird für den Einstieg in das Handelssystem 
zwar als pragmatische Lösung angesehen. Zur Ver- 
meidung von Effizienzverlusten sollte in zukünftigen 
Verpflichtungsperioden jedoch grundsätzlich eine Ver- 
steigerung der Emissionsrechte vorgezogen werden. 

- Eine Newcomer- Reserve im Rahmen der kostenlosen 
Anfangsallokation ist grundsätzlich nicht zielführend, 
da die kostenlose Zuteilung für potenzielle Investoren 
einen Anreiz zu strategisch überhöhter Produktions- 
planung schafft und damit zu Effizienzverlusten führt. 
Hinzu kommen administrative Probleme bei der Ab- 
grenzung zwischen Altemittenten und Newcomern, 
die geradezu eine Einladung zur missbräuchlichen 
Ausnutzung der Newcomer-Reserve bilden würden. 

- Eine Effizienzsteigerung ist ebenfalls durch die Inte- 
gration projektbezogener Maßnahmen (JI und CDM) 
in das europäische Emissionshandelssystem zu errei- 
chen. Die Bundesregierung sollte aber auch im Hin- 
blick auf die Vermeidung von Mitnahmeeffekten da- 
rauf hinarbeiten, dass auf der operativen Ebene klare 
Bedingungen für die Einbeziehung der flexiblen 
Kioto-Instrumente formuliert und vor allem konse- 
quent angewandt werden. 

- Die Einbindung des Emissionshandels in den rechtli- 
chen Rahmen des Immissionsschutzes sollte so erfol- 
gen, dass bei maximaler Flexibilität der Unternehmen 
bezüglich der Treibhausgasreduktion Zielkonflikte mit 
anderen Umweltbelangen vermieden werden. 

- In der längerfristigen Perspektive sollte die Einbezie- 
hung weiterer Verursachersektoren angestrebt werden. 

Fortentwicklung der ökologischen Steuerreform 

97 . Das am 23. September 2002 verabschiedete „Gesetz 
zur Fortentwicklung der ökologischen Steuerreform“ 


sieht im Einzelnen einen Abbau der Ermäßigungstatbe- 
stände für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes 
sowie der Land- und Forstwirtschaft und eine Verände- 
rung der Steuersätze auf einzelne Energieträger vor. Die 
hierdurch zu erwartenden Mehreinnahmen sollen zum 
überwiegendenden Teil als allgemeine Haushaltsmittel 
zur Verfügung stehen. 

In der Summe haben diese beiden Neuregelungen voraus- 
sichtlich zur Folge, dass die Lenkungswirkung der Öko- 
steuer spürbar vermindert wird. Der überlegene Weg, um 
den Schutz der Wettbewerbsfähigkeit einerseits und die 
Lenkungswirkung der Ökosteuer andererseits besser mit- 
einander in Einklang zu bringen, besteht nach Auffassung 
des Umweltrates in der Kombination von hohen Steuer- 
sätzen mit einer Anwendung von Freibetragsregelungen, 
bei der ein näher zu bestimmender Sockelverbrauch von 
der Ökosteuer freigestellt wird. Unabhängig davon hält 
der Umweltrat jedoch an seiner Forderung fest, eine nicht 
nur ansatzweise Harmonisierung der Energiebesteuerung 
auf EU-Ebene anzustreben. Solange dies nicht erreicht 
ist, sollte die Gewährung von Ermäßigungstatbeständen 
zukünftig von der Energieintensität der Produktionspro- 
zesse, der Export- beziehungsweise Importintensität des 
betreffenden Sektors und der Anwendung eines Energie- 
Audits abhängig gemacht werden. 

Im Einzelnen empfiehlt der Umweltrat 

- eine maßvolle aber kontinuierliche weitere Erhöhung 
der Mineralölsteuer, ohne die hinreichende Verbesse- 
rungen insbesondere im Verkehrsbereich nicht vor- 
stellbar sind; 

- die Bemessungsgrundlage der Ökosteuer mittelfristig 
auf die C02-Intensität der Energieträger umzustellen 
und dabei insbesondere den Energieträger Kohle nicht 
weiter zu privilegieren; 

- dass auch im Hinblick auf die Richtlinie zur Besteue- 
rung von Energieerzeugnissen (2003/96/EG) die spe- 
zielle Benachteiligung von Erdgas in der Stromerzeu- 
gung umgehend aufgehoben werden sollte; 

- eine weiter gehende Harmonisierung der Energiebe- 
steuerung auf EU-Ebene anzustreben; 

- die Erhebung des vollen Steuersatzes auch für Erdgas 
zur Verwendung als Kraftstoff in Fahrzeugen, sobald 
es zu einer Umstellung der Kfz-Steuer auf eine emis- 
sionsbezogene Basis kommt. 

Der Umweltrat bedauert, dass bei den aktuellen Sozial- 
und Finanzreformen und der sinnvollen Entlastung des 
Faktors Arbeit umweit- und klimapolitische Aspekte 
nicht stärker berücksichtigt wurden. Eine ökologische 
Akzentuierung ist insbesondere beim Abbau von Subven- 
tionen und Steuerprivilegien weitgehend unterblieben. 
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3 Naturschutz 


98. Im folgenden Kapitel stellt der Umweltrat die wich- 
tigsten Entwicklungen im Naturschutz im Berichtszeit- 
raum dar. Bis auf den Vorschlag zur Implementierung 
einer nationalen Biodiversitätsstrategie und die Einschät- 
zung zur Europäischen Landschaftskonvention wurden 
die Themen und entsprechende Empfehlungen bereits 
grundlegend im Sondergutachten Naturschutz diskutiert 
(SRU, 2002b). Dabei spielt die Frage der sich gegenseitig 
blockierenden Bundes- und Landeskompetenzen im Na- 
turschutz insbesondere mit Blick auf die immer umfängli- 
cher werdenden Aufgaben der Umsetzung von EG-recht- 
lichen Vorgaben eine wichtige Rolle. Die Länder haben 
auf politischer Ebene in Brüssel nur indirekte Einfluss- 
möglichkeiten, müssen aber die Konsequenzen der dort 
getroffenen Entscheidungen tragen. Der Bund entscheidet 
auf EU-Ebene mit, doch ist er in der Umsetzung der Ent- 
scheidungen abhängig von den Ländern. Viele Natur- 
schutzbelange von länderübergreifender nationaler 
Relevanz können vom Bund nur rahmenrechtlich gere- 
gelt werden, sodass die Umsetzung im Übrigen den Län- 
dern obliegt. Beispiele für solche Handlungsfelder sind 
der ausstehende nationale Biotopverbund nach 
§ 3 BNatSchG, die Ausweisung von Nationalparks, der 
Schutz von Flussökosystemen und die Umweltbeobach- 
tung. Die Umsetzung durch die Länder erfolgt in Abhän- 
gigkeit von ihrer jeweiligen Finanzkraft - eine Tatsache, 
welche zwangsläufig die Flächenländer benachteiligt. 

Der Umweltrat hat im Sondergutachten Naturschutz 
(SRU, 2002b) eine aktive Rolle der Bundesebene in Form 
einer nationalen Naturschutzstrategie gefordert. Auch der 
Vollzug internationaler Vereinbarungen wie beispielweise 
des Übereinkommens über die biologische Vielfalt erfor- 
dert eine aktive nationale Planungsebene. Dieses Di- 
lemma der föderalen Kompetenzordnung im Bereich des 
Naturschutzes bedarf nach Ansicht des Umweltrates drin- 
gend einer Lösung (vgl. auch Kapitel 13). Die folgenden 
Kapitel stellen die Koordinations- und Vollzugsprobleme 
dar, die auf die derzeitige Kompetenzordnung zurückzu- 
führen sind, und entwickeln Vorschläge, Lösungsansätze 
innerhalb der vorhandenen Rahmenbedingungen sowie 
Hinweise zu einer sinnvollen Neuordnung der Zuständig- 
keiten. 

3.1 Biodiversität 

99. Vom Staatssekretärsausschuss {Green Cabinet) 
wurde beschlossen, das Thema Biodiversität im 
Jahre 2006 zu einem Schwerpunkt der nationalen Nach- 
haltigkeitsstrategie zu machen (BMU, schriftlicher Be- 
richt für die 32. Amtschefkonferenz am 6. November 
2003 in Berlin, TOP 7). Dies eröffnet die Chance, 
Artikel 6a des Übereinkommens über die biologische 
Vielfalt - mehr als zwölf Jahre nach dessen Inkrafttreten 


- umzusetzen. Dort werden die Vertragsstaaten auffor- 
dert, nationale Strategien, Pläne und Programme zur Er- 
haltung und zur nachhaltigen Nutzung von Biodiversität 
zu entwickeln oder bestehende Strategien anzupassen. 
Zudem wurde mit diesem Beschluss den Argumenten 
Rechnung getragen, die geltend machen, dass eine Nach- 
haltigkeitsstrategie ohne einen deutlichen Schwerpunkt 
im Bereich Biodiversität wesentlich unvollständig ist 
(FLASBARTH, 2003; PIECHOCK et al., 2003). 

3.1 .1 Der anhaltende Verlust 
der Biodiversität 

Weltweite Situation 

100. Seit Mitte des 19. Jahrhunderts, seit der Mensch im 
industriellen Maßstab in das Artengefüge seiner nafürli- 
chen Umwelf eingegriffen hat, beschleunigt sich weltweit 
der Artenverlust. Vorsichtigen Schätzungen zufolge wird 
der Verlust an Arten im nächsten Jahrhundert eine zwei- 
stellige Prozentzahl des globalen Artenbestandes ausma- 
chen (NOTT und PIMM, 1997, S. 126). Bei Fortsetzung 
der gegenwärtigen Trends könnte in absehbarer Zukunft 
ein Sechstel bis ein Viertel aller Spezies ausgerottet wor- 
den sein (PIMM, 2002). Etwa ein Zehntel aller Vogel- 
arten und ein Viertel der Säugetiere weltweit gelten als 
bedroht (lUCN, 2003). Für solche Artengruppen, von de- 
nen bislang wahrscheinlich nur weniger als 1 0 % des Ge- 
samtbestandes erforscht wurden, wie Fische, Weichtiere 
oder Krebse, könnte der Anteil der bedrohten Arten bei 
mehr als einem Drittel liegen (lUCN, 2003). Von der ge- 
schätzten Gesamtanzahl der Pflanzenarten gelten welt- 
weit rund 70 % als bedroht (lUCN, 2003) und jedes Jahr 
gehen immer noch ein halbes bis ein Prozent der tropi- 
schen Wälder verloren (FAO, 2001; ACHARD et al., 
2002). Sicher ist inzwischen, dass eine genaue Inventur 
aller derzeit vorhandenen Arten niemals wird stattfinden 
können, da viele Arten noch vor ihrer Entdeckung ausge- 
storben sein werden. Es existiert ein breiter wissenschaft- 
licher Konsens darüber, dass ohne eine erhebliche Redu- 
zierung des entstandenen Drucks auf natürliche 
Ökosysteme die biologische Vielfalt weiterhin in einer 
Geschwindigkeit reduziert wird, die seit mehr als 
40 Millionen Jahren ohne Beispiel ist. Der derzeitige Ver- 
lust globaler Biodiversität wird von vielen Biologen als 
das sechste große Artensterben der Erdgeschichte einge- 
schätzt (MAY et al., 1995; WILSON, 1999; MYERS und 
KNOLL, 2001). In diesem Zusammenhang prägten die 
Biologen W. G. ROSEN und E. O. WILSON den Begriff 
„Biodiversifäf“ als ein neues Schlagwort in der umwelt- 
politischen Diskussion mit dem Ziel, die breite Öffent- 
lichkeit und politische Akteure verstärkt auf den globalen 
Verlust insbesondere auf Art- und Ökosystemebene 
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aufmerksam zu machen (TAKACS, 1996, S. 34 ff.; 
DELONG, 1996). 

101 . Biodiversität wird heute allgemein aufgefasst als 
„die Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher 
Herkunft (...) und die ökologischen Komplexe, zu denen 
sie gehören; dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten 
und zwischen den Arten und die Vielfalt der Ökosys- 
teme“ (Art. 2 des Übereinkommens über die biologische 
Vielfalt). Biodiversität ist demnach die evolutive Ver- 
schiedenheit und Wandelbarkeit der Natur und lässt sich 
auf folgenden Ebenen betrachten: a) genetische Vielfalt 
innerhalb und zwischen Populationen, b) Vielfalt von Ar- 
ten, c) Vielfalt von Biotopen und Ökosystemen, 
d) Landschaften und Bioregionen (zur Unterscheidung 
statt vieler BLAB und KLEIN, 1997, S. 203). 

102 . Biodiversität stellt auf mannigfaltige Weise Stoffe, 
Funktionen und Dienstleistungen zur Verfügung, welche 
von Menschen genutzt werden. Der Nutzaspekt weist auf 
eine enge Verbindung zwischen dem Erhalt der Biodiver- 
sität und einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung 
hin. Beispielsweise sind 75 % aller Heilmittel pflanzli- 
chen, tierischen oder mikrobiologischen Ursprungs. Sau- 
erstoffproduktion, Fotosynthese, Stofffixierung, Erneue- 
rung und Reinigung von Süß- und Trinkwasser, 


Erosionsschutz, Bestäubung und Befruchtung, Bodenbil- 
dung, Dekomposition sowie klein- und großklimatische 
Bedingungen sind das Werk biotischer Vorgänge. Die 
Leistungen, die weltweit von biologischen Produkten und 
Prozessen abhängen, zu quantifizieren oder gar zu mone- 
tarisieren, ist äußerst schwierig, da sie normalerweise 
nicht durch die herkömmlichen marktorientierten ökono- 
mischen Aktivitäten und Analysen erfasst werden. 

Es ist in diesem Kontext daran zu erinnern, dass innerhalb 
der Konzeption „starker“ Nachhaltigkeit, die der Um- 
weltrat ausführlich gerechtfertigt hat, Biodiversität eine 
zentrale Komponente des dauerhaft zu erhaltenden Natur- 
kapitals darstellt (SRU, 2002a, Tz. 21), sodass diese Kon- 
zeption es zwingend erforderlich macht, Biodiversität auf 
all ihren Ebenen möglichst umfassend zu schützen. 

Die Situation in Deutschland 

103 . Deutschland kommt im weltweiten Maßstab die 
Verantwortung für den Erhalt von rund 70 höheren Arten 
auf seinem Staatsgebiet zu (Tab. 3-1). Darüber hinaus 
trägt Deutschland die Mitverantwortung für den Erhalt 
der biologischen Vielfalt auf der europäischen und natio- 
nalen Ebene. 


Tabelle 3-1 

Weltweit bedrohte Arten 2002: Gesamtanzahl nach taxonomischen Gruppen pro Staat der EU-15 


Staat 

Säuge- 

tiere 

Vögel 

Repti- 

lien 

Amphi- 

bien 

Fische 

Weich- 

tiere 

Andere 

Inverte- 

braten 

Pflanzen 

Gesamt 

Luxemburg 

3 

1 

0 

0 

0 

2 

2 

0 

8 

Irland 

6 

1 

0 

0 

6 

1 

2 

1 

17 

Finnland 

4 

3 

0 

0 

1 

1 

9 

1 

19 

Dänemark 

5 

1 

0 

0 

7 

1 

10 

3 

27 

Niederlande 

10 

4 

0 

0 

7 

1 

6 

0 

28 

Schweden 

6 

2 

0 

0 

6 

1 

12 

3 

30 

Belgien 

11 

2 

0 

0 

7 

4 

7 

0 

31 

Vereinigtes 

Königreich 

12 

2 

0 

0 

11 

2 

8 

13 

48 

Griechenland 

13 

7 

6 

1 

26 

1 

10 

2 

66 

Österreich 

7 

3 

0 

0 

7 

22 

22 

3 

64 

Deutschland 

11 

5 

0 

0 

12 

9 

22 

12 

71 

Italien 

14 

5 

4 

4 

16 

16 

42 

3 

104 

Frankreich 

18 

5 

3 

2 

15 

34 

31 

2 

110 

Portugal 

17 

7 

0 

1 

19 

67 

15 

15 

141 

Spanien 

24 

7 

7 

3 

23 

27 

36 

14 

141 


Quelle: lUCN, 2003 
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104 . KORNECK et al. (1998) ermittelten aufgrund von 
Schätzungen für die Farn- und Blütenpflanzen eine maxi- 
male natürliche und nacheiszeitliche Aussterberate (d. h. 
für die letzten 10 000 Jahre) von drei Arten pro 
100 Jahren in Deutschland. Die für den Zeitraum seit 
1850 bis heute ermittelte Aussterberate liegt mit 31 Arten 
pro Dekade über hundertmal höher (BfN, 2002a, S. 80). 
Zu den Ursachen für den Artenrückgang der einheimi- 
schen Farn- und Blütenpflanzen trägt am meisten die 
direkte Standortzerstörung bei; durch sie sind circa 
540 Arten betroffen. Neben Baumaßnahmen (Verkehr, 
Siedlungen, Industrie- und Gewerbegebiete) ist dies vor 
allem der Rohstoffabbau. An zweiter Stelle rangiert die 
landwirtschaftliche Nutzung als Ursache, durch die circa 
450 Arten betroffen sind. Nutzungsaufgabe und -intensi- 
vierung, insbesondere auf bisher extensiv bewirtschafte- 
tem Grün- und Ackerland, sind hier die Auslöser. Bei der 
dritten Ursache, der forstwirtschaftlichen Nutzung, wirkt 
die Aufforstung bisher waldfreier Flächen am schwersten. 
Weiterhin gefährden im Wald selbst Forstwegebau, Ent- 
wässerung und Monokulturen aus standortfremden Na- 
delhölzern beziehungsweise nicht heimischen Baumarten 
die Artenvielfalt. Die Hochwaldwirtschaft führt für eine 
Reihe von Arten zum Verlust ihres Lebensraumes, indem 
natürliche Auflichtungen, alte Bäume und Totholz stark 
reduziert werden. Außerdem wirken Wildhege und Jagd 
vor allem durch die oftmals überhöhten Wilddichten als 
Gefährdungsfaktor; 17 Arten sind hierdurch direkt ge- 
fährdet (BfN, 2002a, S. 80). 

Für Tierarten sind die Ursachen des Artenrückgangs pro 
Artengruppe unterschiedlich. Doch für alle Tierarten- 
gruppen stellen Biotop Verluste, die durch Eutrophierung, 
Grundwasserabsenkung, Aufforstung oder intensive 
Landwirtschaft verursacht werden, wesentliche Gefahr- 
dungsursachen dar (BfN, 2002a, S. 72). 

Ein bekanntes Instrument zur Erfassung der Gefahr- 
dungssituation im Artenschutz bilden die so genannten 
Roten Listen. Jedoch geht in diese Listen nicht die Ge- 
samtanzahl der heimischen Arten ein (zur umfassenden 
Kritik der Roten Listen s. SRU, 2000, Tz. 354). Die 
Rote Liste gefährdeter Tiere Deutschlands beinhaltet ne- 
ben Roten Listen zu allen Wirbeltieren nur ausgewählte 
Gruppen der Wirbellosen. Insgesamt sind von circa 
45 000 heimischen Tierarten mehr als 16 000 Arten 
(35 %) hinsichtlich ihrer Gefährdung bewertet worden 
(BINOTetal., 1998). Für die Rote Liste der Pflanzen 
wurden von den 28 000 in Deutschland beheimateten Ar- 
ten 13 835 Arten (knapp 50 %) auf ihre Gefährdung hin 
untersucht und bewertet (vgl. LUDWIG und SCHNITT- 
LER, 1996). Innerhalb dieses untersuchten Ausschnittes 
aus der Gesamtartenzahl in Deutschland sind nur rund 
50 % sowohl der Pflanzen- als auch der Tierarten nicht 
gefährdet (BfN, 2002b, 2002c). 

Erhebliche Datenlücken bestehen vor allem im Bereich 
der genetischen Diversität von heimischen Arten (WIN- 
DENDER und KLINGENSTEIN, 2000; VOGTMANN, 
2003). Umfangreicher ist dagegen die Datengrundlage im 
Bereich der modernen Landwirtschaft (Züchtungsfor- 
schung), die von einer ausreichenden genetischen Vielfalt 


der Wild- und Zuchtformen bei den von ihr genutzten Ar- 
ten abhängt, beispielsweise als Quelle von neuen Resis- 
tenzeigenschaften gegenüber Schädlingen und Krankhei- 
ten. 

105 . Beispielhaft für den Zusammenhang zwischen 
Nutzung und Veränderungen der Biodiversität seien hier 
die Wälder angeführt. Wälder erfüllen neben der Lebens- 
raumfunktion eine Reihe von wichtigen Funktionen, an- 
gefangen von Erosionsschutz und Wasserspeicherung 
über C02-Festlegung durch Aufforstung bis hin zur Erho- 
lungsfunktion, die als ebenso hoch einzustufen sind wie 
die Holz- und Zelluloseproduktion selbst (WINKEL und 
VOLZ, 2003). Doch haben intensive Forstwirtschaft, zu- 
nehmende Uniformität und die Verwendung nicht heimi- 
scher Arten zu einem allgemeinen Qualitätsrückgang der 
Waldökosysteme geführt, das heißt zu einem Verlust der 
charakteristischen Artenzusammensetzung und Funktio- 
nen. Nur sehr wenige von den ursprünglichen Wäldern 
sind in Europa übrig geblieben (wahrscheinlich weniger 
als 1 bis 3 %, EU-Kommission GD ENV, 2003b). In der 
Forstwirtschaftslehre des 19. Jahrhunderts stand die 
Nutzfunktion des Waldes im Vordergrund des Interesses; 
angestrebt wurde eine ökonomisch optimale und nachhal- 
tige Holzemte (KARAFYLLIS, 2002, m. w. N.). Hierbei 
wurde in der Vergangenheit die genetische Variabilität der 
Arten bei Pflanzungen nicht immer genügend beachtet. 
Dies ist wegen der Langlebigkeit der Bäume von beson- 
derer Bedeutung, da Bäume ungünstigen Einflüssen auf- 
grund ihrer Ortsgebundenheit nicht ausweichen können. 
Traditionelle Bewirtschaftungsmethoden wie Einzel- 
stammeinschlag und Waldweide wurden angesichts mo- 
derner Forstmethoden unwirtschaftlich. Diese Entwick- 
lung blieb auch für die waldgebundenen Arten wie zum 
Beispiel für viele Großraubtiere wie Bären und Wölfe, die 
einstmals die Charakterarten europäischer Waldland- 
schaften darstellten, nicht ohne Folgen. Die Situation 
wird durch die verstärkte Zerstückelung der Restbestände 
und den Verlust assoziierter Lebensräume wie natürlicher 
Offenbiotope, Hecken und Wasserläufe, die als ökologi- 
sche Korridore den Lebewesen des Waldes Ausbreitungs- 
möglichkeiten boten, verschärft. 

106 . Unvorhersehbar ist der Zusammenhang zwischen 
der Verringerung von Biodiversität und dem befürchteten 
Klimawandel. Etlichen Schätzungen zufolge erfordert es 
die maximale Anpassungsfähigkeit von Ökosystemen, 
insbesondere von langlebigen Wäldern, auf einen Tempe- 
raturanstieg zu reagieren (u. a. HOSSEL et al., 2003; 
ROOT et al., 2003). Klimaänderungen könnten das Ri- 
siko von abrupten und tief greifenden Änderungen in vie- 
len Ökosystemen erhöhen, was nachteilige Folgen für 
Funktion, Biodiversität und Produktivität haben könnte. 
Beispielsweise können wichtige Entwicklungsstadien von 
Nutzpflanzen und damit die Emteerträge stark beein- 
trächtigt werden, falls die Temperaturen kritische, sorten- 
spezifische Schwellenwerte auch nur für kurze Perioden 
überschreiten. Die Sterilität von Reisähren, der Verlust der 
Pollenentwicklung bei Mais oder Beeinträchtigungen der 
Wurzelknollenentwicklung bei Kartoffeln können durch 
solche Temperaturänderungen hervorgerufen werden 
(IPCC, 2002, S. 19). Durch ein Zusammentreffen der 
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Reduktion von Biodiversität und des befürchteten globa- 
len Klimawandels wird das potenzielle Risiko für die 
Ökosysteme erhöht. Anhand von Beispielregionen be- 
rechnen THOMAS et al. (2004) für einen mittleren Tem- 
peraturanstieg eine Aussterberate zwischen 15 und 37 % 
der Arten für das Jahr 2050, eine Verlustrate, die dieje- 
nige verursacht durch Habitatzerstörung übersteigt. 

107. Trotz erheblicher Anstrengungen aller staatlichen 
Ebenen sowie von privaten Akteuren aufseiten der Natur- 
nutzer und des Naturschutzes und bereits erreichter Fort- 
schritte (insbesondere bei der Verbesserung der Gewäs- 
serqualität und in der Luftreinhaltung) wirkt ein Großteil 
der für den Rückgang der Biodiversität verantwortlichen 
Faktoren unvermindert weiter. Insofern besteht in 
Deutschland noch erheblicher Handlungsbedarf. 

Die politische Umsetzung wird unter anderem auch da- 
durch erschwert, dass die Definition und der Inhalt des 
Begriffs „Biodiversität“ noch keinen Eingang in den all- 
täglichen Sprachgebrauch gefunden hat und er daher 
nicht für alle Bevölkerungsgruppen verständlich ist. 
Hinzu kommt, dass die Maßeinheiten und Maßmethoden 
für die „biologische Vielfalt“ stark variieren und eine all- 
gemein akzeptierte Bestandsaufnahme für Deutschland 
daher noch nicht stattgefunden hat (s. auch WEIMANN 
et al., 2003; HOFFMANN et al., 2003). 

3.1.2 Das Übereinkommen über 
die biologische Vielfalt 

108. Im Rahmen der Konferenz der Vereinten Nationen 
für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro wurde 
1992 der Vertragstext für das Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt (Convention on Biological Diversity, 
CBD) angenommen. Mittlerweile wurde es durch 
188 Vertrags Staaten gezeichnet. Das Vertragswerk gilt all- 
gemein als entscheidender Schritt auf dem Weg zu einem 
wirksameren Schutz der Biodiversität. Denn während zu- 
vor vereinbarte Abkommen stets auf bestimmte Gebiete 
oder einzelne Arten begrenzt waren, liegt der CBD erst- 
mals ein umfassender Ansatz zugrunde. Bei den politi- 
schen Verhandlungen im Umfeld der CBD wurde deut- 
lich, dass der Begriff der Biodiversität geeignet ist, 
Interessen und Belange unterschiedlicher Gruppen zu in- 
tegrieren; Ökologie und Ökonomie, Umweltschutz und 
Entwicklung, Naturschutz und Natumutzung. Gleichzei- 
tig wurde mit dem Übereinkommen ein institutioneller 
Rahmen für die zukünftige Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet geschaffen (STADLER, 2003; SUPLIE, 1995). 

Inhaltlicher Schwerpunkt der Vereinbarungen ist die For- 
mulierung von Prinzipien und allgemeinen Handlungszie- 
len zur Ausarbeitung nationaler Strategien. Hieraus ergibt 
sich auch die übergeordnete Zieltriade des Übereinkom- 
mens (Art. 1): 

- Erhaltung der biologischen Vielfalt, 

- nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile sowie 

- ausgewogene und gerechte Aufteilung der sich aus der 
Nutzung der genetischen Ressourcen ergebenden Vor- 
teile. 


Kernpunkt der Strategie ist es, Schutz und Nutzung der 
Biodiversität stets aus ökologischer, ökonomischer und 
sozialer Sicht zu betrachten. Dabei soll die ökologische 
Tragfähigkeit Maßstab der ökonomischen und sozialen 
Entscheidungen sein. Dies wird im Kontext der CBD in- 
zwischen als „Ökosystemansatz“ (CBD, 2000a, Be- 
schluss V/6) bezeichnet. Der „Ökosystemansatz“ ist eine 
adaptive Managementstrategie, welche die drei Ziele des 
Übereinkommens gleichgewichtig berücksichtigen soll 
(KORN, 2003; KLAPHAKE, 2003). 

Die Stärkung der angestrebten Synthese von Erhaltung 
und Nutzung („Schutz durch Nutzung“) zusammen mit 
der Forderung eines gerechten Vorteilsausgleichs erfor- 
dert die Integration naturschutzfachlicher Ziele in andere 
Politikfelder und die Entwicklung von Allianzen mit 
Nutzergruppen (SRU, 2002b; KORN, 2003). Die Ver- 
tragsstaaten sollten dazu die in dem Übereinkommen an- 
gelegte Strategie als Bezugsrahmen für ihre Politik auf lo- 
kaler, nationaler, supranationaler sowie internationaler 
Ebene ansehen. Hierfür ist auf nationaler Ebene eine Ver- 
ständigung darüber notwendig, welche Ziele auf welcher 
Ebene verfolgt werden sollen. 

109. Das Übereinkommen verpflichtet die beteiligten 
Staaten, eine Biodiversitätsstrategie zu entwickeln und 
bestehende Planungen anzupassen (Art. 6) beziehungs- 
weise diese auf ihre Verträglichkeit bezüglich des 
Schutzgutes Biodiversität hin zu prüfen (Art. 14). Konse- 
quenterweise werden außerdem die Erfassung der Bio- 
diversität und eine Überwachung gefordert (Art. 7). 
Neben dem In-Situ-Schutz (Art. 8) soll auch der Ex-Situ- 
Schutz (Art. 9) vorangetrieben werden. Eine nachhaltige 
Nutzung der Biodiversität (Art. 10) soll unter anderem 
mit wirtschaftlich und sozial verträglichen Anreizmaß- 
nahmen erreicht werden (Art. 11). Weiterhin werden die 
Handlungsbereiche Forschung, Ausbildung und Öffent- 
lichkeitsarbeit skizziert (Art. 12, 13). Der Zugang zu ge- 
netischen Ressourcen soll im Detail geregelt (Art. 15) 
und der Informations- und Technologietransfer gestärkt 
werden (Art. 16, 17, 18). Die gerechte Aufteilung der sich 
aus der Nutzung der Biodiversität ergebenden Vorteile, 
also in erster Linie der ökonomisch bewertbaren Vorteile, 
ist das erste Mal im Völkerrecht festgeschrieben worden. 
Aufgrund dieses Ziels des gerechten Vorteilsausgleiches 
ist die CBD von großer Bedeutung für die Länder des Sü- 
dens, auf deren Territorien sich der Hauptanteil der globa- 
len Artenvielfalt befindet (in so genannten Hot Spots). 
Daher kann eine nationale Strategie Deutschlands nicht 
an den Landesgrenzen enden, sondern muss außenpoliti- 
sche, wirtschaftliche und handeis- und entwicklungspoli- 
tische Aspekte integrieren (Tz. 133-134). 

Der Zugang zu genetischen Ressourcen wurde mit dem 
Prinzip des gerechten Vorteilsausgleichs verbunden, um 
den Befürchtungen der Entwicklungsländer zu begegnen, 
dass ihre biologischen Ressourcen durch die Unterneh- 
men des Nordens vereinnahmt und dann patentiert wer- 
den (so genannte Biopiraterie). Bekannte Beispiele für 
Biopiraterie sind Produkte, die Bestandteile des Neem- 
Baumes enthalten, und Basmati-Reis. Mit der Annahme 
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Beschreibung des Ökosystemansatzes des Übereinkommens über die biologische Vielfalt 

1 . Der Ökosystemansatz stellt eine Strategie für das integrierte Management von Land, Wasser und lebenden Res- 
sourcen dar, die den Schutz und die nachhaltige Nutzung auf gerechte Art fordert. Damit trägt die Anwendung des 
Ökosystemansatzes dazu bei, ein Gleichgewicht zwischen den drei Zielsetzungen des Übereinkommens zu erreichen: 
Schutz, nachhaltige Nutzung sowie gerechte und ausgewogene Aufteilung der Gewinne, die aus der Nutzung der ge- 
netischen Ressourcen entstehen. 

2. Ein Ökosystemansatz basiert auf der Anwendung von angemessenen wissenschaftlichen Methoden, die sich auf 
Ebenen der biologischen Organisation konzentrieren, welche die grundlegende Struktm, Prozesse, Funktionen und 
Wechselwirkungen zwischen Organismen und ihrer Umwelt umfassen. Dieser Ansatz erkennt an, dass Menschen mit 
ihrer kulturellen Vielfältigkeit ein integraler Bestandteil vieler Ökosysteme sind. 

3. Diese Konzentration auf Strukturen, Prozesse, Funktionen und Wechselwirkungen befindet sich in Übereinstim- 
mung mit der Definition von „Ökosystem“ in Artikel 2 des Übereinkommens über die Biologische Vielfalt: 

„Im Sinne des Übereinkommens bedeutet ,Ökosystem‘ einen dynamischen Komplex von Gemeinschaften aus Pflan- 
zen, Tieren und Mikroorganismen sowie deren nicht lebender Umwelt, die als funktionelle Einheit in Wechselwir- 
kung stehen.“ 

Im Gegensatz zur Begriffsbestimmung von „Habitat“ gemäß dem Übereinkommen bestimmt diese Definition 
keine räumliche Einheit oder Skala. Deshalb entspricht der Begriff „Ökosystem“ nicht unbedingt den Begriffen 
„Biom“ oder „ökologische Zone“, sondern kann sich auf jedwede funktionelle Einheit auf einer beliebigen Skala 
beziehen. Der Analyse- und Handlungsmaßstab sollte in der Tat durch das jeweils zu behandelnde Problem be- 
stimmt werden. Das könnte beispielsweise ein Krümel Boden, ein Teich, ein Wald, ein Biom oder die gesamte 
Biosphäre sein. 

4. Der Ökosystemansatz erfordert ein adaptives Management, um mit dem komplexen und dynamischen Wesen 
der Ökosysteme und dem unvollständigen Wissen und den unvollkommenen Kenntnissen ihrer Funktionsweisen 
umzugehen. Ökosystemprozesse sind oftmals nicht linear und die Ergebnisse solcher Prozesse treten oft nur mit 
zeitlicher Verzögerung ein. Das führt zu Unregelmäßigkeiten, die in Überraschungen und Unsicherheit münden. 
Ein anpassungsfähiges Management ist gefordert, welches in der Lage ist, auf solche Unsicherheitsfaktoren einge- 
hen zu können und welches Phasen beinhaltet, in denen man „aus Schaden klug wird“ oder in denen man Rück- 
meldungen aus der Forschung abwarten muss. Es kann erforderlich werden, Maßnahmen selbst dann schon zu er- 
greifen, wenn die Beziehungen zwischen Ursache und Wirkung wissenschaftlich noch nicht vollständig geklärt 
sind. 

5. Der Ökosystemansatz schließt andere Ansätze im Management und für den Schutz nicht aus, wie beispielsweise 
Biosphärenreservate, Schutzgebiete und Artenschutzprogramme für Einzelarten sowie auch andere Ansätze, die im 
Rahmen bestehender politischer und gesetzlicher Vorgaben durchgeführt werden. Er könnte sogar alle diese An- 
sätze und andere Methoden verbinden, um auf komplexe Situationen zu reagieren. Es gibt nicht nur den einen rich- 
tigen Weg zur Umsetzung des Ökosystemansatzes, da diese von lokalen, ortsübergreifenden, nationalen, regionalen 
oder auch globalen Bedingungen abhängt. In der Tat kann der Ökosystemansatz auf vielfältige Weise genutzt wer- 
den, um einen Rahmen für die Umsetzung der in dem Übereinkommen festgeschriebenen Ziele in die Praxis zu 
schaffen. 

Quelle: CBD, 2000a, Beschluss V/6, Übersetzung nach PAULSCH et ah, 2003 
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Die 12 Prinzipien des Ökosystemansatzes des Übereinkommens über die biologische Vielfalt 

1 . Die Ziele des Managements (Land, Wasser und lebende Ressourcen) obliegen einer gesellschaftlichen Entschei- 
dung. 

2. Das Management sollte soweit wie möglich dezentralisiert gestaltet werden. 

3. Die Manager von Ökosystemen sollten die Effekte (aktuelle und potenzielle) ihrer Aktivitäten auf angrenzende 
Ökosysteme beachten. 

4. ln Anerkennung des möglichen Zugewinns durch die Bewirtschaftung besteht normalerweise die Notwendigkeit, 
Ökosysteme in einem wirtschaftlichen Zusammenhang zu begreifen und zu verwalten. Derartige Programme zur 
Bewirtschaftung von Ökosystemen sollten: 

a) diejenigen Marktverzerrungen mindern, welche die biologische Vielfalt negativ beeinflussen; 

b) Anreize schaffen, um den Schutz der biologischen Vielfalt und den nachhaltigen Nutzen zu fördern; 

c) Kosten und Nutzen in den Ökosystemen im jeweils möglichen Maße intemalisieren. 

5. Der Schutz der Strukturen und Funktionen des Ökosystems (Erhaltung von Ökosystemleistungen) sollte eines der 
Hauptziele des Ökosystemansatzes sein. 

6. Ökosysteme müssen innerhalb der Grenzen ihrer Funktionsweisen bewirtschaftet werden. 

7. Der Ökosystemansatz sollte angemessene räumliche und zeitliche Bemessungen berücksichtigen. 

8. Die Zielsetzungen für das Ökosystem-Management sollten langfristig ausgerichtet werden. 

9. Das Management muss anerkennen, dass Veränderungen in Ökosystemen unvermeidbar sind. 

10. Der Ökosystemansatz sollte ein Gleichgewicht zwischen dem Schutz und der Nutzung der biologischen Vielfalt 
sowie die Einbindung der beiden anstreben. 

11. Der Ökosystemansatz sollte einschlägige Informationen jeglicher Art einschließlich der wissenschaftlichen, tra- 
ditionellen und einheimischen Kenntnisse, der Innovationen und der Praxis berücksichtigen. 

12. Der Ökosystemansatz soll alle einschlägigen Bereiche der Gesellschaft und der wissenschaftlichen Disziplinen 
mit einbeziehen. 

Quelle: CBD, 2000a, Beschluss V/6 


der so genannten Bonn-Richtlinien wurde ein Grundkon- 
sens über die Vorgehensweise zur Gewährleistung eines 
gerechten Vorteilsausgleiches gefunden (CBD, 2002b, 
Beschluss VI/24). Die Bonn-Richtlinien präzisieren die 
Rolle der nationalen Kontaktstellen {National Focal 
Points) und der zuständigen nationalen Behörden, zu de- 
ren Einrichtung die Vertragsstaaten aufgefordert sind. Die 
Verpflichtungen sowohl der Nutzer als auch der Ur- 
sprungsstaaten und sonstiger Anbieter im gesamten Pro- 
zess der Bereitstellung und Nutzung genetischer Ressour- 
cen werden dargestellt und verschiedene Möglichkeiten 
für die Vorteilsbeteiligung {Benefit Sharing) dargelegt. 
Diese Prinzipien sollen zunächst die Eücke bis zur Ent- 
wicklung von konkreten nationalen Umsetzungsmaßnah- 
men und deren Implementierung überbrücken. Zudem 
sollen die Vorgaben der Bonn-Richtlinien einen Rahmen 
für die nofwendige Umsetzung in nationale legislative, 
administrative oder politische Modelle schaffen. Die Um- 
setzung des Vorteilsausgleichs betrifft Handelsfragen bis 
hin zur Entwicklungszusammenarbeit (s. auch BMZ, 
2003). Der Umweltrat geht auf diese internationale Di- 
mension der CBD nicht näher ein, betont aber, dass sie 
ein wichtiger Bestandteil einer nationalen Biodiversitäts- 
strategie ist. Hierzu liegen bereits konzeptionelle Vor- 


schläge des WBGU vor (vgl. WBGU, 2000; EUES, 
1998). 

110. Auf europäischer Ebene wurde bereits 1995 auf 
der dritten europäischen Umweltministerkonferenz eine 
gesamteuropäische „Strategie für landschaftliche und bio- 
logische Vielfalt“ als politische Willenserklärung ange- 
nommen (WASCHER, 2002). 1998 wurde die Strategie 
der europäischen Gemeinschaft zur Erhaltung der biolo- 
gischen Vielfalt entwickelt und im Jahr 2001 durch Ak- 
tionspläne zur Einbeziehung des Schutzes der biologi- 
schen Vielfalt in die Landwirtschafts-, Fischerei-, 
Umwelt- und Entwicklungspolitik der EU konkretisiert. 
Grundsätzliches Ziel ist dabei der Stopp des Biodiversi- 
tätsschwundes bis zum Jahr 2010. Diese Aktionspläne 
wurden jedoch wegen ihrer Unbestimmtheit und weil 
konkrete Ziel- und Zeitvorgaben fast vollständig fehlen 
vielfach kritisiert (s. auch SRU, 2002a, Tz. 252-254). 
Auf die Anwendung des Ökosystemansatzes hat sich die 
EU im 6. Umweltaktionsprogramm geeinigt (Art. 6 (2)). 
Auf dem Weltgipfel in Johannesburg wurde die Forde- 
rung nach einer erheblichen Senkung der gegenwärtigen 
Verlustrate an biologischer Vielfalt bis 2010 bekräftigt 
(WOLFF, 2003). 
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3.1.3 Umsetzung in Deutschland 

111. Deutschland ist für den Erhalt der Bestandteile der 
biologischen Vielfalt innerhalb seines Hoheitsgebietes 
und auch für Tätigkeiten unter seiner hoheitlichen Kon- 
trolle verantwortlich, durch welche außerhalb seiner 
Staatsgrenzen der Biodiversität Schaden zugefügt werden 
könnten (Art. 3, 4). Im Folgenden wird zunächst der 
Sachstand der Umsetzung der Biodiversitätskonvention 
in Deutschland dargestellt. Im Mittelpunkt der anschlie- 
ßenden strategischen Überlegungen stehen die Inhalte 
und Umsetzungsmöglichkeiten einer Biodiversitätsstrate- 
gie auf Bundesebene sowie die Möglichkeiten der Inte- 
gration in die Nachhaltigkeitsstrategie. 

3. 1.3.1 Bisherige Umsetzung 

112. Im Gegensatz zu vielen anderen Staaten, die im 
Laufe des Rio-Prozesses und im Vorfeld des Johannes- 
burg-Gipfels nationale Biodiversitätsstrategien verab- 
schiedet haben (s. Datenbank der CBD, 2003), hat 
Deutschland bislang nur zwei nationale Biodiversitätsbe- 
richte (BMU, 1998, 2001) sowie einen Bericht nach 
Artikel 6 der CBD (BMU, 2002) vorgelegt. Diese be- 
schränken sich hauptsächlich auf die Beschreibung be- 
reits bestehender Maßnahmen und verdeutlichen, dass 
bislang wenig konkrete Maßnahmen zur Erreichung der 
Ziele der Biodiversitätskonvention in Deutschland ergrif- 
fen worden sind (vgl. BRÜHL, 2002). Das Fehlen einer 
nationalen Biodiversitätsstrategie ist von verschiedenen 
Seiten mehrfach kritisiert worden. Der Wissenschaftliche 
Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderun- 
gen (WBGU) mahnte bereits 1996 und 2000 die Erarbei- 


tung einer nationalen Biodiversitätsstrategie für Deutsch- 
land an, die auf den deutschen Nationalberichten 
aufbauen sollte und darüber hinaus auf die Entwicklung 
sektoraler Biodiversitätsstrategien abzielen sollte 
(WBGU, 1996, 2000). Ebenso empfiehlt die OECD in ih- 
rem jüngsten Umweltprüfbericht ausdrücklich, „eine 
Reihe konkreter nationaler Ziele für den Naturschutz for- 
mell zu beschließen und auf der Ebene der Bundesländer 
konkrete Naturschutzpläne zu erarbeiten“ (OECD, 2001, 
S. 97). In diesem Zusammenhang sei auch die Erarbei- 
tung einer nationalen Biodiversitätsstrategie für Deutsch- 
land voranzutreiben (OECD, 2001, S. 101). 

113. In Kenntnis der seinerzeit anstehenden Novellie- 
rung des Bundesnaturschutzgesetzes hat auch die En- 
quete-Kommission „Globalisierung der Weltwirtschaft“ 
des deutschen Bundestages in ihrem Abschlussbericht 
„Globalisierung der Weltwirtschaft - Herausforderungen 
und Antworten“ (2002) in der Handlungsempfehlung 7-9 
gefordert, eine nationale Strategie zur biologischen Viel- 
falt zu erstellen (s. Kasten). 

114. Im Jahr 2002 hat die Bundesregierung eine Strate- 
gie für eine nachhaltige Entwicklung beschlossen (Bun- 
desregierung, 2002). Diese Strategie enthält auch für den 
Schutz der Biodiversität wichtige Zielsetzungen (s. SRU, 
2002b, Tab. 2-2), die jedoch nicht in ein umfassendes 
Zielkonzept integriert sind. Ein Vergleich der Ziele und 
Kernpunkte der CBD mit den Kernpunkten der Nachhal- 
tigkeitsstrategie zeigt, dass die Nachhaltigkeitsstrategie 
gerade im Bereich der Erhaltung der biologischen Viel- 
falt große Lücken aufweist: Die Ebene der genetischen 
Vielfalt und die Ebene der Ökosysteme fehlt in Bezug 


Handlungsempfehlung 7-9 der Enquete-Kommission „Globalisierung der Weltwirtschaft - 
Herausforderungen und Antworten“ (2002) 

Die Bundesregierung sollte eine Interministerielle Arbeitsgruppe (IMA) „Biodiversitätspolitik“ einrichten, deren 
Aufgabe die Entwicklung einer nachhaltigen Biodiversitätsstrategie ist. In die Entwicklung der Strategie sind frühzei- 
tig Verbände in Form von „Runden Tischen“ einzubeziehen. Zwischenergebnisse der Strategie sollen der Öffentlich- 
keit vorgestellt und mit ihr diskutiert werden. Es müssen sektorale Aktionspläne erstellt und Maßnahmen zur nach- 
haltigen Nutzung, insbesondere für den Waldbereich und die Landwirtschaft festgelegt werden. So könnte u. a. in der 
Landwirtschaft der Anbau von alten Landsorten staatlich unterstützt werden. 

Des Weiteren sind nationale und verbindliche Regeln des Vorteilsausgleiches zu formulieren. Verstöße gegen die Re- 
geln sind zu ahnden. Die Bundesregierung sollte deshalb eine Institution gründen - und z. B. am BMU ansiedeln -, 
die sich ausschließlich mit Fragen des Vorteilsausgleiches beschäftigt. Diese Institution könnte auch Ansprechpartner 
für Entwicklungsländer werden und ähnlich wie der nationale Clearing-House-Mechanismus eine Vorbildfunktion in- 
nehaben. Der fällige thematische Bericht über „Zugang und Vorteilsausgleich“ (Access and Benefit Sharing) ist um- 
gehend zu erstellen. 

In einer nötigen Überarbeitung des Bundesnaturschutzgesetzes ist die Bundesregierung aufgefordert, den Anteil 
der zu schützenden Fläche auf 15 bis 20 Prozent auszuweiten. Dies entspricht auch den Verpflichtungen, die 
Deutschland durch die europäischen Vereinbarungen eingegangen ist. Die Bundesregierung soll daher die Bundes- 
länder nachdrücklich auf die europäische Verpflichtung, ausreichende Gebiete für NATURA 2000 zu benennen, 
hinweisen. 

Quelle: Enquete-Kommission, 2002 
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auf den Schutz der Biodiversität ebenso vollständig wie 
die Einbeziehung der Kulturarten und -sippen (derzeitiger 
Indikator Artenvielfalt). Acht weitere Indikatoren (im 
Sinne von Zielen) der Nachhaltigkeitsstrategie können 
mit dem Schutz der Biodiversität in Beziehung gesetzt 
werden: Ressourcenschutz, Klimaschutz, Erneuerbare 
Energien, Flächeninanspruchnahme, Bildung, Mobilität, 
Ernährung und Luftqualität. Insgesamt bietet also die 
Nachhaltigkeitsstrategie für eine sektorübergreifende 
Biodiversitätsstrategie durchaus positive Anknüpfungs- 
punkte. 

Bis zum Jahre 2006 soll dieser zukünftige Schwerpunkt 
der Nachhaltigkeitsstrategie konzeptionell ausgearbeitet 
und mit Zielen und geeigneten Maßnahmen konkretisiert 
werden. 

3. 1.3.2 Anforderungen an eine deutsche 

Biodiversitätsstrategie 

115. Kemanliegen einer Biodiversitätsstrategie sollten 
ein verstärkter und erweiterter Naturschutz, die umfas- 
sende Integration des Schutzes der Biodiversität in sekto- 
rale Politikbereiche, die gemeinsame Bearbeitung von 
Querschnittsthemen durch die betroffenen Akteure und 
im internationalen Kontext eine Konkretisierung des so 
genannten Vorteilsausgleichs sein. Die Strategieentwick- 
lung soll im Gespräch und im Dialog mit den jeweiligen 
Akteuren erfolgen. Dazu sollten neben einer übergreifen- 
den Strategie sukzessive sektorale Aktionspläne erstellt 
und durch Öffentlichkeitsarbeit allgemein sowie insbe- 
sondere bei den einzelnen Akteuren bekannt gemacht und 
diskutiert werden. Nach Auffassung des Umweltrates 
sollte eine zielführende Biodiversitätsstrategie hierfür die 
folgenden Elemente aufweisen: 

- konkrete, gut begründete und messbare Umweltquali- 
tätsziele und -Standards für die drei Ebenen der Biodi- 
versität in allen relevanten Politikbereichen, die räum- 
lich und zeitlich differenzierbar sind und mit 
Umwelthandlungszielen konkretisiert werden 

- konkrete, gut begründete Kriterien und Indikatoren 
zur Berichterstattung (Monitoring) (Art. 7 CBD, 
Abschn. 3.3.1, Tz. 172) und Ergebniskontrolle, die in 
regelmäßigen Abständen (etwa fünf Jahren) überprüft 
werden. 

Die Politikintegration sollte sich vordringlich zunächst 
auf die besonders relevanten Verursachersektoren kon- 
zentrieren, insbesondere also auf Landwirtschaft, Forst- 
wirtschaft, Fischerei, Verkehr und Chemikalien. Gleich- 
wohl besteht die Notwendigkeit der Politikintegration 
aber auch für die Bereiche Forschung, Bio- und Gentech- 
nologie, Wirtschaft, Finanzen, Justiz und Entwicklungs- 
zusammenarbeit. 


116. Der Umweltrat hält eine Politikintegration im Be- 
reich der Chemikalienregulierung für unbedingt notwen- 
dig, denn die ökotoxische Wirkung wird bei der Zulas- 
sung von Chemikalien nur durch Extrapolation auf das 
Schutzgut biologische Vielfalt abgeschätzt. Chemikalien, 
die oft während der gesamten Lebensdauer eines Pro- 
dukts emittiert werden, finden sich jedoch in geringen 
Konzentrationen ubiquitär in der Umwelt und stellen ein 
potenzielles Risiko dar. Selbst geringe Stoffkonzen- 
trationen können biologisch wirksam sein (endokrine 
Disruptoren) und zum Beispiel Schäden am Immun- 
oder Hormonsystem verursachen und infolge dessen 
die Reproduktionsraten von Tierpopulationen beein- 
flussen (s. Kap. 11, Tz. 962, 966-968, SRU; 2004, 
Tz. 71,76). 

117. Für eine Verträglichkeitsprüfung und möglichst 
weit gehende Verringerung naehteiliger Auswirkungen 
nach Artikel 14 (STOLE und STILLHORN, 2002, 
S. 90 f.) kann im Falle von künftigen Plänen und Pro- 
grammen, die die Biodiversität beeinflussen können, die 
Strategische Umweltprüfung (SUP) als geeignetes Instru- 
ment der Folgenprüfung und Integration der biodiversi- 
tätsbezogenen Ziele herangezogen werden (STADLER, 
2003; GEORGI, 2003). Doch auch bestehende Strategien, 
Pläne und Programme sind naeh Artikel 6a (CBD) anzu- 
passen. Besonders relevant sind auf der Ebene politischer 
Programme 

- die Agrarumweltprogramme (s. Kap. 4, Tz. 262, 266- 
267; SRU, 2002b, Abschn. 5.1.3), 

- die Waldumbauprogramme, 

- die Programme zum Meeres- und Küstenschutz 
(s. auch SRU, 2004), 

- die Umsetzung der FFH-Richtlinie, 

- die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (s. Kap. 5.1), 

- die Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans ein- 
schließlich der darin enthaltenen Flussausbaupläne. 

Die folgende Tabelle (Tab. 3-2) zeigt eine Reihe von Fra- 
gen, die in Prüfungen von Plänen und Programmen etc. 
relevant sind und im Vergleich zur bisherigen Praxis zu- 
künftig verstärkt berücksichtigt werden sollten. 

118. Hilfreich können in diesem Zusammenhang auch 
verwaltungsbezogene, sektorale Software-Tools der Poli- 
tikfolgenabschätzung sein. Im BMVEL wird gegenwärtig 
ein solches Tool, POINT 3D, in der Erprobungsphase an- 
gewandt, das dem Anwender mit einer Checkliste und In- 
dikatoren (u. a. aggregierte Biodiversitätsindikatoren) die 
Überprüfung von zu erwartenden Auswirkungen geplan- 
ter Politikmaßnahmen im Hinblick auf Nachhaltigkeits- 
ziele ermöglicht (JACOB, KLAWITTER und HEREIN 
2004). 
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Tabelle 3-2 


Für das Screening von Wirkungen auf die biologische Vielfalt relevante Fragen 


Ebene der Vielfalt 

Perspektive der biologischen Vielfalt 


Erhaltung der biologischen Vielfalt 
(nicht nutzbare Werte) 

Nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt 
(nutzbare Werte) 

Genetische Vielfalt 

(I) Verursacht die beabsichtigte Aktivität einen örtlichen Verlust von Varietäten/Kultursorten 
oder -rassen/Zuchtgut von Kulturpflanzen und/oder domestizierten Tieren und ihren Verwand- 
ten, Genen oder Genomen von sozialer, wissenschaftlicher und ökonomischer Bedeutung? 

Artenvielfalt 

(II) Verursacht die beabsichtigte Aktivität 
einen direkten oder indirekten Verlust einer 
Artenpopulation? 

(III) Beeinträchtigt die beabsichtigte Aktivität 
die nachhaltige Nutzung einer Artenpopula- 
tion? 

Ökosystemvielfalt 

(IV) Führt die beabsichtigte Aktivität zu einem 
ernsthaften Schaden oder totalen Verlust eines 
oder mehrerer Ökosysteme oder einer oder 
mehrerer Landnutzungsarten und führt sie so- 
mit zu einem Verlust der Ökosystemvielfalt 
(d. h. dem Verlust von indirekt nutzbaren 
Werten und nicht nutzbaren Werten)? 

(V) Beeinträchtigt die beabsichtigte Aktivität 
die nachhaltige Nutzung eines oder mehrerer 
Ökosysteme oder einer oder mehrerer Land- 
nutzungsarten durch den Menschen in einer 
Weise, dass die Nutzung zerstörerisch oder 
nicht nachhaltig wird (d. h. Verlust der direkt 
nutzbaren Werte)? 


Quelle; CBD, 2002a, Beschluss VI/7A, Übersetzung nach GEORGI, 2003 


3. 1.3.3 Konzeption und Verknüpfung mit der 

Nachhaltigkeits- und Naturschutz- 
strategie 

119. Aus Sicht des Umweltrates sollte die Biodiversi- 
tätsstrategie nieht isoliert entwiekelt werden, sondern von 
vornherein in Hinblick auf ihre Integration in die Nach- 
haltigkeitsstrategie sowie im Hinbliek auf ihre Verknüp- 
fung mit einer in weiten Teilen überschneidenden Natur- 
schutzstrategie (s. SRU, 2002b) ausgestaltet werden. 
Dabei ist folgende Verknüpfung der Strategien aus Sieht 
des Umweltrates anzustreben: Die Naehhaltigkeitsstrate- 
gie ist die übergreifende, alle Handlungsbereiche umfas- 
sende Strategie. Sie wird dureh die Biodiversitätsstrategie 
in den die biologisehe Vielfalt betreffenden Handlungsbe- 
reichen hinsichtlich der Entwicklung von Zielen, Maßnah- 
men und Indikatoren gestützt und ergänzt (s. Abb. 3-1). 
Der für die Konzeption einer Biodiversitätsstrategie zen- 
trale Bereich zeigt eine starke Überlappung mit einer 
anzustrebenden Naturschutzstrategie und betrifft die 
Schutzgüter der genetischen Vielfalt, der Arten und Öko- 
systeme und den Bereich der nachhaltigen Nutzung in de- 
ren Bezug auf die Erhaltung der Biodiversität. Diese 
Überschneidungen zwischen Biodiversitäts- und Natur- 
schutzstrategie in wesentlichen Teilgebieten sind insofern 
vorteilhaft, als die diesbezüglichen Ziele des Naturschut- 
zes ohne wesentliche Modifikationen in die Biodiversi- 
tätsstrategie aufgenommen werden können (vgl. SRU, 
2002b). Die Biodiversitätsstrategie geht einerseits in Teil- 
bereichen weiter als eine auf dem Naturschutzgesetz 
basierende Naturschutzstrategie, da erstere wirtschaftli- 
che und sozioökonomische Aspekte (wie einen gerechten 
Vorteilsausgleich auf internationaler Ebene) mit abdeckt. 


die nicht unmittelbar zu den Schutzzielen des BNatSchG 
zählen. Darüber hinaus ist die Erhaltung der Kulturrassen 
und -Sorten Ziel einer Biodiversitätsstrategie. Der Natur- 
schutz geht auf der anderen Seite über den Biodiversitäts- 
gedanken hinaus, denn er verfolgt einen umfassenderen 
Schutz der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Natur- 
haushaltes nicht nur im Hinblick auf das Schutzgut bio- 
logische Vielfalt, ihrer Lebensstätten und ökosystema- 
ren Verflechtungen, sondern ebenso im Hinblick auf 
andere Funktionen abiotischer Schutzgüter, die Regene- 
rationsfahigkeit und den Schutz der Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit der Landschaft und ihres Erholungswertes 
(§ 1 BNatSchG). 

120. Für die Integration der Biodiversitätsthematik in 
die Nachhaltigkeitsstrategie schlägt der Umweltrat vor, 
zwei der bereits vorhandenen zielorientierten Indikatoren 
mit Bezug zur biologischen Vielfalt inhaltlich zu erwei- 
tern und die Nachhaltigkeitsstrategie um einen weiteren 
Indikator zu ergänzen (s. Tab. 3-3). So sollte der bisherige 
Indikator Artenvielfalt zu einem zukünftigen Indikator 
Biodiversität ausgebaut werden und zukünftig auch be- 
drohte Kulturarten und genetische Ressourcen abbilden 
(vgl. Anlage 1, CBD) sowie das Querschnittsthema ge- 
bietsfremde Arten (s. Abschn. 3. 1.2. 5) mit umfassen. Der 
ursprüngliche Indikator Ernährung sollte inhaltlich zu 
einem Indikator Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
erweitert werden, also auf die Abbildung der Wirtschaft- 
formen abzielen, die primär auf die Ressource biologi- 
sche Vielfalt angewiesen sind. Dieser Indikator sollte 
zudem die Querschnittsthemen Bodenschutz und Gen- 
technik mit beinhalten. 
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Abbildung 3-1 

Verankerung einer Biodiversitätsstrategie als Teilaspekt der Nachhaltigkeitsstrategie 


Nachhaltigkeitsstrategie 


'I' 

Biodiversitä tss tra tegie 

Naturschutzstrategie 


SRU/UG 2004/Abb. 3-1 



Ferner schlägt der Umweltrat vor, einen neuen Indikator 
Wasserqualität in den Themenbereich „Lebensqualität“ 
der Nachhaltigkeitsstrategie aufzunehmen. Das Schutzgut 
Wasser taucht bisher nur im Themenbereich internatio- 
nale Verantwortung auf (Bundesregierung, 2002, S. 35). 
Ein weiter gehender Vorschlag der Wirtschaftsvertreter 
(Bundesregierung, 2002, S. 48) wurde bislang nicht be- 
rücksichtigt. Der neue Indikator Wasserqualität sollte den 
unter anderem für die Trinkwasserversorgung lebensnot- 
wendigen Schutz von Grund- und Oberflächengewässem 
beinhalten. Der Indikator bietet sich auch deshalb poli- 
tisch an, weil bis zum Jahr 2015 gemäß der Wasserrah- 
menrichtlinie in allen Gewässern eine gute Qualität er- 
reicht werden soll. 

121. Viele der Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrate- 
gie sind sachlich eher als Ziele zu verstehen, die durch 
die Aktivitäten und Maßnahmen der Strategie erreicht 
werden sollen. Andererseits dienen sie der Beobach- 
tung und Berichterstattung über den Zielerfüllungs- 
grad der angestrebten Ziele. Die Maßnahmen zur Um- 
setzung einer Biodiversitätsstrategie bedürfen - ebenso 
wie die der Nachhaltigkeitsstrategie - einer kon- 
kreteren Ausgestaltung als dies bisher in der Nach- 
haltigkeitsstrategie skizziert ist (so z. B. die Weiter- 
entwicklung der Strategie zur Minderung der 
Flächeninanspruchnahme im Jahr 2004, vgl. Kap. 3.5). 
Diese Lücke sollte für ausgewählte Zielschwerpunkte 
einzelner sektoraler Politikbereiche und Querschnitts- 
themen einer Biodiversitätsstrategie (s. Tab. 3-4) be- 


ziehungsweise für bestehende Strategien, Pläne und 
Programme (s. Tz. 117) in den nächsten Jahren ge- 
schlossen werden. 

3.1 .3.4 Zielschwerpunkte einer deutschen 
Biodiversitätsstrategie 

122. Hinsichtlich der konzeptionellen Ausgestaltung 
einer Biodiversitätsstrategie hat der Umweltrat in seinem 
Sondergutachten zum Naturschutz (2002b, S. 41 ff.) für 
die vom Naturschutz abgedeckten Themenfelder eine 
Reihe von Zielen und Umsetzungsstrategien formuliert, 
die ausnahmslos den Oberzielen der Biodiversitätskon- 
vention entsprechen und Aufnahme in eine Biodiversi- 
tätsstrategie finden könnten und sollten. Die Konzepte 
des Kulturlandschaftsschutzes, des Arten- und Biotop- 
schutzes und des Prozessschutzes kommen hierbei gleich- 
berechtigt zum Tragen, um unterschiedliche Naturschutz- 
ziele zu erreichen und somit unterschiedliche 
Komponenten der Biodiversität zu erhalten (vgl. 
PIECHOCKI et al, 2003). 

123. Die zu bearbeitenden Zielbereiche einer Biodiver- 
sitätsstrategie teilen sich auf in den klassischen auf dem 
Naturschutz aufbauenden Biodiversitätsschutz (insbeson- 
dere den Arten-, Biotop- und Landschaftsschutz), sekto- 
rale Politikbereiche und Querschnittsthemen, die mehrere 
Politikbereiche berühren. Dabei kann auf viele bereits 
vorhandene Aktivitäten und Zielsetzungen zurückgegrif- 
fen werden (s. Tab. 3-4). 
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Tabelle 3-3 

Überblick über die Themenfelder der Nachhaltigkeitsstrategie mit Bezug zur Biodiversitätsstrategie 

und Erweiterungsvorschläge 



Themenfeld 

I. Generationengerechtigkeit 
Indikatoren mit Bezug zur Biodiversität 

Themenfeld 

II. Lebensqualität 

Indikatoren mit Bezug zur Biodiversität 

Indikatoren 

Ressourcenschutz 

Klimaschutz 

Emeuerbare Energien 

F lächeninanspruchnahme 

Artenvielfalt 

Biodiversität* 

Bildung 

Mobilität 

Ernährung 

Land-, 
Forst- und 
Fischerei- 
wirtschaft* 

Neu: 

Wasserqualität* 

Luftqualität 

Inhalte 





Artenvielfalt, 
genetische Vielfalt, 
Lebensraumvielfalt, 
Landschaftsvielfalt, 
gebietsfremde Arten 
von sozialer, wirt- 
schaftlicher, kulturel- 
ler oder wissenschaft- 
licher Bedeutung 



Landwirtschaft 

(Bodenschutz, 

Gentechnik), 

Forstwirtschaft, 

Fischerei 

Grund- und Ober- 

flächengewässer- 

schutz 


* Schattierte Themenfelder: inhaltlich erweiterte beziehungsweise vollständig ergänzte Indikatoren (Vorschlag des SRU) 

SRU/UG 2004/Tab. 3-3 


Tabelle 3-4 

Vorschläge für Ziel- und Handlungsschwerpunkte einer deutschen Biodiversitätsstrategie 

(siehe auch SRU, 2002b) 


Handlungsbereich 

Ziele und Maßnahmen 

Ziele im Bereich Arten- und Biotopschutz und Schutz genetischer Vielfalt (inklusive Berücksichtigung 
wirtschaftlicher sowie - im Vergleich zum Naturschutz - erweiterter sozialer oder 
wissenschaftlicher Aspekte gemäß Anlage I CBD) 

Genetische Vielfalt 

- Erhalt der genetischen Vielfalt heimischer Arten (z. B. durch Verwendung von regional- 
typischem Saatgut bei Naturschutzmaßnahmen, Berücksichtigung des Flächenbedarfs 
von Populationen) 

- Etablierung eines Zertifizierungssystems für regionales Saat- und Pflanzgut 
(KLINGENSTEIN und EBERHARDT, 2003) 

- Verhinderung der Einkreuzung gentechnisch veränderter Arten in heimische Arten 

- Verhinderung der Einkreuzung gebietsfremder Arten in heimische Arten 

Artenvielfalt 

- In-Situ-Artenschutz (spezielle Artenschutzmaßnahmen u. a. für nach der FFH-RL be- 
deutsame Arten in NATURA-2000-Gebieten, siehe auch Lebensraumvielfalt) 

- Ex-Situ-Artenschutz 

- Förderung der Haltung alter Landsorten und -rassen 






Drucksache 15/3600 


- 126- 


Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


noch Tabelle 3-4 


Handlungsbereich 

Ziele und Maßnahmen 

Lebensraumvielfalt, 

Lebensraumfunktion 

- Erhaltung, Schutz und ggf Pflege vorhandener schutzwürdiger Biotope, Verminderung 
von Beeinträchtigungen (z. B. durch Nährstoffeinträge), Gewässerrenaturierung 

- Vergrößerung des Flächenanteils schutzwürdiger Biotope (Flächendimensionen s. SRU, 
2002b, Tab. 2-6) 

- Entwicklung des Netzes NATURA 2000 

- Umsetzung des nationalen Biotopverbunds 

Landschaft 

- Verbesserung der Lebensraumqualitäten der genutzten Landschaft, Sicherung größerer, 
unzerschnittener Räume, Verminderung der Zerschneidung der Landschaft, Verbesse- 
rung der Durchlässigkeit der Fließgewässer 

- Erhaltung historisch und ästhetisch wertvoller Landschaften 

- Aufstellung eines Bundeslandschaftskonzeptes 

Ziele für einzelne Sektorpolitiken (Politikintegration) 

Landwirtschaft 

- Erhöhung des Flächenanteils des ökologischen Landbaus auf 20 % 

- Anwendung der guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft (u. a. Erosions- 
schutz, Vermeidung von Bodenverdichtungen, fachgerechter Einsatz von 

Dünger und PSM) 

- Weiter gehende (entschädigte) Einschränkungen auf empfindlichen Flächen sowie För- 
derung freiwilliger Leistungen für die Biodiversität insbesondere auf Bedarfsflächen 
(Indikator: Flächenanteil Agrarumweltmaßnahmen in entsprechenden Gebietskulissen, 

F ördermitteleinsatz) 

- Entwicklung einer guten fachlichen Praxis für die Gentechnik 

Forstwirtschaft 

- Strategiemaßnahmen „Forstwirtschaft und biologische Vielfalt“ 

(BMVEL, 2001, 2002) 

- Anwendung der guten fachlichen Praxis in der Forstwirtschaft (WINKEL und VOLZ, 
2003), u. a. Vermeidung von Bodenverdichtungen 

- Erhaltung und nachhaltige Nutzung forstlicher Genressourcen (PAUL et al., 2002) 

- Zertifizierung FSC {Forest Steward Council) oder PEFC™ {Pan European Forest 
Certification) (HÄUSLER et al, 2003; GRIESSHAMMER und SONNTAG, 2003) 

- Beachtung des Naturschutzes bei Erstaufforstung (GÜTHLER et al., 2002) 

Fischerei 

- Anwendung der guten fachlichen Praxis in der Fischerei (Weiteres s. Sondergutachten 
Meeresumweltschutz, SRU, 2004) 

Verkehr/ S iedlungen 

- Reduzierung der Flächeninanspruchnahme (30 ha/d bis 2020) 

- Stadt der kurzen Wege 

- Flächenrecycling 

- Entsiegelung 

- Bodenschutz 

- Aufwertung von Grünflächen, natumahe Freiflächengestaltung 

- Rad- und Fußwege 

- Erhaltung verkehrsarmer, unzerschnittener Lebensräume ab einer Größe von 1 00 km^ 

(s. GLAWAK, 2001,S. 481) 

- Maßnahmen zur Verkehrsmengenreduzierung 

Querschnittsthemen 

Gebietsfremde Arten 

- Verminderung der Einschleppungsrate durch Transport, Landwirtschaft, „grüne“ 
Gentechnik, Tourismus: Entwicklung einer nationalen Strategie 

- Harmonisierung der sektoralen Gesetzgebung 

- Informationssystem für die Früherkennung des Auftretens gebietsfremder Arten 
und der Bekämpfung invasiver gebietsfremder Arten 
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noch Tabelle 3-4 


Handlungsbereich 

Ziele und Maßnahmen 

Chemikaliensicherheit/ 

Stoffeinträge 

- Verminderung der Nährstoffeinträge in Ökosysteme: Emissionsreduzierung, Kläranla- 
genausbau, Reduzierung von Nährstoffüberschüssen, gute fachliche Praxis in der Land- 
wirtschaft 

- Verminderung der Schadstoffeinträge in Ökosysteme: Verschärfungen bei der Anwen- 
dung (insbesondere: POPs, Pflanzenschutzmittel, endokrin wirkende Stoffe), Einsatz- 
kontrolle, Aufzeichnungspflicht, Formulierung und Realisierung der guten fachlichen 
Praxis in allen Anwendungsbereichen, internationale Anwenderbeschränkungen, Ent- 
sorgungsstrategien, Förderung umweltfreundlicher Alternativen 

- Versauerung: Emissionsreduzierung 

Tourismus/Sport 

- Zertifizierung im Tourismus (KRUG, 2003) 

- Nachhaltige Berggebietspolitik Deutschland (DNR, 2003) 

Wasserqualität 

- Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 

- Weitere verursacherbezogene Maßnahmen siehe Sektorpolitiken 

- Indikatoren für die Abbildung der Qualität der Grund- und Oberflächengewässer neu in 
die Nachhaltigkeitsstrategie einführen 

Bodenschutz 

- Nationales Bodenschutzkonzept 

- Unterschutzstellen von Böden 

- Weitere verursacherbezogene Maßnahmen siehe Sektorpolitiken 

- Indikatoren für die Abbildung der Qualität der Böden neu in die Nachhaltigkeitsstrate- 
gie einführen 

Gesellschaftliche 

Akzeptanz 

- Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit 

- Lokale Agenda 2 1 

- Öko-Audit 

- Umweltbarometer 

- Naturschutzbarometer 

- Artenindikator und seine Weiterentwicklung (s. Abschn. 3. 1.2.4) 

SRU/UG 2004/Tab. 3-4 


3. 1.3.5 Monitoring des indikators Artenvieifait 
in Deutschiand 

124. Ein erster Sehritt der Weiterentwieklung der Nach- 
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung mit Referenz 
zum Schutzgut Biodiversität ist der Ausbau des Nachhal- 
tigkeitsindikators für die Artenvielfalt. Das vorliegende 
Konzept hierzu (FuE-Vorhaben „Nachhaltigkeitsindikator 
für den Naturschutzbereich“, FKZ 802 86 030, BfN) sieht 
einen stufenweisen Ausbau des Monitorings dafür vor. ln 
einer ersten Stufe wird der Aufbau eines Indikators für 
den Zustand von Natur und Landschaft angelegt. Fol- 
gende sechs „Hauptlebensraumtypen“ sollen dieses Indi- 
kandum differenzieren: Agrarland (53,5 % der Fläche 
Deutschlands), Wälder (29,5%), Siedlungen (11,3%), 
Binnengewässer (2,3 %), Küsten/Meere (2,5 %), Alpen 
(3,0 %). Die Artenanzahl wurde von ursprünglich elf auf 
56 Arten erhöht. Durchschnittlich elf Arten repräsentie- 
ren den jeweiligen Hauptlebensraumtyp. Für den Haupt- 
lebensraumtyp „Alpen“ liegen bislang nur Artenvor- 
schläge vor. Datengrundlage ist das laufende Monitoring 


des Dachverband deutscher Avifaunisten (DDA); so be- 
stehen die Artenlisten auch bis auf die Meerforelle (Bin- 
nengewässer), das Große Mausohr (Siedlungen) und den 
Seehund (Küsten/Meere; Datenquelle: Seehundmonito- 
ring) hauptsächlich aus Vogelarten (ACHTZIGER et ah, 
2003a). Pro Art wird für jedes Bundesland nach der Del- 
phi-Methode, das heißt durch eine Expertenbefragung, 
ein Zielwert für die jeweilige Art festgelegt, der mit 
einem Zielerfüllungsgrad von 1 00 % gleichgesetzt wird. 
Die Erreichung der Zielwerte in Prozent aller Arten pro 
Hauptlebensraumtyp wird zu einem Zahlenwert gemittelt. 
Die Hauptlebensraumtypen werden dann flächenanteilig 
zu einer Gesamtzahl gemittelt, welche den Indikatorwert 
darstellt (s. Abb. 3-2). 

Gegenüber dem derzeitigen Indikator in der Nachhaltig- 
keitsstrategie stellt die erste Ausbaustufe eine deutliche 
Verbesserung dar. Die Artenauswahl (vergl. SRU, 2002b, 
Tz. 51-54) umfasst nun einen ausgewogeneren Anteil 
von seltenen und häufiger vorkommenden Arten. Die 
mit der neuen Methodik erzielten Ergebnisse können 
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allerdings nach wie vor primär lediglich Aussagen zu den 
einzelnen ausgewählten Indikatorarten liefern. Das Ziel, 
ein Abbild von Natur und Landschaft allein über einen 
Artenindikator darzustellen, ist jedoch zu hoch gesteckt. 

Der Indikator kann in Ausbaustufe 2 weiter ausgebaut 
werden und durch Ersetzen der einzelnen Arten durch 
ökologische Artengruppen nach Einzellebensräumen und 
Nutzungen (z. B. Feuchtgrünland, Trockengrünland) in- 
nerhalb des Flauptlebensraumtyps differenziert werden. 
Es sind weiterhin zukünftig durch verortete Erhebungen 
differenzierte Aussagen nach Regionen möglich. Durch 
eine Erweiterung auf Stichprobenflächen können dann 
Aussagen zur Artenvielfalt gemacht werden. Gleichzeitig 
wären regional differenzierte Aussagen durch Rückgriff 
auf die repräsentativ erhobenen Daten möglich. Mit 
einem solchen Konzept würde insgesamt das Ziel einer 
Informationspyramide erreicht: Aufbauend auf breiten 
und fundierten Informationen an der Basis werden die 
wesentlichen Aussagen durch einfach verständliche agg- 
regierte Informationen an der Spitze für die Öffentlichkeit 
aufbereitet. 

Der Umweltrat begrüßt insgesamt den Nachhaltigkeitsin- 
dikator für die Artenvielfalt als ein politisch notwendiges 
und wichtiges Signal. Er empfiehlt, den Anspruch dieses 
speziellen Indikators auf eine Abbildung der Zielerrei- 


chung im Bereich der Arten und der Flauptlebensraum- 
typen zu beschränken. Der Indikator sollte weiterhin in 
möglichst einfacher Form in der Nachhaltigkeitsstrategie 
erscheinen. Er sollte jedoch auf einer soliden Basis auf- 
bauen, die tatsächlich fundierte Aussagen über den Trend 
der Biodiversitätsentwicklung zulässt. 

Aspekte der Erhaltung von genetischer Vielfalt, Arten- 
und Lebensraumvielfalt sollten sich auch in anderen Ziel- 
und Indikatorbereichen der Nachhaltigkeitsstrategie wie 
zum Beispiel bei Zielen zur Reduktion von Emissionen 
wiederfmden (s. SRU, 2002b, Tab. 2-2). Außerdem erin- 
nert der Umweltrat an seine Empfehlung (SRU, 2002b, 
Tz. 58), die primär belastungsbezogenen Ziele und Indi- 
katoren der Nachhaltigkeitsstrategie durch weitere um- 
weltqualitätsbezogene Ziele zur Erhaltung und Entwick- 
lung von Natur und Landschaft insgesamt zu ergänzen. 
Über eine Trendwende beim Rückgang der Arten und 
Lebensräume hinaus sollten sich diese Ziele und zugeord- 
nete Indikatoren auf die Erhaltung repräsentativer Natur- 
und Kulturlandschaften, die Multifunktionalität der Land- 
schaft unter anderem auf den Hochwasserschutz, die Be- 
kämpfung von Bodenverlusten und -Schäden, die Quali- 
tätsverbesserung beim Grund- und Oberflächenwasser 
und den Erhalt der verbliebenen unzerschnittenen Räume 
beziehen (SRU, 2002b, Tab. 2-6). 


Abbildung 3-2 

Aufbau des Indikators als Informationspyramide: Aggregationsebenen, Informationsniveans 

und potenzielle Informationsnutzer 
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Quelle: ACHTZIGER et al., 2003b 
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3. 1.3.6 Invasive gebietsfremde Arten als 
Beispiel für die Bearbeitung eines 
Querschnittsthemas in Deutschland 

125. Die Einfuhr, Ausbringung und Ausbreitung gebiets- 
fremder Tier- und Pflanzenarten kann erhebliche Folgen in 
den betroffenen Gebieten auslösen. Als „gebietsfremd“ 
werden hier solche Arten bezeichnet, die durch das Wirken 
des Menschen außerhalb ihres natürlichen vergangenen 
oder gegenwärtigen Verbreitungsgebiets verbracht wurden 
(CBD, 2002c). ln Mitteleuropa bezieht sich diese Definition 
auf in der so genannten Neuzeit verbrachte Arten (Neo- 
biota). Das Jahr 1492 (so genannte Entdeckung Amerikas) 
wird hierbei als symbolische zeitliche Trennlinie verwen- 
det. Diese Arten werden dann als „invasiv“ bezeichnet, 
wenn sie das Potenzial aufweisen, Schäden an natürlichen 
Schutzgütem (bspw. an einheimischen Arten, repräsentati- 
ven Ökosystemen, Wasserläufen u. dergl.) zu verursachen 
(KÖCK, 2003, S. If). „Biologische Invasionen“ durch ge- 
bietsfremde Arten (s. Tab. 3-5) infolge menschlicher Ak- 
tivitäten, wie Handel, Transport und Verkehr gelten als die 
weltweit zweitbedeutendste Ursache für das Aussterben 
von Arten (SANDLUND et al., 1999, VITOUSEK et ah, 
1997). Besonders negativ betroffen sind Inseln mit einem 
hohen Anteil an Endemiten (in Europa, z. B. Madeira). Als 
weitere Folge der Verbreitung von gebietsfremden Arten 
wird eine weltweite Homogenisierung der Faunen imd Flo- 
ren beobachtet. Sowohl der Artenverlust als auch das Hin- 
zutreten von gebietsffemden Arten mit der Folge eventuel- 
ler Einkreuzungen und Abundanzänderungen heimischer 
Arten können die Biodiversität beeinträchtigen. Zum Bei- 
spiel kann die genetische Vielfalt der einheimischen Ge- 
hölze durch die Verwendung von Pflanzmaterial aus ge- 
bietsffemden Herkünften verändert oder nivelliert werden. 

Artikel 8h der CBD fordert, „... soweit möglich und so- 
fern angebracht, die Einbringung nichtheimischer Arten, 
welche Ökosysteme, Lebensräume oder Arten gefährden, 
zu verhindern, und diese Arten zu kontrollieren oder zu 
beseitigen“. Im Jahr 2000 haben sich die Vertragsstaaten 
des Übereinkommens über die biologische Vielfalt (CBD) 


verpflichtet, nationale Strategien und Aktionspläne gegen 
invasive gebietsfremde Arten zu entwickeln und umzuset- 
zen (CBD, 2000b, Beschluss V/8 [6]). Auch der Europarat 
erarbeitet im Rahmen der Berner Konvention eine Strate- 
gie gegen invasive gebietsfremde Arten, die die internati- 
onalen Regelungen und den europaweiten Handlungsbe- 
darf für ein koordiniertes europäisches Vorgehen bei der 
Vorsorge, Kontrolle und Bekämpfung bündeln soll. 

126. ln Deutschland haben sich rund 380 gebietsfremde 
Pflanzenarten (Neophyten) (KOWARIK, 2003, S. 301) 
und rund 260 gebietsfremde Tierarten (Neozoen) 
(GEITER et al., 2002) etabliert, das heißt, sie haben in- 
nerhalb eines Zeitraumes von 25 Jahren mindestens zwei 
spontane Generationen hervorgebracht (KOWARIK, 
1992). Deren Anzahl in Deutschland nimmt weiterhin zu 
(für Neozoen s. Abb. 3-3). 

Die Bedeutung des Personen- und Warenverkehrs für die 
Einschleppung wird durch eine Korrelation zwischen der 
Herkunft von Neozoen und den Anteilen der Importe aus 
dem jeweiligen Kontinent am Gesamtimport nach 
Deutschland deutlich. So kommen die meisten Neozoen 
aus den Ländern Asiens (27 %) und aus Nordamerika 
(25 %), die wenigsten aus Ozeanien mit 3 % (GEITER 
et al., 2002). 

127. Die Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten ver- 
ursacht erhebliche Kosten (REINHARDT et al, 2003). ln 
einer Studie über 20 repräsentative Arten wurden als Mo- 
mentaufnahme diejenigen Kosten erfasst, die zurzeit für de- 
ren Bekämpfung beziehungsweise Management jährlich 
anfallen. Die ermittelten Kosten summieren sich auf durch- 
schnittlich 167 Mio. Euro jährlich (Bezugsjahr 2002) in 
Deutschland. Diese Schätzungen beziehen sich zwar auf- 
grund zahlreicher methodischer Probleme nur auf die direkt 
anfallenden, nicht aber auf die indirekten volkswirtschaftli- 
chen Kosten der Ausbreitung von gebietsfremden Arten, sie 
vermitteln aber zumindest einen ersten Anhaltspunkt für die 
ökonomischen Relevanz dieses Problems. 


Tabelle 3-5 

Definition biologischer Invasionen mit Angaben zu Voraussetzungen, beteiligten Prozessen und Auswirkungen 


Biologische Invasion 

Durch Menschen ermöglichter Prozess der Vermehrung und Ausbreitung von poten- 
ziell schädlichen Organismen* in Gebieten, die sie auf natürliche Weise nicht erreicht 
haben 

Voraussetzungen 

Überwindung von Ausbreitungsbarrieren zwischen Kontinenten, Subkontinenten, 
Festland/lnseln, Biomen, Naturräumen oder Gewässersystemen mit menschlicher 

Hilfe (Einführung, Einschleppung, Beseitigung von Ausbreitungsbarrieren) 

Beteiligte Prozesse 

Transport von Organismen oder Verbreitungseinheiten; Vermehrung, Ausbreitung, 
Etablierung von Individuen und Populationen; genetischer Austausch mit anderen 
Sippen 

Auswirkungen 

Biogeographische, evolutionäre, ökologische, ökonomische, soziale 


* Arten, Unterarten, Varietäten, Sorten, Ökotypen, Herkünfte, gentechnisch veränderte Organismen. 

Quelle: KOWARIK, 2003, S. 9, leicht verändert durch Hinzufügen der Worte „potenziell schädlichen“ in der Definition 
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Abbildung 3-3 

Auftreten von Neozoen in Deutschland pro Dekade (kumulativ) 



128. Für den Naturschutz besteht Handlungsbedarf, die 
von invasiven gebietsfremden Arten ausgehenden Ge- 
fährdungen der Biodiversität (KOWARIK, 2003; KO- 
WARIK und STARFINGER, 2002; SCHRÄDER, 2002) 
zu beseitigen oder zu reduzieren. Mit dem in 
§41 Abs. 2 BNatSchG (ehemals § 20d Abs. 2) veranker- 
ten Instrument des Genehmigungsvorbehalts besteht in 
Deutschland eine gesetzliche Grundlage, um den Anfor- 
derungen des Artikel 8h der CBD hinsichtlich der Ver- 
meidung von Risiken und Schäden durch gebietsfremde 
Arten im Bereich des Naturschutzes gerecht zu werden. 
Dies wurde jedoch bislang nicht effektiv umgesetzt. Da- 
mit kommt Deutschland den aus der Ratifizierung des 
Übereinkommens über die biologische Vielfalt entstehen- 
den Verpflichtungen nur unzureichend nach. Das Bundes- 
naturschutzgesetz ist ein Rahmengesetz (Art. 75 GG), 
dessen Ausfüllung durch die Landesgesetzgebung erfolgt. 
Die derzeitigen Regelungen in den Ländergesetzen wei- 
chen jedoch bezüglich verschiedener Punkte vom Rah- 
mengesetz ab (bzw. dem § 20d der vorigen Fassung des 
BNatSchG; s. KOWARIK et al, 2004; FISAHN und 
WINTER, 1999). Dies betrifft Regelungen zur Rechts- 
folge, zur zuständigen Genehmigungsbehörde, zu von der 
Verbots Vorschrift betroffenen Objekten, Handlungen und 
Risiken sowie zu Ausnahmen. Basierend auf den Kennt- 
nissen zu ökologischen Auswirkungen gebietsfremder 
Arten wurde von KOWARIK et al. (2004) ein Bewer- 
tungsverfahren entwickelt, das die Genehmigungsbehör- 
den der Ländern in die Lage versetzt, die Erheblichkeit 
der Beeinträchtigungen durch Ausbringungen nach ein- 
heitlichen Kriterien einzuschätzen. Zentrales Produkt war 
die Erarbeitung eines Leitfadens, der beispielhaft zeigt, 
wie § 41 Abs. 2 BNatSchG in der Praxis Anwendung fin- 
den kann. 


Nationale Strategie 

129. Neben dem Leitfaden für eine harmonisierte Um- 
setzung von § 41 Abs. 2 BNatSchG wird für Deutschland 
eine nationale Strategie gegen invasive gebietsfremde Ar- 
ten unter Federführung des BMU entwickelt (BfN, 
FKZ 803 11 221). Im Vorfeld des politischen Abstim- 
mungsprozesses mit den beteiligten Ressorts sollen die 
Grundlagen und Handlungsempfehlungen für die natio- 
nale Strategie bereitgestellt werden. 

In Deutschland gibt es bislang keine übergreifenden Re- 
gelungen zum Umgang mit invasiven gebietsfremden 
Arten. Stattdessen bestehen zahlreiche sektorale Normen 
nationalen und internationalen Rechts (Naturschutz-, 
Hochsee- und Binnenfischerei-, Pflanzenschutz-, Saat- 
gut-, Jagd- und Waldrecht). Hier sind eine Vereinheitli- 
chung der gesetzlichen Rahmenbedingungen und ein ge- 
meinsames europäisches Handeln notwendig (SHINE 
etal., 2000; DOYLE, 2000; FISAHN und WINTER, 
1999; DOYLE etal, 1998). Neben dem Naturschutz ist 
also eine Vielzahl weiterer Interessen, Politik- und Wirt- 
schaftsbereiche durch invasive gebietsfremde Arten be- 
troffen. Entsprechend groß ist der Koordinationsbedarf 
Ein abgestimmtes Vorgehen ist erforderlich, um Ressour- 
cen und Instrumente wirksam einzusetzen, Zuständigkei- 
ten und Handlungsspielräume beteiligter Stellen zu klären 
und kontraproduktive sektorale Regelungen zu vermei- 
den. 

3.1 .4 Der Prozess einer Umsetzung auf 
Landes- und Bundesebene 

130. Der Schutz der Biodiversität berührt eine Reihe 
von Politikfeldem. Die Erarbeitung einer Biodiversitäts- 
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Strategie kann daher nicht alleinige Aufgabe des Umwelt- 
ministers sein, sondern betrifft letztendlich als 
Querschnittsaufgabe alle relevanten Ressorts. Schwer- 
punktmäßig sind vor allem das Landwirtsehafts-, das 
Ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, das 
Wirtschaftsministerium und das Ministerium für Ent- 
wicklung und Zusammenarbeit betroffen. 

Vor dem Hintergrund der Ausführungen im Schwerpunkt- 
kapitel „Neuere Ansätze umweltpolitiseher Steuerung“ 
(s. Kap. 13.2, Tz. 1267-1268) unterstützt der Umweltrat 
die Forderung nach einer interministeriellen Arbeits- 
gruppe Biodiversitätsstrategie, die die Prozesse der Ziel- 
und Maßnahmenformulierung koordiniert. Er weist aber 
daraufhin, dass eine horizontale Koordinierung durch das 
Umweltministerium allein wenig zielführend ist und Sek- 
torstrategien aueh vertikal dureh die zuständigen Fach- 
verwaltungen selber erstellt werden sollten. Hierfür ist 
eine problemorientierte Kommunikation gegenüber dem 
organisierten Interessenumfeld unter Einbezug von Um- 
weltexperten in Form von Dialogstrategien geeignet, die 
dureh entsprechende Foren wie etwa Sektorkonferenzen 
(vgl. SRU, 2002) ergänzt werden kann (vgl. Kap. 13, 
Tz. 1299). 

Dem BMU käme dabei die Aufgabe zu, den gesamten 
Prozess von der Beauftragung bis zur sektoralen Umset- 
zung fachlich zu begleiten und mitzubestimmen. Die 
Konsolidierung vorliegender Strategien und Konzepte 
wäre dabei ein erster wiehtiger Schritt, um für alle ande- 
ren Ressorts der fachlich kompetente Ansprechpartner zu 
sein und auf diese Weise erheblichen Einfluss auf die 
Strategiebildungsprozesse in den einzelnen Politikberei- 
chen zu erlangen. Von ausschlaggebender Bedeutung ist 
aber die hochrangig institutioneile Beauftragung (Par- 
lament/Regierung). Diese sollte dureh den Staatssekre- 
tärsausschuss für Nachhaltige Entwicklung erfolgen, dem 
die einzelnen Ressorts zugleich Bericht erstatten sollten. 
Eine weitere Berichtspflieht gegenüber dem Parlament, 
zum Beispiel dem Umweltaussehuss, würde den Druck 
auf die Ministerien verstärken, über gewohnte Routinen 
der interadministrativen Einigungsprozesse hinauszuge- 
hen. 

Ein wirksamer Schutz der Biodiversität hat auch Konse- 
quenzen für die Kompetenzverteilung und Abstimmung 
zwisehen Bund und Ländern. Die Abstimmung von Bund 
und Ländern sollte ergebnisorientiert den jeweilig zustän- 
digen Ministerien obliegen. In Bereiehen, in denen dem 
Bund nur rahmenrechtliche Kompetenzen zukommen 
(Wasser- und Naturschutzrecht) ist sie von besonderer 
Bedeutung für eine erfolgreiehe Umsetzung der Biodiver- 
sitätsstrategie. 

3.1.5 Zusammenfassung und Empfehlungen 

131. Obwohl die große Mehrzahl der Staaten dem Über- 
einkommen über die biologisehe Vielfalt (CBD) beigetre- 
ten ist, konnte der Rückgang an biologischer Vielfalt na- 
tional wie auch international nicht gestoppt werden. 
Jedoeh gewinnt das Thema zunehmend an Aufmerksam- 


keit. Viele Staaten, so auch Deutschland, haben die Ver- 
pflichtungen der CBD bislang nur ungenügend umge- 
setzt. Gründe hierfür sind unter anderem die Komplexität 
des Themas beziehungsweise die Vielfalt der notwendi- 
gen Abstimmungsprozesse. 

Der Umweltrat sieht in einer Biodiversitätsstrategie einen 
unverzichtbaren Bestandteil der Nachhaltigkeitsstrategie. 
Die Entseheidung des Staatssekretärsaussehusses, Biodi- 
versität im Jahr 2006 zu einem Thema der Nachhaltig- 
keitsstrategie zu machen, ist deshalb uneingesehränkt zu 
begrüßen. Die Bundesregierung ist nun als Ganze gefor- 
dert, die konzeptionellen Vorarbeiten für eine nationale 
Biodiversitätsstrategie unter Federführung des BMU zü- 
gig anzugehen und bis zum Jahr 2006 abzuschließen. 
Spätestens bis 2010 sollte entsprechend der Vorgabe des 
Aktionsprogramms des Johannesburg-Gipfels die Ver- 
lustrate an Biodiversität erheblieh gesenkt werden. Es ist 
also notwendig, das Thema Biodiversität in den relevan- 
ten Politikbereichen und privaten Entseheidungen zu be- 
rücksichtigen {Mainstreaming). 

Der Umweltrat schlägt dazu vor, zwei Indikatoren der 
Nachhaltigkeitsstrategie inhaltlieh zu erweitern: Der Indi- 
kator Artenvielfalt sollte inhaltlich die gesamte Biodiver- 
sität (inklusive der genetisehen und der Ökosystemebene) 
repräsentieren und der Indikator Ernährung künftig 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft. Zusätzlieh sollte 
ein neuer Indikator Wasserqualität definiert werden. 
Kemelemente einer Biodiversitätsstrategie sind ein ver- 
stärkter und erweiterter Natursehutz, die Integration des 
Sehutzes der Biodiversität in die sektoralen Politikberei- 
ehe Land-, Forst,- Fischereiwirtschaft, Verkehrs- und 
Siedlungspolitik, die zwischen versehiedenen Ressorts 
und Akteursgruppen abgestimmte Bearbeitung von Quer- 
schnittsthemen (gebietsfremde Arten, Chemikaliensicher- 
heit/Stoffeinträge (s. auch Kap. 11), Tourismus/Sport, 
Wasserqualität (s. auch Kap. 5), Bodenschutz (s. auch 
Kap. 9) und gesellschaftliche Akzeptanz sowie eine Kon- 
kretisierung des so genannten Vorteilsausgleiehes. Doch 
auch bestehende Strategien, Pläne und Programme sind 
hinsichtlich des Sehutzes der Biodiversität anzupassen. 
Besonders relevant sind auf der Ebene politischer Pro- 
gramme: 

- die Agrarumweltprogramme (Kap. 4, Tz. 262, 
266-267; SRU, 2002b, Kap. 5), 

- die Waldumbauprogramme, 

- die Programme zum Meeres- und Küstensehutz 
(SRU, 2004), 

- die Umsetzung der FFH-Richtlinie, 

- die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und 

- die Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans ein- 
schließlich der darin enthaltenen Flussausbaupläne. 

Der Querschnittscharakter einer Biodiversitätsstrategie 
verlangt eine enge und kontinuierliehe Abstimmung 
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zwischen den Ressorts sowie zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen. Erforderlich ist vor allem, dass die be- 
stehenden Wissensbestände und Kompetenzen genutzt 
werden. Der innovative Schritt bestünde nicht in einer 
„Neuerfindung“ des Themas, sondern in einer Integration 
und strategischen Positionierung des bereits Vorhandenen 
und der Nutzung von Synergien. Der Umweltrat hält da- 
her die Einrichtung einer „Interministeriellen Arbeits- 
gruppe Biodiversitätsstrategie“ für notwendig, zu deren 
Aufgaben es gehört, die vorhandenen Aktivitäten und 
Kompetenzen zu bündeln und konkrete Handlungsziele 
bis zum Jahr 2006 zu entwiekeln. Hierzu liefern die ein- 
schlägigen Schriften des BfN („Treffpunkt Biologische 
Vielfalt“; KORN und FEIT, 2001, 2002, 2003) vielfältige 
Anregungen, von denen bislang nur wenige aufgegriffen 
wurden. 

132. In Deutschland ist die Umsetzung des mit dem Be- 
griff „Ökosystemansatz“ verbundenen Regelsystem zum 
Management der biologischen Vielfalt bislang erschwert, 
da eine strategische Orientierung in der Naturschutzpoli- 
tik im Sinne einer nationalen Biodiversitätsstrategie bis- 
lang nicht vorliegt (KLAPHAKE, 2003). Generell deuten 
vorhandene Studien darauf hin, dass die Umsetzung des 
Konzeptes einer nachhaltigen Nutzung der Biodiversität 
und des gerechten Vorteilsausgleiehs noch unzureichend 
entwickelt ist (HARTJE et al., 2002; HÄUSLER et al., 
2002; PAULSCH et al., 2003; OESCHGER, 2000). Für 
die Weiterentwicklung des Ökosystemansatzes sollten 
vermehrt konkrete Handlungs- beziehungsweise Unter- 
lassungsregelungen für die verschiedenen Bereiche nach- 
haltiger Nutzungen und für spezifische Ökosysteme erar- 
beitet und umgesetzt werden. Es besteht daher die 
Notwendigkeit für operationalisierbare Kriterien zur An- 
wendung des Ökosystemansatzes in Deutschland (PLÄN, 
2003). 

133. Insbesondere Deutschland hat sich für die An- 
nahme der „Bonn-Richtlinien“ eingesetzt, um den Zu- 
gang zu den genetisehen Ressourcen und den gerechten 
Ausgleich von Vorteilen zu regeln. Deshalb sollte 
Deutschland dies auch umsetzen. Ein vorrangiges Hand- 
lungsfeld ist dabei das Patentierungsproblem. Der natio- 
nale und internationale Umgang mit Biopatenten im Zu- 
sammenhang mit den Auswirkungen des internationalen 
Handels (WTO, TRIPS) und der Ausgestaltung des Vor- 
teilsausgleiches bedarf dringend der Klärung. Daher be- 
grüßt der Umweltrat die auch von der Enquete-Kommis- 
sion „Globalisierung der Weltwirtschaft“ angeregte 
Einrichtung eines Beirates für Genetische Ressourcen 
beim BMVEL, zu dessen Aufgaben es gehört, das Prinzip 
des gerechten Vorteilsausgleiches im Detail zu interpre- 
tieren. 

134. Ebenso sollte sich eine Biodiversitätsstrategie 
nicht nur auf den Schutz der Biodiversität innerhalb 
Deutschlands ausrichten, sondern sollte auch Vorstellun- 
gen entwickeln, wie internationale Aktivitäten (Handel, 
Entwicklungszusammenarbeit) an die Erfordernisse des 
Biodiversitätsschutzes in den Zielländem anzupassen 
sind. Eine nationale Biodiversitätsstrategie darf nicht an 
den Landesgrenzen enden. Auch im internationalen Kon- 


text sollten stärker als bisher die ökonomischen Aspekte 
des anthropogenen Biodiversitätsschwundes thematisiert 
werden. 

3.2 Umsetzung des Netzes NATURA 2000 

3.2.1 Einführung 

135. Die grundsätzliehen Probleme der Umsetzung der 
FFH-Richtlinie in bundesdeutsches Recht und im Hin- 
blick auf die Meldung von geeigneten Gebieten an die EU 
wurden vom Umweltrat im Umweltgutachten 2002 und 
im Sondergutachten Naturschutz 2002 dargestellt. Seit- 
dem hat sich die Situation nicht wesentlich verbessert. 
Die Meldepraxis ist weiterhin defizitär und auch die wei- 
teren Umsetzungsschritte zum Gebietsmanagement und 
zur Berichterstattung laufen nur unter großen Schwierig- 
keiten an. 

Der Umweltrat nimmt die naeh wie vor unbefriedigende 
Situation zum Anlass, den derzeitigen Sachstand darzu- 
stellen, Gründen für die Umsetzungsdefizite und Verzö- 
gerungen nachzugehen und Empfehlungen für die Ent- 
wicklung des Netzes NATURA 2000 sowie für 
strukturelle Voraussetzungen der Umsetzung zu formulie- 
ren. 

3.2.2 Auswahlverfahren der 
NATURA-2000-Gebiete 

136. Ausschlaggebend für das Verfahren der Gebiets- 
meldungen (Art. 4 Abs. 1 der FFH-RL) sind die in den 
Anhängen der FFH-Richtlinie aufgeführten Lebensraum- 
typen und Arten, für deren Erhalt Schutzgebiete einge- 
richtet werden müssen. Sie sind aufgrund ihrer europa- 
weiten Gefährdung und Verbreitung als Schutzobjekte der 
FFH-Richtlinie ausgewählt worden. Insgesamt sind 
198 Lebensraumtypen (Anhang I, FFH-Richtlinie), 
485 Pflanzen- und 221 Tierarten (Anhang II, FFH-Richt- 
linie, ohne Vögel) und 182 Vogelarten (Anhang I, Vogel- 
schutzrichtlinie) in den Anhängen aufgelistet. In Deutsch- 
land kommen davon 87 Lebensraumtypen und 112 Tier- 
und Pflanzenarten (ohne Vögel) vor (BfN, 2003a). 

Die FFH-RL unferscheidet sechs biogeographische Re- 
gionen, die als räumliches Bezugssysfem für die Bewer- 
tung und Flächenauswahl der NATURA-2000-Gebiete 
dienen. Damit soll sichergestellt werden, dass die für die 
jeweilige Region typischen Lebensgemeinschaften auch 
in der biogeographischen Region selbst in ausreichendem 
Maße geschützt werden. Beispielsweise werden so Tro- 
ckenrasen im mitteleuropäischen Bereich von Trockenra- 
sen des Mediterrangebietes untersehieden (SSYMANK 
et al., 1998). Deutschland liegt jeweils zu Teilen in der at- 
lantischen Region und in der kontinentalen Region. Die 
atlantische biogeographische Region umfasst circa 
78 Mio. ha verteilt über die Fläche von 9 Mitgliedstaaten 
(Frankreich, England, Irland, Deutschland, Dänemark, 
Spanien, Niederlande, Belgien, Polen). Deutschland stellt 
einen Anteil von 16% an der atlantischen Region in der 
EU. Die kontinentale biogeographische Region umfasst 
circa 65 Mio. ha und erstreckt sich über acht Mitglied- 
staaten (Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
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Italien, Luxemburg, Österreich, Schweden). Deutschland 
hat an der kontinentalen Region in der Gemeinschaft der 
15 europäischen Staaten den größten Anteil mit 43 % ge- 
folgt von Frankreich mit 28 %. 

137. Artikel 4 der FFH-Richtlinie sieht in Verbindung 
mit Anhang 111 ein mehrstufiges Verfahren zur Entwick- 
lung des Schutzgebietsnetzes NATURA 2000 vor. ln 
Phase 1 muss der Mitgliedstaat ein umfassendes Ver- 
zeichnis mit solchen Gebieten aufstellen, in denen Le- 
bensraumtypen (LRT) des Anhangs 1 beziehungsweise 
Lebensräume der Arten des Anhangs 11 Vorkommen (vor- 
geschlagene Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung), 
ln Phase 2 soll aus der nationalen Vorschlagsliste ge- 
meinsam von Mitgliedstaaten und EU-Kommission eine 
Auswahl solcher Gebiete getroffen werden, die für das 
Schutzgebietssystem benötigt werden (Liste der Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung), ln der Phase 3 müs- 
sen die Mitgliedstaaten die Gebiete gemeinschaftlicher 
Bedeutung innerhalb von 6 Jahren als besondere Schutz- 
gebiete ausweisen. Erst dann ist das in Artikel 4 geregelte 
Gebietsmeldeverfahren abgeschlossen. Im Rahmen der 
Vogelschutzrichtlinie gemeldete Gebiete werden automa- 
tisch Bestandteil des NATURA-2000-Netzes (u. a. BfN, 
2003a; SSYMANK et al, 1998). 

138. Die FFH-RL enthält keine Angaben zur erwarteten 
Größe der Land- und Gewässerflächen, die Teil von 
NATURA 2000 sein sollen. Der anzustrebende Flächen- 
anteil hängt vom biologischen Reichtum der verschiede- 
nen Regionen ab. Wenn zum Beispiel ein Mitgliedstaat 
besonders reich an bestimmten Arten und Lebensräumen 
ist, wird erwartet, dass dieser Mitgliedstaat diesen Reich- 
tum an biologischer Vielfalt erhält und entsprechend hohe 
Flächenanteile ausweist. Als Zielgröße hat sich im Rah- 
men der wissenschaftlichen Bewertungstreffen der EU 
eine Regelung etabliert, bei „verbreiteten“ Lebensraumty- 
pen 60 % des Gesamtbestandes und bei „Besonderheit“ 
80 % in das Schutzgebietsnetz aufzunehmen (BOILLOT 
et al., 1997; HARTHUN und WULF, 2003). Im Ergebnis 
wurden inzwischen europaweit erhebliche Fortschritte er- 
zielt. Wenngleich das Netz NATURA 2000 noch nicht 
vollständig eingerichtet ist, wurden mehr als 15 % des 
Territoriums der EU von den Mitgliedstaaten zum Schutz 
im Rahmen des Netzes vorgeschlagen. 

3.2.3 Stand des nationalen Meldeverfahrens 

3.2. 3.1 Umfang und Vollständigkeit 
der Meldungen 

1 39. Bei der bisherigen Umsetzung in Deutschland wur- 
den weder die von der EU gesetzten Fristen eingehalten 
noch in ausreichendem Umfang Gebiete gemeldet. Dies 
wiegt umso schwerer, als Deutschland eine besondere 
Verantwortung für die Erhaltung der Lebensraumtypen 
der kontinentalen biogeographischen Region in der EU 
trägt. Gemeinsam mit Frankreich bildet Deutschland nach 
wie vor das Schlusslicht des FFH-Barometers (s. Tab. 3-6). 
Beide Staaten meldeten weniger als 10 % ihres Gebietes. 
Durch die Nachmeldungen dieses Jahres verbesserte 
Deutschland die schlechte Bewertung der gemeldeten 
Gebiete (von „in besonderem Maße unvollständig“ auf 
„unvollständig“ bezogen auf Umfang und Qualität der 


Gebiete). Die Bilanz für Deutschland verschlechtert sich 
weiter, wenn die Durchschnittsgrößen der gemeldeten 
Gebiete mitbetrachtet werden und man berücksichtigt, 
dass in der Aufstellung in Tabelle 3-6 die Watt-, Wasser- 
und Meeresflächen mitgerechnet wurden (die außer für 
Deutschland auch für Dänemark, Griechenland und Spa- 
nien nennenswert zu Buche schlagen). In Bezug auf die 
Meldungen der Vogelschutzgebiete liegt Deutschland im 
unteren Mittelfeld (Tab. 3-9). 

140. Insgesamt hat Deutschland 6,7% seiner Land- 
fiäche in 3 536 Gebieten als FFH-Gebiete gemeldet 
(Abb. 3-4, Tab. 3-7). Dazu kommen 812 754 ha Wasser- 
flächen (ohne AWZ). Der Erwartungshorizont der EU- 
Kommission hinsichtlich des insgesamt meldewürdigen 
Flächenanteils liegt für ganz Deutschland bei 10 bis 15 %. 
Die Erfahrungen in anderen vergleichbaren Mitgliedstaa- 
ten deuten daraufhin, dass diese Erwartung erfüllt werden 
könnte (KEHREIN, 2002). Deutschland liegt aber derzeit 
weit unter dem Durchschnitt der von den anderen europä- 
ischen Ländern gemeldeten Flächenanteile (Tab. 3-6). 

Von den insgesamt 3 536 gemeldeten Gebieten entfallen 
3 072 auf die kontinentale Region Deutschlands, wodurch 
diese mit 7,1 % ihrer Fläche repräsentiert ist. Die atlanti- 
sche Region Deutschlands (in den Bundesländern Ham- 
burg, Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein) ist dagegen nur 
mit 419 FFH-Gebieten beziehungsweise 2,9 % der Fläche 
vertreten (Stand: 27. August 2003, BfN, 2003a). Ver- 
gleicht man die Gesamtflächen der gemeldeten Gebiets- 
vorschläge (Bruttofiächen) mit den Nettoflächen (die da- 
rin tatsächlich enthaltenen Flächen der gemeldeten LRT), 
so reduziert sich die gemeldete Fläche in der atlantischen 
Region auf 1,77 % und in der kontinentalen Region auf 
2,53 % der Landesfläche (SCHREIBER, 2003, Berech- 
nungen auf der Grundlage des Standes vom 13. Novem- 
ber 2002). Das zentrale Anliegen der FFH-Richtlinie, 
nämlich die Ausweisung und der Schutz der Flächen der 
eigentlichen LRT nach Artikel 6, werden auf diese Art 
verwässert. 

Die deutsche Vorschlagsliste wurde im Rahmen der unab- 
hängigen Prüfung für die Lebensraumtypen der atlanti- 
schen und insbesondere für die Lebensraumtypen der 
kontinentalen Region als unzureichend eingestuft 
(SCHREIBER et al., 2002; SSYMANK et al., 2003). Be- 
sonders große Defizite weisen die deutschen FFH-Mel- 
dungen zum Schutz der Buchenwälder auf Die Buche hat 
weltweit ein sehr begrenztes Areal mit Kembereich in 
Deutschland (SPERBER, 2002). Damit trägt Deutschland 
im Verbreitungsschwerpunkt der Buchenwälder aus inter- 
nationaler Sicht eine besondere Verantwortung für deren 
Erhaltung (s. Tab. 3-8) (HARTHUN und WULF, 2003). 
Eine noch schlechtere Bewertung zeichnete sich bei den 
Meldungen von Gebieten zum Schutz gefährdeter Tiere 
und Pflanzen der kontinentalen Region in Deutschland 
ab. Praktisch alle gefährdeten Fisch- und Insektenarten 
wurden als unzureichend geschützt eingestuft (NABU, 
2002 ). 

Als Vogelschutzgebiete hat Deutschland bislang 466 Flä- 
chen und damit nur 5,2 % seiner Landesfiäche gemeldet 
(Tab. 3-9). 
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Tabelle 3-6 


NATURA-2000-Barometer (Stand: 16. Oktober 2003) 



Vogelschutzgebiete (SPA) 


FFH-Gebietsmeldungen 


Vertrags- 

staat 

Anzahl 
der gemel- 
deten 
Gebiete 

Gesamt- 
fläche der 
Gebiete 
[km^] 

% des 
Staats- 
gebietes 

Bewer- 

tung 

Anzahl 
der gemel- 
deten 
Gebiete 

Gesamt- 
fläche der 
Gebiete 
[km^] 

% des 
Staats- 
gebiets 

Bewer- 

tung 

Belgien 

36 

4 313 

14,1 

-I-+-I- 

271 

3 184 

10,4 

-i-i- 

Dänemark 

111 

9 601 

22,3 

-I-+-I- 

194 

10 259 

23,8 

-i-i- 

Deutseh- 

land 

466 

28 977 

8,1 

-i-i- 

3 536 

32 151 

9,0 

-i-i- 

Grieehen- 

land 

151 

13 703 

10,4 

-i-i- 

239 

27 641 

20,9 

-i-i- 

Spanien 

416 

78 252 

15,5 

-i-i- 

1 276 

118 496 

23,5 

-i-i- 

Frankreieh 

155 

11 749 

2,1 

+ 

1 202 

41 300 

7,5 

-i-i- 

Irland 

109 

2 236 

3,2 

-i-i- 

381 

10 000 

14,2 

-i-i- 

Italien 

392 

23 403 

7,8 

-i-i- 

2 330 

44 237 

14,7 

-i-i- 

Luxemburg 

13 

160 

6,2 

-i-i- 

47 

383 

14,9 

-i-i- 

Nieder- 

lande 

79 

10 000 

24,1 

-I-+-I- 

141 

7 505 

18,1 

-I-+-I- 

Österreich 

95 

12 353 

14,7 

-i-i- 

160 

8 896 

10,6 

-i-i- 

Portugal 

47 

8 671 

9,4 

-i-i- 

94 

16 500 

17,9 

-i-i- 

Finnland 

452 

28 373 

8,4 

-i-i- 

1 665 

47 932 

14,2 

-i-i- 

Schweden 

436 

27 236 

6,1 

-i-i- 

3 420 

60 372 

13,4 

-i-i- 

Vereinig- 
tes König- 
reieh 

242 

14 704 

6,0 

-i-i- 

601 

24 721 

10,1 

-i-i- 

EU- 15 

3 200 

273 731 

8,6 

n/v 

15 557 

453 577 

14,3 

n/v 


Legende: 

+ in besonderem Maße unvollständig 
-t-l- unvollständig 

im Wesentlichen vollständig 
n/v nicht verfügbar 


Quelle: EU-Kommission, 2003a 
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Tabelle 3-7 

Übersicht über die FFH-Gebietsmeldungen gemäß Artikel 4 Abs. 1 der FFH-Richtlinie 

(Stand: 1. August 2003) 



FFH-Gebietsmeldungen von Deutschland an die EU 

Bundesland 

Anzahl der Gebiete 

Fläche [ha] 

Anteil an der 
Landesfläche [%]* 

B aden- Württemberg 

363 

230 871 

6,5 



(3 582)2 


Bayern 

515 

474 514 

6,7 

Berlin 

14 

4 194 

4,7 

Brandenburg 

477 

304 469 

10,3 

Bremen 

6 

1 472 

3,6 

Hamburg 

12 

3 999 
(11 692)2 

5,3 

Hessen 

409 

134 461 

6,4 

Mecklenburg- Vorpommern 

136 

107 560 
(74 249)2 

4,6 

Niedersachsen 

172 

281 878 
(261 588)3 

5,9 

Nordrhein- Westfalen 

491 

180 666 

5,3 

Rheinland-Pfalz 

74 

135 831 

6,8 

Saarland 

109 

19 048 

7,4 

Sachsen 

270 

166 683 

9,1 

Sachsen-Anhalt 

193 

147 266 

7,2 

Schleswig-Holstein 

123 

75 318 
(461 643)3 

4,8 

Thüringen 

172 

134 099 

8,3 

Deutschland 

3 536 

2 402 329 
(812 754)2 

6,7 


Anmerkungen 

‘ Bezogen auf die Landfläche des jeweiligen Landes gemäß Statistischem Jahrbuch 1999. 

2 Plus Watt-, Wasser-, Bodden- und Meeresflächen. 

3 Plus Watt-, Wasser- und Meeresflächen nach Berechnungen des BfN. 

Quelle: Bundesamt fiir Naturschutz, 2003c 
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Tabelle 3-8 

Gemeldete Fläche und Nachmeldebedarf der Länder bei Buchenwald-Lebensraumtypen 

(LRT 9110, 9130, 9150) 



Bisher gemeldete Fläche 
der FFH-Buchenwald- 
Lebensraumtypen in ha 
(Stand: 12/02) 

Zielgröße der zu 
meldenden Fläche an 
Buchenwald-Lebens- 
raumtypen in hai 

Nachzumeldende Flächen 
der Buchenwald- 
Lebensraumtypen in ha 

Baden-Württemberg 

30 362 

127 680 

97 318 (76%) 

Bayern, 

kontinentale Region 

73 500 

132 000 

58 500 (44 %) 

Brandenburg 

13 152 

13 760 

608 (44 %) 

Hessen 

38 742 

171 943 

133 201 (77 %) 

Mecklenburg- Vorpommern 

10 475 

28 022 

17 547 (62 %) 

Niedersachsen, 
kontinentale Region 

23 237 

48 000 

24 763 (51 %) 

Nordrhein- Westfalen, 
gesamt 

44 390 

69 394 

24 763 (35 %) 

Rheinland-Pfalz 

13 433 

83 503 

70 070 (83 %) 

Saarland 

4 761 

10 243 

5 482 (53 %) 

Sachsen 

5 413 

8 338 

2 925 (35 %) 

Sachsen-Anhalt 

22 183 

21 824 

0 (0 %) 

Deutschland: 
kontinentale Region 

324 226 

789 632 

465 765 


* Zugrunde gelegt wird, dass 60 % der Referenzfläche von FFH-Buchenwald-Lebensraumtypen für verbreitete Lebensraumtypen gemeldet werden 
müssen, in Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt wegen der Besonderheit des Lebensraumtyps dort 80 %. 

Quelle; HARTHUN und WULF, 2003, verändert 
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Tabelle 3-9 

Übersicht über die Vogelschutzgebietsmeldungen (SPA) gemäß Artikel 4 der Vogelschutz-Richtlinie 

(Stand: 1. August 2003) 



Vogelschutzgebiete 

Bundesland 

Anzahl der Gebiete 

Fläche [ha] 

Anteil an der 
Landesfläche [%]' (circa) 

Baden-Württemberg ^ 

73 

174 149 
(5 624)3 

4,9 

Bayern 

58 

366 242 

5,2 

Berlin 

1 

25 

0,03 

Brandenburg 

12 

223 630 

7,6 

Bremen 

8 

7 120 

17,6 

Hamburg 

7 

2 209 
(12 015)3 

2,9 

Hessen 

47 

36 438 

1,7 

Mecklenburg- Vorpommern 

15 

272 032 
(157 386)3 

11,7 

Niedersaehsen 

59 

254 058 
(246 796)4 

5,3 

Nordrhein- Westfalen 

15 

89 413 

2,6 

Rheinland-Pfalz^ 

42 

96 483 

4,9 

Saarland 

14 

9 034 

3,5 

Sachsen 

10 

78 282 

4,3 

Sachsen-Anhalt 

23 

122 390 

6,0 

Schleswig-Holstein 

73 

84 258 
(635 772)4 

5,3 

Thüringen 

9 

24 231 

1,5 

Deutschland 

466 

1 840 084 
(1 057 593)3 

5,2 


Anmerkungen 

* Bezogen auf die Landfläche des jeweiligen Landes gemäß Statistischem Jahrbuch 1999. 

2 Die Rücknahme der 317 Erstmeldungen wurde von der EU-Kommission akzeptiert; nach Landesangaben entfallen 5 624 ha auf den Bodensee. 

Die Gebiete Rohrsee und Rotwildpark sind in der Übersicht nicht enthalten. 

^ Plus Watt-, Wasser-, Bodden- und Meeresflächen. 

Plus Watt-, Wasser- und Meeresflächen nach Berechnungen des BfN. 

^ Vorläufige Gebietsmeldung des Landes, da bislang keine vollständige Gebietsmeldung bei der EU-Kommission vorliegt. Sechs Gebiete liegen of- 
fiziell in Brüssel vor. 

Quelle: Bundesamt für Naturschutz, 2003c 
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141. Neben diesen quantitativen Defiziten bei der Ge- 
bietsnennung werden auch folgende Qualitätsprobleme 
beim Aufbau des Netzes NATURA 2000 in Deutschland 
kritisiert: 

- Die Bundesländer legen teilweise unterschiedliche 
Kriterien für die Ausweisung der Schutzgebiete an 
und kooperieren nicht ausreichend, sodass eine natio- 
nale Kohärenz der Flächen (z. B. entlang von Fluss- 
läufen) nicht gewährleistet ist (z. B. Landesbüro aner- 
kannter Naturschutzverbände im Land Brandenburg, 
2000, Beschwerdeverfahren vom 15. Juli 2000 
Nr. 2000/4731). 

- Im EU-weiten Vergleich fällt eine außerordentliche 
Zersplitterung der von Deutschland gemeldeten Flä- 
chen auf. Die mittlere Gesamtgebietsgröße (circa 
680 ha) setzt sich bei vielen Gebieten aus mehreren 
Teilflächen zusammen (SSYMANK et al., 2003). 

- Pläne zur Umsetzung des Schutzes der Arten von ge- 
meinschaftlichem Interesse im Anhang IV fehlen bis- 
lang. Für diese Arten müssen keine Schutzgebiete ge- 
meldet werden. Alle in Anhang IV der FFH-Richtlinie 
aufgeführten Tier- und Pflanzenarten werden durch 
den Verweis im Bundesnaturschutzgesetz besonders 
streng geschützt (§ 10 Abs. 2 Nr. 10 b), aa) und 
Nr. 1 1 b) BNatSchG). Deren Erhaltungszustand soll 
jedoch überwacht und es sollen gegebenenfalls Maß- 
nahmen ergriffen werden. 

3.2. 3.2 Ablauf des Meldeverfahrens 

142. Die Gebiete werden von den Mitgliedstaaten in 
zwei Tranchen gemeldet. In Deutschland wurde die Mel- 
dung der ersten Tranche mit sechsjähriger Verspätung im 
Jahre 2001 abgeschlossen. Auch bei der Meldung der 
zweiten Tranche hat Deutschland die vereinbarten Fristen 
nicht eingehalten. Wegen unzureichender und verspäteter 
Meldung von FFH- Vorschlagsgebieten hat die EU-Kom- 
mission im April 2003 beschlossen, ein Zwangsgeldver- 
fahren nach Artikel 228 Abs. 2 EGV gegen Deutschland 
einzuleiten (BMU, schriftlicher Bericht für die 3 1 . Amts- 
chefkonferenz (ACK) am 07. Mai 2003 in Hamburg), 
wenn Deutschland nicht umgehend seinen Verpflichtun- 
gen nachkommt. Für 44 % der betroffenen Lebensraum- 
typen und Arten in der atlantischen Region und 69 % der 
Lebensraumtypen und Arten in der kontinentalen Region 
wurden explizit Nachmeldungen von neuen Gebietsvor- 
schlägen verlangt. 

Das BMU hat im März 2003 der EU-Kommission einen 
mit den Eändem abgestimmten Zeitplan vorgelegt, in 
dem für jedes Land der zeitliche Rahmen zur Nachmel- 
dung von FFH- Vorschlagsgebieten dargelegt wird. Kern- 
punkte dieses Zeitplans sind die Vorlage von möglichen 
FFH-Vorschlagsgebieten im Entwurfsstadium, die Dis- 
kussion dieser Entwürfe mit der EU-Kommission in 
einem bilateralen Gespräch im Oktober/November 2003 
und die anschließende endgültige Entscheidung der Län- 
der über die FFH- Vorschlagsgebiete (d. h. Offentlich- 
keitsbeteiligung, Kabinettsbeschlüsse, Fertigstellung der 
endgültigen Unterlagen) sowie deren offizielle Meldung 
an die EU-Kommission. Der Zeitplan sieht für die offi- 
zielle Nachmeldung der Gebiete nach Ländern differen- 


ziert einen Zeitraum von etwa Ende 2003 bis Mitte 2004 
vor (BMU, schriftlicher Bericht für die 3 1 . Amtschefkon- 
ferenz (ACK) am 07. Mai 2003 in Hamburg). 

Die EU-Kommission hat diesen Zeitplan zur Kenntnis ge- 
nommen und Bereitschaft signalisiert, das Zwangsgeld- 
verfahren nicht weiter zu forcieren. Dieses Zugeständnis 
der EU-Kommission beinhaltet eine Verlängerung der 
von ihr festgesetzten EU-weiten Fristen. Angesichts der 
bereits eingetretenen Verzögerungen und dem Entgegen- 
kommen der EU-Kommission besteht nun eine besondere 
Dringlichkeit für die Bundesrepublik, die nunmehr ge- 
setzten Fristen einzuhalten und die Defizite der bisheri- 
gen Gebietsmeldungen vollständig zu beheben. 

3.2.4 Ursachen der Umsetzungsdefizite 

143. Die Umsetzung des europäischen Schutzgebiets- 
systems NATURA 2000 trifft in Deutschland auf beson- 
dere Schwierigkeiten, weil 

- die föderale Sfrukfur eine effizienfe Abwicklung und 
Zuordnung klarer Verantwortlichkeiten erschwert, 

- auf einem sehr großen Anteil (potenzieller) FFH-Flä- 
chen erhebliche Konflikte mit den (landwirtschaftli- 
chen) Flächennutzem auftreten 

- und die Finanzierang der Folgekosten unzureichend 
gesichert ist. 

Die unklare Zuordnung von Verantwortung zeigt sich be- 
sonders bei der strittigen Frage, ob der Bund oder aber 
(einzelne) Länder ein mögliches Zwangsgeld zu entrich- 
ten hätten. 

3.2.4.1 Föderale Struktur 

144. Zwar müssen in Deutschland die Bundesländer 
NATURA 2000 realisieren, gegenüber der EU ist jedoch 
die Bundesregiemng für eine zeit- und sachgerechte Um- 
setzung verantwortlich. Damit ist ein Konflikt zwischen 
Bund und Ländern vorprogrammiert: Die Länder sind für 
den aufwendigen Prozess der Gebietsausweisungen ver- 
antwortlich und müssen das konfliktträchtige und emo- 
tionsgeladene Thema FFH-Richtlinie vor Ort vertreten. 
Der Bund wiederum wird von der EU-Kommission für 
die unzureichende Umsetzung durch die Länder verant- 
wortlich gemacht, hat aber kaum Mittel, die Länder zu 
disziplinieren. Ein fachlicher Berater aus dem Bundesamt 
für Nafurschutz beräf die EU-Kommission bei der Bewer- 
tung der Meldungen der Bundesländer. Es erstaunt nicht, 
dass dies von den Eändem teilweise mit Misstrauen beob- 
achtet wird. 

145. Die Folgen der föderalen Sfmkturen wirken bis in 
die fachliche Begründung der Gebietsausweisungen hi- 
nein. Ein Musterbeispiel für die Schwierigkeiten bei der 
Gebietsausweisung sind die Buchenwälder (HARTHUN 
und WULF, 2003). So gehen die Länder beispielsweise 
bei der Flächenauswahl der verbreiteten Buchenwald- 
Lebensraumtypen sehr unterschiedlich vor. Wenn alle 
Länder ein einheitliches den Orientiemngswerten 
(Abschn. 3.2.2, Tz. 183) entsprechendes Vorgehensmus- 
ter benutzen würden, ergäbe dies einen Meldebedarf von 
circa 745 000 ha Buchenwald (dies entspricht 2,6 % der 
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Übersichtskarte der deutschen Meldungen von FFH-Gebieten (Stand: 2002) 


FFH-Ooblols OButechtand 


Quelle: BfN, 2003b 
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kontinentalen Fläehe Deutschlands, s. Tab. 3-8). Im Ver- 
gleich dazu beträgt die bisher gemeldeten Fläche ledig- 
lich 324 226 ha (HARTHUN und WULF, 2003) und die 
Länder haben - je nach Land unterschiedlich - zwischen 
circa 17 und 100 % der geeigneten Fläche gemeldet (vgl. 
Tab. 3-8). Zu den entstandenen Unstimmigkeiten mag 
auch beigetragen haben, dass die fiir eine einheitliche 
Ausweisung notwendige eindeutige Charakterisierung 
der Lebensraumtypen (durch FARTMANN etal., 2001) 
erst neun Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinie vorlag. 

146. Seit der Novellierung des BNatSchG wird auf Län- 
derebene verstärkt daran gearbeitet, die FFH- Vorgaben 
nach der Konzeption des Bundesrechts im Landesrecht 
umzusetzen. Insbesondere im Bereich der FFH- Verträg- 
lichkeitsprüfung (§ 34 BNatSchG: Verträglichkeit und 


Unzulässigkeit von Projekten, Ausnahmen) wurde bisher 
keine einheitliche Umsetzung der Bestimmungen der 
FFH-RL in den Ländern erreicht (s. Tab. 3-10; vgl. auch 
LfU Baden-Württemberg, 2002). In diesem Zusammen- 
hang begrüßt der Umweltrat die Initiative des 
Bundesamtes für Naturschutz, Vorschläge für eine Kon- 
vention des Vorgehens zur Festlegung von Erheblich- 
keitsschwellen zu erarbeiten (Vorhaben „Ermittlung von 
erheblichen Beeinträchtigungen im Rahmen der FFH- 
Verträglichkeitsuntersuchungen“, FKZ 80182130). Auch 
das BMVBW wird einen Leitfaden und Musterkarten zur 
Verfügung stellen (Vorhaben „Leitfaden für Bundesfem- 
straßen zum Ablauf der Verträglichkeits- und Ausnahme- 
prüfung nach §§ 34, 35 BNatSchG“). 


Tabelle 3-10 


Unterschiede der untergesetzlichen Vorgaben der Bundesländer 
zur FFH- Verträglichkeitsprüfung - Beispiele 



Baden-Württemberg 

Bayern 

Brandenburg 

Nordrhein-Westfalen 

Sachsen-Anhalt 

Thüringen 

Projekthegriff: Vorhaben ohne regelmäßige erhebliche Beeinträchtigungen 







von NATURA-2000-Gebieten 







Privilegierte Vorhaben im Außenbereich im Zusammenhang mit einer Hofstelle 

XI 

X 

X 

X 

- 

X 

Schließung einer Baulücke im Innenbereich 

X 

- 

X 

X 

- 

X 

Wohnbebauung außerhalb eines FFH-Gebietes 

- 

- 

X 

- 

- 

X 

Bauliche Anlagen außerhalb eines NATURA-2000-Gebietes mit Mindestabstand von 

- 

- 

X 

X 

- 

- 

300 m 







Genehmigungsfreie Veränderungen an bestehenden Gebäuden innerhalb von 

X2 

X 

- 

X 

X 

X 

NATURA-2000-Gebieten 







Genehmigungsfreie Vorhaben außerhalb von NATURA-2000-Gebieten 

X 

X 

- 

- 

X 

X 

Bau/ Ausbau von Rad-/Wanderwegen und Ausbau von land- und forstwirtschaftli- 

X 

X 

- 

X 

- 

X 

chen Wegen innerhalb eines NATURA-2000-Gebietes, ohne dass Lebensraumtypen 







und Arten von gemeinschaftlichem Interesse nachhaltig verändert werden 







Erstaufforstungen und Kahlschläge innerhalb eines NATURA-2000-Gebietes, ohne 

X 

- 

- 

- 

- 

X 

dass Lebensraumtypen und Arten von gemeinschaftlichem Interesse nachhaltig ver- 







ändert werden 







FFH- Verträglichkeitsprüfungspflichtige Pläne 

Landesentwicklungsplan, Regionalplan 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

Raumordnungsverfahren 

- 

- 

X 

X6 

- 

- 

Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, Ergänzungssatzungen 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

Linienbestimmungen nach 







- § 1 6 Bundesfemstraßengesetz 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

- § 13 Bundeswasserstraßengesetz 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

- § 2 Abs. 1 Verkehrswegebeschleunigungsgesetz 

- 

X 

X 

X 

X 

X 

- Bedarfsplan gemäß § 1 Bundesschienenwegeausbaugesetz 

- 

X 

- 

- 

- 

- 
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noch Tabelle 3-10 



Baden-Württemberg 

Bayern 

Brandenburg 

Nordrhein-Westfalen 

Sachsen-Anhalt 

Thüringen 

Forstliche Rahmenplanung 

- 

- 

- 

- 

X 

X 

Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung und Bewirtschaftungsplan 

X 

X 

- 

X 

X 

X 

Abwasserbeseitigungsplan 

X 

- 

- 

X 

X 

- 

Abfallwirtschaftsplan, -beseitigungsplan 

X 

X 

- 

X 

- 

X 

Luftreinhalteplan, Lärmminderungsplan 

- 

- 

- 

X 

- 

X 

Anforderungen an Answahl von Alternativen 

Wahl eines anderen Standortes 

- 

X 

X 

X 

X 

X 

Wahl einer anderen Art der Ausführung 

- 

X 

X 

X 

X 

X 

Anforderungen an Maßnahmen zur Sicherung der Kohärenz des Netzes 

NATURA 2000 

Keine Abwägung über Art und Umfang 

X 

- 

- 

X 

X 

X 

Umfang soll so weit wie möglich Beeinträchtigungen der Kohärenz ausgleichen 

- 

- 

X 

_7 

- 

- 

Zeitlich lückenlose Wiederherstellung der beeinträchtigten Funktionen im Netz 
NATURA 2000 

X 

X 

— 

— 

X 

X 

Räumliche Anforderungen: 







- Verbesserungen im Gebiet 

X 

X 

- 

X8 

X 

X 

- Flächenausdehnung 

X 

X 

- 

X9 

X 

X 

- Aufnahme eines neuen Gebietes in Netz NATURA 2000 

X 

X3 

- 

X9 

X9 

X 

Maßnahmen soweit wie möglich dem Vorhabensträger auferlegen 

X 

X4 

- 

_10 

X" 

X 

Vertrag zwischen Projektträger und Naturschutzbehörde zur Unterschutzstellung 

X 

_5 

- 

- 

X 

X 


* Sowie die zur Fortführung der extensiven Grünlandnutzung im NATURA-2000-Gebiet unverzichtbaren landwirtschaftlichen Bauten. - ^ Außer 
wenn Lebensstätten von Arten unmittelbar betroffen werden. - ^ Bei schwerer Beeinträchtigung. - Soweit sie sich aus der Kompensationsverpflich- 
tung nach der Eingriffsregelung ergeben. - ^ Stattdessen Dialogverfahren mit den Eigentümern. - ^ Im Rahmen eines Gebietsentwicklungsplan-Än- 
derungsverfahrens. - '' Vollständiger Funktionsausgleich für das europäische ökologische Netz „NATURA 2000“ erforderlich. - ^ Bei geringen 
Funktionsbeeinträchtigungen. - ^ Bei Flächenverlusten und schweren Funktionsbeeinträchtigungen. - Die Maßnahmen oder Kosten sind dem Pro- 
jektträger insgesamt aufzuerlegen. - Soweit sie zugleich Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind. 

Quellen: Gemeinsame Verwaltungsvorschrift des Ministeriums Ländlicher Raum, des Wirtschaftsministeriums und des Ministeriums für Umwelt 
und Verkehr zur Durchführung der §§ 19a bis 19f des Bundesnaturschutzgesetzes (VwV NATURA 2000), vom 16. Juni 2001, Az. 63-8850.20 FFH 
des Landes Baden-Württemberg; Schutz des Europäischen Netzes „NATURA 2000“, Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministe- 
rien des Innern, für Wirtschaft, Verkehr und Technologie, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen 
und Gesundheit sowie für Landesentwicklung und Umweltfragen, vom 4. August 2000 Nr. 62-8645.4-2000/21, AIIMBI 13 (16), S. 544-559; Ver- 
waltungsvorschrift der Landesregierung zur Anwendung der §§ 19a bis 19f Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Brandenburg, insbesondere zur 
Verträglichkeitsprüfung nach der FFH-Richtlinie, vom 24. Juni 2000, Amtsblatt für Brandenburg Nr. 28 vom 18. Juni 2000, S. 358-364; Verwal- 
tungsvorschrift zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL) und 79/409/EWG (Vogelschutz- 
RL) (VV-FFH), Rd.Erl. des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom 26. April 2000, - III B 2 - 616. 06.01. 10, Ministerial- 
blatt für das Land Nordrhein- Westfalen Nr. 35 vom 16. Juni 2000, S. 624-646; Kohärentes europäisches ökologisches Netz besonderer Schutzgebie- 
te „NATURA 2000“, Rd. Erl. des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, vom 1. August 2001 - 41.3-22002, Ministerialblatt für das Land 
Sachsen-Anhalt Nr. 48/2001 vom 19. November 2001, S. 921-930; Umsetzung der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhal- 
tung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie) in Thüringen, Hinweise zur Anwendung der §§ 19a 
bis 19f Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), Einführungserlass 35-60225-5 des Ministeriums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt vom 
4. Januar 2000, Thüringer Staatsanzeiger Nr. 20/2000, S. 1 143-1 156. 
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3.2.4.2 Konflikte zwischen Flächennutzungen 

147. Die Hauptursache für die zögerliche und unvoll- 
ständige Gebietsmeldung der Länder ist darin zu sehen, 
dass die Länder möglichst Konflikte vermeiden und auf 
die anderen Flächennutzungen Rücksicht nehmen wollen. 
Der Bund hingegen drängt auf vollständige Meldung und 
kann aber in der Umsetzung keine Verantwortung über- 
nehmen. Die Auswahl der FFH-Flächen durch die Länder 
sollte zwar im ersten Schritt nach rein naturschutzfachli- 
chen Gesichtspunkten erfolgen. Da die Länder jedoch die 
rechtlichen und finanziellen Konsequenzen einer Gebiets- 
meldung zu tragen haben, sind sie versucht, das Ausmaß 
der Meldung von Beginn an zu einer politischen Ent- 
scheidung zu machen. Dadurch traten und treten fachliche 
Gesichtspunkte bereits in dieser ersten Phase häufig in 
den Hintergrund. So wurden zunächst bevorzugt Flächen, 
die ohnehin bereits Schutzgebiete sind, oder Flächen, an 
denen ansonsten kein anderer Flächennutzer großes Inter- 
esse hat, gemeldet. Wo Vorhaben wie zum Beispiel der 
Bau einer Umgehungsstraße geplant sind, wird versucht, 
zumindest die direkt davon betroffenen Flächen aus der 
Meldung auszunehmen. Dies führt zu zerstückelten, öko- 
logische Zusammenhänge nicht berücksichtigenden Ab- 
grenzungen der gemeldeten Gebiete. 

Die landwirtschaftlichen Flächennutzer sind eine der 
Hauptakteursgruppen, die die Ausweisung von 
NATURA-2000-Gebieten auf das unbedingt notwendige 
Mindestmaß reduzieren wollen, da sie durch die Gebiets- 
festlegungen eine Beschränkung ihrer Möglichkeiten zur 
Bewirtschaftung ihrer Flächen befürchten. Dennoch wirkt 
sich nach Auffassung des Umweltrates die Strategie, 
Konfliktflächen nicht zu melden, gerade im Falle land- 
wirtschaftlich genutzter Flächen besonders negativ aus. 
Denn die betroffenen Landwirte bleiben über längere 
Zeiträume im Ungewissen und können ihre Betriebspla- 
nung nicht entsprechend anpassen. Zudem fließen Förder- 
mittel, die der Konfliktminderung dienen könnten, nicht 
vor einer offiziellen Gebietsmeldung (das gilt z. B. für 
das LIFE-Programm der EU). Dementsprechend bleiben 
die Konflikte über lange Zeit virulent. 

148. Die Zurückhaltung der Länder bei der Meldung 
von FFH-Gebieten auf Flächen, die für Vorhaben (z. B. 
Straßenbau) vorgesehen sind, beruht auch darauf, dass sie 
etwaigen FFH-Verträglichkeitsprüfüngen mit einem 
eventuell anschließenden Ausnahmeverfahren unter Be- 
teiligung der EU-Kommission aus dem Wege gehen wol- 
len. Diese Strategie ist jedoch in der Regel nicht von Er- 
folg gekrönt, da die Umweltverbände häufig als 
Korrektiv in Erscheinung treten und solche Konfliktfalle 
der EU-Kommission melden. 

In einer umgehenden Meldung der fraglichen Gebiete als 
NATURA-2000-Gebiete kann mithin auch eine Chance 
für die zügige Beilegung von Konflikten liegen. Wenn 
konkrete Schutzgebietsausweisungen und Management- 
pläne die inhaltliche und räumliche Ausgestaltung des 
Schutzgebietsnetzes klar dokumentieren, entstehen aus 
diffusen wirtschaftlich begründeten Ängsten verhandel- 
bare Interessenlagen (GELLERMANN und SCHREI- 
BER, 2003). 


149. Nach Ansicht des Umweltrates ist es kein vertret- 
bares Vorgehen, dass die Länder unter Missachtung fach- 
licher Anforderungen das Ausmaß der Meldung von 
NATURA-2000-Gebieten von Beginn an minimieren und 
möglichst konfliktarme Flächen wählen. So ist unzuläs- 
sig, bei der Gebietsmeldung die Vorschriften von An- 
hang III FFH-Richtlinie (und damit von § 33 BNatSchG) 
zu verletzen, indem andere als naturschutzfachliche Kri- 
terien berücksichtigt werden. Beispielsweise darf die 
Nähe zu geplanten Gewerbegebieten oder ein geplanter 
Straßenbau kein Grund für eine Nicht-Meldung sein. Zur 
Meldung von Gebieten nach naturschutzfachlichen Krite- 
rien und damit zur Befolgung der geltenden rechtlichen 
Vorschriften gibt es aus Sicht des Umweltrates keine Al- 
ternative. In den Vordergrund sollten die Untersuchung 
und das Management der aus den notwendigen Meldun- 
gen tatsächlich resultierenden Konsequenzen treten. 
Hierzu bedarf es Planungssicherheit, die nur durch kon- 
krete Schutzgebietsausweisungen und durch die Erstel- 
lung von Managementplänen erreicht werden kann. 

3.2.4.3 Finanzierung der Folgekosten 

1 50. Ein weiterer wichtiger Aspekt, der die ordnungsge- 
mäße Meldung von NATURA-2000-Gebieten behindert, 
sind die ungeklärten Fragen, wer die Umsetzung des 
Schutzgebietsnetzes finanziert, in welchem Umfang dies 
geschehen wird und auf wen welche Kosten zukommen 
werden. Dies führt dazu, dass die Länder relativ restriktiv 
in der Meldepraxis sind, da, wenn sich sonst kein anderer 
Finanzgeber findet, die Länder die Umsetzung finanzie- 
ren müssen. Dies ist nach Ansicht des Umweltrates auf- 
grund der europäischen Bedeutung des Netzes 
NATURA 2000 nicht akzeptabel. Im Folgenden wird ein 
Überblick über die anfallenden Kosten, bereits beste- 
hende Finanzierungsansätze und die Folgen der ungeklär- 
ten Finanzierung gegeben. 

Kostenschätzung 

1 51 . Eine effektive Umsetzung von NATURA 2000 er- 
fordert nicht nur die Ausweisung von neuen Schutzgebie- 
ten, sondern auch die Erhaltung der Lebensräume. Dies 
ist ohne eine gesicherte Finanzierung nicht möglich. Die 
Unterarbeitsgruppe „Finanzierung NATURA 2000“ des 
LANA-Ausschusses „Flächenschutz“ schätzte den Finan- 
zierungsbedarf inklusive AWZ für Deutschland in einem 
überschlägigen Verfahren für einen zehnjährigen Betrach- 
tungszeitraum (2003 bis 2012) auf 4,9 Mrd. Euro bezie- 
hungsweise jährlich circa 500 Mio. Euro (MADER, 
2003; Tab. 3-11). Dies entspricht einem Wert von circa 
126 Euro pro Hektar und Jahr (LANA, 2002). Diese 
Schätzung bezieht auch ohnehin anstehende Kosten zur 
Erhaltung bestehender Schutzgebiete innerhalb des Net- 
zes NATURA 2000 ein. Enthalten sind die Kosten für die 
Erstellung und Überarbeitung von Managementplänen, 
Strategien und Planungen, Erhaltungskosten und Einzel- 
investitionen (Wiederherstellungskosten, Entschädigun- 
gen, Erwerbskosten u. Ä.). Die jährlichen Naturschutz- 
ausgaben des Bundes und der Länder beliefen sich für das 
Jahr 1999 auf 469,7 Mio. Euro (918,7 Mio. DM) (SRU, 
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2002b, Tz. 206, nach STRATMANN, 2002); das heißt, 
die jährlichen Kosten für die Finanzierung von 
NATURA 2000 liegen in derselben Größenordnung wie 
die derzeitigen Haushaltsmittel für Naturschutz von Bund 
und Ländern. Diese Herausforderung ist insbesondere an- 
gesichts der derzeitigen Haushaltstage von Bund und 
Ländern nur mit europäischer Unterstützung zu meistern. 

152 . Auf europäischer Ebene wurde die Frage der Fi- 
nanzierung von NATURA 2000 bislang ebenfalls ver- 
nachlässigt. Erst seit November 2002 liegt ein Finanzie- 


rungskonzept gemäß Artikel 8 der FFH-Richtlinie vor 
(Arbeitsgruppe zu Art. 8 der Habitat-Richtlinie, 2002). 
NATURA-2000-Gebiete wurden sogar im Rahmen der 
Zahlungen aus der zweiten Säule Agrarpolitik durch eine 
Begrenzung der maximalen Fördersumme - auf einem im 
Vergleich zu den Agrarumweltmaßnahmen viel niedrigeren 
Niveau - benachteiligt (s. SRU, 2002b, Abschn. 5.1.3). Die 
bisherigen Widerstände gegen FFH-Gebietsausweisungen 
dürften nicht zuletzt auf diese unzulängliche Finanzlage 
zurückgehen. 


Tabelle 3-11 


Gesamtausgaben, die voraussichtlich jährlich zum Management der NATURA-2000-Gebiete 
im Zeitraum 1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2012 in Deutschland anfallen 
(Fragebogen der EU-Expertengruppe) 


Maßnahmen- 

kategorie 

Maßnahmenbeispiele 

Geschätzte jährliche Kosten in Mio. € 

Land 

Küsten- 

meer 

AWZ 

Gesamt 

Management- 
planung und 
Verwaltung 

- Erstellung und Überarbeitung von 
Managementplänen, Strategien und 
Planungen 

- Einrichtung und laufende Unterhaltung 
der Verwaltung 

- Bereitstellung von Personal, Gebäude 
und Ausrüstung 

- Konsultationen 

- Sonstiger Verwaltungsaufwand 

87,2 

6,0 

0,4 

93,6 

Laufende Manage- 
mentmaßnahmen 
und Anreize 

- Maßnahmen zur Erhaltung eines güns- 
tigen Zustands 

- Management und Verträge mit Eigen- 
tümern und Bewirtschaftern 

- Brandschutz und -bekämpfung 

- Forschung, Monitoring und Erhebun- 
gen 

- Besucherlenkung 

- Bereitstellung von Informationen und 
Werbematerial 

- Aus- und Weiterbildung 

- Biotop verbünd, Vernetzung 

269,4 

0,5 

0,6 

270,5 

Einzelinvestitionen 

- Wiederherstellung oder Verbesserung 
von Lebensräumen oder Artenvorkom- 
men 

- Entschädigung für Verzicht auf Rechte, 
Wertverlust usw. 

- Grunderwerb einschließlich Flumeu- 
ordnung 

- Infrastruktur für öffentlichen Zugang 

- Biotop verbünd, Vernetzung 

126,1 


0,1 

126,2 

Summe 


482,7 

6,5 

1,1 

490,3 


Quelle: LANA, 2002, verändert 
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Für das Gebiet der Europäischen Union (ohne Beitrittsge- 
biete) wurde ein jährlicher Finanzierungsbedarf von 
3,4 bis 5,7 Mrd. Euro bis zum Jahr 2013 ermittelt (Ar- 
beitsgruppe zu Art. 8 der FFH-RL, 2002), wobei es sich 
nach Aussage der Arbeitsgruppe um eine vorsichtige 
Schätzung handelt. Der errechnete Finanzbedarf ent- 
spricht 3 bis 6 % des Gesamtbudgets der Union. Diese fi- 
nanzielle Größenordnung kam sowohl für die Mitglied- 
staaten als auch für die EU-Kommission unerwartet. 
Einen wesentlichen Anteil dieser Kosten wird die EU in 
Form von Kofinanzierungsmitteln tragen müssen. 


Finanzierungsansätze auf EU-Ebene 

153. Die bisherigen Kofinanzierungsregelungen sind 
nach Ansicht der Arbeitsgruppe der EU nicht geeignet, 
die Umsetzung von NATURA 2000 zu bewältigen. Statt- 
dessen sind neue Regelungen vonnöten, die über die Vor- 
schriften von Artikel 8 FFH-RL hinausgehen. Dement- 
sprechend prüfte die Arbeitsgruppe der EU drei Szenarien 
für die Finanzierung: 

- Option 1 - Inanspruchnahme bestehender EU-Fonds, 
insbesondere die Mittel nach der Verordnung zur Ent- 
wicklung des ländlichen Raums im Rahmen der Ge- 
meinsamen Agrarpolitik (GAP), die Struktur- und Ko- 
häsionsfonds und das Instrument LIFE-Natur, jedoch 
mit Anpassungen, damit für den Bedarf von 
NATURA 2000 optimierte Resultate sichergestellt 
werden; 

- Option 2 - Erweiterung und Umwandlung des Instru- 
ments LIFE-Natur zum primären Bereitstellungsme- 
chanismus; 

- Option 3 - Schaffung eines neuen Finanzierungs- 
instruments eigens für NATURA 2000. 

154. Aufgrund dieser Szenarien wurden eine kurzfris- 
tige und eine langfristige Strategie entwickelt. Die kurz- 
fristige Finanzierung sollte im Rahmen der Halbzeitbe- 
wertung {Mid- Term Review) über die verschiedenen 
Fonds im Jahr 2003 beziehungsweise 2004 gesichert wer- 
den. Außerdem soll die Aufnahme der Finanzierungsver- 
pflichtung für NATURA 2000 in die Gemeinsame Agrar- 
politik vorgeschlagen werden, sowie die Verlagerung von 
Mitteln aus dem Haushalt der Säule 1 der GAP zum 
Haushalt der Säule 2 der GAP und die Erhöhung und An- 
tragsvereinfachung der für LIFE-Natur verfügbaren Mit- 
tel erfolgen. 

Die maximalen Fördersätze in NATURA-2000-Gebieten 
wurden mit Verordnung (EG) Nr. 1783/2003 vom 
21. Oktober 2003 um 10 auf 60 % beziehungsweise 85 % 
in den neuen Bundesländern angehoben. Eine Finanzie- 
rung der Erhaltung von FFH-Gebieten (beziehungsweise 
anderen Gebieten mit besonderen umweltspezifischen 
Einschränkungen) aus der Ausgleichszulage (nach 
Art. 16 VO (EG) Nr. 1257/1999) wird in den nächsten 
fünf Jahren nicht mehr auf einen Höchstbetrag von 
200 Euro/ha beschränkt. 


1 55. Für die langfristige Finanzierung soll in alle gro- 
ßen Finanzierungsinstrumente der EU eine spezielle Vor- 
sehrift aufgenommen werden, wonach aus diesen Fonds 
ein sachgerechtes Management von NATURA 2000 zu 
fördern ist. Darüber hinaus soll die RDR (Verordnung zur 
Entwicklung des ländlichen Raums) vereinfacht, erwei- 
tert und speziell als Mechanismus zur Sicherstellung des 
laufenden Managements von NATURA-2000-Gebieten 
im ländlichen Raum empfohlen werden. In ähnlicher 
Weise wäre auch das FIAF (Finanzinstrument für die 
Ausrichtung der Fischerei) an die neue Aufgabe anzupas- 
sen. Ein erweiterter „LIFE-l-“-Fonds soll in Zukunft mit 
einem vereinfachten Finanzierungsmechanismus und 
einem mehrjährigen Programmansatz arbeiten. Generell 
müssten Umwelt- und Naturschutzbelange stärker in die 
GAP integriert und Anreize beziehungsweise Subventio- 
nen aus den Marktregelungen, die zu einer ökologisch 
nicht nachhaltigen Produktion und zu einer Verarmung 
der biologischen Vielfalt führen, vermindert werden. Es 
wird erwogen, den Mitgliedstaaten eine stärkere Ausrich- 
tung der nach den GAP-Marktregelungen vorgesehenen 
Mittel und Mechanismen auf eine Förderung des Natur- 
sehutzes zu ermöglichen (Arbeitsgruppe zu Art. 8 der 
Habitat-Richtlinie, 2002). Beispielsweise könnten Flä- 
chenstilllegungszahlungen gezielt für prioritäre Natur- 
sehutzgebiete verwendet werden. 

Schließlich betont die EU-Arbeitsgruppe, dass der Um- 
fang des Mittelbedarfs für NATURA 2000 zwar erheb- 
lich, aber im Vergleich zu den Mitteln in Höhe von 
75 Mrd. Euro, die im Rahmen des aktuellen EU-Agrar- 
haushalts, der Strukturfonds- und des Kohäsionsfonds so- 
wie des Instruments LIFE-Natur für 2002 zur Verfügung 
stehen, bescheiden ist (Arbeitsgruppe zu Art. 8 der Habi- 
tat-Richtlinie, 2002). 

1 56. Angesichts des geschilderten Finanzierungsbedarfs 
weist der Umweltrat mit Nachdruck darauf hin, dass für 
die Realisierung von NATURA 2000 die Umsetzung des 
von der EU-Arbeitsgruppe erarbeiteten umfassenden Fi- 
nanzierungskonzepts unerlässlich ist. Bei der Ausgestal- 
tung der Vereinbarungen des Mid- Term Review und bei 
der zukünftigen Umstrukturierung der EU-Agrarpolitik 
(s. auch Kap. 4.1, Tz. 235, 262, 286) sollte die Förderung 
von NATURA-2000-Gebieten besonders berücksichtigt 
werden. Die Bundesregierung sollte sich für die von der 
EU-Arbeitsgruppe vorgelegte Grundkonzeption weiterhin 
einsetzen. 

Folgen der ungeklärten Finanzierung 

1 57. Es ist bereits tägliche Praxis und weiterhin abseh- 
bar, dass Finanzmittel und Personalkapazitäten in den 
Ländern zunehmend auf die Umsetzung von 
NATURA 2000 konzentriert werden. Damit droht ande- 
ren Natursehutzaufgaben eine weit gehende Vernachlässi- 
gung. Durch eine ausreichende Finanz- und Personalaus- 
stattung ist daher zu gewährleisten, dass andere Aufgaben 
des Naturschutzes neben NATURA 2000 entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben weiterhin erfüllt werden kön- 
nen. 
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158. Die bisherige Begrenzung der Ausgleiehszahlun- 
gen für umweltspezifische Einschränkungen in FFH- und 
Vogelschutzgebieten auf eine Obergrenze von 200 Euro/ 
ha (VO (EG) Nr. 1257/1999) veranlasste einige Bundes- 
länder zu der Praxis, die ordnungsrechtlichen Festsetzun- 
gen so zu wählen, dass die entstehenden Nutzungsein- 
bußen durch die vorgegebene Fördersumme abgedeckt 
werden können. Die Auflagen können dann allerdings 
den Überlebensbedingungen vieler Arten und Lebens- 
räume nicht ausreichend Rechnung tragen. Dies gilt vor 
allem für Arten und Lebensräume mit hohen Ansprüchen 
an Hydrologie, Nährstoffregime und Bewirtschaftungs- 
rhythmen wie Streuwiesen, Arten der Auen- und Pfeifen- 
graswiesen, und Insektenarten des Grünlandes. 

3.2.5 Der temporäre Schutz potenzieller 
FFH-Gebiete und faktischer 
Vogelschutzgebiete 

159. Die gegenwärtig noch immer unzureichende Mel- 
dung und Einrichtung von Vogelschutz- und FFH-Schutz- 
gebieten bedeutet keineswegs, dass ökologisch besonders 
wertvolle Gebiete in der Zwischenzeit, das heißt bis zu 
einer verbindlichen Ausweisung, ungeschützt sind. Denn 
ein Mitgliedstaat darf aus der mangelhaften Erfüllung der 
ihm nach dem europäischen Naturschutzrecht obliegen- 
den Melde- und Einrichtungspfiichten keinen Vorteil in 
dem Sinne ziehen, dass er zusätzlich auch noch das maß- 
gebliche Schutzregime nicht beachtet. Mitgliedstaatliches 
Fehlverhalten darf sich nicht zulasten besonders schutz- 
und erhaltungswürdiger Lebensräume und Arten auswir- 
ken. Mittlerweile ist dementsprechend der temporäre 
Schutz solcher Gebiete anerkannt: 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) obliegt die Auswahl der nach der Vogelschutz- 
richtlinie zu schützenden Gebiete zwar den Mitgliedstaa- 
ten. Es kann jedoch omithologisch herausragende Gebiete 
geben, in denen aufgrund der hohen Schutzwürdigkeit 
kein nennenswerter Entscheidungsspielraum für die Mit- 
gliedstaaten verbleibt, und der gemeinschaftsrechtlichen 
Inpflichtnahme nur durch die Unterschutzstellung der 
Gebiete entsprochen werden kann. Kommt ein Mitglied- 
staat dem nicht nach, unterliegen die Gebiete daher als so 
genannte faktische Vogelschutzgebiete dem strengen 
Schutzregime des Artikel 4 Abs. 4 Vogelschutzrichtlinie 
(EuGH, Rs. C-355/90 - Santona; Rs. C-374/98 - Basses 
Corbieres). Die Vorgaben der Vogelschutzrichtlinie wir- 
ken hier also innerstaatlich unmittelbar. Ausnahmen von 
dem in Artikels 4 Abs. 4 verankerten Veränderungsverbot 
kommen nur in exzeptionellen Situationen im Interesse 
der Realisierung überragend gewichtiger Gemeinwohl- 
belange, insbesondere zur Abwehr schwerwiegender 
Gefahren für das menschliche Leben und die Gesundheit, 
in Betracht (EuGH, Rs. C-57/89; s. ausführlich auch 
GELLERMANN, 2003, S. 1241; 2001, S. 122 f.). 

Auf die FFH-Richtlinie lassen sich diese zur unmittelba- 
ren Geltung der Vogelschutzrichtlinie bei faktischen Vo- 
gelschutzgebieten entwickelten Grundsätze nicht unein- 
geschränkt übertragen. Das dort vorgesehene mehrstufige 


Auswahlverfahren ermöglicht es den Mitgliedstaaten 
nämlich, gegebenenfalls sogar den Schutz herausragends- 
ter Gebiete zu verhindern. Gleichwohl sind auch so ge- 
nannte „potenzielle FFH-Gebiete“ geschützt, und zwar 
nach folgenden Maßgaben: Für FFH-Gebiete, die priori- 
täre Arten oder Lebensraumtypen aufweisen und die in 
die nationalen Vorschlagslisten (Phase 1) aufgenommen 
worden sind, gilt ohne weiteres das Schutzregime des 
Art. 6 Abs. 2-4 FFH-RL. Denn der Mitgliedstaat hat 
durch die Meldung zum Ausdruck gebracht, mit dem 
Schutz dieser Gebiete einverstanden zu sein. Außerdem 
müssen prioritäre Meldegebiete im weiteren Auswahl- 
verfahren in die Gemeinschaftsliste übernommen werden 
(GELLERMANN, 2003, S. 1241, 2001, S. 163; 

HALAMA, 2001, S. 509; ERBGUTH, 2000, S. 79). Da- 
rüber hinaus sind sonstige besonders wertvolle poten- 
zielle, jedoch noch nicht gemeldete FFH-Gebiete jedenfalls 
dann geschützt, wenn ihre Aufnahme in die Gemein- 
schaftsliste ernsthaft in Betracht zu ziehen ist oder sich 
aus Gründen ihrer ökologischen Qualitäten nachgerade 
aufdrängt (BVerwGE 107, S. 1 ff.). Ein Schutz solcher 
Gebiete folgt hier aus der gemeinschaftsrechtlichen Treue- 
pflicht des Artikel 10 EG. Danach haben die Mitglied- 
staaten alle Maßnahmen zu unterlassen, welche die Ver- 
wirklichung der Ziele des Vertrages gefährden können. 
Die gemeinschaftliche Vorwirkung verhindert, dass die 
Gebiete so nachhaltig beeinträchtigt werden, dass sie für 
eine Meldung überhaupt nicht mehr in Betracht kommen 
(BVerwG, Urteil vom 27. Oktober 2000 - 4 A 18.99; 
MAAß und SCHÜTTE, 2002, S. 328 f.; HALAMA, 
2001, S. 509). Um die praktische Wirksamkeit der FFH- 
Richtlinie nicht zu beeinträchtigen, sollten dabei bereits 
solche Einwirkungen ausgeschlossen sein, die zu einer 
wesentlichen Minderung der Qualität zwar nur einzelner, 
dafür aber wertbestimmender Gebietsfaktoren führen 
können (s. auch GELLERMANN, 2003, S. 1242, 2001, 
S. 126 f). 

3.2.6 Zahlungsverantwortung 
bei Zwangsgeldern 

160. Auf Antrag der EU-Kommission kann der EuGH 
nach Artikel 228 Abs. 2 EG gegen einen Mitgliedstaat ein 
Zwangsgeld verhängen, wenn der Mitgliedstaat ein Urteil 
des Gerichtshofs nicht befolgt. Wegen unzureichender 
Umsetzung sowohl der Vogelschutzrichtlinie als auch der 
FFH-Richtlinie drohte bereits wiederholt ein solches Ver- 
fahren nach Artikel 228 Abs. 2 EG gegen die Bundes- 
republik Deutschland (s. auch BÖHM, 2000, S. 383). Zu- 
letzt hatte die EU-Kommission nach der Verurteilung 
Deutschlands 2001 wegen unzureichender Gebietsmel- 
dungen nach der FFH-Richtlinie (EuGH, Rs. C-71/99) er- 
wogen, ein Sanktionsverfahren zur Verhängung eines 
Zwangsgeldes gegen die Bundesrepublik Deutschland an- 
zustrengen. Nachdem sich Bund und Länder mit der EG 
im April 2003 auf einen FFH-Nachmeldezeitplan verstän- 
digt hatten, konnten Zwangsgeldzahlungen allerdings zu- 
nächst ein weiteres Mal abgewendet werden. 

1 61 . Zwar sind die Länder als Teil der EG ebenso wie 
der Bund zur Um- und Durchsetzung von Gemeinschafts- 
recht verpflichtet (EuGH, Rs. 71/6, Rs. 14/83; KAHL, 
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2002). Der mit dem Maastricht- Vertrag eingeführte Sank- 
tionsmechanismus des Artikels 228 Abs. 2 EG greift je- 
doch nur im Verhältnis zwischen der Gemeinschaft und 
den Mitgliedstaaten. So haftet allein der Bund als Mit- 
gliedstaat gegenüber der Gemeinschaft. Föderale Struktu- 
ren eines Mitgliedstaates werden vom EuGH nicht 
berücksichtigt. Innerstaatliche Um- und Durchsetzungs- 
schwierigkeiten sind ausschließlich Sache des einzelnen 
Mitgliedstaates. Ein gegen die Bundesrepublik Deutsch- 
land verhängtes Zwangsgeld wäre folglich vom Bund zu 
zahlen, unabhängig davon, dass es sich etwa im Falle der 
FFH-Gebietsmeldungen um einen Kompetenzbereich der 
Länder handelt. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob der Bund 
gegen ihn verhängte Zwangsgelder an die säumigen Län- 
der „weitergeben“ und auf diese Weise zugleich die Län- 
der zu einer zügigen europarechtskonformen Implemen- 
tation insbesondere auch des EG-Naturschutzrechtes 
veranlassen kann. Das Ziel einer besseren Befolgung von 
Urteilen des EuGH wird sich in jedem Fall nur dann errei- 
chen lassen, wenn die Verantwortlichen von den Wirkun- 
gen des Druckmittels überhaupt tangiert werden. Das be- 
deutet für die Situation im Naturschutzbereich in der 
Konsequenz aber gerade einen Regress des Bundes bei 
den Ländern. 

162 . Eine explizite Ermächtigungsgrundlage für einen 
solchen Regressanspruch des Bundes sieht das Grund- 
gesetz nicht vor. Aus der verfassungsrechtlichen Gesamt- 
schau lässt sich allerdings ein allgemeines Veran- 
lassungsprinzip ableiten. Hinter einer Reihe von 
Verfassungsbestimmungen steht der Gedanke, dass derje- 
nige, der eine Maßnahme veranlasst, auch die hierfür er- 
forderlichen Kosten aufzubringen hat. So haben insbe- 
sondere gemäß Artikel 104a Abs. 1 GG Bund und Länder 
grundsätzlich gesondert die Ausgaben zu tragen, die sich 
aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben (BÖHM, 
2000, S. 386 f ; TRAPP, 1997). Als Grundlage für die He- 
ranziehung zu einer Kostenerstattung im Rahmen ge- 
meinschaftlicher Zwangsgeldverfahren wird gleichwohl 
ein solches allgemeines Veranlassungsprinzip kaum aus- 
reichen können (BVerwGE 18, 221, 224; BÖHM, 2000, 
S. 387). 

163 . In Betracht kommt allerdings - wenn auch nur für 
den Fall, dass ein Bundesland eine bereits in nationales 
Recht transformierte Richtlinie nicht vollzieht - ein 
Rückgriff auf Artikel 104a Abs. 5 GG. Danach haften 
Bund und Länder im Verhältnis zueinander für eine ord- 
nungsgemäße Verwaltung nationaler Rechtsvorschriften 
(BVerwGE 104, S. 29, 32; 116, 234, 241). Die Pflicht aus 
der FFH-Richtlinie zur Gebietsauswahl und -meldung 
wird durch das Bundesnaturschutzgesetz, also durch Bun- 
desrahmenrecht, umgesetzt. Damit ist europäisches Na- 
turschutzrecht in nationales Recht transformiert und Bun- 
desbinnenrecht geschaffen worden. Kommen die Länder 
der derart normierten Meldepflicht nach, handelt es sich 
mithin um den Vollzug von Bundesrecht und um die Ver- 
waltung einer vom Bund vorgegebenen Aufgabe. Zu- 
gleich folgt daraus umgekehrt, dass die Nichtmeldung 


von FFH-Gebieten durch die Länder eine Nicht- bezie- 
hungsweise Schlechterfüllung einer durch Bundesgesetz 
- nämlich das Bundesnaturschutzgesetz - konkretisierten 
Verpflichtung und in der Konsequenz eine „nicht ord- 
nungsgemäße Verwaltung“ im Sinne des Artikels 104a 
Abs. 5 GG darstellt. 

Problematisch ist indes die weitere Voraussetzung des 
Artikel 104a Abs. 5 GG, ob in einem Zwangsgeld, das 
vom EuGH gegenüber dem Bund verhängt worden ist, 
ein Schaden aus einer nicht ordnungsgemäßen Verwal- 
tung zu sehen ist. Der Verfassungsgesetzgeber ging näm- 
lich von anderen Konstellationen aus, das heißt insbeson- 
dere von Schäden, die durch eine Verletzung von Dienst- 
oder Amtspflichten an Körper und Eigentum entstehen 
(z. B. FISAHN, 2002, S. 245 f ; SIEKMANN, 2003). Der 
Wortlaut des Artikels 104a Abs. 5 GG steht jedoch einer 
weiter gehenden Interpretation nicht entgegen. Zudem 
sollte die Auslegung des Grundgesetzes nicht statisch er- 
folgen, sondern den Entwicklungen der europäischen In- 
tegration Rechnung tragen (s. auch REHBINDER und 
WAHL, 2002, S. 24). 

Selbstverständlich wäre es rechtspolitisch wünschens- 
wert, dass es erst gar nicht zu den hier beschriebenen Um- 
und Durchsetzungsdefiziten und in der Folge zu Zwangs- 
geldandrohungen käme, weshalb der Umweltrat gerade 
auch eine Änderung der Verteilung der Gesetzgebungs- 
und Verwaltungskompetenzen für erforderlich erachtet. 
Er schlägt in diesem Zusammenhang eine konkurrierende 
Gesetzgebungszuständigkeit für den Bereich des Natur- 
schutzes sowie eine zumindest teilweise Bundesauftrags- 
verwaltung als geeignete Mittel vor (Tz. 224). Solange es 
aber hieran ebenso fehlt wie an einer etwa von BÖHM 
(2000, S. 387) angeregten, aber bislang nicht weiter ver- 
folgten Ergänzung des Artikels 23 GG um einen aus- 
drücklichen Bund-Länder-Regress bei Zwangsgeldzah- 
lungen für Pflichtverletzungen gegenüber der EG, hält es 
der Umweltrat für eine zulässige und den gewandelten 
staatsrechtlichen Verständnissen entsprechende Interpre- 
tation, durch den EuGH verhängte Zwangsgelder als haf- 
tungsbegründenden Tatbestand im Sinne des Arti- 
kels 104a Abs. 5 GG zu verstehen (s. auch FIS AHN, 
2002, S. 245 f.). Mit dieser Norm stünde folglich immer- 
hin eine Haftungsgrundlage bei einem nicht ordnungsge- 
mäßen Vollzug von Gemeinschaftsrecht durch die Länder 
zur Verfügung. 

Um aber darüber hinaus auch den Fall der nicht ord- 
nungsgemäßen Umsetzung von Gemeinschaftsrecht 
durch Landesrecht erfassen zu können, erscheint es dem 
Umweltrat insgesamt sachgerecht und geboten, eine ein- 
heitliche und umfassende Haftungsnorm beispielsweise 
durch Ergänzung des Artikels 23 GG zu schaffen, mit 
welcher dem Bund bei Zwangsgeldfestsetzungen durch 
den EuGH eine Grundlage für etwaige Kostenerstattungs- 
ansprüche gegen die Länder sowohl bei fehlender oder 
unzureichender Transformation in der Landesgesetzge- 
bung als auch bei mangelhaftem Vollzug von umgesetz- 
tem Gemeinschaftsrecht in den Ländern an die Hand ge- 
geben wird. 
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3.2.7 Management von NATURA-2000- 
Gebieten 

164. Erst in Ansätzen beschäftigen sich die Bundeslän- 
der derzeit mit dem Management der NATURA-2000- 
Gebiete einschließlich der Gebietsbetreuung. Probleme 
ergeben sich bereits im Ansatz bei der Festlegung ausrei- 
chend konkreter Erhaltungs- und Entwicklungsziele für 
die einzelnen Gebiete, da die Datenlage über FFH-Arten 
und -Lebensräume noch immer unzulänglich ist. ln der 
Folge wirkt sich das nicht nur auf die Aufstellung von 
Maßnahmeplänen aus, sondern führt auch dazu, dass 
Grundlagen für die Formulierung der Schutzverordnun- 
gen oder für die Durchführung von FFH- Verträglichkeits- 
prüfungen fehlen. Für das Gebietsmanagement sind 
Managementpläne eine geeignete fachliche Grundlage 
(vgl. z. B. KEHREIN, 2002, S. 7; RÜCKRIEM und 
ROSCHER, 1999, S. 43). Derzeit gibt es noch keine 
Orientierungshilfen dazu, wie diese Pläne hinsichtlich In- 
halt und Detaillierungsgrad aussehen sollten. Bundesweit 
und möglichst auch europaweit sollten deshalb baldmög- 
lichst Orientierungshilfen zur Verfügung gestellt werden. 
Erste Vorarbeiten der LANA liegen hierzu vor 
(WENZEL, 2002, S. 200). 

165. Weder die Vogelschutz- noch die FFH-Richtlinie 
treffen eine konkrete Aussage darüber, in welcher Weise 
die Unterschutzstellung der Gebiete zu erfolgen hat. Für 
Vogelschutzgebiete existiert insoweit allerdings eine ge- 
festigte Rechtsprechung des Europäischen Gerichtsho- 
fes: Bereits im Santona-Urteil stellte der Gerichtshof 
(Rs. C-355/90) fest, dass die Mitgliedstaaten für einen 
„juristischen Schutzstatus“ Sorge zu tragen haben. Im 
Seine-Urteil (Rs. C- 166/97) konkretisierte er dies dahin 
gehend, dass die Mitgliedstaaten aus Gründen des Arti- 
kel 4 Abs. 1, 2 Vogelschutzrichtlinie verpflichtet sind, „ein 
besonderes Schutzgebiet mit einem rechtlichen Schutzsta- 
tus auszustatten, der geeignet ist, unter anderem das Über- 
leben und die Vermehrung der in Anhang I der Richtlinie 
aufgeführten Vogelarten sowie die Vermehrung, die Mau- 
ser und die Überwinterung der nicht in Anhang I aufge- 
führten, regelmäßig auflretenden Zugvogelarten sicherzu- 
stellen“. Schließlich führte der Europäische Gerichtshof im 
Poitou-Urteil (Rs. C-96/98) explizit aus, dass weder ein- 
schlägige Regelungen des französischen Wasserrechts 
noch Agrarumweltmaßnahmen in Gestalt vertraglicher 
Vereinbarungen mit betroffenen Landwirten als ausrei- 
chender Aufwand zur Erfüllung der Pflichten aus der Vo- 
gelschutzrichtlinie gelten können. Ein Vertragsschluss sei 
eine freiwillige Maßnahme imd könne daher nicht als wirk- 
same Ergänzung der Schutzregelungen für die eingerichte- 
ten besonderen Schutzgebiete in Betracht kommen. 

Die Mitgliedstaaten müssen demnach den fraglichen Ge- 
bieten einen verbindlichen und durchsetzbaren Schutzsta- 
tus zuweisen. Vertragliche Vereinbarungen oder lediglich 
verwaltungsintem wirkende Regelungen sind hierzu nicht 
ausreichend (GELLERMANN, 2003, S. 1231, 2001, 
S. 61 ff; BERNER, 2000, S. 167 ff). Die Schutzerklä- 
rung muss sich zudem am Ziel der Erhaltung der im je- 
weiligen Gebiet zu schützenden Vogelarten orientieren 
und durch ihre Schutzregelungen hinreichende Gewähr 


für seine Erreichbarkeit bieten (GELLERMANN, 2003, 
S. 1231). Im Hinblick auf die Schutzerfordemisse der je- 
weiligen Arten dürfen keine relevanten Schutzlücken vor- 
handen sein (EuGH, Rs. C-374/98 - Basses Corbieres). 
Sind diese Vorgaben gewahrt, steht den Mitgliedstaaten 
die Festlegung der jeweils angemessenen Schutzkategorie 
frei. 

Die vorstehenden Überlegungen beanspruchen in gleicher 
Weise für die Unterschutzstellung von FFH-Gebieten 
Geltung. Um die größtmögliche Wirksamkeit - den effet 
utile — der FFH-Richtlinie gewährleisten zu können, kann 
hier in der Sache nichts anderes gelten als für Vogel- 
schutzgebiete. Das heißt auch für FFH-Gebiete ist ein 
förmlicher und verbindlicher Schutzstatus mit entspre- 
chender Ausgestaltung der Schutzerklärung vorzusehen 
(GELLERMANN, 2001, S. 63 f; RENGELING und 
GELLERMANN, 1996, S. 12 ff). 

1 66. Einige Bundesländer haben bereits mit der Umset- 
zung der sich aus der Festlegung der NATURA-2000-Ge- 
biete ergebenden Verpflichtungen begonnen. So werden 
zum Beispiel in Nordrhein- Westfalen und Brandenburg 
Schutzgebietsverordnungen neu erlassen oder beste- 
hende Verordnungen an die neuen Anforderungen ange- 
passt. Dabei war bedauerlicherweise die Tendenz zu beo- 
bachten, dass die Bundesländer in den Verordnungen ein 
niedriges Schutzniveau festlegen. Ursache hierfür war 
vermutlich die Tatsache, dass über Agrarumweltmaßnah- 
men nach Artikel 22 VO (EG) Nr. 1257/1999 nur solche 
Umweltleistungen gefördert werden können, die nicht 
aufgrund von rechtlichen Anforderungen wie z. B. im 
Rahmen der guten fachlichen Praxis ohnehin von den Flä- 
chennutzem zu erbringen sind. Die Länder haben sich be- 
müht, die Schutzauflagen in der Verordnung auf einem 
niedrigen Niveau zu halten, um eine aufgesattelte Förde- 
rung aus Agrammweltmaßnahmen nicht zu behindern. In 
Gebieten mit umweltspezifischen Einschränkungen wie 
zum Beispiel NATURA-2000-Schutzgebieten können 
Einschränkungen, die über die gute fachliche Praxis hi- 
nausgehen, zwar im Rahmen einer Ausgleichszahlung 
nach Artikel 16 VO (EG) Nr. 1257/1999 kompensiert 
werden. Bis zum Jahr 2003 war eine solche Ausgleichs- 
zahlung jedoch auf maximal 200 Euro pro Hektar be- 
schränkt und hatte daher nur eine sehr untergeordnete Be- 
deutung. Diese Deckelung der Ausgleichszahlung von 
200 Euro wurde auf maximal 500 Euro angehoben, je- 
doch eingegrenzt auf hinreichend begründete Fälle und 
zunächst nur für fünf Jahre (vgl. VO (EG) Nr. 1783/ 
2003). 

Der Umweltrat empfiehlt vor diesem Hintergrand Bund 
und Ländern schnellstmöglich auf eine europäische Klä- 
rang der Finanzierungsprobleme hinzuwirken. Dabei 
sollte vor allem auf eine dauerhafte substanzielle Anhe- 
bung der maximalen Ausgleichszahlung in NATURA- 
2000-Gebieten abgezielt werden. 

167. Beim Management der NATURA-2000-Gebiete 
zeichnet sich ein weiteres Problem mit der Vielzahl der 
zuständigen Stellen/Behörden für das Management der 
Gebiete ab. So gibt es bereits heute NATURA-2000-Ge- 
biete, die einen von der Gemeinde ausgewiesenen 
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geschützten Landschaftsbestandteil oder ein Landsehafts- 
schutzgebiet, für das die untere Natursehutzbehörde zu- 
ständig ist, ein Naturschutzgebiet mit Betreuung durch 
die obere Naturschutzbehörde, ein Wasserschutzgebiet 
der Wasserwirtschaftsverwaltung und Flächen ohne jegli- 
chen Schutzstatus umfassen (vgl. z. B. WILKE, 2003). 
Darüber hinaus werden landwirtsehaftliche Flächen im 
Gebiet dureh Agrarumweltmaßnahmen gefordert, für die 
die Landwirtschaftsverwaltung zuständig ist. Eine solche 
Kompetenzzersplitterung gefährdet das Ziel, das Gebiet 
zusammenhängend entsprechend den ökologisehen Erfor- 
dernissen zu entwickeln und bindet Personal- und Finanz- 
ressourcen des Naturschutzes dureh vielfältige Abstim- 
mungserfordemisse. Der Umweltrat empfiehlt daher den 
Ländern dringend, auf eine Bündelung der Zuständigkei- 
ten in einer Hand hinzuwirken. 

3.2.8 Berichtspflichten 

168. Die FFH-Richtlinie verpfliehtet zur Durehführung 
eines allgemeinen Monitorings des Erhaltungszustandes 
der Arten und Lebensraumtypen von gemeinschaftliehem 
Interesse (Art. 11). Zu den Anforderungen im Rahmen 
der Berichtspflichten (Art. 17) gehört unter anderem die 
Berichterstattung über die wesentlichen Ergebnisse dieses 
Monitorings. Die Zuständigkeit für die Datenerhebungen 
liegt bei den Ländern. Damit die Daten zu dem nationalen 
Bericht zusammengefügt werden können und eine sinn- 
volle Auswertung möglich ist, müssen die Daten ver- 
gleichbar sein und eine ähnliche Struktur aufweisen. Da- 
her ist eine Abstimmung zwischen den Bundesländern 
bezüglich der Vorgehensweise beim Monitoring sowie bei 
der Erfassung und Bewertung des Erhaltungszustandes 
der Arten der Anhänge der FFH-Richtlinie und der Le- 
bensraumtypen erforderlich (BfN, 2003a). In von der 
Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz (LANA) ini- 
tiierten Bund-Länder-Arbeitskreisen werden hierzu 
Empfehlungen erarbeitet. Als Grundlage für die Empfeh- 
lungen dienen die von der LANA- Vollversammlung am 
20./2L September 2001 besehlossenen „Mindestanforde- 
rungen für die Erfassung und Bewertung von Lebensräu- 
men und Arten sowie die Überwaehung“. Faehliche 
Grundlagen zur Umsetzung der Berichtspflichten liegen 
inzwischen vor (F ARTMANN et al., 2001; SALM, 2000; 
BROWN und POWELL, 1997) und werden vom BfN 
überarbeitet. Für die Entwicklung von entsprechenden 
Bewertungssehemata für die Säugetierarten der Anhän- 
ge II, IV und V wurde ein Bund-Länder- Arbeitskreis ein- 
gerichtet (DIETZ et al., 2003). 

Die Methoden- Vorschläge umfassen die drei Bereiche der 
Erst-Erfassung, des Monitorings und des Managements. 
Sie geben auch Hinweise für den jeweils benötigten Zeit- 
aufwand, aus dem sich die Kosten für die Berichtspflieh- 
ten errechnen lassen. Die Kostenberechnungen sind 
bereits in die Bereehnung der erwarteten Gesamtaus- 
gaben zum Management für NATURA 2000 eingeflossen 
(s. Tab. 3-11). 

Im Bereich der biologisehen Vielfalt ist die Datenlage in 
Deutsehland uneinheitlich und lückenhaft (s. aueh SRU, 
2002b, Tz. 361-371, 2000, Tz. 437 ff). Der Umweltrat 


hält deshalb eine vereinheitlichte und in der Form ver- 
bindliche Vorlage für eine Berichterstattung insbesondere 
vor dem Hintergrund der fehlenden Umsetzung des 
§ 12 BNatSchG „Umweltbeobaehtung“ für unbedingt er- 
forderlich (s. Abschn. 3.3.1). 

3.2.9 Zusammenfassung und Empfehlungen 

169. Die Umsetzung des Schutzgebietssystems 
NATURA 2000 trifft in Deutsehland nach wie vor auf 
große Sehwierigkeiten, die sich insbesondere in einer zö- 
gerlichen Meldepraxis der Länder niederschlagen. Dies 
gipfelte im Jahre 2003 darin, dass durch die EU beschlos- 
sen wurde, erneut ein Zwangsgeldverfahren gegen 
Deutschland einzuleiten, wenn Deutsehland nicht umge- 
hend seinen Verpflichtungen naehkommt. Aueh hinsicht- 
lich der auf die Meldung der Gebiete folgenden Schritte, 
wie der Formulierung und Umsetzung von Management- 
zielen für die einzelnen Gebiete sowie die Erfüllung der 
nationalen Berichtspfliehten, zeichnen sich bereits erheb- 
liche Umsetzungsprobleme ab. Eine Ursache der Umset- 
zungsdefizite und Verzögerungen ist darin zu suchen, 
dass zusätzlieh zu den bestehenden Natursehutzaufgaben 
der Länder umfangreiche finanzielle und personelle An- 
strengungen erforderlieh sind und bisher ungeklärt ist, 
wie und von wem die hierzu erforderlichen Mittel aufge- 
bracht werden sollen. Zudem ist die derzeitige Konstella- 
tion der Zuständigkeiten im Zusammenhang mit dem 
Aufbau des Netzes NATURA 2000 in zweierlei Hinsicht 
uneffektiv. Erstens wird die Festlegung der NATURA- 
2000-Gebiete und die Berichterstattung durch die derzei- 
tige Kompetenzverteilung zwischen EU, Bund und Län- 
dern behindert. Zweitens erschweren auf mehrere Träger 
wie Kommunen sowie untere und obere Natursehutzbe- 
hörden verteilte Zuständigkeiten (z. T. für Teilflächen in 
einem FFH-Gebiet) das Management der NATURA- 
2000-Gebiete. Im Hinblick auf die erforderliche Bericht- 
erstattung über den Zustand der NATURA-2000-Gebiete 
versuchen sieh die Bundesländer in Bezug auf die zu er- 
fassenden Daten immerhin in grundlegenden Fragen ab- 
zustimmen, doch auch hier sind noch Defizite festzustel- 
len. 

Der Umweltrat konstatiert angesichts dieser Situation 
einen dringenden Handlungsbedarf auch auf der Bundes- 
ebene. 

Oberstes, kurzfristiges Ziel in der Naturschutzpolitik 
sollte es sein, das Zwangsgeldverfahren durch Erfüllung 
der Gebietsmeldepflichten abzuwenden. Denn sollten tat- 
sächlich Strafgelder verhängt werden, würden erhebliche 
Summen auf die öffentlichen Haushalte zukommen - un- 
abhängig davon, ob letztendlich der Bund oder die Län- 
der zahlen müssen. Dies könnte mit erheblichen Proble- 
men für den Naturschutz verbunden sein, da diese 
Zwangsgelder - unter Ausblendung der Schuldfrage - po- 
lemisch gegen den Naturschutz eingesetzt werden könn- 
ten. 

Zur weiteren Umsetzung des Schutzgebietssystems 
NATURA 2000 empfiehlt der Umweltrat der Bundes- 
ebene: 
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- eine verstärkt moderierende Rolle in der LANA einzu- 
nehmen, um ein gemeinsames Vorgehen der Länder 
bei der Umsetzung von NATURA 2000 zu unterstüt- 
zen, 

- die weiteren Anforderungen von NATURA 2000 (Ma- 
nagementpläne, Monitoring, Berichtspflichten) mit 
den Ländern abzustimmen, Gebietsausweisungen 
schnellstmöglich mit Managementplänen zu konkreti- 
sieren und das Monitoring der NATURA-2000-Ge- 
biete als Grundlage für die in § 12 BNatSchG gefor- 
derte Umweltbeobachtung zu nutzen, 

- zur bundeseinheitlichen, rechtskonformen Anwen- 
dung der FFH- Verträglichkeitsprüfung zumindest auf 
Bundesebene - am besten auf europäischer Ebene - 
klare Kriterien festzulegen (SRU, 2002b, Tz. 409), 

- die notwendige Finanzierung sicherzustellen, 

- eine einheitliche und umfassende Haftungsnorm bei- 
spielsweise durch Ergänzung des Artikels 23 GG zu 
schaffen, mit welcher dem Bund bei Zwangsgeldfest- 
setzungen durch den EuGH eine Grundlage für etwa- 
ige Kostenerstattungsansprüche gegen die Länder an 
die Hand gegeben wird, 

- die grundsätzlichen Ursachen des Problems anzuge- 
hen, das heißt Schritte einzuleiten, um die Kompeten- 
zen des Bundes durch eine konkurrierende Gesetzge- 
bung zu erweitern. 

Die Finanzierung des europäischen Netzes 
NATURA 2000 kann nicht ein alleiniges nationales Pro- 
blem sein, sondern muss auch und entscheidend auf euro- 
päischer Ebene gelöst werden. Eine Förderung im Rah- 
men der VO (EG) Nr. 1257/1999 (Förderung des 
ländlichen Raumes) ist bereits derzeit möglich. Sie ist je- 
doch mit großen Schwierigkeiten behaftet. Auch wenn im 
Jahr 2003 die maximale Fördersumme für Ausgleichszah- 
lungen nach Artikel 16 VO (EG) Nr. 1257/1999 für hin- 
reichend begründete Fälle für maximal fünf Jahre von 
200 Euro auf 500 Euro angehoben wurde (vgl. 
VO [EG] Nr. 1783/2003), reicht dies doch nicht aus. Die 
nationalen Kofinanzierungsraten für Ausgleichszahlun- 
gen und Agrarumweltprogramme sind zu hoch. Zwar 
werden sich durch die Agrarreform von 2003 in Zukunft 
gegenläufige Anreize durch Agrarsubventionen etwas 
vermindern (s. Kap. 4.1, Tz. 271), die Forderung nach 
einer weit gehenden Förderung der NATURA-2000- 
Gebiete durch die EU mit sehr geringer nationaler Ko- 
finanzierung wurde jedoch nicht in ausreichendem Maße 
erfüllt. Die Bundesregierung sollte sich auf EU-Ebene für 
eine permanente Aufhebung der Deckelung der Zahlun- 
gen in NATURA-2000-Gebieten und eine Reduzierung 
der Kofinanzierungspfiicht der Länder einsetzen. Zwi- 
schenzeitlich ist auch eine Übernahme der Kofinanzie- 
rung durch den Bund zu erwägen. Ob diese Kofinanzie- 
rung im Rahmen einer Gemeinschaftsaufgabe oder nur im 
Rahmen der Förderung gesamtstaatlich repräsentativer 
Gebiete erfolgen kann, ist auch verfassungsrechtlich zu 
prüfen. 


Darüber hinaus bietet es sich vor dem Hintergrund der in 
Tz. 150 genannten Probleme an, neben der Nutzung der 
speziell für FFH- und EU-Vogelschutzgebiete konzipier- 
ten Maßnahmen (VO (EG) Nr. 1257/1999 Kap. Ve.) die 
bestehenden Agrarumweltprogramme auch breiter als 
bisher in FFH-Gebieten anzuwenden. Für einige Schutz- 
ziele geeignet, aber bisher wenig ausgeschöpft, ist die 
langfristige ökologische Flächenstilllegung (10 bis 20 
Jahre). Diese Maßnahme ist in Deutschland mit nur rund 
3 000 ha bisher kaum relevant. Durch intensivere Bera- 
tung und entsprechenden finanziellen Ausgleich könnte 
dieser Anteil im Netz NATURA 2000 gesteigert werden 
(Deutsche Wildtier Stiftung, 2003). Generell sollte die 
Fachberatung für Bewirtschafter in NATURA-2000-Ge- 
bieten deutlich verbessert und ebenfalls in die Förderung 
eingeschlossen werden. 

Auf der Ebene der Länder empfiehlt der Umweltrat 

- auch konfiiktträchtige Gebiete zügig zu melden, um 
die Voraussetzung für die Förderung als Gebiet mit 
umweltspezifischen Einschränkungen (VO [EG] 
Nr. 1257/1999 Art. 16 Kap. Ve.) und die Förderung 
aus dem LIFE-Programm zu erfüllen, Ungewissheiten 
zu beenden und verhandelbare Situationen zu schaf- 
fen, 

- das Schutzgebietssystems der EU (NATURA 2000) 
und das nationale Schutzgebietssystem, insbesondere 
des geplanten Biotopverbundes, miteinander abzuglei- 
chen (s. auch SRU, 2002a, Tz. 695-700), 

- die NATURA-2000-Gebiete durch Ausweisung als 
Schutzgebiet im Sinne des BNatSchG zu sichern, 

- das Management der NATURA-2000-Gebiete effi- 
zient zu gestalten, indem die Zuständigkeit für diese 
Gebiete möglichst bei einer Behörde pro Gebiet ge- 
bündelt wird, 

- die Synergien mit der Umsetzung der EG- Wasserrah- 
menrichtlinie zu nutzen, 

- den Zustand des Verbundsystems im Zusammenhang 
zu beurteilen. Dies ist die Voraussetzung für die Ablei- 
tung von Handlungsbedarf und Maßnahmenprioritä- 
ten. 

Bund und Länder sollten die Realisierung von 
NATURA 2000 mit einer breiten Öffentlichkeitsarbeit 
flankieren. 

170 . Das Schutzgebietssystem NATURA 2000 inklu- 
sive seines Monitoring sollte nach einer angemessenen 
Zeit (etwa zehn Jahren) daraufhin geprüft werden, ob das 
System für die ausgewiesenen Lebensraumtypen und Ar- 
ten tatsächlich angemessen oder noch relevant ist und ge- 
gebenenfalls modifiziert werden sollte. Auch die in 
Artikel 1 FFH-RL geforderte Wiederherstellung eines 
günstigen Erhaltungszustandes erfordert dies. Ein effekti- 
ves Schutzgebietssystem darf nicht statisch ausgerichtet 
bleiben, sondern muss auf Veränderungen (z. B. eine 
mögliche Klimaveränderung, s. z. B. HOSSEL et ah, 
2003) reagieren können. Die Erfahrungen der Eingriffsre- 
gelung und ersten FFH- Verträglichkeitsprüfungen zeigen. 
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dass der darin stets formal vollzogene Ausgleich beein- 
trächtigter Netzfunktionen faktisch nicht ausreichend 
wirksam wird. Deshalb müssen langfristig grundsätzliche 
Korrekturen der Gebietsauswahl, gegebenenfalls für je- 
weils bestimmte Arten oder Lebensräume möglich sein. 
Das ist bislang nicht erkennbar. 

In § 3 BNatSchG wird die Schaffung eines Biotopver- 
bundsystems auf mindestens 1 0 % der Landesfläche der 
Bundesländer gefordert. Dies bietet die Chance, gefähr- 
dete Biotoptypen und Arten von nationaler Bedeutung, 
die nicht durch die FFH-Richtlinie abgedeckt sind, beson- 
ders zu berücksichtigen und gleichzeitig den Anforderun- 
gen des Artikels 10 der FFH-Richtlinie zur Förderung 
verbindender Landschaftselemente für NATURA 2000 
Rechnung zu tragen (JEDICKE und MARSHALL, 2003). 
Der Umweltrat wiederholt daher in diesem Zusammen- 
hang seine Forderung nach einem Bundeslandschafts- 
konzept, das eine konsolidierte Darstellung aller bundes- 
weit und international bedeutsamen Naturschutzziele 
nebst Handlungsstrategien zu ihrer Umsetzung enthält 
(s. auch SRU, 1996, Tz. 262, 1988, Tz. 472, 2002b, 
Tz. 273-274). 

3.3 Umweltbeobachtung 

171. Mit der Novellierung des BNatSchG wurde die 
Umweltbeobachtung als Aufgabe von Bund und Ländern 
neu in das Bundesnaturschutzrecht eingeführt (§12 
BNatSchG). Die Notwendigkeit einer bundesweit abge- 
stimmten Umweltbeobachtung ist offensichtlich (s. be- 
reits SRU, 1991, 1998, Tz. 233, 2000, Tz. 437-441, 
2002a, Tz. 716, 2002b, Tz. 361-371). In einigen Teilbe- 
reichen der Umweltpolitik (z. B. Immissionsschutz oder 
Trinkwasserschutz) ist die Datenlage zwar inzwischen 
recht gut. In anderen aber liegen die Basisdaten in lücken- 
hafter oder sehr heterogener Form vor. Grundsätzlich ver- 
nachlässigt wurde bisher die Beobachtung langfristiger, 
kumulativer, indirekter und zum Teil auch chronischer 
Wirkungen. Vor diesem Hintergrund wird die Umweltbe- 
obachtung zunehmend wichtiger als eine integrierende 
Datenauswertung, welche die Datenbestände der teils auf 
Bundesebene, teils auf Landesebene geführten sektoralen 
beziehungsweise medienbezogenen Mess- und Beobach- 
tungsprogramme integriert. Diese Programme sollten ein- 
heitliche Erhebungskriterien verwenden, um eine solche 
Auswertung zu ermöglichen. Dies ist derzeit nicht der 
Fall. Zuverlässig und systematisch erhobene, vergleich- 
bare Daten sind aber wichtig für umweltpolitische Ent- 
scheidungen und für eine nachhaltige, umweltverträgliche 
Entwicklung. Nur auf der Basis der Erfassung und Be- 
wertung des Zustands der Umwelt ist es möglich 

- frühzeitig Risiken zu erkennen und zu bewerten (Früh- 
wamfunktion), 

- die Bedeutung eines Umweltproblems angemessen 
einzuschätzen sowie 

- den Erfolg umweltpolitischer Zielsetzungen und Maß- 
nahmen zu kontrollieren, um sie in der Zukunft zu ef- 
fektivieren (Kontrollfunktion). 


Daher sollte die Vorgabe des § 12 BNatSchG zum Anlass 
genommen werden, die Zersplitterung der Umweltbeob- 
achtungsprogramme von Bund und Ländern zugunsten 
einer harmonisierten bundeseinheitlichen Lösung aufzu- 
heben. Der Umweltrat geht davon aus, dass unter dem 
Begriff „Umweltbeobachtung“ (des § 12 BNatSchG) ein 
umfassendes Monitoring zu verstehen ist, das auch ein 
Monitoring der medialen Umweltgesetze einschließt 
(s. auch SRU, 2002b, Tz. 2). 

Umweltbeobachtung besteht aus einer engen Verzahnung 
der Arbeitsfelder Beobachtung, Auswertung, Festsetzung 
von Bewertungsmaßstäben, Bewertung und Integration 
von Einzelinformationen (Umweltbundesamt, 2002; s. 
Abb. 3-5). Der Umweltrat hat sich zu den Mindestanfor- 
derungen für eine adäquate Datensammlung bereits ge- 
äußert (s. SRU, 2002b, Tz. 364 ff). Darüber hinaus erfor- 
dert die Umweltbeobachtung ein Konzept zur 
übergeordneten Qualitätssicherung und zum Qualitäts- 
management sowie zur Kommunikation der Ergebnisse. 

3.3.1 Internationale Verpflichtungen 

172. In Artikel 7 („Bestimmung und Überwachung“) 
des Übereinkommens über die Biologische Vielfalt 
(s. Kap. 3.1) verpflichten sich die Vertragsparteien zum 
Zweck der In-Situ-Erhaltung (Art. 8), der Ex-Situ-Erhal- 
tung (Art. 9) und der nachhaltigen Nutzung der Bestand- 
teile der biologischen Vielfalt (Art. 10) die wesentlichen 
Elemente der biologischen Vielfalt und die Vorgänge und 
Tätigkeiten mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
auf die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt zu 
überwachen. Das 6. Umweltaktionsprogramm der EU 
fordert daher in Artikel 8 (2) zum Thema biologische 
Vielfalt „. . . auch ein Programm zur Sammlung von Daten 
und Informationen“. Diese Verpflichtung wurde bislang 
von Deutschland nicht umgesetzt anders als in anderen 
europäischen Ländern wie zum Beispiel dem Vereinigten 
Königreich (DEFRA, 2002, 2003a). Auch in der Schweiz 
als nicht EU-Land existieren entsprechende Programme 
für ein Biodiversitäts-Monitoring bereits seit längerem. 

Das Schweizer Programm wird im Jahre 2006 seine volle 
Leistungsfähigkeit erreichen {Hintermann & Weber 
AGetaL, 1999). 

Auch die Umsetzung der FFH-RL der EU erfordert für 
Arten und Lebensräume in NATURA-2000-Gebieten ein 
Monitoring (Art. 11 FFH-RL), das ohne ein bundes- 
einheitliches Vorgehen kaum zu sinnvollen Ergebnissen 
führen wird (s. Abschn. 3.2.8). Eine weitere Verpflich- 
tung durch das EU-Recht ergibt sich aus der Wasser- 
rahmenrichtlinie. Das in diesem Zusammenhang an- 
stehende Monitoring muss ebenfalls mit einem 
länderübergreifend abgestimmten Vorgehen verbunden 
werden (s. Abschn. 5.1.3, Tz. 423-424). Gleiches gilt 
für: 

- die im Rahmen der europäischen Richtlinie zur Strate- 
gischen Umweltprüfung notwendige Überprüfung und 
Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen, die 
sich aus der Umsetzung von Plänen und Programmen 
ergeben. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 151 - 


Drucksache 1 5/3600 


Abbildung 3-5 


Ablaufschema Umweltbeobachtung 



W-*-- 


Quelle: Umweltbundesamt, 2002, S. 6 


- den von der EU gewünschten Wirksamkeitsnachweis 
für Agrarumweltmaßnahmen, 

- das Monitoring und die Überwachung des Anbaus 
gentechnisch veränderter Pflanzen. 

Letzteres geschieht auf der Grundlage des bei Redak- 
tionsschluss noch in der Novellierung befindlichen 
GenTG (§25, Stand: 16. Januar 04). Es liegt zwar ein 
Monitoringkonzept für gentechnisch veränderte Pflanzen 
mit Bezug zum Schutzziel Umwelt vor, jedoch fehlt die 
praktische Realisierung des Monitorings und ein Konzept 
für seine Einbindung in die bereits vorhandenen Pro- 
gramme (s. Abschn. 10.3.5). 

3.3.2 Umsetzung von § 12 BNatSchG 
zur Umweltbeobachtung in 
den Landesgesetzen 

173. Verantwortlich für die Umsetzung des § 12 zur 
Umweltbeobachtung im novellierten Bundesnaturschutz- 
gesetz sind im Wesentlichen die Länder (s. Kap. 3.4). Auf 
Bundesebene bestehen in dieser Hinsicht nur wenige 
Möglichkeiten und Zuständigkeiten. Sie liegen in erster 
Linie im Bereich der Dokumentation national bedeutsa- 
mer Entwicklungen sowie der fachlichen Unterstützung 
der Länder bei der Ausgestaltung bundesrechtlicher oder 
internationaler Vorgaben. 

174. Durch die in § 12 BNatSchG rechtlich verankerte 
Umweltbeobachtung soll der Zustand des Naturhaushalts 
und seine Veränderungen, die Folgen solcher Veränderun- 


gen, die Einwirkungen auf den Naturhaushalt und die 
Wirkungen von Umweltschutzmaßnahmen auf den Zu- 
stand des Naturhaushalts ermittelt, ausgewertet und be- 
wertet werden. Der Bund und die Länder sollen sich da- 
bei ergänzen. Einige Länder wie zum Beispiel Sachsen- 
Anhalt scheinen jedoch bei der Überarbeitung ihrer Lan- 
desgesetze von einer gesetzlichen Verankerung im 
Landesrecht weit gehend absehen zu wollen. Schleswig- 
Holstein als das einzige Land, das bereits eine Rechtsan- 
passung vorgenommen hat, hat nur die Zuständigkeiten 
für die Umweltbeobachtung geregelt (vgl. § 3 und 
§ 45a LNatSchG). ln Brandenburg ist dies ebenfalls ge- 
plant. So soll dort zukünftig das Landesumweltamt die 
Umweltbeobachtung entsprechend den bundesrechtlichen 
Vorgaben durchführen und die Abstimmung mit dem 
Bund und den anderen Ländern vornehmen. Zudem sol- 
len die bei anderen Landesbehörden vorliegenden Daten 
auf Anforderung dem Landesumweltamt zur Verfügung 
gestellt werden. Auf die im ersten Referentenentwurf des 
Gesetzes vom Frühjahr 2003 angedachte Regelung, alle 
vier Jahre die Ergebnisse in einem Bericht der Öffentlich- 
keit zugänglich zu machen, soll nun bedauerlicherweise 
verzichtet werden. Einen eigenen Weg schlägt das Saar- 
land ein, das alle öffentlichen Stellen im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten zur Umweltbeobachtung verpflichtet. 
Die Ergebnisse der Umweltbeobachtung sollen dann im 
Rahmen der Fortschreibung des Landschaftsprogramms 
dokumentiert werden. Parallel dazu wird der ehrenamt- 
lich arbeitende Landesbeirat für Landschaft verpflichtet, 
jeweils ein Jahr nach Zusammentreten des Landtages 
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einen Bericht zur Lage der Natur abzugeben. Der Um- 
weltrat sieht bei dieser Lösung die Gefahr, dass die Auf- 
teilung der Zuständigkeiten auf verschiedene Stellen eine 
einheitliche inhaltliche Ausrichtung behindert, (vgl. 
hierzu Begründung zum saarländischen Gesetzentwurf). 
Versuche, eine bundesweit abgestimmte Umweltbeobach- 
tung - wie im Bundesnaturschutzgesetz verankert - auf- 
zubauen, könnten dadurch weiter erschwert werden. 

3.3.3 Umweltbeobachtungsprogramme 
in Deutschland 

175. Die derzeit in einzelnen Themenbereichen existie- 
renden teils gemeinsam von Bund und Ländern, teils in 
alleiniger Verantwortung von Bund oder Ländern durch- 
geführten Umweltbeobachtungsprogramme sind zahl- 


reich. Tabelle 3-12 nennt nur die im Geschäftsbereich 
des BMU angesiedelten umweltorientierten Programme 
ohne den Naturschutzbereich (vgl. hierzu SRU, 2002b, 
Tab. 5-10). Deren Mehrzahl dient gleichzeitig internatio- 
nalen Berichtspflichten und steht auch in Datenbanken 
zur Verfügung. Im Geschäftsbereich anderer Bundesres- 
sorts liegen weitere 38 Beobachtungsprogramme mit 
Umweltbezug (Übersicht in v. KLITZING et al., 1998; 
V. KLITZING, 2002). Diese Programme sind in den Um- 
weltdatenkatalog (UDK) des Bundes übernommen wor- 
den. Darüber hinaus hat der Bund 1999 begonnen, eine 
Bestandsaufnahme der Länderprogramme durchzuführen. 
Mehr als 50 Programme von sechs Ländern sind erfasst 
worden und teilweise in den UDK der Länder dokumen- 
tiert. 


Tabelle 3-12 

Umweltorientierte Beobachtungsprogramme im Geschäftsbereich des BMU in Deutschland 


Federführung 


Länder 

Bodendauerbeobachtungsprogramme der Länder 

Grundwassermonitoring (LAWA-Messnetz) 

Oberflächenwassermonitoring (LAWA-Messnetz) 

Trinkwassermonitoring 

Luftmessnetze der Bundesländer 

Forstliches Monitoring 

Epidemiologisches Krebsregister der Bundesländer 

Länder mit Bundesbeteiligung 

Moos-Monitoring 

Bund/Länder-Messprogramm für die Meeresumwelt (BLMP) 

Integriertes Mess- und Informationssystem zur Überwachung der Umwelt- 
radioaktivität (IMIS) 

Arzneimittelmonitoring 

Ökologische Dauerbeobachtung von gentechnisch veränderten Organismen 
(GVO) nach Marktzulassung (Konzept) 

Bund 

Bodendauerbeobachtungsprogramm im Hintergrundbereich 

Luftmessnetz des Umweltbundesamtes 

Umweltprobenbank des Bundes (UPB) 

Umwelt- Survey 

Deutscher Beitrag zu internationa- 
len Beobachtungsprogrammen 

Integrated Monitoring Programme - (IMP) 

Erfassung der Schäden an Materialien 

EU-Land Cover (CORINE-Programm) 


Quelle: Umweltbundesamt, 2002, S. 222 ff., verändert 
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176. Im Laufe der letzten zehn Jahre wurden verschie- 
dene Konzepte für eine nationale Umweltbeobachtung 
durch das BfN und das UBA erarbeitet. Dabei richteten 
sich die Ziele des Bundesamtes für Naturschutz überwie- 
gend auf den Biotop- und Artenschutz mit dem Anspruch, 
langfristige Veränderungen in einer für Deutschland aus- 
sagekräftigen Weise zu dokumentieren (z. B. HERBERT, 
2003), und die Ziele des UBA auf das problemorientierte 
Erfassen des Ausmaßes und der Verteilung von Stoffein- 
trägen. Beide Aspekte sind für einen umfassenden Um- 
weltschutz und daher auch für eine integrierende Um- 
weltbeobachtung notwendig. Außerdem arbeitet das 
Umweltbundesamt an dem ressortübergreifenden „Akti- 
onsprogramm Umwelt und Gesundheit“ (APUG), einem 
Konzept zur gesundheitsbezogenen Umweltbeobach- 
tung, mit dem Ziel, die gesundheitlichen Folgen der Um- 
welteinwirkungen frühzeitig zu erkennen und die bislang 
häufig noch sektoral betrachteten Aspekte von Gesund- 
heits- und Umweltschutz zusammenzuführen. 

Trotz dieser zahlreichen Aktivitäten bestehen erhebliche 
Unzulänglichkeiten hinsichtlich der Koordination und der 
Datenverfügbarkeit zu bestimmten Teilthemen. Eine 
Sichtung der verfügbaren Naturschutzdaten auf Bundes- 
ebene (SRU, 2002b, Tab. 5-10) zeigte, dass Übersichts- 
daten zwar existieren, diese jedoch nicht ausreichen, um 
die Aufgaben einer nationalen Umweltbeobachtung (z. B. 
aussagekräftige Dokumentation der Ziele der Nachhaltig- 
keitsstrategie, Erfüllung internationaler Berichtspfiichten) 
wahmehmen zu können. Auch jüngste Ergänzungen wie 
ein bundesweites Bestandsmonitoring von Fledermäusen 
(BIEDERMANN et ab, 2003) ändern nicht substanziell 
etwas an dieser Einschätzung. 

177. Trotz der intensiven Vorarbeiten der beiden Fach- 
behörden liegt auf nationaler Ebene noch immer kein 
praktisch umsetzbares Konzept vor, das es der Bundesre- 
gierung erlaubt, national die Ergebnisse einer integrieren- 
den Umweltbeobachtung für Fragen politischer Analysen 
zu nutzen. Ein Vergleich der Ergebnisse der Beobach- 
tungsprogramme der Länder untereinander ist in den 
meisten Fällen aufgrund der nicht harmonisierten Unter- 
suchungsmethoden nicht möglich. Ebenfalls wurde die 
Chance einer Verschlankung bei der Erstellung der not- 
wendigen internationalen Umweltberichterstattung (s. für 
den Naturschutz: HERBERT, 2003) bislang kaum ge- 
nutzt. 

Eine zwingende Vorraussetzung für die Umsetzung des 
§12 BNatSchG liegt in einer Koordination der Umwelt- 
beobachtungsprogramme auf Bundesebene und zwischen 
den Ländern, zum Beispiel für die Biotopkartierung der 
Länder. Dies betrifft sowohl die Methoden der Datenerhe- 
bung als auch das Untersuchungsdesign. Entsprechende 
Koordinationsversuche (z. B. eine gemeinsame Biotop- 
typenliste) wurden bisher nicht breit umgesetzt. Seit De- 
zember 1998 werden Konzepte zur Umweltbeobachtung 
intensiver zwischen Bund und Ländern diskutiert (u. a. 
BMU, 2000: „Umweltbeobachtung - Stand und Entwick- 
lungsmöglichkeiten“, Vorlage zur 25. Amtschefkonferenz 
am 23./24. März 2000 in Berlin; LANA, 2003: „Ökolo- 
gische Umweltbeobachtung des Bundes und der Länder“, 


Vorlage zur 60. Umweltministerkonferenz am 15./ 
16. Mai 2003 in Hamburg). Bislang sind jedoch keine Er- 
folge bei der Einigung auf ein gemeinsames Konzept, 
eine Angleichung der Erfassungskategorien oder eine In- 
tensivierung des Datenaustausches zu verzeichnen. 

Ursachen liegen einerseits in den unterschiedlichen kon- 
zeptioneller Auffassungen der zuständigen Bundes- und 
Länderbehörden, in der Befürchtung nach einer Änderung 
von Methoden und Untersuchungsdesign, die vorherigen 
langen Datenreihen „zu verlieren“, aber auch in Kapazi- 
tätsproblemen. Andererseits führt der Zwang zu Einspa- 
rungen dazu, dass langjährige Programme der Länder ab- 
gebrochen werden müssen. Eine Koordination der 
Umweltbeobachtungsprogramme bietet hier die Chance, 
langfristig national vergleichbare und auswertbare Daten 
zu sichern und gleichzeitig Mittel einzusparen. Sie ist al- 
lerdings nicht ohne eine zumindest vorübergehende In- 
vestition in eine entsprechende Personalunterfütterung zu 
erreichen. 

3.3.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

178. Die bundesrechtliche Vorgabe einer Umweltbeob- 
achtung sowie die Vielzahl neuer Monitoringerforder- 
nisse insbesondere aufgrund von EU-Vorschriften sollte 
von Bund und Ländern als Anlass zur Harmonisierung 
und Weiterentwicklung der verschiedenen Konzepte der 
Umweltbeobachtung unter Koordination des BMU ge- 
nommen werden. Die Arbeiten von BfN und UBA in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern sollten daher zügig wie- 
der aufgenommen werden. Dies wird jedoch nicht ohne 
entsprechende Stellenausstattung auf Bundes- und Län- 
derebene geschehen können. Im Rahmen einer effektiven 
Koordination und Kooperation ist jedoch mit Synergie- 
und Kosteneinsparungseffekten zu rechnen. Schwer- 
punkte der Umweltbeobachtung in einem solchen koordi- 
nierten Netzwerk von Programmen sollten folgende vier 
Themen bilden: Naturschutz und Biodiversität, Gentech- 
nik, Chemikaliensicherheit, Gesundheit und Umwelt. 

179. Nach Ansicht des Umweltrates sollte der Bundes- 
ebene eine sehr viel stärkere Rolle und zwar nach Mög- 
lichkeit durch konkurrierende Gesetzgebung zukommen. 
In Zusammenarbeit mit den Ländern, aber mit letztendli- 
cher Entscheidungskompetenz auf der Bundesebene, soll- 
ten Vorgaben zur Harmonisierung der Länderprogramme 
entstehen. Auf dieser Grundlage kann der Bund dann eine 
stärker vereinheitlichende Rolle einnehmen. Letztendlich 
ist eine Setzung von Maßstäben im Rahmen der Umwelt- 
beobachtung auch im europäischen Kontext notwendig 
sowie im Hinblick auf europäische und internationale Be- 
richtspflichten. Zur Umsetzung der anstehenden Ver- 
pflichtungen in der derzeitigen Kompetenzverteilung 
empfiehlt der Umweltrat, die zuständigen Fachbehörden 
des Bundes und der Länder zur Erarbeitung eines gemein- 
samen integrierenden Konzeptes zur Umweltbeobachtung 
aufzufordem. Dieses sollte auf den bereits vorhandenen 
zahlreichen Monitoringprogrammen aufbauen, den Wis- 
senspool der Länder unter Federführung des BMU zusam- 
menführen und eine Arbeitsgruppe für die Konkretisie- 
rung einer Umweltbeobachtung gemäß § 12 BNatSchG 
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einrichten. Aufgabe der Arbeitsgruppe wäre es, Schnitt- 
stellen zwischen den vorhandenen Programmen zu defi- 
nieren und Methoden, Untersuchungsdesign, Datenhal- 
tung und -auswertung zu koordinieren beziehungsweise 
neu vorzugeben. 

Harmonisierungsbedarf besteht aber auch auf der Bun- 
desebene selbst zwischen Beobachtungsprogrammen un- 
terschiedlicher Ressorts und Einrichtungen. Der Umwelt- 
rat hält ebenfalls eine Prüfung der Möglichkeit einer 
Einbeziehung der Beobachtungsprogramme anderer Res- 
sorts insbesondere im Geschäftsbereich des BMVEL un- 
ter dem Gesichtspunkt der Kosteneinsparung für notwen- 
dig. Auch im Rahmen der Novellierung des 
Bundesstatistikgesetzes könnten sich Synergien ergeben. 

3.4 Umsetzung des Bundesnaturschutz- 
gesetzes in den Ländern 

180. Im Februar 2002 wurde das Bundesnaturschutzge- 
setz umfassend novelliert. Mit dieser Novelle wurde das 
Naturschutzrecht in wichtigen Bestandteilen aufgewertet. 
Hervorzuheben sind die Einführung eines Biotopverbun- 
des, die Definition von Grundsätzen der guten fachlichen 
Praxis in der Landwirtschaft, die Einführung der Umwelt- 
beobachtung und die Weiterentwicklung der Landschafts- 
planung. Ferner verdienen die Erweiterung des Geltungs- 
bereichs der Eingriffsregelung, die Aufnahme des 
Entwicklungsprinzips bei der Ausweisung von Schutz- 
gebieten, die Überarbeitung der Liste der gesetzlich ge- 
schützten Biotope, die erstmalige Regelung des Meeres- 
umweltschutzes in der Ausschließlichen Wirtschaftszone 
sowie die Einführung der Verbandsklage auf Bundes- 
ebene der besonderen Erwähnung (vgl. SRU, 2002a, 
Tz. 687). Einige Änderungen bei der Eingriffsregelung 
(vgl. SRU, 2002a, Tz. 688) und der eingeschränkte Gel- 
tungsbereich des Verbandsklagerechts stellen dagegen 
Schwachpunkte der Novelle dar (vgl. SRU, 2002a). Die 
erfolgreiche Verabschiedung der Novelle wurde mit dem 
weit gehenden Verzicht auf die unmittelbare Wirkung der 
Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes und der va- 
gen, konkretisierungsbedürftigen Fassung vieler Regelun- 
gen erkauft, um eine Zustimmungspflicht des Bundes- 
rates zu umgehen. Dadurch kommt den Ländern ein 
großer Spielraum für die Umsetzung zu, deren Vollzug 
weit gehend ungesteuert verläuft. Diese wichtige, gestal- 
tende Rolle der Länder könnte durchaus die Schwierig- 
keiten verschärfen, die durch die föderale Organisation 
des Naturschutzes in einigen Handlungsbereichen - etwa 
bei der Umsetzung europäischer Regelungen - ohnehin 
auftreten (s. SRU, 2002b, Tz. 298 ff.). Umso wichtiger ist 
nach Auffassung des Umweltrates, dass die Länder die 
Vorgaben des neuen Gesetzes so weit wie möglich voll- 
ständig, einheitlich und entsprechend der Intention des 
Gesetzgebers umsetzen. Eine weitere inhaltliche Zersplit- 
terung des Naturschutzrechtes sollte dringend vermieden 
und die Anforderungen internationaler und europarecht- 
licher Vorgaben sinngerecht konkretisiert und umgesetzt 
werden. 


181. Gemäß § 71 BNatSchG sind die Länder aufgefor- 
dert, ihre Naturschutzgesetze an die Neuerungen des Bun- 
desnaturschutzgesetzes für die Regelungen zur Umset- 
zung der FFH-Richtlinie bis zum 8. März 2004 und für 
den weit überwiegenden Teil der neuen Regelungen bis 
zum 4. April 2005 anzupassen. 

182. Im Folgenden wird zunächst der Stand der Umset- 
zung in den Ländern dargestellt und bewertet. Regelungs- 
bereiche, in denen ein besonderer Koordinierungs- oder 
Konkretisierungsbedarf besteht - wie der Biotopverbund, 
die Grundsätze der guten fachlichen Praxis in der Land- 
wirtschaft, die Eingriffsregelung, die Landschaftspla- 
nung, und die Verbandsklage - werden anschließend in- 
tensiver behandelt. Die Umweltbeobachtung wurde 
bereits in Kapitel 3.3 thematisiert. Auf die Umsetzung der 
Regelungen zum Meeresumweltschutz wurde bereits in 
der Stellungnahme des Umweltrates zur Windenenergie- 
nutzung auf See (SRU, 2003) und im Sondergutachten 
zum Meeresumweltschutz (SRU, 2004) eingegangen. 

183. Während in den meisten Ländern die gesetzliche 
Anpassung an die FFH-Regelungen bereits vollzogen 
oder zumindest begonnen wurde, haben nur wenige Bun- 
desländer die Anpassung des Landesrechts an die übrigen 
Regelungen des Bundesrechts bereits bis zur Entwurfs- 
reife vorangetrieben (wie Brandenburg, das Saarland und 
Sachsen-Anhalt) beziehungsweise die Novellierung des 
Landesrechts abgeschlossen (wie allein Schleswig Hol- 
stein, Stand: 20. November 2003, vgl. Abb. 3-6). In Hes- 
sen wurde parallel zur Novellierung des Bundesnatur- 
schutzgesetzes das Landesnaturschutzgesetz überarbeitet 
und bereits am 1 . Oktober 2002 verabschiedet. Teilweise 
wurden dabei schon Inhalte des Bundesnaturschutzgeset- 
zes berücksichtigt. Eine explizite Anpassung ist noch 
nicht abgeschlossen. 

1 84. Insgesamt sind die Bundesländer in ihren Aktivitä- 
ten zur Anpassung des Landesrechts an das Bundesnatur- 
schutzgesetz noch nicht sehr weit fortgeschritten. Aus den 
wenigen bisher vorliegenden Entwürfen ist zu erkennen, 
dass zwar einige durch das Bundesrecht gesetzte Impulse 
aufgegriffen werden, die zu Verbesserungen für Natur 
und Landschaft führen werden. Gleichzeitig werden in 
den Entwürfen jedoch auch Ansätze zur Absenkung der 
Anforderungen an die Berücksichtigung von Natur- 
schutzbelangen sichtbar, die nicht nur das bisherige, über 
das Bundesrecht hinausgehende Landesrecht auf die An- 
forderungen des Bundesrechts zurücknehmen, sondern 
teilweise auch unter den Anforderungen des Bundesna- 
turschutzgesetzes bleiben. Das jetzige hessische Natur- 
schutzgesetz scheint zum Beispiel nicht von dem Willen 
getragen, den Naturschutz zu stärken. Unter den Schlag- 
worten „Selbstverantwortung des Bürgers“ und „Akzep- 
tanz“ wurden im Vergleich zum vorigen Gesetz die Be- 
fugnisse der Naturschutzbehörden erheblich beschnitten. 
Ähnliches ist im Saarland unter den Stichworten „Dere- 
gulierung und Bürokratievereinfachung“ geplant (vgl. 
Vorblatt zum Gesetzentwurf SNG). In Sachsen-Anhalt 
soll die bisherige weit gehende Regelung der Verbands- 
klage, die bei allen Naturschutzbelangen betreffenden 
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Verwaltungsakten möglich war, zukünftig nur noch in den 
im Bundesnaturschutzgesetz vorgesehenen Fällen und 
nur aufgrund der unmittelbaren Wirkungen dieses Para- 
graphen des Bundesrechts zulässig sein, im Landesrecht 
wird sie zukünftig gar nicht mehr aufgeführt. Auf weiter 
gehende landesrechtliche Regelungen, zum Beispiel die 
Zulassung der Verbandsklage bei Planfeststellungen und 
-genehmigungen nach Landesrecht, soll verzichtet wer- 
den. Ferner ist in Sachsen-Anhalt geplant, den Biotopver- 
bund - unterhalb der Anforderungen des Bundesrechts - 
nicht auf mindestens 10 %, sondern nur auf einem „ange- 
messenen Anteil“ der Landesfläche einzuführen, ln Bran- 
denburg wird die Regelung aufgegeben, dass mit den Na- 
turschutzbeiräten im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
bei Eingriffen Einvernehmen herzustellen ist. 


Nur Schleswig-Holstein nutzte bisher die Novellierung 
der Landesnaturschutzgesetze dafür, die bundesrechtli- 
chen Vorgaben im Sinne einer Stärkung der Naturschutz- 
belange weiter gehend zu konkretisieren. Stattdessen 
zeichnet sich die Tendenz ab, mit der Novellierung der 
Landesnaturschutzgesetze das Anspruchsniveau, mit dem 
Naturschutzbelange in der Verwaltungspraxis umgesetzt 
werden sollen, zurückzunehmen. 

Eine Beurteilung des bisherigen Verlaufs der Umsetzung 
in den Ländern fällt daher keineswegs befriedigend aus, 
sondern gibt vielmehr Anlass zur Besorgnis. Der Umwelt- 
rat rät der Bundesregierung nachdrücklich, das den Län- 
dern verfassungsrechtlich aufgegebene Gebot bundes- 
freundlichen Verhaltens einzufordem (vgl. Art. 37 GG). 


Abbildung 3-6 


Stand der Novellierung der Landesnaturschutzgesetze in den Bundesländern 


Bayern: 

erster Entwurf Anfang 2004 geplant 

Baden-Württemberg: 

Gesetzentwurf frühestens im Jahr 2004 nach der Sommerpause 

Berlin: 

Referentenentwurf wird derzeit erarbeitet, Gesetzentwurf Mitte 2004, Umset- 
zung bis zur gesetzlichen Frist 

Brandenburg: 

Gesetzentwurf vom 1 1 . November 2003 

Bremen: 

Gesetzentwurf im Laufe des Jahres 2004, gesetzliche Frist soll eingehalten 
werden, inhaltliche Orientierung an Umsetzung in Niedersachsen 

Hamburg: 

Referentenentwurf liegt vor, Gesetzentwurf frühestens Anfang 2004 

Hessen: 

letzte Änderung seit 1 8. Juni 2002 in Kraft mit Umsetzung der FFH-Richtlinie, 
der Vogelschutz-Richtlinie, der UVP-Richtlinie und der Zoo-Richtlinie sowie 
des Biotopverbundes, Umsetzung BNatSchG mit Komplettüberarbeitung wird 
derzeit erarbeitet, Entwurf frühestens Anfang 2004 

Mecklenburg- Vorpommern: 

erster Arbeitsentwurf im Herbst 2003, im Jahr 2004 Umsetzung 

Niedersachsen: 

erster Entwurf Anfang 2004 geplant, Umsetzung wahrscheinlich Ende des 
Jahres 2004 

Nordrhein- Westfalen: 

Referentenentwurf in Erarbeitung, Entwurf im Laufe des Jahres 2004 

Rheinland-Pfalz : 

in zwei Schritten: NATURA 2000 und FFH-Richtlinie sowie Zoo-Richtlinie 
bis Ende 2003, Hauptnovelle im Jahr 2004, Entwurf frühestens im 

Frühsommer 2004 

Saarland: 

Entwurf der Landesregierung für Gesamtnovelle vom 19. November 2003 

Sachsen: 

FFH-Richtlinie ist bereits erfolgt, Zoo-Richtlinie ist in Arbeit, Gesamtnovelle 
erst nach Landtagswahl im September 2004 

Sachsen-Anhalt: 

Entwurf vom 04. Juni 2003 

Schleswig-Holstein: 

Gesamtnovelle ist bereits im Mai 2003 erfolgt 

Thüringen: 

Entwurf und Verbändeanhörung erst nach Landtagswahl im Juni 2004, 
Verabschiedung 2004 geplant 

Quelle: SRU/UG 2004/Abb. 3-6 (Stand: 21. November 2003), aktualisiert 
nach Schreiben der LANA-Geschäftsstelle vom 17. Januar 2003 
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185. Wichtigstes Koordinierungsgremium zur Verein- 
heitlichung der Umsetzung des Rahmenrechts in den Lan- 
desgesetzen ist die Länderarbeitsgemeinschaft Natur- 
schutz (LANA). Sie hat ihre Rolle zumindest in 
Teilbereichen wahrgenommen und einen Beitrag zur Ab- 
stimmung der Länderaktivitäten im Vorfeld der Landes- 
gesetzgebung geleistet. So liegen seit März 2003 Emp- 
fehlungen zur Umsetzung des Bundesnaturschutzes im 
Landesrecht für folgende Bereiche des Gesetzes vor (vgl. 
Niederschrift der 85. LANA-Sitzung am 27./28. März 
2003 in Königswinter): 

- Biotopverbund und Vemetzungselemente (§ 3 und 
§ 5 Abs. 3 BNatSchG), 

- Gute fachliche Praxis in der Land-, Forst- und Fische- 
reiwirtschaft (§ 5 Abs. 4 bis 6 BNatSchG), 

- Erhaltung von gesetzlich geschützten Biotopen 
(§ 30 Abs. 1 Satz 3 BNatSchG), 

- Schutz und Erhaltung von Gewässern und Uferzonen 
(§ 31 BNatSchG). 

Wie die Aufzählung zeigt, wurden für einige wichtige 
Neuregelungsbereiche Empfehlungen erarbeitet. Die vor- 
liegenden Empfehlungen sind allerdings nur teilweise 
ausreichend konkret, um eine koordinierende Wirkung 
auf die Landesgesetzgebungen entfalten zu können. In ei- 
nigen wichtigen Bereichen fehlen einheitliche Interpreta- 
tions- und Orientierungshilfen noch gänzlich. Dies gilt 
für die Ausgestaltung der Eingriffsregelung, Landschafts- 
planung, Umweltbeobachtung, FFFI-Verträglichkeitsprü- 
fung sowie der Verbandsbeteiligung und -klagemöglich- 
keiten, obwohl für diese Bereiche im novellierten Gesetz 
neue oder weiter reichende Regelungen getroffen wurden. 

Wie im Folgenden deutlich wird, scheint gleichwohl 
selbst das Vorliegen von sehr konkreten Empfehlungen 
der LANA allein kein Garant für eine entsprechend ein- 
heitliche Umsetzung und Konkretisierung in den Bundes- 


ländern zu sein. Zu unterschiedlich sind in manchen 
Flandlungsfeldem die Positionen der Bundesländer. Die 
Empfehlungen der LANA werden häufig gar nicht oder 
nur teilweise berücksichtigt. 

3.4.1 Biotopverbund 

186. Die Pflicht zur Einrichtung eines länderübergrei- 
fenden Biotopverbundes auf 10 % der jeweiligen Landes- 
fläche wurde neu in das Bundesnaturschutzgesetz in § 3 
eingeführt. Wie der Umweltrat jedoch bereits in seinem 
Umweltgutachten 2002 dargelegt hat, sind die qualitati- 
ven und quantitativen Anforderungen an die Umsetzung 
im Bundesgesetz nicht hinreichend präzisiert und müssen 
landesrechtlich konkretisiert werden (SRU, 2002, 
Tz. 695). § 3 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG fordert die Länder 
explizit zu einer Abstimmung untereinander auf In der 
LANA konnten sich die Ländervertreter jedoch noch 
nicht einmal einstimmig auf die Übernahme der ohnehin 
konkret bundesrechtlich vorgeschriebenen 10-%- Vor- 
gabe für den Anteil des Biotopverbundes an der Landes- 
fläche einigen. Abweichend von den sonst weniger kon- 
kret ausgestalteten Empfehlungen zur Umsetzung des 
Bundesnaturschutzgesetzes, hat die LANA zum Biotop- 
verbund sogar eine Gesetzesformulierung unterbreitet 
(s. Abb. 3-7, Abb. 3-8), die jedoch in den bisher vorlie- 
genden Ländergesetzentwürfen nur in sehr geringem Um- 
fang aufgenommen worden ist. Keine Beachtung wird 
-auch durch die LANA- der in § 14 Abs. 1 Nr. 4c 
BNatSchG vorgesehenen Funktion der Landschaftspla- 
nung bei der Einrichtung und der planungsrechtlichen 
Verankerung des Biotopverbundes in der räumlichen 
Gesamtplanung geschenkt. Der Umweltrat weist nach- 
drücklich auf die Bedeutung der Einbindung des Biotop- 
verbundes in die Landschaftsplanung und die räumliche 
Gesamtplanung hin, da nur so ein kohärenter, mit anderen 
Raumfunktionen und -ansprüchen abgestimmter und ab- 
gewogener Verbund auf den verschiedenen Realisie- 
rungsebenen entstehen kann. 


Abbildung 3-7 

Notwendige Inhalte einer landesrechtlichen Umsetznng des § 3 BNatSchG 
entsprechend den Empfehlnngen der LANA 


- Selbstverpflichtung des Landes zur Schaffung eines Biotopverbundes 

- Ziel des Biotopverbundes 

- Anteil der Biotopverbundbestandteile an der Landesfläche mindestens 10 % 

- Definition der Bestandteile 

- Kriterien für die Eignung der Bestandteile 

- Zuständige Stelle für die Feststellung der Eignung der Bestandteile 

- Zuständige Stelle für die Feststellung der Größe der vorhandenen Bestandteile 

- Sicherung der Bestandteile nach den bestehenden Sicherungsinstrumenten 

- Kontrollerleichterung durch geographisches Informationssystem 
Quelle: Niederschrift der 85. LANA-Sitzung am 11 . 11 %. März 2003 in Königswinter 
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Abbildung 3-8 


Vorschlag der LANA zu Landesgesetzen zum Biotopverbund 


§ X - neu 
Biotopverbund 

(1) ' Im Land A ist ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund, das mindestens 10 Prozent der Landesfläche 
umfasst, einzurichten und dauerhaft zu erhalten. ^Ziel des Biotopverbundes ist die nachhaltige Sicherung von heimi- 
schen Tier- und Pflanzenarten und deren Populationen einschließlich ihrer Lebensräume und Lebensgemeinschaften 
durch die Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehungen. ^Der 
Biotopverbund dient auch der Verbesserung der ökologischen Kohärenz des Europäischen Netzes „NATURA 2000“. 

(2) ' Der Biotopverbund besteht aus Kemflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselementen, die nach ihrer 
ökologischen Bedeutung, Fläche und Lage geeignet sind, das Ziel des Biotopverbundes zu erreichen. ^Kemflächen 
sind Flächen, die die nachhaltige Sicherang der standorttypischen Arten und Lebensräume sowie Lebensgemein- 
schaften gewährleisten. ^Verbindungsflächen sind Flächen, die den natürlichen Wechselwirkungen zwischen ver- 
schiedenen Populationen von Tier- und Pflanzenarten, deren Ausbreitung, dem genetischen Austausch oder Wieder- 
besiedelungs- und Wanderungsprozessen dienen. Werbindungselemente sind flächenhafte, punkt- oder linienförmig 
in der Landschaft verteilte Elemente, die der Ausbreitung oder Wanderung von Arten dienen und die Funktion des 
Biotopverbundes unterstützen. 

(3) ' Das Landesamt für Umweltschutz ermittelt die vorhandenen Biotopverbundbestandteile und die Bestandteile, 
die für die Gesamtgröße noch in den Biotopverbund einbezogen werden müssen. ^Biotopverbundbestandteile sind in 
der erforderlichen Größe durch geeignete Maßnahmen einzurichten, zu erhalten und nach den Maßgaben des Schutz- 
gebietsabschnitts oder, soweit ein gleichwertiger Schutz gewährleistet ist, nach anderen Rechtsvorschriften, nach 
Verwaltungsvorschriften, durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen oder gemeinnützigen Trägers oder durch 
vertragliche Vereinbarungen dauerhaft zu sichern. ^Die Biotopverbundbestandteile sind vom Landesamt für Umwelt- 
schutz in einem geographischen Informationssystem darzustellen. 

Quelle: Anlage 1 zu TOP 13 der Niederschrift der 85. LANA-Sitzung am 11 . 11 %. März 2003 in Königswinter 


187. ln den bisher vorliegenden Gesetzen beziehungs- 
weise Gesetzentwürfen werden die bundesweiten Emp- 
fehlungen der LANA, aber auch die bundesrechtlichen 
Vorgaben teilweise aufgegriffen oder weiter gehende Re- 
gelungen getroffen; teilweise werden sie jedoch auch un- 
terschritten. So verzichtet neben Sachsen-Anhalt auch 
Hessen auf die Nennung eines konkreten Flächenanteils, 
den der Biotopverbund einnehmen soll. Brandenburg hin- 
gegen hat die 10-%-Forderung wortgleich aus dem Bun- 
desrecht übernommen und sie entsprechend dem Vor- 
schlag der LANA konkretisiert, ln Schleswig-Holstein 
soll landesweit sogar ein Flächenanteil von mindestens 
1 5 % als Vorrangfläche für den Naturschufz inklusive der 
Flächen für den Biofopverbund bereitgesfellt werden. Be- 
grüßenswerf ist ferner, dass in Sachsen-Anhalt, Branden- 
burg und Schleswig-Holstein die Bestimmung der Krite- 
rien für die Auswahl der Flächen des Biotop Verbunds den 
für Naturschutz zuständigen Behörden oder Landesäm- 
tem übertragen wird und dass der Bezug zur Landschafts- 
planung klargestellt wird, ln Brandenburg sollen die Kri- 
terien für den Biofopverbund im Landschaftsprogramm 
entwickelt werden, ln der Landschaftsrahmenplanung (in 
Schleswig-Holstein nur dort) und im Landschaftsplan 
werden die Flächen des Biotopverbunds dann bestimmt 
(Brandenburg, Saarland und Sachsen-Anhalt) und darge- 
stellt. 

188. Weder im Bundesnaturschutzgesetz noch in den 
LANA- Vorschlägen und in den bisher vorliegenden Ge- 
setzen oder Gesetzentwürfen beziehungsweise in den 


fachlichen Konzepten der Länder wird bisher näher auf 
die Aufgabe eingegangen, einen länderübergreifenden 
Biotopverbund zu schaffen (§ 3 Abs. 1), mit dem unter 
anderem auch das europaweite Netz NATURA 2000 um- 
gesetzt werden sollte. Hierzu bedarf es dringend einer 
länderübergreifenden Konzeption. Das derzeit durch den 
Arbeitskreis „Länderübergreifender Biotopverbund“ der 
Länderfachbehörden in Zusammenarbeit mit dem BfN 
(BURKHARDT ef al., 2003) entwickelte Kriteriensystem 
zur Umsetzung eines Biotop Verbundes ist ein erster 
Schritt in diese Richtung. Der Umweltrat erinnert in 
diesem Zusammenhang an seine Empfehlung, ein Bun- 
deslandschaftskonzept einzuführen (SRU, 2002b, 
Tz. 272 f), das prädestinierf für die Darstellung derartiger 
national bedeutsamer Inhalte ist. 

3.4.2 Verhältnis von Landwirtschaft 
und Naturschutz 

189. Der zweite wichtige Regelungsbereich des Bun- 
desnaturschutzgesetzes, der umfassend überarbeitet und 
inhaltlich erweitert wurde, betrifft das Verhältnis von 
Landwirtschaft und Naturschutz. Hierzu wurden 

- die umstrittene Ausgleichsregelung der 3. Novelle des 
BNatSchG, die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
einen Anspruch auf finanziellen Ausgleich unter be- 
stimmten Bedingungen zusprach, aufgehoben 
(§ 5 Abs. 2), 
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- eine Regelung zur Festsetzung und Erhaltung einer re- 
gionalen Mindestdichte von Vemetzungselementen für 
den Biotopverbund getroffen (§ 5 Abs. 3) sowie 

- weitere Grundsätze der guten fachlichen Praxis für die 
Landwirtschaft aus Naturschutzsicht bestimmt 
(§ 5 Abs. 4). 

Um eine bundeseinheitliche Umsetzung in den Ländern 
zu erreichen, hat die LANA einen Vorschlag für die re- 
gionale Mindestdichte an Vernetzungselementen für den 
regionalen und lokalen Biotopverbund erarbeitet (vgl. 
Abb. 3-9 und 3-10). Der Formulierungsvorschlag der 
LANA zur landesrechtlichen Umsetzung von § 5 Abs. 3 
BNatSchG ist einer der wenigen konkreten Vorschläge 
zu rechtlichen Formulierungen (vgl. zum Vorschlag der 
LANA, Abb. 3-10). Die LANA empfiehlt ferner, bei der 
Festlegung der Mindestdichte an Strukturelementen 
nicht das Verzeichnis regionalisierter Kleinstrukturan- 
teile der Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft zugrunde zu legen, da es im Wesentli- 
chen nur die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln im 
Auge hat und als anrechenbare naturnahe Biotope alle 
nicht intensiv genutzten Flächen (auch Einzelgehöfte, 
Kleinflugplätze und Golfplätze) ohne Rücksicht auf de- 
ren ökologische Bedeutung oder Vernetzungsfunktion 
im Einzelfall aufführt. 

Für die Grundsätze der guten fachlichen Praxis wurden 
dagegen in der LANA keine gemeinsamen Vorgaben ent- 
wickelt, was darauf zurückzuführen ist, dass einige Bun- 
desländer planen, diese Rahmenvorgaben des Natur- 
schutzrechts im landwirtschaftlichen Fachrecht auf 
Landesebene umzusetzen oder neue entsprechende Fach- 
gesetze zu erlassen. Im Falle allgemeiner Anforderungen 


an ein naturschutz- und umweltgerechtes Wirtschaften 
(Spiegelstriche 1, 4 und 6, u. a. standortangepasste Be- 
wirtschaftung, ausgewogenes Verhältnis zwischen Tier- 
haltung und Pflanzenbau), fehlt den Naturschutzbehörden 
- der LANA zufolge - in der Regel eine ausreichende 
Sachkenntnis für den Vollzug, sodass hier Konkretisie- 
rungen im Fachrecht besser aufgehoben seien (LANA, 
2003). Im Übrigen sollten eventuell weiter greifende Re- 
gelungen im landwirtschaftlichen Fachrecht vorgenom- 
men werden, wie dies der Gesetzgeber für den Grundsatz 
zur schlagspezifischen Dokumentation des Düngemittel- 
und Pflanzenschutzmitteleinsatzes bereits entschieden 
hat. Die LANA empfiehlt deshalb die Grundsätze der gu- 
ten fachlichen Praxis hinsichtlich der meisten Anforde- 
rungen lediglich im Wortlaut des Bundesgesetzes in die 
Landesnaturschutzgesetze zu übernehmen. Lediglich in 
Fällen, in denen es sich um Anforderungen an die gute 
fachliche Praxis (nach § 5 Abs. 4 BNatSchG) handelt, die 
in erster Linie Arten- und Biotopschutzziele betreffen 
(Grundsätze zur Beeinträchtigung von Biotopen, zur Ver- 
netzung und zur Unterlassung des Grünlandumbruches 
auf bestimmten Flächen), sollten diese nach Auffassung 
der LANA auch in den Landesnaturschutzgesetzen weiter 
ausgestaltet werden. 

Der Umweltrat bedauert, dass die LANA die mit dem 
Bundesgesetz vorgegebenen Möglichkeiten zur weiteren 
Ausgestaltung der guten fachlichen Praxis nur teilweise 
aufgegriffen und weit gehend auf bundeseinheitliche 
Empfehlungen verzichtet hat. Eine bundeseinheitliche 
Konkretisierung der Grundsätze der guten fachlichen Pra- 
xis durch den Naturschutz wäre insbesondere in den in 
Abbildung 3-11 aufgefuhrten Punkten notwendig (vgl. 
auch SRU, 2002b, Abschn. 5 . 2 . 13 ). 


Abbildung 3-9 


Unverzichtbare Inhalte einer landesrechtlichen Umsetzung der Regelungen zur Mindestdichte 
von linearen und punktförmigen Elementen (§ 5 Abs. 3 BNatSchG) 
nach den Vorschlägen der LANA 


- Aufgabe, eine Mindestdichte von Vemetzungselementen festzulegen 

- Vorgaben für die naturraumbezogene Beziffemng der Mindestdichte 

- Definition der Vemetzungselemente 

- Behördenzuständigkeit zur Festlegung der Mindestdichte und zur Ermittlung der vorhandenen Vemetzungs- 
elemente 

- Pflicht, fehlende Vemetzungselemente einzurichten 

- Schutzvorschrift für Vemetzungselemente 

Quelle: Niederschrift der 85. LANA-Sitzung am 11 . 11 %. März 2003 in Königswinter 
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Abbildung 3-10 

Formulierungsvorschlag der LANA zur landesrechtlichen Umsetzung von § 5 Abs. 3 BNatSchG 

(Mindestdichte von Vernetzungselementen) 


1 . Das Landesamt für Umweltschutz legt für die landwirtschaftlich genutzte Kulturlandschaft naturraumbezogen die 
Mindestdichte von zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen linearen und punktförmigen Vemetzungselemen- 
ten (insbes. Hecken, lebende Zäune, Feldgehölze, Feldgebüsche, Feldraine, Hochraine, Randstreifen, Tümpel, 
Gräben) fest. Sie kann abhängig von der Ausstattung des Naturraumes mit Biotopverbundbestandteilen im Sinn 
des § X bis zu 5 % der jeweiligen landwirtschaftlichen Nutzfläche betragen. 

2. Die Naturschutzbehörden ermitteln die vorhandene Dichte der Vemetzungselemente. Bis zur festgelegten Min- 
destdichte sind die nach Größe und Lage im Raum erforderlichen Vemetzungselemente durch geeignete Land- 
schaftspflegemaßnahmen, durch Förderprogramme, durch die Bindung einzelbetrieblicher Fördemng an das Vor- 
handensein einer schlaggrößenabhängigen Mindestausstattung oder durch andere geeignete Maßnahmen 
einzurichten. 

Quelle: Niederschrift der 85. LANA-Sitzung am 11 . 11 %. März 2003 in Königswinter 


Abbildung 3-11 

Konkretisierungserfordernisse, Hinweise nnd Vorschläge des Umweltrates zur guten fachlichen Praxis 

nach § 5 Abs. 4 BnatSchG 


2. Spiegelstrich (§ 5 Abs. 4 BNatSchG) 

- Definition der Biotope: geschützte und in den landesweiten Biotopkartiemngen erfasste Biotope 

- Informationspflicht der Naturschutzbehörden über Biotopbestand auf den Betriebsflächen der Landwirte 

- Pufferzone von 5 bis 10 Meter zu besonders gefährdeten Biotopen und Oberflächengewässem, eventuell als In- 
halts- und Schrankenbestimmung 

3. Spiegelstrich (§ 5 Abs. 4 BNatSchG) 

- Konkretisiemng des unbestimmten Rechtsbegriffes der Beeinträchtigung eines Stmkturelementes z. B. ent- 
sprechend der Definition eines Eingriffes nach der Eingriffsregelung 

5. Spiegelstrich (§ 5 Abs. 4 BNatSchG) 

- Definition der Überschwemmungsgebiete unter Festlegung einer Mindesthochwasserhäufigkeit 

- Definition gmndwasserbeeinflusster Standorte durch Angabe von Mindestflurabständen 

- Definition der erosionsgefahrdeten Hanglagen durch Angabe einer Erosionsgefahrdungsstufe 

- Räumliche Konkretisiemng der Flächen mit Grünlandumbmchverbot (in der Landschaftsplanung) 

Quelle: SRU/UG 2004/Abb. 3-11, verändert nach SRU, 2002b 


190. ln den Gesetzen oder Gesetzentwürfen der Länder 
werden zwar die Formuliemngen des Bundesnaturschutz- 
gesetzes zu den Gmndsätzen der guten fachlichen Praxis 
in der Regel fast wortgleich übernommen, mit den Mög- 
lichkeiten der Ausgestaltung der rahmenrechtlichen Vor- 
gaben wird jedoch sehr unterschiedlich umgegangen, ln 
Sachsen-Anhalt wird auf eine gesetzliche Regelung zur 
Mindestdichte ganz verzichtet und ansonsten die weitere 
Umsetzung der Regelungen dem Landwirtschaftsminister 
durch Erlass einer Verordnung überlassen. Der Umweltrat 


bewertet diese Lösung als sachlich unangemessen, da 
spezifisch naturschutzfachliche Aspekte der landwirt- 
schaftlichen Flächennutzung wie die Ausstattung mit 
Stmkturelementen oder den Grünlandumbrach am besten 
auf Grundlage der naturschutzfachlichen Planwerke und 
unter Nutzung des ökologischen Sachverstands der Na- 
turschutzadministration implementiert werden sollten, ln 
Brandenburg wird hingegen eine vorbildliche Lösung an- 
gestrebt. Dort soll die Erarbeitung der Kriterien und die 
Festlegung der Mindestdichte der Vemetzungselemente 
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durch die Fachbehörde für Naturschutz und Landschafts- 
pflege für den jeweiligen Naturraum erfolgen. Die Dar- 
stellung dieser Strukturelemente der Feldflur soll in Bran- 
denburg und im Saarland im Landschaftsprogramm 
erfolgen (BbgNatSchG-E, SNG-E). Zusätzlich soll in 
Brandenburg der für Naturschutz und Landwirtschaft zu- 
ständige Minister eine Verordnungsermächtigung zur 
Konkretisierung der guten fachliehen Praxis erhalten. Die 
Umsetzung im schleswig-holsteinischen Naturschutzge- 
setz beschreitet einen Mittelweg und orientiert sich an 
den Vorschlägen der LANA. Der Umweltrat empfiehlt 
eine Orientierung an der Brandenburgischen Lösung. 

3.4.3 Eingriffsregelung 

191 . Ein seit langem bestehendes und durch die Neufas- 
sung in §§ 18 ff. BNatSchG nur teilweise beseitigtes 
Hemmnis für die Anwendung der Eingriffsregelung ist 
darin zu sehen, dass sie durch zahlreiche unbestimmte 
Rechtsbegriffe gekennzeichnet ist, die zudem in den Bun- 
desländern unterschiedlich interpretiert werden (vgl. 
SRU, 2002, Tz. 708). Die unbestimmten Rechtsbegriffe 
wurden in der Vergangenheit vor allem durch die Recht- 
sprechung mühsam und teilweise auch widersprüchlich 
konkretisiert (KIEMSTEDT et al., 1996a, S. 98). Um 
diese unbefriedigende Situation zu beenden, wurde be- 
reits Anfang der 1990er- Jahre ein Gutachten zur Verein- 
heitlichung der Anwendung der Eingriffsregelung von 
der LANA in Auftrag gegeben. Auf Grundlage dieses 
Gutachtens (KIEMSTEDT und OTT, 1994; 
KIEMSTEDT et al., 1996a und b) erarbeitete die LANA 
ein Grundsatzpapier, das - nach Überarbeitung und An- 
passung an die neue bundesrechtliche Situation - in den 
Bundesländern als einheitliche Grundlage für die Anpas- 
sung der Landesnaturschutzgesetze herangezogen werden 
sollte. Das Grundsatzpapier behandelt nicht nur die seit 
langem offenen Fragen, sondern auch Themen wie zum 
Beispiel das im Bundesrecht neu eingeführte Ersatzgeld. 
Bedauerlicherweise beschloss jedoch die LANA im 
März 2003, dieses Papier auf Einspruch eines Bundeslan- 
des, welehes das Papier aufgrund seiner „Rückwärtsge- 
wandtheit“ ablehnte und grundsätzlichen Überarbeitungs- 
bedarf anmeldete, zurückzuziehen. Der Umweltrat 
bedauert, dass damit eine Chance verpasst wurde, die 
dringend erforderliche und auch vom Bundesverwal- 
tungsgericht seit langem angemahnte Vereinheitlichung 
der Auslegung und Anwendung unbestimmter Rechtsbe- 
griffe der Eingriffsregelung bei der nun anstehenden No- 
vellierung der Landesnaturschutzgesetze umzusetzen 
(BVerwGE 85, S. 348, BVerwGE 112, S. 41; vgl. dazu 
auch SRU, 2002b, Tz. 323). 

192. Die Umsetzung der novellierten Eingriffsrege- 
lung in den Ländern orientiert sich in der Regel am Bun- 
desnaturschutzgesetz. In einigen Ländern wie zum Bei- 
spiel Hessen wurde die bereits erfolgte Überarbeitung 
der Eingriffsregelung zum Anlass genommen, die bishe- 
rige landesrechtliche Einvemehmensregelung, die sicher- 
stellte, dass Eingriffe nur im Einvernehmen mit den Na- 


turschutzbehörden genehmigt werden konnten, zu 
lockern und in eine (weniger anspruchsvolle) Beneh- 
mensregelung umzuwandeln. In Brandenburg soll 
zukünftig auf ein bisher vorbildliches, reehtlich veran- 
kertes Kataster der Flächen für Ausgleichs- und Ersatz- 
maßnahmen verzichtet werden. Demgegenüber setzen 
die Länder Saarland und Schleswig-Holstein die bundes- 
reehtliehen Vorgaben zur Eingriffsregelung um und be- 
halten dennoch ihre landesrechtlich weiter gehenden Re- 
gelungen unter anderem zu ungenehmigten Eingriffen, 
zu Ausgleichszahlungen, zum Ökokonto und zu Kom- 
pensationsflächenkatastem bei. 


3.4.4 Landschaftsplanung 

1 93. Durch die Novellierung des Bundesnaturschutzge- 
setzes wurde die Landschaftsplanung als das Hauptinstru- 
ment von Naturschutz und Landschaftspflege zur planeri- 
sehen Konkretisierung der Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes in der Fläche grundsätzlich gestärkt. Wich- 
tigste Neuerungen waren dabei die verbindliche fiächen- 
deckendende Einführung der Landschaftsplanung (§§15 
und 16) und die bundesweit präzisierte Vereinheitlichung 
ihrer Aufgaben (§13) und Inhalte (§ 14). 

194. Die LANA hat für die Umsetzung der rahmen- 
rechtlichen Regelungen zur Landschaftsplanung in Lan- 
desrecht keine spezifischen Empfehlungen erarbeitet, ob- 
wohl dies ähnlich wie bei der Eingriffsregelung sehr 
wünschenswert gewesen wäre. Dies gilt insbesondere für 
die Interpretation der Inhalte der Landschaftsplanung im 
Landesrecht sowie für den Umgang mit den Möglichkei- 
ten, Ausnahmen von dem Prinzip der flächendeckenden 
Landschaftsplanung zuzulassen. Die Einführung der Stra- 
tegischen Umweltprüfung gibt zudem erneut Anlass, eine 
Verfahrensvereinfachung und -bündelung, eine zeitliche 
Koordination der Landschaftsplanung mit der räumlichen 
Gesamtplanung, eine Verankerung von konkreten Fort- 
schreibungszeiträumen und die Einführung der Öffent- 
lichkeitsbeteiligung anzustreben (vgl. OTT et al., 2003). 
Aus demselben Grund sollten die Vorgaben zu den Inhal- 
ten der Landschaftsplanung in den Bundesländern, in de- 
nen dies bisher nicht der Fall war, dahin gehend expliziert 
werden, dass auch voraussehbare Raum- und Flächennut- 
zungen auf ihre Auswirkungen hin zu prüfen sind. Eben- 
falls in allen Ländergesetzen sollte die Landschaftspla- 
nung vierstufig, das heißt als Landschaftsprogramm, 
Landschaftsrahmenplan, Landschaftsplan und Grünord- 
nungsplan analog zu den Ebenen der gesamträumlichen 
Planung verankert werden. Die Ländergesetze sollten fer- 
ner festlegen, dass die Landschaftsplanung in ihren 
Darstellungen nach § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BNatSchG 
Aussagen zur regionalen Mindestdichte von Vemetzungs- 
elementen nach § 5 Abs. 3 BNatSchG trifft. Bei den vor- 
liegenden Gesetzentwürfen wurden diese Aspekte insge- 
samt jedoch nur in Einzelfällen wie zum Beispiel 
Brandenburg, Schleswig-Holstein und dem Saarland be- 
rücksichtigt (s. Tab. 3-13). 
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Tabelle 3-13 


(Geplante) rechtliche Umsetzung der Landschaftsplanung in den Bundesländern 


Bundesland 

BB 

BbgNatSchG-E 

HE 

HENatG 

SaH 

NatSchG 

LSA-E 

SH 

LNatSchG SH 

SL 

SNG-E 

Flächendeckungsprinzip 
und Ausnahmen 






F ortschreibungsp flicht 

F ortschreibungszeit- 
raum/Anknüpfung an 
Gesamtplanung 

X 

X 

X 



Öffentlichkeits- 

beteiligung 

X 


X 


X 

Inhalte der Landschafts- 
planung: BNatSchG- 
Formulierung 






Weiterer Inhalt der 
Landschaftsplanung : 
voraussehbare Raum- 
und Flächennutzungen 


X 



X 

Weiterer Inhalt der 
Landschaftsplanung: 
regionale Mindestdichte 
von Vemetzungs- 
elementen 

- 

X 

X 


X 

Weiterer Inhalt der 
Landschaftsplanung: 
unzerschnittene Räume 

X 

X 

X 

X 


Ebenen der Landschafts- 
planung 






Legende 

^ über das Bundesrecht hinausgehende Anforderung(en) 

Übernahme des Bundesrechts 

geringere Anforderungen als das Bundesrecht 

X keine Regelung 

Quelle: SRU/UG 2004/Tab. 3-13 (Stand: 20.11.2003) 


3.4.5 Verbandsklage 

195. Mit § 61 BNatSchG ist erstmals die Verbandsklage 
auf Bundesebene eingefuhrt worden. Als klagebefugt gel- 
ten die nach § 59 Abs. 2 BNatSchG vom Bundesumwelt- 
ministerium beziehungsweise die nach § 60 Abs. 3 
BNatSchG von den Ländern anerkannten Verbände. Kla- 
gefahige Rechtsakte sind lediglich Befreiungen von Ver- 
boten und Geboten in geschützten Gebieten (§61 Abs. 1 
Nr. 1) sowie Planfeststellungsbeschlüsse über Vorhaben, 
die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden 
sind (§ 61 Abs. 1 Nr. 2). Mitumfasst sind dabei Plangen- 
ehmigungen, soweit eine Öffentlichkeitsbeteiligung vor- 


gesehen ist, nicht hingegen Bebauungspläne. Die Einfüh- 
rung einer Klagemöglichkeit von Umweltverbänden bei 
Vorhaben, die Naturschutzbelange betreffen, ist eine Fort- 
entwicklung des Bundesrechts im Bereich des Natur- und 
Umweltschutzes. Allerdings waren einige Landesnatur- 
schutzgesetze bereits fortschrittlicher als das Bundesrecht, 
indem sie zum Teil sehr weit gehende Klagemöglichkeiten 
der Umweltverbände für alle Verwaltungsakte mit Bezug 
zum Umweltrecht vorsahen (vgl. z. B. § 56 Branden- 
burgisches Naturschutzgesetz, § 12b LG NRW, § 52 Lan- 
desnaturschutzgesetz Sachsen-Anhalt, jeweils derzeitige 
Fassung; s. auch SRU, 2002a, Abschn. 2. 3. 3. 5). Eine 
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Ausnahme bildeten jedoch die Bundesländer Baden- 
Württemberg, Bayern und Mecklenburg- Vorpommern, 
die bislang keinerlei Regelungen zur Verbandsklage nor- 
miert hatten. 

196 . Ausweislich der nunmehr vorliegenden Ände- 
rungsentwürfe der Länder zur Umsetzung des novellier- 
ten Bundesnaturschutzgesetzes wird es voraussichtlich 
eine über die gegenwärtige bundesrechtliche Bestimmung 
zur Verbandsklage hinausgehende gerichtliche Überprü- 
fungsmöglichkeit kaum noch geben. Im Gegenteil ist be- 
absichtigt, vorhandene weiter reichende Klagemöglich- 
keiten in Landesnaturschutzgesetzen zurückzunehmen 
mit der Folge, dass künftig bundesweit nur noch Befrei- 
ungen von naturschutzrechtlichen Ver- und Geboten für 
naturschutzrechtliche Schutzgebiete, mit Eingriffen in 
Natur und Landschaft verbundene Planfeststellungsbe- 
schlüsse und Plangenehmigungen mit Öffentlichkeitsbe- 
teiligung einer Verbandsklage zugänglich sein werden. 
Einige Länder werden darüber hinaus anscheinend nicht 
einmal die aufgrund des Bundesrechts geltenden Rege- 
lungen zur Verbandsklage in ihrem Gesetzestext wieder- 
geben. So wurden kurz nach der Verabschiedung des 
Bundesnaturschutzgesetzes die Passagen zur Verbands- 
klage aus dem hessischen Landesnaturschutzgesetz kom- 
plett gestrichen. Nach den vorliegenden Gesetzentwürfen 
von Sachsen-Anhalt und dem Saarland ist dies dort eben- 
falls geplant (vgl. Entwürfe NatSchG LSA und SNG). 
Auch wenn die Verbandsklage aufgrund der unmittelba- 
ren Geltung des § 61 BNatSchG gleichwohl in diesen 
Bundesländern zulässig ist, so wird damit gewiss kein 
Beitrag zu einer größeren Übersichtlichkeit und Einheit- 
lichkeit des Naturschutzrechtes geleistet. Zum anderen 
drängt sich der Eindruck auf, dass der Verbandsklage und 
mithin einer Möglichkeit zum Abbau von Vollzugsdefizi- 
ten im Natur- und Umweltschutz in den entsprechenden 
Ländern keine angemessene Bedeutung zugemessen 
wird. 

197 . Im Übrigen ist Deutschland als Signatarstaat der 
Aarhus-Konvention unter anderem zu einer Neuordnung 
des Verwaltungsrechtsschutzes in Deutschland verpflich- 
tet: 

Die Aarhus-Konvention normiert Anforderungen an den 
Zugang zu Umweltinformationen (Art. 4) und an die 
Beteiligung der Öffentlichkeit an umweltrelevanten Ver- 
fahren (Art. 6). Die dritte Säule der Aarhus-Konvention 
verlangt einen Zugang zu (gerichtlichen) Überprüfungs- 
verfahren (Art. 9). Vorgesehen ist insoweit eine Überprü- 
fung zur Durchsetzung des Anspruchs auf Zugang zu 
Umweltinformationen, zur Durchsetzung des in Artikel 6 
geregelten Beteiligungsrechts sowie in Bezug auf Verlet- 
zungen innerstaatlichen Umweltrechts. Während die zwi- 
schenzeitlich mit der Richtlinie 2003/4/EG inhaltsgleich 
in das Gemeinschaftsrecht übernommene Vorgabe eines 
Überprüfungsverfahrens wegen Verletzung von Informa- 
tionsrechten (Art. 9 Abs. 1 Aarhus-Konvention) keine 
Änderungen des deutschen Rechts erfordert, besteht an- 
sonsten durchaus Anpassungsbedarf mit Blick auf die 
Verbandsklage. Hinsichtlich der Verletzung von Beteili- 
gungsrechten postuliert Artikel 9 Abs. 2 Aarhus-Konven- 
tion nämlich einen Zugang zu Überprüfungsverfahren 


nicht nur bei behördlichen Entscheidungen über die in 
Anhang I der Konvention aufgeführten Tätigkeiten, son- 
dern auch bei sonstigen Tätigkeiten, wenn sie gemäß in- 
nerstaatlichem Recht „erhebliche Auswirkungen“ auf die 
Umwelt entfalten können. Die Vorschrift erfordert die 
Einführung von Verbandsklagebefugnissen für den ge- 
samten Anwendungsbereich des Artikels 6 Aarhus-Kon- 
vention (DANWITZ, 2003). Der Zugang zu Überprü- 
füngsverfahren soll dabei abhängig sein von der 
alternativen Voraussetzung eines ausreichenden Interes- 
ses oder der Geltendmachung einer Rechtsverletzung. Für 
anerkannte Nichtregierungsorganisationen wird ein aus- 
reichendes Interesse fingiert, sie gelten zugleich als Trä- 
ger von Rechten, die verletzt werden können. 

Die in Umsetzung dieser völkerrechtlichen Bestimmung 
erlassene Richtlinie 2003/35/EG sieht dementsprechend 
eine Verbandsbeteiligung und damit korrespondierende 
Verbandsklagerechte gerade auch im Rahmen von Verfah- 
ren auf der Grundlage der UVP- und IVU-Richtlinie vor. 
Gemäß Artikel 3 Ziff 7 und Artikel 4 Ziff. 4 der Richt- 
linie 2003/35/EG, die als Artikel 10a beziehungsweise 
Artikel 15a in die UVP- beziehungsweise IVU-Richtlinie 
eingefügt werden, gilt das Interesse jeder anerkannten 
Nichtregierungsorganisation als ausreichend. Diese Orga- 
nisationen werden zudem explizit als Inhaber von Rechten 
qualifiziert, die verletzt werden können. Auch wenn 
Deutschland also weiterhin an der Geltendmachung einer 
Rechtsverletzung als Zugangserfordemis für einen ver- 
waltungsgerichtlichen Rechtsschutz festhalten sollte, so 
dürfte dies in Zukunft nur unter der Maßgabe geschehen, 
dass Nichtregierungsorganisationen bereits ihrem Wesen 
nach eine solche Rechtsverletzung auch geltend machen 
können. 

Den anerkannten Verbänden wird durch Artikel 9 Abs. 2 
der Aarhus-Konvention und dessen Umsetzung in das 
europäische Gemeinschaftsrecht mithin über die deutsche 
Verbandsklage hinaus die Möglichkeit eröffnet, etwa im- 
missionsschutzrechtliche Verfahren zur Überprüfung zu 
stellen. Die Verbände gelten dabei als Inhaber sowohl 
verletzbarer Interessen als auch verletzbarer Rechte. 
Diese Vorgaben der Aarhus-Konvention und der Richt- 
linie 2003/35/EG finden bislang im nationalen Recht 
keine ausreichende Entsprechung (s. auch CALLIESS, 
2003, S. 98; SEELIG und GÜNDLING, 2002, S. 1041; 
SPARWASSER, 2001, S. 1052). 

1 98 . Das gilt in noch weiter gehendem Maße für die aus 
Artikel 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention erwachsenden An- 
forderungen. Diese Vorschrift sieht die Gewährleistung 
des Zugangs zu gerichtlichen Überprüfungsverfahren bei 
(sonstigen) Verstößen gegen innerstaatliches Umwelt- 
recht vor. Eine solche Möglichkeit verwaltungsgerichtli- 
chen Rechtsschutzes muss zusätzlich zu den Verfahren 
nach Artikel 9 Abs. 1,2 Aarhus-Konvention vorhanden 
sein (EPINEY, 2003, S. 179). Artikel 9 Abs. 3 Aarhus- 
Konvention geht in seinem Anwendungsbereich unter an- 
derem über UVP- und IVU-Verfahren hinaus. Es werden 
sämtliche Verwaltungsakte mit Bezug zum Umweltrecht 
umfasst. Artikel 2 des Vorschlags der EU-Kommission 
für eine Richtlinie über den Zugang zu Gerichten in Um- 
weltangelegenheiten (KOM (2003) 624 endg.) zur Um- 
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Setzung des dritten Bereichs der Aarhus-Konvention 
benennt daher als zum „Umweltrecht“ gehörend insbe- 
sondere: Gewässerschutz, Lärmschutz, Bodenschutz, 
Luftverschmutzung, Flächenplanung und Bodennutzung, 
Erhaltung der Natur und biologischen Vielfalt, Abfall- 
wirtschaft, Chemikalien, einschließlich Bioziden und 
Pestiziden, Biotechnologie, sonstige Emission, Ableitun- 
gen und Freisetzungen in die Umwelt, Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung sowie Zugang zu Informationen und die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren. 
Die deutsche Verbandsklage in § 61 BNatSchG ist wie 
ausgeführt demgegenüber eng auf bestimmte naturschutz- 
rechtliche Tatbestände beschränkt. 

Nach Artikel 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention richtet sich der 
Gerichtszugang wegen Verletzung des Umweltrechts nach 
den jeweiligen Bedingungen der internen Rechtsordnung 
der Mitgliedstaaten. Im Entwurf der EU-Kommission für 
eine Richtlinie über den Zugang zu Gerichten in Um- 
weltangelegenheiten (KOM (2003) 624 endg.) hat diese 
völkerrechtliche Vorgabe eine Ausgestaltung dahin ge- 
hend erfahren, dass die Klagebefugnis alternativ ein aus- 
reichendes Interesse oder die Geltendmachung einer 
Rechtsverletzung voraussetzt. Umweltverbände sollen 
nach dem EU-Kommissionsentwurf klagebefugt sein, 
ohne ein ausreichendes Interesse beziehungsweise eine 
Rechtsverletzung nachweisen zu müssen (Art. 5 des Vor- 
schlags). Demnach sind die anerkannten Nichtregierungs- 
organisationen hier ebenso wie im Anwendungsbereich 
des Arti-kels 9 Abs. 2 Aarhus-Konvention und der Richt- 
linie 2003/35/EG als Träger verletzbarer Interessen und 
Rechte zu behandeln. Der Umweltrat wertet eine solche 
Regelung als bedeutsame und hilfreiche Ausdehnung der 
Verbandsklage zur effektiveren Durchsetzung von Natur- 
und Umweltschutzbelangen und sieht darin eine Chance 
hin zu einer den Natur- und Umweltschutzerfordemissen 
angemesseneren „Lockerung“ des am Individualrechts- 
schutz orientierten Zugangs zu gerichtlichen Überprü- 
fungsverfahren in Deutschland. Zugleich stellt sich in die- 
sem Zusammenhang die Frage, ob mit der Ausweitung der 
Verbandsklage die Möglichkeiten der Heilung verfahrens- 
rechtlicher Fehler etwa nach § 46 VwVfG nicht reduziert 
beziehungsweise an strengere Voraussetzungen geknüpft 
werden müssen und im Gegenzug die verfahrensrechtliche 
Rechtmäßigkeit künftig wieder mehr Beachtung finden 
muss. Ebenso sollte diskutiert werden, wie umfassend das 
subjektive Recht eines anerkannten Verbandes gefasst 
werden muss. Das heißt beispielsweise, ob - da die Ver- 
bände Gemeinwohlbelange vertreten - der Prüfungsum- 
fang in Verbandsklageverfahren in Zukunft nicht ähnlich 
weit bemessen werden muss wie bislang lediglich in Ver- 
fahren mit Enteignungsvorwirkung. 

3.4.6 Zusammenfassung und Empfehlungen 

199. Die Länder setzen die Rahmenregelungen des 
Bundesnaturschutzgesetzes sehr unterschiedlich um. 
Während Schleswig-Holstein das Rahmenrecht in sehr 
begrüßenswerter Weise in seinem Landesnaturschutzge- 
setz ausgestaltet, fallen die anderen Länder hinter die bis- 
herigen landesrechtlich verankerten Standards und teil- 
weise sogar hinter die Standards des Rahmenrechts 


zurück. Der Umweltrat rät der Bundesregierung nach- 
drücklich, das den Ländern verfassungsrechtlich aufgege- 
bene Gebot bundesfreundlichen Verhaltens einzufordem. 

200. Aus Sicht des Umweltrates sollten die Chancen, 
die mit der notwendigen Anpassung des Landesrechts an 
das Bundesnaturschutzgesetz verbunden sind, zur Stär- 
kung des Naturschutzes und zur vorausschauenden Neu- 
orientierung hinsichtlich internationaler und europarecht- 
licher Verpflichtungen (z. B. SUP) genutzt werden. Im 
Sinne einer Harmonisierung und Kompatibilität des Na- 
turschutzrechtes der Bundesländer sollten dabei - soweit 
dies das vorgenannte Ziel nicht behindert - die bereits 
vorhandenen Empfehlungen der LANA Berücksichtigung 
finden. Für Regelungsbereiche, die von der LANA bisher 
nicht ausreichend bearbeitet wurden, sollten umgehend 
möglichst weit gehende, gemeinsam umsetzbare Ausge- 
staltungsempfehlungen erarbeitet werden. 

201. Unter dieser Prämisse empfiehlt der Umweltrat 
Folgendes: 

- Für den Regelungsbereich der guten fachlichen Praxis 
der Landwirtschaft die Erarbeitung weiter gehender 
Vorschläge der LANA. Falls dabei keine Einigung er- 
reicht wird, sollten die Bundesländer eine über die 
derzeitigen Empfehlungen der LANA hinausgehende 
Ausgestaltung anstreben. Der Vollzug der guten fach- 
lichen Praxis sollte nicht allein dem landwirtschaftli- 
chen Fachrecht und den Landwirtschaftsbehörden 
überlassen werden, sondern auch die Naturschutzbe- 
hörden sollten für alle in § 5 Abs. 4 BNatSchG aufge- 
führten Aspekte Zugriffsmöglichkeiten erhalten. 

- Die Länder sollten sich zur Vereinheitlichung der 
Rechtslage in Deutschland bei der Umsetzung der Ein- 
griffsregelung in Landesrecht an dem von der LANA 
erarbeiteten, jedoch nicht verabschiedeten Grundsatz- 
papier orientieren. 

- Die Umsetzung des Biotopverbundes sollte auf einem 
länderübergreifend abgestimmten Konzept wie z. B. 
einem Bundeslandschaftskonzept aufbauen. 

- Bei der Fortentwicklung der Landschaftsplanung in 
den Landesgesetzen sind neben den rahmenrechtlich 
vorgegebenen Inhalten überwiegend landesrechtlich 
zu regelnde Verfahrensvorschriften - wie die Einfüh- 
rung einer Pflicht zu Koordinierung der Aufstellung 
und Fortschreibung der Pläne mit der gesamträumli- 
chen Planung und die Verankerung der Öffentlich- 
keitsbeteiligung - in das Gesetz aufzunehmen. Diese 
Notwendigkeit ergibt sich mit Blick auf die Strategi- 
sche Umweltprüfung, die Landschaftskonvention (vgl. 
Kap. 3.6) und die Aarhus-Konvention. 

- Die rechtliche und fachliche Konzeption sowie die 
Verankerung der Zuständigkeiten für die Umwelt- 
beobachtung in den Ländern sollte gewährleisten, dass 
die erhobenen Daten auch länderübergreifend nutzbar 
sind, um die in § 12 BNatSchG verankerten Aufgaben 
der Umweltbeobachtung bundesweit erfüllen zu kön- 
nen und um europäischen Berichtspfiichten nachzu- 
kommen (vgl. auch Kap. 3.3). 
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- Die bundesrechtlich verankerten Rechte zur Mitwir- 
kung und Klage der Umweltverbände sind erste wich- 
tige Elemente zur Umsetzung der Verpflichtungen aus 
der Aarhus-Konvention. Deutschland ist als Signatar- 
staat der Aarhus-Konvention unter anderem zu einer 
Neuordnung des Verwaltungsrechtsschutzes in 
Deutschland verpflichtet und es besteht hinsichtlich 
der Verbandsklage weiterer Anpassungsbedarf. Ge- 
mäß der Aarhus-Konvention und entsprechenden EU- 
Richtlinien sollten Mitwirkungs- und Klagerechte 
- umfassender als bisher im Bundesnaturschutzgesetz 
verankert - für alle Verwaltungsakte mit Bezug zum 
Umweltrecht gestattet werden. Der Umweltrat emp- 
fiehlt daher dringend, diese Rechte bereits jetzt in den 
Landesnaturschutzgesetzen zu berücksichtigen, um 
eine sonst in Kürze erneut erforderlich werdende An- 
passung der Ländergesetze zu vermeiden. 

3.5 Verminderung der Flächeninanspruch- 
nahme 

202. Im Rahmen der Fortentwicklung der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie wird im Frühjahr 2004 die Ver- 
minderung der Flächeninanspruchnahme als Schwer- 
punktthema behandelt. Das Ziel der Bundesregierung, die 
zusätzliche Flächeninanspruchnahme bis zum Jahre 2020 
auf 30 ha/d zu begrenzen, steht im Mittelpunkt einer der- 
zeit erarbeiteten umfassenden Strategie zur Minderung 
der Flächeninanspruchnahme des Bundes, die zukünftige 
Weichenstellungen vorgeben soll. Im Sondergutachten 
Naturschutz 2002 hat der Umweltrat die ungebremste 
Flächeninanspruchnahme bereits als dauerhaft ungelöstes 
Umweltproblem herausgestellt und einen Instrumenten- 
mix zur Erreichung des 30-Hektar-Ziels vorgeschlagen. 
Die zentrale Rolle in einer zukünftigen Strategie zur Min- 
derung der Flächeninanspruchnahme sollte dabei dem In- 
strument der handelbaren Flächenausweisungsrechte zu- 
kommen. Allerdings wurde bereits konzediert (SRU, 
2002b, Abschnitt 5.1.1), dass bis zur Praxisreife dieses 
Modells noch zahlreiche Gestaltungsffagen zu lösen sind 
(z. B. im Hinblick auf Erstverteilung, Mengensteuerung 
im Zeitverlauf oder Befristung von Ausweisungsrechten). 

Im Folgenden werden die Entwicklung der Flächeninan- 
spruchnahme und die Fortschritte der Bundesregierung 
bei der Entwicklung einer Strategie zur Minderung der 
Flächeninanspruchnahme im Rahmen der Nachhaltig- 
keitsstrategie kommentiert sowie einige der oben erwähn- 
ten Gestaltungsfragen erneut aufgegriffen. Im Zentrum 
der Betrachtung steht dabei das Spannungsverhältnis zwi- 
schen räumlicher Planung und ökonomischen Steue- 
rungsinstrumenten zur Reduzierung der Flächeninan- 
spruchnahme. 

3.5.1 Entwicklung der Flächeninanspruch- 
nahme und ihre Auswirkungen auf 
Natur und Landschaft 

203. In den vergangenen Jahren nahm die Siedlungs- 
und Verkehrsfläche in Deutschland in erheblichem Maße 
auf Kosten der freien Landschaft zu. Der jährliche Zu- 


wachs entspricht derzeit etwa der l,5fachen Größe der 
Stadt München. Im zeitlichen Verlauf ist seit kurzem eine 
leichte Trendabschwächung erkennbar. In den Jahren 
1996 bis 2000 wurden durchschnittlich rund 130 ha/d in 
Anspruch genommen (DOSCH und BECKMANN, 
2003), im Jahr 2001 117 Hektar und im Jahr 2002 nur 
noch 105 Hektar (SCHOER und BECKER, 2003, S. 14). 
Die in den letzten Jahren rückläufige Nachfrage nach Flä- 
chen durch den Einbruch der Bauinvestitionen im Zuge 
der wirtschaftlichen Stagnation ist indes kein Grund zur 
Entwarnung, da sich der Trend schnell wieder umkehren 
kann. Nach wie vor sind wirksame Maßnahmen gefor- 
dert, um in die Nähe des von der Bundesregierung ange- 
strebten Zieles von 30 ha/d zu gelangen. Die neubean- 
spruchten Flächen wurden überwiegend für Wohnen, 
Handel und Dienstleistungen, zunehmend auch für Grün-, 
Freizeit- und Erholungsanlagen genutzt, während sich das 
Verkehrsflächenwachstum weiter verlangsamte. Annä- 
hernd die Hälfte der Siedlungs- und Verkehrsfläche ist 
versiegelt (UBA, 2003a). Dagegen nahm die Landwirt- 
schaftsfläche jeden Tag um circa 140 Hektar ab (Statisti- 
sches Bundesamt, 2002). 

204. Durch die Versiegelung von Flächen im Rahmen 
der Flächeninanspruchnahme wird ein Großteil der Funk- 
tionen des Naturhaushaltes auf den versiegelten Flächen 
dauerhaft beeinträchtigt oder vollständig zerstört. Dies 
betrifft die Lebensraumftmktion des Standortes, die Funk- 
tion des Bodens als natürliche Grundlage der Nah- 
rungsmittelproduktion, die Grundwassemeubildung, die 
Wasserrückhalte- und Abfiussverzögerungswirkung un- 
versiegelter Flächen (Flächenretention) und mesoklimati- 
sche Ausgleichswirkungen von unbebauten Frisch- und 
Kaltlufttransportflächen. Auch auf den nicht versiegelten 
Siedlungsflächen werden die meisten der genannten 
Funktionen des Naturhaushaltes stark beeinträchtigt. Mit 
der Bebauung gehen Bodenverdichtung und das Einbrin- 
gen von Bauschutt auch auf nicht versiegelten Flächen im 
Zuge der Bauarbeiten einher. Die begrünten Freiflächen 
im Siedlungsbereich können in aller Regel nicht die glei- 
chen Funktionen wie Flur und Wald übernehmen. Dies 
gilt insbesondere für die Lebensraumfunktion und das 
Landschaftserleben. Die Standortzerstörung durch Be- 
siedlung und Verkehr gilt als Hauptursache für den Rück- 
gang von einheimischen Farn- und Blütenpflanzen (BfN, 
2002, S. 80). 

205. Selbstverständlich kommt auch in Wohngebieten 
eine Vielzahl von Arten vor, die sich an die Bedingungen 
im besiedelten Bereich anpassen konnten. Teilweise ent- 
wickeln sich ehemals in Wald und Flur gefährdete Arten 
wie der Fuchs sogar zu Siedlungsfolgem, die in Städten 
ihre Bestände erheblich vergrößern konnten. Diese Ent- 
wicklung kann jedoch nicht den Rückgang der weniger 
anpassungsfähigen Arten der Flur oder der großräumig 
ungestörten Landschaften aufwiegen. Die Neuentwick- 
lung von Biodiversität in der Stadt unterliegt vielfältigen 
Restriktionen. KOWARIK (1992, S. 183) weist für Berlin 
nach, dass der Artenreichtum von Pflanzen wenig ge- 
störter, ursprünglicher Standorte höher ist als der wenig 
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gestörter Sekundärstandorte und mit Abstand höher als 
der stark gestörter Standorte. 

206. Das Problem der Flächeninanspruchnahme und 
Zersiedelung darf hinsichtlich der Wirkungen auf die 
Tier- und Pflanzenwelt und den erholungssuchenden 
Menschen nicht unabhängig von den Zerschneidungsef- 
fekten durch Verkehrstrassen beurteilt werden. Beide Ur- 
sachen bewirken eine Verkleinerung und Verinselung zu- 
sammenhängender Lebensräume. Störungen durch 
Siedlungen und Straßen fuhren indirekt ebenso zu Habi- 
tatverkleinerungen wie der direkte Verlust oder die Ver- 
kleinerung von Lebensräumen durch eine ungünstige Ver- 
teilung der Besiedlung. 

207. Insbesondere die Verteilung der Flächeninan- 
spruchnahme im Raum hat zu einer verstärkten Verkehrs - 
belastung einzelner Bevölkerungsgruppen geführt. Die 
Inanspruchnahme von Flächen für Wohnzwecke nimmt in 
Deutschland überproportional gegenüber dem Nicht- 
wohnbau zu (DOSCH und BECKMANN, 2003). Da die 
Wohngebiete überwiegend im Außenbereich realisiert 
wurden, entstanden immer größere Entfernungen zwi- 
schen Wohn- und Arbeitsstätte, die Verkehr erzeugen. Die 
Statistik bestätigt, dass die motorisierte Verkehrsleistung 
in Schlafstädten am höchsten ist (z. B. gegenüber Kembe- 
zirken oder Stadtrandsiedlungen) und mit sinkenden Ein- 
wohnerzahlen der Gemeinden zunimmt (HESSE, 2000, 
Tab. 1). 

208. In der jüngsten Vergangenheit ist im Wohnungsbau 
eine Tendenz zur verstärkten Innenentwicklung, also zur 
Inanspruchnahme von Siedlungs- oder Industriebrachen 
zu erkennen. Gleichzeitig wandern aber Gewerbe und an- 
dere Nichtwohnnutzungen an die Peripherie, was einer- 
seits Flächen im Innenbereich für Wohnnutzungen frei- 
macht, andererseits aber den positiven Effekt der Nutzung 
des Innenbereichs durch den Wohnungsbau in der Ge- 
samtbilanz überkompensiert (UBA, 2003b). 

3.5.2 Ziele und bisherige Strategien zur 
Eindämmung der 
Flächeninanspruchnahme 

209. Die Probleme der Flächeninanspruchnahme und 
adäquate Lösungsvorschläge werden seit langem disku- 
tiert. Bereits 1984 forderte REISS-SCHMIDT eine Kom- 
bination von Instrumenten gegen den „Flächenverbrauch“ 
in Form einer verstärkten Aktivierung „klassischer Pla- 
nungsinstrumente“, einer gezielten öffentlichen Förde- 
rung des Flächenrecyclings und Konkretisierungen der 
Sozialbindung des Eigentums im Bodenrecht. Normative 
politische Setzungen sollten einen Zielhorizont für die 
Dämpfung des Siedlungsflächenwachstums bilden. 

Fast 20 Jahre nach diesen weit blickenden Vorschlägen 
hat die Bundesregierung das Ziel, die Flächeninanspruch- 
nahme weit gehend zu reduzieren, in ihre Nachhaltig- 
keitsstrategie aufgenommen (Bundesregierung, 2002). Im 
Konsultationspapier zum Forschrittsbericht 2004, der das 
Schwerpunktthema „Verminderung der Flächeninan- 
spruchnahme“ der Nachhaltigkeitsstrategie konkretisiert 
(Bundesregierung, 2003, S. 13 ff), werden zur Umset- 


zung des 30-Hektar-Ziels planerische Maßnahmen und 
ökonomische Instrumente genannt. Insbesondere die ge- 
planten ökonomischen Maßnahmen weisen nach Ansicht 
des Umweltrates zwar in die richtige Richtung, aber bie- 
ten nicht die Gewähr, dass das 30-Hektar-Ziel auch er- 
reicht werden kann (vgl. zur Bewertung einzelner Maß- 
nahmen SRU, 2002b). Derzeit laufen verschiedene durch 
das BMU und das BMVBW initiierte Forschungsvorha- 
ben, die zur näheren Ausgestaltung einer Strategie zur 
Minderung der Flächeninanspruchnahme herangezogen 
werden sollen (vgl. BMU, 2003; BBR, 2003). Planerische 
Maßnahmen allein werden bei Beibehaltung des bisheri- 
gen Planungssystems kaum zu nennenswerten Erfolgen 
führen. Die planerischen Leitbilder einer „Stadt der 
kurzen Wege“ (BMBau, 1996) und der dezentralen 
Konzentration auf regionaler Ebene (BMBau, 1993, 
1995) sind schon seit langem vorgegeben, konnten sich 
aber in der Praxis nur sehr bedingt durchsetzen (z. B. 
HABERMANN-NIEßE und KLEHN, 2002). In der Pra- 
xis ist das Ziel der raumordnerischen Beschränkung von 
Gemeinden ohne weitere zentralörtliche Funktionen auf 
die Eigenentwicklung weit gehend wirkungslos geblieben 
(SCHMIDT-EICHSTAEDT et al, 2001, S. 83). Tenden- 
ziell verlagerte sich die Siedlungsflächenzunahme im 
Bundesgebiet in den letzten Jahrzehnten von den verdich- 
teten in die ländlich geprägten Kreistypen (DOSCH und 
BECKMANN, 2003). Die verfügbaren raumplanerischen 
Instrumente konnten offenbar nicht wirkungsvoll genug 
einem dispersen Siedlungswachstum entgegensteuem 
(SCHMIDT-EICHSTAEDT et al, 2001, S. 83). Auch die 
Flächeninanspruchnahme pro Kopf der Bevölkerung 
nahm ungeachtet raumplanerischer Bemühungen immer 
stärker zu. 

Die mangelnde Steuerungskraft der Planung ist vor allem 
auf die vom Umweltrat in seinem Sondergutachten Natur- 
schutz (SRU, 2002b) genannten gegenläufigen Anreize 
durch Förderstrukturen und steuerliche Instrumente sowie 
fehlende ökonomische Instrumente zur Tendenzsteuerung 
der Flächeninanspruchnahme zurückzuführen (vgl. auch 
APEL et al., 2000). Die Bundesbeteiligung an der Sub- 
jektforderung im Wohnungsbau - wichtigster Posten ist 
die Eigenheimzulage - betrug 4,1 Mrd. Euro im Jahr 
2000 (Tendenz steigend) (UBA, 2003b, S. 7), obgleich in 
den meisten Regionen kein Mangel an Wohnraum be- 
steht. Eine vergleichbare Summe wird von den Ländern 
und ein weiterer Anteil von den Kommunen beigesteuert 
(ebd.). So werden die Berufspendler durch die Entfer- 
nungspauschale mit Steuererleichterungen im Rahmen 
von 4,2 Mrd. Euro im Jahr unterstützt (KRAPPWEIS, 
2003, S. 14). Neben einem Anreiz für die Flächeninan- 
spruchnahme stellen diese Summen eine erhebliche Be- 
lastung der öffentlichen Finanzen dar. Bodenwertsteige- 
rungen durch die kommunale Bauleitplanung kommen 
ferner einseitig den Grundstückseigentümern zugute, 
während Einschränkungen des einmal gewährten Bau- 
rechts Entschädigungszahlungen nach sich ziehen, was 
die Kommunen davon abhält, baurechtliche Ausweisun- 
gen zurückzunehmen (s. bereits REISS-SCHMIDT, 
1984). Das Fehlen wirksamer Steuerungsinstrumente 
wiegt in dem föderal geprägten deutschen Planungssystem 
mit kommunaler Planungshoheit besonders schwer. 
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Selbst bezüglich der Interpretation des Rechtes der Ge- 
meinden auf Eigenentwicklung bestehen rechtliche Unsi- 
eherheiten. Derzeit sind die Berechnungsfaktoren für die 
Ermittlung des Wohnflächenbedarfs in erheblichem Maße 
unbestimmt, wodurch die Rechtskontrolle der Bauleit- 
pläne für die höheren Verwaltungsbehörden stark er- 
schwert wird (SCHMIDT-EICHSTAEDT et al, 2001, 
S. 83). Die Beschränkung einer Gemeinde auf ihre Eigen- 
entwicklung wird in der Raumplanung in der Regel dahin 
gehend verstanden, dass die Deckung eines an die Ein- 
wohnerentwicklung geknüpften örtlichen Siedlungsflä- 
ehenbedarfs möglich bleibt. Diese übliche Definition des 
Begriffs der Eigenentwicklung schränkt die Steuerungs- 
funktion der Raumordnung stark ein, denn 

- die zugestandene Entwicklung basiert auf einer Prog- 
nose, die zwangsläufig gerade in kleinen Gemeinden 
unsicher ist, und 

- die Bezugnahme auf die Eigenentwicklung enthält 
eine Verführung zur geschönten Darstellung der zu- 
künftigen Entwicklung, mit der Folge, dass grundsätz- 
lich von einem maximalen Flächenbedarf ausgegan- 
gen wird (s. SCHMIDT-EICHSTAEDT et al., 2001, 
S. 34). 

Demgegenüber schlagen SCHMIDT-EICHSTAEDT et al. 
vor, die Definition der Eigenentwicklung an die der- 
zeitige Siedlungsfiäche zu binden. Der Zuwachs für 
Gewerbeflächen soll durch die Regionalplanung nach in- 
dividuellen Kriterien des Bedarfs gewährt werden 
(Differenzierung dieses Vorschlages in SCHMIDT- 
EICHSTAEDT et al., 2001, S. 83). 

Bei Verwirklichung solcher Vorschläge muss die kommu- 
nale Planungshoheit angemessen in die landesplanerische 
Abwägung eingestellt werden. Bei entsprechendem Ge- 
wicht der überörtlichen Ziele sind allerdings auch gravie- 
rende und verbindliche Vorgaben für die kommunale 
Bauleitplanung in Form von Zielen der Raumordnung 
und Landesplanung zulässig. Solche Zielsetzungen sind 
gemäß § 1 Abs. 4 BauGB für die Kommunen strikt ver- 
bindlieh und der planerischen Abwägung entzogen 
(BVerwGE 90, 329,331 ff). 

210. Flächenrecycling kann einen wichtigen Beitrag zur 
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme leisten. Der- 
zeit ist jedoch trotz erheblicher Inanspruchnahme von 
Neufläehen sogar ein Anstieg der Braehfläehen (altindus- 
trielle Flächen, Baulücken, erschlossene, aber nicht ge- 
nutzte Gewerbegebiete) von circa 9 ha/d zu verzeichnen 
(Bund/Länder-Arbeitskreis für steuerliche und wirtschaft- 
liche Fragen des Umweltsehutzes, 2003, S. 5). Neben den 
oben beschriebenen Anreizen zur Inanspruchnahme von 
Neufläehen gibt es eine Reihe von Hindernissen, die das 
Fläehenreeycling erschweren. Der hohe Aufwand der 
Grundstücksaufbereitung (einschließlich Entfernung alter 
Einbauten), rechtliche Auflagen (SIMSCH et al., 2000, 
S. 65), der häufig bestehende Altlastenverdacht oder erst 
im Zuge des Projektes gefundene Altlasten und gegebe- 
nenfalls eine ungünstige Lage beziehungsweise Verkehrs- 
anbindung führen zu einer mangelnden Attraktivität der 
Fläehen gegenüber der „Grünen Wiese“ und ziehen Un- 
wägbarkeiten in Form von zeitlichen, reehtliehen und fi- 


nanziellen Risiken naeh sich. Darüber hinaus wird das 
Flächenrecycling auch durch ungünstige planerische und 
administrative Bedingungen behindert: Häufig sind die 
Flächen nicht Teil eines städtebaulichen Gesamtkonzepts, 
im Außenbereich reichlich ausgewiesene Flächen ver- 
schärfen die Preiskonkurrenz oder komplexe behördliche 
Zuständigkeiten sowie mangelnde Organisationsstruktu- 
ren behindern die Umsetzung (naeh STOCK, 2003). 

3.5.3 Steuerungsansätze zwischen Planung 
und ökonomischen Instrumenten 

Das Beispiel England 

211. Dass eine nennenswerte Reduzierung der Flächen- 
inanspruchnahme in einem Industrieland mit hoher wirt- 
schaftlicher Dynamik prinzipiell möglich ist, zeigt das 
Beispiel England. Dort gelingt es, die Flächenumwand- 
lung hin zu Urbanen Nutzungen auf nur circa 24 bis 30 % 
der deutschen Rate zu begrenzen. In England wurden in 
der jüngeren Vergangenheit lediglieh 12,7 Hektar pro 
Jahr und 100 000 Ew. (bzw. 28,3 Hektar pro Jahr und 
100 000 Ew. für alle Entwicklungsaktivitäten einschließ- 
lich des Fläehenreeyclings im Innenbereich) in Anspruch 
genommen. Demgegenüber beträgt der entsprechende 
Wert für Deutschland 52 Hektar pro Jahr und 
100 000 Ew. (im Jahre 2001). Auch wenn man aus Grün- 
den der statistischen Vergleiehbarkeit die Erholungs- 
flächen von diesem Wert abzieht, da in England die Erho- 
lungsflächen nicht in die Summe der Konversionsflächen 
eingerechnet werden, verbleibt für Deufschland noch eine 
Flächeninanspruchnahme von 40 Hektar pro Jahr und 
100 000 Ew. (s. HAAREN und NADIN, 2003). Die Eng- 
länder untersehreiten damit das deutsche Ziel für 2020 
bereits heute. Erstaunlieh ist vor allem die hohe Rate des 
Flächenrecyclings durch Inanspruchnahme zuvor bereits 
entwickelter Flächen (previously developed land). Die 
Inanspruchnahme solcher Fläehen (also vor allem städti- 
scher Brachen) ist in England seit Jahren steigend und 
beträgt für die Wohnbebauung circa 58 % (Durchschnitts- 
wert 1997 bis 2001, DEFRA, 2003b, Tab. 5). In länd- 
lichen Gebieten liegt der Anteil unter diesem Dureh- 
schnittswert, in Ballungsräumen weit darüber (ebd.). 

Dieser Erfolg in der Freiraumsicherung ist im Vergleich 
zu Deutschland allem Anschein nach vor allem darauf zu- 
rüekzuführen, dass 

- das englische Planungssystem zentral organisiert ist 
und es dadurch möglich wird, in weit größerem Maße 
als im deutschen System national relevante Ziele wie 
das Flächenrecyeling auch auf der lokalen Ebene zu 
verfolgen; 

- das englische Steuersystem für die Kommunen kaum 
Anreize für die Steigerung der Einwohnerzahlen oder 
Ausweisung von Gewerbeflächen über den direkten 
Bedarf hinaus gibt. Im Gegenteil: viele englische 
Kommunen setzen nur widerwillig die Vorgaben der 
Zentralregierung zur Siedlungsentwicklung um. In 
Deutschland hingegen verstärkt die vergleichsweise 
große finanzielle Unabhängigkeit der Gemeinden von 
der Bundesebene und die Abhängigkeit ihrer Finanzie- 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


- 167- 


Drucksache 1 5/3600 


rung von der Gewerbesteuer sowie der Einwohnerzahl 
den Trend zu umfangreichen Flächenausweisungen 
und -erschließungen für die Besiedlung (s. SRU, 
2002b). Die deutschen Kommunen können diese Ziele 
aufgrund ihrer durch die Verfassung garantierten Pla- 
nungshoheit relativ ungehemmt verfolgen. Die Gren- 
zen der Planungshoheit sind z. T. sehr unkonkret fest- 
gelegt (bspw. fehlen quantitative Vorgaben für die 
Definition der Eigenentwicklung); 

- die englische Regierung mit Nachdruck eine Green- 
Äe/t-Politik betreibt, die in der Bevölkerung trotz sehr 
hoher Preise für Mieten und Wohneigentum Unterstüt- 
zung findet (Times July 19-2002: Green beit safe but 
new homes must be built, says Prescott) 

(vgl. HAAREN und NADIN, 2003). 

Eine Übertragung des englischen Systems auf Deutsch- 
land ist nur schwer mit den derzeitigen politischen Tradi- 
tionen in Deutschland zu vereinbaren und würde eine 
weit gehende Umstrukturierung des Planungs- und Steu- 
ersystems erfordern. Dennoch lässt sich aus dem engli- 
schen Beispiel ableiten, dass eine Stärkung überlokaler 
Planungskompetenzen auch in Deutschland sinnvoll sein 
könnte und dass eine Kombination aus ökonomischen 
und planerischen Ansätzen erfolgreich sein kann. Kosme- 
tische Veränderungen am System der Raumplanung oder 
im Bereich der ökonomischen Instrumente werden aller- 
dings nicht ausreichen. 

Steuerungsmöglichkeiten 

212 . Um das Flächenziel von 30 ha/d bis 2020 zu errei- 
chen, sind aktive politische Maßnahmen notwendig, die 
vor allem auf eine Nutzung bestehender Kapazitäten 
(leerstehende Wohn- und Gewerbeflächen), Nutzung von 
Urbanen Brachen, Verdichtung im Bestand sowie Priorität 
für flächensparende Bauweisen abzielen. Die Bereitschaft 
der Bevölkerung, den Wohnraumbedarf der jeweiligen 
Lebensphase anzupassen, sollte gefördert und Freiraum- 
qualitäten der Städte sowie die Erholungsqualität der 
Landschaft in unmittelbarer Nähe von Verdichtungszen- 
tren sollten entwickelt werden, um das Wohnen in der 
Stadt attraktiver zu machen. 

213 . Instrumente, die das Versagen der überlokalen 
Steuerung in Deutschland mindern könnten, wurden vom 
Umweltrat benannt (SRU, 2002b, Tz. 149 ff). Sie umfas- 
sen 

- eine Reform des derzeitigen Steuersystems und den 
Abbau von Zuschüssen, die den Flächenverbrauch för- 
dern (insbesondere die Eigenheimzulage und Pendler- 
pauschale), 

- die Weiterentwicklung des Konzeptes von handelba- 
ren Flächenausweisungsrechten für die Gemeinden 

- und die Einführung eines ökologischen Finanzaus- 
gleichs für Städte und Gemeinden, die auf Entwick- 
lung verzichten, dafür aber ökologische Leistungen 
bereitstellen. 

Die Diskussion eines Instrumentenmix sollte zusätzlich 
auch die Möglichkeiten einer Stärkung überlokaler Steue- 


rungskompetenzen in Bereichen umfassen, in denen die 
derzeitige Verteilung der Zuständigkeiten und Kontroll- 
befugnisse sich nicht bewährt hat. 

214 . Der Umweltrat plädiert nach wie vor nachdrück- 
lich für einen Instrumentenmix, in dem handelbare Flä- 
chenausweisungsrechte eine zentrale Rolle spielen. Eine 
Steuerung durch die Raumplanung allein - zum Beispiel 
durch die Zuteilung von bindenden Obergrenzen der 
künftigen Siedlungsentwicklung an die Gemeinden - 
wäre zwar verfassungsrechtlich zulässig (BRANDT und 
SANDEN, 2003), aus ökonomischer Sicht hat dieser Weg 
aber den Nachteil, dass eine flexible bedarfsorientierte 
Allokation der Flächenausweisungsrechte nicht möglich 
ist. Andererseits muss die Wirkung handelbarer Flächen- 
ausweisungsrechte unter Umweltgesichtspunkten durch 
die Raumplanung „gezähmt“ werden. Da handelbare Flä- 
chenausweisungsrechte nur das Ausmaß der Flächeninan- 
spruchnahme begrenzen können und eine sinnvolle Ver- 
teilung im Raum lediglich unter ökonomischen Aspekten 
gewährleisten, bedürfen sie des Zusammenspiels mit der 
räumlichen Planung, die gewährleisten sollte, dass die 
konkrete Ausprägung von Natur und Landschaft im 
Raum bei der Flächeninanspruchnahme berücksichtigt 
wird. In einer Vorstudie für die Ausgestaltung eines Sys- 
tems handelbarer Flächenausweisungsrechte am Beispiel 
des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe wurden Optio- 
nen, wie die Belange von Natur und Umwelt berücksich- 
tigt werden könnten, bereits analysiert (BÖHM et ah, 
2002 ). 

215 . Die Bedeutung, die den beiden Instrumententypen 
Flächenhandel versus Raumplanung zukommt, hängt da- 
von ab, wie das Quotensystem im Einzelnen ausgestaltet 
wird und welches Gewicht der Optimierung unter ökono- 
mischen Gesichtspunkten beigemessen wird. In der Frage 
nach der sinnvollen Kombination von Flächenhandel und 
Raumplanung liegt eine der entscheidenden konzeptio- 
nellen Herausforderungen für die Weiterentwicklung ei- 
ner Strategie zur Minderung der Flächeninanspruch- 
nahme. Drei Ansatzpunkte sind für die Raumplanung bei 
der Kombination der beiden Instrumente denkbar: 

- Die Erstzuteilung der handelbaren Rechte an die Ge- 
meinden orientiert sich auch an raumplanerischen Zie- 
len. 

- Raumplanerische Ziele werden bei der Umgestaltung 
des kommunalen Finanzausgleichs berücksichtigt. 

- Die Raumplanung gibt bestimmte Gebiete vor, in de- 
nen eine Ausübung von Flächenausweisungsrechten 
nicht oder nur in bestimmten Grenzen oder nur zu be- 
stimmten Zwecken erfolgen darf 

Die ersten beiden Optionen sind zwar für die Effizienz 
handelbarer Flächenausweisungsrechte unschädlich. Ihre 
Effektivität unter Gesichtspunkten des Umwelt- und Na- 
turschutzes ist jedoch nicht ausreichend. Die erste Option 

- die in der Studie für den Nachbarschaftsverband Karls- 
ruhe verfolgt wurde- bedeutet, dass Gemeinden mit 
hohem Anteil an für den Naturschutz wertvollen oder um- 
weltempfmdlichen Flächen in der Erstzuteilung benach- 
teiligt werden. Die Gemeinden wären gleichwohl nicht 
daran gehindert, schutzwürdige oder -bedürftige Flächen 
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in Anspruch zunehmen - allerdings unter Inkaufnahme 
höherer Kosten. Eine Verringerung der Menge der Flä- 
chenzertifikate unter Umweltgesichtspunkten bereits bei 
der Erstzuteilung hätte ferner den Nachteil, dass die Ge- 
meinden keinen Ausgleich über interkommunale Koope- 
ration herbeiführen könnten. Entstehende Nachteile 
wären gegebenenfalls durch einen ökologischen Finanz- 
ausgleich für die Kommunen zu kompensieren. 

Die zweite Option - Berücksichtigung raumplanerischer 
Ziele bei der Umgestaltung des kommunalen Finanzaus- 
gleichs - kann so ausgestaltet werden, dass ein Anreiz, 
Umweltfunktionen zu erhalten, geschaffen wird. In Räu- 
men mit hoher Wirtschaftsdynamik müsste dieser Anreiz 
allerdings beträchtlich sein, um den gewünschten Effekt 
zu erzielen (vgl. SRU, 2002b, Tz. 183 ff). Im Übrigen 
würde diese Option vor allem Vorteile für Gebiete mit oh- 
nehin geringer Siedlungsdynamik bringen. 

Lediglich die dritte Option garantiert die erwünschte 
Steuerung der Flächennutzung. Die planungsrechtliche 
Regulierung sollte die Grundlage für eine Mengensteue- 
rung im Wege handelbarer Flächenausweisungsrechte bil- 
den (SCHMALHOLZ, 2004; BIZER und EWRING- 
MANN, 1999, S. 511). Zwar wird die ökonomische 
Effizienz handelbarer Flächenausweisungsrechte umso 
stärker vermindert, je weiter die Handlungsspielräume 
der Gemeinden durch zusätzliche raumplanerische Vorga- 
ben eingeschränkt werden. Eine Feinsteuerung der Flä- 
chenausweisungen zur Berücksichtigung von Umwelt- 
und Naturschutzaspekten erfordert aber gerade solche 
raumplanerischen Vorgaben. Die Ausgestaltung des Ver- 
hältnisses beider Instrumente zueinander sollte sieh an 
folgenden Eckpunkten orientieren (s. auch SCHMAL- 
HOLZ, 2004): 

- Im Wege hoheitlicher Zielfestlegung wird auf der 
übergeordneten Ebene von Bund und Ländern die ma- 
ximal ausweisbare Fläche pro Zeiteinheit begrenzt. 

- Daran anschließend erfolgt die quantitative Steuerung 
der Flächennutzung durch ein System handelbarer Flä- 
chenausweisungsreehte. 

- Die Nutzungen werden qualitativ durch Vorgaben der 
Raumplanung sowie des sonstigen Planungs- und Um- 
weltrechts bestimmt. Das heißt Nutzungsansprüche 
sind auf die nach Umwelt- und Planungsrecht zulässi- 
gen Bereiche zu konzentrieren. Auf der Grundlage des 
maßgeblichen Umwelt- und Planungsrechts entschei- 
det sich beispielsweise, wie und wo gebaut werden 
darf oder ob etwa aufgrund der Eingriffsregelung ein 
Ausgleich erfolgen muss. 

Mit einer solchen Vorgehensweise würde die Effizienz 
handelbarer Flächenausweisungsreehte nicht wesentlich 
beeinträchtigt. Sie kann allerdings durchaus dazu führen, 
dass für manehe Gemeinden aufgrund von Umweltres- 
triktionen eine Siedlungsentwicklung eingeschränkt oder 
teilweise ausgeschlossen wird. Im Nachbarschafts- 
verband Karlsruhe würden beispielsweise -unter der 
Voraussetzung, dass sich der Bedarf nach Flächen ent- 
sprechend den in Flächennutzungsplänen bereits doku- 
mentierten Vorstellungen wieder etwas erhöht und unter 
Berücksichtigung lediglich der ökologisch wertvollsten 


Flächenkategorien - die zukünftig erschließbaren Baufiä- 
chen nur für weniger als 20 Jahre ausreichen, um den Be- 
darf zu decken (vgl. BÖHM ef al., 2002, S. 27). Vor die- 
sem Hinfergrund wird evident, dass Flächeneinsparungen 
notwendiger Bestandteil der zukünftigen Stadtentwick- 
lung sein müssen. Daneben steht es betroffenen Gemein- 
den allerdings offen, ihren Entwicklungsbedarf über den 
Einsatz von Flächenausweisungsrechten in regionalen 
oder interkommunalen Siedlungs- und Gewerbegebieten 
zu decken. 

216 . Unter Berücksichtigung der genannten Vor- und 
Nachteile verspricht folgende Kombination der Instru- 
mente aus der Sicht des Umweltrates die besten Wirkun- 
gen: 

Aufgrund von Kriterien wie dem der Einwohnerzahl, aber 
ohne Berücksichtigung von Umweltgesichtpunkten soll- 
ten quantitative Ziele der Flächeninanspruchnahme für 
die Länder formuliert werden (näher zur Auswahl der 
Kriterien s. SRU, 2002b, Tz. 169; BÖHM et al., 2002). 
Die dazu notwendigen gesetzlichen Grundlagen müssten 
allerdings zunächst geschaffen werden. Die gleichen 
Kriterien wären der Erstzuteilung der Quoten an die ein- 
zelnen Gemeinden durch die Länder zugrunde zu legen. 
Die Landschaftsplanung beziehungsweise die Raum- 
planung geben die Gebiete vor, in denen dann Flächen- 
ausweisungen zur Realisierung der Flächenausweisungs- 
quoten nicht oder nur begrenzt möglich sind. Eine 
Gesamtbilanz dieser Fläehen auf Landesebene und Kri- 
terien für die Ausweisung solcher Flächen sollfen sicher- 
stellen, dass dabei ausreichend Spielraum für einen Flä- 
chenhandel verbleib!. Gemeinden, die durch den 
Ausschluss von Flächen überproporfional in ihrer flä- 
chenverbrauchenden Baufäfigkeit gehemmt werden, kön- 
nen sich einerseits durch den Verkauf von Zertifikaten 
entschädigen. Andererseits sollten sie bei der Realisie- 
rung von regionalen und interkommunalen Gewerbe- und 
Siedlungsflächenpools besonders aktiv werden. Eine 
Kompensation von Nachteilen für diese Gemeinden 
könnte ebenfalls über einen ökologischen Finanzaus- 
gleich in der Gemeindefmanzierung erfolgen. Alternativ 
könnte eine Regionalisierung der Kommunalfinanzen 
(gemeinsame Bewirtschaftung von Steuereinnahmen und 
Ausgaben) den Wettbewerbsdruck zwischen den Gemein- 
den im Flächenmarkt mildem (UBA, 2003b) und somit 
auch die Notwendigkeit für Entschädigungen von Ge- 
meinden mit hohen, ökologisch bedeutsamen Flächenan- 
teilen verringern. Durch diese Kombination des Flächen- 
handels mit der oben erwähnten dritten Option (und ggf 
der zweiten Option) wird zwar die Effizienz der Flächen- 
allokation unter ökonomischen Gesichtspunkten etwas 
vermindert. Die überzeugenden Vorteile des Flächenhan- 
dels werden dadurch jedoch nicht grandsätzlich angetas- 
tet: Nach wie vor gibt es eine absolute Deckelung, die ein 
Erreichen des Flächenziels garantiert und zugleich ist si- 
chergestellt, dass die Flächenausweisungen innerhalb der 
durch die Raumplanung gesetzten Grenzen auf effiziente 
Weise erfolgt. Gemeinden, die ihre Flächenrechte nicht 
oder nicht vollständig realisieren können - sei es auf- 
grund geringer Entwicklungsdynamik, sei es aufgrand 
von Umweltauflagen - erhalten durch den Verkauf ihrer 
Flächenausweisungsrechte einen finanziellen Ausgleich 
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oder können die Kooperation mit der Region beziehungs- 
weise mit anderen Gemeinden suchen. Die Siedlungs- 
und Gewerbetätigkeit konzentriert sich in Räumen mit 
der höchsten ökonomischen Dynamik und gleichzeitig 
geringer Empfindlichkeit oder Schutzwürdigkeit von Na- 
tur und Landschaft. Neben diesen Kembestandteilen einer 
neuen Flächenpolitik sollten folgende Maßnahmen flan- 
kierend beziehungsweise zur Minderung von Anreizen 
zur Flächeninanspruchnahme hinzutreten (s. SRU, 2002b; 
UBA, 2003b; Deutscher Städtetag, 2002): 

- Eine Umstrukturierung der Wohnungsbauförderung 
würde Anreize zur Flächeninanspruchnahme abbauen 
und Bund und Länder finanziell entlasten. Für die Zu- 
kunft wird erwartet, dass der Bedarf an zusätzlichem 
Wohnraum stark zurückgehen wird. Angesichts beste- 
hender Wohnungsleerstände sollte die Wohnungs- 
bauförderung auf die Bestandsverbesserung ein- 
schließlich des Wohnumfeldes konzentriert und die 
Eigenheimförderung abgeschafft oder zumindest auf 
das Recycling von Siedlungsflächen begrenzt werden. 
Positive Anreize zum Flächensparen können darüber 
hinaus durch eine Umwandlung der Grunderwerb- 
steuer in eine Neubesiedlungsteuer geschaffen wer- 
den. ln eine ähnliche Richtung würde die Erhebung 
von Ersatzzahlungen für die Neuversiegelung von Flä- 
chen im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffs- 
regelung wirken. 

- Um die Freigabe einmal baurechtlich ausgewiesener 
Flächen zu erleichtern, sollten planungsbedingte Bo- 
denwertzuwächse in angemessenem Umfang abge- 
schöpft und in Fonds zur Entschädigung von Grund- 
eigentümern eingezahlt werden. 

- Das Flächenrecycling und die Innenentwicklung 
könnten im Rahmen der Städtebauförderung, aber ge- 
gebenenfalls auch durch die Vorgabe von Quoten im 
Baugesetzbuch gefördert werden. Hierzu ist zudem als 
Grundlage die Einführung eines Flächeninformations- 
systems erforderlich, welches unter anderem ein Bau- 
landkataster für Recyclingflächen mit dem Altlasten- 
kataster verknüpft (vgl. Kap. 9). Ferner sollte das 
Management von Flächenrecyclingprojekten verbes- 
sert werden, beispielsweise durch die frühzeitige Ent- 
wicklung eines flexiblen Nutzungskonzeptes, gute 
Einbindung in städtebauliche Planungen, Optimierung 
der Gesamtwirtschaftlichkeitsberechnungen oder die 
Ausrichtung von Planungsverfahren auf das Ziel Flä- 
chenrecycling (s. auch SIMSCH et ah, 2000). Über 
indirekte Förderungen wie Steuerabschreibungen und 
Haftungsbeschränkungen könnten Mittel privater 
Investoren stärker verfügbar gemacht werden 
(BARCZEWSKl et ak, 2003, S. 62). Eine Arbeits- 
gruppe des Altlastenforums Baden-Württemberg hat 
sich zur Aufgabe gemacht, nach Möglichkeiten zu su- 
chen, wie ohne Rückgriff auf die öffentlichen Kassen 
Anreize für private Investitionen geschaffen werden 
können (ebd.). Eine verstärkte Nutzung des nach 
BBodSchG vorgesehenen Instrumentes öffentlich- 
rechtlicher Verträge kann die Risiken für den Investor 
begrenzen (BVBA, o. J.). Die verschiedenen für Flä- 
chenrecyclingprojekte erforderlichen Genehmigungs- 


verfahren, beispielsweise nach Baurecht, Abfallrecht 
und Bodenschutzrecht, sollten gebündelt werden. Die 
Erfahrung zeigt, dass die Einrichtung einer Stabsstelle 
Flächenrecycling in der Stadtverwaltung dieses er- 
leichtert (BLANKENHORN, 2003). 

217 . Die genaue Ausgestaltung der vorgeschlagenen 
Strategie zur Minderung der Flächeninanspruchnahme 
bedarf weiterer Erforschung und Erprobung. Einzelne 
Elemente der Strategie werden jedoch bereits gegenwär- 
tig erfolgreich praktiziert. Beispielsweise wurde im Re- 
gierungsbezirk Münster im Gebietsentwicklungsplan 
(GEP, entspricht dem Regionalen Raumordungsplan) ein 
Flächenbedarfskonto für die Kommunen eingerichtet, in 
dem jede Kommune ihren vorrausichtlichen Siedlungsflä- 
chenbedarf anmelden konnte, ohne schon konkrete Flä- 
chen im GEP zu benennen. Dadurch wird verhindert, dass 
bereits durch die Planaufstellung besondere Begehrlich- 
keiten bei den Flächeneigentümem entstehen und die 
Kommunen können später flexibler handeln, beispiels- 
weise im Rahmen eines Flächentauschs. So konnte eine 
Gemeinde ein Gewerbegebiet einrichten, das auch Teil- 
flächen eines regionalen Grünzugs in Anspruch nahm. 
Als Ausgleich vergrößerte die Nachbargemeinde parallel 
den Grünzug auf ihrem Gebiet und wurde im Gegenzug 
an dem Gewerbegebiet beteiligt. Grundlage hierfür war, 
dass beide Gemeinden Flächenausweisungsrechte von ih- 
rem Flächenbedarfskonto einbrachten, beziehungsweise 
diejenige, die den Anteil am Grünzug übernahm. Flä- 
chenausweisungsrechte von der anderen übertragen be- 
kam. So konnten beide Gemeinden von der Entwicklung 
des Gewerbegebietes profitieren und gleichzeitig konnte 
der regionale Grünzug in seiner Größe erhalten werden. 

Ein anderes Beispiel ist der regionale Gewerbefiächen- 
pool Neckar-Alb in Baden-Württemberg. Dort wird ver- 
sucht, in einem regionalen Gewerbeflächenpool die Ge- 
werbeflächen möglichst vieler Städte und Gemeinden 
gemeinsam zu vermarkten und damit die Konkurrenz un- 
tereinander auszuschalten (GUST, 2003). Außerdem ist 
vorgesehen, dass sich Gemeinden mit topographisch un- 
günstiger Lage auch ohne eigene Fläche beteiligen kön- 
nen, indem sie eine finanzielle Einlage in den Pool täti- 
gen. Sie partizipieren somit am wirtschaftlichen Erfolg 
des Gewerbefiächenpools ohne landschaftlich empfindli- 
che Flächen nutzen zu müssen. Neben neuen Gewerbeflä- 
chen sollen auch Gewerbebrachen eingebracht werden 
können. 

Im Gewerbefiächenpool Neckar-Alb soll ein Zweckver- 
band als Grundlage einer weiteren Kooperation einge- 
richtet werden. In der Satzung des Verbandes sind Verfah- 
rensregeln niedergelegt, die ein gerechtes Handeln 
sicherstellen. Die eingebrachten Flächen und Kapitalein- 
lagen werden nach ihrem Preis bewertet. Entsprechend 
dem eingebrachten Anteil werden später die Erlöse aus 
allen Flächen, insbesondere aus dem Flächenverkauf und 
später auch aus der Gewerbesteuer ausgeschüttet. Vorteile 
für die beteiligten Gemeinden sind unter anderem, dass 
die Investitionsrisiken für eine Gewerbeflächenauswei- 
sung verteilt werden und dass die Gemeinden aufgrund 
des Branchenmix im Gewerbeflächenpool über die 
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Gewerbesteuer stabilere Einnahmen erwarten können 
(GUST, 2003). 

3.5.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

218. Die hohe Rate der Flächeninanspruchnahme gehört 
in Deutschland nach wie vor zu den dauerhaft ungelösten 
Umweltproblemen. Ihre Auswirkungen beeinträchtigen 
nicht nur wichtige Funktionen des Naturhaushaltes, son- 
dern auch die Lebensqualität der Menschen. Die ungüns- 
tige Verteilung der Siedlungsentwicklung im Raum ver- 
schärft des Weiteren das Verkehrsproblem. Zwar zeigen 
Erfolge der Siedlungssteuerung in England, dass das von 
der Bundesregierung formulierte Ziel, die zusätzliche Flä- 
cheninanspruchnahme auf 30 ha/d zu begrenzen, prinzipi- 
ell nicht unrealistisch ist. Im Rahmen des existierenden 
bundesdeutschen Planungssystems konnten gleichwohl 
allein durch planerische Mittel bisher keine ausreichen- 
den Steuerungswirkungen entfaltet werden. Für eine 
wirksame Strategie zur Minderung der Flächen- 
inanspruchnahme der Bundesregierung empfiehlt der Um- 
weltrat deshalb unter Rückgriff auf bereits unterbreitete 
Vorschläge (SRU, 2002b) folgenden Instrumentenmix: 

- Einführung eines Systems der handelbaren Flächen- 
ausweisungsrechte mit Zuteilung der Ausweisungs- 
rechte für die Länder nach klaren politisch festzule- 
genden BCriterien durch die Bundesraumordnung. 

- Kombination dieses Systems mit der Landesplanung, 
die die Erstzuteilung von Flächenausweisungsrechten 
an die Regionen oder gegebenenfalls direkt an die Ge- 
meinden vomimmt. Auf der Grundlage der Land- 
schaftsplanung sollten in den Plänen der Raumord- 
nung auch die Flächen dargestellt werden, auf denen 
eine Siedlungsentwicklung unter Gesichtspunkten des 
Natur- und Umweltschutzes unterbleiben muss. Die 
überörtliche Raumplanung beschneidet damit die 
Möglichkeiten der Gemeinden, auf besonders schutz- 
würdigen und empfindlichen Flächen im Gemeindege- 
biet ihre Ziele zur Siedlungsentwicklung mit den ih- 
nen zugewiesenen Flächenzertifikaten umzusetzen. 
Als Ausweg bleibt den Gemeinden der Verkauf der 
Flächenzertifikate oder deren Umsetzung in regiona- 
len beziehungsweise interkommunalen Siedlungs- 
oder Gewerbegebieten. Beispiele für die erfolgreiche 
Umsetzung solcher Kooperationen bestehen bereits. 
Ein weiterer Ausgleich könnte durch eine Reform des 
kommunalen Finanzausgleichs erfolgen, ln Zukunft 
sollte dort vermehrt die Bereitstellung ökologischer 
Funktionen berücksichtigt werden. 

Flankierend sind weitere Maßnahmen notwendig, um die 
Anreize zur Flächeninanspruchnahme zu verringern, da- 
runter vor allem: 

- der weitere Abbau von Förderinstrumenten und steu- 
erlichen Vergünstigungen, die eine starke Flächenin- 
anspruchnahme unterstützen (insbesondere Eigen- 
heimforderung und Entfemungspauschale, vgl. SRU, 
2002b), 

- die Verbesserung des rechtlichen Rahmens in ROG 
und BauGB durch: 


- die Möglichkeit, im Bundesraumordnungspro- 
gramm Mengenziele und gegebenenfalls Vertei- 
lungsschlüssel für die Zuteilung an die Bundeslän- 
der vorzugeben. Entsprechende Verpflichtungen 
sollten auch für die Landesraumordnungspro- 
gramme vorgesehen werden. Auf quantitative Vor- 
gaben abzielende Einschränkungen der kommuna- 
len Planungshoheit, die auch die Potenziale zur 
Innenentwicklung in Anschlag bringen, sind nach 
der Rechtslage offenbar durchaus möglich. 

- Vorgabe eines Mindestanteils für das Flächenrecyc- 
ling auf kommunaler Ebene und Förderung der 
Entwicklung im Innenbereich durch Stärkung der 
Städtebauförderung. 

Für die Umsetzung solcher Mengenvorgaben im Rahmen 
der Bauleitplanung und im Rahmen planungsrechtlicher 
Genehmigungstatbestände der §§ 30 ff. BauGB bedarf es 
allerdings einer Anpassung des öffentlichen Baurechts an 
solche Konzepte zur Flächennutzung seitens der Landes- 
planung. 

3.6 Europäische Landschaftskonvention 

3.6.1 Sachstand 

219. Obwohl in Deutschland und europaweit die fort- 
schreitende Nivellierung der Kulturlandschaften als Pro- 
blem identifiziert wurde und die Ursachen für diesen 
Wandel im Wesentlichen bekannt sind, ist eine Besserung 
bisher nicht in Sicht (s. SRU, 2002b). Unter anderem 
aufgrund dieser Erkenntnis verfasste und beschloss der 
Europarat im Oktober 2000 die Europäische Landschafts- 
konvention (European Landscape Convention, ELC), die 
das Ziel verfolgt, „den Schutz, die Pflege und die Gestal- 
tung der Landschaft zu fördern und die europäische Zu- 
sammenarbeit in Landschaftsfragen zu organisieren“ 
(Art. 3). Der Anstoß für dieses Übereinkommen ging 
Mitte der 1990er-Jahre vom Kongress der Regionen und 
Gemeinden Europas aus. Die ELC wurde auf der Basis 
der Mediterranean Landscape Charter (gezeichnet durch 
die Regionen Andalusien, Languedoc-Roussillon und 
Toskana) entwickelt. Der rechtliche Status ist der eines 
völkerrechtlichen Vertrages. 

Inhaltlich geht die Konvention von einem umfassenden 
Landschaftsverständnis und einem partizipatorischen An- 
satz aus. Landschaft wird umfassend definiert als „ein vom 
Menschen als solches wahrgenommenes Gebiet, dessen 
Charakter das Ergebnis des Wirkens und Zusammenwir- 
kens natürlicher und/oder anthropogener Faktoren ist“ 
(Art. la, gemäß der vorläufigen deutschen Übersetzung). 
Allerdings werden im Vergleich zu den breit angelegten 
Zielen des § 1 BNatSchG die Funktionsfahigkeit, die nach- 
haltige Nutzung, die Vielfalt und die Eigenart von Natur 
und Landschaft zu erhalten, in der ELC stärker die kultu- 
rellen Werte der Landschaft in den Vordergrund gerückt 
(s. etwa DEJEANT-PONS, 2002). Die Landschaftskon- 
vention bezieht sich auf das gesamte Territorium der Unter- 
zeichnerstaaten, also auf alle Landschaften - seien es na- 
türliche, ländliche oder städtische Gebiete, Land- oder 
Wasserflächen, außergewöhnlich schutzwürdige oder ge- 
schädigte Landschaften (Art. 2). Mit Unterzeichnung der 
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Landschaftskonvention verpflichten sich die Unter- 
zeichnerstaaten, Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung, 
Ausbildung und Erziehung sowie zur Landschafts- 
erhaltung, -planung und zum Landschaftsmanagement 
einschließlich landschaftsbezogener Qualitätsziele zu etab- 
lieren (Art. 5, 6). Dabei sollen Verfahren zur Öffentlich- 
keitsbeteiligung in der „Landschaftspolitik“ eingeftihrt 
werden sowie die Landschaftsbelange in verschiedene an- 
dere, sich möglicherweise unmittelbar oder mittelbar auf 
die Landschaft auswirkende Politiken, aufgenommen wer- 
den (Art. 5c, d). 

220. Bis Ende des Jahres 2003 haben 28 Staaten die 
Konvention unterzeichnet, von denen elf (Dänemark 
[ohne Grönland und die Färöer Inseln], Irland, Kroatien, 
Litauen, Mazedonien, Moldawien, Norwegen, Rumänien, 
San Marino, Slowenien, Türkei) auch ratifiziert haben 
(Europarat, 2003; Stand: Dezember 2003). Nachdem Ma- 
zedonien im November 2003 als zehnter Unterzeichner- 
staat ratifiziert hat, tritt die Konvention nunmehr am 
1 . März 2004 in Kraft. 

Deutschland hat an der Erstellung der Konvention inhalt- 
lich mitgearbeitet, diese bisher aber noch nicht unter- 
zeichnet. Die Zustimmung der Länder für eine Zeichnung 
der ELC liegt dem Bund vor, allerdings ist deren Haltung 
eher zögerlich. Grundsätzlich wurde vereinbart, dass sich 
in den Bundesländern regulatorisch nichts ändern müsse, 
sondern dass die Umsetzung der Landschaftskonvention 
den Ländern überlassen bleibt. Zur Zeichnung ist ein Ka- 
binettsbeschluss notwendig, der bald erfolgen soll (nach 
Angaben der Abteilung N des BMU, pers. Mitt. vom 
30. Januar 2003). Eine Ratifizierung der ELC würde die 
Zustimmung des Bundesrates notwendig machen. 

3.6.2 Einschätzung und Empfehlungen 

221 . Der Ansatz der Landschaftskonvention, europaweit 
die rechtliche Grundlage für eine umfassende, zumindest 
in Einzelfallen sogar grenzüberschreitende Landschafts- 
politik zu schaffen, ist vom Grundsatz her positiv zu be- 
werten. Da die nationale Gesetzgebung der europäischen 
Staaten hinsichtlich des Natur- und Landschaftsschutzes 
sehr unterschiedlich ausgestaltet ist, unterscheidet sich al- 
lerdings auch die Bedeutung der ELC für die einzelnen 
Vertragsparteien deutlich. Einige - insbesondere eine 
Reihe von osteuropäischen - Staaten haben bisher keine 
umfassenden Regelungen zum Schutz und zur Pflege der 
Landschaft entwickelt. Für solche Staaten kann sich hin- 
sichtlich des Landschafts- und Naturschutzes infolge des 
Inkrafttretens der Konvention eine substanzielle Verbesse- 
rung ergeben (WULF, 2001, S. 52 ff). Für Staaten, in de- 
nen bereits ein umfangreiches Reglementarium zum 
Schutz von Natur und Landschaft besteht, ist allenfalls mit 
punktuellen Fortschritten zu rechnen. Da die Konvention 
ausdrücklich strengere Bestimmungen im Bereich der 
Landschaftspolitik zulässt (Art. 12), ist eine Ratifizierung 
zudem auf keinen Fall schädlich. 

Bedenken, durch die klare anthropozentrische Ausrich- 
tung der ELC könnte es zur Schwächung des Naturschut- 
zes kommen, erscheinen von der Sache her unbegründet. 
Zum einen bezieht sich die Landschaftskonvention auf 
„Landschaften als wesentliche(n) Bestandteil des Lebens- 


raums der Menschen, als Ausdruck der Vielfalt ihres ge- 
meinsamen Kultur- und Naturerbes und als Grundstein 
ihrer Identität“ (Art. 5a). Ein Landschaftsschutzkonzept, 
das das Schutzgut der Besonderheiten historisch gepräg- 
ter Kulturlandschaften, wie sie für Europa typisch sind, in 
den Mittelpunkt stellt und darüber hinaus den ästheti- 
schen und kulturhistorischen Charakter der Landschaft 
betont, hat nicht zur Konsequenz, dass die übrigen 
Schutzgüter des Naturschutzes an Bedeutung verlieren. 
Die Befürchtung, durch eine unkritische Umsetzung der 
Konvention könne es zu einer Schwächung der wichtigen 
Aspekte im Natur- und Landschaftsschutz kommen, auch 
den Artenbestand und die ökologischen Funktionszusam- 
menhänge zum Beispiel durch den Aufbau eines Biofop- 
verbundes zu schützen, erscheint in Deutschland unbe- 
gründet. Die §§ 13 bis 17 BNatSchG gehen weit über die 
Ziele der Landschaftskonvention hinaus und eine wesent- 
liche Aufgabe der deutschen Landschaftsplanung besteht 
darin, Ziele und Maßnahmen zu entwickeln, die die unter- 
schiedlichen Funktionen der Landschaft in Einklang mit- 
einander bringen. Im Übrigen trägt selbst das deutsche 
Bundesnaturschutzgesetz wesentlich anthropozentrische 
Züge (vgl. SRU, 2002a, Tz. 38). Aus der Sicht des Um- 
weltrates sind ästhetisch und kulturell begründeter Land- 
schaftsschutz, wie ihn die ELC fordert, und schutzgut- 
bezogener und ökologisch funktional begründeter Natur- 
schutz zueinander komplementär. Das Verhältnis ist in der 
Regel durch Synergismen charakterisiert. Diese Betrach- 
tungsweise wird auch durch die ELC unterstützt, die zwar 
kulturelle Aspekte betont, aber auch eine nachhaltige 
Nutzung der Landschaft sowie den Schutz des Naturerbes 
anstrebt. Allerdings darf die ELC auch nicht als Begrün- 
dung dazu herangezogen werden, den Anteil der Kultur- 
landschaften zuungunsten von für den Naturschutz wert- 
vollen natumahen Flächen zu erhöhen. Es sollte bei ihrer 
Umsetzung beachtet werden, den Anteil der jeweiligen 
Landschaften je nach biogeographischen Vorraussetzun- 
gen zu optimieren. 

Deutschland gehört zu der Ländergruppe mit einem weit 
ausgestalteten, etablierten Instrumentarium hinsichtlich 
des Umganges mit Landschaft. Insbesondere sind hier die 
verschiedenen Ebenen der Landschaftsplanung zu nen- 
nen. Insofern wird ein Großteil der inhaltlichen Regelun- 
gen der ELC bereits durch die vorhandenen Instrumente 
abgedeckt. Die flächendeckende Landschaftsplanung ist 
Inhalt von § 16 Abs. 1 BNatSchG. Lediglich hinsichtlich 
einiger Teilbereiche, wie etwa der Öffentlichkeitsbeteili- 
gung in der Landschaftsplanung oder der Ausbildung und 
Erziehung (HOPPENSTEDT und SCHMIDT, 2002) 
würde die ELC Entwicklungen unterstützen oder ansto- 
ßen. Die nach § 6 (C 1 b) geforderte Inwertsetzung von 
Landschaften im Bewusstsein der Öffentlichkeit geht 
über den Informationsaustausch mit der interessierten Öf- 
fentlichkeit nach § 2 Abs. 1 Nr. 15 BNatSchG hinaus und 
spezifiziert diesen. 

Die vom Umweltrat empfohlene Erarbeitung eines Bun- 
deslandschaftskonzeptes (vgl. SRU, 2002a, Tz. 273 f ), das 
national bedeutsame Naturschutzziele und Strategien zu 
ihrer Umsetzung enthält, kann durch die Umsetzung der 
ELC nicht unterstützt werden. Allenfalls die Verpflichtun- 
gen zur Festlegung landschaftsbezogener Qualitätsziele 
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aus Artikel 6 der ELC können sieh für die Entwieklung 
eines Bundeslandschaftskonzeptes als fruchtbar erweisen. 

Aus der Binnenperspektive der deutschen Umweltpolitik 
sowie angesichts der begrenzten Arbeitskapazitäten im 
Bundesumweltministerium und in den Bundesländern er- 
schien die Zeichnung und Ratifizierung der ELC durch 
Deutschland bisher nicht vordringlich und wurde dement- 
sprechend auch nicht mit Nachdruck vorbereitet. 

222. Nichtsdestoweniger hält der Umweltrat die baldige 
Unterzeichnung der Landschaffskonvention durch 
Deutschland für sinnvoll. Diese Sicht begründet sich zum 
einen aus den zu erwartenden unterstützenden Anstößen 
für die - auch aus anderen Gründen (Aarhus-Konvention, 
SUP) sinnvolle - Einführung einer Öffentlichkeitsbeteili- 
gung in der Landschaftsplanung. Zum anderen sollte die 
politische Signalwirkung auf andere - insbesondere die 
osteuropäischen - Staaten sowie die zu erwartenden we- 
sentlichen Verbesserungen im Bereich der Landschaffs- 
politik in einigen dieser Staaten in Betracht gezogen wer- 
den. Im Falle einer Nichtunterzeichnung Deutschlands 
zum jetzigen Zeitpunkt entstünde ein schlechter Ein- 
druck, insbesondere nachdem sich Deutschland aktiv an 
der Vorbereitung der Landschaftskonvention beteiligt hat. 
Da schließlich die wesentlichen Inhalte der Landschafts- 
konvention hierzulande bereits durch das Bundesnatur- 
schutzgesetz abgedeckt sind, kann mit geringem Auf- 
wand ein gemeinsames europäisches Vorgehen im 
Bereich Landschaftsschutz und Landschaftsplanung un- 
terstützt werden. Nach Ansicht des Umweltrates birgt die 
Umsetzung der ELC durchaus die Chance für einen 
Imagegewinn des Nafur- und Landschaffsschufzes in 
Deutschland, eine Mehrbelastung der Naturschutzbehör- 
den ist demgegenüber nicht zu befürchten. 

3.7 Ausblick: Zur Bedeutung einer Bundes- 
kompetenz für den Naturschutz 

223. Aus den vorhergehenden Abschnitten wird deut- 
lich, dass die föderalen Strukturen in Deutschland viel- 
fach der Verwirklichung wichtiger naturschutzpolitischer 
Vorhaben entgegenstehen beziehungsweise diese zumin- 
dest erheblich verzögern. Besonders evident ist dies bei 
der Schaffung des Schutzgebietsnetzes NATURA 2000. 
Hier haben die Länder die ausreichende und sachgerechte 
Meldung der Gebiete von gemeinschaftlichem Interesse 
um fast ein Jahrzehnt hinausgezögert (Tz. 142). Ein ähnli- 
cher Befund ergibt sich mit Blick auf die jetzt anstehende 
Novellierung der Landesnaturschutzgesetze in Folge des 
2002 geänderten Bundesnaturschutzgesetzes. Es zeigt 
sich, dass auch dort, wo zumindest ein abgestimmtes Vor- 
gehen zur Gewährleistung des erforderlichen Maßes an 
Einheitlichkeit zwingend notwendig ist (z. B. im Bereich 
der Umweltbeobachtung oder der Eingriffsregelung) sich 
die Bundesländer weder auf Grundsätze einer Umsetzung 
der rahmenrechtlichen Regelungen verständigen konnten, 
noch in ausreichendem Maße die bereits absehbaren euro- 
parechtlichen Entwicklungen aufgreifen (Kap. 3.3, Kap. 
3.4). 

Die Etablierung der Umweltbeobachtung scheint durch 
ineffektive föderale Strukturen gefährdet zu werden. So 
sehen die Länder zum Beispiel sehr unterschiedliche Ver- 


ankerungen der Umweltbeobachtung im Landesrecht vor 
und etablieren auch sehr unterschiedliche Verfahren zur 
Datenerhebung, die eine bundesweite Zusammenführung 
der Daten bereits derzeit sehr erschweren oder gar un- 
möglich machen. Bei der Umsetzung der im Rahmen der 
Aarhus-Konvention eingegangenen Verpflichtungen zur 
Eröffnung von Informations-, Beteiligungs- und Klage- 
möglichkeiten in umweltrechtlichen Fragen und Verfah- 
ren für die Öffentlichkeit und Umweltverbände sind Pro- 
bleme vorprogrammiert. 

224. Mit Blick auf das europäische Gemeinschaftsrecht 
ist Deutschland gehalten, in den 16 Bundesländern für 
eine vollständige Umsetzung der zwingenden Vorgaben 
der FFH- und der Vogelschutzrichtlinie zu sorgen. Außer- 
dem erfordern vernetzte Strukturen wie etwa das System 
NATURA 2000, der Biotopverbund oder die Umwelt- 
beobachtung eine weitestgehend einheitliche Handha- 
bung. Naturschutzfachlich notwendige Vernetzungen dür- 
fen nicht durch Ländergrenzen erschwert oder sogar 
unmöglich gemacht werden. Zudem führt die Interpreta- 
tionsvielfalt in den Bundesländern bei rahmenrechtlich 
zwangsläufig unbestimmten Rechtsbegriffen wie bei- 
spielsweise bei der Eingriffsregelung zu Wettbewerbsver- 
zerrungen (vgl. Tz. 191). Nach der geltenden Kompetenz- 
lage darf der Bund für den Bereich des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege allerdings lediglich Rahmenvor- 
schriffen erlassen (Art. 75 Abs. 1 GG), ansonsten muss 
eine Ausfüllung und Ergänzung durch die Länder erfol- 
gen. Diese ergänzende Umsetzung in den Ländern stellt 
einen wesentlichen Teil der Umsetzungsaufgaben dar. 
Setzt aber nur ein Bundesland einschlägiges Gemein- 
schaftsrecht nicht rechtzeitig oder nicht ausreichend um, 
kann es zu einem Vertragsverletzungsverfahren kommen. 
Vor dem Hintergrund der aufgezeigten Behinderungen 
eines effektiven Naturschutzes infolge der zwischen 
Bund und Ländern geteilten Zuständigkeiten erscheinen 
Modifikationen der föderalen Strukturen sachgerecht. Für 
den Bereich des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sollte daher eine Änderung der Zuständigkeitsverteilung 
in Erwägung gezogen werden. Um dem Bund die zügige 
Durchsetzung naturschutzrechtlicher Gemeinschaftsvor- 
gaben zu ermöglichen und dem Vemetzungsgedanken tat- 
sächlich gerecht werden zu können, erscheint eine 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes ge- 
boten. Parallel dazu sollte eine Bundesauftragsverwaltung 
zumindest für Teile des Naturschutzes und der Land- 
schaffspflege geprüft werden. 

Auch wenn im Bereich der Akzeptanzbildung für den Na- 
turschutz ohne Zweifel Anstrengungen notwendig und 
zielführend sind (s. SRU, 2002b), so kann die Sicherung 
wichtiger Funktion des Naturhaushaltes und die Bewah- 
rung der Biodiversität dennoch nicht allein der Akzeptanz 
vor Ort überlassen werden (s. SRU, 2002b, Tz. 411^15). 
Naturschutzbelange von überregionaler oder internationa- 
ler Bedeutung sollten deshalb - ebenso wie vergleichbare 
Politikfelder, zum Beispiel nationale Verkehrsachsen - 
unabhängig von lokalen Interessenkonflikten auf der nati- 
onalen und internationalen Ebene ausreichend verankert 
werden. Viele Umweltbelange von lokaler Bedeutung 
sind hingegen gut und angemessen bei den Städten und 
Gemeinden aufgehoben. 
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4 Landwirtschaft 


4.1 Agrarpolitik 

4.1.1 Problemdarstellung 

4.1. 1.1 Umweltprobleme der Landwirtschaft 
und ihre Ursachen 

225. Mit über 50 % der gesamten Fläehe stellt die 
Landwirtschaft den für die Flächennutzung in Deutsch- 
land bedeutsamsten Wirtschaftssektor dar. Mit der Land- 
bewirtschaftung verbinden sich durchaus vielfältige Um- 
weltschutzeffekte. Ihr kommt vielerorts eine wichtige 
Funktion bei der Erhaltung der Kulturlandschaft zu, un- 
ter anderem durch die Aufrechterhaltung der Landnut- 
zung auf bestimmten Marginalstandorten, den Erhalt von 
Landschaftselementen und kulturabhängigen Arten und 
Lebensräumen sowie in manchen Gebieten die Erhö- 
hung der Rate der Grundwassemeubildung. Allerdings 
bleibt die Landwirtschaft insgesamt einer der wichtigs- 
ten Verursacher von Belastungen der Ökosysteme und 
der Reduzierung der Biodiversität, für Beeinträchtigun- 
gen der natürlichen Bodenfunktionen, für Belastungen 
von Grund- und Oberflächengewässem und in der Folge 
von Nord- und Ostsee sowie für Verminderungen der 
Hochwasserrückhaltekapazität der Landschaft (näher un- 
ter Tz. 104, 430 ff, 461, 793 und SRU, 2004a, Tz. 96 ff, 
188 ff. erläutert). Nicht unerheblich ist auch der Anteil 
der Landwirtschaft an der Erzeugung klimarelevanter 
Gase (Methan, Lachgas, Ammoniak als indirekt klima- 
schädliches Gas). Die Notwendigkeit einer Reduzierung 
der allgemeinen Umweltbelastungen durch die Landwirt- 
schaft ist daher offenkundig. Die Ausgestaltung der zu- 
künftigen Agrarpolitik wird hierbei entscheidend sein. 
Die bisherige Agrarpolitik bedarf der grundlegenden Re- 
form. Sie hat eine intensive Acker- und Viehwirtschaft 
mit erheblichen negativen ökologischen Folgewirkun- 
gen begünstigt. 

ln der Viehwirtschaft haben hohe Tierbestandsdichten 
vor allem in der bodenunabhängigen Veredlung 
(Schweine- und Geflügelproduktion; s. Kap. 4.2), aber 
auch im Futteranbau (Rinderhaltung) zu erhöhten Stoff- 
belastungen von Grund- und Oberflächengewässem ge- 
führt. Neben den in einigen Regionen, bezogen auf die 
Hauptfutterfläche, angestiegenen Rinderzahlen zieht die 
Steigerang der Milchleistungen Intensivierungseffekte 
nach sich, da sehr hochwertiges Futter bereitgestellt wer- 
den muss, ln diesem Zusammenhang wurde die generell 
umweltschonendere Grünlandnutzung (auf gleicher Flä- 
che) intensiviert oder zugunsten des Ackerfutterbaus flä- 
chenmäßig reduziert. Die Dimension dieser Abnahme 
wird durch die Entwicklung in Niedersachsen verdeut- 
licht, wo der Dauergrünlandanteil in den letzten fünf Jah- 


ren um 100 000 ha (circa 12 %) abnahm (EURONATUR 
und BUND, 2003). 

Insbesondere durch die Vereinfachung und Intensivierung 
der Fruchtfolgen ergaben sich auch im Ackerbau in der 
jüngeren Vergangenheit Veränderungen. Überall dort, wo 
der Zwischenfruchtanbau nicht durch staatliche Maßnah- 
men gefördert wird, kam es zu einer deutlichen Abnahme 
dieser umweltfreundlichen Maßnahme. Bezüglich der 
Bodenbeeinträchtigung durch Gefügeschäden gibt es ge- 
genläufige Tendenzen. Einerseits kommt es zu einer stär- 
keren Verbreitung bodenschonender, pfiugloser Bodenbe- 
arbeitungsverfahren, die aufgrund arbeitswirtschaftlicher 
Vorteile und einer Agrarumweltförderung attraktiver wer- 
den. Auf der anderen Seite führt der Trend zu größeren 
Landmaschinen zu potenziell größeren Bodenbelastungen 
durch Gefügeschäden. Die tatsächlichen Belastungen 
können jedoch durch moderne Achs- und Reifentechnik 
begrenzt werden. 

226. Durch Agrarumweltmaßnahmen und andere Maß- 
nahmen zur Förderung des ländlichen Raumes konnte 
bislang keine Trendumkehr eingeleitet werden. Die 
Gründe dafür liegen sowohl in dem geringen finanziellen 
Umfang der Agrarumweltmaßnahmen als auch in deren 
unbefriedigender Ausgestaltung und Verteilung im Raum 
(s. SRU, 2002b, Tz. 233 und OSTERBURG, 2002). Zu- 
dem werden die umweltschonenden Effekte dieser För- 
dermaßnahmen von den negativen Umweltwirkungen der 
EU-Agrarmarktpolitik, die durch ihre nicht an eine um- 
weltkonforme Bewirtschaftung gebundenen Stützungen 
und Direktzahlungen erhebliche zusätzliche landwirt- 
schaftliche Umweltbeeinträchtigungen induziert, über- 
kompensiert. Nicht zuletzt können sich die hohen allge- 
meinen Agrarsubventionen negativ auf die relative 
Anreizwirkung der vom Umfang her weit geringeren Um- 
weltfbrderung auswirken. Für Marktordnungen werden 
für die deutsche Landwirtschaft derzeit circa 
6,2 Mrd. Euro aus dem EU-Haushalt und 2,6 Mrd. Euro 
aus dem Bundeshaushalt aufgewendet (Bundesregierung, 
2003). Neben diesen Subventionen fließen der Landwirt- 
schaft noch weitere Finanzhilfen aus den Bundesländern 
zu. Diese Mittel beliefen sich im Jahr 2001 auf 
2 Mrd. Euro (Bundesministerium der Finanzen, 2001/2). 
Nur ein vergleichsweise geringer Anteil dieser Fördermit- 
tel wird für die Förderung umweltentlastender Maßnah- 
men ausgegeben: Im Jahre 2003 entfielen circa 
290 Mio. Euro aus dem Bundes- und Landesbudget (für 
die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küsten- 
schutz) auf die Unterstützung einer nachhaltigen Land- 
wirtschaft (Bundesregierung, 2003; vgl. BURDICK und 
LANGE, 2003). 
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Tabelle 4-1 

Direkte und indirekte Finanzhilfen (Zahlungen an Länder) des Bnndes und der EU 
für die deutsche Landwirtschaft 1998 bis 2003 


Art der Transfers 

Finanzhilfen* 

Veränderung 

1998 

2002 

2003** 

1998-2002 

1998-2003 

in Mrd. Euro 

in Prozent 

Direkte Transfers 

2 527 

2019 

2 055 

- 20,1 

- 18,7 

Indirekte Transfers 

663 

636 

574 

- 4,0 

- 13,3 

Bundeshilfen gesamt 

3 190 

2 655 

2 630 

- 16,8 

- 17,55 

Finanzhilfen der EU 

5 714 

6 166 

6 806 

7,9 

19,6 

EU- und Bundeshilfen gesamt 

8 904 

8 821 

9 436 

- 0,9 

6,0 


* Abweichungen in den Summen durch Rundungen. 
** Sollwerte. 

Quelle: BOSS UND ROSENSCHON, 2003 


227. Zusätzlich zu diesen Finanzhilfen und Steuerver- 
günstigungen müssen implizite Subventionen berücksich- 
tigt werden, die als Vorteile aus einer nicht vollständigen 
Internalisierung externer Umwelteffekte gezogen werden. 
Die Ermittlung der externen Kosten der Landwirtschaft 
stößt auf erhebliche methodische Probleme, da schwer 
quantifizierbare und nur begrenzt monetarisierbare Grö- 
ßen einbezogen werden müssen. Die wenigen existieren- 
den Studien zu dem Thema zeigen jedoch, dass von er- 
heblichen Kostendimensionen ausgegangen werden 
muss, die eindeutig einen politischen Flandlungsbedarf 
nahe legen (vgl. für Pflanzenschutzmittel [PSM] in 
Deutschland: WAIBEL und FLEISCHER, 1998). Für das 
Vereinigte Königreich kalkulierten PRETTY et al. (2000) 
2,343 Mrd. Englische Pfund Gesamtkosten für das Jahr 
1996, entsprechend 208 Pfund pro Hektar landwirtschaft- 
liche Nutzfläche. Signifikante Kosten entstehen nach die- 
sen Berechnungen beispielsweise durch die Verschmut- 
zung von Trinkwasser durch Pflanzenschutzmittel 
(120 Mio. Pfund), Biotopzerstörung (125 Mio. Pfund), 
Bodenerosion (106 Mio. Pfund), Nahrungsmittelkontami- 
nierung (169 Mio. Pfund) und insbesondere Gasemissio- 
nen (1,113 Mrd. Pfund). Insgesamt bleibt festzuhalten, 
dass Formen einer umweltschädlichen Landbewirtschaf- 
tung unter den gegenwärtigen institutioneilen Rahmen- 
bedingungen systematisch bevorteilt werden. 

4.1. 1.2 Entwicklung der Agrarpolitik 

228. Entscheidend für die Entwicklung im deutschen 
Agrarsektor ist die Gemeinsame Agrarpolitik der EU 
(GAP). Die Agrarpolitik fällt in weiten Teilen in die aus- 
schließliche Kompetenz der EU; eine von der EU unab- 
hängige Agrarpolitik kann von Deutschland also nicht be- 
trieben werden. Gleichwohl besteht die Möglichkeit, auf 
europäischer Ebene eine Schrittmacherrolle bei der Re- 


form der GAP einzunehmen und nationale Spielräume 
der Ausgestaltung (beispielsweise im Bereich der Förde- 
rung des ländlichen Raumes oder der Ausgestaltung der 
guten fachlichen Praxis) zu nutzen. 

229. Alle Reformschritte in den 1990er-Jahren zielten 
darauf ab, zusätzlich zu der Erfüllung welthandelspoliti- 
scher Anforderungen auch zur Begrenzung der Agraraus- 
gaben, der Verminderung der Überproduktion und der 
verstärkten Integration von Verbraucherschutz- und Um- 
weltschutzbelangen beizutragen (vgl. SRU, 2002, 
Abschn. 3.2.5). Im Verlauf der agrarpolitischen Debatte 
wurde es immer schwerer, nachvollziehbare Begründun- 
gen für pauschale Direktzahlungen an die Landwirtschaft 
zu finden (HENNING, 2001). Während es gelang, die 
Überproduktion zumindest einzudämmen und durch die 
Agrarumweltmaßnahmen auf kleineren Flächenanteilen 
schutzwürdige Biotope zu erhalten, muss dennoch kon- 
statiert werden, dass die Effizienz des Mitteleinsatzes für 
den Natur- und Umweltschutz gering blieb und bisher 
keine grundlegenden Erfolge bei der Integration von Um- 
weltbelangen erzielt wurden. Bemerkenswert ist, dass ne- 
ben den ökologischen auch die sozioökonomischen Ziele 
der Agrarpolitik nicht zufriedenstellend erreicht wurden. 
So gelang es zumindest für die kleinen und mittleren Be- 
triebe nicht, die Einkommen der Landwirte zu stabilisie- 
ren. Ein großer Teil der einkommensorientierten, flächen- 
bezogenen Zahlungen wird von den Bewirtschaftern an 
die Grundeigentümer und Verpächter von Flächen weiter- 
gereicht. Bei Pachtanteilen in Deutschland von heute be- 
reits über 60 %, die noch weiter steigen werden, führt 
dies zu einer Aushöhlung der von der Agrarpolitik inten- 
dierten Einkommenswirkung (ISERMEYER, 2001). 
Nach Schätzungen der OECD führen nur knapp 26 % der 
Ausgleichszahlungen, 23 % der Preisstützungen, 47 % 
der Flächenzahlungen und rund 17 % der Subventionen 
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fiir Produktionsinputs zu einem Nettoeinkommenszu- 
waehs der landwirtschaftliehen Haushalte in den Ländern 
der OECD. Der überwiegende Teil von Transfers wird bei 
Grundeigentümern und Verpächtern ohne eigene Land- 
wirtschaft sowie den Lieferanten landwirtschaftlicher 
Produktionsfaktoren einkommenswirksam (OECD, 
2003a, S. 24). 

230. Gegenwärtig befindet sich die europäische Agrar- 
politik am Beginn einer wichtigen neuen Phase des GAP- 
Reformprozesses. Die am 26. Juni 2003 in Luxemburg 
durch den Agrarministerrat im Rahmen der so genannten 
Mid-Term Review (Zwischenbewertung der Agenda 
2000) beschlossene Agrarreform (im Folgenden „MTR- 
Reform“) verfolgt die Ziele einer Begrenzung der Haus- 
haltsausgaben für die Markt- und Preispolitik sowie einer 
Entkopplung der Direktzahlungen von der Produktion. 
Die neuen Grundsätze treten ab 2005 in Kraft und gelten 
bis zum Jahre 2013. Ein entscheidender Anlass der jüngs- 
ten Reform war die geplante Osterweiterung der EU im 
Jahre 2004, die eine unveränderte Weiterführung der bis- 
herigen Agrarpolitik für die neue EU unbezahlbar ge- 
macht hätte, das Auslaufen der „Friedenspflicht“ der Uru- 
guay-Runde und die Verhandlungen im Rahmen der 
Doha-Runde, durch welche die derzeitigen agrarpoliti- 
schen Direktzahlungen der EU infrage gestellt wurden 
(vgl. Abschn. 4. 1.3. 2). 

Bereits heute ist abzusehen, dass mit der beschlossenen 
Reform das Ziel, eine dauerhaft umweltgerechte Land- 
nutzung einzuführen, nicht zu erreichen sein wird, ln eini- 
gen Bereichen sind sogar neue Umweltprobleme zu be- 
fürchten (s. Abschn. 4. 1.4.2). Auch wird die angestrebte 
Liberalisierung der Agrarmärkte der EU möglicherweise 
den zukünftigen Anforderungen in der WTO nicht ge- 
nügen. 

231 . Der Umweltrat nimmt diese Situation zum Anlass, 
einerseits Vorschläge zur kurzfristigen nationalen Ausge- 
staltung des derzeit vorgegebenen Rahmens zu unterbrei- 
ten. Dies ist angesichts der unverändert hohen Beiträge 
des Sektors zur Umweltbelastung von großer Bedeutung. 
Andererseits sollen angesichts der langen Vorbereitungs- 
zeiten für Reformen im Agrarsektor bereits zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt vorausschauende Empfehlungen für 
eine Weiterentwicklung der Agrarpolitik nach 2013 be- 
reitgestellt werden. Der Umweltrat greift dazu früher ge- 
äußerte, weiter gehende Reformvorschläge auf, die auf 
eine konsequente Umschichtung der Finanzmittel aus der 
ersten Säule der Agrarpolitik in die zweite Säule (Förde- 
rung und Entwicklung des ländlichen Raumes) und eine 
verstärkte Förderung von ökologischen Leistungen der 
Landwirtschaft abzielen (SRU, 1996a, 2002a, 2002b). 
Noch weiter gehende Forderungen im Sinne einer weit 
gehenden Liberalisierung durch Abbau aller Maßnahmen, 
die Handelswirkungen entfalten, werden in den WTO- 


Verhandlungen vorgebracht. Auch in der öffentlichen 
Diskussion werden umfangreiche staatliche Transfers, die 
in ihrer Legitimation und Notwendigkeit nicht weiter hin- 
terfragt sind, zunehmend infrage gestellt (vgl. Wissen- 
schaftlicher Beirat Agrarpolitik, 2003). Um eine langfris- 
tige Perspektive für eine dauerhaft umweltgerechte 
Landwirtschaft entwickeln zu können, sollten die Konse- 
quenzen der sich abzeichnenden Liberalisierung der 
Agrarmärkte für die Agrarstruktur und Umwelt in 
Deutschland bekannt sein. Die Abschätzung dieser Aus- 
wirkungen ist notwendig, um die nationalen und europäi- 
schen Positionen bei den WTO-Verhandlungen weiterzu- 
entwickeln, auf nationaler Ebene Gegenmaßnahmen für 
unerwünschte Effekte zu konzipieren und der Landwirt- 
schaft eine langfristige Perspektive zu bieten. Aus um- 
weltpolitischer Sicht stellt sich insbesondere die Frage, 
welche agrarumweltpolitischen Maßnahmen umgesetzt 
werden müssten, um umweltpolitische Zielvorgaben ein- 
zuhalten. 

232. Im Folgenden werden zunächst die Ziele und Kri- 
terien für die Beurteilung agrarpolitischer Entwicklungs- 
pfade unter Umweltgesichtspunkten sowie die Rahmen- 
bedingungen für eine Weiterentwicklung der Agrarpolitik 
durch die erwarteten Auswirkungen der EU-Osterweite- 
rung und die Bedingungen der WTO dargestellt (die 
Grundlage zu diesen Ausführungen bildet GAY et ah, 
2003). In einem weiter gehenden Schritt werden danach 
die agrarpolitischen Weichenstellungen durch die MTR- 
Reform beurteilt und kurzfristig umzusetzende Empfeh- 
lungen für die nationale Ausgestaltung des durch die 
MTR-Beschlüsse vorgegebenen Rahmens abgeleitet. Auf 
der Grundlage eines Extremszenarios, das die Auswir- 
kungen einer vollständigen Liberalisierung der Agrarpoli- 
tik darstellt (GAY et ah, 2003), sowie von Überlegungen 
zu den Anpassungsmöglichkeiten der deutschen Land- 
wirtschaft (ebenfalls GAY et ah, 2003) werden abschlie- 
ßend Empfehlungen zu langfristigen Weichenstellungen 
in der Agrarpolitik gegeben. 

4.1 .2 Ziele und Kriterien für die Beurteilung 
agrarpolitischer Entwicklungspfade 
unter Umweltgesichtspunkten 

233. Grundlage jeder Bewertung agrarpolitischer Ent- 
wicklungspfade sollten Ziele für die Entwicklung des 
ländlichen Raumes und der landwirtschaftlichen Nutzung 
sein, die eine Erhaltung der Funktionen und Leistungsfä- 
higkeit des Naturhaushaltes und der Landschaft erwarten 
lassen (Tab. 4-2; ausführlich dazu SRU, 2002a; s. auch 
Kap. 3.1, 4.2 und 4.3). Die zukünftige Agrarpolitik sollte 
nicht nur einer weiteren Beeinträchtigung der Funktionen 
des Naturhaushaltes entgegenwirken, sondern auch von 
der Gesellschaft gewünschte positive Landschaftsent- 
wicklungen unterstützen (SRU, 2002a, Tz. 74). 
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Tabelle 4-2 


Übersicht zu Zielen für den Umweltschutz 
in der deutschen Landwirtschaft 


Ziel 

Staudard 

Normierung/Fachlicher Vorschlag 

Allgemeine, 

verursacherbezogene Ziele 

Steigerung des Anteils der ökologiseh 
bewirtschafteten Landfläche an der 
landwirtsehaftlich genutzten Fläche 

Steigerung von 3,2 % im Jahr 2000 
auf 20 % bis zum Jahr 2010 

Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes- 
regierung (2002) 

Verminderung der Nähr- und Schad- 
stoffeinträge in Ökosysteme 

Begrenzung von Schadstoffen in allen 
Düngemitteln 

SRU (2002a) 

Reduzierung des j ährliehen Stiekstoff- 
überschusses in der Sektorbilanz von 
117kgauf80kgbis 2010 

Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes- 
regierung (2002) 

Reduktion der Pflanzenschutzmit- 
telaufwandmenge um 30 % gegen- 
über dem derzeitigen Verbraueh 

S. Kapitel 4.3 

Einhaltung einer guten Trinkwasser- 
qualität und eines flächendeckend 
guten ökologischen Zustandes des 
Grundwassers 

Nitrat: Trinkwasser-Grenzwert 50 mg 
Nitrat/1 (Richtwert 25 mg/1); Grenz- 
wert Pflanzenschutzmittel: 0,1 pg/l 
für Einzelsubstanz; 0,5 |ig/l für 
Summenwert 

EG-Trinkwasser- Richtlinie 80/778/ 
EWG, Trinkwasserverordnung, 

EG- Wasserrahmenrichtlinie, 
und Grundwasser-Richtlinie 
(Kap. 5.1 u. Kap. 5.2) 

Bis 2030 fläehendeckend 40 mg/1 
Nitrat im Grundwasser erreichen 

SRU (2002a) 

Verbesserung der Qualität der 
Oberflächengewässer 

Guter chemischer und ökologiseher 
Zustand aller Gewässer bis 2015 
(noeh nieht abschließend definiert) 

Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG 

Grünlanderhaltung in Überschwem- 
mungsgebieten 

BNatSehG 2002 

Halbierung der P- und N-Einträge in 
Nord- und Ostsee gegenüber Basis- 
jahr 1985 (87) 

OSPAR- und HELCOM- 
Konvention (1992), 

SRU (2004a) 

Bodenschutz 

Schutz des Bodens vor Erosion und 
Gefügeschäden, ohne konkrete 
gesetzliche Standards, max. Erosions- 
vermeidung 

Bundes-Bodenschutzgesetz (1998), 
BNatSehG 2002 

Grünlanderhaltung auf erosions- 
gefahrdeten Hängen 

BNatSehG 2002 

Grenzwerte für Belastung sekundärer 
Rohstoffe, max. Ausbringungsmen- 
gen, Obergrenze für Belastungs- 
niveau beaufschlagter Böden 

Abfall-KlärschlammV sowie Bio- 
abfallV (Abschn. 9.2.2.4) 

Schutz vor Eutrophieruug und 
Versanerung 

Senkung der Ammoniakemissionen 
von derzeit eirea 600 auf max. 

550 Kilotonnen im Jahr 2010 

NEC-Richtlinie 2001/81/EG 

Klimaschutz 

Reduzierung der Emissionen klimare- 
levanter Gase um 21 % bis zum Jahr 
2010 gegenüber 1990 

Kioto-Protokoll 
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noch Tabelle 4-2 


Ziel 

Standard 

Normierung/Fachlicher Vorschlag 

Arten- und Biotopschutz 

Erhaltung von halbnatürlichen und 
natürlichen Biotopen, Entwicklung 
größerer Flächenanteile 

Unter anderem Entwicklung von 

- extensiv genutzten halbnatürlichen 
Biotopen auf mindestens 7-10% 
der Gesamtflächen des Bundesge- 
bietes 

- natürlichen und natumahen Bioto- 
pen auf mindestens 3-5 % der Ge- 
samtlandfläche 

SRU (2002a) 


Erhaltung von Grünland auf Stand- 
orten mit hohem Grundwasserstand 
und Moorstandorten 

BNatSchG 2002 


Einrichtung von bis zu 300 m breiten 
Pufferzonen zwischen empfindlichen 
Biotopen und intensiv genutzten land- 
wirtschaftlichen Nutzflächen 

SRU (2002a) 

Biotopverbund 

- Schaffung eines nationalen Bio- 
topverbundes auf mindestens 10 % 
der Eandesfläche 

- Festlegung regionaler Mindest- 
dichten durch Eänder, Erhaltung 
und Vermehrung von Landschafts- 
elementen 

BNatSchG 2002 


Umsetzung des Netzes 

NATURA 2000 

FFH-Richtlinie 92/43/EWG 

Erhaltung historisch und ästhetisch 
wertvoller Landschaften, Offen- 
haltung bestimmter Erholungsland- 
schaften 

Orientierung an konkreten Flächen- 
ausweisungen der Landschaftspla- 
nung 

Europäische Landschaftskonvention 

Entwicklung einer Liste der wertvol- 
len Kulturlandschaftstypen 

SRU (2002a) 

SRU/UG 2004/Tab. 4-2; Datenquellen: GAY et ab, 2003; SRU, 2002a, s. auch Ziele in Kap. 3.1, Kap. 4.2, Kap. 4.3 


234 . Abhängig von der naturräumlichen Situation, den 
standörtlichen Gegebenheiten und dem agrarisehen Nut- 
zungsanspruch gibt es in einem solchen Zielkonzept 
Spielräume für eine Verbindung zwischen Umweltschutz 
und einer ökonomisch einträglichen Landwirtschaft. Das 
Spektrum der gesellschaftlichen Präferenzen kann von 
flächendeckenden Mindestanforderungen an eine dauer- 
haft umweltgerechte Landnutzung (Kap. 4.2 und 4.3), 
über höhere Umweltleistungen auf besonders empfind- 
lichen Flächen bis hin zu Entwicklungsoptionen in ge- 
eigneten Bereichen reichen (s. modifiziertes Konzept der 
differenzierten Landnutzung in SRU, 2002a, 
Abschn. 6.5.3). Auf der Grundlage von Handlungspriori- 
täten (die in Umweltplanungen wie den Plänen gemäß 
EG- Wasserrahmenrichtlinie oder der Landschaftspla- 
nung dargestellt werden) sollten Umweltleistungen der 
Landwirtschaft nachgefragt und entgolten werden kön- 
nen. 


Die künftige Agrarpolitik sollte in diesem Zusammen- 
hang nicht in erster Linie die Produktion fördern, sondern 
Maßnahmen, die über die gute fachliche Praxis hinausge- 
hen und mindestens das Entstehen negativer Umwelt- 
effekte der Agrarproduktion auf ein unvermeidbares Maß 
begrenzen und im weiter gehenden Fall zu positiven Um- 
weltentwicklungen beitragen. Die Mindestauflagen der 
guten fachlichen Praxis sollten gemäß dem Verursacher- 
prinzip allein schon deshalb entschädigungslos eingehal- 
ten werden, um keinen Präzedenzfall für andere Wirt- 
schaftsbereiche zu schaffen. Um öffentliche Gelder bei 
der Förderung von Umweltleistungen möglichst sparsam 
einzusetzen, sollten Synergieeffekte zu anderen Umwelt- 
politikbereichen, in denen Förderungsnotwendigkeiten 
vorhanden sind oder gerade entstehen, genutzt werden. 
Zukünftig werden sich neue Kosten vor allem durch die 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie sowie die Umset- 
zung der Gemeinschaftsstrategie der EU zur Erhaltung 
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der Artenvielfalt (KOM [98] 0042, C4-01140/98) erge- 
ben (s. Kap. 5 und Kap. 3). Die Gemeinschaftsstrategie 
fordert die Berücksichtigung der Artenschutzziele in den 
relevanten Instrumenten der GAP, zum Beispiel durch 
den Ausbau der gezielten Umweltschutzmaßnahmen in 
der Landwirtschaft. 

Damit umweltwirksame Maßnahmen möglichst effizient 
entlohnt werden, sollte stärker das Instrument der erfolgs- 
orientierten Honorierung zum Tragen kommen (SRU, 
2002a, Abschn. 5.1.4). Mit einer derartigen Honorierung 
wird auch die Hoffnung auf eine höhere Motivation der 
Landwirte und eine effektivere Zielerreichung auf den 
Flächen verbunden (BATHKE et al., 2003). Das Ziel ei- 
ner Effizienzsteigerung sollte nicht zu der Vorgabe füh- 
ren, dass Zahlungen für Umweltleistungen obligatorisch 
auf eine reine Entschädigung von auflagenbedingten Auf- 
wendungen oder Einkommensverlusten begrenzt werden 
müssten. In diese Richtung zielt die Diskussion im Rah- 
men der WTO. Innerhalb der Green Box werden Einkom- 
menseffekte bisher grundsätzlich abgelehnt (Tab. 4-3). 
Damit die Umweltmaßnahmen hingegen auch auf freiwil- 
liger Basis attraktiv für die Landbewirtschafter sind, soll- 
ten auch bereits als Koppelprodukt erbrachte, erwünschte 
Leistungen honorierbar sein und gewisse Einkommens- 
effekte erzielt werden können (die EU erlaubt im Regel- 
fall bis zu 20 % zusätzlich zu den Kosten). 

235 . Die Bereitstellung von Mindestumweltleistungen 
darf - auch bei einer zukünftig klaren Trennung ihrer För- 
derung von Subventionen an die Landwirtschaft zur Ein- 
kommensstützung - nicht zum politischen Spielball wer- 
den. Tagespolitische Prioritäten oder die Finanzlage 
einzelner Bundesländer können angesichts der stark ein- 
geschränkten Marktfähigkeit der meisten Umweltgüter 
nicht über deren Erhaltung entscheiden. In diesem Zu- 
sammenhang sollte die Finanzierungsverantwortung den 
jeweiligen politischen Ebenen, grundsätzlich orientiert an 
der Bedeutung der Umweltbelange und der Verantwor- 
tung des Staates für den Erhalt der Naturgüter, zugeordnet 
werden. Die derzeitige Konzentration der Kofinanzie- 
rungsverantwortung insbesondere auf der Ebene der Bun- 
desländer wäre demzufolge teilweise abzubauen (SRU, 
2002a, Tz. 233 ff). Dieses Prinzip zöge in der Konse- 
quenz eine weit reichende Finanzierung aller internatio- 
nal bedeutsamen Umweltmaßnahmen (z. B. im Rahmen 
von NATURA 2000 oder der WRRL) durch die nationale 
Ebene und die EU sowie die Finanzierung überregional 
bedeutsamer Belange oder von Maßnahmen mit überregi- 
onaler Wirkung durch die Staaten und gegebenenfalls die 
EU nach sich. Regional oder lokal relevante Maßnahmen 
könnten durch Kofinanzierungsmodelle der Kommunen, 
der Länder und des Bundes finanziert werden. Da die Ab- 
grenzung zwischen Maßnahmen mit regionalen oder 
überregionalen Auswirkungen allerdings in vielen Fällen 
nicht einfach ist, böte sich auch dort ein Kofmanzierungs- 
modell an. Die Anlage von Hecken kann beispielsweise 
sowohl die lokale Biotopqualität der Landschaft verbes- 
sern, als auch dem Erosionsschutz und - über die Entlas- 
tung der Oberflächengewässer - dem Meeresschutz die- 
nen. Für ein solches Modell können allerdings nur dann 
genügend öffentliche Mittel zur Verfügung stehen, wenn 


die Steuermittel zur Stützung der Agrarproduktion dras- 
tisch reduziert werden. 

236 . Der Umweltrat verkennt nicht, dass die Einstellung 
der Förderung der reinen Agrarproduktion neben voraus- 
sichtlich überwiegend positiven Umweltauswirkungen 
auch negative Effekte, zum Beispiel für den Energiever- 
brauch durch Ferntransporte von Agrarprodukten oder die 
Offenhaltung von bestimmten Kulturlandschaften, mit 
sich bringen kann: 

- Die Abwanderung nicht auf dem Weltmarkt konkur- 
renzfähiger Produktionszweige aus Mitteleuropa 
könnte erheblich unerwünschte Effekte auf die Ener- 
giebilanzen und das Klima durch zunehmende Trans- 
portwege bewirken. Diese Effekte sind allerdings 
differenziert einzuschätzen und stellen eine Liberali- 
sierung nicht grundsätzlich infrage: Zumindest derzeit 
stehen einige importierte Agrarerzeugnisse hinsicht- 
lich der Energiebilanzen günstiger da als einheimische 
Produkte. Das diesbezüglich bessere Abschneiden ei- 
niger Importe ergibt sich einerseits aus ökonomischen 
Skaleneffekten (im Falle kleinerer Produktionseinhei- 
ten in Europa als in Übersee) und in manchen Fällen 
auch durch in Europa ungünstigere natürliche Produk- 
tionsbedingungen. Die Ergebnisse von Energiebilan- 
zen für die Produktion von Schaffleisch und Fruchtsaft 
(SCHLICH und FLEISNER, 2003) zeigen, dass vor 
allem die Effizienz und Logistik der Produktion und 
Distribution zu geringen Energieumsätzen führten. 
Langfristig können Veränderungen der Produktionsbe- 
dingungen in der regionalen Produktion, Verarbeitung 
und im Transport in Deutschland jedoch eine effizien- 
tere Energienutzung bewirken, sodass deutsche Pro- 
dukte zu einer im Vergleich zu importierten Erzeug- 
nissen günstigeren Energiebilanz kommen. Neben den 
Effekten für die energieverbrauchsbezogenen Um- 
weltbeeinträchtigungen kann sich durch eine erhöhte 
Transportaktivität und die Konzentration der Erzeu- 
gung in bestimmten Weltregionen das Risiko der Ver- 
breitung von Tierseuchen erhöhen. 

- Die Erbringung von gesellschaftlich erwünschten 
Leistungen, wie die Offenhaltung der Kulturland- 
schaft in bestimmten Grenzertragsgebieten, kann sich 
für die Umweltpolitik verteuern, wenn agrarpolitische 
Preisstützungen und Direktzahlungen entfallen und 
die landwirtschaftliche Nutzung in solchen Gebieten 
aufgegeben würde. 

Derartige Umweltauswirkungen müssen bei der Beurtei- 
lung der zukünftigen Agrarpolitik Berücksichtigung fin- 
den. Die häufig geforderte Erhaltung einer ganz bestimm- 
ten Agrarstruktur und insbesondere bestimmter 
Betriebsgrößen kann demgegenüber nur bedingt ein um- 
weltpolitisches Anliegen sein, da einerseits eine bessere 
Umweltverträglichkeit bestimmter Betriebsgrößen bisher 
nicht nachgewiesen werden konnte (NIEBERG, 1994; 
vgl. auch Unterschiede im biologischen Inventar in Ost- 
und Westdeutschland, VÖIGTLÄNDER et al., 2001) und 
andererseits eine direkte Förderung von Umweltleistun- 
gen als der zielführendere Weg erscheint. Wenn zum 
Zwecke einer Vereinfachung der Mittelzuteilung Ausnah- 
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men von diesem Prinzip gemacht werden sollten, so 
böten sich nur wenige Maßnahmen, wie die Einbringung 
von Feldgehölzen oder der Verzicht auf Pflanzenschutz- 
mittel, an. Auch für den ökologischen Landbau könnte, 
angesichts geringer externer Effekte beziehungsweise 
wegen der vielfältigen Umweltschutzleistungen, eine 
pauschale Förderung gerechtfertigt sein. 

237. Zusammenfassend können folgende Anforderun- 
gen an eine zukünftige Agrarumweltpolitik gestellt wer- 
den; 

Die landwirtschaftliche Nutzung sollte so durchgeführt 
werden, dass die in Tabelle 4-2 genannten Umweltziele 
(s. weiter gehend auch SRU, 2002a, Tz. 74 und Kap. 3.1, 
4.2 und 4.3) erreicht werden. Das bedeutet flächende- 
ckend die Einhaltung der guten fachlichen Praxis. In Ge- 
bieten mit besonderen Anforderungen aufgrund von stan- 
dörtlichen Empfindlichkeiten, besonderem Wert der 
Funktionen des Naturhaushaltes oder anderen gesell- 
schaftlichen Präferenzen sollten Umweltleistungen hono- 
riert werden. Dazu gehört auch die Offenhaltung der 
Landschaft in Gebieten, in denen dies erwünscht ist. 

Um dieses zu gewährleisten, sollten Agrarsubventionen 
nicht in Konkurrenz zur Förderung von Umweltleistun- 
gen treten, indem sie dazu führen, dass Umweltleistungen 
relativ zu anderweitig geforderten Agrarmaßnahmen an 
Rentabilität einbüßen. Damit die Erbringung von Um- 
weltleistungen attraktiv für die Landnutzer wird, sollen 
auch bereits heute freiwillige oder als Kuppelprodukt er- 
brachte Leistungen honorierbar sein, wenn ein gesell- 
schaftlicher Bedarf nach der Erhaltung bestimmter Pro- 
duktionsformen erkennbar ist und deren Weiterführung 
offensichtlich gefährdet ist. Die begrenzt zur Verfügung 
stehenden Finanzmittel sollten effizient und zielführend 
verausgabt werden. Die Honorierung von Umweltleistun- 
gen wäre deshalb - mit wenigen Ausnahmen - auf Flä- 
chen zu beschränken, auf denen ein Handlungsbedarf be- 
steht. Damit ausreichende Mittel zur Verfügung stehen, 
sollten die Mittel der ersten Säule der Agrarpolitik nicht 
mehr weit gehend ohne Bindung an Umweltleistungen 
vergeben, sondern an erwünschte Umweltleistungen ge- 
bunden werden und damit auch nicht mehr automatisch 
flächendeckend zur Verfügung stehen. Unter der ersten 
Säule der Agrarpolitik wird derzeit die Markt- und Preis- 
politik verstanden, die insbesondere Preisstützung, Tier- 
und Flächenbeihilfen umfasst. Die zweite Säule bezeich- 
net Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raumes, 
darunter Agrarumweltmaßnahmen. Die Verteilung der Fi- 
nanzierungsverantwortung für die Umweltmaßnahmen 
auf den politischen Ebenen sollte die Verantwortung die- 
ser Ebenen für die Naturgüter unterschiedlicher (lokaler 
bis internationaler) Bedeutung widerspiegeln. 

4.1 .3 Rahmenbedingungen für eine mittei- 
bis iangfristige Ausrichtung der 
Agrarpoiitik 

4.1. 3.1 Konsequenzen der EU-Osterweiterung 

238. Die geplante Osterweiterung der EU um acht mit- 
tel- und osteuropäische Länder (MOEL) im Mai 2004 und 


die Option des Beitritts von Bulgarien und Rumänien im 
Jahr 2007 stellt die Agrarpolitik der EU vor eine große 
Herausforderung. Aufgrund der zögerlichen Reform- 
schritte in der EU- 15 wird nun eine Agrarpolitik in den 
MOEL eingeführt, die sich in einem schwierigen und 
noch nicht abgeschlossenen Reformprozess befindet. 
Weitere notwendige Reformschritte werden in einer EU 
der 25 oder 27 noch schwerer durchzusetzen sein 
(HENNING et ak, 2001). 

Das Ausmaß der anstehenden Veränderungen ist bisher 
einmalig in der Geschichte von Beitritten zur EU: Das 
landwirtschaftliche Produktionspotenzial der EU im Jahre 
2004 wird sich um etwa ein Drittel erhöhen. Im Falle ei- 
nes Beitritts von Rumänien und Bulgarien ist eine Erhö- 
hung um 45 % (2007) zu erwarten. Das wird zu erhebli- 
chen Umwälzungen auf dem Agrarmarkt der EU und 
einer Neuverteilung der EU-Mittel für die Agrar- und 
Strukturpolitik führen (TANGERMANN, 1996; 
SWINNEN, 2003). Allerdings wird sich die Stellung der 
deutschen Landwirtschaft im EU-B innenmarkt vermut- 
lich erst langfristig verändern, da sich die Wettbewerbs- 
fähigkeit der MOEL nur allmählich verbessern wird 
(SALAMON und HEROK, 2001). Die Übergangsrege- 
lungen für die Beitrittsstaaten hinsichtlich der Einhaltung 
von Umwelt-, Gesundheits- und Tierschutzstandards wur- 
den sehr restriktiv gestaltet, unter anderem, damit kein 
Marktdruck aufgrund geringerer Produktionsauflagen 
entsteht. 

Die ursprünglich nicht geplante, schrittweise Einführung 
der Direktzahlungen in den MOEL - beginnend bei 25 % 
der Prämienhöhe der EU-15 - (BROCKMEIER, 2003; 
BÖGE, 2002; BROCKMEIER et ah, 2002; EU-Kommis- 
sion, 2002a), das so genannte phasing in, wird indes auf- 
grund der ebenfalls beschlossenen Begrenzung der Mittel 
für Agrarmarktpolitik und Direktzahlungen zwangsläufig 
zu einem phasing down der Direktzahlungen in der EU-15 
und zu damit verbundenen Einkommensrückgängen füh- 
ren (SWINNEN, 2003). Die auf dem Brüsseler Gipfel im 
Jahre 2002 beschlossene Begrenzung der Mittel für 
marktpolitische Maßnahmen und Direktzahlungen auf ei- 
nen Höchstbetrag von 45,3 Mrd. Euro innerhalb der ers- 
ten Säule bis 2006 soll bei einer Steigerung von 1 % pro 
Jahr von 2007 bis 2013 nicht überschritten werden. Dann 
sollen die Beitritts Staaten das Direktzahlungsniveau der 
Alt-EU-Staaten erreicht haben, das bis dahin allerdings 
auf ein niedrigeres Niveau abgesunken sein wird. Bei 
circa 30 % zusätzlicher Agrarfläche durch den Beitritt 
würde dies, bei Unterstellung einer Gleichverteilung, ein 
Absinken auf circa 75 % des bislang in der EU-15 vorge- 
sehenen Direktzahlungsniveaus bedeuten. 

239. Auch die Verteilung der für die ländliche Entwick- 
lung bedeutsamen EU-Strukturfonds-Mittel wird sich 
voraussichtlich verändern (SEEGERS, 2002). Aufgrund 
der Prosperitätskriterien für die Verteilung dieser Mittel 
könnten die meisten der so genannten Ziel- 1 -Gebiete mit 
bevorzugter Förderung in der EU-15 ihre Förderprivile- 
gien verlieren, darunter in Deutschland auch die neuen 
Länder. Stark betroffene Alt-EU-Staaten wie Spanien 
werden jedoch auf Kompensationen drängen, die den 
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Finanzbedarf weiter erhöhen würden. Die Nettozahlerpo- 
sition Deutschlands wird sich dadurch voraussichtlich 
noch verstärken und für die strukturschwachen Regionen 
der neuen Länder müsste angesichts geringerer EU-För- 
derung nach Übergangsregelungen gesucht werden 
(WEISE, 2002). Da die EU-Ausgaben der zweiten Säule 
im Gegensatz zu den Mitteln der ersten Säule keinen zu- 
sätzlichen Mechanismen zur Haushaltsdisziplin unterlie- 
gen, könnten die durch die EU in Zukunft gewährten Mit- 
tel aber auch weiter ansteigen, soweit nationale 
Kofinanzierungsmittel bereitgestellt werden. 

240. Die Umweltrelevanz dieser Veränderungen für 
Deutschland ist nur schwer abschätzbar. Auf Länder- 
ebene könnte eine Reduzierung der insgesamt für die Ent- 
wicklung des ländlichen Raumes verfügbaren Mittel dazu 
führen, dass diese bevorzugt in der Strukturpolitik einge- 
setzt werden. Für Umwelt- und Naturschutzmaßnahmen 
ständen dann noch weniger Mittel zur Verfügung als bis- 
her. 

Weit einschneidender werden jedoch die Veränderungen 
der Umweltsituation in den MOEL ausfallen. Die EU-Ost- 
erweiterung trifft in den Beitrittsländem auf eine Situa- 
tion, die sowohl von den Wirtschaftsbedingungen im So- 
zialismus vor 1990 als auch von der Eiberalisierung 
danach geprägt ist. In Teilbereichen unterlag die Land- 
schaft in den osteuropäischen Ländern vor 1990 ähnli- 
chen Prozessen wie die im Westen. Auf den großen 
Staats- oder Genossenschaftsbetrieben wurden einschnei- 
dende Flurumgestaltungen und Be- oder Entwässerungs- 
maßnahmen durchgeführt. Allerdings fanden diese Pro- 
zesse nicht überall statt. Abgesehen von den baltischen 
Staaten herrschte in vielen Gebieten der übrigen Beitritts- 
staaten kleinbäuerliche Eandwirtschaft vor, die in erhebli- 
chem Ausmaß für den Naturschutz wertvolles, natumahes 
Grünland bewirtschaftete (noch 1999 in Slowenien 53 % 
der LF [Landwirtschaftliche Nutzfläche], > 10 % der LF 
in Tschechien, Ungarn, der Slowakei und Polen) (lEEP, 
2002). Die Marktliberalisierung in diesen Ländern führte 
nach 1990 auf der einen Seite zu erheblichen Produkti- 
onssenkungen und Verminderungen des Einsatzes von 
Agrochemikalien und in der Folge zu einer Verbesserung 
der ökologischen Bedingungen in den intensiv genutzten 
Gebieten. Durch die Verminderung der Viehbestandszah- 
len (insgesamt um 30 bis 45 %) fielen aber auf der ande- 
ren Seite nicht unerhebliche Flächen brach. Von einer 
starken Absenkung der Schafzahlen waren vor allem mar- 
ginale Flächen und Extensivnutzungsgebiete betroffen. 
Hier kam es in der Folge zu zunehmendem Artenrück- 
gang (lEEP, 2002). 

Derzeit sind lediglich bestimmte ökologische Auswirkun- 
gen des Eintritts der MOEL in die gemeinsame Agrarpo- 
litik der EU absehbar. So wird es voraussichtlich auf der 
einen Seite zu einem Intensivierungsschub auf der Acker- 
fläche und im Gartenbau kommen, da durch die Direkt- 
zahlungen mehr Geld für den Kauf von Betriebsmitteln 
zur Verfügung steht und es attraktiv wird, zum Beispiel 
die Getreideanbaufläche auszudehnen. Legt man den An- 
stieg des Mineral-Stickstoff-Einsatzes in Ostdeutschland 
als Anhaltspunkt zugrunde, könnten Steigerungen von 
fast 60 % bei Stickstoff-Mineraldünger auftreten. Wie 


stark die damit verbundenen Auswirkungen sein werden, 
hängt davon ab, ob und wie schnell ein Beratungssystem 
und ausreichende Agrarumweltmaßnahmen entwickelt 
und implementiert werden können. Darüber hinaus be- 
steht die Gefahr, dass erhebliche Teile des derzeitigen 
Dauergrünlandes entweder noch kurz vor dem EU-Bei- 
tritt oder danach, wenn Kontrollsysteme noch nicht auf- 
gebaut sind, in Ackerfläche umgewandelt werden, was 
Auswirkungen auf die Gewässer und Biotopqualitäten ha- 
ben wird. Insgesamt wird aber aufgrund der geringeren 
Land- und Arbeitskosten nicht erwartet, dass die Land- 
nutzungsintensität das Niveau der derzeitigen EU errei- 
chen wird. Auch erfordert eine hohe Landnutzungsinten- 
sität einen hohen Kapitaleinsatz, der derzeit in den 
MOEL noch nicht aufgebracht werden kann. In jedem der 
bisher erstellten Szenarien wird allerdings vorausgesagt, 
dass die Anzahl der Semisubsistenz-Betriebe in benach- 
teiligten, natumahen Regionen zurückgehen wird (lEEP, 
2002). Auch die steigenden Anforderungen an Lebens- 
mittelsicherheit und -qualitäten sowie Hygiene werden 
diesen Prozess unterstützen. In der Konsequenz werden 
viele, derzeit mit geringem Betriebsmitteleinsatz bewirt- 
schaftete Flächen aus der Nutzung fallen. 

241. Insgesamt wird deutlich, dass von der Ausgestal- 
tung der EU- Agrarpolitik nach 2006 nicht nur das Ausmaß 
einer ökologisch risikoreichen Intensivierung (durch Be- 
triebsmitteleinsatz und Grünlandumbruch) auf besseren 
Standorten in den Beitrittsstaaten abhängen wird. Darüber 
hinaus ist die EU auch mit dem Problem konfrontiert, wie 
eine Bewirtschaftung in Regionen aufrechterhalten bezie- 
hungsweise ausgeweitet werden kann, in denen eine aus 
internationaler Sicht schutzwürdige Fauna und Flora von 
der Erhaltung großer natumaher Weideflächen abhängig 
sind. Hierfür werden entweder ausreichende Mittel für 
Agrarumweltmaßnahmen oder die Zuteilung von ausrei- 
chenden Tierquoten beziehungsweise -prämien (Schafe, 
Extensivrinder) essenziell sein. Es ist als wahrscheinlich 
anzusehen, dass die Beitrittsstaaten bei der Nutzung der 
zweiten Säule der Agrarpolitik (aus der alle Maßnahmen 
zur Förderung des ländlichen Raums finanziert werden) 
schwerpunktmäßig investive Maßnahmen zur Betriebs- 
entwicklung fördern werden, und damit weniger Mittel für 
Agrarumweltmaßnahmen verbleiben (lEEP, 2002). Die 
vorausschauende, umweltorientierte Umgestaltung der 
zweiten Säule, die Unterstützung der Weidetierhaltung in 
bestimmten Regionen und die Unterstützung von Bera- 
tungs- und Verwaltungsaktivitäten sieht der Umweltrat 
deshalb als Kernstücke einer Integration der Beitrittslän- 
der unter Umweltgesichtspunkten an. 

4.1. 3.2 Handelspolitische Rahmen- 
bedingungen: WTO und aktueller 
Außenschutz der EU 

242. Der handelspolitische Rahmen für die Landwirt- 
schaft wird durch die Richtlinien und Regeln der Welt- 
handelsorganisation (WTO) gesetzt. Die vollständige 
Einbeziehung des Agrarhandels in die Regeln der WTO 
fand mit der Uruguay-Runde (1986 bis 1994) statt, seit 
der es auch im Agrarsektor Beschränkungen für Zölle, 
Exportsubventionen und handelsverzerrende interne Stüt- 
zungen gibt. Derzeit finden neue Verhandlungen im Rah- 
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men der Doha-Runde statt. Zur Weiterentwieklung der 
Agrarhandelsriehtlinien im Rahmen der Doha-Runde lie- 
gen jedoch noch keine konkreten Informationen vor. Aus- 
sagen zu künftig möglichen Entwicklungen sind deshalb 
mit Spekulationen behaftet. Aufgrund der hohen Bedeu- 
tung für die künftige Agrarpolitik der EU sollen dennoch 
die nach derzeitigem Erkenntnisstand zu erwartenden 
Entwicklungstendenzen dargestellt werden. 

4.1. 3.2.1 Derzeitige Tendenzen in den WTO- 
Verhandiungen im Agrarsektor 

243. Auf die Kernpunkte der geltenden WTO- Vereinba- 
rungen zu Marktzugang, Exportförderung und interner 
Stützung im Agrarmarkt wurde bereits im Umweltgutach- 
ten 2002 (SRU, 2002b, Tz. 737) eingegangen. Die WTO 
ordnet alle Agrarstützungen nach ihrer Handelswirksam- 
keit unterschiedlichen Kategorien (so genannte Boxes) zu 
(Tab. 4-3). Alle internen Stützungen, die nicht den Regeln 
der Green Box entsprechen, sollen über kurz oder lang 
entfallen. Aus Umweltsicht ist es deshalb besonders rele- 
vant, wie sich die Abkommen zur Definition der 
Green Box entwickeln werden. 

Die wichtigste Regelung zur Green Box besagt, dass die 
eingeschlossenen Maßnahmen nur minimale Handelswir- 
kung haben dürfen. Außerdem sind die Maßnahmen 
staatlich und nicht durch Transfers von Konsumenten zu 
Produzenten zu finanzieren. Explizit wird eine Preisstüt- 
zung für Produzenten ausgeschlossen. Insbesondere die 
Abgrenzung der ersten Bedingung ist bei der Beurteilung 
von Maßnahmen zur internen Stützung schwierig. Ge- 
wisse Handelswirkungen sind auch bei reinen Umwelt- 
maßnahmen kaum zu vermeiden. 


Gegenwärtig werden viele Maßnahmen durch die WTO 
noch geduldet, da eine allgemeine Friedenspflicht im 
Rahmen des Agreement on Agriculture besteht. Diese be- 
sagt, dass gegen die meisten existierenden internen Stüt- 
zungen und Exportsubventionen keine Gegenmaßnahmen 
ergriffen werden dürfen. Die Friedenspflicht ist im Jahr 
2003 ausgelaufen, sodass es in kommenden Jahren ohne 
eine neuerliche Einigung zu vermehrten Handelskonfiik- 
ten kommen kann. Der Luxemburger MTR-Reformbe- 
schluss ist auch vor diesem Hintergrund zu sehen. 

244. Derzeit lässt sich das Ergebnis zukünftiger Ver- 
handlungen nicht absehen. Das als Verhandlungsgrund- 
lage dienende Vorbereitungspapier (das nach dem Vorsit- 
zenden des Komitees für Agrarverhandlungen in der 
WTO benannte „Harbinson Papier“ in der Fassung vom 
18. März 2003) zeigt aber mögliche Entwicklungen auf 
(WTO, 2003a). Da das Papier noch abgestimmt werden 
muss, kann es im Verhandlungsverlauf zu starken Verän- 
derungen kommen. Nach dem „Harbinson Papier“ soll im 
Bereich interner Stützung insbesondere die Blue Box 
stark verändert werden. Zum einem wird vorgeschlagen, 
sie direkt der Amber Box zuzuschlagen. Als Alternative 
könnte ihr Umfang auf dem gegenwärtigen Stand einge- 
froren und dann deutlich reduziert werden. Diese Vor- 
schläge sind insbesondere für die EU von Bedeutung, da 
die gegenwärtigen Direktzahlungen in die Blue Box ein- 
geordnet werden. Der Einschluss in die Amber Box würde 
den Spielraum der EU weiter beschränken, da vorgesehen 
ist, dass die Reduktion der dort eingeschlossenen Stüt- 
zungen beschleunigt wird. Dies könnte bedeuten, dass in 
Zukunft eine erheblich stärkere Modulation stattfinden 
muss, als in der MTR-Reform beschlossen wurde. 


Tabelle 4-3 


WTO-Einteilung interner Stützungen anhand der Boxes 



WTO- 

Allgemein 

WTO- 

Landwirtschaft 

EU- 

Stützungen 

(1999/2000) 

Beispiele 

Red Box 

verboten 

für Landwirtschaft nicht 
vorhanden 

- 

nicht anwendbar 

Amber Box 

nach Über- 
prüfung 
reduzieren 

alles, was nicht zur Blue Box oder 
Green Box gehört (Art. 6) 

47 886 Mio. € 

Interventionsmaßnahmen, Preis- 
stützungen, produktionsgebun- 
dene Direktzahlungen 

Blue Box 

temporär 

akzeptabel, 

wenn auf 

weitere 

Reformen 

ausgerichtet 

Stützungen, die an Produktions- 
limitierungen gebunden sind 
(Art. 6, § 5) 

19 792 Mio. € 

Flächenprämien für Getreide, 
Ölsaaten, Eiweißfrüchte und 
Stilllegung, Rinderprämien 

Green Box 

erlaubt 

Staatliche Subventionen, die 
nicht oder nur minimal handels- 
wirksam sind (Annex 2) 

19 931 Mio. € 

Agrarumweltprogramm, Investi- 
tionsbeihilfen, Infrastrukturmaß- 
nahmen, Forschung, Regional- 
förderung 


Quelle: GAY et al., 2003 nach WTO, 2002a und 2002b 
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Erlaubten Unterstützungen im Rahmen der Green Box 
sollen nach dem „Harbinson Papier“ weitere Restriktio- 
nen auferlegt werden, die zum Teil auch Agrarumwelt- 
maßnahmen betreffen können. Als eine Bedingung für 
Zahlungen wird ein klares Umweltprogramm als Grund- 
lage gefordert. Das würde bedeuten, dass in Zukunft klare 
Abgrenzungskriterien (wie konkrete Umweltziele, wis- 
senschaftlich nachgewiesene Verbindung zwischen Um- 
weltziel und Maßnahme) herangezogen werden müssten, 
um Umweltförderung und Handelsprotektion zu unter- 
scheiden (s. Checkliste in ERVIN, 1999). Es muss klar er- 
kennbar sein, dass es sich bei den Umweltmaßnahmen 
nicht um Handelsprotektion handelt. Diese Forderung des 
„Harbinson-Papiers“ würde der vielfach vom Umweltrat 
geforderten Darstellung eindeutiger, sowohl überall gel- 
tender als auch flächen- beziehungsweise regionsspezifi- 
scher Umweltziele für die Landwirtschaft und der Orien- 
tierung der Förderung an solchen Zielen entsprechen 
(SRU, 2002a, Tz. 403). Die Voraussetzungen eines Um- 
weltprogramms würden derzeit vermutlich noch nicht 
einmal von allen in Deutschland existierenden Agrarum- 
weltmaßnahmen erfüllt werden. Insbesondere bei den 
nicht naturschutzorientierten Maßnahmen sind die Aufla- 
gen vielfach nicht ausreichend an den erwünschten Um- 
weltwirkungen orientiert und es fehlt der bei den meisten 
Maßnahmen notwendige Bezug zu einem Handlungsbe- 
darf (z. B. aufgrund standörtlicher Empfindlichkeiten). 
Der Versuch der EU, den Auflagen der Green Box durch 
die pauschale Betonung der grundsätzlichen Multifunk- 
tionalität der Landwirtschaft entgegenzukommen, dürfte 
den Anforderungen an ein klares Umweltprogramm erst 
recht nicht genügen. Die landwirtschaftliche Produktion 
erzeugt keineswegs automatisch als Koppelprodukt Um- 
weltgüter, sondern deren Entstehen ist ebenso von der 
raumspezifischen Situation wie von speziellen Produk- 
tionsformen abhängig (s. auch Kritik von RUNGE, 1999; 
vgl. LATACZ-LOHMANN, 2000). 

Im „Harbinson-Papier“ wird ferner vorgeschlagen, dass 
Zahlungen höchstens die zusätzlichen Aufwendungen 
oder den Einkommensverlust aufgrund der Auflagen des 
Umweltprogramms decken dürfen. Dieser Vorschlag 
brächte für die in der EU vorherrschenden freiwilligen 
Agrarumweltmaßnahmen Probleme mit sich, da für die 
Landwirte jeder ökonomische Anreiz entfallen würde, 
eine umweltgerechte Produktion einzuführen. Auch der 
vielfach diskutierten Forderung, Effekte von Zahlungen 
auf Produktion und Handel zu minimieren, entsprechen 
einige Agrarumweltmaßnahmen nicht, da sie auf Grenz- 
ertragsstandorten die Aufrechterhaltung der landwirt- 
schaftlichen Produktion fördern und damit zur Produk- 
tionssteigerung beitragen können. Einige WTO- 
Mitglieder, unter anderem Australien, wollen die insbe- 
sondere für die Entwicklungsländer relevante Beeinflus- 
sung des Welthandels durch Umweltkriterien über die 
Green-Box- Ausgaben sogar noch weiter beschneiden. Sie 
fördern, die Ausgaben auf dem gegenwärtigen Stand zu 
limitieren und sie später, ähnlich wie bei der Amber Box, 
einer Reduktion zu unterwerfen. 

245. Die Positionen der einzelnen WTO-Mitglieder zu 
den zukünftigen Regelungen im Agrarbereich liegen noch 


sehr weit auseinander, aber es ist ersichtlich, dass der 
Gestaltungsspielraum für die Agrarpolitik der Staaten 
kleiner wird (WTO, 2003b). Dies gilt sowohl für die 
Möglichkeiten, Einkommensstützungen in die Green Box 
einzuordnen, als auch für die Stützung der Binnenmarkt- 
preise durch den subventionierten Export. In der EU wer- 
den insbesondere Zucker, Milch und Milchprodukte so- 
wie Rindfleisch auf diese Weise gestützt. Je stärker die 
Exportsubventionen hier abgebaut werden müssen, desto 
dringender ergibt sich die Notwendigkeit, diese Markt- 
ordnungen noch weiter zu reformieren. 

Es ist daher besonders wichtig, dass die EU versucht, den 
Prozess der Regelbildung für die Green Box zu beeinflus- 
sen. Als Bedingung für eine weiter gehende Liberalisie- 
rung der Agrarpolitik sollte in die WTO-Verhandlungen 
von der EU eingebracht werden, dass eine Förderung von 
Umweltmaßnahmen auch dann erlaubt ist, wenn produk- 
tionswirksame Einkommenseffekte nicht vollständig ver- 
mieden werden können. Allerdings wären diese Maßnah- 
men auf eine Minimierung möglicher Handelshemmnisse 
auszurichten. 

4.1. 3.2.2 Derzeitige Unterstützung der 
Landwirtschaft in der EU 

246. Die Landwirtschaft in der EU wird derzeit sowohl 
durch Finanzhilfen (Garantiepreise und Direktzahlungen) 
als auch durch Zölle gestützt. Zur Bemessung der finan- 
ziellen Unterstützung der Landwirtschaft in der EU kön- 
nen unterschiedliche Quellen herangezogen werden. 

Zum einen wird in Erklärungen der Staaten oder der EU 
gegenüber der WTO das so genannte AMS (Aggregate 
Measurement of Support) verwendet (Definition s. Tab. 4-4). 
Nach der neuesten Erklärung der EU für das Wirtschafts- 
jahr 1999/2000 (WTO, 2002b) entfallen die höchsten pro- 
duktspezifischen AMS-Werte innerhalb der EU auf (Preis-) 
Stützungen für Rindfleisch (13,1 Mrd. Euro), Zucker 
(5,8 Mrd. Euro) und Butter (4,4 Mrd. Euro). Der AMS- 
Wert der EU- Agrarwirtschaft wurde für 1999/2000 mit 

47.9 Mrd. Euro berechnet. Zusätzlich wurden 

19.9 Mrd. Euro für Green-Box-Maßnahmen und 
19,8 Mrd. Euro für Blue-Box-Maßnahmen (Direktzahlun- 
gen mit Produktionsbeschränkungen) ermittelt (Tab. 4-4). 
Die Zahlen zeigen, dass der größte Teil der Stützung nicht 
durch Direktzahlungen, sondern über indirekte Maßnah- 
men vorgenommen wird, wobei insbesondere Rindfleisch, 
Milch und Zucker begünstigt werden. Veränderungen, die 
im Rahmen der Agenda 2000 vorgenommen wurden, sind 
in diesen Zahlen noch nicht enthalten. 

Zum anderen führt die OECD eigene Ermittlungen für 
ihre Mitgliedsländer durch, deren Ergebnisse unter ande- 
rem im Rahmen des PSE (Producer Support Estimate, 
Definition s. Tab. 4-4) dargelegt werden. Dieser Indikator 
verfügt über eine wesentlich breitere Bemessungsgrund- 
lage als der AMS und ist daher besser geeignet, ein Ge- 
samtbild der von der GAP induzierten Fördereffekte zu 
geben. Die OECD ermittelte für den Agrarsektor der EU 
im Jahr 2002 einen PSE von 106,7 Mrd. Euro bezie- 
hungsweise 36 % (OECD, 2003b; s. auch Tab. 4-4). 
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Tabelle 4-4 


Kenngrößen der EU-Agrarstützung bei Hanptprodnkten 



AMSi 

(1999/00) 

Export 

Subsidies 

(2001/02) 

PSE2 
(Mio. €) 

% PSE3 

Producer 

NPC“ 

PSE 
(Mio. €) 

% PSE 

Producer 

NPC 


in Mio. € 

Durchschnitt 1986-1988 

Durchschnitt 2000-2002 

Weizen 

2 923,4 

8,5 

7 879 

57 % 

2,14 

9 757 

46% 

1,05 

Sonst. Getreide 

3 088,0 

112,8 

5 238 

56% 

2,42 

6 110 

51 % 

1,05 

Ölsaaten 

0,0 

0,0 

2 828 

59 %> 

2,38 

1 884 

35 % 

1,00 

Zucker 

5 757,8 

482,8 

2 883 

60% 

3,32 

2 357 

48% 

2,24 

Milch 

5 814,5 

952,4 

19 002 

57% 

2,77 

17 523 

44% 

1,73 

Rindfleisch 

13 089,0 

388,4 

11 956 

55 % 

2,24 

21 047 

73 % 

2,49 

Schweinefleisch 

0,0 

20,0 

2 839 

16% 

1,38 

6 201 

24% 

1,28 

Summe 

30 627,7 

1 964,9 

52 625 



64 879 



SRU/UG 2004/Tab. 4-4; Datenquellen: OECD (2003b) und WTO (2002a, 2003c) 


* AMS (Aggregate Measurement of Support): Dieser Index ist ein von der WTO angewandtes Maß für den monetären Wert staatlicher Eingriffe zur 
Stützung von Wirtschaftssektoren. Er berücksichtigt direkte Subventionen und Transfers zwischen Konsumenten und Produzenten, die durch 
marktpreisverzerrende Politikmaßnahmen ausgelöst werden. Der AMS unterscheidet sich vom Producer Support Estimate (PSE) durch die Nicht- 
berücksichtigung von bestimmten, nicht an die Güterproduktion gebundenen Maßnahmen (z. B. Umweltmaßnahmen, F&E [Green Box]) und 
spezieller von der WTO temporär geduldeter Ausgleichszahlungen und Preisstützungen (Blue Box). Es ist die Bezugsgröße für die Bemessung 
der Verpflichtungen zur Reduzierung der Unterstützung im Rahmen des GATT. 

2 Der Indikator Producer Support Estimate (PSE) ist ein jährlich ermitteltes umfassendes Maß des Bruttosubventionswertes, den die landwirtschaft- 
lichen Betriebe in Form impliziter und direkter Subventionen erhalten. Neben einem Indikator für den monetären Wert der Preisstützungen sind 
Zahlungen, basierend auf der landwirtschaftlichen Produktionsmenge und damit historisch verbundenen Transferrechten, der Produktionsfläche, 
dem Faktorverbrauch, Auflagen für den Einsatz von Produktionsfaktoren, Betriebseinkommen und auf sonstigen Anspruchsgrundlagen, berück- 
sichtigt (PORTUGAL, 2002, S. 2 ff.). 

^ Anteil der Stützung am Ab-Hof-Preis, gewichtet nach Verkaufsmenge. 

Producer NPC (Nominal Protection Coefficient): Der NPC gibt an, wie weit sich der Ab-Hof-Preis (inklusive mengenabhängige Direktzahlun- 
gen) von einem auf Grundlage des Weltmarkpreises ermittelten Referenzpreis unterscheidet. Ein NPC von 1,0 bedeutet Preisgleichheit. In 2002 
lagen die ermittelten NPCs für Weizen, anderes Getreide und Ölsaaten in der EU in dieser Größenordnung, die Unterstützung basiert hier fast aus- 
schließlich auf direkten Zahlungen. 


Im Vergleich zur EU liegt der PSE in den USA bei 18 %, 
in Kanada bei 20 %, in Australien bei 5 %, in Japan bei 
59 % und im OECD-Durchschnitt bei 3 1 %. Ein großer 
Anteil der Unterstützung für die EU-Landwirtschaft wird 
direkt vom Konsumenten finanziert, da sich das Preis- 
niveau der Lebensmittel innerhalb der EU wegen des 
Außenschutzes durch Einfuhrzölle zum Teil erheblich 
oberhalb des Weltmarktpreisniveaus bewegt. Die Auf- 
gliederung des PSE verdeutlicht, dass in der EU 
61,2 Mrd. Euro auf direkten und indirekten Marktpreis- 
unterstützungen beruhen. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass in der EU ein erheblicher 
und im OECD-Vergleich überdurchschnittlicher Brutto- 
transfer ( 1 06,7 Mrd. Euro) von den Steuerzahlern und 
Konsumenten an die Landwirtschaft erfolgt. Ohne eine 
klare Bindung an Leistungen der Landwirtschaft (z. B. 
für die Umwelt) stellt sich deshalb verstärkt die Frage 
nach der innenpolitischen Rechtfertigung dieser Transfers 
sowie den Möglichkeiten, sie im Rahmen der zukünftigen 
WTO-Verhandlungen auffechtzuerhalten. Der Druck auf 


die EU, Schutz- und Stützungsmechanismen abzubauen, 
wird deshalb in Zukunft kaum nachlassen. Auch die der- 
zeit in der Diskussion befindliche Deckelung des EU- 
Budgets auf 1 % des europäischen Bruttosozialprodukts 
ist ohne weitere Reformen der Agrarpolitik nicht erreich- 
bar. Der Umweltrat betont in diesem Zusammenhang, 
dass es gerade im Hinblick auf die Agrarpolitik den deut- 
schen Forderungen nach einer Verminderung der Netto- 
zahlerposition an Konsequenz gemangelt hat. 

4.1. 3. 2.3 Außenschutz der EU 

247. Neben den derzeitigen Stützungen der Agrarwirt- 
schaft wird im Rahmen der WTO-Verhandlungen auch 
der Außenschutz zur Diskussion stehen. Im Jahr 2002 be- 
trug der ungewogene Zolldurchschnitt für Agrarprodukte 
16,1 % (verglichen mit 17,3 % in 1999) und für alle ande- 
ren Produkte 4,1 % (4,5 % in 1999). Bei einigen Erzeug- 
nissen, besonders Zucker, Milcherzeugnissen und Rind- 
fleisch, wirken die Zölle nahezu prohibitiv, das heißt, es 
findet kein Import außerhalb der auf Grundlage des 
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Mindestmarktzugangs gewährten Zollquoten und außer- 
halb von bilateralen Handelsabkommen statt. Solche Prä- 
ferenzabkommen existieren allerdings in relevantem Um- 
fang, zum Beispiel für Getreide, sodass verschiedene 
Staaten keine beziehungsweise deutlich geringere Zölle 
zahlen müssen. 

Zusätzlich wurden für verschiedene Erzeugnisse auch 
Exporterstattungen gewährt, die von der WTO besonders 
kritisch gesehen werden. Im Falle von Getreide sind diese 
aber durch die Absenkung des Interventionspreises in den 
letzten Jahren deutlich zurückgegangen. 

Neben Zöllen und Importquoten sind weitere, im interna- 
tionalen Agrarhandel, etwa auf den Gebieten des Ver- 
braucher- und Umweltschutzes, angewandte Handels- 
hemmnisse in die Diskussion geraten. Eine Analyse von 
FONTAGNE et al. (2001) zeigte, dass 1999 in der EU mit 
insgesamt 256 Produkten deutlich weniger Produkte von 
Handelshemmnissen durch die Verbraucher- und Um- 
weltschutzauflagen betroffen sind als in Australien 
(928 Produkte), den USA (1 141 Produkte), Neuseeland 
(1 348 Produkte), Japan (1 401 Produkte), Brasilien 
(1 984 Produkte) und Argentinien (2 098 Produkte). Es 
zeigt sich aber auch, dass durch Handelshemmnisse auf- 
grund von Verbraucher- und Umweltschutzauflagen ins- 
besondere die Entwicklungsländer betroffen sind. Die 
Anwendung von Importrestriktionen aus umweit- und ge- 
sundheitspolitischen Gründen kann dann als sachgerecht 
in Erwägung gezogen werden, wenn durch den Import 
der Güter im Zielland Beeinträchtigungen der Umwelt- 
qualität und Gesundheit zu erwarten sind oder die Han- 
delssanktionen geeignet sind, das Ausmaß der Bedrohung 
globaler Umweltgüter zu reduzieren. 

4.1.4 Mid-Term Review (Agrarreform 2003) 

4.1. 4.1 Die Luxemburger Beschiüsse 

248. Am 26. Juni 2003 einigte sich der Ministerrat in 
Euxemburg im Rahmen der Zwischenbegutachtung der 
Agenda 2000 {Mid-Term Review) auf eine Neuausrich- 
tung der Agrarpolitik, die bis zum Jahre 2013 Bestand ha- 
ben soll (formelle Verabschiedung der Rechtstexte am 
29. September 2003: VO [EG] 1782/2003). Obwohl die 
Beschlüsse so weit gehend sind, dass sie den Charakter 
einer grundlegenden Agrarreform haben, sollen sie im 
Folgenden unter dem Begriff Mid-Term Review (MTR- 
Reform), der sich inzwischen eingebürgert hat, geführt 
werden. Die Kemelemente der Beschlüsse des Minister- 
rates zur zukünftigen Agrarpolitik können stark verkürzt 
durch die drei Schlagworte Entkoppelung, Cross Com- 
pliance und Modulation zusammengefasst werden 
(Tab. 4-5). 

4.1. 4.1.1 Entkoppelung 

249. Ein wesentliches Ziel des aktuellen Reformschrit- 
tes war es, preisstützende Maßnahmen zugunsten von Di- 
rektzahlungen weiter zurückzufahren. Interventionsmaß- 
nahmen sollen nur noch als Sicherheitsnetz vor extremen 
Preisschwankungen beziehungsweise einem sehr starken 
Preisgefälle zwischen dem EU-Binnenmarkt und dem 
Weltmarkt schützen. Außerdem werden die Direktzahlun- 


gen durch die weit gehende Umwandlung in von der Pro- 
duktion entkoppelte, betriebsbezogene Zahlungen in Zu- 
kunft weniger von der aktuellen Produktion abhängig 
sein. Dabei erhalten die Mitgliedstaaten relativ weite Ge- 
staltungsräume, wie sie das Ziel der Entkopplung instru- 
mentell ausgestalten können. Dies kann durch das von der 
EU vorgegebene Grundmodell der Betriebsprämie oder 
eine flächengebundene Regionalprämie erfolgen (s. Kas- 
ten). Ferner ist auch eine Teilentkopplung von nur einem 
Teil der Zahlungen möglich, während andere nach wie 
vor an die Produktion gebunden bleiben. 


Prinzipien der entkoppelten Betriebsprämien 

Im Grundmodell werden die Betriebsprämien anhand 
historischer Referenzbeträge (auf Grundlage prämien- 
berechtigter Produktionsverfahren im Durchschnitt der 
Jahre 2000 bis 2002) berechnet. Die Hektarprämien für 
Getreide, Ölsaaten und Flächenstilllegung sowie Tier- 
prämien und - ab 2008 - auch der Milchsektor werden 
eingeschlossen. Die Zahlung ist somit nicht mehr an die 
konkrete Nutzung des Produktionsfaktors Boden gebun- 
den und das Prämienrecht geht an die Betriebe, die im 
Referenzzeitraum prämienrelevante Produktionsverfah- 
ren aufgewiesen haben. Die Prämienrechte - und damit 
auch die prämienbegünstigte Fläche - sind limitiert, da 
die Zahlungsansprüche national zugeteilt werden. Fer- 
ner sind die Prämienrechte handelbar. 

Während die Betriebsprämie das Grundmodell der Ver- 
ordnung darstellt, wurde den Mitgliedstaaten alternativ 
die Option gegeben, die entkoppelten Zahlungen als an 
die Fläche gebundene Prämienrechte (Regionalmodell) 
zu realisieren, entweder einheitlich oder differenziert 
nach Prämien, die für Acker- und Grünland gezahlt wer- 
den. Unter dieser Sonderregelung kann also auch die 
von Deutschland geforderte Grünlandprämie eingeführt 
werden. Die Prämien werden dabei als regionsspezi- 
fisehe Prämien innerhalb von den Mitgliedstaaten abzu- 
grenzenden Regionen ausgezahlt. Auch die Regional- 
prämie führt zu betrieblich gebundenen, entkoppelten 
Prämienrechten und nur die Höhe und Verteilung der 
Prämienrechte unterscheidet sich vom Betriebsprämien- 
modell. Wie die Betriebsprämien sind auch die Prämi- 
enrechte im Regionalmodell handelbar. Sie können aber 
lediglich innerhalb festzulegender Gebiete zwischen 
Betrieben und Regionen verschoben werden (Weiteres 
zur Ausgestaltung in Deutschland s. Tz. 256 sowie 
Abschn. 6. 1.4.2). Für ein differenzierteres Verständnis 
der beiden Varianten der Prämienregelung sei auf 
ISERMEYER (2003) verwiesen. 


250. Sowohl das Betriebs- als auch das Regionalmo- 
dell können - konsequent umgesetzt - Landwirte ver- 
stärkt dazu bewegen, auf Marktsignale zu reagieren, und 
somit das Ziel der Entkopplung erreichen. Bei der Vari- 
ante der Teilentkopplung ist dies nicht mehr gegeben: Im 
Rahmen der Wahlmöglichkeiten der EU-Mitgliedstaaten 
können im Ackerbau weiterhin bis zu 25 % der derzeiti- 
gen Direktzahlungen an die Erzeugung gebunden wer- 
den und im Rindfleischsektor ist für spezifische Prämien 
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sogar die Beibehaltung von bis zu 100 % gekoppelter 
Zahlungen möglich, wenn andere Rinderprämien voll- 
ständig entkoppelt werden. Die Prämien für Schafe und 
Ziegen können bis zu 50 % an die Produktion gekoppelt 
werden. Die Interventionspreise für Getreide werden, au- 
ßer bei Roggen, nicht völlig abgeschafft, sondern ledig- 
lich die monatlichen Zuschläge auf den Interventions- 
preis um 50 % reduziert. Auch Energiepflanzen werden 
weiterhin gefördert, allerdings nur bis zu einer EU- 
Höchstfläche von 1,4 Mio. ha, und dürfen auf obligato- 
risch stillgelegter Ackerfläche angebaut werden. Die 
Ackerflächenstilllegung soll mit einem Satz von 10 % 
auf Basis der prämienberechtigten Ackerkulturen in der 
Referenzperiode festgelegt werden. Stilllegungsflächen 


erhalten ein gesondertes, handelbares Prämienrecht. Die 
Milchquotenregelung wurde bis 2014 verlängert und der 
Ausgleich für die beschlossenen Preissenkungen auf 
56 % beschränkt. 

Für den Umwelt- und Naturschutz ist zudem interessant, 
dass im Rahmen der nationalen Ausgestaltung bis zu 
10 % der einzelbetrieblichen Prämienrechte aus der ers- 
ten Säule gewährt werden können, um spezifische For- 
men der Landwirtschaft zu fördern, die für die Umwelt 
oder eine Qualitätserzeugung und Vermarktung wichtig 
sind (Art. 69 der VO [EG] 1782/2003). Richtlinien für 
die förderfähigen Maßnahmen in diesem so genannten 
1 0-%-Modell liegen allerdings noch nicht vor. 

Tabelle 4-5 


Gegenüberstellung: 

Status quo der Agrarpolitik und Mid-Term Review 



Status quo 

Mid-Term Review 

Betriebsprämie 

Direktzahlungen an Fläche beziehungsweise 
Tierzahl gebunden; Produktion notwendig 

Entkoppelte Betriebsprämie ab 2005 enthält 
Ackerbauprämien, Rinderprämien und ab 
2006/07 Milchprämie; Basisperiode 2000 bis 
2002; Einlösung nur mit Nachweis von land- 
wirtschaftlicher Fläche; Feldobst, Gemüse und 
Speisekartoffeln sind bis zum Umfang der 
Basisperiode förderfahig 

Regionalisierung 


Regionalisierung kann zur Einführung einer 
einheitlichen Flächenzahlung benutzt werden 
oder einer Grünland- und Ackerbauprämie; 
Umverteilung zwischen Regionen möglich; 
ein Mitgliedsland mit weniger als 3 Mio. ha 
kann eine Region sein 

Wahloptionen 


Mitgliedsländer können auf nationaler oder 
regionaler Ebene bis zu 25 % der Ackerbau- 
prämie, bis zu 50 % der Schaf- und Ziegenprä- 
mie und wahlweise 75 % der Bullenprämie, 

100 % der Schlachtprämie oder 100 % der 
Mutterkuhprämie und 40 % der Schlachtprä- 
mie an die Produktion koppeln; zusätzlich kön- 
nen 10 % des Gesamtprämienvolumens an spe- 
zielle Produktionsverfahren gebunden werden 

Stilllegung 

Stilllegung in Flöhe von 1 0 % der prämierten 
Ackerkulturen; freiwillige Stilllegung bis 

33 %; Anbau von nachwachsenden Rohstoffen 
erlaubt 

Flächenstilllegungszahlungen müssen durch 
Stilllegung aktiviert werden; 10 % der in der 
Basisperiode prämierten Ackerfläche; Anbau 
von nachwachsenden Rohstoffen möglich; 
Ökolandbau von Stilllegungsverpflichtung 
ausgenommen; Stilllegung (mit Pflege) bis 

1 00 % der Flächen möglich 

Cross Compliance 

Wahlweise Reduzierung der Direktzahlung, 
um Umweltgesetzgebung und spezielle 
Umweltanforderungen umzusetzen 

Reduktion der Direktzahlungen, wenn EU- 
Standards im Bereich Umwelt, Lebensmittel- 
sicherheit und Tierschutz nicht eingehalten 
werden oder das Land nicht in guter landwirt- 
schaftlicher und ökologischer Kondition gehal- 
ten wird 
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noch Tabelle 4-5 



Status quo 

Mid-Term Review 

Beratung 

Wahlweiser Aufbau eines Beratungssystems 

Mitgliedsländer müssen ein Beratungssystem 
ab 2007 aufbauen; Beratungsteilnahme durch 
die Landwirte freiwillig 

Modulation 

Wahlweise Reduzierung der Direktzahlungen 
um bis zu 20 %; dieses Geld verbleibt im Mit- 
gliedsstaat für die Finanzierung von begleiten- 
den Maßnahmen 

Modulation ab einem Freibetrag von 5000 € 
um 3 % in 2005, um 4 % in 2006 und um 5 % 
ab 2007 ; Verwendung für Maßnahmen zur 
ländlichen Entwicklung; Verteilung nach 
objektiven Kriterien, wobei mindestens 80 % 
in dem Geld gebenden Mitgliedsstaat ver- 
bleibt 

Finanzdisziplin 


Ab 2007 werden die Direktzahlungen gekürzt, 
wenn es sich abzeichnet, dass die Budgetlimi- 
tierung bei einer Sicherheitsmarge von 

300 Mio. € nicht eingehalten werden kann 

Zweite Säule 

Koflnanzierte Maßnahmen im Bereieh Agrar- 
umwelt, Investitionsbeihilfe, Junglandwirte, 
Aufforstung etc.; EU-Anteil 50 % beziehungs- 
weise 75 % in z. B. den neuen Bundesländern 

Zusätzliche Maßnahmen im Bereich Lebens- 
mittelqualität und Tierschutz; Anhebung des 
EU-Anteils um jeweils 10 % für Agrarumwelt- 
maßnahmen (kein fixer Kofinanzierungssatz, 
sondern Obergrenze) 

Getreide 

Interventionspreis 101,31 €/t; Direktzah- 
lungen 63 €/t multipliziert mit Referenz- 
ertrag; monatliche Aufschläge auf den 
Interventionspreis (7 mal 0,93 €/t) 

Keine Veränderung des Interventionspreises; 
Halbierung der monatlichen Aufschläge; Ent- 
kopplung; Abschaffung der Roggeninterven- 
tion, aber Kompensation durch erhöhte 

Gelder aus der Modulation 

Ölsaaten 

Gleiche Flächenzahlung wie bei Getreide. 

Entkopplung. 

Rindfleisch 

Grundpreis von 2 224 €/t mit privater Lager- 
haltung bei 103 % dieses Preises; Ochsen- 
prämie zweimal 150 €, Bullenprämie 210 €, 
Mutterkuhprämie 200 €, Schlachtprämie 80 € 
beziehungsweise 50 € für Kälber; allgemeine 
Limitierung auf 1,8 LU/ha und 90 Tiere; 
Extensivierungsprämie von 100 € bei weniger 
als 1 ,4 LU/ha 

Regionale Anpassungen; Rinderprämien wer- 
den Teil der Betriebsprämie, wobei Wahl- 
optionen bestehen 

Milch 

Milchquoten gelten bis 2008; Interventions- 
preiskürzung um 15 % ab 2005/06; Milch- 
prämie ab 2005/06 steigt schrittweise auf 

25,86 €/t; Anstieg der Milchquote um 2,39 % 

Milchquoten verlängert bis 2014/15; Interven- 
tionsspreis für Butter wird um 25 %, von 
Magermilchpulver um 1 5 % zwischen 2004 
bis 2007 gekürzt; Milchprämie steigt von 

11,81 €/t in 2004 auf 35,5 Euro/t in 2006; 
danach Teil der Betriebsprämie; Milchquoten- 
ausweitung teilweise aufgeschoben 


Quelle: EU-Kommission, 2003b 


4.1. 4.1. 2 Cross Compliance 

251. Die so genannte Cross-Compliance-Regelung be- 
deutet, dass die Bindung der entkoppelten Direktzahlung 
an die Einhaltung von Mindestumweltauflagen verstärkt 
wird. 

Zum einen beinhalten die Bestimmungen, dass auf Land- 
wirtschaftsbetriebe bezogene gesetzliche Vorschriften aus 
dem EU-Recht bezüglich Tierschutz, Umweltschutz und 


Lebensmittelsicherheit einzuhalten sind. Verstöße gegen 
das EU-Recht werden nun über Cross Compliance da- 
durch geahndet, dass die Direktzahlungen teilweise oder 
vollständig zurüekgezahlt werden müssen. Im Anhang III 
der Verordnung (EG) 1782/2003 wird eine Liste von zu 
berüeksiehtigenden EU-Richtlinien vorgegeben. Obwohl 
es selbstverständlieh sein sollte, dass EU-Reeht befolgt 
wird, kann dureh Cross Compliance der Vollzug ver- 
bessert werden. Die Verknüpfung der entkoppelten 
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Direktzahlungen mit der Umsetzung von EU-Recht ver- 
schafft der EU die Möglichkeit einer direkteren Kontrolle 
der Mitgliedstaaten, da bei unzureichendem Vollzug von 
EU-Umweltrecht Zahlungen an die Mitgliedstaaten ge- 
kürzt werden können. Eine Ausweitung von Cross-Com- 
pliance-Auflagen auf andere Gesetzesbereiche über 
Anhang 111 hinaus ist nicht möglich. 

Zum anderen fallen unter die Sanktionen durch Cross 
Compliance weitere in Anhang IV der Luxemburger Be- 
schlüsse festgelegte Standards zur Aufrechterhaltung ei- 
nes „guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zu- 
stands“ auf allen Betriebsflächen. Diese gehen über 
gesetzliche Anforderungen des EU-Rechts hinaus. Da- 
durch soll erreicht werden, dass Flächen nicht der Suk- 
zession anheim fallen und die Offenhaltung der Land- 
schaft gewährleistet wird. Über die Vorgaben der guten 
fachlichen Praxis hinaus unterliegt Dauergrünland einem 
Umbruchverbot; alternativ können Mitgliedstaaten an- 
dere Maßnahmen benennen, mit denen eine signifikante 
Abnahme der Grünlandfläche verhindert wird. Auf Be- 
triebsebene wird eine Saldierung der Grünlandfiächen aus 
pflanzenbaulichen Gründen möglich bleiben. 

Die Kontrolle der Cross-Compliance-Anforderungen soll 
durch eine Kontrollquote von 1 %, eine angemessene 
Risikoauswahl der kontrollierten Betriebe sowie Doku- 
mentation und angemessene Handhabung der Kontroller- 
gebnisse sichergestellt werden. Betriebe, denen Verstöße 
nachgewiesen werden, verlieren Direktzahlungen. Bei 
erstmaligen Verstößen aufgrund von Unwissenheit soll 
die Prämienreduktion 5 % betragen, bei vorsätzlichen, 
schweren Verstößen können Betriebe gänzlich von Prämi- 
enzahlungen ausgeschlossen werden. 

4.1. 4.1. 3 Modulation 

252. Durch die bis zum Jahre 2007 abgeschlossene, 
schrittweise Umschichtung von Mitteln der ersten Säule 
in die zweite Säule der GAP {Modulation) werden in al- 
len Mitgliedstaaten zusammen in Zukunft mehr Finanz- 
mittel für die ländliche Entwicklung, den Umweltschutz, 
Tierschutz und Verbraucherschutz im Rahmen der EU- 
Agrarpolitik zur Verfügung stehen. Die Modulationsmit- 
tel werden im Jahre 2007 5 % der Direktzahlungen an die 
Betriebe (oberhalb eines Freibetrages von 5 000 Euro 
pro Betrieb) betragen. Nach Deutschland fließen in Zu- 
kunft 90 % der hier im Rahmen der Modulation anfallen- 
den Mittel wieder zurück. Die Gesamtzahlungen der EU 
aus beiden Säulen an die deutschen Landwirte fallen da- 
mit also in Zukunft etwas geringer aus als zuvor. Die zu- 
sätzlichen Mittel in der zweiten Säule können zur ver- 
stärkten Förderung der bisherigen Maßnahmen im 
Rahmen der EU-Verordnung (EG) 1257/99 und zum Tier- 
schutz eingesetzt werden. Des Weiteren werden zwei 
neue Maßnahmenbereiche geschaffen, zum einen die Si- 
cherung von Lebensmittelqualität, zum anderen die Ein- 
haltung von (Umwelt-)Standards. Schließlich wird der 
Kofinanzierungssatz der EU für Agrarumweltmaßnah- 
men um 10 auf 60 % und in Ziel- 1 -Gebieten auf 85 % er- 
höht, wobei es sich nicht mehr um einen fixen Satz, son- 
dern einen Höchstsatz handelt (EU-Kommission, 2003b). 


Weiterhin wird den Mitgliedstaaten die Möglichkeit ein- 
geräumt, den Betrag für den FFH-Ausgleich unter be- 
stimmten Bedingungen zu erhöhen. 

4.1. 4.2 Bewertung der Ergebnisse des Mid- 
Term Review und Mögiichkeiten der 
nationaien Ausgestaitung 

4.1. 4.2.1 Bewertung der MTR-Reform 

253. Die Ergebnisse der Luxemburger Beschlüsse zum 
Mid-Term Review beinhalten unter Umweltgesichtspunk- 
ten gewisse Fortschritte und Chancen, sie bleiben, gemes- 
sen an den in Abschnitt 4.1.3 dargelegten Zielen, jedoch 
hinter den Erwartungen an eine grundlegende Agrarre- 
form zurück. Insbesondere wurde die Chance nicht ge- 
nutzt, die Agrarpolitik einfacher und transparenter zu ge- 
stalten und die Subventionen konsequent an den flächen-, 
regions- oder maßnahmenspezifischen Bedarf nach ge- 
sellschaftlich erwünschten Umweltleistungen zu binden. 

Cross Compliance ist ein erster Schritt in diese ge- 
wünschte Richtung einer Bindung von Subventionen an 
gesellschaftlich erwünschte Leistungen. Es setzt für die 
Landwirte neben die ordnungsrechtliche Verpflichtung 
zur Einhaltung des EU-Rechts einen zusätzlichen Anreiz 
zum Vollzug und führt in geringerem Maße weitere Auf- 
lagen ein. Dies wird voraussichtlich zu einer verbesserten 
Umsetzung der guten fachlichen Praxis führen, denn mit 
Cross Compliance sind Kontrollen verbunden. Die An- 
drohung des Verlustes von Betriebsprämien ist - jeden- 
falls im Falle höherer Prämien - ein starkes Motiv für die 
Einhaltung der Auflagen. 

Insgesamt wirkt Cross Compliance jedoch, gemessen an 
dem oben genannten Anspruch, zu unspezifisch und we- 
nig zielgerichtet. Auch gegenüber dem Einsatz von Sank- 
tionen zur Gewährleistung normkonformen Verhaltens, 
etwa in Form von Bußgeldern, hat Cross Compliance ge- 
wisse Nachteile, da es nur in landwirtschaftlichen Betrie- 
ben zur Anwendung kommt, die Direktzahlungen erhal- 
ten. Intensive und daher besonders umweltrelevante 
Produktionszweige ohne Direktzahlungen (z. B. Zucker- 
rübenanbau, Obst- und Gemüseanbau, Schweine- und 
Geflügelhaltung) können durch Cross Compliance nur 
auf dem Umweg über andere in den Betrieben vorhan- 
dene Produktionszweige beeinflusst werden. 

Cross Compliance wird für den gesamten landwirtschaft- 
lichen Betrieb gelten und nicht nur für die Produktion, die 
Direktzahlungen erhält. Zudem hängt die Wirkung der 
Prämienabzüge nicht nur von der Schwere eines Versto- 
ßes ab, sondern auch von der Bedeutung der Direktzah- 
lungen für den jeweiligen Betrieb. Es ist zu befürchten, 
dass Cross Compliance lediglich als neue Legitimation 
für die Direktzahlungen der ersten Säule dient, ohne Um- 
weltziele wirklich effizient zu erreichen. Sollten in lang- 
fristiger Perspektive die Direktzahlungen weiter abgebaut 
werden, besteht das Risiko, dass die Einhaltung auch 
grundlegender Umweltauflagen der guten fachlichen 
Praxis, die eigentlich dem Verursacherprinzip unter- 
liegen, von den Landwirten nicht mehr entschädigungs- 
los akzeptiert wird. Da sich Cross Compliance und 
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Agrarumweltmaßnahmen (AUM) wie kommunizierende 
Röhren verhalten (alles, was nicht über Cross Com- 
pliance vorgegeben wird, kann und muss ggf. als AUM 
angeboten werden und umgekehrt), wären dann in Zu- 
kunft gegebenenfalls auch ehemalige Grundleistungen, 
die derzeit mit weichen gesetzlichen Formulierungen vor- 
geschrieben sind, wie zum Beispiel die Vermeidung von 
Bodenabtrag, über Agrarumweltmaßnahmen zu finanzie- 
ren. Alternativ müsste eine rechtliche Konkretisierung 
der guten fachlichen Praxis und ein strenges Kontrollre- 
gime zur Einhaltung der rechtlichen Vorgaben mit eben- 
falls großen Akzeptanzproblemen eingeführt werden. 

Die beschriebene Problematik ergibt sich aber erst nach 
Ablauf der derzeitigen Planungsperiode. Gegenwärtig 
verläuft die Entwicklung eher umgekehrt: Agrarumwelt- 
maßnahmen werden durch Cross-Compliance-Regelun- 
gen ersetzt, zum Beispiel im Falle der Förderung von Ex- 
tensivgrünland. 

254. Grundsätzlich machen die Beschlüsse deutlich, 
dass eine verstärkte Förderung des ländlichen Raumes und 
eine gezielte Förderung gesellschaftspolitischer Ziele als 
neue agrarpolitische Perspektive anerkannt werden 
(BMVEL, 2003a). Die Modulation, als Instrument für eine 
Stärkung von Agrarumweltmaßnahmen und damit der 
zielgerichteten Flonorierung von Umweltleistungen, blieb 
im Mid-Term Review allerdings in den Anfängen stecken. 
Unbefriedigend ist aus der Sicht des Umweltrates, dass die 
Bundesländer nach wie vor und zum Teil sogar in erhöh- 
tem Maße erhebliche Kofinanzierungsanteile auch für 
Agrarumweltmaßnahmen von überregionaler Bedeutung 
aufbringen müssen. Ein geringer von den Ländern zu er- 
bringender Eigenanteil ist angesichts der derzeitigen 
Finanzknappheit entscheidend für die Nutzung der Mittel 
aus der zweiten Säule, insbesondere für die besonders an- 
spruchsvollen Naturschutzmaßnahmen (SRU, 2002a). Es 
ist zu prüfen, ob die Finanzierungslast der Länder durch 
eine verstärkte Kofinanzierung von anspruchsvolleren 
Agrarumweltmaßnahmen und insbesondere Naturschutz- 
maßnahmen aus der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur 
und Küstenschutz gemildert werden kann. 

255. Flinsichtlich einer perspektivischen Orientierung 
an den Anforderungen der WTO leitet die Reform einen 
ersten wichtigen Schritt zum Abbau von Markteingriffen 
ein. Die Entkoppelung der Direktzahlungen von der Pro- 
duktion wurde allerdings nur halbherzig begonnen. Ob 
sich das Ausmaß der Entkopplung in Bezug auf die lau- 
fende WTO-Runde als hinreichend erweist, bleibt abzu- 
warten. In der Zukunft hängt die Green-Box-Fähigkeit 
von Zahlungen an die Landwirtschaft wesentlich auch da- 
von ab, wie die Green-Box-Anforderungen sich langfris- 
tig entwickeln. Die derzeit angedachten Auflagen 
(Tz. 251) stellen erheblich strengere Anforderungen an 
den Abbau von Markteingriffen und die Definition von 
Umweltleistungen, als sie mit der MTR-Reform erfüllt 
werden. 

Es wird sehr stark von der zukünftigen nationalen Ausge- 
staltung der Mid-Term-Review-Beschlüsse abhängen, 
wie ihre Effekte im Einzelnen unter Umweltgesichts- 
punkten zu beurteilen sind. Der nationale Fahrplan für die 
Umsetzung der Reform muss bis zum 1 . August 2004 bei 


der EU-Kommission vorliegen, andernfalls gilt automa- 
tisch das Grundmodell der EG- Verordnung (z. B. be- 
triebsbezogene Zahlungen anstatt an die Fläche gebunde- 
ner Regionalprämien). Neben der Einführung und 
Ausgestaltung der Direktzahlungen in Form der Regio- 
nalprämien werden folgende Faktoren entscheidend für 
die Umweltwirkung der Umsetzung der EU-Reformen in 
Deutschland sein (SRU, 2004a): 

- die Festlegung der förderfähigen Basisfläche; 

- die Steuerung der Flächenstilllegung; 

- die Ausgestaltung von Cross Compliance, insbeson- 
dere der Anforderungen an die Mindestflächenpflege 
und die Grünlanderhaltung sowie die verwaltungs- 
technische Umsetzung; 

- die Verwendung der Modulationsmittel in der zweiten 
Säule; 

- die Nutzung der Möglichkeit, besondere Formen der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit und der Qualitätspro- 
duktion mit bis zu 1 0 % des Direktzahlungsvolumens 
zu fördern (Artikel 69 der VO (EG) 1782/2003). 

4.1. 4.2.2 Nationale Ausgestaltung der 
Direktzahlungen 

Vorliegende Beschlüsse zur nationalen Ausgestaltung 

256. Auf der Sonderbesprechung vom 27. Novem- 
ber 2003 zur Umsetzung der GAP-Reform in Deutsch- 
land haben sich die Agrarministerinnen und -minister von 
Bund und Ländern auf Eckpunkte zur Umsetzung der 
EU-Agrarreform geeinigt. Das BMVEL hat aus diesen 
Eckpunkten den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Reform der gemeinsamen Agrarpolitik entwickelt 
(BMVEL, 2003c). Bei Redaktionsschluss lagen folgende 
Kemaussagen zur zukünftigen Ausgestaltung der Direkt- 
zahlungen in Deutschland vor: 

- Beginn der Entkopplung im Jahre 2005; alle Prämien 
werden in die Entkopplung einbezogen (keine Teilent- 
kopplung, bei der einige Prämien weiter an die Pro- 
duktion gebunden bleiben); 

- Einführung des einheitlichen Regionalmodells; das 
Prämienvolumen einer Region (Region entspricht 
i. d. R. Bundesland) wird also gleichmäßig auf die bei- 
hilfefahige Fläche der Region verteilt, die regionale 
Obergrenze ergibt sich aus den national zugeteilten 
Zahlungsansprüchen, die wiederum aus den bisheri- 
gen Stützungen abgeleitet werden; ab 2007 sollen An- 
gleichungen zwischen den Regionen stattfinden, dabei 
soll kein Bundesland mehr als 5 % seines Prämien- 
volumens verlieren; 

- Umverteilung von Prämienvolumen zwischen den Be- 
trieben, das heißt Ablehnung des Betriebsmodells; be- 
grenzte Umverteilung zwischen den Regionen; 

- Anwendung eines Kombinationsmodells in einer 
Übergangsphase, in der bestimmte Prämien (die 
Milchprämien, die Mutterkuhprämien, die Sonderprä- 
mien für männliche Rinder u. weitere) zunächst nicht 
der Fläche einer Region, sondern betriebsindividuell 
zugewiesen werden. 
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Kalkulatorisch ergeben sich die Flächenprämien, indem 
dem Ackerland einer Region die Prämien für Ackerkultu- 
ren sowie dem Grünland einer Region die Schlachtprä- 
mien für Großrinder, nationale Ergänzungsbeträge für 
Rinder und 50 % der Extensivierungszuschläge für Rin- 
der zugewiesen werden. Damit werden die Grünlandprä- 
mien zunächst erheblich unter denen für Acker liegen. 

Die Flächenprämien sind innerhalb einer Region gleich 
(jeweils bezogen auf Acker und Grünland), variieren aber 
zu Beginn der Reform zwischen den Bundesländern, so- 
dass sich beispielsweise geringere Beträge für Grünland 
in Baden-Württemberg oder Rheinland-Pfalz im Ver- 
gleich zu Niedersachsen ergeben. 

Zusätzlich zu den Flächenprämien bekommt der Betrieb 
während der Übergangsphase des Kombinationsmodells 
die oben genannten betriebsindividuellen Zahlungen 
(Milchprämien, Mutterkuhprämien, 50 % der Extensivie- 
rungszuschläge für Rinder, Prämie für Schaf- und Ziegen- 
fleisch u. a.), die gleichmäßig auf die Zahlungsansprüche 
für Acker und Grünland eines Betriebes verteilt werden, 
sodass sich insgesamt betriebsindividuelle Flektarbeträge 
ergeben. Um die ihm zugeteilten Zahlungsansprüche zu 
aktivieren, muss der Betriebsinhaber in seinem jährlichen 
Antrag eine entsprechende Anzahl beihilfefahiger Flä- 
chen nachweisen. Dabei muss ein Acker- beziehungs- 
weise Grünlandprämienrecht nicht unbedingt durch einen 
Hektar Acker oder Grünland aktiviert werden, die Ent- 
kopplung löst also die Bindung der Zahlungsansprüche an 
die ursprüngliche Nutzungsart. 

Im Zeitverlauf soll ab dem Jahre 2007 mit der Anglei- 
chung der betriebsindividuell unterschiedlich hohen Zah- 
lungsansprüche in Richtung auf regional einheitliche Prä- 
mien begonnen werden. Dieser Prozess soll bis zum Jahre 
2012 abgeschlossen sein. Am Ende steht eine einheitliche 
Prämie, die weder zwischen Acker und Grünland unter- 
scheidet, noch historische Prämienniveaus berücksichtigt. 

Die Prämien sind innerhalb einer Region handelbar. Ein 
Verkauf von Zahlungsansprüchen ist grundsätzlich mit 
und ohne Fläche möglich. Ebenfalls handelbar sind Zah- 
lungsansprüche für Stilllegungsflächen, die jedem Be- 
triebsinhaber zu Beginn der Entkopplung getrennt von 
den übrigen Prämien zugewiesen werden. Die Still- 
legungsverpflichtung besteht weiter wie bisher. Ökolo- 
gisch wirtschaftende Betriebe und Kleinerzeuger sind von 
der Stilllegungspflicht ausgenommen. 

Der Umweltrat begrüßt, dass bei der Ausgestaltung der 
MTR-Reform der Weg einer vollständigen Entkopplung 
und der Einführung eines Regionalprämienmodells einge- 
schlagen wurde. Die Bundesregierung und die Länder ha- 
ben damit einen wichtigen Schritt in Richtung auf eine 
stärker am Markt orientierte landwirtschaftliche Erzeu- 
gung getan. Diese Weichenstellung kann auch gewisse 
Chancen für den Umwelt- und Naturschutz mit sich brin- 
gen, unter anderem, da die bestehende Bevorzugung öko- 
logisch risikoreicher Kulturen, wie des Maisanbaus ge- 
genüber dem Grünland, beendet wird. Mit der 
Entscheidung für das Regionalprämienmodell statt der 
Betriebsprämie entstehen vergleichsweise günstigere Vo- 
raussetzungen, um den negativen Umwelteffekten des 
Prämienhandels entgegenzutreten. 


Wichtige Entwicklungschancen und Gefahren für den 
Umwelt- und Naturschutz wurden bei den bisherigen Plä- 
nen zur Ausgestaltung der Entkopplung gleichwohl bis- 
her noch außer Acht gelassen. Dies betrifft insbesondere 
die Themen Grünlanderhaltung, Steuerung der Flächen- 
stilllegung und Grünlandpflege. 

Grünlanderhaltung 

257 . Grünland übernimmt im Naturhaushalt vielfältige 
Funktionen. Es dient dem Boden- und Wasserschutz und 
abhängig von seiner Lage und Ausprägung kann es eine 
hohe Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz aufwei- 
sen. In Deutschland unterliegt Grünland starken Rück- 
gangstendenzen. Verbleibendes Grünland wird zuneh- 
mend intensiv genutzt. Die Erhaltung von Grünland im 
Allgemeinen und von Extensivgrünland im Besonderen 
hat deshalb eine hohe Priorität im Naturschutz und sollte 
bei der nationalen Ausgestaltung der MTR-Reform aus- 
reichend berücksichtigt werden. Die derzeitigen Pläne zur 
Ausgestaltung weisen noch Defizite hinsichtlich der 
Grünlandsicherung auf, die behoben werden sollten. 

258 . So wird die Benachteiligung von Grünland gegen- 
über Acker bei der Prämienzuteilung zu spät und zu lang- 
sam abgebaut werden. Erst ab 2007 beginnt die Überfüh- 
rung der betriebsindividuell zugeteilten Tierprämien in 
einheitliche Grünlandregionalprämien, sodass die Re- 
gionalprämien für Grünland mit einem Betrag von vo- 
raussichtlich deutlich unter 100 Euro pro Hektar zunächst 
vergleichsweise gering ausfallen werden und erst nach 
2007 (wenn der Betriebsprämienanteil in die Flächenprä- 
mie übergeht) steigen würden. Damit besteht zunächst 
nur ein geringer Anreiz, bisher nicht durch die Fördersta- 
tistik erfasste Grünlandflächen bis 2005 zu melden und 
dadurch mit Prämienrechten auszustatten. Denn ein Be- 
zug von Prämien wäre gleichzeitig mit der Pflicht zur 
Einhaltung der Cross-Compliance-Auflagen durch den 
Landwirt verbunden. Die Prämien sind aber zu gering 
(BMVEL, 2003c), um die durch Cross Compliance vor- 
geschriebene Flächenpflege attraktiv zu machen. Tenden- 
ziell würden also schwer zu nutzende oder zu pflegende 
Grünlandflächen ohne Prämienrecht bleiben, mit negati- 
ven Folgen für deren künftige Erhaltung. 

Die nicht erfassten, prämienfreien Grünlandflächen bieten 
eine Reserve für den Prämienhandel, der auch im Regio- 
nalmodell zu unerwünschten Effekten wie zur Aufgabe 
der landwirtschaftlichen Nutzung in landwirtschaftlichen 
Ungunstgebieten (z. B. Mittelgeb irgsregionen) oder zu 
Grünlandumbruch führen kann. Da die Nutzung der land- 
wirtschaftlichen Fläche in Gunstregionen attraktiver ist, 
besteht die Gefahr, dass Grünlandprämienrechte von Un- 
gunststandorten auf prämienfreie Grünlandflächen in 
Gunstregionen transferiert werden (Abb. 4-1). Die danach 
prämienfreien Flächen in den Ungunstregionen unterlägen 
(bei einer Abspaltung vom Betrieb) nicht den Cross-Com- 
pliance-Anforderungen und können brachfallen. Auch 
Ackerprämien könnten aus Ungunstregionen auf prämien- 
freie Grünlandflächen in Gunstregionen transferiert wer- 
den. Damit könnte ein Umbruch der nicht gemeldeten 
Grünlandflächen verbunden sein, wenn nicht eine sorg- 
fältige Kontrolle des Flächenstatus den Umbruch von prä- 
mienfreiem Grünland verhindert. 
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Abbildung 4-1 


Wirkung einer Reserve prämienfreier Flächen 
im Prämienhandel des Regionalmodells 



kurs/V; Änderung der Flächennutzung auf Teilflächen 

Quelle: SRU/UG 2004 


259 . Die potenzielle Flächenreserve für solche Prämien- 
transaktionen und die Aktivierung von Prämienrechten ist 
erheblich: Grünland ist bisher in der Förderstatistik und 
dem Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem 
(InVeKoS), das die Abwicklung der Direktzahlungen un- 
terstützt, nicht vollständig erfasst. Circa 1,18 Mio. ha sind 
zwar aufgrund von Liegenschaftsdaten als Landwirt- 
schaftsfläche ausgewiesen, tauchen aber nicht in der be- 
triebsbezogenen Bodennutzungshaupterhebung auf 

Voraussetzungen für eine möglichst weit gehende Verhin- 
derung prämienfreier Flächen wären: 

- Schaffung von Anreizen zur Meldung derzeit nicht er- 
fasster Flächen durch die schnelle Angleichung der 
Flächenprämien für Acker und Grünland und die früh- 


zeifige Bekanntmachung des Regionalprämienmo- 
dells, 

- Prüfung der Möglichkeiten einer verwaltungstech- 
nisch vereinfachten Flächenmeldung und einer nach- 
träglichen Anerkennung von Flächen auch nach Ein- 
führung der entkoppelten Direktzahlungen, 

- eine Optimierung der Grünlanderfassung über die Flä- 
chennutzungserhebung. 

260 . Neben diesen Maßnahmen zur Minimierung des 
Umfanges prämienfreier Flächen kann auch durch eine en- 
gere Abgrenzung der Regionen, in denen Prämienrechte ge- 
handelt werden dürfen, vermieden oder vermindert werden, 
dass Grünland- und gegebenenfalls Ackerprämien im Zuge 
des Prämienhandels aus Ungunstregionen abwandem. 
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Verhinderung einer unerwünschten Verlagerung von 
Stilllegungsverpflichtungen 

261 . Eine enge Abgrenzung der Handelsregionen hätte 
einen weiteren wünschenswerten Effekt: Sie würde den 
Transfer von Ackerflächenstilllegungsverpflichtungen 
und den getrennt von den sonstigen Prämienrechten zu- 
geteilten Prämien für Flächenstilllegung in die Ungunst- 
regionen verhindern (Abb. 4-1). Die obligatorische 
Ackerflächenstilllegung soll in erster Linie der Produk- 
tionssenkung und erst in zweiter Linie der Umweltentlas- 
tung dienen. Ohne weitere Steuerung des Prämienhandels 
würden sich nicht nur negative ökologische Auswirkun- 
gen durch Vermehrung der Brachen in Ungunstregionen 
ergeben, sondern die Flächenstilllegung verlöre auch ihre 
Marktangebotswirkungen. Der Anteil stillgelegter Fläche 
in den Ungunstregionen würde sich erhöhen und zusätz- 
liche freiwillige Stilllegungen würden verhindert. Da- 
durch wäre der Sinn der Regelung zur obligatorischen 
Stilllegung grundsätzlich infrage gestellt. 

Um die ökologische Effektivität der Flächenstilllegungen 
zu verbessern, sollten über eine Begrenzung des Handels 
mit Stilllegungsprämien hinaus auch Möglichkeiten ge- 
nutzt werden, Stilllegungen durch Cross-Compliance- 
Regelungen in für den Umwelt- und Naturschutz sinn- 
volle Gebiete zu lenken (Tz. 251). 

Erhaltung bestimmter Arten der Grünlandnutzung 

262 . Neben der Schwierigkeit, die Grünlandflächen 
überhaupt am derzeitigen Standort zu erhalten, könnten 
sich in Zukunft auch Probleme mit der Art der Flächen- 
pflege ergeben. Viele Flächen sollten unter Naturschutz- 
gesichtspunkten speziell durch Beweidung genutzt wer- 
den (Wirkungen: Selektion bestimmter Pflanzenarten, für 
Wiesenvögel bedeutsame Kurzrasigkeit u. a.). Bewei- 
dungssysteme wie die Haltung von Robustrinderrassen 
oder Wanderschäferei, die für den Naturschutz von be- 
sonderer Bedeutung sind, hängen in Deutschland jedoch 
mit am stärksten von der Agrarstützung ab. Durch die 
Umlegung von 50 % der Extensivierungsprämie für Rin- 
der auf das Grünland bereits ab 2005 und die später fol- 
gende Entkopplung der zunächst noch betriebsindividuell 
zugeteilten Milchprämien, der Mutterkuhprämien und der 
Mutterschafprämien ist zu erwarten, dass sich aufgrund 
der im Weltmaßstab wenig wettbewerbsfähigen agrar- 
strukturellen und natürlichen Produktionsbedingungen in 
Deutschland deutliche Bestandsrückgänge bei Rindern 
und Schafen ergeben werden. In vielen Fällen wird es für 
die Bewirtschafter günstiger sein, ihrer Verpflichtung zur 
Flächenpflege (Tz. 251) durch maschinelle Pflege nach- 
zukommen, statt die Tierhaltung aufrechtzuerhalten. Ein 
Mulchen der Flächen (kostengünstige Pflegeform, bei der 
das Vegetationsmaterial auf der Fläche verbleibt) hat je- 
doch auf vielen Standorten unerwünschte ökologische 
Auswirkungen wie Nährstoffanreicherung und Verar- 
mung der Tier- und Pflanzenwelt. Lediglich auf schlecht 
maschinell zu pflegenden Flächen könnte die Beweidung 
nach wie vor attraktiv sein. Eine sachgerechte Pflege der 
maschinell gut zu pflegenden Flächen müsste in Zukunft 
hingegen durch Agrarumweltprogramme finanziert wer- 


den. Das beträfe beispielsweise die in Wiesenvogel- 
schutzgebieten notwendige Beweidung der Flächen oder 
die Abfuhr und Entsorgung des Mahdgutes. Für Agrar- 
umweltprogramme ist also in Zukunft mit einem erhöhten 
Mittelbedarf zu rechnen. 

Bei der derzeitigen Finanzlage der Bundesländer ist eine 
Erhöhung der für Agrarumweltmaßnahmen angesetzten 
Finanzierung unwahrscheinlich, sodass die Konsequenz 
eine Maßnahmenreduzierung auf den Flächen wäre. Da 
es sich um Naturschutzmaßnahmen handelt, ist derzeit 
nicht zu erwarten, dass aus der GAK (Gemeinschaftsauf- 
gabe Agrarstruktur und Küstenschutz) weitere 30 % ko- 
finanzierte Modulationsmittel hier einspringen können. 
Diese Finanzierungsprobleme des Naturschutzes können 
insbesondere im Zusammenhang mit der anstehenden 
Neuausweisung von NATURA-2000-Gebieten dramati- 
sche Auswirkungen nach sich ziehen. Entweder verzich- 
ten die Länder auf die Ausweisung der Gebiete, weil sie 
die spezielle Flächenpflege beziehungsweise Beweidung 
nicht zusätzlich zahlen können, oder sie müssen aus ande- 
ren Gebieten Mittel in die von der Beweidungsaufgabe 
bedrohten Gebiete lenken. Relevante Ausmaße erreicht 
dieses Problem vor allem in Bundesländern mit großen 
Wiesenvogelschutzgebieten wie Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein, aber auch in anderen Gebieten, in 
denen eine Offenhaltung der Flächen über großflächige 
Beweidungssysteme erfolgt. 

263 . Um diesen Schwierigkeiten der Bundesländer zu- 
mindest für den Zeitraum der MTR-Reform zu begegnen, 
sollte nach Möglichkeiten gesucht werden, die hohen 
Zahlungen innerhalb der ersten Säule im Rahmen der na- 
tionalen Ausgestaltung der Direktzahlungen für Umwelt- 
ziele nutzbar zu machen. 

Zunächst liegt die Möglichkeit nahe, im Falle von Bewei- 
dungssystemen wie der Haltung von Robustrinderrassen, 
Ochsen, Schafen (insbesondere Wanderschäferei) und 
Ziegen, die für den Naturschutz von besonderer Bedeu- 
tung sind, die Möglichkeit eines Teilentkopplungsmodells 
wahrzunehmen. Eine Teilentkopplung, die Tierprämien in 
bestimmten Fällen beibehält, könnte die Beweidung über 
die erste Säule fördern, ohne die zweite Säule unter Auf- 
wendung erheblicher nationaler Mittel in Anspruch zu 
nehmen. Gegen diese Lösung spricht indes, dass sie dem 
Prinzip der Entkopplung der Förderung und Produktion 
widerspricht und darüber hinaus mit einer Zahlung aus 
der ersten Säule ein zielgerichteterer Einsatz der Bewei- 
dungssysteme auf Flächen mit besonderem Handlungsbe- 
darf (Gebietskulissen) nicht zulässig ist. Eine gezielte und 
exklusive Förderung von Robustrinderrassen oder der 
Wanderschäferei ist unter den gegebenen Rahmenbedin- 
gungen ebenfalls nicht möglich. 

Weitere Möglichkeiten der Aufrechterhaltung der Bewei- 
dung ohne nationale Kofinanzierung wären 

- eine Festlegung von Mindesttierbesatzdichten zur 
Instandhaltung der landwirtschaftlichen Flächen im 
Rahmen von Cross Compliance. Diese Lösung könnte 
zwar gezielter erfolgen als die Teilentkopplung, würde 
aber vermutlich erhebliche Akzeptanz- und 
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Umsetzungsprobleme bei den Landwirten hervorru- 
fen. Bezöge man die Auflagen ausschließlich auf 
Grünlandflächen von in der Referenzperiode weide- 
viehhaltenden Betrieben, könnte eine solche Bindung 
jedoch sinnvoll sein; 

- die Nutzung der 10-%-Regelung für die Förderung be- 
sonderer Nutzungsformen. Auch diese Regelung 
würde die gezieltere Förderung einer extensiven Wei- 
dewirtschaft erlauben. Aufgrund der noch stärkeren 
Umverteilung zuungunsten von intensiven Milchvieh- 
und Bullenmastbetrieben ist aber auch hier mit Akzep- 
tanzproblemen zu rechnen. 

Der gefasste Beschluss, die Milchquote im Kombinati- 
onsmodell vorübergehend beizubehalten, wird voraus- 
sichtlich kurz- bis mittelfristig ebenfalls für eine Erhal- 
tung von Grünland sorgen. Allerdings besteht die Gefahr, 
dass sich die Milchproduktion aus marginalen Gebieten 
zurückzieht. Die Milchproduktion bleibt im Rahmen der 
Quote zwar zunächst stabil, die regionale Verlagerung in- 
nerhalb der Handelsregionen wird aber wahrscheinlich 
weiter voranschreiten. 

Bei der Definition der förderfähigen Basisfläche sollte 
ferner die Chance genutzt werden, die Einbeziehung der 
Landschaftsstrukturelemente in die Prämien berechtigter 
Flächen zu ermöglichen. Die Einbeziehung von Hecken, 
Rainen und Brachflächen in die Förderung ist in der Ver- 
gangenheit immer wieder gefordert worden (OSTER- 
BURG und BASSOW, 2002; SRU, 2002a, Tz. 402), um 
Anreize für ihre Beseifigung zu vermindern und die ver- 
walfungstechnische Abwicklung zu erleichfem. Insbeson- 
dere landwirtschaftliche Flächen mit neu geschaffenen 
Strukturelementen sollten als prämienberechtigt gelten 
und daher ebenfalls vom Offenhaltungsgebot der Cross- 
Compliance-Auflagen ausgenommen werden. 

4.1. 4.2.3 Nationale Ausgestaltung von 
Cross Compliance 

264. Die Bindung der vollen Gewährung der Direktzah- 
lungen an die Einhaltung bestimmter Umwelt-, Tier- und 
Verbraucherschutzauflagen {Cross Compliance) lässt für 
die Zukunft erhoffen, dass sowohl die Rechtsvorschriften 
der EU zur guten fachlichen Praxis als auch darüber hin- 
ausgehende Cross-Compliance-Anforderungen umfas- 
sender als bisher in der landwirtschaftlichen Praxis be- 
achtet werden. Der von der EU vorgegebene Rahmen 
bietet Möglichkeiten zu einer weiter gehenden nationalen 
Ausgestaltung der Cross-Compliance-Auflagen, mit der 
die Umwelteffektivität dieses Instrumentes noch weiter 
gesteigert werden könnte. Allerdings ist es ohne eine 
klare Perspektive für die langfristige Ausrichtung der 
Agrarpolitik nicht einfach, über die Zielrichtung einer na- 
tionalen Ausgestaltung zu entscheiden (Tz. 253). Rechnet 
man damit, dass die Direktzahlungen nach 2013 erheblich 
zurückgefahren werden oder gar ganz entfallen, dann 
wäre Cross Compliance ein Übergangsmodell, das den 
Landwirten keine klare Perspektive vorgibt. Nach der 
Einstellung der Direktzahlungen entfiele für die Land- 
wirte der zusätzliche Anreiz für ein normenkonformes 
Verhalten und die Akzeptanz selbst dafür, die gute fach- 


liche Praxis einzuhalten, würde erheblich sinken. In der 
Konsequenz sollte unter dieser Prämisse der Versuchung 
widerstanden werden, das Instrument zu überdehnen und 
mit Cross Compliance umfangreichere Umweltanforde- 
rungen durchsetzen zu wollen, da damit für die Zukunft 
das falsche Signal gesetzt würde. Geht man hingegen von 
einer - nach Einschätzung des Umweltrates weniger 
wahrscheinlichen - Zukunftsperspektive aus, die den 
Landwirten weiterhin relativ hohe Direktzahlungen ga- 
rantiert, dann kann die Chance genutzt werden, über 
Cross Compliance umfangreichere Anforderungen an die 
gute fachliche Praxis in den Agrarsektor einzuführen, de- 
ren Ausgleich ohne nationale Kofinanzierung erfolgt. An- 
spruchsvolle und nicht flächendeckend erforderliche Um- 
weltauflagen, zum Beispiel auf umweltempfindlichen 
Standorten (s. dazu SRU, 2002a Tz. 337 f), sollten hin- 
gegen im Rahmen der 10-%-Regelung (Tz. 250) ausge- 
glichen werden. 

265. Die Wirksamkeit von Cross Compliance im derzeit 
überschaubaren Zeitraum bis 2013 hängt entscheidend 
von der nationalen Ausgestaltung der in Anhang IV der 
Luxemburger Beschlüsse festgelegten Auflagen ab (Rat 
der Europäischen Union, 2003). Dabei sollten sowohl Er- 
wägungen zur Umweltwirksamkeit der Auflagen als auch 
zur Umsetzbarkeit der Maßnahmen in den Betrieben und 
zur Kontrollierbarkeit in Einklang gebracht werden. Bei- 
spielsweise würde die Prüfung der organischen Substanz 
im Boden zu einem unverhältnismäßig hohen Kontroll- 
aufwand führen angesichts der nicht eindeutig bestimm- 
baren Relevanz dieses Parameters für die Umwelf. 
Grundsäfzlich ist zu empfehlen, dass nur solche Vorgaben 
über klare (möglichst quantifizierte) Parameter vorge- 
schrieben und über Stichproben kontrolliert werden, die 
auch (einfach) kontrollierbar sind. So könnte zum Bei- 
spiel die Anforderung nach Vermeidung von Bodenver- 
dichtungen durch Vorgaben für die eingesetzte Agrartech- 
nik besser umgesetzt werden als durch Messungen auf 
den Flächen. Klare Auflagen und Kontrollmechanismen 
sollten auf jeden Fall für das fachgerechte Vorgehen im 
Falle eines Umbruchs von Stilllegungsflächen formuliert 
werden, da die weiterhin grundsätzlich erlaubte Rotati- 
onsbrache oder die Rückumwandlung von freiwilliger 
Dauerstilllegung in Acker mit erheblichen Stickstoffein- 
trägen in die Gewässer verbunden sein können. Im Rah- 
men der Prämienanträge könnten Berichtspflichten über 
die Einhaltung der leicht kontrollierbaren Standards ein- 
geführt werden. Andere Anforderungen der guten fachli- 
chen Praxis sollten im Zusammenhang mit der einzufüh- 
renden Betriebsberatung und durch nicht von Strafen 
bedrohte Selbsterklärungen der Landwirte, in denen Fort- 
schritte dokumentiert werden, implementiert werden. 
Auch bei der Erstellung von Anpassungsplänen zur Ver- 
besserung der Umweltsituation kann die Beratung die 
Landwirte unterstützen. Die Festlegung von solchen Be- 
ratungsbereichen sollte möglichst frühzeitig erfolgen, da- 
mit entsprechende Beratungsangebote aufgebaut werden 
können. Eine Anschubfinanzierung für Dokumentations- 
und Beratungssysteme könnte die Anpassung der Be- 
triebe an die Umweltauflagen unterstützen. Die daraus 
resultierende Berichterstattung kann als Nachweis der 
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Beratungsleistung und der Bemühungen des Landwirts 
um eine Verbesserung der Situation dienen, ohne dass 
Prämienverluste drohen, denn das notwendige Vertrau- 
ensverhältnis zwischen Beratung und Betrieben darf nicht 
untergraben werden. Langfristig kann die einmal instal- 
lierte Agrar-Umwelt-Beratung auch unabhängig von 
Cross Compliance zur Verbesserung der Umsetzung von 
Umweltleistungen der Landwirtschaft dienen (SRU, 
2002a). 

266 . Für die offizielle Kontrolle der Cross-Compliance- 
Auflagen ist es wichtig, dass sich die Auswahl der zu 
kontrollierenden Betriebe nicht an der Prämienhöhe, son- 
dern an den zu erwartenden Umweltbelastungen (z. B. 
aufgrund eines hohen Viehbesatzes pro Hektar) orientiert. 
Gleichzeitig müsste die Kontrolle und Durchsetzung der 
guten fachlichen Praxis für Betriebe, die keine Direktzah- 
lungen erhalten, wie zum Beispiel Obst- und Weinbaube- 
triebe, geregelt werden. Die Vorgaben der EU (Rat der 
Europäischen Union, 2003) eröffnen die Möglichkeit, 
fachrechtliche Risikoanalysen zur Auswahl der zu kon- 
trollierenden Betriebe heranzuziehen. Auch die Kontrolle 
von Betrieben ohne Direktzahlungen soll auf die mindes- 
tens zu kontrollierende Stichprobe in Höhe von 1 % der 
Betriebe angerechnet werden können. Die genauen Rege- 
lungen werden Bestandteil der Durchführungsverordnung 
zur Verordnung (EG) 1782/2003 sein, deren Vorlage für 
März 2004 geplant ist. Zur Verbesserung der Kontrolleffi- 
zienz sollte von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wer- 
den, weit gehend unabhängig von der förderrechtlichen 
Kontrolle fachrechtliche Kontrollen von Umweltstan- 
dards durchzuführen (Tz. 322). 

Cross-Compliance-Regelungen könnten auch dazu beitra- 
gen, die oben beschriebenen Verlagerungen von Flächen- 
stilllegungsprämien durch Prämienhandel (Tz. 258) zu 
begrenzen und darüber hinaus die Flächenstilllegung ge- 
zielt zur Landschaftsgestaltung sowie zum Biotop- und 
Wasserschutz einzusetzen. Dazu müsste vorgeschrieben 
werden, dass statt der aus Umweltsicht nachteiligeren Ro- 
tationsbrache ein Teil der obligatorischen Flächenstill- 
legungsverpflichtung auf Ackerland dauerhaft durch 
Randstreifen und Pufferzonen zu erfüllen ist. Dieser Teil 
dürfte dann nicht überregional handelbar sein, sondern 
müsste in Verbindung mit den auf Ackerflächen eingelös- 
ten Prämienrechten stehen. Ein ähnlicher Effekt kann 
durch Agrarumweltprogramme erzielt werden; allerdings 
wären mit diesem Weg zusätzliche Zahlungen verbunden. 

267 . Hinsichtlich des unter Umweltgesichtspunkten be- 
sonders relevanten Verbots des Grünlandumbruchs 
(Anhang IV) besteht eine hohe Dringlichkeit für eine 
wirksame und umsetzbare nationale Ausgestaltung. Zual- 
lererst muss die Definition und Abgrenzung des Dauer- 
grünlandes erfolgen. Besonders kritisch ist dabei die 
Anerkennung von Flächen als umbruchfähiges „Wechsel- 
grünland“ zu prüfen. Auch muss entschieden werden, ob 
ein Grünlandsaldoerhaltungsgebot für den Gesamtbetrieb 
oder ein auf die einzelne Grünlandfläche bezogenes 
Grünlandumbruchverbot gewählt wird. Ein betrieblicher 
Ansatz verschafft den Betrieben eine größere Flexibilität 
hinsichtlich einer mit Umbruch und damit Stickstoffaus- 


trägen verbundenen Verschiebung der Grünlandnutzung 
auf andere Flächen, da nur der Grünlandsaldo gleich blei- 
ben muss. Unter Umweltgesichtspunkten ist deshalb ei- 
nem einzelflächenbezogenen Ansatz der Vorzug zu ge- 
ben, der zumindest artenreiches, älteres Grünland sowie 
Grünland in grundwasserempfindlichen Räumen von sol- 
chen Verschiebungen ausnimmt. Auch Umgehungstat- 
bestände, die eher bei einem betrieblichen als bei einem 
einzelflächenbezogenen Ansatz möglich sind, sollten aus- 
geschlossen werden. Durch einen einzelflächenbezoge- 
nen Ansatz würde für die Betriebe allerdings die Mög- 
lichkeit eingeschränkt werden, auf veränderte 
Rahmenbedingungen durch Anpassung der Produktion zu 
reagieren. Um bürokratische Hürden und den Verwal- 
tungsaufwand zu minimieren, sollten Kulissen für stren- 
gere und flexiblere Grünlandschutzmodelle festgelegt 
werden. Innerhalb umweltpolitisch vorrangiger Gebiete 
ist in jedem Fall einem strengeren einzelflächenbezoge- 
nen Grünlandschutz, unter Ausschluss von Möglichkeiten 
zum Flächentausch, der Vorzug zu geben. Im Falle eines 
genehmigten Grünlandumbruchs sollten zudem die Be- 
dingungen bezüglich des Zeitpunkts und der Folgenut- 
zung festgelegt werden, um schädliche Umweltwirkun- 
gen zu begrenzen. 

Gelingt eine solche Ausgestaltung nicht, müssten Agrar- 
umweltmaßnahmen und Verbote in Schutzgebieten, ver- 
bunden mit Ausgleichszahlungen, diese Sicherungsfunk- 
tion übernehmen. Dies wäre mit zusätzlichen Kosten 
verbunden. Unabhängig vom Regelungsraum ist die voll- 
ständige Erfassung des Dauergrünlandes sowie von Flä- 
chen mit besonderen Restriktionen und deren Integration 
in das Integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem 
(InVeKoS) die Voraussetzung für eine wirksame Imple- 
mentation des Grünlandumbruchverbots. Zunächst kann 
so verfahren werden, dass alle prämienberechtigten An- 
tragsflächen, die zwischen 1993 und 2002 kein Ackerland 
waren, grundsätzlich als Grünland angesehen werden und 
nur dann förderfähig werden, wenn sie tatsächlich Grün- 
land sind. Bestehende Äcker aus diesem Pool dürften nur 
dann forderfähig werden, wenn nachgewiesen wird, dass 
hier bereits vor 2002 Ackemutzung vorhanden war. Die 
fiühzeitige Bekanntgabe einer solchen Zuordnung der 
Flächennutzung und Prämienberechtigung auf Grundlage 
der im InVeKoS erfassten Ackerflächen würde negative 
Ankündigungseffekte vermeiden helfen, da Landwirte 
sonst motiviert werden könnten, jetzt noch Grünland um- 
zubrechen. Eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit ist 
dringend in die Wege zu leiten. 

Die Wichtigkeit einer eindeutigen Erfassung der Grün- 
landflächen kann, zumindest bezogen auf schutzwürdige 
Einzelflächen oder Räume mit strengerem Grünland- 
schutz, nicht genug hervorgehoben werden. Erfahrungen 
aus der Vergangenheit lehren, dass ohne ein entsprechen- 
des Grünlandkataster kein wirksamer Schutz umsetzbar 
ist. Eigentlich unterliegt Grünland bereits seit der Agrar- 
reform von 1992 einem gewissen Schutz, da keine Di- 
rektzahlungen für Ackerflächen gezahlt werden, die am 
3 1 . Dezember 1991 für mehr als fünf Jahre Grünland wa- 
ren. Wie die statistischen Daten zeigen, blieb die 
Schutzwirkung durch diese Basisflächenregelung jedoch 
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begrenzt, da das Dauergrünland nicht klar abgegrenzt 
werden konnte. Bei der Aufnahme in das InVeKoS blie- 
ben viele Flächen als Wechselgrünland oder Feldgras 
ohne „D-Vermerk“ für Dauergrünland. Solche Flächen 
konnten später umgebrochen und als Ackerfläche für Di- 
rekfzahlungen gemeldef werden. 

Hinzuweisen isf auch auf den Umstand, dass die bloße 
Grünlanderhaltung ohne weitere Pflegeauflagen, die bis- 
her über Agrarumwelfmaßnahmen finanzier! wurden, in 
Zukunft ausgleichsfrei aufgrund von Cross Compliance 
erfolgen muss. Je weiter die geforderten, obligatorischen 
Umweltstandards gehen, umso geringer wird der Hand- 
lungsbedarf für die freiwilligen Agrarumweltprogramme 
(vgl. SCHEELE, 2001). Wird dagegen Cross Compliance 
als Reaktion auf die Kontrollinteressen der EU gegenüber 
den Mitgliedstaaten bewusst anspruchslos gehalten, ist 
kaum eine umweltrelevante, regulierende Wirkung zu er- 
warten. In diesem Fall käme es lediglich zu bürokra- 
tischen Zusatzbelastungen für die Verwaltungen und die 
landwirtschaftlichen Betriebe. 

268. Bei der nationalen Ausgestaltung der Cross-Com- 
pliance-Vorgaben sollte neben der Steuerung und Pflege 
brachfallender Flächen, den Bedingungen für einen Um- 
bruch von Stilllegungsflächen sowie der obligatorischen 
Nutzung der Ackerflächenstilllegung für Pufferzonen 
oder Ähnliches als letzter Punkt auch die Konkretisierung 
der Forderung nach Erhaltung von Landschaftselementen 
besondere Aufmerksamkeit genießen. Begrüßenswerter- 
weise wurde dieser Punkt in den Gesetzentwurf aufge- 
nommen. Allerdings bezieht sich das Verbot der Beseiti- 
gung nur auf Landschaftselemente, die nach Maßgabe 
einer Rechtsverordnung näher bestimmt werden sollen. 
Grundsätzlich sollten alle Landschaftselemente dem Be- 
seitigungsverbot unterliegen. Um die betriebliche Flexi- 
bilität nicht vollständig zu beschneiden und rentabel be- 
wirtschaftbare Schlagzuschnitte zu ermöglichen, sollte 
gleichzeitig erwogen werden, ob nicht Landschaftsstruk- 
turveränderungen gestattet werden können, wenn analog 
zu den in der naturschutzrechtlichen Eingriffsreglung gel- 
tenden Prinzipien vorgegangen wird und Ausgleichsmaß- 
nahmen möglich sind. 

4.1. 4.2.4 Ausgestaltung der Agrarumwelt- 
maßnahmen und der so genannten 
10-%-Regelung 

269. Wie oben erwähnt, verlieTen Agrarumweltmaßnah- 
men, die auf die reine Grünlanderhaltung ohne weitere 
Auflagen ausgerichfet sind, in Zukunft ihre Förderfähig- 
keit. Die entsprechenden Maßnahmen müssen also bis 
spätestens 2007 (Beginn des nächsten Programmpla- 
nungszeitraumes) angepasst werden. Bis dahin sollten 
auch Veränderungen der Kalkulationsgrundlagen für 
Agrarumweltmaßnahmen einbezogen werden, die auf- 
grund von Veränderungen der Erste-Säule-Prämien im 
Zeitverlauf entstehen. Solche Veränderungen treten durch 
das Auslaufen der Betriebsprämienkomponente, anstei- 
gende Modulationssätze oder Kürzungen im Rahmen der 
finanziellen Disziplin oder die stufenweise Einführung 
der Milchmarktreform ein. Frei werdende und durch die 


Modulation neu hinzukommende Mittel sollten vor allem 
für anspruchsvolle Maßnahmen wie Gewässer- und Na- 
turschutzmaßnahmen verausgabt werden (SRU, 2002a, 
Abschn. 6.3.3). Voraussetzung dafür wäre, dass gezielt 
wirkende Agrar- und Naturschutzmaßnahmen - die der- 
zeit überwiegend außerhalb der GAK bei den Umwelt- 
ministerien der Länder angesiedelt sind - bei der Veraus- 
gabung der Modulationsmittel Priorität genießen. Da sich 
durch eine nationale Kofinanzierung der Finanzierungs- 
anteil der Länder weiter vermindert, ist für die Länder die 
Versuchung groß, die Modulationsmittel im Rahmen der 
GAK einzusetzen (s. dazu SRU, 2002a, Abschn. 5. 1.3. 5, 
insbes. Tz. 238). Zur Verbesserung der Position der Agrar- 
umweltmaßnahmen sollte unter anderem verstärkt nach 
Wegen zur Verringerung des damit verbundenen Verwal- 
tungsaufwandes gesucht werden. Ebenso sind die Kon- 
trolldichten zur Einhaltung der guten fachlichen Praxis 
sowie Bußgelder und Prämienkürzungen zwischen erster 
und zweiter Säule zu vereinheitlichen, um ein langfristi- 
ges Nebeneinander unterschiedlicher Anforderungs- und 
Kontrollsysteme zu vermeiden. 

Ein Konstruktionsfehler der Reformbeschlüsse liegt da- 
rin, dass die Cross-Compliance-Anforderungen auf allen 
Flächen von Betrieben mit Direktzahlungen und damit 
auch den prämienfreien Flächen gelten sollen. Die Auf- 
nahme von Brachflächen in den Betrieb verpflichtet des- 
halb automatisch zur Pflege dieser Flächen und der Be- 
trieb darf dafür keine an Freiwilligkeit gebundenen 
Zusatzprämien erhalten. Daher werden solche nicht renta- 
bel nutzbaren Flächen voraussichtlich nicht in landwirt- 
schaftliche Betriebe aufgenommen beziehungsweise wer- 
den an Nichtlandwirte abgegeben, was die Pflege 
prämienfreier Flächen erheblich erschwert. Ähnliches gilt 
auch für Flächen, auf denen die Höhe der Pflegekosten 
die Direktzahlungen übersteigt. Bei voller Überführung 
der Tierprämien von Betriebs- in Regionalprämien dürf- 
ten mit voraussichtlich über 250 Euro pro Hektar genug 
Mittel bereitstehen, den größten Teil der Grünlandflächen 
zu pflegen. Flächen, deren Offenhaltung aufgrund von 
Geländeoberfläche, Zuschnitt oder Bodenfeuchte mit be- 
sonderem Aufwand verbunden ist, sind für den Natur- 
schutz oft von besonderem Interesse. Um zu verhindern, 
dass gerade solche Flächen gänzlich aus der Pflege durch 
landwirtschaftliche Betriebe herausfallen, sollten Aus- 
nahmen von der obligatorischen Pflegeverpflichtung für 
prämienfreie Flächen und Flächen mit besonders hohen 
Pflegekosten ermöglicht werden oder müssen verwal- 
tungstechnische Umgehungskonstrukte geschaffen wer- 
den. Beispielsweise könnte versucht werden, mithilfe 
großzügiger Agrarumweltprämien die Kosten der durch 
Cross Compliance vorgeschriebenen Flächenpflege über 
zusätzliche, anspruchsvollere Agrarumweltmaßnahmen 
zu decken. Ausnahmen vom Offenhaltungsgebot nach 
Anhang IV sollten auch möglich sein, um in bestimmten 
Landschaftsabschnitten Sukzession zulassen zu können. 

270. Die so genannte 10-%-Regelung ermöglicht den 
Einsatz von bis zu 1 0 % des Direktzahlungsvolumens für 
die Förderung von besonderen Formen der landwirt- 
schaftlichen Tätigkeit und der Qualitätsproduktion. Kurz- 
bis mittelfristig gedacht stellt sie eine Chance dar. 
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nationale Mittel einzusparen und das Fördemiveau zwi- 
schen den Bundesländern anzugleiehen, da 10-%-Maß- 
nahmen zu 100 % durch die EU finanziert werden. Das 
lässt die Nutzung der 10-%-Regelung erheblich attrakti- 
ver erseheinen als eine Aufstockung der Agrar-Umwelt- 
maßnahmen, für die Bund und Länder Kofinanzierungs- 
mittel bereitstellen müssen. Sie ist zum Beispiel eine 
geeignete Option, um mit einem weit gehend bedarfsori- 
entiert wirkenden Instrument bestimmte Formen der Tier- 
haltung und Beweidung zu fordern. Problematisch ist 
allerdings, dass die 10-%-Regelung stark von der Weiter- 
entwieklung der EU-Agrarpolitik abhängig sein wird. Sie 
wird aber, anders als die zweite Säule, keinen Bestands- 
schutz genießen. Eine zu starke Verlagerung der nationa- 
len Förderpolitik in diese Richtung darf jedoch den steti- 
gen Ausbau der zweiten Säule nicht bremsen und im 
Falle eines künftig nicht unwahrscheinlichen Wegfalls 
der 10-%-Regelung zu Schwierigkeiten bei einer Wieder- 
aufstockung der nationalen Mittel führen. 

4.1. 4.3 Zusammenfassung und Empfehlungen 

Neuausrichtung der Gemeinsamen Agrarpolitik 2003 

271. Ziel der durch die Luxemburger Beschlüsse im 
Jahre 2003 eingeleiteten Agrarreform der EU (MTR-Re- 
form) war es, die WTO-Kompatibilität der GAP zu ver- 
bessern, indem die Produktion der Landwirte stärker 
dureh marktwirtschaftliche Elemente bestimmt wird. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der Agrarproduktion soll verbes- 
sert und die Finanzierbarkeit der Gemeinsamen Agrarpo- 
litik vor dem Hintergrund der EU-Osterweiterung sieher- 
gestellt werden. Ferner soll den neuen gesellschaftliehen 
Anforderungen in den Bereichen Lebensmittelsicherheit, 
Tier- und Umweltsehutz Rechnung getragen und damit 
die Legitimation der Agrarpolitik gefestigt werden. Kem- 
maßnahmen der Reform zur Erreichung dieser Ziele sind 
eine Entkopplung der Direktzahlungen von der Produk- 
tion, die Ausgabe von handelbaren Prämientiteln an die 
zum Zeitpunkt der Einführung der Reform aktiven Land- 
wirte, die Bindung der Zahlungen an die Einhaltung von 
Umwelt-, Tierschutz- und Qualitätsvorschriften (Cross 
Compliance) und Mittelumschiehtungen (Modulation) 
von der ersten Säule der Agrarpolitik (Preisstützungen 
und Direktzahlungen) in die zweite Säule (zur Förderung 
des ländlichen Raumes) im Umfang von 5 %. 

Die Luxemburger Besehlüsse markieren eine Trend- 
wende auf dem Weg zu einer grundlegend neuen Agrar- 
politik, die eine stärker an Marktbedingungen orientierte 
und gleichzeitig dauerhaft umweltgereehte Landwirt- 
schaft ermöglichen soll. Die politischen Aufgaben der 
Gegenwart bestehen für die deutsche Agrarpolitik nun ei- 
nerseits darin, kurzfristig die Spielräume, die durch die 
EU-Vorgaben eröffnet werden, so auszugestalten, dass 
positive Umwelteffekte erzielt werden können. Anderer- 
seits sollte neben diesen kurzfristigen Zielen möglichst 
frühzeitig damit begonnen werden, eine langfristige Per- 
spektive für eine dauerhaft umweltgerechte Landwirt- 
schaft in Deutschland zu entwickeln. Dazu muss in Be- 
tracht gezogen werden, dass sowohl die EU- 
Osterweiterung als auch die Anforderungen aus der WTO 


für die Zukunft vermutlich einen weiteren Abbau von 
weit gehend voraussetzungslosen Direktzahlungen an die 
Landwirtschaft verlangen werden. Bei einer solchen 
Liberalisierung der Agrarpolitik liegen Chaneen und Ge- 
fahren dicht beieinander. Nur durch eine vorausschau- 
ende Politik eines sozial und ökologisch flankierten Ab- 
baus von Marktstützungen ist ein solches Modell 
vertretbar und zukunftweisend. 

Der Umweltrat begrüßt die Weiterentwieklung der Ge- 
meinsamen Agrarpolitik als einen ersten wichtigen 
Sehritt in die richtige Riehtung. Die Reformbeschlüsse 
greifen jedoeh zu kurz und bleiben hinter den Erwartun- 
gen zurück, die unter Umweltgesichtspunkten in sie ge- 
setzt wurden. Insbesondere fehlt eine konsequente Bin- 
dung der Subventionen an den flächen-, regions- oder 
maßnahmenspezifischen Bedarf naeh gesellschaftlich er- 
wünschten Umweltleistungen. Cross Compliance wirkt 
als Instrument hierfür zu unspezifisch. Auch der geringe 
Umfang der Mittelumsehichtungen von der ersten in die 
zweite Säule der Agrarpolitik (Modulation) ist ent- 
täusehend. Eines der größten Umweltrisiken der derzeiti- 
gen Agrarreform besteht darin, dass die Vorkehrungen 
zur Verhinderung einer verstärkten Grünlandaufgabe oder 
-Umnutzung unzureichend sind. Insbesondere besteht die 
Gefahr, dass Grünland gar nieht erst als Betriebsfläche 
gemeldet wird und somit Spielräume zur Vermeidung der 
Cross-Compliance-Regelungen, der Mindestfläehenpfie- 
ge und zum Grünlandumbrueh entstehen. Darüber hinaus 
ist zu befürchten, dass Flächenstilllegungsverpflich- 
tungen durch den Handel mit Prämientiteln verstärkt in 
landwirtschaftliehe Ungunstregionen verlagert werden, 
wodurch die umweltentlastende Wirkung von Ackerstill- 
legungen auf Gunststandorten entfallen würde. Dies hätte 
zur Folge, dass die Chance nicht genutzt wird, die Acker- 
flächenstilllegung in Zukunft gezielt zum Gewässer- 
schutz (Anlage von Gewässerrandstreifen) oder zum Ero- 
sions- und Biotopschutz einzusetzen. Nicht zuletzt bringt 
die bisherige Agrarreform auch kaum Fortschritte in Be- 
zug auf die dringend notwendige Verbesserung der Trans- 
parenz der Agrarpolitik für Politik und Öffentliehkeit. 
Gleichwohl bietet die Reform einen relevanten nationalen 
Handlungsspielraum, der durchaus gestattet, die Land- 
wirtschaft partiell umweltfreundlicher umzugestalten. 

Nationale Ausgestaltung der Reformbeschlüsse 

272. Die zukünftige nationale Ausgestaltung der Re- 
formbeschlüsse wird sehr stark darüber entscheiden, wie 
ihre Effekte unter Umweltgesichtspunkten zu beurteilen 
sind. Die diesbezügliche Entseheidung muss bis Ende Juli 
2004 abgeschlossen sein. 

Aufgrund des Zeitdrucks für die Ausarbeitung des natio- 
nalen Fahrplanes hat der Umweltrat in einem aktuellen 
Kommentar im März 2004 bereits Empfehlungen unter- 
breitet. Prioritäres Ziel der nationalen Ausgestaltung der 
MTR-Reform sollte es naeh Auffassung des Umweltrates 
sein, die Nutzung von Grünland attraktiv zu erhalten und 
eine Umwandlung von Grünlandflächen zu vermeiden. 
Die obligatorisehe Flächenstilllegung sollte sinnvoll im 
Sinne des Natur- und Umweltschutzes - insbesondere im 
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Bereich des Gewässerschutzes - eingesetzt werden kön- 
nen. Die Chance, Umweltverbesserungen durch den ver- 
stärkten Einsatz von Agrarumweltmaßnahmen zu errei- 
chen, sollte konsequent genutzt und ausgestaltet werden. 

Der Umweltrat empfiehlt für die nationale Ausgestaltung 
der Reform im Einzelnen folgende Maßnahmen: 

Die Direktzahlungen mit dem Grünlandschutz 
und einer umweltorientierten Flächenstilllegung 
verbinden 

273. Um die Nutzung von Grünland attraktiv zu erhal- 
ten, sollte jede Benachteiligung des Grünlandes bei der 
Ausgestaltung der flächenbezogenen Grünland- und 
Ackerprämien vermieden werden. Dazu empfiehlt es 
sich, die Höhe der Grünlandprämien schnellstmöglichst 
an die der Ackerprämien anzugleichen. Auf jeden Fall 
muss vermieden werden, dass die Höhe der Grünlandprä- 
mien zu irgendeinem Zeitpunkt unter den Mindestbetrag 
für eine Flächenpfiege sinkt. Diese Gefahr besteht derzeit 
in einigen Bundesländern, in denen die Grünlandprämie 
zunächst sehr gering ausfällt (vor allem in Hessen, in 
Rheinland-Pfalz, in Baden-Württemberg und im Saar- 
land). Die Anhebung der Prämien durch die Überführung 
der Milch- und Tierprämien in Grünlandregionalprämien 
sollfe deshalb sofort beginnen statt, wie derzeit geplant, 
erst ab 2007. 

Eine weitere Voraussetzung für die Grünlanderhaltung, 
aber auch für einen sinnvollen Einsatz der obligatorischen 
Flächenstilllegung ist die Steuerung des Handels mit 
Grünland- und Ackerprämien unter Umweltgesichtspunk- 
ten. Dafür sollten folgende Maßnahmen ergriffen werden: 

- Eine frühzeitige Ankündigung des Regionalprämien- 
modells schafft Anreize dafür, dass derzeit nicht in der 
Förderstatistik erfasste Flächen nachgemeldet werden. 

- Nur wenn die betriebsindividuell zugeteilten Tierprä- 
mien zügig überführt werden, besteht ein ausreichen- 
der Anreiz, die Flächen in der Förderstatistik zu mel- 
den und damit prämienfreie Flächen zu verhindern, 
die als Flächenreserve für einen unerwünschten Prä- 
mienhandel dienen können. 

- Die Möglichkeiten einer verwaltungstechnisch verein- 
fachten Flächenmeldung und einer nachträglichen 
Anerkennung von Flächen auch nach Einführung der 
entkoppelten Direktzahlungen sollten umgehend ge- 
schaffen werden. 

- Die Regionen, in denen Prämienrechte gehandelt wer- 
den dürfen, sollten naturräumlich abgegrenzt werden. 
Landwirtschaftliche Gunst- und Ungunstgebiete soll- 
ten nicht in der gleichen Handelsregion liegen. 

Bei der Definition der förderfahigen Basisfläche sollte 
ferner die Einbeziehung der Landschaftsstrukturelemente 
in die für die enfkoppelte Prämie berechtigte Fläche er- 
möglicht werden, um Anreize für die Beseitigung von 
Landschaffselementen zu vermindern und die verwal- 
tungstechnische Abwicklung zu erleichtern. Insbesondere 
landwirtschaftliche Flächen mit neu geschaffenen Struk- 
turelementen sollten als prämienberechtigt gelten und da- 


her ebenfalls vom Offenhaltungsgebot der Cross-Compli- 
ance-Auflagen ausgenommen werden. 

Die Cross-Compliance-Regelung für den Grünland- 
schutz, eine umweltorientierte Flächenstilllegung und 
die Erhaltung von Landschaftselementen nutzen 

274. Grundsätzlich sollte sich Cross Compliance (Bin- 
dung der Direktzahlungen an die Einhaltung von Um- 
welt-, Tierschutz- und Qualitätsvorschriften) darauf be- 
schränken, den Vollzug der guten fachlichen Praxis sowie 
wenige weiter gehende Auflagen zu unterstützen. Die 
gute faehliche Praxis wird durch das vorhandene Um- 
weltrecht sowie fachliche Anforderungen an dessen Um- 
setzung definiert. Cross Compliance wirkt dahin gehend, 
dass eine Nichteinhaltung der Auflagen zum Entzug der 
Direktzahlungen führt. Das Instrument ist aber nicht dazu 
geeignet, eine Vielzahl neuer Umweltanforderungen für 
den Agrarsektor einzuführen und insgesamt umweltge- 
rechte Anbaumethoden zu fördern. Es sollte darauf ge- 
achtet werden, eine klare Trennlinie zwischen obligatori- 
schen, nicht förderfähigen Umweltanforderungen an die 
Landwirtschaft und honorierten Umweltleistungen auf- 
rechtzuerhalten. Langfristig - mit einer weiteren Vermin- 
derung von Direktzahlungen - wird das relative Gewicht 
der honorierten Umweltleistungen erheblich zunehmen 
müssen. Im Einzelnen wird das Folgende empföhlen: 

- Eine wirksame nationale Ausgestaltung der Cross- 
Compliance-Regelungen sollte auf jeden Fall für das 
Verbof des Grünlandumbruchs gefünden werden. Dazu 
muss eine Konkretisierung der Definition und Abgren- 
zung des Dauergrünlandes erfolgen, die Umge- 
hungstatbestände im Falle von Wechselgrünland weit 
gehend ausschließt. Ein bloßes Grünlandsaldoerhal- 
tungsgebot reicht allein nicht aus. Zumindest sollte ar- 
tenreiches, älteres Grünland sowie Grünland in Räu- 
men hoher Nitrataustragsgefährdung und in Feucht- 
und Überschwemmungsgebieten von betrieblichen 
Verschiebungen ausgenommen werden. Durch eine 
dringend einzuleitende Öffentlichkeitsarbeit sollten 
„Grünlandumbrüche in letzter Minute“ verhindert wer- 
den. Grundsätzlich sollten alle prämienberechtigten 
Antragsflächen, die zwischen 1993 und 2002 kein 
Ackerland waren, als Grünland angesehen werden und 
nur als Grünland förderfähig sein. 

- Über Cross Compliance kann geregelt werden, dass 
die Flächenstilllegung gezielt zur Landschaftsgestal- 
tung sowie zum Boden-, Biotop- und Gewässerschutz 
eingesetzt wird. Dazu müsste ein Teil der obligatori- 
schen Flächenstilllegungsverpflichtung auf Ackerland 
dauerhaft durch Randstreifen und Pufferzonen erfüllt 
werden. Dieser Teil dürfte dann nicht unbegrenzt han- 
delbar sein, sondern müsste in Verbindung mit den auf 
Ackerflächen eingelösten Prämienrechten stehen. Da- 
für sollfen auch Kleinstflächen als Flächensfilllegung 
anerkannf werden, wie dies die neuen EU-Vorgaben 
erlauben. Im Falle eines Umbruchs von langjährigen 
Flächenstilllegungsflächen sollten Vorkehrungen ge- 
gen eine verstärkte Nitratauswaschung vorgeschrieben 
werden. 
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- Die Ausgestaltung der Cross-Compliance-Regelungen 
zur Erhaltung von Landschaftselementen sollte eben- 
falls besondere Aufmerksamkeit genießen. Grundsätz- 
lich sollten alle Landschaftselemente unter ein Beseiti- 
gungsverbot fallen. Um die betriebliche Flexibilität 
nicht vollständig zu beschneiden und rentabel bewirt- 
schaftbare Schlagzuschnitte zu ermöglichen, sollte 
erwogen werden, Landschaftsstrukturveränderungen 
zu gestatten, wenn analog zur naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung Ausgleichsmaßnahmen zu erbrin- 
gen sind. 

- Generell sollte sich die Bewehrung der Cross-Com- 
pliance-Regelungen mit Sanktionen (Prämienentzug) 
auf einfach kontrollierbare Tatbestände konzentrie- 
ren. In allen übrigen Bereichen sollte auf die Betriebs- 
beratung sowie vor allem auf eine Dokumentation der 
Landwirte gesetzt werden, die Bemühungen und Er- 
folge bei der Annäherung an die Anforderungen der 
guten fachlichen Praxis transparent macht. Die Aus- 
wahl zu kontrollierender Betriebe sollte nicht nach 
forderrechtlichen Kriterien, sondern nach der potenzi- 
ellen Umweltgefahrdung erfolgen. 

Die Finanzierung sichern: Aktivierung der 
10-%-Regelung 

275. Die so genannte 10-%-Regelung ermöglicht den 
Einsatz von bis zu 10 % des Direktzahlungsvolumens für 
die Förderung von besonderen Formen der landwirt- 
schaftlichen Tätigkeit. Die Aktivierung der Regel in 
Deutschland wäre eine geeignete Option, um mit einem 
weit gehend bedarfsorientiert wirkenden Instrument eine 
Extensivbeweidung mit Mutterkühen, Ochsen oder Scha- 
fen zu fördern. Damit könnte der für besfimmfe Regionen 
problemafischen Tendenz entgegengewirkf werden, dass 
aufgrund der Entkopplung der Tierprämien die Bewei- 
dung des Grünlandes gegenüber der maschinellen Flä- 
chenpflege zurückgeht. Die Beweidung könnte auf diese 
Weise über die erste Säule gefordert werden, ohne die 
zweite Säule unter Aufwendung erheblicher nationaler 
Mittel in Anspruch zu nehmen. Die Etablierung eines ge- 
zielten, umweltorientierten Einsatzes von Erste-Säule- 
Mitteln unter Nutzung der 10-%-Regelung sollte zum jet- 
zigen Zeitpunkt erfolgen und Bestandteil des Ausgestal- 
tungsvorschlages sein, der bis August 2004 der EU-Kom- 
mission vorliegen muss. 

Agrarumweltmaßnahmen stärken und 
bedarfsorientiert ausgestalten 

276. Aufgrund veränderter Rahmenbedingungen frei 
werdende und durch die Modulation neu hinzukommende 
Mittel sollten vor allem für anspruchsvolle Agrarumwelt- 
maßnahmen wie Gewässer- und Biotop Schutzmaßnah- 
men verausgabt werden. Als Voraussetzung dafür sollte 
nach Wegen gesucht werden, die Modulationsmittel für 
bedarfsorientierte Agramaturschutzmaßnahmen einzuset- 
zen, möglichst ohne die Kofmanzierungslasten der Län- 
der zu erhöhen. Dies könnte vor allem durch eine Öff- 
nung der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstrukfur und Küs- 
tenschufz für naturschufzorientierte Agrarumweltmaß- 


nahmen geschehen. In einigen Bereichen sind erhöhte 
Aufwendungen für Agrarumweltmaßnahmen bereitzu- 
stellen, da die neue Form der Direktzahlungen die Offen- 
haltung der Flächen durch Beweidung nicht mehr nach- 
haltig gewährleistet. Dies ist der Fall in Gebieten mit 
maschinell schwierig zu pflegenden Flächen und in Ge- 
biefen, die aus naturschufzfachlichen Gründen großflä- 
chig beweidet werden sollten. Nicht zuletzt sollte eine 
Vereinfachung der Verwaltung von Agramaturschutz- 
maßnahmen angestrebt und die Kontrolldichte zur Ein- 
haltung der guten fachlichen Praxis sowie Bußgelder und 
Prämienkürzungen zwischen der ersten und der 
zweiten Säule der Agrarpolitik vereinheitlicht werden. 

4.1.5 Auswirkungen der agrarpolitischen 
Alternative einer weit gehenden 
Liberalisierung in Kombination mit 
der leistungsbezogenen Entlohnung 
von Umweltleistungen 

277. Die dargelegten Probleme der derzeitigen Agrar- 
politik, die auch mit den Mid-Term-Review-Beschlüssen 
nicht konsequent angegangen werden, sowie die hohe 
Komplexität und Intransparenz der nun bis 2013 
beschlossenen Regelungen legen es nahe, bereits heute 
Perspektiven für die Zeit danach zu durchdenken und 
möglichst frühzeitig zu beschließen. Die künftige Wettbe- 
werbsfähigkeit wird wesentlich von eindeutigen Rahmen- 
bedingungen für Investitionsentscheidungen abhängen 
(BMVEL, 2003a, S. 8). Der Umweltrat hat vor dem Hin- 
tergrund der in Abschnitt 4. 1 .2 dargelegten Ziele wieder- 
holt empfohlen (SRU, 2002a, 2000b), den Abbau von 
weit gehend voraussetzungslosen Zahlungen an die Land- 
wirtschaft zugunsten der Finanzierang definierter Um- 
welt- und gegebenenfalls Sozialleistungen voranzutrei- 
ben. Dies käme einem Schritt in Richtung auf eine 
weitere Liberalisiemng der Agrarpolitik gleich, allerdings 
ohne bereits zwangsläufig die Außenzölle der EU anzu- 
tasten. Neben den Zielen für eine dauerhaft umwelt- 
gerechte Landwirtschaft spielen für die Ausgestaltung 
langfristiger agrarpolitischer Perspektiven vor allem zu- 
künftige WTO-Verpflichtungen, die Finanzierbarkeit der 
Osterweitemng sowie Erwartungen der Öffentlichkeit 
nach einer transparenten, am gesellschaftlichen Bedarf 
orientierten Subventionierung der Landwirtschaft eine 
Rolle. 

Die derzeit im Rahmen der WTO-Verhandlungen erhobe- 
nen Forderungen verlangen einen vollständigen Abbau 
aller handelswirksamen Stützungen. Angesichts der sich 
für die Zukunft abzeichnenden Handlungserfordemisse 
für eine weitere Reform der Agrarpolitik sollten frühzei- 
tig alle Konsequenzen einer Aufhebung von Stützungs- 
mechanismen zur Kenntnis genommen sowie Bedingun- 
gen und Maßnahmen für die Flankierung eines solchen 
Prozesses sowohl unter sozialen als auch ökologischen 
Gesichtspunkten entwickelt werden. 

Bereits die MTR-Reform läutet einen Strukturwandel ein 
und wird zum Beispiel in den Produktionszweigen Milch 
und Rindfleisch sowie den nachgelagerten Verarbeitungs- 
bereichen erhebliche Auswirkungen haben (BMVEL, 



Drucksache 15/3600 


- 198- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


2003a, S. 8). Die Effekte einer weiter gehenden grund- 
sätzlichen Veränderung der Agrarpolitik müssen im Vor- 
feld sorgfältig prognostiziert und durchdacht werden. Un- 
ter Umweltgesichtspunkten relevante Kriterien für die 
Bewertung einer durch Sozial- und Umweltmaßnahmen 
flankierten Liberalisierung als agrarpolitischer Alterna- 
tive wären die kurz- und langfristig zu erwartenden Aus- 
wirkungen, insbesondere auf die Stabilität und Intensität 
der Landnutzung, auf die derzeit als Koppelprodukt er- 
brachten Umweltleistungen sowie auf das Entstehen un- 
erwünschter Umwelteffekte. Außerdem sollte abgeschätzt 
werden, wie hoch der Mittelbedarf ist, um die in Zukunft 
notwendigen Umweltleistungen der Landwirtschaft zu fi- 
nanzieren. Der Umweltrat konstatiert in Bezug auf alle 
diese Fragen derzeit noch erhebliche Forschungs- und 
Wissenslücken. Es ist schwer nachvollziehbar, warum die 
Forschung auf diesem Gebiet auf nationaler Ebene bisher 
vernachlässigt wurde. Der Umweltrat empfiehlt deshalb 
dringend neue Schwerpunktsetzungen in der Agrarfor- 
schung zugunsten dieser Fragen. 

278. Im Folgenden wird auf der Grundlage von Analy- 
sen und Modellierungen durch GAY et al. (2003) eine 
erste, vorläufige und unvollständige Abschätzung der 
Auswirkungen einer radikalen Liberalisierung vorgenom- 
men. Die Ergebnisse können aufgrund der Komplexität 
des Themas und der Vielzahl derzeit noch nicht genau 
vorhersehbarer Wechselwirkungen nur eine erste Annä- 
herung darstellen, die aber eine Einschätzung darüber er- 
laubt, welcher Flankierungsbedarf in einem Liberalisie- 
rungsmodell entsteht. Die Analyse bezieht sich auf ein 
Extremszenario der Liberalisierung ohne Gegensteue- 
rung, um Wirkungen klar herauszuarbeiten und auf dieser 
Grundlage den notwendigen flankierenden Handlungsbe- 
darf abzuleiten. Insbesondere hinsichtlich der Fragen 
nach dessen Finanzierbarkeit fehlen allerdings derzeit 
entscheidende Zahlen für die Bundesebene zu Bedarf und 
Kosten von Natur- und Umweltschutzmindestleistungen 
oder wünschenswerten Leistungen, sodass über diesen 
Punkt derzeit keine sinnvollen Aussagen getroffen wer- 
den können. 

Die Fragen nach der Stabilität und Intensität der Landnut- 
zung sowie möglichen Umwelteffekten werden in einer 
ersten Annäherung über drei Analyseansätze beantwortet, 
die jeweils nur einen Ausschnitt des Problems beleuch- 
ten, mit unterschiedlichen methodischen Unzulänglich- 
keiten behaftet sind und deshalb allenfalls erste Anhalts- 
punkte für mögliche Entwicklungen aufzeigen (GAY et al., 
2003). Eine Analyse betrieblicher Daten auf der Basis 
von Buchführungsdaten für circa 35 000 landwirtschaftli- 
che Betriebe gibt Aufschluss über die Abhängigkeit der 
gegenwärtigen Landnutzung durch die Landwirtschaft 
von indirekten und direkten staatlichen Stützungen. Mit- 
hilfe eines agrarökonomischen Regionalmodells wurden 
auf der Grundlage der Agrarstatistik auf Kreisebene erste 
Abschätzungen der Veränderung der Flächennutzung, der 
Tierhaltung, der Produktionsmengen, der Pachtzahlun- 
gen, der Einkommen und anderer in einem Liberalisie- 
rungsszenario vorgenommen (GAY et al., 2003). Aus ei- 
ner Analyse der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Landwirtschaft anhand der Produktionskosten in den ver- 


schiedenen Produktionszweigen auf der Grundlage von 
Daten aus dem International Farm Comparison Network 
(IFCN) ergaben sich schließlich erste Hinweise auf die 
Anpassungspotenziale, die - unter günstigen Bedingun- 
gen wirtschaftende - landwirtschaftliche Betriebe in 
Deutschland aktivieren könnten (ISERMEYER et al., 
2000; s. auch Tz. 280). Auf den Ergebnissen dieser Mo- 
dellierungsansätze und Untersuchungen gründet sich die 
folgende Abschätzung der Folgen einer unflankierten Li- 
beralisierung. Diese stellt zunächst eine im Rahmen der 
bislang abschätzbaren Prämissen plausible Simulation 
dar, deren Kenntnis es ermöglicht, die Größenordnung 
des Flankierungsbedarfs zu identifizieren. 

4.1 .5.1 Folgen einer Liberalisierung für die 
Stabilität und Intensität der land- 
wirtschaftlichen Flächennutzung 

4.1. 5.1.1 Abhängigkeit der landwirtschaftlichen 
Betriebe von Stützungen: Struktur- 
wandel 

279. Die Analyse betrieblicher Daten und die Modell- 
rechnungen zeigen, dass die meisten landwirtschaftlichen 
Betriebe in Deutschland ohne Stützungen nicht überle- 
bensfähig sind, weshalb auch die Flächennutzung in star- 
kem Maße von der agrarpolitischen Stützung abhängig ist 
(Abb. 4-2). 

In der vorstehenden Grafik sind die durchschnittlichen 
Umsatzerlöse mit und ohne Stützungsanteil sowie die Ge- 
samtkosten vor der Faktorentlohnung dargestellt. Es müs- 
sen also aus dem Betriebseinkommen (Differenz von 
Umsatzerlös und Produktionskosten = Gesamtkosten vor 
Faktorentlohnung) noch Arbeit, Kapital und Boden ent- 
lohnt werden. Die Daten ergeben sich als Durchschnitts- 
werte aus den LandData-Buchführungsabschlüssen von 
etwa 35 000 Betrieben in Deutschland (GAY et al., 
2003). Diese wurden zum einem regional nach Nord 
(Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Nordrhein- 
Westfalen), Mitte (Hessen, Rheinland-Pfalz und Saar- 
land), Süd (Baden-Württemberg und Bayern) sowie Ost 
(Mecklenburg- Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-An- 
halt, Sachsen und Thüringen) und zum anderen nach Be- 
triebstyp Futterbau (FB, hauptsächlich Milchvieh und 
Rinderhaltung), Marktfrucht (MF, Getreide, Raps und Zu- 
ckerrüben) und Veredelung (VE, Schweine) differenziert. 
Aus der Gesamtzahl der Betriebe wurden diejenigen 
10 % selektiert, die am wenigsten von der Stützung ab- 
hängen. Diese wurden dann den Betriebstypen zugeord- 
net (FB-beste, MF-beste, VE-beste). In der Stützung sind 
zum einen Direktzahlungen und staatliche Stützungen 
jeglicher Art enthalten, zum anderen wurden anhand der 
OECD Producer Support Estimates (PSE) Preisstützun- 
gen ermittelt. Durch diese Vorgehensweise werden die 
Preisstützungen durch den Unterschied der derzeitigen 
Ab-Hof-Preise und einem auf Basis der Weltmarktpreise 
errechneten Referenzpreis bestimmt. Da bei einer Libera- 
lisierung von einem Anstieg der Weltmarktpreise ausge- 
gangen werden kann, kommt es durch dieses Vorgehen zu 
einer Überschätzung der Preisstützung. 
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Abbildung 4-2 

Umsatzerlöse, Stützungsanteil und Gesamtkosten vor Faktorentlohnung* nach Betriebstypen** 
anhand von Buchführungsdaten (1999/2000 und 2000/2001) 



FB- FB- FB- FB- FB- MF- MF- MF- MF- MF- VE- VE- VE- VE- VE- 

beste nord mitte süd ost beste nord mitte süd ost beste nord mitte süd ost 


□ Umsatz inklusive Stützung □ Umsatz (Markt) ■ Gesamtkosten vor F aktorentlohnung 


* Arbeit, Boden und Kapital noch nicht entlohnt. 

'* FB: Futterbau, MF: Marktfrucht, VE: Veredlung. 
Quelle: GAY et al, 2003 


Wie die Abbildung 4-2 zeigt, übersteigen für die meisten 
Betriebsklassen die Gesamtkosten vor Faktorentlohnung 
die Umsatzerlöse ohne Stützungen. Das bedeutet, dass 
keine Entlohnung von Arbeit, Kapital und Boden möglich 
wäre. Nur durch Anpassungen der landwirtschaftlichen 
Betriebe in Bezug auf die Größe der pro Betrieb bewirt- 
schafteten Fläche, die Agrarprodukte und Anbaumetho- 
den sowie den Arbeits- und Kapitaleinsatz ließe sich 
diese Situation verbessern. Da eine Reduzierung der 
Landwirtschaftssubventionen mangels ausreichend alter- 
nativer Verwertungen des Bodens einen erheblichen 
Rückgang der Bodennachfrage nach sich ziehen würde, 
ist mit einer deutlichen Reduzierung der Bodenrente zu 
rechnen. Ähnliche Effekte, wenngleich nicht in einer ver- 
gleichbaren Größenordnung, treten auch in Bezug auf die 
Kosten der sonstigen Produktionsfaktoren auf. Somit ist 
zu erwarten, dass trotz durchschnittlich sinkender land- 
wirtschaftlicher Betriebseinkommen zunächst noch ein 
ausreichend hoher Teil der Produktionserträge für die 
Entlohnung des weniger knappen Faktors Arbeit ver- 
bleibt, sodass die Arbeitseinkommen in der Landwirt- 
schaft nicht proportional zum Abbau der Subventionen 
sinken. Derzeit ist die Faktorentlohnung in der Landwirt- 
schaft unterdurchschnittlich (GAYetal., 2003). Anhand 
der Analyse der Buchführungsdaten zeigt sich, dass die 
Landwirtschaft im Extremszenario - ohne Anpassung 


und ohne Einbeziehung neuer Einkommensquellen - in 
ihrer derzeitigen Struktur und mit den derzeitigen Verfah- 
ren ohne Subventionen nicht bestehen bleiben würde. 
Mögliche Anpassungsstrategien bedürfen einer weiter ge- 
henden Analyse. Die Untersuchung der Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Landwirtschaft anhand der Daten 
aus dem International Farm Comparison Network 
(IFCN), die überwiegend eher sehr gut wirtschaftende, 
unter günstigen Bedingungen produzierende Betriebe re- 
präsentiert, deutet hingegen auf eine potenziell beste- 
hende Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirt- 
schaft in vielen Produktionsbereichen und damit ein 
größeres Anpassungspotenzial hin. Insbesondere mit ei- 
ner Vergrößerung der Betriebe dürfte deren Wettbewerbs- 
fähigkeit steigen. 

Wie die Abschätzungen anhand des Regionalmodells zei- 
gen, würden die Veränderungen der Flächennutzung, der 
Tierhaltung sowie der pflanzlichen und tierischen Pro- 
duktionsmengen bei einer Liberalisierung ohne Anpas- 
sungsreaktionen der Betriebe auch gegenüber den zu er- 
wartenden Veränderungen durch die Mid-Term-Review- 
Reform erhebliche Dimensionen annehmen (Tab. 4-6). 
Für das Extremszenario Liberalisierung zeigt Tabelle 4-6 
darüber hinaus zwei weitere Variationsrechnungen. Zum 
einen wird ein sehr starker Strukturwandel unterstellt 
(Spalte „Strukturwandel“), in dem die Kostenstrukturen 
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in den Kreishöfen nur noch Betriebe über 50 ha und mit 
Beständen über 60 Milchkühen beziehungsweise 
400 Mastschweinen repräsentieren. Es wird also eine Si- 
tuation abgebildet, in der nur noch Betriebe jenseits der 
derzeitigen Wachstumsschwelle bestehen bleiben, wo- 
durch Effekte veränderter Kostenstrukturen aufgrund ei- 
nes beschleunigten Strukturwandels abgeschätzt werden 
können. Die zweite Variationsrechnung geht von einer Si- 


tuation ohne beschleunigten Strukturwandel aus, es wird 
aber eine pauschale Pflegeprämie in Höhe von 1 00 Euro 
pro Hektar Acker und Grünland gezahlt (Tab. 4-6, Spalte 
„100-Euro-Prämie“). Hierdurch soll die Wirkung einer 
Flächenprämie zur Offenhaltung der landwirtschaftli- 
chen Fläche dargestellt werden, wobei die Prämie sowohl 
für reine Flächenpflege als auch für produktive Flächen- 
nutzung gezahlt wird. 


Tabelle 4-6 


Ergebnisse des Agrarsektormodells RAUMIS zu den Wirkungen 
der MTR-Beschlüsse sowie Grobabschätzung der Folgen 
einer vollständigen Liberalisierung 


Szenario 

Agenda 

2000 

Änderungen gegenüber Agenda 2000 

Mid-Term 

Review 

Liberalisie- 

rung 

Struktur- 

wandel 

100-Euro- 

Prämie 

in Prozent' 

Flächennutzung 







Getreide 

Tsd. ha 

7 199 

- 7 

- 40 

- 35 

- 30 

davon Winterweizen 


2 882 

- 3 

- 30 

- 25 

- 20 

davon Roggen 

“ 

793 

- 25 

- 75 

- 70 

- 60 

Hülsenfrüchte 

“ 

239 

- 17 

- 65 

- 65 

- 50 

Ölsaaten (Food) 

44 

829 

- 3 

- 50 

- 45 

- 30 

Kartoffeln 

“ 

301 

3 

0 

1 

2 

Zuckerrüben 

“ 

390 

0 

7 

7 

8 

Silomais 

44 

787 

- 17 

- 35 

- 20 

- 30 

Sonst. Ackerfutter 

44 

223 

202 

35 

70 

90 

Grünland 

“ 

4 708 

4 

- 40 

- 30 

- 30 

davon Intensivgrünland 

44 

2 575 

- 36 

0 

20 

10 

Stilllegung und Brache^ 


1 865 

2 

300 

240 

210 

Tierhaltung 







Milchkühe 

Tsd. Stck. 

3 468 

0 

- 10 

10 

- 5 

Mutterkühe 

44 

675 

- 21 

-100 

-100 

- 90 

Mastbullen 

Tsd. Sfallpl. 

1 858 

- 11 

- 45 

- 30 

- 40 

Pflanzliche und tierische Produktion 






Getreide 

Tsd. t 

57 830 

- 6 

- 40 

- 40 

- 25 

Hülsenfrüchte 

“ 

966 

- 16 

- 65 

- 65 

- 50 

Ölsaaten (Food) 

44 

3 895 

0 

- 45 

- 45 

- 30 

Kartoffeln 

44 

15 846 

3 

0 

1 

2 

Zuckerrüben 

“ 

27 255 

0 

6 

6 

8 

Rindfleisch 

44 

1 016 

- 5 

- 40 

- 20 

- 30 

Schweinefleisch 

44 

5 136 

0 

- 35 

- 35 

- 35 

Milch 

“ 

27 165 

0 

- 10 

10 

- 5 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-201 - 


Drucksache 1 5/3600 


noch Tabelle 4-6 


Szenario 

Agenda 

2000 

Änderungen gegenüber Agenda 2000 

Mid-Term 

Review 

Liberalisie- 

rung 

Struktur- 

wandel 

100-Euro- 

Prämie 

in Prozent' 

Einkommen 







Produktionswert 

Mio. Euro 

32 384 

0 

- 30 

- 20 

- 20 

Vorleistungen 

“ 

18 972 

- 1 

- 25 

- 20 

- 20 

Subventionen 


6 071 

0 

-100 

-100 

- 80 

Produktionssteuern 

“ 

572 

1 

- 58 

- 54 

- 50 

Abschreibungen 

“ 

7 126 

- 1 

- 25 

- 20 

- 20 

NWSF3 

44 

11 785 

0 

- 75 

- 75 

- 65 

NWSF ber.3 

“ 


2 

- 45 

- 45 

- 40 

Düngemitteleinsatz 







N-Bilanz 

kg N/ha 

102 

0 

9 

0 

3 

Sektoraler N-Überschuss 

Tsd. t 

1 561 

- 1 

- 30 

- 29 

- 23 


* Werte für die Liberalisierungsszenarien geben keine verlässliche quantitative Prognose wieder, Werte wurden in 5-%-Schritten gerundet. 
2 Ohne Non-Food-Produktion. 


^ Nettowertschöpfung zu Faktorkosten; ber. = bereinigt um die Differenz des Faktoreinsatzes an Arbeit und Kapital gegenüber der Nettowertschöp- 
tling in der Referenzsituation. 

Die Angaben sind auf die Landfläche ohne Stilllegung und Brache bezogen. 

Strukturwandel: Sehr starker Strukturwandel, nur noch Betriebe jenseits der derzeitigen Wachstumsschwelle bleiben bestehen. 

100-Euro-Prämie: ohne beschleunigten Strukturwandel, Zahlung einer pauschalen Pflegeprämie in Höhe von 100 Euro pro Hektar Acker und 
Grünland. 

Quelle: GAY et al., 2003 


Die Änderung der Rahmenbedingungen durch eine voll- 
ständige Liberalisierung würde so weit gehend ausfallen, 
dass keine gesicherten Aussagen über das Anpassungs- 
verhalten landwirtschaftlicher Betriebe und die daraus re- 
sultierende Produktions- und Flächennutzungsstruktur 
möglich sind. Qualitative Aussagen über die Tendenz der 
Entwicklung lassen sich jedoch treffen: Mit Sicherheit 
hätte die unflankierte Liberalisierung aufgrund der stark 
zurückgehenden Einkommen einen starken Strukturwan- 
del zur Folge. Da viele auslaufende Betriebe nicht mehr 
investieren, würde der Strukturwandel wie in der Vergan- 
genheit etwas verzögert ablaufen; es würden aber mehr 
Betriebe auslaufen und in Abhängigkeit von der Ge- 
schwindigkeit der Liberalisierung wahrscheinlich auch 
mehr Betriebe in Konkurs gehen. Die resultierenden grö- 
ßeren Betriebsstrukturen führen nicht generell zu ver- 
stärkten Umweltproblemen. Teilweise stellen sie sogar 
die Voraussetzung für kostenminimierte umweltscho- 
nende Produktionsverfahren dar, wie zum Beispiel sehr 
großflächige, extensive Weidehaltung von Rindern mit 
Winteraußenhaltung . 

Der Strukturwandel könnte dadurch abgemildert werden, 
dass unter Liberalisierungsbedingungen zwar ein Absin- 
ken der Preise in der EU für die bisher stark geschützten 


Produkte (Zucker, Milch, Rindfleisch, Schweinefleisch) 
stattfinden wird, sich aber gleichzeitig der Abstand zu 
Weltmarktpreisen verkleinert, da auch eine Erhöhung der 
Weltmarktpreise wahrscheinlich ist (BANSE und 
NÖLLE, 2002). Angesichts der kalkulierten, starken Pro- 
duktionsrückgänge, die in anderen EU-Staaten in ähnli- 
chem Ausmaß stattfinden dürften, ist gegenüber den Mo- 
dellannahmen von stärker ansteigenden Preisen 
auszugehen. Auch das zu erwartende Absinken des 
Pachtniveaus verbessert die Wettbewerbsstellung vor al- 
lem der Betriebe in Westdeutschland, die derzeit sehr 
hohe Pachten zahlen. Sinkenden Pachtzahlungen wird da- 
her eine wichtige Pufferfunktion bei der Aufrechterhal- 
tung der Landnutzung zukommen. Sobald aber die Pach- 
ten auf geringe Werte gefallen sind, können sie ihre 
Pufferfünktion zur Stabilisierung der Flächennutzung 
nicht mehr erfüllen. In der Folge kann es zu starken Reak- 
tionen von Art und Umfang der Flächennutzung auf ver- 
änderte Rahmenbedingungen kommen. 

4.1. 5.1. 2 Anpassungspotenziale 

280. Anpassungsprozesse können die Situation der Be- 
triebe deutlich verbessern, sodass unter günstigen Bedin- 
gungen auch ohne Stützung die Erwirtschaftung einer 
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positiven Grundrente möglich ist (Grund- oder Boden- 
rente: Überschuss, der sich nach Abzug aller Produkti- 
onskosten und der Faktoren Arbeit und Kapital fiir die 
Entlohnung des Bodens ergibt, das heißt Pacht bezie- 
hungsweise bei Eigenbesitz Kompensation für eine gege- 
benenfalls entgangene alternative Nutzung). Insbeson- 
dere die Analyse der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Landwirtschaft anhand der Daten aus dem International 
Farm Comparison Network (IFCN) deutet darauf hin, 
dass eine wettbewerbsfähige, nicht auf Stützungen ange- 
wiesene Landwirtschaft in Deutschland bereits existiert 
und sich durch die Entwicklung der entsprechenden 
Potenziale zumindest in Gebieten mit günstigen Produk- 
tionsbedingungen weiter entwickeln kann 
(ISERMEYER et al., 2000). Die im International Farm 
Comparison Network (IFCN) untersuchten Betriebe sind 
beispielhaft für bestimmte Regionen und Produktionsme- 
thoden, aber nicht repräsentativ für den gesamten Sektor. 
Im Ackerbaubereich repräsentieren sie eher sehr gut wirt- 
schaftende Betriebe, die unter günstigen Bedingungen 
produzieren, und zeigen auf, wo die deutschen Betriebe in 
Zukunft bei Ausschöpfung aller Optimierungspotenziale 
stehen könnten. Nimmt man diese Betriebe zum Maßstab, 
zeigt sich, dass die Produktionskosten pro Produktions- 
einheit in Deutschland im Allgemeinen höher sind als in 
den meisten Staaten außerhalb der EU. Hierbei ist aller- 
dings zu beachten, dass einige Kostenbestandteile auch 
durch politische Rahmenbedingungen, zum Beispiel 
Quotenkosten, höher ausfallen. Auch umweltpolitische 
Maßnahmen beeinflussen die Wettbewerbsstellung der 
deutschen Landwirtschaft. Wird aber davon ausgegangen, 
dass es sich um eine Kostenbelastung nach dem Verursa- 
cherprinzip handelt, spiegeln durch Umweltauflagen be- 
dingte Kosten Standortnachteile im dicht besiedelten Mit- 
teleuropa wider, denen Vorteile wie Nähe zu 
kaufkräftigen Märkten und gute Infrastruktur gegenüber- 
stehen. Im Ackerbau können ostdeutsche Großbetriebe 
mit über 500 Hektar Fläche Weizen zu ähnlich geringen 
Kosten wie US-Betriebe produzieren (ISERMEYER et al., 
2000). Höhere Kosten für Energie und Düngemittel wer- 
den offenbar in Deutschland durch effizientere Nutzung 
zum Teil kompensiert (ISERMEYER et al., 1999). Nicht 
konkurrenzfähig im Getreideanbau sind allerdings derzeit 
die kleineren Betriebe im Westen, weshalb unter Welt- 
marktbedingungen weitere Strukturanpassungen zur Ver- 
besserung der Wettbewerbsfähigkeit notwendig wären. 
Hierzu zählen vor allem größere Betriebseinheiten und 
größere zusammenhängende und einheitlich zu bewirt- 
schaftende Ackerflächen. Da die Arbeitskosten in 
Deutschland deutlich höher sind als in anderen Produkti- 
onsregionen, ist damit zu rechnen, dass es im Rahmen 
von Prozessoptimierungen und Innovationen mittelfristig 
zu Einsparungen kommt. In vielen Regionen ist ein deut- 
licher Rückgang der Pachten wahrscheinlich, sodass bei 
einer Abschaffung der Direktzahlungen ein Handlungs- 
spielraum verbleibt. Es kann grundsätzlich davon ausge- 
gangen werden, dass der Ackerbau in den Gunstlagen in 
leicht abgeänderter Form auch bei einer vollständigen Li- 
beralisierung auf dem Weltmarkt bestehen kann. Auf- 
grund verbreiteter natürlicher und agrarstruktureller 
Standortnachteile gilt dies jedoch nicht für alle Ackerbau- 


regionen. Auch die Erzeugung von Zuckerrüben, die 
derzeit extrem gestützt wird, würde unter Weltmarktbe- 
dingungen nicht wettbewerbsfähig sein. In der Zuckerer- 
zeugung ist mit ganz erheblichen Produktionsrückgängen 
zu rechnen: Diese Annahme hängt jedoch stark von der 
Entwicklung der Verarbeitungsindustrie ab. Der De- 
ckungsbeitrag von Zuckerrüben ist derzeit nicht mit ande- 
ren Ackerkulturen vergleichbar und bietet damit sehr gro- 
ßen Anpassungsspielraum. Produktionsrückgänge im 
Zuckerrübenanbau werden unter Umweltgesichtspunkten 
voraussichtlich überwiegend positive ökologische Folge- 
wirkungen mit sich bringen, da die Zuckerrübe als Nitrat- 
risikofrucht gilt. 

Milch ist mit ungefähr einem Fünftel des Gesamtproduk- 
tionswertes das wichtigste Produkt der deutschen Agrar- 
wirtschaft. Deutsche Milchproduzenten mit guten struk- 
turellen Bedingungen und hoher Milchleistung pro Kuh 
sind im Vergleich zu den Kostenstrukturen anderer EU- 
Produzenten und US-Produzenten konkurrenzfähig 
(IFCN, 2002). Problematisch ist die Lage dagegen in klei- 
neren Milchviehbetrieben und bei geringerer Einzeltier- 
leistung. Bei einem Wegfall der EU-Agrarstützung wür- 
den die Milchpreise in Deutschland absinken, aber 
aufgrund der nur bedingten Transportierbarkeit von 
Frischmilch und Frischmilchprodukten wird es auch unter 
Weltmarktbedingungen bei regional deutlich unterschied- 
lichen Milchpreisen bleiben. In Mittelgebirgslagen, wo 
die Milchproduktion derzeit noch eine Grünlandnutzung 
aufrechterhält, könnten sich allerdings durch die Aufgabe 
von Grünland nachteilige Wirkungen für den Umwelt- 
und Naturschutz einstellen. 

Auch bei Schweinefleisch ist die deutsche Erzeugung in- 
ternational im Grundsatz wettbewerbsfähig, obwohl 
durch Zölle und auch weiterhin bestehende, wenn auch 
reduzierte Exportsubventionen die EU-Preise durch- 
schnittlich über den Weltmarktpreisen liegen. Entschei- 
dend sind hier auch die Entwicklungen bezüglich der 
Tierschutzauflagen und der Erteilung von Stallbaugeneh- 
migungen. Starke Veränderungen werden sich bei der Er- 
zeugung von Rindfleisch ergeben (ISERMEYER, 2003, 
S. 11). Grundsätzlich ist unter Weltmarktbedingungen mit 
einem starken Rückgang der Rindfleischerzeugung in 
Deutschland zu rechnen, was sich ohne Flankierung er- 
heblich auf die Erhaltung von Grünland auswirken 
könnte. 

4.1. 5. 1.3 Veränderung der Landnutzung 

281. Vergangene Reformen haben gezeigt, dass es in 
der deutschen Agrarwirtschaft vielfach eine gute Anpas- 
sungsfähigkeit gibt. Ein Beispiel für eine schnelle Reak- 
tion auf veränderte Rahmenbedingungen ist die Entwick- 
lung der Mutterkuhhaltung in Folge der Agrarreform von 
1992 (genannt McSharry-Reform). Auch die Flächenent- 
wicklung von Raps und Silomais, die sich trotz stark ver- 
änderter Rahmenbedingungen durch die McSharry- 
Reform im Jahr 1992 und die Agenda 2000, entgegen den 
vorherigen Erwartungen, eher kontinuierlich weiterentwi- 
ckelt hat, zeigt die Anpassungsfähigkeit der deutschen 
Landwirtschaft. Bei einer weiteren Liberalisierung des 
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weltweiten Agrarhandels und einer Abschaffung der in- 
ternen Agrarstützung wird es deshalb vermutlich zu An- 
passungen im Gebrauch der Faktoren Kapital und Arbeit 
kommen, aber insbesondere die Grundrente, also die Ent- 
lohnung des Faktors Boden, wird deutlich reduziert wer- 
den und in einigen Regionen sogar auf null sinken. Dieses 
werden dann die Regionen sein, in denen es zu einem ver- 
stärkten Rückzug der Landwirtschaft aus der Fläche kom- 
men wird. 

Generell werden im Rahmen einer flankierten Liberalisie- 
rung eine stärkere Konzentration der Produktion in 
Gunstregionen, eine Aufgabe von Flächen in Ungunstge- 
bieten und ein beschleunigter Strukturwandel in West- 
deutschland stattfmden. Wie schnell dies erfolgen wird, 
hängt von verschiedenen Faktoren ab, unter anderem von 
der Eigentumsstruktur und ihrer Veränderung. Auf beson- 
ders erosionsanfalligen, fruchtbaren Lössböden im Flü- 
gelland wird auch künftig intensiver Ackerbau betrieben 
werden. In den Mittelgehirgslagen, auf ärmeren, sorpti- 
onsschwachen Böden der Niederungen sowie in Trocken- 
lagen könnte es dagegen zu einem starken Rückzug der 
Landwirtschaft aus der Fläche kommen. Dies kann posi- 
tive Umwelteffekte, vor allem für abiotische Ziele, mit 
sich bringen, da Ackerflächen in Flanglagen und Stand- 
orte mit geringerer Düngungseffizienz nicht mehr weiter 
bewirtschaftet werden. Bodenabtrag durch Erosion und 
die Nitratauswaschung gehen dadurch zurück. In nieder- 
schlagsarmen Regionen kommt hinzu, dass nicht die 
Höhe des Stickstofiuberschusses, sondern - bei geringer 
Grundwassemeubildung - die hohe Nitratkonzentration 
im Sickerwasser ein großes Problem darstellt. Ein Rück- 
zug der Landwirtschaft oder eine gesteuerte, sehr starke 
Extensivierung bieten hier Chancen, den Grundwasser- 
schutz zu verbessern. Mit Blick auf den Arten- und Bio- 
topschutz in extensiv genutzten Agrarlandschafien sowie 
auf das Landschaftsbild können sich in Folge einer Libe- 
ralisierung dagegen Probleme ergeben. Die Möglichkeit 
zur Entwicklung zusammenhängender Sukzessionsland- 
schaften in ausgewählten Regionen bietet aber auch 
Chancen für den Arten- und Biotopschutz (vgl. ARUM, 
1998). 

Ohne flächenbezogene Prämien sinkt die Grünlandnut- 
zung insgesamt stark, während intensiver genutztes Grün- 
land nicht zurückgeht. In den Variationsrechnungen steigt 
diese Fläche sogar an. Dies spiegelt die zu erwartende 
Konzentration der Milchproduktion auf günstigeren, pro- 
duktiven Standorten und die Tendenz zu eher intensiver 
Futterproduktion auf geringeren Flächenanteilen wider. 
Insbesondere bei extensiven Nutzungsformen und auf 
marginalen Standorten würde es aber unter Liberalisie- 
rungsbedingungen zu deutlich negativen Grundrenten 
kommen, die dann gegebenenfalls im Rahmen von Stüt- 
zungen zur Aufrechterhaltung der Landnutzung kompen- 
siert werden müssten. 

Insgesamt ist bei einer unfiankierten Liberalisierung in 
Deutschland mit erheblichen Flächenumfängen zu rech- 
nen, auf denen nicht mehr die heute üblichen Landnut- 
zungen stattfinden würden. Bei veränderten Rahmenbe- 
dingungen, etwa schwankenden Produktpreisen oder dem 
Angebot einer geringen Prämie für Nutzung oder Offen- 
haltung, ist zudem mit starken Reaktionen bezüglich der 


Flächennutzung zu rechnen, da die Bodenrente auf hohen 
Flächenanteilen nur knapp unter der Rentabilitäts- 
schwelle liegt. 

Entsprechend groß ist in einer solchen Konstellation auch 
die Produktionswirkung von Stützungsmaßnahmen, die 
nur auf Marginalstandorte ausgerichtet sind und die eine 
produktive Flächennutzung nicht ausschließen und sie ge- 
gebenenfalls sogar voraussetzen. Wird nun eine gezielte 
Förderung der vom Brachfallen bedrohten Marginal- 
standorte vorgenommen, so kann dies erhebliche Ange- 
botswirkungen entfalten, und ein im Vergleich zur heuti- 
gen Gesamtstützung wesentlich größerer Teil der 
Stützung wäre produktionswirksam. Dies gilt sowohl für 
pauschale Flächenprämien wie zum Beispiel eine Aus- 
gleichszulage für benachteiligte Gebiete als auch für 
Agrarumweltmaßnahmen, die eine Aufrechterhaltung ex- 
tensiver Produktionsverfahren fördern. Der Gesamtum- 
fang der produktionswirksamen Stützung wäre aber vo- 
raussichtlich deutlich kleiner als gegenwärtig. 

4.1. 5. 1.4 Intensität der Landnutzung 

282. Wie anhand der Modellanalysen gezeigt werden 
konnte, wird sich die Intensität der Flächennutzung bei 
Liberalisierung in dualer Weise entwickeln 
(HEISSENHUBER et al., 2003; vgl. hierzu auch HOLM- 
MÜLLER et al., 2002). Auf Standorten, auf denen die 
Landnutzung weiterhin rentabel bleibt, wird sich die Flä- 
chennutzungsintensität nur wenig verändern. Da die Pro- 
duktpreise für Getreide und Ölsaaten mit Ausnahme des 
Roggens stabil bleiben, dürfte der Einsatz von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln (PSM) aus betriebswirtschaft- 
licher Sicht kaum angepasst werden. Im Ackerbau könn- 
ten von einer Ausdehnung des Klee- und Feldgrasanbaus 
Extensivierungswirkungen ausgehen. Allerdings ist auch 
mit einem weiteren Bedeutungszuwachs des Winterwei- 
zens in den Fruchtfolgen zu rechnen, der unter Umwelt- 
gesichtspunkten weniger positiv zu bewerten ist. Gewisse 
betriebswirtschaftliche Anpassungen sind möglich und 
wahrscheinlich, die einerseits darin bestehen können, 
dass noch vorhandene ineffizient hohe Vorleistungsauf- 
wendungen (Düngemittel- und PSM-Einsatz) reduziert 
werden (Tab. 4-6), wodurch sich Umweltentlastungen er- 
geben würden. Auch wenn beim Stickstoff- und Pfianzen- 
schutzmitteleinsatz solche Effizienzreserven vermutet 
werden können, lassen sich hierzu keine quantitativen 
Prognosen machen. Eine Kostensenkung, wie sie nach 
Liberalisierung zu erwarten wäre, würde sich auch als 
Minimierung des Arbeits- und Maschineneinsatzes aus- 
wirken. 

Künftig könnte der wirtschaftliche Unterschied zwischen 
pauschalem, aber arbeitssparendem Vorleistungseinsatz 
(insbesondere Düngung und PSM) und präziserem, spar- 
samen Einsatz durch neue technische Möglichkeiten im 
Rahmen der „Präzisionslandwirtschaft“ (KNICKEL, 
2001) verringert werden, da vermehrt automatisierte Sys- 
teme für gezielte, teilschlagspezifische und gleichzeitig 
arbeitssparende Ausbringung von Dünger und Pflanzen- 
schutzmitteln zur Verfügung stehen. 

Insgesamt ist zu erwarten, dass der Stickstoffgesamtüber- 
schuss aus der Landwirtschaft aufgrund zurückgehender 
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landwirtschaftlicher Flächennutzung und Tierhaltung 
deutlich abnimmt. Die Konzentration der Tierhaltung 
könnte entsprechend der Liberalisierungsszenarien dage- 
gen weiterhin zunehmen, was aber in starkem Maße 
dureh gesetzliche Regelungen wie die Düngeverordnung 
und das Baureeht sowie den Milehquotenhandel beein- 
flusst wird. 

4.1. 5.1. 5 Landschaftsstrukturen 

283. Der Druck auf eine Zusammenlegung von Schlä- 
gen wird in Zukunft vermutlieh in jedem Fall deutlich 
steigen und dadurch der Bedarf, Landschaftsstrukturele- 
mente zu beseitigen. Die stärkere Verbreitung größerer 
Maschinen im Zuge des Strukturwandels findet auch 
schon heute und ohne Liberalisierung statt, beispiels- 
weise über den überbetrieblichen Maschineneinsatz. Je 
naeh regionaler Landsehaftsstruktur ist eine Zusammen- 
legung von Schlägen jedoeh aueh ohne Beseitigung von 
Hecken und Rainen möglich und durch Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen sollte es möglich sein, sinnvolle Kom- 
promisse zwischen Landschaftsschutz und Rationalisie- 
rung der Flächennutzung zu finden. Die Entstehung eines 
kleinräumigen Musters genutzter und ungenutzter Agrar- 
landschaft ist aber ohne zusätzliche Steuerung nicht zu er- 
warten. 

4.1. 5.2 Einsatz umweltpolitischer Instrumente 
zur Flankierung der Liberalisierung 

284. Die agrarpolitisehe Liberalisierung in ihrer reinen 
Form hätte - wie Extremszenarien einer konsequenten 
Liberalisierung zeigen - einschneidende Auswirkungen 
auf die derzeitige Agrarstruktur in vielen Produktionsre- 
gionen Deutschlands. Ohne Flankierung durch umwelt- 
und sozialpolitische Maßnahmen erscheint sie deshalb 
sowohl aus sozialen Gründen als auch unter Umweltge- 
sichtspunkten nicht wünschenswert. Gefahren und Mög- 
lichkeiten einer konsequenten Fortsetzung der 
Agrarreformen liegen dicht nebeneinander. Möglichkei- 
ten ergeben sieh im Rahmen einer umweltpolitischen Ge- 
staltung beziehungsweise Flankierung der zu erwartenden 
Liberalisierung durch eine an Umweltzielen ausgerichtete 
Umschiehtung der bisherigen Subventionen. Derzeit wer- 
den nur wenige Prozentpunkte der Agrarsubventionen für 
Agrarumweltmaßnahmen aufgewendet (SRU, 2002b, 
Tz. 218). Dureh einen Abbau der ersten Säule würden 
Mittel frei, die zur Honorierung ökologischer Dienstleis- 
tungen eingesetzt werden und bei entsprechender Dimen- 
sionierung ein neues Standbein für landwirtschaftliehe 
Betriebe bieten könnten. Eine wiehtige Voraussetzung für 
eine zielführende Nutzung der für Agrarumweltmaßnah- 
men einsetzbaren Mittel ist, dass diese auch auf den poli- 
tisehen Ebenen, die für die Umweltmaßnahmen und Zah- 
lungen zuständig sind, verfügbar sind, sowie, dass die 
Kofinanzierungspfiichten dieser Ebenen sinnvoll ausge- 
staltet werden. 

4.1. 5.2.1 Rahmenbedingungen 

285. Grundsätzlieh sollte davon ausgegangen werden, 
dass auch im Falle einer Liberalisierung in Deutschland 


weiterhin die flächendeckend geltenden rechtliehen Stan- 
dards der guten fachlichen Praxis aufreehterhalten wer- 
den sollten. Da es derzeit nicht sehr wahrscheinlich ist, 
dass entsprechende Standards weltweit als Verursacher- 
pflichten der Landwirtschaft etabliert werden, sollte 
erwogen werden, ob eine Förderung bestimmter Anpas- 
sungen, beispielsweise baulicher Veränderungen zur Er- 
füllung von Tierschutzauflagen, gewährt werden kann. 

Eine Verschärfung von Umweltstandards dürfte bei einer 
Liberalisierung sehneller als bisher an die Grenzen der 
Zumutbarkeit für die betroffenen Betriebe stoßen. Zur 
Reduzierung der Umweltbelastungen kann jedoch auch 
unter Liberalisierungsbedingungen eine Begrenzung des 
betrieblichen Stickstoff-Bilanzüberschusses (Tz. 311, 324) 
oder eine Abgabe auf Pflanzenschutzmittel (Tz. 356) 
sinnvoll sein, insbesondere, wenn hierdurch Effizienzre- 
serven mobilisiert werden können oder die Entscheidung 
zwischen betriebswirtsehaftlich ähnlich erfolgreichen, 
aber in ihren Umweltwirkungen unterschiedlichen Pro- 
duktionssystemen beeinflusst werden soll. 

Eine zentrale Voraussetzung für das Funktionieren eines 
durch umweltpolitische Instrumente flankierten Liberali- 
sierungsmodells ist eine ausreichende Ausstattung der 
zweiten Säule und der Bedeutung der Umweltbelange an- 
gemessene Finanzierungsanteile der EU für Agrarumwelt- 
maßnahmen. Würde die gezielte Landsehaftspflege durch 
landwirtschaftliche Nutzung vollständig in die Kompe- 
tenz der Mitgliedstaaten und Regionen zurückverwiesen, 
hätte dies die Entstehung sehr heterogener Entwicklungen 
innerhalb der EU zur Folge. Eine Verhinderung des uner- 
wünschten Brachfallens bestimmter landwirtschaftlicher 
Fläche würde sich dann in Abhängigkeit von der jeweili- 
gen regionalen Finanzkraft und der öffentlich und poli- 
tisch formulierten „Nachfrage“ naeh einer Offenhaltung 
vollziehen. Dies ist nur so weit sinnvoll, als dadurch keine 
gemeinschaftlichen, überregionalen Ziele gefährdet wer- 
den und sich die finanziellen Belastungen einer Erhaltung, 
beispielsweise überregional bedeutsamer Schutzgebiete 
und Landsehaften, für die jeweiligen Regionen in einem 
zumutbaren Rahmen bewegen. 

Eine zielorientiertere Mittelverteilung nach Mitgliedstaa- 
ten und Regionen könnte künftig dadurch gewährleistet 
werden, dass bestimmte EU-Plafonds je Region zur Ver- 
fügung sfehen. Diese sollten sich nicht an der historischen 
Fördermittel Verteilung oder der regionalen Finanzkraft 
zur Kofinanzierung orientieren, sondern überregional be- 
deutsame Ziele sowie den Bedarf an flankierenden Maß- 
nahmen berüeksiehtigen. Beispielsweise könnten die Flä- 
ehenanteile an FFH- und EG- Vogelschutzgebieten als 
objektive Kriterien berücksichtigt werden. Das Gleiche 
gilt für Flächenanteile von Gebieten mit Extensivland- 
wirtschaft, deren Bewirtschaftung gefährdet ist. Eine sol- 
ehe Mittelverteilung würde auch der Verstärkung von 
Verzerrungen Vorbeugen, die eine Verteilung der EU-Mit- 
tel nach Maßgabe der regionalen Finanzkraft zur Folge 
hätte, und besser vergleichbare Wettbewerbsbedingungen 
hersteilen. 

Ein erhöhter Kofinanzierungsanteil der EU würde einer- 
seits verhindern, dass finanzschwache Regionen in 
Deutsehland und Europa Umweltleistungen trotz eines 
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hohen Bedarfs nur in geringem Umfang finanzieren kön- 
nen. Unter diesem Gesichtspunkt ist eine weitere Absen- 
kung der Kofmanzierungsanteile zu empfehlen. Anderer- 
seits darf für die deutsehe Situation nieht verschwiegen 
werden, dass ein höherer Anteil nationaler Mittel und ein 
Absinken der eingesetzten EU-Mittel haushaltspolitisch 
von Vorteil wäre, da die Bundesrepublik sich in einer 
Nettozahlerposition befindet. National ständen in diesem 
Fall mehr Mittel für Agrarumweltmaßnahmen zur Verfü- 
gung - unter der Voraussetzung, dass die ffeigesetzten 
Mittel auch für diesen Zweck eingesetzt würden. Vieles 
spricht dafür, dass der Bund längerfristig eine stärkere 
Verantwortung für die Finanzierung der Agrarumwelt- 
maßnahmen übernehmen sollte: So führt das bisherige 
System der Kofinanzierung durch die Länder zu unbefrie- 
digenden Ergebnissen (SRU, 2002a, Abschn. 5.1.3), das 
WTO-Regime dürfte in Zukunft ein klares Umweltpro- 
gramm als Grundlage jeder green-Box-fähigen Förderung 
verlangen und viele Ziele der Agrarumweltpolitik werden 
auf der nationalen Ebene definiert. 

Das durch Umweltmaßnahmen unter Liberalisierungs- 
bedingungen den Landwirten potenziell zufiießende, zu- 
sätzliche Einkommen wird voraussichtlich nie die Höhe 
der derzeitigen Gesamtstützung erreichen: Zum einen 
wird durch die EU-Osterweiterung absehbar insgesamt 
weniger Geld für Deutschland zur Verfügung stehen. 
Zum anderen entfielen bei vollständiger Aufhebung des 
Außenschutzes die gegenwärtig vor allem durch die Kon- 
sumenten getragenen Preisstützungen ohne Kompen- 
sation. Diese Stützungen sind derzeit vor allem in der tie- 
rischen Veredlung relevant. Sollte aber weiterhin ein 
Außenschutz durch Zölle bestehen, würde es weiterhin 
von Konsumenten getragene Preisstützungen geben. 
Diese verlieren allerdings dann in bestimmten Produk- 
tionsbereichen an Bedeutung, wenn die Agrarproduktion 
dort über den Selbstversorgungsgrad steigt. 

4.1. 5.2.2 Agrarumweltmaßnahmen 

286. Die Rahmenbedingungen für die Agrarumwelt- 
maßnahmen und für Maßnahmen mit umweltspezifischen 
Einschränkungen (NATURA-2000-Gebiete) werden sich 
hinsichtlich Förderungsart und -höhe im Zuge einer Libe- 
ralisierung grundlegend verändern: 

- Agrarumweltmaßnahmen zur Umwidmung landwirt- 
schaftlicher Fläche zugunsten von Landschaftsstruk- 
turelementen und Biotopentwicklung werden auf- 
grund der stark gefallenen Opportunitätskosten des 
landwirtschaftlich genutzten Bodens deutlich kosten- 
günstiger, denn die Flächenkosten spiegeln nach der 
Liberalisierung nur noch die unverzerrten volkswirt- 
schaftlichen Kosten wider. Eine Umwandlung von 
Ackerland in Grünland kann dagegen aufgrund der 
schwereren Verwertbarkeit des Grünlandes problema- 
tisch bleiben, da dann möglicherweise hohe Pflege- 
kosten für das Grünland gedeckt werden müssen. 

- Für Förderungen, mit denen die Kosten umwelt- 
freundlicher, aber nicht direkt produktiver Maßnah- 
men gedeckt werden, ändert sich im Wesentlichen 
nichts. Hierzu gehören zum Beispiel die Förderung 
der Gründüngung und die von mechanischen oder ma- 
nuellen Landschaftspfiegemaßnahmen ohne landwirt- 
schaftliche Produktion. 


- Agrarumweltmaßnahmen, die mit einer Extensivie- 
rung und einer Einschränkung der Produktionsmenge 
verbunden sind, erfordern auf Flächen mit weiterhin 
rentabler Landnutzung dann geringere Prämienzahlun- 
gen, wenn die Produktpreise im betroffenen Bereich in 
Folge der Liberalisierung fallen. Dies ist kaum für den 
Ackerbau zu erwarten, da die Preise für die Hauptpro- 
dukte Getreide und Ölsaaten voraussichtlich sogar 
steigen werden. Für die Grünlandnutzung könnte aber 
eine Senkung der Agrarumweltprämien eintreten. 

- Agrarumweltmaßnahmen, die eine Aufrechterhaltung 
der landwirtschaftlichen Produktion gewährleisten sol- 
len, werden auf Standorten, die bei Liberalisierung 
brachfallen, teurer, da dann nicht aus den landwirt- 
schaftlichen Erlösen zu deckende Produktionskosten 
über die Agrarumweltprämie bezahlt werden müssen. 
Diese Kosten wurden zuvor durch Preisstützung und 
Direktzahlungen gedeckt. Entsprechendes würde auch 
für eine Ausgleichszulage (in benachteiligten Gebie- 
ten) gelten, wenn diese an die Aufrechterhaltung der 
Landnutzung gebunden wird. Insgesamt Kosten sen- 
kend wirkt sich allerdings aus, dass die Mehrkosten nur 
noch auf Flächen gezahlt werden, auf denen tatsächlich 
ein Bedarf für Pflegemaßnahmen vorhanden ist. 

Innerhalb der Rahmenbedingungen einer Liberalisierung 
würde an die Stelle einer ungezielten Globalförderung na- 
hezu aller landwirtschaftlich genutzten Flächen über Di- 
rektzahlungen und Preisstützung eine gezielte, stand- 
ortspezifische Förderung an Bedeutung gewinnen. Der 
insgesamt geforderte Flächenanteil wird also erheblich 
sinken. Fällt auf marginalen Standorten Fläche brach, 
muss zunächst entschieden werden, ob umweltpolitische 
Ziele (die auf den jeweiligen Planungsebenen räumlich 
konkret dokumentiert sein sollten) eine Weitemutzung 
oder Pflege rechtfertigen (BREUSTEDT, 2003; HOLM- 
MÜLLER und WITZKE, 2002). Eine ausschließlich an 
Zusatzkosten einer alternativen Flächennutzung ohne 
Auflagen orientierte Agrarumweltförderung ist unter sol- 
chen Umständen nicht mehr möglich. Die Förderung der 
Landschaftspfiege durch Nutzung führt in diesem Fall zu 
landwirtschaftlichen Kuppelprodukten, die beispielsweise 
bei der Landschaftspflege durch Weidetiere anfallen. Die 
bisherige Situation der Kulturlandschaftserhaltung als 
Kuppelprodukt produktiver Flächennutzung kehrt sich 
also um (HEISSENHUBER und LIPPERT, 2000). Die 
Vergabe von Prämien und die Gestaltung der Prämienhöhe 
könnten für viele auf großen Flächen relevante Maßnah- 
men am besten durch Ausschreibungsverfahren unter- 
stützt werden. Spezifische Zielflächen des Natur- und 
Umweltschutzes sind über dieses Verfahren aber nicht mit 
der notwendigen Sicherheit zu erreichen, weshalb ergän- 
zend räumlich gezieltere Agrarumweltmaßnahmen einge- 
setzt werden müssten. Die Auswahl der Angebote sollte 
sich an bestimmten Kriterien orientieren (z. B. 
BATHKE et ah, 2003), um eine kostenminimale Umset- 
zung von Maßnahmen zur Offenhaltung der Landschaft zu 
erreichen. Insgesamt ist dieses Verfahren trotz insbeson- 
dere in der Einführungsphase höherer Transaktionskosten 
einer fiächendeckenden, pauschalen Förderung zur De- 
ckung von Pflegekosten, etwa einer Ausgleichszulage mit 
festem oder standortabhängigem Betrag, vorzuziehen. Die 
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Wettbewerbssituation wird durch Ausschreibungsverfah- 
ren weniger verzerrt, zugleich ennöglichen sie die Einspa- 
rung öffentlicher Mittel und eine gezielte räumliche Aus- 
steuerung. 

4.1 .5.3 Mittelverfügbarkeit für die Erreichung 
von Umweltzielen in der 
Agrarlandschaft 

287. Der derzeitige Umfang der EU-Agrar- und Fisehe- 
reiausgaben beträgt circa 49 Mrd. Euro. Für Marktord- 
nungen werden davon eirea 40 Mrd. Euro verwendet 
(Zahlen naeh Haushaltsplan und Entwürfen für 2003; 
Bundesregierung, 2003). Das für 2006 vorgesehene Bud- 
get soll bei einer Steigerung von 1 % pro Jahr von 2007 
bis 2013 nieht übersehritten werden. Der für 2006 festge- 
legte Höchstbetrag von 45,3 Mrd. Euro pro Jahr für die 
Erste-Säule-Maßnahmen in der EU-25, davon 
42,8 Mrd. Euro pro Jahr für die EU- 15, wird dadurch bis 
2013 auf 48,63 Mrd. Euro pro Jahr steigen (SWINNEN, 
2003). Dureh die geplante Modulation im Rahmen der 
Mid- Term Review, also der Kürzung der Direktzahlungen 
der ersten Säule, scheint dieses Ziel erreichbar. Die 
Summe von eirea 50 Mrd. Euro kennzeiehnet demnach 
das zukünftige maximale Finanzvolumen, das unter Libe- 
ralisierungsbedingungen theoretiseh für Maßnahmen zur 
Flankierung einer Liberalisierung zur Verfügung stände. 
Da die Mittel für die erste Säule der Agrarpolitik limitiert 
sind und auch die Aufwendungen in den neuen Mitglied- 
staaten ab 2004 aus dem begrenzten Haushalt bestritten 
werden sollen, wird der Anteil Deutsehlands und aller üb- 

Abbildung 4-3 


rigen Mitgliedsländer der bisherigen EU am Marktord- 
nungs- und Direktzahlungsbudget künftig sinken. 

Über das EU-Budget hinaus koimnen weitere Mittel auf 
nationaler Ebene in einem Umfang von eirea 
3,7 Mrd. Euro hinzu (Zahlen exklusive der Ausgaben für 
landwirtschaftliche Sozialpolitik, für Bund und Länder 
2001/2). Die Bundesmittel, die derzeit im Rahmen der 
Gemeinsehaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstensehutz 
ausgegeben werden, haben einen Umfang von 
872 Mio. Euro. Die Bundesländer bringen erhebliche 
Mittel für die Kofinanzierung der Maßnamen zur Ent- 
wicklung des ländlichen Raumes auf Bei einer Um- 
schiehtung der EU- Agrarausgaben von der ersten in die 
zweite Säule werden diese Kofinanzierungsmittel in noch 
größerem Umfang zur Verfügung gestellt werden müssen. 
Wenn durch die Umschichtung der EU-Agrarhaushalt 
aber insgesamt absänke, da mehr national kofinanziert 
würde, hätte Deutschland auch geringere Summen für das 
EU-Budget aufzubringen, das es derzeit zu ungefähr ei- 
nem Viertel finanziert. Die Subventionen und Finanzhil- 
fen des Bundes für die Landwirtsehaft sind in den letzten 
Jahren rückläufig, sodass bei einer Beibehaltung der der- 
zeitigen Kompetenzverteilung zwischen Bund und Län- 
dern vermutlieh die Länderhaushalte die erhöhten Ko- 
finanzierungsansprüche decken müssten. Die derzeitige 
Verteilung der geplanten Förderung nach der 
VO (EG) 1257/1999 dureh die Bundesländer zeigt, dass 
es nach wie vor zu einer höehst unterschiedlichen Aus- 
schöpfung der von der EU zur Verfügung gestellten Mit- 
tel in der zweiten Säule kommt (Abh. 4-3; s. dazu auch 
SRU, 2002a, Tz. 233). 


Verteilung der geplanten Förderung nach Verordnung (EG) 1257/1999 auf die Bundesläuder 
in €/ha LF nnd Jahr im Durchschnitt der Jahre 2004 bis 2006 




Agrarumweltmaßnahmen 
davon Extensivierung 
davon Natursehutzmaßnahmen 



Naturschutzprojekte und Investitionen 
Ausgleichszahlungen (FFH-Gebiete) 
Alle anderen Maßnahmen 


* Mittelwert für Deutschland. 
Quelle; GAY et al., 2003 
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Diese Ungleichverteilung ist nicht durch unterschiedliche 
Bedarfe, sondern ausschließlich durch die unterschiedli- 
chen Haushaltslagen in den einzelnen Bundesländern zu 
erklären. Je nach weiterer Entwicklung der Finanzlage in 
den Bundesländern könnte sich die Förderung der Land- 
wirtschaft und des ländliehen Raumes in Deutschland in 
Zukunft aufgrund der steigenden Bedeutung der 
zweiten Säule regional noeh stärker unterscheiden, als es 
derzeit der Fall ist. 

4.1. 5.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

Entwicklung einer langfristigen Perspektive für eine 
integrierte Agrarumweltpolitik 

288. Neben den bis 2013 relevanten Empfehlungen zur 
Ausgestaltung der aktuellen Agrarreform empfiehlt der 
Umweltrat, den Landwirten möglichst frühzeitig eine 
langfristige Perspektive zu bieten, damit Betriebsanpas- 
sungen umgehend beginnen können. Eine zukünftige Re- 
form der Agrarpolitik müsste auch im Rahmen der WTO- 
Verhandlungen akzeptierbare Ergebnisse liefern, ohne 
umbruchartige Veränderungen in der Landwirtschaft in- 
nerhalb kürzester Zeiträume herbeizuführen. Im Rahmen 
einer solehen Reform sollte vor allem eine Vereinfachung 
der Mechanismen und eine höhere Transparenz ange- 
strebt werden. Abgesehen von Zielen des Verbraueher- 
schutzes sollte die Entwicklung einer dauerhaft umwelt- 
gerechten Landwirtschaft verstärkt in den Vordergrund 
treten. Das Leitbild einer dauerhaft umweltgerechten 
Landwirtschaft beinhaltet die flächendeckende Einhal- 
tung der guten faehlichen Praxis ebenso wie die Erfüllung 
darüber hinausgehender umweltpolitiseher Zielvorgaben. 
Letztere können als Umweltleistungen in Gebieten mit 
besonderen Anforderungen aufgrund von standörtliehen 
Empfindlichkeiten, besonderem Wert der Funktionen des 
Naturhaushaltes oder anderen gesellschaftlichen Präfe- 
renzen honoriert werden. Dazu gehört auch die Offenhal- 
tung der Landschaft in Gebieten, in denen dies aus Grün- 
den der Erholung oder des Biotopsehutzes erwünscht ist. 
Um dieses zu gewährleisten, dürfen Agrarsubventionen 
nieht in Konkurrenz zu Umweltleistungen treten, indem 
sie dazu führen, dass Umweltmaßnahmen verteuert wer- 
den. Damit die Erbringung von Umwelt- und Naturschutz 
attraktiv für die Landnutzer wird, sollten aueh bestimmte, 
bereits heute freiwillig oder als Kuppelprodukt erbrachte 
Leistungen der landwirtschaftlichen Nutzung honorierbar 
sein, insbesondere, wenn die Aufgabe der die Leistung 
tragenden Nutzung droht. Die begrenzt zur Verfügung 
stehenden Finanzmittel sollten effizient und zielführend 
verausgabt werden. Die Honorierung von Umweltleistun- 
gen sollte deshalb - mit Ausnahmen wie der ökologisehe 
Landbau - auf Flächen besehränkt werden, auf denen ein 
Handlungsbedarf besteht, der sich aus dem zugrunde ge- 
legten Zielsystem herleitet. Die derzeit verfügbaren Fi- 
nanzmittel für eine solche zielgerichtete Förderung von 
Umweltleistungen reichen nicht aus, um die angestrebten 
Umweltziele auch nur annähernd zu erreichen. Damit 
ausreichende Ressoureen zur Verfügung stehen, sollten 
die Mittel der ersten Säule der Agrarpolitik nicht mehr 
weit gehend ohne Bindung an Umweltleistungen verge- 
ben werden, sondern an erwünschte Umweltleistungen 


gebunden werden. Die Verteilung der Finanzierungsver- 
antwortung für die Umweltmaßnahmen auf den politi- 
schen Ebenen sollte die Verantwortung dieser Ebenen für 
die Naturgüter unterschiedlicher (lokaler bis internationa- 
ler) Bedeutung widerspiegeln. Neben den umweltpoliti- 
schen Zielen können auch andere mit der Agrarpolitik 
verfolgte Ziele (z. B. Arbeitsmarktziele) auf die gleiche 
Weise direkt und primär ziel- und bedarfsorientiert dureh 
flankierende Maßnahmen erreieht werden. 

289. Neben den Zielen für eine dauerhaft umweltge- 
rechte Landwirtschaft spielen für die Ausgestaltung lang- 
fristiger agrarpolitischer Perspektiven vor allem zukünf- 
tige WTO- Verpflichtungen, die Finanzierbarkeit der 
Osterweiterung sowie Erwartungen der Öffentlichkeit 
nach einer transparenten, am gesellschaftlichen Bedarf 
orientierten Subventionierung der Landwirtschaft eine 
Rolle. Unter all diesen Gesichtspunkten, insbesondere 
aber aufgrund der absehbaren Entwicklung des WTO-Re- 
gimes, ist für die europäisehe Landwirtschaft bereits mit- 
telfristig mit Rahmenbedingungen zu rechnen, unter de- 
nen eine weitere Liberalisierung der europäischen 
Agrarmärkte unausweiehlich wird. Ein Abbau der bishe- 
rigen Direktzahlungen erscheint mit Blick auf das Welt- 
handelsrecht unvermeidlich. 

Ähnlich wie im Bereieh der Klimapolitik liegen in der 
Landwirtschaft die Gefahren und Möglichkeiten eines Po- 
litikwandels dicht nebeneinander. Ohne Flankierung 
durch umweit- und sozialpolitische Maßnahmen hätte 
eine liberalisierte Agrarpolitik - wie Extremszenarien ei- 
ner konsequenten Liberalisierung zeigen - einsehnei- 
dende Auswirkungen auf die derzeitige Agrarstruktur in 
vielen Produktionsregionen Deutschlands. Die meisten 
landwirtschaftliehen Betriebe in Deutschland sind derzeit 
ohne Stützungen nicht überlebensfähig. Es kann davon 
ausgegangen werden, dass der Strukturwandel durch eine 
konsequente Liberalisierung weit stärker beschleunigt 
würde, als dies ohnehin durch die MTR-Reform der Fall 
sein wird. Die Entwicklung zu landwirtschaftlichen Groß- 
betrieben und Flächenzusammenlegungen sowie vermut- 
lieh aueh die Freisetzung von Arbeitskräften aus der 
Landwirtschaft würde erheblich beschleunigt. Bestimmte 
Mechanismen werden voraussichtlieh die Vehemenz des 
Strukturwandels abmildem. So ist eine Erhöhung der 
Weltmarktpreise ebenso wahrscheinlich wie ein Absinken 
der Pacht- und anderer landwirtschaftlicher Faktorpreise, 
sodass insbesondere die westdeutschen Betriebe - mit ho- 
hen Paehtflächenanteilen - entlastet werden. 

Der heutige Kenntnisstand lässt keine gesicherten Aussa- 
gen über das Anpassungsverhalten landwirtschaftlicher 
Betriebe und daraus resultierende Produktions- und Flä- 
ehennutzungsstrakturen zu. Hier besteht dringender For- 
schungsbedarf. Die Produktionspotenziale und Kosten- 
sftukturen in der deutschen Landwirtsehaft bieten aber 
offenbar Potenziale für eine weiter gehende Anpassung an 
die Bedingungen eines liberalisierten Marktes. Abgesehen 
von Zuckerrübenanbau, Rind- und Schaffleisehproduk- 
tion ist ein Teil der unter günstigen Bedingungen 
wirtschaftenden deutschen Betriebe bereits heute im 
Weltmaßstab konkurrenzfähig. Von vielen anderen Betrie- 
ben könnten Anpassungspotenziale ausgeschöpft wer- 
den. So werden beim derzeitig üblichen Dünger- und 
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Pflanzenschutzmitteleinsatz Effizienzreserven gesehen, 
die zum Beispiel durch eine (zweckbezogen in die Land- 
wirtsehaft rüekflihrbare) Abgabe aktiviert werden könnten. 

Eine Liberalisierung der europäischen Agrarmärkte muss 
nicht notwendigerweise zu einer weiteren Verschlechte- 
rung der Umweltbilanz der Landwirtschaft führen. Vor- 
aussiehtlieh werden sogar Entlastungseffekte wie die 
Verminderung des sektoralen Stickstoffiiberschusses ein- 
treten. ln Ungunstregionen ist aber mit Flächenaufgaben 
in größerem Maßstab zu rechnen, sodass in der Konse- 
quenz eine Fläehenpflege in Räumen, in denen dies un- 
ter Naturschutz- oder Erholungsgesiehtspunkten er- 
wünscht ist, erfolgen müsste, ln anderen Räumen kann 
eine Nutzungsaufgabe unter Umweltgesichtspunkten 
freilich durchaus erwünscht sein. 

290. Weitere Möglichkeiten eines Politikwandels in der 
Agrarpolitik ergäben sich im Rahmen einer gezielten um- 
weltpolitischen Gestaltung beziehungsweise Flankierung 
der zu erwartenden Liberalisierung durch eine an Um- 
weltzielen ausgerichtete Umschichtung der bisherigen 
Subventionen. Während derzeit nur wenige Prozent- 
punkte der Agrarsubventionen für Agrarumweltmaßnah- 
men aufgewendet werden (SRU, 2002a, Tz. 218), könn- 
ten die durch den Abbau der ersten Säule in erheblichem 
Ausmaß freigesetzten Mittel zur Honorierung ökologi- 
scher Dienstleistungen eingesetzt werden und bei entspre- 
chender Dimensionierung ein neues Standbein für land- 
wirtschaftliche Betriebe bieten. Weitere Vorteile des 
Modells liegen in seiner hohen Transparenz und dem ziel- 
gerichteten, bedarfsorientierten Mitteleinsatz. Die Reali- 
sierung dieser Chancen hängt jedoch wesentlich von der 
Erfüllung eflicher Voraussetzungen ab. So müssten die 
Green-Box-Bedingungen der WTO auf unmissverständli- 
che Weise so formuliert sein, dass eine Honorierung öko- 
logischer Dienstleistungen auch dann zulässig ist, wenn 
unvermeidliche Marktwirkungen damit verbunden sind. 
Deutschland sollte sich dafür engagieren, dies zu einer 
Kemposition der EU bei den WTO-Verhandlungen zu 
machen. Damit zusammenhängend müsste frühzeitig ein 
klar definiertes Zielprogramm vorgelegt werden, das auch 
zur Abschätzung des hierzu notwendigen Mittelumfanges 
dienen kann. Außerdem sollten die erforderlichen Mittel 
auch auf den für die Zahlungen jeweils zusfändigen poli- 
tischen Ebenen zur Verfügung stehen. Weiterhin müsste 
der Strukturwandel der Landwirtschaft auch sozial abge- 
federt werden. Dieses konditionierte Liberalisierungs- 
modell wird vom Umweltrat favorisiert. Angesichts des 
immensen Veränderungspotenzials und der vielen Unge- 
wissheiten, die sich anhand von Extremszenarien einer 
radikalen und unflankierten Liberalisierung ermessen las- 
sen, warnt der Umweltrat jedoch mit Nachdruck vor einer 
„reinen“, das heißt unkonditionierten Liberalisierung. 

4.2 Umweltschonender Einsatz von 

Düngemitteln in der Landwirtschaft 

4.2.1 Einleitung 

291. Die landwirtschaftliche Düngung ist seit langem 
Ursache schwerwiegender Umweltbeeinträchtigungen. 
Dazu tragen neben hohen Bilanzüberschüssen beim Ein- 


satz von Wirtschafts- und Mineraldünger auch die Ver- 
wertung von Klärschlamm und Bioabfällen auf landwirt- 
schaftlichen Flächen bei. Die Eutrophierung terrestrischer 
und aquatischer Ökosysteme durch überschüssige Men- 
gen an Stickstoff und Phosphor sowie Boden- und Ge- 
wässerbelastungen durch Schwermetalle und Tierarznei- 
mittel aus Wirtschaftsdünger sind bis heute vielfach 
Gegenstand der öffentlichen Diskussion und Besorgnis 
und stellen nach wie vor ein vorrangig zu lösendes Um- 
weltproblem dar. 

Die Bundesregierung wurde im Jahr 2002 vom EuGH 
(Rs. C- 16 1/00) wegen unzureichender Umsetzung der 
Richtlinie zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung 
durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (91/676/ 
EWG, Nitratrichtlinie) verurteilt. Sie hat darauf im 
Jahre 2003 reagiert und die Düngeverordnung (Dünge V) 
in Bezug auf die Anrechnung von Ausbringungsverlusten 
bei der Ermittlung der auszubringenden Wirtschaftsdün- 
germenge geändert. Weitere Veränderungen der Dünge- 
verordnung und Düngemittelanwendungsverordnung sind 
in Kürze geplant. Der Umweltrat nimmt dies zum Anlass, 
die wichtigsten aktuellen Entwicklungen der Umweltbe- 
lastung durch die landwirtschaftliche Düngung kurz zu- 
sammenzufassen und Empfehlungen zu einer integrierten 
Fortentwicklung der Düngemittelpolitik zu unterbreiten. 

4.2.2 Umweltbelastung durch Düngemittel 
und ihre Ursachen 

292. Düngemittel dienen der Erhaltung der Boden- 
ftuchtbarkeit (vgl. Legaldefinition in § 1 Nr. 1 DMG). 
Neben Handelsdünger (überwiegend mineralische Dün- 
ger) werden organische Dünger wie Wirtschaftsdünger 
(Stallmist, Gülle, Jauche), Stroh und ähnliche Nebener- 
zeugnisse aus der landwirtschaftlichen Produktion (SRU, 
1985, Tz. 408; vgl. auch § 1 Abs. 2 DMG) sowie Sekun- 
därrohsfoffe (Biokomposf, Gärrückstände, Klärschlamm, 
Stoffe aus Siedlungsabfällen und vergleichbare Stoffe aus 
anderen Quellen) als Düngemittel verwendet. 

293. Der Absatz von Handelsdünger in Deutschland ist 
mit Ausnahme von Kalk in den vergangenen Jahren weit 
gehend konstant geblieben (Abb. 4-4). Da jedoch parallel 
die landwirtschaftliche Nutzfläche stetig abnahm (Statis- 
tisches Bundesamt, 2003) bedeutet dies, dass der Einsatz 
von mineralischem Dünger pro Flächeneinheit gesteigert 
wurde. 

Handelsdünger kann gezielt und in Anpassung an den je- 
weiligen Bedarf des Pflanzenbestandes eingesetzt wer- 
den. Bilanzüberschüsse sind hier dementsprechend nied- 
rig. Allerdings sind Verluste nicht vollständig zu 
vermeiden. Anders stellt sich die Situation bei Wirt- 
schaftsdünger dar, der weniger gezielt eingesetzt wird 
und in Regionen mit hohen Viehbesatzdichten häufig auf 
den landwirtschaftlichen Nutzflächen „entsorgt“ wird. 
Hohe Konzentrationen der Tierbestände finden sich in 
Nordwestdeutschland sowie in Teilen Baden- Württem- 
bergs und Bayerns (s. Abb. 4-5 und BACH et al., 1998). 
Problematisch im Zusammenhang mit der Verwendung 
von Wirtschaftsdünger sind insbesondere die teilweise 
sehr hohen Bilanzüberschüsse beim Stickstoff 
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Abbildung 4-4 


Entwicklung des Inlandabsatzes von mineralischem Dünger 
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Quelle: UBA, 2003a 


Abbildung 4-5 

Viehbesatzdichte in Großvieheinheiten (GV) pro Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche (LF) 

im Jahr 1999 
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4.2.2.1 Stickstoff 

294. Stickstoff(N)-Überschüsse aus der Landwirtschaft 
entweichen teilweise gasförmig als Ammoniak, moleku- 
larer Stickstoff oder Lachgas. Teilweise werden sie als 
Nitrat und in kleinen Mengen auch als Ammonium mit 
dem Sickerwasser ausgetragen. Alle Formen bewirken 
Probleme für die Umwelt (Kap. 5, Abschn. 6.2.6, 
Kap. 9.2; SRU, 2004b; vgl. auch SRU, 1985, Tz. 899 ff). 
Die Treibhausgasemissionen aus der Landwirtschaft tra- 
gen mit einem relativen Anteil von etwa 7 % zu den ge- 
samten Treibhausgasemissionen Deutschlands bei und 
bestehen zu etwa gleichen Teilen aus Lachgas (NjO) und 
Methan (CH4). Methanemissionen stammen aus den Ver- 
dauungsorganen von Wiederkäuern und werden unter an- 
derem bei der Lagerung von Wirtschaftsdüngem emittiert. 
Die von der Landwirtschaft verursachten Lachgas- 
emissionen resultieren aus mikrobiellen Umsetzungspro- 
zessen in landwirtschaftlichen Böden und im gelagerten 
Wirtschaftsdünger und sind verantwortlich für 66 % der 
gesamten Lachgasemissionen in Deutschland. Das 
Düngungsniveau bestimmt entscheidend die Stickstof- 
fumsetzung im Boden und steht daher in direktem Zu- 
sammenhang mit der Lachgasemission. Im Falle der Am- 
moniakemissionen sind in der Bundesrepublik über 90 % 
auf landwirtschaftliche Verursacher zurückzuführen. Der 
allergrößte Anteil resultiert aus der Tierhaltung, der Wirt- 
schaftsdüngerlagerung und -ausbringung und nur ein rela- 
tiv kleiner Anteil stammt aus der mineralischen Düngung 
(DÖHLER et al., 2002). Ammoniak trägt in erheblichem 
Umfang zu Stickstoffeinträgen aus der Luft in nicht land- 
wirtschaftlich genutzte empfindliche terrestrische und 
aquatische Ökosysteme wie Wälder und Moore bei. An- 
fang der 1990er-Jahre sanken die Ammoniakemissionen 
aus der Tierhaltung vor allem aufgrund der Reduzierung 
des Tierbestandes in den neuen Bundesländern von 
613 000 Mg im Jahr 1990 auf 469 500 Mg im Jahr 1995 
und blieben seitdem weit gehend konstant 


(DÖHLER et al., 2002, S. 101). Die Richtlinie 2001/81/EG 
des EU-Parlamentes und des Rates vom 23. Oktober 2001 
über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte 
Luftschadstoffe („NEC-Richtlinie“ - National Emission 
Ceilings) legt Emissionshöchstgrenzen unter anderem für 
Ammoniak fest. Für die Landwirtschaft, die für über 
90 % der deutschen Emissionen verantwortlich ist, stellt 
die Vorgabe der NEC-Richtlinie, die Ammoniakemis- 
sionen auf 550 000 Mg/a bis zum Zieljahr 2010 zu be- 
grenzen, eine große Herausforderung dar. Um dieses 
Minderungsziel zu erreichen, müssen die Ammoniak- 
emissionen aus der Tierhaltung - unter Berücksichtigung 
der Ammoniakemissionen durch die Verwendung minera- 
lischer Düngemittel in Höhe von 103 000 Mg/a - von 
469 000 Mg/a auf circa 400 000 Mg/a vennindert werden 
(DÖHLER et al., 2002, S. 144). 

295. Neben den gasförmigen Emissionen haben die 
Stickstoffausträge mit dem Sieker- und Oberflächenwas- 
ser eine besonders gravierende Wirkung auf benachbarte 
Flächen (vgl. hinsichtlich Flora und Fauna BfN, 2002, 
S. 72; SRU, 2002a, Tz. 6) sowie auf Grund- und Oberflä- 
chengewässer. 67 % der Stickstoffbelastungen der Ober- 
flächengewässer stammten Mitte der 1990er-Jahre aus 
dieser Quelle (BEHRENDT et al., 2000, S. 2). ln Ober- 
flächengewässem wurde die Güteklasse 11 der chemi- 
schen Güteklassifikation (LAWA, 1998) im Jahr 2000 für 
Ammonium nur an 54 % von 1 52 LAWA-Messstellen, für 
Gesamtphosphor nur an 24 % von 151 LAWA-Messstel- 
len, für Nitrat nur an 13 % von 149 LAWA-Messstellen 
und für Gesamtstickstoff nur an 13 % von 138 LAWA- 
Messstellen erreicht (UBA, 2003a). Die Stickstoffüber- 
schüsse der sektoralen Hoftorbilanz der deutschen Land- 
wirtschaft betragen seit Beginn der 1990er- Jahre immer 
über lOOkgN/ha und Jahr (vgl. Abb. 4-6). ln Hoftor- 
bilanzen werden Nährstoffim- und -export, insbesondere 
durch Zu- und Verkauf, bezogen auf den Gesamtbetrieb, 
bilanziert. 


Abbildung 4-6 


Stickstoffüberschüsse der Landwirtschaft in den Jahren 1991 bis 2000 und das Ziel 
der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung für das Jahr 2010 
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Diese Belastungen sind vor allem auf den Einsatz organi- 
schen Düngers zurückzuführen. Ein Vergleich von vieh- 
starken Veredlungsbetrieben mit viehschwachen Markt- 
fruchtbetrieben zeigt, dass in Veredlungsbetrieben ein 
extremer Stickstoffüberschuss verursacht wird, soweit es 
nicht zu Gülleexporten in andere Betriebe kommt 
(GAYetal., 2003, Abb. 5.1.9). Eine Stickstoffbilanzierung 
von Beispielbetrieben verdeutlicht, dass Betriebe mit hoher 
Viehbesatzdichte den organischen Dünger äußerst ineffek- 
tiv nutzen, sofern sie nur hofeigene Flächen für die Ausbrin- 
gung nutzen. Dies gilt nicht nur für Veredelungsbetriebe, 
sondern kann auch für Futterbaubetriebe zutreffen, wie eine 
Untersuchung aus Niedersachsen zeigt. Beispielbetriebe 
mit hoher Viehbesatzdichte (1,9 Großvieheinheiten pro 
Flektar) zeigten im Falle konventioneller Betriebe einen 
Stickstoffbilanzüberschuss von 146 kg N/ha und Jahr, in 
ökologisch wirtschaftenden Beispielbetrieben mit niedrige- 
rem Viehbesatz fiel hingegen nur ein jährlicher Überschuss 
von 56 kg N/ha an (SCHERINGER, 2002). Interessant an 


diesem Vergleich ist, dass die Stickstoffüberschüsse sowohl 
pro Hektar als auch pro Kilogramm produzierter Milch in 
ökologischen Betrieben deutlich niedriger liegen. Auch 
konventionelle Betriebe mit geringerer Besatzdichte von 
circa 1,5 GV/ha weisen deutlich geringere Stickstoffüber- 
schüsse pro Hektar und pro Kilogramm Milch auf 
Tabelle 4-7 zeigt diesen Zusammenhang. 

296 . Die Stickstoffauswaschung variiert pro Hektar und 
Jahr bei Viehzahlen unter zwei Großvieheinheiten zwi- 
schen 40 und 80 kg N und steigt ohne Berücksichtigung 
von Gülleexporten bei zwei bis drei Großvieheinheiten 
im Mittel auf 80 kg N und bei über drei Großvieheinhei- 
ten auf 150 kg N an. Diese Berechnungen beruhen auf der 
Annahme, dass durch Lagerung und bei der Ausbringung 
gasförmige Ammoniakverluste in Höhe von 5 % bei Mi- 
neraldünger und 25 % bei organischem Dünger auftreten 
und dass 30 % des verbleibenden Stickstoffuberschusses 
im Boden denitrifizieren (GAY et al., 2003, S. 148). 


Tabelle 4-7 

Stickstoffbilanzüberschüsse bei konventionell wirtschaftenden Betrieben mit hohem und niedrigem Viehbesatz 

sowie bei ökologisch wirtschaftenden Betrieben 



Konventionell wirtsehaf- 
tende Betriebe mit 
hohem Viehbesatz 

Konventionell wirtschaf- 
tende Betriebe mit 
niedrigem Viehbesatz 

Ökologisch wirtschaf- 
tende Betriebe 

Anzahl Betriebe 

39 

10 

7 

GV/ha 

1,9 

1,5 

1,2 

Hoftorbilanz: N-Saldo/ha 

146 

77 

56 

N-Saldo/kg Milch 

24 

18 

16 


Quelle: GAY et al., 2003, verändert 


Abbildung 4-7 

Jährliche Stickstoffbilanz nach Viehbesatzdichte in Beispielbetrieben aus Nordrhein- Westfalen und Bayern 
für die zwei Wirtschaftsjahre 1999/2000 und 2000/2001 (Werte in kg N/ha) 
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297. Eine Begrenzung der Viehbesatzdichte und restrik- 
tivere Ausbringungsobergrenzen für Wirtschaftsdünger 
können zur Vermeidung von sehr hohen, regionalen 
Stickstoffbelastungen beitragen, ln Betrieben mit einem 
geringen Tierbesatz wird im Vergleich zu Viehhaltungs- 
betrieben mit mittleren Tierbesatzdichten offenbar nicht 
grundsätzlich eine bessere Stickstoffausnutzung erreicht. 
Neben der Begrenzung von Belastungsspitzen beim Vieh- 
besatz, ist daher eine allgemeine Verbesserung der Stick- 
stoffeffizienz unabhängig von der Viehbesatzdichte ein 
weiteres, wichtiges Ziel. 

4.2.2.2 Phosphat 

298. Die diffusen, vorwiegend durch die Landwirtschaft 
beeinflussten Phosphoreinträge in die Fließgewässer 
Deutschlands über das Grundwasser, Dränagen, Erosion 
und Abschwemmung haben sich vom Zeitraum 1983 bis 
1987 bis zum Zeitraum 1993 bis 1997 unter der Annahme 
gleicher Abflussbedingungen in allen Flussgebieten um 
0,3 bis 6 % der gesamten Phosphoreinträge erhöht. Im 
Zeitraum 1993 bis 1997 machten sie cirka 66 % der ge- 
samten Phosphoreinträge aus (BEHRENDT et al., 1999, 
S. 221 f.). Hauptquelle für die Phosphoreinträge in Ober- 
flächengewässer ist die Bodenerosion durch Wasser. 
Landwirtschaftliche Böden in Deutschland weisen auf- 
grund der starken Phosphatdüngung in den vergangenen 
Jahren besonders hohe Phosphatgehalte auf, die durch re- 
gelmäßige, über den eigentlichen Emteentzug hinausge- 
hende Phosphatgaben immer noch ansteigen 
(BEHRENDT et al., 1999, S. 221). Hinzu kommt, dass 
Ackerflächen in vielen Regionen der Bundesrepublik in 
den vergangenen Jahrzehnten stark auf Kosten des Grün- 
landes zugenommen haben, denn der Ackerfutterbau ist 
aufgrund der Intensivierung dem Grünland ökonomisch 
oft überlegen. So verringerte sich zwischen 1983 und 
1999 die Grünlandfläche in manchen Regionen Nord- 
deutschlands und Bayerns um mehr als 20 % (GAY et al., 
2003, S. 56), wovon auch erosionsgefahrdete Lagen be- 
troffen waren. Da die anderen, vorwiegend durch die 
Landwirtschaft beeinflussten diffusen Phosphoreinträge 
sich nicht verändert haben, ist die Reduzierung der ge- 
samten diffusen Phosphoreinträge fast ausschließlich auf 
die verminderten Einträge aus dem Siedlungsbereich, 
verursacht durch den Ausbau des Kläranlagennetzes, zu- 
rückzuführen. Besonders hohe diffüse Phosphoreinträge 
findet man ferner in Flussgebieten, in denen Hochmoor- 
böden intensiv landwirtschaftlich genutzt werden (z. B. 
bei Aller, Weser und Ems) (Stand: 1995; 
BEHRENDT et al., 1999, S. 224). 

299. Auf europäischer Ebene wird Phosphat aus land- 
wirtschaftlichen Quellen in den rechtlichen Regelungsan- 
sätzen nicht berücksichtigt. Auf nationaler Ebene gibt es 
kaum Regelungsansätze für die Landwirtschaft. So be- 
steht lediglich in der bestehenden Düngeverordnung für 
die Ausbringung von Wirtschaftsdünger auf mit Phosphat 
hoch versorgten Böden eine nicht sehr weit gehende Be- 
grenzung der Phosphatdüngung (Tz. 317). Zudem entste- 
hen Gewässerbelastungen mit Phosphat bei der landwirt- 
schaftlichen Nutzung vor allem durch Erosion und 
Phosphatdüngung auf sorptionsschwachen Moorböden, 


weshalb eine allgemeine Begrenzung der Phosphatdün- 
gung allein nicht zielführend ist. Eine Vernachlässigung 
der Phosphatdüngung bei der rechtlichen Regelung der 
Düngepraxis erscheint dennoch angesichts der Belas- 
tungssituation keineswegs angebracht. So hat der Um- 
weltrat bereits 1996 flächenbezogene Obergrenzen für 
Phosphat gefordert (SRU, 1996a, Tz. 195). 

4.2.2.3 Schwermetalle und Tierarzneimittel 

300. Schadstoffe wie Schwermetalle und Tierarzneimit- 
tel gelangen über die landwirtschaftliche Düngung in die 
Böden und können über die Nahrungskette den menschli- 
chen und tierischen Organismus erreichen sowie die Ge- 
wässerqualität beeinträchtigen. 

Eine hohe Bedeutung für den Schadstoffeintrag besitzen 
nicht nur die als landwirtschaftliche Düngemittel genutz- 
ten Sekundärrohstoffdünger (s. dazu Abschn. 9.2.2, 
Abschn. 8.2.5, Abschn. 8.2.6), sondern auch mineralische 
Düngemittel und Wirtschaftsdünger. Besonders proble- 
matisch ist der hohe Eintrag von Kupfer und Zink sowie 
von Tierarzneimitteln durch Schweinegülle (vgl. z. B. 
VDLUFA, 2003, S. 5). 

Schwermetalle 

301 . Der Umweltrat hat sich bereits im letzten Umwelt- 
gutachten intensiv mit der Schwermetallproblematik in 
Böden befasst und verweist im Grundsatz auf die vorge- 
legten Empfehlungen (vgl. SRU, 2002b, Tz. 901, 911 ff.), 
ln der Zwischenzeit wurden erste Schritte zur Verbesse- 
rung der rechtlichen Situation eingeleitet, deren Ergebnis 
allerdings noch aussteht. Im Abschnitt 9.2.2 zum Boden- 
schutz wird der aktuelle Stand der Diskussion zur Einfüh- 
rung einheitlicher Schwermetallgrenzwerte für alle auf 
die Böden aufgebrachten Stoffe dargestellt und bewertet. 
Die in der Landwirtschaft anfallenden Stoffe, die als Dün- 
gemittel auf die Böden aufgebracht werden, sind teil- 
weise stark mit Schwermetallen belastet. Dies wird auch 
durch neuere Untersuchungen bezüglich der Bedeutung 
des landwirtschaftlichen Wirtschaftsdüngers für den Ein- 
trag von Zink und Kupfer sowie des Mineraldüngers für 
den Cadmiumeintrag bestätigt (FUCHS et al., 2002, 
S. 45). So sind beispielsweise phosphathaltige Mineral- 
dünger für circa 70 % der Cadmiumeinträge auf landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen verantwortlich (BMVEL, 
2000). Zudem hat sich für alle Schwermetalle der Beitrag 
der Erosion an den gesamten Schwermetallemissionen 
zwischen den Jahren 1985 und 2000 erhöht. Besonders 
signifikant war die Zunahme der Emissionsanteile durch 
Erosion bei Cadmium (plus 6 %), Kupfer und Zink (plus 
5 %) sowie Quecksilber (plus 4 %) (FUCHS et al., 2002, 
S. 117). 

Tierarzneimittel 

302. Von den in der Tiermedizin und als Futterzusatz- 
stoffe eingesetzten Antibiotika, die mit 5 093 Mg im 
Jahr 1997 circa die Hälfte aller in Europa verbrauchten 
Antibiotika ausmachten, nimmt die Gruppe der Tetrazyk- 
line mit 66 % der therapeutisch verabreichten Medika- 
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mente den größten Anteil ein (FEDESA, 1998, zit. in 
WINCKLER und GRAFE, 2000, S. 23). Bisher fehlt eine 
bundesweite detaillierte Auflistung der einzelnen Wirk- 
stoffe und ihrer Verwendungsmengen (UBA, 2003b, 
S. 34). Nach einer Auswertung von circa 30 000 tierärzt- 
lichen Herstellungsaufträgen für Fütterungsarzneimittel 
im Weser-Ems-Gebiet (für 1993/94) wurden, bezogen auf 
die Gesamtwirkstoffmenge, 38,5 % für Schweine, 61 % 
für Geflügel und 0,5 % für die restlichen Tierarten ver- 
schrieben (RASSOW und SCHÄFER, 1996, zit. in 
WINCKLER und GRAFE, 2000, S. 27 f ). Dabei wurden 
in der Schweinehaltung die Medikamente je zur Hälfte 
prophylaktisch und therapeutisch eingesetzt, während in 
der Geflügelhaltung 80 % der Wirkstoffe prophylaktisch 
verabreicht wurden. Bei diesen Angaben muss jedoch be- 
rücksichtigt werden, dass bei der zitierten Studie nur ein 
Ausschnitt des gesamten Tierarzneimitteleinsatzes erfasst 
wurde, da die direkte Abgabe von Arzneimitteln durch 
den Tierarzt, die nach Umfragen mehr als die Hälfte der 
eingesetzten Mittel ausmacht, nicht berücksichtigt wer- 
den konnte (WINCKLER und GRAFE, 2000, S. 110). 
Die an die Tiere verabreichten Medikamente werden zu 
80 % unverändert über den Kot wieder ausgeschieden 
und gelangen dann über den Wirtschaftsdünger in den 
Boden und die Gewässer (WINCKLER und GRAFE, 
2000, S. 112). 

303. ln einem Untersuchungsprogramm der Bundeslän- 
der wurde das Vorkommen einiger Arzneimittel unter an- 
derem in Böden untersucht. Dabei wurden in mit Schwei- 
negülle gedüngten Böden beispielsweise Tetrazykline 
und Chlortetrazykline in Konzentrationen nachgewiesen, 
die nach Arzneimittelrecht ökotoxikologische Untersu- 
chungen erfordern würden, wenn diese Wirkstoffe einer 
Neuzulassung unterliegen würden (BLAC, 2003). Insge- 
samt ist das Abbauverhalten der Tierarzneimittel im Wirt- 
schaftsdünger, ihre Persistenz in den Böden nach der 
Düngung sowie die ökotoxikologische Wirkung von Tier- 
arzneimitteln in den Böden noch wenig untersucht. Als 
schädliche Auswirkungen befürchtet man neben Rück- 
ständen der Stoffe in Fleisch, Milch und Eiern vor allem 
die Ausbildung von Antibiotikaresistenzen in potenziell 
krankheitserregenden Mikroorganismen. Hierdurch wür- 
den bei einer Infektion des Menschen bestimmte Antibio- 
tika ihre Wirksamkeit verlieren. Ferner könnte sich die 
Ausbildung von Resistenzen nachteilig auf die Ökologie 
der Bodenorganismen auswirken (WBB, 2000, S. 24). 
Hierzu liegen erst vereinzelte Untersuchungen für ausge- 
wählte Tierarzneimittel vor. So haben WINCKLER et al. 
(2003) für die weit verbreitet angewandten Antibiotika 
Tetrazykline und Sulfonamide die Mobilität in verschie- 
denen Böden und ihre Auswirkungen auf die mikrobielle 
Aktivität im Boden untersucht und dabei ein hohes Akku- 
mulationspotenzial, jedoch eine geringe Wirkung der Te- 
trazykline im Boden festgestellt. 

304. Auf Grundlage des Arzneimittelgesetzes können 
bei erwiesenen Umweltrisiken durch den Gebrauch von 
Arzneimitteln Auflagen zum Schutz der Umwelt in die 
Zulassung von Arzneimitteln aufgenommen werden. 
Seit dem Jahr 1996 gibt es dazu einen europäischen Leit- 


faden zur Umweltbewertung von Tierarzneimitteln 
(UBA, 2003b, S. 35). Auf dieser Grundlage bewertet das 
Umweltbundesamt seit 1998 neue Tierarzneimittel auf 
ihre Umweltauswirkungen häufig mit der Folge, dass Zu- 
lassungsauflagen auferlegt werden, wie zum Beispiel Zu- 
gangsbeschränkungen für Weidetiere zu Oberflächenge- 
wässem. Die oben erwähnten Arzneimittelgruppen der 
Tetrazykline und Sulfonamide gehören jedoch zu den so 
genannten Altpräparaten, die nach dem geltenden Arznei- 
mittelrecht keiner Umweltprüfung unterliegen (UBA, 
2003b, S. 32). 

4.2.3 Maßnahmen zum umweltverträglichen 
Einsatz von Düngemitteln in der 
Landwirtschaft 

305. In Wissenschaft und Politik werden verschiedene 
Maßnahmen diskutiert, um die Umweltbelastungen durch 
die landwirtschaftliche Düngung zu vermindern (vgl. u. a. 
BARUNKE, 2002; SCHLEEF, 1999). Hauptansatzpunkt 
ist dabei derzeit die gute fachliche Praxis der Düngung 
(Abschn. 4.2.3. 1). Daneben könnte eine Stickstoffabgabe 
oder Stickstoffüberschussabgabe der Tendenz zum über- 
höhten Einsatz von stickstoffhaltigen Handelsdüngern 
entgegenwirken und gleichzeitig die Verwendung von 
Wirtschaftsdüngem tierischer Herkunft betriebswirt- 
schaftlich rentabler machen (Abschn. 4. 2. 3. 2). Ein dritter 
wichtiger Ansatzpunkt zur Gestaltung eines umweltver- 
träglichen Einsatzes von Düngemitteln in der Landwirt- 
schaft sind rechtliche Vorgaben zur Qualität der Dünge- 
mittel, auch hinsichtlich der Gehalte an Schwermetallen 
und Tierarzneimitteln (Abschn. 4. 2. 3. 3). Darüber hinaus 
stellt auch die Verminderung von Erosion einen wichtigen 
Beitrag zur Vermeidung von Einträgen von Phosphat und 
Schwermetallen in Oberflächengewässer dar. 

4.2.3. 1 Gute fachliche Praxis des 
Düngemitteleinsatzes 

4.2.3.1.1 Überblick 

306. Das wichtigste Instrument, um einen effektiven 
Umgang mit Düngemitteln zu erreichen, sind derzeit die 
Regelungen zur guten fachlichen Praxis der Landwirt- 
schaft, wie sie für den Bereich der Düngung in der dem 
Düngemittelgesetz nachgeordneten „Verordnung über die 
Grundsätze der guten fachlichen Praxis beim Düngen“ 
(Düngeverordnung - DüngeV) niedergelegt sind. Als 
gute fachliche Praxis bezeichnet die Düngeverordnung ei- 
nen pflanzenbedarfs- und standortgerechten Einsatz von 
Düngemitteln und die Vermeidung von Nährstoffverlus- 
ten, sodass Nährstoffeinträge in Gewässer und andere 
Ökosysteme verringert werden. Zwar wird dies durch die 
in Tabelle 4-8 aufgelisteten Anforderungen an die gute 
fachliche Praxis der Düngemittelausbringung konkreti- 
siert, doch sind die Auflagen in essenziellen Punkten 
nicht weit reichend oder konkret genug, um den Dünge- 
mitteleinsatz angemessen zu regeln. Zudem werden die 
schwachen Anforderungen nur unzureichend in der Pra- 
xis umgesetzt (vgl. z. B. BARUNKE, 2002, S. 95 ff). 
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Tabelle 4-8 


Wichtigste Vorschriften der Düngeverordnung zur guten fachlichen Praxis 
bei der Ausbringung von Düngemitteln 


DüngeV 

Vorschriften 

§ 2 Abs. 1 

N-haltige Düngemittel sind so auszubringen, dass die Nährstoffe während der Zeit des Wachstums 
in einer am Bedarf orientierten Menge verfügbar werden. Bei der sehlagbezogenen Nährsfoffbe- 
darfsermiftlung dürfen bei Wirtschaftsdüngem tierischer Herkunft Ausbringungsverluste von 
maximal 20 % Gesamt-N angerechnet werden. 

§ 2 Abs. 2 

Geräte zur Ausbringung von Dünger müssen den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent- 
sprechen und eine saehgerechte Mengenbestimmung und Verteilung sowie verlustarme Ausbrin- 
gung gewährleisten. 

§ 2 Abs. 3 

Ein direkter Eintrag von Düngemitteln in Oberfläehengewässer oder andere angrenzende Fläehen 
und ein Abschwemmen in diese Bereiche ist zu vermeiden. Auf überschwemmungsgefährdeten 
Flächen dürfen Düngemittel erst nach den zu erwartenden Übersehwemmungszeiten ausgebracht 
werden. 

§ 2 Abs. 4 

N-haltige Düngemittel dürfen nur auf aufnahmefähigen Boden ausgebracht werden. Der Boden ist 
auf keinen Fall aufnahmefähig, wenn er wassergesättigt, tief gefroren oder stark sehneebedeckt ist. 

§ 3 Abs. 2 

Beim Ausbringen von Gülle, Jauche, Geflügelkot oder N-haltigen flüssigen Sekundärrohstoffdün- 
gem isf Ammoniakverflüchtigung so weit wie möglich zu vermeiden. Auf unbestelltem Aekerland 
sind die genannten Düngemittel unverzüglich einzuarbeiten. 

§ 3 Abs. 4 

Gülle, Jauehe, Geflügelkot oder N-haltiger flüssiger Sekundärrohstoffdünger dürfen in der Zeit 
vom 15.11. bis 15.1. nur mit Ausnahmegenehmigung ausgebraeht werden. 

§ 3 Abs. 5 

Auf Moorboden ist bei der Düngerbemessung die erhöhte Gefahr der Nährstoffauswasehung zu 
berücksichtigen. 

§ 3 Abs. 6 

Auf sehr hoch mit Phosphat und Kali versorgten Böden darf Wirtschaffsdünger fieriseher Herkunft 
maximal bis zur Höhe des zu erwartenden Entzugs dieser Nährstoffe gedüngt werden, wenn sehäd- 
liche Auswirkungen auf Gewässer zu erwarten sind. 

§ 3 Abs. 7 

Mit Wirtschaftsdüngem tierischer Herkunft dürfen im Betriebsdurchschnitt pro ha und Jahr auf 
Grünland maximal 210 kg Gesamt-N und auf Ackerland maximal 170 kg Gesamt-N aufgebracht 
werden. Ausbringungsverluste dürfen hierbei nicht angerechnet werden. 

SRU/UG 2004/Tab. 4-8 


Die Konkretisierung der guten fachlichen Praxis der Dün- 
gung in der Düngeverordnung enthält nur wenige präzise 
Anforderungen und Sehwellenwerte, die umsetzbar und 
kontrollierbar sind. Für den Einsatz von Wirtsehaftsdün- 
ger tierischer Herkunft sind zwar nach Düngeverordnung 
Höchstmengen von 170 kg N/ha und Jahr auf Ackerland 
und 210 kg N/ha und Jahr auf Grünland vorgesehrieben. 
Diese Werte sind jedoch gemäß EG-Nitratrichtlinie 91/ 
676/EWG mit 210 kg N/ha und Jahr für Grünland zu hoch 
angesetzt und nur vorübergehend für vier Jahre zulässig 
(vgl. Anhang 111 der Riehtlinie 91/676/EWG; s. Kap. 5, 
SRU, 2004b, Tz. 355; KNICKEL et al, 2001, S. 89). Auf- 
grund des Betriebsbezuges können diese Grenzwerte au- 
ßerdem nicht verhindern, dass auf Einzelflächen deutlich 
höhere Mengen aufgebracht werden. Die Phosphat- und 
Kalidüngung ist auf mit diesen Nährstoffen sehr hoeh ver- 
sorgten Standorten bis zur Höhe des Entzugs dureh die 
Ackerpflanzen möglich (s. auch WBB, 2000, Tz. 68). Bis- 


her sind naeh der Düngeverordnung nur Nährstoffbilanzen 
auf Betriebsebene, jedoch keine schlagspezifischen Doku- 
mentationen mit Nährstoffbilanzen erforderlich. Solche 
schlagspezifischen Dokumentationen sollen jedoch zu- 
künftig entsprechend der Novelle des Bundesnatursehutz- 
gesetzes vom Jahr 2002 im landwirtsehaftlichen Faeh- 
recht geregelt werden (Kap. 3.4). Denn nur eine 
schlagspezifische Dokumentation ermöglicht eine Beo- 
bachtung der Einhaltung der guten fachliehen Praxis und 
eine Optimierung des Ressourceneinsatzes durch den 
Landwirt mittels Selbstkontrolle oder durch landwirt- 
schaftliche Berater (vgl. SRU, 2002a, Tz. 702). Das Her- 
anziehen der schlagspezifischen Dokumentationen zur 
ordnungsrechtlichen Kontrolle der Einhaltung der guten 
fachlichen Praxis sollte jedoch aus Sicht des Umweltrates 
nicht in Betracht gezogen werden, da eine Kontrolle der 
Sehlagaufzeiehnungen wenig vollzugsfreundlich ist und 
Beschönigungstendenzen Vorsehub leisten würde. 
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307. Eine Konkretisierung der guten faehlichen Praxis 
der Düngung ist aus den oben genannten Gründen drin- 
gend erforderlich. Wichtigster Ansatzpunkt ist hierbei die 
Begrenzung von Nährstoffüberschüssen. Grundlage einer 
Begrenzung sind Dokumentationen der Nährstoffverwen- 
dung im Rahmen der Düngung. Dabei sollte aus Sicht des 
Umweltrates ein besonderes Augenmerk auf die erforder- 
lichen schlagbezogenen und betriebsbezogenen Doku- 
mentationen mit ihren unterschiedlichen Einsatzberei- 
chen gelegt werden (Abschn. 4. 2. 3. 1.2). Zudem sollte die 
Einführung von Grenzwerten für zulässige Nährstoff- 
überschüsse angestrebt werden. Um wirkungsvolle An- 
reize zur Minimierung des Nährstoffeinsatzes zu setzen, 
sollte dabei differenziert werden zwischen (vgl. Abb. 4-6) 

- geringfügigen Überschüssen bis zu einer Freigrenze 
von 40 kg N/ha und Jahr, für die - nach einmaligem 
Nachweis bei Betrieben mit einem maximalen Wirt- 
schaftsdüngeraufkommen von 80 kg N/ha und Jahr 
und ohne Wirtschaftsdüngerim- und -export - keine 
Aufzeichnungspflichten bestehen (erneuter Nachweis 
bei betrieblichen Änderungen beziehungsweise alle 
fünf Jahre), und 

- umfangreicheren Überschüssen, für die befriebsbezo- 
gene und schlagbezogene Aufzeichnungen erstellt 
werden sollten und für die darüber hinaus eine Stick- 
stoffüberschussabgabe erhoben werden sollfe. 


Nur eine Verknüpfung von freiwilliger Berufung und öko- 
nomischen und ordnungsrechflichen Instrumenten im 
Rahmen der guten fachlichen Praxis kann nach Ansicht 
des Umweltrates dazu führen, dass sich die Landwirte 
überhaupt der Nährstoffsituation auf den landwirtschaftli- 
chen Nutzflächen bewusst werden und die Düngung auf 
ein durch die tolerablen Nährstoffausträge begrenztes 
Maß ausgerichtet wird. Dies wäre die Voraussetzung da- 
für, dass die Eutrophierung durch die landwirtschaftliche 
Düngung reduziert werden kann, wie dies aufgrund von 
internationalen und europäischen Verpflichtungen und 
nationalen Zielsetzungen angestrebt wird. Bei Einführung 
eines solchen komplexen Instrumentenmixes könnte zu- 
dem weit gehend von einzelnen ordnungsrechtlichen Vor- 
gaben, wie zum Beispiel der Festlegung der Lagerkapazi- 
täten für Wirtschaftsdünger, abgesehen werden. 

Das BMVEL arbeitet derzeit an einer Überarbeitung der 
Dünge Verordnung. Ziele der Überarbeitung sind die Ver- 
besserung der düngerechtlichen Vorgaben für den Be- 
reich der Nährstoffe insgesamt und die Umsetzung der 
Pflicht zur schlagbezogenen Dokumentation im land- 
wirtschaftlichen Fachrecht, wie sie im Bundesnatur- 
schutzgesetz vorgesehen ist. Im Folgenden wird auf die 
zur Diskussion stehenden Regelungselemente und auf 
die Eckpunkte des Vorschlages des Umweltrates im Ein- 
zelnen eingegangen. 


Abbildung 4-8 

Vorschlag zur Verknüpfung von Stickstoffüberschnssfreigrenze, Aufzeichnungspflichten und 
einer Stickstoffüberschussabgabe bei der landwirtschaftlichen Düngung 



Maßnahmen 

Umweltpolitische Zielsetzung 


mit Nährstoff- 
überschnss 

- Stickstoffüberschussabgabe 

- betriebsbezogene Aufzeichnungen 
(Hoftorbilanz) 

- schlagbezogene Aufzeichnungen als 
Grundlage der Optimierung der 
Bewirtschaftung (Beratung) 

Zielsetzung der Nachhaltig- 
keitsstrategie: 

Überschuss maximal 

80 kg N/ha und Jahr 

Düngnng 


Freigrenze für zulässige Nährstoffüberschüsse - 40 kg N/ha und Jahr 

bedarfsgerecht 

keine Aufzeichnungspflichten nach einmali- 
gem Nachweis der Einhaltung der Freigrenze 
bei Betrieben mit einem maximalen Wirt- 
schaftsdüngeraufkommen von jährlich 

80 kg N/ha und ohne Importe und Exporte 
von Gülle (erneuter Nachweis bei betrieb- 
lichen Änderungen beziehungsweise alle 
fünf Jahre) 


SRU/UG 2004/Abb. 4-8 
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4.2. 3.1. 2 Verpflichtung zu Nährstoffvergleichen 

308. Die derzeitige Düngeverordnung (§ 5 Abs. 1 
Dünge V) sieht Nährstoffbilanzen auf Betriebsebene für 
Betriebe ab einer Größe von 10 ha (Sonderkulturbetriebe 
ab einem Hektar) vor. Schlagkarteien sind dabei nicht er- 
forderlich. Die Betriebsbilanzen werden in der Mehrheit 
- auch der tierhaltenden Betriebe - als Flächenbilanzen 
erstellt. Flächenbilanzen werden für die unterschiedlichen 
landwirtschaftlichen Kulturen (z. B. Ackerkulturen, Wie- 
sen und Weiden) getrennt ermittelt und beziehen die im 
Betrieb erzeugten und verwendeten Wirtschaftsdünger 
ein. Dabei können insbesondere bei der Bilanzierung der 
Weiden erhebliche Ungenauigkeiten auftreten, da der 
Nährstoffentzug von der Fläche in Abhängigkeit von der 
Anzahl weidender Tiere und der Weidedauer nur schwer 
zu kalkulieren ist (GÄTH, 1997, S. 118). Zudem ist der 
Umfang des Stickstoffexportes von im Betrieb erzeugten 
und verwendeten Futtermitteln nicht über die Buchfüh- 
rung belegt. Dadurch können sich Schwierigkeiten bei 
der Erstellung der Flächenbilanzen ergeben. Hoftorbilan- 
zen, die den Nährstoffim- und -export durch Zu- und Ver- 
kauf, bezogen auf den Gesamtbetrieb, bilanzieren, sind 
demgegenüber leichter kontrollierbar. Daher sollte zu- 
künftig - auch mit Blick auf die Einführung einer Stick- 
stoffüberschussabgabe, der valide Angaben zugrunde ge- 
legt werden müssen - generell eine Hoftorbilanz als 
Grundlage für die Stickstoffbilanzermittlung herangezo- 
gen werden. Nur in Gebieten, in denen es aufgrund stand- 
ortspezifischer Empfindlichkeiten des Naturhaushaltes 
geboten ist, sollte eine auf Einzelflächen bezogene Flä- 
chenbilanz hinzukommen. Zur Minimierung des Doku- 
mentations- und Kontrollaufwandes für die Hoftorbilanz 
sollte ein bundesweit standardisierter Nährstoffvergleich 
mit standardisierten Annahmen zu Nährstoffgehalten in 
Futtermitteln und landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu- 
grunde gelegt werden. Standardisierungsvorschläge lie- 
gen mit der Muster- Verwaltungsvorschrift für den Voll- 
zug der Verordnung über die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis beim Düngen (Stand: 23. Juli 1996) be- 
reits vor. Bei den Nährstoffbilanzen sollte neben dem Zu- 
kauf von Betriebsmitteln und Vieh auch der atmosphäri- 
sche Stickstoffeintrag berücksichtigt werden. Er beträgt 
nach neuesten Erkenntnissen auf landwirtschaftlichen 
Flächen in Deutschland durchschnittlich immerhin 
26 kg N/ha und Jahr (vgl. GAUGER et al., 2002, S. 191). 
Zudem sollten Ausnahmen für die Anerkennung anderer 
als der pauschal vorgegebenen Werte nicht oder nur sehr 
restriktiv vorgesehen werden, um den Verwaltungsvoll- 
zug nicht unnötig zu erschweren. Stattdessen sollten 
eventuelle Schwankungsbreiten der Nährstoffgehalte in 
den einzelnen Betriebsmitteln und Verkaufsprodukten 
durch die vorgesehenen Freigrenzen für zulässige Nähr- 
stoffüberschüsse (Abb. 4-8) kompensiert werden. Erfah- 
rungen aus den Niederlanden (VERSCHUUR und van 
der SCHANS, persönliche Mitteilung) haben gezeigt, 
dass Betriebsbilanzen, wenn sie als Grundlage einer 
Stickstoffüberschussbesteuerung dienen, nur schwer kon- 
trollierbar sind. Durch falsche Angaben zur Art der Nähr- 
stoffimporte in den Betrieb, etwa in Form von Futtermit- 
teln, sowie der Exporte, insbesondere in Form von Gülle, 


sowie den jeweiligen Nährstoffgehalten können die Bi- 
lanzen verfälscht werden, was jedoch nur schwer aufzu- 
decken ist. Vor diesem Hintergrund sollte eine Hoftorbi- 
lanzierung so einfach wie möglich sein und es sollten 
möglichst nur vorgegebene Pauschalwerte für Nährstoff- 
gehalte zugrunde gelegt werden. 

309. Bedauerlicherweise müssen nach der geltenden 
Düngeverordnung nicht alle Betriebe mit hohen Nährstoff- 
überschüssen eine Betriebsbilanz erstellen. So werden 
durch die Ausnahmen aufgrund der Flächengrößen circa 
47 % der Betriebe und mindestens 5 % der landwirt- 
schaftlichen Fläche von der Pflicht zur Erstellung eines 
Nährstoffvergleiches ausgenommen (BARUNKE, 2002, 
S. 87). Problematisch ist dies insbesondere im Falle in- 
tensiv wirtschaftender Sonderkulturbetriebe (Weinbau, 
Obst- und Gemüsebau) und flächenarmer Veredelungsbe- 
triebe. 

Sachgerechter wäre es, die Kontrollpflicht an die bei ei- 
nem Betrieb auftretenden Nährstoffüberschüsse statt an 
die Betriebsfläche zu binden (Abb. 4-8). Indem Betriebe 
mit geringem Überschussrisiko ausgenommen würden, 
könnte gleichzeitig dem Anspruch nach einem möglichst 
geringen Verwaltungs- und Kontrollaufwand Rechnung 
getragen werden. Betriebe mit einem geringen Nährstoff- 
Überschuss von 40 kg N/ha und Jahr und einem geringen 
Viehbesatz, der maximal 80 kg N/ha und Jahr erzeugt 
(vgl. § 5 Abs. 2 Nr. la Dünge V), sollten nach Ansicht des 
Umweltrates - nach einem einmaligen Nachweis der Ein- 
haltung der Freigrenze - zur Minimierung des Dokumen- 
tations- und Kontrollaufwandes von den Dokumentati- 
onspflichten entbunden sein. Betriebe dieser Gruppe, die 
jedoch Wirtschaftsdünger wie Gülle in den Betrieb im- 
portieren und exportieren, sollten dabei weiterhin zu Be- 
triebsbilanzen verpflichtet sein, da - wie Erfahrungen aus 
den Niederlanden zeigen (VERSCHUUR und van der 
SCHANS, persönliche Mitteilung) - insbesondere der 
Handel mit Gülle schwer zu kontrollieren und daher an- 
fällig für Manipulationen ist. Deshalb empfiehlt der Um- 
weltrat, den Verbleib von Gülle immer zu dokumentieren 
und damit jederzeit nachvollziehbar zu machen. Zudem 
sollten die Betriebe ohne regelmäßige Aufzeichnungs- 
pflichten bei betrieblichen Änderungen beziehungsweise 
alle fünf Jahre erneut nachweisen, dass sie die Freigrenze 
einhalten. 

310. Die bisherige Regelung zu den Dokumentations- 
pflichten auf Betriebsebene soll aufgrund der gesetzlich 
verankerten Pflicht zur Aufzeichnung in § 5 Abs. 4 des 
Bundesnaturschutzgesetzes durch eine schlagweise Bi- 
lanzierung ergänzt werden. Denn erst auf Grundlage einer 
solchen Kartei kann der Einsatz der Betriebsmittel unter 
Berücksichtigung von Standort und Fruchtart angemessen 
dosiert werden und eine ökonomische Optimierung der 
Bewirtschaftung erfolgen (ANTONY et al., 2001, 
S. 108). Das Risiko einer Überdüngung mit Wirtschafts- 
düngem auf bestimmten Flächen (z. B. auf hofnahen 
Schlägen oder bei überdüngungsverträglichen Kulturar- 
ten wie Mais) lässt sich nur auf diesem Wege erkennen. 
Die schlagweise Dokumentation ist aus Sicht des Um- 
weltrates ein wichtiges Instrument zur Optimierung der 
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Bewirtschaftung, welches nicht durch ordnungsrechtliche 
Kontrollen der Ergebnisse der Dokumentation belastet 
werden sollte. Als Instrument des Landwirts und seiner 
Berater sollte die sehlagspezifisehe Dokumentation dazu 
beitragen, dass die Düngung auf freiwilliger Basis opti- 
miert wird. Im Rahmen des vom Umweltrat vorgeschla- 
genen Konzepts zur Verknüpfung der Dokumentations- 
pflichten mit anderen Instrumenten sollte die 
schlagspezifische Dokumentation der Düngemittelan- 
wendung daher für alle Betriebe oberhalb der Freigrenze 
verpflichtend sein. 

4.2. 3.1. 3 Grenzen für Nährstoffüberschüsse 

31 1 . Hauptansatzpunkt, den Nährstoffüberschüssen ent- 
gegenzuwirken, ist die Bestimmung einer Grenze für zu- 
lässige Nährstoffüberschüsse. Da die landwirtsehaftliche 
Düngung im Einzelfall zahlreichen, von den Landwirten 
nicht beeinflussbaren Einflüssen wie insbesondere der 
Witterung unterliegt, sollten sich die Grenzwerte auf 
rechnerische Überschüsse beziehen. Denn unvorhergese- 
hene Regenfalle, die die Auswaschungsrate plötzlich an- 
steigen lassen, können dazu führen, dass damit der jährli- 
che tolerable Nährstoffaustrag in der Praxis überschritten 
wird, obwohl der Landwirt sich nach den Regeln der gu- 
ten fachlichen Praxis verhalten hat. Der Umweltrat hält 
die Einführung von zulässigen rechnerischen Nährstoff- 
übersehüssen für einen entseheidenden Schritt hin zu ei- 
ner umfassenden Berüeksiehtigung aller eingetragenen 
Nährstoffe in der landwirtsehaftlichen Düngungspraxis. 
Die Einführung eines (nicht kontrollierten) Orientie- 
rungswertes, wie er derzeit für die Novellierung der Dün- 
geverordnung diskutiert wird (vgl. BOHLEN, 2002), 
wäre ein erster - wenn auch keinesfalls ausreichender - 
Sehritt in diese Richtung. 

312. Wie bereits dargelegt, sollte nach Ansicht des Um- 
weltrates eine Freigrenze des grundsätzlieh zulässigen 
Nährstoffüberschusses festgelegt werden. Bei Betrieben 
mit Nährstoffüberschüssen oberhalb dieser Freigrenze 
sollten mithilfe der Dokumentationspflichten in Verbin- 
dung mit landwirtschaftlicher Beratung und dem Einsatz 
ökonomischer Instrumente wie einer Stickstoffüber- 
schussabgabe die Anreize für diese Betriebe so gesetzt 
werden, dass eine Verminderung der Nährstoffüber- 
schüsse unter die Freigrenze möglichst bald erreicht wird. 

In der Diskussion werden Grenzwerte für tolerable Bi- 
lanzüberschüsse von 50 kg Stickstoff/ha und Jahr sowie 
von 15 kg Phosphor/ha und Jahr (vgl. z. B. NABU, 2004) 
oder eine Staffelung nach Tierbesatzdichten (HEGE, 
2004) genannt. Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie 
gibt das Ziel vor, den Stickstoffüberschuss in der Gesamt- 
bilanz der landwirtsehaftlichen Produktion, das heißt im 
Stall und auf der Fläche, über die Pfade Luft, Boden und 
Wasser bis zum Jahr 2010 auf jährlieh 80 kg/ha zu verrin- 
gern (Bundesregierung, 2002, S. 114). Damit dieses Ziel 
erreieht werden kann, schlägt der Umweltrat - anknüp- 
fend an den in § 5 Abs. 2 Nr. Ib DüngeV bereits veran- 
kerten Grenzwert für aufzeichnungspflichtige Betriebe - 
eine Freigrenze von 40 kg N/ha und Jahr vor. Dadurch 
bestünde bei Einführung einer Stickstoffüberschussab- 


gabe zwar für alle Betriebe ein Anreiz, die Stickstoffüber- 
schüsse auf einen maximalen Überschuss von 40 kg N/ha 
und Jahr zu senken. Gleichzeitig würden sie jedoch nicht 
unmittelbar dazu gezwungen, diesen Grenzwert einzuhal- 
ten, sondern könnten sich auch für die dureh diese verur- 
saehte verstärkte Eutrophierung in Form von Abgaben 
ffeikaufen. Die Abgabe sollte daher so gestaltet werden, 
dass zumindest im Durehschnitt aller Betriebe das Ziel 
durchschnittlieher Stickstoffüberschüsse von 80 kg N/ha 
und Jahr erreieht werden kann. 

31 3. Um den EU-rechtlichen Vorgaben der Nitratrichtli- 
nie Rechnung zu tragen, muss parallel zur vorgesehlage- 
nen Freigrenze in Verbindung mit einer Stickstoffüber- 
schussabgabe jedoch der bisherige Grenzwert von 
170 kg N/ha und Jahr für Wirtsehaftsdünger beibehalten 
werden. Auf eine Obergrenze für maximal zulässige Ge- 
samtstickstoffüberschüsse kann vor diesem Hintergrund 
aus Sicht des Umweltrates verziehtet werden, da die Be- 
triebe mit hohem Viehbesatz, die besonders zu hohen 
Stickstoffüberschüssen tendieren, durch die Begrenzung 
der Wirtschaftsdüngermenge ausreichend beschränkt 
werden. 

314. Für Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft ist bei 
der Überarbeitung der Düngeverordnung geplant, die auf- 
zubringende Gesamtstickstoffmenge für Grünland gemäß 
den Anforderungen der EG-Nitratrichtlinie zu reduzieren. 
Sie soll von bisher 210 kg N/ha und Jahr auf 170 kg N/ha 
und Jahr - wie dies derzeit schon für Äcker festgelegt 
ist- gesenkt werden (BAUMGÄRTEL, mündl. Mittei- 
lung vom 26. September 2002, zit. in BOHLEN, 2002, 
S. 29). Doeh selbst die naeh der EG-Nitratrichtlinie nor- 
malerweise zulässigen Mengen sind hoch. So entsprechen 
die zulässigen Stiekstoffmengen aus Wirtschaftsdünger 
nach der Düngeverordnung in Betrieben mit Gülle 
circa 2,2 bis 2,7 Großvieheinheiten pro Hektar (OSTER- 
BURG, 2004), bis zur Änderung der Düngeverordnung 
Anfang des Jahres 2003 entsprachen sie sogar einem 
rechnerischen Viehbesatz von 2,9 bis 3,5 Großvieheinhei- 
ten pro Hektar (vgl. BARUNKE, 2002, S. 98). Da an vie- 
len Standorten und von vielen Früchten diese Nährstoff- 
mengen jedoch nicht mehr optimal verwertet werden 
können, sollte eine Verringerung der Ausbringungsgren- 
zen angestrebt werden (BARUNKE, 2002, S. 99). Anzu- 
streben wäre nach Ansicht des Umweltrates als Zwi- 
schenziel eine Viehdichte von höchstens zwei 
Großvieheinheiten, am besten jedoch von 1 bis 1,5 Groß- 
vieheinheiten. Eine Viehdichte von 2 Großvieheinheiten 
pro Hektar hätte immer noeh - wie neueste Untersuchun- 
gen zeigen (vgl. Abb. 4-7 und GAY et ah, 2003) - hohe 
Stickstoffüberschüsse zur Folge. 

4.2.3. 1.4 Weitere Regelungen zur guten 
fachlichen Praxis 

315. Im Folgenden werden noch einige weitere Rege- 
lungen der guten faehlichen Praxis der Düngung betrach- 
tet, die unabhängig von dem zuvor entwickelten Konzept 
zur Reduktion der Nährstoffüberschüsse Berücksiehti- 
gung finden sollten und auch als Ordnungswidrigkeiten 
belangt werden können sollten. 
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Mindestabstand zn empfindlichen Bereichen 

316 . Um den Eintrag von Nährstoffen in sensible Le- 
bensräume zu verringern beziehungsweise zu vermeiden, 
sollte für Düngungsmaßnahmen ein Mindestabstand von 
5 m zu (der Böschungsoberkante von) Oberflächenge- 
wässem und zu anderen Biotopen entspreehend 
§ 5 Abs. 4, 2. Spiegelstrich des Bundesnatursehutzgeset- 
zes bundesrechtlich in der Düngeverordnung verankert 
werden. Eine bundeseinheitliche Regelung ist wün- 
schenswert, da die Bundesländer von der bisherigen 
Möglichkeit, Abstandsregelungen zu erlassen, nur unzu- 
reichend Gebrauch gemacht haben und in den meisten 
Bundesländern derzeit keine Absichten bestehen, dies 
zum Beispiel im Rahmen der Umsetzung des Bundesna- 
turschutzgesetzes zu ändern (vgl. Kap. 3.4). 

Phosphat und Kalium 

317 . Nach der derzeit geltenden Düngeverordnung dür- 
fen Phosphat und Kalium aus Wirtschaftsdünger bis zur 
Höhe des Phosphat- oder Kaliumentzuges des Pflanzen- 
bestandes auch auf Böden aufgebracht werden, die sehr 
hoch mit Phosphat und Kalium versorgt sind, sofern 
schädliche Auswirkungen auf Gewässer nicht zu erwarten 
sind, ln der Praxis wird jedoch bereits bei den allgemein 
anerkannten Nährstoffgehaltsklassen eine reduzierte und 
bei sehr hohen Nährstoffgehalten sogar eine Unterlassung 
der Düngung empfohlen (WBB, 2000, Tz. 68). Vor die- 
sem Hintergrund ist die in der Düngeverordnung festge- 
legte Ausnahme für Wirtschaftsdünger nicht nachzuvoll- 
ziehen. Zudem zeigen Untersuchungen über Phosphat 
und Kalium, dass erhöhte Einträge dieser Nährstoffe das 
Adsorptionsvermögen der Böden überschreiten können, 
was zu einer Tiefenverlagerung und zu erhebliehen Ein- 
trägen ins Grundwasser führen kann (BEHRENDT et al., 
2000). Eine Überarbeitung dieser Sonderregelung für 
Wirtsehaftsdünger ist daher erforderlich. 

Anwendung von Wirtschaftsdüngern 

318 . Eine wesentliche Ursache für die Überdüngung ist 
in bestimmten Regionen die auftretende Überschusspro- 
duktion von Gülle (HÄRTEL, 2002, S. 394). Regelungen 
zur Erzeugung und Verwendung von Wirtschaftsdünger 
können daher als flankierende Maßnahmen zur Umset- 
zung der EG-Nitratriehtlinie und zur Begrenzung der 
Eutrophierung betrachtet werden (Abschn. 4.2.2 und 
Kap. 5). 

Regelungen zur Ausbringung von Wirtschaftsdünger 
tierischer Herkunft 

319 . Seit der Änderung der Düngeverordnung vom 
14. Februar 2003 dürfen bei der Betriebsbilanzierung der 
zulässigen Ausbringungsmenge an Wirtschaftsdünger 
nicht mehr pauschal 20 % Ausbringungsverluste für 
Stickstoff angerechnet werden. Dies war ein erster, durch 
das Urteil des europäischen Gerichtshofs zur mangelhaf- 
ten Umsetzung der EG-Nitratrichtlinie (Rs. C-161/00) er- 
zwungener Schritt zur Minimierung der Nährstoffemis- 
sionen. Es bleibt aber weiterhin bei einer pauschalen 
Abzugsmöglichkeit von 10 % Lagerungsverluste für 


Gülle und 25 % für Stallmist im Rahmen der Betriebs- 
bilanzierung. 

Die Ausbringungsverluste von Ammoniak müssen in der 
Praxis jedoch nicht nur aus Gründen des Boden- und Ge- 
wässerschutzes minimiert werden, sondern auch, um die 
europäischen Verpflichtungen zur Erreichung der Ziel- 
vorgaben der NEC-Richtlinie einzuhalten. Die Maßnah- 
men zur Reduzierung der Ammoniakemissionen sind im 
nationalen Programm über nationale Emissionshöchst- 
mengen für bestimmte Luftsehadstoffe zusammengestellt 
(BMU, 2003; s. auch Abschn. 6.2.6). Technisch ist die 
Erreichung der Zielvorgaben ohne weiteres möglich. 
Ohne den Tierbestand selbst zu reduzieren, ist die effek- 
tivste Maßnahme zur Reduktion der Ammoniakemis- 
sionen, die tierischen Wirtschaftsdünger direkt in den Bo- 
den einzubringen oder unverzüglich - am besten 
innerhalb von vier Stunden - in den Boden einzuarbeiten 
(OSTERBURG, 2002, S. 18). Im nationalen Programm 
über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte 
Luftschadstoffe ist dies bereits als eine Maßnahme vorge- 
sehen (BMU, 2003, S. 19). Aus Sicht des Umweltrates 
sollte die Festsetzung und Präzisierung dieser Maßnahme 
in der Düngeverordnung mit Priorität weiterverfolgt wer- 
den (vgl. auch Abschn. 6.2.6), insbesondere sollte die 
„unverzügliehe“ Einarbeitung stärker konkretisiert wer- 
den. Eine gleich lautende - auf die Geflügel- und 
Schweinehaltung beschränkte - Empfehlung liegt auf eu- 
ropäischer Ebene mit dem Merkblatt zu den besten ver- 
fügbaren Techniken in der Intensivtierhaltung von 
Schweinen und Geflügel bereits vor (EU-Kommission, 
2003e, S. 18 ff). 

320 . Für die Exaktausbringung von Gülle und Festmist, 
das heißt die Ausbringung direkt auf oder in den Boden, 
gibt es verschiedene Techniken wie Sehleppschlauch-, 
Schleppschuh- oder Gleitfußverteiler, Schlitzgeräte, In- 
jektoren und Exaktstreuer. Insgesamt können durch Exakt- 
ausbringungstechniken die Ausbringungsverluste um bis 
zu 80 % reduziert und Bilanzsalden um 30 kg N/ha und 
Jahr gesenkt werden. Da die entsprechenden Geräte über 
die in der Düngeverordnung vorgeschriebenen, allge- 
mein, anerkannten Regeln der Technik hinausgehen, ge- 
hören sie allerdings derzeit nicht zur normalen Ausstat- 
tung von Betrieben oder Maschinenringen (LUTOSCH, 
2001, S. 46). Die Geräteausstattung der Betriebe sollte 
daher verbessert werden, was über Fördermaßnahmen un- 
terstützt werden kann. Dazu sollten für die Gülleausbrin- 
gung im Gegensatz zur bisherigen Anforderung, nur die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu erfüllen, 
die Anforderungen an den Stand der Technik vorgeschrie- 
ben und für die Gülleausbringung weiter konkretisiert 
werden. Der Vollzug einer solchen Regelung kann auch 
über die Einführung eines Gülle-Technik-TÜV unter- 
stützt werden. Vorteil eines solchen TÜV sind die gute 
administrative Umsetzbarkeit, die gute Kontrolle und die 
hohe Zielgenauigkeit (DÖHLER et al., 2002, S. 164). 

Sperrzeit für die Ausbringung und Anforderungen an 
Lagerbehälter 

321 . Die derzeitige, sehr begrenzte Sperrzeit für die 
Ausbringung von Wirtschaftsdünger vom 15. November 
bis 15. Januar sollte nach Ansicht des Umweltrates auf 
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die Zeit vom 1 . Oktober bis 31. Januar ausgedehnt wer- 
den, da in diesem Zeitraum der Stickstoffbedarf der 
Pflanzen in der Regel gering und die Auswaschungsge- 
fahr relativ hoch ist. Die derzeit geplante Ausdehnung der 
Sperrzeit auf die Zeit vom 1. November bis 15. Januar 
(BAUMGÄRTEL, zit. in BOHLEN, 2002, S. 29) er- 
scheint hier noch zu kurz gegriffen. Die Güllelagerbehäl- 
ter sollten zukünftig über eine Abdeckung verfügen, da- 
mit Ammoniakemissionen in die Luft reduziert werden 
können. Dies sollte vor allem für Schweinegülle gelten. 
Die betriebliche Anpassung an diese Anforderungen 
sollte ebenfalls - wie bereits in einigen Bundesländern 
üblich - über agrarpolitische Maßnahmen unterstützt 
werden. 

4.2. 3.1. 5 Sanktionen bei Rechtsverstößen 

322. Für eine wirksame Vermeidung von Nährstoff- 
überschüssen durch die landwirtschaftliche Düngung 
(vgl. hierzu SRU, 1996b, Tz. 283) fehlen - wie in Tz. 306 
zur Düngeverordnung näher ausgeführt - strenge und 
ordnungsrechtlich kontrollierbare Vorgaben. Doch auch 
die bestehenden Vorgaben werden nicht zufrieden stel- 
lend vollzogen: Bei eindeutigen Verstößen gegen Ma- 
nagementregeln der guten fachlichen Praxis, wie zum 
Beispiel bei vorsätzlicher oder fahrlässiger Missachtung 
von Sperrfristen oder bei der Aufbringung von Düngemit- 
teln auf nicht aufnahmefähigen Boden oder an Gewäs- 
sern, ermöglicht die Düngeverordnung den Einsatz von 
ordnungsrechtlichen Instrumenten. Die Überwachung der 
Regelungen der guten fachliehen Praxis ist dabei Aufgabe 
der Bundesländer im Rahmen ihrer Zuständigkeiten. Die 
Behörden gewährleisten derzeit jedoch nur eine wenig 
umfangreiche Kontrolle. Bei Verstößen folgen zudem nur 
in wenigen Fällen ordnungsrechtliche Konsequenzen 
(vgl. BARUNKE, 2002, S. 95 ff). Dieses Vorgehen zur 
Sanktionierung von Verstößen gegen die Grundsätze der 
guten fachlichen Praxis nach dem Düngemittelreeht ent- 
faltet daher im Vorfeld der Verstöße nur eine geringe Prä- 
ventionswirkung . 

323. Die Bestimmungen zur guten fachlichen Praxis 
nehmen auch eine zentrale Stellung im Rahmen der euro- 
päischen Agrarpolitik ein (vgl. Tz. 253; SRU, 2002b, 
Tz. 719 ff). So soll künftig die Einhaltung der Cross- 
Compliance-Auflagen der EU, die national ausgestaltet 
werden können, im Rahmen der förderpolitischen Maß- 
nahmen zwar regelmäßig, jedoch nur bei jährlich einem 
Prozent aller Betriebe nachgewiesen oder überprüft wer- 
den (Rat der Europäischen Union, 2003). Diese Kontrol- 
len werden voraussichtlich - analog der bisherigen Kon- 
trollpraxis bei den Agrarumweltprogrammen und der 
Ausgleichszulage (vgl. dazu BARUNKE, 2002, S. 90) - 
nur anhand weniger, durch eine Bund-Länder-Arbeits- 
gruppe vereinbarter Kriterien erfolgen, die zwar alle 
Cross-Compliance- Auflagen, jedoch nur wenige Rege- 
lungen der Düngeverordnung umfassen werden. Insge- 
samt sind die ordnungsrechtlichen Vorgaben und die 
darauf aufbauenden Kontrollen und Sanktionierungsmaß- 
nahmen nicht ausreichend, um den Betrieben tatsächlich 
einen Anreiz zur Minderung der Nährstoffüberschüsse bis 
auf den bundespolitisch angestrebten Wert zu geben. Zu- 
dem werden durch die agrarpolitischen Fördersysteme 


viele Problembetriebe, wie weit gehend flächenunabhän- 
gige Intensivtierhaltungsbetriebe, nicht erfasst. Der Um- 
weltrat plädiert daher dafür, die Regelung der Stickstoff- 
problematik zwar an die Regelungen zu Cross 
Compliance, insbesondere hinsichtlich der zeitlichen und 
organisatorischen Verknüpfung der Kontrollen, anzubin- 
den, jedoch inhaltlich nur wenige Aspekte, wie zum Bei- 
spiel die Einhaltung der Ausbringungszeiten, dem Sank- 
tionsmechanismus von Cross Compliance zu unterstellen. 
Für die Reduzierung der Stickstoffüberschüsse sollte ein 
eigenständiges Anreizsystem mithilfe der vorgeschlage- 
nen Stickstoffüberschussabgabe implementiert werden. 
Eine Möglichkeit zur Unterstützung der ordnungsrechtli- 
chen Kontrollen und der Implementierung der Stickstoff- 
überschussabgabe ist die Einführung von betriebsbezoge- 
nen Audits, wie sie von der EU-Kommission bereits in 
Diskussion gebraeht wurden (EU-Kommission, 2002b, 
S. 24). Solche Audits sollten auch nach Ansicht des Um- 
weltrates im Rahmen der Agrarpolitik gefördert werden. 

4.2.3.2 Stickstoffüberschussabgabe 

324. Die Einführung marktkonformer Instrumente zur 
Reduzierung der Nährstoffeinträge durch die Landwirt- 
schaft wurde bereits des Öfteren thematisiert, wobei ins- 
besondere der Effizienzvorteil gegenüber dem ordnungs- 
rechtlichen Instrumentarium als Beurteilungskriterium 
gilt. Auch der Umweltrat hatte in der Vergangenheit 
(SRU, 2000) die Forderung nach einer Stickstoffabgabe 
zur Reduzierung des Nährstoffeintrags aus mineralischer 
Düngung erhoben. Ziel dieser Abgabe sollte neben der 
Reduzierung der Verwendung von Handelsdünger eine 
bessere Verwendung des Wirtschaftsdüngers zur Vermin- 
derung der Belastung von Wasser und Boden sein (vgl. 
§ 336 UGB-KomE). Als Vorteil einer Abgabe auf Mine- 
raldünger werden gegenüber der gegenwärtigen ord- 
nungsrechtlichen Praxis die geringeren gesamtwirtschaft- 
liehen Kosten, der einfachere Vollzug und geringere 
Kontrollprobleme genannt (HÄRTEL, 2002, S. 237). 

Angesichts der konkret vorherrschenden Belastungszu- 
sammenhänge durch Stickstoffeinträge, in denen der Ein- 
satz von Mineraldüngern nur von nachrangiger Bedeu- 
tung ist, hält der Umweltrat eine Revision seiner 
bisherigen Empfehlung für notwendig. Bei der Beurtei- 
lung der Eignung einer solchen Abgabe gilt es zu beden- 
ken, dass die ausschließliche steuerliche Belastung von 
Mineraldünger eine Reihe von negativen Anreizeffekten 
auslösen kann und daher Defizite hinsichtlich ihres Len- 
kungseffekts und der gesamtwirtschaftlichen Kosten- 
belastung aufweist. Der mineralische Stickstoffinput als 
Bemessungsgrundlage einer Stickstoffabgabe kann nur 
als sehr ungenauer Indikator für die Belastung von Was- 
ser und Boden angesehen werden, da keinerlei Berück- 
sichtigung anderer Stiekstoffquellen, wie vor allem die 
Futtermittelzukäufe sowie der Stickstoffausträge durch 
pflanzliche und tierische Produkte, erfolgt. Somit wird ei- 
nerseits auch der Teil der Stickstoffnutzung belastet, der 
von der Landwirtschaft nicht vermieden werden kann und 
insofern auch nicht als vermeidbare Umweltbelastung in- 
terpretierbar ist. Andererseits bleibt die Stickstoffbelas- 
tung aus dem Einsatz von Wirtschaftsdünger in der Be- 
messungsgrundlage unberücksichtigt. 
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Da eine Substitution von Mineraldünger durch Wirt- 
schaftsdünger nur begrenzt und häufig nur mit hohem 
Kostenaufwand möglich ist, muss mit einer geringen 
Preiselastizität der Mineraldüngemachfrage und damit ei- 
nem relativ geringen Lenkungseffekt einer solchen Ab- 
gabe gerechnet werden. Spürbare Umweltentlastungsef- 
fekte würden sehr hohe Abgabensätze erfordern und 
dadurch eine erhebliche gesamtwirtschaftliche Kostenbe- 
lastung implizieren. Empirische Elastizitätsschätzungen 
von Stickstoffabgaben auf Mineraldünger in Österreich, 
Schweden und Finnland mit einer Bandbreite von - 0,12 
bis maximal - 0,5 1 veranschaulichen diesen Effekt. Hier- 
bei handelt es sich zudem noch um optimistische Schät- 
zungen, da im Rahmen der angewandten Schätzmethoden 
der Einfluss agrarpolitischer und komplementärer um- 
weltpolitischer Maßnahmen zur Senkung der Stickstoff- 
belastung nicht hinreichend berücksichtigt werden konnte 
(ECOTEC, 2001, S. 138 ff). SCHLEEF (1999) ermittelt 
für Deutschland eine ähnliche Spannweite der Preiselasti- 
zität der Mineraldüngemachfrage von - 0, 1 1 bis maximal 
- 0,78, wobei Betriebe mit geringem Wirtschaftsdünger- 
anfall besonders geringe Nachfrageelastizitäten für Mine- 
raldünger aufweisen. 

Einen weiteren problematischen Effekt dieser Abgabe 
sieht der Umweltrat in der tendenziell einseitigen Diskri- 
miniemng der Verwendung mineralischer Düngemittel 
gegenüber dem Einsatz von Wirtschaftsdünger. Zwar las- 
sen Substitutionseffekte zwischen den Stickstoffquellen 
eine Mehmachfrage nach Wirtschaftsdünger und damit 
dessen kostenbewusstere und somit umweltschonendere 
Verwendung erwarten. Dennoch können der ökologische 
Lenkungseffekt der Mineraldüngerabgabe und vor allem 
die Kosteneffizienz dieses Instraments durch die relativ 
kostengünstige Verfügbarkeit des bei unzweckmäßiger 
Anwendung sogar stärker umweltbelastenden Wirt- 
schaftsdüngers beeinträchtigt werden. Es ist davon auszu- 
gehen, dass die einseitige Belastung des Mineraldüngers 
die Wirtschaftlichkeit des Pflanzenbaus relativ zur Tierer- 
zeugung reduziert. Dementsprechend ist keine spürbare 
Reduzierang der Tierproduktion und damit des Einsatzes 
von Stickstoff aus Wirtschaftdüngem, insbesondere in 
Regionen mit starkem Viehbesatz, zu erwarten 
(SCHLEEF, 1999, S. 178 ff). Damit kann nur schwer 
verhindert werden, dass an Standorten, an denen aufgmnd 
einer hohen Viehbesatzdichte ein hoher Überschuss an 
Wirtschaftsdünger anfällt, trotz der Abgabe auf Mineral- 
dünger erhebliche Punktbelastungen durch Stickstoff aus 
der Verbringung überschüssiger Wirtschaftsdünger ent- 
stehen. Diesem Effekt müsste zusätzlich durch ergän- 
zende Maßnahmen entgegengewirkt werden. 

Da die Umweltbelastungen durch den Stickstoffeinsatz 
aufgmnd regional unterschiedlicher Einsatzbedingungen 
variieren, kann eine standortspezifische Differenziemng 
eines Instraments zur Steuemng der Stickstoffmindemng 
sinnvoll sein. Für eine regional differenzierte Ausgestal- 
tung wäre eine Abgabe auf Mineraldünger jedoch unge- 
eignet, da eine differierende Abgabenhöhe auf bundes- 
weit gehandelte Mineraldünger nicht praktikabel ist. 


325 . Die Wahl der Stickstoffüberschüsse als Bemes- 
sungsgrandlage für preislich wirkende Instrumente lässt 
dagegen aufgrund der wesentlich direkteren ökologischen 
Lenkungswirkung Effizienzvorteile erwarten. Neben ei- 
ner Abgabe ist grundsätzlich auch eine Lizenzierung der 
Stickstoffüberschüsse bis zu einem vorab spezifizierten 
Grenzwert, verbunden mit der Möglichkeit des Lizenz- 
handels, denkbar. Während der landwirtschaftliche Betrieb 
bei der Abgabe die Düngemittelüberschüsse so lange re- 
duziert, wie die zusätzlichen Vermeidungskosten unter- 
halb des Abgabensatzes liegen, werden beim Lizenzhan- 
del die Vermeidungsanstrengungen so weit geführt, wie 
deren zusätzliche Kosten unterhalb des Marktpreises für 
Düngemiftelüberschusslizenzen liegen. Der Effizienzge- 
winn beider Insfrumenfe gegenüber starren betriebsbezo- 
genen Grenzwerten resultiert aus dem Zuwachs an einzel- 
wirtschaftlicher Anpassungsflexibilität und den damit 
verbundenen betrieblichen Kosteneinsparungen. 

Erste Erfahrungen mit Abgaben auf Stickstoff- und Phos- 
phatüberschüsse werden derzeitig in den Niederlanden im 
Rahmen des so genannten Mineral Accounting System 
(MINAS) gewonnen. Aufgrund der Berücksichtigung al- 
ler Stickstoffquellen inklusive des Wirtschaftsdüngers 
und der Reduzierung der Belastung auf die umweltschäd- 
lichen Düngemittelüberschüsse sind prinzipiell geringere 
gesamtwirtschaftliche Vermeidungskosten der Stickstoff- 
minderungspolitik zu erwarten. Mithilfe einer Modellsi- 
mulation auf der Basis eines Berechenbaren Allgemeinen 
Gleichgewichtsmodells für die niederländische Landwirf- 
schaft (DRAM) wurde bei einer 15%igen Reduktion der 
Stickstoffbelastung eine Vermeidungskostenreduktion ge- 
genüber einer Stickstoffabgabe auf Mineraldünger von 
rund 19 % prognostiziert (HELMING, 1998, S. 22). 

Die Wahl der Düngemittelüberschüsse als Bemessungs- 
grandlage erfordert jedoch eine relativ kostenaufwendige 
Bilanzierung der mineralischen Inputs und Outputs jedes 
landwirtschaftlichen Betriebes. Dabei ist indes zu berück- 
sichtigen, dass bei der Erstellung der notwendigen Stick- 
stoffbilanzen bereifs vorhandene Dafen landwirtschaftli- 
cher Stoffströme aus der betrieblichen Finanzbuchhaltung 
mit teilweise standardisierten Daten zu den mineralischen 
Inhaltstoffen verknüpft werden können. Für landwirt- 
schaftliche Betriebe ab einer Größe von 10 ha müssen 
nach Düngeverordnung ohnehin Bilanzsalden auf Be- 
triebsebene aufgezeichnet werden. Die in tierhaltenden 
Betrieben bislang fast ausschließlich als pauschale Flä- 
chen-Stall-Bilanz praktizierte Stickstoffbilanz müsste 
hierzu allerdings zukünftig als Hoftorbilanz in Überein- 
stimmung mit der steuerlichen Buchführung erhoben 
werden (Tz. 308). Die Pflicht zur Aufstellung von 
Hoftorbilanzen würde vor allem die landwirtschaftlichen 
Betriebe stärker belasten, die bislang nicht buchführungs- 
pftichtig sind beziehungsweise nicht den Verpflichtungen 
gemäß Düngeverordnung unterliegen. In Betrieben mit 
Buchführung dürfte der zusätzliche Aufwand jedoch be- 
grenzt sein. Zusätzliche Probleme könnte eine Zunahme 
des Kontrollaufwands aufwerfen, da durch die Kosten- 
belastung von Düngemittelüberschüssen der einzel- 
wirtschaftliche Anreiz zur Abgabenvermeidung durch 
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Bilanzmanipulationen steigt. Dem lässt sich zumindest 
partiell durch die Anwendung einer ökologisch tolerier- 
baren Freigrenze der Bilanzüberschüsse entgegenwirken 
(vgl. Tz. 311 ff.). Auch in den Niederlanden entfallt die 
Düngemittelabgabe nur auf den Teil der Stickstoffbilanz- 
überschüsse, der einen je nach regionaler Bodenbeschaf- 
fenheit variierenden Überschussstandard übersteigt 
(MINLNV, 2001, S. 10). Etwas geringere Administra- 
tions- und Kontrollkosten werden von einer Ausgestal- 
tung des Instruments als handelbare Lizenzen erwartet. 
Hier entfallt die Ermittlung der Abgabenhöhe durch die 
zuständige Behörde und zur Kontrolle ließen sich Stich- 
proben in Verbindung mit einer ausreichenden Straf- 
androhung heranziehen (SCHLEEF, 1999, S. 221). 

Ein weiterer Vorteil einer an den Bilanzüberschüssen an- 
setzenden Stickstoffpolitik resultiert aus einer flexibleren 
Anpassbarkeit an regional unterschiedliche Belastungssi- 
tuationen, was bei einer Abgabenlösung über regional 
differenzierte Abgabensätze und den Anwendungen von 
belastungsspezifischen Freigrenzen praktizierbar ist. Die 
alternativ diskutierte Lizenzlösung würde diese Feinsteu- 
erung hingegen nicht erlauben, da sich auf einem überre- 
gionalen Markt für Sticksfoffüberschusslizenzen ein ein- 
heitlicher Marktpreis herausbilden würde, der den je nach 
betrieblichen Standortbedingungen unterschiedlichen 
Vermeidungserfordemissen keine Rechnung trägt. Eine 
Regionalisierung eines derartigen Lizenzmarktes könnte 
dagegen zusätzliche Transaktionskosten verursachen. 
Ebenso wäre nicht gesichert, ob auf dem nach ökologi- 
schen Erfordernissen abgegrenzten Märkten überhaupt 
ein hinreichendes Handelsvolumen entstehen würde. 
Aufgrund der besseren Möglichkeiten zur belastungsbe- 
zogenen Feinsteuerung favorisiert der Umweltrat daher 
die Implementierung einer regional differenzierbaren Ab- 
gabenlösung. 

326. Angesichts der potenziellen Effizienzvorteile einer 
Abgabe auf Stickstoffüberschüsse empfiehlf der Umwelt- 
rat, die Möglichkeiten der Umsetzung einer Stickstoff- 
überschussabgabe in Deutschland zu prüfen. Dabei soll- 
ten die ersten Erfahrungen des niederländischen Modells 
zunächst kritisch evaluiert werden, um noch offene Fra- 
gen der Praktikabilität und der Möglichkeiten einer Be- 
grenzung des administrativen Mehraufwands für die 
Durchführung und Kontrolle dieses Ansatzes zu beant- 
worten. Vor dem Hintergrund der Umweltbelastungen 
durch Phosphateinträge ist nach Ansicht des Umweltrates 
auch eine Verknüpfung dieses Instruments mit einer Ab- 
gabe auf Phosphatüberschüsse in Erwägung zu ziehen. 

Eine Zweckbindung des Abgabenaufkommens für Maß- 
nahmen zur umweltschonenden Bodennutzung (vgl. 
hierzu § 194 UGB-KomE; § 336 Abs. 5 UGB-KomE) ist 
insoweit zu begrüßen, wie diese Maßnahmen Anpas- 
sungsaktivitäten der Landwirtschaft erleichtern, ohne da- 
bei erhebliche wettbewerbsverzerrende Wirkungen aufzu- 
weisen. So kann sich die Mittelverwendung für 
Forschung und Entwicklung im Bereich der Agrar- und 
Ernährungswissenschaft zur Verbesserung von umweltge- 
rechten Produktionsverfahren und Betriebsmitteln sowie 
die Information und Beratung der Betreiber von Land- 


und Forstwirtschaft vorteilhaft auf die ökologische Len- 
kungswirkung dieses Instruments auswirken. Dabei sollte 
vor allem vermieden werden, dass die Fördermaßnahmen 
zu einer Flächenausdehnung der Landwirtschaft führen. 
Eine Ausdehnung der Flächennutzung kann die Umwelt- 
schutzeffekte der Düngemittelabgabe partiell kompensie- 
ren. 

4.2.3. 3 Einführung von Grenzwerten für 

Schwermetalle in die Dünge- 
mittelverordnung 

327. Für Düngemittel unterschiedlicher Herkunft und 
Zusammensetzung gelten derzeit unterschiedliche Grenz- 
werte für Schwermetalle (Abschn. 7.2.2). Das BMVEL 
und das Bundesumweltministerium (BMU) haben ein 
Konzept mit dem Titel „Gute Qualität und sichere Er- 
träge“ erarbeitet (BMVEL, 2002a; BMU, 2002), welches 
im Koalitionsvertrag vom 16. Oktober 2002 aufgegriffen 
wurde. Der Einsatz von Düngemitteln (z. B. Klär- 
schlamm, Gülle und Mineraldünger) soll danach bei der 
Produktion von Nahrungsmitteln nicht zu einer schlei- 
chenden Anreicherung von Schadstoffen in den landwirt- 
schaftlichen Böden führen dürfen. Daher sollen geeignete 
Grenzwerte eingeführt werden, um die Erzeugung gesun- 
der Nahrungsmittel auf sauberen Böden auf Dauer zu ge- 
währleisten (Koalitionsvertrag, S. 41). 

In diesem Konzept wird deshalb angestrebt, dass für die 
Bewertung aller Düngemittel die gleichen fachlichen 
Grundsätze gelten sollen (vgl. auch BMVEL, 2002a; 
BMU, 2002, S. 3). Damit die Bodenvorsorgewerte nicht 
überschritten werden, soll sich der Gehalt an Schadstof- 
fen in den jeweiligen Düngemitteln entsprechend dem 
Prinzip „Gleiches zu Gleichem“ an den Vorsorgewerten 
für Böden orientieren. Außerdem werden im Konzept von 
BMVEL und BMU bereits erste Vorschläge für Regelun- 
gen zur Umsetzung gemacht. So sollen zukünftig keine 
regelmäßigen Bodenuntersuchungen mehr notwendig 
sein und Übergangsfristen für Wirtschaftsdünger von bis 
zu fünf Jahren vorgesehen werden, da feilweise erhebli- 
che Anstrengungen von den Betroffenen durch die vorge- 
sehenen Grenzwerte erforderlich sind. 

So müssen Zusatzstoffe im Tierfutter, wie Zink und Kup- 
fer, teilweise begrenzt werden, andernfalls könnten zu- 
künftige Grenzwerte, insbesondere bei der Schweine- 
gülle, nicht eingehalten werden (UBA, 2002). Probleme 
können sich auch bei geogen bedingt hohen Schwerme- 
tallgehalten im Boden ergeben, wodurch bereits im 
Grundfutter erhöhte Gehalte auftreten. Die niedrigen 
Grenzwerte, die zum Teil unterhalb des ernährungsphy- 
siologischen Bedarfs liegen, führen dazu, dass wirtschafts- 
eigene Futtermittel, die geogen oder anthropogen höhere 
Elementkonzentrationen aufweisen, nicht mehr eingesetzt 
werden können - insbesondere dann, wenn die beabsich- 
tigte EU-Regelung eines „Verschneidungsverbots“ in 
nationales Futtermittelrecht umgesetzt wird (Bund-Län- 
der-AG, 2003, S. 12). 

328. Trotz erhöhter erforderlicher Anstrengungen durch 
die Landwirtschaftsbetriebe hält der Umweltrat unter 
Umweltgesichtspunkten, insbesondere aus Sicht des 
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Boden- und Wasserschutzes, weiterhin eine Einführung 
von Grenzwerten für Schwermetallgehalte in Wirtschafts- 
düngem in Verbindung mit gleichen ökologischen Anfor- 
derungen an alle landwirtschaftliche Düngemittel (SRU, 
2002b, Tz. 908 f ) für erforderlich. Da es sich jedoch bei 
der Einführung dieser Grenzwerte um Vorsorgemaßnah- 
men handelt, sollten angemessene Übergangsfristen vor- 
gesehen werden, um den landwirtschaftlichen Betrieben 
die Möglichkeit zur Anpassung zu geben. 

4.2. 3.4 Maßnahmen zur Begrenzung von 
Tierarzneimitteln in Düngemitteln 

329. Derzeit werden zwar die Umweltauswirkungen bei 
der Neuzulassung von Arzneimitteln berücksichtigt. Eine 
solche Umweltprüfung ist jedoch nicht für so genannte 
Altpräparate, die vor dem 1. Januar 1998 zugelassen wa- 
ren, vorgesehen und auch dann nicht, wenn diese Präpa- 
rate einem erneuten Nachzulassungsverfahren oder einer 
Zulassungsverlängerung unterzogen werden. Bei den der- 
zeit überwiegend verwendeten Tierarzneimitteln handelt 
es sich häufig um so genannte Altpräparate, deren ökoto- 
xikologisches Potenzial nur unzureichend untersucht ist. 
So konnte zum Beispiel für Tetrazykline eine hohe Aus- 
scheidungsrate aktiver Substanz und Lagerstabilität nach- 
gewiesen werden, die auch bei ordnungsgemäßer Verab- 
reichung zu einem signifikanten Eintrag in den Boden 
führen kann. Die EMEA/CVMP-Triggerwerfe, bei deren 
Überschreitung zukünftig ökotoxikologische Untersu- 
chungen gefordert werden und die zurzeit nur für Neuzu- 
lassungen gelten, liegen jedoch deutlich niedriger 
(WINCKLER und GRAFE, 2000, S. 115). Dies verdeut- 
licht, dass erheblicher Forschungsbedarf hinsichtlich des 
Umweltverhaltens von Altpräparaten besteht. Abbau- und 
Verlagerungsvorgänge im Boden sowie Auswirkungen 
auf die Bodenmikrobiologie sollten besonders berück- 
sichtigt werden. Hierzu ist ein Prüfjjrogramm für Alt- 
arzneimitfel erforderlich (UBA, 2002, S. 37). Gleichzei- 
tig sollte sichergestellt werden, dass diese Erkenntnisse 
auch in die Zulassungsverfahren für Altpräparate, zum 
Beispiel im Rahmen der alle fünf Jahre erforderlichen Zu- 
lassungsverlängerung, Eingang finden. 

330. Die Datengrundlage für wehere Bewertungen 
sollte darüber hinaus durch eine Mengenerfassung der 
eingesetzten Tierarzneimittel (vor allem Altpräparate) so- 
wie durch ein Umweltmonitoring für Tierarzneimittel 
(z. B. Grund- und Oberflächenwasser) erheblich verbes- 
sert werden (WINCKLER und GRAFE, 2000, S. 1 14 f.). 

331. Vor dem Hintergrund der Resistenzproblematik 
sollte zudem dem so genannten „rationalen Arzneimittel- 
einsatz“ (KROKER, 1997, zit. in WINCKLER und 
GRAFE, 2000, S. 110) mehr Aufmerksamkeit geschenkt 
werden. Unerwünschte Wirkungen, Unverträglichkeitsre- 
aktionen oder Resistenzbildung können dadurch besser 
vermieden werden, dass der Medikamenteneinsatz auf 
das unbedingt notwendige Maß, das heißt insbesondere 
auf die tatsächlich erkrankten Tiere, beschränkt wird und 
dass ein geeignetes Antibiotikum gezielt ausgewählt 
wird, statt Breitbandmittel zu verwenden. UNGEMACH 
(1999) fordert daher für den Einsatz von Fütterungsarz- 


neimitteln, dass im Gegensatz zur derzeitigen Praxis nur 
bei therapeutischen Indikationen und bekannter Erreger- 
sensitivität ein metaphylaktischer oder therapeutischer 
Einsatz gemäß dem oben aufgeführten Therapiegrundsatz 
vertretbar ist; ein prophylaktischer Einsatz wird abgelehnt 
(WINCKLER und GRAFE, 2000, S. 110). Die gute fach- 
liche Praxis der Tierhaltung sollte nach Ansicht des Um- 
weltrates dahin gehend präzisiert werden (vgl. auch 
Abschn. 5.6.3). 

4.2.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

332. Die landwirtschaftliche Düngung ist seit langem 
als Hauptverursacher der Eutrophierung der Umwelt 
durch Stickstoff und Phosphor bekannt. Insbesondere in 
Betrieben mit hohen Viehbesatzdichten werden die anfal- 
lenden Nährstoffe aus Wirtschaftsdünger in der Regel 
aufgrund des Überangebotes und der für die Pflanzen nur 
teilweise geeigneten Darreichungsform nicht durch die 
Pflanzenbestände auf den Feldern verbraucht. Hohe 
Überschüsse in der Nährstoffbilanz, die das Grund- und 
Oberflächenwasser, den Boden sowie das Klima belasfen, 
sind die Folge. Neben diesen Umwelteffekten rückten in 
den letzten Jahren zunehmend die Belastungen der Öko- 
systeme und des Menschen durch Schwermetalle und 
Tierarzneimittel aus Düngemitteln in das Bewusstsein der 
Öffentlichkeit. Für Tierarzneimittel fehlt jedoch eine bun- 
desweite detaillierte Auflistung der einzelnen Wirkstoffe 
und ihrer Verwendungsmengen. Auch das Wissen über 
das Verhalten vieler Wirkstoffe in Boden und Wasser ist 
noch sehr lückenhaft. Tierarzneimittel werden ferner häu- 
fig prophylaktisch und nicht ausreichend gezielt einge- 
setzt, sodass unnötig hohe Mengen von überschüssigen 
Wirkstoffen ausgeschieden werden und in den Wirt- 
schaftsdünger gelangen. 

333. Ziel einer vorsorgenden Düngemittelpolitik sollte 
es sein, diese negativen Umweltauswirkungen zu vermei- 
den oder auf ein Mindestmaß zu begrenzen. Die Zielset- 
zung der Nachhaltigkeitsstrategie, die Stickstoffemissio- 
nen aus der Landwirtschaft auf 80 kg N/ha und Jahr zu 
begrenzen (Bundesregierung, 2002, S. 114), bieten hier- 
für Orientierung. Die derzeit von der Bundesregierung 
betriebene Überarbeitung der Düngeverordnung ist hierzu 
ein wichtiger Schritt, der aber aus Sicht des Umweltrates 
allein nicht ausreicht. Über diese gesetzlichen Regel- 
werke hinaus und aufbauend auf den nach der Düngever- 
ordnung ohnehin erforderlichen Nährsfoffbilanzen hält 
der Umweltrat die Einführung einer Stickstoffüberschuss- 
abgabe für erforderlich. Ein Instrumenfenmix aus einem 
klaren, für alle Betriebe geltenden rechtlichen Rahmen 
auf der einen Seite und einer auf die spezifische Belas- 
tungssituation abstimmbaren Kombination von Stickstof- 
füberschussfreigrenzen und Abgaben auf der anderen 
Seite erscheint geboten. Damit die Verordnung über die 
gute fachliche Praxis der Düngung innerhalb dieses In- 
strumentenmix eine ausreichende Wirksamkeit entfalten 
kann, erscheint es wichtig, die Düngeverordnung um die 
folgenden Elemente zu ergänzen. 

334. Zentraler Bestandteil einer neuen Düngeverord- 
nung sollte die Verankerung einer Freigrenze von 
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40 kg N/ha und Jahr für Nährstoffuberschüsse sein. 
Gleichzeitig stellt eine solche Freigrenze die Vorausset- 
zung für den Einsatz einer Stickstoffüberschussabgabe 
dar. Denn oberhalb dieser Freigrenze sollte für die anfal- 
lenden Nährstoffüberschüsse diese Abgabe erhoben wer- 
den. Angesichts räumlich differierender Belastungssitua- 
tionen empfiehlt der Umweltrat, eine auf die 
Standortbedingungen angepasste regionale Differenzie- 
rung der Freigrenze beziehungsweise des Abgabensatzes 
perspektiviseh in Erwägung zu ziehen. Hierdurch ließe 
sich diese Instrumentenkombination hinsichtlich ihrer 
ökologischen Wirksamkeit und ökonomischen Effizienz 
weiter verbessern. Die Höhe der Abgabensätze sollte je- 
weils so gewählt werden, dass für die Betriebe ein Anreiz 
besteht, ihre Nährstoffüberschüsse nicht wesentlich über 
40 kg N/ha und Jahr auszudehnen. Ziel der Stickstoff- 
überschussabgabe sollte es insgesamt sein, die Nährstoff- 
emissionen zu minimieren und gleichzeitig eine für einen 
landwirtschaftlichen Betrieb ausreichende Flexibilität des 
Düngemitteleinsatzes zu gewährleisten. Grundlage einer 
solchen Stickstoffüberschussabgabe sind betriebsbezo- 
gene Aufzeichnungen. Diese sollten für alle landwirt- 
sehaftlichen Betriebe mit Überschüssen von mehr als 
40 kg N/ha und Jahr zur Pflicht gemacht werden - auch 
unabhängig von der Einführung einer solchen Abgabe. 
Die derzeitigen Ausnahmen für Betriebe unter 1 0 ha füh- 
ren dazu, dass viele Problembetriebe wie Intensivtierhal- 
tungen oder Erwerbsgartenbau nicht erfasst werden, ob- 
wohl sie hohe Stickstoffemissionen verursachen. Die 
Pflichten zur Erstellung von Betriebsbilanzen sollten da- 
her zukünftig grundsätzlich für alle Betriebe gelten. Be- 
triebe, die jedoeh nachweisen, dass sie unterhalb einer 
Freigrenze von 40 kg N/ha und Jahr bleiben, könnten zur 
Minimierung des Dokumentations- und Kontrollaufwan- 
des von einer regelmäßigen Bilanzierungspfiicht befreit 
werden. Gülle und andere Wirtschaftsdünger im- und ex- 
portierende Betriebe sollten jedoeh auf jeden Fall eine 
Betriebsbilanz erstellen müssen, um den Verbleib dieser 
Stoffe lückenlos nachvollziehen zu können. Zudem soll- 
ten von der Bilanzierungspflieht befreite Betriebe bei be- 
trieblichen Änderungen beziehungsweise alle fünf Jahre 
erneut das Einhalten der Freigrenze naehweisen. 

335. Die Betriebsbilanzen sollten zudem als Hoftorbi- 
lanzen in Übereinstimmung mit der steuerlichen Buch- 
führung, die alle Nährstoffströme des Betriebes durch Zu- 
und Verkauf umfassen, sowie unter Berücksichtigung des 
Nährstoffeintrages aus der Luft erstellt werden. Zudem 
sollten diese Betriebe schlagbezogene Aufzeiehnungen 
erstellen müssen, die als Grundlage zur Optimierung der 
Bewirtschaftung dienen sollten - unter anderem mit Un- 
terstützung der landwirtschaftlichen Beratung. Dem An- 
reiz zur Manipulation der betrieblichen Nährstoffbilanz 
zum Zweck zur Abgabenhinterziehung kann durch die 
Androhung eines Bußgeldes in hinreichender Höhe ent- 
gegengewirkt werden. 

Des Weiteren sollte ein bundeseinheitlicher Mindestab- 
stand zu empfindlichen Bereichen wie Gewässern oder 
aus Sicht des Naturschutzes wertvollen Lebensräumen 
vorgegeben werden. Auf gut mit Nährstoffen versorgten 


Standorten sollte die Phosphor- und Kaliumdüngung un- 
terlassen oder deutlich reduziert werden. Ferner sollte die 
Einarbeitung von Wirtschaftsdüngem innerhalb von vier 
Stunden und die Ausweitung der Sperrzeit für die Aus- 
bringung von Wirtschaftsdünger auf die Zeit vom 
1 . Oktober bis 3 1 . Januar vorgesehen werden. Die Durch- 
setzung dieser Regelungen bedarf einer ordnungsrecht- 
lichen Verankerung. 

336. Zur Reduzierung der Schwermetallemissionen 
durch Wirtschaftsdünger sollten ungeachtet erhöhter An- 
strengungen, die dies insbesondere für Schweine haltende 
Betriebe bedeutet, die Einführung von Grenzwerten für 
Schwermetallgehalte in Wirtschaftsdüngem in Verbin- 
dung mit gleichen ökologischen Anfordemngen an alle 
landwirtsehaftliche Düngemittel angestrebt werden. 

337. Um die noeh in großem Maße ungeklärten negati- 
ven Auswirkungen auf die Umwelt und den Menschen 
durch Tierarzneimittel in Wirtschaftsdünger entsprechend 
dem Vorsorgegedanken zu minimieren, ist vor allem für 
so genannte Altstoffe dringend ein Prüfprogramm er- 
forderlich, dessen Ergebnisse dann in den Zulassungsver- 
längerungen berücksichtigt werden sollten. Zudem er- 
scheinen eine Mengenerfassung der eingesetzten 
Tierarzneimittel (vor allem der Altpräparate) sowie ein 
Umweltmonitoring für Tierarzneimittel (z. B. Grand- und 
Oberflächenwasser) geboten. Ferner sollte vorgeschrie- 
ben werden, dass Tierarzneimittel nur noch bei bestehen- 
den Bestandsproblemen und bekannter Erregersensitivität 
metaphylaktisch oder therapeutisch eingesetzt werden 
dürfen und ein prophylaktischer Einsatz grundsätzlieh 
nicht mehr zulässig ist. 

4.3 Nachhaltige Nutzung von 

Pflanzenschutzmitteln 

4.3.1 Belastungen von Mensch und Umwelt 

durch den Einsatz von Pflanzen- 
schutzmitteln 

338. Pflanzenschutzmittel (PSM) werden vor allem als 
Herbizide im Ackerbau, als Fungizide im Erwerbsobst- 
bau, im Wein- und Hopfenanbau sowie im Ackerbau, und 
als Insektizide in erster Linie in Obstanlagen sowie im 
Wein- und Hopfenanbau eingesetzt (UBA, 2003a). Sie 
können die menschliche Gesundheit und den Naturhaus- 
halt gefährden. Viele der in der Anwendung befindlichen 
PSM sind hoch toxisch, stehen in Verdaeht, krebserzeu- 
gend oder hormonell wirksam zu sein, bauen sich in der 
Umwelt nur langsam ab und können sich in der Nah- 
rangskette anreiehera. PSM gelangen durch Verwehun- 
gen, Verdunstung mit nachfolgendem Niederschlag oder 
durch Abdrift in benachbarte Biotope beziehungsweise in 
Oberflächengewässer und durch Versickerung ins Grand- 
wasser. Außerdem bilden sie gebundene Rückstände, die 
langfristig im Boden beziehungsweise in den Sedimenten 
von Gewässern verbleiben (u. a. UBA, 2003a; EU-Kom- 
mission, 2001; LUGAS und PAU VALL, 1999; 
STEFFEN et al, 2001; BACH et ah, 2000). 

339. PSM werden seit Jahren mit gleich bleibender 
Häufigkeit im Grand- und Oberflächenwasser gefunden. 
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In den Jahren 1996 bis 2000 wurden in großen deutschen 
Flüssen bei über einem Viertel (27,6 %) der Messstellen 
der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) PSM- 
Wirkstoffe oder ihre Metabolite nachgewiesen. Bei 8,6 % 
der Messstellen wurden die Grenzwerte der Trinkwasser- 
verordnung von 0,1 pg/l - zum Teil erheblieh - über- 
schritten (LAWA, 2003, S. 7; s. auch Tab. 4-9). Obwohl 
bereits seit 1 990 verboten, nehmen Atrazin und sein Ab- 
bauprodukt Desethylatrazin immer noch eine Spitzenstel- 
lung ein. Dies ist neben illegalen Atrazinanwendungen 
(2 bis 3 % der Bodenproben von Maisschlägen wiesen 
frische Atrazinrückstände auf, HENKELMANN, 2000) 
auf die Bildung nicht extrahierbarer Rückstände im Bo- 
den zurückzuführen. Diese Rückstände stellen ein ständi- 
ges Reservoir des PSM dar und führen zu einer lang an- 
haltenden Belastung des Grundwassers, indem eine 
laufende Gleichgewichtseinstellung zwischen sehr fest 

Tabelle 4-9 


gebundenen und sich in Lösung befindlichen Rückstän- 
den stattfindet und daher ständig neue Fraktionen dieser 
Verbindungen in Lösung gehen können (LAWA, 2003, 
S. 14). Es werden auch PSM- Wirkstoffe nachgewiesen, 
die vergleichsweise schnell abbaubar sind und daher bis- 
her in der Bewertung als weniger problematisch einge- 
schätzt wurden. Dies gilt für das im Ackerbau verwendete 
Herbizid Bentazon, das im Berichtszeitraum von 1990 bis 
1995 von Rang 9 auf Rang 4 der im Grundwasser am 
häufigsten gefundenen PSM-Wirkstoffe vorgerückt ist. 
Wegen ihrer gefährlichen Eigenschaften beziehungsweise 
ihrer Funde in der Umwelt werden viele PSM-Wirkstoffe, 
darunter auch noch zugelassene Wirkstoffe, in den inter- 
nationalen Listen gefährlicher Sfoffe von OSPAR und 
HELCOM (s. SRU, 2004, Tz. 305 ff) und der EG- Was- 
serrahmenrichtlinie (RL 2000/60/EG; s. auch Tz. 380) 
geführt. 


Häufig nachgewiesene PSM-Wirkstoffe und Metabolite 


Rang 

1996 

bis 

2000 

Rang 

1990 

bis 

1995 

Wirkstoff/Metabolit 

Wirkstoff 

zugelas- 

sen/ 

nicht zu- 
gelassen/ 
Meta- 
bolite 

Anzahl 

der 

unter- 

suchen- 

den 

Bundes- 

länder 

Anzahl der Messstellen 
letzter Messwert an der Messstelle 

insge- 

samt 

unter- 

sncht 

nicht 

nachge- 

wiesen 

nachgewiesen 

</= 

0,1 ftg/l 

>/= 

0,1 pg/l 
bis 

</= 

1,0 pg/1 

> 

1,0 pg/1 

1 

1 

Desethylatrazin 

Metabolit 

15 

12 167 

9 882 

1 715 

557 

13 

2 

2 

Atrazin 

nicht mehr 
zugelassen 

16 

12 353 

10 472 

1 609 

262 

10 

3 

3 

Bromacil 

nicht mehr 
zugelassen 

13 

8 176 

7 855 

144 

151 

26 

4 

9 

Bentazon 

zugelassen 

15 

8 578 

8313 

195 

61 

9 

5 

6 

Diuron 

zugelassen 

16 

10 078 

9 845 

166 

50 

17 

6 

4 

Simazin 

nicht mehr 
zugelassen 

16 

12 084 

11 563 

454 

62 

5 

7 

5 

Hexazinon 

nicht mehr 
zugelassen 

13 

7 702 

7 526 

119 

51 

6 

8 

8 

Desisopropylatrazin 

Metabolit 

15 

10 479 

10 207 

216 

51 

5 

9 

___2 

2,5-Dichlorbenzamid 

Metabolit 

5 

2 362 

2215 

98 

46 

3 

10 

10 

Mecocrop (MCPP) 

zugelassen 

15 

7 851 

7 690 

119 

37 

5 

11 

___2 

Ethidimuron 

nicht mehr 
zugelassen 

6 

689 

658 

4 

10 

17 

12 

7 

Propazin 

nicht mehr 
zugelassen 

13 

8 173 

7 980 

168 

21 

4 

13 

2 

1 ,2-Dichlorpropan' 

nicht mehr 
zugelassen 

4 

984 

948 

12 

16 

8 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-225- 


Drucksache 1 5/3600 


noch Tabelle 4-9 


Rang 

1996 

bis 

2000 

Rang 

1990 

bis 

1995 

Wirkstoff/Metabolit 

Wirkstoff 

zngelas- 

sen/ 

nicht zn- 
gelassen/ 
Meta- 
bolite 

Anzahl 

der 

unter- 

snchen- 

den 

Bnndes- 

länder 

Anzahl der Messstellen 
letzter Messwert an der Messstelle 

insge- 

samt 

nnter- 

sucht 

nicht 

nachge- 

wiesen 

nachgewiesen 

< 1 = 

0,1 pg/1 

>/= 

0,1 pg/1 
bis 

</= 

1,0 pg/1 

> 

1,0 pg/1 

14 

12 

Isoproturon 

zugelassen 

16 

10 838 

10 675 

145 

18 

0 

15 

17 

Dichlorprop (2,4-DP)3 

zugelassen 

15 

7 101 

6 998 

92 

10 

1 

16 

15 

Terbuthylazin 

zugelassen 

13 

8 122 

8 035 

78 

9 

0 

17 

13 

Metolachlor 

zugelassen 

15 

7 961 

7 875 

78 

7 

1 

18 

18 

Desethylterbuthylazin 

Metabolit 

12 

7 505 

7 465 

32 

7 

1 

19 

16 

Chlortoluron 

nicht mehr 
zugelassen 

14 

6 116 

6 039 

71 

5 

1 

20 

2 

Metazachlor 

zugelassen 

13 

11 098 

11 009 

83 

6 

0 


Die bundesweit 20 häufigsten gefundenen PSM-Wirkstoffe und PSM-Abbauprodukte sind in der Tabelle nach der Häufigkeit der Messstellen, in de- 
nen der Grenzwert der Trinkwasserverordnung von 0,1 pg/l überschritten wurde, aufgeführt. 

* 1,2-Dichtorpropan kam im Stoffgemisch mit dem eigentlichen 1,3-Dichlorpropen (vollständiges Anwendungsverbot) zur Anwendung, wird aber 
von einigen Ländern ebenfalls als PSM-Einzelsubstanz geführt. 

2 Diese Einzelsubstanz wurde im Berichtszeitraum 1990 bis 1995 an sechs oder weniger Messstellen in einer Konzentration >0,1 pg/1 bestimmt 
und zählte damit nicht zu den 20 am häufigsten nachgewiesenen PSM-Wirkstoffen beziehungsweise -Metaboliten. 

^ Als Wirkstoffe in Pflanzenschutzmitteln sind Mecocrop-P beziehungsweise Dichlorprop-P zugelassen. 

Quelle: LAWA, 2003, S. 10, verändert 


340 . Durch den Einsatz von PSM entstehen erhebliche 
volkswirtschaftliche Kosten, die im Wirtschaftlichkeits- 
kalkül der Landwirte nicht berücksichtigt werden. Ob- 
gleich WAIBEL und FLEISCHER (2001) insgesamt ein 
positives Kosten-Nutzen- Verhältnis des PSM-Einsatzes 
in den westlichen Bundesländern schätzen, ist zu berück- 
sichtigen, dass die gesamtwirtschaftliche Kosten-Nutzen- 
Analyse angesichts der räumlich unterschiedlichen Belas- 
tungswirkung von PSM für die einzelfallspezifische um- 
weltpolitische Bewertung des Einsatzes von PSM nur von 
begrenztem Aussagewert ist. Je nach fallbezogenen Ein- 
satzbedingungen der PSM können nicht nur positive, son- 
dern auch erheblich negative Kosten-Nutzen-Relationen 
möglich sein. 

341 . Trotz der erheblichen Belastungen, die von PSM 
ausgehen, und der Aussagen der Landwirtschaft, den 
PSM-Einsatz zu minimieren, verharrt der Absatz von 
PSM in Deutschland seit über zehn Jahren auf einem ho- 
hen Niveau mit rund 34 000 Mg vermarkteter Wirkstoffe 
im Jahr 2001 (Abb. 4-9). Dies entspricht circa 2 kg Wirk- 
stoffverbrauch je Hektar und Jahr landwirtschaftlicher 
Nutzfläche (UBA, 2003a; MEYER, 2002, S. 9). Zusätz- 
lich werden bis zu 30 % der tatsächlich angewendeten 
PSM von den Landwirten direkt eingeführt. Deren Wirk- 
stoffanteil muss zum oben genannten Wirkstoffabsatz 
hinzugezählt werden (EU-Kommission, 2001, Nr. 22). 
Moderne PSM enthalten zunehmend hochwirksame 


Wirkstoffe, von denen kleine Mengen ausreichen, um die 
gewünschte Wirkung zu erzielen. Es wäre also zu erwar- 
ten, dass mit dieser Entwicklung eine Verringerung der 
eingesetzten Wirkstoffmenge einhergeht. Dies ist seit den 
1990er-Jahren nicht mehr der Fall und insofern bedenk- 
lich, weil damit indirekt von einer Erhöhung des einge- 
setzten Wirkstoffpotenzials ausgegangen werden kann 
(vgl. z. B. BBA, 2000; BMVEL, 2002b, S. 81). 

342 . Die bestehenden Regelungen der Pflanzenschutz- 
gesetzgebung sind unzureichend, um eine sichere und mi- 
nimale Anwendung von PSM zu gewährleisten. Aufgabe 
der Politik ist es, mit einer umfassenden Pflanzenschutz- 
strategie der Landwirtschaft einen zielorientierten Hand- 
lungsrahmen zu geben, der neue und bereits bestehende 
Möglichkeiten für die Minimierung des PSM-Einsatzes 
verdeutlicht, fördert und verstärkt. In diese Strategie müs- 
sen die Rahmenbedingungen, die den PSM-Einsatz in der 
Landwirtschaft wesentlich mitbestimmen (Landwirt- 
schaftspolitik, Verbraucherverhalten, Umweltschutzan- 
forderungen, Wettbewerb), in geeigneter Weise einbezo- 
gen und neue Rahmenbedingungen für einen innovativen 
umweltorientierten Prozess im Pflanzenschutz geschaffen 
werden. Dieser Prozess kann einen wesentlichen Beitrag 
für eine nachhaltige Landwirtschaft darstellen und 
braucht veränderte Rahmenbedingungen sowohl auf EU- 
als auch auf nationaler Ebene. 
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Abbildung 4-9 

Wirkstoffmengen der in Deutschland abgesetzten Pflanzenschutzmittel 
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■ Pflanzenschutzmittelwirkstoffe in Mg 


Quelle: BMVEL, 2002b, S. 81 


4.3.2 Strategien zum umweltverträglichen 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
in der Landwirtschaft 

343. Das Gefahrdungspotenzial, das vom Einsatz von 
PSM ausgeht, sowie die Notwendigkeit, die bestehenden 
Regelungen der Pflanzenschutzgesetzgebung zu überar- 
beiten beziehungsweise zu ergänzen, werden sowohl auf 
EU- als auch auf nationaler Ebene erkannt. Bisher besteht 
auf EU-Ebene kein Instrument, das auf die Regulierung 
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln hinzielt. Auf 
deutscher Ebene gibt es mit dem Pflanzenschutzgesetz 
und der guten fachlichen Praxis auch anwendungsbezo- 
gene Regulierungen. 

Auf europäischer Ebene ist zur Verringerung der Belas- 
tung von Mensch und Naturhaushalt mit PSM im 
6. Umweltaktionsprogramm die Ausarbeitung einer 
„Thematischen Strategie zur nachhaltigen Nutzung von 
Pestiziden“ vorgesehen. Hierzu hat die EU-Kommission 
im Jahr 2002 eine Mitteilung an den Rat, das EU-Parla- 
ment und den Wirtschafts- und Sozialausschuss mit dem 
Titel „Hin zu einer thematischen Strategie zur Nachhalti- 
gen Nutzung von Pestiziden“ (EU-Kommission, 2002c) 
vorgelegt. Auf nationaler Ebene ist im Koalitionsvertrag 
dieser Legislaturperiode die Entwicklung einer „Strategie 
zur Minderung des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln 


durch Anwendung, Verfahren und Technik sowie gute 
fachliche Praxis“ geplant. Erste Vorschläge eines Reduk- 
tionsprogramms im Pflanzenschutz wurden im Okto- 
ber 2003 von einem dazu eingesetzten Beirat vorgestellt 
(Beirat des BMVEL, 2003b). Die thematische Strategie 
der EU, ebenso wie das nationale Reduktionsprogramm 
im Pflanzenschutz sollen den bestehenden Rechtsrahmen 
ergänzen, indem sie vor allem auf die Beeinflussung der 
Verwendungsphase von PSM ausgerichtet sind, ln den 
vorgelegten Vorschlägen sind die in Tabelle 4-10 aufge- 
listeten Ziele und Maßnahmen enthalten. Wichtigste 
Handlungsbereiche sind die Reduzierung der Risiken und 
Mengen der PSM-Anwendung, die Anwendungsformen 
selbst, die finanzielle Förderung von Anbaumethoden mit 
geringem oder keinem PSM-Einsatz sowie die Kontrolle 
der PSM-Anwendung und ihrer Folgen. Ergänzend wird 
in beiden Ansätzen - jedoch mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten - die Forschung und Entwicklung als 
wichtiges Handlungsfeld hervorgehoben. Während in der 
europäischen Strategie darüber hinaus die Berichterstat- 
tung als wichtiger Baustein benannt wird, werden im nati- 
onalen Reduktionsprogramm im Hinblick auf die tatsäch- 
liche Maßnahmenumsetzung die landwirtschaftliche 
Beratung und die Öffentlichkeitsarbeit als bedeutsame 
Elemente herausgestellt. 
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Ziele und Maßnahmen der thematischen Strategie der EU 
zur nachhaltigen Nutzung von Pestiziden und 
des nationalen Reduktionsprogramms im Pflanzenschutz 



Thematische Strategie zur nachhaltigen 
Nutzung von Pestiziden der EU 

Nationales Reduktionsprogramm im 
Pflanzenschutz 

Risiko und 
Mengen 

- Minimierung der mit der Verwendung von 
PSM verbundenen Gefahren und Risiken für 
Gesundheit und Umwelt durch Aufstellung 
nationaler Pläne 

- Verringerung der Mengen schädlicher Wirk- 
stoffe, u. a. durch Substitution der gefährlichs- 
ten Wirkstoffe durch unbedenklichere 

- Reduzierung des Risikos und der Intensität der 
Anwendung von PSM, gemessen am Behand- 
lungsindex 

- Reduzierung der Überschreitungen von PSM- 
Rückstandshöchstmengen in Agrarprodukten 
auf <1 % in allen Produktgruppen 

Anwendung 

- Verringerung spezieller Risiken wie Ver- 
schmutzung von Gewässern, PSM-Einsatz in 
NATURA-2000-Gebieten und Sprühen aus 
der Luft 

- Sicherstellung und Verbesserung der Sach- 
kunde bei allen professionellen Anwendern 
und Abgebem von PSM 

- Durchsetzung der schlagbezogenen Doku- 
mentation der Anwendung von PSM 

- Erarbeitung von gezielten Maßnahmen für 

Hot Spots im Pflanzenschutz 

Förderung 

- Förderung der Anwendung von Anbaumetho- 
den ohne oder mit geringem PS-Einsatz (inte- 
grierter Anbau, ökologischer Landbau und 
biologische Schädlingsbekämpfung) 

- Sanktionen gegen Anwender: Kürzung oder 
Einstellung von Zahlungen aus Unterstüt- 
zungsprogrammen 

- Sonderabgabe auf PSM 

- Harmonisierung der Mehrwertsteuer auf PSM 

Im Rahmen von Förderprogrammen soll geför- 
dert werden: 

- Vorbeugende und nicht chemische Pflanzen- 
schutzmaßnahmen, einschließlich des biolo- 
gischen Pflanzenschutzes 

- Weiterentwicklung und Umsetzung integrier- 
ter Pflanzenschutzsysteme 

- Ökologischer Landbau 

Kontrollen 

- Verbesserung der Kontrollen der Verwendung 
und des Vertriebs von PSM 

- Meldung der produzierten sowie ein- und aus- 
geführten PSM-Mengen 

- Intensivierung der Datenerfassung über die 
PSM- Verwendung 

- Koordinierte Verstärkung des Verfahrens nach 
Artikel 17 der RL 9 1/4 14/EWG 

- Regelmäßige technische Überprüfung der An- 
wendungsgeräte 

- Einführung eines obligatorischen Systems zur 
Ausbildung 

- Durchsetzung von repräsentativen, durch 
Stichprobenverfahren getragene Pflanzen- 
schutzkontrollen und Kontrollen im Rahmen 
des Lebensmittelmonitorings 

Forschung 

und 

Entwicklung 

- Entwicklung ungefährlicherer Methoden der 
PSM- Anwendung 

- Verfahren des integrierten Pflanzenschutzes 

- Bessere Versicherungsmodelle für eventuelle 
Ertragsverluste 

- Synergistische und antagonistische Wirkun- 
gen von PSM 

- Quantifizierung der Verschmutzung aus 
Punktquellen 

- Bessere Methoden zur Beurteilung der chroni- 
schen und akuten Risiken für Säuglinge und 
Kinder 

- Entwicklung und Anwendung neuer techni- 
scher Lösungen zur sicheren, gezielten und re- 
duzierten Anwendung von PSM, neuer vor- 
beugender und nicht chemischer PSM- 
Maßnahmen 

- Weiterentwicklung bestehender Prognosesys- 
teme und anderer Entscheidungshilfen 
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noch Tabelle 4-10 



Thematische Strategie zur nachhaltigen 
Nutzung von Pestiziden der EU 

Nationales Reduktionsprogramm im 
Pflanzenschutz 

Berichter- 

stattung 

- Einführung eines transparenten Systems der 
Berichterstattung und Überwachung der er- 
zielten Fortschritte einschließlich der Ent- 
wicklung geeigneter Indikatoren 

- regelmäßige Berichterstattung über nationale 
Risikominderungsprogramme 

- Entwicklung von Indikatoren für die Festle- 
gung und Überwachung quantitativer Ziele 


Beratung 


- Verbesserung des Angebots von Beratungs- 
leistungen im Sinne des nationalen Redukti- 
onsprogramms und der Nutzung durch die 
Praktiker 

- Schaffung eines Netzes von Referenzbetrieben 

Öffentlich- 

keitsarbeit 


- Einbeziehung der Ziele des Reduktionspro- 
gramms in die Qualitätssicherungssysteme des 
Handels 

- Programm zur Aufklärung der Verbraucher 

SRU/UG 2004/Tab. 4-10; Datenquellen: EU-Kommission, 2002c; Beirat des BMVEL, 2003b 


344 . Der Umweltrat begrüßt ausdrücklich, dass sowohl 
die EU als auch die Bundesregierung eine Verbesserung 
der Pflanzenschutzpolitik anstreben. Für beide Ansätze 
gilt jedoch, dass sie ungelöste Probleme der PSM-Zulas- 
sung, insbesondere bei der Wirkstoffbewertung, nur ober- 
flächlich aufgreifen und dass sie die relevanten Aspekte 
aus benachbarten Politikbereichen, insbesondere der 
Landwirtsehaftspolitik, nicht wesentlich einbeziehen. 
Dieser Mangel an Integration aller beteiligten Politikbe- 
reiche scheint ein grundlegendes Defizit der verschiede- 
nen thematischen Strategien zu sein, die im Rahmen des 
6. Umweltaktionsprogramms entwickelt wurden (vgl. 
SRU, 2004, Tz. 22). Die thematische Strategie zur Pesti- 
zidpolitik weist zwar auf den Zusammenhang von PSM- 
Einsatz und EU-Agrarpolitik hin und schlägt die Nutzung 
der Modulation und an Umweltauflagen geknüpfte Di- 
rektzahlungen vor sowie die Förderung PSM-armer An- 
baumethoden; sie fordert jedoch keine tief greifenden 
Veränderungen der Agrarpolitik (s. dazu Kap. 4.1). Der 
Bezug der Strategie zur Richtlinie 91/414/EWG des Ra- 
tes über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
(Pflanzenschutzmittelrichtlinie), die in erheblichem Maße 
die Erreichung der Ziele „Risiko- und Gefahrenminimie- 
rung“ und „Substitution“ bestimmt, ist nur auf Einzelas- 
pekte beschränkt. Die Strategie nennt als Schwachpunkte 
der Richtlinie nur die mangelnde Bewertung synergisti- 
scher Effekte und das Fehlen von Kontrollmöglichkeiten 
für die nationale Umsetzung der in der Richtlinie defi- 
nierten Bedingungen (Abschn. 3.3.3. 1). In der Strategie 
wird die Aufnahme des Substitutionsprinzips in die 
Richtlinie vorgeschlagen und ansonsten auf den laufen- 
den Review-Prozess verwiesen. Eine Verknüpfung zwi- 
schen Zulassung und Anwendung wird nicht hergestellt. 


Während die thematische Strategie der EU eher überge- 
ordnete allgemeinere Ziele verfolgt, sind die Zielsetzun- 
gen in der nationalen Strategie etwas konkreter. Insge- 
samt fällt jedoch auf, dass keine deutliehe Abgrenzung 
der Aufgaben der beiden Ebenen EU und Nationalstaat 
erkennbar wird. Die beiden Prozesse der Erarbeitung der 
thematischen Strategie der EU und des nationalen Re- 
duktionsprogramms verlaufen nach Einschätzung des 
Umweltrates eher parallel als koordiniert. Dies ist wird 
insbesondere an den fehlenden Querbezügen zur europä- 
ischen Strategie im nationalen Reduktionsprogramm 
deutlich. 

345 . Nach Ansicht des Umweltrates sollte die themati- 
sche Strategie idealerweise vor allem EU-weite Redukti- 
onsziele, Indikatoren und EU-weit verbindliche Standards 
für nationale Reduktionsprogramme festlegen, einheitli- 
che Datenerfassungen einführen, einen Prozess für die 
Definition von kulturspezifischen Kriterien für integrier- 
ten Anbau in Gang setzen und die Zielsetzungen und 
Maßnahmen der den PSM- Verbrauch betreffenden Poli- 
tikbereiche integrieren. Die thematische Strategie sollte 
verbindlich die Einführung nationaler Reduktionspro- 
gramme festschreiben. Hierfür braucht sie einen Rechts- 
rahmen, der derzeit nicht vorgesehen ist. Die Ausgestal- 
tung der PSM-Reduktionsprogramme, inklusive der 
Konkretisierung quantitativer Ziele, sowie die Wahl der 
geeigneten Maßnahmen sollten dann auf nationaler Ebene 
erfolgen. 

346 . Das Fehlen quantitativer Zielsetzungen inklusive 
zeitlicher Fristen in beiden Strategien ist aus Sicht des 
Umweltrates problematisch (s. auch Tz. 1264 und 
Tz. 1310). Während aufgrund der schlechten Datenlage 
eine Festlegung von Reduktionszielen auf EU-Ebene der- 
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zeit vor allem politischen Charakter hätte, besteht in 
Deutschland unter Experten Konsens, dass eine Re- 
duktion um 30 % des PSM-Einsatzes allein im Rahmen 
der guten fachlichen Praxis möglich ist (BBA, 2002; 
SCHÄFERS und HALBUR, 2002). Dies sollte in das 
deutsche Reduktionsprogramm als Zielsetzung bis 2008 
aufgenommen werden. Die definierten Indikatoren bezie- 
hungsweise Zielsetzungen im deutschen Programm, näm- 
lich die Einhaltung des „notwendigen Maßes“, gemessen 
am Behandlungsindex ausgewählter Referenzbetriebe, ist 
für die Betriebsebene ein geeigneter Indikator und lässt 
sich mit einem übergeordneten Reduktionsziel vereinba- 
ren. Im Reduktionsprogramm häufiger verwendete Be- 
griffe wie „Verringerung“, „Verbesserung“ und „Erhö- 
hung“ brauchen ebenfalls klare quantitative 
Festlegungen. 

347. Der Beirat für das deutsche Reduktionsprogramm 
spricht sich in seinem Maßnahmenpaket parallel zur Re- 
duktion des PSM-Einsatzes explizit für die weitere Förde- 
rung des ökologischen Landbaus aus, ohne jedoch weiter 
gehende Vorschläge zu machen. Während sich das PSM- 
Reduktionsprogramm auf den konventionellen Anbau 
konzentriert, sollten die Erfahrungen des ökologischen 
Landbaus für den konventionellen Landbau und die Errei- 
chung des PSM-Reduktionsziels deutlich gemacht wer- 
den. So wird zwar bei Umstellung auf den ökologischen 
Landbau grundsätzlich vom Einsatz von PSM abgesehen 
und dadurch ein Beitrag zur PSM-Reduktion geleistet, 
doch können konventionell wirtschaftende Landwirte zu- 
sätzlich methodisch von den Erfahrungen ökologisch 
wirtschaftender Landwirte im Bereich des Pflanzenschut- 
zes ohne chemische PSM profitieren. Entsprechend der 
allgemeinen agrarpolitischen Zielsetzung sollte der öko- 
logische Landbau auch im Sinne einer PSM-Reduktions- 
strategie bis zum Jahr 2010 auf 20% der Landwirt- 
schaftsfläche ausgedehnt werden. Neben einer 
ausreichenden Ausstattung der Agrarfördermittel für den 
ökologischen Landbau ist darüber hinaus insbesondere 
die Vermarktung ökologisch erzeugter Lebensmittel zu 
unterstützen (Kap. 4.1; SRU, 2002b, Tz. 82 f). Zur trans- 
parenten Kommunikation der Erfolge einer PSM-Reduk- 
tionsstrategie sollten die durch Erweiterung des Ökoan- 
baus eingesparten PSM- Aufwandmengen getrennt von 
den Einsparungen durch den konventionellen Anbau er- 
fasst und in der Öffentlichkeit dargestellt werden. 

4.3.3 Instrumente zur Verminderung von 
Risiken durch Pflanzenschutzmittel 

348. Im Folgenden werden die zur Verminderung von 
Risiken durch PSM derzeit verfügbaren Instrumente 
- auch im Hinblick auf die auf EU- und deutscher Ebene 
vorgeschlagenen PSM-Strategien - kritisch untersucht. 
Auf EU-Ebene ist das wichtigste rechtlich verbindliche 
Instrument zur Beeinflussung der PSM-Anwendung der- 
zeit die Wirkstoffbewertung entsprechend der Richt- 
linie 91/414/EWG. Andere Instrumente zur Umsetzung 
der in der thematischen Strategie angesprochenen Zielset- 
zungen betreffen die Landwirtschaftspolitik, die Umset- 
zung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und ihrer Tochter- 
richtlinien, und den Meeresschutz (OSPAR und 


HELCOM) und werden im Rahmen dieses Kapitels nicht 
weiter ausgeführt (s. hierzu Kap. 8.1; SRU, 2004). Die 
spezifischen Instrumente auf deutscher Ebene sind die 
Zulassung mit entsprechenden auf das PSM abgestimm- 
ten Anwendungsbestimmungen und für die PSM-Anwen- 
dung allgemein die gute fachliche Praxis im Pflanzen- 
schutz. Diese Instrumente weisen derzeit große Defizite 
auf 

4.3.3. 1 Das Zulassungsverfahren für 

Pflanzenschutzmittel 

349. Die Zulassung, das Inverkehrbringen, die Anwen- 
dung und die Kontrolle von PSM werden EU-weit durch 
die Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen 
von PSM grundsätzlich geregelt. Danach erfolgt die 
Wirkstoffbewertung auf EU-Ebene (Tz. 350) und die Zu- 
lassung der Produkte auf Mitgliedstaatsebene (Tz. 352). 
Auf Bundesebene regeln das Pflanzenschutzgesetz 
(PflSchG) und seine nachgeordneten Verordnungen die 
Zulassung von PSM. 

Die Richtlinie 91/414/EWG, die auf europäischer Ebene 
das Bewertungs verfahren für Wirkstoffe regelt, befindet 
sich derzeit in Überarbeitung. Damit ist die Chance gege- 
ben, diese Richtlinie mit den verwandten Rechtsberei- 
chen, wie der Chemikalienpolitik (Risikobewertung für 
den marinen Bereich) und vor allem der EU-Wasserrah- 
menrichtlinie, sowie den internationalen Vereinbarungen 
zum Meeresumweltschutz (OSPAR und HELCOM) zu 
harmonisieren und die Zielsetzungen dieser Regelungen 
in der Pflanzenschutzmittelrichtlinie und in der themati- 
schen Strategie zur nachhaltigen Nutzung von Pestiziden 
zu berücksichtigen. Dadurch kann auch ein Beitrag zur 
Minimierung der von den PSM ausgehenden Risiken - ei- 
ner wichtigen Zielsetzung der thematischen Strategie der 
EU - geleistet werden. 

Im Folgenden wird zunächst auf die Wirkstoffbewertung 
auf EU-Ebene und dann auf die PSM-Zulassung und die 
gute fachliche Praxis des Pflanzenschutzes in Deutsch- 
land als zentrale Instrumente zur Regelung des PSM-Ein- 
satzes eingegangen. Ergänzend schlägt der Umweltrat 
eine Abgabe auf Pflanzenschutzmittel (Pestizidabgabe) 
als neues Instrument in der Pflanzenschutzpolitik vor. Die 
landwirtschaftliche Beratung sowie die Überwachung der 
PSM-Anwendung und die von ihnen ausgehende Um- 
weltbelastung vervollständigen die zur Verfügung stehen- 
den Instrumente. 

Wirkstoffbewertung auf EU-Ebene 

350. Die Richtlinie 9 1/4 14/EWG sieht vor, dass alle 
neuen Wirkstoffe einer Bewertung unterzogen werden, 
bevor sie auf den Markt gelangen können. Die Daten für 
die Bewertung hat der Hersteller zu liefern, der den Stoff 
für die Bewertung anmeldet (notifiziert). Zulassungsfa- 
hige Wirkstoffe werden in Annex I der Richtlinie aufge- 
nommen. Die Mitgliedstaaten können im Prinzip nur 
PSM mit Wirkstoffen aus dem Annex I zulassen. Für die 
vor Inkrafttreten der Richtlinie 91/414/EWG auf dem 
Markt verfügbaren „alten“ PSM-Wirkstoffe gilt jedoch 
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eine Übergangsfrist fiir die schrittweise Bewertung, bis 
zu der diese Wirkstoffe weiterhin ohne einheitliehe Prü- 
fung auf dem Markt verbleiben konnten. Die Altstoffbe- 
wertung sollte ursprünglich bis Juli 2003 abgeschlossen 
sein. Von 834 vorhandenen Wirkstoffen hatten jedoch bis 
Anfang 2002 erst 3 1 das gesamte Bewertungs verfahren 
durchlaufen (EU-Parlament, 2003). Die EU-Kommission 
verlängerte daraufhin die Frist bis 2008 für diejenigen 
Sfoffe, die von den Herstellern fristgerecht notifiziert 
wurden. 320 Wirkstoffe wurden jedoch nicht notifiziert 
und wurden bis Ende 2003 vom Markt genommen. Darü- 
ber hinaus hat die EU-Kommission im Juli 2003 weitere 
110 Wirkstoffe benannt, für die die Hersteller ebenfalls 
signalisiert haben, sie bis Ende 2003 vom Markt zu neh- 
men. Weitere 20 Wirkstoffe haben die Neubewertung 
nicht bestanden, sodass seit Beginn des Jahres 2004 
450 „Altwirkstoffe“ nicht mehr auf dem europäischen 
Markt erhältlich sind. 

Diese Verringerung der Stoffvielfalt ist nicht unbedingt 
damit gleichzusetzen, dass die gefährlichsten Mittel vom 
Markt genommen werden. Betroffen sind eher wirtschaft- 
lich nicht lohnende Wirkstoffe, zum Beispiel solche mit 
nur geringem Anwendungsspektrum auf Sonderkulturen. 
Durch die Verringerung der Wirkstoffvielfalt kann es im 
Pflanzenschutz unter Umständen Probleme geben. Denn 
nachhaltige Nutzung von PSM heißt nicht, nur wenige 
Breitbandmittel einzusetzen, sondern kann auf die Viel- 
falt der Mittel angewiesen sein. Nachhaltige Nutzung von 
PSM wird letztendlich durch die Gesamtmenge und die 
Eigenschaften der eingesetzten Mittel sowie die verwen- 
deten Techniken bestimmt, nicht durch eine möglichst ge- 
ringe Anzahl verfügbarer Mittel. 

351 . Einer der wichtigsten Kritikpunkte an der beste- 
henden Richtlinie ist, dass es derzeit an eindeutigen Kri- 
terien für die Aufnahme oder Ablehnung eines Wirkstof- 
fes in Annex I mangelt (EU-Parlament, 2003) und keine 
klaren Ausschlusskriterien (cut off-criteria) für kritische 
Eigenschaften (Persistenz, Toxizität, Bioakkumulierbar- 
keit) bestehen. Außerdem werden die Abbauprodukte 
(Metaboliten) nur ungenügend berücksichtigt und das Be- 
wertungsverfahren bezieht die bestehenden Unsicherhei- 
ten, die sich aus Bewertungslücken ergeben (hormonelle 
Wirkungen, synergistisch wirkende Hilfsmittel, additive 
und synergistische Wirkungen mehrerer Wirkstoffe in der 
Umwelt), unzureichend ein. Zudem werden bei der Auf- 
nahme eines Stoffes in den Annex I die geprüften „siche- 
ren“ Anwendungen unzureichend kommuniziert. 

Annex I ist keine Positivliste unbedenklicher Wirkstoffe. 
Für PSM-Wirkstoffe ist eine völlige „Unbedenklichkeit“ 
auch nicht zu erwarten. Allerdings sollten aus Sicht des 
Umweltrates PSM, die umweltoffen und von einer großen 
Anzahl von Anwendern eingesetzt werden, bereits auf- 
grund ihrer inhärenten Eigenschaften möglichst sicher, 
also „eigensicher“ sein (vgl. auch MEYER, 2002, 
S. 20 f). Das Bewertungsverfahren muss dazu Wirkstoffe 
mit bestimmten Eigenschaften sicher aussortieren. Dazu 
gehören chronisch toxische Wirkstoffe, insbesondere 
Krebs erregende, mutagene oder reprotoxische Wirk- 


stoffe, nicht leicht abbaubare Wirkstoffe sowie Wirkstoffe 
mit Anreicherungspotenzial. 

Eine Einführung von Ausschlusskriterien für Persistenz, 
Bioakkumulierbarkeit und Toxizität in die Wirkstoffbe- 
wertung ist ebenfalls zur Harmonisierung der Richtlinie 
mit verwandten Rechtsbereichen, wie der Chemikalien- 
politik und vor allem der EG- Wasserrahmenrichtlinie, so- 
wie den internationalen Vereinbarungen zum Meeresum- 
weltschutz (OSPAR und HELCOM) notwendig, wobei 
nach Auffassung des Umweltrates die von der OSPAR- 
Kommission beschlossenen PBT-Kriterien als Bewer- 
tungsgrundlage dienen sollten und nicht die höher ange- 
setzten PBT-Kriterien für die Industriechemikalien. Die 
PSM-Wirkstoffe fallen nicht in den Zuständigkeitsbereich 
der zukünftigen neuen Chemikalienpolitik (RE ACH). 
Ihre umweltoffene Anwendung rechtfertigt umfassen- 
dere Ausschlusskriterien, als sie für die Industriechemi- 
kalien vorgesehen sind. 

Zulassungsverfahren auf nationaler Ebene 

352 . Bei der Zulassung und Risikobewertung von Pflan- 
zenschutzmitteln nach dem Pflanzenschutzgesetz hatte 
die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirt- 
schaft bis zum Jahr 2002 eine hervorgehobene Stellung. 
Inzwischen sind durch die Einrichtung des Bundesamtes 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit die Zu- 
ständigkeiten neu geordnet worden. Dadurch wurde Um- 
weltgesichtspunkten eine stärkere Bedeutung zugemes- 
sen, insbesondere durch die weitreichendere Einbindung 
des Umweltbundesamtes durch Be- oder Einvemehmens- 
regelungen (zu Letzterem vgl. z. B. § 15 Abs. 3 
Nr. 3 PflSchG). 

Grundsätzlich dürfen PSM EU-weit entsprechend dem 
Prinzip der Indikationszulassung nur für bestimmte Indi- 
kationen, das heißt für eine bestimmte Schädigung auf ei- 
ner für das Mittel zugelassenen Kulturpflanze, zugelassen 
werden. Bis zur Einführung der Indikationszulassung in 
Deutschland im Jahr 1998 konnten PSM auch für nicht 
ausdrücklich in der Gebrauchsanweisung ausgewiesene 
Zwecke eingesetzt werden. So konnten für gewisse Ein- 
satzfelder im Pflanzenschutz (Indikationen), für die keine 
für diesen Zweck zugelassenen PSM zur Verfügung stan- 
den, dennoch PSM legal angewendet werden. Dies ist mit 
der Umsetzung der Indikationszulassung nicht mehr mög- 
lich. Daher tritt nun häufig der Fall ein, dass für ein Ein- 
satzfeld kein für diesen Zweck zugelassenes PSM zur 
Verfügung steht. Dies wird als so genannte Indikationslü- 
cke bezeichnet. 

Auf Antrag der Industrie, dem Arbeitskreis Lückenindi- 
kation der Länder oder der Berufsverbände Pflanzen- 
schutzmittel können auf Basis von § 1 8 PflSchG in einem 
Ausnahmeverfahren PSM für andere Indikationen zuge- 
lassen werden (MEYER, 2002, S. 22). Der Umweltrat be- 
wertet die Schließung von Indikationslücken mit verfüg- 
baren chemischen Pflanzenschutzmitteln allein als ein 
wenig aussichtsreiches Verfahren, da weitere Lücken ins- 
besondere durch Resistenzbildung oder durch Zulas- 
sungsrücknahmen problematischer Mittel ständig neu 
entstehen werden. So spiegeln die Indikationslücken die 
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begrenzten Möglichkeiten des chemischen Pflanzen- 
schutzes wider. Nach Ansicht des Umweltrats sollten des- 
halb die Forschung und Entwicklung nicht chemischer 
Verfahren erheblich gefordert werden. Die „grüne“ Gen- 
technik kann zwar zur Reduzierung von PSM-Aufwand- 
mengen beitragen und wird im Vorschlag des Beirats des 
Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung 
und Landwirtschaft (BMVEL-B eirat) für ein Reduktions- 
programm als kontrovers diskutierter Punkt aufgeführt. 
Der Umweltrat sieht jedoch den Einsatz der „grünen“ 
Gentechnik insgesamt kritisch (Tz. 954). 

Die Indikationslücken sind in der EU nicht einheitlich. 
Teilweise sind in Nachbarländern noch Mittel zugelassen, 
die in Deutschland verboten sind und für die kein Ersatz- 
mittel verfügbar ist, also eine Indikationslücke entsteht. 
Dies bedeutet für die betroffenen Landwirte beziehungs- 
weise Gemüsebauern einen erheblichen Wettbewerbs- 
nachteil. Daher ist die Harmonisierung der nationalen Zu- 
lassungsverfahren dringend notwendig, damit in den 
benachbarten Ländern von den konkurrierenden Landwir- 
ten beziehungsweise Gemüsebauern keine Mittel einge- 
setzt werden dürfen, die in Deutschland verboten sind. 

Anwendungsbestimmungen im Rahmen 
der Zulassung 

353 . Anwendungsbestimmungen sind ein Teil der Zu- 
lassung von Pflanzenschutzmitteln, also Auflagen, die an 
die Zulassung geknüpft werden. Die Richtlinie 91/414/EWG 
fordert die Kontrolle der Anwendungen von PSM auf 
Mitgliedstaatenebene. Sie legt dafür aber keinen Rahmen 
und keine Grundsätze fest. Damit bestehen in verschiede- 
nen EU-Staaten sehr uneinheitliche Regelungen zur An- 
wendung von PSM, teilweise fehlen sie sogar völlig. 

Derzeit gelten in Deutschland über 500 detaillierte und 
zum Teil mit Hinweis auf andere Regelungen versehene 
Anwendungsbestimmungen und Gefahrenhinweise, die 
kodiert in die Zulassungsbestimmungen aufgenommen 
werden können (MEYER, 2002, S. 23). Die wichtigsten 
Anwendungsbestimmungen betreffen 

- Abstandsregelungen zu Gewässern (zur Vermeidung 
der Abdrift), 

- Regelungen zur Vermeidung von Abschwemmungen 
an Hanglagen, 

- Hinweise zur Vermeidung von Einträgen in Gewässer 
(inklusive Einträgen in die Kanalisation und aus Hof- 
abläufen), 

- Anwendungseinschränkungen, z. B. Begrenzung der 
Anwendungshäufigkeiten und Aufwandmengen. 

Insgesamt ist zu bemängeln, dass die Anwendungsbe- 
stimmungen teilweise (MEYER, 2002, S. 24) 

- nicht praxisgerecht sind (z. B. Einhaltung geringer 
Geschwindigkeiten beim Ausbringen) oder nicht 
gleichmäßig alle Landwirte wirtschaftlich betreffen 
(Abstandsregelungen), 

- wichtige Problembereiche vernachlässigen (z. B. un- 
klare Vorgaben für Reinigung der Spritzgeräte), 


- für ihre Umsetzung eine Einschätzung der Beeinträch- 
tigungen fordern, ohne Kriterien dafür zu liefern, 

- der Kontrollpraxis nicht entsprechen, weil sie einen 
erheblichen, nicht leistbaren behördlichen Kontroll- 
aufwand erfordern (z. B. Zulassung für bestimmte Bo- 
dentypen). 

Die Einhaltung der Anwendungsbestimmungen ist des- 
wegen eingeschränkt. Zudem werden Ausnahmeregelun- 
gen für Sondergebiete definiert oder die Regelungen wer- 
den insgesamt außer Kraft gesetzt. 

354 . Ein problematischer Bereich der Anwendungsbe- 
stimmungen im PSM-Zulassungsverfahren betrifft die 
Abstandsregeln, die zum Schutz benachbarter Flächen 
und vor allem Gewässer notwendig sind. Mit den Ab- 
standsregelungen sollen Einträge in umliegende Flächen 
durch Abdrift, Verflüchtigung und Abschwemmung auf 
ein unbedenkliches Maß reduziert werden. Die Abstands- 
regelungen werden in der Praxis von den PSM-Anwen- 
dem nur eingeschränkt akzeptiert und teilweise gar nicht 
beachtet (BACH et ah, 1999, S. 51). Die Bestimmungen 
zu den Abstandsauflagen sind zurzeit in Überarbeitung. 
Um schlecht kontrollierbare Abstandsauflagen gering zu 
halten, wird vor allem auf den Einsatz verlustmindemder 
Spritz- und Ausbringungstechnik gesetzt. Wenn eine sol- 
che Technik eingesetzt wird, werden die Abstandsaufla- 
gen entsprechend geringer festgelegt (UBA, 2003c). 

Zusätzlich zu den Anwendungsbestimmungen aufgrund 
des PflSchG existieren in den meisten Bundesländern ge- 
setzliche Verpflichtungen durch die Landeswasserge- 
setze sowie darauf gestützte Rechtsverordnungen. Daher 
werden Zulassungen und Genehmigungen generell mit 
der Kennzeichnungsauflage verbunden, die landesrecht- 
lich vorgegebenen Mindestabstände zu Oberflächenge- 
wässem einzuhalten. Diese Mindestabstände schwanken 
zwischen drei und 50 Metern, liegen aber meist zwischen 
fünf und zehn Metern. Teilweise differenzieren die Län- 
der noch zusätzlich zwischen dem innerörtlichen Bereich 
und dem Außenbereich. Die meisten Länderregelungen 
sehen zusätzliche Ausnahmeregelungen vor. So können 
die zuständigen Behörden sowohl strengere als auch we- 
niger strenge Abstandsauflagen festlegen. 

355 . Der Umweltrat empfiehlt, das nationale Zulas- 
sungsverfahren im Hinblick auf den Gewässerschutz zu 
modifizieren, die Zulassungsdauer zu verkürzen sowie 
ein Nachzulassungsmonitoring einzuführen (LAWA, 
2003, S. 19; auch NIEHUES, 2002). Darüber hinaus 
sollte eine Rezeptpflicht für die Anwendung von (Total-) 
Herbiziden auf Nichtkulturland eingeführt werden. Nach 
Ansicht des Umweltrates sollte generell der Einsatz ver- 
lustmindemder Spritz- und Ausbringungstechnik zur 
Auflage gemacht werden. Da im Zusammenhang mit der 
Umsetzung EU-rechtlicher Vorgaben zum Gewässer- 
schutz mehrere Länder planen, ihre rechtlichen Vorgaben 
zu ändern, sollte dies zu einer Vereinheitlichung der Vor- 
schriften genutzt werden, um auf Seiten der betroffenen 
Landwirte mehr Rechtsklarheit und Akzeptanz zu schaf- 
fen (vgl. UBA, 2003c). 
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4.3. 3.2 Abgabe auf Pflanzenschutzmittel 

356. In früheren Gutaehten (SRU, 1998, Tz. 265, 1996, 
Tz. 205) hatte sich der Umweltrat bereits mit Vorschlägen 
zur Einführung einer Abgabe auf PSM auseinander ge- 
setzt. Vor dem Hintergrund des damaligen Stands des 
Wissens wurde dieses Instrument aufgrund seiner poten- 
ziell geringen Lenkungswirkung und befürchteter admi- 
nistrativer Umsetzungsprobleme eher skeptisch beurteilt. 
Inzwischen liegen eine Reihe internationaler Erfahrungen 
mit dem Einsatz einer Abgabe auf PSM, insbesondere in 
den skandinavischen Ländern (ECOTEC, 2001), und neu- 
ere Erkenntnisse aus der landwirtschaftlichen Forschung 
vor. Vor diesem Hintergrund nimmt der Umweltrat eine 
Neubewertung der Option einer Abgabe auf PSM vor. 

Die Nachfrage nach PSM gilt kurz- bis mittelfristig als 
vergleichsweise unelastisch. Bei gegebenen Kulturpflan- 
zen und landwirtschaftlichen Produktionsmethoden be- 
stehen nur geringe Substitutionsmöglichkeiten für den 
Einsatz von PSM. Dieses Problem wird durch eine Reihe 
von Elastizitätsschätzungen bestätigt. So ermitteln Stu- 
dien für unterschiedliche EU-Mitgliedsländer kurz- bis 
mittelfristige Preiselastizitäten der Nachfrage nach PSM 
in einer Spannweite von -0,1 bis -0,5; das bedeutet, 
dass bei einem l%igen Preisanstieg mit einer Nachfrage- 
senkung lediglich in Höhe von 0,1 bis 0,5 % zu rechnen 
ist (HOEVENAGEL, 1999, S. 39; WAIBEL und FLEI- 
SCHER, 2001, S. 4). Dies weist daraufhin, dass durch 
eine Abgabe auf PSM kurzfristig zunächst keine deutli- 
che Umweltentlastung erreichbar zu sein scheint. Schät- 
zungen der langfristigen Preiselastizitäten zeichnen je- 
doch ein etwas differenzierteres Bild über die 
Anpassungseffekte der Landwirtschaft an erhöhte Preise 
für PSM. Hier wurden Preiselastizitäten in einem Bereich 
von -0,5 bis -1,1 ermittelt (HOEVENAGEL, 1999, 
S. 39; WAIBEL und FLEISCHER, 2001, S. 4). Über 
einen längeren Zeitraum können umweltschonendere 
Anbaumethoden, besser angepasste Kulturpflanzen und 
optimierte Pflanzenschutzmittel spürbare Substitutions- 
spielräume eröffnen. Inzwischen wird eine Reduktion des 
PSM-Einsatzes um 30 % im Rahmen der guten fachli- 
chen Praxis des Pflanzenschutzes als möglich angesehen 
(Tz. 358). Darüber hinaus induziert eine Abgabe auf PSM 
mittel- bis langfristige Anreize, weniger umweltbeein- 
trächtigende Substanzen zu entwickeln und einzusetzen. 
Aufgrund der höheren langfristigen Preiselastizitäten 
dürfte diese dynamische Lenkungswirkung beim Einsatz 
einer Abgabe auf PSM die größten Umweltentlastungs- 
wirkungen nach sich ziehen. 

Bei der Bestimmung des Abgabensatzes ist zur Verbesse- 
rung der Lenkungswirkung eine Differenzierung nach der 
gesundheitlichen und ökologischen Belastung der aktiven 
Substanzen im jeweiligen PSM sinnvoll. Die Bemes- 
sungsgrundlage der Abgabe sollte dabei möglichst an der 
umweltbelastenden Wirkung des PSM ansetzen. Eine 
pauschale Besteuerung der PSM-Menge beziehungsweise 
der Menge der aktiven Substanzen in PSM ist dagegen 
nicht empfehlenswert, da hierdurch ein Anreiz besteht, 
auf höher wirksame, niedrig dosierte PSM mit nicht 
zwangsläufig niedrigerer negativer Umweltwirkung aus- 


zuweichen. Obgleich eine eindeutige Kategorisierung der 
Umweltschädlichkeit der Mittel aufgrund der Vielzahl der 
Umweltwirkungen nicht unproblematisch ist, erscheint 
die Erarbeitung einer geeigneten, wirkstoffspezifischen 
Systematik anhand verschiedener Umweltkriterien vor- 
teilhaft. Um unvermeidbare Anpassungskosten zu redu- 
zieren und den Lenkungseffekt der Abgabe zu beschleu- 
nigen, sollten die Einnahmen aus der Abgabe für eine 
bessere Pflanzenschutzberatung und im Bereich der For- 
schung und Entwicklung umweltschonender Pflanzen- 
schutz- und Anbaumethoden zweckgebunden verwendet 
werden. 

4.3.3. 3 Die Anwendung von Pflanzenschutz- 

mitteln im Rahmen der guten 
fachlichen Praxis 

357. Im Vorschlag des Beirats für ein deutsches PSM- 
Reduktionsprogramm ist als wesentliche Maßnahme die 
„Erhöhung der Anforderungen im Rahmen der guten 
fachlichen Praxis“ genannt. 

Nach § 2a PflSchG darf Pflanzenschutz nur nach der gu- 
ten fachlichen Praxis durchgeführt werden, die durch 
bundesweit gültige Grundsätze im Jahr 1998 konkretisiert 
wurde (BMJ, 1998). Danach soll die gute fachliche Praxis 
insbesondere 

- den Status quo und damit die Summe der positiven 
und negativen Erfahrungen wiedergeben, 

- dynamisch sein, das heißt, nicht bewährte und nicht 
mehr akzeptable Methoden sollen verworfen und neue 
Elemente einbezogen werden, 

- sich dem integrierten Anbau nähern und diesen als 
Leitbild betrachten sowie 

- von den Landwirten eigenverantwortlich umgesetzt 
werden. 

Die gute fachliche Praxis enthält Aussagen sehr unter- 
schiedlicher Qualität und Realisierbarkeit. So umfasst sie 
einerseits Grundsätze, die den Wortlaut des PflSchG und 
entsprechender Verordnungen nur wiederholen, wie zum 
Beispiel Verwendung zugelassener PSM und geprüfter 
funktionssicherer Geräte. Andererseits beinhalten diese 
Grundsätze auch methodische Vorgaben, die prinzipiell 
direkt anwendbar sind, wie zum Beispiel die Auswahl to- 
leranter beziehungsweise resistenter Sorten, die jedoch 
unter den bestehenden agrarpolitischen Rahmenbedin- 
gungen kaum praktikabel oder wirtschaftlich umsetzbar 
sind, oder die Bevorzugung nichtchemischer Alternativen 
(außer im ökologischen Landbau) sowie die standortge- 
rechte Auswahl und Gestaltung von Anbausystemen 
(MEYER, 2002, S. 33). Auch wesentliche konkrete Ele- 
mente wie Dokumentation und Schadschwellenbestim- 
mung sind nicht verbindlich. Im Gegensatz zur verbind- 
lichen Formulierung im PflSchG haben die 
konkretisierenden Grundsätze für die Durchführung der 
guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz (BMJ, 1998) 
zudem nur empfehlenden Charakter. Insgesamt setzt die 
gute fachliche Praxis damit nicht mehr als einen Rahmen, 
an dem sich die Landwirte beim umweit- und sachgerech- 
ten Einsatz von PSM orientieren müssen. 
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Daten zu Hofabläufen zeigen, dass ganz einfaehe Grund- 
sätze der guten fachlichen Praxis nicht eingehalten wer- 
den. So empfiehlt die gute fachliche Praxis, Ausbrin- 
gungsgeräte auf dem Feld zu reinigen. Dies wird offenbar 
unzureichend umgesetzt. Denn Hofabläufe von PSM, die 
bei der Reinigung der Ausbringungsgeräte auf den Hof- 
flächen entstehen, sind einer der größten einzelnen Ein- 
tragspfade für PSM in Oberflächengewässer 
(MÜLLER et ah, 2000, S. 180). Die Reinigung der Aus- 
bringungsgeräte auf dem Feld - und zwar langfristig auch 
die Außenreinigung der Geräte - sollte verbindlich fest- 
geschrieben werden. 

358. Von besonderem Interesse im Rahmen der guten 
fachlichen Praxis im Zusammenhang mit dem deutschen 
Reduktionsprogramm ist die eingesetzte Aufwand- 
menge. Eine umfassende Studie der Biologischen Bun- 
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft über mehrere 
Jahre zeigt, dass eine ausreichende Wirkung gegen Bei- 
kräuter und andere Schaderreger erzielt werden kann, 
wenn die Menge an Pflanzenschutzmitteln um 20 bis 50 % 
reduziert wird (BBA, 2002). Besonders interessant ist die 
PSM-Reduktion bei Herbiziden. Sie machen circa die 
Hälfte aller in Deutschland eingesetzten PSM aus. Im 
Vergleich zu den normal behandelten Flächen verringerte 
sich durch die Wirkung der halben Dosis an Herbiziden 
der Ertrag auf den Versuchsflächen nur um zehn Prozent. 
Auch bei Fungiziden wirkt die halbe Dosis an Mitteln in 
vielen Fällen ebenso wie die volle Dosis. Je nach Witte- 
rungsbedingungen und der angebauten Sorte kann der 
Fungizidaufwand deutlich verringert werden. Bei Insekti- 
ziden kann entsprechend der Forschungsergebnisse die 
Aufwandmenge reduziert werden, wenn der Befall im 
Bereich der so genannten Bekämpfungsschwelle liegt. 
Die Bekämpfungsschwelle beschreibt den Grad des 
Befalls mit Schadinsekten, bei dem eine Bekämpfung 
wirtschaftlich sinnvoll ist. Die in der Praxis üblichen 
überhöhten PSM-Aufwandmengen sind darauf zurückzu- 
führen, dass die Hersteller quasi hundertprozentigen Er- 
folg gewährleisten müssen und daher die empfohlenen 
Aufwandmengen in entsprechend hohen Bereichen liegen 
(BBA, 2002). Vor diesem Hintergrund wurde von Vertre- 
tern aus Politik, Behörden, Wissenschaft, Landwirtschaft 
und Handel die Minderung des PSM-Einsatzes um 30 % 
allein innerhalb des derzeitigen konventionellen Anbau- 
systems durch verbesserte Beratung und Technik als 
machbar bewertet (s. auch MEYER, 2002; UBA, 2003c). 
Allein auf der Grundlage der allgemeinen Grundsätze der 
guten fachlichen Praxis ist jedoch eine entsprechende 
Aufwandverringerung nicht erreicht worden. 

359. Zusammenfassend stellt der Umweltrat fest, dass 
die gute fachliche Praxis als Instrument für die Umset- 
zung des Reduktionsprogramms in der vorliegenden 
Form nicht ausreichend ist. Der Umweltrat unterstützt die 
grundsätzlichen Forderungen des BMVEL-Beirats nach 
höheren Anforderungen der guten fachlichen Praxis und 
einer stärkeren Durchsetzung der Grundsätze des inte- 
grierten Pflanzenschutzes. Die gute fachliche Praxis 
braucht außerdem verbindlich formulierte Handlungsan- 
weisungen. 

Zur Umsetzung des Reduktionsprogramms sollten die 
Grundsätze zur guten fachlichen Praxis in zwei Ab- 


schnitte unterteilt werden: Der erste Abschnitt sollte ei- 
nen allgemeinen Teil mit einer vollständigen Wiedergabe 
der rechtlichen Bestimmungen, die alle Produktionsberei- 
che betreffen, enthalten. Der zweite Teil sollte als hand- 
lungsorientierter Leitfaden konzipiert werden und spezi- 
elle Regelungen für die einzelnen Anbaukulturen 
benennen. Neben den ohnehin geltenden rechtlichen Spe- 
zialregelungen für die Kulturarten sollten im zweiten Teil 
auch Maßnahmen der guten fachlichen Praxis festge- 
schrieben werden und Anbauverfahren, die sich im öko- 
logischen Anbau als praktikabel erwiesen haben, aufge- 
zeigt werden. Das heißt, für jede Kulturart sollte 
festgeschrieben werden, was gute fachliche Praxis und 
was integrierter Pflanzenschutz bedeuten. 

4.3.3.4 Beratung 

360. Für die Umsetzung der Reduktionsziele ist eine in- 
tensive Begleitung des PSM-Einsatzes erforderlich, die 
letztendlich nur durch spezielle regelmäßige Beratung der 
Landwirte sichergestellt werden kann. Die landwirt- 
schaftliche Beratung im Pflanzenschutz wird derzeit von 
staatlichen und privaten Institutionen angeboten und ist je 
nach Anbieter und Detaillierungsgrad für den Landwirt 
mit Kosten verbunden (BRUCKMEIER, 1987; 
HOFFMANN, 1995, S. 227). Auch die Beratung über die 
Landwirtschaftsämter und -kammem ist zunehmend dem 
allgemeinen Kostendruck ausgesetzt, was zur Reduzie- 
rung der Beratungskapazitäten und zur Erhebung von Ge- 
bühren führt (HOFFMANN, 2002, S. 347; vgl. auch 
HOFFMANN, 1995, S. 227). In einigen Bundesländern, 
insbesondere denjenigen mit überwiegend landwirtschaft- 
lichen Großbetrieben wie Brandenburg, Mecklenburg- 
Vorpommern und Sachsen-Anhalt, gibt es daher über- 
haupt keine staatliche Beratung mehr. Stattdessen wird 
teilweise die private landwirtschaftliche Beratung durch 
Selbstständige, Vereine, Verbände und Kirchen bezu- 
schusst. Dieser Abbau der tendenziell unabhängigeren 
staatlichen Beratung ist um so bedauerlicher, als darunter 
die Qualität der Beratung, insbesondere hinsichtlich ihrer 
Umweltorientierung, leidet aufgrund der Interessenge- 
bundenheit der wirtschaftlich von den Ratsuchenden ab- 
hängigen Berater (vgl. CURRLE und PARANOV- 
DAWSON, 1996; BRUCKMEIER, 1987, S. 52). Gleich- 
zeitig nimmt durch den bei den landwirtschaftlichen Be- 
trieben bestehenden Kostendruck die Inanspruchnahme 
von Beratungsangeboten ab. Dies ist umso bedauerlicher, 
als gerade die Beratung ein zentrales Instrument zur Re- 
duktion der PSM-Aufwandmengen ist. Nur im Einzelfall 
kann letztendlich entschieden werden, ob und in welchem 
Umfang eine Reduktion der Aufwandmengen wirtschaft- 
lich kalkulierbar ist und daher auch vom Landwirt in die 
Tat umgesetzt wird. 

361 . Im Rahmen des PSM-Reduktionsprogramms ist es 
also erforderlich, die Pflanzenschutzberatung qualitativ 
und quantitativ deutlich zu erweitern und die Zielsetzung 
des Reduktionsprogramms in das Beraterprofil zu inte- 
grieren. Ziel dieses reduzierten PSM-Einsatzes sollte eine 
landwirtschaftliche Bewirtschaftungsform im Sinne des 
integrierten Landbaus sein. Die Finanzierung eines 
solchen Beratungssystems könnte mithilfe einer noch 
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einzufiihrenden PSM-Abgabe erfolgen und die Umset- 
zung der Beratungsergebnisse in den landwirtschaftlichen 
Betrieben könnte über eine Zertifizierung des integrierten 
Landbaus, der zukünftig Grundlage der EU-Agrarmaß- 
nahmen der ersten Säule im Rahmen von Cross Com- 
pliance sein sollte, gefordert werden (Kap. 4.1). 

4.3.3.5 Berichterstattung und Überwachung 

362. Der Umweltrat unterstützt ausdrücklich den Vor- 
schlag des Beirats des BMVEL, eine schlagspezifische 
Dokumentation des PSM-Einsatzes einzuführen. Trotz 
der bekannten negativen Auswirkungen der Pflanzen- 
schutzmittel auf Mensch und Umwelt fehlt bisher eine Er- 
fassung der tatsächlich ausgebrachten Mengen an PSM. 
Ebenso fehlt ein bundesweites regelmäßiges Monitoring 
der Belastung von Luft, Böden und Fließgewässem mit 
allen früher und derzeit verwendeten PSM- Wirkstoffen. 
Die einzelnen Bundesländer überwachen oft nur trink- 
wasserrelevante Gewässer, jedoch keine ökologisch wert- 
vollen Lebensräume wie Seen und Teiche, obwohl festge- 
stellt wurde, dass in vielen Fließgewässem mit 
landwirtschaftlich genutztem Umfeld ein Teil gerade der 
PSM nachzuweisen ist, die jeweils im Jahr zuvor von den 
Landwirtschaftskammem zur Anwendung empfohlen 
wurden (LIESS et al., 2001). Zudem gibt es bisher kein 
bundesweit koordiniertes Monitoring von Rückständen 
(außer für persistente organische Schadstoffe [POPs]) in 
Futtermitteln (MEYER, 2002, S. 27). Lebensmittel wer- 
den nur auf einen Teil der zugelassenen und eingesetzten 
Wirkstoffe hin überprüft. Um ein breites Wirkstoffspek- 
tmm abzudecken, ändern die Untersuchungslabore regel- 
mäßig die untersuchten Stoffgruppen der PSM, sodass 
keine kontinuierliche Beobachtung aller Wirkstoffe gege- 
ben ist. 

363. Es fehlt auch eine wirksame Kontrolle der Einhal- 
tung der Anwendungsvorschriften von PSM 
(BACH et ab, 1999, S. 51; MEYER, 2002, S. 29). Ursa- 
che hierfür ist gravierender Personalmangel der Vollzugs- 
behörden und die Existenz vieler handlungsbezogener 
Anwendungsbestimmungen, sodass die vorhandenen 
Ressourcen für die Überwachung in keinem angemesse- 
nen Verhältnis zur hohen Zahl der überwachungsbedürfti- 
gen Tätigkeiten stehen (vgl. BACH et ab, 1999, S. 51). 
So müsste bei einer Kontrollräte von einem Prozent jeder 
Kontrolleur 594 Fälle pro Jahr allein für umweltrelevante 
Bestimmungen im Pflanzenschutz bearbeiten (BACH et ab, 
1999, S. 78). Teilweise behindert auch eine Interessens- 
überlagerang bei den Kontrolleuren, die gleichzeitig die 
Landwirte beraten, eine effektive Kontrolle. Insgesamt 
wird an diesen wenigen Eckpunkten deutlich, dass die 
Überwachung der Gefährdungen durch PSM und die 
Kontrolle ihrer Anwendung in Deutschland insgesamt 
eine geringe Priorität genießt. Zudem ist es entscheidend 
für den Erfolg des Reduktionsprogramms, dass die Land- 
wirte sich durch PSM-Einsparungen, Zertifizierungen 
oder finanzielle Förderungen als Nutznießer der Maßnah- 
men sehen und das Reduktionsprogramm insgesamt un- 
terstützen. 


4.3.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

364. Pflanzenschutzmittel (PSM) können die menschli- 
che Gesundheit und den Naturhaushalt gefährden. Viele 
der in der Anwendung befindlichen PSM sind hoch to- 
xisch, stehen in Verdacht, Krebs erzeugend oder hormo- 
nell wirksam zu sein, bauen sich in der Umwelt nur lang- 
sam ab und können sich in der Nahrungskette anreichem. 
PSM werden seit Jahren mit gleich bleibender Häufigkeit 
im Grund- und Oberflächenwasser gefunden. Der PSM- 
Absatz verharrt in Deutschland seit über zehn Jahren auf 
einem hohen Niveau, mit mnd 34 000 Mg vermarkteter 
Wirkstoffe im Jahr 2001. 

365. Die bestehenden Regelungen der Pflanzenschutz- 
gesetzgebung sind unzureichend, um eine sichere und mi- 
nimale Anwendung von PSM zu gewährleisten. Zudem 
ist es derzeit nicht möglich, den Vollzug der rechtlichen 
Vorgaben, insbesondere durch ausreichende Kontrollen, 
zu gewährleisten. 

Strategien in Europa und Deutschland 

366. Auf europäischer Ebene ist zur Verringemng des 
PSM-Einsatzes im 6. Umweltaktionsprogramm die Aus- 
arbeitung einer „Thematischen Strategie zur nachhaltigen 
Nutzung von Pestiziden“ vorgesehen, wozu die EU-Kom- 
mission eine Mitteilung vorgelegt hat (EU-Kommission, 
2002c). Auf nationaler Ebene ist im Koalitionsvertrag 
dieser Legislaturperiode die Entwicklung einer „Strategie 
zur Mindemng des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln 
durch Anwendung, Verfahren und Technik sowie die gute 
fachliche Praxis“ vorgesehen. Erste Vorschläge wurden 
im Oktober 2003 von einem dazu eingesetzten Beirat mit 
einem „Reduktionsprogramm im Pflanzenschutz“ vorge- 
legt (Beirat des BMVEL, 2003b). 

Die thematische Strategie der EU und das nationale Re- 
duktionsprogramm sollen den bestehenden Rechtsrahmen 
ergänzen und zielen vor allem auf die Verwendungsphase 
ab. Der Umweltrat begrüßt ausdrücklich diese Ansätze, 
doch werden dabei sowohl auf europäischer als auch auf 
nationaler Ebene die relevanten Aspekte aus benachbar- 
ten Politikbereichen, insbesondere der Reform der EU- 
Agrarpolitik, nur unzureichend mit einbezogen. Bei der 
europäischen Strategie ist zudem der Bezug zur Pestizid- 
richtlinie 91/414/EWG, die in erheblichem Maße die Er- 
reichung der Ziele der EU-Strategie „Risiko- und Gefah- 
renminimierung durch PSM“ und „Substitution von 
gefährlichen PSM durch ungefährlichere“ bestimmt, nur 
auf Einzelaspekte beschränkt. 

367. Nach Ansicht des Umweltrates sollte die themati- 
sche Strategie vor allem EU-weite Reduktionsziele und 
EU-weit verbindliche Anforderungen für nationale Re- 
duktionsprogramme festlegen. Einheitliche Datenerfas- 
sungen sollten insbesondere bezüglich der in Deutschland 
gehandelten PSM- Wirkstoffmengen und der Umweltbe- 
lastung mit PSM eingefuhrt werden. Im Rahmen der Stra- 
tegie sollte zudem ein Diskussionsprozess zur Definition 
von pflanzenkulturspezifischen Kriterien für den inte- 
grierten Anbau in Gang gesetzt werden und diese Zielset- 
zungen und Maßnahmen in angrenzende Politikbereiche, 
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insbesondere in die Reform der EU- Agrarpolitik, inte- 
griert werden. 

Bisher fehlen quantitative Ziele und zeitliche Vorgaben. 
Aus Sicht des Umweltrates sollte für Deutschland das 
Ziel, die Aufwandmenge an PSM um 30 % bis zum 
Jahr 2008 gegenüber 2004 zu reduzieren, in das Redukti- 
onsprogramm aufgenommen werden. Zudem sollten im 
Rahmen des nationalen Reduktionsprogramms die Nut- 
zung der Erfahrungen des ökologischen Landbaus im 
Pflanzenschutz ohne PSM für den konventionellen Land- 
bau verstärkt gefördert werden. 

Nationale Instrumente 

368 . Der Umweltrat empfiehlt, die Wirksamkeit des be- 
stehenden Instrumentariums zur umweltschonenden Ver- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln wie in einigen skan- 
dinavischen Ländern durch eine spezifische Abgabe zu 
erhöhen. Um unvermeidbare Anpassungskosten zu redu- 
zieren und den Lenkungseffekt der Abgabe zu beschleu- 
nigen, sollten die Einnahmen aus der Abgabe für eine 
bessere Pflanzenschutzberatung und im Bereich der For- 
schung und Entwicklung umweltschonender Pflanzen- 
schutz- und Anbaumethoden zweckgebunden verwendet 
werden. Bei der Bestimmung des Abgabensatzes ist zur 
Verbesserung der Lenkungswirkung eine Differenzie- 
rung nach der gesundheitlichen und ökologischen Belas- 
tung der am Markt jeweils verfügbaren Pflanzenschutz- 
mittel sinnvoll. Die Bemessungsgrundlage der Abgabe 
sollte dabei möglichst an der umweltbelastenden Wir- 
kung der aktiven Substanzen der Pflanzenschutzmittel an- 
setzen. 

369 . Seit der Einführung der Indikationszulassung in 
Deutschland im Jahr 1998 dürfen PSM nur für ausdrück- 
lich in der Gebrauchsanweisung ausgewiesene Zwecke 
eingesetzt werden. Damit können Indikationslücken nicht 
mehr legal umgangen werden. Diesen Steuerungsansatz 
erachtet der Umweltrat vor allem wegen der Vollzugspro- 
bleme nicht als ausreichend. Der Umweltrat empfiehlt, 
das Konzept der Indikationszulassung, insbesondere hin- 
sichtlich einer europäischen Vereinheitlichung und 
gewässerschutzrelevanten Bestimmungen, weiterzuentwi- 
ckeln und die Rezeptpflicht für ausgewählte Anwendun- 
gen sowie präzisere, praxisgerechte Anwendungsbestim- 
mungen einzuführen. Dies sollte durch Monitoring und 
die Forschung zu Ersatzstoffen und -verfahren begleitet 
werden. 

370 . Die gesetzlichen Vorgaben zur guten fachlichen 
Praxis sind als Instrument zur Umsetzung des Reduk- 
tionsprogramms in der vorliegenden Form nicht ausrei- 


chend. Der Umweltrat unterstützt die grundsätzlichen 
Forderungen des Beirats des BMVEL nach höheren An- 
forderungen an die gute fachliche Praxis und verbindlich 
formulierten Handlungsanweisungen in einem allgemei- 
nen und einem kulturspezifischen Teil sowie einer stärke- 
ren Durchsetzung der Grundsätze des integrierten Pflan- 
zenschutzes. Zudem sollte als gute fachliche Praxis der 
Einsatz verlustmindemder Spritzteehniken und die Reini- 
gung der Ausbringungsgeräte von innen und von außen 
auf dem Feld festgeschrieben werden. 

371 . Im Rahmen des PSM-Reduktionsprogramms er- 
scheint es dem Umweltrat erforderlich, die staatliche 
Pflanzenschutzberatung qualitativ und quantitativ zu er- 
weitern und die Zielsetzung des Reduktionsprogramms in 
das Beraterprofil zu integrieren. Die Finanzierung eines 
solchen Beratungssystems könnte mithilfe einer noch ein- 
zuführenden Pestizidabgabe erfolgen. Wichtigste Grund- 
lage der Beratung ist die Einführung einer schlagspezifi- 
schen Dokumentationspfiicht für den PSM-Einsatz. 

372 . Der Umweltrat hält den Ausbau der Überwa- 
ehungsprogramme für einen wichtigen Eckpunkt einer 
Strategie der nachhaltigen Nutzung von PSM, um die 
grundsätzliche Belastungssituation mit PSM zu beurtei- 
len, um die Wirksamkeit der Instrumente zu gewährleis- 
ten und die Zielerreichung der Strategie zu dokumentie- 
ren. 

Wirkstoffbewertung auf europäischer Ebene 

373 . Die Richtlinie 9 1/4 14/EWG sieht vor, dass alle 
neuen Wirkstoffe einer Bewertung unterzogen werden, 
bevor sie auf den Markt gelangen können. Diese Richt- 
linie bedarf einer Novellierung, wobei vorrangig eindeu- 
tige Kriterien für die Aufnahme oder Ablehnung eines 
Wirkstoffes in Annex I und klare Ausschlusskriterien 
{cut off-critieria) für kritische Eigenschaften (Persistenz, 
Toxizität, Bioakkumulierbarkeit) entwickelt werden soll- 
ten. Aus Sicht des Umweltrates sollten PSM, die um- 
weltoffen und von einer großen Anzahl von Anwendern 
eingesetzt werden, bereits aufgrund ihrer inhärenten 
Eigenschaften möglichst sicher, also „eigensicher“, sein. 
Chronisch toxische Wirkstoffe, insbesondere BCrebs erre- 
gende, mutagene oder reproduktionstoxische Wirkstoffe, 
schwer abbaubare Substanzen sowie Wirkstoffe mit An- 
reicherungspotenzial sollten nicht mehr zulassungsfähig 
sein. Diese strengen Zulassungskriterien sollten darauf 
abzielen, die Anforderungen der internationalen Verein- 
barungen zum Meeresumweltschutz, insbesondere hin- 
sichtlich der dort verankerten strengen Kriterien für Per- 
sistenz, Bioakkumulation und Toxizität, umzusetzen. 
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5 Gewässerschutz 


374. Die deutsche Gewässerschutzpolitik der letzten 
Jahrzehnte hat beachtliche Erfolge zu verzeichnen. Fort- 
schritte konnten insbesondere im Hinblick auf Gewässer- 
belastungen durch punktuelle Quellen wie Abwasser- 
reinigungsanlagen, aber auch Industrieanlagen erzielt 
werden. So ist etwa die Belastung mit Phosphor aus kom- 
munalen Kläranlagen aufgrund der Nutzung phosphat- 
freier Waschmittel und der Einführung der Phosphatfal- 
lung maßgeblich zurückgegangen. Auch beim Stickstoff 
konnten die punktuellen Emissionen weiter reduziert wer- 
den. Im Hinblick auf die Reduzierung von Schwermetall- 
einträgen konnten nennenswerte Erfolge ebenfalls bei den 
Punktquellen (kommunale Kläranlagen und Industrie) er- 
reicht werden (UBA, 2001a). 

Insgesamt verbleibt jedoch erheblicher Handlungsbedarf, 
denn Grundwasser und Oberflächengewässer werden 
nach wie vor durch punktuelle Einträge, vor allem aber 
auch durch zahlreiche diffuse Schadstoff- und Nährstoff- 
quellen qualitativ beeinträchtigt. Die Konzentrationen 
einiger Schwermetalle wie etwa Kupfer, Zink, Queck- 
silber, Cadmium und Blei in Abwässern und Gewässern 
sind unverändert hoch. Probleme bereiten zudem zu- 
nehmend persistente organische Schadstoffe (persistent 
organic pollutants). Hierzu zählen viele Pestizide (z. B. 
Aldrin, DDT, Hexachlorbenzol), Industriechemikalien 
(z. B. polychlorierte Biphenyle), aber auch unbeabsichtigt 
entstandene industrielle Nebenprodukte wie beispiels- 
weise Dioxine und Furane. Ebenso rücken bisher eher 
wenig beachtete (potenziell) endokrine Umweltchemi- 
kalien und Arzneimittel in den Vordergrund (Kap. 5.6). 

Im Unterschied zu den Nährstoffeinträgen aus Punktquel- 
len sind die Nährstoffbelastungen aus diffusen Quellen 
unverändert hoch und führen zur Beeinträchtigung der 
Grundwasservorkommen und zur Eutrophierung vieler 
Oberflächengewässer. So sind die langfristig anhaltenden 
Nährstoffbelastungen in Deutschland inzwischen eines 
der Hauptprobleme bei der Trinkwasserversorgung (hier- 
zu sowie insgesamt zur Trinkwasserqualität Kap. 5.4). 
Maßgeblich verantwortlich für die diffusen Nährstoff- 
einträge ist die Landwirtschaft, die in großem Umfang 
Mineral- und Wirtschaftsdünger auf landwirtschaftlich 
genutzte Flächen aufbringt. Hier ist eine grundsätzliche 
Verhaltensänderung erforderlich (s. ausführlich SRU, 
2004, Tz. 334 ff). Dies gilt in gleicher Weise für den Ein- 
satz von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungs- 
mitteln sowie Tierarzneimitteln in der Landwirtschaft. 

375. In rechtlicher Hinsicht wird die Bewirtschaftung 
sowohl der Oberflächengewässer als auch des Grundwas- 
sers künftig maßgeblich durch die Vorgaben der EG- Was- 


serrahmenrichtlinie (2000/60/EG) geprägt werden. Die 
deutsche Gewässerschutzpolitik muss in rechtlicher, ad- 
ministrativer und tatsächlicher Hinsicht die Vorausset- 
zungen für eine ordnungsgemäße Umsetzung sowie einen 
effektiven Vollzug dieser Richtlinie schaffen (vgl. 
Kap. 5.1 und 5.2). Außerdem sind die Defizite bei der 
Umsetzung einiger älterer Richtlinien aufzuarbeiten. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist gerade im Bereich des 
Gewässerschutzes mehrfach wegen unzureichender Um- 
setzung einiger älterer Richtlinien verurteilt worden. So 
erfolgte 1999 zum wiederholten Male eine Verurteilung 
wegen mangelhafter Umsetzung der Gewässerschutz- 
richtlinie (76/464/EWG), weil in Deutschland keine Ak- 
tionsprogramme zur Emissionsminderung von 99 gefähr- 
lichen Stoffen aufgestellt worden waren (vgl. EuGH, 
Rs. C- 184/97). Die Gewässerschutzrichtlinie wird zwar 
langfristig durch die Wasserrahmenrichtlinie ersetzt. Sie 
gilt aber mit Ausnahme ihres Artikels 6, der bereits mit 
Inkrafttreten der Wasserrahmenrichtlinie aufgehoben 
wurde, bis 2013 weiter. Das festgestellte Umsetzungs- 
defizit soll daher auf Länderebene gegenwärtig durch den 
Erlass von Gewässerqualitätsverordnungen behoben 
werden. In Bezug auf den für die Aufstellung von Ak- 
tionsprogrammen maßgeblichen Artikel 7 der Gewässer- 
schutzrichtlinie sieht die Wasserrahmenrichtlinie aller- 
dings ausdrücklich vor, dass die Mitgliedstaaten, die in 
der Wasserrahmenrichtlinie vorgesehenen Grundsätze für 
die Festlegung von Verschmutzungsproblemen und der 
sie verursachenden Stoffe auch für die Festlegung von 
Qualitätsnormen und die Verabschiedung von Maßnah- 
men übernehmen können (Art. 22 Abs. 3). Bei der Auf- 
stellung der Aktionsprogramme nach der Gewässer- 
schutzrichtlinie können - und sollten nach Auffassung 
des Umweltrates - mithin bereits jetzt die Maßstäbe der 
Wasserrahmenrichtlinie zugrunde gelegt werden. 

Ebenfalls 1999 verurteilte der EuGH die Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund einer nicht ausreichenden Erfül- 
lung der aus der Badegewässerrichtlinie (76/160/EWG) 
resultierenden Verpflichtungen (EuGH, Rs. C-198/97; 
Kap. 5.3). Ausweislich eines Urteils des EuGH aus dem 
Jahr 2002 (Rs. C-161/00) entsprach ferner die deutsche 
Düngeverordnung nicht in allen Punkten der Nitratricht- 
linie (91/676/EWG). Zwischenzeitlich ist die Düngever- 
ordnung geändert worden. Es gilt nunmehr deren Vollzug 
in der Praxis sicherzustellen (ausführlich SRU, 2004, 
Tz. 340 f). Schließlich hatte die EU-Kommission ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik 
Deutschland wegen fehlerhafter Umsetzung der Kommu- 
nalabwasserrichtlinie (91/271/EWG) angestrengt. Die 
Folge waren Änderungen im Bereich des nationalen Ab- 
wasserrechts (dazu Kap. 5.5). 
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5.1 Der Gewässerschutz auf dem Weg der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 

376. Der Umweltrat hat im Umweltgutachten 2000 ins- 
besondere die Weiterentwicklung des Gewässerschutzes 
durch die Zusammenfiihrung einer Vielzahl von Einzel- 
regelungen durch die Wasserrahmenrichtlinie gewürdigt 
(SRU, 2000, Tz. 638 f.). Dabei hat er unter anderem vor 
einer Überbürokratisierung des Gewässerschutzes sowie 
einer Konterkarierung der ansonsten ehrgeizigen Ziele 
der Wasserrahmenrichtlinie infolge einer möglichen ex- 
tensiven Anwendung des Ausnahmetatbestandes der 
künstlichen oder erheblich veränderten Gewässerkörper 
gewarnt (SRU, 2000, Tz. 642). Die bei Abschluss der 
Arbeiten an dem damaligen Umweltgutachten noch als 
Vorschlag vorliegende Wasserrahmenrichtlinie ist inzwi- 
schen verabschiedet worden und im Dezember 2000 in 
Kraft getreten. Ihre Vorgaben waren bis Dezember 2003 
in nationales Recht umzusetzen. Der Umweltrat wird 
dementsprechend sowohl zur rechtlichen und administra- 
tiven Umsetzung als auch zu den ersten tatsächlichen 
Maßnahmen im Hinblick auf die bis Ende 2004 zu leis- 
tende umfassende Bestandsaufnahme Stellung nehmen. 
Eetztere darf als „Testfall“ für eine kohärente Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie in Deutschland gelten. 

5.1.1 Zentrale Regelungsinstrumente 
der Wasserrahmenrichtlinie 

5.1. 1.1 Flussgebietsmanagement 

377. Die Wasserrahmenrichtlinie soll eine Koordinie- 
rung der Maßnahmen für Oberflächengewässer und 
Grundwasser ein und desselben ökologischen, hydrologi- 
schen und hydrogeologischen Systems gewährleisten. Ihr 
Gewässerbewirtschaftungskonzept ist dementsprechend 
an Flussgebietseinheiten ausgerichtet, denen wiederum 
Flusseinzugsgebiete zugeordnet werden. Maßnahmen im 
Bereich des Gewässerschutzes sind künftig nicht mehr an 
administrativen oder politischen Grenzen, sondern an 
Flussgebietseinheiten zu orientieren. Die Flussgebiets- 
einheiten sind Grundlage für den Einsatz sämtlicher In- 
strumente nach der Wasserrahmenrichtlinie ebenso wie 
für die Erfassung des Ist-Zustandes der Gewässer und die 
Aufstellung der zu erreichenden Ziele (vgl. Tz. 379). 

Die Anwendung der Wasserrahmenrichtlinie in jeder 
Flussgebietseinheit ist durch „geeignete Verwaltungsver- 
einbarungen“, einschließlich der Bestimmung der geeig- 
neten zuständigen Behörden sicherzustellen. Mit diesem 
System des Flussgebietsmanagements geht die Richtlinie 
zwar über eine rein materiell-rechtliche Rechtsharmo- 
nisierung hinaus. Sie greift jedoch nicht unzulässig in die 
mitgliedstaatliche Verwaltungsstruktur ein (KNOPP, 
2003a, S. 276; KOTUFFA, 2002, S. 1411; CASPAR, 
2001, S. 531). Die Entscheidungsbefugnis der Mitglied- 
staaten über ihre Verwaltungsstrukturen bleibt weitest- 
gehend unangetastet. Die Mitgliedstaaten sind lediglich 
verpflichtet, eine zuverlässige Koordination ihrer Ent- 
scheidungsträger zu gewährleisten (EFF, 2003, S. 65 f ; 
APPEF, 2001, S. 135; BLÖCH, 2001, S. 123; KNOPP, 
2001, S. 371; s. auch Tz. 396 f). Die Richtlinie trägt 


damit dem Umstand Rechnung, dass sich Gewässer nicht 
an Verwaltungs- oder Fändergrenzen halten. Ein ganz- 
heitlicher flussgebietsbezogener Ansatz impliziert not- 
wendig eine Koordination über Verwaltungsgrenzen hin- 
weg. Die Position der Unterlieger eines Flusses wird 
erheblich gestärkt. Die Wasserrahmenrichtlinie stellt 
neue, umfassende Anforderungen an die Gewässerbewirt- 
schaftung in Deutschland. Zu Divergenzen mit system- 
verändemder Tiefe für die Wasserwirtschaft führt sie im 
Hinblick auf die Verwaltungs Strukturen jedoch nicht (so 
aber BREUER, 2003, S. 798; 2000, S. 545; ähnlich 
KNOPP, F., 2003, S. 28; REINHARDT, 2001a, S. 126). 
Im Übrigen findet der ganzheitliche, an Einzugsgebieten 
orientierte Ansatz der Richtlinie bereits im Rahmen der 
nationalen Hochwasseraktionsprogramme Anwendung 
(vgl. KNOPP, 2003a, S. 276; KNOPP, 2003b, S. 4 sowie 
die seit 1996 diesbezüglich in § 32 Abs. 3 WHG nor- 
mierte Koordinierungspflicht der Eänder). 

5.1. 1.2 Neue Gewässergüteziele 

378. Die zweite Neuerung für das nationale Gewässer- 
schutzrecht besteht in der eindeutig finalen Ausrichtung 
der Wasserrahmenrichtlinie: Sie ist geprägt durch einen 
verbindlichen Ziel- und Qualitätsbezug (HOLZWARTH 
und BOSENIUS, 2002, S. 45; APPEL, 2001, S. 129 ff), 
wobei allerdings zur Quantifizierung der Qualitätsziele 
weitere Konkretisierungsprozesse in den Mitgliedstaaten 
und auf Gemeinschaftsebene erforderlich sind. Ausgangs- 
punkt sind die in Artikel 4 der Richtlinie genannten Um- 
weltziele, wonach bis 2015 ein „guter Zustand“ aller Ge- 
wässer erreicht werden soll. Referenzwert für das Ziel des 
guten Zustandes ist der „sehr gute Zustand“ eines Gewäs- 
sers, der weit gehend dem natürlichen Zustand entspricht. 
Diese Anforderungen korrespondieren mit dem „poten- 
ziell natürlichen Zustand“, den die Länderarbeitsgemein- 
schaft Wasser (LAWA) als „Leitbild“ definiert hat 
(IRMER und KEITZ, 2002, S. 120). 

Die Forderung eines Zustandes, bei dem die Qualitäts- 
komponenten nur geringfügig von den Werten abwei- 
chen, die normalerweise bei Abwesenheit störender Ein- 
flüsse mit dem betreffenden Gewässertyp einhergehen, 
entspricht einem integrierten, auf die Bewahrung bezie- 
hungsweise Wiederherstellung aller Gewässereigenschaf- 
ten abzielenden Ansatzes. Sie stellt eine Weiterentwick- 
lung des deutschen Gewässerschutzrechts, keinesfalls 
eine Absenkung des bisherigen nationalen Schutzniveaus 
dar. Bereits dem Bewirtschaftungskonzept des Wasser- 
haushaltsgesetzes (WHG) in seiner alten Fassung sind 
immissionsbezogene Anforderungen auch keineswegs 
fremd gewesen. Diese waren allerdings lediglich als zu- 
sätzliche Vorgaben eines verschärften Gewässerschutzes 
konzipiert, die es nur dann anzuwenden galt, wenn Ge- 
wässer( teile) in besonderem Maße als schutzbedürftig an- 
gesehen wurden. Die Zielvorgaben der Wasserrahmen- 
richtlinie sind nunmehr flächendeckend und zwingend. 
Diese ambitionierten Anforderungen bedeuten schon 
wegen der vorgesehenen Ausnahmemöglichkeit der er- 
heblich veränderten oder künstlichen Gewässer, für die 
lediglich ein gutes ökologisches Potenzial und ein guter 
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chemischer Zustand gefordert werden, keine „Abso- 
lutsetzung idealer mengen- und gütewirtschaftlicher 
Bewirtschaftungsziele“ (s. aber zu den restriktiven 
Anwendungsvoraussetzungen der genannten Ausnahme- 
möglichkeit Tz. 388). Erwägungen, sich im Rahmen der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie von dem „utopi- 
schen Ausgangsmodell eines sehr guten Gewässerzustan- 
des“ mehr und mehr entfernen zu müssen (so SALZWE- 
DEL, 2001, S. 613 f), dürften daher unangemessen sein. 
Der Umweltrat hält es vielmehr für geboten, die - ver- 
bindlichen - Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie als 
Herausforderung und Chance für einen integrierten 
Gewässerschutz zu betonen und alle an der Umsetzung 
Beteiligten im Erreichen dieser Ziele zu bestärken. 

379 . Für Oberflächengewässer ist unter dem guten Zu- 
stand sowohl ein „guter chemischer Zustand“ als auch ein 
„guter ökologischer Zustand“ zu verstehen. Der Gesamt- 
status eines Oberflächengewässers bestimmt sich aus dem 
jeweils schlechteren Wert beider Zustände, das heißt der 
gute Status ist dann gegeben, wenn der ökologische Zu- 
stand und der chemische Zustand mindestens gut sind. 
Für den ökologischen Zustand eines Oberflächengewäs- 
sers sind biologische, hydromorphologische oder am 
Habitatzustand orientierte und physikalisch-chemische 
Faktoren maßgeblich. Die Anhänge der Wasserrahmen- 
richtlinie enthalten hierfür Vorgaben, die allerdings der 
weiteren Konkretisierung bedürfen. 

380 . Im Hinblick auf den „guten chemischen Zustand“ 
sind die Mitgliedstaaten originär zur Festlegung von Um- 
weltqualitätsnormen für eine Reihe von näher bestimmten 
Schadstoffen verpflichtet. Von Bedeutung sind hierfür 
insbesondere auch die von der Gewässerschutzrichtlinie 
geforderten Aktionsprogramme (vgl. Tz. 375). Bei so ge- 
nannten prioritären Stoffen wird dagegen zunächst die 
EG in die Pflicht genommen. Es müssen gemeinschafts- 
weit einheitliche und verbindliche Umweltqualitätsnor- 
men und Emissionsbegrenzungen sowohl für Punkt- als 
auch für diffuse Verschmutzungsquellen erarbeitet wer- 
den. ln der Entscheidung Nr. 2455/2001/EG haben sich 
der EU-Umweltministerrat und das EU-Parlament auf 
eine erste Liste prioritärer Stoffe verständigt. Es handelt 
sich um eine Liste mit 33 Schadstoffen oder Stoffgrup- 
pen, die auf der Grundlage des so genannten COMMPS- 
Verfahrens (combined monitoring-based and modeling- 
based priority setting) in „prioritäre gefährliche“, „zu 
überprüfende prioritäre“ und „nicht prioritäre“ unterteilt 
werden. 

Diese EU-Liste deckt jedoch nicht einmal ansatzweise die 
140 von der EU-Kommission selbst im Rahmen ihrer 
Chemikalienpolitik als prioritär eingestuften Stoffe ab 
(EU-Kommission, 2001, S. 6). Die Beschränkung auf 
derzeit 33 Stoffe ist dementsprechend auch nicht natur- 
wissenschaftlich begründet, sondern wird auf die be- 
grenzte verwaltungstechnische Rechtsetzungskapazität 
der EU-Kommission zurückgeführt (LANZ und 
SCHEUER, 2001, S. 33). Auch hat das COMMPS- 
Verfahren Schwächen. Denn diejenigen Schadstoffe, die 
von den nationalen Überwachungsprogrammen nicht 


erfasst werden, werden auch durch das COMMPS-Ver- 
fahren ausgeklammert. Dies gilt für circa 60 % aller in 
der EU verwendeten Pestizide (LANZ und SCHEUER, 
2001, S. 33). Mit den 33 Stoffen wird also lediglich ein 
Bruchteil derjenigen Schadstoffe erfasst, die eine erhebli- 
che Bedrohung insbesondere auch für die Meeresumwelt 
darstellen und deshalb beispielsweise in entsprechenden, 
im Rahmen des OSPAR- und Helsinki-Übereinkommens 
erarbeiteten Listen enthalten sind (vgl. ausführlich SRU, 
2004, Tz. 296 f). Nur elf der 33 Stoffe sollen zudem als 
prioritäre gefährliche Stoffe eingestuft werden. Allein für 
diese Schadstoffe sieht die Wasserrahmenrichtlinie aber 
explizit die Beendigung der Einleitungen, Emissionen 
und Verluste vor. Die kontinuierliche Erweiterung und 
Anpassung der EU-Liste prioritärer Stoffe, insbesondere 
an die Listen von OSPAR und HELCOM, ist daher 
ebenso unerlässlich wie die zügige Erarbeitung von Emis- 
sionsgrenzwerten und Qualitätszielen für diese Schad- 
stoffe. Der Umweltrat empfiehlt der Bundesregierung, 
sich nachdrücklich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass 
die Vorgaben für den „guten chemischen Zustand“ nicht 
ähnlich marginal bleiben wie bis heute diejenigen der 
Gewässerschutzrichtlinie. Für lediglich 17 von 132 Schad- 
stoffen beziehungsweise Stoffgruppen der Liste I dieser 
Richtlinie existieren gemeinschaftliche Vorgaben. Die 
Durchführung der Gewässerschutzrichtlinie ist im Prinzip 
zum Stillstand gekommen, ihr Regelungsansatz ist insge- 
samt unvollendet geblieben (vgl. auch KRÄMER, 2002, 
S. 194 ff). Seit 1988 sind von der EU-Kommission für 
die Gewässerschutzrichtlinie keine weiteren Vorschläge 
mehr für das Festlegen von Emissionsgrenzwerten und 
Qualitätszielen vorgelegt worden. 

Um ein breiteres Stoffspektrum erfassen und gleichzeitig 
eine größere Praktikabilität erreichen zu können, sollte in 
Zukunft angestrebt werden, Grenzwerte im Rahmen der 
Wasserrahmenrichtlinie so weit wie möglich branchen- 
bezogen und/oder auf der Basis von Summenparametem 
festzulegen (s. auch BREUER, 2003, S. 818 f., 846). 

381 . Unter einem „guten Zustand“ des Grundwassers ist 
ein „guter mengenmäßiger und chemischer Zustand“ zu 
verstehen, den es bis 2015 zu erhalten oder wiederherzu- 
stellen gilt. Dafür ist ein Gleichgewicht zwischen Grund- 
wasserentnahme und -neubildung zu gewährleisten. Auf 
konkrete Kriterien zur Bestimmung und Sicherstellung 
einer guten chemischen Qualität hatte sich der EU-Um- 
weltministerrat nicht einigen können. Die Wasserrahmen- 
richtlinie enthält jedoch ausdrücklich ein Gebot der 
Trendumkehr (dazu MARKARD, 2002, S. 154). Das 
heißt, bereits bei einem Trend zu einer Steigerung der 
Konzentrationen von Schadstoffen im Grundwasser sind 
gegenläufige Maßnahmen zu ergreifen. Auch dieses Ge- 
bot ist ausfüllungsbedürftig. Zwischenzeitlich ist der Vor- 
schlag für eine Grundwasser-Tochterrichtlinie vorgelegt 
worden (dazu Tz. 437). Nach Auffassung des Umweltra- 
tes sollte auf einen flächendeckenden Grundwasserschutz 
hingewirkt werden (ausführlich SRU, 1998, SRU, 2000, 
Tz. 578 f.). Ebenso muss der Verschmutzung durch dif- 
füse Quellen verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet wer- 
den. Die Wasserrahmenrichtlinie enthält insoweit bislang 
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keine weiteren Vorgaben, insbesondere sieht sie keine 
Strategie vor, die über die Nitrat- und Pflanzenschutzmit- 
telrichtlinie hinausgeht (SRU, 2002a, Tz. 725; APPEL, 
2001, S. 137). Dem Aspekt der landwirtschaftlichen Ein- 
träge ist daher bei der Umsetzung der Richtlinie beson- 
dere Aufmerksamkeit zu schenken (QUAST et al., 2002, 
S. 203 ff; SRU, 2002b). 

5.1. 1.3 Der kombinierte Ansatz 

382. Zur Erreichung der Güteziele geht die Wasserrah- 
menrichtlinie im Grundsatz von einer Kombination von 
Emissionsgrenzwerten einerseits und Umweltqualitäts- 
zielen andererseits aus (s. ausführlich SRU, 2000, 
Tz. 640). Emissionsgrenzwerte und Umweltqualitätsziele 
sind gleichermaßen verbindlich. Dies bedeutet konkret: ln 
einem ersten Schritt müssen durch die Umsetzung des 
Standes der Technik Schadstoffeinträge so weit wie mög- 
lich reduziert werden. Sodann ist zu prüfen, ob die Quali- 
tätsziele für das jeweilige Gewässer eingehalten werden. 
Sollte das nicht der Fall sein, sind über den Stand der 
Technik hinausgehende weitere Maßnahmen zu ergreifen, 
wie beispielsweise die Substituierung von Stoffen oder 
Verwendungsbeschränkungen für Stoffe (APPEL, 2001, 
S. 134). ln jedem Einzelfall ist das jeweils strengere Kon- 
zept maßgeblich (HOLZWARTH und BOSENIUS, 2002, 
S. 32; BLÖCH, 2001, S. 124). Mit diesem kombinierten 
Ansatz ist nicht zuletzt deutschen Bedenken Rechnung 
getragen und verhindert worden, dass durch allein recht- 
lich verbindliche Qualitätsziele die Gefahr einer weiteren 
Verschmutzung von bisher gering belasteten Gewässern 
geschaffen würde, die dann bis zu den festgelegten Qua- 
litätszielen hätten „aufgefüllt“ werden können. 

5.1. 1.4 Neue Instrumente wasser- 
wirtschaftlicher Planung 

383. Schließlich stellt die Wasserrahmenrichtlinie neue 
Anforderungen an das wasserwirtschaftliche Planungs- 
instrumentarium des WHG und der Landeswassergesetze. 
Für jede Flussgebietseinheit ist - spätestens bis 2009 - 
ein Bewirtschaftungsplan für die zugeordnefen Einzugs- 
gebiefe zu erstellen und zu veröffentlichen. Spätestens 
2015 sind die Pläne zu überprüfen und zu aktualisieren. 
Die Bewirtschaftungspläne bilden die Grundlage für Pla- 
nung und Umsetzung der nach der Wasserrahmenricht- 
linie zu erreichenden Ziele, sämtliche Nutzungen der Ge- 
wässer einer Flussgebietseinheit müssen auf dieser Ebene 
koordiniert werden. Für Gewässer, die die Umweltziele 
der Wasserrahmenrichtlinie nicht erfüllen, müssen die 
Bewirtschaffungspläne Maßnahmenprogramme enthal- 
ten, mit deren Hilfe die maßgeblichen Qualitätsziele er- 
reicht werden sollen. 

384. Obligatorischer Inhalt der Maßnahmenprogramme 
ist die volle Umsetzung aller relevanten nationalen und 
gemeinschaffsrechtlichen Vorgaben. Neben „originär“ 
wasserrechtlichen Vorgaben zum Beispiel der Nitrat- und 
der Kommunalabwasserrichtlinie sind zwingend bei- 
spielsweise die FFH- und die Vogelschutzrichtlinie, die 
Umweltverträglichkeitsprüfung und die IVU-Richtlinie in 


die Ausgestaltung der Maßnahmenprogramme einzube- 
ziehen (s. auch Tz. 417). Reichen diese grundlegenden 
Maßnahmen nicht aus, um das Ziel eines guten Zustandes 
zu erreichen, muss das Programm entsprechend ergänzt 
werden, etwa durch strengere Vorgaben für Emissionen 
aus Industrie, kommunalen Abwasserquellen oder der 
Landwirtschaft (LEE, 2003, S. 32 f.; BLÖCH, 2001, 
S. 124). Eine bloße Verringerung der Schadstoff- und 
Nährstoffeinträge genügt künftig - selbst wenn die Vor- 
gaben zum Stand der Technik oder zur guten fachlichen 
Praxis eingehalten werden - nicht mehr, wenn die Qua- 
litätsziele für das Grundwasser verfehlt werden. 

ln Bezug auf die Planungsinstrumente ist darauf hinzu- 
weisen, dass das deutsche Gewässerschutzrecht bislang 
in den §§ 36 ff. WHG alte Fassung eine wasserwirt- 
schaftliche Planung kannte - wenn auch keinesfalls 
in der durch die Wasserrahmenrichtlinie beabsichtigten 
umfassenden und verbindlichen Form. Diese Möglichkeit 
wurde allerdings in der Vergangenheit von den Ländern 
nur äußerst begrenzt wahrgenommen. Die Wasserrah- 
menrichtlinie eröffnet für die Aufstellung von Bewirt- 
schaftungsplänen nun keinen Entscheidungsspielraum 
mehr. Mit der Aufstellung von Programmen mit Qua- 
litätsstandards für 99 Stoffe der Gewässerschutz- 
richtlinie auf der Grundlage (inhaltsgleicher) Gewässer- 
qualitätsverordnungen ist bereits der Weg von einer 
freiwilligen Anwendung von Qualifäfsanforderungen hin 
zu rechtsverbindlichen Schwellenwerten in den Bundes- 
ländern eingeschlagen worden (vgl. Tz. 375 sowie 
HOLZWARTH und BOSENIUS, 2002, S. 40). Diese 
Programme sind in die Maßnahmenprogramme nach der 
Wasserrahmenrichtlinie einzuordnen. Für diffuse Quel- 
len können in den Maßnahmenprogrammen zum Beispiel 
Gewässerrandsfreifen zusammen mit Dünge- und Pesti- 
zidanwendungsverboten vorgesehen werden. Ebenso 
können die Pflicht zur regelmäßigen Überwachung der 
Dichtheit von Kanalisationen oder Anforderungen an den 
Betrieb und die Wartung von Kleinkläranlagen fest- 
gelegt werden (KNOPP, 2003c, S. 53). 

5.1. 1.5 Umfassende Bestandsaufnahme 

385. Gemäß Artikel 5 der Wasserrahmenrichtlinie hat 
jeder Mitgliedstaat die Merkmale aller seiner Fluss- 
gebietseinheiten zu analysieren, die Umweltauswirkun- 
gen menschlicher Tätigkeiten zu überprüfen und eine 
wirtschaftliche Analyse der Wassemutzung durchzufüh- 
ren. Diese auch unfer dem Begriff der Bestandsaufnahme 
zusammengefassten Aufgaben müssen spätestens vier 
Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie, also im 
Dezember 2004, durch die Vorlage eines Berichtes an die 
EU-Kommission abgeschlossen werden. Eine Herausfor- 
derung stellt die Durchführung der Bestandsaufnahme 
insofern dar, als eine unmittelbare Anwendung der Was- 
serrahmenrichtlinie in den Flussgebieten wegen des kom- 
plizierten Regelwerkes mit seinen anspruchsvollen tech- 
nisch-naturwissenschaftlichen Anhängen nicht möglich 
ist (LAWA, 2002, S. 5). Zahlreiche, im Zuge der Umset- 
zung zu erfüllende Aufgaben, wie zum Beispiel die Er- 
arbeitung von Signifikanzkriterien, die Typologie, die 
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Festlegung von Referenzbedingungen und insbesondere 
die Entwieklung eines Verfahrens für die Bewertung der 
ökologischen Qualität von Flüssen, Seen, Übergangs- und 
Küstengewässem sind bisher nicht Gegenstand der was- 
serwirtschaftlichen Betrachtung gewesen (LAWA, 2002, 
S. 5). Für Modellvorhaben ist deshalb eine Begleit- 
forschung initiiert worden, deren Ergebnisse sukzessiv 
Eingang in die LAWA-Arbeitshilfe finden sollen. Zur 
Vermeidung von Fristverletzungen bei der Bestands- 
aufnahme sind zudem seitens der LAWA mit der Arbeits- 
hilfe Anregungen gegeben worden, welche Arbeiten 
unmittelbar in Angriff genommen werden können, ohne 
dass sich diese Vorarbeiten später aufgrund anderer Er- 
kenntnisse als überflüssig oder nebensächlich herausstei- 
len (LAWA, 2002, S. 5). 

5.1.2 Rechtliche und organisatorisch- 
institutionelle Umsetzung 

5.1. 2.1 Die Teilumsetzung durch die 7. Novelle 
zum WHG 

386. Die Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie müssen 
in den einzelnen Mitgliedstaaten einheitlich umgesetzt 
werden. Für Deutschland bedeutet das, Kohärenz in allen 
1 6 Bundesländern in Bezug auf das materielle Recht, die 
Handlungsinstrumente und Verfahrensvorschriften si- 
cherzustellen. Nach der geltenden Kompetenzlage darf 
der Bund für den Wasserbereich jedoch lediglich Rah- 
menvorschriften erlassen (Art. 75 Abs. 1 GG), ansonsten 
muss eine Ausfüllung und Ergänzung durch die Länder 
erfolgen. Mit der im Sommer 2002 in Kraft getretenen 
7. Novelle zum WHG ist die Wasserrahmenrichtlinie 
daher zunächst hinsichtlich der bundesgesetzlich zu tref- 
fenden Regelungen umgesetzt worden (BGBl. I Nr. 59 
vom 23. August 2002, S. 3245). 

Der neue § Ib Abs. 1 WHG übernimmt den Grundsatz 
der künftigen Gewässerbewirtschaftung nach Fluss- 
gebietseinheiten und die Verpflichtung zur Koordination 
bei grenzüberschreitender Gewässerbewirtschaftung in 
das nationale Recht. In Deutschland gibt es mit Donau, 
Eider, Elbe, Ems, Maas, Oder, Rhein, Schlei und Trave, 
Wamow und Peene sowie Weser zehn Flussgebietsein- 
heiten, die in Abbildung 5-1 dargestellt sind. 

387. Neben dem bereits bisher verankerten Verschlech- 
terungsverbot normiert das WHG jetzt verbindliche 
Bewirtschaftungsziele, das heißt das Ziel des guten 
Gewässerzustandes für nicht als künstlich oder erheblich 
verändert eingestufte oberirdische Gewässer (§ 25a 
Abs. 1), für Küsfengewässer (§ 32c) und für das Grund- 
wasser (§ 33a Abs. 1) sowie das Ziel des guten ökologi- 
schen Potenzials für als künstlich oder erheblich verän- 
dert eingestufte oberirdische Gewässer (§25bAbs. 1). 
Der Besorgnisgrundsatz des § 34 WHG bleibt neben dem 
neuen § 33a WHG bestehen. 

Die künftig in Deutschland zur Erreichung dieser Bewirt- 
schaftungsziele geltenden Qualitätsnormen konkretisie- 
ren zugleich den Begriff des Wohls der Allgemeinheit in 
§ 6 WHG. Bislang war der Begriff des Wohls der All- 


gemeinheit in der Praxis wenig handhabbar: Nach 
§ 6 WHG ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zu versa- 
gen, wenn durch die beabsichtigte Nutzung des Gewäs- 
sers für Abwassereinleitungen eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit zu erwarten ist. Hielt der 
Abwassereinleiter die im Prinzip ausschließlich in Emis- 
sionsstandards bestehenden gesetzlichen Mindestanfor- 
derungen ein, hätte die Behörde bisher nachweisen müs- 
sen, dass durch das Abwasser die Gesundheit der 
Menschen oder die biologische Funktion des Gewässers 
trotz Anwendung des Standes der Technik gestört würde. 
Ohne konkrete Qualitätsziele und Maßstäbe lässt sich ein 
solcher Nachweis jedoch nur schwer erbringen. Der 
kombinierte Ansatz des deutschen Gewässerschutzrechts 
in Form von speziellen, emissionsbezogenen Anforde- 
rungen nach § 7a WHG einerseits und gewässer- und 
immissionsbezogenen Entscheidungsmaßstäben nach 
§ 6 WHG andererseits ist daher weit gehend theoreti- 
scher Natur geblieben. In der Praxis erfolgte - entgegen 
der Vermutung von REINHARDT (2003; s. auch 
BREUER, 2003, S. 816, 880) - die Gewässerbewirt- 
schaftung fatsächlich oftmals konzeptionslos. Auch bei 
der Entscheidung von Einzelfällen spielte die Erreichung 
von Qualitätsstandards selten eine entscheidende Rolle. 
Dass eine Erlaubnis zur Einleitung von Abwässern aus 
Rücksichtnahme auf die Gewässerqualität oder zu ihrer 
Verbesserung ganz verweigert wurde oder über den Stand 
der Technik hinausgehende Emissionsanforderungen 
gestellt wurden, war im Vollzugsalltag nur ganz aus- 
nahmsweise der Fall (GRAF, 2002, S. 184 f, 282). Nach 
der neuen Rechtslage ist notwendig darauf abzustellen, 
ob die beantragte wasserrechtliche Erlaubnis der verbind- 
lichen wasserwirtschaftlichen Zielsetzung widerspre- 
chen würde (HOLZWARTH und BOSENIUS, 2002, 
S. 45; APPEL, 2001, S. 132). Maßstab sind die Qualitäts- 
normen für die einzelnen biologischen, hydromorpho- 
logischen und physikalisch-chemischen Kenngrößen. 
Durch die Vorgabe derarfiger Qualifäfsziele wird der mit 
der Wasserrahmenrichtlinie verfolgte finale Ansatz quan- 
tifizierbar und damit einer Überprüfung zugänglich. Die 
Anforderungen an Einleitungen werden sich in Deutsch- 
land in Zukunft nicht mehr vorrangig aus den Emissions- 
grenzwerten der Abwasserverwaltungsvorschriften erge- 
ben. Mit der zwingenden Ausrichtung des WHG auch an 
Gewässerqualitätszielen erlangt das Allgemeinwohl als 
substanzielles Kriterium der Gewässerbewirtschaftung 
maßgebliches Gewicht. Da die Bedeutung emissions- 
rechtlicher Mindestanforderungen aber unangetastet 
bleibt, ist hiermit insgesamt eine Steigerung des Schutz- 
niveaus impliziert. 

388. Für die Ausnahmeregelungen der Wasserrahmen- 
richtlinie ist eine unmittelbar geltende und detaillierte 
bundesweite Regelung getroffen worden: einerseits im 
Hinblick auf die grenzüberschreitende Koordinierung, an- 
dererseits, um sicherzustellen, dass Ausnahmen nur in 
einem eng begrenzten Umfang in Anspruch genommen 
werden können (DÖRR und SCHMALHOLZ, 2002, 
S. 64; s. auch BERENDES, 2002, S. 214). 
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Abbildung 5-1 


Flussgebietseinheiten in der Bundesrepublik Deutschland 



Quelle: HLUG, 2003 in Anlehnung an Anhang I zu §1 b Abs. 1 WHG 
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Im Hinblick auf die Ausnahmeregelung für erheblich ver- 
änderte Wasserkörper (§ 25b Abs. 1 WHG), für die mehr 
oder minder reduzierte Qualitätsziele gelten, betont der 
Umweltrat, dass von der Möglichkeit der Ausweisung 
solcher Wasserkörper nur in wirklichen Ausnahmefällen 
Gebrauch gemacht werden sollte (s. ausführlich SRU, 
2000, Tz. 642 ff; KNOPP, 2003b, S. 7). Vorrangig sollte 
immer versucht werden, Verbesserungen zunächst über 
eine schrittweise Anhebung des Gewässerschutzniveaus 
zu erzielen und hierfür gegebenenfalls Umsetzungsfristen 
zu verlängern, um auf diese Weise alle Gewässer schließ- 
lich doch an die „normalen“ Qualitätsziele der Was- 
serrahmenrichtlinie heranzuführen (DÖRR und 
SCHMALHOLZ, 2002, S. 55; vertiefend Tz. 409 ff). 

Ist nach diesen Grundsätzen gleichwohl ausnahmsweise 
von einem „erheblich veränderten Wasserkörper“ auszu- 
gehen, sollten die folgenden Überlegungen gelten: Der 
Begriff des „erheblich veränderten Wasserkörpers“ darf 
nicht zu einer vom Richtliniengeber nicht intendierten 
Vereinfachung führen. Tatsächlich gibt es nämlich ein 
Kontinuum an unterschiedlich intensiv veränderten Was- 
serkörpem. Dementsprechend enthält die Wasserrahmen- 
richtlinie ein eben solches Kontinuum an Anforderungen. 
Geboten sind dem jeweiligen Gewässerzustand angemes- 
sene Bemühungen. Durch die Ausweisung als erheblich 
veränderter Wasserkörper werden Anstrengungen zur 
Verbesserung der Gewässerqualität keineswegs entbehr- 
lich. Im Unterschied zu natürlichen Gewässern ist ledig- 
lich der Referenzzustand ein anderer. Dieser entspricht 
für erheblich veränderte genauso wie für künstliche Ge- 
wässer dem „höchsten ökologischen Potenzial“. Orientie- 
rungswert ist nicht der Natürlichkeitsgrad des jeweiligen 
Gewässers, sondern sein Sanierungspotenzial. Entschei- 
dend ist also derjenige Zustand, der nach Durchführung 
aller Verbesserungsmaßnahmen zur Gewährleistung der 
bestmöglichen ökologischen Durchlässigkeit etwa im 
Hinblick auf Wanderungen der Fauna und geeignete 
Laich- und Aufzuchthabitate erreichbar wäre (IRMER, 
2003, S. 60 f). 

389. Der neue § 36 WHG dient der Umsetzung des 
Artikels 11 Wasserrahmenrichtlinie {Maßnahmenpro- 
gramme). § 36b neue Fassung schreibt die Aufstellung 
von Bewirtschafiungsplänen für die Flussgebietseinheiten 
vor. § 36b Abs. 2 listet den Mindestinhalt des Bewirt- 
schaftungsplans nach Anhang VII der Wasserrahmen- 
richtlinie auf Das Maßnahmenprogramm kann für Ein- 
leitungen aus Punktquellen zum Beispiel nach 
§ 5 Abs. 1 WHG nachträgliche Anordnungen oder Be- 
scheidsänderungen vorsehen. Für diffuse Quellen können 
unter anderem die Schaffung von Gewässerrandstreifen 
oder Düngeverbote bestimmt werden (s. bereits Tz. 384; 
SRU, 2004, Tz. 348 ff). Die nach dem bisherigen Was- 
serrecht im WHG vorhandenen Planungsinstrumente 
(§ 18a Abs. 3 - Abwasserbeseitigungsplan, § 27 - Rein- 
halteordnung, § 36 - wasserwirtschaftlicher Rahmenplan, 
§ 36b - Bewirtschaftungsplan) sind durch die 7. Novelle 
zum WHG gleichzeitig mit der Einführung des neuen 
Planungsinstruments des Maßnahmenprogramms als Teil 
des Bewirtschaftungsplans aufgehoben worden. Der Um- 
weltrat spricht sich in diesem Zusammenhang für eine 
Orientierung der Planungserfordemisse an dem für den 


Gewässerschutz und die Gewässerbewirtschaftung tat- 
sächlich Notwendigen und gegen eine Übertragung der - 
im Vergleich zur Wasserrahmenrichtlinie noch detaillier- 
teren - Maßstäbe der §§ 36, 36b WHG alte Fassung auf 
die nunmehr zu erstellenden Pläne aus (SRU, 2000, 
Tz. 641). Um ein effektives Flussgebietsmanagement tat- 
sächlich erreichen zu können, muss eine Bürokratisierung 
des Gewässerschutzes so weit wie möglich vermieden 
werden. 

390. Über die aus der Wasserrahmenrichtlinie abzulei- 
tenden Änderungen hinaus sind insbesondere der Aspekt 
des Klimaschutzes (§ la Abs. 1 S. 3, § 25b Abs. 2 Nr. Id) 
und der Grundsatz der ortsnahen Wasserversorgung 
(§ la Abs. 3) in das neue WHG eingefügt. Wie zuletzt im 
Umweltgutachten 2002 dargelegt, hält der Umweltrat 
nach wie vor auch ohne eine mögliche Teilnahme am in- 
ternationalen Wassermarkt eine stärkere Ausschöpfung 
von Größenvorteilen in der deutschen Wasserversor- 
gungswirtschaft bei gleichzeitiger Beibehaltung des Prin- 
zips der ortsnahen Wasserversorgung für wünschenswert 
(vgl. SRU, 2002a, Tz. 661). Der Umweltrat hat in diesem 
Zusammenhang insbesondere hervorgehoben, dass der 
Vorrang einer ortsnahen Wasserversorgung nicht aufgege- 
ben werden müsste, um erhebliche Kostensenkungsspiel- 
räume durch eine Kooperation zwischen öffentlich-recht- 
lichen Anbietern (Konzentrationsprozess) ausnutzen zu 
können (SRU, 2002a, Tz. 678). 

5.1. 2.2 Ergänzende rechtliche Umsetzung 
in den Bundesländern 

391. Das novellierte WHG enthält entsprechend den 
Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie in § 42 eine Anpas- 
sungspflicht des Landesrechts bis zum 22. Dezem- 
ber 2003. Während etwa Bayern und Schleswig-Holstein 
bereits im Sommer 2003 ihre Landeswassergesetze geän- 
dert haben, sind Änderungsgesetze in anderen Ländern 
nicht wesentlich vor Ende des Jahres 2003 verabschiedet 
worden. Von der rechtzeitigen und vollständigen Umset- 
zung in allen 16 Ländern hängt die ordnungsgemäße 
rechtliche Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in 
Deutschland ab. 

Das Landesrecht hat in gleicher Weise wie das Bundes- 
recht die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben im Prinzip 
wortgenau umzusetzen (KNOPP, 2003c, S. 44). In den 
Landeswassergesetzen sind also gleichwertige Vorschrif- 
ten zu schaffen. In Anbetracht der Vielfalt und der unter- 
schiedlichen Struktur der Wassergesetze der Länder hat 
die LAWA zwar davon abgesehen, ein „Muster-Umset- 
zungsgesetz“ zu erarbeiten. Für die einzelnen Themen- 
bereiche sind durch die LAWA aber einzelne - allgemein 
allerdings nicht zugängliche - Muster- Vorschriften er- 
stellt worden, die als „Textbausteine“ den jeweiligen lan- 
de srechtlichen Gegebenheiten angepasst werden konnten 
(LAWA, 2001; ELL, 2003, S. 52). In Anbetracht des 
europarechtlich begründeten „Konformitätsdrucks“ be- 
schränkt sich die folgende Darstellung auf die Regelungs- 
aufträge an die Bundesländer. 

392. Gemäß § Ib Abs. 2 WHG ist zur Erreichung der 
im WHG verbindlich festgelegten Bewirtschaftungsziele 
die Koordinierung in den Flussgebietseinheiten durch 
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Landesrecht zu regeln (ausführlich Abschn. 5. 1.2. 3). Die 
Länder haben ferner die Einzugsgebiete innerhalb der je- 
weiligen Landesgrenzen einer der zehn Flussgebiets- 
einheiten (Abb. 5-1) zuzuordnen. 

393. Zur Durchsetzung der Bewirtschaftungsziele ent- 
hält das WHG in den §§ 25a Abs. 2, 25b Abs. 1 S. 2, 32c, 
33a Abs. 2 einen generellen Regelungsauftrag an die Län- 
der. Durch Landesrecht sind beispielsweise Maßnahmen 
zu bestimmen, die auf die Verminderung der Verschmut- 
zung der oberirdischen Gewässer, auf die schrittweise 
Verminderung beziehungsweise Beendigung von Einlei- 
tungen und sonstigen Einträgen „prioritärer“ beziehungs- 
weise „prioritärer gefährlicher“ Stoffe abzielen 
(§ 25a Abs. 3 WHG). Ferner muss gewährleistet werden, 
dass Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne 
nach Maßgabe der §§ 36, 36b WHG aufgestellt werden. 
Es sind entsprechende landesrechtliche Verfahrensvor- 
schriften erforderlich. Die Landeswassergesetze müssen 
ferner Regelungen vorsehen, um die wasserrechtlichen 
Erlaubnisse, Bewilligungen, Unterhaltungsmaßnahmen 
und Gewässerausbauten an die Anforderungen der Was- 
serrahmenrichtlinie beziehungsweise des WHG in den 
künftigen Maßnahmenprogrammen anpassen zu können. 
Es ist eine Bestimmung aufzunehmen, wonach Benut- 
zungszulassungen und damit zusammenhängende Vor- 
gänge regelmäßig zu überprüfen sind. 

Konkretere inhaltliche Festlegungen im Hinblick auf die 
Bewirtschaftungsziele ergeben sich für die Länder aus 
dem WHG indes nicht. Maßgebliche Bedeutung kommt 
insoweit Anhang II (Beschreibung und Charakterisierung 
der Gewässer) und Anhang V (Festlegung von ökolo- 


gischen Zielen, Umweltqualitätszielen, Überwachung, 
Güteklassifizierung und Darstellung der Überwachungs- 
befunde) der Wasserrahmenrichtlinie zu. Zur Umsetzung 
beider Anhänge ist von der LAWA eine Musterverord- 
nung (Stand: 2. Juli 2003) erarbeitet worden. Auf der Ba- 
sis dieser Musterverordnung wollen die Länder gleich- 
wertige Rechtsverordnungen erlassen. 

Die Musterverordnung enthält Regelungen 

- zur Beschreibung, Kategorisierung und Typisierung 
von Gewässern sowie zur Festlegung der typspezifi- 
schen Referenzbedingungen, 

- zur Zusammenstellung und Bewertung der Belastungs- 
situation und der Auswirkungen auf die Gewässer, 

- zur Überwachung des Gewässerzustandes sowie 

- zur Einstufung und Darstellung des Gewässerzustandes. 

Bei genauerer Analyse zeigt sich allerdings, dass auch die 
Musterverordnung noch durch ein erhebliches Maß an 
Unbestimmtheit gekennzeichnet ist. Beispielhaft sei dies 
anhand der Tabelle 5-1 für die Einstufung des Gewässer- 
zustandes im Hinblick auf die biologische Qualitätskom- 
ponente Phytoplankton aufgezeigt. Bei der taxonomi- 
schen Zusammensetzung des Phytoplanktons, das heißt 
bei der systematischen Erfassung des Phytoplanktons an- 
hand der international gültigen botanischen (und zoologi- 
sehen) Nomenklatur, wird der „mäßige Zustand“ etwa 
durch eine wiederum „mäßige“ Abweiehung von den typ- 
spezifischen Gemeinschaften oder durch „mäßige“ Stö- 
rungen bei der Abundanz definiert. 


Tabelle 5-1 

Begriffsbestimmungen für den sehr guten, guten und mäßigen ökologischen Zustand von Flüssen für die biolo- 
gische Qualitätskomponente Phytoplankton gemäß Entwurf zur MusterVO der LAWA vom 2. Juli 2003 


Komponente 

Phytoplankton 

Sehr guter Zustand 

Die taxonomische Zusammensetzung des Phytoplanktons entspricht vollständig oder nahezu 
vollständig den Referenzbedingungen. Die durchschnittliche Abundanz des Phytoplanktons 
entspricht voll und ganz den typspezifischen physikalisch-chemischen Bedingungen und ist 
nicht so beschaffen, dass dadurch die typspezifischen Bedingungen für die Sichttiefe signifi- 
kant verändert werden. Planktonblüten treten mit einer Häufigkeit und Intensität auf, die den 
typspezifischen physikalisch-chemischen Bedingungen entspricht. 

Guter Zustand 

Die planktonischen Taxa weichen in ihrer Zusammensetzung und Abundanz geringfügig von 
den typspezifischen Gemeinschaften ab. Diese Abweichungen deuten nicht auf ein beschleu- 
nigtes Wachstum von Algen hin, das das Gleichgewieht der in dem Gewässer vorhandenen 
Organismen oder die physikalisch-chemische Qualität des Wassers oder Sediments in uner- 
wünschter Weise stören würde. Es kann zu einem leichten Anstieg der Häufigkeit und Inten- 
sität der typspezifischen Planktonblüten kommen. 

Mäßiger Zustand 

Die Zusammensetzung der planktonischen Taxa weicht mäßig von der der typspezifischen 
Gemeinschaften ab. Bei der Abundanz sind mäßige Störungen zu verzeichnen, was dazu fuh- 
ren kann, dass bei den Werten für andere biologische und physikalisch-chemisehe Qualitäts- 
komponenten signifikante unerwünschte Störungen auftreten. Es kann zu einem mäßigen An- 
stieg der Häufigkeit und Intensität der Planktonblüten kommen. In den Sommermonaten 
können anhaltende Blüten auftreten. 


Quelle: LAWA, 2003a, S. 27 
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Ähnliches gilt für die übrigen biologischen sowie für die 
hydromorphologischen und die physikalisch-chemischen 
Qualitätskomponenten. Auch hier kommt es maßgeblich 
auf die Anwendung von in hohem Maße auslegungs- 
bedürftigen Begriffen an. Dem Umweltrat ist bewusst, 
dass die konkrete Gewässereinstufung nur in jedem Ein- 
zelfall, nicht aber durch rechtliche Regelungen erfolgen 
kann. Deshalb wird aber auch allein mit der Musterver- 
ordnung beziehungsweise mit Erlass entsprechender Län- 
derverordnungen keine bundesweit einheitliche Umset- 
zung der Wasserrahmenrichtlinie gewährleistet werden. 
Hinzukommen muss vielmehr ein Abgleich der gegen- 
wärtig zum Teil in den Ländern äußerst unterschiedlichen 
Datenerhebungen und -Strukturen (Tz. 403). Die fachli- 
chen Arbeiten in Bezug auf die Bestandsaufnahme sowie 
das spätere Monitoring sind zu harmonisieren. Erst auf 
dieser Grundlage werden die Vorgaben der Musterverord- 
nung tatsächlich effektiv zu einer national homogenen 
Anwendung der Wasserrahmenrichtlinie und zur Ver- 
gleichbarkeit der Erfolge und Defizite im Hinblick auf 
das Erreichen der Bewirtschaftungsziele beitragen kön- 
nen. Vor diesem Hintergrund ist zu bedauern, dass derzeit 
in den Ländern überwiegend wenig Bereitschaft zur Ver- 
einheitlichung der Gewässerdaten besteht (vgl. auch 
Tz. 398, 404). 

394. Die Frist, innerhalb derer zum Beispiel ein guter 
ökologischer und guter chemischer Zustand der oberirdi- 
schen Gewässer zu erreichen ist, muss nach § 25c 
Abs. 1 WHG ebenfalls durch Landesrecht festgelegt wer- 
den. Für die Länder besteht insofern aber kein Spielraum, 
sie müssen die gemeinschaftsrechtlich vorgegebenen 
Fristen übernehmen (KNOPP, 2003b, S. 5). 

395. Für die Frage, ob überhaupt und inwieweit Aus- 
nahmeregelungen in die Landeswassergesetze übernom- 
men werden, steht den Ländern zwar aufgrund der 
„Kann- Vorschriften“ des WHG in §§ 25c, 25d, 32c und 
33a Abs. 4 ein Entscheidungsspielraum offen. Wird aller- 
dings von der Möglichkeit der Ausnahmeregelungen Ge- 
brauch gemacht, so ist den Landesgesetzgebem ein relativ 
detaillierter Rahmen sowohl für die Fristen zur Errei- 
chung der Bewirtschaftungsziele als auch für die zulässi- 
gen Ausnahmen von den gesetzlichen Zielsetzungen vor- 
gegeben. Das WHG hat insofern die Regelungen der 
Wasserrahmenrichtlinie übernommen. Die Landesgesetz- 
geber sollten hiervon nicht abweichen und gesetzestech- 
nische Neuerungen auf landesspezifische Vollzugserfor- 
demisse beschränken (DÖRR und SCHMALHOLZ, 
2002, S. 66). 

5.1 .2.3 Organisatorisch-institutionelle 
Umsetzung 

396. Die sich aus der Wasserrahmenrichtlinie ergeben- 
den Koordinationserfordemisse sind vielfältig. Um ihnen 
gerecht zu werden, enthält die Richtlinie jedoch keine 
konkreten organisatorisch-institutionellen Vorgaben, son- 
dern mit den Artikeln 3 und 1 3 nur eine generelle Ver- 
pflichtung zur Koordination für die gesamte Flussgebiets- 
einheit (STRATENWERTH, 2002). Die Mitgliedstaaten 


haben in jeder Flussgebietseinheit für geeignete Ver- 
waltungsvereinbarungen zu sorgen, eine geeignete zu- 
ständige Behörde zu bestimmen und insbesondere alle 
Maßnahmenprogramme zur Erreichung der Umweltziele 
für die gesamte Flussgebietseinheit zu koordinieren 
(Tz. 377). Von den zehn Flussgebietseinheiten in 
Deutsehland sind fünf grenzüberschreitend und bedürfen 
einer internationalen Koordination. Alle 1 6 Länderver- 
waltungen werden von Koordinationsaufgaben gemäß 
Wasserrahmenrichtlinie tangiert. Oftmals ergeben sich für 
einzelne Bundesländer Koordinierungsaufgaben gleich 
für mehrere Flussgebiete. In das Flächenland Bayern fal- 
len beispielsweise Teileinzugsgebiete der Donau, der 
Elbe, der Weser und des Rheins, sodass die bayrische 
Wasserwirtschaftsverwaltung an vier Koordinationspro- 
zessen beteiligt ist. Hinsichtlich einzelner Flussgebiete 
ergeben sich ebenfalls komplexe Koordinationskonstella- 
tionen. Für das Einzugsgebiet der Elbe müssen sich auf 
nationaler Ebene elf Bundesländer untereinander abstim- 
men, auf internationaler Ebene kommt noch die Tschechi- 
sche Republik dazu. Mehrere Flusseinzugsgebiete setzen 
sich wiederum aus einzelnen Koordinationsräumen zu- 
sammen, innerhalb derer häufig nochmals bundesland- 
oder sogar staatenübergreifend zu agieren ist. 

Es sind also grundsätzlich drei Ebenen der Koordination 
zu unterscheiden: Die erste Ebene bezieht sich auf die ge- 
samte Flussgebietseinheit. Hier müssen die Vorgaben der 
Wasserrahmenrichtlinie konkretisiert und die Erarbeitung 
sowie Umsetzung der Bewirtschaftungspläne national 
und international abgestimmt werden. Die verbleibenden 
zwei Ebenen sind flussgebietsintem. Erstens muss eine 
Abstimmung zwischen den Koordinierungsräumen statt- 
finden, in die besonders große Flussgebietseinheiten sinn- 
vollerweise gegliedert werden. Zweitens muss eine weiter 
gehende Koordination in denjenigen Koordinierungsräu- 
men erfolgen, die Staaten- und bundesländerübergreifend 
sind (STRATENWERTH, 2002). Erforderlich ist eine 
wirksame Koordinierung zwischen den Bundesländern, 
um in internationalen Flussgebietseinheiten eine in sich 
kohärente Bewirtschaftungs- und Maßnahmenplanung für 
den nationalen Teil gewährleisten und später das koordi- 
nierte Maßnahmenprogramm in den Ländern auch tat- 
sächlich vollziehen zu können (KNOPP, 2003a, S. 276 f., 
2003a, S. 5). Auf allen drei Koordinationsebenen muss 
schließlich - drittens - eine querschnittsorientierte Ko- 
operation der Wasserwirtschaftsverwaltungen insbeson- 
dere mit der Landschaftsplanung und Raumordnung so- 
wie den Naturschutzbehörden sichergestellt werden 
(Tz. 415 ff.). Auch diese notwendige Verknüpfung hat in 
Deutschland noch keine Institutionalisierung erfahren 
(vgl. auch KNOPP, 2003d). 

397. Die administrative Struktur der Gewässerbewirt- 
schaftung ist in Deutschland bislang ausschließlich an 
den Ländergrenzen, nicht aber an Flusseinzugsgebieten 
ausgerichtet. Zudem variiert der Aufbau der Wasserwirt- 
schaftsverwaltung von Bundesland zu Bundesland. Über- 
wiegend ist die Wasserwirtschaftsverwaltung in die allge- 
meine Landesverwaltung integriert und im Regelfall 
dreistufig aufgebaut - Oberste Behörde sowie Mittlere 
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und Untere Instanz. Nur einige kleinere Länder verfügen 
lediglich über eine zweistufige Wasserwirtschaftsverwal- 
tung und die Stadtstaaten besitzen nur eine wasserwirt- 
schaftliche Verwaltungsebene. Zu den Verwaltungsein- 
richtungen kommen noch anderweitige, den Obersten 
Behörden unterstellte Landeszentralbehörden, die Fach- 
aufgaben und teilweise auch Vollzugsaufgaben wahmeh- 
men (ELL, 2003; BMU, 2001, S. 10 f). 

Unter der gegenwärtigen Verteilung der Verwaltungs- 
kompetenzen kommen grundsätzlich zwei Modelle zur 
Koordinierung der Umsetzung der Wasserrahmenrichtli- 
nie in Betracht. Zum einen ließen sich ländergrenzüber- 
schreitende Planungsverbände mit eigenem Budget und 
Normsetzungsrecht einrichten. Zum anderen bietet sich 
ein Koordinierungsverbund durch Verwaltungsverein- 
barung zwischen den Ländern an, deren Gebiete in der 
jeweiligen Flussgebietseinheit liegen. Einem solchen Ko- 
ordinierungsverbund stünden keine „eigenen“ Hoheits- 
oder gar Rechtsetzungsbefugnisse zu. Aufgrund der vor- 
handenen Erfahrungen in schon bestehenden, fluss- 
gebietsbezogenen Organisationen (wie z. B. der Arbeits- 
gemeinschaft zur Reinhaltung der Elbe oder der 
Deutschen Kommission zur Reinhaltung des Rheins) 
wird seitens der LAWA dem Koordinierungsverbund der 
Vorzug gegeben. Zwar sei das Koordinierungsverfahren 
aufwendiger als bei einem Planungsverband, jedoch ge- 
währleiste dieses Modell aus Sicht der LAWA im Rück- 
griff auf vorhandene Verwaltungsstrukturen eine enge 
Verzahnung der Planungstätigkeiten nach der Wasserrah- 
menrichtlinie mit den praktischen Erfahrungen des was- 
serbehördlichen Vollzugs. 

Die Schaffung ländergrenzüberschreitender Planungsver- 
bände hätte demgegenüber den Vorteil, grundsätzlich eine 
straff geführte Planungstätigkeit und kurz gefasste Ent- 
scheidungswege zur Verfügung zu stellen. Neben verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken verweist die LAWA aller- 
dings darauf, dass die vorhandenen - und auch unter dem 
Geltungsbereich der Wasserrahmenrichtlinie im Interesse 
des geordneten wasserrechtlichen Vollzugs beizubehal- 
tenden - behördlichen Strukturen durch eine weitere 
Struktur überlagert würden. Abgrenzungsprobleme und 
(weitere) Abstimmungsschwierigkeiten wären vorpro- 
grammiert (LAWA, o. J., S. 9). Auch die Umweltminister- 
konferenz (UMK) lehnt die Errichtung neuer Verwal- 
tungseinheiten mit eigenständigen hoheitlichen 
Befugnissen oder sogar der Befugnis zu Rechtsetzungs- 
akten ab. Sie hat auf der 56. UMK eine Koordinierung 
entsprechend dem Handlungskonzept der LAWA und der 
bewährten Praxis in den bestehenden Flussgebiets- 
gemeinschaften beschlossen (UMK, 2001; s. in diesem 
Zusammenhang auch EPINEY und FELDER, 2002). 
Durch entsprechende Verwaltungsvereinbarungen werden 
derzeit bereits so genannte Flussgebietsgemeinschaften 
zwischen den betroffenen Bundesländern zur Einrichtung 
von Koordinierungsverbänden gebildet (z. B. Verwal- 
tungsvereinbarung über die Bildung der Flussgebiets- 
gemeinschaft Ems vom 21. Oktober 2002 oder die Einrich- 
tung der Flussgebietsgemeinschaft Weser im Jahr 2003). 
Die föderal geprägten wasserwirtschaftlichen Verwal- 


tungsstrukturen bleiben danach zwar unberührt. Die in 
diesem Rahmen erfolgende administrative Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie zieht aber unweigerlich einen 
erhöhten Verwaltungs- und Koordinierungsaufwand nach 
sich. Werden dafür nicht ausreichende personelle und 
sachliche Ressourcen zur Verfügung gestellt, besteht die 
Gefahr, dass ein Gleichklang zwischen den einzelnen 
Bundesländern nicht erreicht wird. Der Umweltrat weist 
mit Besorgnis daraufhin, dass der derzeitige Abbau was- 
serwirtschaftlicher Verwaltungskapazitäten in fast allen 
Bundesländern an den Koordinierungserfordernissen, die 
sich aus dem von den Ländern selbst präferierten admi- 
nistrativen Umsetzungsmodell ergeben, vorbeigeht. 

Zur sachgerechten Wahrnehmung der vielfältigen Aufga- 
ben innerhalb des in Deutschland bevorzugten Koopera- 
tionsverbundes müssten - sollte es bei der gegenwärtigen 
Verteilung der Verwaltungskompetenzen gemäß Arti- 
kel 83 GG bleiben (s. insoweit aber die Empfehlungen 
Tz. 400) - nach Auffassung des Umweltrates zumindest 
ständige Arbeitseinheiten in Form von Flussgebiets- 
Geschäftsstellen eingerichtet werden. Dies ist insbeson- 
dere dann angezeigt, wenn es sich um große Flussgebiets- 
einheiten handelt, wie beispielsweise die des Rheins 
(STRATENWERTH, 2002). Solche Geschäftsstellen wä- 
ren der EU-Kommission als der „geeigneten zuständigen 
Behörde“ mitzuteilen. Sie könnten zugleich die Informa- 
tion und Anhörung der Öffentlichkeit übergreifend orga- 
nisieren. Die potenziell positiven Seiten der Einrichtung 
von Geschäftsstellen dürfen allerdings nicht darüber hin- 
wegtäuschen, dass dadurch zusätzliche Verwaltungsein- 
heiten geschaffen würden, die im Extremfall (z. B. nach 
der Übertragung weiterer Aufgaben wie beispielsweise 
die der GIS-Verwaltung) den Charakter und das Ausmaß 
einer eigenen Behörde annehmen können. 

5.1. 2.4 Empfehlungen zur rechtlichen und 
organisatorisch-institutionellen 
Umsetzung 

Zur rechtlichen Umsetzung 

398. Die ergänzende Rechtsetzung in den Ländern bil- 
det vom Umfang her den Hauptanteil der normativen 
Umsetzungsaufgaben. Diese löfache Umsetzung wird da- 
durch erschwert, dass die Wasserrahmenrichtlinie und das 
WHG einerseits in einer Reihe von Fällen Handlungs- 
und Interpretationsspielräume - etwa hinsichtlich der 
Ausgestaltung der Öffentlichkeitsbeteiligung und der 
Darstellung und Überwachung des Gewässerzustandes - 
gewähren, andererseits eine länder- und staatenübergrei- 
fende kohärente Gewässerbewirtschaftung in den Fluss- 
gebietseinheiten verlangen. Setzt nur ein Bundesland 
nicht fristgerecht um, kann es zu einem Vertragsver- 
letzungsverfahren kommen. In der Rahmenkompetenz 
des Bundes im Wasserbereich scheint ein ständiges Kon- 
fliktpotenzial für eine ordnungsgemäße Umsetzung von 
Gemeinschaftsrecht in Deutschland zu liegen 
(HOLZWARTH und BOSENIUS, 2002, S. 38). Darauf 
weist auch der Befund von BREUER (2003, S. 773) hin, 
wonach sich die Gesetzgeber der deutschen Länder vor 
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dem Hintergrund der europäischen Rechtsharmonisierung 
paradoxerweise eher darin gefielen, die Besonderheiten 
der einzelnen Landeswassergesetze zu verstärken, statt 
sie einander anzugleichen. 

Einheitliche Vorgaben für die konkreten Tätigkeiten der 
Länder nach der Wasserrahmenrichtlinie gibt es nicht. 
Der Bund hat mit der 7. Novelle zum WHG keine ver- 
bindlichen Anforderungen für die Beschreibung, Fest- 
legung, Einstufung, Darstellung und Überwachung der 
Zustände der Gewässer festgelegt. Die Länder müssen 
sich diesbezüglich auf abgestimmte Regelungen verstän- 
digen, ihre Kooperations- und Kompromissbereitschaft 
wird in hohem Maße gefordert, zumal gewichtige spezifi- 
sche Interessen etwa bei der Verteilung der Lasten zur 
Erreichung noch nicht erfüllter Bewirtschaftungsziele auf 
dem Spiel stehen können (BERENDES, 2002, S. 220). 
Angesichts der ersten Erfahrungen im Hinblick auf die 
Bestandsaufnahme in den Ländern ist die angemessene 
Realisierung einer solchen Abstimmung jedoch zweifel- 
haft. Mit der zu geringen Bereitschaft zur Vereinheit- 
lichung der Gewässerdaten wird der Abstimmungsauf- 
wand in einer Flussgebietseinheit noch weiter erschwert 
(Regierung von Unterfranken, 2003; Tz. 403 ff). 

399 . Die Umweltminister der Länder haben zwar für 
den Bereich des Wasserhaushalts eine konkurrierende Ge- 
setzgebung abgelehnt (UMK, 2001; SCHMALHOLZ, 
2001, S. 96 ff). In der Folge wurde jedoch viel Zeit und 
Energie darauf verwendet, eine einheitliche Umsetzung in 
den Ländern zu erreichen: Durch zahlreiche Abstim- 
mungsprozesse zwischen Bund und Ländern und den 
Ländern untereinander, die Erarbeitung der LAWA- 
Musterverordnung zur Umsetzung der Anhänge II und V 
der Wasserrahmenrichtlinie sowie eines Musterentwurfs 
der LAWA für Vorschriften zur Implementierung der 
Wasserrahmenrichtlinie in die Landeswassergesetze wird 
ein Gleichklang versucht, dessen Erfolg letztlich doch ab- 
hängig bleibt von der jeweiligen Situation in den 16 ein- 
zelnen Bundesländern. Darüber hinaus werden hierdurch 
zusätzliche Stellen gebunden, die - nicht zuletzt aufgrund 
der knappen Personalressourcen in den Wasserwirtschaf- 
tungsverwaltungen - ansonsten die konkrete fachliche 
Umsetzung unterstützen könnten. 

Zudem enthält das WHG durchaus zum Teil auch sehr 
detaillierte Vorschriften, die von den Ländern nicht in- 
frage gestellt werden. Sowohl in rechtlicher als auch in 
praktischer Hinsicht wird also der Vorzug einheitlicher 
bundesrechtlicher Vorgaben keineswegs grundsätzlich 
abgestritten. Insofern besteht ein Widerspruch zwischen 
der Bereitschaft der Länder, einerseits eine Vielzahl von 
konkreten Einzelregelungen des Bundes hinzunehmen, 
und andererseits ihrer formellen Ablehnung einer kon- 
kurrierenden Gesetzgebungskompetenz für den Wasser- 
haushalt. Im Übrigen werden auch bundesrechtliche Ver- 
fahrensregelungen von den Ländern in anderen 
Bereichen ohne weiteres akzeptiert. Beispielhaft sei hier 
das UVP-Änderungsgesetz genannt, wo die Bundeskom- 
petenz im Hinblick auf das im Änderungsgesetz enthal- 
tene Verfahrensrecht nicht infrage gestellt wird. Warum 


sich im Gewässerschutzrecht insoweit eine andere Beur- 
teilung ergeben soll, ist nicht ersichtlich. Deshalb er- 
scheint es dem Umweltrat nur konsequent, dem Bund die 
konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit für den 
Wasserbereich zu übertragen, um rechtlich und in der 
Folge tatsächlich insgesamt eine kohärente Implemen- 
tation des europäischen Wasserrechts sicherzustellen. 
Eine gleiche Kompetenzgrundlage für das Wasserrecht 
wie für das Immissionsschutz- und das Abfallrecht, das 
heißt die konkurrierende Gesetzgebung nach Ar- 
tikel 72 GG, würde die Umsetzung des integralen Ansat- 
zes im Umweltrecht nach Meinung des Umweltrates er- 
heblich vereinfachen (s. auch RUCHAY, 2001, S. 115; 
BERENDES, 2002, S. 220). Auch ein auf Artikel 72 GG 
gestütztes Bundesgesetz dürfte im Übrigen nicht weiter 
in die wasserwirtschaftlichen Gestaltungsspielräume 
eingreifen, als dies ohnehin bereits durch das Gemein- 
schaftsrecht erfolgt (s. auch KNOPP, 2003b, S. 3; 
BERENDES, 2002, S. 220 f ). 

Zur Neuorientierung der administrativen Strukturen 

400 . Die Diskussion über eine sinnvolle Organisations- 
form zur Koordinierung der Bewirtschaftung in Flussein- 
zugsgebieten ist in Deutschland bisher umgangen wor- 
den. Mit Verweis auf verfassungsrechtliche Bedenken 
und zu befürchtende Überlagerungen von Verwaltungs- 
strukturen lehnen Gremien wie die LAWA oder die UMK 
Lösungen ab, die über einen Koordinierungsverbund zwi- 
schen den bestehenden Länderverwaltungen hinausgehen 
(s. auch REINHARDT, 2001b). Eine Verlagerung von 
Vollzugskompetenzen der Bundesländer auf rechtsfähige 
Flussgebietsorganisationen ist daher nicht zu erwarten. 
Das Erreichen der Umweltziele der Wasserrahmenrichtli- 
nie ist jedoch in hohem Maße davon abhängig, inwieweit 
die administrativen wasserwirtschaftlichen Verwaltungs- 
strukturen in Deutschland die Umsetzung einer einzugs- 
gebietsbezogenen Gewässerbewirtschaftung wirklich tra- 
gen werden. Nach Auffassung des Umweltrates sind die 
gegenwärtigen Verwaltungsstrukturen letztlich nicht ver- 
einbar mit einer effektiven Bewirtschaftung in Fluss- 
einzugsgebieten. Trotz der umfangreichen Arbeiten der 
LAWA entwickelt jedes Bundesland zunächst eine auf 
sein Gebiet bezogene Umsetzungsstrategie. So weist das 
Vorgehen der Bundesländer bereits bei der Bestands- 
aufnahme ein starkes Gefälle auf (vgl. Abschn. 5.1.3). 
Derzeit kann von einer tatsächlich kohärenten fachlichen 
Umsetzung dieses ersten wichtigen Abschnittes nicht aus- 
gegangen werden. Landesweit werden zwar zur Steuerung 
entsprechende Stellen eingerichtet wie beispielsweise in 
Rheinland-Pfalz der ständige Koordinationsausschuss zur 
fachlichen Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie. Die 
länderübergreifende Koordinierung bildet jedoch allen- 
falls einen zweiten Schritt, obwohl sie für einen umfas- 
senden flussgebietsbezogenen Ansatz essenziell ist. Wie 
der Abstimmungsprozess zwischen den Ländern konkret 
aussehen soll, ist noch immer unklar. Der Abschluss einer 
Verwaltungsvereinbarung genügt als solcher jedenfalls 
nicht. 
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Der Umweltrat regt daher an, parallel zur Änderung der 
Gesetzgebungszuständigkeit auch Alternativen zu den be- 
absichtigten beziehungsweise schon vereinbarten länder- 
übergreifenden Kooperationen in Erwägung zu ziehen. 
Denn Tatsache ist, dass es spezifische Probleme gibt, die 
nicht an Ländergrenzen halt machen und deswegen in 
einem föderalen Staat einer Vernetzung bedürfen. Um 
einen solchen Bereich handelt es sich etwa bei dem Bau 
von Schienen, Straßen oder Wasserwegen. Die notwen- 
dige Vernetzung ist hier offensichtlich. Für die Bewirt- 
schaftung von Flussgebietseinheiten und Einzugsgebieten 
gilt aber nichts anderes. Gleichwohl ist für den Verkehrs- 
wegebau die Bundesauftragsverwaltung, für die Gewäs- 
serbewirtschaftung weiterhin die ausschließliche Verwal- 
tungszuständigkeit der Länder vorgesehen. Bislang 
bewirtschaftet jedes Bundesland „seine“ Gewässer in 
eigener Verantwortung, dem Bund kommt keinerlei Aus- 
legungsbefugnis beispielsweise für die Ausgestaltung der 
Bestandsaufnahme oder die Bestimmung beziehungs- 
weise Handhabung von Ausnahmemöglichkeiten zu. Eine 
solche Fachaufsicht könnte über eine Bundesauftrags- 
verwaltung für die Gewässerbewirtschaftung durch die 
Länder ermöglicht werden. Danach bliebe die Wahmeh- 
mungskompetenz unverändert bei den Ländern. Die 
Sachkompetenz stünde hingegen unter dem Vorbehalt ih- 
rer Inanspruchnahme durch den Bund. 

5.1.3 Fachliche Umsetzung 

401. Neben der Anpassung der nationalen Gesetz- 
gebung und der administrativen Strukturen ist die fach- 
liche Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, nicht zu- 
letzt aufgrund knapper Fristsetzungen und ambitionierter 
Zielsetzungen in Bezug auf die zukünftige Gewässer- 
bewirtschaftung in Europa, eine große organisatorische 
und finanzielle Herausforderung für alle Beteiligten. Zen- 
trales Instrument der fachlichen Umsetzung der Wasser- 
rahmenrichtlinie sind die Bewirtschaftungspläne, die so- 
wohl eine Bestandsaufnahme als auch Monitoring- und 
Maßnahmenprogramme enthalten müssen. 

5.1 .3.1 Fachliche Arbeiten an der umfassenden 
Bestandsaufnahme 

402. Derzeit wird in Deutschland die Bestandsauf- 
nahme in den Bereichen Oberflächengewässer, Grund- 
wasser, Schutzgebiete sowie die wirtschaftliche Analyse 
der Wassemutzungen eingeleitet beziehungsweise bereits 
durchgeführt (vgl. Tz. 385; PATT etal., 2003). Der Um- 
weltrat misst der Bestandsaufnahme als erstem Schritt der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie eine sehr hohe 
Bedeutung bei. Denn die Bestandsaufnahme verfolgt kei- 
nen Selbstzweck, sondern dient ausdrücklich der Identifi- 
zierung von Maßnahmen zur Erreichung der Umweltziele 
der Wasserrahmenrichtlinie. Sie ist Grundlage einer inte- 
grierten Wasserwirtschaft. Insbesondere die Qualität der 
im Rahmen der Bestandsaufnahme notwendigen Daten- 
erfassung und -auswertung wird die weitere Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie maßgeblich beeinflussen. Die 
im Rahmen der Bestandsaufnahme zu leistenden Arbeiten 


ergeben sich im Einzelnen aus der Richtlinie selbst, den 
nationalen rechtlichen Regelungen und den teilweise 
noch in der Entstehung begriffenen europäischen und na- 
tionalen Leitlinien. Die Leitlinien sind nicht verbindlich 
und erscheinen derzeit nicht zuletzt aufgrund ihrer Viel- 
falt, ihrer zahlreichen Querverweise auf andere Arbeits- 
hilfen und ihrer teils unkonkreten Handlungsanweisungen 
als schwierig anwendbar. 

Datenerfassung und -auswertung in den Ländern 

403. Die Bestandsaufnahme mit der Berichtsübermitt- 
lung ist bereits Ende des Jahres 2004 abzuschließen. Die 
Datenerfassung sollte daher spätestens Anfang des 
Jahres 2004 abgeschlossen sein. Im Hinblick auf diese 
knappe Frist wird häufig betont, dass für die Bestands- 
aufnahme vornehmlich auf bereits verfügbare Daten der 
Bundesländer zurückgegriffen werden sollte. Es liegen 
jedoch längst nicht für alle zu erfassenden Qualitätskom- 
ponenten (bundesweit) Daten vor. Erste Erfahrungen bei 
der Bestandsaufnahme lassen zudem grundsätzliche 
Schwierigkeiten bei der Datenbereitstellung und -auswer- 
tung beziehungsweise beim länderübergreifenden Daten- 
management erkennen. So wurde im Rahmen des Pilot- 
projektes Main zum einen festgestellt, dass häufig 
Defizite in den Datenbeständen hinsichtlich Aktualität 
und Vollständigkeit vorliegen. Zum anderen unterschie- 
den sich die in den einzelnen Bundesländern erhobenen 
beziehungsweise verfügbaren Daten in Menge, Struktur 
und Qualität teilweise stark, sodass intensive Nachfra- 
gen sowie Anpassungen und Abgleiche der Daten inner- 
halb der Länder und (besonders) an den Ländergrenzen 
erforderlich waren. Die Vielzahl der beteiligten Behörden 
sowie technische Probleme und Personalmangel behin- 
dern das Datenmanagement bei der Bestandsaufnahme 
zusätzlich (vgl. Regierung von Unterfranken, 2003). 

404. Der bisherige Verlauf der Bestandsaufnahme zeigt 
deutlich, dass in den Bundesländern die Herangehens- 
weise an die Bestandsaufnahme qualitativ sehr unter- 
schiedlich ausfallt und behördlicherseits nach wie vor 
sehr bundeslandbezogen vorgegangen wird (vgl. Regie- 
rung von Unterfranken, 2003). So erscheint dem Um- 
weltrat die bundeslandübergreifende Datenerfassung und 
-auswertung in den Flussgebietseinheiten stark verbesse- 
rungsbedürftig. Die vordringliche Koordinationsaufgabe 
für die mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
beauftragten Behörden in den Ländern besteht darin, 
überhaupt eine einheitliche Darstellung der von den Län- 
dern aufgrund ihrer Datenstrukturen und Bewertungen er- 
haltenen Ergebnisse der Bestandsaufnahme herzustellen. 
Der Umweltrat hält es für dringend geboten, dass die 
Länder Standards für die Datenerfassung alsbald verbind- 
lich abstimmen. Anderenfalls droht die Grundlage der 
Bewirtschaftungsplanung in Form der Bestandsaufnahme 
zu scheitern. 

405. Der mit den Anforderungen an die erstmalige Be- 
standsaufnahme intendierte Modemisierungsimpuls sollte 
von den zuständigen Verwaltungen als Chance für die 
Sicherstellung der Basis des zukünftigen wasserwirt- 
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schaftlichen Vollzugs verstanden und wahrgenommen 
werden. So lassen sieh nach Auffassung des Umweltrates 
die mit der Bestandsaufnahme einhergehenden großen 
Datenmengen nur mithilfe moderner EDV- Anwendungen 
erfassen und adäquat auswerten. Jedoch besteht in den 
Bundesländern scheinbar weiterhin keine Einigkeit darü- 
ber, in welchem Umfang EDV-Anwendungen bei der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie heranzuziehen 
sind. Nicht zufällig wird in der Richtlinie und in den zu- 
gehörigen Arbeitshilfen jedoch die Anwendung Geogra- 
phischer Informationssysteme (GIS) bei der Bestandsauf- 
nahme als zeitgemäßes Instrumentarium nahegelegt (vgl. 
Anhang I Wasserrahmenrichtlinie; Guidance Document 
GIS). Auch wenn mit der Implementierung solcher Infor- 
mationssysteme ein erheblicher Aufwand bei der Daten- 
vorbereitung verbunden sein kann, wird dieser durch die 
Möglichkeiten gerechtfertigt, die dieses Informationssys- 
tem insbesondere bei der Berichtserstellung bietet. 

Erste wirtschaftliche Analyse hei der Bestands- 
aufnahme 

406. Die Wasserrahmenrichtlinie verlangt bis zum 
Jahr 2004 als Bestandteil der Bestandsaufnahme eine 
erste wirtschaftliche Analyse der Wassemutzung für jede 
Flussgebietseinheit (EAWA, 2003b, S. 65). Die wirt- 
schaftliche Analyse muss bereits ausreichende Informa- 
tionen zur Berücksichtigung des Kostendeckungsprin- 
zips, zu den Anreizen der Wassergebührenpolitik sowie 
zu den Kosten von Maßnahmen liefern (INTERWIES und 
KRAEMER, 2001). Konkrete Hilfestellung bei der 
Durchführung der ersten wirtschaftlichen Analyse geben 
die Arbeitshilfe der WATECO-Arbeitsgruppe (CIS wor- 
king group 2.6) und die EAWA- Arbeitshilfe (EWENS, 
2003; EAWA, 2003b; EU-Kommission, 2003a). 

407. Die Berücksichtigung des Kostendeckungsprinzips 
beruht auf Artikel 9 Abs. 1 Wasserrahmenrichtlinie. So 
haben die Mitgliedstaaten unter Einbeziehung der wirt- 
schaftlichen Analyse gemäß Anhang III der Richtlinie 
und insbesondere unter Zugrundelegung des Verursacher- 
prinzips den Grundsatz der Deckung der Kosten der Was- 
serdienstleistungen einschließlich umweit- und ressourcen- 
bezogener Kosten zu berücksichtigen. Umweltkosten sind 
Kosten für Schäden, die die Wassemutzung für Umwelt, 
Ökosysteme und Personen mit sich bringt, (z. B. durch 
Verschlechtemng der ökologischen Qualität von aquati- 
schen Ökosystemen oder die Versalzung oder qualitative 
Verschlechtemng von Anbauflächen). Demgegenüber 
entsprechen Ressourcenkosten den Kosten für entgan- 
gene Möglichkeiten, unter denen andere Nutzungszwecke 
infolge einer Nutzung der Ressource über ihre natürliche 
Wiederherstellungs- oder Erholungsfähigkeit hinaus lei- 
den (z. B. in Verbindung mit einer übermäßigen Gmnd- 
wasserentnahme; EU-Kommission, 2000). 

Dem begrüßenswerten Vorsatz der Einbeziehung von 
Umwelt- und Ressourcenkosten in das Kostendeckungs- 
prinzip stehen jedoch bisher einige gmndlegende Schwie- 
rigkeiten entgegen. Zunächst ist für die Einbeziehung von 
Umwelt- und Ressourcenkosten eine genaue Kenntnis der 
hydrologischen beziehungsweise hydromorphologischen 
Charakteristika eines Einzugsgebietes unabdingbare Ein- 


gangsvoraussetzung (SCHMAEHOLZ, 2001). In vielen 
Fällen dürfte diese Voraussefzung noch nicht erfüllt sein. 
Ferner ist hervorzuheben, dass trotz der definitorischen 
Vorgaben durch die EU-Kommission nicht allgemein an- 
erkannt ist, was unter Umwelt- und Ressourcenkosten 
überhaupt zu verstehen ist. Vom methodischen Stand- 
punkt aus ist zu bedauern, dass monetäre Bewertungsver- 
fahren von Umweltschäden und Ressourceninanspmch- 
nahme bisher weit gehend fehlen oder nur in Ansätzen 
vorhanden sind (SCHMALHOLZ, 2001). 

408. Die erste wirtschaftliche Analyse wird definitiv 
noch nicht genügend Informationen zur Beurteilung der 
Kosteneffizienz von Maßnahmen und Maßnahmenkom- 
binafionen zur Erreichung der Zielsetzungen der Wasser- 
rahmenrichtlinie beinhalten und somit nur einen grob 
orientierenden Charakter haben (vgl. auch EWENS, 
2003, S. 5, 10). Um jedoch später die kosteneffizientesten 
Kombinationen der in das Maßnahmenprogramm nach 
Artikel 1 1 Wasserrahmenrichtlinie aufzunehmenden Maß- 
nahmen auf der Grundlage von Schätzungen ihrer poten- 
ziellen Kosten (gemäß Anhang III der Richtlinie) über- 
haupt beurteilen zu können, führt die Frage der 
Operationalisierung von Methoden zur Bewertung von 
Umwelt- und Ressourcenkosten die Liste zur zukünftigen 
Entwicklungsarbeit an (EU-Kommission, 2003a, S. 6). 
Die EAWA verweist in diesem Zusammenhang darauf, 
dass derzeit ein nationales Handbuch „Kosteneffizienter 
Gewässerschutz“ in Vorbereitung ist, das strategische 
Überlegungen unterstützen soll, um Maßnahmen für eine 
genaue Prüfung bis zur Erstellung des Maßnahmenpro- 
gramms auszuwählen. 

5.1. 3.2 Erheblich veränderte Wasserkörper 

409. Für einen einheitlichen Vollzug der Wasserrahmen- 
richtlinie sind für die Bestandsaufnahme deutlich spezi- 
fischere Vorgaben zur Ausweisung künstlieher und vor 
allem erheblich veränderter Wasserkörper unentbehrlich. 
Einen wesentlichen Beitrag hierzu soll das Guidance 
Document on identification and designation of heavily 
modified and artificial water bodies zur Wasserrahmen- 
richtlinie leisten. Diese Leitlinie, die durch die im Rah- 
men der gemeinsamen Strategie zur Umsetzung der Was- 
serrahmenrichtlinie {Common Implementation Strategy 
[CIS]) eingerichtete Arbeitsgruppe 2.2 erstellt wurde, ent- 
hält unter anderem ein detailliertes, in elf Schritte unter- 
gliedertes Schema zum Vorgehen bei der Ausweisung 
erheblich veränderter und künstlicher Wasserkörper 
(Working Group - WG - 2.2, CIS, 2003, S. 29). Dieses 
Sehema sieht zwei Zeithorizonte vor. Wie Abbildung 5-2 
zu entnehmen ist, sind die Wasserkörper auf der Grund- 
lage der Ergebnisse der Bestandsaufnahme bis Dezem- 
ber 2004 zunächst nur vorläufig als erheblich verändert 
einzustufen (Schritte 1 bis 6). Die endgültige Festlegung, 
die allerdings alle sechs Jahr zu überprüfen ist, erfolgt 
dann im Bewirtschaftungsplan in den Jahren 2008/2009 
(Schritte 7 bis 11). 

Zeithorizont bis 2004 

410. Die zunächst vorzusehende Festlegung der Wasser- 
körper ist eine wiehtige Voraussetzung für die Umsetzung 
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der Wasserrahmenrichtlinie überhaupt, da die Wasserkör- 
per die essenziellen Maßeinheiten für die Berichterstat- 
tung und die Bewertung der Zielerreichung sind (vgl. 
auch Guidance Document 2.2, 2003, S. 35 f.). Die Festle- 
gung der Wasserkörper wird durch die Leitlinie Identifi- 
cation of water bodies geregelt (vgl. Horizontal Guidance 
Document on the application of the term „water body“ in 
the context of the Water Framework Directive, 
15 January 2003). Der Umweltrat betont die Notwendig- 
keit, sich über die Bundeslandgrenzen hinweg auf eine 
bundesweit einheitliche Vorgehensweise bei der Auftei- 
lung der Gewässer in Wasserkörper zu einigen. Derzeitig 
zeichnet sich eine einheitliche Vorgehensweise zur Fest- 
legung der Wasserkörper nicht ab. 

Hinsichtlich der Ausnahmeregelung der Ausweisung er- 
heblich veränderter Wasserkörper erlangt die sachge- 
rechte Festlegung der Wasserkörper besondere Bedeutung 
(Schritt 1). So bedarf etwa der Klärung, inwieweit bei- 
spielsweise bei Wasserkörpem mit sehr großer Ausdeh- 
nung bereits einzelne erhebliche hydromorphologische 
Veränderungen ausreichen können, um den gesamten Ge- 
wässerabschnitt als erheblich verändert auszuweisen, 
auch wenn für andere Teilbereiche des Wasserkörpers die 
Qualitätsziele der Wasserrahmenrichtlinie durchaus er- 
reichbar wären (Empfehlungen zur Festlegung der Was- 
serkörper s. Tz. 414, 426). 

41 1 . Die weiteren Prüfkriterien der Leitlinie geben vor, 
dass eine - zunächst vorläufige - Ausweisung eines Was- 
serkörpers als erheblich verändert nur dann erfolgen 
kann, wenn tatsächlich bedeutende und dauerhafte hydro- 
morphologische Veränderungen des Gewässers vorliegen 
(Schritte 3 bis 6). Insbesondere ist die Erheblichkeit der 
Veränderungen festzustellen. So bedeuten auch dauer- 
hafte hydromorphologische Veränderungen keineswegs 
automatisch erheblich veränderte Wasserkörper im Sinne 
der Wasserrahmenrichtlinie. Beispielsweise stellt das 
Vorhandensein von Wehren in der Regel keinen ausrei- 
chenden Grund für eine Ausweisung als erheblich verän- 
dertes Gewässer dar. Erst recht können Wasserentnah- 
men, -einleitungen oder -Überleitungen, die durchaus den 
guten ökologischen Zustand gefährden können, nicht zu 
einer Einstufung eines Wasserkörpers als erheblich verän- 
dert führen, da bei derartigen Eingriffen keine erhebli- 
chen morphologischen Veränderungen im Gewässer vor- 
liegen (IRMER und RECHENBERG, 2003). 

Bis zum Jahr 2004 wird lediglich vorläufig darüber ent- 
schieden, ob ein Wasserkörper derartig anthropogen ver- 
ändert ist, dass die Umweltziele nach Artikel 4 der Was- 
serrahmenrichtlinie voraussichtlich nicht erreicht werden 
können. 

Zeithorizont von 2004 bis 2009 

412 . Im Zeitraum von 2004 bis 2009 ist die vorläufige 
Ausweisung als erheblich verändert zu überprüfen. Dazu 
sind für alle Wasserkörper die Restaurierungsmaßnahmen 
zu benennen, die notwendig wären, um den guten ökolo- 
gischen Zustand zu erreichen (Schritt 7). Wenn diese 
Maßnahmen Auswirkungen auf die Umwelt im weiteren 
Sinn oder die in Artikel 4 Abs. 3 lit.a genannten Nutzun- 
gen haben, ist wiederum zu prüfen, ob die nutzbringenden 


Ziele, denen die veränderten Merkmale des Wasserkör- 
pers dienen, durch andere wesentlich bessere Umwelt- 
optionen erreicht werden können, wenn sie zudem tech- 
nisch durchführbar und nicht unverhältnismäßig teuer 
sind. Wird eines dieser drei Kriterien negativ beschieden, 
kann der Wasserkörper als erheblich verändert ausgewie- 
sen werden. Anschließend ist das höchste ökologische 
Potenzial zu ermitteln und das gute ökologische Potenzial 
als Ziel im Bewirtschaftungsplan festzuschreiben. 

Fazit zur Leitlinie &/ieZ>/ic/i veränderte Wasserkörper 

41 3 . Zu der Leitlinie ist anzumerken, dass durch ein for- 
malisiertes Vorgehen zur Ausweisung erheblich veränder- 
ter Wasserkörper wichtige Prüfschritte vorgegeben wer- 
den, die eine missbräuchliche Ausweisung von 
Wasserkörpem verhindern sollen. Wird die Ausnahme- 
regelung in Ansprach genommen, ohne dass sämtliche 
der genannten Prüfschritte erfolgt sind, so ist von einer 
missbräuchlichen Anwendung auszugehen. Aber auch die 
vorliegende Leitlinie kann elementare Schwachpunkte 
wichtiger Prüfkriterien nicht beheben, sodass sich die ein- 
deutige Abgrenzung zwischen einer korrekten und miss- 
bräuchlichen Ausweisung schwierig gestalten dürfte. So 
dürfte die Prüfung, ob Gewässemutzungen nicht durch 
andere wesentlich bessere, technisch machbare und nicht 
unverhältnismäßig teure Umweltoptionen realisiert wer- 
den können (LAWA, April 2003), nur unter Schwierigkei- 
ten umgesetzt werden können, da insbesondere in Bezug 
auf Artikel 4 Abs. 3 lit.b Wasserrahmenrichtlinie immer 
noch sehr vage bleibt, was unter einer wesentlich besse- 
ren Umweltoption zu verstehen ist, und vor allem, ab 
wann Kosten als unverhältnismäßig einzustufen sind 
(vgl. IRMER und RECHENBERG, 2001) und wie um- 
fänglich die Altemativenprüfung auszufallen hat (vgl. 
SCHMALHOLZ, 2001, S. 78). Ferner bleibt über die 
elf Schritte hinaus zu befürchten, dass trotz der Verpflich- 
tung einer Überprüfung im sechsjährigen Intervall die 
erste Einstufung faktisch einer Vorentscheidung zur dauer- 
haften Klassifizierung eines Wasserkörpers als erheblich 
verändert gleichkommt. 

414 . Es ist zu erwarten, dass gerade in industriell ge- 
prägten Ländern wie Deutschland die Einstufung als er- 
heblich verändert eher der Regelfall als die Ausnahme 
sein wird. Erste, vom Umweltrat mündlich erfragte Schät- 
zungen gehen für Deutschland davon aus, dass zwischen 
40 und 60 % der Oberflächengewässerstrecken als erheb- 
lich verändert ausgewiesen werden dürften. Damit würde 
sich in der Praxis das Regel-Ausnahme- Verhältnis der 
Wasserrahmenrichtlinie umkehren. Der Umweltrat stellt 
die Möglichkeit der Einstufung von Wasserkörpern als 
erheblich verändert nicht im Grundsatz infrage, betont je- 
doch, dass es sich hierbei um eine Ausnahmeregelung 
und nicht um eine frei wählbare Einstufungsoption han- 
delt, die einfach anhand des Status quo eines Gewässers 
vorgenommen werden kann. Daher sollte eine entspre- 
chende Einstufung nur dort erfolgen, wo sie im Hinblick 
auf die, auf der europäischen und nationalen Arbeitsebene 
erarbeiteten Kriterien auch tatsächlich vertretbar ist und 
andere Möglichkeiten wie die schrittweise Anhebung des 
Gewässerschutzniveaus bei gegebenenfalls verlängerten 
Umsetzungsfristen nicht infrage kommen (vgl. Tz. 388). 
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Abbildung 5-2 

In elf Schritte untergliedertes Schema zum Vorgehen bei der Ausweisung erheblich veränderter 

und künstlicher Wasserkörper 
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5.1. 3.3 Synergien mit anderen Pianungs- und 
Umsetzungsinstrumenten 

41 5. Um die Gefahr einer Parallelplanung und damit die 
Konkurrenz zur Raumplanung zu vermeiden, sollte bei 
der Entwicklung der von der Wasserrahmenrichtlinie ver- 
langten wasserwirtschaftlichen Planung auf in Deutsch- 
land bestehende raumwirksame Planungen zurückgegrif- 
fen werden. So können zum Beispiel die Agrarstrukturelle 
Entwicklungsplanung oder die Forstliche Rahmenplanung 
beziehungsweise Waldfunktionsplanungen herangezogen 
werden. Flumeuordnungsverfahren können bei der Flä- 
chenbeschaffung, zum Beispiel für Gewässerrandstreifen 
eine wichtige Rolle spielen. Umgekehrt sollten die Be- 
wirtschaftungspläne als bindende, der Abwägung nicht 
zugängliche Vorgaben in Regionalpläne übernommen 
werden (JESSEL, 2002, S. 16 f). 

416. Zahlreiche nach der Wasserrahmenrichtlinie zu er- 
fassende Aspekte, die in einem engen Zusammenhang zu 
den Landschaftsfunktionen und -potenzialen stehen, wer- 
den bereits in der Landschaftsplanung erfasst. So bietet es 
sich beispielsweise an, im Rahmen der erstmaligen Be- 
schreibung von Grundwasserkörpem die zu ermittelnden 
grundwasserabhängigen Landökosysteme auf der Basis 
vorliegender Unterlagen der Naturschutzverwaltungen zu 
charakterisieren. Außerdem enthalten Landschaftspläne 
Aussagen zu Landschaftsfunktionen und -potenzialen 
zum Beispiel zur Gewässerstruktur und Biotopqualitäten 
der Gewässer sowie zur Flächenretention, die auch nach 
den Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie erhoben wer- 
den sollen (JESSEL, 2002, S. 16). In Bezug auf die Be- 
wirtschaftungspläne bietet die Landschaftsplanung über 
ihr hierarchisch angelegtes System (Landschaftspro- 
gramm auf Ebene eines Bundeslandes - Landschaftsrah- 
menplan auf regionaler Ebene - kommunaler Land- 
schaftsplan für Gemeinden oder Landkreise) zudem 
bereits einen über die verschiedenen politischen und maß- 
stäblichen Ebenen gestaffelten Ansatz und ist aufgrund 
des im letzten Jahr novellierten Bundesnaturschutzgeset- 
zes flächendeckend zu erstellen und in Zukunft regel- 
mäßig fortzuschreiben. 

417. Auch das Verzeichnis der Schutzgebiete nach Arti- 
kel 6 Wasserrahmenrichtlinie sollte in enger Kooperation 
mit den Naturschutzbehörden erstellt werden. Zur Unter- 
stützung der Ermittlung der relevanten NATURA-2000- 
Gebiete erarbeitet das Bundesamt für Naturschutz derzeit 
eine Liste der wasserabhängigen Arten und Lebensräume, 
die nach der FFH- und Vogelschutzrichtlinie geschützt 
sind. In Niedersachsen sind zum Beispiel 80 % aller nach 
Anhang II FFH-RL zu schützenden Tierarten an wasser- 
abhängige Lebensräume gebunden und circa die Hälfte 
aller in Niedersachsen vorkommenden FFH-Lebensraum- 
typen werden in ihren Strukturen und ihrer Artzusammen- 
setzung wesentlich durch Oberflächengewässer oder das 
Grundwasser geprägt (MIERS, 2002, S. 40). Über die 
Erfassung der NATURA-2000-Gebiete hinaus sollten da- 
bei die Gebiete anderer Schutzkategorien des BNatSchG 
einbezogen werden, für die die Verbesserung des Wasser- 
zustandes einen wichtigen Faktor für die Erhaltung und 
Entwicklung von Lebensräumen und Arten darstellt. 


5.1. 3.4 Information und Anhörung 
der Öffentlichkeit 

418. Von hoher Relevanz bei der Umsetzung der Was- 
serrahmenrichtlinie ist die Sicherstellung der von der 
Richtlinie geforderten Informationen und die Anhörung 
der Öffentlichkeit. Sie umfasst neben der Bereitstellung 
von Informationen die Förderung der aktiven Beteiligung 
aller interessierten Stellen an der Umsetzung der Wasser- 
rahmenrichtlinie. Gemäß Artikel 14 Abs. 1 Wasserrah- 
menrichtlinie haben die Mitgliedstaaten insbesondere die 
aktive Beteiligung an der Aufstellung, Überprüfung und 
Aktualisierung der Bewirtschaftungspläne für die Ein- 
zugsgebiete zu fördern. Die Mitgliedstaaten sorgen dem- 
nach dafür, dass sie für jede Flussgebietseinheit einen 
Zeitplan und ein Arbeitsprogramm für die Aufstellung 
des Bewirtschaftungsplans, einen vorläufigen Überblick 
über die für das Einzugsgebiet festgestellten wichtigen 
Wasserbewirtschaftungsfragen und die Planentwürfe ver- 
öffentlichen und der Öffentlichkeit zugänglich machen, 
damit diese Stellung nehmen kann. Außerdem muss auf 
Antrag auch der Zugang zu Hintergrunddokumenten und 
-informationen gewährt werden, die bei der Erstellung 
des Bewirtschaftungsplanentwurfs herangezogen wurden. 

419. Entsprechend Artikel 14 Abs. 1 Wasserrahmenricht- 
linie muss das jeweilige Landesrecht vorsehen, dass spä- 
testens drei Jahre vor Beginn des Zeitraums, auf den sich 
der Bewirtschaftungsplan bezieht, Zeitplan, Arbeitspro- 
gramm und die zu treffenden Anhörungsmaßnahmen ver- 
öffentlicht werden. Spätestens zwei Jahre vor Beginn die- 
ses Zeitraums ist ein Überblick über die für das 
Einzugsgebiet festgestellten wichtigen Wasserbewirt- 
schaftungsffagen und spätestens ein Jahr zuvor sind die 
Entwürfe des Bewirtschaftungsplans zu veröffentlichen. 
Der Umweltrat weist allerdings darauf hin, dass 
Artikel 14 Abs. 1 S. 1 Wasserrahmenrichtlinie mit dem 
Postulat der Förderung der aktiven Beteiligung der Öf- 
fentlichkeit über die in Artikel 14 Abs. 1 S. 2 Wasser- 
rahmenrichtlinie geregelte dreistufige Anhörung zum Be- 
wirtschaftungsplan hinausgeht. Der Beteiligungsprozess 
ist demnach nicht auf die Erstellung des Bewirtschaf- 
tungsplans zu beschränken, sondern sollte frühzeitig be- 
reits im Rahmen der Bestandsaufnahme und bei Erarbei- 
tung der Maßnahmenprogramme erfolgen (JEKEL, 2003; 
KNOPP, 2003d; HOLZWARTH und BOSENIUS, 2002, 
S. 42). Die Implementierung der Förderung der aktiven 
Beteiligung der Öffentlichkeit in den 16 Landeswasser- 
gesetzen scheint bereits im Vorfeld der Verabschiedung 
der erforderlichen Gesetzesnovellen nicht die gebotene 
Berücksichtigung gefunden zu haben. In dem entspre- 
chenden Textbaustein der LAWA (vgl. Tz. 391) zur län- 
derrechtlichen Umsetzung der Regelungsaufträge des 
WHG wurde der Artikel 14 Wasserrahmenrichtlinie nicht 
vollständig übernommen. So fehlt in dem Baustein offen- 
bar die gemäß Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 sicherzustellende 
Förderung der aktiven Beteiligung der Öffentlichkeit. 
Dessen ungeachtet haben die Länder Schleswig-Holstein 
und Bayern die Förderung der aktiven Beteiligung in ihre 
Landeswassergesetze bereits aufgenommen. Dagegen 
fehlt die Förderung der aktiven Beteiligung im neuen 
Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz. 
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420. Voraussetzung jeglicher Beteiligung der Öffent- 
lichkeit bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ist 
das transparente und verständliche Informationsangebot. 
Der Umweltrat hat in seinem Umweltgutachten 2002 die 
bestehenden erheblichen Mängel bei der Informations- 
bereitstellung aufgezeigt. Im Rahmen einer eingehenden 
Auseinandersetzung mit dem Thema „Bürger und aktivie- 
render Staat im Umweltschutz“ kritisierte der Umweltrat, 
dass gegen extensive Informationsansprüche des Bürgers 
und routinemäßige aktive Bereitstellung relevanter Infor- 
mationen in Deutschland trotz gewisser Fortschritte in 
jüngerer Zeit noch immer erhebliche Vorbehalte bestehen 
(SRU, 2002a, Tz. 176). Der Umweltrat bemängelte, dass 
beispielsweise die Praxis, umweltrelevante Informationen 
- unter anderem Gesetz- und Verordnungsentwürfe - ak- 
tiv und frühzeitig über das Internet zugänglich zu ma- 
chen, in Deutschland noch immer unterentwickelt ist 
(vgl. auch JEKEL, 2002, S. 353). Außerdem fehlt es auf- 
grund der unzureichenden aktiven Informationspolitik der 
Vollzugsbehörden im Umweltschutz an einer systema- 
tischen, öffentlich zugänglichen umweltbehördlichen 
Vollzugsberichterstattung (SRU, 2002a, Tz. 130, 176). 
Vor diesem Hintergrund sind im Rahmen der Umset- 
zung der Wasserrahmenrichtlinie noch etliche Arbeiten 
seitens der zuständigen Stellen zu leisten, um eine Ein- 
beziehung der Öffentlichkeit tatsächlich gewährleisten 
zu können. 

Neben der Bereitstellung von Informationen ist unabding- 
bare Voraussetzung für die fachliche Umsetzung der Was- 
serrahmenrichtlinie, dass die zuständigen Behörden und 
die Öffentlichkeit zu einer konstruktiven Zusammenarbeit 
finden. Ohne ein hohes Maß an gegenseitiger Akzeptanz 
wird es bei der konkreten Festlegung der Maßnahmen zu 
erheblichen Schwierigkeiten kommen. Das heißt, dass im 
Rahmen eines ergebnisoffenen Verfahrens die Zusam- 
menarbeit deutlich über die behördliche Bereitstellung 
von Informationen hinausgehen muss. Dabei gilt es auch, 
das in der nicht organisierten Öffentlichkeit vorhandene 
Wissen einzubeziehen, indem relevante Anmerkungen 
und Hinweise auch außerhalb des Kreises der organisier- 
ten Öffentlichkeit in den Planungsprozess einfließen kön- 
nen. Hierzu liegen bereits erste positive Erfahrungen vor. 
Das Beispiel Hamburg zeigt, dass die Ergebnisse der erst- 
maligen Bestandsaufnahme derzeitig im Internet allge- 
mein zugänglich sind und der Öffentlichkeit Gelegenheit 
gegeben wird, ergänzende Beiträge oder Stellungnahmen 
einzubringen. 

421 . Hinsichtlich der formalen Ausgestaltung der Ein- 
bindung der Öffentlichkeit sind neben der Informations- 
bereitstellung durch die Wasserrahmenrichtlinie nicht nä- 
her konkretisierte Anhörungsmaßnahmen vorgesehen. 
Während die behördliche Bereitstellung von Informatio- 
nen technisch noch relativ leicht umzusetzen sein wird 
(z. B. Internet, Broschüren), darf die zu etablierende 
Struktur der aktiven Einbeziehung und Anhörung der 
Öffentlichkeit als besondere Herausforderung für die 
Umsetzung in Deutschland angesehen werden. Der der- 
zeitige Diskussionsstand lässt erwarten, dass die Öffent- 
lichkeit zwar umfassend informiert, die aktive Einbezie- 


hung und Anhörung aber nicht in eine formalisierte 
Struktur eingebunden werden soll. So seien durch 
Artikel 14 die erforderlichen Arbeiten und die zukünftige 
Gewässerbewirtschaftung für die Öffentlichkeit transpa- 
rent zu machen, um sie zum Mitdiskutieren und -gestalten 
anzuregen, jedoch sei keinesfalls ein stark formalisiertes 
Verfahren gefordert. Eine formalisierte Anhörung der Öf- 
fentlichkeit auf mehreren Ebenen sei infolge des damit 
verbundenen zeitlichen und personellen Aufwandes und 
vor allem vor dem Hintergrund des strengen Fristen- 
konzeptes der Wasserrahmenrichtlinie nicht realisierbar 
(JEKEL, 2002). Ferner lässt sich aus der Wasserrahmen- 
richtlinie eine Klageberechtigung der Öffentlichkeit nicht 
ableiten. So seien Klagen gegen den Bewirtschaftungsplan 
nicht möglich, da die Maßnahmenprogramme und Bewirt- 
schaflungspläne gegenüber Dritten keinen rechtsverbind- 
lichen Charakter entfalten werden (FASSBENDER, 2001; 
SPILLECKE, 2000). 

422. Allem Anschein nach wird die Verpflichtung zur 
Information und insbesondere zur Anhörung der Öffent- 
lichkeit von behördlicher Seite nicht als willkommene 
Bereicherung, sondern eher als Hindernis empfunden. Im 
Falle einer formalen Einbindung der Öffentlichkeit ist die 
elementare Sorge der Behörden, dass sich die wasserwirt- 
schaftlichen Planungsprozesse unverhältnismäßig ver- 
zögern. Dessen ungeachtet verdient das Begründungs- 
muster, warum der Öffentlichkeit formale Rechte 
vorenthalten werden sollen, besondere Beachtung. Neben 
juristischen Erwägungen (z. B. hinsichtlich der Unmög- 
lichkeit eines Klagerechts) ist es häufig der Verweis auf 
die engen Fristsetzungen der Wasserrahmenrichtlinie, die 
eine allzu intensive Einbindung der Öffentlichkeit durch 
die Implementierung formaler Strukturen und Beteili- 
gungsrechte nicht zulassen (vgl. auch JEKEL, 2002). 
Diese Argumentation ist insofern problematisch, da eine 
formalisierte Einbindung der Bevölkerung per se als pro- 
zessverlängemd eingestuft wird. Zwar traten beispiels- 
weise bei der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß Verwal- 
tungsverfahrensgesetz (VwVfG) im Rahmen der 
Planfeststellung bereits Verzögerungen auf, jedoch bleibt 
in der obigen Argumentation gänzlich unerwähnt, inwie- 
weit behördliche Versäumnisse - beispielsweise bei der 
Informationspolitik gegenüber der Öffentlichkeit - zu 
Verzögerungen von Planungsprozessen beigetragen ha- 
ben. 

5.1. 3. 5 Empfehlungen zur fachlichen 
Umsetzung 

423. Die derzeit zu leistende Bestandsaufnahme soll ein 
reales Bild des Zustands der Gewässer in Deutschland be- 
ziehungsweise Europa zeichnen und über die Ursachen 
der Gewässerbelastungen umfassend informieren. Im 
Rahmen der Bestandsaufnahme als erstem fachlichen Um- 
setzungsschritt stehen bedeutsame Vorentscheidungen für 
die zukünftige Gewässerbewirtschaftung in Deutschland 
an. Ihre sorgfältige, sachgerechte und bundesweit kohä- 
rente Durchführung ist daher unverzichtbar. 
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424. Dem Umweltrat erscheint die bundeslandübergrei- 
fende Datenerfassung und -auswertung in den Fluss- 
gebietseinheiten als noeh stark verbesserungsbedürftig. 
Der Umweltrat appelliert an die Länder, zum einen zügig 
auf eine Vereinheitlichung, zumindest aber auf eine Ver- 
gleiehbarkeit der Daten und Bewertungen hinzuwirken, 
um eine praktikable Grundlage für die tatsächliehe Um- 
setzung der Wasserrahmenrichtlinie zu sehaffen. Zum 
anderen sind bei der Bestandsaufnahme geeignete EDV- 
Instrumente wie Geographische Informationssysteme 
obligat heranzuziehen. Die Einführung derartiger EDV- 
Anwendungen bietet den wasserwirtsehaftlichen Verwal- 
tungen die große Chanee, die instrumentelle Basis des zu- 
künftigen wasserwirtschaftlichen Vollzugs sicherzustel- 
len. Der Umweltrat empfiehlt weiterhin, bereits bei der 
Bestandsaufnahme Synergien mit anderen bereits beste- 
henden Planungs- und Umsetzungsinstrumenten geziel- 
ter zu nutzen als bisher. 

425. Im Umweltgutachten 2000 begrüßte der Umwelt- 
rat die grundsätzliche Anerkennung des Kostendeckungs- 
prinzips, verwies aber zugleich darauf, dass die den Mit- 
gliedstaaten eingeräumte und stark kompromissbehaftete 
Möglichkeit, sozialen, ökologischen und wirtschaftli- 
chen Auswirkungen der Kostendeckung sowie den geo- 
graphisehen und klimatischen Gegebenheiten der betref- 
fenden Region Rechnung zu tragen, diesen Grundsatz in 
starkem Maße relativiert (SRU, 2000, Tz. 651). Weiter- 
hin sind noch in großer Breite und Vielfalt defmitorisehe 
und methodische Entwieklungsarbeiten notwendig, um 
die Umwelt- und Ressourcenkosten im Grundsatz der 
Kostendeckung angemessen zu berüeksiehtigen. Der 
Umweltrat empfiehlt daher nachdrücklich, diese Frage 
vordringlieh und mit der gebotenen Eile anzugehen. In 
diesem Zusammenhang spricht er sich weiterhin dafür 
aus, das Prinzip der Kostendeckung grundsätzlich fachli- 
chen Aspekten unterzuordnen. Die Einbeziehung von 
Umwelt- und Ressourcenkosten darf nieht so zugeschnit- 
ten werden, dass ihre kostenmäßige Vertretbarkeit im 
Vordergrund steht. 

426. Im Hinbliek auf die Ausnahmeregelung für erheb- 
lich veränderte Wasserkörper im Sinne des § 25b Abs. 1 
WHG betont der Umweltrat, dass trotz der sieh abzeich- 
nenden starken Inanspruchnahme der Ausnahmerege- 
lung in Deutschland von dieser Möglichkeit grundsätz- 
lich nur in wirklichen Sonderfällen Gebrauch gemacht 
werden sollte. Bei der Ausweisung eines Wasserkörpers 
als erheblich verändert handelt es sich eben nicht um eine 
frei wählbare Einstufüngsoption, sondern um eine, an 
feste Kriterien gebundene Abkehr vom Umweltziel des 
guten Zustands (Tz. 388, 414). Der Umweltrat empfiehlt 
daher, das Umweltziel des guten Zustands nicht vor- 
schnell aufzugeben und alternative Ausnahmeregelun- 
gen, im Rahmen derer das Umweltziel des guten Zu- 
stands weiterhin Bestand hat, beispielsweise bei der 
Verlängerung der Umsetzungsfristen, bevorzugt in Be- 
tracht zu ziehen. Auch gegenüber der Öffentlichkeit 
würde im Falle einer massiven Ausweisung von erheb- 
lich veränderten Wasserkörpem zu vertreten sein, wieso 
für derartig viele Wasserkörper der gute Zustand nicht 


erreichbar erscheint. Der Umweltrat mahnt im Zusam- 
menhang mit der Ausweisung erheblieh veränderter Was- 
serkörper eine sachgereehte Aufteilung eines Fließge- 
wässers in einzelne Wasserkörper an. Er empfiehlt 
grundsätzlich eine im Ansatz weit gehend kleinteilige 
Aufteilung der Gewässer in einzelne Wasserkörper, die es 
ermöglicht, über die vollständige Längenentwicklung 
eines Fließgewässers aussehließlich diejenigen Wasser- 
körper als erheblich verändert auszuweisen, auf die die 
erarbeiteten und noch zu erarbeitenden Ausnahmekrite- 
rien tatsächlich zutreffen. 

427. Für die Umsetzung der durch die Wasserrahmen- 
richtlinie geforderten Information und Anhörung der 
Öffentliehkeit ist das Informationsangebot durch die zu- 
ständigen Behörden aktiv und kurzfristig deutlich zu ver- 
bessern. Insbesondere Planungs- und Vollzugsprozesse 
sind transparenter und allgemeinverständlich darzustel- 
len. Vor dem Hintergrund einer aktiven Förderung der In- 
formation und Anhörung der Öffentlichkeit ist diese in je- 
dem Fall früh in den Prozess der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie einzubeziehen, also deutlich vor 
dem Jahr 2006. Der Umweltrat empfiehlt daher, bereits 
die Ergebnisse der Bestandsaufnahme nach der Beriehts- 
übermittlung an die EU-Kommission zügig der Öffent- 
liehkeit zugänglieh zu machen und Stellungnahmen von 
der Öffentliehkeit einzuholen. Der absehbare vollständige 
Verzicht auf formalisierte Strukturen bei der Information 
und Anhörung der Öffentlichkeit zieht eine besondere 
Verantwortung der wasserwirtschaftlichen Behörden nach 
sich (vgl. auch GEILER, 2001). Nur wenn der Öffentlieh- 
keit glaubhaft vermittelt werden kann, dass ihre in den 
Stellungnahmen schriftlich fixierten Belange, Einwände 
und Ideen ernst genommen werden und auch tatsächlich 
in den Prozess der Bewirtschaftungsplanung einfließen, 
wird die Information und Anhörung der Öffentlichkeit 
auf dem anvisierten unverbindlichen Niveau tatsächlich 
gelingen. 

5.2 Grundwasser 

428. Grundwasser ist in Deutschland die mit Abstand 
wichtigste Ressource zur Sicherstellung der Trinkwasser- 
versorgung (s. Kap. 5.4). Es wirkt weiterhin als Trans- 
portmedium für in Böden eingetragene Nähr- und 
Sehadstoffe, die so in Oberflächengewässer und Meere 
gelangen und dort ihre problematischen Wirkungen ent- 
falten (SRU, 2004, Tz. 93 ff, 187 ff). Dennoch sind nach 
wie vor die Maßnahmen zur Vermeidung beziehungs- 
weise Minimierung der aus den Grundwasserbelastungen 
resultierenden Beeinträehtigungen unzureiehend. 

Der Umweltrat hat in der Vergangenheit wiederholt da- 
rauf hingewiesen, dass das Grundwasser zumindest in 
den oberflächennahen Grundwasserleitem aufgrund lang 
anhaltender und vielfältiger Bewirtschaftungseinflüsse 
nahezu überall anthropogen beeinflusst ist (SRU, 1998, 
Tz. 342). Die die grundwasserführenden Schichten über- 
deckenden Böden und Gesteine sind nieht immer in der 
Lage, das Grundwasser vor anthropogenen Beeinträchti- 
gungen zu schützen. Entsprechende stoffliche Belastungen 
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werden meist sehr spät entdeekt. Die Ursache und das 
Ausmaß derartiger Beeinträchtigungen sind häufig nur 
schwer zu ermitteln. 

Im Grundwasser laufen abiotische und mikrobielle Um- 
setzungsvorgänge in der Regel viel langsamer ab als in 
Oberflächengewässem. Die Beseitigung eingetretener 
massiver Schäden mittels einer Grundwassersanierung ist 
meist schwierig, langwierig und in der Regel kosten- 
intensiv. Schadstoffe können über das Grundwasser weit- 
räumig verteilt werden. Dies ist bei einer angestrebten 
Sanierung umso schwerwiegender, je weniger die hy- 
draulischen Zusammenhänge innerhalb eines Grundwas- 
servorkommens wie auch zwischen verschiedenen 
Grundwasserleitem oder zwischen Grundwasserleitem 
und Oberflächengewässem bekannt sind (SRU, 1998, 
Tz. 2*). 

429. Ausgehend von einer fehlenden Gewährleistung 
des Gmndwasserschutzes außerhalb von Wasserschutzge- 
bieten forderte der Umweltrat die konsequente Anwendung 
des Gmndsatzes eines flächendeckenden Grundwasser- 
schutzes (SRU, 1998, Tz. 342). In diesem Zusammenhang 
schlug er für den Gmndwasserschutz das Umweltquali- 
tätsziel „anthropogen möglichst unbelastetes Grundwas- 
ser“ vor, erreichbar durch eine weit gehende Vermeidung 
weiterer anthropogener Belastungen (SRU, 1998, Tz. 5*). 
Dabei betonte der Umweltrat, dass ein flächendeckender 
Grandwasserschutz wesentlicher Bestandteil des Konzep- 
tes der dauerhaft umweltgerechten Entwicklung und nur 
in der strikten Einheit mit dem Bodenschutz realisierbar 
ist (Tz. 784 ff; SRU, 1998, Tz. 342, 2000, Tz. 698). 

5.2.1 Derzeitiger Stand der Beeinträchtigung 
der Quaiität von Grundwasser 

430. Neben punktuellen Beeinträchtigungen durch Alt- 
lasten sind ausgehend von der Landnutzung die diffusen 
Quellen emissionsrelevant für das Grandwasser. Hinsicht- 
lich der landwirtschaftlichen Nutzung sind insbesondere 
Nitrat- und Pflanzenschutzmitteleinträge zu beachten, bei 
besiedelten Gebieten sind undichte Kanalisationen eine 
mögliche Ursache von Gewässerbelastungen (LAWA, 
2002, S. 29). 

Nach wie vor sind die Belastungen durch Nitrat und 
Pflanzenschutzmittel die häufigste Ursache für eine nach- 
teilige Veränderung des Grandwasserzustandes (UBA, 
2001a, S. 232). Neben diesen beiden Belastungen erach- 
tet der Umweltrat zusätzlich weitere Schadstoffeinträge 
für bedeufsam, beispielsweise den flächendeckenden Ein- 
trag von Stoffen aus der Atmosphäre in das Grundwasser 
(bei der Grandwassemeubildung) sowie mögliche Ein- 
träge an Umweltchemikalien und Arzneimittelwirkstoffen 
(SRU, 2000, Tz. 609, 1998, Tz. 344). Anknüpfend an die 
ausführlichen Ausführungen im Sondergutachfen des 
SRU zum flächendeckend wirksamen Grandwasserschutz 
wird nachstehend der derzeitige Stand der Beeinträch- 
tigung der Grandwasserqualität anhand der vom Umwelt- 
rat als potenziell problematisch eingestuften Stoffen be- 
ziehungsweise Stoffgrappen kurz Umrissen (vgl. auch 
SRU, 1998, Tz. 39). 


Nitrateinträge in das Grnndwasser 

431. Die letzte umfassende Datenerhebung zur Nitrat- 
belastung des Grandwassers in Deutschland liegt schon 
neun Jahre zurück. Als der Umweltrat im Umwelt- 
gutachten 2000 zuletzt die stofflichen Beeinträchtigungen 
durch Nitrat im Grandwasser hervorhob (SRU, 2000, 
Tz. 607), berief er sich auf diese repräsentative bundes- 
weite Erhebung zum Nitratgehalt im Grandwasser. Das 
Nitratmessnetz, das für die Berichfersfaftung gemäß EG- 
Nitratrichflinie (91 /676/EWG) einzurichten war, liefert in 
Bezug auf die Nitratbelastung des Grandwassers keine re- 
präsentativen Ergebnisse, da die Auswahl der Messstellen 
unter anderem an den Kriterien eines eindeutigen Bezugs 
zur Landwirtschaft und einem deutlich erhöhten Nitrat- 
gehalt ausgerichtet wurde (BMU, 2001, S. 37). Trotz feh- 
lender neuer Daten ist davon auszugehen, dass sich die im 
Jahr 1995 ermittelte Nitrat- Verteilung bis heute nicht 
wesentlich verändert haben dürfte (BMU, 2001, S. 36). 
Im Jahr 1995 wiesen efwa 25 % der beobachfeten Grand- 
wassermessstellen deutliche bis stark erhöhte Nitrat- 
gehalte auf (> 25 mg/1 NO3), die in der Regel auf eine 
landwirtschaftliche Bodennutzung zurückzuführen wa- 
ren (vgl. auch SRU, 1998, Abschn. 2.3.1.1, 1996, 
Absclm. 2.3.3. 1.3, 1985). An 11 % der Grundwassermess- 
sfellen lagen die Messwerte sogar oberhalb des Grenzwer- 
tes der Trinkwasserverordnung von 50 mg/1 NO3 Mess- 
werte über 50 mg/1 werden häufig in Gebieten mit 
Sonderkulturen wie Wein-, Gemüse- und Obstanbau 
festgestellt (BMU, 2001). Solange keine Trendumkehr 
bei der gegenwärtigen Düngungspraxis (d. h. Aufrecht- 
erhaltung des intensiven Düngemitteleinsatzes mit der 
Folge der Überdüngung der Böden; Tz. 291 ff., 793) 
vollzogen wird, ist in Bezug auf den Nitratgehalt des 
Grandwassers mindestens mit einer gleich bleibenden, 
oder sogar mit einer weiter zunehmenden Belastung zu 
rechnen. 

Pflanzenschutzmittel im Grundwasser 

432. Wie bei den Nitrateinträgen ist die Landwirtschaft 
auch Hauptverursacher für das Wasserqualitätsproblem 
infolge der Pflanzenschutzmittel (vgl. auch SRU, 2000, 
Tz. 608). Die Belastungen des Grandwassers mit PSM 
werden direkt oder indirekt durch ihre Metabolite bezie- 
hungsweise Begleitstoffe nachgewiesen. An jeder vierten 
von 12 886 Grandwassermessstellen in Deutschland tra- 
ten im Jahr 2000 PSM-Belastungen auf Der Grenzwert 
der geltenden Trinkwasserverordnung für PSM-Einzel- 
substanzen von 0,1 pg/l wird an jeder zehnten Messstelle 
überschritten (UBA, 2000, S. 232). 63 % aller Pflanzen- 
schutzmittelfunde beziehen sich auf die drei Stoffe Atra- 
zin, Desethylatrazin und Simazin, obwohl für Atrazin und 
Simazin bereits seit vielen Jahren Anwendungsbe- 
schränkungen oder -verböte bestehen (UBA, 2001a, 
S. 234). Daran ist das schon oft erwähnte Langzeit- 
gedächtnis des Grandwassers ablesbar. Angaben zur 
Grandwasserbelastung durch die drei Pflanzenschutz- 
mittel Atrazin, Desethylatrazin und Simazin sind Tab. 5-2 
zu entnehmen. 
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Tabelle 5-2 

Grundwasserbelastung mit Atrazin, Desethylatrazin und Simazin in Deutschland 


Wirkstoff/Metabolit 

Jahr 

Anzahl 

Länder 

insgesamt 

nntersucht 

nachgewiesen 

nachgewiesen 
>0,1 mg/1 

Atrazin 

1998 

14 

3 980 

804 

143 


1999 

14 

5 297 

934 

129 


2000 

15 

6 560 

1 124 

139 


2001 

15 

6 590 

849 

114 

Desethylatrazin 

1998 

13 

3 862 

1 074 

335 


1999 

14 

5 265 

1 278 

294 


2000 

14 

6 542 

1 452 

295 


2001 

14 

6 533 

1 228 

224 

Simazin 

1998 

13 

3 904 

172 

14 


1999 

14 

5 113 

208 

20 


2000 

15 

6 398 

291 

28 


2001 

15 

6 460 

257 

22 


Quelle: BMU, 2003a, S. 565 


Arzneimittelrückstände im Grundwasser 

433. Jährlich werden beträchtliche Mengen von Hu- 
man- und Veterinärpharmaka produziert. Rückstände der 
Humanpharmaka gelangen nach Gebrauch über die 
menschlichen Ausscheidungen in das häusliche Abwas- 
ser. Im Falle einer landwirtschaftlichen oder landbauli- 
chen Verwertung der bei der Abwasserreinigung anfallen- 
den Klärschlamme können entsprechende Wirkstoffe 
über den Boden in das Grundwasser gelangen. Weiterhin 
sind Veterinärpharmaka beziehungsweise pharmakolo- 
gisch wirksame Futtermittelzusatzstoffe für das Grund- 
wasser besonders relevant, da diese Substanzen in der Re- 
gel mit der Gülle beziehungsweise dem Stallmist auf 
landwirtschaftlich genutzte Flächen aufgebracht werden, 
wo sie durch Versickerung ins Grundwasser verfrachtet 
werden können (SATTELBERGER, 1999). Ein Über- 
blick über die Belastungssituation der aquatischen Um- 
welt mit Arzneimitteln und Umweltchemikalien wird in 
Kapitel 5.6 gegeben. 

5.2.2 Aktuelle Ansatzpunkte zur Umsetzung 
eines flächendeckenden Grundwasser- 
schutzes 

434. Zur Behebung der Defizite im Grundwasserschutz 
schlug der Umweltrat im Jahr 1998 prioritäre Handlungs- 
felder vor und verknüpfte diese mit konkreten Forderun- 
gen zur Verbesserung des Grundwasserschutzes. Nach 
seiner Einschätzung betraf das neben der Gewässer- 
schutzpolitik im Allgemeinen die wasserwirtschaftliche 
Verwaltung und die Landnutzungsplanung sowie die Da- 


tenerhebung einschließlich der Beschreibung der Schad- 
stoffbelastungen insbesondere in ihren Auswirkungen auf 
die Trinkwasserversorgung (SRU, 1998, Tz. 10*). Sechs 
Jahre später zeichnen sich durch hinzugekommene bezie- 
hungsweise zu erwartende novellierte rechtliche Regelun- 
gen neue Ansatzpunkte zur Umsetzung eines flächen- 
deckend wirksamen Grundwasserschutzes ab. 

Zurzeit werden die europäischen und folglich auch die 
nationalen Regelungen zum Grundwasserschutz über- 
arbeitet und neu geordnet. Die noch gültige Grund- 
wasserrichtlinie 80/68/EWG (mit erheblicher Verzöge- 
rung umgesetzt in deutsches Recht durch die Verordnung 
zum WHG zur Umsetzung der Richtlinie 80/68/EWG des 
Rates vom 17. Dezember 1979 über den Schutz des 
Grundwassers gegen Verschmutzung durch bestimmte 
gefährliche Stoffe vom 18. März 1997) wird gemäß Ar- 
tikel 22 Abs. 2 der Wasserrahmenrichtlinie am 22. Dezem- 
ber 2013, das heißt 13 Jahre nach dem Inkrafttreten der 
Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG, aufgehoben. 

Wasserrahmenrichtlinie 

435. Ein flächendeckend wirksamer Grundwasserschutz 
sollte im Zuge der Umsetzung der Wasserrahmenricht- 
linie eine neue Gewichtung erfahren. Die Wasserrahmen- 
richtlinie knüpft ihre Umweltziele für das Grundwasser 
an ein Verschlechterungsverbot und an die Forderung 
nach einer Trendumkehr bei der Schadstoffbelastung. Da- 
mit gehen Schutz-, Verbesserungs- und Sanierungspfiich- 
ten zur Herstellung eines guten Grundwasserzustands 
einher (Art. 4 Wasserrahmenrichtlinie). Ungeachtet aller 
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Ausnahmemöglichkeiten, die die Wasserrahmenrichtlinie 
bietet (s. Tz. 388 ff.), begrüßt der Umweltrat ausdrück- 
lich, dass sie einen guten Zustand und im Falle zu- 
nehmender Sehadstoffbelastungen eine Trendumkehr für 
alle Grundwasserkörper fordert. Diese bedeutende Ziel- 
setzung ist nutzungsunspezifiseh und bedeutet demnach 
eine wichtige Annäherung an das vom Umweltrat postu- 
lierte Leitbild eines anthropogen möglichst unbelasteten 
Grundwassers. So können durch die Vorgaben der Was- 
serrahmenrichtlinie wesentliche Verbesserungen bezüg- 
lich einheitlicher Datengrundlagen und Vorgehensweisen 
beim Grundwasserschutz erreicht werden. Insbesondere 
die derzeit durehzuführende Bestandsaufnahme sollte auf 
der Grundlage einer einheitlichen Erfassungs- und Be- 
wertungssystematik verbesserte Kenntnisse über Gefähr- 
dungen und Belastungsempfindlichkeit durch Einträge 
und Eingriffe sowie deren Auswirkungen auf Grundwas- 
sermenge und -beschaffenheit liefern (vgl. auch SRU, 
1998, Tz. 12*). 

436 . Fragen des Grundwasserschutzes wurden aufgrund 
großer Meinungsverschiedenheiten zwischen EU-Par- 
lament und dem Rat bei der Verabsehiedung der Wasser- 
rahmenrichtlinie weit gehend ausgeklammert, sodass sich 
die Gremien auf das Erstellen einer Tochterrichtlinie zur 
Wasserrahmenriehtlinie zum Grundwasserschutz verstän- 
digten (Eröffnungsklausel in Art. 17 Wasserrahmenrieht- 
linie). So obliegt es der Toehterrichtlinie, präzise Krite- 
rien für die Bestimmung des guten chemisehen Zustands 
des Grundwassers und für die Bestimmung von Trends 
beziehungsweise die angestrebte Trendumkehr zu kon- 
kretisieren. Gemäß Artikel 1 7 der Wasserrahmenriehtlinie 
(„Strategien zur Verhinderung und Begrenzung der 
Grundwasserverschmutzung“) sollte die Kommission 
einen entspreehenden Vorschlag bis Ende 2002 vorlegen. 
Entgegen dieser ursprünglichen Zeitplanung wurde der 
erste offizielle Vorsehlag für eine Tochterrichtlinie erst im 
September 2003 vorgelegt. 

Grundwasser-Tochterrichtlinie zur 
Wasserrahmenriehtlinie 

437 . Der Kommissionsvorschlag für eine Grundwasser- 
richtlinie vom 19. September 2003 (KOM (2003) 550 end- 
gültig) sieht keine Regelung des Grundwasserschutzes 
dureh umfassende quantitative Anforderungen vor. In den 
Riehtlinienvorsehlag sind in Anhang I lediglieh zwei so 
genannte Grundwasserqualitätsnormen für Nitrat und 
Wirkstoffe in Pestiziden einschließlich relevanter Stoff- 
wechsel-, Abbau- und Reaktionsprodukte aufgenommen 
worden. Der Mangel an Überwachungsdaten und feh- 
lende konsolidierte wissenschaftliche Erkenntnisse (vgl. 
Kap. 5.3 und 7.2) haben die EU-Kommission dazu ver- 
anlasst, neben den beiden Qualitätsnormen ein Verfahren 
der Schwellenwertfestlegung vorzuschlagen. Die Festle- 
gung von Schwellenwerten und ihre Aufnahme in ent- 
spreehende Schadstofflisten soll für das jeweilige Ho- 
heitsgebiet der einzelnen Mitgliedstaaten aufzeigen, 
welche Stoffe die Grundwasserkörper gefährden. Hierzu 
sind, neben den allgemeinen Hinweisen des Anhangs II, 
die in Anhang III enthaltenen Mindestlisten zu beaehten, 
die zwingend zu berüeksiehtigende Stoffe vorgeben (Am- 


monium, Arsen Cadmium, Chlorid, Blei, Quecksilber und 
Sulfat sowie die flüchtigen Halogenkohlenwasserstoffe 
Trichlorethylen und Tetrachlorethylen). Gemäß dem 
Richtlinienvorschlag sind die erarbeiteten Sehadstofflisten 
der EU-Kommission bis zum 22. Juni 2006 vorzulegen. 
Auf der Grundlage der übermittelten Sehadstofflisten 
wird die EU-Kommission entscheiden, ob weitere Grund- 
wasserqualitätsnormen festgelegt werden können. Der 
Anhang IV gibt in Ergänzung zu den Ausführungen der 
Wasserrahmenriehtlinie Schritte zur Ermittlung und Um- 
kehr signifikanter und anhaltend steigender Trends an. 

438 . Die neue Grundwasserrichtlinie dient als wesentli- 
che Voraussetzung für einen gemeinschaftsweit harmoni- 
sierten Grundwasserschutz. Sie wird sich daran messen 
lassen müssen, ob sie eine geeignete Vollzugsgrundlage 
zur Erreichung der Umweltziele der Wasserrahmenrichtli- 
nie für das Grundwasser darstellt (guter mengenmäßiger 
und chemischer Zustand, Prinzip der Trendumkehr ete.). 
Die Regelungen des am 19. September 2003 vorgelegten 
Vorschlags werden nach Ansicht des Umweltrates aller- 
dings nicht ausreichen, europaweit das dureh die Wasser- 
rahmenrichtlinie geforderte, anspruchsvolle Sehutzniveau 
beim Grundwasser sicherzustellen. 

Im Einzelnen ist zu kritisieren, dass die Festlegung von 
lediglich zwei Parametern (Nitrat und Pestizide) als 
Grundwasserqualitätsnormen in Anhang I des Riehtlinien- 
vorschlags zwar die besondere Verantwortung der Land- 
wirtschaft betont und die bedeutsamsten Belastungen be- 
trifft, jedoeh für die eindeutige qualitative Beschreibung 
des guten Grundwasserzustands völlig unzureichend ist. 
In diesem Zusammenhang teilt der Umweltrat nicht die 
Auffassung der EU-Kommission, dass der Daten- und Er- 
kenntnismangel im Hinblick auf das Grundwasser in allen 
Mitgliedstaaten derartig ausgeprägt ist, dass keine weite- 
ren Grundwasserqualitätsnormen hätten bestimmt werden 
können. Insbesondere lassen die Ergebnisse der Bestands- 
aufnahme, die spätestens Ende des Jahres 2004 für alle 
Mitgliedstaaten vorliegen sollten, gemeinschaftsweit ge- 
nauere Erkenntnisse bezüglich der Belastungssituation 
des Grundwassers erwarten. 

439 . Die Entscheidung, durch das ergebnisoffene Ver- 
fahren der Schwellenwertfestlegung die Formulierung zu- 
sätzlicher qualitativer Anforderungen aufzuschieben, hat 
zur Folge, dass die Anforderungen des Vorschlags der 
Grundwasserrichtlinie insgesamt sehr unspezifisch blei- 
ben. Die neun Stoffe, die in die Mindestlisten des 
Anhangs III aufgenommen worden sind, stellen nur einen 
kleinen Aussehnitt des Spektrums der Sehadstoffe dar, 
die bereits im Grundwasser nachgewiesen werden konn- 
ten. Insgesamt liegen mit der Festlegung der Schwellen- 
werte die eigentliche inhaltliche Ausgestaltung der Richt- 
linie und damit weit reichende Regelungsbefugnisse in 
den Händen der einzelnen Mitgliedstaaten. Da die Dis- 
kussion um den gemeinschaftlichen Grundwassersehutz 
seit langer Zeit durch unterschiedliche Standpunkte und 
vor allem durch große Widerstände geprägt wird (vgl. 
Tz. 437), ist auch nach der Übermittlung der Sehadstoff- 
listen an die EU-Kommission eine weitere Vertagung der 
Grenzwertsetzung zu befürchten. 
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440. Alle bisherigen europäischen Vorgaben zum 
Grundwasserschutz blieben enttäuschend. Der Hand- 
lungsbedarf im Bereich des Grundwasserschutzes wurde 
zwar frühzeitig erkannt, sodass die Grundwasserricht- 
linie 80/68/EWG bereits im Jahr 1980 in Kraft treten 
konnte. Sie erwies sich aufgrund ihrer unspezifischen An- 
forderungen aber als weit gehend unwirksam für die Um- 
setzung eines effektiven Grundwasserschutzes. Obwohl 
diese Unwirksamkeit alsbald erkannt wurde, scheiterten 
jegliche Novellierungsbemühungen. Auch im Abstim- 
mungsverfahren zur Wasserrahmenrichtlinie konnten 
keine konkreten Anforderungen zur Erreichung des guten 
Grundwasserzustandes in der Wasserrahmenrichtlinie 
verankert werden. Nun liegt - gemessen an der Fristset- 
zung der Wasserrahmenrichtlinie - ein stark verspäteter 
Richtlinienvorschlag für eine neue Grundwasserrichtlinie 
vor, der aufgrund des weit gehenden Fehlens eindeutiger 
qualitativer Anforderungen erneut ein hohes Maß an 
Unbestimmtheit aufweist. Dies ist insofern bedauerlich, 
als kein wirklich greifbarer Pfad eines anspruchsvollen 
und flächendeckend wirksamen Grundwasserschutzes in 
Europa erkennbar wird. Demnach stellt die neue Grund- 
wasserrichtlinie, wenn sie in der Fassung vom 19. Sep- 
tember 2003 verbleibt, keine geeignete Vollzugsgrund- 
lage für die Umsetzung eines anspruchsvollen Grundwas- 
serschutzes in Europa dar. Es besteht die Gefahr, dass 
auch die neue Richtlinie in die Liste der seit 25 Jahren 
verzeichneten Versäumnisse im Grundwasserschutz auf- 
zunehmen sein wird. 

5.2.3 Empfehlungen 

441 . Derzeitig ist in Deutschland das Grundwasser vie- 
lerorts in erheblichem Umfang stofflich belastet. So lässt 
die flächendeckende Beobachtung der Grundwasserqua- 
lität erkennen, dass das Reinigungs- und Rückhaltever- 
mögen der Bodenschichten, die einen Grundwasserleiter 
überlagern oder horizontal durchflossen werden, in der 
Vergangenheit überschätzt wurden (Tz. 809; BMU, 
2001). Der Umweltrat betrachtet daher mit Sorge, dass 
aufgrund des weiterhin ungebrochenen Einsatzes von 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln in der Land- und 
Forstwirtschaft und des nachweislich langen Verbleibs 
von Schadstoffen im System der Boden-Grundwasser- 
leiter weiter zunehmende Kontaminationen des Grund- 
wassers zu erwarten sind (zu den Empfehlungen des 
Pflanzenschutzmitteleinsatzes s. Tz. 343 ff). Die in den 
zurückliegenden Gutachten des Umweltrates dargestell- 
ten Defizite und Empfehlungen zur Verbesserung des 
Grundwasserschutzes haben daher in vielen Punkten 
nichts an Aktualität eingebüßt. Zur Vermeidung weiterer 
Beeinträchtigungen des Grundwassers mit allen negati- 
ven Konsequenzen für die Umwelt (z. B. Eutrophierung 
der Flüsse und Meere sowie Qualitätsminderungen von 
Rohwässem, die zur Trinkwasserversorgung genutzt wer- 
den) betont der Umweltrat erneut die Bedeutung einer 
konsequenten Umsetzung eines flächendeckend wirk- 
samen Grundwasserschutzes. 

442. Die europäische und nationale Gesetzgebung zum 
Gewässerschutz ist durchdrungen von anspruchsvollen 
Zielsetzungen zum Grundwasserschutz. Insbesondere das 
durch die Wasserrahmenrichtlinie eingeführte und für alle 


Gewässer grundsätzlich Gültigkeit beanspruchende Ver- 
schlechterungsverbot beziehungsweise Sanierungsgebot 
im Rahmen des Grundwasserschutzes ist die ausschlagge- 
bende Vorgabe für einen flächendeckenden Grundwasser- 
schutz. Der in das Wasserhaushaltsgesetz aufgenommene 
Vorrang der Trinkwasserversorgung aus ortsnahen Was- 
servorkommen ist ebenfalls ein gewichtiger Aspekt, die 
Forderung des Umweltrates nach einem flächendeckend 
wirksamen Grundwasserschutz zu erfüllen. 

443. Wie die Erfahrungen der Vergangenheit gezeigt ha- 
ben, ist eine gesetzliche Verankerung von Zielen zur fak- 
tischen Umsetzung eines flächendeckend wirksamen 
Grundwasserschutzes allein nicht ausreichend. Eine nicht 
ernsthaft angestrebte Realisierung des Vorsorgegrundsat- 
zes beim Grundwasserschutz oder die vorrangige Be- 
handlung kurzfristiger wirtschaftlicher Interessen wird 
auch die Tochterrichtlinie zum Grundwasserschutz nicht 
verhindern können, wenn ihre inhaltliche Ausgestaltung 
keine konkreten Ansätze zum Erreichen der Ziele der 
Wasserrahmenrichtlinie vorgibt. Leider konkretisiert der 
im September 2003 vorgelegte Vorschlag für eine neue 
Grundwasserrichtlinie die Vorgaben der Wasserrahmen- 
richtlinie nur unzureichend. Lediglich zwei quantitative 
Festlegungen als Umweltqualitätsnormen reichen nach 
Ansicht des Umweltrates nicht aus, der besonderen 
Schutzwürdigkeit des Grundwassers ausreichend Rech- 
nung zu tragen. Der Umweltrat empfiehlt daher der Bun- 
desregierung, sich auf europäischer Ebene für weiter ge- 
hende qualitative Anforderungen im Grundwasserschutz 
einzusetzen (unter anderem bezüglich der in Anhang III 
des Kommissionsvorschlags aufgeführten Stoffe). 

444. Zusammenfassend sieht der Umweltrat das Defizit 
im Grundwasserschutz nicht nur bei der unzureichenden 
Verankerung von Zielsetzungen, sondern bei der Imple- 
mentierung und konsequenten Anwendung geeigneter 
Vorgaben und Instrumente für ihre Umsetzung. Hinsicht- 
lich der konkreten Umsetzung eines flächendeckend 
wirksamen Grundwasserschutzes empfiehlt der Umwelt- 
rat nach wie vor, eine räumlich differenzierte Klassifizie- 
rung von Grundwasservorkommen entsprechend ihrer 
Belastungsempfindlichkeit einzuführen, wobei sich der 
entsprechende Schutzaufwand an der jeweiligen Belas- 
tungsempfindlichkeit orientieren soll (vgl. auch SRU, 
1998, Tz. 346). 

In einer besonderen Pflicht zum Grundwasserschutz ist 
weiterhin die Landwirtschaft, die für 90 % der Nitratein- 
träge und für den Hauptteil an Pflanzenschutzmittelein- 
trägen verantwortlich ist (Tz. 294 ff, 338 ff). Hierzu 
sollte auf der Grundlage einer einheitlichen Erfassungs- 
und Bewertungssystematik für die Grundwasserbeschaf- 
fenheit ein standortangepasster Schutzaufwand betrieben 
werden - allerdings immer mit demselben Umweltquali- 
tätsziel (vgl. SRU, 1998, Tz. 11*). Der Umweltrat weist 
daraufhin, dass es bei einer konsequenten Umsetzung des 
fiächendeckenden Grundwasserschutzes unvermeidlich 
zu erheblichen Nutzungseinschränkungen insbesondere 
in solchen Regionen kommen kann, die sich durch eine 
hohe Belastungsempfindlichkeit des Grundwassers aus- 
zeichnen (vgl. SRU, 1998, Tz. 16*). 
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5.3 Badegewässer 

445. Fließende oder stehende Binnengewässer oder 
Teile dieser Gewässer sowie Meerwasser, in denen das 
Baden von den zuständigen Behörden ausdrücklich ge- 
stattet oder nicht untersagt ist und in denen üblicherweise 
eine große Anzahl von Personen badet, sind gemäß EG- 
Richtlinie 76/ 160/EWG natürliche Badegewässer. Das 
Baden kann aufgrund des Vorkommens von Krankheits- 
erregern, blaualgenbürtigen Toxinen und Schadstoffen in 
freien Gewässern mit gesundheitlichen Risiken verbun- 
den sein. Als wesentliche Ursache für das Vorkommen 
von BCrankheitserregem, die zu Fieber, Durchfall und Er- 
brechen führen können, gelten Einleitungen aus Kläranla- 
gen (UBA, 2001a, S. 313). Auch die landwirtschaftliche 
Nutzung des Einzugsgebiets, Vogelkot und die Ver- 
schlammung stehender Gewässer können zu hygienisch 
relevanten Verunreinigungen führen (persönliche Mittei- 
lung des MUNLV NRW vom 04. Juni 2003). Ferner kann 
auch die mit der Gewässereutrophierung einhergehende 
Massenentwicklung von Algen (vor allem Blaualgen) in 
Verbindung mit der Bildung von Algentoxinen und Aller- 
genen akute Gesundheitsstörungen (z. B. Bindehautent- 
zündung und Hautausschlag) oder beim häufigen Baden 
chronische Wirkungen hervorrufen (UBA, 2001a, 
S. 313). Aufgrund der genannten Gefährdungen war der 
Schutz der Badegewässer eines der ersten Themen der 
europäischen Wasserpolitik (EU-Kommission, 2002a). 


5.3.1 Derzeitige Quaiität der Badegewässer 
in Deutschiand 

446. ln der EG-Badegewässerrichtlinie 76/160/EWG 
sind europaweit gültige Mindestqualitätskriterien anhand 
von Vorgaben für bestimmte Schlüsselparameter ein- 
schließlich der Fäkalbakterien festgelegt. Dementspre- 
chend gehört es zu den durch die Richtlinie auferlegten 
Pflichten der Mitgliedstaaten, die Wasserqualität regelmä- 
ßig zu überwachen und der Kommission über die Ergeb- 
nisse jährlich Bericht zu erstatten. Die Angaben der Mit- 
gliedstaaten werden jährlich in einem Gesamtbericht über 
die Qualität der Badegewässer zusammengefasst. Der 
letzte entsprechende Bathing Water Quality Annual 
Report 2002 weist für Deufschland für die Bade- 
saison 2002 insgesamt 1 996 Badestellen aus, davon 403 an 
der Küste und 1 593 an Süßwasserstränden (EU-Kom- 
mission, 2003b). Als Maß für die Verunreinigungen der 
Badegewässer wurden die mikrobiologischen Parameter 
Gesamtcoliforme Bakterien, Fäkalcoliforme Bakterien 
sowie die Parameter Mineralöle, oberflächenaktive Sub- 
stanzen und Phenole herangezogen. Die Berichtsergeb- 
nisse zeigen, dass sich sowohl EU-weit als auch in 
Deutschland in den letzten Jahren die Qualität der Bade- 
gewässer verbessert hat. Tabelle 5-3 verdeutlicht diese 
positive Entwicklung für die deutschen Badegewässer für 
die Jahre 1997 bis 2002. 


Tabelle 5-3 


Wasserqualitäten deutscher Badegewässer in den Jahren 1997 bis 2002 


Deutschland 

Jahr 

Z 

C(I) % 

C(G) % 

NF % 

NC-i-NS % 

NB % 

Küstenzone 

1997 

416 

91,1 

76,8 

0,5 

7,9 

0,5 


1998 

417 

90,9 

75,1 

0,0 

8,6 

0,5 


1999 

414 

93,5 

82,6 

0,0 

6,3 

0,2 


2000 

411 

96,8 

87,6 

0,0 

3,2 

0,0 


2001 

408 

99,3 

90,0 

0,0 

0,7 

0,0 


2002 

403 

97,3 

83,9 

0,0 

2,5 

0,2 

Süßwasserzone 

1997 

1 723 

89,7 

73,5 

3,3 

5,6 

1,4 


1998 

1 656 

88,3 

67,5 

2,5 

8,4 

0,8 


1999 

1 639 

92,4 

69,6 

0,8 

5,9 

0,9 


2000 

1 615 

96,3 

75,4 

0,9 

5,8 

1,0 


2001 

1 602 

93,6 

79,0 

0,2 

4,6 

1,6 


2002 

1 593 

92,8 

77,4 

1,1 

4,1 

1,9 


- X ausgewiesene beziehungsweise berücksichtigte Badeflächen. 

- C(I): ausreichend beprobte Badeflächen, die die vorgeschriebenen Werte einhalten. 

- C(G): Ausreichend beprobte Badeflächen, die die Leitwerte und die vorgeschriebenen Werte einhalten. 

- (NF): Nicht ausreichend beprobte Badeflächen. 

- (NC): Badeflächen, die nicht die vorgeschriebenen Werte einhalten. 

- (NS): Badeflächen, die nicht beprobt wurden oder für die keine Daten Vorlagen. 

- (NB): Badeflächen, in denen das Baden während der Badesaison verboten war. 


Quelle: EU-Kommission, 2003b 
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447. Im Jahr 2002 verschlechterte sich im Vergleich zu 
der vorhergehenden Badesaison die durchschnittliche 
Badegewässerqualität der Küsten- und Süßwassergewäs- 
ser. Als Erklärungsansatz für die Verschlechterung darf 
gelten, dass die Badesaison 2002 durch extrem variables 
Wetter einschließlich extrem starker lokaler Nieder- 
schlags- und Hochwasserereignisse (Elbe) gekennzeich- 
net war (EU-Kommission, 2003c). 

Im Einzelnen stellte sich für das Jahr 2002 die Situation 
wie folgt dar. Keine Beanstandungen im Sinne der Bade- 
gewässerrichtlinie gab es für Hamburg, Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, Sachsen-Anhalt und für die niedersäch- 
sischen Küstengebiete. In den übrigen Ländern wurden 
an einigen Badestellen nicht genügend Wasserproben ent- 
nommen (18 Fälle) oder EU-Grenzwerte nicht eingehal- 
ten (76 Fälle). Negativ fiel Sachsen auf, da dort jede 
zweite Badestelle verunreinigt war (EU-Kommission, 
2003c). Insbesondere die ungenügende Beprobung eini- 
ger Süßwasserbadegewässer veranlasste die EU-Kom- 
mission zu harter Kritik, da die Beprobungs-Häufigkeit 
strikt vorgegeben und nicht interpretationsfähig ist (EU- 
Kommission, 2003b). Auffällig isf weiterhin, dass die 
Zahl der ausgewiesenen Süßwasserbadestellen seit 1997 
um 7,5 % abgenommen hat. Informationen darüber, ob 
gerade die Badestellen, die nicht den geforderten Wasser- 
qualitäten entsprachen, aus der Ausweisung herausge- 
nommen wurden, liegen dem Umweltrat nicht vor. Wie 
Tabelle 5-3 ebenfalls zu entnehmen ist, hat auch an der 
Küste die Anzahl der ausgewiesenen Badestellen leicht 
abgenommen, dennoch hat sich die Zahl der Badestellen, 
die Wasserqualitäten unterhalb der Grenz- und auch Leit- 
werte der Richtlinie 76/160/EWG (gemäß Art. 3 Abs. 3 
und dem Anhang) aufweisen, auf immerhin 90 % im 
Jahr 2001 erhöht. Im Jahr 2002 kam es jedoch, ähnlich 
wie bei den Süßwasserbadestellen, zu einem deutlich 
schlechteren Wert von lediglich 83,9 %. Dieser Rückgang 
ist unter anderem auf umfangreiche Erdrutsche entlang 
der deutschen Ostseeküste, die küstennahe Verunreini- 
gungen hervorriefen, zurückzuführen (EU-Kommission, 
2003b). 

5.3.2 EG-Badegewässerrichtlinie 

Vollzugsdefizite bei der Umsetzung der 
Badegewässerrichtlinie 

448. Die EU-Kommission stellt in ihrem dritten Jahres- 
bericht über die Durchführung und Durchsetzung des 
Umweltrechts der Gemeinschaft fest, dass im Zusammen- 
hang mit der Richtlinie 76/1 60/EWG die Badegewässer 
zunehmend überwacht werden und sich die Qualität die- 
ser Gewässer verbessert. Jedoch sieht die Kommission in 
einzelnen Mitgliedstaaten Vollzugsdefizite und verweist 
auf die zahlreichen bereits abgeschlossenen oder andau- 
ernden Vertragsverletzungsverfahren (EU-Kommission, 
2002b). 

In Bezug auf die Badegewässerrichtlinie wurde die Bun- 
desrepublik Deutschland am 8. Juni 1999 vom Europäi- 


schen Gerichtshof (EuGH) in der Rechtssache C- 198/97 
wegen der unterbliebenen Durchführung der Arfikel 4 
Abs. 1 und 6 Abs. 1 der Richflinie 76/160/EWG verur- 
teilt. Ausdrücklich stellte der EuGH in seinem Urteil fest, 
dass Deutschland seine Verpflichtungen im Hinblick auf 
die Qualität der Gewässer und die Häufigkeit der Probe- 
nahmen nicht erfüllte. So wurden nach Auffassung des 
EuGH in den alten Bundesländern nicht die notwendigen 
Maßnahmen getroffen, um sicherzustellen, dass die Qua- 
lität der Badegewässer binnen zehn Jahren nach Bekannt- 
gabe der Richtlinie am 10. Dezember 1975 den gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie festgelegten Grenzwerten ent- 
spricht. Darüber hinaus wurden die Probenahmen nicht 
mit der festgelegten Mindesthäufigkeit durchgeführt. Die 
Kommission stuft auch weiterhin die Umsetzung der Ba- 
degewässerrichtlinie in Deutschland als unzureichend ein 
und hat daher im Januar 2003 beschlossen, vor der Fest- 
setzung eines Zwangsgeldes wegen Nichtbeachtung des 
genannten Urteils, eine letzte schriftliche Mahnung in 
Form einer mit Gründen versehenen Stellungnahme ge- 
mäß Artikel 228 EG- Vertrag an Deutschland zu richten 
(EU-Kommission, 2003d). 

449. Mittlerweile liegen zur Umsetzung der Richtli- 
nie 76/160/EWG des Rates über die Qualität der Badege- 
wässer vom 8. Dezember 1975 europaweite Vollzugserfah- 
rungen vor. Die zahlreichen Vertragsverletzungsverfahren 
belegen, dass mehrere Mitgliedstaaten Probleme hatten, 
die Qualitätskriterien der Richtlinie zu erfüllen. Dessen 
ungeachtet wird im Zusammenhang mit den Vertrags- 
verletzungsverfahren immer wieder die Inflexibilität der 
derzeit gültigen Richtlinie hervorgehoben. Tatsächlich 
können aufgrund der starren Vorgaben der Richtlinie zur 
Probenahme und Analyse (gemäß Art. 5) bereits Fehler 
bei der Probenahme beziehungsweise Analyse zur Ab- 
erkennung des Status eines Badegewässers führen, auch 
wenn eigentlich nichts zu bemängeln ist (EU-Parlament, 
2003). 

Novellierung der Badegewässerrichtlinie 

450. Die EU-Kommission hat am 24. Oktober 2002 
einen Vorschlag für eine überarbeitete Richtlinie über die 
Qualität der Badegewässer vorgelegt. Die novellierte 
Richtlinie soll an die Stelle der seit über 25 Jahren gelten- 
den Richtlinie 76/160/EWG treten. In dem Kommissions- 
vorschlag werden auf der Grundlage der Erfahrungen mit 
der derzeitigen Badegewässerrichtlinie Verfahren für eine 
langfristige Qualitätsbewertung und Bewirtschaftung der 
Gewässer beschrieben, durch die eine Verringerung der 
Häufigkeit der Probenahmen und eine Minderung der 
Kosten ermöglicht werden soll. An die Stelle des bisheri- 
gen Systems, bei dem es in erster Linie um die Überwa- 
chung und Einhaltung von Werten ging, soll nun ein ver- 
bessertes Bewirtschaftungskonzept und eine umfassende 
Information der Öffentlichkeit treten. Weiterhin sollen 
durch den Vorschlag die Gesundheitsnormen für die fä- 
kale Verunreinigung von Badegewässem deutlich ver- 
schärft werden (EU-Kommission, 2002c). 
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451 . Hinsichtlich der mikrobiologischen Parameter sind 
im Kommissionsvorschlag deutliche Veränderungen 
gegenüber der geltenden Badegewässerrichtlinie 76/160/ 
EWG vorgesehen. Während der Vorschlag mit den Parame- 
tern Darmenterokokken (DE) und Escherichia coli (EC) 
zwei Kemindikatoren für fäkale Verunreinigungen ent- 
hält, die durch visuelle Kontrollen und eine pH-Wert- 
Messung ergänzt werden (EU-Kommission, 2002e), war 
nach der alten Badegewässerrichtlinie die Wasserqualität 
noch anhand von insgesamt 19 Parametern - darunter die 
fünf mikrobiologischen Parameter Gesamtcoliforme Bak- 
terien, Fäkaleoliforme Bakterien, Streptococcus faec., 
Salmonellen und Darmviren (vgl. Tab. 5-4) - zu beurtei- 
len. Von der deutlichen Verminderung der zu untersu- 
chenden Parameter verspricht sich die EU-Kommission 
eine erhebliche Kostenreduktion ohne Absenkung des 
Schutzniveaus (EU-Kommission, 2002c). 

452 . Die beiden neuen mikrobiologischen Parameter 
Darmenterokokken und Escherichia coli (E. coli) gelten 
als Indikatoren für fäkale Verunreinigungen. Gemäß dem 


Kommissionsvorschlag für eine novellierte Badegewäs- 
serrichtlinie sind die in Tabelle 5-5 aufgenommenen Leit- 
werte und verpflichtenden Werte (Grenzwerte) vorgese- 
hen. Ein Vergleich der mikrobiologischen Parameter in 
den Tabellen 5-4 und 5-5 ist vor dem Hintergrund mög- 
lieh, dass zum einen E. coli der Gruppe der Fäkalcolifor- 
men Bakterien und zum anderen Streptococcus faec. den 
Darmenterokokken zuzurechnen sind. Im Kommissions- 
vorschlag ist für (Darm)Enterokokken ein Grenzwert von 
200 KBE/100 ml vorgesehen. In der noeh gültigen 
Richtlinie 76/160/EWG ist für Streptococcus faec. ledig- 
lich ein Leitwert von 100/100 ml angegeben. Berüeksieh- 
tigt man weiterhin, dass in Deutschland zur Untersuchung 
der Verunreinigung von Badegewässem mit fäkalcolifor- 
men Bakterien bereits in der Vergangenheit der Parameter 
E. coli herangezogen worden ist, läge mit einem neuen 
Grenzwert für E. coli von 500 KBE/100 ml gegenüber 
einem alten Grenzwert für fäkaleoliforme Bakterien von 
2 000/100 ml eine deutliche Verschärfung des Sehutz- 
niveaus vor. 


Tabelle 5-4 


Mikrobiologische Qualitätsanforderungen an Badegewässer 


Parameter 

Leitwert 

verpflichtender Wert 

Gesamtcoliforme Bakterien KBE/100 ml 

500 

10 000 

Fäkaleoliforme Bakterien KBE/100 ml 

100 

2 000 

Streptococcus faec. KBE/100 ml 

100 

- 

Salmonellen KBE/1 1 

- 

0 

Darmviren PFU/ 10 1 

- 

0 


KBE = Koloniebildende Einheiten. 

PFU = Plaque Forming Unit (Plaquebildende Einheit). 
Quelle: Richtlinie 76/160/EWG, verändert 


Tabelle 5-5 


Kernindikatoren für fäkale Verunreinigungen gemäß Kommissionsvorschlag 
zur Novellierung der Badegewässerrichtlinie 


Parameter 

ausgezeichnete Qualität 
(Leitwert) 

gute Qualität 
(verpflichtender Wert) 

Darmenterokokken in KBE/100 ml 

100* 

200* 

Escherichia coli in KBE/100 ml 

250* 

500* 


KBE = Koloniebildende Einheiten. 

* Auf der Grundlage einer 95-Perzentil-Bewertung. 

Quelle: Anhang I des Kommissionsvorschlags für eine novellierte Badegewässerrichtlinie 
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Zwar verweist die EU-Kommission darauf, dass es beim 
gegenwärtigen Kenntnisstand schwierig sei, Grenzwerte 
für Escherichia coli und Darmenterokokken festzulegen, 
unterhalb der keine negativen Wirkungen mehr festge- 
stellt werden können. Ungeachtet dessen erfolgte die 
Auswahl der mikrobiologischen Parameter und Werte auf 
der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse aus epi- 
demiologischen Studien (Begründung Novellierungs- 
vorschlag). In Berufung auf jüngste Untersuchungen der 
WHO beziffert die EU-Kommission hinsichtlich der vor- 
geschlagenen Normen das Erkrankungsrisiko für Gastro- 
enteritis auf 5 % bei guter Qualität und auf 3 % bei ausge- 
zeichneter Qualität. Das Risiko für Atemwegserkrankungen 
liegt bei 2,5 % (gute Qualität) beziehungsweise 1 % (aus- 
gezeichnete Qualität) (Begründung Kommissionsvor- 
schlag vom 25. Februar 2003, S. 135). 

453. Die Durchsetzung des durch die Badegewässer- 
richtlinie vorgegebenen Schutzniveaus ist stark abhängig 
von der Häufigkeit und Sorgfalt der Überwachung. Nach 
der Richtlinie 76/160/EWG sind alle 14 Tage zahlreiche 
Parameter - unter anderem Gesamtcoliforme und Fäkal- 
coliforme Bakterien - zu bestimmen. Erst wenn eine in 
früheren Jahren durchgeführte Probenahme Ergebnisse 
erbracht hat, die sehr viel günstiger waren als die Anfor- 
derungen des Anhangs der Badegewässerrichtlinie und 
kein neuer Faktor hinzugekommen ist, der die Qualität 
der Gewässer verringert haben könnte, ist eine einmalige 
Untersuchung pro Monat möglich (vgl. Anhang: Quali- 
tätsanforderungen an Badegewässer, Richtlinie 76/160/ 
EWG). Im Vergleich zu den noch gültigen Bestimmungen 
sieht der Kommissionsvorschlag unmittelbar eine quali- 
tätsabhängige Absenkung der Kontrollhäufigkeiten vor. 
Während eines Dreijahreszeitraums wäre eine vierzehntä- 
gige Probenahme demnach nur für Badegewässer vorzu- 
sehen, die eine mangelhafte Qualität aufweisen. Für einen 
guten Gewässerzustand wäre nur noch eine Probenahme 
pro Monat und für einen ausgezeichnefen Zustand alle 
zwei Monate vorzunehmen. Die im Kommissionsvor- 
schlag vorgesehene Reduktion der zu untersuchenden Pa- 
rameter wird in jedem Fall Vereinfachungen bringen. Die 
qualitätsabhängige Regelung der Kontrollhäufigkeiten ist 
jedoch aus der Sicht des Umweltrates nur dann akzep- 
tabel, wenn Verunreinigungen, die beispielsweise durch 
extreme meteorologische Einzelereignisse (Starknieder- 
schläge, Hochwasser) hervorgerufen werden, durch zu- 
sätzliche Probenahmen Rechnung getragen wird. 

5.3.3 Empfehlungen 

454. Aus präventivmedizinischen Gründen befürwortet 
der Umweltrat weiterhin im Grundsatz die mit der Novel- 
lierung beabsichtigte deutliche Verschärfung der Gesund- 
heitsnormen, auch wenn als Folge viele Badestellen den 
Status eines ausgewiesenen Badegewässers verlieren 
können. Das heißt, dass die verschärften Anforderungen 
vermutlich einen Konzentrationsprozess auf die Badestel- 
len zur Folge haben werden, mit deren Nutzung kein er- 
höhtes Gesundheitsrisiko verbunden ist. Weiterhin wer- 
den die verschärften Gesundheitsnormen Anreize bieten, 
die mikrobiologische Qualität der Badegewässer durch 
gezielte Maßnahmen zur Reduktion entsprechender Ver- 


unreinigungen aus punktuellen und diffusen Quellen zu 
verbessern. Da im Regelfall Abhilfemaßnahmen nicht 
kurzfristig eingeleitet und umgesetzt werden können, 
wäre es nach Auffassung des Umweltrates jedoch sinn- 
voll, die beabsichtigte Verschärfung der Gesundheits- 
normen im Rahmen einer Übergangsfrist schrittweise 
vorzunehmen. Dadurch könnte vermieden werden, dass 
nach Inkrafttreten der novellierten Badegewässerrichtli- 
nie ad hoc zahlreiche Badestellen geschlossen werden 
müssten. 

455. Viele Arbeiten, die zur Umsetzung einer novellier- 
ten Badegewässerrichtlinie zu leisten sein werden, sind in 
enger Abstimmung mit den Umsetzungsmaßnahmen der 
Wasserrahmenrichtlinie vorzunehmen, um insbesondere 
die angestrebte Kosteneinsparung gegenüber den jetzigen 
Aufwendungen zur Umsetzung der Badegewässerricht- 
linie zu realisieren. Beispielsweise könnten Arbeiten wie 
die Erstellung der Badegewässerprofile, die Beschrei- 
bung potenzieller Verunreinigungsquellen und geeigneter 
Abhilfemaßnahmen sowie die Erfassung, Analyse und 
Auswertung von Informationen über die Wasserqualität 
sinnvoll mit den Arbeiten an der umfassenden Bestands- 
aufnahme kombiniert werden, die derzeit im Rahmen der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie durchgeführt 
wird (vgl. Tz. 385). Auch die Informationspfiichten ge- 
genüber der Öffentlichkeit wären sinnvoll in die Kon- 
zepte zur Information und Anhörung der Öffentlichkeit 
gemäß Wasserrahmenrichtlinie einzugliedem. Weiterhin 
wären alle Maßnahmen, die zur Verbesserung der Quali- 
tät der Badegewässer notwendig erscheinen, ebenfalls im 
Einklang mit den Maßnahmenprogrammen nach der Was- 
serrahmenrichtlinie einzuleiten. 

5.4 Trinkwasser 

456. Die Besorgnis erregende Entwicklung einiger Qua- 
litätsparameter von Rohwasser, das zur Trinkwasser- 
gewinnung genutzt wird, war in der Vergangenheit wie- 
derholt Anlass für den Umweltrat, sich eingehend mit 
dem Themenfeld der Trinkwasserversorgung zu beschäf- 
tigen (u. a. SRU, 1998; zuletzt: SRU, 2000, Tz. 604 ff.). 
In diesem Zusammenhang wurden besonders Nitrat und 
Pflanzenschutzmittel als kritische, anthropogene Verun- 
reinigungen des Rohwassers der Trinkwasserversorgung 
hervorgehoben (Tz. 430). Der Umweltrat verwies in dem 
Zusammenhang auch auf die bisher unterschätzte Bedeu- 
tung der Einträge von Arzneimittelwirkstoffen sowie von 
sekundären Luftschadstoffen (z. B. Halogencarbonsäu- 
ren, Nitrophenole aus Verkehrsemissionen; SRU, 1998, 
Tz. 344). 

Die Qualität des Trinkwassers kann nicht nur durch die 
Rohwasserbeschaffenheit beeinflusst sein, sie erfahrt häu- 
fig auch bei der Aufbereitung und dem Transport des Was- 
sers negative Veränderungen. In der Vergangenheit traten 
zum Beispiel Problemstoffe bei der Trinkwasseraufbe- 
reitung wie Trihalogenmethane (THM) und MX (3-chlor- 
(4-dichlormethyl)-5-hydroxy-2(5h)-füranon) als mögliches 
Nebenprodukt einer Desinfektion mit Chlor auf (UBA, 
2000). Insbesondere materialbedingt kann es sowohl im 
Verteilungsnetz des Wasserversorgungsuntemehmens als 
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auch in den Hausinstallationen zu Beeinträchtigungen der 
Trinkwasserqualität kommen. Im Versorgungsnetz kön- 
nen dafür beispielsweise der Eintrag von polyzyklischen 
aromatisehen Kohlenwasserstoffen (PAK) aus Teeraus- 
kleidungen von Stahl- und Gussrohren verantwortlich 
sein, ln Bezug auf die Hausinstallationen sind insbeson- 
dere Blei, Kupfer und Chrom-Niekel-Stähle belastungs- 
relevante Werkstoffe. 

Für die Kupferkonzentrationen, die insbesondere nach 
längeren Stagnationsphasen im Trinkwasser aus Kupfer- 
leitungen auftreten können, wurde bezüglich der mögli- 
ehen Verursachung frühkindlicher Leberschäden kürzlich 
Entwarnung gegeben (ZIETZ und DUNKELBERG, 
2003). Dagegen sind Bleileitungen nach wie vor ein gra- 
vierendes Problem. Weiterhin kann in den (Kunststoff-) 
Hausinstallationen eine Biofdmbildung zu einer gesund- 
heitsrelevanten mikrobiologischen Belastung führen. Ins- 
besondere Materialien, die nieht den Anforderungen des 
DVGW- Arbeitsblatts W 270 Vermehrung von Mikroorga- 
nismen auf Werkstoffen für den Trinkwasserbereich - 
Prüfung und Bewertung entspreehen, lassen eine entspre- 
chende mikrobiologische Belastung befürchten. 

457. Nicht zuletzt die genannten möglichen Beeinträch- 
tigungen der Trinkwasserqualität waren Grund dafür, dass 
die Trinkwasserversorgung mit Verweis auf die Anpassung 
an den technisehen und wissenschaftliehen Fortschritt 
durch die 1998 novellierte EG-Trinkwasserrichtlinie und 
die kürzlich in Kraft getretene Trinkwasserverord- 
nung 2001 teils neuen Regelungen unterworfen wurde. 
Weiterhin betreffen die neuen Rechtsakte der Wasserrah- 
menriehtlinie und das darauf aufbauende novellierte Was- 
serhaushaltsgesetz aueh die Trinkwasserversorgung. 

EG-Trinkwasserrichtlinie 

458. Seit dem Jahr 1998 formuliert die EG-Trinkwas- 
serrichtlinie den modernsten und schärfsten Trinkwasser- 
standard weltweit, indem sie verbindliehe Anforderungen 
für alle Mitgliedstaaten auf höchstem Niveau festlegt (zur 
Bewertung dureh den Umweltrat s. SRU, 2000, 
Tz 658 ff). Da nach Verabschiedung der Trinkwasser- 
richtlinie im Jahr 1998 ihre Anforderungen alle fünf Jahre 
gemäß dem wissenschaftlieh-technischen Fortsehritt 
überprüft werden sollen, stand demnaeh für das Jahr 2003 
eine entsprechende erste Überprüfüng an. Dabei war bei- 
spielsweise zu untersuchen, ob der neu eingeführte Para- 
meter Clostridium perfringens wirklich die gewünschte 
Indikatorfunktion hinsichtlich der pathogenen Parasiten 
Cryptosporidien und Giardien erfüllt. Die EG-Trink- 
wasserrichtlinie hat anstelle des Parameters „sulfit- 
reduzierende anaerobe Sporenbildner“ den Parameter 
Clostridium (C.) perfringens als Indikator für die mikro- 
biologisehe Wasserqualität neu eingeführt. C. perfringens 
ist ein gram-positives, endosporenbildendes - ein gegen 
Hitze, Austrocknung, Strahlung und chemische Einflüsse 
relativ resistentes - stäbehenfÖrmiges Bakterium mit obli- 
gat anaerobem Stoffwechsel. Es ist als Erreger der to- 
xisch-infektiösen Erkrankung Gasbrand bekannt. 
C. perfringens ist in der Vergangenheit wiederholt als 


Fäkalindikator vorgeschlagen worden, nicht zuletzt weil 
er im mensehlichen und tierisehen Verdauungstrakt regel- 
mäßig und zudem mengenmäßig stark vertreten ist 
(BROCKMANN und BOTZENHART, 2000). 

Die Widerstandsfähigkeit von C. perfringens gegen Des- 
infektionsmittel ist wesentlich höher als die sonstiger 
Krankheitserreger, die keine Dauerstadien in Form von 
Endosporen oder Zysten bilden. Wegen der in den ver- 
gangenen Jahren aus aktuellem Anlass erkannten Bedeu- 
tung der Zysten beziehungsweise Oozysten von Giardia 
lamblia und Cryptosporidium parvum (s. Tz. 462), deren 
Nachweis im relevanten Konzentrationsbereich mit ei- 
nem hohen Arbeitsaufwand verbunden ist, war ein ent- 
sprechender Bioindikator mit ähnlicher Resistenz er- 
wünseht (EXNERetal., 2003; BROCKMANN und 
BOTZENHART, 2000). Bei Nachweis von 
C. perfringens in aufbereitetem, desinfiziertem Trinkwas- 
ser wäre demnach auf Dauerformen von Giardia und 
Cryptosporidium zu untersuehen. Aber auch ein fehlender 
Nachweis von C. perfringens bedeutet nicht, dass im 
Trinkwasser keine Dauerformen von Cryptosporidium 
und/oder Giardia enthalten sein können. Damit kann 
C. perfringens als Indikator keine 100%ige Sicherheit 
bieten. Eine Alternative zu C. perfringens als Indikator- 
parameter zeichnet sich allerdings derzeit nicht ab. 

Trinkwasserverordnung (2001) 

459. Die im Jahr 2001 novellierte Trinkwasserverord- 
nung (Verordnung über die Qualität von Wasser für den 
mensehlichen Gebraueh, TrinkwV vom 21. Mai 2001) 
dient der Umsetzung der Richtlinie 98/83/EG des Rates 
über die Qualität von Wasser für den menschlichen Ge- 
brauch vom 3. November 1998 (ABI. EG Nr. L 330, 
S. 32). Diese novellierte Verordnung braehte einige we- 
sentliche Neuerungen. Besonders hervorzuheben ist, dass 
nunmehr die Grenzwerte an der Entnahmestelle, also am 
Wasserhahn des Verbrauchers und nicht mehr beim Was- 
serversorgungsuntemehmen, einzuhalten sind. Hier stellt 
sieh die grundsätzliehe Frage der praktischen Umsetzung. 
Zurzeit erscheint noch unklar, wie ohne wesentlich erhöh- 
ten Aufwand die von der neuen Verordnung vorgeschrie- 
bene Qualitätssicherung vorgenommen werden soll. Zum 
einen erhöht sich die Zahl an Probenahmepunkten pro 
Gebäude, da einem Hausansehluss zahlreiche einzelne 
Entnahmenstellen gegenüberstehen, und zum anderen 
sind gemäß TrinkwV 2001 für Blei, Nickel und Kupfer 
Woehenmittelwerte zu bestimmen, sodass einmalige Be- 
probungen nicht ausreichen. Ferner sind auch technische 
Schwierigkeiten absehbar, da die bisher gewählten Vorge- 
hensweisen bei der Probenahme nicht ohne weiteres an 
den Wasserhähnen der Verbraucher möglich sind - bei- 
spielsweise das Abflammen des Wasserhahns bei der Pro- 
benahme zur Bestimmung der Keimzahl (CSICSAKY, 
2003, S. 28). Darüber hinaus hat das Wasserversorgungs- 
Unternehmen auf Beeinträchtigungen der Wasserqualität, 
die durch Hausinstallationen aus gesundheitlich bedenkli- 
chen Materialien (z. B. Bleileitungen) hervorgerufen wer- 
den, keinen Einfluss. 
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5.4.1 Rohwasserbedingte 

Beeinträchtigungen der 
Trinkwasserquaiität 

460. Für die Zukunft ist absehbar, dass sich die rohwas- 
serbedingten Qualitätsprobleme im Trinkwasserbereich 
weiter verschärfen werden. Neben den klassischen Quali- 
tätsbeeinträchtigungen gehören heute zusätzlich Nitrat 
und wasserassoziierte Parasiten zu den Problemberei- 
chen. Darüber hinaus wird die Nachweisbarkeit anderer 
Stoffgruppen, wie beispielsweise von Pestiziden und Arz- 
neimittelrückständen, einschließlich der damit einherge- 
henden gesundheitlichen Relevanz unterschiedlich einge- 
stuft. 

Nitrat 

461. Der Parameter Nitrat ist zu einem bedeutenden 
Problem der Trinkwasserversorgung geworden. Flaupt- 
eintragspfad in Grund- beziehungsweise Trinkwasser ist 
die landwirtschaftliche Düngung. Über die Nahrung auf- 
genommenes Nitrat wird im menschlichen Körper zu Ni- 
trit reduziert. Nitrit wirkt atemhemmend oder es reagiert 
mit Aminen aus anderen Nahrungsmitteln zu krebserre- 
genden Nitrosaminen. Eine Begrenzung des Nitratgehal- 
tes im Trinkwasser ist daher zwingend erforderlich. Der 
entsprechende Grenzwert der Trinkwasserverordnung 
liegt bei 50 mg/1. Beim Parameter Nitrat kommt es naeh 
wie vor zu Grenzwertübersehreitungen. Im Jahr 1996 lag 
die Quote der entsprechenden Grenzwertüberschreitungen 
bei 2,2 % der Proben. Im Jahr 1998 wurde der zulässige 
Grenzwert bei weniger als 1 % der Proben überschritten 
(BMU, 2003b). Diese Reduktion der Grenzwertüber- 
schreitungen bedeutet keinen allgemeinen Rückgang der 
Nitratbelastung der Rohwasserressourcen, sondern ist auf 
den Einsatz zusätzlicher beziehungsweise verbesserter 
Aufbereitungsverfahren oder auf ein Ausweichen auf 
derzeit noch geringer mit Nitrat belastete Rohwasser- 
ressourcen zurückzuführen (WILHELM et al., 1999). 

Wasserassoziierte Parasiten 

462. Zur Trinkwassergewinnung genutzte Oberflächen- 
gewässer (z. B. Talsperren, Fließgewässer) sind im Ver- 
gleich zu der Rohwasserressouree Grundwasser mikro- 
biologischen Belastungen infolge von Abwassereinleitun- 
gen unmittelbar ausgesetzt (s. auch SRU, 2000, Tz. 600). 
Aber auch unzureichend geschützte Grundwässer kön- 
nen nennenswerte mikrobiologische Belastungen auf- 
weisen. 

Seit dem Vorliegen epidemiologiseher Erkenntnisse und 
hygienisch-mikrobiologischer Naehweismöglichkeiten 
wird den wasserassoziierten Parasiten mittlerweile eine 
große Bedeutung beigemessen. Besonders mikrobiologi- 
sche Erreger wie Cryptosporidium parvum und Giardia 
lamblia sind aufgrund ihrer Wirts-Unspezifität und Des- 
infektionsmittelresistenz relevant (EXNER et al., 2003). 
Sowohl Cryptosporidium-lnfekXionQn (Cryptosporidiosis) 
als auch die durch Giardia lamblia hervorgerufene 
Durchfallerkrankung Giardiasis gehören zu den häufigs- 
ten wasserbedingten Infektionen (EXNER et al., 2003, 
S. 210). So reicht bereits die Aufnahme kleiner Mengen 


an Oozysten (1 bis 10 Stück) aus, um Durchfallerkran- 
kungen hervorzurufen (UBA, 2003a). Krankheitsfälle 
der Giardiasis konnten bereits im Zusammenhang mit 
kontaminiertem Trinkwasser in Deutsehland nachgewie- 
sen werden (GORNIK et al., 2000). Nach Aussagen des 
Umweltbundesamtes sind bisher jedoch keine Ergebnisse 
bekannt geworden, die zur Vermutung Anlass geben 
könnten, dass auch Cryptosporidiosis-Fälle auf das Trink- 
wasser zurückzuführen seien. Da erst seit dem Jahr 2000 
gemäß § 7 Infektionsschutzgesetz eine Meldepflicht be- 
steht und der Krankheitsverlauf von nicht immunsuppri- 
mierten Betroffenen in der Regel nieht als beunruhigend 
beziehungsweise bedrohlich empfunden und demzufolge 
kein Arzt konsultiert wird, war bisher eine epidemiologi- 
sche Erfassung erschwert (UBA, 2003a). Trotz der seit 
knapp vier Jahren meldepflichtigen Nachweise von 
Krankheitserregern können die Erreger Cryptosporidium 
parvum und Giardia lamblia bisher durch einen Arzt 
nicht immer zuverlässig diagnostiziert werden. Erschwe- 
rend kommt hinzu, dass die Parasiten nur mit aufwendi- 
gen beziehungsweise kostenintensiven Verfahren nach- 
weisbar sind. 

Die Desinfektionsmittelresistenz der genannten Parasiten 
lässt sich darauf zurückführen, dass mit Chlor, Chlordi- 
oxid und Ozon die naeh der Trinkwasserverordnung zuläs- 
sigen Konzentrations-Zeit-Relationen zur Inaktivierung 
der Dauerstadien nicht ausreichen (EXNER et al., 2003). 

Pflanzenschutzmittel 

463. Auf die Belastung des Grundwassers mit Pflanzen- 
schutzmitteln wurde unter Tz. 432 hingewiesen. Werden 
im Rohwasser die Trinkwasser-Grenzwerte für Pflanzen- 
schutzmittel überschritten, sind entspreehende Aufberei- 
tungsschritte wie der Einsatz von Aktivkohle vorzusehen. 
Die Grenzwerte der Trinkwasserverordnung von 0,1 pg/1 
für einzelne Pflanzenschutzmittel und Biozidprodukte so- 
wie 0,5 pg/1 für Pflanzenschutzmittel und Biozidprodukte 
insgesamt werden häufig als Vorsorgewerte klassifiziert. 
Bei der Grenzwertfestlegung für die Trinkwasserverord- 
nung 2001 orientierte man sich an duldbaren täglichen 
Aufnahmen, die unter anderem auf Angaben der WHO 
basieren. Beispielsweise lässt sich der gegenüber dem 
Grenzwert von 0,1 pg/1 deutlich strengere Grenzwert von 
0,03 pg/1 für die Einzelsubstanzen Aldrin, Dieldrin, Hep- 
tachlor und Heptachlorepoxid auf eine parametergenaue 
Grenzwertfindung zurückführen (KRAUS, 1999). 

Arzneimittelrückstände 

464. Human- und Tierpharmakarückstände einschließ- 
lich ihrer Metabolite sind im Lebensmittel Trinkwasser 
aus mehreren Gründen strikt abzulehnen. Zum einen sind 
mögliche humantoxische Wirkungen zu befürchten. Zum 
anderen sind Arzneimittelrückstände grundsätzlich auch 
als fäkale Kontaminationen einzustufen, sodass eine sol- 
che Belastung des Trinkwassers aus hygieniseher Sicht 
abzulehnen ist (SATTELBERGER, 1999). Die inzwisehen 
allgemein anerkannte zunehmende Belastung von Ober- 
flächen- und Grundwässem mit Arzneimittelrückständen 
stellt eine zunehmende Gefährdung der Trinkwasser- 
versorgung dar (Tz. 488 ff). Nach Angaben des Bund/ 
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Länderausschusses für Chemikaliensicherheit (BLAC) 
wurden im Rahmen von Trinkwasseruntersuchungen be- 
reits positive Befunde für Arzneimittelrückstände be- 
kannt. Die Proben stammten zumeist aus Wasserwerken, 
die bereits zuvor auch hinsichtlich anderer abwasserbürti- 
ger Parameter auffällig geworden sind (BLAC, 1999; 
weitere Ergebnisse u. a. in SATTELBERGER, 1999). Die 
bis heute erhobenen Daten sind jedoch für Deutschland 
nicht repräsentativ, sodass weitere Untersuchungen not- 
wendig sind (BLAC, 1999). 

5.4.2 Beeinträchtigungen der 

Trinkwasserquaiität in Leitungen 

465. Beeinträchtigungen der Trinkwasserquaiität kön- 
nen auch während des Transports im Verteilungsnetz und 
in den Hausinstallationen erfolgen (PÜTZ, 2003). Jüngste 
Korrosionsschäden und mikrobiologische Verunreinigun- 
gen traten insbesondere im Bereich der Hausinstalla- 
tionen im Zusammenhang mit flexiblen Schläuchen und 
Dichtungsmaterialien auf. Das DVGW- Arbeitsblatt 
W 270 Vermehrung von Mikroorganismen auf Werkstof- 
fen für den Trinkwasserbereich - Prüfung und Bewertung 
ist gemäß § 17 Abs. 1 der novellierten Trinkwasserver- 
ordnung zur Überprüfung der hygienischen Unbedenk- 
lichkeit verbindlich bei der Zertifizierung der bei der 
Trinkwasserversorgung eingesetzten nicht-metallischen 
Bedarfsgegenstände hinzuzuziehen. Kernproblem bei der 
häuslichen Wasserverteilung sind jedoch nach wie vor die 
Bleirohre. 

Leitungen aus Blei beziehungsweise mit Bleizusätzen 

466. Nach wie vor führen in Deutschland Hausan- 
schluss- oder Haussteigleitungen aus Blei beziehungsweise 
Materialien mit Bleizusätzen zu Besorgnis erregenden Be- 
einträchtigungen der Trinkwasserquaiität (UBA, 2003b). 
Betroffen sind in erster Linie Altbauten, die noch über 
Leitungen aus Blei verfügen. Dies gilt für etwa 10 % aller 
Haushalte in Deutschland (MÜLLER, 2003). Die Bleipro- 
blematik ist aber in Deutschland regional sehr unterschied- 
lich. Da in Süddeutschland bereits im Jahr 1878 die Ver- 
wendung von Bleirohren verboten wurde, ist der gesamte 
süddeutsche Raum praktisch frei von derartigen Rohren 
(GROHMANN, 2003; BMVEL, 2003). ln ganz Deutsch- 
land wurden jedoch erst seit Anfang der 1970er-Jahre 
keine Bleirohre mehr verwendet (BMVEL, 2003). 

467. Das Problem des Bleieintrags durch in der Trink- 
wasserversorgung eingesetzte Werkstoffe beschränkt sich 
nicht ausschließlich auf Bleirohre. Andere (ältere) Materia- 
lien können ebenfalls Blei enthalten - wie beispielsweise 
Blei in der aus Korrosionsschutzgründen angewandten 
Zinkschicht bei Eisenrohren - und zu einer entsprechenden 
Kontamination des Trinkwassers beitragen (GROHMANN, 
2003, S. 695; MÜLLER, 2003, S. 282). Demzufolge gibt 
das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh- 
rung und Landwirtschaft (BMVEL) hier fälschlicher- 
weise Entwarnung, wenn es mit verzinkten Stahlleitungen 
ausgestattete Gebäude per se aus der Betrachtung zur Blei- 
problematik herausnimmt (vgl. BMVEL, 2003). Weiterhin 
können neue bleihaltige Kunststoffleitungen insbesondere 
während ihrer ersten Einsatzzeit Blei an das Trinkwasser 


abgeben. Dessen ungeachtet geht ein größeres gesund- 
heitliches Risiko von aus Blei gefertigten Leitungen aus. 

468. ln bleirohrbestückten Häusern ist grundsätzlich 
keine Gewähr für die Einhaltung des Grenzwertes der 
Trinkwasserverordnung gegeben. So konnte insbesondere 
in solchen Rohren nach längeren Stagnationsphasen des 
Wassers, wie sie beispielsweise nachts auftreten, massive 
Überschreitungen des derzeitig noch gültigen Blei-Grenz- 
werts der Trinkwasserverordnung (TrinkwV) festgestellt 
werden. Statt des zulässigen Wertes von 40 pg/1 wurden 
in entsprechenden Trinkwasserproben Bleikonzentratio- 
nen von mehreren hundert pg/1 bestimmt. Auch relativ 
kurze Standzeiten von Trinkwasser in Bleileitungen von 
mehr als 30 Minuten können dazu führen, dass der Grenz- 
wert für Blei signifikant überschritten wird (MÜLLER, 
2003, S. 283). 

469. Der Umweltrat begrüßt die Absenkung des Blei- 
grenzwertes auf 10 pg/1, der spätestens ab 2013 aus- 
nahmslos einzuhalten ist. Da dieser Grenzwert mit Haus- 
installationen aus Blei keinesfalls einzuhalten ist, sind die 
entsprechenden Bleirohre bis zum Jahr 2013 auszutau- 
schen. Demnach gewährleistet der neue Blei-Grenzwert 
langfristig, dass nach 2013 keine bleibedingten humanto- 
xischen Risiken durch einen Konsum von Trinkwasser 
mehr zu befürchten sein werden. Die aus wirtschaftlichen 
Gründen gewählte lange Übergangsfrist von 15 Jahren 
(1998 bis 2013) ist allerdings zu bemängeln (MÜLLER, 
2003, S. 293), da die Problematik der Bleileitungen schon 
viel zu lange unberücksichtigt blieb, ln einem für die 
EU-Kommission ausgearbeiteten Bericht über die finan- 
ziellen und wirtschaftlichen Auswirkungen einer Ände- 
rung des Parameters Blei wird davon ausgegangen, dass 
80 bis 90 % der Kosten für den Austausch der Leitungen 
und Armaturen in den privaten Bereich fallen (KRAUS, 
1999). Insgesamt werden in Deutschland für den Aus- 
tausch aller bleihaltigen Hausinstallationen und Vertei- 
lungssysteme Kosten von insgesamt 3,3 Mrd. Euro veran- 
schlagt (MÜLLER, 2003, S. 294). Diese hohen Kosten 
waren die Ursache dafür, dass die entsprechenden Maß- 
nahmen offenbar immer weiter nach hinten verschoben 
wurden, was humantoxikologisch unakzeptabel ist. Eine 
weitere Verzögerung der längst überfälligen Problemlö- 
sung erscheint aus Sicht des Umweltrates nicht länger 
hinnehmbar. 

5.4.3 Empfehlungen 

470. Trinkwasser kann auf vielfältige Weise in seiner 
Qualität beeinträchtigt werden. Zur Sicherstellung der 
Daseinsvorsorge sind im Multibarrierensystem Trink- 
wasserversorgung im Rahmen seiner vier Bausteine (Ein- 
zugsgebiet, Rohwasser, Aufbereitung, Verteilungsnetz) 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um dem Verbraucher 
ein möglichst hochwertiges Trinkwasser zu liefern. Roh- 
wasserseitig ist insbesondere die Landwirtschaft aufge- 
fordert, ihre Nitrat- und Pflanzenschutzmitteleinträge auf 
beziehungsweise in den Boden deutlich zu reduzieren. Da 
bundesweit eine zunehmende Tiefenverlagerung von 
Nitrat festzustellen ist (BMU, 2001, S. 36) und sich bis- 
her keine Abkehr von der bisherigen landwirtschaftlichen 
Düngungspraxis abzeichnet (Tz. 292 ff ,431), wird sich 
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die Nitratproblematik beim Trinkwasser langfristig nicht 
dadurch lösen lassen, dass die Wassergewinnung auf tiefer 
gelegene Grundwasserstockwerke zurückgreift. Vielmehr 
würden durch ein derartiges Vorgehen dringende Lösun- 
gen der Nitratproblematik umgangen oder verschoben. 

Hinsichtlich der Pflanzenschutzmittel ist der Umweltrat 
der Auffassung, dass entsprechende Rückstände im 
Trinkwasser inakzeptabel sind. Daher sind nicht die 
Trinkwasseraufbereitungsanlagen auf eine kontinuier- 
liche Entfernung von Pflanzenschutzmittel auszurichten, 
da dies hohe technische und finanzielle Aufwendungen 
bedeuten würde. Vielmehr sind die Maßnahmen zur Ver- 
meidung von Pflanzenschutzmittel im Trinkwasser ge- 
zielt beim Ressourcenschutz anzusetzen (Tz. 305 ff). 

471. Aufgrund des aufwendigen Nachweises wasser- 
assoziierter Parasiten ist bei der Wasseraufbereitung, ins- 
besondere von Oberflächenrohwässem, größte Sorgfalt 
anzuraten. Im nachweislichen Fall wiederholter bezie- 
hungsweise kontinuierlicher Belastungen ist die Trink- 
wasseraufbereitung, gegebenenfalls durch Veränderungen 
der genutzten Aufbereitungstechnologien, in den Stand 
zu versetzen, auch diese Erreger zuverlässig aus dem 
Trinkwasser zu entfernen beziehungsweise zu inaktivie- 
ren. Hierzu käme beispielsweise der Einsatz von druckbe- 
triebenen Membranverfahren infrage. 

472. Die in Trinkwasserproben festgestellten Konzen- 
trationen an Arzneimittelrückständen gaben bisher in der 
Regel keinen Anlass zu gesundheitlichen Bedenken. Je- 
doch liefert das bloße Vorhandensein dieser Rückstände 
im Trinkwasser einen Hinweis auf die unerwünschte, aber 
nicht immer auszuschließende Durchlässigkeit des Multi- 
barrierensystems in der Trinkwasserversorgung. Nach 
Auffassung des Umweltrates gebietet es das Vorsorge- 
prinzip, einen weiteren Eintrag beziehungsweise eine 
langfristige Akkumulation von Arzneimittelrückständen 
in Rohwasserressourcen (ähnlich wie die von Nitrat und 
Pflanzenschutzmitteln) zu verhindern. Zwar können Arz- 
neimittelrückstände im Rohwasser durch geeignete oder 
zusätzliche Aufbereitungsschritte eliminiert oder zumin- 
dest deutlich - bis unterhalb der Nachweisgrenze - re- 
duziert werden. Offensichtlich eignen sich hierzu eine 
Flockung, Sandfiltration oder eine Aktivkohlefiltration 
(SATTELBERGER, 1999). Jedoch sind die genannten 
Aufbereitungsschritte nicht Bestandteil jeder Wasserauf- 
bereitung. Insbesondere wenn Grundwasser zu Trinkwas- 
ser aufbereitet wird, fehlen derartige Aufbereitungsschritte 
in der Regel. Strategien zur Vermeidung von Arzneimittel- 
rückständen in der aquatischen Umwelt und folglich auch 
im Trinkwasser sind in Kapitel 5.6 formuliert. 

473. Aufgrund der Vorgaben der Trinkwasserverord- 
nung sind spätestens bis zum Jahr 2013 alle Bleileitungen 
auszutauschen. Der Spielraum der Gesundheitsämter, die 
bei Grenzwertüberschreitungen einzelfallspezifisch mög- 
liche Abhilfemaßnahmen zu beraten und anzuordnen ha- 
ben (§ 9 Abs. 4 und § 20 Abs. 3 TrinkwV), ist letztlich 
sehr begrenzt. Festzuhalten ist dabei, dass die eingebau- 
ten Leitungen sich nicht schnell auswechseln lassen und 
dass solche Maßnahmen im Regelfall mit hohen Kosten 
verbunden sind. Trotz der scheinbar langen Fristen bei 
der stufenweisen Verschärfung des Bleigrenzwertes nach 


TrinkwV ist der Austausch der Bleileitungen nach An- 
sicht des Umweltrates zügig anzugehen. 

Zum einen sollten die Wasserversorgungsuntemehmen 
schnell die im eigenen Verantwortungsbereich (Trinkwas- 
serverteilungsnetz) noch vorhandenen Bleileitungen er- 
mitteln, einen Sanierungsplan aufstellen und das schritt- 
weise Austauschen der Bleileitungen vornehmen. Zum 
anderen haben die Haus- beziehungsweise Grundeigen- 
tümer innerhalb ihres Eigentums die Kosten für den Aus- 
tausch der Hausinstallationen sowie gegebenenfalls für 
die in ihrem Besitz befindlichen Teile der Hauszuleitung 
zu tragen (CSICSAKY, 2003). Es ist zu bezweifeln, dass 
allen Hauseigentümern ihre Verpflichtungen, die sich aus 
der TrinkwV ergeben, tatsächlich bekannt sind, sodass die 
Gesundheitsämter hier von sich aus initiativ werden soll- 
ten (GROHMANN, 2003, S. 699). Nach Auffassung des 
Umweltrates sind möglichst umgehend in Abstimmung 
mit den Hauseigentümern Zeitpläne zum Austausch zu 
vereinbaren. Der Umweltrat würde ein zeitnahes Vorge- 
hen auch vor dem Hintergrund begrüßen, dass gegebe- 
nenfalls die durch den Gesetzgeber eingeräumte Frist bis 
Dezember 2013 nicht voll ausgeschöpft würde. 

In besonderen Problemgebieten käme bis zum Austausch 
der Bleileitungen in den Haushalten auch eine vorüberge- 
hende Dosierung von Phosphaten in Betracht, um die 
Lösungsneigung von Blei zu vermindern (CASTELL- 
EXNER und LIEßFELD, 2002). Da eine Phosphatdosie- 
rung jedoch nicht ausreicht, den Grenzwert von 10 pg/1 
zuverlässig zu unterschreiten, kann sie als Alternative 
zum Austausch der Leitungen nicht in Erwägung gezogen 
werden (GROHMANN, 2003). 

5.5 Abwasser 

5.5.1 Novellierung der Abwasserverordnung 

474. Im Mai 2002 hat die EU-Kommission Deutschland 
wegen der Verletzung der Richtlinie 91/271/EWG des Ra- 
tes über die Behandlung von kommunalem Abwasser vom 
21. Mai 1991 (Kommunalabwasserrichtlinie) beim Euro- 
päischen Gerichtshof verklagt (Rechtssache C- 19 1/02). 
Nach Auffassung der EU-Kommission hatte es Deutsch- 
land versäumt, die Gleichwertigkeit der Überwachungs- 
methoden sicherzustellen. Konkret ging es dabei um die 
deutsche Probeentnahmepraxis, die gemäß eines im 
Januar 1996 im Auftrag des Umweltbundesamtes erstell- 
ten Gutachtens „Zur Gleichwertigkeit der Anforderungen 
der Rahmen-Abwasserverwaltungsvorschrift und der 
EU-Richtlinie an die Ablaufkonzentration kommunaler 
Kläranlagen und an den Stickstoffeliminierungsgrad“ 
in Abläufen von Kläranlagen der Größenklasse 5 
(> 100 000 EW) keine gleichwertigen Ergebnisse zur Pro- 
benahme gemäß der Richtlinie gewährleistet, sodass die in 
der Richtlinie enthaltenen Grenzwerte bei der deutschen 
Überwachungspraxis unbeanstandet überschritten werden 
können (EU-Kommission, 2002a; PÖPEL et al., 1996). 

Die Bundesregierung reagierte auf die Klage durch die 
EU-Kommission in Abstimmung mit der Länderarbeits- 
gemeinschaft Wasser (LAWA) mit einer Novellierung der 
Abwasserverordnung. So wurden mit der 5. Änderungs- 
verordnung zur Abwasserverordnung vom 2. Juli 2002 
(Fünfte Verordnung zur Änderung der Abwasserverord- 
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nung vom 2. Juli 2002 [BGBl. 1 Nr. 45 vom 08. Juli 2002, 
S. 2 497]) die letzten, bis dato noch fortgeltenden Min- 
destanforderungen an die Einleitung von Abwasser in 
Form von Verwaltungsvorschriften aufgehoben und in die 
rechtlich verbindlichere Form einer Verordnung des Bun- 
desgesetzgebers überführt. Die Bedeutung der Abwasser- 
verordnung hat sich nach Inkrafttreten der Fünften Ände- 
rungsverordnung zum 1 . August 2002 also noch erhöht 
(STERGER, 2002). Die wesentlichste Veränderung ge- 
genüber der bisherigen Abwasserverordnung betrifft die 
Reduzierung der zulässigen Ablaufkonzentration für anor- 


ganischen Stickstoff. Für Kläranlagen der Größen- 
klasse 5 (> 4 000 kg BSBs/d/sed.), d. h. > 100 000 EW) 
wird der Überwachungswert für Stickstoff gesamt, von 
18 auf 13 mg/1 gesenkt. 

Zulässige Stickstoff-Ablaufkonzentrationen 

475. Wie Tabelle 5-6 zeigt, besteht hinsichtlich der zu- 
lässigen Stickstoffkonzentrationen im Ablauf keine di- 
rekte Vergleichbarkeit zwischen der Kommunalabwasser- 
richtlinie und der Abwasserverordnung. 


Tabelle 5-6 

Stickstoffanforderungen für Kläranlagen >100 000 EW gemäß der 5. Novelle der AbwV und 
der EG-Kommnnalabwasserricbtlinie für empfindliche Gebiete 



5. Novelle Abwasserverordnung, 
Anhang 1 

EG-Richtlinie 
„Kommunales Abwasser“ 


13 mg/1 

10 mg/1 

24-Stunden-Mischprobe 
Jahresmittel aus > 24 Proben im Jahr 

Extremwerte bleiben unberücksichtigt 

Ablaufkonzentration 
für den Parameter 

qualifizierte Stichprobe beziehungsweise 

20 mg/P 

GesamtstickstofP und Über- 

2-Stunden-Mischprobe (4-von-5-Regel) 

wachungsmodalitäten 

Abwassertemperatur > 12 °C oder zeit- 

24-Stunden-Mischprobe 

Tagesmittel 


liche Begrenzung 

> 24 Proben im Jahr 

Abwassertemperatur > 12 °C oder zeitliche 
Begrenzung 

Extremwerte bleiben unberücksichtigt 

oder 




70 % 

70 - 80 % 


Verhältnis der N-Fracht im Zulauf zu 

24-Stunden-Mischprobe 


derjenigen im Ablauf in einem repräsen- 

abfluss- oder zeitproportional 


tativen Zeitraum < 24-Stunden-Misch- 

Jahresmittel aus > 24 Proben im Jahr 


probe, der Abbau ist nachzuweisen 

Extremwerte bleiben unberücksichtigt 

Frachtminderung und Über- 

wenn: 


wachungsmodalitäten 




Ablaufkonzentration < 25 mg/1 

qualifizierte Stichprobe/2-Stunden- 
Misehprobe (4-von-5-Regel) 

Abwassertemperatur 12 °C oder zeitliehe 
Begrenzung 



* Während die EG-Richtlinie tatsächlich vom Gesamtstickstoff als Summe der anorganischen Stickstoffanteile und des organisch gebundenen 
Stickstoffs ausgeht, sind in der Abwasserverordnung unter dem Parameter Nggs nur die anorganischen Anteile erfasst. 

2 Das Tagesmittel von 20 mg/1 gilt nach EG-Kommunalabwasserrichtlinie als Alternative, wenn nachgewiesen werden kann, dass diese Anforde- 
rung zu dem Konzentrationswert von 10 mg/1 im Jahresmittel oder zu der prozentualen Mindestverringerung von 70 % gleichwertig ist. 

^ Die Stickstofffracht im Zulauf gemäß Abwasserverordnung Anhang 1 ist ^anoig ■*" ^org- 
Quelle: ATV-DVWK, 2002a, verändert 
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Die europäischen Vorgaben beziehen sich auf jährliche 
beziehungsweise tägliche Durchschnittswerte, während 
die Konzentrationen nach der Abwasserverordnung mit 
der qualifizierten Stichprobe oder einer 2-Stunden- 
Mischprobe zu bestimmen sind, ln der Abwasserverord- 
nung sind weitere Unschärfen wie die sachlich fehlerhafte 
Definition von Nges in Anhang 1 AbwV enthalten, die 
ebenfalls nicht zu einer höheren Transparenz gegenüber 
der Kommunalabwasserrichtlinie beitragen. 

Der 70-%-Nachweis 

476. Wie bisher kann abweichend von der zulässigen 
Stickstoff- Ablaufkonzentration von 13 mg/1 in der was- 
serrechtlichen Zulassung eine Konzentration bis zu 
25 mg/1 zugelassen werden, wenn die Verminderung der 
Gesamtstickstoffffacht mindestens 70 % beträgt. Es ist 
vorhersehbar, dass einige deutsche Kläranlagen Schwie- 
rigkeiten haben werden, den Konzentrationswert der 
AbwV von 13 mg/1 sicher einzuhalten. Das könnte für 
diese kommunalen Kläranlagen entsprechende Investi- 
tionen für Ertüchtigungen beziehungsweise Erweiterun- 
gen bedeuten. Jedoch werden nach Einschätzung der 
ATV-DVWK die Betreiber versuchen, von der Möglich- 
keit Gebrauch zu machen, mit der Wasserbehörde den 
höheren Überwachungswert (von bis zu 25 mg/1 Nges, 
nach AbwV also Nj^e^g), gekoppelt an den 70-%-Nach- 
weis, zu vereinbaren. Der Umweltrat verweist in diesem 
Zusammenhang darauf, dass die hier zugrunde gelegten 
70 % nur das Mindestmaß nach der EG-Kommunal- 
abwasserrichtlinie darstellen, die bezogen auf den Zulauf 
eine Verringerung der Stickstofffracht von 70 bis 80 % 
fordert. 

Zurzeit bestehen noch Unsicherheiten, wie für den 70-%- 
Nachweis die Probenahme, das Messprogramm und das 
Berechnungsverfahren zu gestalten sind. Deshalb werden 
noch Hinweise zur praxisgerechten und wirtschaftlichen 
Umsetzung des 70-%-Nachweises gemäß Abwasser- 
verordnung benötigt (ATV-DVWK, 2003). Um hier ein 
länderübergreifend einheitliches Vorgehen bei der Prü- 
fung sicherzustellen, werden derzeit durch die Länder- 
arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) und durch die ATV- 
DVWK entsprechende Merkblätter vorbereitet (ATV- 
DVWK, 2003; MULE Hessen, 2002). Es zeichnet sich 
ab, dass der Nachweis der 70-%-Frachtreduzierung für 
Stickstoff auf der Basis eines umfangreichen Mess- 
programms mit 24-Stunden-Mischproben nur einmalig 
erfolgen soll. Wiederholungen wären nur dann vor- 
zusehen, wenn grundlegende Änderungen der Einleitun- 
gen im Einzugsgebiet erfolgen beziehungsweise betrieb- 
liche oder bauliche Änderungen in der Anlage erfolgen, 
die zur Beeinflussung der Reinigungsleistung führen 
(ATV-DVWK, 2003). Die ATV-DVWK schlägt vor, 
dass der zugehörige Überwachungswert (von 13 bis 
25 mg/1 N^„g) zwischen Aufsichtsbehörde und Betreiber 
abgestimmt wird, wobei die Ergebnisse der Eigenüber- 
wachung und die Erfahrungen des Betreibers mit der Ein- 
haltung des bisherigen Überwachungswertes maßgeb- 
lich einfließen sollen (ATV-DVWK, 2003). Die 
Einhaltung des Überwachungswertes soll auf der Basis 


der 4-aus-5-Regelung mit 2-Stunden-Mischproben oder 
qualifizierten Stichproben überprüft werden (AbwV; 
ATV-DVWK, 2003). 

Empfehlungen 

477. Der Umweltrat stuft die mit dem Inkrafttreten der 
5. Novelle der Abwasserverordnung erfolgte Verschär- 
fung der Vorgaben für die Stickstoff-Konzentrationen im 
Ablauf von Kläranlagen > 100 000 EW im Hinblick auf 
die Ergebnisse des entsprechenden, inzwischen über sie- 
ben Jahre alten deutschen Gutachtens als gerechtfertigt 
ein. 

Bezüglich der Regelungen zur Überwachungspraxis der 
Ablaufkonzentrationen sind wesentliche Unterschiede 
zwischen dem europäischen und dem deutschen Recht 
auch mit der 5. Novelle der Abwasserverordnung nicht 
ausgeräumt worden (vgl. Tabelle 5-6). Der Umweltrat 
empfiehlt daher, die bisherige Überwachungspraxis in 
Deutschland, das heißt die in der Regel nur achtminütige 
qualifizierte Stichprobe mit Anwendung der 4-aus-5- 
Regelung, generell zu überdenken. Insbesondere für 
große Kläranlagen > 100 000 EW bietet es sich an, Pro- 
benahme-Einrichtungen zu installieren, die kontinuierlich 
24-Stunden-Mischproben vornehmen. Die Überwa- 
chungsbehörden könnten jederzeit entsprechende, fach- 
gerecht konservierte Proben abholen und hinsichtlich der 
Ablaufkonzentrationen analysieren. Der Überwachungs- 
aufwand bliebe dadurch gegenüber der qualifizierten 
Stichprobe in etwa gleich und es würden gleichzeitig ver- 
besserte Voraussetzungen dafür geschaffen, bei der Erhe- 
bung der Abwasserabgabe von der Bescheidlösung auf 
eine Messlösung überzugehen (vgl. Abschn. 5.5.2). 

Die Verschärfung der Ablaufkonzentration für Nges rnacht 
eine verstärkte Anwendung des Ansatzes des Nachweises 
einer 70%igen Minderung der Stickstofffracht in 
Deutschland absehbar, da sich betroffene Betreiber gro- 
ßer Kläranlagen außerstande sehen, die nun geforderten 
13mg/lNgjs (d. h. N^^^g) zuverlässig einzuhalten. Die 
Qualität des Nachweises der Mindestfrachtverminderung 
wird erheblich von der Vorgehensweise bei der messtech- 
nischen Erfassung der Zulauf- und Ablaufffachten abhän- 
gen. Hier ist in jedem Fall den Anforderungen der Kom- 
munalabwasserrichtlinie zu genügen, die mindestens 
24 abfluss- oder zeitproportionale 24-Stunden-Mischpro- 
ben im Jahr vorschreibt. 

5.5.2 Revitalisierung der Abwasserabgabe 

478. Die seit 1. Januar 1981 in Deutschland erhobene 
Abwasserabgabe war in ihrer Entstehungsphase zunächst 
als Prototyp einer reinen Lenkungsabgabe konzipiert 
(vgl. z. B. HANSMEYER, 1976). Der letztlich nach hef- 
tigen Kontroversen verabschiedete Gesetzentwurf hatte 
jedoch bereits nur noch geringe Ähnlichkeit mit diesem 
ökonomischen Ideal. So wird die Abgabenlast nicht auf 
Basis der tatsächlichen, sondern auf Basis der zulässigen 
Schadstoffemissionen berechnet („Bescheidlösung“). 
Darüber hinaus wurde die Abwasserabgabe in das 
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ordnungsrechtliche System des Wasserhaushaltsrechts 
eingebunden, indem der pro Schadeinheit zu entrich- 
tende Abgabesatz halbiert wurde, wenn der Abgabe- 
pfliehtige die Mindestanforderungen an die Abwasserrei- 
nigung gemäß § 7a WHG einhält. Im Rahmen von 
insgesamt vier Novellierungen wurde diese Verminde- 
rung des Abgabensatzes zeitweilig auf 75 % erhöht und 
es wurden weit gehende Kompensationsmöglichkeiten 
geschaffen, die es den Abgabepflichtigen erlauben, Auf- 
wendungen für die Errichtung oder Erweiterung von 
Kanalisations- und Abwasserbehandlungsanlagen mit 
der Abgabenschuld zu verrechnen. Mit diesen Maßnah- 
men wurde die Abwasserabgabe nahezu jeder eigen- 
ständigen Lenkungswirkung im Restverschmutzungs- 
bereich beraubt und zu einem reinen Instrument zur 
beschleunigten Durchsetzung der Mindestanforderun- 
gen nach § 7a WHG degradiert (ausführlich hierzu 
EWRINGMANN, 2002; E WRINGMANN et ab, 1993; 
HANSMEYER, 1989). 

Da die Mindestanforderungen an die Abwasserreinigung 
nach § 7a WHG inzwischen nahezu flächendeckend ein- 
gehalten werden, wird der Kern des gesetzlich bestimm- 
ten Verwendungszweckes in hohem Umfang erfüllt. Den- 
noch wendet sich der Umweltrat energisch gegen 
einschlägige Forderungen zur Abschaffung der Abwas- 
serabgabe (so z. B. SEIDEL, 1999). Vielmehr hält es der 
Umweltrat auch vor dem Hintergrund der Umsetzung der 
EG- Wasserrahmenrichtlinie für geboten, die Abwasserab- 
gabe unter Rückbesinnung auf ihren ursprünglichen 
Zweck als eigenständiges Lenkungs- und Intemalisie- 
rungsinstrument im Restversehmutzungsbereich zu revi- 
talisieren (Restverschmutzungsabgabe), das auf eine kon- 
tinuierliche Verbesserung des Gewässerzustandes abzielt. 
Hier sind insbesondere Arbeiten zur Umsetzung der Was- 
serrahmenriehtlinie in Betraeht zu ziehen. 

479 . Nach dem Bewirtschaftungskonzept für die Fluss- 
gebietseinheiten gemäß Artikel 9 Abs. 1 Wasserrahmen- 
richtlinie haben die Mitgliedstaaten unter Zugrunde- 
legung des Verursacherprinzips dafür Sorge zu tragen, 
dass die wasserwirtschaftliche Gebührenpolitik dem Kos- 
tendeckungsgrundsatz unter Einschluss umweit- und 
ressourcenbezogener Kosten Rechnung trägt. Damit wird 
nach Einschätzung des Umweltrates deutlieh zum Aus- 
druck gebracht, dass Abwassereinleitem die vollständi- 
gen externen Kosten der von ihnen verursachten Umwelt- 
belastungen in Rechnung gestellt werden sollen. Nach 
dem flussgebietsbezogenen Ansatz der Wasserrahmen- 
richtlinie kann dies nur durch eine regional differenzierte 
knappheitsorientierte Bepreisung erfolgen, die sich an der 
im jeweiligen Flussgebiet bestehenden Gewässersituation 
auf der einen Seite und an den in der Bewirtschaftungs- 
konzeption vorzugebenden Zielwerten auf der anderen 
Seite orientiert (EWRINGMANN, 2002, S. 284). Dabei 
ist dem Umweltrat bewusst, dass hierbei aufgrund vielfäl- 
tiger Erfassungs- und Bewertungsprobleme zumindest in 
der kurz- und mittelfristigen Sicht nur eine pragmatische 
Lösung denkbar ist, die sich aber zumindest an dem 
- vorläufig nicht realisierbaren - Ideal einer vollständigen 
Kostenintemalisierung orientieren sollte. 


Vor diesem Hintergrund hält der Umweltrat auch jedwede 
Argumentation, dem Kostendeckungsgrundsatz in der 
Abwasserentsorgung sei bereits durch die bestehende Ab- 
wasserabgabe Rechnung getragen (z. B. BERND und 
MESSNER, 2002) für abwegig. Die Abwasserabgabe 
kann diesem Anspruch in ihrer derzeitigen Ausgestaltung 
in keiner Weise gerecht werden, denn weder die Orien- 
tierung an den zulässigen statt an den tatsächlichen Emis- 
sionen noch die Verknüpfung mit den Mindeststandards 
gemäß WHG und die Möglichkeit der Verrechnung von 
Investitionsausgaben sind mit einer knappheitsorientier- 
ten Bepreisung in Einklang zu bringen. 

Im Folgenden skizziert der Umweltrat, wie die Abwasser- 
abgabe ausgestaltet werden sollte, damit sie in Einklang 
mit den zukünftigen Anforderungen gemäß Wasserrah- 
menrichtlinie steht (vgl. dazu auch EWRINGMANN, 
2002). Dabei ist allerdings zu beachten, dass eine Reform 
der Abwasserabgabe nur einen ersten Schritt zur Gewähr- 
leistung der vollständigen Kostenanlastung für sämtliche 
Wassemutzungen und Kostenbelastungen darstellt. Denn 
beispielsweise Belastungen durch diffuse Emissionsquel- 
len (insbesondere Landwirtschaft) können nicht adäquat 
über die Abwasserabgabe bepreist werden. Das Gleiche 
gilt für Knappheitsprobleme in Zusammenhang mit der 
Wasserentnahme. 

480 . Um den Anforderungen der Wasserrahmenricht- 
linie gereeht zu werden, also um eine vollständige Kos- 
tenanlastungsfunktion im Rahmen der flussgebietsspe- 
zifischen Bewirtschaftungskonzepte zu gewährleisten, 
müssten zumindest drei Modifikationen vorgenommen 
werden, die der Umweltrat teilweise bereits schon in frü- 
heren Gutachten angemahnt hat (z. B. SRU, 1996, 
Tz. 1250 ff.): 

- Aufhebung der Koppelung an das WHG bei gleichzei- 
tiger Streiehung der derzeitigen Verrechnungsmög- 
lichkeiten, 

- Übergang von der derzeitigen Bescheidlösung zu einer 
Messlösung, 

- Regionalisierung der Abgabensätze. 

481 . Eine Aufhebung der Koppelung an das WHG be- 
deutet, dass pro Schadeinheit ein Abgabesatz erhoben 
wird, der unabhängig von der Erfüllung bestimmter Min- 
destanforderungen an die Abwasserreinigung ist. Zu- 
gleich wären auch die bisherigen Verrechnungsmöglich- 
keiten mit entsprechenden Investitionsausgaben zu 
streichen. Denn die externen Kosten pro eingeleiteter 
Schadstoffeinheit sind im Restverschmutzungsbereich 
vollkommen unabhängig davon, welcher Stand der Ab- 
wasserreinigung realisiert wurde und ob der Einleiter ge- 
gebenenfalls Investitionen in Kanalisations- oder Ab- 
wasserbehandlungsanlagen tätigt. In Bezug auf den 
zweiten Punkt weist EWRINGMANN (2002) im Übrigen 
zu Recht darauf hin, dass eine solche Verrechnungs- 
möglichkeit nicht nur dem Intemalisierungsgedanken 
widerspricht, sondern aufgrund ihres Charakters einer in- 
direkten Subvention auch gegen die Wettbewerbsnormen 
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des EG-Vertrages verstößt und zumindest notifizierungs- 
bedürftig nach den Vorgaben des Gemeinschaftsrahmens 
für Umweltschutzbeihilfen wäre. 

Eine Abkoppelung vom WHG bei gleichzeitiger Strei- 
chung der bisherigen Verrechnungsmöglichkeiten würde 
die finanzielle Belastung der Abwassereinleiter drastisch 
steigern, wodureh sich unerwünschte ökonomische Kon- 
sequenzen insbesondere auch in Bezug auf die internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit ergeben könnten. Um hier Ab- 
hilfe zu sehaffen, ohne die Lenkungswirkung der 
Abwasserabgabe zu schmälern, empfiehlt der Umweltrat 
die Einführung einer Freibetragsregelung. Durch eine 
solche Freibetragsregelung lässt sich eine hohe Anreiz- 
wirkung mit einer gemäßigten absoluten Belastung ver- 
binden (vgl. SCHOLL, 1998; EWRINGMANN und 
SCHOLL, 1996). Dabei sollte jedoch nicht unerwähnt 
bleiben, dass auch eine Freibetragsregelung streng ge- 
nommen gegen die Zielsetzung einer vollständigen Kos- 
tenintemalisierung verstößt. Insoweit handelt es sich hier- 
bei um einen Kompromiss zwischen umweltpolitischen 
Zielen auf der einen Seite und wirtschaftspolitisehen Zie- 
len auf der anderen Seite. 

482. Auch die derzeitige „Bescheidlösung“, bei der sieh 
die Bemessungsgrundlage der Abgabe nicht an den tat- 
sächlichen, sondern an den zulässigen Emissionen orien- 
tiert, ist mit dem Intemalisierungskonzept nicht zu verein- 
baren. Eine bereits seit einigen Jahren diskutierte 
5. Novelle zum Abwasserabgabengesetz, die einen Über- 
gang von der Bescheid- zu einer Messlösung vorsieht, 
wird derzeit nicht weiter verfolgt. Die Gründe hierfür lie- 
gen unter anderem darin, dass eine kontinuierliche Mes- 
sung der Jahresfrachten aller relevanten Schadstoffe auf- 
grund der damit verbundenen Kosten wenig praktikabel 
erscheint. Als Ausweg bietet es sich hier nach Ein- 
schätzung des Umweltrates jedoch an, die effektive 
Schadstoffffacht hochzurechnen auf Basis regelmäßiger 
Messungen von Schadstoffkonzentrationen und Abwas- 
serfrachten (zu den Einzelheiten einer solchen ein- 
geschränkten Messlösung vgl. EWRINGMANN und 
SCHOLL, 1996). 

483. Wie oben bereits erwähnt, erfordert der fluss- 
gebietsbezogene Ansatz der Wasserrahmenrichtlinie 
schließlich auch eine regional differenzierte Abgaben- 
erhebung, die sich an der jeweiligen regionalen Knapp- 
heitssituation orientiert. Die betreffende Knappheit ist 
umso stärker ausgeprägt, je stärker der Ist-Zustand des 
Gewässers von den in der Bewirtschaftungskonzeption 
vorzugebenden Zielwerten abweicht. Dabei ist dem Um- 
weltrat durchaus bewusst, dass eine exakte Quantifi- 
zierung regional differenzierter Knappheitspreise in der 
Praxis mit vielfältigen Erfassungs- und Bewertungs- 
problemen verbunden wäre. Dennoch sollte eine solche 
Differenzierung zumindest in pragmatischer Weise ver- 
sucht werden, beispielsweise indem zunächst lediglich 
drei Knappheitsklassen mit entsprechend differenzierten 
Steuersätzen definiert werden. Im Übrigen ist in diesem 
Zusammenhang daraufhin zu weisen, dass die Abwasser- 
abgabe auch bereits in ihrer ursprünglichen Konzeption 
mit einer entsprechenden Regionalisierungsperspektive 


versehen war (vgl. EWRINGMANN, 2002, S. 271 f). In- 
sofern würde auch der Übergang zu regional differenzier- 
ten Abgabensätzen dem Anliegen einer Revitalisierung 
der Abwasserabgabe im Sinne ihrer ursprünglichen Kon- 
zeption als eigenständiges Kostenintemalisierungs- und 
Lenkungsinstrument entsprechen. 

5.6 Umweltchemikalien und Arzneimittel 

in Abwässern und Gewässern 

5.6.1 Ausgangslage 

484. Durch Fortschritte in der Abwasserreinigung von 
Städten und Gemeinden sowie bei der Industrie konnten 
in den vergangenen Jahren deutliche Qualitätsverbesse- 
rungen der deutschen Fließgewässersysteme erreicht wer- 
den. In seinem Umweltgutachten 2000 wies der Umwelt- 
rat aber bereits auf weiteren Handlungsbedarf bei 
diffusen Einträgen aus der Landwirtschaft, bei einigen 
Schwermetallen und bei organischen Schadstoffen hin 
(SRU, 2000, Tz. 585). Während den Gewässerbelastun- 
gen aus der landwirtschaftlichen Düngung und den vor- 
nehmlich aus industriellen Abwässern stammenden 
Schwermetallen seit langem durch Maßnahmen entge- 
gengewirkt wird, gibt es für die große Vielfalt der Um- 
weltchemikalien und Arzneimittel bisher keine entspre- 
chenden Aktivitäten. Diese Stoffe kommen in allen drei 
Umweltkompartimenten (Wasser, Boden, Luft) vor. Zum 
Teil sind sie biogenen Ursprungs, der größte Teil wird je- 
doch industriell für unterschiedliche Anwendungen des 
täglichen Lebens ebenso wie für gewerbliche und indus- 
trielle Zwecke hergestellt. Zu ihnen zählen Wasch- und 
Reinigungsmittel, Pharmaka, Pflanzenschutzmittel, In- 
dustriechemikalien sowie nach einer biologischen Ab- 
wasserbehandlung auch deren Metaboliten. Nicht alle 
diese industriell erzeugten Produkte, die als Umweltche- 
mikalien oder Arzneimittel in der Umwelt gefunden wer- 
den, sind das Ergebnis einer gezielten Synthese. Vielmehr 
gelangen insbesondere auch als Nebenprodukte entstan- 
dene organische Stoffe verstärkt in die Umwelt und wer- 
den dort großflächig verteilt wiedergefunden. Es ist von 
circa 20 Mio. organischen chemischen Verbindungen an- 
thropogenen wie biogenen Ursprungs auszugehen, von 
denen bis zu 5 000 Substanzen als potenziell umweltrele- 
vant einzustufen sind. Dazu gehören: 

- Stoffe, die sich in Organismen und in der Umwelt ab- 
lagem und toxisch wirken (PBT: persistent, bioakku- 
mulativ und toxisch), 

- Stoffe, die sich in Organismen und in der Umwelt ab- 
lagem, deren toxische Wirkung aber bisher noch nicht 
bekannt ist und 

- Stoffe mit endokriner Wirkung. 

485. Der Umweltrat hat sich bisher mit Umweltchemi- 
kalien und Arzneimitteln im Abwasser und in Gewässern 
nur am Rande beschäftigt. Ein Grund dafür ist in der bis- 
her unbefriedigenden Datenlage zu sehen. So beschrän- 
ken sich beispielsweise die letzten gewässerbezogenen 
Daten des Umweltbundesamtes (UBA, 2001b) neben 
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Nährstoffen und Schwermetallen auf Pflanzenschutzmit- 
tel als einzige organische Schadstoffgruppe, ln jüngster 
Zeit haben sich aber nicht zuletzt aufgrund umweltanaly- 
tischer Fortschritte bei der Nachweisführung Erkennt- 
nisse über ökotoxikologische Langzeitwirkungen von 
Umweltchemikalien und Arzneimitteln in der aquatischen 
Umwelt ergeben. Die EU-Wasserrahmenrichtlinie be- 
rücksichtigt im Anhang X 33 so genannte prioritäre 
Stoffe, die zu einem Großteil diesen Stoffen zuzurechnen 
sind und für die eine Emissionsreduktion erforderlich ist 
(vgl. Kap. 5.1). 

U mweltchemikalien 

486. Die Problematik der Umweltchemikalien und Arz- 
neimittel gehört seit langem zu den stoffpolitisch wichti- 
gen Handlungsbereichen. Das Verbringen von gefährli- 
chen Stoffen und speziell entwickelten Wirkstoffen in die 
Umwelt verlangt aus Gründen der Nachhaltigkeit und 
Vorsorge eine besondere Aufmerksamkeit. Die hier zu be- 
trachtenden Umweltchemikalien werden rechtlich unter- 
schieden nach Pflanzenschutzmitteln, Bioziden und wei- 
teren durch die Chemikaliengesetzgebung erfassten 
gefährlichen Stoffen. Grundsätzlich sollen die bestehen- 
den rechtlichen Regelungen (insbesondere Chemikalien- 
gesetz, Pflanzenschutzmittel- und Biozidverordnung) 
schädliche Einwirkungen dieser Stoffe auf die Umwelt, 
die menschliche Gesundheit und den Arbeitnehmer beim 
Umgang mit ihnen verhindern. 

487. In Deutschland wird seit langem mithilfe dieser 
Regelungen eine am Vorsorgegedanken orientierte Über- 
prüfung und Bewertung der Umweltauswirkungen von 
Industriechemikalien, Pflanzenschutzmitteln und Biozi- 
den durchgeführt (KOLOSSA, 1998). Der Bewertung 
liegt dabei ein Vergleich der Konzentrationen eines Stof- 
fes in den einzelnen Umweltkompartimenten und ihrer 
Wirkung auf Organismen des Ökosystems zugrunde, wie 
durch die Datenanforderungen der Richtlinie 92/32/EWG 
geregelt. 

Die im Laufe der Jahre komplettierten und konkretisier- 
ten europäischen und deutschen gesetzlichen Regelungen 
haben bisher das Problem der Altstoffe nicht lösen kön- 
nen. Bei den Chemikalien gehören dazu die vor 1981 ver- 
markteten Stoffe, die etwa 99 % der Vermarktungsmenge 
von Chemikalien ausmachen. Arzneimittel sind nicht di- 
rekt in das Chemikalienrecht eingebunden, können aber 
indirekt betroffen sein, wenn ihre Inhaltsstoffe diesem 
Recht unterliegen. 

Trotz der seit 1993 geltenden EG- Altstoffverordnung 
geht die Erfassung der Altstoffe nur schleppend voran. Es 
wird geschätzt, dass beim bisherigen Tempo der Erfas- 
sung Risikobeurteilungen selbst für die 4 000 problema- 
tischsten Altstoffe erst im Jahr 3000 vorliegen würden 
(SRU, 2002a; WINTER, 2000, S. 177). Weil das Altstoff- 
problem mit dem geltenden System noch nicht einmal an- 
satzweise lösbar erscheint, besteht seit langem ein dring- 
licher Reformbedarf der Handhabung. Das geplante 
REACH-System der EU hat hier eine zentrale Funktion 
(Tz. 990 ff). 


Arzneimittel 

488. Bei den Human- und Tierarzneimitteln gab es bis 
vor etwa 20 Jahren keine Differenzierung rechtlicher Re- 
gelungen. Erst dann entwickelten sich in den Richtlinien 
der EU und im deutschen Arzneimittelrecht solche Unter- 
schiede. Dies betrifft auch umweltbezogene Vorschriften 
(GÄRTNER, 1998). Alle regulatorischen Aktivitäten im 
internationalen wie im nationalen Bereich konzentrierten 
sich dabei in den letzten Jahren auf die entsprechenden 
Zulassungsbedingungen für Arzneimittel. Für Tierarz- 
neimittel liegt seit langem ein mit konkreten Prüfvor- 
schriften ausgestatteter Leitfaden vor. Erfahrungen des 
Umweltbundesamtes bei der Bewertung der Umweltaus- 
wirkungen von Tierarzneimitteln zeigen, dass häufig Auf- 
lagen zum Schutz der Umwelt notwendig wurden, die 
sich vorwiegend auf eine Reduzierung der Umweltexpo- 
sition bezogen (RÖNNEFAHRT et ab, 2002). Das betraf 
insbesondere Antibiotika und Antiparasitika wegen ihrer 
hohen Anwendungsmengen und der stoffeigenen Toxi- 
zität (UBA, 2003 d). Die erteilten Auflagen zielen auf eine 
Reduzierung der Umweltbelastung ab, beispielsweise auf 
eine Einschränkung des Zugangs der mit Arzneimitteln 
behandelten Weidetiere zu Oberfiächengewässem (UBA, 
2003 d). Die Verabschiedung eines Leitfadens für die 
Umweltbewertung von Humanarzneimitteln ist für 2004 
geplant (UBA, 2003 d). Es geht dabei derzeit um die 
Harmonisierung des Bewertungskonzepts mit den Grund- 
zügen der europäischen Chemikalienbewertung 
(RÖNNEFAHRT et ah, 2002). Der aktuelle Leitfadenent- 
wurf sieht eine vertiefte ökotoxikologische Prüfung der 
Humanarzneimittel vor, wenn die Wirkstoffkonzentration 
mindestens lOng/1 Oberflächenwasser beträgt. Dieser 
niedrig erscheinende Schwellenwert ergibt sich aus der 
hohen Empfindlichkeit der Wasserorganismen gegenüber 
kontinuierlichen Belastungen des Oberflächenwassers 
mit Humanarzneimitteln (UBA, 2003d). 

Wie bei den Chemikalien beziehen sich alle bisherigen 
Zulassungsuntersuchungen nur auf Neustoffe. Sämtliche 
Arzneimittel, die vor InkrafttTreten von Vorschriften über 
die Umweltbewertung bereits im Verkehr waren, und die 
für den Großteil der in den Umweltmedien nachzuwei- 
senden Wirkstoffe verantwortlich sind, wurden keiner 
Umweltprüfung unterzogen. Es wird deshalb seit langem 
über entsprechende Altstoffprogramme diskutiert. 

5.6.2 Gewässerbelastungen durch 

Umweltchemikalien und Arzneimittel 

489. Umweltchemikalien und Arzneimittel finden sich 
in der gesamten aquatischen Umwelt. Die Wege dorthin 
verlaufen über das Abwasser sowie über Bodenbelas- 
tungen aus der Landwirtschaft und Abfallablagerungen, 
die sich über Abschwemm- oder Auswaschvorgänge in 
Oberflächengewässer oder in das Grundwasser verlagern 
können. Verschiedene Untersuchungen haben den Nach- 
weis einer Vielfalt von Human- und Tierpharmaka sowie 
von Umweltchemikalien und ihrer Metaboliten in der 
aquatischen Umwelt geliefert. So veröffentlichte der 
Bund-Länder-Ausschuss Chemikaliensicherheit (BLAC) 
im Jahr 1998 einen umfassenden Bericht über die Aus- 
wirkungen von Arzneimitteln auf die Umwelt und die 
Trinkwasserversorgung (BLAC, 1998). Ein danach vom 
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Ausschuss aufgestelltes bundesweites Untersuchungspro- 
gramm (BLAC, 1999) ist inzwischen abgeschlossen. Die 
Untersuchungsergebnisse belegen, dass im kommunalen 
Abwasser und dem daraus resultierenden Klärschlamm 
praktisch die gesamte Wirkstoffpalette aus dem Arznei- 
mittelbereich enthalten ist und selbst in Grundwässem 
viele dieser Arzneimittel nachzuweisen sind. 

490 . Auch jüngste amerikanische Fließgewässerunter- 
suchungen ergaben vielfältige Belastungen durch Umwelt- 
chemikalien und Arzneimittel, wie die in Abbildung 5-3 
aufgeführten Ergebnisse für 15 Gruppen organischer 
Stoffe zeigen. Viele der 95 analysierten Stoffe wurden in 
der Mehrzahl der untersuchten Gewässer gefunden. Drei 
der 15 Schadstoffgruppen, nämlich Tensidmetaboliten, 
Steroide und Weichmacher, entsprechen knapp zwei Drit- 
teln der Gesamtkonzentration an derartigen Stoffen. Die 
Untersuchungen von 80 amerikanischen Grundwässem 
zeigten nahezu die gleiehe Stoffvielfalt wie bei den Ober- 
flächengewässem gemäß Abbildung 5-3 (ERICKSON, 
2002). Über die individuelle Wirkung einzelner Umwelt- 
chemikalien oder Arzneimittel auf die belebte Umwelt ist 
bisher nur wenig bekannt. Am ehesten gefährdet sind 
sicher aquatische Lebewesen (KRATZ et al., 2000). 

Wirkungen von Umweltchemikalien und 
Arzneimitteln auf aquatische Organismen 

491 . Für viele der in Abbildung 5-3 aufgeführten Stoff- 
gmppen wurden in Labomntersuchungen unterschied- 


lichste Effekte in verschiedensten Biota festgestellt. So 
erwies sich zum Beispiel der Arzneimittelwirkstoff Clo- 
fibrinsäure in standardisierten ökotoxikologischen Tests 
an Daphnien (Wasserflöhe) schon in sehr geringen 
Konzentrationen, die nur unwesentlich höher waren als 
im Gmndwasser gemessene Spitzenwerte, als reprodukti- 
onstoxisch (KOPF, 1995). Viele neuere Untersuchungen 
haben sich mit einer möglichen endokrinen Wirkung von 
Umweltchemikalien auseinander gesetzt, ln den meisten 
Arbeiten wurde die potenzielle Stömng des honnonellen 
Systems durch das Nachahmen einer Östrogenen Wir- 
kung untersucht (RODGERS-GRAY et al., 2000). Ein 
Beispiel für eine Substanz, die ein entsprechendes Östro- 
genes Potenzial besitzt und sowohl im Abwasser als auch 
in Flüssen nachgewiesen wurde, ist das synthetisch her- 
gestellte contraceptive Hormon 17a-Ethinylöstradiol 
(DESBROWetal., 1998; FERNES et al., 1999). Als das 
potenteste Östrogen in vivo induziert es in männlichen 
Regenbogenforellen {Oncorhynchus mykiss) die Bildung 
des normalerweise fast ausschließlich in weiblichen 
Fischen vorkommende Vitellogenin (in der Leber von 
Oviparen Fischen gebildetes Protein, das dem Dotterauf- 
bau dient) (PURDOM et al, 1994; JOBLING, 1995). 
Auch für weitere Stoffe und Stoffgruppen wie Phthalate, 
PAK, Alkylphenole (Nonylphenol), und Organochlor- 
pestizide (z. B. Dieldrin, Endosulfan, ß-HCH) konnte 
eine östrogenähnliche Wirkung nachgewiesen werden 
(OPITZ et al., 2002; UBA, 2001b; SOTO et al, 1994; 
COLBORNet al., 1993). 


Abbildung 5-3 

Gruppen einzelner Umweltchemikalien und Arzneimittel in Oberflächengewässern der USA 

Prozent 



Quelle: ERICKSON, 2002 


Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-273- 


Drucksache 1 5/3600 


492 . Die Messung eines ansteigenden Vitellogenin- 
gehalts in männlichen Fischen ist inzwischen ein an- 
erkannter Biomarker für den Nachweis von östrogenähn- 
lichen Stoffen in Gewässern (JOBLING et ah, 1998). 
Speziell in britischen Untersuchungen wurde unmittelbar 
vor den Einleitungsstellen von Kläranlagen aber auch 
einige Kilometer unterhalb in männlichen Fischen unter- 
schiedlicher Arten ein erhöhter Vitellogeningehalt fest- 
gestellt (ALLEN et ah, 1999; JOBLING et ah, 1998; 
LYE et ab, 1997; PURDOM et ah, 1994). ln einigen Fäl- 
len zeigten sich außerdem morphologische Verände- 
rungen in den männlichen Geschlechtsorganen, die auf 
eine Verweiblichung hinwiesen. Vergleichbare Studien 
wurden auch in deutschen Fließgewässem durchgeführt. 
So zeigten Untersuchungen an verschiedenen Probenah- 
mestellen in der Elbe eine vermehrte Vitellogeninpro- 
duktion in männlichen Brassen {Abramis brama) 
(HECKER et ab, 2002). Die höchsten Vitellogeninwerte 
im Blut wurden bei Fischen, die in der Nähe von Magde- 
burg und unterhalb Dresdens gefangen wurden, gemes- 
sen. ln Nordrhein- Westfalen wurden Brassen des Rheins 
mit einer Population aus der Wahnbachtalsperre vergli- 
chen (LEHMANN et ab, 2000). ln diesem Fall waren die 
Vitellogeningehalte im Blutplasma der männlichen Tiere 
aus dem Rhein viermal höher als bei den Fischen der we- 
niger belasteten Referenzgruppe, ln drei der 59 unter- 
suchten männlichen Brassen aus dem Rhein wurden 
Eizellen in den Hoden gefunden, die Fische aus der 
Wahnbachtalsperre waren ohne entsprechende Befunde. 
Die Ausbildung einzelner Eizellen in den Hoden von 
Fischen ist sowohl bei definierter Züchtung als auch im 
Freiland gelegentlich zu beobachten, eine steigende Be- 
lastung mit östrogenwirkenden Schadstoffen kann die 
Zahl des Auftretens dieser „Fehlentwicklungen“ im Ge- 
webe allerdings deutlich erhöhen (HARRIES et ab, 
1996). 

493 . Auch wenn sich die meisten Studien an aquati- 
schen Organismen zum möglichen endokrinen Einfluss 
von Schadstoffen mit den Sexualhormonen beschäftigt 
haben, gibt es inzwischen Hinweise für Wirkungen auf 
andere Bereiche des Hormonstoffwechsels wie beispiels- 
weise auf die Schilddrüsenhormone von Fischen und Am- 
phibien (OPITZ et ab, 2002). ln diesem Fall sind die Er- 
gebnisse aus Feld- und Laboruntersuchungen allerdings 
nicht immer eindeutig, weshalb bisher ein direkter Zu- 
sammenhang zu Phänomenen in der Umwelt, wie dem 
Rückgang von Amphibienpopulationen in belasteten Ge- 
wässern, nicht hergestellt werden konnte (CAREY und 
BRYANT, 1995). 

494 . Aufgrund der meist sehr niedrigen Dosen und ho- 
hen Anzahl nachgewiesener Umweltchemikalien und 
Arzneimittel mit verschiedenster Wirkung ist es bisher 
nur in sehr wenigen Fällen, meist in unmittelbarer Nähe 
zu so genannten Hot Spots chemischer Belastung, mög- 
lich gewesen, die Wirkung eines einzelnen Schadstoffs 
oder einer Stoffgruppe direkt mit beobachteten Verände- 
rungen im aquatischen Ökosystem in Verbindung zu brin- 
gen (s. auch TYLER et ab, 1998). 


Eintragspfade für Arzneimittel und 
U mweltchemikalien 

495 . Umweltchemikalien, Human- und Tierarzneimit- 
tel gelangen über unterschiedliche Eintragspfade in 
Gewässer. Tierarzneimittel und ähnlich dotierte Futter- 
mittelzusatzstoffe ergeben über die Aufbringung von 
Gülle und Stallmist im Rahmen der landwirtschaftlichen 
Düngung entsprechende Bodenbelastungen, die sich ähn- 
lich wie bei den landwirtschaftlich eingesetzten Pflanzen- 
schutzmitteln in das Grundwasser und damit möglicher- 
weise auch bis in das Trinkwasser verlagern können. Die 
Belastungspfade der organischen Umweltchemikalien 
und Humanarzneimittel verlaufen über das Abwasser, wie 
aus den Abbildungen 5-4 und 5-5 ersichtlich wird. Die 
Stoffe finden sich schließlich entweder in Oberflächenge- 
wässem oder über eine Bodenpassage im Grundwasser. 
Aus beiden Gewässerbereichen sind auch Belastungen 
des Trinkwassers denkbar. 

Bei der Abwasserentsorgung erfolgen die Einträge von 
Umweltchemikalien und Humanarzneimitteln auf unter- 
schiedliche Weise über (DOHMANN, 2003a): 

- undichte Kanalisationssysteme, 

- Mischwasserentlastungen in Kanalnetzen, 

- kommunale Kläranlagen, 

- industrielle Kläranlagen und 

- Versickerungsanlagen (Kleinkläranlagen). 

496 . Die in Abwässern enthaltenen Umweltchemikalien 
und Humanarzneimittel gelangen also nicht in vollem 
Umfang über kommunale oder industrielle Kläranlagen in 
die Umwelt. 

Tabelle 5-7, die auf Daten des Statistischen Bundesamtes 
basiert (Statistisches Bundesamt, 2002), ergibt für zen- 
trale Kläranlagen einen behandelten Schmutzwasseranteil 
von 83,4 % im Jahr 1998. Fast 10 % des im Jahr 1998 in 
Kanalisationen abgeleiteten Schmutzwassers flössen un- 
behandelt in Oberflächengewässer. Ursache dafür waren 
die bei Regenabflussereignissen stattfindenden Entlas- 
tungsvorgänge in Mischkanalisationsnetzen. Bedenkt 
man, dass die Mischkanalisationsnetze nicht gleichmäßig 
über der Landesfiäche Deutschlands verteilt sind, dann 
ergeben sich daraus regional unterschiedliche Gewässer- 
belastungen. In West- und Süddeutschland mit starker 
Verbreitung dieses Entwässerungssystems dürften die 
Oberflächengewässer deshalb statt der für Deutschland 
gemittelten etwa 10%igen abwasserbürtigen Belastung an 
Umweltchemikalien und Arzneimitteln mit bis zu 15 % 
belastet sein. In Norddeutschland mit fast ausschließli- 
cher Entwässerung nach dem Trennverfahren würde diese 
Belastung entweder gar nicht auftreten oder weit unter 
10 % liegen. 

Der größte Teil der Schmutzwässer der 5,6 Millionen 
dezentral entsorgten Einwohner gelangt nach einer ge- 
wöhnlich unzureichenden Reinigung in Kleinkläranlagen 
über Versickerungsanlagen in den Boden und nach Ver- 
sickerung in das Grundwasser. 
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Abbildung 5-4 


Hauptwege der Umweltchemikalien in der Umwelt 



SRU/UG 2004/Abb. 5-4 
Abbildung 5-5 


Hauptwege der Humanarzneimittel in der Umwelt 



SRU/UG 2004/Abb. 5-5 
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Tabelle 5-7 

Anteile der zentralen nnd dezentralen Abwasserentsorgnng in Dentschland im Jahr 1998 


Zentrale Abwasserentsorgung ohne Behandlung 

9,7% 

Zentrale Abwasserentsorgung mit Behandlung 

83,4 % 

Dezentrale Abwasserentsorgung (Kleinkläranlagen) 

6,9% 

S 

100% 

SRU/UG 2004/Tab. 5-7; Datenquelle: Statistisches Bundesamt 


497. ln der Vergangenheit wurden in der Fachwelt die 
Umweltbelastungen durch undichte Kanalisationen und 
Grundstücksentwässerungsanlagen viel diskutiert. Geht 
man in Deutschland von einer Größenordnung der 
Abwasserexfiltration von jährlich 100 Mio. m^ aus 
(DOHMANN, 1999), dann entspricht diese etwa 2 % des 
in Kläranlagen behandelten Schmutzwasseraufkommens. 
Ein großer Teil des Exfiltrationspotenzials steht aber im 
Zusammenhang mit Regenabflussereignissen und ent- 
sprechenden Verdünnungseffekten. Der versickernde An- 
teil der in Kanalisationen gesammelten Schmutzwässer 
dürfte deshalb nicht mehr als 1 % betragen. 

Es liegen Erkenntnisse über das Verhalten und die Elimi- 
nation von Umweltchemikalien und Humanarzneimit- 
teln bei der Abwasserbehandlung in Kläranlagen vor. 
Das betrifft vor allem endokrin wirksame Substanzen 
in Form von natürlichen und synthetisch hergestellten 
Stoffen, bei denen die Besorgnisse über hormonelle Aus- 
wirkungen auf aquatische Eebewesen und über den 
Trinkwasserpfad auch auf den Menschen entsprechende 
Untersuchungsprogramme auslösten (ATV-DVWK, 
2002b). Die vorliegenden Ergebnisse besagen, dass alle 
endokrin wirksamen Substanzen in kommunalen Klär- 
anlagen mit mehr oder weniger hohem Wirkungsgrad 
eliminiert werden. Dabei gelingt die Elimination natür- 
licher Östrogene besser als die synthetischer Hormone 
und entsprechend wirkender Umweltchemikalien (Xeno- 
Östrogene). Die Konzentration dieser Stoffe in Klär- 
anlagenabläufen unterliegt deutlichen Schwankungen in 
Abhängigkeit von der Beaufschlagung der Anlagen. Sie 
wird auch von der Art und Belastung der verfahrens- 
technischen Klärprozesse beeinflusst. Schädigende Aus- 
wirkungen von synthetischen Hormonen oder Xeno- 
Östrogenen in gereinigten Abwässern, die in Oberflä- 
chengewässer eingeleitet werden, sind vor allem bei 
Fischen zu befürchten, wo vermutlich die Kombination 
des aus dem Abwasser stammenden hormonellen Stoff- 
gemisches von Nachteil sein dürfte (ATV-DVWK, 
2002b). 

In einem umfangreichen Analytikprogramm wurden die 
Zu- und Abläufe zweier nordrhein-westfälischer Groß- 
klärwerke auf 75 Umweltchemikalien beziehungsweise 
Humanarzneimittel untersucht (MUNLV NRW, 2003). 


Diese Stoffe sind den Pflanzenschutzmitteln, Chlorbenzo- 
len, polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen, 
Zinnorganika, Flammschutzmitteln, Moschusduftstoffen, 
Pharmaka, Hormonen und sonstigen Stoffen zuzuordnen. 
Ein Ergebnis der Untersuchungen war, dass die betrachte- 
ten Stoffe hinsichtlich ihres Verhaltens bei der Abwasser- 
behandlung in drei Gruppen einzuteilen sind, nämlich; 

- Stoffe, die bereits im Zulauf der Kläranlagen unterhalb 
der jeweiligen Bestimmungsgrenze aufgetreten sind, 
für die sich demnach keine Eliminierungsnotwendig- 
keit ergab (Gruppe 1), 

- Stoffe, für die bei der Abwasserbehandlung eine deut- 
liche Konzentrationsverminderung von etwa 50 bis 
über 90 % erreicht wurde (Gruppe 2) und 

- Stoffe, die in den Zu- und Abläufen der Kläranlagen in 
nahezu unverändert hohen Konzentrationen nachge- 
wiesen werden konnten (Gruppe 3). 

Die 22 Stoffe der dritten Gruppe, die rund 30 % der unter- 
suchten Stoffe ausmachten, gehören zu den Flamm- 
schutzmitteln (3), Pharmaka (11), Hormonen (4) und 
Röntgenkontrastmitteln (4). Sie sind durch die konventio- 
nelle Abwasserbehandlungstechnik nicht rückhaltbar. Da 
eine Vermeidung oder wesentliche Einschränkung ihres 
Eintrags in das Abwasser zumindest mittelfristig nicht er- 
reichbar erscheint, hält der Umweltrat die Entwicklung 
und den Einsatz entsprechend geeigneter technischer An- 
lagen im Bereich der Abwasserbehandlung für geboten. 
Eine solche technische Lösung versprechen die Mem- 
branstufen zu sein. 

Der Grad der Eliminationsleistung der Kläranlagen wirkt 
sich auf die Belastungen der Gewässer mit Umwelt- 
chemikalien und Humanarzneimitteln aus. Um dies abzu- 
schätzen, wurde ein Eliminationsverhalten entsprechend 
den zuvor beschriebenen Stoffgruppen angenommen und 
in Tabelle 5-8 ausgewertet. Diese Auswertung berück- 
sichtigt nicht, dass die Umweltchemikalien und Human- 
arzneimittel bei einem Eliminierungsvorgang in Metabo- 
liten überführt werden, die andere und teilweise auch 
kritische Stoffeigenschaften und Wirkungen aufweisen 
können. 
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Tabelle 5-8 

Heutige Belastungsanteile mit Umweltchemikalien und Humanarzneimitteln der Gewässer durch Abwässer 

in Abhängigkeit vom Grad der Abwasserreinigung 



Oberflächengewässer 

Boden nnd Grund- 
wasser 

Summe der 
Belastungen 

Keine Elimination 

bei der Abwasserreinigung 

93,1 % 

6,9% 

100% 

50%ige Elimination und 10%iger Abbau 
bei der Abwasserreinigung 

51,4% 

18,0% 

69,4 %o 

90%ige Elimination und 20%iger Abbau 
bei der Abwasserreinigung 

18,0% 

26,7% 

44,7 %> 


Quelle: DOHMANN, 2003b 


Bei einer Untersuchung konnte nachgewiesen werden, 
dass Arzneimittelreste aus dem Ablauf des Klärwerkes 
Berlin-Schönerlinde über den Tegeler See und eine mehr 
als 1 00 m lange Bodenpassage in den Brunnen einer 
Trinkwasserversorgung gelangten (SCHMIDT und 
BROCKMEYER, 2002). Aus Tabelle 5-8 ist ablesbar, 
dass selbst eine extrem hohe Elimination von Umwelt- 
chemikalien und Humanarzneimitteln bei der zentralen 
Abwasserbehandlung nicht den Eintrag von mehr als 
40 % des Schmutzwasserpotenzials in Gewässer und das 
Grundwasser verhindern könnte. Bei völligem Verzicht 
auf eine landwirtschaftliche Klärschlammverwertung 
würde sich die Exposition in die aquatische Umwelt auf 
18,7 % der Rohwasserfracht reduzieren lassen. Der durch 
die Abwasserbehandlung nicht erfassbare Anteil der Ge- 
wässerbelastungen aus Mischkanalisationen betrüge dann 
etwas mehr als die Hälfte der Gesamtbelastung. 

5.6.3 Empfehlungen zur Vermeidung 
beziehungsweise Elimination 
von Umweltchemikalien und 
Arzneimitteln in Gewässern 

498. In der Umwelt- und Stoffpolitik wurden in den ver- 
gangenen Jahren verschiedene strategische Ansätze zur 
Vermeidung oder Verringerung der Umweltbelastungen 
durch Umweltchemikalien und Arzneimittel verfolgt. Auf 
europäischer und deutscher Ebene sind entsprechende 
Strategieaussagen formuliert worden. So lassen sich die 
im Sechsten Umweltaktionsprogramm der EU für den 
Prioritätsbereich Umwelt, Gesundheit und Lebensqualität 
genannten strategischen umweltrelevanten Teilziele wie 
folgt zusammenfassen (EU-Parlament und EU-Kommis- 
sion, 2002): 

- Erreichen eines besseren Verständnisses der Gefahren 
für die Umwelt, damit Maßnahmen zur Vermeidung 
und Verringerung dieser Gefahren ergriffen werden, 

- Anstrengungen, dass innerhalb einer Generation Che- 
mikalien nur so erzeugt und verwendet werden, dass 
sie keine negativen Auswirkungen auf die Umwelt 


haben (wobei die derzeitigen Wissenslücken hinsicht- 
lich der Eigenschaften, der Verwendung und der Ent- 
sorgung dieser Stoffe noch zu schließen sind), 

- Ersatz toxischer oder endokrin wirksamer Chemika- 
lien durch sichere Chemikalien, um Risiken für die 
Umwelt zu verringern und 

- Verringerung der Auswirkungen von Pflanzenschutz- 
mitteln auf die Umwelt. 

499. Außer solchen begrüßenswerten vermeidungs- 
strategischen Ansätzen bietet sich eine Reihe konkreterer 
Maßnahmen an, die auf eine Vermeidung oder Verminde- 
rung des Einsatzes beziehungsweise der Anwendung von 
Umweltchemikalien und Arzneimitteln abzielen. Dazu 
gehören im Bereich der Tierarzneimittel, die über die 
Ausbringung von Gülle und Stallmist auf landwirtschaft- 
lich genutzte Flächen zu einer Gewässerbelastung werden 
können, nach Empfehlung des Wissenschaftlichen Bei- 
rates Bodenschutz (WBB, 2002): 

- der Verzicht auf den Einsatz von Tierarzneimitteln zur 
Prophylaxe (sofern technische Maßnahmen ebenfalls 
eine Vermeidung oder deutliche Reduzierung des 
Krankheitsbefalls von Tierbeständen erreichen las- 
sen) und 

- der Verzicht auf hormonell oder antibiotisch wirksame 
Substanzen, die als Futterzusatzstoffe zur Leistungs- 
und Wachstumsforderung bei der Tiermast eingesetzt 
werden. 

Der Umweltrat schließt sich den Empfehlungen des WBB 
an. 

500. Bei Humanarzneimitteln ist bisher trotz der ent- 
sprechenden Kostendiskussionen im Gesundheitswesen 
in den letzten Jahren keine wesentliche Veränderung der 
Verwendungsmengen erkennbar. Das Bemühen um eine 
Vermeidung von Arzneimitteleinsatz konzentriert sich auf 
spezifische Wirkstofffeduzierungen, wie beispielsweise 
ein fransdermales Präparat zur Schwangerschaftsver- 
hütung, das bei richtiger Handhabung deutlich weniger 





Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-277- 


Drucksache 1 5/3600 


17 a-Ethinylestradiol in die aquatische Umwelt abgeben 
wird als die Antibabypille. Ein weiterer strategiseher An- 
satz zur Belastungsvermeidung dürfte bei Humanarznei- 
mitteln in der Verwendung bedarfsangepassterer Arznei- 
mittelverpackungen liegen. Damit könnte zumindest ein 
Teil der bisher unverbraucht entsorgten Arzneimittel, die 
mindestens ein Drittel der verkauften Gesamtmenge aus- 
machen dürften, eingespart und damit der Umwelt entzo- 
gen werden. Hier liegt potenziell eine strategische „win- 
win“-Situation für die Gesundheits- und Umweltpolitik 
vor, die realisiert werden sollte. Der Umweltrat sieht fer- 
ner die Notwendigkeit im Rahmen eines Altstoffpro- 
gramms für Humanarzneimittel in einem ersten Schritt 
die Arzneimittel zu identifizieren, bei denen die Wahr- 
scheinlichkeit eines hohen Umweltrisikos besteht. 

Wenn die Arzneimittel erst einmal in das Abwasser oder 
in den Abfall verlagert sind, kann nur noch über entsor- 
gungsstrategische Lösungen eine Verringerung entspre- 
chender Umweltauswirkungen versucht werden. Eine sol- 
che wird seitens der Bundesregierung zur Verhinderung 
einer schleichenden Anreicherung von Schadstoffen in 
landwirtschaftlich genutzten Böden angestrebt (Tz. 763, 
793 ff). Damit würde das Aufbringen von Düngemateria- 
lien, die wie Klärschlamm und Gülle Umweltchemikalien 
und Arzneimittel enthalten, und die spätere Verlagerung 
dieser Belastungen in Grundwasser und Gewässer künftig 
zumindest eingeschränkt. 

501 . Die in Tabelle 5-8 genannten Belastungen der Bö- 
den und Grundwässer lassen sich reduzieren, wenn auf 
die heute noch praktizierte landwirtschaftliche Verwer- 
tung der Klärschlamme verzichtet wird. Es verbliebe 
dann nur noch der aus Kleinkläranlagen in Böden ver- 
sickernde Stoffanteil, der in Abhängigkeit der Elimina- 
tionsleistung dieser Anlagen statt der in Tabelle 5-8 ge- 
nannten hohen Werte lediglich noch 0,7 bis 6,9 % der 
schmutzwasserbürtigen Stoffbelastungen ausmachen 
würde. 

502. Bei der konventionellen mechanisch-biologischen 
Abwasserbehandlung kann nur ein Teil der Umweltche- 
mikalien und Humanarzneimittel des Abwassers elimi- 
niert werden. Die dafür eingesetzten verfahrenstechnischen 
Lösungen bieten unterschiedlich hohe Eliminierungsleis- 
tungen. Bisherige Erkenntnisse über das Verhalten von 
endokrin wirksamen Substanzen und von Humanphar- 
maka zeigen eine besondere Leistungsfähigkeit von Bele- 
bungsanlagen, die um eine Membrantrennstufe ergänzt 
werden können (ATV-DVWK, 2002b; SCHRÖDER, 
2003). Es ist derzeit absehbar, dass in den nächsten zehn 
Jahren eine Nachrüstung membrantechnischer Anlagen- 
teile bei einem Teil der deutschen kommunalen Klär- 
anlagen erfolgen wird. Die dafür heute schon vereinzelt 
eingesetzten Mikrofiltrations- und Ultrafiltrationsmem- 
branen würden den weit gehenden Rückhalt von an Fest- 
stoffen adsorbierten Umweltchemikalien und Arzneimit- 
teln, nicht aber die Elimination gelöster Umweltchemi- 
kalien und Arzneimittel gewährleisten. Um das zu 
erreichen, müssten Anlagenteile zur Nanofiltration oder 
aufwendige Oxidationsverfahren unter Einsatz von Ozon 
oder Peroxid zuzüglich einer Aktivkohlefiltration nach- 


geschaltet werden. Vor dem großtechnischen Einsatz sol- 
cher verfahrenstechnischer Lösungen hält der Umweltrat 
noch Untersuchungen zur technischen und ökonomischen 
Optimierung für erforderlich. 

503. Alle Bemühungen zur Reduzierung der abwasser- 
bedingten Belastung der Gewässer und Grundwässer 
durch Umweltchemikalien und Arzneimittel mithilfe 
eines Verzichts auf die landwirtschaftliche Klärschlamm- 
verwertung und verbesserter Methoden der Abwasserbe- 
handlung berühren nicht den Stoffanteil, der über Entlas- 
tungsvorgänge in Mischwasserkanalisationen in die 
Oberflächengewässer gelangt. Der Umweltrat rät drin- 
gend, bei entwässerungstechnischen Entscheidungen 
künftig nicht mehr von einer technischen und ökologi- 
schen Gleichwertigkeit der beiden Systeme von Misch- 
und Trennkanalisation auszugehen und nicht ausschließ- 
lich ökonomische Kriterien zu berücksichtigen. Aus Vor- 
sorgegründen ist die Trennkanalisation zu bevorzugen. 
Bei bestehenden Mischsystemen sollten nach Auffassung 
des Umweltrates die Bemühungen zur Reduzierung von 
Entlastungsvorgängen und den damit verbundenen Ge- 
wässerbelastungen verstärkt werden. Als Maßnahmen 
kommen dafür vor allem in Betracht: 

- die Abkopplung von Regenabflüssen mithilfe dezen- 
traler Speicher- und Versickerungsmaßnahmen, 

- die Vergrößerung des bisherigen Speichervolumens 
von Mischwasserbehandlungsanlagen und 

- die weiter gehende Mischwasserbehandlung mithilfe 
von Bodenfiltem. 

504. Bei allen abwassertechnischen und entsorgungs- 
technischen Fortschritten, die in den nächsten Jahren 
noch erzielt werden können, wird die aquatische Umwelt 
mit einem deutlichen Anteil der abwasserbürtigen Um- 
weltchemikalien und Humanarzneimittel belastet bleiben. 
Auch die in der Fachwelt verstärkt diskutierte Abkehr 
von der konventionellen Schwemmkanalisation und der 
zentralen Behandlung des Abwassers hin zu einer dezen- 
tralen Stoffstromtrennung und -behandlung verspricht für 
die deutsche Abwasserentsorgung keine nennenswerten 
Verbesserungen. Die getrennte Sammlung und Behand- 
lung des Urins als Teilstrom des häuslichen Abwassers 
würde dabei die Möglichkeit einer konzentrierten Erfas- 
sung der vom Menschen ausgeschiedenen Arzneimittel 
beziehungsweise ihrer Metaboliten und der übrigen im 
häuslichen Abwasser enthaltenen Umweltchemikalien 
und Humanarzneimittel bieten, käme aber wegen der vor- 
handenen abwassertechnischen Infrastruktur nur bei neu 
zu erschließenden Wohngebieten und günstigen Randbe- 
dingungen in Betracht. 

5.7 Zusammenfassung aktueller 

Entwicklungen im Gewässerschutz 

505. Anknüpfend an die Erfolge der Vergangenheit sind 
im europäischen beziehungsweise deutschen Gewässer- 
schutz erhebliche Herausforderungen zu bewältigen. 
Prioritär sind zahlreiche europäische Vorgaben rechtlich, 
organisatorisch und fachlich umzusetzen beziehungs- 
weise zu vollziehen. So sind greifbare Maßnahmen zur 
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Minimierung der nach wie vor erhebliehen Belastungen 
der aquatischen Umwelt dureh Schad- und Nährstoffe 
durchzufiihren. Außerdem sind die infrastrukturellen 
Dienstleistungen der Trinkwasserversorgung sowie der 
Abwasserableitung und -behandlung langfristig und 
möglichst umweltverträglich sicherzustellen und in das 
Konzept eines nachhaltigen Gewässerschutzes zu inte- 
grieren. ln Ergänzung zu den ausführlichen Darstellun- 
gen in den Kapiteln 5.1 bis 5.6 wird im Folgenden ein 
knapper Überblick gegeben, wie diesen vom Umweltrat 
als prioritär eingestuften Herausforderungen begegnet 
werden kann. 

5.7.1 Neue rechtliche Anforderungen 
im Gewässerschutz 

Wasserrahmenrichtlinie 

506. Im Hinblick auf die rechtlichen Anforderungen er- 
fährt das europäische Gewässerschutzrecht derzeitig eine 
umfangreiche Modernisierung. Wichtiger Meilenstein des 
veränderten Gewässerschutzrechts ist die Wasserrahmen- 
richtlinie aus dem Jahr 2000. Mit ihr wird erstmalig ein 
Ordnungsrahmen für eine gemeinschaftsweit harmo- 
nisierte Gewässerbewirtschaftung geschaffen. Ihre an- 
spruchsvollen Umweltziele und Prinzipien (Kosten- 
deckungsprinzip, Prinzip der Trendumkehr etc.) sind 
dabei positiv hervorzuheben. Die Umsetzung der Vorga- 
ben der Wasserrahmenrichtlinie erfordert jedoch erheb- 
liche Anstrengungen, die oftmals über das bisher ge- 
kannte Maß hinausgehen (Tz. 423 ff). 

507. Bereits die ersten Erfahrungen bei der Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie zeigen, dass die föderale 
Struktur der deutschen wasserwirtschaftlichen Verwal- 
tung die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in meh- 
rerlei Hinsicht erschwert (Tz. 396 f). Zum einen ist eine 
kohärente Umsetzung der Vorgaben der Wasserrahmen- 
richtlinie beziehungsweise die der Regelungsaufträge des 
novellierten WHG in den 16 einzelnen Landeswasserge- 
setzen und Landes Verordnungen nicht zu erwarten (mit 
entsprechenden Konsequenzen wie beispielsweise Klage- 
verfahren wegen der unzureichenden Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie vor dem EuGH). Daher erscheint 
es dem Umweltrat sinnvoll, dem Bund die konkurrie- 
rende Gesetzgebungszuständigkeit für den Wasserbereich 
zu übertragen, um rechtlich und in der Folge tatsächlich 
insgesamt eine kohärente Implementation des europäi- 
schen Wasserrechts sicherzustellen. Zum anderen ist das 
Erreichen der Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie 
davon abhängig, inwieweit die bisher ausschließlich fö- 
deral geprägten administrativen wasserwirtschaftlichen 
Verwaltungsstrukturen in Deutschland die Umsetzung 
einer einzugsgebietsbezogenen Gewässerbewirtschaf- 
tung zulassen. Nach Auffassung des Umweltrates sind die 
gegenwärtigen Verwaltungsstrukturen letztlich nicht ver- 
einbar mit einer effektiven Bewirtschaftung in Flussein- 
zugsgebieten, sodass er anregt, parallel zur Änderung der 
Gesetzgebungszuständigkeit auch Alternativen zu den 


beabsichtigten beziehungsweise schon vereinbarten län- 
derübergreifenden Kooperationen in Erwägung zu ziehen 
(Abschn. 5. 1.2.4). 

508. Aus fachlicher Sicht ergeben sich bereits im Rah- 
men der derzeitig zu leistenden erstmaligen Bestandsauf- 
nahme Umsetzungsschwierigkeiten (Tz. 409 ff). So er- 
scheint dem Umweltrat die bundeslandübergreifende 
Datenerfassung und -auswertung in den Flussgebiets- 
einheiten als stark verbesserungsbedürftig (Tz. 403 ff). 
Der Umweltrat appelliert an die Länder, zügig auf eine 
Vereinheitlichung, zumindest aber auf eine Vergleichbar- 
keit der Daten und Bewertungen hinzuwirken, um eine 
praktikable Grundlage für die tatsächliche Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie zu schaffen. 

Für die weitere Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
im Anschluss an die Bestandsaufnahme empfiehlt der 
Umweltrat, dass von der Ausnahmeregelung der Auswei- 
sung erheblich veränderter Wasserkörper im Sinne des 
§ 25b Abs. 1 WHG, in Deutschland grundsätzlich nur 
sparsam Gebrauch gemacht werden sollte. Stattdessen 
sollten Ausnahmemöglichkeiten wie die Verlängerung 
der Umsetzungsfristen bevorzugt zur Anwendung kom- 
men (Tz. 426). 

Grundwasserrichtlinie 

509. Seit dem 19. September 2003 liegt der Vorschlag 
der EU-Kommission für eine neue Grundwasserrichtlinie 
vor (Tz. 437). Eine neue Grundwasserrichtlinie ist erfor- 
derlich, da die Wasserrahmenrichtlinie im Jahr 2013 zwar 
die alte Grundwasserrichtlinie formell ablösen wird, je- 
doch zeitgleich qualitative Anforderungen zum Grund- 
wasserschutz in der Wasserrahmenrichtlinie nicht enthal- 
ten sind (Tz. 436). Der genannte Vorschlag für eine neue 
Grundwasserrichtlinie weist noch erhebliche Schwächen 
im Hinblick auf konkrete qualitative Anforderungen auf 
Die besondere Schutzwürdigkeit des Grundwassers (ins- 
besondere im Hinblick auf die Trinkwasserversorgung) 
findet sich im Richtlinienvorschlag nicht wieder 
(Tz. 437). Angesichts der bisher geringen Erfolge im 
Grundwasserschutz sind noch erhebliche Nachbesserun- 
gen notwendig, um die rechtlichen Voraussetzungen zur 
Erreichung des vom Umweltrat unterstützten Ziels eines 
anthropogen möglichst unbelasteten Grundwassers zu 
schaffen (Tz. 441 ff). 

Badegewässerrichtlinie 

510. Am 24. Oktober 2002 hat die EU-Kommission 
einen Vorschlag zur Novellierung der Badegewässerricht- 
linie vorgelegt. Begrüßenswert ist, dass dieser Vorschlag 
unter anderem eine deutliche Verschärfung der Gesund- 
heitsnormen zum Schutz der Badenden vor Krankheits- 
erregern, blaualgenbürtigen Toxinen und sonstigen 
Schadstoffen vorsieht (Tz. 450). Weiterhin sind inhalt- 
liche Arbeiten vorgesehen (z. B. die Erstellung von Bade- 
gewässerprofilen), die nach Auffassung des Umweltrates 
in enger Abstimmung mit den Arbeiten zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie erfolgen sollten (Tz. 455). 
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5.7.2 Maßnahmen zur Reduzierung der 
Schad- und Nährstoffeinträge 
in die aquatische Umweit 

511. Das Grundwasser und die Oberflächengewässer 
werden durch unzählige punktuelle und diffuse Schad- 
stoff- und Nährstoffquellen qualitativ beeinträchtigt. Ne- 
ben problematisehen Punktquellen wie beispielsweise 
Mischwasserentlastungen, Kläranlagenabläufen (Tz. 479 f., 
495 ff.) oder anderen Direkteinleitungen sind naeh wie 
vor die diffusen Sehad- und Nährstoffeinträge als noch 
weit gehend ungelöstes Problem des Gewässerschutzes 
hervorzuheben (Tz. 431 f, 456, 784 f). Hauptverantwort- 
lieh für die diffusen Einträge ist die Landwirtschaft, die in 
großem Umfang Mineral- und Wirtschaftsdünger, Pflan- 
zenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel sowie 
Klärsehlamme auf landwirtschaftlich genutzte Flächen 
aufbringt (Tz. 793). 

512. Neben den klassischen Schadstoffen wie den 
Sehwermetallen rücken zunehmend bisher eher wenig 
beachtete Substanzen wie beispielsweise Umweltche- 
mikalien und Arzneimittel, die teilweise endokrin wir- 
ken, in den Vordergrund (Tz. 491). Relevante Eintrags- 
pfade für derartige Stoffe sind das Abwasser und der 
Einsatz von Wirtschaftsdüngem in der Landwirtsehaft. 
Für Fließgewässer konnten bereits eindeutig Schädigun- 
gen der aquatischen Lebewesen dureh eingetragene en- 
dokrin wirksame Substanzen nachgewiesen werden 
(Tz. 492). 

513. Der Eintrag von Pflanzennährstoffen in Oberflä- 
ehengewässer ruft in Verbindung mit einer Eutrophie- 
rung negative Wirkungen für die Gewässer selbst hervor 
und begrenzt die Nutzung der Gewässer als Badegewäs- 
ser. Für den Fall der Trinkwassemutzung von Ober- 
flächengewässem treten infolge dieser Nährstoffe auch 
Probleme bei der Trinkwasseraufbereitung auf. Die fast 
ausschließlich aus der Landwirtschaft resultierenden 
langfristig anhaltenden Nährstoffbelastungen des Grund- 
wassers sind in Deutsehland seit langem eines der 
Hauptprobleme bei der Trinkwasserversorgung. Um 
langfristig die Schad- und Nährstoffeinträge in die 
Gewässer signifikant zu reduzieren und somit auch die 
hohe Qualität der Trinkwasserversorgung langfristig 
sicherzustellen (Tz. 381, 470), besteht insbesondere im 
Bereieh der Landwirtschaft ein dringender Handlungs- 
bedarf. Erforderlieh ist eine rigorose Verhaltens- 
änderung im Hinblick auf den Einsatz von Dünge-, 
Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln so- 
wie Tierarzneimitteln. Bisher ist jedoch in der Landwirt- 
schaft keine hinreichende Bereitschaft erkennbar, 
derartige Maßnahmen flächendeekend einzuleiten 
(Tz. 225). 

514. Zur Vermeidung oder Verminderung des Ein- 
satzes beziehungsweise der Anwendung von Umwelt- 
chemikalien und Arzneimitteln, sollte nach Auffassung 
des Umweltrates neben allgemeinen vermeidungsstra- 
tegischen Ansätzen eine Reihe konkreter Maßnahmen 
durchgeführt werden. So lassen sieh die Belastungen der 


Böden und Grundwässer durch Umweltchemikalien und 
Arzneimittel reduzieren, wenn auf die heute noch prak- 
tizierte landwirtschaftliche Verwertung der Klär- 
schlämme verzichtet wird. Ferner dürfte der Verzicht auf 
den Einsatz von Tierarzneimitteln zur Prophylaxe und 
auf hormonell oder antibiotisch wirksame Substanzen in 
Futterzusatzstoffen zur Tiermast zu einer signifikanten 
Reduzierung entsprechender Einträge führen. Insbeson- 
dere im Hinbliek auf die Humanarzneimittel sieht der 
Umweltrat die Notwendigkeit im Rahmen eines Altstoff- 
programms in einem ersten Sehritt in abgestufter Weise 
die Arzneimittel zu identifizieren, bei denen die Wahr- 
scheinlichkeit eines hohen Umweltrisikos besteht. 

5.7.3 Entwicklungen in der Trinkwasserver- 
und Abwasserentsorgung 

Trinkwasserversorgung 

515. Das erreiehte Niveau des Gewässersehutzes hat er- 
heblichen Einfluss auf die Qualität beziehungsweise auf 
die technischen und ökonomischen Aufwendungen bei 
der Daseinsvorsorge der Trinkwasserversorgung. So 
wirkt sich ein konsequent betriebener Gewässerschutz 
positiv auf die Qualität der zur Trinkwassergewinnung 
genutzten Rohwasserressourcen aus. Als zunehmend pro- 
blematische Beeinträehtigungen der Rohwasserressour- 
cen werden die steigenden Nitratwerte im Grundwasser, 
die wasserassoziierten Parasiten wie Cryptosporidium 
parvum und Giardia lamblia in Oberflächengewässern 
sowie in die aquatische Umwelt eingetragene Umwelt- 
chemikalien und Arzneimittel eingestuft. Eine gesicherte 
Bewertung, inwieweit die aus dem Genuss von Trink- 
wasser resultierenden Belastungen an Umweltchemi- 
kalien und Arzneimittelwirkstoffen die menschliche 
Gesundheit beeinflussen können, steht noch aus 
(Tz. 489 ff., 460 ff). 

Bezüglich der Trinkwasserverteilung rücken seit langem 
bekannte, aber letztlich unzureichend beachtete Probleme 
wie der mittelfristig notwendige Austausch aller Haus- 
installationen aus Blei zunehmend in den Vordergrund 
(Tz. 473). Grund für den erforderlichen Austausch ist die 
stufenweise Grenzwertversehärfung für den Parameter 
Blei, die im Jahr 2013 mit einem deutlich abgesenkten 
Grenzwert ausläuft. Trotz der scheinbar langen Fristen ist 
der Austausch der Bleileitungen nach Ansicht des Um- 
weltrates zügig anzugehen (Tz. 473). 

Abwasserentsorgung 

516. Die Abwasserentsorgung, die nach wie vor nicht 
zu vernachlässigende Punktquellen für den Eintrag von 
Nähr- und Schadstoffen (u. a. Umweltchemikalien und 
Arzneimittel) sowie Krankheitserregern aufweist, wirft 
insbesondere Fragen der Ablaufanforderungen an große 
Kläranlagen und der Überwachungspraxis einschließlich 
der Festsetzung der Abwasserabgabe auf So betrifft die 
wesentliehste Veränderung der 5. Änderungsverordnung 
zur Abwasserverordnung vom 2. Juli 2002 gegenüber der 
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alten Fassung die Reduzierung der zulässigen Ablauf- 
konzentration für anorganischen Stickstoff. Für Kläran- 
lagen der Größenklasse 5 (d. h. > 100 000 EW) wird der 
Überwachungswert für Stickstoff gesamt von 18 auf 
13 mg/1 gesenkt. 

517 . Bei der Abwasserreinigung wird sich der Rückhalt 
von Umweltchemikalien und Arzneimitteln weiter ver- 
bessern. Es ist derzeit absehbar, dass in den nächsten zehn 
Jahren eine Nachrüstung membrantechnischer Anlagen- 
teile bei einem Teil der deutschen kommunalen Kläranla- 
gen erfolgt. Bei entwässerungstechnischen Entscheidun- 
gen rät der Umweltrat dringend, künftig nicht mehr von 
einer technischen und ökologischen Gleichwertigkeit der 
beiden Systeme Misch- und Trennkanalisation auszu- 
gehen und nicht ausschließlich ökonomische Kriterien zu 
berücksichtigen. Aus Vorsorgegründen ist die Trenn- 
kanalisation zu bevorzugen. 


518 . Bezüglich der Abwasserabgabe wendet sich der 
Umweltrat energisch gegen Forderungen zur ihrer Ab- 
schaffung und plädiert dafür, die Abwasserabgabe unter 
Rückbesinnung auf ihren ursprünglichen Zweck als 
eigenständiges Lenkungs- und Intemalisierungsinstru- 
ment im Restverschmutzungsbereich zu revitalisieren 
(Restverschmutzungsabgabe), das auf eine kontinuier- 
liche Verbesserung des Gewässerzustandes hinwirkt 
(Tz. 478). Anknüpfend an die Empfehlung, bei der Fest- 
setzung der Abwasserabgabe von der derzeitigen Be- 
scheidlösung zu einer Messlösung überzugehen, legt der 
Umweltrat nahe, die bisherige Überwachungspraxis in 
Deutschland, das heißt die in der Regel nur 8-minütige 
qualifizierte Stichprobe mit Anwendung der 4-aus-5- 
Regelung, generell zu überdenken. Hier bietet es sich 
insbesondere für große Kläranlagen > 100 000 EW an, 
Probenahme-Einrichtungen vorzusehen, die kontinuier- 
lich 24-Stunden-Mischproben nehmen (Tz. 477). 
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6 Luftreinhaltung: Im Zeichen der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben 


6.1 Aktuelle Belastungssituation 
in Deutschland 

6.1.1 Übersicht 

519. Die Emissionen der meisten so genannten klassi- 
schen Luftschadstoffe konnten seit 1980 deutlich redu- 
ziert werden, ln Abbildung 6- 1 ist die Entwicklung für 
die wichtigsten Massenluftschadstoffe (mit Ausnahme 
von Partikeln) dargestellt. Die Emissionsentwicklungen 
von Schwefeldioxid (SO 2 ), Stickstoffoxid (NOJ, Ammo- 
niak (NHj) und NMVOC (flüchtige organische Verbin- 
dungen ohne Methan) beziehen sich ausschließlich auf 
landseitige Quellen. 

520. Die S02-Emissionen sind zwischen 1980 und 
2001 mit circa 90 % am deutlichsten zurückgegangen 
(Abb. 6-1). Das ist vor allem dem Ausbau der Abgasent- 
schwefelung im Kraftwerksbereich und der Substitution 
schwefelreicher Brennstoffe zu verdanken. Hauptemitten- 
ten für SO 2 sind weiterhin Kraftwerke und die Industrie; 
2001 lag ihr Anteil an den S02-Gesamtemissionen mit 


550 000 Mg bei etwa 85 % (UBA, 2003a). SO 2 als Luft- 
schadstoff spielt in erster Linie eine Rolle bei der Ver- 
sauerung von Böden und Gewässern (Tz. 525). 

Mit abnehmenden S02-Emissionen von landseitigen 
Quellen gewinnen die nach wie vor ungeregelten SO 2 - 
Emissionen aus der Seeschifffahrt zunehmend an Bedeu- 
tung. Für das Jahr 2000 wurde für Europa berechnet, dass 
etwa 2 578 000 Mg SO 2 durch die Schifffahrt emittiert 
wurden, was einem Anteil an den gesamten Schwefeldio- 
xidemissionen von 30 % entspricht (ENTEC, 2002; 
EEB et al., 2003). Durch die Umsetzung weiterer um- 
weltpolitischer Ziele für landbezogene Quellen (z. B. 
NEC-Richtlinie, Kap. 6.2.6) und aufgrund der zu erwar- 
tenden Zunahme des Schiffsverkehrs, wird der Anteil der 
Schifffahrt an den Emissionen weiter zunehmen (SRU, 
2004, Tz. 107 ff). Aus diesem Grunde ist es dringend er- 
forderlich, Maßnahmen zu ergreifen, um die Schadstoff- 
emissionen aus der Schifffahrt zu reduzieren (s. dazu im 
Detail SRU, 2004, Tz. 381 ff). 


Abbildung 6-1 


Entwicklung der SOj-, NO,^-, NHj- und NMVOC-Emissionen 
in Deutschland von 1980 bis 2001 



Quelle: BMU, 2003a, verändert 
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521 . Die Stickstoffoxidemissionen haben in den letzten 
20 Jahren um etwa 50 % abgenommen (Abb. 6-1). Dieser 
abnehmende Trend hat sich allerdings in den letzten zehn 
Jahren deutlich verlangsamt und seit 1999 ist keine 
weitere Emissionsabnahme zu verzeichnen. Der Rück- 
gang der NOx-Emissionen führt nicht in gleicher Weise 
zu einer auf die Fläche bezogenen homogenen Abnahme 
der Schadstoffbelastung. Grund hierfür ist unter ande- 
rem, dass der Verkehr, dessen Anteil an den NO^-Emis- 
sionen im gleichen Zeitraum von 48 auf 63 % gestiegen 
ist, in stärkerem Maß zu den Immissionen beiträgt, als 
andere Emittenten. Die Emissionen des Verkehrs treten 
im Gegensatz etwa zu denjenigen von Kraftwerken, die 
über hohe Schornsteine emittieren, vorwiegend bodennah 
auf 

Die Bedeutung des Straßenverkehrs für die Immissions- 
situation zeigt sich unter anderem bei den unterschied- 
lichen NO 2 - und NO-Konzentrationen, die an verschiede- 
nen Messstationen gemessen werden (KRdL im VDl/ 
DIN, 2003a). Im Vergleich von einerseits Stationstypen, 
die dem urbanen Hintergrund zugeordnet werden, und an- 
dererseits Stationen an Straßen mit hohem Verkehrsauf- 
kommen, liegen die Jahresmittelwerte bei letzteren für 
NO 2 um den Faktor 3, für NO sogar um den Faktor 20 
höher. Spitzenwerte für NO^ werden somit im innerstäd- 
tischen Bereich an stark befahrenen Straßen gemessen. 
Gerade an diesen Stationen hat die Stickstoffdioxidbelas- 
tung in den letzten Jahren trotz der Durchsetzung des 
Dreiwegekatalysators eher zu- als abgenommen (BMU, 
2003b). Da NO^ eine wichtige Vorläufersubstanz von 
bodennahem Ozon ist, wurde diese Schadstoffbelastung 
bisher in erster Linie im Zusammenhang mit der Ozon- 
belastung diskutiert, das gesundheitliche Risiko, das von 
diesen Verbindungen selbst ausgeht, also wenig berück- 
sichtigt. Im Abschnitt 6. 1 .2 wird deshalb näher auf die 
Stickstoffoxidbelastung eingegangen. 

522 . Staub (Feststoffpartikel), der je nach Partikelgröße 
in Grob- und Feinstaub unterteilt wird, gehört ebenfalls 
zu den klassischen Luftschadstoffen. Neben den direkten 
Staubemissionen entstehen Partikel auch durch Koagula- 
tion von Gasen und Flüssigkeiten in der freien Atmo- 
sphäre (Bildung von Sekundärpartikeln durch die Zusam- 
menlagerung von Teilchen der dispergierten Phase in 
Dispersionen). SO 2 und NO^ sind wichtige Vorläufersub- 
stanzen für die Bildung von Sekundärpartikeln. Während 
die gröberen Partikel nur kurz in der Luft verweilen, kön- 
nen sich feinere Fraktionen lange in der Atmosphäre hal- 
ten und dort ubiquitär ausbreiten. Partikel stammen aus 
natürlichen Quellen (marine Aerosole, geogene Mineral- 
stäube und Bioaerosole) und einer Reihe anthropogener 
Quellen. 

Die Gesamtstaubemissionen in der Bundesrepublik 
Deutschland gingen von 1990 bis 2001 um etwa 87 % zu- 
rück (BMU, 2003b). Die deutliche Abnahme zu Beginn 
der 1990er-Jahre resultierte in erster Linie aus dem Rück- 
gang der Emissionen von Kraftwerken, sonstigen Indus- 
trien und dem Hausbrand. Dieser abnehmende Trend hat 
sich allerdings in den letzten fünf Jahren nicht weiter fort- 


gesetzt. Im Jahr 2001 haben die Partikelemissionen spe- 
ziell aus dem Verkehr wieder leicht zugenommen. Der 
Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI, 2002a) geht 
davon aus, dass etwa 45 bis 65 % der in Verkehrsnähe 
auftretenden PMiQ-Spitzenbelastungen (Partikelfraktion 
mit einem Durchmesser < 10 pm) vom Straßenverkehr 
verursacht werden. Seit Mitte der 1990er-Jahre ist be- 
kannt, dass gerade die feinen Partikel für adverse Ge- 
sundheitseffekte verantwortlich sind. Dies ist ein wesent- 
licher Grund, warum die Belastung durch Feinstäube 
zunehmend ins wissenschaftliche und öffentliche Inte- 
resse gerückt ist. Die Partikelexposition wird derzeit als 
eine der größten Belastungen für die menschliche Ge- 
sundheit durch Luftschadstoffe gewertet (EU-Kommis- 
sion, 2003a; EEA, 2002; SRU, 2002a, Tz. 541). Aus die- 
sem Grund werden in Kapitel 6.1.3 die aktuellen 
Entwicklungen dieser Schadstoffbelastung ausführlicher 
dargestellt. 

523 . Die Emissionen von flüchtigen organischen Ver- 
bindungen ohne Methan (NMVOC), die als Ozonvor- 
läufersubstanzen von Bedeutung sind, haben ebenfalls in 
den letzten Jahren abgenommen. Die in Abbildung 6-1 
dargestellte Emissionsminderung von circa 50 % bei 
NMVOC beruht in erster Linie auf der Umsetzung der 
EG-Lösemittelrichtlinie (UBA, 2002b). Derzeit werden 
etwa 62 % der NMVOC-Emissionen beim Einsatz von 
Lösemitteln freigesetzt, etwa 20 % stammen aus dem 
Straßenverkehr. NMVOC-Emissionen tragen in Verbin- 
dung mit NOx-Emissionen zur erhöhten Belastung durch 
bodennahes Ozon bei. Fast die gesamte Fläche Deutsch- 
lands zeigt Überschreitungen der Schwellenwerte für die 
schädlichen Wirkungen von Ozon auf Ökosysteme, oft 
um ein Vielfaches. Die Belastung von Ökosystemen mit 
Ozon ist weiterhin alarmierend (BMU, 2003c; BMVEL, 
2003). 

Aufgrund der Tatsache, dass meteorologische Gegeben- 
heiten den bodennahen Ozongehalt wesentlich mitbestim- 
men, ist es schwierig, eine Entwicklung der Ozonbelas- 
tung zu prognostizieren. Die Daten aus dem Monitoring 
der letzten Jahre weisen auf eine Abnahme der Ozonspit- 
zenwerte bei einem leichten Anstieg der Jahresmittel- 
werte hin (UBA, 2002a). Trotzdem kam es im Verlauf des 
Sommers 2003 in der Bundesrepublik Deutschland an 
305 der 340 Messstellen zu Überschreitungen des Grenz- 
wertes von 1 80 pg/m^ im Stundenmittel, ab dem die Be- 
völkerung informiert werden muss; 2002 waren es nur 
146 Messstellen (UBA, 2004). Da die Auswirkungen auf 
die Umwelt und die Gesundheit nicht nur von den Spit- 
zenwerten der Ozonkonzentration, sondern auch von der 
Dauer der Exposition abhängen, ist es auch bedenklich, 
dass die Jahresmittelwerte ansteigen. So ist nach Ein- 
schätzung des Umweltbundesamtes eine weitere deut- 
liche Verringerung der Emissionen von Ozon- Vorläufer- 
substanzen erforderlich, um Gesundheitsgefahren 
zukünftig ausschließen zu können (UBA, 2002a). 

524 . NHj-Emissionen stammen zu etwa 95 % aus der 
Landwirtschaft, davon rund 80 % aus der Tierhaltung und 
rund 20 % aus der Düngemittelverwendung (UBA, 
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2002b). Für NH 3 wurden bisher keine ausreiehend wirk- 
samen Minderungsmaßnahmen ergriffen (Tz. 607), wes- 
halb nur ein geringer Rückgang der Emissionen seit 1980 
von circa 30 % zu verzeichnen ist (Abb. 6-1). Der lang- 
jährige und übermäßige Eintrag von Stickstoff (NH 3 und 
NOx) führt zur Eutrophierung und damit zu einer Verän- 
derung und Verarmung der Biodiversität in Wäldern, 
Mooren, Heiden und anderen nährstoffarmen Ökosyste- 
men. Die Bedeutung der Landwirtschaft und dabei ins- 
besondere der Tierhaltung für diese Belastung zeigt sich 
daran, dass sich die Gebiete mit dem höchsten Eutrophie- 
rungsrisiko in den ländlichen Regionen Nordwest- 
deutschlands und Bayerns befinden (SCHÄRER, 2000; 
BMVEL, 2003). 

525. Eine weitere Belastung für Pflanzen und ganze 
Ökosysteme stellt die Versauerung von Böden und Ge- 
wässern durch SO 2 , NOx und NH 3 dar. 1990 lagen bei 
mehr als 80 % der deutschen Wälder die Luftschadstoff- 
einträge über den Wirkungsschwellen für versauernde 
Depositionen. Trotz weiter gehender Reduzierung der 
versauernden Luftschadstoffe wird erwartet, dass auch 


nach 2010 noch bedeutende Waldflächen einer anhalten- 
den Versauerung ausgesetzt sein werden (SCHÖPF et ab, 
2001; BMU, 2003c). Das komplexe Zusammenspiel der 
oben genannten Luftschadstoffe ist in Abbildung 6-2 dar- 
gestellt. 

526. Weitere relevante Luftschadstoffe (vor allem als 
Bestandteile von Partikeln) sind die Schwermetalle Cad- 
mium, Quecksilber und Nickel sowie Arsen und die poly- 
zyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffe (PAK), auf 
die in Abschnitt 6.2. 2. 4 näher eingegangen wird. 

6.1.2 Stickstoffoxide (NOJ 
6.1. 2.1 immissionssituation NOx 

527. ln Abbildung 6-3 sind die Stickstoffoxid-Jahres- 
mittelwerte (NO + NO 2 ) der Messstationen des Umwelt- 
bundesamtes auf die Fläche interpoliert dargestellt. Man 
erkennt, dass die dunkleren Flächen mit den höheren Im- 
missionswerten im Vergleich von 1991 zu 2001 abge- 
nommen haben. 


Abbildung 6-2 


Wirkungskette wichtiger Luftschadstoffe 



Quelle: SCHÄRER, 2000 
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Abbildung 6-3 


NOj-Immissionen (als Jahresmittelwerte) in Deutschland für die Jahre 1991 und 2001 
interpoliert auf die Fläche dargestellt 
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Quelle: UBA, 2003b 


528. Im Vergleich dazu sind in Abbildung 6-4 zusätz- 
lich Jahresmittelwerte für Stickstoffoxide in Nordrhein- 
Westfalen (Rhein-Ruhr-Gebiet) dargestellt (LUA, 2003). 
Auf Grundlage von ermittelten Halbstunden-, Stunden-, 
und Tagesmittelwerten der einzelnen Messstationen wur- 
den so genannte Jahreskenngrößen (Jahresmittelwerte) 
für Stickstoffdioxid (NO 2 ) und Stickstoffmonoxid (NO) 
errechnet. Betrachtet man die zeitliche Entwicklung 
dieser Werte, so zeigt sich bei NO 2 seit 1982 ein leicht 


abnehmender Trend, der bei NO noch sehr viel deut- 
licher ist. An den verkehrsnahen Stationen sind die 
NO-Konzentrationen im Verlauf der 1990er-Jahre um 
etwa 50 % zurückgegangen. Eine vergleichbare Ent- 
wicklung ist aber bei den N02-lmmissionen nicht zu er- 
kennen. Wie bereits dargestellt (Tz. 521), sind trotz der 
Rückgänge der NOx-Emissionen die N02-lmmissionen 
im verkehrsnahen Bereich immer noch problematisch 
hoch. 
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Abbildung 6-4 

Trend der Jahreskenngrößen 1982 bis 2002 kontinnierlich gemessener N02-(A) und 
NO-Konzentrationen (B) in NRW 




SRU/UG 2004/Abbildung 6-4; Datenquelle: LUA, 2003 
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6.1. 2.2 Gesundheitliche Auswirkungen 

der NO^-Belastung 

529. NO und NO2 sind Radikalbildner, wobei NO2 eine 
höhere Reaktivität mit Biomolekülen hat und dadurch 
eine stärkere Reizwirkung im Respirationstrakt auf- 
weist. Beide Luftschadstoffe haben eine geringe 
Wasserlöslichkeit und können, wie auch andere Gase 
(z. B. Ozon), tief in den Atemtrakt gelangen und im tra- 
cheobronchialen und alveolaren Bereich wirken. NO2 
wird im Atemtrakt zu 80 bis 90 % resorbiert 
(BERGLUND et al., 1993). Dort reagiert es mit Bestand- 
teilen der wässrigen Grenzschicht, was zur Oxidation 
membrangebundener Lipide und damit zu Membran- 
schädigungen an Alveolar- und Epithelzellen führen 
kann (VELSOR und POSTLETHWAIT, 1997). Ein- 
geatmetes NO wird vermutlich diffusionskontrolliert 
weitgehend unverändert in die Blutbahn aufgenommen 
(BERGLUND et al., 1993). Aufgrund seiner hohen Affi- 
nität zu Hämoglobin kommt es zur Bildung von Nitroso- 
Hämoglobin und Methämoglobin. Letzteres bindet 
Sauerstoff irreversibel, weshalb die Sauerstoffabgabe an 
das Gewebe nicht möglich ist. Die Gefahr einer einge- 
schränkten Sauerstoffversorgung durch die Methämo- 
globinbildung besteht in erster Linie bei Säuglingen. 

530. ln tierexperimentellen Studien wurden Schädigun- 
gen verschiedener Zelltypen des Atemtrakts durch NO2 
nachgewiesen (KRdL im VDl und DIN, 2003a). Neben 
der zellschädigenden Wirkung wurde beobachtet, dass 
Stickstoffdioxid zur Hyperreagibilität führt. Hyperreagi- 
bilität ist ein Risikofaktor für die Manifestation aller- 
gischer Atemwegserkrankungen und steht wahrscheinlich 
im direkten Zusammenhang mit Schädigungen des Atem- 
wegsepithels (OHASHl et al., 1994). Für NO2 wurde in 
vitro anhand verschiedener Untersuchungen eine geno- 
toxische Wirkung belegt (WHO, 1997). Weitere Schad- 
wirkungen, die in Tierversuchen festgestellt wurden, sind 
Lungenfunktionsstörungen, Zunahme der Infektionsan- 
fälligkeit, Auslösung von Entzündungsreaktionen und 
histopathologische Veränderungen des Atemtraktes. 

Die Wirkungen von NO sind im Vergleich zu NO2 weni- 
ger gut untersucht. Es ist bekannt, dass NO eine geringer 
ausgeprägte entzündungsfördemde Wirkung im Atem- 
trakt als NO2 besitzt. Außerdem wirkt NO vaso- und 
bronchodilatatorisch. Es wurden in erster Linie Studien 
zur kombinierten Wirkung von NO2 und Ozon (O3) als 
zusätzliche inhalative Noxe durchgeführt. Da NO2 als 
Präkursor (Vorläuferstoff) einer unter UV-Strahlung ein- 
setzenden 03-Bildung gilt, ist ein gemeinsames Auftreten 
dieser Schadstoffe naheliegend. Laut einer Stellung- 
nahme der Kommission Reinhaltung der Luft (KRdL) im 
VDl und DIN gibt es in den Untersuchungen zu unter- 
schiedlichen Endpunkten Hinweise auf überadditive Wir- 
kungen (KRdL im VDl und DIN, 2003a). 


531. Messungen in der Außen- und Raumluft zeigen 
deutlich, dass Stickstoffoxide immer Bestandteil eines 
Gemisches von zahlreichen Schadstoffen sind. Deshalb 
ist es nicht möglich, in epidemiologischen Studien die be- 
obachteten Wirkungen der Zu- und Abnahme eines 
Schadstoffes oder einer einzigen Schadstoffkomponente 
zuzuschreiben. Die gemessenen Noxen können deshalb 
nur als Leitsubstanz dienen, um die Wirkung des Schad- 
stoffgemisches zu untersuchen und zu erklären, ln euro- 
päischen Studien zu kurzfristigen Auswirkungen von 
NO2 in der Außenluft findet sich eine 2 bis 7,6%ige Zu- 
nahme der Gesamtsterblichkeit der Bevölkerung bei 
einem N02-Anstieg um 100 pg/m^ (ZMIROU et al., 
1998). Weiterhin zeigte sich eine positive Assoziation mit 
der Krankenhausaufhahme oder Notfallkonsultation auf- 
grund von Asthma, Herz- und Kreislauferkrankungen mit 
der N02-Belastung. ln Langzeitstudien waren die Ergeb- 
nisse nicht immer konsistent. So konnte zum Beispiel in 
nur einer von drei Untersuchungen zu Auswirkungen der 
N02-Belastung auf die Sterblichkeit ein signifikanter Zu- 
sammenhang hergestellt werden. Eine Fall-Kontrollstudie 
bei an Krebs erkrankten Kindern zeigte einen zunehmen- 
den Trend der Krebsfälle mit steigender N02-Belastung. 
Von den chronischen Atemwegsbeschwerden hatten Kin- 
der in Gegenden mit einer höheren N02-Belastung häufi- 
ger chronischen Husten und Auswurf, Asthma trat dage- 
gen nicht häufiger auf (FORSBERG et al., 1997; 
ZEMP etal., 1999). 

6.1.3 Partikel (Feinstäube) 

6.1. 3.1 Immissionssituation 

532. Die Problematik der Feinstaubbelastung als eine 
der wichtigsten Komponenten der Luftverschmutzung 
wurde bereits im Umweltgutachten 2002 (SRU, 2002a) 
ausführlich dargesfellf. Die wichtigsten Partikelfraktionen 
sind zum einen PMjq (Partikeldurchmesser <10 pm), 
welcher als thorakaler Schwebstaub bezeichnet wird, der 
alveolengängige Schwebstaub PM25 (Partikeldurchmes- 
ser < 2,5 pm) und der Ultrafeinstaub PMqj (Partikel- 
durchmesser < 0,1 pm). 

533. Ein geschlossenes Netz an Messstationen zur Er- 
fassung der Immissionen der Partikelfraktion PMjg gibt 
es in der Bundesrepublik Deutschland erst seit 1999 be- 
ziehungsweise 2001 (Tz. 548). Aus diesem Grund liegen 
bisher keine ausreichend langen Zeitreihen vor, die eine 
valide Trendaussage gestatten. Es gibt wenige Stationen 
und Stationsnetze mit längeren Zeitreihen wie zum Bei- 
spiel in Sachsen-Anhalt, die eine bessere Trendaussage 
zulassen. Die Monatsmittel für PMiq an verkehrsnahen 
Stationen zeigen dort seit 1997 eine erkennbare Ab- 
nahme. 
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Abbildung 6-5 

Entwicklung der PMio-Immissionen seit 1997 an verkehrsnahen Messstationen in Sachsen-Anhalt 



Quelle: Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt, 2003 


Bei den Stadtgebietsstationen und den Hintergrundstatio- 
nen (verkehrsarmer, ländlicher Bereich) konnte diese fal- 
lende Tendenz von PMio nicht beobachtet werden. Für 
diese Stationstypen liegen allerdings bisher nur Daten für 
die letzten drei Jahre vor, weshalb eine Trendaussage 
noch schwieriger ist als für die Verkehrsstationen. 

534 . Die Immissionsbelastung durch PM 2 5 wird in der 
Bundesrepublik Deutschland derzeit nur an knapp 
20 Messstationen erfasst. Neben der geringen Anzahl an 
Stationen kommt noch erschwerend hinzu, dass nicht das 
komplette Belastungsspektrum (von ländlich bis ver- 


kehrsnah) durch die Standorte der Messstationen aus- 
reichend abgedeckt wird. Unter Berücksichtigung dieser 
Einschränkungen können folgende Trends aus den bis- 
lang erhobenen Daten abgeleitet werden. Bei PM 25 
finden sich wie bei PMjo Konzentrationsabstufungen der 
vier Stationskategorien von verkehrsnah bis ländlich, 
allerdings fallen die Konzentrationsunterschiede gerin- 
ger aus (Tab. 6-1). Es fanden sich ähnlich hohe 
Spitzenwerte für PM 2 5 wie für PMjg im verkehrsnahen 
Bereich. Das Verhältnis von PM 2_5 zu PMio liegt im all- 
gemeinen bei circa 0,7 bis 0,9 (KRdL im VDI und DIN, 
2003b). 


Tabelle 6-1 


Konzentrationsbereiche von PM 2,5 im Jahr 2001 an deutschen Messstationen 


Stationskategorie 

ländlich 

städtischer 

Hintergrund 

verkehrsnah 

industriell 

beeinflusst 

Jahresmittel [pg/m^] 

10-15 

15-20 

25-30 

15-25 

Spitzenwerte, 

Tagesmittel [pg/m^] 

40-70 

50-70 

70-150 

50-80 

Verhältnis PM 2 _ 5 /io 
Jahresmittel 

0,9 

0,9 

0,75-0,9 

0,7-0,9 


Quelle: KRdL im VDI und DIN, 2003b 
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535. In Deutschland wurden bisher - außer in Erfurt - 
keine kontinuierlichen, über einen längeren Zeitraum ver- 
laufenden Messprogramme zur parallelen Erfassung der 
Partikelanzahl- und Massenkonzentrationen durchge- 
fiährt. Bei den Erfurter Ergebnissen fallt auf, dass die 
größten Partikel (0,5 bis 1 pm) der erfassten Fraktionen 
von 1991/92 bis 1998/99 deutlich abgenommen haben, 
während der prozentuale Anteil der kleinsten Fraktion der 
ultrafeinen Partikel (0,01 bis 0,03 pm) stetig zugenom- 
men hat (WICHMANN et ak, 2000). Zum Unter- 
suchungsjahr 2000/01 hin ist die Anzahlkonzentration 
dieser Fraktion konstant geblieben (KREYLING et al., 
2003). Ein Anstieg der kleinsten Fraktionen der ultra- 
feinen Partikel wurde auch in Sachsen-Anhalt beim Ver- 
gleich des ersten Flalbjahres 1993 mit dem ersten Flalb- 
jahrl999 beobachtet (WIEDENSOHLER et al., 2002). 
Weitere Erhebungen darüber, wie sich das Verhältnis der 
Partikelanzahl zur Massenkonzentration entwickelt hat, 
fehlen bisher, sind aber für eine angemessene Bewertung 
der Immissionsbelastung durch Fein- und Ultrafeinstäube 
dringend erforderlich. 

536. Im Umweltgutachten 2002 hat der Umweltrat be- 
reits darauf hingewiesen, dass es für eine Bewertung der 
Partikelbelastung notwendig ist, die chemische Zusam- 
mensetzung der Partikel zu analysieren (SRU, 2002a, 
Tz. 579). Inzwischen liegen einige Ergebnisse dazu vor, 
die zur Risikoabschätzung verwendet werden können. 
Wie in Abbildung 6-6 zu erkennen, bestehen deutliche 
Unterschiede in der Partikelzusammensetzung zwischen 
einer verkehrsnahen und einer ländlichen Station (aus 
dem Ballungsraum Rhein-Ruhr) (KUHLBUSCH, 2002). 
Besonders auffällig isf, dass der Anteil an elementarem 
Kohlenstoff (EC in Abb. 6-6) und an schwerflüchtigen 
organischen Verbindungen (OM in Abb. 6-6) mit zusam- 
men 38 % an dem verkehrsnahen Messpunkt wesentlich 
höher ist als an der ländlichen Station (21 %). Noch deut- 
licher ist der Unterschied für PAK mit 0,02 % und 


0,001 %. Der Anteil an sekundären Aerosolen wie zum 
Beispiel Ammoniumnitrat und Ammoniumsulfat ist an 
beiden Stationen mit über 30 % sehr hoch. 

6.1. 3.2 Gesundheitliche Auswirkungen 

der Partikel-Belastung 

537. Die Auswirkungen von PMjo und PM 2_5 auf die Ge- 
sundheit wurden vom Umweltrat bereits ausführlich im 
Umweltgufachten 2002 (SRU, 2002a) dargestellf. Außer- 
dem liegt eine vom BMU beauftragte Stellungnahme 
(Stellungnahme zur Revision der Tochterrichtlinie im 
Jahr 2003) der KRdL im VDI und DIN vor, in welcher 
der wissenschaftliche Kenntnisstand über die gesundheit- 
lichen Auswirkungen von Partikeln in der Luft bewertet 
wurde (KRdL im VDI und DIN, 2003b). So konnte an- 
hand von Tierversuchen und in zahlreichen epidemiologi- 
schen Kohorten- und Fall-Kontrollstudien das Lungen- 
krebsrisiko von Dieselrußpartikeln nachgewiesen werden. 
In epidemiologischen Untersuchungen zur kurzzeitigen 
Schwebstaubexposition zeigten sich adverse Effekte in 
Bezug auf die Morbidität und Mortalität. Anhand von Da- 
ten über die Krankenhausaufnahme und den Medikamen- 
tenverbrauch während besonderer Belastungsepisoden 
wurde eine Zunahme von respiratorischen und kardio- 
vaskulären Erkrankungen festgestellt. Für Letztere kann 
ein Anstieg der Blutplasmaviskosität, der ebenfalls mit 
solchen Episoden assoziiert ist, verantwortlich sein. Außer- 
dem wurde ein Zusammenhang zwischen der 
Schwebstaubbelastung und der „atemwegbezogenen“ und 
„kardiovaskulären“ Mortalität beobachtet. In Langzeitstu- 
dien zeigten sich konsistente statistische Zusammenhänge 
zwischen feinen inhalierbaren Partikeln und Einschrän- 
kungen der Lungenfünktion wie auch mit Atem- 
wegssymptomen und Bronchitis. Des Weiteren konnten 
Effekte bei der vorgezogenen Gesamt- und kardiopul- 
monalen Sterblichkeit nachgewiesen werden. 
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Abbildung 6-6 


Analyse der Inhaltstoffe des PMjo-Aerosols von einer verkehrsnahen (A) und 
einer ländlich geprägten (B) Messstelle 
(aus dem Rhein-Ruhr-Gebiet) 



PM 10 = 44.9 ± 16.9 iig/m^ 
CdO+NiO+As2 



EC = elementarer Kohlenstoff 

OM {Organic Material) = schwerflüchtige organische Verbindungen 
Quelle: UMK, 2002, verändert 
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6.2 Umsetzung europarechtlicher 
Vorgaben zur Luftreinhaltung 

538. Das deutsche Luftreinhalterecht steht in den letzten 
Jahren unter permanentem und zunehmendem Umset- 
zungsdruck durch europarechtliche Vorgaben (s. den 
Überblick bei KOCH und PRALL, 2002, S. 668 ff.; 
KOCH und SIEBEL-HUFFMANN, 2001). Nachdem im 
Sommer 2001 mit Verspätung die IVU-Richtlinie (Richt- 
linie 1996/61 /EG über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung) mit ihrem in- 
tegrativen Ansatz für das Anlagengenehmigungsrecht 
durch das so genannte Artikelgesetz umgesetzt worden ist 
(SRU, 2002a und Abschn. 6 . 2. 3. 2), mussten im Herbst 
2002 die Luftqualitätsrahmenrichtlinie (1996/62/EG) 
nebst dreier Tochterrichtlinien (1999/30/EG; 2000/69/ 
EG; 2002/3/EG) umgesetzt werden. Dies ist mit der 
7. Novelle zum BImSchG (BGBl. 1 2002, S. 3622) und 
der grundlegenden Novellierung der 22. BImSchV 
(BGBl. 12002, S. 3626) geschehen (Abschn. 6.2.1 und 
6.2.2). Damit wird einerseits das planerische Instrumen- 
tarium des BImSchG deutlich erweitert und verbessert 
(Tz. 540 ff.) und andererseits werden die Luftquali- 
tätsanforderungen teilweise anspruchsvoll verschärft 
(Tz. 542 ff). Ein Vorschlag für eine vierte Tochterricht- 
linie zur Luftqualitätsrahmenrichtlinie liegt vor 
(Abschn. 6 . 2. 2. 4). 

Mit der TA Luft 2002 (GMBl. 2002, Nr. 25-29, S. 511), 
die am 1 . Oktober 2002 in Kraft getreten ist, mussten 
unter anderem der integrative Genehmigungsansatz auf 
untergesetzlicher Ebene umgesetzt, die Immissionsgrenz- 
werte den Luftqualitätswerten der Tochterrichtlinien und 
das Ermittlungs- und Beurteilungsverfahren der Luftqua- 
litätsrahmenrichtlinie angepasst und schließlich die an- 
lagenbezogenen Emissionsgrenzwerte der technischen 
Entwicklung entsprechend fortgeschrieben werden 
(Abschn. 6.2.3). 

Die Novellierung der Abfallverbrennungsrichtlinie der 
Gemeinschaft (2000/76/EG), die unter anderem strengere 
Anforderungen an die Mitverbrennung von Abfällen in 
Industrieanlagen brachte, musste mit einer Novellierung 
der 17. BImSchV umgesetzt werden (Abschn. 6.2.4). 
Auch der Entwurf einer Novelle der 13. BImSchV ist den 
Vorgaben der novellierten Großfeuerungsanlagen-Richt- 
linie (88/609/EG) angepasst worden (Abschn. 6.2.5). Die 
Umsetzung der NEC-Richtlinie (200 1/81 /EG) mit der 
Vorgabe nationaler Emissionshöchstfrachten für SO 2 , 
NOx_ VOC und NH 3 steht unmittelbar bevor 
(Abschn. 6.2.6). 

6.2.1 7. Novelle zum BImSchG 

539. Das Luftreinhalterecht des BImSchG ist seit jeher 
dominant Anlagen- und Zulassungsrecht. Zwar enthal- 
ten die TA Luft seit langem und die jüngere 
22. BImSchV allgemeine Luftqualitätsziele in Form der 
Immissionsgrenzwerte. Jedoch werden nach den Vorga- 
ben des BImSchG diese Luftqualitätsziele traditionell 
vorrangig durch Regulierung nur einer Emittenten- 
gruppe, nämlich der Industrieanlagen angestrebt. Das ist 


und kann nur begrenzt erfolgreich sein, weil insbeson- 
dere der motorisierte Verkehr etwa für NO^ und damit 
auch für das bodennahe Ozon, aber auch für Partikel, 
eine wesentliche Emittentengruppe darstellt. Das ver- 
kehrsbezogene Luftreinhalterecht ist segmentiert und 
sachlich noch unzureichend normiert. Insbesondere die 
Immissions-, also die unmittelbar luftqualitätsbezogenen 
Regelungen etwa in § 40 BImSchG (alt) und § 45 StVO 
haben sich als kaum brauchbar erwiesen. 

Ein konsequentes Luftqualitätsrecht muss effektive Ein- 
griffsgrundlagen bezüglich aller maßgebenden Emitten- 
ten vorsehen. Insoweit hat die 7. Novelle zum BImSchG 
zwei wesentliche, wenngleich noch nicht völlig befriedi- 
gende Neuregelungen gebracht, nämlich ein verbessertes 
Luftreinhalteplanungsrecht, das zur Einbeziehung unter 
anderem des Verkehrs als wichtige Emittentengruppe 
zwingt, und zum anderen neue Ermächtigungsgrundla- 
gen, um erforderliche Verkehrsverbote oder -beschrän- 
kungen anzuordnen. 

6.2. 1.1 Neue Instrumente der 
Luftrelnhalteplanung 

540. Das Recht der Luftreinhalteplanung gemäß 
BImSchG hat deutliche Änderungen erfahren (JARASS, 
2003). Hervorzuheben sind 

- das zu den Luftreinhalteplänen hinzutretende Instru- 
ment des Aktionsplanes gemäß § 47 Abs. 2 BImSchG, 
der auf kurzfristig wirksame Maßnahmen für den Fall 
zielt, dass Immissionsgrenzwerte oder Alarmschwel- 
len im Sinne der 22. BImSchV überschritten werden; 

- das Gebot, Maßnahmen in den Luftreinhalteplänen 
und Aktionsplänen gegen alle Emittenten zu richten, 
die zur Überschreitung der Immissionswerte beitragen 
(§ 47 Abs. 4 BImSchG), womit auch der Verkehr zu 
den möglichen Adressaten rechnet; und 

- die Pflicht, bei der Planaufstellung regelmäßig die 
Öffentlichkeit zu beteiligen (§ 47 Abs. 5 BImSchG). 

Angesichts der teilweise recht anspruchsvollen Immis- 
sionsgrenzwerte der 22. BImSchV, sollte den Luftrein- 
halte- und den Aktionsplänen insbesondere mit Blick auf 
Stickoxide und Partikel einige Bedeutung zukommen 
(Tz. 543 ff). 

Die Luftreinhalteplanung ist allerdings auch in der Zu- 
kunft kein zwingend notwendiger Schritt zur Bekämp- 
füng von Immissionswert- beziehungsweise Alarmwert- 
überschreitungen. Vielmehr können - natürlich - auch 
planungsunabhängig unmittelbar Maßnahmen gegen alle 
maßgeblichen Emissionsquellen angeordnet werden, und 
zwar nach dem jeweils einschlägigen Fachrecht, also ins- 
besondere nach dem Anlagenrecht des BImSchG und 
dem Straßenverkehrsrecht. In Übereinstimmung mit den 
europarechtlichen Vorgaben ordnet § 45 BImSchG nun- 
mehr ausdrücklich an, dass die zuständigen Behörden 
die erforderlichen Maßnahmen ergreifen müssen, um die 
Einhaltung der Immissionswerte sicherzustellen. Dabei 
wird „insbesondere“ auf die Pläne gemäß § 47 BImSchG 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-291 - 


Drucksache 1 5/3600 


verwiesen, womit ausdrücklich klargestellt ist, dass auch 
ohne planerische Grundlage gehandelt werden darf. 
§ 45 BImSchG ist allerdings nicht selbst Ermächtigungs- 
grundlage für eingreifende Maßnahmen, sondern nur eine 
aufgabenzuweisende Vorsehrift. 

6.2. 1.2 Neue Ermächtigungsgrundlagen 
für Verkehrsbeschränkungen 

541 . Die Ermächtigungsgrundlagen für Verkehrs- 
beschränkungen wegen Luftverunreinigungen waren 
bislang in einer Weise unterentwickelt, dass mit Recht 
von symbolischer Politik gesprochen worden ist. Weder 
die alten Regelungen für Ozonalarm (§§ 40 a ff. 
BImSchG a. F.), die inzwischen außer Kraft getreten sind, 
noch § 40 Abs. 2 BImSchG alte Fassung in Verbindung 
mit den Konzentrationswerten der inzwischen aufgehobe- 
nen 23. BImSchV, noch § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 StVO 
haben je eine ernsthafte Relevanz erlangt (s. für Einzel- 
heiten KOCH und JANKOWSKl, 1997). 

Nunmehr sind zwei neue Ermächtigungsgrundlagen für 
Verkehrsbeschränkungen wegen Luftverunreinigungen in 
§ 40 Abs. 1 und Abs. 2 BImSchG geschaffen worden. 
§ 40 Abs. 1 ermächtigt zu solchen Verkehrsverboten und 
-beschränkungen, die in Luftreinhalte- oder Aktions- 
plänen vorgesehen sind. § 40 Abs. 2 gestattet unabhängig 
von den planerischen Instrumenten Verkehrsbeschrän- 
kungen und -verböte, wenn der Kraftfahrzeugverkehr 
zur Überschreitung von Immissionswerten beiträgt, also 
dafür mitursächlich ist. Damit dürfte ein Instrumentarium 
geschaffen worden sein, das in entsprechenden Be- 
lastungslagen in realistischer Weise aueh einen Zugriff 
auf den Verkehr ermöglicht. Somit entfernt sich das 
BImSchG einen Schritt weiter von der traditionellen Be- 
schränkung auf das Recht der Genehmigung und Über- 
wachung von Industrieanlagen. 

Die neu geschaffenen Ermächtigungsgrundlagen in 
§ 40 Abs. 1 und 2 BImSchG können mit Bliek auf Belas- 
tungsschwerpunkte etwa an Hauptverkehrsstraßen bezüg- 
lich NOj (Tz. 544) und Partikeln (Tz. 548) durchaus rele- 
vant werden. 

6.2.2 Novelle der 22. Bundes-Immisions- 
schutzverordnung 

6.2.2.1 Überblick 

542. Mit der auf § 48 a Abs. 1 und 3 BImSchG gestütz- 
ten 22. BImSchV vom 1 1 . September 2002 werden so- 
wohl Elemente der Luftqualitätsrahmenrichtlinie als aueh 
die bislang in Kraft getretenen drei Tochterrichtlinien 
umgesetzt. Die in der Beratung befindliche vierte Toch- 
terrichtlinie über Luftverunreinigungen durch Schwer- 
metalle, Arsen und polyzyklische aromatische Kohlen- 
wasserstoffe (PAK) (Tz. 554 ff) wird alsbald eine 
Novellierung der neuen 22. BImSchV erforderlich ma- 
chen. 

Die 22. BImSchV enthält neben einem definitorischen 
Teil, in dem zentrale Begriffe des europäischen Luftrein- 


halterechts erläutert werden, vier wesentliche Regelungs- 
elemente, nämlich 

- Immissionsgrenzwerte für SOj, NO 2 , NO^, PMjq, Blei, 
Benzol und CO sowie Alarmschwellen für SO 2 und 
NO,; 

- detaillierte Vorgaben für die allen Mitgliedstaaten auf- 
erlegte so genannte Ausgangsbeurteilung der Luftqua- 
lität in ihren Ländern; 

- eine Konkretisierung der Luftreinhalteplanung für Ge- 
biete und Ballungsräume mit erheblichen Luftver- 
unreinigungen sowie 

- Publikationspflichten gegenüber der Öffentlichkeit 
und Informationspflichten gegenüber der EU-Kom- 
mission. 

Der Vollzug verlangt von den deutschen Behörden bezüg- 
lich einiger Regelungselemente erhebliehe Anstrengun- 
gen. Das gilt insbesondere für die Reduktion der NO,-Be- 
lastungen (Tz. 543 ff), für die weitere Reduktion der 
Luftverunreinigungen durch Partikel (Tz. 548 ff) sowie 

- demnäehst - für die Reduktion der Schwermetall-, 
Arsen und PAK-lmmissionen in der Luft (Tz. 554 ff). 

6.2.2.2 Immissionsgrenzwerte 
für Stickstoffoxide 

543. Die in der ersten Tocherrichtlinie der Luftqualitäts- 
rahmenriehtlinie (Riehtlinie 1999/30/EG vom 22. April 
1999 über Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stiekstoff- 
dioxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei in der Luft) 
vorgegebenen Grenzwerte für Stickstoffoxid-Immis- 
sionen (vgl. Tab. 6-2), die in der 22. BImSchV umgesetzt 
worden sind, dürften auf absehbare Zeit in städtischen 
Ballungsräumen teilweise überschritten werden 
(Tz. 544). Davon abgesehen sind diese Grenzwerte für 
einen angemessenen Schutz der menschlichen Gesund- 
heit nicht ausreichend (Tz. 545). 

Grenzwerteinhaltung 

544. Die Tendenz der Stickstoffoxid-Immissionen weist 
in den letzten Jahren auf eine stetige Abnahme hin (s. 
Abschn. 6. 1.2.1). Dieser Trend zeigt sich auch mit Blick 
auf den ab 1. Januar jährlich einzuhaltenden N02-Kurz- 
zeitgrenzwert (Stundenmittel), welcher in 2001 zum ers- 
ten Mal an keiner Messstation häufiger als die rechtlich 
zulässigen 1 8-mal überschritten wurde (Tab. 6-2). Auffäl- 
lig sind im Jahresverlauf allerdings die prozentual hohen 
Überschreitungen im Jahr 1997 mit 14,3 % im Vergleich 
zu den Vor- und den darauf folgenden Jahren, die nicht 
ausreichend erklärt werden können. Der NO,-Grenzwert 
zum Schutz der Vegetation wird ebenfalls nur noch an 
sehr wenigen ländlichen sowie Wald- und Bergstationen 
nieht eingehalten. Dabei muss allerdings vermerkt wer- 
den, dass dieser Grenzwert bereits seit dem 19. Juli 2001 
eingehalten werden muss. Seit 1997 ist ebenfalls ein 
leicht abnehmender Trend in den Überschreitungen des 
N02-Lanzeitgrenzwerts erkennbar (Tab. 6-2). 
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Tabelle 6-2 

Prozentualer Anteil der Messstationen mit (unzulässigen) Überschreitungen der NO 2 - und 
NO^(NO -I- N02)-Grenzwerte der ersten Tochterrichtlinie (1995 bis 2001) 



Grenzwerte (GW) 


Menschliche Gesundheit 

Vegetation 

Jahre 

200 pg/m^ NO 2 im 
Stundenmittel 

40 pg/m3 NO 2 im 
Jahresmittel 

30 pg/m^ NO/ im 
Jahresmittel 


Prozentualer Anteil der Stationen mit 


mehr als den 18 zulässigen 
Überschreitungen des GW 

Überschreitungen des GW 

Überschreitungen des GW 

1995 

0,2 

21,1 

2,1 

1996 

0,4 

26,7 

2,0 

1997 

14,3 

29,2 

6,0 

1998 

0,8 

23,3 

1,8 

1999 

0,2 

19,2 

2,0 

2000 

0,2 

13,2 

0,0 

2001 

0,0 

13,8 

2,4 


* Entspricht NO + NO 2 . 
Quelle: LAI, 2002b, verändert 


Dies gibt allerdings noch keinen Anlass zur Beruhi- 
gung, da es gerade in den Ballungsräumen bei den Lang- 
zeitgrenzwerten immer noch zu Überschreitungen 
kommt und vermutlieh 2010 der Langzeitgrenzwert der 
ersten Tochterrichtlinie beziehungsweise der 22. BImSchV 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit punktuell in 
Deutschland weiterhin überschritten wird (LUTZ, 
2003). 

Bewertung der Grenzwerte bezogen auf 
die gesundheitlichen Risiken 

545 . Aus den in Abschnitt 6. 1.2.2 dargestellten Lang- 
zeit- und Kurzzeitstudien zur gesundheitlichen Bewer- 
tung von Stickstoffoxiden ergeben sieh keine Hinweise 
auf eine Wirkungsschwelle. Besonders empfindliehe Per- 
sonengruppen wie Asthmatiker, Bronehitiker und Herz- 
kranke reagieren auch noch auf sehr niedrige Stiekstoff- 
oxid-Konzentrationen (KRdL im VDl und DIN, 2003a). 
Bei dem Zusammenhang zwisehen gesundheitsbezoge- 
nen Auswirkungen und der N02-Belastung muss somit 
von einem Verhältnis ausgegangen werden, welches 
einem linearen Modell entspricht. Aus diesem Grunde 
kann über die Dosis- Wirkung-Beziehung nur eine Ab- 
schätzung des Sehadens durch diese Luftverschmutzung 
vorgenommen werden. Eine solche Abschätzung wurde 
in der Schweizer SAPALDIA-Studie durchgeführt 
(ZEMP et al., 1999). Dabei wurde für einen Jahresmittel- 
wert von 20 pg/m^ NO 2 eine Zunahme von 1 600 zusätz- 
lichen Fällen mit chroniseher Bronehitis erreehnet. Bei 


40 pg/m^ wären es circa 4 800 Fälle. Vergleichbare Rech- 
nungen wurden für Deutschland bisher nicht durchge- 
führt. 

Monitoring 

546 . Da der Straßenverkehr die wichtigste Emittenten- 
gruppe für Sticksfoffoxide darsfellf und hier die Emissio- 
nen bodennah auftreten, werden die höchsfen NO^-Belas- 
tungen an straßennahen Messstationen registriert. Für 
Stickstoffoxide wird mit Recht ein engmaschiges Mess- 
stationennetz gefordert, da die Emissionskonzentration in 
der Außenluft mit zunehmender Entfernung zum Emit- 
tenten sinkt und die lokalen Immissionsspitzenbelastun- 
gen für die Beurteilung der Gesundheitsbelastung erfasst 
werden müssen. Dementsprechend kann nur eine eng- 
masehige Erfassung ein zufriedenstellendes Monitoring 
der Bevölkerungsbelastung gewährleisten (s. aueh KRdL 
im VDI und DIN, 2003a). 

Abschließende Bewertung 

547 . In Hinblick auf die langfristigen gesundheitlichen 
Wirkungen von Stickstoffdioxid sind die Grenzwerte der 
ersten Toehterrichtlinie beziehungsweise der 22. BImSehV 
zu begrüßen. Da NO 2 als Leitsubstanz für verkehrs- 
bedingte Emissionen gilt, führt eine Reduzierung der 
Stickstoffdioxideinträge ferner zu einer Minderung ande- 
rer, gesundheitsrelevanter verkehrsbedingter Schadstoffe 
(z. B. Partikel). Speziell in Ballungsgebieten - und dort in 
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der näheren Umgebung von Straßen mit hohem Verkehrs- 
aufkommen - ist eine Reduzierung der Stickstoffdioxid- 
belastungen dringend erforderlich. Dies zeigt sich auch 
im bestehenden Immissionsmonitoring, gerade an derarti- 
gen Standorten wird auch in Zukunft weiterhin mit Über- 
schreitungen des Jahresmittelwertes der ersten Tochter- 
richtlinie gerechnet. In der KRdL-Stellungnahme zur 
„Bewertung der gesundheitlichen Wirkungen von Stick- 
stoffmonoxid und Stickstoffdioxid“ wird unter Berück- 
sichtigung der gesundheitlichen Vorsorge ein Jahresmit- 
telgrenzwert für NO 2 von 20 pg/m^ empfohlen. Der 
Umweltrat schließt sich dieser Empfehlung an und spricht 
sich dafür aus, dass die Bundesregierung zum Schutz der 
Bevölkerung vor verkehrsbedingten Emissionen für die 
Zukunft einen solchen Grenzwert festsetzen sollte. 

6.2.2. 3 Immissionsgrenzwerte für Partikel 
Grenzwerteinhaltung 

548. Wie im Abschnitt 6. 1.3.1 erwähnt, besteht erst seit 

1999 eine zuverlässige, den Kriterien der ersten Tochter- 
richtlinie zur Euftqualitätsrahmenrichtlinie entsprechende 
Erfassung der PMio-Immissionen. Dabei konnten im 
Jahr 1999 die Daten von insgesamt 42 Messstationen, in 

2000 bereits von 162 und in 2001 von 268 Stationen aus- 
gewertet werden (LAI, 2002b). 

Im Jahr 2001 wurden der Tagesgrenzwert und der Jahres- 
grenzwert für PMio, die ab 2005 gültig sein sollen, an 


11,2 beziehungsweise 1,5 % der Messstationen (unzuläs- 
sig oft) überschritten (Tab. 6-3). Allerdings zeigt sich be- 
zogen auf die drei Jahre in Folge eine stetige Abnahme 
der Überschreitungen. Dieser Trend muss aufgrund des 
kurzen Monitoringzeitraums vorsichtig bewertet werden. 
Derzeit liegen die PMig-Tagesspitzenwerte - gerade im 
städtischen Bereich - an den am höchsten belasteten Sta- 
tionen um den Faktor zwei bis fünf höher als der Grenz- 
wert der ersten Stufe der ersten Tochterrichtlinie. So 
wurde im Jahr 2001 der höchste PMio-Tageswert an der 
Station Berlin-Friedrichshain (Frankfurter Allee) mit 
219 pg/m^ gemessen. In den Städten - und hier speziell in 
Straßenschluchten mit einem hohen Verkehrsaufkom- 
men - ist die Schwebstaubbelastung weiterhin problema- 
tisch. An diesen Standorten ist über das Jahr 2005 hinaus 
mit Überschreitungen der Grenzwerte der ersten Stufe der 
ersten Tochterrichtlinie zu rechnen (LUTZ, 2003). 

Der ab 2010 vorgesehene Jahres-Richtgrenzwert von 
20 pg/m^ wird derzeit nur an etwa 20 % der Stationen, in 
erster Linie an Hintergrundstandorten, eingehalten 
(Tab. 6-3). Ähnlich sieht es auch bei dem ebenfalls ab 
2010 einzuhaltenden Tages-Richtgrenzwert aus: er wird 
zurzeit in mehr als 50 % der Fälle unzulässig oft (mehr 
als siebenmal im Jahr) überschritten. Die momentane 
Entwicklung lässt befürchten, dass der Tages-PMio- 
Richtgrenzwert und der Jahresrichtgrenzwert aus der 
zweiten Stufe der ersten Tochterrichtlinie im Jahre 2010 
nicht eingehalten werden. 


Tabelle 6-3 

Prozentualer Anteil der Messstationen mit (unzulässigen) Überschreitungen der PMio-Grenzwerte 
und Richtgrenzwerte der ersten Tochter richtlinie 


Jahre 

Grenz- und Richtgrenzwerte (GW und RGW) 

Stufe 1 

Stufe 2 

Jahresgrenzwert: 

40 pg/m^ PMio 

Tagesgrenzwert: 

50 pg/m3 PMio 

J ahres-Richtgrenzwert: 
20 pg/m^ PMio 

Tages-Richtgrenzwert: 
50 pg/m^ PMio 

Prozentualer Anteil der Messstationen mit 

Überschreitungen 
des GW 

mehr als den 35 zulässi- 
gen Überschreitungen 
des GW 

Überschreitungeu 
des RGW 

mehr als den 7 zulässi- 
gen Überschreitungen 
des RGW 

1999 

16,7 

28,6 

78,6 

78,6 

2000 

3,1 

12,3 

82,9 

56,8 

2001 

1,5 

11,2 

78,4 

68,3 


Quelle: LAI, 2002b, verändert 




Drucksache 15/3600 


-294- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Bewertung der Grenzwerte in Bezug 
auf die Gesundheit 

549 . In ihrer Stellungnahme kommt die KRdL im VDI 
und DIN zu dem nachvollziehbaren Ergebnis, dass es 
auch nach dem aktuellen wissenschaftlichen Kenntnis- 
stand nicht möglich ist, anhand der im Abschnitt 6. 1.3.2 
beschriebenen Gesundheitseffekte Schwellenwerte für 
Staubbelastungen in der Luft festzulegen (KRdL im VDI 
und DIN, 2003b). Bei der Auswertung der epidemiolo- 
gischen Studien konnte gezeigt werden, dass adverse 
Effekte durch eine Partikelbelastung am besten mit einem 
linearen Modell beschrieben werden können. Gesundheit- 
liche Effekte werden dabei noch unter dem vorgeschlage- 
nen Wert von 20 jig/m^ der zweiten Stufe der ersten Toch- 
terrichtlinie beobachtet. Dementsprechend gibt es 
ausreichend Hinweise dafür, dass die Reduktion der PM- 
Belastung auch unterhalb dieser Konzentration zu einer 
Abnahme der negativen Gesundheitseffekte führen wird. 
Die in den verschiedenen epidemiologischen Unter- 
suchungen festgestellten Gesundheitseffekte können al- 
lerdings nicht ausschließlich mit der Staubbelastung 
assoziiert werden, da eine Zu- oder Abnahme der Staub- 
belastung in den Beobachtungszeiträumen auch immer 
mit einer Zu- oder Abnahme anderer Luftschadstoffe 
(z. B. SO2 oder NO^) verbunden war. Trotzdem werden 
von der KRdL aufgrund der beschriebenen Ergebnisse 
aus gesundheitlicher Sicht Maßnahmen empfohlen, die zu 
einer weiteren Reduzierung der Jahresmittelwerte und der 
Häufigkeit der Überschreitungen eines Tagesmittelwer- 
tes von 50 pg/m^ führen. Dieser Empfehlung schließt sich 
der Umweltrat ausdrücklich an. 

Grenzwertsetzung nnd Monitoring 

550 . Es besteht weiterhin Diskussionsbedarf bei der 
Frage, inwieweit es sinnvoll ist, Grenzwerte für Partikel 
mit einem aerodynamischen Durchmesser < 2,5 pm ein- 
zuführen. Die Fraktion PM2 5 stammt in Deutschland im 
Wesentlichen aus anthropogenen Quellen, während die 
Fraktion PMjo zu mehr als 30 % natürlichen Ursprungs 
ist. Die Einführung eines solchen Grenzwertes führt 
zwangsläufig zu einem umfassenden Monitoringpro- 
gramm von PM2 5. Mit den erhobenen Daten könnte dann 
eine bessere Aussage über die Höhe der anthropogen ver- 
ursachten Feinstaubbelastung getroffen werden. Zudem 
ist anzunehmen, dass die Aussagekraft eines Messwertes 
für PMio abnimmt, wenn das bisher angenommene Ver- 
hältnis zwischen PMjo und PM2_5 sich in Richtung PM2_5 
verschieben sollte. Eine derartige Entwicklung wurde in 
der Bundesrepublik Deutschland allerdings bisher nicht 
beobachtet. Zurzeit liegt der Anteil von PM2_5 an PMig 
konstant hoch (circa 90 %), womit ein zusätzlicher 
Grenzwert mit dem damit verbundenen Monitoring der- 
zeit zu keinem zusätzlichen Informationsgewinn führen 
würde (KRdL im VDI und DIN, 2003b). Grundsätzlich 
muss aber festgehalten werden, dass die in epidemiologi- 
schen Studien beobachteten Wirkungen besser mit PM2_5 
als mit PMio korrelieren. 


Bei der Frage der Grenzwertsetzung muss zusätzlich be- 
achtet werden, dass Gesundheitseffekte in ähnlicher 
Weise wie für andere Feinstaubkomponenten mit ultra- 
feinen Partikeln (Durchmesser kleiner als 0,1 pm) asso- 
ziiert sind (OBERDÖRSTER und UTELL, 2002). In den 
Gebieten, in denen die Partikelimmissionen bereits ge- 
trennt nach unterschiedlichen Größenklassen erfasst wur- 
den, konnte bei absinkender Massenkonzentration 
für PM2 5 eine Spektrumsverschiebung zu kleineren Par- 
tikeln hin (scavenging effect) beobachtet werden 
(WICHMANN etal., 2000; WIEDENSOHLER et al., 
2002). Ob sieh dieser Trend fortsetzt, muss weiterhin ver- 
folgt werden. Zum Schutz der Gesundheit der Bevöl- 
kerung wäre es unter diesem Gesichtspunkt sinnvoller, 
soweit sich die dargestellten Einschätzungen zu den Wir- 
kungen der unterschiedlichen Partikelfraktionen bestäti- 
gen, den Grenzwert für PMjq durch je einen Grenzwert 
für PM2_5 und PMq i zu ersetzen. 

551 . In dem Bericht der KRdL im VDI und DIN wird 
der derzeitige technische Stand des Feinstaubmonitorings 
dargestellt. Ein flächendeckendes Netz von Messstatio- 
nen für die Erfassung von PMiq gibt es in Deutschland 
erst seit 2001 und somit sind die Erfahrungen mit der 
kontinuierlichen Immissionserhebung noch sehr gering 
(KRdL im VDI und DIN, 2003b). Für Messungen der 
PM2_5-Fraktion wird bis Mitte 2003 ein gravimetrisches 
Referenzverfahren analog zu dem PMig-Referenzverfah- 
ren entwickelt und erprobt. 

In den USA konnten bereits über sechs Jahre Erfahrungen 
mit Immissionsgrenzwerten für PM2_5 (15 pg/m^ im Jah- 
resmittel und 65 pg/m^ im 24-Stundenmittel) neben 
Grenzwerten für PMiq gesammelt werden (US EPA, 
2002). In Anbetracht der Tatsache, dass standardisierte 
Messungen möglich sind, könnte übergangsweise die 
Einführung eines zusätzlichen Grenzwertes für PM2 5 dem 
Ziel, in der Zukunft auf je einen Grenzwert für PM2 5 und 
PMqj umzuschwenken, dienlich sein. Aus diesem Grunde 
hat die Empfehlung des Umweltrates (SRU, 2002a), 
einen zusätzlichen Immissionsgrenzwert für PM25 ein- 
zuführen, weiterhin Bestand. 

552 . Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung in Ber- 
lin kritisiert, dass das derzeitige Messverfahren zur Erfas- 
sung der PMiQ-Belastung zwischen den verschiedenen 
Bundesländern uneinheitlich ist (LUTZ, persönliche Mit- 
teilung, 2003). Auch die Gebietsausweisung scheint in- 
homogen zu sein, was unter anderem auf die Länder- 
verschiedenheiten (z. B. in der Emittentenstruktur, der 
Siedlungsstruktur, der kommunalen Gliederung und der 
Immissionsstruktur) zurückgeführt werden kann. Es ist in 
keiner Weise nachvollziehbar, dass beispielsweise in 
Stuttgart gar keine, in Berlin aber sehr deutliche Über- 
schreitungen der PMio-Grenzwerte gemessen werden. 
Außerdem bestehen in Baden-Württemberg Inkonsisten- 
zen zwischen gemessenen hohen NO^- Werten und sehr 
niedrigen PMig-Werten. Der Umweltrat stellt fest, dass 
offensichtlich und dringlich Bedarf besteht, das Immis- 
sionsmonitoring in Deutschland konsequenter zu standar- 
disieren und zu vereinheitlichen. 
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Abschließende Bewertung 

553. Der Umweltrat begrüßt ausdrüeklich das Vorgehen 
der EU, in ihrer ersten Tochterriehtlinie den Jahresmittel- 
wert für PMio in der zweiten Stufe um die Hälfte zu redu- 
zieren, da bei einer Abnahme der Immissionswerte ent- 
spreehend einem linearen Modell, mit einer Reduzierung 
der adversen Gesundheitseffekte zu rechnen ist. Nach der 
derzeitigen Entwicklung erscheint es momentan unwahr- 
scheinlich, dass die von der EU vorgesehenen Richt- 
grenzwerte der zweiten Stufe der ersten Tochterrichtlinie 
bis zum Jahr 2010 eingehalten werden können. Trotzdem 
sollte, um einen wirksamen Gesundheitsschutz zu ge- 
währleisten, an den sehr ambitionierten Zielwerten fest- 
gehalten werden, auch wenn die Einhaltung derselbigen 
erhebliche Anstrengungen erfordert. Es besteht aber ein 
erhebliches Potenzial in Hinblick auf technische Entwick- 
lungsmöglichkeiten gerade im Bereich der Abgasreini- 
gung und -reduzierung von Kraftfahrzeugen. Zusätzlich 
sollten weitere Maßnahmen ergriffen werden, um die Be- 
lastungssituation zu senken und somit das Ziel, die 
Grenzwerte bis 2010 einzuhalten, erreichen zu können. 
Zusammenfassend empfiehlt der Umweltrat: 

- Die Festlegung eines zusätzlichen Grenzwertes für 
Feinstäube der Fraktion PM 2 5 mit der dadurch beding- 
ten Umstellung des Monitorings ist beim derzeitigen 
Stand der technischen und wissenschaftlichen Ent- 
wicklung nur unter großem Aufwand möglich. Auf- 
grund der Tatsache, dass die Fraktion PM 2 5 in erster 
Linie anthropogenen Ursprungs ist, ist es dennoch für 
die Zukunft sinnvoll, die bestehenden Grenzwerte für 
PMio durch Grenzwerte für PM 2 5 zu ersetzen. Es ist zu 
prüfen, inwieweit ein zusätzlicher Grenzwert für PMq 1 
für einen verbesserten Schutz der Gesundheit zielfüh- 
rend wäre. 

- Zusätzlich zum inzwischen bestehenden umfassenden 
Messnetz zur Erfassung von PMjq und den circa 
20 Stationen, an denen PM 2_5 gemessen wird, sollten an 
ausgewählten Messstellen die unterschiedlichen Parti- 
kelgrößen erfasst werden, um damit mögliche Verände- 
rungen im Partikelspektrum verfolgen zu können. 

- Eine konsequente Vereinheitlichung und Standardisie- 
rung des Immissionsmonitorings in Deutschland sollte 
gewährleistet werden. Dabei ist es notwendig, auftre- 
tende Inkonsistenzen in den Messergebnissen zu über- 
prüfen, um mögliche Schwächen oder Fehler im 
Messnetz zu beheben. 

6.2.2.4 Immissionszielwerte für Arsen, 

Nickel, Cadmium, Quecksilber 
und polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (Vorschlag 
für eine vierte Tochterrichtlinie) 

554. Die EU-Kommission hat einen Vorschlag für eine 
vierte Tochterrichtlinie über Arsen, Cadmium, Queck- 
silber, Nickel und polyzyklische aromatische Kohlenwas- 
serstoffe (PAK) in der Luft vorgelegt (EU-Kommission, 
2003b). Der Vorschlag enthält keine Grenzwerte, sondern 


nur Zielwerte für die angegebenen Schadstoffe bezie- 
hungsweise Schadstoffgruppen zum Schutz der Gesund- 
heit des Menschen. Aufgrund der Tatsache, dass Queck- 
silber in erster Linie über die Nahrung und nicht über den 
Luftpfad aufgenommen wird und die in Europa gemes- 
senen Konzentrationen in der Luft deutlich unter den 
Werten liegen, ab denen mit negativen Effekten für die 
Gesundheit zu rechnen ist, wurde für Quecksilber kein 
Immissionszielwert festgelegt. Weiterhin werden Vorga- 
ben zum Immissionsmonitoring und zur Umsetzung der 
Zielwerte gemacht. Im Falle der Überschreitung der Ziel- 
werte sind keine konkreten Maßnahmen gefordert. Bis 
zum Jahr 2010 soll die Richtlinie anhand gewonnener Er- 
fahrungen und neuer Erkenntnisse evaluiert werden. Im 
Folgenden wird auf die einzelnen Luftschadstoffe und 
deren Bewertung sowie auf die Setzung der Zielwerte 
seitens der EU-Kommission eingegangen. 

Arsen 

555. Arsen ist ein Metalloid und kommt nur in geringen 
Konzentrationen in der Erdkruste vor. In der Umwelt ist 
es kaum in elementarer Form, sondern in unterschied- 
lichen organischen und anorganischen Verbindungen an- 
zutreffen. Freigesetzt wird es durch Vulkanausbrüche und 
Verwitterung. Der Hauptanteil an den Emissionen resul- 
tiert allerdings aus anthropogenen Vorgängen wie der Me- 
tallschmelze und der Verbrennung mineralischer Roh- 
stoffe (z. B. Kohle). In der Luft ist Arsen, wie auch 
Nickel und Cadmium, in erster Linie an feine Partikel der 
Fraktion PM 2 5 gebimden. Im urbanen Hintergrund wurden 
Immissionskonzentrationen zwischen 0,5 und 3 ng/m^ 
gemessen, die in der Nähe von industriellen Anlagen auf 
mehr als das zehnfache ansteigen können (EU-Kom- 
mission, 2003b). Arsen ist hoch toxisch. Nach der Inter- 
national Association on the Risks of Cancer (lARC, 
1980) wird Arsen als kanzerogen eingestuft und die 
CSTEE {Scientific Committee on Toxicity, Ecotoxicity 
and the Environment) bewertet es zudem als genotoxisch 
(CSTEE, 2001a). Von der WHO ist ein unit risk von 
1,5 X 10-3 (|ig/m3)-i festgesetzt worden. Das entspricht 
umgerechnet bei einer Dauerexposition von 0,66 ng/m^ 
einem Lungenkrebsrisiko von 1:1 000 000 (WHO, 2000). 
Laut WHO ist das Risiko eines zusätzlichen Krebsfalls 
auf 1 000 000 Leben die Grenze, ab der vorsorgliche 
Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit erforderlich 
werden. Die EU-Kommission ist der Auffassung, dass 
dieses unit risk das tatsächliche Risiko überbewertet, 
ohne aber diese Einschätzung zu begründen (EU-Kom- 
mission, 2000 ). 

Anhand der existierenden In-vivo- und In-vitro-Studien 
ist es nicht möglich in Bezug auf die genotoxischen und 
kanzerogenen Wirkungen von Arsen einen Schwellen- 
wert abzuleiten. Gleichwohl wird aus Gründen der Vor- 
sorge von der EU-Kommission ein Zielwert von 6 ng/m^ 
vorgeschlagen, wobei bei der Setzung dieses Wertes öko- 
nomische Aspekte im Hinblick auf die Realisierbarkeit 
der Umsetzung durch die emittierende Industrie stark be- 
rücksichtigt wurden (EU-Kommission, 2003b). 
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Nickel 

556 . Nickel kommt in löslicher und unlöslicher Form 
vor. Natürliche Quellen, deren Anteil an den globalen 
Emissionen auf 15 bis 35 % geschätzt wird, sind in erster 
Linie Winderosion und Vulkanismus (EU-Kommission, 
2000). Anthropogene Quellen für Nickelemissionen (pri- 
mär in Form von löslichen Verbindungen wie Nickelsul- 
fat) sind Verbrennungsprozesse (besonders bei Einsatz 
von Kohle und Schweröl) und die Nickel verarbeitende 
Industrie. Im urbanen Raum ermittelte Immissionswerte 
liegen zwischen 1,4 und 13 ng/m^ (EU-Kommission, 
2000). ln unmittelbarer Nähe von Emissionsquellen wur- 
den Maximalwerte bis löOng/m^ gemessen (KAISER, 
1985). Der Anteil löslicher Verbindungen an den Nickel- 
verbindungen in der Luft scheint sehr stark zu schwanken 
und unter anderem von der Lage und den meteorologi- 
schen Bedingungen abzuhängen. So ergaben Messungen, 
die im Raum Dortmund durchgeführt wurden, einen pro- 
zentualen Anteil an löslichen Verbindungen von 42,1 % 
in unmittelbarer Nähe zu einem Stahl produzierenden Un- 
ternehmen und 22,4 % für die Referenzstation (urbaner 
Hintergrund). Eine toxische Wirkung des Metalls konnte 
anhand von Veränderungen des Respirationstraktes und 
des Immunsystems festgestellt werden. Außerdem kann 
Nickel allergische Hautreaktionen hervorrufen und wird 
des Weiteren als leicht genotoxisch und kanzerogen ein- 
gestuft (CSTEE, 2001b; WHO, 2000). Ähnlich wie für 
Arsen (Tz. 555) kann ein Schwellenwert für Nickel wir- 
kungsseitig nicht begründet werden. Somit wird von der 
EU-Kommission in Übereinstimmung mit der CSTEE ein 
Zielwert von 20 ng/m^ vorgeschlagen. Die Umrechnung 
des WHO Unit-risk- Wertes ergibt eine Konzentration von 
2,5 ng/m^ bei einem lebenslangen Krebsrisiko von 
1:1 000 000. Der deutlich höhere Zielwert der EU-Kom- 
mission im Vergleich zur WHO-Vorgabe wird damit be- 
gründet, dass Nickelsulfid mit einem Anteil von unter 
1 0 % an den in der Luft anzutreffenden Verbindungen die 
eigentliche krebserregende Potenz besitzt und dies mit 
eingerechnet werden sollte. Dem entgegen stehen Ergeb- 
nisse aus Versuchen an Ratten, in welchen die nicht lösli- 
chen Nickelverbindungen ebenfalls kanzerogene Wir- 
kung gezeigt haben, weshalb weitere Nickelverbindungen 
durch die International Agency for Research on Cancer 
(lARC) als krebserregend klassifiziert wurden (lARC, 
1990). 

Cadmium 

557 . Cadmium kommt in der Erdkruste nur mit einem 
Anteil von 0,0002 % vor. Freigesetzt wird Cadmium in 
der Eisen-, Zink- und Kupferproduktion sowie bei der 
Verbrennung von Kohle, Öl und Abfällen (EU-Kommis- 
sion, 2000). Hintergrundwerfe für Cadmium liegen zwi- 
schen 0,2 und 2,5 ng/m^ und können in der unmittelbaren 
Nähe von emittierenden industriellen Anlagen auf über 
das zehnfache ansteigen (EU-Kommission, 2003b). Über 
die Deposition gelangt Cadmium in terrestrische sowie 
aquatische Systeme, wo es von Pflanzen und sonstigen 
Organismen aufgenommen wird und mit steigender Tro- 
phieebene deutlich akkumuliert. Auf diesem Wege wird 
die Nahrung zur Hauptbelastungsquelle für den Men- 


schen. Die tägliche Aufnahme von Cadmium über die 
Nahrung beträgt nach JÄRUP et al. (1998) zwischen 
8,5 und 28 pg/d (Mittelwerte für Erwachsene) im Ver- 
gleich zu etwa 10 ng/d, die über die Luft aufgenommen 
werden. Cadmium, das über die Nahrung oder aber über 
feinste Partikel, die bis in die Alveolen Vordringen, aufge- 
nommen wird, gelangt in die Leber und die Niere und 
wird dort gespeichert und akkumuliert. 

558 . Das besondere Risiko für die menschliche Gesund- 
heit beruht sowohl auf kanzerogenen als auch nicht kan- 
zerogenen Wirkungen von Cadmiumverbindungen; eine 
Gentoxizität wird ebenfalls nicht ausgeschlossen. Eine 
Besonderheit ist die nephrotoxische (nierenschädigende) 
Wirkung dieses Metalls und die sehr hohe Halbwertszeit 
von 10 bis 30 Jahren im menschlichen Körper bezie- 
hungsweise in der Nierenrinde (JÄRUP et al., 1998). 
Aufgrund der wenig eindeutigen Studien und der Schwie- 
rigkeit, in epidemiologischen Untersuchungen die kanze- 
rogene Wirkung von Cadmium gegenüber möglichen 
Wirkungen aufgrund der gleichzeitigen Arsenexposition 
abzugrenzen, sind WHO und CSTEE der Meinung, dass 
es nicht möglich sei, ein unit risk für dieses Metall festzu- 
legen (WHO, 2000; CSTEE, 2001c). Von beiden wird 
deshalb ein Zielwert von 5 ng/m^ (pro Jahr) für Europa 
vorgeschlagen, welcher von der EU-Kommission im Vor- 
schlag für eine vierte Tochterrichtlinie übernommen 
wurde. Demgegenüber hat die US EPA ein unit risk von 
1,8 X 10-3 (pg/m^)-' festgesetzt, was für den ermittelten 
Zielwert ein Lungenkrebsrisiko von 20 : 1 000 000 be- 
deuten würde. Die Empfehlung der CSTEE für den an- 
gesprochenen Zielwert beruht allein auf den nephro- 
toxischen Eigenschaften des Metalls, obwohl die 
kanzerogene Wirkung nicht bestritten wird. Gleichzeitig 
wird darauf hingewiesen, dass die für einen durchschnitt- 
lichen Europäer mittleren Alters ermittelte Konzentration 
in der Nierenrinde bereits knapp unterhalb des kritischen 
Bereichs liegt, ab dem Funktionsstörungen in der Niere 
auftreten können. Schon aus diesem Grunde sollte die 
Aufnahme von Cadmium durch den Menschen soweit 
möglich reduziert werden. 

Quecksilber 

559 . Für Quecksilber wurde in dem vorliegenden Ent- 
wurf der EU-Kommission kein Ziel- oder Grenzwert fest- 
gesetzt. Dieses Metall hat einen Gewichtsanteil an der 
Erdrinde von etwa 0,00004 %. Freigesetzt wird Quecksil- 
ber in erster Linie in elementarer und gasförmiger Form 
und kann sich schnell ubiquitär ausbreiten (UNEP Che- 
micals, 2002). Ein Drittel des freigesetzten Quecksilbers 
in Europa stammt aus natürlichen Quellen wie Entgasung 
aus der Erdkruste und Verwitterung. Etwa zwei Drittel 
der anthropogenen Emissionen werden durch die Kohle- 
und Müllverbrennung ffeigesetzt. Einmal freigesetzt, ist 
dieses Metall sehr persistent in der Umwelt und kann über 
Deposition und Remobilisierung zwischen den verschie- 
denen Medien wie Luft, Wasser, Sediment und den Böden 
frei zirkulieren. Das deponierte Metall wird über mikro- 
bielle Stoffwechselprozesse in erster Linie zu Methyl- 
und Dimethylquecksilber umgewandelt. Diese organische 
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Form des Metalls ist besonders bioakkumulativ und wird 
bei der Aufnahme über die Nahrung im menschlichen 
Körper fast vollständig absorbiert (WHO, 2003). Die 
Quecksilberaufhahme durch den Menschen über die Luft 
(0,04 bis 0,2 |ig/d) ist verschwindend gering im Vergleich 
zur Aufnahme über die Nahrung (circa 4,2 pg/d) und über 
Amalgamfüllungen (1,2 bis 27 pg/d). Die EU-Kommis- 
sion verzichtet darauf, einen Luftqualitätsstandardwert 
für Quecksilber festzusetzen, da bisher der globale Stoff- 
transport dieses Metalls nur sehr unzureichend aufgeklärt 
wurde. Dabei weist sie selbst daraufhin, dass elementares 
Quecksilber aus der Atmosphäre abgelagert wird und 
über den erwähnten mikrobiellen Stoffwechselpfad in ter- 
restrische wie auch aquatische Organismen gelangt und 
dabei in hohen Konzentrationen gerade in Fischen, BCreb- 
sen und Muscheln akkumuliert. Der Verzehr großer Men- 
gen dieser Meeresfrüchte stellt für den Menschen durch- 
aus eine Belastung dar. 

Die schädigende Wirkung der Methylquecksilberauf- 
nahme wurde das erste Mal Anfang 1960 weltweit publik, 
nachdem größere Quecksilbermengen in der Bucht von 
Minamata in Japan über mehrere Jahre freigesetzt wurden 
und zahlreiche Bewohner infolge des Verzehrs kontami- 
nierter Fische erkrankten (s. auch HARADA, 1995; 
UNEP Chemicals, 2002). Quecksilber ist gerade bei chro- 
nischer Exposition neuro- und nephrotoxisch; eine re- 
produktionstoxische und fruchtschädigende Wirkung 
wird ebenfalls nicht ausgeschlossen (WHO, 2003; UNEP 
Chemicals, 2002). Methylquecksilber hat akkumulative 
Eigenschaften und wird zudem von der lARC als wahr- 
scheinlich kanzerogen eingestuft (lARC, 1997). Die 
WHO schlägt für Quecksilber einen Luftqualitätsstan- 
dardwert für Europa von 1 pg/m^ im Jahresdurchschnitt 
vor (WHO, 2000). Angesichts der bioakkumulativen 
Eigenschaft des Metalls sollten Maßnahmen ergriffen 
werden, um die Freisetzung von Quecksilber in die Um- 
welt weiter zu reduzieren. Dafür ist es notwendig, jetzt 
schon einen Zielwert für die Quecksilberdeposition fest- 
zulegen, auch wenn viele Fragen über die globale Zirku- 
lation des Metalls bisher ungeklärt sind. 

Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe 

560 . Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe 
(PAK) sind organische Verbindungen mit mindestens 
zwei kondensierten aromatischen Ringen, von denen in 
der Natur mehrere 100 Verbindungen nachgewiesen wur- 
den. Für die Emissionen von PAK sind vorrangig ther- 
mische Prozesse der Industrie (Aluminiumproduktion, 
Kokereien, Kohleverbrennung etc.), Landwirtschaft (Ver- 
brennung organischen Materials) und Verkehr (Diesel- 
motoren) verantwortlich (EU-Kommission, 2003b). Auf- 
grund ihrer geringen Flüchtigkeit und Wasserlöslichkeit 
sind sie fast ausschließlich an Staub- (speziell Feinpar- 
tikel) oder Schlammpartikel gebunden. Da PAK immer in 
komplexen Substanzgemischen gebildet werden, wird 
meist das sehr gut untersuchte Benzo(a)pyren (BaP) als 
Leitsubstanz eingesetzt. BaP ist ein starkes Kanzerogen, 
allerdings verfügen andere PAK über eine höhere Kanze- 
rogenität (GLATT, 1999). Die lARC der WHO stuft ver- 


schiedene Vertreter dieser Stoffgruppe als kanzerogen 
und genotoxisch ein (lARC, 1983). Die Exposition er- 
folgt in der Regel über die Lunge durch die Inhalation 
von PAK, gebunden an feinste Partikel. 

561 . Die BaP-Konzentrationen in der Luft liegen im 
ländlichen Raum zwischen 0, 1 und 1 ng/m^ und im urba- 
nen Raum zwischen 0,5 und 3 ng/m^. In unmittelbarer 
Nähe zu emittierenden industriellen Anlagen können sie 
bis auf 30 ng/m^ ansteigen. Von der EU-Kommission 
wird ein Zielwert von 1 ng/m^ für BaP als Leitsubstanz 
vorgeschlagen (EU-Kommission, 2003b). Unter den der- 
zeit gegebenen Bedingungen bedeutet dies, dass teilweise 
erhebliche Anstrengungen notwendig sind, um diesen 
Zielwert zu erreichen. Die Umrechnung des mit risk der 
WHO für BaP entspräche einem Wert von 0,01 ng/m^. 
Von der CSTEE wird die Festlegung von BaP als Leit- 
substanz kritisch bewertet und es wird weitere Forschung 
gefordert, um zu klären, ob andere Vertreter dieser 
Stoffgruppe, die ein höheres toxikologisches Potenzial 
aufweisen, dafür nicht besser geeignet wären (CSTEE, 
200 Id). 

Zusammenfassung und Bewertung 

562 . Im Vorschlag der EU-Kommission für eine vierte 
Tochterrichtlinie zur Luftreinhaltung werden folgende 
Zielwerte festgelegt: 

- Arsen: 6 ng/m^, 

- Cadmium: 5 ng/m^, 

- Nickel: 20 ng/m^, 

- Quecksilber: kein Zielwert, 

- PAK: 1 ng/m^ für BaP als Leitsubstanz. 

Für den Fall der Überschreitung der Zielwerte sieht der 
Entwurf vor, dass angemessene Maßnahmen zur Minde- 
rung der Immissionen getroffen werden sollten, ohne aber 
zu konkretisieren, was damit gemeint ist. Weiterhin sollen 
die Bevölkerung und die EU-Kommission über die Ziel- 
wertüberschreitung umfassend unterrichtet werden. 

Die EU-Kommission erwartet vor allem durch die Um- 
setzung der IVU-Richtlinie (Tz. 538), die die Betreiber 
großer Industrieanlagen spätestens ab 2007 zur Anwen- 
dung der besten verfügbaren Techniken verpflichtet, we- 
sentliche Emissionsreduktionen. Die Anwendung der bes- 
ten verfügbaren Techniken garantiert allerdings noch 
nicht die Einhaltung der Zielwerte. 

563 . Da die EU-Kommission davon ausgeht, dass bei 
Einhaltung der Zielwerte adverse Gesundheitseffekte hin- 
reichend minimiert sind, hält sie ein als „indikativ“ be- 
zeichnetes Hintergrundmonitoring zur Überwachung der 
Schadstoffbelastung für ausreichend. Nur dort, wo die 
Zielwerte nicht eingehalten werden, wird ein spezifizier- 
tes Monitoring vorgeschrieben. Die Hintergrundmessun- 
gen dienen der Abschätzung von möglichen Einflüssen 
auf die menschliche Gesundheit und beinhalten neben 
Konzentrationsmessungen der Luft die Erfassung der 
Deposition von Arsen, Cadmium, Quecksilber und PAK. 
Inwieweit mögliche Überschreitungen der Zielwerte mit 
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den regelmäßig durchzufiihrenden Messungen an einer 
scheinbar sehr begrenzten Anzahl von Messstationen 
frühzeitig erkannt werden können, bleibt nach dem Vor- 
schlag zur vierten Tochterrichtlinie offen. 

564. Der Umweltrat hat große Bedenken, ob der Vor- 
schlag der EU-Kommission für eine vierte Tochterricht- 
linie dem Schutz der Bevölkerung vor den genannten 
Luftschadstoffen genügt. Im Besonderen ist zweifelhaft, 
ob mit Zielwerten, bei deren Überschreitung keine harten 
Maßnahmen ergriffen werden müssen, die Einhaltung der 
Immissionswerte gewährleistet werden kann. Aus diesem 
und den anderen genannten Gründen wird der Bundes- 
regierung empfohlen, auf der Grundlage der folgenden 
Punkte eine Verbesserung des Vorschlags der EU-Kom- 
mission für eine vierte Tochterrichtlinie anzustreben: 

- Die Festlegung von Zielwerten, an die keine harten 
Maßnahmen für den Fall der Nichteinhaltung gebun- 
den sind, ist unbefriedigend. Daher sollte sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, dass die von der 
EU-Kommission vorgeschlagenen Zielwerte in ver- 
bindliche Grenzwerte umgewandelt werden, bei deren 
Überschreitung rechtlich zwingend Minderungsmaß- 
nahmen ergriffen werden müssen. 

- Die Begründung für die Festlegung des Immissions- 
wertes für Nickel erscheint nicht plausibel. Da von der 
lARC nicht nur Nickelsulfid, sondern weitere Verbin- 
dungen als kanzerogen eingestuft wurden, ist der vor- 
geschlagene Zielwert zu hoch und sollte auf wenigs- 
tens 10 ng/m^ gesenkt werden. 

- Für Cadmium und Quecksilber sollte ein gesonderter 
Grenzwert für die Deposition eingeführt werden, um 
in höherem Maße auf die eigentliche Problematik die- 
ser beiden Schadstoffe einzugehen. Besonders die 
ermittelten Cadmiumkonzentrationen in der Nieren- 
rinde für einen durchschnittlichen Europäer und die 
hohe Halbwertzeit im Organismus sind bedenklich 
und erfordern eine Reduzierung der Schadstoffauf- 
nahme. 

- In Bezug auf PAK sollte anhand weiterer wissen- 
schaftlicher Studien geprüft werden, inwieweit 
Benzo(a)pyren als Leitsubstanz geeignet ist, oder bes- 
ser durch einen Vertreter dieser Stoffgruppe mit einem 
höheren toxikologischen Potenzial ersetzt werden 
sollte. 

- Es sollte überprüft werden, inwieweit das Hinter- 
grundmonitoring ausreichend ist, um mögliche Über- 
schreitungen der Immissionswerte frühzeitig zu er- 
kennen. 

6.2.3 Technische Anleitung zur Reinhaltung 
der Luft 2002 

6.2.3.1 Überblick 

565. Die Funktion der neuen am I . Oktober 2002 in 
Kraft getretenen Technischen Anleitung zur Reinhaltung 
der Luft (TA Luft) besteht unter anderem darin, die euro- 


parechtlich vorgegebenen, in der 22. BImSchV nunmehr 
normierten Luftqualitätsziele gegenüber der Emittenten- 
gruppe der Anlagen durchzusetzen. Dafür konkretisiert 
die TA Luft die entsprechenden Anforderungen des 
BImSchG und enthält in Kontinuität mit der 
TA Luft 1986 folgende zentrale Regelungselemente: 

- Grundsätze für das (gestufte) Genehmigungsver- 
fahren, 

- Konkretisierungen des Begriffs der schädlichen Um- 
welteinwirkungen für eine - erweiterte - Reihe von 
Luftschadstoffen durch Immissionsgrenzwerte, 

- ein neues Beurteilungsverfahren zur Prognose der 
Auswirkung einer Anlage, 

- Anforderungen an die Emissionsminderungen nach 
dem - medienübergreifend zu bestimmenden - Stand 
der Technik sowie 

- Maßstäbe für nachträgliche Anordnungen gegenüber 
Betreibern bestehender Anlagen. 

Das komplexe neue Regelwerk kann hier nicht detailliert 
gewürdigt werden. Es sollen stattdessen einige proble- 
matische Elemente und besondere Herausforderungen für 
den Vollzug herausgegriffen werden. 

6.2.3.2 Integrative Betrachtungsweise 

566. Der deutsche Gesetzgeber hat sich mit dem Arti- 
kelgesetz in durchaus vertretbarer Weise dafür entschie- 
den, die Anforderungen der IVU-Richtlinie (Richtlinie 
1996/61 /EG über die integrierte Vermeidung und Ver- 
minderung der Umweltverschmutzung) an die integra- 
tiven, medienübergreifenden Voraussetzungen für eine 
Anlagengenehmigung der Konkretisierung im unter- 
gesetzlichen Regelwerk zu überantworten (KOCH und 
SIEBEL-HUFFMANN, 2001, S. 1084). Die teilweise 
vertretene Ansicht, eine adäquate integrative, medien- 
übergreifende Betrachtungsweise könne letztlich nur 
durch eine singuläre Abwägung aller Umstände im ein- 
zelnen Genehmigungsfall erfolgen, ist unzutreffend. 
Dabei ist zunächst zu bedenken, dass im Bereich der 
Abwehr von Gefahren, erheblichen Nachteilen und Be- 
lästigungen ohnehin kein Raum für eine optimierend- 
abwägende Entscheidung der Genehmigungsbehörde 
entsteht. Vielmehr müssen die entsprechenden Immis- 
sionsgrenzwerte strikt eingehalten werden. Im Bereich 
der Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen ist 
dagegen eine medienübergreifende, optimierende Be- 
trachtungsweise geboten. Dabei geht es einerseits um die 
eher generalisierende Bewertung der technischen Mög- 
lichkeiten und andererseits um die rechtspolitische 
Entscheidung darüber, in welchen Bereichen (Luftrein- 
haltung, Gewässerschutz, Bodenschutz usw.) im Kon- 
fiiktfall Vorsorgegesichtspunkten der Vorzug gegeben 
werden soll (HANSMANN, 2002; KOCH und SIEBEL- 
HUFFMANN, 2001, S. 1084; KOCH 1997, S. 50 f.). 
Beide Problembereiche, der technische und der rechts- 
politische, sind grundsätzlich einer generalisierenden 
Standardsetzung zugänglich. Das schließt nicht aus, dass 
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in atypischen Fällen auch ergänzende, einzelfallbezo- 
gene integrative Anforderungen an Anlagen zu stellen 
sind. 

567 . ln Übereinstimmung mit diesem Umsetzungs- 
konzept beansprueht die neue TA Luft, dass die vorsorge- 
bezogenen Anforderungen unter Beachtung des integrati- 
ven Ansatzes festgelegt worden sind: „Die Vorsehriften 
berücksichtigen mögliche Verlagerungen von nachteili- 
gen Auswirkungen von einem Schutzgut auf ein anderes; 
sie sollen ein hohes Sehutzniveau für die Umwelt ins- 
gesamt gewährleisten“ (Nr. 5.1.1 Abs. 2 TA Luft). Ergän- 
zend wird für mögliehe Einzelfallbetrachtungen der inte- 
grative Ansatz in Nr. 5.1.3 TA Luft operationalisiert. 
Entscheidend für die Europarechtskonformität der deut- 
schen Umsetzung ist die Frage, ob die einzelnen Emis- 
sionsgrenzwerte der TA Luft nachvollziehbar auf einer 
integrativen Betrachtungsweise beruhen, ln der Begrün- 
dung zur TA Luft werden einige anschauliche und ein- 
leuchtende Beispiele für eine Herleitung von Emissions- 
grenzwerten auf der Grundlage medienübergreifender 
Betrachtung gegeben. Das ist hilfreich, aber nieht aus- 
reichend. 

Der Umweltrat hält an seiner Forderung fest, dass eine 
europareehtskonforme Umsetzung des integrativen 
Modells der Industrieanlagenzulassung eine durchge- 
hend erkennbare integrative Betrachtung verlangt, ln 
einer Begründung sollte zu den in der neuen TA Luft fest- 
gelegten technischen Standards und Grenzwerten darüber 
Auskunft gegeben werden, auf welchen Erwägungen 
diese Standards beruhen und warum diese Standards aus 
Perspektive der gebotenen Gesamtbetraehtung keine 
kontraproduktive Verlagerung von Umweltbelastungen 
bewirken können (SRU, 2002a, Tz. 315). Der Umweltrat 
begrüßt daher die Absicht des Umweltbundesamtes, eine 
entsprechende Dokumentation zu erstellen. Die trans- 
parente Darstellung der medienübergreifenden Reeht- 
fertigung von Emissionsgrenzwerten wird den Dialog 
über den integrierten Umweltschutz fördern und könnte 
Innovationen für einen verbesserten Umweltschutz aus- 
lösen. 

568 . Eine solche Dokumentation ist aber auch notwen- 
dig, um einen Beitrag für den Informationsaustauseh über 
die Besten Verfügbaren Techniken (BVT) auf europäi- 
scher Ebene zu leisten. Eine einheitliche Methode für die 
von der IVU-Richtlinie geforderte integrative Gesamt- 
betrachtung liegt nämlich der Erarbeitung der BVT-Merk- 
blätter im so genannten Sevilla-Prozess nicht zugrunde. 
Die Merkblätter beschränken sich bislang auf eine Dar- 
stellung der BVT für die einzelnen Medien und geben in 
Bezug auf integrierte und medienübergreifende Aspekte 
keine neuen Impulse (DAVIDS, 2000). Insofern müssen 
- um den europareehtliehen Vorgaben gerecht zu 
werden- auch auf europäischer Ebene Anstrengungen 
hin zu einer integrativen Betrachtungsweise unternom- 
men werden. 

569 . Vor diesem Hintergrund wird zurzeit im Rahmen 
des oben genannten Informationsaustausches ein BVT- 


Merkblatt zur Beurteilung medienübergreifender Kon- 
flikte bei Anlagengenehmigungen erarbeitet. Die dafür 
zuständige europäische Arbeitsgruppe hat inzwischen ei- 
nen Entwurf des BVT-Merkblatts Draft Reference Docu- 
ment on Economics and Cross-Media Effects vorgelegt 
(EIPPCB, 2003a). In Form eines Leitfadens wird darin 
dargestellt, wie in vier Arbeitsschritten eine Entscheidung 
über medienübergreifende Konflikte ablaufen sollte (s. 
Abb. 6-7). 

Nach diesem Leitfaden sind im ersten Arbeitsschritt zu- 
nächst die Handlungsoptionen zur Lösung eines medienü- 
bergreifenden Belastungskonfliktes zu identifizieren 
(welehe Teehniken sollen verglichen werden, welche 
Sehadstoffe, welehe Medien müssen betrachtet werden). 
Dann soll ein Inventar über alle Schadstoffemissionen, 
Energie- und Rohstoffverbräuche und die zu erwartenden 
Abfallmengen erstellt werden. Aus diesen Daten werden 
für sieben Effektkategorien (Humantoxizität, Erderwär- 
mung, Aquatoxizität, Versauerung, Eutrophierung, 
Ozonabbau, Erzeugung von bodennahem Ozon) die je- 
weiligen Sehadensausmaße bestimmt. Da die verschie- 
denartigen Effekte nicht direkt miteinander verglichen 
werden können, steht aueh am Ende dieser Methode eine 
umweltpolitische Bewertung. 

Der Leitfaden soll die Festlegung der Besten Verfügbaren 
Techniken unterstützen. Die Autoren des Entwurfs wei- 
sen allerdings darauf hin, dass die Durchführung der vier 
Arbeitsschritte zeit- und damit auch kostenaufwendig sei. 
Die Methode sollte daher nur angewandt werden, wenn 
keine klare Präferenz für eine oder mehrere Teehniken 
angegeben werden kann. Sobald bei einem der vier Ar- 
beitsschritte eine Technik deutlich vorzugswürdig er- 
scheint, sollte auf die weiteren Arbeitsschritte verzichtet 
werden. In jedem Fall soll das Vorgehen begründet und 
nachvollziehbar dargestellt werden (EIPPCB, 2003a, 
S. 7). 

570 . Der Hinweis auf ein vereinfachtes Verfahren ist 
sachgerecht, da ein umfangreiehes Prüfungsverfahren 
nicht dazu führen darf, dass Entscheidungen über anzu- 
wendende Techniken verzögert werden, obwohl schon 
eine erste Betraehtung eine Beurteilung ermöglicht. Die 
vorliegenden BVT-Merkblätter zeigen zudem, dass die 
erforderliehen Daten (vgl. Abb. 6-7) nicht immer vorhan- 
den sind. 

Auch die Erfahrungen in Deutsehland bestätigen, dass 
nicht in jedem Fall eine umfassende Gesamtbetrachtung 
notwendig ist (s. dazu auch DAVIDS, 2000). Dies hat im 
Wesentlichen zwei Gründe: (1) Vielfach haben problema- 
tische potenzielle Belastungsverlagerungen nur eine ge- 
ringe Komplexität und betreffen beispielsweise nur die 
Frage, ob im Interesse der Luftreinhaltung größere Belas- 
tungen eines Gewässers wegen der Abgaswäsche hinzu- 
nehmen sind. (2) In der Praxis ist in den meisten Fällen 
eine Entscheidung nur zwischen wenigen Techniken 
möglieh, sodass der Umfang der Betrachtung entspre- 
chend eingegrenzt werden kann. 



Drucksache 15/3600 


-300- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Abbildung 6-7 


Leitfaden zur Entscheidung über medienübergreifende Konflikte 



Quelle: EIPPCB, 2003a 


6.2.3.3 Punktbetrachtung anstelle 
einer Flächenbetrachtung 

571. Die TA Luft 2002 enthält - ebenfalls in Um- 
setzung der europareehtliehen Vorgaben - ein neues 
Verfahren zur Ermittlung der voraussiehtliehen Immis- 
sionsbelastungslage nach Inbetriebnahme einer zur Ge- 
nehmigung stehenden Anlage (so genannte Immissions- 
kenngrößen; Nr. 4.6 TA Luft). Während die alte 
TA Luft 1986 eine flächenbezogene Beurteilung im 
potenziellen Einwirkungsbereich der Anlage für eine 
Fülle von Beurteilungsflächen mit einer Seitenlänge von 
1 km vorschrieb, ist nunmehr eine Punktbetrachtung für 
in der Regel nur zwei Beurteilungspunkte - einen für die 
Langzeitbelastung und einen für kurzfristige Spitzen- 
belastungen - durehzuführen (Nr. 4. 6. 2. 6 TA Luft). Die 
Beurteilungspunkte müssen sieh innerhalb eines Kreises 
um den Emissionssehwerpunkt mit einem Radius der 
SOfachen Schomsteinhöhe befinden, wobei die Zusatz- 
belastung dureh die beurteilte Anlage im Aufpunkt mehr 
als 3,0 vom Hundert der Langzeitkonzentration betragen 
muss (Nr. 4. 6. 2. 5 TA Luft). Die Auswahl der Beur- 
teilungspunkte in diesem Gebiet soll so erfolgen, dass 
eine Beurteilung der voraussichtliehen Gesamtbelastung 


(= Vorbelastung zuzüglieh Zusatzbelastung der beurteil- 
ten Anlage) „an den Punkten mit der mutmaßlich höchs- 
ten Gesamtbelastung für dort nieht nur vorübergehend ex- 
ponierte Schutzgüter ermöglicht wird“ (Nr. 4. 6. 2. 6 Abs. 1 
Satz 1 TA Luft). Dafür sind einerseits dureh Ausbrei- 
tungsrechnung die Punkte mit maximaler Zusatzbelas- 
tung zu ennitteln und andererseits die vorhandene Vorbe- 
lastung im Beurteilungsgebiet abzuschätzen. Im dritten 
Schritt sind dann die - in der Regel zwei - Beurteilungs- 
punkte mit dem vermeintlich höchsten Belastungsrisiko 
auszuwählen. 

572. Diese Vorgehensweise ist mit deutlichen Unsicher- 
heiten behaftet (kritiseh HANSMANN, 2003, S. 73 f ). 
Einen gewissen umweltpolitischen Vorteil hat diese Vor- 
gehensweise nur bei einer inhomogenen Schadstoffver- 
teilung mit ausgeprägten Belastungsschwerpunkten, die 
in der früheren flächenbezogenen Betrachtung unter Um- 
ständen „weggemittelt“ worden wären. Allerdings ist ge- 
rade bei solcher inhomogener Schadstoffausbreitung die 
Auswahl der Beurteilungspunkte besonders schwierig, 
weshalb bei „sehr inhomogener Struktur der Vorbelas- 
tung“ mehr als zwei Beurteilungspunkte erforderlieh sein 
können (so Nr. 4. 6. 2. 6 TA Luft). Zum „Ausgleieh“ der 


Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-301 - 


Drucksache 1 5/3600 


Unsicherheiten bei der Festlegung der Beurteilungs- 
punkte wird ausdrücklich auf die „Einschätzung der zu- 
ständigen Behörde“ abgestellt (Nr. 4. 6. 2. 6 Abs. 1 Satz 1 
TA Luft). Das sichert zwar die Einflussnahme der Geneh- 
migungsbehörde, macht aber das Verfahren auch für Be- 
treiber und Drittbetroffene nicht transparenter. 

573. Insgesamt erscheint der umweltpolitische Vorteil 
dieser europarechtlich vorgegebenen Ermittlung der Emis- 
sionskenngrößen gering, die damit verbundene Rechtsun- 
sicherheit für alle Beteiligten jedoch erheblich. So ist es 
auch durchaus verständlich, dass im Normierungs verfah- 
ren von Seiten der Wirtschaft wegen einer (vermeintlich) 
drohenden Verschärfung durch Beurteilung der Belas- 
tungssituation an den Punkten „mutmaßlich höchster Be- 
lastung“ Abschwächungen hinsichtlich der Anforderung 
an die Anlagen gefordert worden sind. Das Zugeständnis 
einer irrelevanten Zusatzbelastung in Höhe von 3,0 % des 
jeweils maßgeblichen Langzeitemissionswerts ist aller- 
dings - wie alsbald dargelegt wird (Abschn. 6.2. 3. 6) - nicht 
gerechtfertigt, europarechtlich fragwürdig und auch mif 
dem BImSchG schwerlich vereinbar. 

6.2.3.4 Verschärfung von Immissionswerten 

574. Die Immissionswerte für Blei, Schwebstaub 
(PMio), Schwefeldioxid und Stickstoffdioxid zum Schutz 
der menschlichen Gesundheit (Tab. 6-4) sind gegenüber 
der alten TA Luft erheblich verschärft worden und 
entsprechen den Maßstäben der 22. BImSchV 
(Abschn. 6.2.2). Erstmalig ist in die TA Luft ein Immis- 
sionswert für das krebserzeugende Benzol aufgenommen 
worden, der mit den Anforderungen der 22. BImSchV 


korrespondiert. Neu ist auch ein Immissionswert für Tetra- 
chlorethen. Für diesen Stoff gibt es in der 22. BImSchV 
keine Vorgaben. 

Die Werfe für NO 2 und für Schwebstaub sind zum Schutz 
der menschlichen Gesundheit nicht ausreichend (vgl. 
Abschn. 6.2. 2. 2 und 6. 2. 2. 3). Daher begrüßt der Umwelt- 
rat die für die zweite Stufe der Umsetzung der ersten 
Tochterrichtlinie geplante Reduzierung des PM; Q-Immis- 
sionswertes auf 20 pg/m^ im Jahresmittel. In Bezug auf 
NO 2 empfiehlt der Umweltrat, dass für die Zukunft eben- 
falls ein Immissionswert von 20 pg/m^ im Jahresmittel 
festgelegt werden soll. 

Immissionswerte für polyzyklische aromafische Kohlen- 
wasserstoffe (PAK), Arsen, Nickel und Quecksilber sind 
nicht festgelegt worden, vielmehr wird auf die kommende 
vierte Tochterrichtlinie verwiesen. Allerdings ist es der- 
zeit noch unklar, ob in dieser Tochterrichtlinie Grenz- 
oder nur Zielwerte vorgegeben werden, für Quecksilber 
wird voraussichflich gänzlich auf einen Immissionswerf 
verzichtet (Abschn. 6. 2.2.4). Bis zum Zeitpunkt der Ver- 
abschiedung der vierten Tochterrichtlinie wird in der 
neuen TA Luft nur für Cadmium (als Bestandteil des 
Schwebstaubes) ein Immissionswert von 0,02 pg/m^ (ge- 
mittelt über ein Jahr) vorgeschrieben. Dieser Wert beträgt 
zwar nur noch die Hälfte des Immissionswertes aus der 
alten TA Luft (0,04 pg/m^), liegt aber weit über dem von 
der EU-Kommission für die vierte Tochterrichtlinie vor- 
geschlagenen Zielwert für Cadmium von 5 ng/m^. Auch 
nach Verabschiedung der vierten Tochterrichtlinie sollten 
in der 22. BImSchV und in der TA Luft Immissionswerte 
mit verbindlichem Charakter und nicht nur Zielwerte nor- 
miert werden. 


Tabelle 6-4 


TA Luft 2002: Immissionswerte für Stoffe zum Schutz der menschlichen Gesundheit 


Stoff/Stoffgruppe 

Konzentration 

[pg/m3] 

Mittelungszeitraum 

Zulässige 
Üherschreitungs- 
häufigkeit im Jahr 

Benzol 

5 

Jahr 

- 

Blei und seine anorgani- 
schen Verbindungen als 
Bestandteile des 
Schwebstaubes (PMiq) 
angegeben als Pb 

0,5 

Jahr 


Schwebstaub (PMjq) 

40 

Jahr 

— 


50 

24 Stunden 

35 

Schwefeldioxid 

50 

Jahr 

— 


125 

24 Stunden 

3 


350 

1 Stunde 

24 

Stickstoffdioxid 

40 

Jahr 

— 


200 

1 Stunde 

18 

Tetrachlorethen 

10 

Jahr 

- 


Quelle: TA Luft 2002, Nr. 4.2.1, Tabelle 1 
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575. Der Immissionswert für Staubniedersehlag zum 
Schutz vor erheblichen Belästigungen oder Nachteilen 
beträgt unverändert 0,35g/(m2xd) im Jahresmittel 
(Nr. 4.3.1 TA Luft). Neu aufgenommen worden sind 
- entsprechend den Vorgaben der 22. BImSchV - die Im- 
missionswerte für Schwefeldioxid und Stickstoffoxide 
zum Schutz von Ökosystemen und der Vegetation 
(Nr. 4.4.1 TA Luft, Tab. 6-5). Diese Konzentrationswerte 
sind aber nur geeignet, Schäden an oberirdischen Pflan- 
zen zu vermeiden, und reichen nicht aus, um Böden vor 
Versauerung und Eutrophierung zu schützen. Dazu fehlen 
in der TA Luft Immissionswerte für NO^, NH 3 und SO 2 , 
die eine maximal zulässige Deposition auf eine be- 
stimmte Fläche festlegen (Tz. 791). 

576. Solche Depositionswerte sind in der TA Luft im- 
merhin für verschiedene Schwermetalle festgelegt worden 
(Nr. 4.5.1 (a) TA Luft: Immissionswerte zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch die Deposition 


luftverunreinigender Stoffe, einschließlich dem Schutz vor 
schädlichen Bodenveränderungen; s. Tab. 6 - 6 ). Dabei sind 
die Werte für Blei, Cadmium und Thallium im Vergleich 
zur TA Luft 1986 deutlich verschärft worden, während für 
Arsen, Nickel und Quecksilber erstmalig Depositions- 
werte aufgenommen worden sind. In Nr. 4.5.1 (b) wird 
darüber hinaus festgelegt, dass keine Anhaltspunkte dafür 
bestehen dürfen, dass an einem Beurteilungspunkt die 
maßgebenden Prüf- und Maßnahmenwerte nach Anhang 2 
der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 
12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554) überschritten sind. Die 
Herleitung der Depositionswerte aus diesen Prüf- und 
Maßnahmenwerten ist schlüssig (vgl. Kapitel Boden- 
schutz, Tz. 792) und der Verweis auf die Bundes-Boden- 
schutz- und Altlastenverordnung ist zu begrüßen. Damit 
erscheinen die Vorgaben der Nr. 4.5.1 ausreichend, um ei- 
nen Schutz vor schädlichen Bodenbelastungen durch die 
genannten Schadstoffe zu erreichen. 


Tabelle 6-5 

TA Luft 2002: Immissionswerte für Schwefeldioxid und Stickstoffoxide zum Schutz von Ökosystemen 

und der Vegetation 


Stoff 

Konzentration 

[pg/m3] 

Mittelungszeitraum 

Schutzgut 

Schwefeldioxid 

20 

Jahr und Winter 
(1. Oktober bis 31. März) 

Ökosysteme 

Stickstoffoxide, 
angegeben als 
Stickstoffdioxid 

30 

Jahr 

Vegetation 


Quelle: TA Luft 2002, Nr. 4.4.1, Tabelle 3 


Tabelle 6-6 


Gegenüberstellung der Immissionswerte für Schadstoffdepositionen aus der TA Luft 2002 
und der TA Luft 1986, Mittelungszeitraum ein Jahr 


Stoff/Stoffgruppe 

Deposition [pg/(m2 x d)] 

TA Luft 2002 

TA Luft 1986 

Arsen und seine anorganischen Verbindungen angegeben 
als Arsen 

4 

- 

Blei und seine anorganischen Verbindungen angegeben 
als Blei 

100 

250 

Cadmium und seine anorganischen Verbindungen angegeben 
als Cadmium 

2 

5 

Nickel und seine anorganischen Verbindungen angegeben 
als Nickel 

15 

- 

Quecksilber und seine anorganischen Verbindungen 
angegeben als Quecksilber 

1 

- 

Thallium und seine anorganischen Verbindungen angegeben 
als Thallium 

2 

10 

SRU/UG 2004/Tab. 6-6; Datenquellen: TA Luft 2002, Nr. 4.5.1 und TA Luft 1986, Nr. 2.5.2 
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577. Für alle Immissionswerte der neuen TA Luft gilt 
allerdings, dass nach Nr. 4. 1 eine mögliche Überschrei- 
tung der Immissionswerte nicht überprüft werden muss, 
wenn: 

- die Emissionsmassenströme der Anlage kleiner sind 
als die in Nr. 4. 6. 1.1 TA Luft festgelegten Bagatell- 
massenströme; 

- eine geringe Vorbelastung vorliegt, das heißt wenn ab- 
geschätzt werden kann, dass die Vorbelastung einen 
bestimmten Prozentanteil (je nach Jahresmittel-, Ta- 
ges- oder Stundenwert 85 oder 95 %) der einzuhalten- 
den Immissionswerte nicht überschreitet; 

- eine irrelevante Zusatzbelastung zu erwarten ist. 

Eine irrelevante Zusatzbelastung liegt dann vor, wenn die 
Zusatzbelastung bei den Immissionswerten zum Schutz 
der menschlichen Gesundheit kleiner als 3 % des jeweili- 
gen Immissionsjahreswertes ist (zur Bewertung dieser 
irrelevanten Zusatzbelastung s. Abschn. 6. 2. 3. 6). Bei den 
Immissionswerten zum Schutz vor erheblichen Nachtei- 
len oder erheblichen Belästigungen liegt eine irrelevante 
Zusatzbelastung dann vor, wenn die Zusatzbelastungen 
kleiner als 3 % (Immissionswerte für Staubniederschlag), 
5 % (Immissionswerte für Schadstoffdepositionen) oder 
sogar 10% (Immissionswerte zum Schutz vor erhebli- 
chen Nachteilen für Fluor, SO 2 und NOJ des jeweiligen 
Immissionsjahreswertes sind. Darüber hinaus kann bei 
den Immissionswerten zum Schutz vor erheblichen Nach- 
teilen oder Belästigungen (Tz. 575 ff.) im Wege einer 
Sonderfallprüfung nachgewiesen werden, dass wegen be- 
sonderer Umstände des Einzelfalls doch keine schädli- 
chen Umwelteinwirkungen vorliegen (Nr. 4.8 TA Luft). 
Diese Sonderfallprüfüng ist für die Immissionswerte zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit (Tz. 574) nicht vor- 
gesehen. 

578. Eine weitere äußerst fragwürdige Vereinfachung 
gegenüber der alten TA Luft betrifft die Berechnung der 
Gesamtbelastung in Bezug auf Kurzzeitimmissionen (Ta- 
ges- und Stundenwerte). Nach der neuen TA Luft müssen 
hierfür nicht mehr die Kurzzeitwerte der Zusatzbelastung 
herangezogen werden. Vielmehr genügt es, die (gemit- 
telte) Zusatzbelastung für das Jahr zu den Vorbelastungs- 
werten für die Stunde oder für den Tag zu addieren. 
Wenn diese Gesamtbelastung an den jeweiligen Beurtei- 
lungspunkten kleiner oder gleich dem Immissionskon- 
zentrationswert für eine Stunde oder für einen Tag ist, 
gilt der Immissionsstundenwert oder Tageswert als ein- 
gehalten (Nr. 4.7.2b und 4.7.3b). Diese Berechnung der 
Gesamtbelastung ist aber völlig verfehlt, wenn man dro- 
hende Spitzenbelastungen beschreiben will. Die neue 
TA Luft verzichtet damit faktisch auf eine Bewertung der 
Kurzzeitimmissionen, die voraussichtlich durch die zu 
genehmigende Anlage hervorgerufen werden, und gibt in 
der Zukunft einer erheblichen Verschlechterung der Im- 
missionssituation Raum. Zudem ist dieses Vorgehen aus 
praktischer Sicht vollkommen unnötig, da das Immis- 
sionsberechnungsprogramm AUSTAL 2000 (UBA 
2002b) die entsprechenden Kurzzeitwerte berechnet 
(JANICKE, 2003). 


6.2.3. 5 Emissionswerte - Bezug auf 
den Reingasmassenstrom 

579. Zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkun- 
gen sind in Nr. 5 der TA Luft 2002 allgemeine und anla- 
genspezifische Anforderungen an die Begrenzung der 
Emissionen luftverunreinigender Stoffe festgelegt. Bei 
den allgemeinen Anforderungen werden innerhalb einer 
jeden Schadstoffklasse für jeden Stoff eine Begrenzung 
des Massenstroms (Schadstofiäusstoß pro Stunde, in g/h) 
oder der Massenkonzentration (Konzentration des Schad- 
stoffs im Abgas, in g/m^) festgelegt. Der Betreiber einer 
Anlage kann also grundsätzlich entscheiden, ob er den 
Massenstrom oder die Massenkonzentration als Begren- 
zung in Anspruch nehmen möchte. Für kleine Anlagen, 
die ohnehin einen geringen Volumenstrom besitzen, ist es 
in der Regel weniger aufwendig, den Massenstrom ein- 
zuhalten (daher oft auch Bagatellmassenstrom genannt). 
Ab einer bestimmten Anlagengröße ist es dann günsti- 
ger, die Massenkonzentration als Begrenzung zu wäh- 
len. Die Emissionsmassenströme beziehen sich aller- 
dings im Unterschied zur alten TA Luft nicht mehr auf 
das ungereinigte Rohgas, sondern - nach einem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Dezember 1999 
(Az.: 7 C 15/98; BverwGE 110, S. 216) - auf das gerei- 
nigte Abgas (Reingas). Während demnach die Emissions- 
massenströme in der alten TA Luft die Grenze angaben, 
ab der das Abgas auf den Emissionswert zu reinigen war, 
ist in der neuen TA Luft nunmehr die Einhaltung der 
Massenströme als Alternative zur Einhaltung der Massen- 
konzentrationen zugelassen. 

580. Den Unterschied zwischen Rohgas- und Reingas- 
bezug zeigt das Beispiel einer kleinen Anlage mit einem 
Volumenstrom von 200 m^/h und 8 000 Betriebsstunden 
jährlich, die etwas mehr als 100 g/h an organischen Stof- 
fen der Klasse I emittiert. Nach der alten TA Luft galt für 
organische Stoffe der Klasse I ab einem Massenstrom von 
100 g/h eine Emissionsbegrenzung von 20 mg/m^. Der bei 
der TA Luft 1986 verwendete Bezug zum Rohgasmassen- 
strom führte dazu, dass alle Anlagenbetreiber, deren An- 
lage im Rohgas genau oder mehr als 100 g/h eines organi- 
schen Stoffes der Klasse I enthielt, ihr Abgas auf einen 
Gehalt von 20 mg/m^ reinigen mussten. Dies führte bei der 
oben beschriebene Anlage zu einer jährlichen Emission an 
organischen Stoffen der Klasse I von 32 kg. Nach der neuen 
TA Luft gelten als Emissionsbegrenzungen für diese Schad- 
stoffe entweder ein Massenstrom von 100 g/h oder eine 
Konzentration von 20 mg/m^ im Reingas (Nr. 5.2.5, 
TA Luft). Die Einhaltung der Massenkonzentration würde 
bei der oben beschriebenen Anlage (analog zur Begrenzung 
nach der TA Luft 1986) zu einer jährlichen Emission an 
organischen Stoffen der Klasse I von 32 kg führen. Die Ein- 
haltung eines Massenstromes von 100 g/h würde dagegen 
zu einer Emission von 800 kg/a führen. 

581. Damit der Bezug auf das Reingas nicht automa- 
tisch zu einer Abschwächung der Emissionsstandards 
führt, sind die meisten Massenströme der neuen TA Luft 
im Vergleich zu den Werten der TA Luft 1986 abgesenkt, 
das heißt verschärft worden. Dort, wo die Massenstrom- 
begrenzungen aber nicht abgesenkt wurden, sind - wie 
oben gezeigt - die Anforderungen für kleinere Anlagen 
schwächer als nach der alten TA Luft. 
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Begründet wird diese Erleichterung für kleinere Anlagen 
mit dem Rechtsprinzip der Verhältnismäßigkeit (BMU, 
2002). Allerdings können auch Emissionen unterhalb des 
Bagatellmassenstroms durchaus von Relevanz sein, ins- 
besondere wenn die emittierenden Anlagen in Gewerbe- 
oder Mischgebieten in der Nähe von Wohngebieten ange- 
siedelt sind, wie dies bei kleinen Anlagen oft der Fall ist. 
Es wäre daher sinnvoll gewesen, auch bei Unterschreiten 
eines bestimmten Massenstroms einen Grenzwert für die 
emittierten Schadstoffe einzuführen. Dies ist beispiels- 
weise bei den Staubemissionen so geschehen. Hier gilt 
für Massenströme oberhalb 0,2 kg/h ein Grenzwert von 
20 mg/m^, für kleinere Massenströme gilt ein Grenzwert 
von 150 mg/m^ (Nr. 5.2.1 TA Luft). 

582. Darüber hinaus ist es möglich, durch eine Teilgas- 
reinigung des Rohgases unter die Massenstromgrenze 
sicherzustellen, dass weiter gehende Anforderungen hin- 
sichtlich der Einhaltung der Massenkonzentration im Re- 
gelfall nicht gefordert werden können (LUDWIG, 2002, 
S. 11; HANSMANN, 2003). Wenn die Abgasreinigung 
eines Teilstroms aber nicht auf den gesamten Abgasstrom 
angewandt wird, so werden die Möglichkeiten, den Stand 
der Technik zur Emissionsminderung einzusetzen, nicht 
ausgeschöpft. 

6.2. 3.6 Bagatell- und Irrelevanzregelungen 

583. Schon die alte TA Luft kannte insbesondere aus 
Gründen der Vereinfachung des Genehmigungsverfah- 
rens einige Bagatell- und Irrelevanzregelungen. Beson- 
dere Bedeutung kam der Sanierungsklausel zu, der zu- 
folge eine Genehmigung nicht versagt werden durfte, 
wenn die Immissionszusatzbelastung durch die neue An- 
lage 1 % des maßgeblichen Immissionsgrenzwertes nicht 
überschritt und sichergestellt war, dass binnen sechs Mo- 
naten durch Verbesserungsmaßnahmen an anderen Anla- 
gen die Zusatzbelastung der Anlage überkompensiert 
wurde (s. KOCH et ab, 2003, § 3 Rn. 165 ff). 

Nunmehr ist in Nr. 4.2.2 TA Luft vorgesehen, dass eine 
Überschreitung der Immissionsgrenzwerte irrelevant ist, 
wenn die Zusatzbelastung der Anlage 3 % des maßgebli- 
chen Immissionsgrenzwertes nicht übersteigt und „durch 
Auflagen sichergestellt ist, dass weitere Maßnahmen zur 
Luftreinhaltung, insbesondere Maßnahmen, die über den 
Stand der Technik hinausgehen, durchgeführt“ werden. 
Diese Neuregelung verbindet somit eine erhebliche An- 
hebung der Irrelevanz von Zusatzbelastungen mit dem 
Verzicht auf eine zeitlich fixierte vollständige Kompen- 
sation dieser Zusatzbelastungen durch Sanierungsmaß- 


nahmen an der zur Genehmigung anstehenden Anlage 
oder an anderen Anlagen. Aus der Entstehungsgeschichte 
dieser Regelung ergibt sich, dass die Bundesregierung auf 
Drängen der Wirtschaft (vermeintliche) implizite Ver- 
schärfungen der Immissionsgrenzwerte durch die so 
genannte Punktbetrachtung hei der Immissionskenn- 
größenermittlung (Tz. 571) ausgleichen wollte (Bundes- 
ratsdrucksache 1058/01, S. 7). 

584. Die Neuregelung ist in der Literatur bereits mit 
Recht als sachlich nicht überzeugend, europarechtlich 
fragwürdig und mit dem BImSchG kaum vereinbar kriti- 
siert worden (HANSMANN, 2003, S. 71 ff; JARASS, 
2003, S. 41). Zunächst ist zu bedenken, dass nur bei be- 
sonders inhomogener Schadstoffverteilung die Immis- 
sionskenngrößenermittlung im Falle einer Punktbetrach- 
tung signifikant höhere Ergebnisse zeitigen kann als bei 
der früheren Flächenbetrachtung (HANSMANN, 2003, 
S. 72). Weiter ist zu bedenken, dass das europäische Luft- 
reinhalterecht, das auch durch die neue TA Luft um- 
gesetzt werden soll, keine Irrelevanzklauseln kennt 
(JARASS, 2003, S. 41 Fn. 113). Schließlich ist der gesetz- 
liche Rahmen des deutschen BImSchG zu beachten. Die Ir- 
relevanzklausel beansprucht, eine vertretbare Interpretation 
der relevanten Mitursächlichkeit einer Anlage für das Auf- 
treten von schädlichen Umwelteinwirkungen zu liefern. 
Dass eine Zusatzbelastung von 3,0 % des Immissions- 
grenzwerts keine relevante Risikoerhöhung darstellen soll, 
erscheint toxikologisch fragwürdig. Hinzu kommt, dass 
auch eine Summierung solcher Zusatzbelastungen nun- 
mehr zulässig sein soll, denn es wird keine zeitlich fixierte 
Sanierung mehr verlangt. Die Gesetzeskonformität er- 
scheint daher nach allem höchst zweifelhaft. 

585. Zur weiteren Aufklärung der naturwissenschaft- 
lichen Aspekte hat der Umweltrat ein Kurzgutachten bei 
dem Ingenieurbüro Janicke in Auftrag gegeben. Anhand 
des Beispiels eines konventionellen Kraftwerks mit typi- 
schen Merkmalen (s. Kasten) ist unter anderem ermittelt 
worden, dass der Unterschied der Immissionskenngrößen 
zwischen punktweiser und flächenweiser Bewertung nur 
ungefähr 3 % beträgf. Die Verdreifachung der Irrelevanz- 
schwelle von 1 auf 3 % des Immissionsgrenzwerfs führt 
unter diesen Umständen im Beispiel des Kurzgutachtens 
zu folgenden Ergebnissen: (1) Bei SO 2 lässt die neue 
TA Luft einen um 1 8 % höheren Emissionsmassenstrom 
zu als die alte TA Luft. (2) Bei NO 2 lässt die neue 
TA Luft unter den betrachteten Standardemissionsbedin- 
gungen (90 % werden als NO emittiert) mehr als den 
dreifachen Emissionsmassenstrom NO^ zu als die alte 
TA Luft (Tab. 6-7). 


Tabelle 6-7 


Emissionsmassenströme, bei denen die Irrelevanzschwelle gerade erreicht wird: 



AUSTAL 1986: 

Emissionsmassenstrom in kg/h 

AUSTAL 2000: 

Emissionsmassenstrom in kg/h 

S 02 

2016 

2 379 

NOx (ausgewiesen als NO 2 ) 

1 800 

6 000 

PMio (< 5 pm) 

2 160 

2 160 

SRU/UG 2004/Tab. 6-7; Datenquelle: JANICKE, 2003 
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586. Auch wenn diese Ergebnisse nur auf einem - aller- 
dings typischen - Beispiel beruhen, so belegen sie doch, 
dass die im Normierungsverfahren diskutierte Rechtfer- 
tigung der großzügigen Irrelevanzregelung jedenfalls in 
dieser Höhe und Generalisierung keinen Bestand haben 
darf Der Umweltrat empfiehlt der Bundesregierung auch 
aus europarechtlicher Perspektive dringend eine Korrek- 
tur der verfehlten Regelung. 


Merkmale der Beispielrechnung 

Konventionelles Kraftwerk, Kaminhöhe: 250 m, Ka- 
mindurchmesser: 10 m, Abgasvolumenstrom im Norm- 
zustand: 4 740 000 m^/h, Abgastemperatur: 50 Grad. 

Als Wetterstatistik wurde Bocholt 1951-1960 verwendet 
mit einer Anemometerhöhe von 10 m. Das Gelände 
sollte eben sein, ohne Gebäudeeinfluss. Bei NO^ wurde 
angenommen, dass es bei der Emission zu 10 Vol. % als 
NO 2 und zu 90 Vol. % als NO vorliegt. Für den betrach- 
teten Staub wurde angenommen, dass er im Komgrö- 
ßenbereich von 5 bis 10 pm liegt, sodass er bei der alten 
und neuen TA Luft in die Korngrößenklasse 2 fällt. Für 
alle drei Stoffe wurde ein Emissionsmassenstrom von 
100 g/s (360kg/h) angesetzt, es wurde die maximale 
Konzentration in Bodennähe (Aufpunkthöhe 1,5 m) mit 
dem jeweiligen Ausbreitungsmodell berechnet und da- 
raus der maximal zulässige Emissionsmassenstrom be- 
stimmt. Dies war möglich, da Immissionskonzentration 
und Emissionsmassenstrom im Rahmen dieser Modelle 
einander streng proportional sind. Die Berechnung der 
Emissionsmassenströme nach alter TA Luft erfolgte mit 
dem Programm AUSTAL 1986 des Umweltbundes- 
amtes, die Berechnung der Emissionsmassenströme 
nach neuer TA Luft mit dem Programm AUSTAL 2000 
(Version 1.1.10) (UBA, 2002c). 

Quelle: JANICKE, 2003 

6.2. 3.7 Regelungslücken 

587. In der TA Luft 2002 finden sich bedauerlicher- 
weise nur wenige, insgesamt sehr unvollständige Rege- 
lungen zum Schutz vor Geruchsbelästigungen. Haupt- 
emittenten sind Anlagen der Chemischen Industrie, der 
Lebensmittel- und Agrarindustrie und biologische Abfall- 
behandlungsanlagen. Mit der Geruchsimmissionsricht- 
linie des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) 
lag ein praktikabler Entwurf für die Übernahme in die 
TA Luft bereit. Dieses ist jedoch am Widerstand der Che- 
mischen Industrie und der Landwirtschaft gescheitert. In 
dieser Situation empfiehlt der Umweltrat den zuständigen 
Behörden, der Geruchsimmissionsrichtlinie des LAI die 
wesentlichen Anhaltspunkte für die Genehmigungsver- 
fahren zu entnehmen. 

6.2.4 Novelle der 17. Bundes- 
immissionschutzverordnung 

588. Die am 20. August 2003 in Kraft getretene Verord- 
nung zur Änderung der Verordnung über Verbrennungs- 


anlagen für Abfälle und ähnliche brennbare Stoffe 
(17. BImSchV) und weiterer Verordnungen zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes dient vor- 
wiegend der Umsetzung der EG-Abfallverbrennungs- 
richtlinie 2000/76/EG, mit der auf Gemeinschaftsebene 
neue Anforderungen an den Betrieb reiner Müllverbren- 
nungsanlagen sowie an Anlagen gestellt werden, in denen 
Abfälle neben regulären Brennstoffen zur Mitverbren- 
nung eingesetzt werden. Bei den Anforderungen an Müll- 
verbrennungsanlagen orientiert sich die EG-Abfallver- 
brennungsrichtlinie eng an der alten 17. BImSchV in der 
(zuletzt am 27. Juli 2001 geänderten) Fassung vom 
23. November 1990. So normiert die Abfallverbren- 
nungsrichtlinie dieselben Emissionsgrenzwerte wie die 
alte 17. BImSchV. Hinzu kommen einige Anforderungen 
an die Betriebsbedingungen, die Beschaffenheit der 
Schlacken, Aschen und Abwässer sowie an Messverfah- 
ren, die in der alten 17. BImSchV zwar nicht explizit nor- 
miert waren, die aber in Deutschland im Wesentlichen be- 
reits zur Umsetzungspraxis gehörten oder aufgrund 
anderer Umweltvorschriften galten. 

589. Neben Neuerungen beziehungsweise Verschärfun- 
gen bei den allgemeinen Anforderungen an Müllverbren- 
nungsanlagen ist insbesondere die Neuregelung der 
Anforderungen an mitverbrennenden Anlagen von Inte- 
resse. Im Umweltgutachten 2002 hat der Umweltrat aus- 
führlich dargelegf, dass der bisherige Unterschied in den 
Anforderungsniveaus für die Müllverbrennung einer- 
seits und sonstige Industrieanlagen andererseits wider- 
sprüchlich ist (SRU, 2002a, Tz. 875 ff). Die in der 
17. BImSchV beziehungsweise der EG-Abfallverbren- 
nungsrichtlinie fixierten Grenzwerte markieren für die 
dort geregelten Schadstoffe das vom Gesetzgeber für ak- 
zeptabel erachtete Umweltrisiko. Nichts spricht dafür, 
dass für den Bereich der sonstigen Industrieanlagen 
generell ein höheres Risiko zu akzeptieren ist. Der Um- 
weltrat hält es daher grundsätzlich für geboten, mittel- 
bis langfristig die Grenzwerte der TA Luft, der 
13. BImSchV ebenso wie die Anforderungen an die Mit- 
verbrennung auf dem Niveau von § 5 der 17. BImSchV 
zu harmonisieren. 

590. Im Bereich der Feuerungs- und sonstigen Anla- 
gen steht die Mitverbrennung noch eher am Anfang ih- 
rer Entwicklung. Es besteht daher ausreichend Zeit und 
Spielraum für die Betreiber der industriellen Feuerungs- 
anlagen (einschließlich Großfeuerungsanlagen) sich da- 
rauf einzustellen, dass für einen versfärkten Abfallein- 
safz - mit all seinen wirtschaftlichen Vorteilen - die 
annähernd gleichen emissionsseitigen Anforderungen zu 
beachten sind wie bei einer reinen Abfallverbrennung. 
Im Gegensatz dazu gehört die Zementindustrie schon 
seit langer Zeit zu den führenden mitverbrennenden 
Industrien in Deutschland beziehungsweise in ganz 
Europa. Der Energieeinsatz, der gegenwärtig in der Ze- 
mentindustrie durch Brennstoffe aus Abfall sicherge- 
stellt wird, liegt zwar durchschnittlich „nur“ bei einem 
Anteil von rund 25 %, doch mit weiter steigender Ten- 
denz. Vereinzelte Betreiber von Zementöfen decken 
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ihren Brennstoffbedarf aber schon zu bis zu 90 % durch 
entsprechende Brennstoffe. 

591 . Die zunächst durch den ersten Novellierungsent- 
wurf des BMU vom 7. Juni 2002 vorgesehenen Anforde- 
rungen an die Mitverbrennung hat der Umweltrat in sei- 
ner Stellungnahme zur Novellierung der 17. BImSchV 
vom 8. August 2002 unter Berücksichtigung des Standes 
der Emissionsvermeidungstechnik und der Anpassungs- 
kosten grundsätzlich als einen vernünftigen Kompromiss 
eingestuft, wenngleich die Forderung nach einer weitest 
möglichen Angleichung der Anforderungen an die Ab- 
fallverbrennung nicht voll erfüllt wurde, sondern insbe- 
sondere im Bereich der Feuerungsanlagen und sonstigen 
Mitverbrennungsanlagen noch beachtliche Bereiche des 
Schadstoffspektrums der Mischungsregelung unterstellt 
worden sind (SRU, 2002b). Dessen ungeachtet begrüßte 
der Umweltrat unter anderem die Einführung von 
Halbstundenmittelwerten, die in der EG-Abfallverbren- 
nungsrichtlinie nicht vorgesehen sind, und er hielt da- 
rüber hinaus auch die konkreten Grenzwertfestlegungen 
für angemessen. Die Grenzwerte tragen aus Sicht des 
Umweltrates den spezifischen Vermeidungsmöglichkei- 
ten und technischen Grenzen der betroffenen Mitverbren- 
nungsanlagen ausreichend Rechnung. 

Seitens der betroffenen Anlagenbetreiber war wesentli- 
cher Kritikpunkt an den Emissionsanforderungen des ers- 
ten Novellierungsentwurfes, dass zum Teil deutlich über 
die Vorgaben der EG-Abfallverbrennungsrichtlinie hi- 
nausgegangen wurde. Nicht unerwartet hatte besonders 
die Zementindustrie aufgrund des heute schon hohen Ab- 
falleinsatzes in ihren Zementwerken ein verstärktes Inter- 
esse daran, die Anforderungen an die Mitverbrennung 
eben nicht über das von der EG-Abfallverbrennungsricht- 
linie geforderte Maß hinaus anzuheben. 

592 . Die nun in Kraft getretene Novelle der 
17. BImSchV präsentiert sich im Vergleich zum ersten 
Verordnungsentwurf des BMU als deutlich abge- 
schwächt. Zwar haben sich gegenüber dem ersten Novel- 
lierungsentwurf die Grenzwerte nur geringfügig oder gar 
nicht verändert, sodass der Umweltrat weiterführend auf 
seine ausführliche Grenzwertdiskussion in der Stellung- 
nahme vom 8. August 2002 verweist (SRU, 2002b). Je- 
doch sind nach Ansicht des Umweltrates die weit reichen- 
den Ausnahmeregelungen der novellierten 17. BImSchV 
insbesondere in Bezug auf die Anforderungen an die Mit- 
verbrennung in der Zementindustrie, die teilweise die 
durch die Grenzwerte normierten Anforderungen voll- 
ständig aushebeln, in hohem Maße problematisch. 

593 . Gemäß der novellierten 17. BImSchV haben Ze- 
mentwerke, die mehr als 60 % ihres Brennstoffbedarfs 
mit Abfällen decken, die strengen, für reine Müllver- 
brennungsanlagen geltenden Grenzwerte von § 5 der 
17. BImSchV einzuhalten. Festzustellen ist, dass im 
Rahmen des Abstimmungsprozesses zur 17. BImSchV 
die Anteilsobergrenze von 50 auf 60 % angehoben 
wurde, sodass die Zementindustrie gegenüber anderen 
Feuerungsanlagen, für die die novellierte 17. BImSchV 
eine maximale Anteilsobergrenze von 25 % vorsieht, 
einen noch größeren Vorteil genießt. Eine Überschrei- 


tung der Anteilsobergrenze von 60 % hat im Wesent- 
lichen nur praktische Bedeutung für die NO,.- und die 
Staubbegrenzung, weil bei diesen Parametern die ge- 
planten festen Grenzwerte der Verordnung (Anhang II. 1) 
noch deutlich oberhalb der Werte von § 5 Abs. 1 liegen. 
Trotzdem sind die Grenzwerte für NO^ und Gesamt- 
staub des § 5 Abs. 1 der 17. BImSchV nach überschrit- 
tener Anteilsobergrenze von 60 % nur von sehr ein- 
geschränkter Relevanz. Gemäß § 5a Abs. 4 der 
novellierten BImSchV soll die zuständige Behörde für 
Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid sowie für Ge- 
samtstaub anstelle der Anforderungen nach § 5 Abs. 1 
auf Antrag des Betreibers einen anteilig berechneten 
Emissionsgrenzwert (Mischgrenzwert) festlegen können. 
Der Rechnung sind der jeweilige Emissionsgrenzwert 
nach § 5 Abs. 1 und der jeweilige Emissionsgrenzwert 
nach Anhang II Nr. II. 1 zugrunde zu legen. Die Novelle 
geht in ihren Ausnahmeregelungen für NO^ sogar noch 
weiter. Gemäß Anhang II Nr. II. 1 .4 kann abweichend 
von der in § 5a Abs. 4 Satz 1 geregelten Festlegung 
eines Mischgrenzwertes für NO^ bis zum 30. Oktober 
2007 von den zuständigen Behörden für Altanlagen 
- gemäß § 2 novellierte 17. BImSchV also praktisch alle 
in Betrieb befindlichen Anlagen - ein Tagesmittelwert für 
Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid von 500 mg/m^ 
zugelassen werden. So gilt bis zum 30. Oktober 2007 
für den Parameter NO^ faktisch ein Grenzwert von 
500 mg/m^, auch bei einem Einsatz von abfallbürtigen 
Brennstoffen von bis zu 100%. Erst ab November des 
Jahres 2007 wäre auf Antrag „nur“ noch die Mischungs- 
regel anwendbar. Der Umweltrat bedauert, dass der NO^- 
Grenzwert von 200 mg/m^ gemäß § 5 Abs. 1 der 
17. BImSchV durch die im Laufe des Abstimmungs- 
verfahrens aufgenommenen Ausnahmemöglichkeiten der 
Novelle jegliche technische Innovationswirkung bei der 
NOx-Reduzierung in der Zementindustrie verloren hat. 

Fazit und Empfehlungen 

594 . Der Umweltrat weist erneut darauf hin, dass mit 
steigendem Einsatz von Ersatzbrennstoffen die luft- und 
abwasserseitigen Emissionen der zur Mitverbrennung 
genutzten Anlagen und die Qualität der Produkte und 
Rückstände zukünftig zunehmend durch die Schadstoff- 
belastung der eingesetzten Abfälle geprägt werden. Die 
rechtlichen Rahmenbedingungen für den Umgang mit 
den Problemen, die sich daraus ergeben, schätzt der Um- 
weltrat insgesamt als noch unzureichend ein. Insbeson- 
dere hinsichtlich der emissionsseitigen Anforderungen 
bei der Mitverbrennung von Abfällen in Industrie- 
anlagen forderte der Umweltrat wiederholt eine An- 
gleichung an die für reine Abfallverbrennungsanlagen 
geltenden Standards. Eine anforderungsgleiche Umset- 
zung der EG-Abfallverbrennungsrichtlinie reichte in- 
soweit nicht aus, da die Anforderungen, die die Richt- 
linie an die Mitverbrennung stellt, teilweise noch 
deutlich unterhalb der Vorgaben für reine Müllverbren- 
nungsanlagen liegen. Im Sinne der Harmonisierungs- 
forderung begrüßt der Umweltrat die Tendenz zur 
Angleichung der Anforderungen der 17. BImSchV für 
die Mitverbrennung und die reine Abfallverbrennung. 
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595. Die in der verabschiedeten Novelle der 17. BImSchV 
enthaltenen konkreten Grenzwertfestlegungen hält der 
Umweltrat für insgesamt angemessen. Durch die Auf- 
nahme von weit gehenden Ausnahmeregelungen, insbe- 
sondere bei den Regelungen für die Zementindustrie, 
bleibt jedoch die nun novellierte 17. BImSchV in den An- 
forderungen an die Mitverbrennung partiell weit hinter 
den Vorgaben für die reine Müllverbrennung zurück. Der 
Umweltrat empfiehlt daher, die vollständige Harmonisie- 
rung der Anforderungsniveaus von Industrieanlagen und 
Müllverbrennungsanlagen herbeizuführen. Die Recht- 
fertigung dafür ergibt sich auch aus der Absenkung der 
Anforderungen an die Abfallmitverbrennung in der jün- 
geren Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
(Kap. 8.1). 

6.2.5 Novellierung der 13. Bundes- 
Immissionsschutzverordnung 

596. Großfeuerungsanlagen sind - trotz erheblicher Ver- 
besserungen bei der Rauchgasreinigung - immer noch re- 
levante und zum Teil sogar dominierende Quellen der 
Luftbelastung. Nach Berechnungen des Umweltbundes- 
amtes betrugen die S02-Emissionen aus Großfeuerungs- 
anlagen im Jahr 2000 52 % der jährlichen Gesamtemis- 
sionen Deutschlands, bei NOx-Emissionen betrug der 
Anteil aus Großfeuerungsanlagen 17 % und bei Staub 
10 %. Die SOj- und NO^-Emissionen sind zudem Vorläu- 
fersubstanzen für die Bildung von Sekundäraerosolen 
(Feinstäube) und verschärfen die Staubproblematik damit 
zusätzlich. Bezüglich der Schwermetallemissionen aus sta- 
tionären Quellen geht das Umweltbundesamt davon aus, 
dass Großfeuerungsanlagen etwa zur Hälfte zu diesen 
Emissionen beitragen (LANGE und BECKERS, 2003). 

597. Mit der Novellierung der Verordnung über Groß- 
feuerungs- und Gasturbinenanlagen (13. BImSchV) sol- 
len die Emissionsgrenzwerte für Großfeuerungsanlagen 
deutlich verschärft werden. Maßgeblichen Anstoß gaben 
vier Richtlinien der europäischen Gemeinschaft, nämlich 
die Großfeuerungsanlagen-Richtlinie (Richtlinie 2001/ 
80/EG zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von 
Großfeuerungsanlagen in die Luft), die IVU-Richtlinie 
(Abschn. 6. 2. 3. 2) und das entsprechende BVT-Merkblatt 
zu Großfeuerungsanlagen, die erste Tochter-Richtlinie 
mit ihren Grenzwerten für Partikel und Stickstoffoxide 
(Abschn. 6.2.2) sowie schließlich die Richtlinie zu natio- 
nalen Emissionshöchstmengen für bestimmte Luftschad- 
stoffe (NEC-Richtlinie, Abschn. 6.2.6). Vor diesem Hin- 
tergrund muss von einer novellierten 13. BImSchV - über 
die Umsetzung der Großfeuerungsanlagen-Richtlinie hi- 
naus - verlangt werden, dass (s. auch BMU, 2003d): 

- eine Konkretisierung der Emissionsgrenzwerte nach 
Artikel 9 Abs. 3 der IVU-Richtlinie unter Berücksich- 
tigung des BVT-Merkblattes zu Großfeuerungs- 
anlagen erfolgt; 

- ein Beitrag dazu geleistet wird, dass die nach der 
NEC-Richtlinie für Schwefeldioxid und Stickstoff- 
oxide geltenden nationalen Emissionshöchstmengen 
für Deutschland (Tz. 604) eingehalten werden können; 
und 


- dazu beigetragen wird, dass die Grenzwerte zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit nach der Luft- 
qualitäts-Rahmenrichtlinie und der ersten Tochter- 
Richtlinie bei Partikeln (PMjq) und Stickstoffoxiden 
eingehalten werden können. 

Darüber hinaus müssen in der Novelle zur 13. BImSchV 
die Anforderungen an die Mitverbrennung von Abfällen in 
Feuerungsanlagen berücksichtigt werden, die im An- 
hang II, Nr. II 2 der kürzlich in Kraft getretenen novellier- 
ten 17. BImSchV normiert sind (vgl. Abschn. 6.2.4). 

598. Am 28. Mai 2003 wurde der Entwurf für eine No- 
velle der 13. BImSchV vom Bundeskabinett verabschiedet. 
Am 17. Oktober 2003 hat der Bundesrat diesem Entwurf 
nach Maßgabe verschiedener Änderungen zugestimmt 
(Bundesratsdrucksache 490/03). Zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates gehört unter anderem die Erhö- 
hung der Staubgrenzwerte für Neuanlagen größer 
100 MW von 10 mg/m^ auf 20 mg/m^. Des Weiteren sind 
die Emissionswerte für NO^ bei bestimmten Altanlagen 
erhöht worden, beziehungsweise Nachrüstungsfristen zur 
Einhaltung von NOx-Grenzwerten sind über die allgemei- 
nen Regeln hinaus deutlich verlängert worden. In allen 
Fällen argumentierte der Bundesrat, dass die deutsche Re- 
gelung nicht schärfer als die EU-Richtlinie zu Großfeue- 
rungsanlagen sein sollte. Eine Antwort der Bundesregie- 
rung auf diesen Bundesratsbeschluss steht noch aus. 

599. Der von der Bundesregierung vorgelegte Verord- 
nungsentwurf zur 13. BImSchV (nachfolgend: Entwurf 
einer Novelle zur 13. BImSchV) legt für die einzelnen 
Schadstoffe unterschiedliche Grenzwerte je nach Leis- 
tungsbereich, Anlagenart und Art des Brennstoffes fest. 
Dabei sind überwiegend die Grenzwerte der europäischen 
Großfeuerungsanlagenrichtlinie übernommen worden, in 
vielen Fällen gehen die Anforderungen des Novellie- 
rungsentwurfs aber auch über die Anforderungen der 
Richtlinie hinaus. Gegenüber den Anforderungen der al- 
ten 13. BImSchV ergeben sich nach dem Entwurf einer 
Novelle zur 13. BImSchV Verschärfungen der Emissions- 
werte insbesondere für Neuanlagen mit einer Feuerungs- 
wärmeleistung >100 MW beziehungsweise 300 MW 
(s. Tab. 6-8 zu Anlagen > 300 MW). 

600. Der Vergleieh mit den Vorschlägen zu den Besten 
Verfügbaren Techniken (BVT) für Großfeuerungsanla- 
gen, wie sie im Rahmen der Arbeitsgruppe zur Erarbei- 
tung des europäischen BVT-Merkblattes (BREF) derzeit 
diskutiert werden (EIPPCB, 2003b und persönliche Mit- 
teilung des Leiters der Arbeitsgruppe vom 23. Januar 
2004), zeigt jedoch, dass die Emissionsgrenzwerte des 
Entwurfs für eine novellierte 13. BImSehV in der Regel 
am anspruchsloseren Ende der Spannen liegen, die in der 
europäischen Arbeitsgruppe mehrheitlich als BVT vorge- 
schlagen werden. In einigen Fällen sind die Emissions- 
grenzwerte sogar schwächer als die Empfehlungen der 
BREF- Arbeitsgruppe (s. Tab. 6-9 für das Beispiel der 
Steinkohlenstaubfeuerung). Dies gilt entsprechend aueh 
für die Emissionsgrenzwerte der Großfeuerungsanlagen- 
richtlinie (vgl. z. B. die Staubgrenzwerte für Neuanlagen 
> 300 MW der Tab. 6-8 und 6-9). 
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Tabelle 6-8 


Gegenüberstellung wichtiger Anforderungen für Neuanlagen > 300 MW aus der 13. BImSchV von 1983, 
aus dem Entwurf für eine Novelle der 13. BImSchV vom 28. Mai 2003 und 
aus der Großfeuerungsanlagenrichtlinie (2001/80/EG) 


Anlagen mit einer Eeuerungswärmeleistung von > 300 MW 


Kohle 

(S-Gehalt 1%) 

Schweröl 

Erdgas 


13. BImSchV RL 

13. BImSchV 

RL 

2001/ 

80/EG 

13. BImSchV 

RL 
2001/ 
80/ EG 


2uul/ 

1983 E-2003 80/EG 

1983 

E-2003 

1983 

E-2003 

Staub (mg/m^) 

50 10 30 

50 

10 

30 

5 

5 

5 

SO 2 (mg/m^) 

400 200 200 

400 

200 

200 

35 

35 

35 

zusätzlich; 

S02-Abscheidegrad (%) 

85 85 

85 

85 

- 

— 

- 

— 

NO„(mg/m3) 

800* 

^00 ^00 

450* 

150 

200 

350* 

100 

100 

^\j\j ^\j\j 

200" 

150" 

100** 


* in Verbindung mit der Maßgabe, die Emissionen nach dem Stand der Technik weiter zu vermindern 
** Empfehlung UMK, Beschluss vom 5. April 1984 
Quelle; LANGE und BECKERS, 2003, verändert 


Tabelle 6-9 


Gegenüberstellung der Anforderungen an die Steinkohlenstaubfeuerungen des Entwurfes für eine Novelle der 
13. BImSchV vom 28. Mai 2003 (E-13. BImSchV) und der Empfehlungen zu deu Besten Verfügbaren Techniken 
bei Steinkohlenstaubfeuerungen des Entwurfes des BVT-Merkblattes zu Großfeuerungsanlagen (BREE) 


E euerungswärme 
leistung 

Steinkohlenstaubfeuerung 

50-100 MW 

100-300 MW 

> 300 MW 


Neuanlage 

Bestehende 

Anlage 

Nenanlage 

Bestehende 

Anlage 

Neuanlage 

Bestehende 

Anlage 

Staub 

(mg/m3) 

E-13. BImSchV 

20 

20* 

10 

20 

10 

20 

BREF 

5-20 

5-30 

5-20 

5-25 

5-10 

5-20 

SO 2 

(mg/m3) 

E-13. BImSchV 

850 

1 200 

200** 

1 200*** 

200** 

300" 

BREF 

200^00 

200-100 

100-200 

100-250 

20-150 

20-200 

NO, 

(mg/m3) 

E-13. BImSchV 

400 

400 

200 

400 

200 

200 

BREF 

90-300 

90-300 

90-200 

90-200 

90-150 

90-200 

CO 

(mg/m3) 

E-13. BImSchV 

150 

150 

200 

250 

200 

250 

BREF 



< 30-200 





SRU/UG 2004/Tab. 6-9; Datenquellen: LANGE und BECKERS, 2003 und pers. Mitteilung des Leiters 

der BREF- Arbeitsgruppe zu Großfeuerungsanlagen, 23. Januar 2004 


Bis 3 1 . Dezember 2012 sind 30 mg/m^ zulässig; 
und S02-Abscheidegrad 85 %; 
und S02-Abscheidegrad 60 %. 
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Die Großfeuerungsanlagenrichtlinie setzt innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft Mindeststandards, über die 
ein Mitgliedstaat durchaus hinausgehen kann. Gemäß 
der IVU-Richtlinie wird darüber hinaus auch für Groß- 
feuerungsanlagen die Anwendung der Besten Verfügba- 
ren Techniken gefordert. Dabei sollen die Informationen 
zu den Besten Verfügbaren Techniken des BVT-Merk- 
blatts zu Großfeuerungsanlagen berücksichtigt werden. 
Die Entscheidung, was bei einer Anlage BVT ist, kann 
nach der IVU-Richtlinie im Einzelfall entschieden wer- 
den. Entsprechend dieser Philosophie werden im BVT- 
Merkblatt Spannbreiten zu Emissionswerten angegeben, 
die mithilfe der BVT erreicht werden können. Die An- 
forderungen an die Anlagengenehmigung können in den 
Mitgliedstaaten aber auch über allgemein bindende Vor- 
schriften festgelegt werden (Art. 9, Abs. 8, IVU-Richt- 
linie). Deutschland nutzt diese Möglichkeit, indem es in 
der Verordnung für Großfeuerungsanlagen allgemein 
bindende Grenzwerte festlegt. Da Grenzwerte Mindest- 
standards sind, die von allen betroffenen Anlagen einge- 
halten werden müssen, ist es verständlich, dass diese 
Grenzwerte sich nicht notwendigerweise an den an- 
spruchsvolleren Enden der im BVT-Merkblatt angegebe- 
nen Spannbreiten orientieren. Allerdings kritisiert der 
Umweltrat die Festlegung von Grenzwerten im Novellie- 
rungsentwurf zur 13. BImSchV, die deutlich schwächer 
sind als die oben genannten Empfehlungen zu BVT 
(z. B. die S02-Grenzwerte für Steinkohlenstaubfeuerun- 
gen < 300 MW, vgl. Tab. 6-9). Auch wenn bei der Fest- 
legung von Grenzwerten noch weitere Aspekte wie bei- 
spielsweise Sicherheitsabstände zu berücksichtigen sind, 
so ist kaum nachvollziehbar, dass derart stark abwei- 
chende Emissionsgrenzwerte noch den BVT entspre- 
chen. 

601 . Im Verordnungsentwurf fehlen im Gegensatz zur 
alten 13. BImSchV und zum Anhang II, Nr. II.2 der no- 
vellierten 17. BImSchV Grenzwerte für HCl und HF und 
es fehlen - im Unterschied zur TA Luft - Begrenzungen 
für das Klimagas N 2 O. Auf entsprechende Emissions- 
grenzwerte wurde nach Anhörung der beteiligten Kreise 
verzichtet. Ein Argument dafür war unter anderem die da- 
mit verbundene Erleichterung hinsichtlich des Messauf- 
wandes (BMU, 2003d). Der Umweltrat erachtet insbeson- 
dere den Verzicht auf die Grenzwertfestlegungen für HCl 
und HF als nicht angemessen, da auch im Entwurf des 
BVT-Merkblattes für Großfeuerungsanlagen die Minde- 
rung dieser Schadgase als Stand der Technik angesehen 
wird (EIPPCB, 2003b). 

602 . Die Grenzwerte des Entwurfs für eine novellierte 
13. BImSchV relativieren sich angesichts der vielfäl- 
tigen Ausnahmen, die für bestehende Anlagen vorge- 
sehen sind (s. auch Tab. 6-9). Grundsätzlich soll für be- 
sfehende Anlagen in Anlehnung an die IVU-Richtlinie 
eine Nachrüstungsfrist bis November 2007 in Anspruch 
genommen werden können. Dieser Grundsatz soll aber 
durch eine Reihe von Ausnahmeregelungen ein- 
geschränkt werden. So sollen Anlagen, die bereits 
infolge der 13. BImSchV aus dem Jahre 1983 nach- 


zurüsten waren, die Anforderungen der neu gefassten 
Verordnung erst zum Ende des Jahres 2010 verpflich- 
tend einhalten. Darüber hinaus werden die Emis- 
sionsgrenzwerte für Altanlagen in den §§ 3 bis 6 des 
Verordnungsentwurfes für bestimmte Schadstoffe, Anla- 
genarten und Leistungsbereiche deutlich abgeschwächt 
(ohne Nachrüstpflicht); so ist beispielsweise für fest- 
brennsloffgefeuerte Altanlagen bis zu einer Feuerungs- 
wärmeleistung von 300 MW ein NO^-Grenzwert von 
400 mg/m^ vorgesehen. Diese speziellen Regelungen für 
Altanlagen sind größtenteils erst nach Anhörung der 
beteiligten Kreise im Januar 2003 in den Entwurf auf- 
genommen worden. Mit den Abschwächungen steht zu 
befürchten, dass Deutschland die Emissionshöchstmen- 
gen der NEC-Richtlinie in Bezug auf NO^ nicht ein- 
halten wird (Abschn. 6.2.6), es sei denn, die Bundes- 
regierung unternimmt erhebliche Anstrengungen zur 
NO^-Minderung in anderen Sektoren (insbesondere im 
Verkehrsbereich). 

Fazit und Empfehlung 

603 . Die Anforderungen des Entwurfs für eine Novelle 
der 13. BImSchV entsprechen zwar den Vorgaben der 
Großfeuerungsanlagenrichtlinie, bewegen sich aber weit 
gehend am anspruchslosen Ende der Spannen, die von der 
europäischen BREF- Arbeitsgruppe als BVT zur Emis- 
sionsminderung bei Großfeuerungsanlagen vorgeschla- 
gen werden. In einigen Fällen sind die Emissionsgrenz- 
werte sogar deutlich schwächer als die Empfehlungen der 
Arbeitsgruppe. Für den Umweltrat sind die zum Teil sehr 
starken Abweichungen der Emissionsgrenzwerte des Ent- 
wurfs von den BVT zu Großfeuerungsanlagen kaum 
nachvollziehbar. Diese Abweichungen sind auch aus 
Gründen der Bestandserhaltung nicht zu rechtfertigen, da 
im deutschen Kraftwerkspark durch die Klimaschutz- 
erfordemisse ohnehin ein Strukturwandel erfolgen muss 
(Abschn. 2.2.3). 

Leider fehlen im Verordnungsentwurf Grenzwerte für 
HCl, HF und für das Klimagas N 2 O. Der Vollzug der Ver- 
ordnung - in der derzeitigen Fassung - würde dennoch 
zur Verminderung von Umweltbelastungen vor allem bei 
Staub (einschließlich Schwermetalle), Stickstoffoxiden 
und Schwefeloxiden beitragen. Aufgrund der abge- 
schwächten Anforderungen an bestehende Anlagen wer- 
den die Stickoxidminderungen jedoch vorwiegend erst 
dann erzielt werden, wenn die Altanlagen stillgelegt und 
durch moderne Anlagen ersetzt werden. Die vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Änderungen des Verordnungsent- 
wurfs (Tz. 598) würden im Vergleich zum ursprünglichen 
Novellierungsentwurf zu erhöhten Staub- und NO^-Emis- 
sionen führen. Angesichts der gesundheitlichen Relevanz 
von Feinstaub und aufgrund der Tatsache, dass bereits mit 
dem Verordnungsentwurf vom 28. Mai 2003 das natio- 
nale Minderungsziel der NEC-Richtlinie für NO^ aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht erreicht werden kann, 
empfiehlt der Umweltrat dringend, die vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Änderungen zur Abschwächung der An- 
forderungen an die Begrenzung von Staub- und NO^- 
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Emissionen abzulehnen und vielmehr diese Anforderun- 
gen stärker an die BVT anzupassen. 

6.2.6 Umsetzung der NEC-Richtlinie 

604. Trotz der Reduktionen, die bei den Luftschadstof- 
fen Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffoxid (NOJ, Ammo- 
niak (NH3) und NMVOC (flüchtige organische Verbin- 
dungen ohne Methan) erreicht wurden (Abb. 6-1), sind 
weiter gehende Emissionsminderungen notwendig, um 
die Ökosysteme in Deutschland wirksam vor der anhal- 
tenden Versauerung, Eutrophierung und vor den Belas- 
tungen durch bodennahes Ozon zu schützen. Nach wie 
vor werden in vielen Gebieten Deutschlands die 
Depositions- und Konzentrationsschwellen für die schä- 
digende Wirkung dieser Schadstoffe auf Ökosysteme 
{critical loads und critical levels) weit überschritten 
(Abschn. 6.1.1). Das komplexe Zusammenspiel der 
Schadstoffe, ihr weiträumiger Transport und der Um- 
stand, dass die betrachteten Schadstoffe aus verschiede- 
nen Sektoren emittiert werden (Industrie, Verkehr, Haus- 
halte, Produkte, vgl. Abb. 6-2), machen eine 
internationale und sektorübergreifende Minderungsstra- 
tegie erforderlich. 


Elemente einer solchen Strategie sind sowohl mit dem im 
Rahmen der Genfer Luftreinhaltekonvention verabschie- 
deten, aber noch nicht in BCraft getretenen UN ECE-Proto- 
koll zur Verringerung der Versauerung, Eutrophierung und 
des bodennahen Ozons (das so genannte Multikomponen- 
tenprotokoll; UN ECE, 2004), als auch mit der am 
23. Oktober 2001 in Kraft getretenen Richtlinie 2001/81/ 
EG über nationale Emissionshöchstmengen für be- 
stimmte Luftschadstoffe (die so genannte NEC-Richtli- 
nie, Abi EG L 309/22 vom 27.11.2001) festgelegt wor- 
den. Ziel beider Regelwerke ist es, die Emissionen 
versauernder und eutrophierender Schadstoffe (SO2, 
NOx, NH3) sowie der Ozonvorläufersubstanzen NO^ und 
NMVOC so weit zu reduzieren, dass langfristig die 
Schwellenwerte für die schädigenden Wirkungen nicht 
mehr überschritten werden. Dazu legen das Protokoll 
und die Richtlinie jeweils für die einzelnen Vertragstaa- 
ten der UN ECE-Luftreinhaltekonvention beziehungs- 
weise für die einzelnen Mitgliedstaaten nationale Emis- 
sionshöchstmengen für SO2, NOx, NH3 und NMVOC 
fest, die bis 2010 eingehalten werden müssen (zu den na- 
tionalen Emissionshöchstmengen der NEC-Richtlinie 
s. Tab. 6-10). 


Tabelle 6-10 


Nationale Höchstmengen der Emissionen von SO 2 , NOx, VOC nnd NHj, 
die nach der NEC-Richtlinie bis 2010 erreicht werden müssen 


Land 

SO 2 

in 10^ Mg 

NOx 

in 10^ Mg 

VOC 
in 10^ Mg 

NH 3 

in 10^ Mg 

Österreich 

39 

103 

159 

66 

Belgien 

99 

176 

139 

74 

Dänemark 

55 

127 

85 

69 

Finnland 

110 

170 

130 

31 

Frankreich 

375 

810 

1 050 

780 

Deutschland 

520 

1 051 

995 

550 

Griechenland 

523 

344 

261 

73 

Irland 

42 

65 

55 

116 

Italien 

475 

990 

1 159 

419 

Luxemburg 

4 

11 

9 

7 

Niederlande 

50 

260 

185 

128 

Portugal 

160 

250 

180 

90 

Spanien 

746 

847 

662 

353 

Schweden 

67 

148 

241 

57 

Vereinigtes 

Königreich 

585 

1 167 

1 200 

297 

EG 15 

3 850 

6519 

6510 

3 110 


Quelle: NEC-Richtlinie 2001/81/EG 
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Die Emissionshöchstmengen des Multikomponentenpro- 
tokolls sind zum Teil höher als die der NEC-Richtlinie. 
Das Protokoll hat dennoch große Bedeutung für eine über 
die Europäisehe Union hinausgehende Reduzierung der 
oben genannten Luftschadstoffe, weil in der UN ECE ne- 
ben den USA und Kanada auch die osteuropäischen Staa- 
ten einschließlich Russland vertreten sind. 

605 . Die nationalen Emissionshöchstmengen wurden 
auf der Basis von Ausbreitungs- und Wirkungsmodellen 
sowie einer Kosten-Wirksamkeits-Analyse entwiekelt 
(SCHÄRER, 2000). Nach den in Artikel 5 der NEC- 
Richtlinie formulierten Zwischenzielen sollen mit der 
Einhaltung der nationalen Emissionshöchstmengen 
bis 2010 die durch die Versauerung belasteten Ökosys- 
temflächen halbiert werden und die Ozonbelastung der 
Bevölkerung um zwei Drittel beziehungsweise die der 
Pflanzen um ein Drittel reduziert werden. Ein entspre- 
chendes, quantifiziertes Ziel zur Verminderung der Eutro- 
phierung wird in Artikel 5 nicht genannt. Allerdings 
wurde für NH 3 mit der NEC-Richtlinie zum ersten Mal 
eine verbindliche Vorgabe zur Begrenzung der Emissio- 
nen festgelegt - auch wenn dieser Wert nieht ausreichen 
wird, um eine deutliche Reduktion der Eutrophierung zu 
erreichen (Tz. 608). 

606 . Bereits im Umweltgutachten 2000 hat der Um- 
weltrat festgestellt, dass die Ziele der NEC-Riehtlinie - 
die damals noch als Kommissionsvorschlag der EU vor- 
lag - hinter den auf wissensehaftlieher Basis formulierten 
Forderungen zurüekblieben. Die Einbeziehung ökonomi- 
scher und politischer Erwägungen garantiere aber, dass 
die Reduktionsverpfliehtungen technisch und ökono- 
misch vertretbar seien (SRU, 2000, Tz. 793). Indessen 
sind im Laufe der Verhandlungen zur NEC-Richtlinie die 
zulässigen Emissionshöchstmengen für SO 2 und NH 3 
weiter erhöht worden (für Deutschland: SO 2 von 
463 000 Mg auf 520 000 Mg; NH 3 von 413 000 Mg auf 
550 000 Mg; VOC von 924 000 Mg auf 995 000 Mg; 
NOx ist gleich geblieben (EEB, 2001)). 


607 . Zur Umsetzung der Riehtlinie hat die Bundesregie- 
rung den Entwurf einer Verordnung vorgelegt (BMU, 
2003e), in der die in der NEC-Richtlinie genannten jähr- 
lichen Emissionshöchstmengen für SO 2 , NO^, NMVOC 
und NH 3 festgelegt sind. Zudem hat die Bundesregierung 
im Dezember 2002 über ihre nationalen Programme zur 
Einhaltung der für Deutschland geltenden Emissions- 
höchstmengen beriehtet (UBA, 2002b). In diesem Berieht 
werden die für 2010 erwarteten Emissionen an SO 2 , NO^, 
NH 3 und NMVOC aufgelistet (Tab. 6-11), sowie die De- 
ekungslücken und die geplanten Maßnahmen, um die 
Emissionshöchstmengen bis 2010 zu erreichen. 

Die bis 2010 prognostizierten Emissionsminderungen für 
SO 2 und NOx werden bei stationären Quellen im Wesent- 
lichen mit Klimasehutzmaßnahmen sowie mit einer Ver- 
schärfung der emissionsbegrenzenden Anforderungen der 
TA Luft 2002 begründet. Beim Verkehr sollen die Ver- 
schärfung der Abgasgrenzwerte für Kraftfahrzeuge und 
die verbesserte Kraftstoffqualität Ursache für die Emis- 
sionsminderung sein. Die Emissionsminderung bei 
NMVOC wird durch die mit der 31. BImSchV erfolgte 
Umsetzung der EG-Lösemittelrichtlinie (1999/1 3/EG) 
erwartet. Allein für NH 3 fehlen Maßnahmen, die zu einer 
deutlichen Reduzierung der Emissionen führen könnten. 
Für diesen Sehadstoff wird 2010 lediglich eine Emis- 
sionsminderung von 14 000 Mg erwartet. 

Mit diesen prognostizierten Emissionsminderungen 
könnte in 2010 die Emissionshöchstmenge für SO 2 einge- 
halten werden, während sie für NH 3 um 35 000 Mg (6 %) 
verfehlt wird, für NMVOC liegt die Deekungslücke sogar 
bei circa 197 000 Mg (circa 20%). Die Verfehlung der 
NOx-Emissionshöchstmenge wird mit 75 000 Mg (circa 
7 %) angegeben, allerdings wird darauf hingewiesen, 
dass aktuelle, noch nicht abschließend geprüfte Untersu- 
ehungen unerwartet hohe Emissionen bei Euro-II-LKW- 
Motoren gezeigt haben, sodass dann das NO^-Ziel sogar 
um 150 000 Mg (14%) verfehlt werden würde (UBA, 
2002 b). 


Tabelle 6-11 


Emissionen nnd Emissionshöchstmengen für Deutschland 


in tausend Mg 

SO2 

NO, 

NH3 

VOC 

Emissionsschätzung 
für 2000 

636 

1 555 

599 

1 605 

Emissionsprognose 
für 2010 

513 

1 126 

585 

1 192 

Nationale Emissions- 
höchstmenge 2010 
für Deutschland 

520 

1 051 

550 

995 

Unterschied zwischen 
Emissionsprognose und 
nationaler Emissions- 
höchstmenge 

-7 

-t75 

+ 35 

+ 197 


Quelle: UBA, 2002b, verändert 
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Zur Einhaltung der Emissionshöchstmengen von NO^, 
NH 3 und NMVOC müssen nach Ansicht des BMU bis 
2010 zusätzliche Maßnahmen insbesondere in den Berei- 
chen des Kraftfahrzeugverkehrs, der Lösemittel in Pro- 
dukten und der Landwirtschaft ergriffen werden. Zu 
Recht wird auf die Notwendigkeit eines gemeinsamen 
Vorgehens in der EU verwiesen - genannt werden die 
Verschärfung des NO^-Grenzwertes der Grenzwertstufe 
EURO V für Nutzfahrzeugmotoren, Maßnahmen zur 
Senkung der NH 3 -Emissionen auf EU-Ebene (z. B. Ent- 
koppelung der Tierprämie von der Produktion und eine 
verstärkte Grünlandforderung, s. auch Abschn. 4.2.4) und 
die geplante Produktrichtlinie zur Beschränkung des Lö- 
semittelgehaltes in Lacken und Farben (Vorsehlag der 
EU-Kommission vom 23. Dezember 2002). Dabei darf 
aber nicht übersehen werden, dass auch die im Berieht 
der Bundesregierung erwähnten nationalen Minderungs- 
maßnahmen konsequent umgesetzt werden müssen. Nach 
Ansicht des Umweltrates ist dies bei der Novellierung der 
13. BlmSehV (Abschn. 6.2.5) in Bezug auf die NO^-Min- 
derung nieht ausreichend geschehen. Aueh die im Bericht 
genannten Maßnahmen zur Senkung der Ammoniakemis- 
sionen aus der Landwirtschaft sind so vage formuliert, 
dass zum einen unklar ist, wie die Auswirkungen dieser 
Maßnahmen überhaupt quantifiziert werden konnten, 
zum anderen eine effektive Umsetzung der Maßnahmen 
schwierig erseheint. Die Bundesregierung sollte sich ent- 
scheiden, welche der Maßnahmen sie gezielt ergreifen 
will. Maßnahmen, die die Reduzierung des Tierbestandes 
zum Ziel haben, sind zwar effektiv aber wenig realistisch. 
Erfolgversprechender sind demgegenüber Maßnahmen 
zur Reduzierung der Ammoniakemissionen bei der Aus- 
bringung von Wirtsehaftsdünger (s. Kap. 4.2). 

608. Allein die Emissionshöchstmengen einzuhalten, 
reicht nicht aus. Es muss überprüft werden, wie sich die 
erreichten Emissionsminderungen tatsächlieh und vor al- 
lem regional auswirken, ln der NEC-Richtlinie ist fest- 
gelegt worden, dass in 2004 und in 2008 überprüft wer- 
den soll, ob die Umweltzwisehenziele (Tz. 605) erreicht 
werden können. Dies kann sinnvoll nur anhand aktua- 
lisierter Belastungsdaten für die Versauerung, die Eutro- 
phierung und für bodennahes Ozon geschehen. 

ln einer Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes, in 
der die Belastungssituation für Deutschland analysiert 
wurde, wird festgestellt, dass es in Bezug auf die Ver- 
sauerung, die Eutrophierung und die Sehädigung durch 
bodennahes Ozon auch nach Einhaltung der Emissions- 
höchstmengen der NEC-Richtlinie noeh erhebliche Über- 
schreitungen der Wirkungsschwellen geben wird. Damit 
reichen die Emissionshöchstmengen nicht aus, um die 
langfristigen Ziele der NEC-Richtlinie (Tz. 604) zu errei- 
chen. Zur dringliehsten Aufgabe wird naeh 2010 weiter- 
hin die Verminderung der Eutrophierung zählen, da hier 
die Überschreitungen der Wirkungsschwellen am größten 
sind, ln Zukunft werden sowohl die eutrophierenden als 
aueh die versauernden Einträge hauptsächlich aus der 
landwirtschaftlichen Tierhaltung kommen (SCHÖPP 
et al., 2001; BMU, 2003c). 


Fazit und Empfehlungen 

609. Es bedarf noeh weiterer Anstrengung, um die NO^-, 
NMVOC- und NH 3 -Emissionen auf die für 2010 festge- 
legten Ziele der NEC-Richtlinie zu mindern. Unabhängig 
von den in der EU geplanten oder von der EU vorgesehla- 
genen Maßnahmen zur Emissionsminderung in den Be- 
reiehen des Kraftfahrzeugverkehrs, der Lösemittel in 
Produkten und der Landwirtsehaft muss aueh die natio- 
nale Umsetzung von Emissionsminderungsmaßnahmen 
konsequenter die Reduzierung der NO^-, NMVOC- und 
NHj-Emissionen im Blick haben. Nach Ansicht des Um- 
weltrates ist dies bei der Novellierung der 13. BImSchV 
in Bezug auf die NO^-Minderung nicht ausreichend ge- 
schehen. Zur Minderung der NH 3 -Emissionen sollte die 
Bundesregierung insbesondere Maßnahmen zur Reduzie- 
rung der Ammoniakemissionen bei der Ausbringung von 
Wirtschaftsdünger fördern. 

Der Umweltrat empfiehlt, auch weiterhin durch ein Mo- 
nitoring der Belastungssituation und mithilfe von Modell- 
rechnungen zu überprüfen, ob die verabschiedeten Min- 
derungsmaßnahmen ausreichen, um die langfristigen 
Ziele der NEC-Richtlinie zu erreichen. Bereits jetzt ist 
absehbar, dass es in Deutsehland aueh nach Einhaltung 
der Emissionshöehstmengen der NEC-Riehtlinie noch 
erhebliche Übersehreitungen der Wirkungssehwellen in 
Bezug auf die Versauerung, die Eutrophierung und die 
Sehädigung dureh bodennahes Ozon geben wird, ln 
Deutsehland wird nach 2010 die Verminderung der Eutro- 
phierung zur dringliehsten Aufgabe zählen, da hier die 
Übersehreitungen der Zielwerte voraussichtlich am größ- 
ten sein werden. Die Ursachen für die eutrophierenden 
Einträge und zunehmend auch für die versauernden Ein- 
träge werden hauptsächlich aus der landwirtschaftlichen 
Tierhaltung kommen. Daher ist es notwendig, im Agrar- 
sektor effektive Maßnahmen zur Minderung der NH3- 
Emissionen zu ergreifen, und zwar insbesondere im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik der EG (GAP). 

Angesiehts der Tatsaehe, dass Deutschland - neben den 
Niederlanden - aufgrund seiner zentralen Lage und seiner 
empfindlichen Ökosysteme am meisten von der europa- 
weiten Einhaltung der NEC-Riehtlinie profitiert und da- 
rüber hinaus Nettoemittent ist (also mehr Emissionen ex- 
portiert als importiert), sollte sich die Bundesregierung 
nach Auffassung des Umweltrates im Rahmen der von 
der NEC-Richtlinie geforderten Überprüfung der Ziele 
und innerhalb der Strategie der EU-Kommission Clean 
Air for Europe (CAFE) für eine weitere Verschärfung der 
Emissionshöchstmengen nach 2010 einsetzen. 

6.3 Zusammenfassung und Empfehlungen 

610. ln den letzten zwei Jahrzehnten konnten die Emis- 
sionen der meisten klassischen Luftschadstoffe deutlich 
reduziert werden. Dies betrifft im Besonderen die Schwe- 
feldioxidemissionen, die im Zeitraum von 1980 bis 2001 
um circa 90 % zurückgegangen sind. Gründe hierfür sind 
vor allem der Ausbau der Abgasentschwefelung im Kraft- 
werksbereich und die Substitution emissionsreicher 
Brennstoffe. Im Gegensatz dazu nimmt der prozentuale 
Anteil der Schifffahrt an den S 02 -Emissionen aufgrund 
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fehlender Regulierungen stetig zu und hat inzwischen 
bereits etwa 30 % in Europa erreicht. Mit der prognos- 
tizierten Zunahme des Schiffsverkehrs in den nächsten 
Jahren wird auch der Anteil dieses Emittenten an den 
S 02 -Emissionen weiter ansteigen. Wegen dieser Entwick- 
lung sollten kurzfristig Minderungsmaßnahmen im 
Schiffsverkehr auf europäischer Ebene angestrebt werden. 

611. Die Stickstoffoxidemissionen haben ebenfalls in 
den letzten 20 Jahren abgenommen. Der Rückgang der 
Emissionen um circa 50 % erfolgte aber nicht für alle 
Emittenten in gleichem Maße. So stieg der relative Anteil 
des Straßenverkehrs in diesem Zeitraum von 48 auf 63 % 
an. An Messstationen in innerstädtischen, verkehrsbelas- 
teten Bereichen sind die Stickstoffdioxidkonzentrationen 
unverändert hoch. Die gesundheitlichen Risiken der NO^- 
Immissionen wurden bisher eher unterschätzt. Neu ist die 
Klassifizierung von NO^ als genotoxisch sowie die Er- 
kenntnis, dass ein Anstieg der NO^-Belastung mit einem 
gehäuften Auftreten von atemwegsbezogenen Gesund- 
heitsbeeinträchtigungen und der Zunahme von Infektan- 
falligkeit einhergeht. Die Wirkungen von NO sind im 
Vergleich zu NO 2 schwächer ausgeprägt. Bei NO 2 stehen 
die Zunahme der Gesamtsterblichkeit sowie eine höhere 
Häufigkeit von Asthma und Herz- und Kreislauferkran- 
kungen im Vordergrund. Die Langzeit- und Kurzzeitstu- 
dien zur gesundheitlichen Bewertung von Stickstoff- 
oxiden ergaben keine Hinweise dafür, dass eine 
Wirkungsschwelle existiert, unterhalb derer adverse Wir- 
kungen auf die Gesundheit auszuschließen sind. 

612. Staub (Feststoffpartikel) gehört ebenfalls zu den 
klassischen Luftschadstoffen. Die deutliche Abnahme der 
Gesamtstaubemissionen von 1990 bis 2001 um 87% 
resultiert in erster Linie aus dem Rückgang der Emissio- 
nen aus Kraftwerken, sonstigen Industrien und dem 
Hausbrand. Wegen der besonderen Bedeutung der feinen 
und ultrafeinen Partikel (PMio) für die nachteiligen Ge- 
sundheitseffekte rückte die Belastung durch Feinstäube 
seit den 1990er Jahren zunehmend ins wissenschaftliche 
und öffentliche Interesse. Die höchsten Immissions- 
konzentrationen von PMio werden im innerstädtischen 
Bereich an stark befahrenen Straßen gemessen. Die Ex- 
position gegenüber Feinstäuben wird derzeit übereinstim- 
mend als wesentlichste Belastung für die menschliche 
Gesundheit durch Luftschadstoffe bewertet. 

613. Die Entwicklung der bodennahen Ozonkonzentra- 
tionen zeigt eine Abnahme der Spitzenwerte bei einem 
leichten Anstieg der Jahresmittelwerte. Da die Auswir- 
kungen auf die Umwelt und die Gesundheit nicht nur von 
den Spitzenwerten der Ozonkonzentrationen sondern 
auch von der Dauer der Exposition abhängen, ist diese 
Entwicklung keinesfalls befriedigend und es sind weitere 
Maßnahmen zur Konzentrationsminderung der Ozon- 
vorläufersubstanzen (NOx, NMVOC) erforderlich. Etwa 
62 % der NMVOC-Emissionen werden derzeit beim Ein- 
satz von Lösemitteln freigesetzt, etwa 20 % stammen aus 
dem Straßenverkehr. 

614. Die NH 3 -Emissionen, die zu etwa 95 % aus der 
Landwirtschaft stammen, sind bisher nur unwesentlich 
zurückgegangen, weil keine ausreichend wirksamen Min- 
derungsmaßnahmen ergriffen wurden. Der langjährige 


und übermäßige Eintrag von Stickstoff (NO^ und NH 3 ) 
führt zur Eutrophierung und damit zu einer Veränderung 
und Verarmung der Biodiversität in Wäldern, Mooren, 
Heiden und anderen nährstoffarmen Ökosystemen. SO 2 , 
NOx und NH 3 führen zur Versauerung von Böden und Ge- 
wässern und schädigen dadurch Pflanzen und ganze Öko- 
systeme. Die Wirkungsschwellen für eutrophierende und 
versauernde Depositionen (critical loads) von NH 3 , SO 2 
und NOx werden nach wie vor in vielen Gebieten 
Deutschlands weit überschritten. Zudem tragen die NO^- 
Emissionen, in Verbindung mit leicht flüchtigen organi- 
schen Verbindungen ohne Methan {Non-Methan Volatile 
Organic Compounds, NMVOC), zur erhöhten Belastung 
durch bodennahes Ozon bei. Fast die gesamte Fläche 
Deutschlands zeigt Überschreitungen der kritischen Kon- 
zentrationen {critical levels) von Ozon. 

61 5. Die oben beschriebene Belastung der Ökosysteme 
durch SO 2 -, NOx-, NMVOC- und NH3- Emissionen und 
die Belastung des Menschen mit Feinstäuben, Stick- 
oxiden und Ozon zeigen, dass weitere Maßnahmen zur 
Minderung von Luftschadstoffen notwendig sind. Dazu 
sollten die bisher geltenden Grenzwerte - insbesondere 
zum Schutz des Menschen - weiter gesenkt werden 
(Tz. 547, 564). In die notwendige Minderungsstrategie 
müssen neben den Emissionen aus industriellen Anlagen 
nun sehr viel mehr als bisher auch die Emissionen aus 
dem Verkehr sowie aus der Landwirtschaft mit einbezo- 
gen werden. 

Weitere Verbesserungen der Luftqualität können in 
Deutschland mit der Umsetzung verschiedener europäi- 
scher Richtlinien erzielt werden. Insgesamt wird das 
deutsche Luftreinhalterecht in den letzten Jahren zuneh- 
mend von diesen Umsetzungen bestimmt. Die 
Luftqualitätsrahmenrichtlinie, nebst dreier Tochterrichtli- 
nien, wurde mit der 7. Novelle zum BImSchG und der 
grundlegenden Novellierung der 22. BImSchV umge- 
setzt; in der TA Luft 2002 mussten unter anderem Vorga- 
ben der IVU-Richtlinie berücksichtigt werden, außerdem 
steht die Umsetzung der NEC-Richtlinie aus. Die Novel- 
lierung der Abfallverbrennungsrichtlinie der Gemein- 
schaft musste mit einer Novellierung der 17. BImSchV 
umgesetzt werden. Auch der Entwurf einer Novelle der 
13. BImSchV ist den Vorgaben der novellierten Großfeu- 
erungsanlagen-Richtlinie angepasst worden. Im Juli 2003 
wurde von der EU-Kommission ein Vorschlag für eine 
vierte Tochterrichtlinie zur Luftqualitätsrahmenrichtlinie 
vorgelegt, die eine weitere Novellierung der neuen 
22. BImSchV erforderlich machen wird. 

22. BImSchV 

61 6 . In der 22. BImSchV vom 1 1 . September 2002 wer- 
den sowohl Elemente der Luftqualitätsrahmenrichtlinie 
als auch ihrer drei Tochterrichtlinien umgesetzt. Dies 
beinhaltet die Festlegung von strengeren Immissions- 
grenzwerten für SO 2 , NO 2 , NOx, PMio, Benzol und 
CO, Alarmschwellen für SO 2 und NOx sowie konkretere 
Anforderungen an die Luftreinhalteplanungen und 
bestimmte Informationspflichten gegenüber der Öffent- 
lichkeit. 
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617 . Die zulässigen Stickstoffoxidimmissionen werden 
nach Maßgabe der Vorgaben der ersten Tochterrichtlinie 
der Luftqualitätsrahmenrichtlinie geregelt. Dort festgelegt 
sind ein Kurzzeitgrenzwert (Stundenmittel) und ein Lang- 
zeitgrenzwert (Jahresmittel) von 200 beziehungsweise 
40 |ig/m3 für NO 2 zum Schutz der Gesundheit wie auch 
ein Langzeitgrenzwert für NO^ zum Schutz der Vegeta- 
tion von 30 gg/m^. Aufgrund der beschriebenen Hot- 
Spot-Problematik ist derzeit nicht davon auszugehen, 
dass der Langzeitgrenzwert zum Schutz der Gesundheit 
im Jahr 2010 an allen Messstationen eingehalten wird. 
Speziell an den straßennahen Messpunkten wird es in den 
Ballungszentren weiterhin zu Überschreitungen des 
Grenzwertes kommen. Aus diesem Grunde sind gerade in 
diesen Gebieten, neben einem engmaschigen Netz von 
Messstationen für ein qualifiziertes Monitoring, Maßnah- 
men zur weiteren Reduzierung der Schadstoffbelastung 
der Bevölkerung dringend erforderlich. 

618 . ln der 22. BImSchV sind für Feinstäube ein Jahres- 
grenzwert für PMio von 40 gg/m^ und ein Tagesgrenzwert 
von 50 gg/m^, der nicht öfter als 35-mal überschritten 
werden darf, festgesetzt, die ab dem Jahr 2005 eingehal- 
ten werden müssen, ln einer zweiten Stufe ab 2010 sind 
die zulässigen Überschreitungen des Tagesgrenzwertes 
auf sieben Mal pro Jahr und der Jahresgrenzwert auf 
20 gg/m^ abgesenkt. Aufgrund der bisher vorliegenden 
Erkenntnisse ist an den verkehrsreichen Messstationen in 
den Ballungszentren im Jahr 2005 nicht mit einer Einhal- 
tung der Tages- und Jahresgrenzwerte zu rechnen. Die 
Einhaltung der zweiten Stufe im Jahr 2010 ist angesichts 
der derzeitigen Entwicklung noch weniger wahrschein- 
lich. Zur Verminderung nachteiliger Gesundheitseffekte 
sollte auf jeden Fall an den sehr ehrgeizigen Zielen, fest- 
gelegt in den Grenzwerten der zweiten Stufe der 
22. BImSchV, festgehalten werden und Maßnahmen er- 
griffen werden, um die Feinstaubbelastung gerade in den 
problematischen Gebieten weiter abzusenken. 

Die Immissionen von Schwermetallen (Nickel, Cadmium, 
Quecksilber), Arsen und polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen (PAK) werden in Zukunft über die 
vierte Tochterrichtlinie zur Luftreinhaltung reguliert. 
Innerhalb des gerade vorgelegten Vorschlages der EU- 
Kommission zur vierten Tochterrichtlinie wurden fol- 
gende Zielwerte zum Schutz der Gesundheit des Men- 
schen festgelegt: Arsen: 6 ng/m^, Cadmium: 5 ng/m^, 
Nickel: 20 ng/m^ und PAK: 1 ng/m^ für BaP 
(Benzo(a)pyren) als Leitsubstanz. Für den Fall der Ziel- 
wertüberschreitung sind jedoch nicht rechtlich zwingend 
Minderungsmaßnahmen gefordert. 

Erst ab dem Jahr 2007 sind laut IVU-Richtlinie alle gro- 
ßen Industrieanlagen verpflichtet, die so genannte „beste 
verfügbare Technik“ einzusetzen. Auch dies garantiert 
jedoch nicht die Einhaltung der Grenzwerte. Der Umwelt- 
rat hat große Bedenken, ob der Vorschlag der EU-Kom- 
mission für eine vierte Tochterrichtlinie für den gesund- 
heitlichen Schutz der Bevölkerung damit als ausreichend 
einzustufen ist. Da außerdem der Hauptanteil der Schad- 
stoffzufuhr mit der Nahrungsaufnahme erfolgt, sind ge- 
sonderte Depositionsgrenzwerte zum Schutz der mensch- 
lichen Gesundheit insbesondere für die Schwermetalle 
dringend geboten. 


TA Luft 

619 . Mit der TA Luft 2002, die am 1. Oktober 2002 in 
Kraft getreten ist, mussten unter anderem die Anforde- 
rungen der IVU-Richtlinie an die integrativen, medien- 
übergreifenden Voraussetzungen für eine Anlagengeneh- 
migung auf untergesetzlicher Ebene umgesetzt, die 
Immissionsgrenzwerte den Luftqualitätswerten der Toch- 
terrichtlinien und das Ermittlungs- und Beurteilungsver- 
fahren der Luftqualitätsrahmenrichtlinie angepasst wer- 
den. Schließlich waren auch die anlagenbezogenen 
Emissionsgrenzwerte der technischen Entwicklung ent- 
sprechend fortzuschreiben. 

620 . Die europarechtskonforme Umsetzung des integra- 
tiven Modells der Industrieanlagenzulassung verlangt 
nach Auffassung des Umweltrates in der TA Luft eine 
durchgehend erkennbare integrative Betrachtung. Daher 
sollte in einer Begründung zu den in der neuen TA Luft 
festgelegten technischen Standards und Grenzwerten da- 
rüber Auskunft gegeben werden, auf welchen Erwägun- 
gen diese Standards beruhen und warum diese Standards 
aus der Perspektive der gebotenen Gesamtbetrachtung 
keine kontraproduktive Verlagerung von Umweltbelas- 
tungen bewirken können. Die transparente Darstellung 
der medienübergreifenden Rechtfertigung von Emis- 
sionsgrenzwerten wird den Dialog über den integrierten 
Umweltschutz fördern und Innovationen für einen ver- 
besserten Umweltschutz auslösen. 

621 . Hinsichtlich der Umsetzung der Immissionsgrenz- 
werte zeigt die neue TA Luft folgende Schwächen: Die 
Vielzahl der im Immissionsteil genannten Ausnahme- 
regelungen lässt befürchten, dass es nur in seltenen Fällen 
zu einer Überprüfung der Zusatzbelastung durch eine zu 
genehmigende Anlage kommen wird. Ohnehin lässt sich 
zeigen, dass die von 1 auf 3 % erhöhte Irrelevanzschwelle 
zu einer Verschlechterung der Immissionssituation führen 
kann. Die im Normierungsverfahren diskutierte Rechtfer- 
tigung der großzügigen Irrelevanz-Regelung darf jeden- 
falls in dieser Höhe und Generalisierung keinen Bestand 
haben. Der Umweltrat empfiehlt der Bundesregierung 
auch aus europarechtlicher Perspektive dringend eine 
Korrektur der verfehlten Regelung. 

622 . ln der neuen TA Luft ist die Einhaltung der Mas- 
senströme als Alternative zur Einhaltung der Massenkon- 
zentrationen zugelassen. Der Betreiber kann also grund- 
sätzlich entscheiden, ob er den Massenstrom oder die 
Massenkonzentration als Begrenzung in Anspruch neh- 
men möchte. Im Ergebnis bedeutet es fast immer, dass für 
kleine Anlagen der Massenstrom gilt und für größere die 
Massenkonzentration. Die Emissionsmassenströme der 
neuen TA Luft beziehen sich jedoch im Unterschied zur 
alten TA Luft nicht mehr auf das Rohgas, sondern nach 
einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts auf das 
Reingas. Dies hat dort, wo die Massenstrombegrenzun- 
gen in der neuen TA Luft gegenüber der alten TA Luft 
nicht abgesenkt wurden, zu schwächeren Anforderungen 
für kleinere Anlagen geführt. Da auch die Emissionen 
kleiner Anlagen, die häufig in Gewerbe- oder Misch- 
gebieten in der Nähe von Wohngebieten angesiedelt sind, 
von Relevanz sein können, wäre es sinnvoll gewesen, 
auch bei Unterschreiten eines bestimmten Massenstroms 
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einen Konzentrationsgrenzwert für die emittierten Schad- 
stoffe einzufiihren. Problematisch ist auch, dass durch 
eine Teilgasreinigung des Rohgases unter die Massen- 
stromgrenze ein Anlagenbetreiber weiter gehende Anfor- 
derungen hinsichtlich der Einhaltung der Massenkonzen- 
tration umgehen kann. Der Umweltrat ist der Auffassung, 
dass in den Fällen, in denen bereits ein Teilstrom gerei- 
nigt wird, auch der gesamte Abgasstrom gereinigt werden 
sollte, damit die Möglichkeiten, den Stand der Technik zur 
Emissionsminderung einzusetzen, ausgeschöpft werden. 

17. Bundes-Immissionschutzverordnung 

623. Die am 20. August 2003 in Kraft getretene novel- 
lierte Verordnung über Verbrennungsanlagen für Abfalle 
und ähnliche brennbare Stoffe (17. BImSchV) dient vor- 
wiegend der Umsetzung der EG-Abfallverbrennungs- 
richtlinie 2000/76/EG, mit der auf Gemeinschaftsebene 
neue Anforderungen an den Betrieb reiner Müllverbren- 
nungsanlagen sowie an Anlagen gestellt werden, in denen 
Abfälle neben regulären Brennstoffen zur Mitverbren- 
nung eingesetzt werden. Dass durch die novellierte 
17. BImSchV nun auch die Abfallmitverbrennung umfas- 
send geregelt wird, ist insofern zu begrüßen, als mit stei- 
gendem Einsatz von Ersatzbrennstoffen die luft- und ab- 
wasserseitigen Emissionen der zur Mitverbrennung 
genutzten Anlagen zukünftig zunehmend durch die 
Schadstoffbelastung der eingesetzten Abfalle geprägt 
werden. Hinsichtlich der emissionsseitigen Anforderun- 
gen bei der Mitverbrennung von Abfällen in Industrie- 
anlagen einschließlich der Großfeuerungsanlagen for- 
derte der Umweltrat wiederholt eine Angleichung an die 
für reine Abfallverbrennungsanlagen geltenden Stan- 
dards. Eine anforderungsgleiche Umsetzung der EG- 
Abfallverbrennungsrichtlinie reichte insoweit nicht aus, 
da die Anforderungen, die die Richtlinie an die Mitver- 
brennung stellt, teilweise noch deutlich unterhalb der Vor- 
gaben für reine Müllverbrennungsanlagen liegen. Im 
Sinne der Harmonisierungsforderung begrüßt der Um- 
weltrat die Tendenz zur Angleichung der Anforderungen 
der 17. BImSchV für die Mitverbrennung und die reine 
Abfallverbrennung. So hält der Umweltrat die in der ver- 
abschiedeten Novelle der 17. BImSchV enthaltenen kon- 
kreten Grenzwertfestlegungen für insgesamt angemessen. 
Durch die Aufnahme von weit gehenden Ausnahmerege- 
lungen, insbesondere bei den Regelungen für die Zement- 
industrie, bleibt jedoch die nun novellierte 17. BImSchV 
in den Anforderungen an die Mitverbrennung partiell 
weit hinter den Vorgaben für die reine Müllverbrennung 
zurück. Der Umweltrat empfiehlt daher, die vollständige 
Harmonisierung der Anforderungsniveaus von Industrie- 
anlagen und Müllverbrennungsanlagen herbeizufuhren. 
Die Rechtfertigung dafür ergibt sich auch aus der Absen- 
kung der Anforderungen an die Abfallmitverbrennung in 
der jüngeren Rechtsprechung des Europäischen Gerichts- 
hofs. 

13. Bundes-Immisionschutzverordnung 

624. Der Entwurf der Bundesregierung zur Novelle der 
13. BImSchV, der mit der novellierten Großfeuerungs- 
anlagen-Richtlinie notwendig wurde, entspricht zwar den 


Vorgaben der Großfeuerungsanlagenrichtlinie, die Anfor- 
derungen bewegen sich aber weit gehend am anspruchs- 
losen Ende der Spannen, die von der europäischen 
Arbeitsgruppe zum BREF Großfeuerungsanlagen vorge- 
schlagen werden. In einigen Fällen sind die Emissions- 
grenzwerte sogar deutlich schwächer als die Empfehlun- 
gen der Arbeitsgruppe. Für den Umweltrat sind die zum 
Teil sehr starken Abweichungen der Emissionsgrenzwerte 
des Entwurfs von den BVT zu Großfeuerungsanlagen 
kaum nachvollziehbar. Diese Abweichungen sind auch 
aus Gründen der Bestandserhaltung nicht zu rechtfertigen, 
da im deutschen Kraftwerkspark durch die Klimaschutz- 
erfordemisse ohnehin ein Strukturwandel erfolgen muss. 

Leider fehlen im Verordnungsentwurf Grenzwerte für 
HCl, HF und für das Klimagas N 2 O. Der Vollzug der Ver- 
ordnung - in der derzeitigen Fassung - würde dennoch 
zur Verminderung von Umweltbelastungen vor allem bei 
Staub (einschließlich Schwermetalle), Stickstoffoxiden 
und Schwefeloxiden beitragen. Aufgrund der abge- 
schwächten Anforderungen an bestehende Anlagen wer- 
den die Stickoxidminderungen jedoch vorwiegend erst 
dann erzielt werden, wenn die Altanlagen stillgelegt und 
durch moderne Anlagen ersetzt werden. Die vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Änderungen des Verordnungsent- 
wurfs würden im Vergleich zum ursprünglichen Novellie- 
rungsentwurf zu erhöhten Staub- und NO^-Emissionen 
führen. Angesichts der gesundheitlichen Relevanz von 
Feinstaub und aufgrund der Tatsache, dass bereits mit 
dem Verordnungsentwurf vom 28. Mai 2003 das natio- 
nale Minderungsziel der NEC-Richtlinie für NO^ aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht erreicht werden kann, 
empfiehlt der Umweltrat dringend, die vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Änderungen zur Abschwächung der 
Anforderungen an die Begrenzung von Staub- und NO^- 
Emissionen abzulehnen und vielmehr diese Anforderun- 
gen stärker an die BVT anzupassen. 

NEC-Richtlinie 

625. Die am 23. Oktober 2001 in Kraft getretene Richt- 
linie über nationale Emissionshöchstmengen für be- 
stimmte Luftschadstoffe (NEC-Richtlinie) legt für alle 
Mitgliedstaaten der EU fest, welche Emissionshöchst- 
mengen an SO 2 , NOx, NH 3 und VOC (außer Methan) bis 
2010 eingehalten werden müssen. Ziel der Richtlinie 
ist die Begrenzung der Emissionen versauernder und 
eutrophierender Schadstoffe sowie der Ozonvorläufer- 
substanzen NOx und NMVOC. Mit der Einhaltung der 
nationalen Emissionshöchstmengen sollen die durch die 
Versauerung belasteten Ökosystemflächen halbiert wer- 
den und die Ozonbelastung im Hinblick auf den Ge- 
sundheitsschutz um zwei Drittel beziehungsweise im 
Hinblick auf den Vegetationsschutz um ein Drittel zu- 
rückgehen. 

Zur Umsetzung der NEC-Richtlinie hat die Bundesregie- 
rung den Entwurf einer Verordnung vorgelegt, in der die 
in der Richtlinie für Deutschland genannten jährlichen 
Emissionshöchstmengen festgelegt sind. Die nationalen 
Emissionshöchstmengen sollen mit einem nationalen Pro- 
gramm zur Reduzierung der oben genannten Luftschad- 
stoffe erreicht werden. 
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Es bedarf noch weiterer Anstrengung, um die NO^-, 
NMVOC- und NHj-Emissionen auf die für 2010 festge- 
legten Ziele der NEC-Richtlinie zu mindern. Unabhängig 
von den in der EU geplanten oder von der EU vorgeschla- 
genen Maßnahmen zur Emissionsminderung in den Be- 
reichen des Kraftfahrzeugverkehrs, der Lösemittel in 
Produkten und der Landwirtschaft muss auch die natio- 
nale Umsetzung von Emissionsminderungsmaßnahmen 
konsequenter die Reduzierung der NO^-, NMVOC- und 
NH 3 -Emissionen anstreben. Nach Ansicht des Umwelt- 
rates ist dies bei der Novellierung der 13. BImSchV in 
Bezug auf die NOx-Minderung nicht ausreichend gesche- 
hen. Zur Minderung der NH 3 -Emissionen sollte die Bun- 
desregierung insbesondere Maßnahmen zur Reduzierung 
der Ammoniakemissionen bei der Ausbringung von Wirt- 
schaftsdünger fördern. 

Der Umweltrat empfiehlt, auch weiterhin durch ein Mo- 
nitoring der Belastungssituation und mithilfe von Modell- 
rechnungen zu überprüfen, ob die verabschiedeten Min- 
derung smaßnahmen ausreichen, um die langfristigen 
Ziele der NEC-Richtlinie zu erreichen. Bereits jetzt ist 
absehbar, dass es in Deutschland auch nach Einhaltung 
der Emissionshöchstmengen der NEC-Richtlinie noch er- 
hebliche Überschreitungen der Wirkungsschwellen in Be- 
zug auf die Versauerung, die Eutrophierung und die Schä- 
digung durch bodennahes Ozon geben wird, ln 
Deutschland wird nach 2010 die Verminderung der Eutro- 
phierung zur dringlichsten Aufgabe zählen, da hier die 
Überschreitungen der Zielwerte am gravierendsten sind. 
Die Ursachen für die eutrophierenden Einträge und zu- 
nehmend auch für die versauernden Einträge werden 
hauptsächlich aus der landwirtschaftlichen Tierhaltung 
kommen. Daher ist es notwendig, im Agrarsektor, und 
zwar im Rahmen der GAP, effektive Maßnahmen zur 
Minderung der NH 3 -Emissionen zu ergreifen. 

Angesichts der Tatsache, dass Deutschland - neben den 
Niederlanden - aufgrund seiner zentralen Lage und 
seiner empfindlichen Ökosysteme am meisten von der 
europaweiten Einhaltung der NEC-Richtlinie profitiert 
und darüber hinaus Netto-Emittent ist, sollte sich die 
Bundesregierung nach Auffassung des Umweltrates im 
Rahmen der von der NEC-Richtlinie geforderten Über- 
prüfung der Ziele und innerhalb der Strategie der EU- 
Kommission Clean Air for Europe (CAFE) für eine 
weitere Verschärfung der Emissionshöchstmengen nach 
2010 einsetzen. 

Empfehlungen 

626 . Insgesamt kommt der Umweltrat zu dem Schluss, 
dass für eine befriedigende Ausgestaltung der nationalen 
und europäischen Luftreinhaltepolitik, die nach dem Vor- 
sorgeansatz dem Sehutz der menschliehen Gesundheit 
und der Umwelt angemessen Rechnung trägt, noch fol- 
gender vordringlicher Handlungsbedarf besteht: 

- Der in der ersten Tochterrichtlinie der Luftqualitäts- 
rahmenrichtlinie vorgegebene Stickstoffdioxidgrenz- 
wert zum Schutz der menschlichen Gesundheit wird 
aueh in der Zukunft weiterhin, speziell in Ballungs- 
gebieten, an Straßen mit hohem Verkehrsaufkommen, 
überschritten werden. Es ist deshalb erforderlich. 


Maßnahmen zu ergreifen, um die Stickstoffdioxid- 
belastungen gerade an derartigen Standorten weiter zu 
reduzieren. Außerdem wird der Bundesregierung 
empfohlen, in Zukunft den Grenzwert für NO 2 auf 
20 pg/m^ abzusenken. 

- Nach der derzeitigen Entwicklung erscheint es mo- 
mentan unwahrscheinlich, dass die von der EU vorge- 
sehenen Richtgrenzwerte für die Partikelbelastung 
(PMio) der zweiten Stufe der ersten Tochterriehtlinie 
bis zum Jahr 2010 eingehalten werden können. Trotz- 
dem sollte an den ambitionierten Grenzwerten festge- 
halten werden. Außerdem ist es erforderlich, weitere 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Partikelbelastung 
gerade in den Problemgebieten - innerstädtischer Be- 
reich mit hohem Verkehrsaufkommen - weiter abzu- 
senken. 

- Die im Vorschlag der EU-Kommission für eine vierte 
Tochterrichtlinie vorgesehenen Zielwerte für Nickel, 
Cadmium, Arsen und polyzyklische aromatische Koh- 
lenwasserstoffe (PAK) sollten in rechtsverbindliche 
Grenzwerte umgesetzt werden. Außerdem ist es drin- 
gend geboten, Depositionsgrenzwerte für Cadmium 
und Quecksilber festzulegen. 

- Die in der TA Luft von 2002 festgelegte Irrelevanz- 
Regelung darf jedenfalls in dieser Höhe und Generali- 
sierung keinen Bestand haben. Der Umweltrat emp- 
fiehlt der Bundesregierung aueh aus europarechtlicher 
Perspektive dringend eine Korrektur der verfehlten 
Regelung. 

- Angesichts der zunehmenden Abfallmitverbrennung 
empfiehlt der Umweltrat, das an Industrieanlagen ge- 
stellte Anforderungsniveau dem für Müllverbren- 
nungsanlagen geltenden vollständig anzugleichen. 

- Die im Vergleieh zum Entwurf der Bundesregierung 
zur Novellierung der Großfeuerungsanlagenverord- 
nung vom Bundesrat vorgeschlagenen Abschwächun- 
gen der Staub- und NO^-Regelungen sollten ange- 
sichts der gesundheitliehen Relevanz von Feinstaub 
und aufgrund der Tatsache, dass bereits mit dem jetzi- 
gen Verordnungsentwurf das nationale Minderungs- 
ziel der NEC-Richtlinie wahrscheinlich nicht erreicht 
werden kann, abgelehnt werden. Vielmehr sollten 
diese Regelungen stärker an die BVT angepasst wer- 
den. 

- Bereits jetzt ist absehbar, dass es in Deutschland auch 
nach Einhaltung der Emissionshöchstmengen der 
NEC-Richtlinie noch erhebliche Überschreitungen der 
Wirkungsschwellen in Bezug auf die Versauerung, die 
Eutrophierung und die Schädigung durch bodennahes 
Ozon geben wird. Daher sollte sich die Bundesregie- 
rung innerhalb der Strategie der EU-Kommission 
Clean Air for Europe (CAFE) für eine weitere Ver- 
schärfung der Emissionshöchstmengen nach 2010 ein- 
setzen. Die Eutrophierung der Ökosysteme über Stick- 
stoffeinträge wird zukünftig zu den wichtigsten 
Problemen zählen. Da die Ursachen der Eutrophierung 
hauptsächlich aus der landwirtschaftlichen Tierhal- 
tung kommen, müssen vor allem in diesem Bereich ef- 
fektive Maßnahmen, national und im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik der EG, ergriffen werden. 
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7 Lärmschutz 


627. Mit der Belästigung und gesundheitlichen Beein- 
trächtigung der Bevölkerung durch den Einfluss von Um- 
gebungslärm hat sich der Umweltrat in seinem Sonder- 
gutachten „Umwelt und Gesundheit“ (SRU, 1999) und 
bezogen auf Fluglärm, im Umweltgutachten 2002 (SRU, 
2002) befasst. Trotz vielfältiger Bemühungen, die Bevöl- 
kerung vor übermäßigem Lärm zu schützen, hat die Be- 
lastungssituation in den letzten Jahren weiter zugenom- 
men. Dies nimmt der Umweltrat zum Anlass, sich mit 
diesem Thema erneut zu befassen. 

Für die zunehmende Lärmbelastung spielen vor allem die 
einzelnen Verkehrsträger eine entscheidende Rolle. Von 
Bedeutung ist auch die Belästigung durch Nachbar- 
schaftslärm, Lärm von Sport- und Freizeitanlagen, Ma- 
schinen- und Baulärm sowie Lärm am Arbeitsplatz. 

7.1. Überblick 

7.1.1 Belastungssituation 

628. Viele Lärmemittenten (insbesondere Flugzeuge, 
PKW und LKW) sind durch aktiven Lärmschutz in Form 
von Lärmminderungsmaßnahmen an der Quelle leiser ge- 
worden. Allerdings ist davon auszugehen, dass die ins- 
gesamt gestiegene Fahrleistung der spezifischen Lärm- 
reduktion kompensierend entgegengewirkt hat und daher 
teilweise zur Vergrößerung der Lärmbelastung geführt hat 
(z. B. in Ballungsräumen). 


In Tabelle 7-1 ist die Entwicklung der Fahrzeugleistung 
in Mrd. Kilometern dargestellt. Es ist deutlich zu erken- 
nen, dass insbesondere bei LKW, Sattelzügen und Bussen 
die Fahrzeugleistung seit 1991 erheblich gestiegen ist. 
Die Fahrzeugleistung von PKW hat bis 1996 zunächst zu- 
genommen, war aber dann geringfügig rückläufig. Im 
Vergleich zu 1991 lag die Fahrleistung von motorisierten 
Zweirädem um 4,1 Mrd. km niedriger als im Jahr 2001. 
Prognosen gehen aber davon aus, dass die Fahrzeug- 
kilometer bis 2015 wieder zunehmen werden 
(MANN et ab, 2001). 

629. Neben einer Verbesserung aktiver Lärmschutz- 
maßnahmen wurde insbesondere im Einzugsbereich von 
Flughäfen, an Autobahnen und Schienenverkehrswegen 
der passive Lärmschutz durch Schallschutzfenster und 
-wände verbessert (BMVBW, 2003). Am Beispiel von 
Schallschutzwällen und Schallschutzwänden an Straßen 
des Fernverkehrs wird in Tabelle 7-2 verdeutlicht, auf 
welcher Länge Schallschutzwälle und -wände gebaut 
wurden, welche Kosten für diese Lärmschufzmaßnahmen 
angefallen sind und wie groß die verbrauchte Fläche im 
Jahr 2002 sowie zwischen 1979 und 2002 beziehungs- 
weise 1982 und 2002 war. Allerdings wird durch diese 
Maßnahmen der Außenbereich (Balkon, Garten) häufig 
nicht ausreichend geschützt. Hinzu kommen Einschrän- 
kungen insofern, als Schallschutzfenster ohne Lüftungs- 
einrichtung weit gehend geschlossen gehalten werden 
müssen, um der Exposition gegenüber Lärm zu begegnen. 


Entwicklung der Fahrzeugleistung in Deutschland 1991 his 2001“ 


Tabelle 7-1 


F ahrzeugkategorie 

1991 

1996 

2001 

Veränderung 

1991 bis 2001 

in Mrd. km 

in Prozent 

Motorisierte Zweiräder 

13,6 

13,4 

17,7 

30 

PKW/Kombinationsfahrzeuge 

496,4 

519,4 

511,3 

3 

LKW/Sattelzüge/Busse 

55,6 

67,6 

79,6 

43 

Sonstige 

8,6 

9,9 

11,8 

37 

Gesamt>> 

574,1 

610,4 

620,3 

8 


^ Inländerfahrleistung, einschließlich Auslandsstrecken deutscher Kraftfahrzeuge, ohne Inlandsstrecken ausländischer Fahrzeuge. 
^ Summenabweichungen durch Rundungen. 

Quelle; Verkehr in Zahlen 2002/2003, S. 158-159 
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Tabelle 7-2 


Schallschutzmaßnahmen im Straßenverkehr bis einschließlich 2002 


Lärmschutzwälle 

gebaut 2002 

insgesamt 
von 1979 bis 2002 

Länge 

16,31 km 

900,06 km 

Kosten 

12,47 Mio. Euro 

9 Euro/m^ 

270,81 Mio. Euro 

7 Euro/m^ 

Lärmschutzwände 

gebaut 2002 

insgesamt 
von 1979 bis 2002 

Länge 

37,56 km 

1 833,09 km 

Fläche 

131,01 m2 

6,27 Mio. rrB 

Kosten 

35,72 Mio. Euro 

273 Euro/m2 

1 649,31 Mio. Euro 

263 Euro/m2 

Steilwälle 

gebaut 2002 

insgesamt 
von 1982 bis 2002 

Länge 

1,41 km 

53,42 km 

Fläche 

4 200 m2 

245 203 m2 

Kosten 

1,83 Mio. Euro 

435 Euro/m2 

84,65 Mio. Euro 

345 Euro/m2 

SRU/UG 2004/Tab. 7-2; Datenquelle: BMVBW, 2003 


7.1.2 Lärmbelästigung 

630. Von einer zunehmenden Lärmbelästigung sind 
hauptsächlieh Menschen betroffen, die in dieht besiedel- 
ten Gebieten wohnen, ln ländliehen Gegenden und in 
Randgebieten von Städten ist es in der Regel ruhiger, ln 
repräsentativen Umfragen im Auftrag des Umweltbun- 
desamtes wurden in den Jahren 2000 und 2002 2 018 be- 
ziehungsweise 2 361 Personen zu Umweltthemen befragt 
(KUCKARTZ, 2000; KUCKARTZ und GRUNEBER- 
GER, 2002). Die befragten Personen einer repräsentati- 
ven Stiehprobe gaben zu jedem Lärmemittenten an, in- 
wieweit sie sich von der jeweiligen Quelle gestört oder 
belästigt fühlen, ln Tabelle 7-3 ist die Belästigungssitua- 
tion bezogen auf die einzelnen Emittenten dargestellt. 
Dabei wurden jedoch keine kumulativen Effekte durch 

Tabelle 7-3 


mehrere gleichzeitig einwirkende Lärmquellen erfragt. 
Ebenfalls kann den jeweils angegebenen Belästigungs- 
graden in einer Befragung des Bevölkerungsdurchschnitts 
keine genaue Schallintensität zugeordnet werden. Die er- 
fragte Lärmbelästigung wurde anhand der 5 -stufigen 
„ICBEN-Skala“ dargestellt und bewertet (Tab. 7-3). Mit 
der ICBEN-Skala {International Commission for the Bio- 
logical Effects of Noise) wird angestrebt, die Beläs- 
tigungserfassung international zu standardisieren, um so 
zukünftig zu vergleichbaren Untersuchungsergebnissen 
zu kommen (GUSKl, 2002). Erstmalig wurde die 
ICBEN-Skala vom Umweltbundesamt für die Erhebung 
der Lärmbelästigung im Jahr 2000 verwendet. Vorher 
wurde die Lärmbelästigung heterogen und nicht einheit- 
lich erfasst. Für die Jahre 2000 und 2002 stellt sich die 
Belästigungssituation wie folgt dar (Tab. 7-3): 


Lärmbelästigung der Bevölkerung nach Geräuschquellen in den Jahren 2000 und 2002 
in Deutschland anhand der ICBEN-Skala 


Geräuschquelle 

äußerst 
gestört oder 
belästigt 

stark 

gestört oder 
belästigt 

mittelmäßig 
gestört oder 
belästigt 

etwas 

gestört oder 
belästigt 

überhaupt 
nicht gestört 
oder belästigt 

Jahr 

2000 

2002 

2000 

2002 

2000 

2002 

2000 

2002 

2000 

2002 

Straßenverkehr 

6 

5 

11 

12 

19 

20 

27 

28 

37 

35 

Nachbarn 

2 

2 

4 

4 

9 

11 

22 

23 

63 

60 

Flugverkehr 

2 

2 

3 

5 

9 

9 

17 

21 

69 

63 

Industrie und Gewerbe 

1 

1 

3 

3 

7 

8 

15 

15 

74 

73 

Schienenverkehr 

2 

1 

3 

4 

7 

7 

10 

11 

78 

77 


Es wurde die Lärmbelästigung der letzten 12 Monate in der Wohnumgebung erfragt; Angaben in Prozent. 
Quelle: KUCKARTZ, 2000; UBA, 2003 
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Die dominierende Lännquelle ist unverändert der Stra- 
ßenverkehr. Im Jahr 2002 gaben 65 % aller Befragten an, 
sich mehr oder weniger stark durch Straßenverkehr beläs- 
tigt zu fühlen, limnerhin 40 % fühlten sich insgesamt 
durch den Lärm von Nachbarn gestört. An dritter Stelle 
folgt der Flugverkehrslärm mit 37 % und schließlich der 
Industrie- und Gewerbelärm mit 27 %. Auch wenn die 
Belästigung durch Schienenverkehrslänn mit 23 % an 
letzter Stelle liegt, sollte beachtet werden, dass davon ein 
Viertel der Bevölkerung betroffen ist. ln den Jahren 2000 
und 2002 hat sich eine zunehmende Anzahl an Personen 
durch die verschiedenen Lännquellen gestört oder beläs- 
tigt gefühlt (Tab. 7-3; UBA, 2003). 


631. Wird die Lärmbelästigung derjenigen, die sich 
besonders gestört fühlen (Zusammenfassung der Skala 
„äußerst gestört oder belästigt“ und „stark gestört oder 
belästigt“) in den Jahren 2000 und 2002 verglichen, ergibt 
sich Folgendes: der Straßenverkehr hatte mit 17 % in 
beiden Jahren den größten Anteil. An zweiter Stelle steht 
der Flugverkehrslärm (5 % in 2000 und 7 % in 2002), 
gefolgt von Länn durch Nachbarn (6 % in 2000 und 
2002) und Schienenverkehrslärm (5 % in 2000 und 
2002). Durch Industrie- und Gewerbelärm fühlten sich 
4 % der Befragten in beiden Jahren in ihrem Wohnumfeld 
äußerst oder stark gestört und belästigt (Tab. 7-3 und 
Abb. 7-1). 


Abbildung 7-1 


Repräsentative Umfrage zur Belästigung im Wohnumfeld für das Jahr 2002 
(„äußerst gestört und belästigt“ beziehungsweise „stark gestört und belästigt“) 


Belästigungen im Wohnumfeld 


Straßenverkehrslärm 
Autoabgase* 

Flugverkehrslärm 

Lärm von Nachbarn 

Abgase und Abwässer 
von Fabriken* 

Schienenverkehrslärm 

Industrie- und 
Gewerbelärm 

0 5 10 15 20 



Frage: Wenn sie einmal an die letzten 12 Monate hier bei 


Prozentanteil derjenigen, die 

ihnen denken, wie stark fühlen sie sich persönlich, also in 


sich äußerst gestört und 

ihrem eigenen Wohnumfeld, von folgenden Dingen gestört 


belästigt bzw. stark gestört 

oder belästigt? 


und belästigt fühlen 


* Verkehrsbedingte Belästigung durch Autoabgase: Es ist zu erwarten, dass mit Zunahme des Straßenverkehrs die Belästigung durch Abgase eben- 
falls zunimmt. Luftverunreinigungen (wie auch Abgase von Fabriken und Abwässern) sind ein wesentlicher Einflussfaktor für die Ausprägung 
von Atemwegserkrankungen und müssen bei der Bewertung eines möglichen Zusammenhangs zwischen Lärmbelästigung und Atemwegserkran- 
kungen berücksichtigt werden (Tz. 639). 

Quelle: KUCKARTZ und GRUNENBERG, 2002 
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Bezogen auf die gesamte Bevölkerung scheint die Lärm- 
belästigung auf den ersten Blick nicht besonders hoch zu 
sein. Diese Interpretation trifft jedoch aus zwei Gründen 
nicht zu: Erstens werden in der Umfrage nur diejenigen 
Personen berücksichtigt, die sich „äußerst“ beziehungs- 
weise „stark“ durch Lärm gestört oder belästigt fühlen, 
sodass hauptsächlich Anwohner von verkehrsreichen 
Straßen oder Durchgangsstraßen betroffen sind. Da ge- 
rade in Großstädten der persönliche Stress in Form einer 
Belästigung durch unterschiedliche Lärmquellen weiter 
zunimmt, gilt es, nicht nur den Teil der Bevölkerung zu 
schützen, der sich „äußerst“ und „stark“ gestört oder be- 
lästigt fühlt, sondern aus präventiven Gründen ebenfalls 
diejenigen, die scheinbar weniger stark betroffen sind und 
eine mittlere Belästigung angeben. Hinzu kommt, dass in 
der Befragung die Intensität der Belästigung selektiv für 
jede Lärmquelle erfasst wurde, während in den meisten 
Fällen jedoch anzunehmen ist, dass mehrere Quellen 
gleichzeitig auftreten. Zweitens fließen in diese repräsen- 
tative Umfrage selbstverständlich auch Ergebnisse der 
Befragung von Personen ein, die innerhalb von Großstäd- 
ten in verkehrsberuhigten Ortsteilen, am Stadtrand oder 
auf dem Land wohnen. Da diese eine deutlich niedrigere 
Lärmbelästigung angeben, relativiert sich die Belästigung 
der gesamten Bevölkerung. Aus diesen Gründen sind die 
Ergebnisse der Umfrage nach Ansicht des Umweltrates 
durchaus alarmierend. 

632. Bei einem Vergleich der Lärmbelästigung in den 
Jahren von 1991 bis 2002 ist zunächst eine Abnahme der 
subjektiven Lärmbelästigung bis zum Jahr 1996 bezie- 
hungsweise 1998 zu erkennen. Ab diesem Zeitraum 
nimmt die Belästigungssituation wieder etwas zu (vgl. 
Tab. 7-4). 

Die seit 1993 beziehungsweise 1994 zu verzeichnenden 
Rückgänge in der Belästigungssituation der Bevölkerung 
sind hauptsächlich darauf Zurückzufuhren, dass der Lärm 
durch technische Verbesserungen an der Quelle reduziert 
werden konnte. Weitere Gründe beispielsweise im Stra- 
ßenverkehr sind der Bau von Umgehungsstraßen, wo- 


durch ehemals stark verlärmte Ortschaften beruhigt wur- 
den und ebenfalls die Einführung von verkehrsberuhigten 
Straßen und Zonen. 

Erhebliche Belästigung 

633. Nach § 3 BImSchG ist der Mensch nicht nur vor 
gesundheitlichen Gefahren durch Umwelteinwirkungen 
zu schützen, sondern ebenfalls vor erheblichen Belästi- 
gungen und Nachteilen. Da die erhebliche Belästigung 
vor dem Entstehen von körperlichen Erkrankungen ein- 
tritt, besteht seit langem der Bedarf an einer wissenschaft- 
lichen und politischen Präzisierung dieser Erheblichkeits- 
grenze. Der Umweltrat hat bereits im Sondergutachten 
„Umwelt und Gesundheit“ und in seinem letzten Umwelt- 
gutachten - in Zusammenhang mit dem Konzept der ge- 
sundheitsbezogenen Lebensqualität - die Schwierigkeiten 
zur Festlegung einer Erheblichkeitsgrenze diskutiert 
(SRU, 1999, Tz. 405 ff.; SRU, 2002, Tz. 593 ff). 

Aus wissenschaftlicher und psychosozialer Sicht ist der 
Begriff der erheblichen Belästigung sehr komplex. Beläs- 
tigungen unterliegen vielen äußeren, individuellen und 
subjektiven Faktoren, die für eine Verknüpfung mit der 
tatsächlichen Lärmbelästigung gleichwohl der Präzisie- 
rung zugänglich sind. Dies sind unter anderem die lärm- 
physikalischen Charakteristika wie der Schalldruck der 
Lärmquelle und dessen Frequenzspektrum, aber auch die 
persönliche Einstellung zur Lärmquelle, das Umweltbe- 
wusstsein und die persönliche Disposition ist bei der Be- 
wertung entscheidend. Die erhebliche Belästigung ist eine 
unerwünschte Beeinflussung menschlichen Erlebens und 
Verhaltens, unter die die Störung der Arbeit, der Kommuni- 
kation und des körperlichen Wohlbefindens fällt. Weiterhin 
kann die erhebliche Belästigung zu einer qualitativen Ver- 
änderung der Lebenssituation sowie emotionalen Verstim- 
mungen und Beeinflussrmgen führen (WILDANGER, 
1999). Zudem resultiert die Angabe einer erheblichen Be- 
lästigung aus der bewussten Bewertung der Beeinträch- 
tigung seitens der betroffenen Menschen unter Berücksich- 
tigung der in der Vergangenheit gesammelten Erfahrungen. 


Tabelle 7-4 

Zeitreihe zur Belästigungssituation im Wohnumfeld 


Anteil der Befragten in %, die sich äußerst oder 
stark gestört und belästigt fühlen durch ... 

Jahr 

1991 

1992 

1993 

1994 

1996 

1998 

2000 

2002 

Straßenverkehrslärm 

22 

23 

23 

20 

14 

15 

17 

17 

Flugverkehrslärm 

15 

14 

11 

10 

5 

4 

5 

7 

Schienenverkehrslärm 

4 

3 

4 

3 

2 

2 

5 

5 

Lärm von Nachbarn 







6 

6 

Industrie- und Gewerbelärm 

3 

3 

3 

3 

2 

2 

4 

4 


Quelle: verändert nach KUCKARTZ und GRUNENBERG, 2002 
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Die erhebliche Belästigung wird nach einem Überein- 
kommen der ICBEN zukünftig mit derselben Frage in 
Bevölkerungsumffagen abgefragt, um so zu vergleichba- 
ren Ergebnissen zu gelangen (s. Tz. 630; GUSKl, 2002). 
Für die Ermittlung des Anteils der erheblieh belästigten 
Personen werden üblicherweise die ersten beiden Skalen 
zusammengefasst. Eine erhebliche Belästigung liegt nach 
dieser Konvention vor, wenn bei einem bestimmten 
Sehallpegel am Tag 25 % der Befragten angeben, 
„äußerst“ oder „stark“ gestört oder belästigt zu sein 
(ORTSCHEID und WENDE, 2000a; GUSKl, 2001). Bei 
der Befragung muss allerdings berücksichtigt werden, ob 
ein repräsentativer Bevölkerungsdurchsehnitt zur allge- 
meinen Lärmbelästigung ohne Vorgabe eines bestimmten 
Sehallpegels befragt wurde (vgl. Tab. 7-3, Abb. 7-1), oder 
ob eine Auswahl von betroffenen Personen - wie bei- 
spielsweise Anwohner eines Flughafens - bei einem be- 
kannten Dauerschallpegel befragt wurden. Denn je nach 
Stichprobe sind untersehiedliche Anteile erheblich beläs- 
tigter Personen zu erwarten. 

Der „Grenzwertsetzung“ von 25 % erheblich belästigter 
Personen bei einem bestimmten Schallpegel liegen aller- 
dings Entscheidungen zugrunde, die nicht wissenschaft- 
lich begründbar sind. Zum einen muss politisch entschie- 
den werden, wie viel Prozent erheblich belästigter 
Personen die Gesellschaft tolerieren will und zum ande- 
ren, wie viel Prozent in Zukunft toleriert werden (GUSKl, 
2001). Aus heutiger Sicht liegt die Zumutbarkeitsgrenze 
für den Lärm des Straßenverkehrs am Tage bei 55 bis 
59 dB(A) Außenschallpegel im allgemeinen Wohngebiet 
(16. BImSchV, Verkehrslärmschutzverordnung) und für 
den Flugverkehr oberhalb eines innen gemessenen Dauer- 
sehallpegels von 55 dB(A) am Tag (ORTSCHEID und 
WENDE, 2000a). 

7.1.3 Lärmwirkungen 

634. Es ist unbestritten, dass akute und chronische 
Lärmbelastungen zu einer Beeinträchtigung der Gesund- 
heit führen können, auch wenn der Schallpegel unterhalb 
der Schwelle für Gehörschäden liegt. Dies ist vom Um- 
weltrat ausführlich und mehrfach verdeutlicht worden 
(SRU, 1999, Tz. 387 ff; SRU, 2002, Tz. 581 ff). Die 
grundlegenden, im Sondergutachten „Umwelt und Ge- 
sundheit“ (1999) veröffentlichten Erkenntnisse und For- 
derungen haben bis heute Bestand und können nach dem 
Vorliegen weiterer Ergebnisse der Lärmwirkungsfor- 
schung erweitert werden: 

- Bereits 1999 hat der Umweltrat betont, dass Lärm als 
Stressor wirkt und damit die Ausbildung von Erkran- 
kungen begünstigt, die durch Stress verursaeht wer- 
den. Dies sind vor allem Herz-Kreislauf-Erkran- 
kungen. 

- Um einer erheblichen Belästigung der Bevölkerung 
entgegenzuwirken, empfahl der Umweltrat bereits 
1988 die Einführung von Vorsorgewerten (SRU, 
1988). Tagsüber sollten zur Gewährleistung der 
Sprachverständlichkeit 40 dB(A) im Innenraum nieht 


überschritten werden, für den Außenwohnbereieh 
sollte ein Unterschreiten von 50 dB(A) eine nahezu 
ungestörte Konversation ermöglichen. Bezüglich des 
Schutzes vor erheblicher Belästigung forderte der Um- 
weltrat im Außenbereich Grenzwerte von 55 dB(A) 
tagsüber und 45 dB(A) in der Nacht in allgemeinen 
Wohngebieten. In besonders schutzbedürftigen Gebie- 
ten (u. a. Krankenhäusern) sollte es tagsüber nicht lau- 
ter als 35 bis 40 dB(A) sein. 

- Der Umweltrat bewertete es als notwendig, Maßnah- 
men zu ergreifen, um die Belastungssituation der Be- 
troffenen zu mindern. Dabei soll der aktive Lärm- 
schutz Vorrang vor dem passiven Lärmschutz haben. 
Geeignete Maßnahmen sind unter anderem Geschwin- 
digkeitsbegrenzungen im Straßenverkehr, einge- 
schränkte LKW-Fahrverbote, verkehrsberuhigende 
Maßnahmen und Nachtflugbeschränkungen. 

Während die Erträge der Lärmwirkungsforsehung die for- 
mulierten Vorsorgeziele stark stützen, ist es selbst bei 
dem heutigen Forschungsstand schwierig, präzise 
Schwellen der Lärmbelastung anzugeben, jenseits derer 
definitiv mit Gesundheitsbesehwerden in einem bestimm- 
ten Umfang zu rechnen ist. Es ist wissenschaftlich nicht 
möglich eine Kausalität zwischen dem Auftreten einer 
gesundheitlichen Beeinträchtigung und Umgebungslärm 
nachzuweisen. Allerdings unterstützen neue Forschungs- 
arbeiten zu akuten Lärmwirkungen (Tab. 7-5) und zur 
Epidemiologie (Tab. 7-6) die Annahme, dass eine ehroni- 
sche Lärmbelastung einen bedeutenden Einfluss auf die 
menschliche Gesundheit haben kann. Darüber hinaus ist 
es offensichtlich, dass ein großer Teil der Bevölkerung ei- 
ner zunehmenden Lärmbelastung ausgesetzt ist. Unter 
diesen Voraussetzungen kann mit weiteren Maßnahmen 
nicht abgewartet werden, bis alle wissensehaftlichen Er- 
kenntnisse über die Störungen vorhanden sind, die dureh 
Lärm verursacht werden (JANSEN et af, 1995). 

7.1. 3.1 Akute Lärmwirkungen 

635. Auf Basis vorliegender Forschungsarbeiten, die 
das Auftreten von (physiologischen) Primärreaktionen 
auf Verkehrslärm betrachten, konnten bereits 1997 prä- 
ventivmedizinisehe Bewertungsmaßstäbe entwickelt wer- 
den (MASCHKE et al, 1997). Die dureh Lärm hervorge- 
rufenen Störungen lassen sich anhand ihrer zeitlichen 
Folge in Sofortreaktionen (Primär- und Sekundärreaktio- 
nen) und chronisehe Auswirkungen (Tertiärreaktionen) 
unterteilen. Auf Grundlage der Daten von 1997 und an- 
hand aktueller Daten haben MASCHKE und HECHT im 
Auftrag des Umweltrates eine neue Bewertung vorge- 
nommen. In Tabelle 7-5 wird angegeben, bei welchem 
Lärmpegel eine Primärreaktion beobachtet wurde 
(MASCHKE und HECHT, 2003a). Diese Tabelle betrifft 
nur den nächtlichen Lärm, wobei allgemein angenommen 
wird, dass insbesondere der Schutz der Nachtruhe von 
entscheidender Bedeutung für die menschliche Gesund- 
heit ist. Dabei werden als Störungen des Schlafs alle 
objektiv messbaren und/oder subjektiv empfundenen 
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Abweichungen vom normalen Schlafablauf bezeichnet 
(GRIEFAHN, 1985). Des Weiteren wird davon ausgegan- 
gen, dass gesundheitliche Effekte nur dann auftreten kön- 
nen, wenn bei bestimmten Schallpegeln nachteilige (ad- 
verse) Primärreaktionen zu beobachten sind. Als advers 
werden lärmbedingte Störungen des Schlafes bezeichnet, 
für die nach dem heutigen Kenntnisstand davon auszuge- 


hen ist, dass sie den Beginn eines pathologischen Prozes- 
ses anzeigen. Es ist zurzeit noch nicht möglich zu ent- 
scheiden, welche Sofortreaktion auf lange Sicht eine 
Beeinträchtigung der Gesundheit am zuverlässigsten an- 
zeigt. Daher ist es notwendig, viele Parameter in die Be- 
urteilung einzubeziehen (aktuelle internationale Diskus- 
sion s. ICBEN, 2003). 


Tabelle 7-5 

Schwellen für nachteilige Sofortreaktionen des schlafenden, gesnnden Erwachsenen hei nächtlichem 
Verkehrslärm am Ohr des Schläfers, publiziert in internationalen Studien seit 1980 


Parameter 

Quasi kontinuierliche Geräusche 

Intermittierende Geräusche 

Gesamtschlafdauer 

ab Leq= 45 dB(A) verkürzt 

bei 45 dB(A) (50 Ereignisse) 

verkürzt 

Schlafstadienlatenz 

Einschlaflatenz ab L^q = 45 dB(A) 
verlängert, Tiefschlaflatenz 
ab Leq= 36 dB(A) verlängert, 

Tendenz zur Verlängerung der 
Traumschlaflatenz 

Einschlaflatenz keine Daten, Tiefschlaf- 
latenz bei = 45 dB(A) (50 Ereig- 

nisse) verlängert, Tendenz zur Ver- 
kürzung der Traumschlaflatenz 

Arousalreaktionen und Schlaf- 
stadienwechsel 


ab ^ 45 dB(A) induziert* 

Aufwachreaktionen 

oberhalb von L^q = 60 dB(A) erhöht 

ab L,nax ^ 45 dB(A) induziert* 

Dauer der Wachphasen 

oberhalb von L(,q = 66 dB(A) verlängert 

ab L,nax^ 65 dB(A) (15 Ereignisse) 
verlängert 

Dauer des Leichtschlafs 

oberhalb von L^q = 66 dB(A) verlängert 

bei 75 dB(A) (16 Ereignisse) 

verlängert 

Dauer des Tiefschlafs 

ab Leq= 36 dB(A) verkürzt 

bei 45 dB(A) (50 Ereignisse) 

verkürzt 

Dauer des REM-Schlafs 

oberhalb von L^q^ 36 dB(A) verkürzt 

bei 55 dB(A) (50 Ereignisse) 

verkürzt 

Herzrhythmusstörungen 


Häufigkeit kann durch Ereignisse 
mit 50 dB(A) erhöht werden 

Herzfrequenz 


ab Modulationstiefe von 7 dB(A) 
erhöht 

Cortisolrhyfhmus 

oberhalb von Leq= 53 dB(A)* gestört 

bei 55 dB(A) (16 Ereignisse) 

gestört 

Körperbewegungen (Motility) 

oberhalb von L^q^ 35 dB(A) vermehrt 

bei = 45 dB(A) vermehrt und 

induziert* 

subjekfive Schlafqualifät 

ab Leq= 36 dB(A) verschlechtert 

bei 50 dB(A) (64 Ereignisse) 

bereits um 25 % verschlechtert 

erinnerbares Erwachen 


ab 55 dB(A) erhöht, nimmt 

mit und Ereignisanzahl zu 


* Induziert: Reaktion in einem Zeitfenster nach dem Lärmereignis (das Zeitfenster variiert in den einzelnen Untersuchungen zwischen 30 und 
90 Sekunden). 

^ Mittlere Innenraumpegel bei geöffnetem Fenster. 

Leq = äquivalenter Dauerschallpegel; Lj^x ^ Maximalpegel 
Quelle: MASCHKE und HECHT, 2003a 
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Die Tabelle 7-5 weist für die Effektschwellen Pegelberei- 
che von 35 bis 40 dB(A) für den energieäquivalenfen 
Dauerschallpegel und von 45 bis 55 dB(A) für die Maxi- 
malpegel als LOAEL-Werte (LOAEL, Lowest Observed 
Adverse Effect Level) aus. Dies bedeutet, dass nächtlicher 
Verkehrslärm den Schlaf bereits bei relativ niedrigen 
Schallpegeln stören kann. Aus Tabelle 7-5 geht weiterhin 
hervor, dass die Gesamtschlafzeit durch nächtlichen Ver- 
kehrslärm verkürzt (ab 45 dB(A) Lj.q und mit 50 Er- 
eignissen) und die Einschlaf- und Tiefschlaflatenz verlän- 
gert (ab 36 dB(A) Leq und mh 50 Ereignissen) 
werden. Darüber hinaus werden ab einem Maximalpegel 
von 45 dB(A) vermehrt Arousalreaktionen (unter- 
bewusste Aufwachreaktion, die Person kann sich nicht 
daran erinnern, kurzzeitig wach gewesen zu sein), Schlaf- 
stadienwechsel und Aufwachreaktionen induziert. Eine 
Erhöhung des nächtlichen Maximalpegels auf 50 dB(A) 
kann mit einem Anstieg der Häufigkeit von Herzrhyth- 
musstörungen und Körperbewegungen (ab 45 dB(A)) 
verbunden sein. Auch einzelne laute Lärmereignisse kön- 
nen die Herzfrequenz phasisch erhöhen und Körperbewe- 
gungen induzieren. 

In Tabelle 7-5 ist die Lärmbewertung von verschiedenen 
Forschungsarbeiten dargestellt. Diese Arbeiten lassen die 
Schlussfolgerung zu, dass höhere nächtliche Lärmbelas- 
tungen zu Beeinträchtigungen der Cortisolregulation 
führen, die aber generell von starken intra- und interindi- 
viduellen Unterschieden gekennzeichnet sind. Weiterhin 
verschlechtert sich die subjektive Schlafqualität nach 
Nächten, in denen eine Lärmexposition vorhanden war 
und das erinnerbare Erwachen nimmt bei intermittie- 
renden Verkehrsgeräuschen zu. Eine akute Beeinflus- 
sung der Leistungsfähigkeit der Probanden am folgen- 
den Tag bleibt nach den vorliegenden Ergebnissen 
unklar. 

636 . Aus den Ergebnissen in Tabelle 7-5 kann demnach 
abgeleitet werden, dass sowohl der energieäquivalente 
Dauerschallpegel als auch der Maximalpegel einen ent- 
scheidenden Einfluss auf die Schlafqualität haben. Be- 
reits einzelne Geräusche mit Maximalpegeln zwischen 50 
und 55 dB(A) können Reaktionen wie Herzrhythmusstö- 
rungen und Anstieg der Herzfrequenz bei den Schlafen- 
den auslösen, die unter Umständen auf lange Sicht ge- 
sundheitlich bedenklich sein können. Beginnend mit 
relativ niedrigen Dauerschallpegeln von 35 und 36 dB(A) 
können relevante Indikatoren für die Schlafqualität erheb- 
lich gestört werden. So treten neben vermehrten nächt- 
lichen Körperbewegungen verkürzte Tiefschlaf- und 
REM-Phasen auf. Zudem wird die Schlafqualität eben- 
falls ab einem Dauerschallpegel von 36 dB(A) von den 
Probanden zunehmend schlechter eingeschätzt. Einzelne 
Schallereignisse mit Maximalpegeln zwischen 45 und 
55 dB(A) haben mit zunehmender Häufigkeit ebenfalls 
einen relevanten Einfluss auf die Schlafqualität. Zum 
Schutz der Bevölkerung vor nächtlichen Lärmbelastun- 
gen können somit die aus Tabelle 7-5 resultierenden Ef- 
fektschwellen zugrunde gelegt werden. Bei einer Einhal- 
tung der oben genannten vorsorgenden Werte für 
Maximal- und Dauerschallpegel kann für betroffene Per- 
sonen von einem geringen „Restrisiko“ ausgegangen wer- 


den, durch den Einfluss von Lärm zu erkranken 
(MASCHKE und HECHT, 2003b). 

637 . Aktuelle Daten bezogen auf akute Lärmwirkungen 
liefert auch das Verbundprojekt „Leiser Verkehr“ des 
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR). 
Dieses Projekt hat sich zum Ziel gesetzt, mithilfe von 
technischen, operationeilen und gesetzlichen Maßnahmen 
eine Halbierung der derzeit bestehenden Lärmbelastung 
- insbesondere bei Lärmimmissionen des Luftverkehrs - 
zu erreichen und befindet sich zurzeit noch in Arbeit. 
Obwohl das Projekt noch nicht abgeschlossen ist, können 
an dieser Stelle bereits relevante Zwischenergebnisse prä- 
sentiert werden. 

In einem in den Verbund „Leiser Verkehr“ eingebetteten 
Forschungsprojekt werden zurzeit die Wirkungen des 
Nachtfluglärms in einer umfassenden (Panel-)Studie mit 
einer verhältnismäßig hohen Anzahl an Probanden über 
einen längeren Zeitraum erforscht. In insgesamt 
2 500 Nächten sollen 64 Probanden unter Laborbedin- 
gungen, die eine reale Belastung widerspiegeln, und zu- 
sätzlich in ihrem eigenen fluglärmbelasteten Wohnumfeld 
untersucht werden (DLR, 2001). Im ersten Zwischen- 
bericht werden sechs Wirkungsendpunkte betrachtet: 
1. primäre Schlafstörungen, 2. motorische Aktivität, 
3. Konzentrationsfähigkeit, Merkfähigkeit und Hand- 
Auge-Koordination, 4. Ausschüttung von Stresshor- 
monen, 5. die Persönlichkeitsskalen: Befindlichkeit, Be- 
anspruchung, Erholung und 6. Belästigung. 

Bei Betrachtung primärer Schlafstörungen weisen die 
ersten Ergebnisse auf wesentliche Zusammenhänge hin. 
So steigt die Wahrscheinlichkeit einer lärmbedingten 
Aufwachreaktion mit zunehmenden Maximalpegel 
(L^a,;). Es kann allerdings kein lineares Modell zugrunde 
gelegt werden, und es gibt keine bei einem bestimmten 
Lärmpegel liegende Aufweckschwelle. Die zu Beginn 
beobachteten Gewöhnungseffekte an die nächtlichen 
Lärmereignisse ließen im Verlauf der Studie nach. Darü- 
ber hinaus konnte erneut gezeigt werden, dass der ener- 
gieäquivalente Dauerschallpegel (L^q) kein geeignetes 
Maß für die Bewertung der lärminduzierten Aufwach- 
reaktionen ist, da das Ohr Einzelschallereignisse wahr- 
nimmt und auf diese reagiert. 

Die morgens im Anschluss an die Labomacht durch- 
geführten Leistungstests führten nicht zu eindeutig inter- 
pretierbaren Ergebnissen. Trotzdem zeigte sich ein Trend 
hin zu einer verlangsamten Reaktion und einer höheren 
Fehlerhäufigkeit. Die Autoren erwarten, in ihrem End- 
bericht eine genauere Aussage treffen und bislang un- 
berücksichtigte Kontrollvariablen in die Auswertung 
einbeziehen zu können. Die Stresshormone Adrenalin, 
Noradrenalin und Cortisol wurden im Urin (19 bis 
23 Uhr und 23 bis 7 Uhr) untersucht. In der Literatur sind 
zwar widersprüchliche Aussagen zu finden, aber es gibt 
vermehrt Hinweise darauf, dass sich die Konzentration 
der Stresshormone durch den Einfluss einer (nächtlichen) 
Lärmbelastung verändert (MASCHKE et ah, 1995; 
EVANS et ah, 1995; HYGGEetal., 1998; HARDER 
et ah, 1999). Die Ergebnisse des Zwischenberichts 
können diese Hinweise jedoch nicht bestätigen. Ein 
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Zusammenhang zwischen einer nächtlichen Lärm- 
belastung und der Ausscheidung von Stresshormonen im 
Urin wurde nicht gefunden. 

Werden psychologische Parameter wie Erholung, Beläs- 
tigung und Schlafqualität betrachtet, ergeben sich deut- 
liche Zusammenhänge. Es konnten Beeinträchtigungen 
der Persönlichkeitsskalen Befindlichkeit, Beanspru- 
chung und Erholung nachgewiesen werden. Diese psy- 
chischen Reaktionen wurden anhand von standardisierten 
Skalen (Fragebögen) ermittelt und lassen eine Aussage 
über die Beeinflussung dieser Reaktionen durch Lärm zu. 
Die deutlichsten Symptome waren die Zunahme der 
Müdigkeit am Tag und ein Einfluss auf die allgemeine 
Erholung und den erholsamen Schlaf. Insbesondere im 
Bereich der Belästigung (highly annoyed) wurden nach 
Betrachtung der ersten Zwischenergebnisse klare Aus- 
sagen getroffen. Bereits in der Literatur wird beschrie- 
ben, dass es mit psychologischen Methoden möglich 
ist, die Zunahme der Belästigung unter steigendem 
Schallpegel nachzuweisen (RYL ANDER et al., 1980; 
RYLANDER et al., 1986). Die vorliegende Studie be- 
stätigte diese Zusammenhänge und zeigte darüber hin- 
aus auf, dass die Anzahl der Überflüge einen größeren 
Einfluss als der Lgq auf die Belästigungswirkung wäh- 
rend der Nacht hat (DLR, 2001). 

638. Der Zwischenbericht des Projektes „Leiser Ver- 
kehr“ bestätigt die Aussage aus Tabelle 7-5, dass nächtli- 
cher Lärm einen adversen Einfluss auf die Schlafqualität 
insgesamt hat. Darüber hinaus konnten Hinweise auf eine 
schlechtere Konzentration, stärkere Müdigkeit und 
schlechtere Reaktionsfähigkeit am Tag nach einer lärm- 
belasteten Nacht aufgezeigt werden. 

Der neue Ansatz dieser Studie ist zu begrüßen, da letzt- 
lich Labordaten und Daten aus Felduntersuchungen ein- 
gehen werden und damit eine Aussage über akute Lärm- 
wirkungen getroffen werden kann. Die Ergebnisse dieses 
Zwischenberichtes müssen - wie von den Autoren selbst 
zu bedenken gegeben - als vorläufig betrachtet werden, 
da die untersuchten Kollektive (noch) sehr klein sind, 
einige Störeinflüsse beziehungsweise Moderatorvaria- 
blen nicht berücksichtigt worden sind und die Ergeb- 
nisse der Felduntersuchung noch nicht einfließen konn- 
ten. Bereits im Zwischenbericht wird - wie bereits auch 
in Tabelle 7-5 dargestellt wurde - deutlich, dass der en- 
ergieäquivalente Dauerschallpegel allein kein geeignetes 
Maß ist, um Lärmwirkungen bewerten zu können. Es 
sollten vielmehr die Anzahl der Überflüge und der je- 
weilige Maximalpegel zugrunde gelegt werden. Darüber 
hinaus bestätigen weitere Hinweise, dass der Nacht- 
schlaf des Menschen vorrangig geschützt werden muss, 
da eine nächtliche Lärmbelästigung offensichtlich einen 
größeren Einfluss auf die Gesundheit hat, als der Lärm 
am Tag. 

Der Umweltrat weist allerdings darauf hin, dass es sich 
bei dieser Studie um Grundlagenforschung zu akuten 
Lärmwirkungen handelt und damit keine allgemein gülti- 
gen Aussagen über chronische Einflüsse von Lärm in Be- 
zug auf die Bevölkerung getroffen werden können. Die 
Entwicklung einer lärmassoziierten Erkrankung kann un- 
ter Umständen einen langen Zeitraum umfassen. Zusam- 


menhänge zwischen chronischen Einflüssen von Lärm 
und gesundheitlichen Wirkungen können nur durch epi- 
demiologische Studien anhand eines repräsentativen Be- 
völkerungsdurchschnitts getroffen werden. Im Ansatz 
bieten gegebenenfalls die zu erwartenden Ergebnisse der 
Felduntersuchung Aufschluss, aber auch hier werden 
akute Reaktionen auf Lärmreize zugrunde gelegt, wo- 
durch eine Betrachtung einer chronischen Belastung nicht 
möglich ist. 

7.1. 3.2 Chronische Lärmwirkungen 

639. Im Auftrag des Umweltrates wurden von Maschke 
und Hecht aktuelle epidemiologische Studien zur chro- 
nischen Lärmbelastung und dem Entstehen von lärmasso- 
ziierten Erkrankungen ausgewertet (MASCHKE und 
HECHT, 2003a). Es wurde der Versuch unternommen, 
auf Grundlage neuer epidemiologischer Studien das Ri- 
siko für bestimmte lärmassoziierte Erkrankungen darzu- 
stellen. Durch das Ergebnis dieser Literaturauswertung 
wird die Vermutung, dass chronischer Verkehrslärm die 
Gesundheit beeinträchtigen kann, nachdrücklieh bestä- 
tigt (Tab. 7-6). Allerdings muss einschränkend betont 
werden, dass die Untersuchungen zum Teil große metho- 
dische Unterschiede aufweisen und vor allem der Stra- 
ßenverkehrslärm betrachtet wurde. Es liegen nur wenige 
Studien vor, die den Flugverkehr als Lärmquelle einbe- 
ziehen (MASCHKE und HECHT, 2003a). 

In den zusammengelührlen neueren Sludien zeigt sich ein 
deutlicher Zusammenhang zwischen einer chronischen 
Lärmbelastung von mehr als 55 dB(A) am Tag und ab 
50 dB(A) in der Nacht mit der Entstehung von Hypertonie 
(Bluthochdruck). Hypertonie stellt einen behandlungs- 
bedürftigen Befund dar und kann darüber hinaus das erste 
Anzeichen für das Entstehen gravierender Herz-Kreislauf- 
erkrankungen sein. Weitere Studien weisen auf eine starke 
Beziehung zwischen dem nächtlichen Verkehrslärm ab 
einem Dauerschallpegel ab 32 dB(A) und Erkrankungen 
der Atemwege von Kindern hin. Allerdings muss bei die- 
ser Verknüpfüng beachtet werden, dass der Verkehrslärm 
über das Verkehrsaufkommen mit der Luftqualität ver- 
knüpft ist (s. auch Abb. 7-1). Für Luftverunreinigungen 
(Feinstäube und Stickstoff) ist bekannt, dass sie einen Ein- 
fluss auf Erkrankungen der Atemwege haben (s. SRU, 
2002, Tz. 541 ff). Die Auswirkung von Verkehrs-lärm 
auf die psychische Verfassung und Konzentrations- 
fähigkeit von Kindern ist in den vorliegenden Studien 
widersprüchlich, weshalb kein signifikanter Zusammen- 
hang in Tabelle 7-6 angegeben werden kann. 

In den von MASCHKE und HECHT (2003a) ausgewerte- 
ten epidemiologischen Untersuchungen wurde ein statis- 
tisch signifikanter Zusammenhang zwischen einer Lärm- 
belastung und Hypertonie sowie Atemwegserkrankungen 
bei Kindern festgestellt. Dabei ist der Effekt bei einer 
nächtlichen Lärmbelastung größer als am Tag. Diese 
Erkenntnisse liefern für die Hypothese, dass eine Lärm- 
belastung verantwortlich für das Entstehen von Herz- 
Kreislauferkrankungen sein kann, zumindest weitere, sta- 
tistisch abgesicherte Hinweise. Der statistische Zusam- 
menhang zwischen dem Entstehen von Atemwegserkran- 
kungen hei Kindern und einer nächtlichen Lärmhelastung 
muss weiterhin vorsichtig betrachtet werden. 
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Tabelle 7-6 

Signifikant erhöhte gesnndheitliche Risiken für Wirkungsendpnnkte chronisch lärmexponierter Gruppen 


Wirkungsendpunkt 

am Tage 

Bemerkung 

in der Nacht 

Bemerkung 


ganztags (24h) 

16h 


8h 


Hypertonie, 

Hypertoniebehandlungen 

>55 dB(A)b 
FBN 


DWB; R50 

50-55 dB(A)‘^ 

DWB; R50 

Ischämische 

Herzkrankheiten 

> 70 dB(A)i’ 


DWB, R60 



Migräne, 

Migränebehandlungen 

> 74 dB(A)i’ 


R65 

[> 55 dB(A)‘=] 

R50 

Häufige Bronchitis, 
Behandlungen 


60-65 dB(A)3 

R55 

32-58 dB(A)=‘ 

> 55 dB(A)‘= 

DWB; R39; 
N&L 

DWB; R50 

Asthma, 

Asthmabehandlungen 




52-70 dB(A)=‘ 

DWB; R39; 
N&L 

Allergien, 

Allergiebehandlungen 




kein Effekt^ 


Schilddrüse, 

Behandlungen 

> 67 dB(A)‘^ 



R62# 


Stoffwechselstörung, 

Behandlungen 




[50-55 dB(A)‘^] 

DWB; R50 

Psychische Störungen, 
(Mental Health) 

> 75 dB(A)‘= 
WECPNL 

> 60 dB(A)ä* 
LDN 


DWB; THI 
DWB; R50 




Legende: 

^ Kinder 
^ Erwachsene 
Ältere Probanden 

* Vorgeburtliches Risiko (z. B. Frühgeburt) 

[] Signifikanzniveau < 0,1 

) Nach Deutschem Fluglärmgesetz 

DWB Dosis- Wirkungs-Beziehung 

R60 Referenzgruppe = xy dB(A) 

FBN In Schweden genutzter, zeitlich gewichteter Mittelungspegel 

WECPNL In Japan genutzter, gewichteter Mittelungspegel 
LDN Zeitlich gewichteter Mittelungspegel 

THI Fragebogen: Today Health Index (Comell Medical Index) 

N&L Kombinationswirkung Lärm und Luftverschmutzung 

Pegelwerte bei denen in epidemiologischen Untersuchungen erstmals signifikant erhöhte Risiken (a < 0,05) für Wirkungsendpunkte im Vergleich zu 
leiseren Referenzgruppen beobachtet wurden. Angegeben sind äquivalente Dauerschallpegel Lg^ (3), außen (abweichende Kenngrößen sind ver- 
merkt). 

Quelle: MASCHKE und HECHT, 2003a 
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640 . Die umfangreiche epidemiologische Studie „Span- 
dauer Gesundheits-Survey“ zur Wirkung von Lärmstress 
wurde Anfang 2003 abgeschlossen (MASCHKE et al., 
2003) und bietet einige neue beziehungsweise bestäti- 
gende Hinweise, die zum Teil auch in die Auswertung der 
Tabelle 7-6 eingegangen sind (MASCHKE und HECHT, 
2003a). ln dieser epidemiologischen Studie wurden vom 
Gesundheitsamt Spandau insgesamt 2 015 Personen un- 
tersucht, von denen 1 714 mindestens fünfmal an der 
Untersuchung teilnahmen. Die Teilnehmer wurden Unter- 
suchungsgruppen zugeordnet, die sich in einem gemes- 
senen Dauerschallpegel von jeweils 5 dB(A) unterschie- 
den. 

Eine objektive Erfassung der Lärmbelastung stellt nach 
Aussage der Autoren immer dann eine Schwierigkeit dar, 
wenn Geräusche mit einem ähnlichen Informationsgehalt 
(also Verkehrslärm untereinander und nicht Verkehrslärm 
mit Nachbarschaftslärm) zu bewerten sind und wenn Wir- 
kungsendpunkte durch Lärmstress ermittelt werden sol- 
len. Denn im Gegensatz zu lauter Musik oder lauten Ge- 
sprächen impliziert Verkehrslärm für den Menschen 
„Gefahr“ (ISING und ISING, 2001). Deshalb ist es mit 
Schwierigkeiten verbunden, einer beobachteten Wirkung 
die genaue gemessene oder berechnete Exposition zu- 
zuordnen. Aus diesem Grund wurde im „Spandauer Ge- 
sundheits-Survey“ versucht, eine quellenbezogene Erfas- 
sung der Geräuschpegel unterschiedlicher Lärmquellen 
vorzunehmen und anschließend daraus einen wirkungs- 
gerechten Schallpegel zu errechnen. Dabei wurde die 
nächtliche Geräuschbelastung gesondert berechnet und 
ausgewertet, da auch hier davon ausgegangen wird, dass 
Schlafstörungen einen Einfluss auf das Wohlbefinden und 
die Leistungsfähigkeit am Tage haben. 

Im „Spandauer Gesundheits-Survey“ wurden verschie- 
dene Wirkungsendpunkte betrachtet: 1. Herz-Kreislauf- 
Erkrankungen, 2. Stoffwechselerkrankungen, 3. Erkran- 
kungen des Immunsystems, 4. Erkrankungen des hormo- 
nellen Systems und 5. psychische Störungen. 

Im Bereich der Herz-Kreislauf-Erkrankungen kommen 
die Autoren zu dem Ergebnis, dass insbesondere nächt- 
licher Lärm über 55 dB(A) im Außenbereich das Risiko 
für eine Entwicklung von Hypertonie (Bluthochdruck) 
deutlich erhöht (vgl. auch Tab. 7-5). Eine Lärmbelastung 
am Tag ließ dieses Risiko nicht im gleichen Maße erken- 
nen. Bezüglich der Wirkungsendpunkte Ischämische 
Herzkrankheiten, Angina pectoris (Durchblutungsstörun- 
gen am Herzen), Herzinfarkt und Migräne konnte kein 
eindeutiger Zusammenhang zur Lärmbelastung aufge- 
zeigt werden. Ein lediglich schwacher Zusammenhang 
besteht zwischen einer starken subjektiven Störung durch 
Fluglärm und einer höheren Häufigkeit von Herzinfark- 
ten, deren Entstehen durch Lärm möglicherweise gefor- 
dert oder beschleunigt werden kann. Ebenfalls ist ein 
Trend zwischen der Häufigkeit von Behandlungen gegen 
Migräne und einer nächtlichen Lärmbelastung über 
55 dB(A) zu erkennen. Eine nächtliche Lärmbelastung 
über 50 dB(A) könnte auch einen Einfluss auf Blutfett- 
werte (höherer Cholesterinspiegel) haben. An der Bil- 


dung von Typ-II Diabetes ist Lärm nach dieser Studie 
nicht beteiligt. 

Ob ein lärmbedingter Einfluss auf das Immunsystem be- 
steht, wurde an den Endpunkten Asthma bronchiale, 
chronische Bronchitis, allgemeine Allergieneigung und 
Krebserkrankungen betrachtet. Die Studie kommt zu dem 
Ergebnis, dass Verkehrslärm die Entwicklung von 
Asthma bronchiale und chronischer Bronchitis fördern 
kann, ohne dass ein Wirkmechanismus zu erkennen ist. 
Die Autoren geben zu Bedenken, dass Luftverunreinigun- 
gen weitere Einflussfaktoren sein können, die diese Er- 
krankungen beeinflussen (KÜNZLI et al., 2001; Tz. 639). 
Der Umweltrat weist darauf hin, dass es bei der Betrach- 
tung der Wirkungsendpunkte im Bereich der atemwegs- 
bezogenen Erkrankungen und Herz-Kreislauf-Erkrankun- 
gen unerlässlich ist, die Luftqualität als Einflussfaktor zu 
berücksichtigen. Dieses Vorgehen ist nötig, da verkehrs- 
bedingte Emissionen wie Feinstäube und Stickstoffoxide 
in der Regel in Zusammenhang mit einer verkehrsbeding- 
ten Lärmbelastung anzutreffen sind. Darüber hinaus hat 
der Umweltrat in seinem vorliegenden und seinem letzten 
Umweltgutachten die Relevanz der Luftverunreinigungen 
und deren wesentlichen Einfluss auf die oben genannten 
Wirkungsendpunkte verdeutlicht (SRU, 2002, Tz. 541 ff; 
Tz. 529 f , 537). 

Ein Zusammenhang zwischen Lärmbelastung und Aller- 
gieneigung konnte nicht bestätigt und hinsichtlich eines 
Einflusses auf die Krebsentstehung konnte keine eindeu- 
tige Aussage getroffen werden, da nicht nach verschiede- 
nen Krebsarten differenziert wurde. Ebenso unklar bleibt 
ein möglicher Einfluss auf Erkrankungen der Schilddrüse 
(Hormonelles System). 

Die Häufigkeit psychischer Störungen wurde ebenfalls im 
Zusammenhang mit Verkehrslärm betrachtet. Es stellte 
sich heraus, dass diejenigen Personen häufiger an psychi- 
schen Störungen litten, die sich stark durch Lärm gestört 
fühlten. Die subjektiv empfundene Belästigung hatte in 
diesem Fall einen größeren Einfluss als die gemessene 
Schallbelastung (MASCHKE et al., 2003). 

Die Autoren weisen darauf hin, dass sich die Teilnehmer 
zu den wiederholten Untersuchungen freiwillig gemeldet 
haben, weshalb kein repräsentativer Bevölkerungsdurch- 
schnitt vorliegt. Die Probanden waren in der Regel ältere, 
gesundheitsbewusst lebende Personen. Durch das hohe 
Alter der Studienteilnehmer könnte ein höheres Risiko für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen vorliegen als in einem 
Bevölkerungsdurchschnitt. Allerdings gibt es möglicher- 
weise Verzerrungen der Daten aufgrund der vergleichs- 
weise gesundheitsbewussteren Lebensweise der Proban- 
den. Beispielsweise könnten die untersuchten Personen 
durchschnittlich an weniger Fettstoffwechselerkrankun- 
gen leiden, als ein repräsentativer Bevölkerungsdurch- 
schnitt. Weiterhin sollten aus Angaben ärztlicher Diagno- 
sen abgeleitete Ergebnisse mit Vorsicht betrachtet 
werden, da gegebenenfalls ein so genannter Arztbias zum 
Tragen kommt. Möglicherweise stellen die Ärzte, die in 
den unterschiedlichen Kollektiven konsultiert wurden, 
häufiger bestimmte Diagnosen, sodass es hier zu einer 
Verzerrung kommt. Es ist in epidemiologischen Studien 
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schwierig - selbst unter Berücksichtigung vieler Einfluss- 
faktoren - Aussagen über einen eindeutigen Zusammen- 
hang zu treffen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die 
Wirkmechanismen wie beim Lärm nicht bekannt sind. 

641. Eine kürzlich veröffentlichte Studie könnte unter 
Berücksichtigung der Hypothese, dass Lärm wie psycho- 
sozialer Stress wirkt, Hinweise auf ein mögliehes Wir- 
kungsmodell für kardiovaskuläre Endpunkte wie Arterio- 
sklerose liefern. Die Wirkung psychosozialen Stresses 
wurde auf zellulärer Ebene in Zellkultur, im Tierversuch 
und an Probanden untersucht (BIERHAUS et ah, 2003). 
Es wurde sehon mehrfach gezeigt, dass Stress einen Ein- 
fluss auf die Bildung von Arteriosklerose hat und dieser 
adverse Effekt durch Katecholamine (Adrenalin und Nor- 
adrenalin) vermittelt wird (ROZANSKl et al., 1999; 
STANSFELD et al, 2002; SKANTZE et al., 1998). ln 
der Studie von BIERHAUS et al. konnte erstmals die 
Aktivierung des NF-kappaB (Nekrosefaktor, löst Ent- 
zündungen und Abbauprozesse aus und hält sie in Gang) 
unter Stress in PBMC-Zellen naehgewiesen werden. 
Der Aktivierungsprozess in PBMC-Zellen kann an der 
Ausbildung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen beteiligt 
sein, wenn die Stressreaktion andauernd oder häufig 
ausgelöst wird (BIERHAUS et al, 2003). Dieser Befund 
unterstützt die Ergebnisse des „Spandauer Gesundheits- 
Surveys“ im Bereich der Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
(MASCHKE et al, 2003). 

642. Der Umweltrat ist der Ansicht, dass sowohl die 
aktuelle in Tabelle 7-5 dokumentierte Auswertung als 
auch die Ergebnisse des „Spandauer Gesundheits- 
Surveys“ weitere Erkenntnisse bieten, die Hinweise auf 
nötige Schutzkonzepte liefern. Insbesondere der Einfluss 
einer Lärmbelastung auf das Entstehen von Herz-Kreis- 
lauf-Erkrankungen durch den Einfluss vom Lärm als 
Stressfaktor wurde durch die vorliegenden aktuellen Da- 
ten mehrfach untermauert. 

Der Umweltrat hält es vor allem für erforderlich, eine an 
ihren Informationsgehalt angepasste Betrachtung der 
Lärmquellen durchzuführen. Offensichtlich ist, dass nicht 
nur selektiv eine Lärmquelle auf den Mensehen wirkt, 
sondern immer die Summe des Lärms (Abschn. 7.1.4). Je 
nach Art des Lärms wird dieser allerdings unterbewusst 
anders gewichtet. Somit ist es notwendig, nicht nur den 
Schallpegel und die Häufigkeit, sondern auch den Infor- 
mationsgehalt der jeweiligen Lärmquelle in ihrer stören- 
den Wirkung einzubeziehen. 

643. Die aktuellen wissenschaftlichen Untersuchungen 
belegen mittlerweile eindeutig, dass insbesondere die 
lärmbedingte Störung des Nachtschlafes zu gesundheit- 
lich bedenklichen Effekten führen kann. Dabei liegen die 
beobaehteten Effektschwellen für Primärreaktionen beim 
energieäquivalenten Dauerschallpegel zwischen 35 und 
40 dB(A). Werden keine Effektschwellen sondern Wir- 
kungsendpunkte - also lärmbedingte Erkrankungen - be- 
trachtet, so ist festzuhalten, dass die epidemiologische 
Lärmwirkungsforschung deutliche Hinweise auf einen 
Zusammenhang zwischen einer Lärmbelastung und Herz- 
Kreislauf-Erkrankungen aufzeigen kann. Auch hier ist 
das Risiko zu erkranken, bei einer nächtlichen Lärmbe- 


lastung höher. Zwei neue und zum Teil noch nicht abge- 
schlossene Studien untermauern diese Erkenntnisse wei- 
testgehend (DRL, 2001; MASCHKE et al., 2003). 

Selbst wenn keine dieser Studien eine allgemein gültige 
und repräsentative Aussage über das lärmbedingte ge- 
sundheitliehe Risiko der gesamten Bevölkerung in 
Deutsehland zulässt, verdeutliehen die Ergebnisse nach 
Ansicht des Umweltrates erneut, dass der zunehmende 
Lärmstress bedeutende gesundheitliche Risiken mit sich 
bringt. Insbesondere die Ruhe in der Nacht und ein weit 
gehend ungestörter, erholsamer Sehlaf haben einen erheb- 
liehen Einfluss auf die physische und psychische Gesund- 
heit. 

7.1.4 Summative Betrachtung 
von Lärmquellen 

644. Die vorliegenden Studien unterstreichen die Not- 
wendigkeit einer gemeinsamen Betrachtung und Bewer- 
tung der verschiedenen Lärmquellen. Auch in der Umge- 
bungslärm-Richtlinie (2002/49/EG) geht es letztlieh um 
eine „summative“ Betrachtung der vielfältigen Quellen 
des Umgebungslärms (s. Tz. 651). Diese Notwendigkeit 
besteht insbesondere deshalb, weil Mensehen in den 
meisten Fällen nicht nur einer Lärmquelle ausgesetzt 
sind, sondern einer Vielzahl unterschiedlicher Geräusehe. 
Nach repräsentativen Umfragen fühlen sich von den 
47 Millionen der durch Straßenverkehrslärm belästigten 
Einwohner rund 1 3 Millionen zusätzlich durch Fluglärm, 
12 Millionen dureh zusätzliehen Industrielärm und 
11 Millionen durch zusätzlichen Schienenverkehrslärm 
belästigt (ORTSCHEID und WENDE, 2000b). Eine Ver- 
minderung der Lärmbelästigung der Bevölkerung kann 
daher nur dann erfolgreich sein, wenn auch das Zusam- 
menwirken mehrerer Lärmquellen berüeksiehtigt wird. 

645. Die Dosis-Wirkungs-Beziehungen bei gleichzeiti- 
gem Einwirken mehrerer Schallquellen sind bislang aus 
medizinischer und psychologischer Sicht äußerst schwie- 
rig zu beschreiben. Lärmphysikaliseh ist dagegen eine 
summative Betrachtung mehrerer Sehallquellen möglich, 
die allerdings im Falle der Verwendung der Dezibelskala 
zu kontraintuitiven Ergebnissen führt. So steigt beispiels- 
weise die Gesamtintensität zweier gleieh lauter Sehall- 
ereignisse um 3 dB an (und verdoppelt sieh nieht etwa). 
Die Gesamtlautstärke zweier 50 dB lauten Schallereig- 
nisse addiert sich demzufolge zu 53 dB. Eine Erhöhung 
um 3 dB(A) wird vom Ohr aber als eine Verdoppelung 
des Lärms wahrgenommen. Bei drei gleichen Schallquel- 
len fände eine Erhöhung des Schalldruckpegels um 5 dB 
statt, bei fünf Quellen um 7 dB etc. Ein in Bezug auf ein 
ursprüngliehes Schallereignis zehnmal stärkeres Schall- 
ereignis führt zu einem Anwachsen der Schallintensität 
um 10 dB, ein 1 000-mal stärkeres zu einem Anwaehsen 
um 30 dB (SCHICK, 1990, S. 20, 105 ff). Aufgrund die- 
ser eindeutigen Beziehungen liegt es nahe, dass gerade 
bei gleiehartigen Geräuschen im selben Frequenzbereich 
eine summative Betrachtungsweise sinnvoll ist (SRU, 
1999, Tz. 505). 

Soll der Gesamtsehalldruckpegel zweier versehieden star- 
ker Sehallquellen ermittelt werden, so ist dieser in hohem 
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Maße von der Differenz der Schalldruckpegel der beiden 
Quellen abhängig. Während sich bei zwei gleich lauten 
Schallquellen der Gesamtpegel um 3 dB erhöht, erhöht 
sich der Gesamtpegel gegenüber dem Pegel der lauteren 
Quelle um nur noch 1 dB, wenn der Sehalldruckpegel der 
leiseren Quelle um 6 dB unter dem der lauteren liegt, und 
um 0,4 dB, wenn der Differenzbetrag 10 dB beträgt 
(SCHICK, 1990, S. 106). Dies führt in der Regel dazu, 
dass sich von einem ebenfalls relevanten Hintergrund- 
lärm eine oder zwei dominante Lärmquellen abheben 
(z. B. Straßenverkehrs- und Industrielärm). 

646 . Aus mediziniseher und psychologischer Sicht ist 
schon die Betrachtung und Bewertung der gesundheit- 
lichen Risiken durch einzelne Lärmquellen sehr komplex. 
Da für die meisten extraauralen Endpunkte schon in 
Bezug auf nur eine Lärmquelle kein Wirkungsmodell 
existiert, ist eine summative Betrachtung in epidemiolo- 
gischen Studien extrem schwierig. Zusätzlich müssen alle 
Störeinflüsse (Confounder), die ebenfalls einen Einfluss 
auf den betrachteten Endpunkt haben, in die Bewertung 
eingehen. Die vomehmlieh betrachteten Endpunkte wie 
zum Beispiel Herz-Kreislauf-Erkrankungen werden jedoeh 
zugleich in einen relevanten Zusammenhang mit der Wir- 
kung von Luftschadstoffen gebracht (DOCKERY et al., 
1993; PETERS etal., 2001; SRU, 2002, Tz. 541 ff). Da 
Luftschadstoffe jedoch in der Regel auch an solchen 
Orten in höheren Konzentrationen auftreten, an denen 
(Verkehrs-) Lärm zu finden ist, können diese Stör- 
einflüsse nur sehr schwer voneinander getrennt werden. 
Dadurch wird die Darstellung von Zusammenhängen 
zwisehen Wirkungsendpunkten und einer Kombination 
aus verschiedenen Lärmquellen in epidemiologischen 
Studien nahezu unmöglich. Auf die Schwierigkeit, den 
Einfluss vielfältiger Faktoren adäquat zu erfassen und zu 
bewerten, wird ebenfalls im „Spandauer Gesundheits- 
Survey“ hingewiesen (MASCHKE et al., 2003). Werden 
Wirkungsendpunkte jedoch nur hinsichtlich einer ein- 
zelnen Lärmquelle betrachtet, ergeben sich in neueren 
Studien valide Hinweise auf Zusammenhänge (vgl. 
Tab. 7-6). 

647 . Der anteilig gewichtete Einfluss mehrerer Lärm- 
quellen auf das Sehutzgut menschliche Gesundheit, be- 
ziehungsweise die Summe des wirkenden Lärms kann in 
keiner der oben besehriebenen Studien bewertet werden. 
Für eine Dosis-Wirkungs-Beziehung in Bezug auf die Be- 
lästigung von Lärm aus unterschiedlichen Lärmquellen 
gibt es untersehiedliche theoretische Modelle. Allerdings 
werden diese von den Autoren selbst kritisch betrachtet. 
In vielen Untersuehungen scheint die dominante Quelle 
diejenige zu sein, die als am meisten störend empfunden 
wird, wobei die „Hintergrundbelästigung“ vemaehlässigt 
werden kann (De JONG, 1990; GUSKI, 1997; 
RONNEBAUM et al., 1997). 

Es wurde der Versueh unternommen, Dosis-Wirkungs- 
Kurven für eine Gesamtlärmbelastung zu erstellen, indem 
die in verschiedenen Feld- und Laborstudien erhobene 
Belästigung vergleichend betrachtet wurde. In Abhängig- 
keit vom energieäquivalenten Dauerschallpegel wurde 
das Urteil der befragten Personen in einen so genannten 


subjektiven Skalierungswert (subjective scaling value, 
SSV) transformiert und einem Mittelungspegel zugeord- 
net. Bei dieser Analyse blieben starke Abweichungen un- 
berüeksiehtigt, die durch den Einfluss spezieller Erhe- 
bungssituationen bedingt sein könnten. Zusätzlich wird 
eine lineare Abhängigkeit vorausgesetzt (SCHULTE- 
FORTKAMP et al., 1996). Die durch dieses Verfahren er- 
mittelten Dosis- Wirkungs-Kurven für Feld- und Labor- 
untersuchungen werden in Abbildung 7-2 und 7-3 darge- 
stellt. 

In Abbildung 7-2 ist zu erkennen, dass die Belästigung 
durch einzelne Lärmquellen mit steigendem Pegel unter- 
schiedlich stark zunimmt. Insbesondere die Belästigungs- 
kurve dureh Fluglärm weist eine steilere Steigung auf als 
die Kurve der anderen Lärmarten. Bei Laboruntersuchun- 
gen konnte dagegen festgestellt werden, dass die Kurven 
für Straßen-, Schienen- und Flugverkehr geringe Unter- 
schiede in der Steigung zeigen. 

Bei der Bewertung dieser Analyse muss beachtet werden, 
dass der untersehiedliehe Charakter der Lärmquellen, der 
bei Feldstudien zu beobachten ist, sich im Labor nicht 
nachweisen lässt. Darüber hinaus ist in beiden Graphiken 
deutlich zu erkennen, dass eine Betrachtung des Gesamt- 
lärms der Belästigungswirkung einzelner Lärmquellen 
nicht gerecht werden kann. Die Belästigungswirkung von 
Flug- und Straßenverkehrslärm ist in Feldstudien bei glei- 
ehem Schallpegel stärker als die des Gesamtlärms. In La- 
borstudien liegt die Kurve des Gesamtlärms sogar deut- 
lich unter den Kurven der anderen Lärmquellen. 

648 . Gesamtlärm wird auf Lärmskalen von Menschen 
nicht einheitlich bewertet, wodurch viele Sehwierigkeiten 
bei der Entwicklung von Wirkungsmodellen entstehen. 
Im Gegensatz zu der Analyse von SCHULTE- 
FORTKAMP et al. (1996) ergab eine weitere Analyse 
von über 70 Feld- und Laborstudien, dass das „Modell 
der dominanten Quelle“ am besten geeignet erscheint, um 
eine summative Lärmbelästigung zu bewerten 
(RONNEBAUM et al., 1997). Demzufolge scheinen 
mehrere gemeinsam auftretende Lärmquellen weniger be- 
lästigend zu wirken, als die lauteste Lärmquelle, wenn 
diese selektiv - ohne Betrachtung des Gesamtlärms - be- 
wertet werden soll. Eine mögliche Erklärung für dieses 
lärmphysikaliseh gesehen kontraintuitive Ergebnis ist, 
dass Menschen viele simultane Lärmquellen nicht adä- 
quat bewerten können, oder die Information von mehre- 
ren Lärmquellen unbewusst grundsätzlich anders bewer- 
tet wird. Es ist weiterhin denkbar, dass Menschen bei 
einem erhöhten Bewusstsein für Umwelfprobleme eine 
höhere Lärmempfmdlichkeit entwickeln und auf diese 
Weise Gruppenunterschiede zum Tragen kommen. Eine 
höhere Lärmempfindlichkeit wirkt sich nachweislich auf 
physiologische Funktionen und auch auf das Wohlbefin- 
den aus (di NISI et al., 1987). Dem Ergebnis der oben ge- 
nannten Literaturstudie könnte jedoch ebenso ein metho- 
discher Fehler in der Abfrage der Belästigung zugrunde 
liegen (RONNEBAUM et al., 1997). Eine weitere Studie 
kommt ebenfalls zu dem Resultat, dass widersprüehliche 
Ergebnisse häufig von Beffagungs- beziehungsweise 
Messfehlern herrühren (JOB und HATFIELD, 2001). 
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Abbildung 7-2 


Felduntersuchungen: 

Gemittelte Dosis-Wirkungs-Kurven für verschiedene Quellen 



Quelle: SCHULTE-FORTKAMP et al., 1996 


Abbildung 7-3 


Laboruntersuchungen: 

Gemittelte Dosis-Wirkungs-Kurven für verschiedene Quellen 
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Auch unter Berücksichtigung möglicher Messfehler stel- 
len die Autoren jedoch keinen Unterschied fest, wenn sie 
versehiedene gleichzeitig auftretende Lärmquellen ein- 
zeln betrachten. Da die Interaktion verschiedener Lärm- 
quellen anscheinend nicht abhängig von der Art der 
Lärmquelle ist, erscheint es nach diesen Studien vernünf- 
tig, bei der Bewertung der Lärmbelästigung die „Ziel- 
quelle“ - also die lauteste Quelle - zu betrachten. Dabei 
könnte die Zusammensetzung des Hintergrundlärms ver- 
nachlässigt werden. Die Autoren selbst halten die Lö- 
sung, den Hintergrundlärm außer Acht zu lassen, nicht für 
sinnvoll. Wird dieser Hintergrund durch stetig neue 
Lärmquellen ergänzt {noise creep), steigt der Lärmpegel 
weiter an. Deshalb sollte, bezogen auf das jeweilige 
Schutzgut, ein Limit für die Hintergrundlärmbelastung 
gesetzt werden, das nicht überschritten werden sollte 
(JOB und HATFIELD, 2001). 

649. Die oben aufgeführten Beispiele zeigen, dass unter 
den Wirkungsforschem zu der Frage der Bewertung von 
Gesamtlärm keine Einigkeit besteht (s. auch GUSKI, 
1997). Um aber eine Lösung für dieses Problem zu fin- 
den, wird vom TÜV Rheinland/Berlin-Brandenburg ein 
pragmatischer Ansatz zur Bewertung von Gesamtlärm 
empfohlen (TÜV, 2000). Dieses Modell orientiert sich an 
einem vorläufigen Verfahren „Interim Methode“ von 
1995 (DELTA, 1995). Wegen Fehlens einer Dosis-Wir- 
kungs-Beziehung setzt dieser Ansatz folgende Annahmen 
voraus: 

- Alle Immissionswerte {noise limits) für die verschie- 
denen Geräuscharten beziehen sich auf den gleichen 
Belästigungsgrad. 

- Alle Dosis- Wirkungs-Beziehungen weisen eine line- 
are Abhängigkeit auf. 

- Die hinsichtlich der Belästigungswirkung gewichteten 
Geräuschpegel werden energetiseh addiert. 

Auf diese Weise kommen die Autoren zu einem Vor- 
sehlag für einen Gesamt-Immissionsgrenzwert (70 bis 
75 dB(A) tags und 60 bis 65 dB(A) naehts) und -richtwert 
(59 bis 64 dB(A) tags und 49 bis 54 dB(A) nachts), wobei 
sich der Grenzwert an der „Schwelle“ der Gesundheits- 
gefahrdung orientiert und der Richtwert den Beginn 
sehädlicher Umwelteinwirkungen kennzeichnet. 

Durch die oben getroffenen Annahmen wird das Modell 
allerdings sehr stark vereinfacht und lässt außer Acht, 
dass die Gesamtlärmsituation häufig als weniger beläs- 
tigend eingestuft wird als die lauteste Einzelquelle. Da- 
rüber hinaus ist eine lineare Abgängigkeit von Lärmwir- 
kungen rein spekulativ. Ein linearer Zusammenhang 
konnte in den meisten untersuchten Parametern beispiels- 
weise in der Studie „Leiser Verkehr“ nicht aufgezeigt 
werden (DLR, 2001). Dennoch stellt dieses vereinfachte 
Modell eine sinnvolle vorläufige Methode dar, mit der 
eine Bewertung des Gesamtlärms erfolgen kann. Die Auto- 
ren schlagen vor, mit dem vorgestellten System Erfahrun- 
gen zu sammeln und es bei Vorliegen neuer Erkenntnisse 
zu erweitern. 


650. Der Umweltrat kommt nach Bewertung der aktuel- 
len Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung zu dem 
Sehluss, dass die Hinweise aus langjähriger Forschung 
eine anspruchsvolle Lärmschutzpolitik rechtfertigen. 
Auch wenn nach wie vor die Wirkungszusammenhänge 
nicht bekannt sind, kann davon ausgegangen werden, 
dass eine Lärmbelastung einen starken Einfluss auf die 
menschliche Gesundheit und die gesundheitsbezogene 
Lebensqualität hat und zu einer erheblichen Belästigung 
der betroffenen Bevölkerung führen kann. 

7.2 Aktuelle rechtspolitische 

Entwicklungen 

7.2.1 Umsetzung der Umgebungslärm- 

Richtlinie 

651. Das EG-Recht prägt seit längerem und stetig zu- 
nehmend das Lärmschutzrecht der Mitgliedstaaten und 
zwar im Wesentliehen dureh die Vorgabe von Emissions- 
grenzwerten. Das gilt bekanntlich für Kraftfahrzeuge, 
Verkehrsflugzeuge, Baumaschinen und sonstige im Freien 
zu betreibende Geräte und neuerdings auch für Hochge- 
schwindigkeitszüge (Überbliek bei KOCH und PRALL, 
2002; KOCH, 2003; SCHULTE und SCHRÖDER, 2000). 
Diese Lärmschutzpolitik der Emissionsgrenzwerte zielte 
immer zugleich auf eine Harmonisierung der produkt- 
bezogenen Anforderungen im Interesse des freien Bin- 
nenmarktes. 

Mit der Umgebungslärm-Riehtlinie (2002/49/EG) ge- 
winnt die Lärmsehutzpolitik der Gemeinsehaft eine neue 
Qualität. Denn diese Richtlinie führt über eine allein 
emissionsorientierte Politik hinaus und ist letztlich auf die 
Förderung von Lärmqualitätszielen gerichtet, auch wenn 
die Richtlinie selbst keine Immissionsgrenz- oder Immis- 
sionsrichtwerte vorgibt. Ziel der Richtlinie ist die Be- 
kämpfung des „Umgebungslärms, dem Menschen insbe- 
sondere in bebauten Gebieten, in öffentlichen Parks oder 
anderen ruhigen Gebieten eines Ballungsraums, in ruhi- 
gen Gebieten auf dem Land, in der Umgebung von Schul- 
gebäuden, Krankenhäusern und anderen lärmempfmd- 
lichen Gebäuden und Gebieten ausgesetzt sind“ 
(Art. 2 Abs. 1 RL). Unter „Umgebungslärm“ versteht die 
Richtlinie „unerwünschte oder gesundheitsschädliehe Ge- 
räusche im Freien, die dureh Aktivitäten von Menschen 
verursacht werden, einschließlich des Lärms, der von 
Verkehrsmitteln, Straßenverkehr, Eisenbahnverkehr, 
Flugverkehr sowie Geländen für industrielle Tätigkeiten 
gemäß Anhang I der Richtlinie 96/61 /EG des Rates vom 
24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung ausgeht“ 
(Art. 3 lit.a RL). 

Als wesentliche Pflichten der Mitgliedstaaten sieht die 
Umgebungslärm-Richtlinie vor: 

- Die Harmonisierung von Lärmindizes und Bewer- 
tungsmethoden für Umgebungslärm; 

- die Erarbeitung eines verbesserten Informationsstan- 
des über Lärmbelästigungen in Form von „Lärm- 
karten“ auf Grundlage der vereinheitlichten Lärm- 
indizes und Bewertungsmethoden; 
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- die Information der Öffentlichkeit über bestehende 
Lärmbelästigungen, was sodann als Grundlage von 
„Lärmaktionsplänen“ auf lokaler/regionaler Ebene ge- 
nutzt werden soll; 

- die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, „Aktionspläne“ 
zu erarbeiten (für Ballungszentren mit mehr als 
250 000 Einwohnern bis 18. Juli 2008, für Ballungs- 
räume mit mehr als 100 000 Einwohnern bis 
18. Juli 2013). Der Mindestinhalt dieser Aktionspläne 
ergibt sich aus Anhang V des Richtlinienvorschlags. 

Dieses Instrumentarium lässt keinen Zweifel daran zu, 
dass letztlich auf der Grundlage einer „gesamthaften“, 
summativen Betrachtung der Belastung der Bevölkerung 
durch Umgebungslärm entsprechend umfassend ange- 
legte Programme der Mitgliedstaaten zur Belastungs- 
minderung induziert werden sollen. 

Zur Umsetzung der Umgebungslärm-Richtlinie in 
Deutschland sind verschiedene Vorschläge mit teilweise 
weit reichenden Änderungen des Deutschen Lärmschutz- 
rechts unterbreitet worden (IRMER, 2002). Die Bundes- 
regierung beabsichtigt eine Ergänzung der Vorschriften 
über Lärmminderungsplanung im BImSchG in Verbin- 
dung mit vornehmlich technischen Konkretisierungen 
in einer zugehörigen Rechts Verordnung. Dabei soll im 
BImSchG die Lärmminderungsplanung alle Lärmquellen 
betreffen, auch die Flughäfen. Das ist insbesondere mit 
Blick auf die gebotene gesamthafte, akzeptorbezogene 
Betrachtungsweise sehr zu begrüßen. 

7.2.2 Perspektiven für das deutsche 
Lärmschutzrecht 

652. Der Umsetzungsprozess zur EG-Umgebungslärm- 
Richtlinie steht nicht nur unter dem Gebot, die unüber- 
sichtliche Vielfalt der deutschen Lärmschutzregelungen 
hinsichtlich wichtiger Erfassungs- und Bewertungs- 
methoden zu harmonisieren, sondern er bietet zugleich 
die große Chance, das schwerwiegende Defizit des deut- 
schen Rechts, nämlich die segmentierende Betrachtung 
und Beurteilung verschiedener Lärmquellen in ein Kon- 
zept summativer, akzeptorbezogener Bewertung der Ge- 
samtlärmbelastung der jeweils betroffenen Bevölkerung 
einzubinden (s. dazu SRU, 1999,Tz. 504 ff ). Hier sind 
verschiedene gesetzgeberische Optionen denkbar: 

Vereinzelt wird ein Lärmschutzgesetz „aus einem Guss“ 
vorgeschlagen und damit unter anderem die Herauslö- 
sung von Teilen des Lärmschutzrechts aus dem BImSchG 
(IRMER, 2002). Bei aller Eigenständigkeit, die dem 
Schutz vor Lärm gegenüber dem Schutz vor Luftverun- 
reinigungen regelungsstrukturell gewiss zukommen 
sollte, erscheint eine solche Zersplitterung des Immis- 
sionsschutzrechts eher nicht vorzugswürdig. Zwar könnte 
unter dem Dach eines umfassenden Umweltgesetzbuches 

- allerdings unter Wahrung der Gemeinsamkeiten - auch 
eine deutlichere Eigenständigkeit der beiden großen Ge- 
biete des Immissionsschutzrechts - nämlich der Euftrein- 
haltung und des Lärmschutzes - gelingen. Sieht man un- 
ter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen von dieser 


Option jedoch ab, so bietet sich eine Erweiterung des 
BImSchG durchaus als adäquater gesetzgeberischer Rah- 
men für die Zusammenführung, Harmonisierung und ge- 
samthafte Regelung des Eärmschutzrechts an. Dabei 
muss die praktische Bedeutung der verschiedenen Lärm- 
quellen berücksichtigt werden. Demgemäß ist der adä- 
quaten Regulierung des Verkehrslärms, insbesondere des 
Straßenverkehrslärms besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken. Dazu sind mindestens erforderlich 

- eine Erstreckung des Geltungsbereichs des BImSchG 
auf Flughäfen, 

- eine Verankerung des Konzepts der summativen 
Lärmbetrachtung im BImSchG, 

- eine diesen gesetzlichen Regelungen entsprechende 
Ergänzung, Koordination und Vernetzung der unterge- 
setzlichen Regelwerke für die Lärmermittlung, die 
Lärmbewertung und die lärmschutzbezogenen Anfor- 
derungen sowie 

- eine wesentliche Fortentwicklung des Instruments der 
Lärmminderungsplanung. 

Auf einzelne Korrektur- und Ergänzungsbedarfe hin- 
sichtlich des geltenden Rechts wird nachfolgend einge- 
gangen. 

7.2.2. 1 Straßenverkehrslärm 

653. Wie eingangs schon dargestellt wurde, ist der Stra- 
ßenverkehrslärm insbesondere in den städtischen Bal- 
lungsräumen die dominante Belastungsquelle gerade 
auch aus der Sicht der lärmbetroffenen Bevölkerung 
(Tz. 628 ff). 

Im Bereich des Straßenverkehrs sind erhebliche Bemü- 
hungen zur Verminderung der Lärmbekämpfung unter- 
nommen worden. Das gilt zum einen für Maßnahmen an 
der Lärmquelle, insbesondere also an den Fahrzeugen. 
Mithilfe der sukzessive verschärften Euro-Normen, die 
über § 49 StVZO ins deutsche Recht rezipiert werden, ist 
eine beachtliche Lärmminderung gerade auch bei den be- 
sonders relevanten Lastkraftwagen gelungen (KOCH, 
2003, § 55 Rn. 15 ff, 37 f). Die Erfolge werden aller- 
dings durch das ungebremste Verkehrsmengenwachstum 
teilweise zunichte gemacht (Tz. 628). 

654. Auf dem Gebiet der Verkehrswegeplanung sind 
mithilfe des vierstufigen „Lärmbekämpfungsprogramms“ 
der §§41 ff. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in Verbindung mit den beiden maßgeblichen 
Verordnungen, nämlich der Verkehrslärmschutzverord- 
nung (16. BImSchV) und der Verkehrswege-Schall- 
schutzmaßnahmenverordnung (24. BImSchV) deutliche 
Erfolge für den Schutz der Bevölkerung vor Straßen- 
verkehrslärm erzielt worden (KOCH, 2003; SCHULZE- 
FIEEITZ, 2001). Die vier Gebote der Verkehrswegepla- 
nung garantieren als jeder Abwägung entzogenen „harten 
Kern“ des deutschen Verkehrslärmschutzrechts ungefähr 
die Einhaltung eines äquivalenten Dauerschallpegels 
innen von 40 dB(A) in Wohn- und 30 dB(A) in Schlaf- 
räumen, allerdings, wie zu betonen ist, nur mit Blick auf 
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den gerade in der Planung stehenden Verkehrsweg. Diese 
vier Rechtspflichten lauten folgendermaßen: 

- einer schonenden Trassenführung (S§41Abs. 1, 
50 BImSchG), 

- eines aktiven Lärmschutzes nach dem Stand der Tech- 
nik unter verbindlicher Orientierung an den Grenz- 
werten der 16. BImSchV (§§ 41 Abs. 1, 43 Abs. 1 
Nr. 1 BImSchG), 

- eines passiven Schallschutzes zur Vermeidung schäd- 
licher Umwelteinwirkungen nach Maßgabe der 
24. BImSchV, falls aktiver Lärmschutz wegen unver- 
hältnismäßiger Kosten nicht oder nur partiell durchzu- 
führen ist (§§41 Abs. 2, 43 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG), 
sowie 

- einer angemessenen Entschädigung in Geld, soweit 
schädliche Umwelteinwirkungen im Außenwohnbe- 
reich nicht vermieden werden können (§ 42 Abs. 2 
Satz 2 BImSchG, § 74 Abs. 2 Satz 3 Verwaltungsver- 
fahrensgesetz). 

Das Wertepaar 30/40 dB(A) innen entspricht der lang- 
jährigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
(s. nur BVerwG NJW 1995, S. 2573) und gewährleistet 
ohne hinzutretende Beiträge anderer Lärmquellen un- 
gestörte Kommunikation und ungestörten Schlaf. Mit 
Blick auf die naturwissenschaftlichen Einschätzungen 
(s. Abschn. 7.1.3) liegt das Wertepaar 30/40 dB(A) auf 
der sicheren Seite für einen präventiven Schutz. 

Wie stark der Außenwohnbereich verlärmt wird, hängt 
unter anderem davon ab, welche Kosten des aktiven 
Lärmschutzes als prohibitiv eingestuft werden dürfen und 
ob und gegebenenfalls welche anderen Gesichtspunkte 
jenseits der Kostenaspekte dazu berechtigen können, auf 
aktive Schallschutzmaßnahmen als unverhältnismäßig im 
Sinne einer Gesamtabwägung zu verzichten. Hierzu ge- 
hen die Ansichten in der juristischen Literatur auseinan- 
der und auch die Rechtsprechung hat noch nicht zu einer 
einheitlichen Linie gefunden (s. nur BVerwGE 104, 
S. 123, 139; BVerwGE 108, S. 248, 255 ff.). Soll der 
Schutz vor Verkehrslärm nicht vornehmlich hinter Schall- 
schutzwänden und Schallschutzfenstem gewährleistet 
sein, kommt es jedoch entscheidend auf die Vermeidung 
von Straßenverkehrslärm, eine schonende Trassenfüh- 
rung und unter Umständen auf kostspielige aktive Schutz- 
maßnahmen etwa durch Untertunnelung an (SCHULZE- 
FIELITZ, 2002). 

655 . Das Lärmschutzkonzept der §§ 41 ff. Bundes- 
Immissionsschutzgesetz in Verbindung mit der 16. und 
der 24. BImSchV hat im Übrigen zwei wesentliche 
Schwächen. Zum einen finden die Vorschriften nur bei 
wesentlicher Änderung oder beim Neubau von Verkehrs- 
wegen, jedoch nicht zur Sanierung vorfindlicher Belas- 
tungslagen Anwendung. Außerdem normiert die 
1 6. BImSchV eine von der Rechtsprechung akzeptierte 
segmentierende Betrachtung des singulären, jeweils in 
der Planung stehenden Verkehrsweges jedenfalls bis hin 
an die Schwelle der Gesundheitsgefährdung (s. nur 


BVerwGE 101, S. 1, 9 f. ). Zwar ziele - so meint das Bun- 
desverwaltungsgericht - der Begriff der schädlichen Um- 
welteinwirkungen auf eine summative Betrachtung und 
schließe der Wortlaut des § 41 BImSchG eine summative 
Betrachtung auch nicht aus, jedoch gebiete der Wortlaut 
andererseits die summative Betrachtung nicht, sodass sich 
die Entscheidung des Verordnungsgebers der 16. BImSchV 
für eine Separierung des jeweiligen Verkehrsweges im 
gesetzlichen Rahmen halte. Allerdings dürften aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen summierte Immissionen nicht 
zur Gesundheitsgefährdung führen. Dazu habe deshalb 
auch der Gesetzgeber nicht ermächtigen wollen, sodass 
eine lärmquellenbezogene Betrachtung an dieser Grenze 
ihre Schranke finde. Dem stehen allerdings gesetzessyste- 
matische und verfassungsrechtliche Gesichtspunkte ent- 
gegen, die sich gerade wegen des auch vom Bundes- 
verwaltungsgericht zumindest als „offen“ eingestuften 
Wortsinns der streitigen Regelung aufdrängen: Insbeson- 
dere ist der Begriff der schädlichen Umwelteinwirkungen 
zu berücksichtigen, dessen akzeptorbezogene, also 
schutzgutbezogene Betrachtungsweise im BImSchG eine 
fundamentale konzeptionelle Bedeutung hat. Ein rational 
nachvollziehbarer Rechtsgüterschutz verlangt als notwen- 
dige Bedingung eine akzeptor- beziehungsweise schutz- 
gutbezogene Betrachtungsweise. Wer nur separierte 
Lärmquellen in den Blick nimmt, kann schon konzeptio- 
nell nicht zuverlässig Schutz vor schädlichen Umweltein- 
wirkungen gewähren (näher KOCH, 1999; DOLDE, 
2001 ). 

656 . Gerade in städtischen Ballungsräumen setzt die an- 
gemessene Bewältigung der Verkehrslärmproblematik 
eine umfassende und weitsichtige Gesamtverkehrs- 
planung voraus. Hier fehlt es bislang an einem adäquaten 
rechtlichen Planungsrahmen. Die informalen Verkehrs- 
planungen der Gemeinden sind von sehr unterschied- 
licher Qualität. Insgesamt ist festzustellen, dass verkehrs- 
erzeugende städtebauliche Entwicklungen, auch solche 
auf der Grundlage der kommunalen Bebauungsplanung, 
vielfach nicht von einer adäquaten planerischen Bewäl- 
tigung der Verkehrsprobleme begleitet werden (s. umfas- 
send KOCH et al, 2001). 

657 . Schließlich kommt - wenngleich nachrangig - den 
vielfältigen Instrumenten der Verkehrslenkung Bedeutung 
zu. Insofern ist namentlich das Straßenverkehrsrecht in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten sukzessive „ökologi- 
siert“ worden, das heißt in der Zielsetzung über die 
Aspekte der Flüssigkeit und Leichtigkeit der Verkehrsab- 
läufe hinaus um Ziele des Umweltschutzes, insbesondere 
auch des Schutzes vor Verkehrslärm angereichert worden. 
Hier ist als zentrale Vorschrift § 45 Straßenverkehrs- 
zulassungsordnung mit seinen Verkehrsbeschränkungen 
und -verboten aus Gründen der Luftreinhaltung und des 
Lärmschutzes sowie mit seinen verschiedenen Zonen- 
regelungen (verkehrsberuhigte Bereiche, Fußgänger- 
zonen u. a.) zu nennen. Dieses Instrumentarium kann sein 
Potenzial allerdings nur im Rahmen einer kommunalen 
Gesamtverkehrsplanung angemessen zur Geltung bringen 
(KOCH und MENGEL, 2000). 
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658. Im Bereich aller Regelungsansätze, also der Lärm- 
reduktion an der Quelle, der lärmmindemden Verkehrs- 
wegeplanung sowie einer dementsprechenden Verkehrs- 
lenkung sieht der Umweltrat weitere, teilweise erhebliche 
Potenziale für die erforderliche Verminderung der Ver- 
kehrslärmbelastung der Bevölkerung. Er empfiehlt der 
Bundesregierung insbesondere folgende Reformschritte: 

- Verschärfungen von Maßnahmen an der Lärmquelle, 
insbesondere an den Fahrzeugen. Bei Lastkraftwagen 
und Motorrädern können die Antriebsgeräusche deut- 
lich gemindert werden, bei allen Fahrzeugen die Roll- 
geräusche durch verbesserte, lärmarme Reifen. 

- Ergänzungen und Korrekturen des Straßenplanungs- 
rechts, insbesondere durch eine deutliche Novellie- 
rung der 16. BImSchV, die hinsichtlich des Lärm- 
schutzes ausschließlich und damit unzureichend auf 
den zu errichtenden beziehungsweise zu ändernden 
Verkehrsweg abstellt. Außerdem ist mit Blick auf die 
dominante Rolle des innerstädtischen Verkehrslärms 
den Gemeinden ein adäquates rechtliches Verkehrspla- 
nungsinstrumentarium zur Verfügung zu stellen. 

- Verbesserungen des Instrumentariums der Verkehrs- 
lenkung gerade auch unter Gesichtspunkten des Lärm- 
schutzes. Dafür sind sowohl ökonomische Anreizin- 
strumente wie auch ein fiächendeckendes Tempolimit 
geeignete Maßnahmen. 

Im vorliegenden Zusammenhang ist ergänzend zu beto- 
nen, dass der Verkehrslärm in die Gesamtlärmermittlung 
und -bewertung einzubeziehen ist. Sofern die Umsetzung 
der Umgebungslärm-Richtlinie insoweit nicht zu einer 
Neubestimmung des gesamten Lärmschutzrechts im 
Sinne einer summativen Betrachtungsweise aller Lärm- 
quellen genutzt wird, sind entsprechende detaillierte Kor- 
rekturen im BImSchG vorzunehmen, sodass die Regulie- 
rung von Verkehrslärm in der Verkehrswegeplanung und 
Verkehrslenkung nicht ohne Berücksichtigung von Lärm- 
vorbelastungen erfolgen darf. Für weitere, vielfältige Ein- 
zelheiten über Maßnahmen zur Reduktion der Ver- 
kehrslärmbelastung der Bevölkerung wird auf das 
geplante Sondergutachten „Umweltprobleme des Kfz- 
Verkehrs“ des Umweltrates hingewiesen. 

7.2.2.2 Fluglärm 

659. Insgesamt ist die Regelungssituation im Bereich 
des Schutzes vor Fluglärm ausgesprochen defizitär: Ein 
lückenhaftes Flughafenplanungsrecht ohne klare Rege- 
lungen über das anzustrebende Schutzniveau (Kritik bei 
SCHULZE-FILITZ, 2003), ein in seinen Maßstäben 
gänzlich überholtes, hinsichtlich der notwendigen Sied- 
lungsbeschränkungen ungeeignetes Fluglärmschutzgesetz 
(Kritik bei KOCH und WIENEKE, 2003) sowie eine un- 
zureichende internationale Durchsetzung des Standes der 
Lärmminderungstechnik am Fluggerät (dazu SCHULTE, 
2003) sind maßgeblich mit ursächlich dafür, dass die Be- 
völkerung die Beeinträchtigung durch den Fluglärm als 
erhebliches Umweltproblem einstuft und ihr den zweiten 
„Rang“ hinter den Belastungen durch den Straßenverkehr 
zuweist. 


Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Umweltrat der 
Bundesregierung 

- auf internationaler und europäischer Ebene nach- 
drücklich auf eine raschere und konsequentere Durch- 
setzung der Lärmminderungstechniken am Fluggerät 
zu drängen, 

- die deutschen Flughäfen in ihren quellenbezogenen 
Lärmschutzbemühungen durch eine bestmögliche 
Umsetzung der (in Vorbereitung befindlichen) Lande- 
entgelte- sowie der Betriebsbeschränkungsrichtlinie 
zu unterstützen, 

- die seit nunmehr 44 Jahren geltende Schutzauflagen- 
vorschrift des § 9 Abs. 2 LuftVG im Interesse auch 
der Rechtssicherheit für Drittbetroffene durch eine 
Luftverkehrslärmschutzverordnung entsprechend der 
16. BImSchV zu konkretisieren und damit auch den 
Zustand permanenter „Nothilfe“ in Form von singulä- 
ren Konkretisierungsbeiträgen der Rechtsprechung zu 
beenden sowie 

- das seit 30 Jahren unverändert geltende, teilweise 
schon mit seinem Inkrafttreten ungeeignete Fluglärm- 
schutzgesetz auf dem von der Bundesregierung schon 
in der vorigen Legislaturperiode eingeschlagenen Weg 
zu novellieren (SRU, 2002, Tz. 601 ff.). Allerdings 
sollten über den seinerzeitigen Entwurf hinaus auch 
die Vorschriften über Siedlungsbeschränkungen zu 
adäquaten Lenkungsinstrumenten entwickelt werden. 
Im Übrigen gilt natürlich auch für den Luftver- 
kehrslärm, dass er in eine Gesamtlärmbetrachtung und 
-regulierung einzubeziehen ist. 

7.2.2. 3 Schienenverkehrslärm 

660. Beim Schienenverkehrslärm bestehen erhebliche 
Lärmminderungspotenziale durch Maßnahmen an den 
Emissionsquellen, also an den Antriebselementen, den 
Fahrgestellen, den Bremsen und den Gleisbetten (UBA, 
1998, S. 196 ff). Hier sind dringend (europa-)rechtliche 
Regelungen anzustreben (SCHULTE, 2002; KOCH, 
2000, S. 496 f ). Insofern ist es zu begrüßen, dass die EU- 
Kommission einen Anfang mit der Festlegung von 
Geräuschgrenzwerten für Hochgeschwindigkeitszüge auf 
der Grundlage der Richtlinie über Interoperabilität des 
transeuropäischen Hochgeschwindigkeitsnetzes (96/48/ 
EG) gemacht hat. 

Im Übrigen ist auch zum Planfeststellungsrecht für 
Schienenwege eine summative Betrachtungsweise anzu- 
mahnen. Es ist im hohem Maße problematisch, dass im 
Zuge der Wiederertüchtigung zahlreicher Schienenwege 
in Ostdeutschland auf der Grundlage zweifelhafter 
rechtsdogmatischer Konstruktionen und offensichtlicher 
finanzpolitischer Motivationen ein adäquater Lärm- 
schutz versagt wird und damit die Sanierungsfälle der 
nahen Zukunft geschaffen werden (SCHULTE, 2000, 
S. 197 f ; KOCH, 2000, S. 697). Hierzu empfiehlt der 
Umweltrat entsprechende rechtliche Klarstellungen in 
der 16. BImSchV. 
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Offenbar wird als unproblematische Selbstverständlich- 
keit angesehen, dass die Bahn auf „ihrem“ Schienennetz 
fahren kann, wann und wie sie es betriebstechnisch und 
betriebswirtschaftlich für sinnvoll hält. Das versteht sich 
aber durchaus nicht von selbst. In stark lärmbelasteten 
Konstellationen stellt sich vielmehr die Frage, ob die 
nächtliche Zughäufigkeit und Fahrgeschwindigkeit auch 
am Ziel noch zumutbarer Lärmbelastung zu orientieren 
ist. Die Grenzen der betrieblichen Autonomie der Bahn 
werden gegenwärtig durch mögliche Ansprüche auf 
Lärmsanierung gezogen, die jedoch nur unter strengen 
Voraussetzungen gewährt werden (MICFILER, 1998). 
Um ein Höchstmaß an betrieblicher Autonomie zu wah- 
ren und hinderliche Betriebsbeschränkungen in einem zu- 
meist stark ausgelasteten Netz zu vermeiden, erscheint es 
umso wichtiger, die festgestellten Regelungsdefizite hin- 
sichtlich der Lärmminderung an der Quelle und in der 
Planung zu beheben. Gleichwohl ist über Instrumente der 
Beeinflussung der Verkehrslenkung etwa durch das 
Eisenbahnbundesamt nachzudenken. 

7.2.2.4 Anlagen- und Maschinenlärm 

661 . Die für den Anlagenlärm maßgebliche TA Lärm 
1998 hat die zuvor 30 Jahre unverändert geltende aus der 
Zeit vor dem Bundes-Immissionsschutzgesetz stam- 
mende TA Lärm 1968 abgelöst. Die TA Lärm von 1998 
hat eine Reihe von Verbesserungen für den Schutz vor 
Lärm gebracht und entspricht den gesetzlichen Vorgaben 
in weitem Umfang (s. näher FELDHAUS, 1998; 
SCHULZE-FILITZ, 1998; HANSMANN, 2002). Insbe- 
sondere zu der praktisch sehr bedeutsamen Problematik 
der summativen Lärmbelastung durch mehrere Lärmquel- 
len bringt die TA Lärm Verbesserungen für die Betrof- 
fenen, ohne allerdings den gesetzlichen Vorgaben schon 
vollen Umfanges zu genügen (DOLDE, 2001; KOCH, 
1999). Einerseits ist nunmehr gemäß Nr. 3.2.1 TA Eärm 
ausdrücklich maßgeblich, ob die „Gesamtbelastung“ am 
Immissionsort Immissionsrichtwerte nach Nr. 6 über- 
schreitet. Insofern ist eine summative, akzeptorbezogene 
Betrachtungsweise geboten. Allerdings ist - einschrän- 
kend - zu beachten, dass nach Nr. 2.4 Abs. 3 TA Eärm 
„Gesamtbelastung“ diejenige Belastung ist, die von allen 
der TA Eärm unterfallenden - und nur von diesen - Anla- 
gen hervorgerufen wird. Der TA Lärm unterfallen aber 
unter anderem nicht Verkehrswege, Sportanlagen, Frei- 
zeitanlagen usw. Insofern geht es hier um eine sehr 
restriktive Art der Gesamtbetrachtung, die deshalb durch 
eine ergänzende Sonderfallprüfüng gemäß Nr. 3.2.2 
TA Lärm auf andere relevante Lärmquellen erstreckt 
werden muss (s. für die ganz vorherrschende Ansicht 
HANSMANN, 2000, Nr. 3 Rn. 43 ff). 

Zu kritisieren ist auch, dass die TA Lärm auf die Nor- 
mierung vorsorgebezogener Emissionsgrenzwerte gänz- 
lich verzichtet (s. schon SRU, 1999, Tz. 495). Gewiss 
wird manches durch die emissionsbezogenen Anfor- 
derungen an Maschinen (inzwischen 32. BImSchV) 
geleistet. Gleichwohl erscheint es empfehlenswert, für 
einige lärmintensive Anlagenkategorien, die in der Regel 
ein Konglomerat aus zahlreichen Maschinen darstellen. 


anlagenbezogene Emissionsgrenzwerte als Stand der 
Technik zu normieren. 

Wichtige Verbesserungen in Sachen Anlagenlärm sind 
von der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung 
(32. BImSchV) vom 29. August 2002 zu erwarten. Die 
32. BImSchV, die eine entsprechende Richtlinie der EG 
(2000/14/EG) umsetzt und die 8. und 15. BImSchV so- 
wie zahlreiche Baumaschinen- Verwaltungsvorschriften 
ablöst, (s. KOCH und PRALL, 2002, S. 672; KOCH, 
2002, S. 236 f), normiert vor allem verschärfte Emis- 
sionsgrenzwerte für rund 60 Geräte- und Maschinen- 
arten, die im Freien verwendet werden und vielfach zu 
erheblichen Belästigungen der Bevölkerung führen. 
Dazu gehören Baumaschinen, diverse Gartengeräte ein- 
schließlich Rasenmähern und Laubbläsem, Geräte der 
Stadtreinigung und Abfallbeseitigung bis hin zum Alt- 
glascontainer. Weiterhin setzt die Verordnung die Anfor- 
derung der Richtlinie an das Inverkehrbringen der Ge- 
räte und Maschinen sowie an eine entsprechende 
Marktüberwachung um. 

Von wesentlicher Bedeutung ist schließlich auch die Be- 
triebszeitenregelung, mit der die Bundesregierung von 
der entsprechenden EG-rechtlichen Ermächtigungsgrund- 
lage Gebrauch gemacht hat. Es fällt auf, dass für Misch- 
gebiete, die bekanntlich nicht nur der gewerblichen Nut- 
zung, sondern ebenso auch der Wohnnutzung dienen, 
Betriebszeitenregelungen fehlen (s. § 7 32. BImSchV). 
Besser wäre eine Betriebszeitenregelung mit Ausnahmen 
für ausschließlich gewerblich geprägte Teile der Misch- 
gebiete. 

662. Für den besonders wichtigen Bereich des Einsat- 
zes von Baumaschinen bleibt die Allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift Baumaschinen-Geräuschimmissionen vom 
19. August 1970 (Bundesanzeiger Nr. 160 vom 1. Januar 
1970) unverändert in Kraft. Darin sind gebietsspezifi- 
sche Immissionsrichtwerte normiert, sodass die notwen- 
dige akzeptorbezogene Betrachtungsweise grundsätzlich 
gewährleistet erscheint. Dieses Regelwerk ist dement- 
sprechend zur Konkretisierung der immissionsschutz- 
rechtlichen Anforderungen an Baustellen im Rahmen 
des § 22 BImSchG heranzuziehen, und zwar zur Beant- 
wortung der Frage, wann der Baustellenlärm auf ein ver- 
trägliches „Mindestmaß“ beschränkt ist. Die Fortgeltung 
dieses - im sachlichen Kern unverzichtbaren - Relikts 
aus der Frühzeit des Lärmschutzrechts fördert nicht die 
Übersichtlichkeit der maßgeblichen Rechtsquellen und 
sollte im Zuge der anzustrebenden Harmonisierung des 
deutschen Lärmschutzrechts durch eine moderne Rege- 
lung ersetzt werden. 

Insgesamt ist bei der Bewertung der Probleme des Anla- 
genlärms zu beachten, dass diese Lärmquellen in der 
Wahrnehmung der Bevölkerung inzwischen eine nach- 
rangige Rolle spielen. Strukturveränderungen in der Wirt- 
schaft, Fortschritte in der Lärmminderungstechnik, eine 
über Jahrzehnte bestehende Fokussierung des Lärm- 
schutzrechts auf den Anlagenlärm (TA Lärm, 1968) so- 
wie verbesserte Planungsinstrumente bei der Festsetzung 
von Industrie- und Gewerbegebieten sind für Erfolge im 
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anlagenbezogenen Lärmschutz verantwortlich, sodass 
weitere wünschenswerte Verbesserungen auf diesem Ge- 
biet jedenfalls nicht als vordringlich einzustufen sind. 

7.2.2. 5 Lärm von Sport- und Freizeitanlagen 

663. In der Freizeitgesellschaft bilden auch Sport- und 
Freizeitanlagen ein - wenngleich aufs Ganze gesehen - 
nachrangig wichtiges, gleichwohl relevantes Konflikt- 
feld. Die gesellschaftspolitische Aufregung, die durch 
einige vertretbar restriktive höchstrichterliche Entschei- 
dungen unter anderem zur hamburgischen Sportanlage 
Tegelsbarg (BverwGE 81, S. 197) hervorgerufen worden 
ist, konnte durch die subtilen Regelungen der Sportanla- 
genlärmschutzverordnung (18. BImSchV) offenbar ge- 
dämpft werden (KETTELER, 2002, S. 1070). 

Für die Regulierung von Problemen des sonstigen Frei- 
zeitlärms stehen den Behörden vielfach noch keine hin- 
reichend effektiven Instrumente zur Verfügung (Über- 
sicht bei KOCH und MAAß, 2000). Anhaltspunkte bietet 
die Freizeitlärm-Richtlinie des Länderausschusses für Im- 
missionsschutz von 1995. Sie vermag jedoch nicht die 
nötige Rechtssicherheit herzustellen. Bedenkt man, dass 
selbst so unverdächtig klingende Veranstaltungen wie ein 
bayerisches Kirchweihfest zu einem solchen Spektakel 
geraten können, dass die Anwohner in einen kostspie- 
ligen Kurzurlaub flüchten, erscheint die Mühe einer 
Rechtssicherheit gebenden staatlichen Normierung ge- 
rechtfertigt. 

7.3 Zusammenfassung und Empfehlungen 

664. In den letzten zwei Jahrzehnten hat die Lärmwir- 
kungsforschung eine bemerkenswerte Breite und Tiefe 
erlangt. Allerdings konnten auch jüngere Studien, die hier 
vorgestellt werden, eine Reihe wichtiger Fragen im kom- 
plexen Ursachen-Wirkungsgefüge lärmbedingter (Ge- 
sundheits-) Beeinträchtigungen nicht klären. Immerhin 
sind erneut wichtige bisherige Befunde der Lärmwir- 
kungsforschung bestätigt worden: 

- Es kann kein ernster Zweifel mehr daran bestehen, 
dass Störungen des nächtlichen Schlafens in besonde- 
rer Weise geeignet sind, die Gesundheit, aber auch die 
gesundheitsbezogene Lebensqualität zu beeinträch- 
tigen. 

- Für die Bewertung von Lärmbelastungssituationen 
kommt neben dem äquivalenten Dauerschallpegel der 
Häufigkeit, Dauer und Lautstärke einzelner Schall- 
ereignisse eine wesentliche Bedeutung zu. 

- Die Ergebnisse der Lärmwirkungsforsehung reichen 
-bei allem weiteren Forschungsbedarf - völlig aus, 
um anspruchsvolle Ziele der europäischen und deut- 
schen Lärmschutzpolitik zu rechtfertigen. Allerdings 
bedarf die Fixierung von Lärmqualitäts- und Lärm- 
handlungszielen politischer Entscheidungen. Ziel- und 
Grenzwerte lassen sich wissenschaftlich nicht defini- 
tiv bestimmen. Auf der Grundlage der Erträge der 
Wirkungsforschung hält der Umweltrat an seinen frü- 


heren Vorschlägen fest (SRU, 1999, Tz. 493 ff.): Das 
Umwelthandlungsziel der Bundesregierung von 
65 dB(A) Außenpegel bei Tag kann nur ein Nahziel 
für den vorbeugenden Gesundheitsschutz und den 
Schutz gegen erhebliche Belästigungen darstellen. Es 
muss dureh mittelfristige Ziele - 62 dB(A) als Präven- 
tionswert und 55 dB(A) als Vorsorgezielwert - ergänzt 
werden. Für die Nachtzeit sind kurzfristig ein Außen- 
wert von 55 dB(A), mittelfristig ein Wert von 
52 dB(A) und langfristig ein Vorsorgezielwert von 
45 dB(A) anzustreben. Dabei führt ein Außenpegel 
von 45 dB(A) bei gekipptem Fenster zu einem Pegel 
von circa 30 dB(A) am Ohr des Schläfers. 

Vordringliche Aufgabe der Lärmschutzpolitik ist die Re- 
duktion des Verkehrslärms, insbesondere des Straßen- 
verkehrslärms. Ohne eine energische Politik in diesem 
Bereich sind relevante Verbesserungen der Lärmbelas- 
tungssituation der Bevölkerung nicht erreichbar. Denn die 
anderen Lärmquellen, auch der Industrieanlagenlärm, 
sind gegenüber dem Verkehrslärm deutlich nachrangig. 
Der Umweltrat empfiehlt daher: 

- Um beim Straßenverkehrslärm, aber auch beim Schie- 
nenverkehrslärm erkennbare Erfolge zu erzielen, 
sollte die extrem quellenseparierende Betrachtungs- 
weise der 16. BImSchV aufgegeben werden. Gegen- 
wärtig werden sehenden Auges die Sanierungsfälle 
von morgen gebaut. 

- Für eine erfolgreiche kommunale Gesamtverkehrspla- 
nung sollte ein adäquater rechtlicher Rahmen geschaf- 
fen werden. Dabei sollten die Gemeinden auch durch 
realistische Qualitätsvorgaben an verkehrserzeugen- 
den Planungen ohne entsprechende Konfliktbewäl- 
tigungsstrategien gehindert werden. 

- Die Schutzvorschrift des § 9 Abs. 2 Luftverkehrsge- 
setz zugunsten der Flughafenanrainer bedarf seit 
44 Jahren der Konkretisierung durch ein untergesetz- 
liches Lärmregelwerk. Dieser Zustand der Rechtsun- 
sicherheit, den die Rechtsprechung trotz sehr respek- 
tabler Bemühungen (s. zuletzt BverwGE 107, 313) 
naturgemäß nur ungenügend ausgleichen kann, sollte 
dringend dureh den Erlass einer zeitgemäßen Flug- 
lärmschutzverordnung beendet werden. Außerdem be- 
darf das seit 1971 unverändert geltende Fluglärm- 
schutzgesetz sofort einer entschiedenen Anpassung an 
den Stand der Lärmwirkungsforschung. Der geschei- 
terte BMU-Entwurf mit abgesenkten Grenzwerten für 
die Lärmschutzzonen - 65/60 dB(A) - und der Ein- 
führung einer Nachtschutzzone (Grenzwert 50 dB(A), 
Maximalpegel 55 dB(A)) ist ein vertretbarer Kompro- 
miss, der immerhin entgegen den Lärmschutzzielen 
der Bundesregierung die Errichtung von Wohnungs- 
bauvorhaben in der Schutzzone 1 mit über 65 dB(A) 
Außenpegel tagsüber gestatten würde. 

Angesichts der dominanten Rolle des Verkehrslärms wür- 
den die angeführten sektoralen Verbesserungen in diesen 
Bereichen eine deutliche Reduktion der Eärmbelastung 
der Bevölkerung mit sich bringen. Gleichwohl bleibt es 
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darüber hinaus ein Desiderat, mit einer an den noch un- 
sicheren Erträgen der Lärmwirkungsforschung und der 
im geltenden Immissionsschutzrecht verankerten akzep- 
torbezogenen Betrachtungsweise auf dem Weg zu einer 
Gesamtlärmbeurteilung voranzuschreiten. Der Umweltrat 
schlägt dafür folgende Differenzierung vor: 

- Der Lärm gleichartiger Quellen ist stets und zwingend 
summativ zu bewerten. Daher darf - entgegen der 
16. BImSchV - ein geplanter Verkehrsweg nicht ohne 
Berücksichtigung des bereits vorhandenen, ebenfalls 
einwirkenden Straßenverkehrslärms (so genannte Vor- 
belastung) bewertet werden. 


- Bei Lärmquellen unterschiedlicher Art - zum Beispiel 
Straßenverkehrslärm und Fluglärm - ist eine qualita- 
tive akzeptor- beziehungsweise schutzgutbezogene 
Betrachtungsweise geboten. Dabei ist insbesondere zu 
berücksichtigen, dass unterschiedliche Belastungen 
„kumulieren“ können, sodass lärmfreie Intervalle 
durch andere Lärmquellen ausgefüllt werden. 

- Im Übrigen müssen in der Lärmwirkungsforschung 
die disziplinären Grenzen zwischen der Medizin, Psy- 
chologie, Physik und auch der Rechtswissenschaft 
stärker überwunden werden, um die erforderlichen Er- 
kenntnisse gewinnen zu können. 
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8 Abfallwirtschaft 


8.1 Wege einer zukünftigen Abfailpolitik 

665. Die Abfallpolitik in Deutschland und Europa steht 
heute trotz beaehtlicher Erfolge in den 1990er-Jahren 
unter zunehmendem grundlegenden Reformdruck. Dass 
wesentliche Grundzüge der nationalen und europäischen 
Entsorgungsstrategien und Entsorgungsmarktordnung 
teils korrigiert und teils besser justiert werden müssen, 
haben die politischen und rechtlichen Entwicklungen der 
Jahre 2002 und 2003 besonders deutlich werden lassen: 

- Durch die viel diskutierten Leitentscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) vom Februar 
2003 (Urteile vom 13. Februar 2003, C-228/00 - Bel- 
gische Zementwerke und C-458/00 - Luxemburg) zu 
den Bewirtschaftungsmöglichkeiten der Mitglied- 
staaten im Bereich der Abfallverbrennung und -mit- 
verbrennung ist augenfällig geworden, dass der bis- 
herigen nationalen Zuständigkeitsteilung zwischen 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgem und priva- 
tem Entsorgungsmarkt weitgehend die Absichemng 
gegenüber den Prinzipien des freien europäischen Bin- 
nenmarkts fehlt. Die Entscheidungen des EuGH und 
die Folgediskussion lassen keinen Zweifel daran, dass 
das geltende EU-Abfallrecht den Mitgliedstaaten ins- 
besondere keine belastbare Grundlage dafür bietet, 
den freien Waren- und Dienstleistungsverkehr durch 
Überlassungspflichten für verwertbaren Hausmüll zu 
beschränken (Abschn. 8.1.1). 

- Die neue EuGH-Rechtsprechung hat insbesondere mit 
dem Urteil in der Rechtssache C-228/00 (zum Verwer- 
tungscharakter der Abfallmitverbrennung in Zement- 
werken) zugleich verdeutlicht, wie beschränkt die 
Möglichkeiten der Mitgliedstaaten sind, hohe natio- 
nale Entsorgungsstandards und nationale Investitionen 
in umweltverträgliche Entsorgungstechnologien gegen 
den Abfallexport in Länder mit vergleichsweise nied- 
rigem Anforderangs- oder Vollzugsniveau abzusi- 
chem. In Anbetracht dessen und im Hinblick auf die 
unmittelbar bevorstehende EU-Osterweiterung sowie 
auf die nach wie vor erheblichen Differenzen im An- 
forderungsniveau und insbesondere der tatsächlichen 
Einhaltung von Entsorgungsstandards werden die Ex- 
portschranken des geltenden Abfallverbringungsrechts 
zunehmend als unzureichend beurteilt (EU-Kommis- 
sion, 2003a, S. 15; auch schon SRU, 2002, Tz. 853). 
Die EU-Kommission hat inzwischen einen Novellie- 
rungsvorschlag zur EG-Abfallverbringungsverord- 
nung vorgelegt, der insbesondere auch eine Erweite- 
rung der Möglichkeiten zur Beschränkung von 
Abfallverbringungen vorsieht (Abschn. 8.1.2). 

- Die aktuellen Erfahrungen mit der Gewerbeabfallver- 
ordnung, die zunehmende Kritik an der Getrennt- 
sammlung von Verpackungen (IHMELS, 2003, S. 376; 
PASCHLAU, 2003a; KAIMER und SCHADE, 2002; 


STEDE, 2003, S. 165 f ) und an den geltenden Verwer- 
tungsquoten (IHMELS, 2003, S. 376; PORTER, 2002, 
S. 121 ff) sowie die neuen Erwägungen der EU-Kom- 
mission zu einer europäischen Recyclingstrategie (EU- 
Kommission, 2003b) werfen aus unterschiedlicher 
Perspektive die grundsätzliche Frage auf, inwieweit 
eine (weitere) Steuerung der Abfallströme unter dem 
Aspekt des Verwertungsvorrangs und der möglichst 
hochwertigen Verwertung insbesondere durch sparten- 
bezogene Recyclingquoten und Getrennthaltungsrege- 
lungen überhaupt (noch) sinnvoll ist (Abschn. 8.1.3). 
Die neueren Erfahrungen haben verdeutlicht, dass der 
ökologisch „bessere“ oder gar „beste“ Entsorgungs- 
weg nur selten objektiv eindeutig festzustellen ist und 
dass in Anbetracht der bereits schwierigen ökologi- 
schen Bewertung die gleichermaßen entscheidende 
Frage nach den gerechtfertigten Kosten einer (be- 
stimmten) Verwertung stets eine streitbare Wertungs- 
frage ist. Neue wissenschaftliche Erkenntnisse, neuere 
umwelttechnische Entwicklungen - beispielsweise im 
Bereich der Sortierung - und neue umweltpolitische 
Prioritäten bewirken zudem eine kontinuierliche Ver- 
schiebung der Beurteilungsgrundlagen. Dies wird ak- 
tuell vor allem an den Erfahrungen mit der Gewerbeab- 
fallverordnung deutlich (Tz. 688 ff), aber auch an den 
Auseinandersetzungen um die weitere Berechtigung 
der getrennten Verpackungsabfallentsorgung, sowie 
darum, welche Getränkeverpackungen als „ökologisch 
vorteilhaft“ von der Pfandpflicht befreit werden sollten. 

8.1.1 Die Duale Entsorgungsmarktordnung 

666. Die deutsche Abfallwirtschaft ist stark geprägt von 
der Zweiteilung der Entsorgungszuständigkeiten zwi- 
schen den kommunalen öffentlichen Entsorgungsträgera, 
die traditionell für die Entsorgung des Hausmülls und die 
Beseitigung von Gewerbeabfällen zuständig sind, und 
dem privaten Entsorgungsmarkt, dem die Verwertung ge- 
werblicher Abfälle überlassen bleibt (§13 Abs. 1 KrW-/ 
AbfG). Die Kreise und Gemeinden haben in den vergan- 
genen drei Jahrzehnten die moderne Abfallwirtschaft in 
Deutschland maßgeblich aufgebaut, unterhalten und fort- 
entwickelt. Ihnen ist die Errichtung zentraler Deponien 
und moderner Müllverbrennungsanlagen (MVA) zu ver- 
danken, die zentrale Säulen nicht nur für die Hausmüll- 
sondem auch für die Gewerbeabfallentsorgung bilden. 
Gleichwohl steht heute die Alleinzuständigkeit der öf- 
fentlichen Entsorgungsträger für Hausmüllentsorgung 
und Abfallbeseitigung in mehrfacher Hinsicht infrage. 

Fehlende EG-rechtliche Absicherung gegenüber 
Warenverkehrsfreiheit 

667. Die öffentliche Alleinzuständigkeit für Hausmüll- 
entsorgung und Abfallbeseitigung wird durch das EG- 
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Abfallrecht infrage gestellt, das öffentliche Entsorgungs- 
monopole nicht vorsieht und den Mitgliedstaaten auch 
keine unmittelbare Möglichkeit einräumt, öffentliche Ent- 
sorgungsmonopole durch marktbeschränkende Überlas- 
sungspflichten zu begründen. Lediglich mittelbar, über 
die in der EG-Abfallrahmenrichtlinie (EG-AbfRRL) nor- 
mierten Grundsätze der Beseitigungsnähe und der Entsor- 
gungsautarkie lassen sich nationale Andienungs- und 
Überlassungspflichten vor dem Gemeinschaftsrecht 
rechtfertigen. Da diese Grundsätze des Artikel 5 EG- 
AbfRRL jedoch allein für die Abfallbeseitigung gelten, 
decken sie jedenfalls nicht den Ausschluss der Privatwirt- 
schaft von der Hausmüllverwertung ab. Letzteres begrün- 
det die hohe Brisanz der EuGH-Luxemburg-Entschei- 
dung (Urteil vom 13. Februar 2003 - C-458/00) und der 
darin behandelten Frage, inwieweit die Müllverbrennung 
als zukünftig bedeutendster Entsorgungsweg für Haus- 
müll wegen der Fernwärme- und Stromproduktion als 
Abfallverwertung oder gleichwohl als Beseitigung einzu- 
stufen ist. Der EuGH hat in dieser Entscheidung - parallel 
zur zeitgleich ergangenen Entscheidung zum Verwer- 
tungscharakter der Abfallmitverbrennung in Zementwer- 
ken (C-228/00 - Belgische Zementwerke) - die energeti- 
sche Verwertung an allgemeine Voraussetzungen 
geknüpft, die auch moderne Müllverbrennungsanlagen 
erfüllen (REESE, 2003, S. 219 ff.). Entscheidend sei, dass 

- mehr Energie erzeugt und „erfasst“ wird als beim Ver- 
brennungsvorgang verbraucht wird, 

- der größte Teil der Abfälle bei dem Vorgang „ver- 
braucht“ wird, 

- der größere Teil der freigesetzten Energie „erfasst“ 
und genutzt wird. 

Gleichwohl hat der Gerichtshof die Klage der EU-Kom- 
mission, die gegen die Einordnung als Beseitigung ge- 
richtet war, mit der Begründung abgewiesen, die Kom- 
mission habe nicht nachgewiesen, dass diese 
Voraussetzungen in Bezug auf die streitgegenständliche 
Straßburger Verbrennungsanlage vorliegen und nicht ein- 
mal überzeugende Anhaltspunkte dafür dargelegt, dass 
diese Anlage der energetischen Verwertung dienen 
könnte. Als derlei Anhaltspunkte für den Verwertungs- 
charakter nennt der EuGH beispielhaft den Umstand, dass 
anstelle der Abfälle innerhalb der Anlage Primärbrenn- 
stoffe eingesetzt werden würden, wenn keine Abfälle ver- 
fügbar wären oder dass der Anlagenbetreiber für die Ab- 
falle einen Preis entrichtet hat. Umstritten ist seither, ob 
diesen „Anhaltspunkten“ lediglich Indizcharakter in Be- 
zug auf die oben genannten Voraussetzungen der Verwer- 
tung zukommen soll und von daher eine energetische Ver- 
wertung weiterhin auch damit begründet werden kann, 
dass mit den in den MVA verbrannten Abfällen der Ein- 
satz von Brennstoffen in anderen Anlagen - insbesondere 
Kraftwerken - erspart wird (BAARS und NOTTRODT, 
2003, S. 223 ff; ITAD, 2003; REESE, 2003, S. 220) oder 
ob die Anhaltspunkte ihrerseits als eigenständige Voraus- 
setzungen der Verwertung aufzufassen sind, sodass eine 
Substitution innerhalb der Verbrennungsanlage selbst 
zwingend vorauszusetzen ist (GASSNER und 
FICHTNER, 2003, S. 53; SCHINK, 2003, S. III, 
WENDENBURG, 2003, S. 194). Unter den überwiegen- 
den Befürwortern der letzteren Auslegung ist ferner 


umstritten, inwieweit es unter dem Anhaltspunkt 
„Rohstoffsubstitution innerhalb der Anlage“ möglich ist, 
Müllverbrennungsanlagen als Verwertungsanlagen zu 
qualifizieren, etwa dann, wenn sie in ein Femwärmever- 
bundnetz integriert sind. Von einer klaren Rechtslage 
kann daher auch nach den Urteilen noch keine Rede sein. 

Wie dem auch sei: Hätte der EuGH in diesem Verfahren 
die moderne Müllverbrennung klar und zweifelsfrei als 
Verwertung eingeordnet, so wäre damit zugleich den na- 
tionalen Überlassungspflichten der Haushalte für einen 
zentralen Entsorgungsweg der europarechtliche Boden 
entzogen worden. Dass die zweideutige EuGH-Entschei- 
dung auch Anhaltspunkte dafür bietet, dass Müllverbren- 
nungsanlagen weit gehend als Beseitigungsanlagen ein- 
geordnet werden können, schafft aus deutscher Sicht 
zwischenzeitlich Erleichterung. Jedoch bestehen noch 
vielfältige weitere Möglichkeiten zur stofflichen Verwer- 
tung von Hausmüll, die durch die EuGH-Rechtsprechung 
zur Zulässigkeit der Vermischung von Abfällen und zur 
Einordnung von Sortiervorgängen beträchtlich erweitert 
worden sind. So kann eine Verwertung von Hausmüll 
schon darin liegen, dass einige verwertbare Anteile aus- 
sortiert werden, auch wenn der Rest anschließend besei- 
tigt wird. Dies entspricht im Übrigen auch der problema- 
tischen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes 
(BverwG) für den Bereich der Gewerbeabfälle. Durch 
seine Leitentscheidung vom 15. Juni 2000 (Az.: 3 C 4.00) 
hat das BVerwG die Vermischung von Abfällen als für die 
Abgrenzung von Verwertung und Beseitigung weit ge- 
hend unbeachtlich beurteilt (Kritik bei KOCH und 
REESE, 2002). Mit Urteil vom 13. März 2003 (Az.: 
7 C 1 .02) hat es ferner entschieden, dass eine Verwertung 
auch dann nicht ausgeschlossen sei, wenn nachweislich 
nur 15 % eines Gemisches zur Verwertung aussortiert 
werden. 

Unter den gegebenen rechtlichen Vorzeichen stehen folg- 
lich auch ohne die MVA beträchtliche Verwertungs- 
möglichkeiten für Hausmüll offen. Abgesehen davon 
erscheint die Einordnung moderner MVA als Beseiti- 
gungsanlagen weder rechtlich noch sachlich haltbar, denn 
es handelt sich dabei zum Teil um Anlagen, die hohe 
Energieerträge erwirtschaften und damit langfristige 
Strom- und Fernwärmebezugsverträge erfüllen. Dass 
diese Anlagen aufgrund der EuGH-Luxemburg-Entschei- 
dung nunmehr nur deshalb als Beseitigungsanlagen gel- 
ten sollen, weil dort nicht innerhalb der Anlage Rohstoffe 
ersetzt werden, beruht auf einer willkürlichen und aus ab- 
fallwirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht zu rechtferti- 
genden Verengung der Substitutionsbetrachtung. Von da- 
her ist auch nicht damit zu rechnen, dass diese Sicht 
Bestand haben kann. Alles in allem ist aber festzuhalten, 
dass die öffentliche Entsorgungszuständigkeit durch das 
EG-Abfallrecht weitgehend infrage gestellt wird und es 
daher, sofern die Alleinzuständigkeiten der Kreise und 
Gemeinden beibehalten werden sollen, einer Absicherung 
in der EG-Abfallrahmenrichtlinie bedarf. 

Unklare Abgrenzung der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungszuständigkeit im nationalen Recht 

668 . Durch die vage Unterscheidung von Verwertung 
und Beseitigung und die bereits dargestellte Rechtspre- 
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chung des BVerwG steht die öffentlich-rechtliche Entsor- 
gungszuständigkeit auch national hinsichtlich der Gewer- 
beabfallentsorgung infrage. Indem das BVerwG die 
Vermischung unverwertbarer mit verwertbaren Abfallen 
und die Verwertung von Gemischen durch Sortierung ge- 
ringer verwertbarer Fraktionen weit gehend für zulässig 
erklärt hat, sind auch weit gehende Möglichkeiten zur 
Umgehung der nationalen Überlassungspflicht für zu be- 
seitigende Abfälle eröffnef worden. Auch insoweit fehlt 
noch eine klare gesetzliche Linie. Zwar gelten inzwischen 
mit der Gewerheabfallverordnung detaillierte Getrennt- 
haltungspflichten sowie Mindestverwertungsquoten für 
Sortieranlagen. Indessen regelt die Verordnung nicht die 
Abgrenzung zwischen Verwertung und Beseitigung und 
lässt auch im Übrigen durch ihre Ausnahmebestimmun- 
gen beachtliche Spielräume zur Verwertung vermischter 
Gewerbeabfälle (Tz. 686). 

Politische Liberalisierungstendenzen 

669. Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungszuständig- 
keiten stehen schließlich keineswegs nur rechtlich, son- 
dern auch politisch infrage. Wie große Teile der privaten 
Entsorgungswirtschaft geht unter anderem auch die 
CDU-Bundestagsfraktion gegenwärtig davon aus, dass 
die Leistungen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ- 
ger von privaten Anbietern auf einem liberalisierten Ent- 
sorgungsmarkt deutlich wirtschaftlicher erbracht werden 
können. Dementsprechend sei eine schrittweise Liberali- 
sierung anzustreben (PAZIOREK, 2004). 

Bewertung 

670. Der Umweltrat ist der Auffassung, dass insbeson- 
dere die Hausmüllentsorgung weiterhin in der ausschließ- 
lichen Zuständigkeit der kommunalen öffentlich-rechtli- 
chen Entsorgungsträger verbleiben sollte. Hinsichtlich 
der ökonomischen Wirkungen einer Liberalisierung 
bleibt der Umweltrat bei seiner im Umweltgutach- 
ten 2002 ausführlich begründeten Einschätzung, dass von 
einer liberalisierten Hausmüllentsorgungswirtschaft lang- 
fristig allenfalls partielle, geringfügige Effizienzgewinne 
zu erwarten sind, denen jedoch ein erheblich gesteigerter 
Überwachungs- und Regulierungs- sowie staatlicher Ge- 
währleistungsaufwand gegenüberstehen würde (SRU, 
2002, Tz. 108 ff). Außerdem bestünde die Gefahr, dass 
sich ein diffuser, mehr an Gewinninteressen als an Um- 
weltverträglichkeit orientierter Entsorgungsmarkt aus- 
breitet, der nicht mehr genügend kontrollierbar ist und 
einen ganz erheblich gesteigerten Sammlungs- und 
Transportaufwand mit sich bringt. 

671 . Der Umweltrat sieht deshalb Regelungsbedarf ins- 
besondere auf EG-Ebene dahin gehend, dass die Mit- 
gliedstaaten in der Abfallverbringungsverordnung und 
der Abfallrahmenrichtlinie unmissverständlich dazu be- 
rechtigt werden müssen, die Hausmüllentsorgung voll- 
ständig der öffentlichen Daseinsvorsorge zuzuweisen. 
Aus den oben angeführten Gründen (Tz. 667) bestehen 
erhebliche Zweifel daran, dass die aktuellen Urteile des 
EuGH genügen, um die öffentlich-rechtliche Alleinzu- 
ständigkeit für die Hausmüllentsorgung gegenüber dem 
Gemeinsamen (Entsorgungs-)Markt zu sichern. Das EG- 


Recht gewährleistet den freien Warenverkehr für Abfälle 
zur Verwertung unabhängig von ihrer Herkunft und Zu- 
sammensetzung. Soweit Abfälle aus Haushaltungen ver- 
wertbar sind, steht daher die Überlassungspflicht an die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger prinzipiell in- 
ffage. Die Einordnung der Müllverbrennung in MVA als 
Beseitigung begrenzt insoweit zwar die Möglichkeiten 
der energetischen Verwertung, schließt jedoch eine stoff- 
liche Verwertung ebenso wenig aus, wie die „Scheinver- 
wertung“ auf auswärtigen Deponien. 

Die Bundesregierung sollte darauf drängen, dass im Zuge 
einer Novellierung der EG-Abfallrahmenrichtlinie eine 
neue Vorschrift eingeführt wird, die es in Umsetzung von 
Artikel 1 6 EG in das Ermessen der Mitgliedstaaten stellt, 
die Entsorgung von Hausmüll öffentlich-rechtlichen Ent- 
sorgungsträgem zuzuweisen. Das EU-Parlament hat in 
seinen Änderangsvorschlägen zum Vorschlag der EU- 
Kommission für eine Novellierang der EG-Abfallverbrin- 
gungsverordnung (EU-Kommission, 2003a) inzwischen 
vorgeschlagen, einen Verbringungseinwand einzuführen, 
der sich allein darauf stützt, dass es sich bei dem Abfall 
um gemischten Hausmüll des Abfallschlüssels 20 03 01 
handelt (EU-Parlament, 2003, Ändemng 81). Dieser Vor- 
schlag ist aus Sicht des Umweltrates zu begrüßen, er 
sollte aber durch eine Gmndlagenbestimmung in der EG- 
Abfallrahmenrichtlinie unterlegt werden, die den Mit- 
gliedstaaten eine öffentlich-rechtliche Organisation der 
Hausmüllentsorgung durch Überlassungspflichten gestat- 
tet. Die Fundierang der Bestimmung sollte nicht an die 
Prinzipien der Nähe und Beseitigungsautarkie anknüpfen, 
weil diese Prinzipien gerade nicht die oben genannten tra- 
genden Gründe für eine öffentlich-rechtlich organisierte 
Hausmüllentsorgung umfassen. 

672. Diese für die zentrale Entsorgung des Hausmülls 
angeführten Gründe treffen im Übrigen auch auf den Be- 
reich der kleineren Gewerbebetriebe zu, die ihre haus- 
müllähnlichen Abfälle heute in der Regel ebenfalls über 
die öffentliche Müllabfuhr entsorgen. Auch für diesen Er- 
zeugerkreis würde eine Liberalisiemng nach Auffassung 
des Umweltrates keine wesentlichen Effizienzvorteile, 
wohl aber einen kritischen, erheblichen Kontrollverlust 
über die Abfallströme mit sich bringen. Dies spricht 
dafür, auch kleine Gewerbebetriebe mit geringeren 
Abfallmengen (weiterhin) gmndsätzlich insoweit zur 
Überlassung ihrer Abfälle an die öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger zu verpflichten, wie sie nicht eine spe- 
zifische, der besonderen Beschaffenheit ihrer Abfälle ent- 
sprechende (stoffliche) Verwertung nachweisen können. 
Anders verhält es sich dagegen im Bereich der größeren 
Gewerbebetriebe mit Abfallmengen, die deutlich über 
dem für Haushaltungen und Kleingewerbe typischen Maß 
liegen. Dazu gehören in jedem Fall die Betriebe, die der 
Abfallkonzept- und Bilanzpflicht nach den §§ 19 f KrW-/ 
AbfG unterliegen, da sie hinsichtlich des Verbleibs ihrer 
Abfälle wesentlich leichter überwacht werden können. 

8.1.2 Exportschranken gegen die Umgehung 
hoher Entsorgungsstandards 

673. Zwischen den Mitgliedstaaten besteht ein mitunter 
beträchtliches Gefälle in den Anforderungen an die Um- 
weltverträglichkeif der Entsorgung. Außerdem bestehen 



Drucksache 15/3600 


-340- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


auch große Unterschiede im Vollzugsniveau. Vollzugs- 
defizite prägen vor allem die Situation in den meisten 
Beitrittsländem. Die Gemeinschaft muss vor diesem Hin- 
tergrund eine Grundsatzentscheidung darüber treffen, in- 
wieweit sie trotz des erheblichen Niveaugefalles den 
freien grenzüberschreitenden Abfallverkehr auch zu evi- 
dent weniger umweltverträglichen Anlagen zulassen will. 
Der so genannte Ökologieeinwand (Art. 7 Abs. 4 lit a 
5. Tiret EG- Abfallverbringungsverordnung) bietet in die- 
ser Frage keine klare Entscheidung, sondern lediglich 
eine äußerst vage Abwägungsklausel. Der Einwand be- 
zieht sich im Übrigen auch nur auf das Verhältnis zwi- 
schen verwertbaren und unverwertbaren Abfällen und die 
Kosten-Nutzen-Bilanz des jeweils beabsichtigten Entsor- 
gungsweges, nicht aber auf dessen Umweltverträglichkeit 
insgesamt. 

674. Im Umweltgutachten 2002 hat sich der Umweltrat 
dafür ausgesprochen, den freien Warenverkehr jedenfalls 
insoweit einzuschränken, als die Verbringung zu Anlagen 
erfolgt, die nicht den europäischen Anforderungen ent- 
sprechen (SRU, 2002, Tz. 852). Für diesen Fall müsse es 
den Mitgliedstaaten explizit erlaubt werden, die Verbrin- 
gung zu untersagen. Daher begrüßt der Umweltrat, dass 
der seit Ende Juni 2003 vorliegende Vorschlag zur Novel- 
lierung der EG-Abfallverbringungsverordnung zwei zu- 
sätzliche Exportbeschränkungsmöglichkeiten in Bezug 
auf Abfälle zur Verwertung vorsieht, die wie folgt lauten: 


Artikel 13 EG-Abfallverbringungsverordnung- 
Novellierungsvorschlag 

Bei der Notifizierung einer geplanten Verbringung von 
zur Verwertung bestimmten Abfallen verfügen die zu- 
ständigen Behörden am Bestimmungsort und am Ver- 
sandort nach der Absendung der Empfangsbestätigung 
durch die zuständige Behörde am Bestimmungsort ge- 
mäß Artikel 9 über eine Frist von 30 Tagen, um unter 
Berufung auf einen oder sämtliche der nachfolgend ge- 
nannten Gründe sowie gemäß dem Vertrag Einwände zu 
erheben: (...) 

f) Die Abfälle werden in einer Einrichtung behandelt, 
die von der geänderten Richtlinie 96/61 /EG über die 
integrierte Vermeidung und Verminderung der Um- 
weltverschmutzung erfasst wird, aber nicht die bes- 
ten verfügbaren Techniken im Sinne von Artikel 9 
Abs. 4 dieser Richtlinie anwendet. 

g) Um sicherzustellen, dass die betreffenden Abfälle im 
Einklang mif verbindlichen gemeinschaftsrechtli- 
chen Umweltschutzstandards in Bezug auf die Ver- 
wertung oder verbindlichen gemeinschaftsrechtli- 
chen Verpflichtungen in Bezug auf Verwertung oder 
Recycling behandelt werden. 


Damit wäre der Empfehlung des Umweltrates aus dem 
Umweltgutachten 2002 weitgehend Rechnung getragen. 
Der Nachweis, dass eine Anlage nicht die besten verfüg- 
baren Techniken anwendet, wie sie in den BVT-Merkblät- 
tem konkretisiert sind, dürfte allerdings aufgrund der vor- 
handenen Interpretationsspielräume nicht immer leicht zu 


führen sein. Da sich diese Verbringungseinwände am eu- 
roparechtlichen Anforderungsniveau orientieren, bieten 
sie im Übrigen für den Schutz höherer nationaler Stan- 
dards keine Grundlage. Von daher ist weiter gehend zu er- 
wägen, ein Exportverbot auch für solche Fälle zuzulas- 
sen, in denen im Exporfstaat aufgrund wesentlich 
strengerer nationaler Anforderungen ein evident umwelt- 
verträglicherer Entsorgungsweg zur Verfügung steht als 
derjenige, der im Ausland angestrebt wird. In diesem Zu- 
sammenhang stellt sich auch die Frage, inwieweit es 
(weiter) zugelassen werden soll, dass Abfallgemische mit 
hohen Anteilen unverwertbarer Abfälle als Abfall zur 
Verwertung die Grenzen passieren können, selbst wenn 
die überwiegende Menge des Gemisches alsdann depo- 
niert wird (dazu und zu praktischen Beispielen SRU, 
2002, Tz. 763). 

Das EU-Parlament hat diese Fragen in seiner ersten Le- 
sung zum Kommissionsvorschlag aufgegriffen und dazu 
ergänzende Verbringungseinwände vorgeschlagen (EU- 
Parlament, 2003). Nach Auffassung des Parlaments sol- 
len Einwände gegen die Verbringung von Abfällen zur 
Verwertung auch erhoben werden dürfen, 

- um sicherzustellen, „dass die betreffenden Abfälle in 
Übereinstimmung mit bindenden nationalen Anforde- 
rungen an die Umweltverträglichkeit oder Hochwer- 
tigkeit der Verwertung verwertet werden, sofern dies- 
bezüglich keine bindenden Gemeinschaftsregelungen 
bestehen ...“; 

- weil aufgrund des geringen Heizwerts des Abfalls, der 
Vermischung mit anderen Abfällen, des Schadstoffge- 
halts oder aufgrund des Risikos einer Übertragung von 
Schadstoffen in Produkte die Verwertung ökologisch 
und/oder wirtschaftlich nicht gerechtfertigt erscheint; 

- wenn der Exportstaat über Verwertungseinrichtungen 
verfügt, in denen die gefährlichen Abfälle in einer um- 
weltverträglichen Art und Weise verwertet werden 
können, die der angestrebten Entsorgung im Einfuhr- 
staat mindestens gleichwertig ist. 

675. Nach Auffassung des Umweltrates sollte im Kon- 
flikt von Marktfreiheit und unterschiedlichen Anforde- 
rungsniveaus bei der Verwertung sowie unter Beachtung 
des Näheprinzips, der Entsorgungsautarkie und der öf- 
fentlich-rechtlichen Zuständigkeiten für die Abfallbeseiti- 
gung im Grundsatz Folgendes gelten: 

- Wenn der Verwerter im Einfuhrland für die fraglichen 
Abfälle einen Preis enfrichtef, weil für diese Abfälle 
als Sekundärrohstoff eine echte Nachfrage besteht, 
darf es im Prinzip keine besonderen Marktbeschrän- 
kungen geben. Andernfalls entstünde ein unauflösli- 
cher Widerspruch zum freien Handel mif gefährlichen 
Chemikalien und sonsfigen potenziell schädlichen 
Produkten. Denn dieser Handel darf auch nicht allein 
deshalb untersagt werden, weil die Verarbeitung und 
Verwendung solcher Produkte im Einfuhrland nicht 
denselben strengen Umwelt- und Sicherheitsanforde- 
rungen unterliegt wie im Ausfuhrstaat. 

- Soweit dagegen für die Abfälle kein Preis gezahlt wird 
oder vielmehr durch den Erzeuger oder Besitzer ein 
Entgelt für ihre „Verwertung“ entrichtet wird und 
daher nicht der rohstoffliche Nutzen des Abfalls, son- 




Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-341 - 


Drucksache 1 5/3600 


dem die Entsorgung als Umweltdienstleistung im 
Vordergrand des Exports steht, sollten zumindest Vor- 
kehrungen getroffen werden, die einen „Umweltaus- 
verkauf ‘ verhindern. Insoweit muss es also eine Be- 
schränkungsoption zumindest für den Fall geben, dass 
die europäischen Mindeststandards im Importstaat 
nicht eingehalten werden. Die entsprechenden Ele- 
mente des Novellierangsvorschlags zur EG-Abfallver- 
bringungsverordnung bieten dafür eine geeignete 
Grundlage und liefern damit zugleich einen wichtigen 
Beitrag zur Durchsetzung des einschlägigen Gemein- 
schaftsrechts. 

- Ob darüber hinaus den Mitgliedstaaten auch der Ver- 
bringungseinwand einer hochwertigeren Verwertungs- 
option im Inland eingeräumt werden sollte, erscheint 
dem Umweltrat eher fraglich. Ein solcher Einwand 
birgt aufgrund des erforderlichen Umweltverträglich- 
keitsvergleichs erhebliche Rechtsunsicherheiten und 
praktische Umsetzungsprobleme und sollte jedenfalls 
dann entbehrlich sein, wenn in Bezug auf die Fall- 
grappen „Verwendung als Füll-/Versatzstoff‘ und 
„Abfallverbrennung“ ausreichende europäische Min- 
destanforderungen bestehen und deren Umsetzung ge- 
währleistet ist. 

- Ein Verbringungseinwand sollte auf besondere natio- 
nale Umweltverträglichkeitsanforderangen folglich 
nur insoweit gestützt werden dürfen, wie für den im 
Einfuhrstaat angestrebten Verwertungsweg keine ge- 
meinschaftsrechtlichen Mindestumweltstandards be- 
stehen. Für die Frage, ob gemeinschaftsrechtlich An- 
forderangslücken bestehen, sollte zudem allein auf 
absolute Anforderungen an die Umweltverträglichkeit 
des jeweiligen Verwertungsverfahrens und des Ver- 
wertungsprodukts (vgl. Abb. 8-1 und 8-2), nicht aber 
auf rein vergleichende Hochwertigkeitskriterien wie 
beispielsweise den Heizwert des Abfalls abgestellt 
werden dürfen. In einer Verwertungspfad-Feinsteue- 
rang über den Gesichtspunkt der Hochwertigkeit sieht 
der Umweltrat - wie er nachfolgend (Tz. 678) dar- 
legt - weder im nationalen noch im europäischen Rah- 
men einen effektiven Steuerangsansatz. Insoweit kann 
der Umweltrat hinsichtlich der klassischen Verwer- 
tungspfade fehlende beziehungsweise lückenhafte ge- 
meinschaftsrechtliche Mindeststandards (lediglich) im 
Bereich des Bergversatzes, bei der Verwertung als Bo- 
denmaterial und bei der landwirtschaftlichen Verwer- 
tung konstatieren. Für diese Verwertungswege er- 
scheint somit ein Verbringungseinwand gerechtfertigt. 

- Die Deponierung von Abfällen sollte weiterhin mög- 
lichst am Näheprinzip und am Grundsatz der Inlands- 
beseitigung ausgerichtet werden. Um eine Umgehung 
dieser Prinzipien und der sie sichernden Andienungs- 
regelungen zu verhindern, sollten die zuständigen Be- 
hörden am Versandort und am Bestimmungsort durch 
einen zusätzlichen Verbringungseinwand dazu er- 
mächtigt werden, die Verbringung hinsichtlich zu de- 
ponierender Teilfraktionen eines Gemisches zu unter- 
sagen, wenn deren Sortierung auch im Inland möglich 
und wirtschaftlich vertretbar ist. Entsprechendes sollte 
bezüglich energetisch zu verwertender Gemische auch 
für solche noch abtrennbaren Fraktionen gelten, die 
nicht selbstständig brennbar sind. 


8.1 .3 Die Zukunft der Verwertungspfad- 
Regulierung 

676. Seit den frühen 1990er-Jahren ist die deutsche Ab- 
fallpolitik tief greifend umstrakturiert und das Abfallrecht 
- teils auch durch gemeinschaftsrechtliche Vorgaben - 
mehr und mehr in Richtung auf ein umfassendes 
Stoffstrom- und Ressourcenschonungsrecht weiterentwi- 
ckelt worden. Dabei haben neben dem zunächst vorrangi- 
gen Ziel der umweltgerechten Entsorgung die Ziele der 
Abfallmengenreduzierang und Ressourcenschonung zu- 
nehmend Gewicht erhalten; das abfallrechtliche Instru- 
mentarium ist um das Gebot einer möglichst hochwerti- 
gen Verwertung (§ 5 Abs. 2 Satz 3 KrW-/AbfG), um 
Regelungen zur so genannten Produktverantwortung in 
zentralen Produktgrappen und zur getrennten Sammlung 
verschiedener Abfallfraktionen ergänzt worden. Einige 
dieser Instrumente - wie insbesondere das Gebot der 
möglichst hochwertigen Verwertung - zielen auf eine un- 
mittelbare (Fein-) Steuerung der Verwertungspfade, das 
heißt auf die Verpflichtung, aus mehreren möglichen den 
ökologisch „besseren“ oder gar „besten“ Verwertungsweg 
auszuwählen. Zwar findet dieser Ansatz bisher „nur“ im 
Hinblick auf die Unterscheidung von stofflicher und ener- 
getischer Verwertung Anwendung, namentlich durch die 
Recyclingquoten (Quoten für die stoffliche Verwertung) 
der Verpackungsrichtlinie, der Elektro- und Elektro- 
nikschrottrichtlinie, der Altautorichtlinie und der Altöl- 
richtlinie sowie national auch für die Verwertung von 
gewerblichen Siedlungsabfallen durch die Gewerbeab- 
fallverordnung (s. Abschn. 8.2.1). Allerdings hat insbe- 
sondere die EU-Kommission in ihrer Mitteilung über eine 
thematische Strategie für Abfallvermeidung und -recyc- 
ling (EU-Kommission, 2003b) weitere Initiativen für Re- 
cyclingziele angemeldet. Die Kommission schlägt darin 
vor, weitere spezifische - und durch Kosten-Nutzen- Ana- 
lysen unterlegte - Recyclingziele zu entwickeln, wobei 
sie zugleich einen Wechsel vom bisherigen vorwiegend 
produktspezifischen zu einem stärker materialspezifi- 
schen Optimierangsansatz empfiehlt. Auf eine weitere 
Verfeinerung von Verwertungspfadvorgaben zielt schließ- 
lich auch der Kommissionsvorschlag zur novellierten 
Verpackungsrichtlinie hinsichtlich des darin gesondert 
definierten werkstofflichen Recyclings. Insgesamt gehen 
die neueren abfallwirtschaftlichen Initiativen der EU- 
Kommission wesentlich dahin, den Ansatz der Verwer- 
tungspfadsteuerang weiter auszudifferenzieren und auf 
weitere Abfallgrappen auszuweiten. Im Hinblick auf 
diese Bestrebungen stellt sich nun die grundsätzliche 
Richtungsffage, ob der Weg einer detaillierten Verwer- 
tungspfadsteuerang weiterbeschritten werden sollte. 

677. Der Umweltrat empfiehlt, die seit Ende der 1990er- 
Jahre auf europäischer und nationaler Ebene eingesetzte 
Reflektionsphase zu nutzen, um eine ökologische und 
ökonomische Bilanz der bisherigen Verwertungssteuerung 
zu ziehen und den Schwerpunkt der weiteren Abfallpoli- 
tik auf die Konkretisierung zielorientierter Rahmenset- 
zungen zu legen. Diese Empfehlung begründet sich aus 
den offensichtlichen Problemen einer Verwertungspfad- 
steuerang (Abschn. 8. 1.3.1). Auch wenn diese Probleme 
gute Gründe für einen abfallpolitischen Pfadwechsel in 
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der Zukunft liefern, muss dies mit den vorrausichtlichen 
negativen ökonomischen und ökologischen Folgen einer 
grundlegenden Revision der im letzten Jahrzehnt auf eu- 
ropäischer und nationaler Ebene beschlossenen Maßnah- 
men abgewogen werden (Abschn. 8. 1.3. 2). Hieraus leiten 
sich neue Akzentsetzungen für die zukünftige Abfallpoli- 
tik ab, ohne das bereits Erreichte zu gefährden 
(Abschn. 8. 1.3. 3). 

8. 1.3.1 Probleme der Verwertungs- 
pfadsteuerung 

678. Eine direkte Verwertungspfadsteuerung, die auf 
der Basis ökologischer Hochwertigkeitsvergleiche der 
„besseren“ Verwertungsart (stofflich versus energetisch 
und werkstofflich versus rohstofflich) oder sogar einem 
einzelnen Verwertungsweg den Vorrang vor alternativen 
Verwertungswegen einräumt, verfolgt zweifellos ein be- 
sonders ehrgeiziges umweltpolitisches Optimierungsziel. 
Jedoch ist der Versuch, die Sekundärrohstoffströme durch 
direkte Verwertungspfadvorgaben ökologisch zu optimie- 
ren, derart mit erheblichen Umsetzungsproblemen behaf- 
tet, dass es dem Umweltrat ratsam erscheint, auf (weitere) 
direkte Pfadvorgaben und Vorrangregelungen zugunsten 
bestimmter Verwertungsoptionen zu verzichten und statt- 
dessen eine Steuerung durch rahmensetzende Umwelt- 
standards grundsätzlich vorzuziehen. Die ausschlagge- 
benden Probleme der Verwertungspfadsteuerung liegen 
insbesondere darin, dass 

- die Ermittlung des jeweils hochwertigsten Pfades in 
der Regel nur anhand hochkomplexer Ökobilanzen 
und in einem wertungsabhängigen Vergleich zahlrei- 
cher, teilweise inkommensurabler Umweltgüter und 
Umweltwirkungen erfolgen kann; 

- der Vollzug daher nur anhand genereller - verord- 
nungsrechtlicher - Vorgaben, nicht aber im Einzelfall 
durch behördliche Entscheidung über den „besseren“ 
Verwertungsweg erfolgen kann; 

- die generell-abstrakte Entscheidung für einen be- 
stimmten Verwertungspfad das Risiko beinhaltet, dass 
kostengünstige, aber ursprünglich nicht intendierte 
und ökologisch ungünstigere Verwertungswege einge- 
schlagen werden (z. B. Downcycling von Kunststof- 
fen zu Parkbänken, energetische Verwertung sehr 
heizwertarmer Abfälle); 

- die den Ökobilanzen zugrunde gelegten technisch-na- 
turwissenschaftlichen Annahmen, rechtlichen Katego- 
rien und politische Wertungen häufig unsicher und 
revisionsanfällig sind und damit erhebliche Rechtsun- 
sicherheiten bringen, die die Kreislaufwirtschaft ins- 
gesamt behindern (Dosenpfand, ökologische Vorteil- 
haftigkeit bestimmter Verpackungen); dies schränkt 
jedoch nicht die Nützlichkeit von Ökobilanzen für die 
Optimierung von Produkten und Prozessen sowie zur 
politischen Orientierung ein; 

- eine indirekte Ressourcen- oder Klimaschutzpolitik 
über die Verwertungspfadvorgaben wenig kosteneffi- 
zient ist. So ist die C02-Einsparung durch Wärme- 
dämmung ungleich kostengünstiger als die mithilfe 
des Verpackungsrecyclings erreichbare Verringerung 
der C02-Emissionen (SRU, 2000). Dennoch wird 


diese C02-Einsparung weiterhin als Begründung für 
die getrennte Erfassung und Verwertung von Verpa- 
ckungen angeführt (z. B. DSD, 2003); 

- die Reduktion der mit der Nutzung von Ressourcen 
verbundenen Umweltschädigungen nur unzureichend 
und indirekt über den Umweg von Verwertungsvorga- 
ben erreicht werden kann; 

- detaillierte Verwertungspfadvorgaben einen erhebli- 
chen Vollzugs- und Kontrollaufwand erfordern; 

- durch die Vorgabe bestimmter Verwertungspfade und 
Verwertungsquoten die Gefahr besteht, dass der tech- 
nische Fortschritt in der Abfallverwertung einseitig in 
bestimmte Richtungen gelenkt wird, und andere, mög- 
licherweise vielversprechende Entwicklungen, die 
hiermit nicht kompatibel sind, bereits im Vorfeld ver- 
hindert werden. 

679. Das Anfang der 1990er-Jahre berechtigte Argu- 
ment, dass die notwendigen Rahmensetzungen noch nicht 
existieren und daher qua Abfallrecht die Abfallstoffe von 
nicht angemessen geregelten Entsorgungswegen fem- 
zuhalten seien (insb. auch von den Deponien), gilt nur 
noch eingeschränkt. Wie die „Regelungskreise“ in 
Abbildung 8-1 und 8-2 verdeutlichen, umfasst das gel- 
tende Umweltrecht systematisch bereits alle wesentlichen 
Belastungspfade der Abfallverwertung. Zwar bestehen in 
diesem System unbestreitbar auch heute noch Regelungs- 
lücken, wobei es sich aber weniger um systematische Lü- 
cken, als vielmehr um Konkretisierungsdefizite bezüglich 
einzelner Risikofaktoren handelt (REESE, 2000, 
S. 177 ff.) wie zum Beispiel des Schwermetallgehalts im 
Zement. Diese Lücken konnten in den vergangenen Jah- 
ren zunehmend verengt werden. Mit der novellierten EG- 
Abfallverbrennungsanlagenrichtlinie und der neuen 
17. BImSchV (Abschn. 6.2.4) werden wichtige Schritte 
in die Richtung einer zunehmend besseren Harmonisie- 
rung von Emissionsstandards für Müllverbrennungsanla- 
gen und die industrielle Mitverbrennung gegangen. In der 
Praxis erfüllen die deutschen Müllverbrennungsanlagen 
ohnehin wesentlich bessere Umweltstandards als die bis- 
her gesetzlich geforderten. Wenn die Abfallablagerungs- 
verordnung rechtzeitig umgesetzt werden kann, wird au- 
ßerdem ab 2005 die Deponierung nicht vorbehandelter 
Abfälle ausgeschlossen sein. Eine getrennte Erfassung 
und Verwertung einzelner Abfallgruppen alleine aus 
Gründen der Schadstoffkontrolle ist somit heute vielfach 
nicht mehr notwendig. Vielmehr kommt es heute darauf 
an, zum einen die bestehenden Rahmensetzungen weiter 
zu vervollständigen und zum anderen europaweite Stan- 
dards auf anspruchsvollem Niveau zu normieren. Rege- 
lungslücken bestehen auf europäischer Ebene noch bei 
der Verwendung von Abfällen im Bergversatz und bei der 
Aufbringung auf Böden im Rahmen von Baumaßnahmen, 
landwirtschaftlicher oder landschaftsbaulicher Verwer- 
tung (mineralische Abfälle, Bauschutt, belastete Böden, 
aber auch Klärschlamm und andere landwirtschaftlich 
oder landschaftsbaulich verwertete Abfälle). Eine Anhe- 
bung europäischer Mindeststandards hat der Umweltrat 
wiederholt für die Umweltstandards zur Abfall-Mitver- 
brennung gefordert, diese sollten an das für MVA gel- 
tende Anforderungsniveau angepasst werden. 
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Abbildung 8-1 


Regelungskreis Umwelteffekte des Entsorgungsverfahrens 



Quelle: KOCH und REESE, 2000, S. 304 


8. 1.3.2 Folgen eines abfallpolitischen 
Pfadwechseis 

680. Ungeachtet der oben genannten Probleme wür- 
digt der Umweltrat aber auch die umweltpolitischen 
Errungenschaften der bisherigen Verwertungspfadsteu- 
erung. Durch die bisherige Verwertungspfadsteuerung 
wurden über das allein über den Markt erreichbare 
Maß hinaus Infrastruktur und Kapazitäten für eine 
hochwertige Verwertung aufgebaut. Zu dieser Infra- 
struktur gehört auch die hohe Bereitschaft der Bevöl- 
kerung zur Abfalltrennung. Dieser Pfad hat zu einer 
deutlichen Umweltentlastung hinsichtlich zahlreicher 
Umweltaspekte beigetragen, insbesondere durch die 
Substitution von Primärrohstoffen und die Schonung 


von Deponiekapazitäten. Der Aufbau einer Verwer- 
tungswirtschaft hat zudem einen nicht unerheblichen 
Druck zur Schadstoffentfrachtung der eingesetzten Ma- 
terialien ausgeübt und die Entwicklung innovativer 
Techniken zur Erfassung, Sortierung und Verwertung 
von Abfallen gefördert. 

Ein abfallpolitischer Kurswechsel ohne ein äquivalentes 
Anreizsystem käme einer zumindest teilweisen Entwer- 
tung der in den 1990er-Jahren entstandenen Infrastruktu- 
ren, Technologien und Produktinnovationssysteme 
gleich. Zudem könnte eine kurzfristige Umsteuerung bei 
bestehenden Verwertungswegen auch zu einer Verschär- 
fung des ab 2005 prognostizierten Entsorgungsengpasses 
(Kap. 8.3) beitragen. 
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Abbildung 8-2 


Regelungskreis Umwelteffekte des (V erwertungs-)Produkts 



Quelle: KOCH und REESE, 2000, S. 306 


Der Umweltrat erachtet daher die Rücknahme bereits um- 
gesetzter oder beschlossener Maßnahmen der Verwer- 
tungspfadsteuerung als auf absehbare Zeit kontraproduk- 
tiv. Vielmehr muss zunächst für die betreffenden 
Abfallgruppen sichergestellt werden, dass durch anlagen-, 
Stoff- und produktbezogene Rahmenvorgaben eine schad- 
lose und umweltgerechte Entsorgung - unabhängig vom 
jeweils gewählten Entsorgungsweg - gewährleistet ist. 
Erst wenn die notwendigen Rahmenbedingungen geschaf- 
fen und wirksam sind, kann im konkreten Fall eine Abkehr 
von verbindlichen Verwertungspfadvorgaben in Betracht 
gezogen werden. Durch die Schaffung und den Vollzug ei- 
nes solchen Systems ökologisch anspruchsvoller Rahmen- 
bedingungen könnte auch die im Falle einer Abkehr von 
der Verwertungspfadsteuerung zu befürchtende Entwer- 
tung aufgebauter Verwertungsinfrastrukturen zumindest 
teilweise vermieden werden. So können die im Rahmen 
der Verwertung von Kunststoffverpackungen entwickel- 


ten Sortiertechnologien zukünftig möglicherweise auch 
im Hausmüllbereich eingesetzt werden - etwa zur Tren- 
nung von Materialien, für die ein funktionierender Sekun- 
därrohstoffmarkt existiert. Gleichzeitig könnten die der- 
zeit hohen Kosten einer getrennten Erfassung 
verschiedener Abfallfraktionen teilweise gesenkt werden. 

8.1 .3.3 Empfehlungen für eine 
Weiterentwicklung 

681. Vor dem Hintergrund der in den vergangenen Jah- 
ren erzielten Fortschritte bei der Entwicklung anlagen-, 
Stoff- und produktbezogener Rahmenvorgaben für die 
Abfallentsorgung (Abb. 8-1 und 8-2) muss eine Weiter- 
entwicklung der Verwertungspfadsteuerung hinsichtlich 
ehrgeizigerer Verwertungsquoten oder weiterer Produkt- 
gruppen kritisch daraufhin geprüft werden, inwieweit 
dies noch notwendig und sinnvoll ist. 
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Unstreitig ist, dass durch die Abfallpolitik folgende 
grundlegende Ziele weiter verfolgt werden müssen: 

- die Vermeidung von Schadstoffdissipation, 

- die Vermeidung von Umweltgefahrdungen und -beein- 
trächtigungen (Schadlosigkeit) sowie 

- ein umweltbezogenes Ressourcenmanagement, ein- 
schließlich der Energieeinsparung und des damit ver- 
bundenen Klimaschutzes. 

Dies sollte aber in Zukunft prioritär durch die Weiterent- 
wicklung spezifischer, auf die Reduktion der problemati- 
schen Stoffe oder Ressourcen, deren Verwendung und 
Freisetzung gerichtete anlagen-, Stoff- und produktbezo- 
gener Rahmenvorgaben geschehen. Dabei müssen diese 
Rahmenbedingungen europaweit auf möglichst hohem 
Niveau harmonisiert werden. Zu den Rahmenbedingun- 
gen gehören insbesondere: 

- Anforderungen an zulässige Schadstoffemissionen für 
(einzelne) Anlagen (IVU-RL, BImSchG, insb. 
17. BImSchV) beziehungsweise Verwertungsoptio- 
nen (z. B. landwirtschaftliche Verwertung) - in dieser 
Hinsicht formuliert auch die EU-Kommission in ihrer 
Mitteilung zu einer Recyclingstrategie wichtige Politik- 
ansätze. So soll die IVU-Richtlinie auf den gesamten 
Abfallsektor, also auch auf Verwertungsanlagen aus- 
geweitet werden, und die Qualitätsstandards für das 
Recycling sollen in Anhang II A der Abfallrahmen- 
richllinie integriert werden. 

- Verbote und Beschränkungen für schädliche oder 
schwer zu entsorgende Inhaltsstoffe und Materialien 
in (Verwertungs-)Produkten (Abb. 8-2, Bsp.: Chemi- 
kalienverbotsVO, Bauproduktenrecht, BioabfallV, 
BatterieV, AltautoV, Schadstoffentfrachtung von 
PVC); 

- gegebenenfalls Anforderungen zur Verbesserung der 
Wiederverwendbarkeit beziehungsweise Verwertbar- 
keit von Produkten oder Werkstoffen (Bsp.: AltautoV; 
VerpackV), weitere Rücknahmeverpflichtungen so- 
wie Produktstandards für unter Abfalleinsatz erzeugte 
Produkte, um Schadstoffanreicherungen im Produkt- 
kreislauf zu vermeiden (Bsp.: Zement); 

- ökonomische Instrumente, mit deren Hilfe die bei Ge- 
winnung, Verwendung und Entsorgung von Stoffen 
entstehenden Umwelteffekte intemalisiert werden 
(Bsp.: Emissionshandel, Ökosteuer, Inputabgaben zur 
Verminderung diffuser Emissionen); 

- Anschubfinanzierung für innovative technische Ent- 
wicklungen auf dem Gebiet der hochwertigen Verwer- 
tung mit dem Ziel, diese wettbewerbsfähig zu machen. 

682. Eine solche Strategie der „Rahmensetzung“ zeich- 
net sich durch folgende Vorteile aus: 

- Durch die Rahmenvorgaben wird unmittelbar bei der 
jeweils unerwünschten Umweltinanspruchnahme be- 
ziehungsweise -belastung angesetzt. Damit sind die 
Rahmenvorgaben wesentlich zielsicherer und zwar 
hinsichtlich aller oben genannten Ziele. 


- Die Rahmenvorgaben können, wenn der politische 
Wille dazu besteht, anspruchsvoll, klar und einfach 
formuliert und relativ erfolgreich vollzogen werden. 

- Die Rahmenvorgaben implizieren eine Harmonisie- 
rung der Umweltbelastungsschranken auf einem 
einheitlichen hohen Niveau nicht nur für die Entsor- 
gungsstufe, sondern für den gesamten Wirtschafts- 
kreislauf 

- Die Rahmenvorgaben ermöglichen ein hohes Maß an 
Marktffexibilität, sie erlauben es den Betroffenen, den 
wirtschaftlich günstigsten - effizientesten - Entsor- 
gungsweg zu gehen. 

- Das Konzept der Rahmenvorgaben schließt dabei kei- 
neswegs aus, Wirkungsbrüche des Marktes durch ad- 
äquate Instrumente zu überbrücken (z. B. durch Pro- 
duktstandards zur Gewährleistung der schadlosen 
Verwertung oder Wiederverwendung, durch Rücknah- 
meverpflichtungen sowie durch Schadstoffbegrenzun- 
gen für Produkte, die unter Abfalleinsatz hergestellt 
werden). 

683. In diesem Sinne empfiehlt der Umweltrat, die zu- 
künftige Abfallpolitik auf ein konsistentes System von 
Anforderungen an die Schadstoffminimierung bei den 
Produkten und Materialien sowie der Emissionskontrolle 
von Verwertungs- und Beseitigungsanlagen zu konzen- 
trieren. Das bedeutet, das unverzichtbare Prinzip der Pro- 
duktverantwortung verstärkt darauf auszurichten, dass 
Produkte von Schadstoffen entfrachtet werden und dass 
gegebenenfalls Anforderungen zur Verbesserung der 
Wiederverwendbarkeit oder Verwertbarkeit, Rücknahme- 
verpffichtungen oder Produktstandards für Produkte, die 
unter Verwendung von Abfällen erzeugt werden, entwi- 
ckelt werden. Gleichzeitig sollten wirksame, über den 
Abfallbereich hinausgehende Instrumente entwickelt 
werden, um die Umweltschädigungen, die durch den Ver- 
brauch von Ressourcen entstehen, zu reduzieren und ge- 
gebenenfalls die externen Kosten zu intemalisieren. 

8.2 Regulierung in einzelnen Produkt-, 
Stoff- und Herkunftsbereichen 

8.2.1 Die Gewerbeabfallverordnung als 
Beispiel abfallrechtlicher 
Überregulierung 

8.2.1 .1 Wesentlicher Inhalt und Zweck der 
Regelung 

684. Mit der am 1 . Januar 2003 in Kraft getretenen Ge- 
werbeabfallverordnung (GewAbfV) werden Gewerbebe- 
triebe dazu verpflichtet, die wesentlichen verwertbaren 
Abfallfraktionen Papier, Pappe, Glas, Kunststoffe, Me- 
talle und Bioabfälle jeweils getrennt zu halten und ge- 
trennt einer Verwertung zuzuführen, es sei denn, die Ver- 
wertung kann nach gemeinsamer Erfassung dadurch 
erreicht werden, dass die Abfälle in einer anschließenden 
Sortierung in „weit gehend gleicher Menge und stoffli- 
cher Reinheit wieder aussortiert werden“ (§ 3, 
Abs. 2 GewAbfV). Soweit die getrennte Erfassung tech- 
nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar 
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ist, können die Abfälle auch energetisch oder durch Sor- 
tierung in einer Vorbehandlungsanlage verwertet werden 
(§ 3, Abs. 3 GewAbfV). Bei der energetischen Verwer- 
tung dürfen allerdings Glas, Metalle, mineralische und 
biologisch abbaubare Ab falle - abgesehen von Fehlwür- 
fen - nicht im Gemisch enthalten sein. Bei der Verwer- 
tung in einer Vorbehandlungsanlage dürfen die angelie- 
ferten Abfalle bestimmte schädliche Stoffe und 
Störfraktionen nicht enthalten und die Anlage muss eine 
Verwertungsquote von 85 % im Jahresmittel (übergangs- 
weise 65 % im Jahr 2003 und 75 % im Jahr 2004) nach- 
weisen. Nicht verwertete Stoffe sind dem öffentlichen 
Entsorgungsträger zu überlassen, zu diesem Zweck sind 
Abfallbehälter des Entsorgungsträgers in angemessenem 
Umfang zu benutzen. Parallele Regeln gelten nach den 
§§ 8 ff. GewAbfV für Bau- und Abbruchabfälle. Schließ- 
lich schreibt die Verordnung eine Eigen- und Fremdkon- 
trolle für Betreiber von Sortieranlagen über den Input und 
Output der Anlage vor. 

Mit diesen Regelungen führt die GewAbfV erstmals Ge- 
trennthaltungspflichten im gewerblichen Bereich ein. 
Hauptziel der Verordnung ist ausweislich der Begrün- 
dung, die schadlose und möglichst hochwertige Verwer- 
tung von gewerblichen Siedlungsabfällen sowie von Bau- 
und Abbruchabfallen zu fördern und die „Scheinverwer- 
tung“ solcher Abfälle zu verhindern (dazu ausführlich 
DIECKMANN, 2002, S. 20 f ). Die Vorschriften sollen 
gewährleisten, dass zumindest die wesentlichen verwert- 
baren Fraktionen auch tatsächlich einer hochwertigen 
Verwertung zugeführt werden. Sie sollen außerdem ver- 
hindern, dass unverwertbare Abfälle mit verwertbaren 
Abfällen vermischt, als Abfall zur Verwertung deklariert 
und anschließend aus dem Zuständigkeitsbereich des ört- 
lichen Entsorgungsträgers zu billigen Deponien oder Ver- 
brennungsanlagen verbracht werden. Dadurch soll zu- 
gleich die Anlagenauslastung und Kalkulationsbasis der 
öffentlichen Entsorgungsträger verbessert werden (zu 
diesen Zielen s. KAMINSKI et ak, 2002, S. 4 ff; RÜHE, 
2002, S. 14 f ; SIECHAU, 2003, S. 43 ff). 

685. Die so genannte Scheinverwertung wird als eine 
wesentliche Ursache dafür angesehen, dass den öffentli- 
chen Entsorgungsträgem - insbesondere denen, die sich 
mit hohen Investitionen um anspmchsvolle Anlagen zur 
thermischen Behandlung der Abfälle bemüht haben - im- 
mer weniger Abfälle aus dem Gewerbe überlassen wor- 
den sind. Dies hat zu beträchtlichen Überkapazitäten ge- 
führt, deren hohe Kosten über ständig steigende 
Gebühren schließlich allein die Haushalte zu tragen ha- 
ben (ausführlich dazu bereits SRU, 2002, Tz. 758 ff, 
Tz. 841 ff). Vor diesem Hintergrund ist vor allem aus den 
Reihen der Länder, Kreise und Gemeinden vehement ge- 
fördert worden, das Kreislaufwirtschafts- und Abfall- 
gesetz (KrW-/AbfG) um eine Getrennthaltungspflicht zu 
ergänzen. Verschiedene Vorschläge zur Änderang des 
KrW-/AbfG konnten sich jedoch nicht durchsetzen. Die 
Bundesregierang sah die Lösung in den verordnungs- 
rechtlichen Getrennthaltungspflichten der Gewerbeabfall- 
verordnung (zum seinerzeitigen Referentenentwurf be- 
reits SRU, 2002, Tz. 807, 849 f ). 


8.2.1 .2 Anwendungsfragen - Vollzugs- 
probleme 

686 . Die GewAbfV ist schon im Regelungsansatz stark 
umstritten. Hinzu kommen in Einzelheiten zahlreiche 
Auslegungsfragen und vielfältige Detailkritik nicht nur 
seitens der betroffenen Gewerbebetriebe und der privaten 
Entsorgungswirtschaft (BILLIGMANN, 2003, S. 35 ff; 
FISCHER, 2003, S. 55 ff; KIBELE, 2003; Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit vieler Einzelbestimmungen sehen 
insbesondere KAMINSKI et al, 2002; aber auch 
DIECKMANN, 2002, S. 22 f und REESE, 2004), son- 
dern auch seitens der Behörden, die diese Verordnung 
Umsetzen sollen. Wesentliche Kritikpunkte betreffen 

- die Praktikabilität der Reinheitsvorgaben für die Sor- 
tierungsoption gemäß § 3 Absatz 2 GewAbfV, 

- den Nutzen der Pflicht zur Getrennthaltung bezie- 
hungsweise Sortierung im Falle späterer gemischter 
energetischer Verwertung, 

- die Privilegierung der öffentlichen Entsorgungsträger 
durch Freistellung von den Getrennthaltungs- und Sor- 
tierungspflichten, 

- die beschränkte beziehungsweise nicht geklärte An- 
wendbarkeit im grenzüberschreitenden Verkehr, 

- die ungewisse Erreichbarkeit der Verwertungsquote 
von 85 % insbesondere nach der EuGH-Rechtspre- 
chung zur Einordnung der Müllverbrennung 
(Tz. 667), 

- die Kontrollierbarkeit der Getrennthaltungs- und Sor- 
tierungsvorgaben und die Bewältigung des damit zu- 
sammenhängenden Vollzugsaufwands, 

- die verbleibende Unsicherheit über die Abgrenzung 
zwischen Verwertung und Beseitigung insbesondere 
hinsichtlich der nicht getrennt zu erfassenden Rest- 
fraktionen, 

- die fragliche Anwendung der Sortierquoten auf nach- 
geschaltete Sortierungen im Rahmen so genannter 
Verwertungskaskaden, 

- die umstrittene Frage, unter welchen Voraussetzungen 
eine Getrennthaltung technisch oder wirtschaftlich 
nicht möglich ist, 

- die Rechtmäßigkeit der Pflicht zur Vorhaltung mindes- 
tens eines Restabfallbehälters, 

- die Dimensionierung der Restabfallbehälter, 

- die Beschränkung des Anwendungsbereichs auf Ab- 
fälle der Schlüsselnummer 20 sowie 

- die Gesetzmäßigkeit der Definition von „Abfällen aus 
privaten Haushalten“. 

Die LAGA hat zu diesen und weiteren Umsetzungsfragen 
einen Vollzugsleitfaden erarbeitet und im März 2003 be- 
schlossen (LAGA, 2003a), der allerdings in wesentlichen 
Punkten die Interessen der Länder und ihrer öffentlichen 
Entsorgungsträger widerspiegelt und daher der von dem 
betroffenen Gewerbe und der privaten Entsorgungswirt- 
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Schaft vorgetragenen Kritik nur bedingt Rechnung trägt. 
Die Erfahrungen mit den seinerzeitigen Abgrenzungspa- 
pieren zum KrW-/AbfG (LAGA, 1997) lassen erwarten, 
dass diese Anwendungshilfen der LAGA kaum auf breite 
Akzeptanz stoßen werden und deshalb auch nur sehr be- 
dingt den Vollzug der Verordnung erleiehtem und fördern 
werden. Ein dreiviertel Jahr nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung scheint ihre Umsetzung jedenfalls immer 
noch weit gehend auszubleiben (PASCHLAU, 2003b), 
was in Anbetraeht der hohen Kompliziertheit dieses Re- 
gelwerks, der vielfältigen oben genannten Anwendungs- 
fragen und des hohen Vollzugsaufwandes wenig verwun- 
dert. 

687. Aus Praxisberichten geht hervor, dass bisher weder 
die betrieblichen Getrennthaltungsbestimmungen noch 
die Anforderungen an Sortieranlagen (Quoten, Nachweis- 
pflichten), noch der Anschlusszwang an die öffentliehe 
Müllabfuhr annähernd flächendeckend umgesetzt wer- 
den. Vielmehr hätten sich die beteiligten Akteure offenbar 
weit gehend darauf geeinigt, unter Bezugnahme auf die 
vielfältigen Ausnahmebestimmungen der Verordnung 
- wie beispielsweise auf die Ausnahme nach § 3 Abs. 3 
für den Fall der technischen Unmöglichkeit oder wirt- 
schaftlichen Unzumutbarkeit der Trennung beziehungs- 
weise Sortierung - mögliehst alles beim Alten zu belas- 
sen. Kontrolle und Vollzug durch die Behörden finde 
nahezu gar nicht statt. Kaum einer der verantwortlichen 
Verwaltungsträger habe auch nur eine neue Stelle zur Er- 
füllung der umfangreichen neuen Vollzugsaufgaben ge- 
schaffen (PASCHLAU, 2003b, S. 389). 

8.2. 1.3 Bewertung 

688. Bereits im Umweltgutachten 2002 hat der Um- 
weltrat die - seinerzeit noch im Entwurfs Stadium vorlie- 
gende - Gewerbeabfallverordnung sehr skeptisch und 
insbesondere als insgesamt zu umsetzungsaufwendig be- 
urteilt (SRU, 2002, Tz. 850). Die sich nunmehr abzeich- 
nenden weit reichenden Vollzugsdefizite scheinen diese 
kritisehe Sicht zu bestätigen. 

Der Umweltrat sieht in der Gewerbeabfallverordnung 
aber nicht nur ein übermäßig vollzugsaufwendiges und 
die Abfallwirtschaftsverwaltungen Überfordemdes Instm- 
mentarium. In Anbetracht der oben empfohlenen gmnd- 
legenden Orientierang der Abfallwirtschaftspolitik weg 
von den Ansätzen einer weiteren Verwertungspfadsteue- 
rang hin zu anspmchsvollen ordnungsrechtlichen und 
pretialen Rahmenvorgaben, erscheint dem Umweltrat die 
Gewerbeabfallverordnung zudem als ein grundsätzlich 
falscher Schritt in die Richtung eines hyperkomplexen 
und ökologisch weniger effektiven und weniger effizien- 
ten Ansatzes der Verwertungspfad-Feinsteuerung. Ob- 
wohl die Gewerbeabfallverordnung diesen Ansatz noch 
gar nicht mit letzter Konsequenz verfolgt, bietet sie be- 
reits durch die in ihr enthaltenen Elemente der Verwer- 
tungspfadsteuemng ein eindrucksvolles Beispiel für die 
Verwaltungsüberfordemng und die praktischen Hinder- 
nisse, die die Instrumente ordnungsreehtlieher Stoff- 
stromoptimierang zwangsläufig mit sieh bringen. 


Hochwertige Verwertung 

689. Um die Gewerbeabfälle auf den Weg einer „hoeh- 
wertigen“ Verwertung zu bringen, gibt die Verordnung 
mit dem komplizierten Regel-Ausnahme-Gefüge des § 3 
Abs. 1 bis 5 den Betrieben und Behörden die Erarbeitung 
eines für jeden Betrieb individuell optimierten Getrennt- 
haltungskonzeptes vor. Dieses Konzept hat sämtliche Ver- 
wertungsaltemativen im Vergleieh ihrer jeweiligen „Hoch- 
wertigkeit“ und unter Beachtung der wirtschaftlichen 
Zumutbarkeiten zu berücksichtigen. Wie überaus an- 
spruchsvoll und vollzugslastig dieses Unterfangen ist, be- 
darf kaum der Erläuterung. 

Die vielen vagen Ausnahmetatbestände - insbesondere 
für die Fälle techniseher Unmöglichkeit oder wirtschaft- 
licher Unzumutbarkeit der Trennung beziehungsweise 
Sortiemng (§ 3 Abs. 3) sowie für den Fall einer gleich- 
wertigen Verwertungsoption ohne Trennung beziehungs- 
weise Sortiemng (§ 3 Abs. 4) - bieten den Betrieben 
zudem reichlich Auslegungsspielräume, um ihre Entsor- 
gungskonzepte weiterhin maßgeblich an Kostengesichts- 
punkten zu orientieren. Die eigentlich intendierte stärkere 
Ausrichtung der Entsorgungskonzepte auf ökologische 
Kriterien der „Hochwertigkeit“ würde demgegenüber 
eine intensive dahingehende Einflussnahme der Abfallbe- 
hörden und wirksame Kontrollen erfordern. Dies setzt 
aber umfangreiche neue Verwaltungskapazitäten voraus, 
für die offensichtlich keine Mittel zur Verfügung stehen. 
Effektiver behördlicher Vollzug des Hochwertigkeitskon- 
zepts erfordert zudem, dass überhaupt ausreichend klare 
gesetzliche Vorgaben darüber bestehen, wodurch im Ver- 
gleich verschiedenster Entsorgungsoptionen die „Hoch- 
wertigkeit“ gekennzeichnet ist. Aueh diese entscheidende 
Voraussetzung wird jedoch durch die Gewerbeabfallver- 
ordnung nicht erfüllt. 

Der Verordnung liegt ersiehtlieh keine klare Vorstellung 
darüber zugmnde, was letztlich als hochwertige Verwer- 
tung anzustreben ist. Zwar kommt in der gmndsätzlichen 
Pflicht zur Trennung beziehungsweise Sortiemng die 
Vermutung zum Ausdmck, dass eine stoffreine Trennung 
die hochwertige Verwertung in der Regel fördert. Dass 
diese Pflicht regelmäßig selbst dann greifen soll, wenn 
die Abfälle anschließend im selben Ofen energetisch ver- 
wertet werden, belegt die Fragwürdigkeit dieses strikten 
Trennungsgebotes. Eindeutige und gleichmäßig vollzieh- 
bare Regeln zur Bewertung der Hochwertigkeit fehlen in- 
dessen gänzlieh. Vielmehr kommt in den vielfältigen Ein- 
schränkungen und Ausnahmen von der Trennungs- 
beziehungsweise Sortiemngspflicht zum Ausdmck, dass 
der Verordnungsgeber sich zu abstrakt-generellen Hierar- 
ehisiemngen nicht imstande sah und dass er daher die Er- 
mittlung des „besten“ Entsorgungskonzepts ganz wesent- 
lieh auf die behördliehe Einzelfallentscheidung delegiert 
hat. 

690. Dass der Verordnungsgeber sich nicht klar zu einer 
konkreten Hierarchie der Entsorgungsoptionen bekannt 
hat, kann in Anbetracht der vielfältigen Variablen und 
Zweifelsfragen sowie der von Fall zu Fall verschiedenen 
ökonomischen Kapazitäten nieht verwundern. Vielmehr 
ist diese „Enthaltung“ zweifellos dem schon eingangs 
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dargelegten Umstand geschuldet, dass eine Auswahl zwi- 
schen den Entsorgungsoptionen unter dem Gesichtspunkt 
der Hochwertigkeit höchst voraussetzungsvoll und stark 
von den ökologischen und ökonomischen Faktoren des 
Einzelfalls abhängig ist. Daher sind auch hergebrachte 
Annahmen über die generelle Vorteilhaftigkeit bestimm- 
ter, insbesondere stofflicher Verwertungswege in der 
Fachwelt häufig umstritten. So ist gerade auch die ökolo- 
gische und ökonomische Sinnhaftigkeit einer vielgleisi- 
gen Getrennthaltung von Haushalts- und Gewerbeabfal- 
len gegenwärtig in mancher Hinsicht - insbesondere 
aufgrund der Weiterentwicklung moderner Sortiertechni- 
ken und auch im Hinblick auf die Einsatzmöglichkeiten 
von hochkalorischen Abfallgemischen als Ersatzbrenn- 
stoffe - infrage gestellt worden, sodass die Verordnung 
bereits mit ihren generellen Prämissen über die Förde- 
rungswürdigkeit der stoffreinen stofflichen Verwertung 
auf einem schwachem Fundament steht. Beachtet man 
zudem, dass die Verordnung keineswegs eine betriebliche 
Wertstoffsammlung erstmals einführt, sondern die nach 
der Gewerbeabfallverordnung zu trennenden Wertstoffe 
mit Ausnahme von Kunststoffen und Bioabfallen von den 
meisten Erzeugern - aus Kostengründen - ohnehin be- 
reits getrennt erfasst oder nachträglich sortiert werden, so 
müssen nach Ansicht des Umweltrates Zweifel daran be- 
stehen, dass der durch die Gewerbeabfallverordnung ver- 
anlasste administrative Aufwand und die erheblichen 
Rechtsunsicherheiten, mit denen Gewerbe und Entsor- 
gungswirtschaft belastet werden, überhaupt durch deutli- 
che Vorteile für den Umweltschutz gerechtfertigt sind. 

Vermeidung von Scheinverwertungen 

691 . Zu einem ähnlich kritischen Befund gelangt der 
Umweltrat auch in Bezug auf die zweite Zielsetzung, die 
die Verordnung neben der Hochwertigkeit der Verwer- 
tung verfolgt, nämlich die Vermeidung so genannter 
Scheinverwertungen. Zwar sieht der Umweltrat unter den 
derzeitigen rechtlichen Rahmenbedingungen des BCrW-/ 
AbfG sowie des EG- Abfallrechts auch die Notwendig- 
keit, evident minderwertige Entsorgungspfade, die sich 
im weiten Überschneidungsbereich von Verwertung und 
Beseitigung - insbesondere durch Vermischung von ver- 
wertbaren und unverwertbaren Abfällen - ihren Weg bah- 
nen, abzuschneiden. Er sieht allerdings die Gründe für 
diese Scheinverwertungen ganz wesentlich im Fehlen 
ausreichend strenger Deponiestandards. Vor allem die 
nach wie vor existenten, extrem preiswerten Entsor- 
gungsmöglichkeiten für unvorbehandelte Abfälle auf un- 
zureichend gesicherten (Alt-)Deponien sind es, die die 
Scheinverwertungen in großem Umfang veranlassen (be- 
reits SRU, 2002, Tz. 758 ff). Vergleichbares gilt für Ab- 
fallverbrennungs- und Mitverbrennungsanlagen, die 
keine Schadstoffeliminierung nach dem Stand der Tech- 
nik und keine hinreichende Nutzung der energetischen 
Potenziale aufweisen. Deshalb liegt nach Überzeugung 
des Umweltrates der effektivste und effizienteste Weg zur 
Bekämpfung von Scheinverwertungen darin, die für die 
Deponierung und Verbrennung geltenden Rahmenbedin- 
gungen maßgeblich zu verschärfen, beziehungsweise die 
mit der Abfallablagerungsverordnung, der Deponiever- 


ordnung sowie der novellierten 17. BImSchV und der 
Versatzverordnung bereits in Kraft gesetzten Anforderun- 
gen vollständig umzusetzen. Insbesondere dann, wenn 
den Anforderungen der Abfallablagerungsverordnung 
entsprechend die Ablagerung unvorbehandelter Abfalle 
bis zum 1 . Juni 2005 beendet werden kann, dürfte sich 
das Problem der Scheinverwertung auf Billigdeponien in 
Deutschland weit gehend erledigt haben. Der besonderen 
Getrennthaltungs- und Sortiervorgaben der Gewerbeab- 
fallverordnung bedarf es dazu nicht. Auch der befürchtete 
Export von Abfallgemischen mit anschließender Schein- 
verwertung auf ausländischen Billigdeponien sollte über 
die Einwände der Abfallverbringungsverordnung verhin- 
dert werden und nicht über Sortier- und Getrennthal- 
tungsvorgaben (Abschn. 8.1.2). 

Stärkung der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungszuständigkeit 

692 . Schließlich bleibt noch die implizite Zielsetzung 
der Verordnung, den öffentlichen Entsorgungsträgem ei- 
nen planbaren, hinreichenden Zugriff auf „unverwert- 
bare“ Gewerbeabfalle zu sichern. Insoweit stellt sich 
zunächst gmndlegend die Frage, welche Entsorgungsauf- 
gaben die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im 
Bereich der Gewerbeabfälle überhaupt (noch) wahmeh- 
men sollten. Dabei sind ökonomische und ökologische 
Aspekte abzuwägen und gegebenenfalls angemessene 
Übergangsbedingungen sicherzustellen. Umweltpolitisch 
spricht einiges dafür, dass die Entsorgung der hausmüll- 
ähnlichen Gewerbeabfalle aus kleinen Gewerbebetrieben, 
ebenso wie des Hausmülls, in der ausschließlichen Wahr- 
nehmungskompetenz der - nicht auf Gewinnerzielung 
ausgerichteten - öffentlichen Hand liegen sollte, insbe- 
sondere weil eine Liberalisiemng in diesem Bereich die 
Kontrolle über diese Abfälle erheblich erschweren würde 
(Tz. 670). In jedem Fall bedarf es dringend einer klaren 
politischen Entscheidung über die Zuständigkeitsabgren- 
zung. Die Gewerbeabfallverordnung trifft diese Entschei- 
dung zur Aufteilung des Entsorgungsmarkts jedoch nicht 
und könnte dies auch gar nicht, da es sich bei dieser 
Marktordnungsfrage um eine gesetzlich durch das KrW-/ 
AbfG und überdies weitgehend europarechtlich vorbe- 
stimmte Frage handelt, wie die neue EuGH-Judikatur in 
den Verfahren C-458/00 und C-228/00 verdeutlicht hat 
(Tz. 665). 

Allerdings soll durch die Anfordemngen, die die Verord- 
nung an die Abfallverwertung in Form von Sortier-Min- 
destquoten und Anforderungen an die Beschaffenheit zu 
verwertender Abfallgemische stellt, erklärtermaßen mit- 
telbarer Einfluss auf die Aufteilung der Abfallströme zwi- 
schen öffentlichem und privatem Entsorgungsmarkt ge- 
nommen werden. Denn Abfälle, die nicht entsprechend 
den Anfordemngen der Verordnung verwertet werden 
können, müssen - in Ermangelung einer gesetzmäßigen 
Verwertungsoption - den öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträgem als Abfall zur Beseitigung überlassen wer- 
den. 

Die Grenzen, die insoweit mittelbar gezogen werden, lie- 
gen nach Ansicht des Umweltrates zwar auf einer ökolo- 
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gisch vertretbaren Kompromisslinie. So erscheint es 
durchaus nachvollziehbar und vertretbar, von der - pri- 
vatwirtschaftlichen - energetischen Verwertung diejeni- 
gen Abfallfraktionen auszuschließen, die gar nicht oder 
allenfalls geringfügig brennbar sind (Metalle, Bioabfälle, 
mineralische Abfalle, Glas), und eine Sortierung nur dann 
als Verwertung auf dem freien Entsorgungsmarkt zuzu- 
lassen, wenn anschließend auch ein wesentlicher Teil der 
sortierten Stoffe tatsächlich verwertet wird. Ganz unab- 
hängig von der Bewertung dieser konkreten Grenzmarken 
(Tz. 690) hält jedoch der Umweltrat den regulativen An- 
satz, mit dem hier gewissermaßen durch die Hintertür ei- 
ner Verordnung die bestehenden gesetzlichen und zudem 
gemeinschaftsrechtlichen Grenzziehungen modifiziert 
werden sollen, für a priori nicht dazu geeignet, dauerhaft 
rechtlich haltbare und systematisch konsistente Lösungen 
zu erzielen. 

693. Soweit insbesondere das EG-Abfallrecht nach wie 
vor durch die Anknüpfung an einen vollkommen abstrak- 
ten Verwertungsbegriff dem freien Entsorgungsmarkt 
keine definitiven Grenzen setzt, kann dies in der sich 
rasch europäisierenden Abfallwirtschaft auch nicht dauer- 
haft durch nationale Getrennthaltungspflichten und Sor- 
tierungsquoten gelingen. Schon der Streit um die Geltung 
gegenüber der EG- Abfallverbringungsverordnung für die 
grenzüberschreitende Verbringung und die Frage, ob nach 
dem Luxemburg-Urteil des EuGH die Verwertungsquote 
von 85 % überhaupt haltbar ist, zeigen deutlich, dass die 
Probleme auf der übergeordneten Ebene liegen und auch 
dort gelöst werden müssen (DIECKMANN, 2002, S. 16; 
PASCHLAU, 2003b, S. 390; REESE, 2004, S. 61 f), und 
zwar im Sinne der oben in Kapifel 8.1 dargelegten (mög- 
lichst europaweiten) anspruchsvollen Rahmensetzung. 
Nur durch eine europaweite Rahmensetzung und/oder ge- 
meinschaftsrechtliche Exportbeschränkungen kann auch 
die Scheinverwertung in anderen Mitgliedstaaten wirk- 
sam verhindert werden. 

694. Im Übrigen geht auch die Integrität des Steue- 
rungskonzepts verloren, wenn das gesetzliche Gebot der 
hochwertigen Verwertung zur Eingrenzung des privaten 
Entsorgungsmarktes dahin gehend ausgestaltet wird, dass 
es nur für den privaten Entsorgungsmarkt gilt, die öffent- 
lich-rechtlichen Entsorgungsträger den Anforderungen an 
die hochwertige Verwertung jedoch nicht unterworfen 
werden. 

8.2. 1.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

695. Die Gewerbeabfallverordnung soll durch ein hoch 
komplexes Regelwerk mit Getrennthaltungs- und Sortier- 
pflichten sowie Mindestverwertungsquoten für Sortieran- 
lagen und Anforderungen an die Zusammensetzung zu 
verwertender Abfallgemische dazu beitragen, dass Ge- 
werbeabfälle 

- hochwertig verwertet, 

- nicht durch so genannte Scheinverwertung großteils 
Billigdeponien oder trotz mangelnden Heizwerts der 
Verbrennung zugeführt und 


- in größerem Umfang als bisher den öffentlichen Ent- 
sorgungsträgem überlassen werden, sofern eine hoch- 
wertige Verwertung nicht möglich ist. 

Der mit den komplexen Getrennthaltungs- und Sortier- 
pflichten der Gewerbeabfallverordnung verbundene Ver- 
such, durch ordnungsrechtliche Entsorgungspfadvorga- 
ben die Abfallströme ökologisch optimal zu steuern, 
bietet ein anschauliches Beispiel dafür, wie die Strategie 
einer Feinsteuerung von Entsorgungspfaden aufgrand der 
Hyperkomplexität der für jeden Einzelfall vorzunehmen- 
den vergleichenden Bewerfungen und der damit einherge- 
henden fehlenden generell-abstrakten Programmierbar- 
keit zu Regelungen führt, die zwar von hohem 
umweltpolitischen Anspmch getragen sind, in der Praxis 
jedoch weder effektiv noch effizient umgesetzt werden 
können (Tz. 686). 

696. Soweit die Verordnung auf eine möglichst hoch- 
wertige Verwertung nach Maßgabe der individuellen 
Gegebenheiten und Möglichkeiten zielt, erfordert sie 

- sachnotwendig - einen erheblichen betrieblichen und 
administrativen Vollzugsaufwand, ohne ein klares, schlüs- 
siges Konzept der Hochwertigkeit zugrunde zu legen, das 
die stoffreine Trennung der einzelnen Wertstofffraktionen 
in jedem einzelnen Fall rechtfertigt. Folge ist, dass diese 
Bestimmungen der Verordnung im ersten Jahr ihrer Gel- 
tung kaum praxisrelevant geworden sind. 

697. In Bezug auf das Ziel einer Verhinderung von 
Scheinverwertungen bezweifelt der Umweltrat, dass es 
den Anfordemngen der GewAbfV und insbesondere der 
komplexen Getrennthaltungs- und Sortierpflichten zur 
Vermeidung der Scheinverwertung überhaupt bedarf 
Denn der für die Scheinverwertung wesentlich ursächli- 
che „Deponieausverkauf ‘ wird mit der Umsetzung der 
Abfallablagerungsverordnung ab Juni 2005 vermutlich 
sein Ende finden - vorausgesetzt, die Abfallablagerangs- 
verordnung wird tatsächlich ausnahmslos umgesetzt. Die 
billige energetische Verwertung in MVA scheitert dann 
nicht nur rechtlich - wie jedenfalls nach herrschender 
Auslegung der EuGH-Rechtsprechung am einschlägigen 
Gemeinschaftsrecht - sondern voraussichtlich auch an 
Kapazitätsdefiziten. Scheinverwertungen im Ausland 
kann die GewAbfV aufgrand des vorrangigen Gemein- 
schaftsrechts ohnehin nicht verhindern. 

698. Soweit schließlich über die Anforderungen an Ge- 
trennthaltung und Verwertung mittelbar auch die Grenz- 
linie zwischen der öffentlichen und der privaten Entsor- 
gungszuständigkeit neu gezogen werden soll, weist der 
Regelungsansatz der Hochwertigkeit allgemeine Begrün- 
dungsschwächen auf (Warum sollen nur die privaten zu 
einer hochwertigen Verwertung verpflichtet sein und 
nicht auch die öffentlich-rechtlichen Entsorger?) und hat 
zudem eine weite offene Flanke gegenüber dem Gemein- 
schaftsrecht und dem europäischen Entsorgungsmarkt. 

699. Daher empfiehlt der Umweltrat der Bundesregie- 
rung, die Gewerbeabfallverordnung bis zum Ende des 
Jahres 2005 durch möglichst breit angelegte empirische 
Wirksamkeitsanalysen auf ihre ökologischen und ökono- 
mischen Effekte hin zu überprüfen und sie nach erfolgter 
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Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung wieder auf- 
zuheben, wenn sich die vorstehenden pessimistischen 
Einschätzungen bestätigen sollten. Die bis dahin mit der 
Abfallablagerungsverordnung eingefiihrten Rahmenbe- 
dingungen jedenfalls rechtfertigen einen solchen rechts- 
vereinfachenden Schritt - vorausgesetzt, die Abfallabla- 
gerungsverordnung wird tatsächlich ausnahmslos 
umgesetzt. 

8.2.2 Verpackungsverwertung und 
-Vermeidung 

8.2.2. 1 Verpackungsverordnung und 

Duales System 

700. Zur Verpackungsverordnung, die ein anschauliches 
Beispiel für die vielfältigen Probleme der Verwertungs- 
pfadsteuerung darstellt, hat der Umweltrat bereits 
seit 1994 regelmäßig in seinen Gutachten Stellung ge- 
nommen (SRU, 1994, Tz. 505 ff; SRU, 1996, Tz. 390; 
SRU, 1998, Tz. 556 ff; SRU, 2000, Tz. 847 ff ; SRU, 
2002, Tz. 953 ff). Dabei wurde der Ansatz einer Steue- 
rung der Abfallströme über Verwertungsquoten grund- 
sätzlich als wenig zielführend und gegenüber einer geeig- 
neten Rahmensetzung durch ökonomische Instrumente 
(insbesondere Verpackungsabgaben) als unterlegen er- 
achtet. Diese Kritik soll hier nicht noch einmal im Einzel- 
nen wiederholt werden. Die folgenden Ausführungen be- 
schränken sich stattdessen auf eine Darstellung und 
Bewertung der aktuellen umweltpolitischen Entwicklun- 
gen in Zusammenhang mit Verpackungsverordnung und 
Dualem System. Neben der Entwicklung von Verpa- 
ckungsverbrauch und Verwertungsquoten betrifft dies im 
Einzelnen die ersten Erfahrungen mit der seit dem 
1 . Januar 2003 geltenden Pfandpflicht, die im Juli 2003 
im Bundestag beschlossene, aber noch nicht durch den 
Bundesrat bestätigte Novelle der Verpackungsverord- 
nung, die neue EG-Richtlinie zu Verpackungsabfällen so- 


wie die Diskussion um die wettbewerbspolitische Proble- 
matik des Dualen Systems, die durch massive Vorbehalte 
des Bundeskartellamtes noch deutlich an Schärfe gewon- 
nen hat. 

8.2.2. 1.1 Verpackungsverbrauch und 
Verwertungsquoten 

701 . Die im Folgenden dargestellten Entwicklungen be- 
stätigen nach Einschätzung des Umweltrates einmal mehr 
die in der Vergangenheit bereits geäußerte Kritik, dass die 
Verpackungsverordnung entgegen der Zielhierarchie 
„Vermeidung - Verwertung - Beseitigung“ primär nur auf 
die Verwertung von Verpackungsabfällen abzielt und 
keine signifikante Verringerung der absoluten Abfallmen- 
gen, wenn auch eine Entkoppelung von der Wirtschafts- 
entwicklung erreicht wurde. Darüber hinaus wurden die 
Verwertungsquoten zwar nicht nur erfüllt, sondern sogar 
übererfüllt; die zugleich erhoffte Restrukturierung des 
Packmitteleinsatzes hin zu relativ kostengünstig verwert- 
baren Materialien wurde jedoeh nur teilweise erreicht, 
wie der starke Anstieg an Kunststoffverpackungen zeigt. 

702. Tabelle 8-1 stellt die Entwicklung des Verpa- 
ckungsverbrauchs in Deutschland nach der jüngsten Ver- 
öffentlichung der Gesellschaft für Verpackungsmarktfor- 
schung dar (GVM, 2002a). Im Vergleich zu der 
entsprechenden Veröffentlichung des Vorjahres (GVM, 
2001) zeigt sich, dass die seinerzeit noch vorläufigen 
Schätzungen für die Jahre 1999 und 2000 inzwischen er- 
heblich nach oben revidiert werden mussten. Zusammen 
mit den nun auch vorliegenden Angaben für die 
Jahre 2001 und 2002 wird deutlich, dass der Verpa- 
ckungsverbrauch in Deutschland bereits seit Ende der 
1990er Jahre auf einer Höhe von über 15 Mio. Mg/a sta- 
gniert. Dies entspricht nahezu derjenigen Menge an Ver- 
packungen, die vor In-BCraft-Treten der Verpackungsver- 
ordnung im Jahr 1991 verbraucht wurde. 


Tabelle 8-1 


Verpackungsverbrauch in Deutschland 1991 bis 2002 (1 000 Mg) 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

Glas 

4 636,6 

4 426,3 

4 223,3 

4 126,9 

3 954,3 

3 811,3 

Weißblech insgesamt 

813,3 

775,1 

718,3 

718,8 

737,3 

718,5 

Aluminium insgesamt 

108,4 

100,8 

93,6 

94,4 

91,5 

94,9 

Kunststoffe insgesamt 

1 655,9 

1 594,3 

1 506,9 

1 547,2 

1 569,9 

1 498,9 

Papier insgesamt 

5 598,2 

5 403,8 

5 129,6 

5 223,3 

5 199,8 

5 175,5 

Flüssigkeitskarton 

193,0 

201,6 

203,4 

201,5 

198,5 

204,6 

Feinblech, Stahl 

409,9 

366,5 

322,8 

339,1 

305,4 

296,8 

Holz, Kork 

2 184,0 

2 106,1 

1 812,5 

1 853,1 

1 907,8 

1 828,9 

Sonstige Verpackungen 

16,0 

14,6 

14,3 

14,2 

15,3 

15,0 

Gesamt 

15 620,3 

14 989,1 

14 024,7 

14 118,5 

13 979,8 

13 644,4 
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noch Tabelle 8-1 



1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002* 

Glas 

3 706,0 

3 643,5 

3 793,3 

3 648,5 

3 240,9 

3 202,0 

Weißblech insgesamt 

711,5 

704,8 

721,4 

728,1 

730,5 

712,4 

Aluminium insgesamt 

94,7 

97,5 

102,2 

105,3 

104,7 

106,8 

Kunststoffe insgesamt 

1 515,3 

1 624,9 

1 741,7 

1 815,5 

1 907,4 

2 059,0 

Papier insgesamt 

5 262,4 

5 490,6 

5 797,2 

5 909,2 

6 085,7 

6 193,0 

Flüssigkeitskarton 

209,7 

216,0 

219,0 

217,7 

213,6 

219,9 

Feinblech, Stahl 

302,8 

302,6 

308,6 

333,8 

318,2 

304,9 

Holz, Kork 

1 991,9 

2 142,2 

2 346,4 

2 517,3 

2 468,9 

2 567,6 

Sonstige Verpackungen 

14,0 

13,6 

14,2 

15,0 

15,3 

15,3 

Gesamt 

13 808,3 

14 235,6 

15 044,0 

15 290,4 

15 085,2 

15 380,9 

SRU/UG 2004/Tab. 8-1; Datenquellen: Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung, 2002a, 

EUWID Recycling und Entsorgung v. 25. November 2003, S. 15 


* Vorausschätzung 


703. Während der gesamte Verpackungsverbrauch in 
Deutschland zwischen 1991 und 2001 abgesehen von ei- 
nem vorübergehenden Absinken Mitte der 1990er-Jahre 
im Wesentlichen konstant geblieben ist, lassen sich im 
gleichen Zeitraum deutliche Veränderungen in der Struk- 
tur der eingesetzten Packstoffe erkennen (Tab. 8-2). So ist 
insbesondere der Anteil von Glas stark gefallen, während 
Papier und auch Kunststoffe stark hinzugewinnen konn- 
ten. Die ursprünglich mit der Einführung der Verpa- 
ckungsverordnung verbundene Hoffnung, es würden An- 
reize zu einer Restrukturierung des Packmitteleinsatzes 
hin zu relativ verwertungsfreundlicheren Materialen ge- 
geben, haben sich folglich nur teilweise erfüllt. Insbeson- 
dere der stetig ansteigende Kunststoffanteil im Packmit- 
telmix ist, soweit er nicht auf den verstärkten Einsatz von 
PET (Polyethylenterephthalat) zurückgeht, vor dem Hin- 
tergrund der bekannten Verwertungsprobleme (z. B. 
SRU, 2000, Tz. 955 ff.) kritisch zu beurteilen. 

704. Tabelle 8-3 stellt die Entwicklung der materialspe- 
zifischen Verwertungsquoten sowie der Verwertungsquote 
insgesamt jeweils bezogen auf den Verpackungsverbrauch 
dar. Wie sich hier zeigt, konnte die Verwertungsquote ins- 
gesamt zwischen 1991 und 1998 kontinuierlich gesteigert 
werden. Seither lässt sich eine uneinheitliche Entwicklung 
beobachten, wobei insbesondere die Verwertungsquote im 
Jahr 2002 deutlich unter das bereits 1997 erreichte Niveau 
gefallen ist. Hierfür werden in erster Linie zwei Entwick- 


Tabelle 8-2 

Struktur des Packmitteleinsatzes in Deutschland 
1991 und 2001 



1991 

2001 

Glas 

35,6% 

26,7 %> 

Weißblech insgesamt 

6,3 % 

5,8% 

Aluminium insgesamt 

0,8% 

0,9% 

Kunststoffe insgesamt 

12,7% 

15,5 % 

Papier insgesamt 

43,0% 

49,4% 

Flüssigkeitskartons 

1,5% 

1,8% 


Quelle: Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung, 2002a 


lungen verantwortlich gemacht (GVM, 2002a). So ist zum 
einen der Anteil des Packmittels Glas, der traditionell 
hohe Verwertungsquoten aufweist, am gesamten Packmit- 
teleinsatz stetig zurückgegangen, und zum anderen hat 
sich der Anteil des Packmittels Kunststoff bei gleichzeiti- 
gem Rückgang der materialspezifischen Verwertungs- 
quote deutlich erhöht (Tab. 8-2). 
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Tabelle 8-3 


Verwertungsquoten bezogen auf den Verpackungsverbrauch 
in Deutschland 1991 bis 2002 (%) 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

Glas 

56,1 

59,5 

67,6 

70,1 

77,0 

81,7 

83,7 

84,6 

83,7 

84,1 

85,1 

85,0 

Weißblech 

37,1 

45,4 

54,8 

57,2 

66,5 

77,3 

79,6 

79,7 

77,7 

75,2 

75,8 

77,3 

Aluminium 

17,7 

19,9 

32,5 

40,1 

56,6 

74,0 

79,7 

79,4 

75,0 

75,8 

76,7 

71,3 

Kunststoffe 

11,7 

10,6 

24,1 

36,7 

37,1 

41,5 

61,0 

59,1 

56,1 

53,5 

51,8 

51,2 

Papier 

56,0 

62,0 

74,5 

76,9 

81,5 

85,0 

88,6 

89,1 

87,3 

91,3 

92,0 

89,0 

Flüssigkeitskarton 

k.A. 

2,8 

27,4 

40,6 

46,7 

58,0 

61,6 

65,6 

63,3 

61,7 

62,8 

65,5 

Gesamt 

48,0 

52,2 

63,3 

67,2 

72,4 

77,2 

82,3 

82,5 

80,8 

82,1 

82,4 

80,6 


SRU/UG 2004/Tab. 8-3; Datenquellen: Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung, 2002a; 

EUWID Recycling und Entsorgung v. 25. November 2003 

Ohne Feinblech, Stahl, Holz, Kork etc.; Bezugsmenge: Verpackungsverbrauch; 2002 Vorausschätzung. 


8.2.2. 1.2 Pfandpflicht für Einweggetränke- 
verpackungen und Noveiiierung 
der Verpackungsverordnung 

705. Nach vorläufigen Schätzungen der Gesellschaft für 
Verpackungsmarktforschung (GVM, 2002b) erreichte der 
Mehrweganteil im Getränkesektor im Jahr 2000 mit nur 
noch 65,46 % erneut einen historischen Tiefststand 
(Tab. 8-4). Damit wurde die in der Verpackungsverord- 
nung vorgegebene Mindestquote von 72 % vier Jahre in 
Folge unterschritten. Diese Entwicklung aufzuhalten, ist 
der Zweck der zum 1 . Januar 2003 in Kraft getretenen 
Pfandpflicht für Einweggetränkeverpackungen. Der Um- 
weltrat hatte in seinem letzten Gutachten Bedenken gegen 
dieses Instrument geltend gemacht (SRU, 2002, 
Tz. 960 ff). Insbesondere wurde befürchtet, dass die 
Pfandpflicht den Mehrweganteil nicht erhöhen, sondern 
im Gegenteil sogar zu einer weiteren Schwächung der 
Mehrwegsysteme beitragen würde. 

Inwiefern diese Befürchtungen berechtigt waren, lässt 
sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht endgültig 
einschätzen. Zwar ließ sich unmittelbar nach Inkraft- 
treten der Pfandpflicht beobachten, dass zahlreiche Ein- 
zelhändler - insbesondere im Discount-Bereich - Ein- 
wegware komplett auslisteten. Jedoch wurde diese 
Maßnahme vor allem damit begründet, dass es kurzfristig 
nicht möglich sei, ein bundesweit einheitliches Rücknah- 
mesystem einzurichten, und damit die Verbraucher ge- 
zwungen wären, die Einwegverpackungen in derjenigen 
Verkaufstelle zurückzugeben, in der sie erworben wur- 
den. Die Errichtung eines solchen zentralen Rücknahme- 


systems war ursprünglich bis zum 1 . Oktober 2003 vorge- 
sehen, dieser Zeitplan konnte jedoch nicht eingehalten 
werden. Stattdessen wurden zum 1 . Oktober 2003 ledig- 
lich so genannte „Insellösungen“ eingerichtet, bei der sich 
die Rückgabemöglichkeiten für den Verbraucher jeweils 
auf die Niederlassungen einzelner Handelsketten be- 
schränken. 

Aufgrund des Fehlens eines einheitlichen bundesweiten 
Rücknahmesystems wird das deutsche Pflichtpfand auf 
Einweggetränkeverpackungen von der EU-Kommission 
als eine Beschränkung des freien Warenverkehrs einge- 
stuft, weil hierdurch insbesondere ausländische Abfüller 
benachteiligt würden. Die EU-Kommission hat deshalb 
im Oktober 2003 ein Vertragverletzungsverfahren gegen 
die Bundesrepublik Deutschland eingeleitet. 

706. Eine grundsätzliche Unzulänglichkeit der bisheri- 
gen Pfandregelung besteht darin, dass die Pfandpflicht 
nicht an der Art der Einwegverpackung, sondern am Füll- 
gut anknüpft. So gilt die Pfandpflicht bisher nur für Bier, 
Mineralwasser und kohlensäurehaltige Erfrischungsge- 
tränke, nicht jedoch für andere Getränke, die in den glei- 
chen Einwegbehältnissen angeboten werden. Diese Vor- 
gehensweise ist nicht nur inkonsistent und gegenüber 
dem Verbraucher schwer zu vermitteln, sondern sie stellt 
auch geradezu eine Einladung zu Ausweichreaktionen 
dar. So ließ sich etwa beobachten, dass einzelne Geträn- 
kehersteller gezielt in den Bereich nicht bepfandeter Er- 
frischungsgetränke ohne Kohlensäure ausweichen (Le- 
bensmittelzeitung, 10. Januar 2003). 
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Tabelle 8-4 


Mehrweganteile für Getränke (ohne Milch) 
bnndesweit 1991 bis 2000 (%) 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

Mineralwasser 

91,33 

90,25 

90,89 

89,53 

89,03 

88,68 

88,31 

87,44 

84,94 

80,96 

Getränke ohne CO 2 

34,56 

38,98 

39,57 

38,76 

38,24 

37,93 

36,80 

35,66 

34,75 

33,35 

Erfrischungsgetränke 
mit CO 2 

73,72 

76,54 

76,67 

76,66 

75,31 

77,50 

77,76 

77,02 

74,90 

68,45 

Bier 

82,16 

82,37 

82,25 

81,03 

79,07 

79,02 

77,88 

76,14 

74,83 

73,07 

Wein 

28,63 

26,37 

28,90 

28,54 

30,42 

28,66 

28,10 

26,20 

26,75 

25,76 

Alle Getränke 
(ohne Milch) 

71,69 

73,54 

73,55 

72,87 

72,27 

72,21 

71,33 

70,13 

68,68 

65,46 


Quelle: Gesellschaft für Veipackungsmarktforschung, 2002b 


Vor diesem Hintergrund ist es unbeschadet der grundsätz- 
lichen BCritik an der Pfandlösung naeh Auffassung des 
Umweltrates zu begrüßen, dass die Bundesregierung 
dureh die kürzlich im Bundestag beschlossene, aber noch 
nicht durch den Bundesrat bestätigte Novelle der Ver- 
packungsverordnung eine zumindest in diesem Punkt 
konsistentere Lösung anstrebt. Nach dieser Novelle soll 
zukünftig eine generelle Pfandpflicht für Getränkeverpa- 
ckungen unabhängig von der Erreichung bestimmter 
Mehrwegquoten gelten, von der lediglich Mehrwegverpa- 
ckungen, als „ökologisch vorteilhaft“ eingestufte Einweg- 
verpackungen sowie Verpackungen für folgende Geträn- 
kearten ausgeschlossen sind: 

- Wein einschließlich weinhaltige Getränke, in denen 
mit mindestens 50 % Wein oder weinähnliche Erzeug- 
nisse enthalten sind; 

- Spirituosen einschließlich Spirituosen-Mischgetränke 
mit mindestens 1 5 % Alkoholgehalt; 

- Milch außer pasteurisierte oder ultrahocherhitzte Kon- 
summilch, jedoch einschließlich Milch-Mischgetränke 
mit mindestens 50 % Milchgehalt; 

- diätetische Getränke im Sinne des § 1 Absatz 1 Diät- 
verordnung, jedoch außer so genannte „Sportler-Ge- 
tränke“. 

Dabei klassifiziert die Verpackungsverordnung auf Basis 
der Ökobilanz-Untersuchungen des Umweltbundesamtes 
folgende Einwegverpackungen als „ökologisch vorteil- 
haft“: Getränkekartonverpackungen, Getränke-Polyethy- 
len-Schlauchbeutel- Verpackungen und Folien-Standbeutel. 

707. Obgleich der Umweltrat die Differenzierung zwi- 
schen ökologisch vorteilhaften und ökologisch nicht vor- 
teilhaften Getränkeverpackungen im Grundsatz als sach- 
gerecht erachtet, hält er das konkrete Verfahren, die als 
„ökologisch vorteilhaft“ erkannten Verpackungen in der 
Verpackungsverordnung selbst abschließend zu benen- 
nen, für wenig zweckdienlich. Denn jede Aufnahme einer 


innovativen umweltfreundlichen Verpackungsform in den 
Kreis der privilegierten „ökologisch vorteilhaften“ Verpa- 
ckungen würde in diesem Fall eine Novellierung der Ver- 
packungsverordnung erfordern. Da eine solche Novellie- 
rung erfahrungsgemäß mit einem erheblichen Zeitbedarf 
einhergeht, würden sich entsprechende Innovations- 
hemmnisse ergeben. Um die Suche nach neuen, „ökolo- 
gisch vorteilhaften“ Getränkeverpackungen für poten- 
zielle Innovatoren so attraktiv wie möglich zu gestalten, 
wäre es nach Einschätzung des Umweltrates vorteilhafter, 
die Klassifizierung als „ökologisch vorteilhaft“ im Rah- 
men einer flexiblen Behördenentscheidung auf Basis 
transparenter Kriterien vorzunehmen. 

708. Durch die Umsetzung der Novelle würde nach Ein- 
schätzung des Umweltrates nicht nur eine gravierende In- 
konsistenz der bisherigen Regelung behoben, sondern es 
würde auch die Planungssicherheit für alle beteiligten 
Kreise erhöht. Nach der bisherigen Regelung der Verpak- 
kungsverordnung greift nämlich die Pfandpflicht nur 
dann, wenn eine bestimmte Mindestquote an Mehrwegge- 
tränkeverpackungen unterschritten wurde. Dies impliziert 
im Umkehrschluss, dass die Pfandpflicht bei Erreichen 
beziehungsweise Überschreiten dieser Mindestquote wie- 
der auszusetzen wäre. Dieser Automatismus ließe jedoch, 
sofern die Pfandpflicht die von ihr erhoffte Lenkungswir- 
kung tatsächlich entfalten sollte, im Extremfall einen zy- 
klischen Prozess befürchten, in dessen Verlauf ein Unter- 
schreiten der Mindestquote zum Einsetzen der 
Pfandpfiicht führt, woraufhin die Mehrwegquote anstei- 
gen würde bis die Mindestquote überschritten würde und 
die Pfandpflicht wieder auszusetzen wäre. Nach Ausset- 
zen der Pfandpflicht wäre zu erwarten, dass die Mehr- 
wegquote wieder fallt, bis nach Unterschreiten der Min- 
destquote die Pfandpflicht erneut greifen würde. Da eine 
solche Entwicklung weder ökonomisch noch ökologisch 
sinnvoll wäre, ist die geplante Neuregelung zu begrüßen. 
Unbeschadet dessen hält der Umweltrat jedoch an seinen 
Zweifeln an der Wirksamkeit einer Pfandpfiicht fest. Wie 
bereits im letzten Umweltgutachten erläutert (SRU, 2002, 
Tz. 962), besteht eines der Probleme im Zusammenhang 





Drucksache 15/3600 


-354- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


mit der Pfandpflicht für Einweggetränkeverpackungen 
darin, dass sich ein Anreiz zur Ausdehnung des Einweg- 
sortiments ergeben könnte, um damit das - gewinnträch- 
tige - Aufkommen aus nicht eingelösten Pfandgeldem zu 
erhöhen (ausführlich hierzu auch BAUM et al., 2000, 
S. 78 f ). Um zumindest diesem Effekt entgegenzuwir- 
ken, wäre es nach Einschätzung des Umweltrates vorteil- 
haft, eine Regelung zu treffen, nach der derjenige Anteil 
der nicht eingelösten Pfandgelder, der die Systemkosten 
übersteigt, dem Handel entzogen wird. 

709. Auch vor dem Hintergrund der oben geäußerten 
Zweifel an der Lenkungswirkung der Pfandpflicht hätte 
es der Umweltrat für sachgerecht gehalten, die in der No- 
velle genannte Zielsetzung, einen Anteil „ökologisch vor- 
teilhafter“ Einweggetränkeverpackungen von 80 % zu er- 
reichen, mit einem konkreten Zieldatum und einem 
konkreten Sanktionsmechanismus für den Fall der Ziel- 
verfehlung zu versehen. Als Sanktionsmechanismus 
käme insbesondere eine Abgabe auf nicht „ökologisch 
vorteilhafte“ Getränkeverpackungen in Betracht. 

8.2.2. 1.3 Novelle der EU-Rlchtlinle zu 
Verpackungsabfällen 

710. Der Umweltrat hat sich bereits in seinem letzten 
Umweltgutachten mit dem Vorschlag der EU-Kommis- 
sion zur Novelle der Richtlinie 94/62/EG über Verpa- 
ckungen und Verpackungsabfälle auseinander gesetzt 
(SRU, 2002, Tz. 958). Im Februar 2004 ist nun die novel- 
lierte EG- Verpackungsrichtlinie (2004/ 12/EG) verab- 
schiedet worden und in Kraft getreten. Demnach sollen 
spätestens bis zum 3 1 . Dezember 2008 mindestens 60 % 
der Verpackungsabfälle insgesamt verwertet werden, wo- 
bei mindestens 55 und höchstens 80 % einer stofflichen 
Verwerfung zuzuführen sind. Die Obergrenzen dürfen 
von einzelnen Mifgliedstaaten überschritten werden, so- 
fern der gemeinsame Binnenmarkt dadurch nicht gestört 
wird. 

Tabelle 8-5 


Materialspezifische Verwertungsquoten nach 
deutscher VerpackV und nach der neuen 
Europäischen VerpackungsRL 


Material 

Deutsche 

Verpackungs- 

verordnung 

Neue 

EG-VerpackRL 

(2004/12/EG) 


75 % 

60%, 


70% 

60%, 

Metalle 

Weißblech: 70 % 
Aluminium: 60 % 

50% 

Kunststoffe 

60 %> 

(mind. 36%> werk- 
stoffliches 
Recycling) 

22,5% 

(nur werkstoffliches 
Recycling) 


Keine Vorgabe 

15 % 

SRU/UG 2004/Tab. 8-5 


711. Im Vergleich zu der alten EG- Verpackungsrichtli- 
nie werden die materialspezifischen Verwertungsquoten 
in der neuen EG- Verpackungsrichtlinie deutlich angeho- 
ben. Diese Quoten werden in Tabelle 8-5 den Verwer- 
tungsquoten nach der deutschen Verpackungsverordnung 
in ihrer gegenwärtigen Fassung gegenübergestellt. Mit 
der neuen EG- Verpackungsrichtlinie wird damit der An- 
satz der Verwertungspfadsteuerung weiter ausgebaut. So- 
lange dieser Ansatz verfolgt wird, ist es zu begrüßen, 
wenn die europäische Verpackungspolitik durch Differen- 
zierung und Erhöhung der in der Verpackungsrichtlinie 
vorgesehenen Quoten auf einem höheren ökologischen 
Niveau harmonisiert wird. Allerdings bleiben die in der 
neuen Richtlinie vorgegebenen Quoten deutlich hinter 
den Quoten der deutschen Verpackungsverordnung und 
den bereits jetzt in vielen Mitgliedstaaten erreichten Quo- 
ten zurück. Bei den Kunststoffen erscheint die Beschrän- 
kung auf eine Quote für werkstoffliches Recycling ökolo- 
gisch gerechtfertigt, da ökobilanzielle Untersuchungen 
(HTP und IFEU, 2001) eindeutige ökologische Vorteile 
für diese Verwertungsart ergeben haben, während zwi- 
schen rohstofflicher und energefischer Verwertung kein 
relevanter ökologischer Unterschied identifiziert werden 
konnte, sofern bei beiden Verfahren hohe technische 
Standards angewandt werden (HTP und IFEU, 2001, 
S. 181; NÜRRENBACH et al., 2002). 

Nach dem vom Umweltrat favorisierten Konzept der Rah- 
mensteuerung in der Abfallwirtschafl (Abschn. 8.1.3) kön- 
nen allerdings mittelfristig Quotenvorgaben insbesondere 
für Metalle, Kunststoffe und Holz teilweise entfallen, 
wenn EU-weit hohe Umweltstandards für Abfallverbren- 
nungs- und Mitverbrennungsanlagen eingeführt sind und 
eine konsistente Ressourcenstrategie verfolgt wird. 

712. Umstritten zwischen Europäischem Rat und EU- 
Parlament waren vor allem die Förderung der energeti- 
schen Verwertung und die Konsequenzen des EuGH-Ur- 
teils zur Verwertung in MVA (EuGH-Luxemburg-Ent- 
scheidung, Urteil vom 13. Februar 2003 - C-458/00, 
Tz. 665, 667) bei der Erfüllung der Verwertungsquoten, 
ln beiden Punkten hat sich der Rat durchgesetzt: Die Ver- 
brennung in MVA mit Energienutzung soll nach der 
neuen EG-Verpackungsrichtlinie in die Gesamtverwer- 
tungsquote für Verpackungsabfälle eingerechnet werden. 
Daneben sollen die Mitgliedstaaten nun die energetische 
Verwertung fördern, soweit diese aus Nutzen-Kosten- 
und Umweltgründen vorzuziehen ist, während der Um- 
weltausschuss des EU-Parlamentes ursprünglich nur auf 
die umweltbezogenen Kosten und Nutzen {environmental 
costs and benefits) abstellen und dadurch vermutlich ten- 
denziell den Anteil der energetischen Verwertung zurück- 
drängen wollte. Im Rahmen einer auf hochwertige Ver- 
wertungspfade ausgerichteten Steuerung ist eine solche 
Nivellierung von Verwertungsvorgaben zwar verfehlt, 
gleichwohl ist sie aber auch Ausdruck der Einschätzung 
des Umweltrates, dass die differenzierte Verwertungs- 
pfadsteuerung an Bewertungsprobleme stößt und besser 
durch einen abfallpolitischen Strategiewechsel abgelöst 
werden sollte. 
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8.2.2. 1.4 Wettbewerbspolitische Problematik des 
Dualen Systems und die 
britische Alternative 

713. Der Umweltrat hatte sich bereits in seinem letzten 
Gutachten ausführlich mit der wettbewerbspolitischen 
Problematik des Dualen Systems befasst (SRU, 2002, 
Tz. 963 ff.). Zwischenzeitlieh hat sich diese Problematik 
noch insoweit versehärft, als das Bundeskartellamt im 
Januar 2003 wegen des Vorwurfs des Missbrauehs ihrer 
marktbeherrschenden Stellung eine Geldbuße in Höhe von 
1,8 Mio. Euro gegen die DSD AG verhängt hat. Darüber 
hinaus hat das Bundeskartellamt zwar von seiner ur- 
sprünglichen Absieht, die kartellrechtliche Freistellung 
des Dualen Systems im Jahr 2006 auslaufen zu lassen, 
zwischenzeitlieh Abstand genommen, es maeht aber naeh 
wie vor massive Bedenken gegen die marktbeherrsehende 
Stellung der DSD AG geltend. Der Umweltrat nimmt 
diese Entwieklung zum Anlass, noch einmal auf das 1998 
in Großbritannien eingeführte Lizenzsystem einer wettbe- 
werbskonformen Verpackungsabfallentsorgung hinzuwei- 
sen, das aueh von der Monopolkommission als grundsätz- 
lieh vorteilhaft eingestuft wird (Monopolkommission, 
2003). Der Umweltrat hat das britisehe System, dessen 
prinzipielle Funktionsweise unten noch einmal zusam- 
mengefasst wird (s. Kasten), bereits in seinem letzten 
Umweltgutachten einer vorläufigen Bewertung unterzo- 
gen (SRU, 2002, Tz. 965 ff). Zwisehenzeitlich liegen 
neue Praxiserfahrungen mit dem britischen System vor, 
die im Folgenden zusammengefasst werden (auch 
SCHWARZBAUER, 2004). Von zentralem Interesse sind 
dabei einerseits die (potenzielle) Fähigkeit des britischen 
Zertifikatsystems, die von europäischer Ebene vorgegebe- 
nen Verwertungsquoten zu erreichen, und andererseits die 
mit der Erfüllung der Quoten verbundenen Kosten. Da- 
rüber hinaus findet im Folgenden auch die Frage Beaeh- 
tung, inwieweit das britische System in entspreehend mo- 
difizierter Form in Deutschland implementiert werden 
könnte. Dabei sei jedoch noch einmal hervorgehoben, dass 
der Umweltrat eine geeignete Rahmensetzung durch öko- 
nomische Instrumente (insbesondere Verpackungsabga- 
ben) gegenüber einer wie auch immer gearteten Quoten- 
lösung grundsätzlich vorziehen würde. Gleiehzeitig ist 
dem Umweltrat bewusst, dass ein abrupter Pfadwechsel 
in der Verpaekungspolitik nicht wünschenswert wäre 
(Abschn. 8. 1.3. 2). Solange noch eine Steuerung über Ver- 
wertungsquoten erfolgt, sollte dieser Ansatz jedoeh zu- 
mindest effizient und wettbewerbskonform ausgestaltet 
werden. 


verpflichteten Unternehmens erreehnet sich aus den na- 
tional vorgegebenen Verwertungsquoten, der Stellung 
des Unternehmens in der Verpackungskette sowie der 
Menge an Verpackungsmaterial, welche das Unterneh- 
men im betreffenden Jahr produziert beziehungsweise 
benutzt hat. Dabei sieht die britische Regulierung - an- 
ders als die deutsche Verpackungsverordnung - keine 
separaten Quoten für Verkaufsverpackungen, Transport- 
verpackungen und Umverpackungen vor, sodass sich 
die Verwertung weitgehend auf kostengünstig zu erfas- 
sende industrielle und gewerbliehe Verpackungsabfälle 
konzentriert. 

Die Verwertungspfliehten eines Unternehmens sind ent- 
weder individuell (so genannte Selbstentsorger) oder 
durch den Beitritt zu einem bei der zuständigen Umwelt- 
behörde registrierten compliance scheme zu erfüllen. 
Dabei handelt es sich um miteinander konkurrierende 
staatlieh autorisierte Organisationen, die die Erfüllung 
der Verwertungspflichten übernehmen und ein Unter- 
nehmen somit von seinen Verwertungspflichten be- 
freien, indem die Pfliehten auf das System übergehen. 
Zur individuellen Erfüllung ihrer Verwertungspflichten 
bietet sich den Unternehmen die Eigenverwertung, die 
Verwertung dureh Dritte oder der Ankauf fremder Ver- 
wertungserfolge in Form von Verwertungszertifikaten 
{Packaging Recovery Notes) an. Letztere werden von ak- 
kreditierten Verwertungsuntemehmen ausgestellt und 
geben an, wie viel Mg welchen Verpackungsmaterials 
auf welche Weise verwertet wurden. Verwertungszertifi- 
kate sind ein Jahr gültig und an der so genannten Envi- 
ronmental Exchange, einer elektronischen Börse, frei 
handelbar. Da die Verwertungsleistungen aufgrund der 
spezifischen Anforderungen an die akkreditierten Ver- 
wertungsuntemehmen standardisiert sind, können ver- 
pflichtete Unternehmen beziehungsweise compliance 
schemes das Angebot an Verwertungsleistungen alleine 
mithilfe der Zertifikatpreise bewerten und vergleichen, 
wodureh Wettbewerb und Effizienz gefördert werden. 
Zugleich spiegelt die Entwicklung der Zertifikatpreise 
eventuelle Unter- beziehungsweise Überkapazitäten bei 
den Verwertungsuntemehmen wider und löst entspre- 
chende Anpassungsprozesse aus. 


714. Tabelle 8-6 stellt die Entwicklung von stofflichen 
beziehungsweise nicht stofflichen Verwertungsquoten in 
Großbritannien für den Zeitraum von 1998 bis 2001 dar. 
Darüber hinaus zeigt Tabelle 8-7 den Verpackungsver- 
brauch und die stoffliehen Verwertungsquoten, aufgeglie- 
dert naeh Verpackungsmaterialien. Insgesamt sind die ab- 
soluten Verwertungsmengen zwischen 1998 und 2001 um 
rand 137 000 Mg bei Papier, 232 000 Mg bei Glas, 
110 000 Mg bei Metallen und 144 500 Mg bei Kunststoff 
angestiegen. Diese zusätzlichen Verwertungsmengen wa- 
ren allerdings nur zum Teil mit dem Aufbau zusätzlicher 
inländiseher Verwertungskapazitäten verbunden. So stie- 
gen die zur Verwertung exportierten Verpackungsmengen 
zwischen 1998 und 2001 um circa 179 000 Mg bei Pa- 
pier, circa 105 000 Mg bei Metall und circa 56 000 Mg 
bei Kunststoffen (House of Lords, 2002, S. 16). Dieser 


Zusammenfassung: Das britische Zertifikatsystem 

Nach der britisehen Verpackungsverordnung (PROPW) 
werden alle der so genannten Verpaekungskette angehö- 
rigen Unternehmen (Hersteller von Verpackungsrohma- 
terial, Verpackungshersteller, Verpaeker und Abfüller 
sowie Groß- und Einzelhändler) mit einer anteiligen Ver- 
wertungspfiicht belastet. Ausgenommen hiervon sind le- 
diglich Unternehmen, die pro Jahr weniger als 50 Mg 
Verpackungsmaterialien in Umlauf bringen und deren 
jährlicher Umsatz 2 Mio. GBP (eirca 3,3 Mio. Euro) 
nicht übersteigt. Die individuelle Verwertungspflicht eines 
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Trend zu einer verstärkten Inanspruchnahme ausländi- 
scher Verwertungskapazitäten spiegelt sich auch in der 
Entwicklung der im britischen System akkreditierten Ver- 
wertungsuntemehmen wider (Tabelle 8-8): So stieg zwar 
die Anzahl der inländischen Verwertungsuntemehmen 
(accredited reprocessors) zwischen 1998 und 2001 von 
190 auf 266, im gleichen Zeitraum nahm jedoch auch die 
Anzahl derjenigen akkreditierten Unternehmen, die Ver- 
packungsabfalle zur Verwertung in das Ausland exportie- 
ren {accredited exporters), von 4 auf 64 zu, wobei alleine 
32 Neuakkreditierungen aus dem Jahr 2001 resultieren. 
Obgleich diese Entwicklung durchaus auch eine kostenef- 
fizientere ausländische Verwertung widerspiegeln könnte, 
deutet sie doch hinsichtlich der Schaffung einer ausrei- 
chenden inländischen Verwertungsinfrastruktur auf In- 
konsistenzen und Unzulänglichkeiten im britischen Sys- 
tem hin (ausführlich hierzu STROBL und LANGFORD, 
2002; BBA, 2002). 

Tabelle 8-7 


Tabelle 8-6 


Stoffliche und nicht stoffliche Verwertungsquoten 
bei Verpackungsabfällen in 
Großbritannien 1998 bis 2001 



1998 

1999 

2000 

2001 

Stoffliche Verwertung 

29% 

33 % 

57% 

42 % 

Nicht stoffliche Verwertung 

4%, 

5% 

5% 

6%o 

Verwertung gesamt 

33 % 

38 %> 

42 % 

48% 

SRU/UG 2004/Tab. 8-6; Datenquellen: DTI, 2003, 

S. 2 f; House of Lords, 2002, 

S. 16; 

DEFRA, 2001a, S. 5 und 14 


Verpackungsverbrauch und stoffliche Verwertungsquoten für ausgewählte 
Materialfraktionen in Großbritannien 1998 bis 2001 



1998 

1999 

2000 

2001 


Mg 

% 

Mg 

% 

Mg 

% 

Mg 

% 

Papier 

4 030 000 

47 

3 873 830 

47 

3 836 122 

49 

3 831 887 

53 

Glas 

2 190 435 

23 

2 157 778 

27 

2 166 667 

33 

2 229 091 

33 

Aluminium 

111 538 

13 

110 000 

14 

108 667 

15 

120 833 

24 

Stahl 

729 600 

25 

750 667 

30 

746 875 

32 

751 622 

37 

Kunststoff 

1 568 750 

8 

1 654 167 

12 

1 703 333 

12 

1 687 500 

16 

Alle Materialfraktionen 

10 000 000 

29 

9 200 000 

33 

9 180 000 

37 

9 300 000 

42 


SRU/UG 2004/Tab. 8-7; Datenquellen: DTI, 2003, S. 2 f.; House of Lords, 2002, S. 16; 

DEFRA, 2001a, S. 5 und 14 


Tabelle 8-8 


Anzahl inländischer und exportierender Verwerter in den 
einzelnen Branchen in Großbritannien 1998 und 2001 



Inländische Verwerter 
{accredited reprocessors) 

Exportierende Verwerter 
{accredited exporters) 

1998 

2001 

1998 

2001 

Holz 

0 

31 

0 

0 

Glas 

18 

36 

1 

2 

Plastik 

72 

92 

1 

30 

Papier 

} 100 

} 107 

0 

13 

Metalle 

2 

19 

SRU/UG 2004/Tab. 8-8; Datenquelle: House of Lords, 2002, S. 16 f. 
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In Bezug auf die Erfüllung der von der (alten) EU-Richt- 
linie vorgegebenen Verwertungsquoten - mindestens 
50 % Verwertung insgesamt und mindestens 25 % stoffli- 
che Verwertung, wobei in jeder einzelnen Materialfrak- 
tion mindestens 15 % zu erzielen sind - ergibt sich ein 
differenziertes Bild. Da der nicht stofflichen Verwertung 
in Großbritannien mit einem Anteil von nur etwa Vg an 
der gesamten Verpackungsabfallverwertung lediglich 
eine sehr untergeordnete Bedeutung zukommt, wurde die 
Mindestquote für die gesamte stoffliche Verwertung 
in Höhe von 25 % seit 1998 jährlich erreicht (Tab. 8-6). 
Die darüber hinaus geforderte Mindestquote einer stoff- 
lichen Verwertung von 15 % in jeder einzelnen Material- 
fraktion konnte dagegen erst im Jahr 2001 erfüllt werden 
(Tab. 8-7). Die vorgegebene Gesamtverwertungsquote 
(stofflich und nicht stofflich) von 50 % wurde durchweg 
nicht erreicht. Allerdings ist für das Jahr 2001 mit 48 % 
nur noch eine knappe Zielverfehlung um 2 % festzustel- 
len (dies entspricht einer Verpackungsabfallmenge von 
circa 200 000 Mg). Die Ursache für dieses knappe Schei- 
tern war ein Fehlverhalten des zweitgrößten compliance 
schemes in Großbritannien, das seine Verwertungspflich- 
ten nicht erfüllen konnte (DEFRA, 2002a). 

Die anfänglich verhältnismäßig niedrigen Gesamtverwer- 
tungsquoten stellen nach Einschätzung des Umweltrates 
keinen Indikator für die grundsätzliche Funktionsunfähig- 
keit des britischen Zertifikatsystems dar. Sie sind viel- 
mehr im Wesentlichen eine Folge der späten Einführung 
des Zertifikatsystems (1. Januar 1998) in Verbindung mit 
anfänglich zu niedrig festgelegten Anforderungen an die 
verwertungspflichtigen Unternehmen. So wurde die von 
den verwertungspflichtigen Unternehmen geforderte 
Gesamtverwertungsquote bei Einführung des Systems 
zunächst nur auf 38 % und die materialspezifische Ver- 
wertungsquote lediglich auf 7 % festlegt (Tab. 8-9). Der 
Grund hierfür war das Anliegen, durch zunächst mode- 
rate Anforderungen, die dann im Zeitverlauf sukzessive 
gesteigert wurden, die Anpassungskosten für die betroffe- 


nen Unternehmen so gering wie möglich zu halten 
(EWERS et ab, 2002, S. 18). Zudem wurde bei Einfüh- 
rung des Systems der Anteil derjenigen Unternehmen, die 
einen Verpackungsverbrauch von weniger als 50 Mg/a 
beziehungsweise einen Umsatz von weniger als 
2 Mio. GBP pro Jahr aufweisen, und damit von der Ver- 
wertungspflicht befreit sind, mit 5 % gegenüber tatsächli- 
chen circa 10 bis 13 % deutlich unterschätzt. Konsequen- 
terweise wurden die Verwertungsquoten für verpflichtete 
Unternehmen in den Folgejahren schrittweise angehoben 
und gleichzeitig die Grenzen für eine Befreiung von der 
Verwertungspflicht entsprechend abgesenkt (House of 
Lords, 2002, S. 28). 

Neben anfänglich zu niedrigen Anforderungen an die 
Verwertung stellt die mangelnde Transparenz und Pünkt- 
lichkeit der Datenbereitstellung durch die beteiligten Un- 
ternehmen, die ein entsprechendes Monitoring erschwert, 
einen weiteren Grund für das regelmäßige Verfehlen der 
Gesamtverwertungsquote von 50 % dar (House of Lords, 
2002, S. 7). Darüber hinaus kritisiert die britische Indus- 
trie die Art und Weise der Prüfung und Kontrolle des Sys- 
tems sowie die damit verbundenen administrativen Belas- 
tungen (ibd., S. 28 f ). Dabei ist allerdings zu beachten, 
dass es sich hierbei vorwiegend um Übergangsprobleme 
handelt, die von den regulierenden Behörden zwischen- 
zeitlich erkannt worden sind und durch entsprechende 
Anpassungen behoben werden sollen. So ist beispiels- 
weise geplant, die gegenwärtigen Monitoringprobleme zu 
beheben, indem die betroffenen Unternehmen verpflichtet 
werden, die entsprechenden Daten nicht mehr jährlich 
sondern vierteljährlich zu melden. Im Gegenzug sollen 
die betroffenen Unternehmen von den zuständigen Be- 
hörden einen vierteljährlichen Erfüllungsnachweis erhal- 
ten. Somit können alle am System Beteiligten den jeweils 
erreichten Erfüllungsgrad zeitnah und nicht erst am Ende 
des Jahres erfassen, sodass bei einer drohenden Zielver- 
fehlung rechtzeitig gegengesteuert werden kann (ausführ- 
lich House of Lords, 2002, S. 28 f und S. 45). 


Tabelle 8-9 


Verwertungsquoten für verpflichtete Unternehmen 
in Großbritannien 1998 bis 2003 



Gesamtverwertungsquote 

materialspeziflsche Verwertungsquote 

1998 

38% 

7% 

1999 

43 % 

11 %0 

2000 

45 %> 

13 % 

2001 

56% 

18% 

2002 

59 %o 

19% 

2003 

59 %o 

19% 

SRU/UG 2004/Tab. 8-9; Datenquellen: DEFRA, 2001a, S. 15; DTI, 2003, S. 3 
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715. Das marktbasierte britisehe Zertifikatsystem verur- 
sacht mit circa 100 bis 140 Millionen Euro jährlich 
(EWERS et al, 2002, S. 119) EU-weit die niedrigsten 
Kosten der Verpaekungsverwertung. Dies ist einerseits 
die Konsequenz einer wettbewerbskonformen institu- 
tioneilen Ausgestaltung des Systems (SRU, 2002, 
Tz. 970) und andererseits die Folge einer Fokussierung 
der Verwertung auf kostengünstig zu erfassende industri- 
elle und gewerbliche Verpackungsabfalle. Allerdings sind 
bei der Beurteilung der geringen Systemkosten auch die 
im Vergleich zu den meisten anderen EU-Mitgliedstaaten 
geringeren Verwertungsziele zu berücksichtigen. Insofern 
sind Kostenvergleiche, die sieh auf die gegenwärtige 
Situation mit stark unterschiedlichen Verwertungszielen 
beziehen, nicht aussagekräftig. Eine für entsprechende 
Kostenvergleiche aussagekräftigere Situation wird sich 
erst ergeben, wenn die in Großbritannien anzustrebenden 
Ziele entsprechend der novellierten EG- Verpackungs- 
richtlinie angehoben werden. 

716. Die britische Regierung und die zuständigen Be- 
hörden haben keine Zweifel an der grundsätzlichen Fä- 
higkeit des britischen Zertifikatsystems, auch die neuen 
Zielvorgaben der EU-Richtlinie - unabhängig von ihrer 
definitiven Höhe - erfüllen zu können. Allerdings wird 
dies einige Modifikationen des bestehenden Systems er- 
fordern. Insbesondere wird die Erfüllung anspruchsvolle- 
rer Zielvorgaben eine zunehmende Erfassung und Ver- 
wertung von Verpackungen auch aus dem Haushaltsabfall 
erfordern (DTI, 2003, S. 16). Um hierfür die organisatori- 
schen Voraussetzungen zu schaffen, hat die britische Re- 
gierung ein neues Advisory Committee on Packaging 
(AGP) einberufen, dessen primäre Aufgabe darin besteht. 
Ausgestaltungsformen für entsprechende Erfassungssys- 
teme zu erarbeiten. Allerdings wird die Implementierung 
solcher Systeme frühestens Mitte 2004 möglich sein 
(DEFRA, 2002b; DEFRA, 2002c). 

Aus ökonomischer Perspektive ist evident, dass die zur 
Erreichung der anspruchsvolleren Zielsetzungen der no- 
vellierten EG-Verpackungsrichtlinie erforderliche Einbe- 
ziehung von Verpackungsabfällen aus privaten Haushal- 
ten mit einer beträchtlichen Kostensteigerung des 
britischen Systems verbunden sein wird. Die zusätzlich 
entstehenden Systemkosten für den Zeitraum nach der 
Novellierung der EG-Verpackungsrichtlinie werden der- 
zeit auf 400 bis 560 Mio. Euro im Jahr geschätzt (aus- 
führlich House of Lords, 2002, S. 25). Soweit sich diese 
Schätzungen bestätigen sollten, ergäben sich in Großbri- 
tannien bezogen auf die Bevölkerungszahl Gesamtkosten 
der Verpackungsverwertung in Höhe von circa 9 bis 
1 1 Euro pro Kopf und Jahr. Damit wäre das britische Zer- 
tifikatsystem auch bei einer Erfassung von Verpackungs- 
abfallen aus privaten Haushalten noch immer deutlich 
kostengünstiger als das deutsche System, das alleine im 
Bereich der Verkaufsverpackungen Kosten von 22 Euro 
pro Kopf und Jahr verursacht. Diese enorme Kostendis- 
krepanz ist im Wesentlichen ein Resultat der wettbe- 
werbskonformen Ausgestaltung des britischen Systems 
(Monopolkommission, 2003, S. 64; EWERS et al., 2002, 
S. 20) sowie der ökonomisch sinnvollen und ökologisch 
unbedenklichen Fokussierung auf kostengünstig zu erfas- 


sende industrielle und gewerbliche Verpackungsabfälle 
(BASTIANS, 2002, S. 151 ff). 

717. Insgesamt erachtet der Umweltrat, ebenso wie die 
Monopolkommission (2003), das britische Zertifikatsys- 
tem als einen effizienten und wettbewerbskonformen 
- wenn auch verbesserungswürdigen - Mechanismus zur 
Realisierung vorgegebener Verwertungsquoten. Der Um- 
weltrat ist sich bewusst, dass eine Übertragung der 
Grundzüge des britischen Zertifikatsystems auf Deutsch- 
land einen enormen Anpassungsbedarf hinsichtlich der 
Verpackungsverordnung und der institutioneilen Ausge- 
staltung der Verwertung von Verpackungsabfällen erfor- 
dern würde. Dem stünden jedoch auch erhebliche Effi- 
zienzgewinne gegenüber. So würde sich ein stärkerer 
Wettbewerb zwischen Entsorgungsuntemehmen und zwi- 
schen Anbietern von Entsorgungssystemen nach 
§ 6 Abs. 3 VerpackV beziehungsweise Selbstentsorger- 
lösungen nach § 6 Abs. 1 VerpackV einstellen, da bei den 
Anbietern derartiger Systeme beziehungsweise Lösun- 
gen differenzierte Spezialisierungsvorteile bei der Be- 
schaffung von Abfall zu erwarten sind. In der Folge 
würde dies zu einer Abschwächung der aktuellen markt- 
beherrschenden Stellung der DSD AG auf dem Entsor- 
gungsmarkt führen. Auch wären vermehrt Komplettlö- 
sungen seitens der Anbieter von Selbstentsorgerlösungen, 
die sich bereits heute auf ausgewählte Branchen konzent- 
rieren, zu erwarten. Sofern der Gesetzgeber dies zulässt, 
könnte diese sowohl die Übernahme von Verwertungs- 
pflichten als auch die Kommunikation mit den Behörden 
umfassen (EWERS et al., 2002, S. 21 f). Darüber hinaus 
hätte schließlich auch ein Verzicht auf die Differenzie- 
rung zwischen Transport-, Um- und Verkaufsverpackun- 
gen die zunehmende und kostengünstigere Erfassung und 
Verwertung von Transportverpackungen zur Folge, wäh- 
rend sich die haushaltsnahe Sammlung von Verkaufsver- 
packungen wesentlich reduzieren würde. 

Ein solcher Systemwechsel würde folglich einerseits zu 
erheblichen Effizienzsteigerungen führen, er wäre ande- 
rerseits aber auch mit beträchtlichen Kosten verbunden. 
Nach Einschätzung des Umweltrates lässt sich gegenwär- 
tig nicht abschließend beurteilen, welcher dieser beiden 
Effekte überwiegen würde. Der Umweltrat regt deshalb 
an, die weitere Entwicklung in Großbritannien aufmerk- 
sam zu beobachten und im Rahmen entsprechender For- 
schungsvorhaben näher prüfen zu lassen, welche Detail- 
probleme bei einer Übertragung der britischen Strukturen 
auf Deutschland zu lösen wären. 

8.2.2.2 Verwertung von Verpackungen: 
Technische Optionen 

718. Der Umweltrat hält es für vordringlich, dass für 
alle Verwertungs- und Beseitigungswege die gleichen 
hohen Umweltstandards gelten; mit der Novelle der 
17. BImSchV werden die Standards jedoch nur partiell 
angeglichen (Abschn. 6.2.4 zur Novellierung der 
17. BImSchV). Dazu gehört auch, Optimierungspoten- 
ziale der Verfahren zu nutzen, beispielsweise bei der Ener- 
gienutzung in Abfallverbrennungsanlagen. Sofern alle 
Verwertungswege hohen ökologischen Anforderungen 
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unterliegen, verliert die Wahl des jeweiligen Verwer- 
tungsweges im einzelnen an Bedeutung, wesentliche öko- 
logische Unterschiede können sich dann hauptsächlich 
noch bei dem Beitrag der Verwertungsoption zur Res- 
sourcenschonung ergeben. Der Umweltrat ist jedoch 
grundsätzlich der Auffassung, dass Maßnahmen zur Min- 
derung der mit dem Verbrauch von Ressourcen verbunde- 
nen Umweltbeeinträchtigungen nicht primär durch indi- 
rekte Maßnahmen wie Verwertungsquoten, sondern direkt 
und am gesamten Ressourcenverbrauch ansetzen sollten. 
Solange Letzteres von einer praktischen Umsetzung noch 
weit entfernt ist, sollten die etablierten Verwertungswege, 
insbesondere für die werkstoffliche Verwertung, unter 
Ausnutzung von Kostensenkungspotenzialen beibehalten 
werden, sofern sie auch ökonomisch gerechtfertigt sind. 
Dies gilt in besonderem Maße für die gut funktionierende 
und akzeptierte Sammlung und Verwertung von Altpapier 
und Altglas. Hinsichtlich der Verpackungsverwertung ist 
insbesondere die derzeit praktizierte Erfassung und Ver- 
wertung der Leichtverpackungen (Kunststoffe, Verbünde) 
aufgrund der vergleichsweise hohen Kosten und des 
gleichzeitig fraglichen ökologischen Nutzens vor allem 
der rohstofflichen Verwertung (BZL, 2002; 
NÜRRENBACH et ah, 2002) umstritten. Vorrangig mit 
dem Ziel einer Kostensenkung werden verschiedene tech- 
nische Optionen diskutiert: 

- Weitgehende Aufgabe der getrennten Sammlung von 
verwertbaren (Verpackungs-) Stoffen und Entsorgung 
mit dem Hausmüll in Abfallverbrennungsanlagen oder 
mechanisch-biologischen oder mechanisch-physikali- 
schen Behandlungsanlagen mit energetischer Verwer- 
tung der heizwertreichen Fraktion. Diese Option wird 
vor allem mit der technischen Fortentwicklung der 
Hausmüllaufbereitungsverfahren begründet (z. B. 
KAIMER und SCHADE, 2002). 

- Herausnehmen einzelner Fraktionen (z. B. kleinteilige 
Verpackungen) aus der getrennten Sammlung und Ent- 
sorgung über den Hausmüll (z. B. STEHR, 2001; 
FRIEGE, 2001). Der Umweltrat hatte dies in seinen 
Umweltgutachten 2000 und 2002 vorwiegend aus 
Kostengründen empfohlen (SRU, 2002, Tz. 971; 
SRU, 2000, Tz. 869). 

- Weitere Modelle der gemeinsamen, vom Restmüll ge- 
trennten Erfassung verschiedener Wertstofffraktionen, 
wie beispielsweise Papier, Pappe, Kunststoffe, Me- 
talle, Verbundmaterialien, in einer „trockenen Wert- 
stofftonne“ und anschließende Sortierung und Verwer- 
tung (z. B. SCHEFFOLD et ah, 2002). 

Gemeinsame Erfassung von Leichtverpackungen 
mit Hausmüll 

719 . Mit der Änderung der Entsorgungsstruktur durch 
die Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung im 
Jahr 2005 kann davon ausgegangen werden, dass Verpa- 
ckungen, sofern sie nicht getrennt gesammelt und verwer- 
tet werden, zukünftig in Abfallverbrennungsanlagen ge- 
meinsam mit Siedlungsabfallen oder nach Sortierung in 
mechanischen oder mechanisch-biologischen Abfallbe- 
handlungsanlagen in industriellen Mitverbrennungsanla- 


gen verbrannt werden. Die neue EG- Verpackungsricht- 
linie sieht jedoch einen Mindestanteil von 22,5 % 
werkstoffliche Verwertung von Verpackungen vor, der 
mithilfe von Kosten/Nutzen-Rechnungen der verschiede- 
nen Verwertungswege festgelegt wurde (RDC und PIRA, 
2003). Im Übrigen werden die ökologischen Vorteile der 
werkstofflichen Verwertung gegenüber der rohstofflichen 
oder energetischen Verwertung auch in Deutschland nicht 
bestritten (BZL, 2002; Öko-Institut, 2002). Dabei ist un- 
ter werkstofflicher Verwertung die Wiederaufarbeitung 
ohne Veränderung der chemischen Struktur zu verstehen, 
unter rohstofflicher Verwertung eine Nutzung der chemi- 
schen Bestandteile oder Eigenschaften in anderen Materi- 
alien als dem ursprünglichen Abfallmaterial. Allein schon 
aufgrund der EG- Verpackungsrichtlinie wird eine zumin- 
dest teilweise getrennte Erfassung oder weiter gehende 
Aussortierung der Kunststoffverpackungen aus dem 
Hausmüll erforderlich sein. 

720 . Die getrennte Sammlung und Verwertung von Ver- 
packungen hat einen Innovationsschub bei den Sortier- 
verfahren ausgelöst, der die getrennte Sammlung wie- 
derum überflüssig machen könnte. Werkstoffliche 
Verwertung war nach bisherigem Stand der Technik nur 
möglich nach vorheriger getrennter Sammlung der Kunst- 
stoffabfälle. Bei einem Versuch mit der Sortierung ge- 
mischten Hausmülls in einer modernen Sortieranlage für 
Leichtverpackungen (RWE, 2003) konnten die Mengen- 
vorgaben der Verpackungsverordnung erreicht werden, 
und ein Teil der aussortierten Kunststoffe wies eine aus- 
reichende Qualität für die werkstoffliche Verwertung auf 
Das ebenfalls an dem Versuch beteiligte DSD schränkt 
ein, dass die Abfallzusammensetzung in diesem Versuch 
sehr günstig gewesen sei und die Ergebnisse nicht ohne 
weiteres auf jeden Hausmüll übertragbar seien (EUWID 
Recycling und Entsorgung, 4. November 2003). Der Um- 
weltrat sieht daher weitere Untersuchungen zur Leis- 
tungsfähigkeit der Abfallnachsortierung als erforderlich 
an, die wissenschaftlich begleitet werden sollten. Eine 
transparente Darstellung der Ergebnisse sollte Vorausset- 
zung für die weitere Bewertung dieser Verfahren sein. 
Dabei sollte geprüft werden, ob die in der neuen EG- Ver- 
packungsrichtlinie vorgeschriebene Quote von 22,5 % 
werkstoffliche Verwertung für Kunststoffverpackungen 
auch ohne eine getrennte Sammlung der Leichtverpa- 
ckungen erreicht werden kann. Allerdings müsste dann 
auch ein großer Anteil des Hausmülls in derartigen Anla- 
gen sortiert werden, was erhebliche Investitionen für den 
Neubau zusätzlicher Sortieranlagen erfordern würde. 

Beschränkung der getrennten Sammlung auf 
großvolumige Kunststoffverpackungen 

721 . Die Empfehlung, Kleinverpackungen aus der ge- 
trennten Sammlung herauszunehmen, beruht vor allem 
auf der Schwierigkeit, diese bei manueller Sortierung hin- 
reichend gut zu trennen. Diese Empfehlung ist inzwi- 
schen technisch überholt (CHRISTIANI, 2001). Vollauto- 
matische Sortierverfahren (Sortec-Verfahren) zur 
Kunststoffsortierung, die im Gegensatz zu bisher übli- 
chen Sortierverfahren nach Kunststoffsorten getrennte 
Fraktionen erzeugen, können Kleinverpackungen wie 
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Großverpackungen gleichermaßen sortieren. Anfängli- 
che teehnische Schwierigkeiten konnten mittlerweile 
dureh Weiterentwicklungen in der Praxis behoben werden 
(EUWID Recycling und Entsorgung, 21. Januar 2003, 
S. 4). Damit ist eine werkstoffliche Verwertung möglieh, 
und die erzeugten Kunststofffraktionen sind je nach Ma- 
terial besser vermarktbar als die Mischkunststofffraktion 
aus halbautomatischen Sortieranlagen (HTP und IFEU, 
2001; pers. Mitt. der DSD AG am 7. April 2003; EUWID 
Reeycling und Entsorgung, 21. Januar 2003). Allerdings 
wird bisher nur ein Teil der Verpackungsabfälle mit voll- 
automatischen Verfahren sortiert. Die Einsehätzungen, in- 
wieweit sich die Kosten tatsächlich durch das Herausneh- 
men von Kleinverpackungen aus der Sammlung senken 
lassen, gehen weit auseinander. Während das DSD ange- 
sichts dominierender hoher Fixkosten insbesondere für 
die Sammellogistik die erzielbaren Kosteneinsparungen 
als gering einschätzt (SUTTER, 2001), gehen andere Un- 
tersuchungen von einem Drittel der heutigen Kosten aus 
(FRIEGE, 2001). Relevante Kosteneinsparungen lassen 
sich vermutlich nur durch Konzentrierung der haushalts- 
nahen Sammlung auf Gebiete mit guten Sammelergebnis- 
sen und guten Voraussetzungen für eine kostengünstige 
Sammellogistik erzielen. Dabei wäre dann allerdings ein 
finanzieller Ausgleich für die nicht mehr an die getrennte 
Sammlung von Eeichtverpackungen angeschlossene Be- 
völkerung zu schaffen, da diese über die in die Preise ein- 
kalkulierten Eizenzgebühren die Entsorgung dieser Ver- 
packungen mitbezahlen. 

„Trockene Wertstofftonne“ 

722. Bei diesem Modell sollen verschiedene trockene 
Wertstoffe (Kunststoffe, Verbünde, Papier, ggf Elektro- 
kleingeräte) gemeinsam erfasst und anschließend aufbe- 
reitet werden. Damit würden Wertstoffe statt nach Pro- 
duktarten (Verpackungen) nach Materialarten gesammelt. 
SCHEFFOLD et al. (2002) erwarten für dieses Modell er- 
hebliche Kosteneinsparungen. Dabei ist jedoch noch un- 
klar, welche Wertstoffqualitäten durch dieses Modell tat- 
sächlich erreicht werden können. So sind beispielsweise 
Elektroaltgeräte in Sortieranlagen schwierig zu handha- 
ben, und der Anteil an PVC, das als Störstoff gilt, in den 
Kunststoffabfallen würde ansteigen. Zur besseren Bewer- 
tung der verschiedenen Systeme hat das Umweltminis- 
terium Nordrhein- Westfalen einen ökobilanziellen Ver- 
gleich verschiedener Systeme einschließlich einer 
Betrachtung der Erfassungssysteme und der Kosten in 
Auftrag gegeben (EUWID Recycling und Entsorgung, 
18.November2003, S. 24). 

8.2.2. 3 Zusammenfassung und Empfehlungen 

723. Der Verpackungsverbrauch in Deutschland sta- 
gniert seit Ende der 1990er Jahre auf einer Höhe von über 
1 5 Mio. Mg, wobei sich lediglich Umstrukturierungen im 
Packmittelmix ergeben haben. Dabei bestätigt sich erneut 
die bereits in der Vergangenheit geäußerte Kritik, dass die 
Verpackungsverordnung entgegen der Zielhierarchie 
„Vermeidung - Verwertung - Beseitigung“ primär nur auf 
die Verwertung von Verpackungsabfallen zielt und bisher 


zwar eine Entkoppelung der Abfallmengen von der Wirt- 
schaftsentwicklung, aber keine Verringerung der absolu- 
ten Mengen erreicht wurde. Hieran, ebenso wie an den 
generellen Problemen der Verwertungspfadsteuerung 
(Abschn. 8.1.3), wird sich auch durch die Umsetzung der 
neuen Europäischen Verpackungsrichtlinie nichts ändern. 
Unbeschadet seiner grundsätzlichen Vorbehalte gegen 
eine Verwertungspfadsteuerung konzediert der Umweltrat 
jedoch, dass ein abrupter Pfadwechsel in der Verpa- 
ckungspolitik kontraproduktiv wäre. 

724. Der Mehrweganteil im Getränkesektor erreichte 
nach vorläufigen Schätzungen im Jahr 2000 mit nur noch 
65,64 % einen historischen Tiefststand. Diese Entwick- 
lung aufzuhalten ist Zweck der zum 1 . Januar 2003 in 
Kraft getretenen Pfandpflicht auf Einweggetränkeverpa- 
ckungen. Unbeschadet seiner Bedenken gegen die um- 
weltpolitische Effektivität einer Pfandlösung begrüßt der 
Umweltrat, dass die Bundesregierung durch die kürzlich 
im Bundestag beschlossene, aber noch nicht durch den 
Bundesrat bestätigte Novelle zur Verpackungsverordnung 
zumindest einen konsistenteren Anwendungsbereich für 
die Pfandpflicht anstrebt. Während nach momentaner Re- 
gelung die Pfandpflicht nur für Bier, Mineralwasser und 
kohlensäurehaltige Getränke gilt, nicht jedoch für andere 
Getränke, die in den gleichen Einwegbehältnissen ange- 
boten werden, sollen nach der Novelle lediglich Mehr- 
wegverpackungen und als „ökologisch vorteilhaft“ einge- 
stufte Verpackungen unabhängig von der Erreichung 
bestimmter Mehrwegquoten von der Pfandpfiicht aus- 
genommen werden. Der Umweltrat hält diesen Ansatz für 
sinnvoll, bemängelt jedoch zugleich das konkrete Ver- 
fahren, die als „ökologisch vorteilhaft“ eingestuften Ver- 
packungen in der Verpackungsverordnung selbst ab- 
schließend zu benennen, denn jede Aufnahme einer 
innovativen umweltfreundlichen Verpackungsform in 
diesen privilegierten Kreis würde eine langwierige No- 
vellierung der Verpackungsverordnung erfordern, wo- 
raus sich entsprechende Innovationshemmnisse ergäben. 
Der Umweltrat empfiehlt deshalb, die Klassifizierung als 
„ökologisch vorteilhaft“ im Rahmen einer flexiblen Be- 
hördenentscheidung auf Basis transparenter Kriterien 
vorzunehmen. 

Auch nach der vorgesehenen Novellierung würde eines 
der grundsätzlichen Probleme der Pfandpflicht weiterhin 
darin bestehen, dass sich ein Anreiz zur Ausdehnung des 
Einwegsortiments ergeben könnte, um damit das - ge- 
winnträchtige - Aufkommen aus nicht eingelösten Pfand- 
geldem zu erhöhen. Um diesem Effekt entgegenzuwir- 
ken, empfiehlt der Umweltrat, eine Regelung zu treffen, 
nach der derjenige Anteil der nicht eingelösten Pfandgel- 
der, der die Systemkosten übersteigt, dem Handel entzo- 
gen wird. 

725. Die wettbewerbspolitische Problematik des Dualen 
Systems, mit der sich der Umweltrat bereits im letzten 
Umweltgutachten ausführlich befasste, hat sich seitdem 
weiter zugespitzt. Zwar hat das Bundeskartellamt von sei- 
ner ursprünglichen Absicht, die kartellrechtliche Freistel- 
lung des Dualen Systems im Jahr 2006 auslaufen zu las- 
sen, zwischenzeitlich Abstand genommen, es macht aber 
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nach wie vor massive Bedenken gegen die marktbeherr- 
sehende Stellung der DSD AG geltend. Der Umweltrat 
nimmt diese Entwicklung zum Anlass, noch einmal da- 
rauf hinzuweisen, dass mit dem 1998 in Großbritannien 
eingefiihrten Lizenzsystem ein effizienter und wettbe- 
werbskonformer - wenn auch verbesserungswürdiger - 
Mechanismus zur Realisierung vorgegebener Verwer- 
tungsquoten zur Verfügung steht. Zwar zieht der Umwelt- 
rat eine geeignete Rahmensetzung durch ökonomische 
Instrumente (insbesondere Verpackungsabgaben) gegen- 
über einer wie auch immer gearteten Quotenlösung 
grundsätzlich vor, es ist ihm jedoch auch bewusst, dass 
ein abrupter Pfadwechsel in der Verpackungspolitik nicht 
wünschenswert wäre. Solange noch eine Steuerung über 
Verwertungsquoten erfolgt, sollte dieser Ansatz jedoch 
zumindest effizient und wettbewerbskonform ausgestaltet 
werden. Der Umweltrat empfiehlt deshalb, die weitere 
Entwicklung in Großbritannien aufmerksam zu beobach- 
ten und im Rahmen entspreehender Forsehungsvorhaben 
näher prüfen zu lassen, welche Detailprobleme bei einer 
Übertragung der britischen Strukturen auf Deutsehland zu 
lösen wären. 

726. Hinsichtlich der technischen Optionen sollte ge- 
nauer untersucht werden, inwieweit bei der Aufbereitung 
von Hausmüll aussortierte Kunststoffe die Qualitätsanfor- 
derungen für eine werkstoffliche Verwertung erfüllen 
können. Solange dies nicht gewährleistet ist, sollte die ge- 
trennte Sammlung von Leichtverpaekungen nieht aufge- 
geben werden, da ansonsten die Vorgabe der neuen EG- 
Verpaekungsrichtlinie, mindestens 22,5 % der Kunststoff- 
Verpackungsabfalle werkstofflich zu verwerten, nieht zu 
erfüllen wäre. Dabei sollten jedoch Kosteneinsparungs- 
möglichkeiten geprüft werden, beispielsweise die Kon- 
zentrierung der getrennten Sammlung auf Gebiete mit gu- 
ten Wertstoffqualitäten. 

8.2.3 Polyvinylchlorid (PVC) 

8.2. 3.1 PVC als Umweltproblem 

727. Polyvinylehlorid (PVC) gehört zu den wichtigsten 
synthetischen Werkstoffen. Weltweit werden pro Jahr 
rund 20 Mio. Mg PVC erzeugt, das entspricht einem 
Fünftel der gesamten Kunststoffproduktion (EU-Kom- 
mission, 2000a). In Deutschland betrug die PVC- 
Produktion 2001 1,75 Mio. Mg und ist damit gegenüber 
1997 (1,45 Mio. Mg) um rund 20 % angestiegen (UBA, 
1999; VKE, 2002). Problematisch aus Umwelt- und aus 
Gesundheitssicht sind insbesondere die erhebliehen Men- 
gen an toxischen Additiven, die dem Rohkunststoff zur 
Verbesserung der Materialeigenschaften zugesetzt wer- 
den. Entsorgungsseitig erfordert insbesondere der hohe 
Chlorgehalt (bis zu 57 %) im Vergleich zu anderen Kunst- 
stoffen spezielle Behandlungsmaßnahmen. 

Der Umweltrat hat letztmalig in seinem Gutaehten 1998 
(SRU, 1998) zum Umgang mit PVC im Stoffkreislauf 
umfangreich Stellung genommen. Neben der Verbesse- 
rung der Verwertung von PVC-Abfällen empfahl der Um- 
weltrat unter anderem, die Verwendung von Cadmium- 
stabilisatoren in PVC-Produkten aufzugeben, spraeh sich 


jedoch gegen die Einführung von Verwertungsquoten aus, 
da er keine schwerwiegenden Gründe sah, die gegen die 
Verbrennung von PVC-Abfällen in Müllverbrennungsan- 
lagen sprächen, wenn diese über moderne Abgasreini- 
gungssysteme verfügten. Für industrielle Mitverbren- 
nungsanlagen, in denen in Zukunft voraussiehtlich 
vermehrt auch PVC- Ab falle mitverbrannt werden, wur- 
den die Emissionsanforderungen inzwischen zumindest 
partiell an die Anforderungen an Müllverbrennungsanla- 
gen angeglichen, gleichwohl empfiehlt der Umweltrat 
weiterhin eine vollständige Harmonisierung der Anforde- 
rungen (Tz. 594 f.). Der Umweltrat hatte sich damals fer- 
ner für die konsequente Umsetzung des im Rahmen des 
Oslo-Paris-Abkommens zum Schutz des Nordatlantiks 
(OSPAR-Kommission) gefassten Besehlusses zum Aus- 
stieg aus dem Quecksilber emittierenden und energiein- 
tensiven Amalgamverfahren zur Chlorherstellung bis 
2010 ausgesprochen (PARCOM, 1990). 

728. Anlässlich des im Juli 2000 von der EU-Kommis- 
sion veröffentliehten Grünbuches zur Umweltproblematik 
von PVC (EU-Kommission, 2000a) befasst sich der Um- 
weltrat erneut mit diesem Thema. In dem Grünbuch wer- 
den zahlreiche Fragen zum Umgang mit PVC, sowohl hin- 
sichtlich der Entfrachtung der PVC-Produkte von 
Schadstoffen als auch der Entsorgung aufgeworfen. Ein 
Weißbuch oder Entwürfe dazu liegen bislang nicht vor, wei- 
tere konkrete Schritte seheinen sich weiter zu verzögern. 

Angesichts der anhaltenden Diskussionen zur Problema- 
tik von PVC hat die europäische PVC-Industrie (PVC- 
Hersteller, PVC- Additiv-Hersteller und PVC- Verarbeiter) 
im Oktober 2001 eine Selbstverpflichtung verabschiedet 
(Vinyl 2010, 2001), in der sie sieh zur Einhaltung folgen- 
der Ziele verpflichtet hat: 

- Beendigung des Verkaufs von Cadmiumstabilisatoren 
in der EU, 

- 1 5 % Minderungsziel für die Verwendung von Bleista- 
bilisatoren bis 2005, 50% Minderungsziel bis 2010 
und 100% bis 2015, 

- 25 % Verwertungsquote für Rohre, Fenster und Dach- 
folien bis 2003, 50 % bis 2005 (Berechnungsbasis ist 
allerdings nur die „erfassbare verfügbare Menge“), 

- 25 % Verwertung von Fußbodenbelägen bis 2006, 
50 % bis 2008 (Basis ist wiederum die „erfassbare 
verfügbare Menge“). 

Zu den am häufigsten als Weiehmaeher eingesetzten 
Phthalaten werden lediglich Forschungsaktivitäten und 
eine Ökobilanz versprochen, zu Organozinnstabilisatoren 
gibt es keinerlei Verpflichtungen. 

8.2.3.2 Additive 

729. Zu den aus Umweltgesiehtspunkten relevanten 
Additiven zählen Cadmium (Cd), Blei (Pb) und zinnorga- 
nische Verbindungen, die als Stabilisatoren eingesetzt 
werden, Phthalate als Weiehmaeher, mittelkettige Chlor- 
paraffine als Sekundärweichmacher sowie Flammsehutz- 
mittel. 
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Stabilisatoren 

730 . Cd-Stabilisatoren werden seit 2002 in der EU ge- 
mäß der Selbstverpfliehtung der europäisehen PVC-ln- 
dustrie nieht mehr produziert oder verwendet (Vinyl 
2010, 2003, S. 15-16). Cd-haltiges PVC in Produkten 
wird aufgrund deren Langlebigkeit (z. B. Fenster) noch 
über Jahrzehnte im Gebrauch bleiben, kann weiterhin 
durch entsprechende Importe auf den europäischen Markt 
gelangen und bleibt damit entsorgungsrelevant. Dagegen 
werden immer noch rund 51 000 Mg/a Bleistabilisatoren 
eingesetzt, dies entspricht rund 3 % des gesamten Blei- 
verbrauchs in Europa (EU-Kommission, 2000a, S. 9) ein- 
gesetzt. Eine Freisetzung der Stabilisatoren in die Um- 
welt kann primär in der Entsorgungsphase sowie bei 
Bränden erfolgen. Bei Entsorgung in modernen Müllver- 
brennungsanlagen ist nur ein geringer Beitrag der PVC- 
Entsorgung zu den Gesamtemissionen zu erwarten. Bei 
Mitverbrennungsprozessen und Verwertung können diese 
Stabilisatoren in die entsprechenden Produkte oder Rück- 
stände eingetragen werden. Für Blei kommt das Umwelt- 
bundesamt zu dem Ergebnis, dass die erforderliche Sub- 
stitution rasch für nahezu alle Anwendungsbereiche 
durch Stabilisatorsysteme auf Calcium/Zink-Basis mög- 
lich ist (UBA, 1999); die PVC-lndustrie hat einen Aus- 
stieg aus der Verwendung von Bleistabilisatoren jedoch 
erst bis zum Jahr 2015 zugesagt (Vinyl 2010, 2001, S. 7). 
Da die Anwendung von Cadmium und Blei in PVC eine 
Primärquelle für diese Schwermetalle ist und Substitu- 
tionsmöglichkeiten vorhanden sind, sollte die Verwen- 
dung dieser Stoffe aufgegeben werden. Der Stabilisator 
Dioctylzinn gilt als toxisch (EU-Kommission, 2000a, 
S. 9). Relevant ist die Reduktion nicht zuletzt auch für 
den Meeresschutz (SRU, 2004, Abschn. 2.3.2. 1), denn 
die Einträge von Cadmium, Blei und zinnorganischen 
Verbindungen in die Nordsee sollen nach dem OSPAR- 
Generationenziel zur Beendigung des Eintrags gefährli- 
cher Stoffe bis 2020 beendet werden (OSPAR, 2003). 
Cadmium und Tributylzinnverbindungen, die als Verun- 
reinigung in als Stabilisator verwendeten Butylzinnver- 
bindungen enthalten sind (VCl et al., 2002), gehören zu- 
dem zu den prioritär gefährlichen Stoffen des Anhangs X 
der Wasserrahmenrichtlinie. 

Weichmacher und Flammschutzmittel 

731 . Im Gegensatz zu den Stabilisatoren, die relativ fest 
im PVC gebunden sind, werden Weichmacher und 
Flammschutzmittel während der Anwendung in größerem 
Umfang freigesetzt. Die in Westeuropa hergestellten circa 
1 Mio. Mg Phthalate werden zu rund 90 % als Weichma- 
cher in PVC verarbeitet (EU-Kommission, 2000a, S. 14). 
Phthalate sind mittlerweile ubiquitär in der Umwelt ver- 
breitet, bei der mengenmäßig bedeutendsten Verbindung 
Di(2-ethylhexyl)phthalat (DEHP) ist die Anwendung als 
Weichmacher für schätzungsweise 90 % der Emissionen 
in die Umwelt verantwortlich (UBA, 2003a, Teil 3, S. 7). 
Bei DEHP erfolgen die höchsten Einträge in die Umwelt 
durch Ausgasung und Auswaschung bei der Verwendung 
von Weich-PVC-Produkten, insbesondere bei Außenan- 
wendungen (z. B. Unterbodenschutz und Dachbeschich- 
tungen). Auf die Gesundheitsgefährdung durch Phthalate 


wird ausführlich in Kapitel 12.3 eingegangen. DEHP 
steht auf der Prüfliste für die priorifär gefährlichen Stoffe 
nach der Wasserrahmenrichtlinie. Kurzkettige Chlor- 
paraffine, DEHP und DBP(Dibutylphthalat) wurden in 
die OSPAR list of Chemicals for Priority Action (OSPAR, 
2003) aufgenommen. Die Anwendung von DEHP als 
Weichmacher in Produkten sollte daher eingestellt wer- 
den, prioritär sind dabei Außenanwendungen mit hohem 
Emissionspotenzial (Unterbodenschutz, Dachbeschich- 
tungen). Jedoch scheint die Substitution durch andere 
Weichmacher schwierig zu sein. Ein Ersatz von DEHP 
durch andere Phthalsäureester, Trimellitate oder Phos- 
phorsäureester wird als nicht zielführend erachtet, da 
diese Ersatzstoffe ebenfalls ein Umweltrisiko darstellen 
können (UBA, 1999, S. 119). Eine Alternative hierzu ist 
der schrittweise Ausstieg aus Weich-P VC- Anwendungen 
bei gleichzeitiger Prüfüng der in zahlreichen Fällen be- 
reits vorhandenen Produktaltemativen (UBA, 1999). Zur 
Minimierung der Freisetzung von Weichmachern in die 
Umwelt wird den Herstellern und Anwendern von Weich- 
machern empfohlen (UBA, 2003a), 

- Weichmacher bei Einsatz unter höheren Temperatu- 
ren, in Außenanwendungen und in Erzeugnissen mit 
großen, unversiegelten Oberflächen zu reduzieren; 

- zu berücksichtigen, in welcher Menge der Weichma- 
cher benötigt wird im Vergleich zu Alternativen; 

- Freisetzungspotenziale für Weichmacher systema- 
tisch zu mindern; 

- Datenlücken, insbesondere hinsichtlich der Bioakku- 
mulation zu schließen und diese Daten zu kommuni- 
zieren. 

Substitution 

732 . Die grundsätzliche Frage, wann auf PVC-Produkte 
verzichtet werden sollte, muss immer im Zusammenhang 
mit möglichen Alternativen zu PVC diskutiert werden. 
PVC-Produkte können - insbesondere aufgrund ihrer 
Langlebigkeit - durchaus ökologisch unbedenklicher sein 
als mögliche Alternativen. Das betrifft insbesondere lang- 
lebige PVC-Produkte, die im Baubereich eingesetzt wer- 
den. Für andere Bereiche, in denen PVC nur für kurzle- 
bige Produkte eingesetzt wird, oder wenn die Additive 
leicht aus dem PVC emittieren können (z. B. DEHP in 
Weich-PVC), ist das Risiko im Vergleich zum Nutzen 
hoch. Technisch gleichwertige, jedoch deutlich teurere 
PVC-freie Substitute existieren beispielsweise für Kabel- 
ummanfelungen und Weich-P VC-Folien in Verpackun- 
gen; für Unferbodenschutz aus PVC, der eine wesenfliche 
Quelle für Phfhalate in der Umwelt darstellt, gibt es Al- 
ternativen auf Basis von Polyurethan (PUR), die jedoch 
noch stärker auf ihre Eignung zu prüfen sind. Die Bewer- 
tung des gesamten Lebenszyklus von PVC im Vergleich 
zu möglichen Substitutionsmaterialien ist im Zusammen- 
hang mit der Diskussion zum Grünbuch der Kommission 
vielfach gefordert worden (s. Stellungnahmen zum 
Grünbuch u. a. von BMU; 2000, Bundesrat, 2000; EU- 
Parlament, 2001). Die EU-Kommission hat daraufhin 
eine Sfudie Life cycle assessment of PVC and of principal 
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competing materials (EU-Kommission, 2003c) in Auf- 
trag gegeben, in der bestehende Lebenszyklusanalysen 
von PVC und Substitutionsmaterialien für versehiedene 
Anwendungsbereiche zusammengefasst und bewertet 
werden sollen. Die Ergebnisse liegen bisher noch nicht 
vor. Diese Studie wird als entscheidend angesehen für die 
Beurteilung weiterer Maßnahmen zur Substitution von 
PVC in bestimmten Anwendungsbereichen. Der Umgang 
mit PVC- Abfällen (Beseitigung oder Art der Verwertung) 
hat ebenfalls einen nicht unerheblichen Einfluss auf die 
Bewertung, ob die Verwendung von PVC in bestimmten 
Anwendungsbereichen als nachhaltig gelten kann. 

8.2. 3.3 PVC-Entsorgung 

733. Prognosen gehen davon aus, dass selbst bei degres- 
sivem Wachstum der PVC-Produktion die PVC- Abfall- 
mengen in Deutschland von 0,8 Mio. Mg im Jahr 2005 
auf 1,4 Mio. Mg in 2050 ansteigen werden (UBA, 1999). 
Da große Mengen an langlebigen PVC-Produkten in Ge- 
brauch sind (PVC wird zu über 60 % zu Bauprodukten 
verarbeitet, die zehn Jahre und länger verwendet werden), 
wird ein Anstieg des PVC- Abfalls insbesondere aus dem 
Baubereich für die nächsten Jahre erwartet. Vor diesem 
Hintergrund ist in letzter Zeit gerade die Frage der Ent- 
sorgung von PVC ausführlich diskutiert worden (u. a. 
EU-Kommission, 2000a; UBA, 1999; BLAU, 1992). 

Nach Schätzungen des Umweltbundesamtes (1999) wur- 
den Ende der 1990er Jahre circa 150 000 Mg PVC-Abfall 
pro Jahr verbrannt und 300 000 Mg auf Deponien ver- 
bracht (UBA, 1999, S. 41). Da mit Umsetzung der Ab- 
fallablagerungsverordnung ab Mitte 2005 unbehandelter 
Abfall nicht mehr deponiert werden darf, wird zukünftig 
mehr PVC verbrannt oder verwertet werden müssen, ln 
Abfallverbrennungsanlagen erfordert ein hoher Chlorge- 
halt des Abfalls besondere Abgasreinigungstechniken, 
um Dioxin- und Furanemissionen zu begrenzen und die 
entstehende Salzsäure aufzufangen. Für diese Rauchgas- 
reinigungstechniken spricht, dass auch bei der Verbren- 
nung von Abfällen mit erhöhtem PVC-Anteil im Reingas 
moderner Abfallverbrennungsanlagen bisher keine deut- 
lich höheren Dioxin- und Furanwerte nachgewiesen wer- 
den konnten (MENKE et ak, 2002, S. 329; AGPU, 2001, 
S. 17; EU-Kommission, 2000a, S. 30). Im Übrigen gilt 
nach der neuen 17. BImSchV auch für Anlagen, die Ab- 
fälle mitverbrennen, ein Dioxin- und Furanemissionswert 
von 0,1 ng/m^, sodass keine erhöhten Dioxin- und Furan- 
emissionen aus Mitverbrennungsanlagen zu erwarten 
sind. 

734. Der PVC-Abfall im Hausmüll trägt zu rund 50 % 
zum Chlorgehalt des Abfalls bei (JAQUINOT et al., 
2000, S. 35). Bei den angewendeten Neutralisationsver- 
fahren entstehen je kg PVC im Abfall 0,8 bis 1,4 kg Neu- 
tralisationsrückstände, die als gefährliche Abfälle unter- 
tage deponiert werden müssen (EU-Kommission, 2000a, 
S. 28). Alternativ kann das Chlor in der Verbrennungsan- 
lage in Form von Salzsäure zurückgewonnen werden. 
Neutralisationsrückstände werden vermieden, diese Tech- 
nik führt aber ebenfalls zu zusätzlichen Kosten 
(MENKE et ak, 2002), und es ist fraglich, ob der Markt 


weitere Mengen rückgewonnener Salzsäure aufnehmen 
kann (UBA, 1999, S. 62). 2001 waren fünf Anlagen in 
Deutschland mit dieser Technik ausgestattet, bei weiteren 
drei Anlagen wurde sie eingebaut (AGPU, 2001, S. 15). 
Die durch die Neutralisation entstehenden zusätzlichen 
Kosten abzüglich der Erlöse für die Nutzung der Energie 
aus PVC wurden auf 165 Euro/Mg für Hart-PVC und 
85 Euro/Mg für Weich-PVC errechnet (BROWN et ak, 
2000, S. 65). Geht man von zwei Dritteln Hart-PVC und 
einem Drittel Weich-PVC im Abfall sowie 80%iger Ver- 
brennung der PVC-Abfälle aus, würden damit die Zusatz- 
kosten der PVC -Verbrennung im Jahr 2005 für Deutsch- 
land voraussichtlich bei über 100 Mio. Euro liegen. 

735. In Zukunft werden mehr Abfälle als bisher nach 
einer Sortierung und Aufbereitung des Abfallgemisches 
und Abtrennung der heizwertreichen Fraktion (Sekundär- 
brennstoff) in Mitverbrennungsanlagen verbrannt wer- 
den. Bei der Erzeugung von Sekundärbrennstoffen aus 
Mischkunststoffen und anderen hochkalorischen Abfäl- 
len, denen in der zukünftigen Abfallwirtschaft eine an 
Bedeutung zunehmende Rolle zugedacht wird, ist der 
Chlorgehalt der Abfälle ein wichtiger Qualitätsfaktor, da 
hohe Chlorgehalte zu Korrosion in den Anlagen führen 
(BORN, 2002). Die tolerierbaren Chlorgehalte sind für 
verschiedene Mitverbrennungsanlagen (Zementwerke, 
Kohlekraftwerke) unterschiedlich und hängen von der 
Anlagentechnik ab. Daher zählt der Chlorgehalt zu den 
Parametern, der in den Ersatzbrennstoffspezifikationen 
der Bundesgütegemeinschaft Sekundärbrennstoffe (BGS) 
begrenzt wird (GLORIUS, 2002, S. 92) und die voraus- 
sichtlich auch bei den laufenden Arbeiten des CEN zur 
europäischen Normung von Sekundärbrennstoffqualitä- 
ten berücksichtigt werden wird. Grundsätzlich kann ein 
hoher Chlorgehalt in Sekundärbrennstoffen bei der Mit- 
verbrennung in Kohlekraftwerken auch zu höheren Dio- 
xin- und Furanemissionen führen (EIPPCB, 2003, 
S. 475). Zurzeit liegen dazu jedoch erst wenige Erfahrun- 
gen vor, da derartige Abfälle bisher in Kraftwerken kaum 
mitverbrannt werden. Für Zementwerke, die weitaus grö- 
ßere Mengen an Abfällen auch mit höheren Chlorgehal- 
ten mitverbrennen, wurde in Versuchsreihen festgestellt, 
dass innerhalb der verfahrenstechnischen Grenzen des 
Chlorinputs mit keinen deutlichen Erhöhungen der Dio- 
xin- und Furanemissionen zu rechnen ist (WURST und 
PREY, 2003). Nach der neuen 17. BImSchV ist für alle 
für die Abfallmitverbrennung relevanten industriellen 
Anlagen (Zementwerke, BCraftwerke) ein Dioxin- und 
Furanemissionswert von 0,1 ng/m^ als fester Grenzwert 
vorgeschrieben. Dieser Grenzwert kann nach Auskunft 
des Umweltbundesamtes auch bei Einsatz chlorhaltiger 
Abfälle eingehalten werden (pers. Mitt. v. 10. Novem- 
ber 2003). 

736. Rohstoffliche und werkstoffliche Verwertungsver- 
fahren haben bisher nur für den Bereich der relativ sorten- 
reinen Produktionsabfälle und für einige wenige Produkt- 
bereiche aus dem Post-Consumer-Bereich (Altkabel) 
Bedeutung erlangt. Ökobilanzielle Betrachtungen haben 
gezeigt, dass das werkstoffliche Recycling von PVC nur 
unter bestimmten Voraussetzungen und für bestimmte 
PVC-Abfälle für die Umwelt Vorteile gegenüber anderen 
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Entsorgungsverfahren aufweist (PROGNOS, 2000), als 
Voraussetzung gilt jedoch eine getrennte Erfassung und 
Aufbereitung. Bisher werden nur großvolumige, relativ 
einfach sortenrein zu erfassende PVC-Produkte aus dem 
Baubereich sowie Produktionsabfälle, die in der Regel 
sortenrein anfallen, werkstofflich recycelt. Eine von der 
PVC-lndustrie beauftragte Ökoeffizienz-Studie zu ver- 
schiedenen Verwertungsverfahren für gemischte Kabel- 
abfalle (Vinyl 2010, 2003, S. 19) kommt zu dem Ergeb- 
nis, dass das Lösemittelverfahren unter den Aspekten der 
Energierückgewinnung und Ressourcenschonung am vor- 
teilhaftesten ist. Werkstoffliches Recycling von P VC- Ab- 
fallen ist aus ökologischer Sicht bedenklich, da persis- 
tente Additive, insbesondere Cadmium und Blei, aber 
auch Phthalate im Stoffkreislauf verbleiben und über Ex- 
port von Produkten und Abfallen, aber auch Verdünnung 
bei Verwertungsprozessen unkontrolliert in der Umwelt 
verteilt werden können. Zwar sind insbesondere Stabili- 
satoren relativ fest im PVC gebunden, jedoch ist der Um- 
weltrat der Auffassung, dass Blei und Cadmium langfris- 
tig aus dem Stoffkreislauf ausgeschleust werden sollten. 
Des Weiteren stört PVC das Recycling von gemischten 
Kunststoffabfallen aufgrund seines Chlorgehaltes. Die In- 
dustrie erprobt daher zurzeit verschiedene Verfahren, zum 
Beispiel zum rohstofflichen Recycling von Verbundstof- 
fen oder von Mischkunststoffen mit einem Dechlorie- 
rungsschritt (Vinyl 2010, 2003, S. 19). 

Da jedenfalls die werkstoffiiche Verwertung insbesondere 
wegen der Anreicherungsgefahr persistenter Additive 
keine evidenten Vorteile gegenüber der Verbrennung auf- 
weist, sind Verwertungsvorgaben nicht sinnvoll. Zielfüh- 
rend ist hingegen eine forcierte Substitution der persisten- 
ten und/oder hormonell wirksamen Additive in PVC. Erst 
diese würde auch den Weg zu einer umweltgerechten 
stofflichen Verwertung frei machen. 

8.2. 3.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

737. Den Empfehlungen des Umweltrates zur PVC-Po- 
litik aus dem Umweltgutachten 1998 (SRU, 1998, 
Tz. 687) wurde bislang nur feilweise gefolgt. So wurde 
die empfohlene Aufgabe der Verwendung von Cadmium- 
Stabilisatoren mit der Selbstverpflichtung der europäi- 
schen PVC-lndustrie umgesetzt, jedoch kann über Im- 
portprodukte weiterhin cadmiumhaltiges PVC in den 
Umlauf gelangen. Die Empfehlung, am Jahr 2010 für die 
Einstellung des quecksilberemittierenden Amalgamver- 
fahrens zur Chlorherstellung festzuhalten, ist immer noch 
aktuell, da die Industrie sich weiterhin um eine Fristver- 
längerung über das Jahr 2010 hinaus bemüht. Bereits 
1998 hat der Umweltrat sich gegen Verwertungsquoten 
für PVC- Ab falle ausgesprochen, da er keine schwerwie- 
genden Umweltgründe sah, die gegen die Verbrennung 
von PVC-Abfällen sprächen, jedoch hat er eine Rücknah- 
mepflicht für großvolumige PVC-Erzeugnisse und eine 
Kennzeichnung zur Erleichferung sortenreiner Sammlung 
empfohlen, sofern nicht unverhältnismäßige Kosten die- 
ser entgegenstehen würden. Rücknahmepfiichten und 
eine Kennzeichnung wurden bisher nicht eingeführt, in 
geringem Umfang werden im Rahmen der Selbstver- 


pfiichtung der Industrie einige (großvolumige) PVC-Pro- 
dukte gesammelt und verwertet. 

Durch die breite Anwendung von PVC in verschiedensten 
Produkten werden, vor allem über die zugefügten Addi- 
tive, in großem Umfang Schadstoffe in den Stoffkreislauf 
eingetragen. Die Verwertung und Beseitigung von PVC- 
haltigen Produkten wiederum erfordert spezielle techni- 
sche Maßnahmen aufgrund des hohen Chlorgehaltes. Im 
Einklang mit der in Abschnitt 8.1.3 vom Umweltrat emp- 
fohlenen Strategie einer abfallwirtschaftlichen Rahmen- 
steuerung sollte bei der zukünftigen Politik zu PVC das 
Ziel im Vordergrund stehen, im Rahmen einer Produkt- 
verantwortung PVC-Produkte so zu gestalten, dass die 
Produkte und Abfallströme dauerhaft von Schadstoffen 
entfrachtet werden. Der von den europäischen PVC-Her- 
stellem zugesagte Ausstieg aus der Verwendung von 
Blei- und Cadmiumstabilisatoren ist zu begrüßen, sollte 
aber in jedem Fall durch politische oder regulative Maß- 
nahmen verbindlich gemacht und möglichst auch auf Im- 
portprodukte ausgeweitet werden. Stabilisatoren auf der 
Basis von Blei und zinnorganischen Verbindungen sollten 
durch andere Systeme, zum Beispiel auf Ca/Zn- oder Ba/ 
Zn-Basis, substituiert werden. Die Verwendung der nach 
OSPAR-Liste prioritär gefährlichen Weichmacher (kurz- 
ketfige Chlorparaffine, DEHP und DBP) sollte zügig ein- 
geschränkt werden. Nicht für alle Substitute für diese 
Weichmacher liegen ausreichend Daten zur Beurteilung 
ihres Risikos vor; diese Datenlücken, insbesondere bei 
den Nicht-Phthalat-Altemativen zu DEHP, sollten durch 
die Stoffhersteller schnell geschlossen werden (UBA, 
2003a, S. 22). Am wirksamsten scheint ein Verbot dieser 
Stoffe, gegebenenfalls mit begrenzten Ausnahmen bei- 
spielsweise für bestimmte Medizinalprodukte (Tz. 1142, 
1149). Die Anwendung von Weich-PVC unter höheren 
Temperaturen, in Außenanwendungen und in Erzeugnis- 
sen mit großen, unversiegelten Oberflächen sollfe bald- 
möglichst eingestellt werden. Im Hinblick auf die An- 
wendung aller Additive sollte die Industrie verpflichtet 
werden, die Unbedenklichkeit der Verwendung und der 
Entsorgung der Additive nachzuweisen. Dafür könnte das 
von der EU-Kommission vorgeschlagene neue Zulas- 
sungsverfahren für Chemikalien (REACH, Kap. 11) bei 
geeigneter Ausgestaltung einen guten Ansatz bieten. 
Denn danach sollen die Hersteller zukünftig Stoffe, die in 
Mengen über 1 Mg/a hergestellt werden, registrieren las- 
sen und für den Fall, dass sie persistent, akkumulierend 
oder toxisch sind (PBT-Eigenschaften), sollen die Stoffe 
einem Zulassungsverfahren unterliegen. Dabei könnten 
die oben genannten Anwendungen mit hohem Emissions- 
potenzial eingeschränkt werden. 

738. Da die ökologische Bewertung bestimmter Ver- 
wertungsverfahren nicht eindeutig ist, ökologische Vor- 
und Nachteile je nach Abfallart und Verfahren stark diffe- 
rieren und insbesondere das werkstoffiiche Recycling von 
Cadmium- und bleihaltigem PVC nicht uneingeschränkt 
empfohlen werden kann, hält der Umweltrat die Einfüh- 
rung von verbindlichen Verwerfungsquoten nach wie vor 
für nicht sinnvoll. Um zu verhindern, dass Blei und Cad- 
mium aus PVC über die Mitverbrennung, insbesondere in 
Zementwerken, die im Vergleich zu anderen Mitverbren- 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-365 - 


Drucksache 1 5/3600 


nungsanlagen auch höhere Chlorgehalte tolerieren, sich 
im Produkt Zement anreichem, sollten anspmchsvolle 
Produktstandards festgelegt werden (SRU, 2002, Tz. 874). 
Für Anlagen, in denen PVC werkstofflieh oder rohstoff- 
lich verwertet wird, sollten europaweit einheitliche Emis- 
sionsstandards geschaffen werden, um die Verteilung der 
im PVC enthaltenen Schadstoffe zu verhindern. 

Auch ein verstärkter Export von PVC- Ab fallen in Länder 
mit geringeren Umweltstandards sollte in jedem Fall ver- 
mieden werden, solange PVC weiterhin toxische Additive 
enthält, da nur moderne Entsorgungsverfahren verhindern 
können, dass diese Stoffe in der Umwelt verteilt werden. 

739. PVC verursaeht bei der Entsorgung höhere Kosten, 
insbesondere in Müllverbrennungsanlagen zur Bindung 
und Entsorgung der Rüekstände beziehungsweise zur 
Rückgewinnung des Chlors, sowie in Sortieranlagen zum 
Aussortieren des PVCs aus Abfallgemischen, beispiels- 
weise zur Erzeugung chlorarmer Sekundärbrennstoffe. Im 
Rahmen einer Produktverantwortung wäre es wünschens- 
wert, diese Kosten den Flerstellem von PVC anzulasten, 
anstatt sie durch die Verbrennung anderer Abfalle querzu- 
subventionieren, wie es derzeit für das diffus im Haus- 
und Gewerbeabfall verteilte PVC gesehieht. Während es 
für die Kosfen in Müllverbrennungsanlagen Sehäfzungen 
für die Zusatzkosfen in Höhe von 85 bis 165 Euro/Mg 
verbranntes PVC gibt, sind solehe Kosten für möglicher- 
weise erforderliehe Sortierschritte nieht bekannt. Der 
Umweltrat empfiehlt daher, diese Kosten ebenfalls zu er- 
mitteln und mithilfe einer Nutzen-Kosten-Analyse zu 
prüfen, inwieweit es ökologiseh und ökonomisch sinnvoll 
ist, die Zusatzkosten der Beseitigung im Rahmen der Pro- 
duktverantwortung den PVC-Herstellem anzulasten. 

8.2.4 EG-Batterierichtlinie 

740. In Deutschland werden jährlich circa 30 000 Mg 
Batterien in Verkehr gebraeht, davon rund 85 % nieht auf- 
ladbare Primärbatterien und rund 15 % aufladbare Sekun- 
därbatterien (auch Akkumulatoren genannt) (RENTZ et al, 
2001, S. 11). Je nach Batterietyp enthalten Batterien 
Schadstoffe, insbesondere Quecksilber, Cadmium und 
Blei. Zur besseren abfallwirtsehaftlichen Kontrolle der 
Batterien dient die EG-Batterierichtlinie 91/157/EWG, 
die 1998 erweitert und an den technisehen Fortsehritt an- 
gepasst wurde. Die Riehtlinie verbietet das Inverkehrbrin- 
gen von Batterien mit bestimmten Schadstoffgehalten, 
legt Kennzeiehnungspflichten für die übrigen Batterien in 
Abhängigkeit vom Schadstoffgehalt fest und gebietet die 
gesonderte Einsammlung und Entsorgung schadstoffhalti- 
ger Batterien. Die EG-Richtlinie wird durch die Batterie- 
verordnung (BatterieV vom 27. März 1998), geändert 
dureh BatterieV vom 2. Juli 2001, in deutsches Reeht um- 
gesetzt. Durch die Batterie Verordnung sind seit 1998 alle 
Hersteller und Vertreiber von Batterien zur Rücknahme 
verpflichtet, und die Konsumenten sind verpflichtet, ver- 
brauchte Batterien zurüekzugeben. Die Rücknahmequote 
für Batferien lag 2001 im Durehschnift aller Bafterietypen 
bei 39 % (Bundesregierung, 2003, S. 6), der Rest wird 
vermutlich über den Hausmüll entsorgt. 


741. Die EU-Kommission beabsichtigt eine Revision 
der EG-Batterierichtlinie 91/157/EWG und hat dazu eine 
Konsultation der interessierten Kreise durchgeführt. Es ist 
bedauerlich, dass die Bundesregierung die Möglichkeit zu 
einer Stellungnahme nicht genutzt hat - wie es einige 
Mitgliedstaaten getan haben - sodass nun bei der Ver- 
öffentlichung der Stellungnahmen im Internet vor allem 
die Positionen der betroffenen Industrieverbände domi- 
nieren. Mittlerweile hat die EU-Kommission einen No- 
vellierungsvorschlag zur EG-Batterierichtlinie vorgelegt 
(EU-Kommission, 2003d). Der Schwerpunkt des Vor- 
schlages liegt bei der Festlegung von Sammel- und 
Verwertungsquoten für alle Batterien; über die Richt- 
linie 91/157/EWG hinausgehende Schadstoffverbote oder 
-begrenzungen werden nicht vorgeschlagen, insbesondere 
kein Verbot von Nickel-Cadmium-Batterien. 

Schadstoffe in Batterien 

742. Besonders umweltrelevant sind die in Batterien 
enthaltenen Sehadstoffe Cadmium und Quecksilber. Der 
Quecksilbergehalt von Batterien wurde durch das Ver- 
kehrsverbot der Batterieverordnung für Batterien ab be- 
stimmten Quecksilbergehalten in den letzten Jahren stark 
vermindert, an der weiteren Reduktion der noch vorhan- 
denen Quecksilbergehalte wird derzeit intensiv geforscht. 
Entsprechende Regelungen für Cadmium (Cd) gibt es bis- 
lang nicht. Cadmium ist vor allem in Nickel-Cad- 
mium(NiCd)-Batterien enthalten. Aus der Menge der in 
Verkehr gebrachten Batterien (GRS, 2003; BOSCH, 
2003) lässt sich eine in den Abfall eingebrachte Cad- 
miummenge von etwa 440 Mg/a errechnen. Neben Ver- 
brennungsprozessen sowie Düngemitteln sind cadmium- 
haltige Batterien eine wesentliche Primärquelle für Cd- 
Einträge in die Umwelt. 72 % des weltweit in Verkehr ge- 
brachten Cadmiums wird für Nickel-Cadmium-Batterien 
verwendet (RENTZ et al., 2001, S. 177). Der Beitrag der 
NiCd-Batterien zur Cadmiumffacht im Hausmüll wird 
vom Umweltbundesamt auf über 65 % geschätzt (pers. 
Mitt. vom 20. August 2003). Da andere Anwendungen 
von Cd weiter eingeschränkt werden, beispielsweise 
durch ein EU-weites Verbot der Verwendung von Cd-hal- 
tigen Pigmenten und die Einstellung der Verwendung von 
Cd als Stabilisator in PVC (Tz. 730), steigt die relative 
Bedeutung der Cd-haltigen Batterien an den Primäreinträ- 
gen in die Umwelt weiter an (Anteil in Schweden bereits 
90 %; HELCOM, 2002, S. 7). Auch im Rahmen der EG- 
Altfahrzeugrichtlinie (2000/53/EG) und der ROHS- 
Richtlinie über die Beschränkung bestimmter gefährli- 
cher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten (2002/95/ 
EG) wurde die Verwendung von Cd-haltigen Bestandtei- 
len im Einklang mit dem Aktionsprogramm der EU zur 
Bekämpfung der Umweltverschmutzung durch Cadmium 
von 1988 (88/C 30/01) bereits verboten. Eine weitere Re- 
duzierung der Cadmiumeinträge in die Umwelt ist drin- 
gend erforderlich (Abschn. 6.2. 3. 4 zur Belastung des 
Menschen durch Cadmium sowie SRU, 2004, Tz. 52 ff., 
Tz. 158 ff zu den Belastungen von Nord- und Ostsee 
durch Cadmium). 
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743 . Die Bundesregierung strebt bis Ende 2006 eine 
Batterie-Rücknahmequote von 60 % an (Bundesregie- 
rung, 2003), insbesondere durch eine verbesserte Öffent- 
lichkeitsarbeit. Doch selbst eine Rücknahmequote von 
60 % bedeutet, dass ein erheblicher Teil der Batterien in 
den Hausmüll gelangen und somit die Umwelt belasten 
kann. Selbst das Erreichen einer Sammelquote von 60 % 
erfordert bereits erhebliche Anstrengungen, wie die Er- 
fahrungen anderer Länder zeigen (Schweiz 65 %, Belgien 
55 bis 60 % unter großem Aufwand). 

744 . Grundsätzlich existieren für fast alle Anwendun- 
gen von NiCd-Batterien Substitute, meist auf der Basis 
der Nickel-Metallhydrid(NiMH)-Technik oder der 
Lithium-lonen-Technik (NOREUS, 2000; RENTZ et ab, 
2001), teilweise sind jedoch technische Modifikationen in 
den Geräten erforderlich, um das unterschiedliche Lade- 
verhalten und die Temperaturempfindlichkeit insbeson- 
dere der NiMH-Batterien zu berücksichtigen. Dies betrifft 
insbesondere ortsfeste Batterien, Notbeleuchtungen und 
bestimmte Industrieanwendungen. Strittig ist weiterhin 
noch die technische Gleichwertigkeit der Substitute für 
Akku- Werkzeuge, in denen rund 30 % der NiCd-Batfe- 
rien eingesetzt werden (RENTZ et ab, 2001, S. 178), al- 
lerdings werden Akku-Werkzeuge mit NiMH-Batterien 
bereits auf dem Markt angeboten, insbesondere generell 
in Skandinavien und auch in Deutschland bei profes- 
sionellen Werkzeugen, ln Schweden machen hohe Ab- 
gaben auf Cd-haltige Batterien die Verwendung von 
NiCd-Batterien unattraktiv (300 SEK, das entspricht circa 
32 Euro/kg Batteriepack seit 1997, Schwedische Batterie- 
verordnung, SFS 1997:645). Die Menge an verkauften 
NiCd-Batterien (einschließlich in Geräten eingebaute) 
sank daraufhin nach Angaben der Schwedischen Umwelt- 
schutzbehörde (SEPA, pers. Mitt. vom 27. August 2003) 
in Schweden von 1997 bis 2002 um rund 60 %, während 
sie in Deutschland zwischen 1 999 und 2002 nur um rund 
14 % auf rund 2 700 Mg zurückgegangen ist (berechnet 
nach GRS 2003, 2002, 2001; BOSCH, 2003, 2000; VfW- 
REBAT, 2003, 2000). 

Der Vorschlag der EU-Kommission für die neue EG-Bat- 
terierichtlinie sieht keinerlei Einschränkungen für die An- 
wendung cadmiumhaltiger Batterien vor. Stattdessen sol- 
len NiCd-Batterien mit einer Quote von 80 % getrennt 
gesammelt und zu 75 % verwertet werden (Cadmium zu 
100 %). Hinzu kommen umfangreiche Berichtspflichten, 
beispielsweise soll neben Rücknahme- und Verwertungs- 
mengen zusätzlich auch jährlich über die Menge an 
NiCd-Batterien im Siedlungsabfall berichtet werden, so- 
dass detaillierte Abfallanalysen erforderlich werden wür- 
den. Aus Sicht des Umweltrates würde damit mit einem 
hohen Monitoringaufwand ein nur unbefriedigendes Er- 
gebnis erreicht, da der Wirtschaftskreislauf und der Ab- 
fall nicht dauerhaft von Schadstoffen entfrachtet werden. 
Ein solches Verwertungsgebot wäre damit die weniger ef- 
fektive und aufwendigere Alternative zum Stoffverbot 
und kann als ein negatives Beispiel für die vom Umwelt- 
rat nicht empfohlene Verwertungspfadsteuerung angese- 
hen werden. 


Zusammenfassung und Empfehlungen 

745 . Obwohl verbrauchte Batterien nur einen sehr ge- 
ringen Abfallstrom darstellen, tragen sie in nicht unerheb- 
lichem Umfang zur Schadstoffbelastung des Abfalls bei. 
Doch während bereits weit gehende Maßnahmen zur Re- 
duktion der Quecksilbergehalte in Batterien getroffen 
wurden, ist der Anteil cadmiumhaltiger Batterien bisher 
kaum zurückgegangen. Der Umweltrat bedauert, dass die 
Bundesregierung dem Vorschlag der EU-Kommission, 
auf ein Cadmiumverbot zugunsten von Rücknahme- und 
Verwertungspflichten zu verzichten, nicht entschieden 
entgegentritt. Er empfiehlt ihr, sich stattdessen für ein 
Verbot von Cadmium in der Batterierichtlinie einzusetzen 
und somit mittelfristig zu einer wesentlichen Verminde- 
rung der Belastung der Umwelt durch Cadmium beizutra- 
gen. Für die oben genannten speziellen Anwendungen 
(ortsfeste Batterien, Notbeleuchtung und bestimmte In- 
dustrieanwendungen) erscheinen befristete und begrün- 
dete Ausnahmen sinnvoll, die regelmäßig zu überprüfen 
sind, da auch in diesen Bereichen Substitute in der Ent- 
wicklung sind (NOREUS, 2000). 

746 . Solange schadstoffhaltige Batterien in größerer 
Menge im Umlauf sind, ist eine getrennte Sammlung der 
Batterien mit hohen Sammelquoten erforderlich. Eine 
Entsorgung über den Restabfall ist nicht sinnvoll, da Bat- 
terien im Restabfall nach wie vor Störstoffe darstellen. So 
wird die Auslese von Batterien, die als Fehlwürfe in den 
Restabfall gelangen, auch im Rahmen mechanisch-biolo- 
gischer Abfallvorbehandlungsverfahren (z. B. Herhof- 
Verfahren) häufig noch immer in Handklaubearbeit aus- 
geführt (vgl. SRU, 2002, Tz. 1045 ff). Automatische 
Sortierverfahren stehen zwar zur Verfügung, sie erfordern 
aber bisher in der Regel eine Vorzerkleinerung des Re- 
stabfalls. Dabei wird auch ein Teil der Batterien zerstört 
und die Schadstoffe aus diesen Batterien im Restabfall 
verteilt. Damit stellt nach wie vor eine getrennte Erfas- 
sung gebrauchter Batterien die beste Entsorgungsmög- 
lichkeit dar. Die Umweltbelastung infolge verbrauchter 
Batterien in abgelagerten Restabfällen wird künftig mit 
der Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung an Be- 
deutung verlieren. 

Für den Fall, dass ein Verbot von Cadmium in Batterien 
EU-weit nicht durchsetzbar sein sollte, erneuert der Um- 
weltrat seine bereits im Sondergutachten Abfallwirtschaft 
(SRU, 1990, Tz. 896 ff) formulierte Empfehlung, eine 
Pfandpflicht für cadmiumhaltige Batterien sowie queck- 
silberhaltige Knopfzellen einzuführen. Die Erhebung ei- 
ner Abgabe auf Cd-haltige Batterien, wie etwa in Schwe- 
den, stellt aus ökonomischer Sicht nur den zweitbesten 
Weg dar und sollte allenfalls als ergänzende Maßnahme 
in Erwägung gezogen werden, da durch eine Abgabe nur 
ein Teil der Cd-haltigen Batterien substituiert wird. Da- 
rüber hinaus existiert für Batterien auf Basis einer freiwil- 
ligen Initiative der Hersteller und Importeure bereits seit 
1998 ein bundeseinheitliches Rücknahmesystem, sodass 
die erforderlichen institutioneilen Strukturen bereits weit 
gehend vorhanden sind, und die Errichtung eines zentra- 
len Pfandpools weit weniger problematisch erscheint als 
etwa im Bereich der Einweggetränkeverpackungen. 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-367- 


Drucksache 1 5/3600 


8.2.5 Bioabfallverwertung 

747. Derzeit werden in Deutschland Bio- und Grünab- 
falle in etwa 800 Kompostierungsanlagen mit einer ge- 
nehmigten Jahreskapazität von circa 9,6 Mio. Mg kom- 
postiert, weiterhin stehen rund 75 Vergärungsanlagen mit 
einer Kapazität von rund 2,4 Mio. Mg zur Verfügung 
(EUWID Recycling und Entsorgung, 08. Januar 2003). 
1998/99 wurden die erzeugten etwa 4,2 Mio. Mg Kom- 
poste und Gärrückstände in der Landwirtschaft (36 %), 
im Landschaftsbau (21 %), in Hobbygärten (14 %), in Er- 
denwerken (10 %), in Sonderkulturen (7 %), im Erwerbs- 
gartenbau (5 %), im öffentlichen Grün (4 %) und sonsti- 
gen Einsatzbereichen (3 %) verwertet (UBA, 2001a, 
S. 72). Die Differenz zwischen Anlagenkapazitäten und 
der Menge erzeugten Kompostes ist dabei zum einen 
durch die Umwandlung organischer Substanz zu Wasser 
und CO 2 bei der Kompostierung begründet, zum anderen 
auf die nicht vollständige Auslastung der Anlagen zu- 
rückzuführen. 

Kompost wird grundsätzlich wegen seiner vergleichs- 
weise geringen Nährstoffgehalte vorrangig nicht als Dün- 
ger, sondern aufgrund seiner Humusbestandteile als Bo- 
denverbesserungsmittel eingesetzt. 

748. Eine stoffliche Verwertung von Bioabfallen setzt 
die getrennte Sammlung von Bioabfallen voraus. Diese 
Praxis der getrennfen Sammlung von Bioabfallen aus 
Haushalten und deren anschließende Kompostierung oder 
Vergärung wird jedoch mittlerweile aus verschiedenen 
Gründen inffage gestellt: 

- Aus Gründen des vorsorgenden Bodenschutzes wird 
gefordert, den Eintrag von Schadstoffen über Kompost 
und Gärrückstände in landwirtschaftliche Böden zu re- 
duzieren (z. B. BMU und BMVEL, 2002; KÖNIG, 
2003). 

- Es wird zunehmend hinterffagt, inwieweit der Nutzen 
des Kompostes die mit dessen Erzeugung verbunde- 
nen höheren Kosten der getrennten Bioabfallsamm- 


lung und -Verwertung im Vergleich zur gemeinsamen 
Erfassung mit dem Restmüll rechtfertigen (z. B. 
KAIMER und SCHADE, 2002; PASCHLAU, 2003a; 
IHMELS, 2003). 

- Erfassung und Behandlung von Bioabfällen führen zu 
Emissionen von Bioaerosolen, die zu gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen führen können (dazu ausführlich 
Abschn. 12.1.1). 

- Es wird diskufiert, welchen Beitrag zum Klimaschutz 
die energetische Nutzung des Bioabfalls haben kann 
(z. B. KERN et al, 2003; PASCHLAU, 2003a; 
PELCHEN und METZGER, 2003). 

Auf die zum Teil berechtigte Kritik soll im Folgenden nä- 
her eingegangen werden. 

Bioabfallverwertung und Bodenschutz 

749. Im Hinblick auf den vorsorgenden Bodenschutz 
haben BMU und BMVEL (2002) Grenzwertvorschläge 
für Düngemitfel auf Basis des Prinzips „Gleiches zu 
Gleichem“ vorgelegf (zu dem Konzepf auch Tz. 793). Die 
Grenzwertvorschläge für die Anwendung von Komposten 
auf Lehm- und Sandböden sind deutlich schärfer als 
die geltenden Grenzwerte der Bioabfallverordnung 
(BioAbfV) und würden dazu führen, dass Komposte 
auf Sandböden kaum noch verwertet werden könnten 
(Tab. 8-10). Inzwischen wurde eine Weiterentwicklung 
des Konzeptes angekündigt (BANNICK, 2003), die weni- 
ger stark nach Bodenarten differenzierte Grenzwerte vor- 
sieht und eine landwirtschaftliche Kompostverwertung 
weiterhin ermöglichen soll. Die angekündigte Einbezie- 
hung der Bioabfallkomposte in die vorgesehene Artikel- 
verordnung zu Düngemitteln wird sicherlich zu ver- 
schärften Grenzwerten führen. Ein Kriterium für die 
künftige landwirtschaftliche Verwertung könnte eine Gü- 
tesicherung der Komposte sein, die bisher erst für etwa 
63 % der erzeugten Komposte erfolgt (EUWID Recycling 
und Entsorgung, 8. Januar 2003). 


Tabelle 8-10 

Grenzwertvorschläge für Schwermetallgehalte von Komposten 
und festen Gärrückständen in mg/kg Trockensubstanz (TS) 



Cd 

Cr 

Cu 

Hg 

Ni 

Pb 

Zn 

Grenzwertvorschlag 

BMU/BMVEL 2002' 

- Tonböden 

1,4 

75 

80 

0,8 

60 

80 

450 

- Lehmböden 

0,9 

45 

70 

0,5 

45 

60 

390 

- Sandböden 

0,5 

25 

50 

0,2 

25 

40 

330 

Grenzwert Kat. I Bioabfallverordnung 

1,35 

94,4 

94,5 

0,95 

47,3 

135 

405 

Grenzwert Kat. II Bioabfallverordnung 

2,03 

135 

135 

1,35 

67,5 

203 

540 

Mittlere Gehalte in Komposten^ 

0,47 

25,3 

57,7 

0,16 

16,3 

46,4 

203 

SRU/UG 2004/Tab. 8-10; Datenquellen: 

1 BMU und BMVEL, 2002; 2 KEHRES, 2003, S. 313 
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750 . Für organische Schadstoffe enthält die gültige Bio- 
abfallverordnung bisher keine Regelungen. Organische 
Schadstoffe im Kompost spiegeln insbesondere die 
atmosphärische Deposition und ubiquitäre Verbreitung 
dieser Schadstoffe wider (UBA, 2001b, S. 106). Nach ei- 
ner Zusammenstellung verschiedener Kompostunter- 
suchungen von WENZEL und KLEIN (2003) sind die 
Gehalte an polychlorierten Biphenylen (PCB), polyzykli- 
schen Kohlenwasserstoffen (PAK), Benzo(a)pyren und 
dem Phthalat DEHP in Grünabfallkomposten etwas nied- 
riger als in Bioabfallkomposten. Insgesamt sollte nach 
Auffassung des Umweltrates mittelfristig sichergestellt 
werden, dass durch die Ausbringung von Kompost keine 
Anreicherung von Schadstoffen in Böden stattfmdet und 
den Vorsorgegrundsätzen des Bodenschutzes Rechnung 
getragen wird. 

Emission von Bioaerosolen bei der 
Bioabfallverwertung 

751 . ln der Umgebung von Bioabfallkompostierungsan- 
lagen werden erhebliche Konzentrationen an Bioaeroso- 
len gemessen, die zu einer Gesundheitsgefahrdung der 
Bevölkerung führen können, ln Abschnitt 12.1.1 werden 
die Erkennfnisse über Bioaerosolemissionen aus Bioab- 
fallbehandlungsanlagen ausführlich dargestellt und be- 
wertet. Dabei kommt der Umweltrat zu dem Ergebnis, 
dass das Anforderungsniveau an Bioabfallbehandlungs- 
anlagen zum Schutz der Gesundheit von Anwohnern über 
die Vorgaben der neuen TA Luft von 2002 hinaus an die 
Emissionsbegrenzungen für mechanisch-biologische Ab- 
fallbehandlungsanlagen angepasst werden sollte. Für klei- 
nere Anlagen mit einem Durchsatz unter 10 000 Mg/a 
sollten die Mindestabstände zur Wohnbebauung so fest- 
gelegt werden, dass Hintergrundwerte für Biologische 
Aerosole erreieht werden, oder durch Einhausung, Ab- 
lufffassung und Abluftreinigung (z. B. Biofilter und Bio- 
wäseher oder thermische Abluftbehandlung) die Bioaero- 
solemissionen wirksam reduziert werden. Dies gilt 
gleichermaßen auch für die Nachrotte von Gärresten aus 
Biogasanlagen. Diese Anforderungen haben Konsequen- 
zen für die bestehende Anlagenstruktur. Es ist davon aus- 
zugehen, dass insbesondere Anlagen mit einem Durchsatz 
unter 10 000 Mg/a erhebliche Investitionen zu tätigen 
hätten oder anderenfalls geschlossen werden müssten. 

Nutzen von Kompost 

752 . Zu den Wirkungen von Kompost auf landwirt- 
schaftliche Böden gibt es zahlreiche Untersuchungen. 
Kompost hat zum einen Düngeeigenschaften (Stickstoff, 
Phosphor, Kalium) und dient zum anderen als Bodenver- 
besserungsmittel (Zufuhr organischer Substanz sowie von 
basisch wirksamem CaO). Die Leitlinien zur guten fachli- 
chen Praxis erfordern, die Bedeutung der organischen 
Substanz für die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit und 
zum Erhalt der Bodenfunktionen in der landwirtschaftli- 
chen Praxis stärker zu berücksichtigen und soweit not- 
wendig für eine ausreichende Zufuhr von organischer 
Substanz zu sorgen (BMELF, 1999). Dies kann beispiels- 
weise durch Wirtschaftsdünger oder auch durch Kompost 


erfolgen. Ein optimaler Gehalt an organischer Substanz 
fordert die mikrobielle Aktivität im Boden, sorgt für ei- 
nen guten Luft- und Wasserhaushalt durch ein hohes 
Porenvolumen und reduziert damit Erosion. Daneben 
werden die täglichen Temperaturschwankungen gedämpft 
(z. B. HARTMANN, 2002). Für einige Komposte konnte 
auch die Unterdrückung von Pflanzenkrankheiten (Sup- 
pressivität) für unterschiedliche Wirtspflanzen und Erre- 
ger nachgewiesen werden (z. B. Pythium ultimum bei Pe- 
largonien, P. parasitica bei Tomaten). Dies lässt sich im 
Erwerbsgartenbau nutzen. Dabei fungiert die Mikroflora 
der Komposte als Antagonist gegenüber den BCrankheits- 
erregem. Die Wirkung hängt unter anderem vom Reife- 
grad, Salzgehalt und Nährstoffgehalt der Komposte ab; 
Grünabfallkomposte erzielten in Versuchen bessere Wir- 
kungen als Bioabfallkomposte (BRUNS et al., 2003). Ne- 
ben der Zufuhr organischer Substanz haben aber Frucht- 
folge und die Art der Bodenbearbeitung einen 
entscheidenden Einfluss auf die organische Substanz im 
Boden. Insbesondere in Regionen mit einem - auf Nähr- 
stoffe bezogenen - Überschuss an Wirtschaftsdüngem ist 
daher die landwirtschaftliche Verwertung von Kompost 
eher fraglich. 

753 . Im Garten- und Landschaftsbau sowie Hobbygar- 
tenbau steht Bioabfallkompost inzwischen vorrangig in 
Konkurrenz zu anderen biogenen Abfallen, insbesondere 
Rindenhumus (VOGT et al., 2002, S. 419). Verschiedene 
Versuche in gartenbaulichen Anwendungen haben jedoch 
auch gezeigt, dass qualitativ hochwertige Komposte in 
begrenztem Umfang auch torfhaltige Substrate ersetzen 
können (DBU, 2003). 

In einem Verbund-Forschungsprojekt der DBU werden 
derzeit die Vor- und Nachteile der Kompostverwertung 
genauer untersucht (DBU, 2003). Das schließt auch eine 
standortspezifische und einzelbetriebliche Untersuchung 
des wirtschaftlichen Nutzens von Kompost in der Land- 
wirtschaft ein. Erste Ergebnisse zeigen wirtschaftliche 
Vorteile (erhöhte Erträge) durch Komposteinsatz vor al- 
lem für reine Markffruchtbefriebe auf Böden mif subopti- 
malen Humusgehalten oder ph- Werten und ungünstiger 
Bodenstruktur (GROSSKOPF und SCHREIBER, 2003). 
Auch das Schweizer Bundesamt für Umwelf, Wald und 
Landschaft lässt derzeit sowohl den Nutzen von Kompost 
und Gärgut als auch die Belastung mit organischen 
Schadstoffen in Kompost und Gärgut untersuchen (BU- 
WAL, 2003). Eine abschließende Bewertung des Nutzens 
von Kompost in der Landwirtschaft, die nicht nur die 
Düngereigenschaften, sondern auch die bodenverbessem- 
den Eigenschaften einbezieht, sollte diese Ergebnisse be- 
rücksichtigen. 

Kosten der Bioabfallverwertung 

754 . Die getrennte Sammlung und Verwertung von Bio- 
abfällen führt in der Regel zu höheren Gesamtkosten in 
der Abfallentsorgung für die privaten Haushalte, die 
Spannbreite ist allerdings erheblich. SCHEFFOLD 
(1998) ermittelte Kostensteigerungen von 6 bis 25 Euro 
pro Einwohner jährlich durch die Einführung der Bio- 
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tonne. VOGT et al. (2002, S. 444) kommen zu einer 
Mehrbelastung von jährlich cirka 3,60 Euro je Einwoh- 
ner. Die höheren Kosten für den Bioabfall werden unter 
anderem einer aufwendigeren Entsorgungslogistik zuge- 
schrieben. Es wurde daher vorgeschlagen, aus Kosten- 
gründen nur noch Grünabfälle getrennt zu sammeln, die 
übrigen Bioabfalle zusammen mit dem Hausmüll zu er- 
fassen und nach Behandlung energetisch zu verwerten 
(KAIMER und SCHADE, 2002). Ob die Bioabfallver- 
wertung tatsächlich teurer ist als die gemeinsame Erfas- 
sung mit dem Hausmüll, hängt jedoch auch von den Kos- 
ten der Restmüllentsorgung ab. Diese Kosten werden mit 
der Einstellung der Deponierung unbehandelter Abfalle 
voraussichtlich ansteigen. Nach einer Modellrechnung 
von SCHEFFOLD et al. (2002) kann die Bioabfallsamm- 
lung kostenneutral eingeführt werden, wenn die Mehr- 
kosten für die Behandlung von gemischtem Hausmüll um 
25 bis 90 Euro/Mg über den Behandlungskosten für Bio- 
abfall liegen. 

Eine Nufzen-Kosten-Analyse der dänischen EPA kommt 
zu dem Ergebnis, dass die Kompostierung deutlich un- 
günstiger sei als Verbrennung oder Vergärung (BAKY 
und ERIKSSON, 2003). Die in der Studie gewählten An- 
nahmen und Randbedingungen, die das Ergebnis ent- 
scheidend beeinflussen, sind jedoch innerhalb des wissen- 
schaftlichen Begleitkreises umstritten (WEYDLING und 
CARLSBAEK, 2003). Ähnliche Untersuchungen für 
Deutschland liegen nicht vor. Inwieweit der Nutzen von 
Kompost die Kosten rechtfertigt, ist daneben stark von lo- 
kalen Randbedingungen wie der bestehenden Entsor- 
gungsinfrastruktur und den Komposteinsatzmöglichkei- 
ten abhängig. 

Energetische Verwertung von Bioabfällen 

755 . Bioabfall eignet sich neben einer stofflichen 
grundsätzlich auch zu einer energetischen Verwertung. Es 
bestehen unterschiedliche Möglichkeiten, Bioabfall ener- 
getisch zu verwerten. Beispielsweise kann durch eine 
Vergärung der Bioabfalle energetisch verwertbares Faul- 
gas erzeugt werden. EEIBLE et al. (2003, S. 400) rechnen 
aufgrund der Förderung durch das Emeuerbare-Energien- 
Gesetz (EEG) insbesondere mit einer zunehmenden Be- 
deutung der Co-Vergärung von Bioabfallen in landwirt- 
schaftlichen Biogasanlagen und Faulbehältern von Klär- 
anlagen. 

756 . Für eine direkte energetische Verwertung in ent- 
sprechenden Feuerungsanlagen ist eine getrennte Erfas- 
sung der Bioabfälle in den Haushalten nicht erforderlich 
beziehungsweise nicht erwünscht, da sie aufgrund ihrer 
hohen Feuchte einen im Vergleich zu anderen biogenen 
Abfällen wie Holz oder Papier geringen Heizwert von 
3 500 MJ/Mg (KERN et al., 2003, S. 367) haben und 
ohne vorherige Trocknung nicht selbstgängig brennbar 
sind. Beispielsweise kann eine Teilfraktion eines ge- 
mischten Hausmülls in mechanisch-biologischen oder 
mechanisch-physikalischen Anlagen zu Ersatzbrennstof- 
fen aufbereitet werden. Diese können anschließend in in- 
dustriellen Feuerungsanlagen eingesetzt werden. Es hängt 
jedoch sehr vom eingesetzten Aufbereitungsverfahren ab. 


welcher Anteil des Bioabfalls tatsächlich in die Ersatz- 
brennstofffraktion gelangt und anschließend energetisch 
verwertet wird. 

EU-Bioabfallrichtlinie 

757 . EU-weit gibt es einen Trend zur getrennten Samm- 
lung und Verwertung von Bioabfällen. Während in 
Deutschland, Österreich, dem flämischen Teil Belgiens, 
den Niederlanden, Schweden, der Schweiz, Norwegen 
und Luxemburg bereits entsprechende rechtliche Rege- 
lungen umgesetzt sind, bereiten weitere Länder dies zur- 
zeit vor. In einem Großteil der Länder wurden gesetzliche 
Qualitätsstandards und/oder freiwillige Gütesicherungs- 
systeme eingeführt, um die Verwertung der Komposte zu 
gewährleisten (BARTH, 2003). Die Agenda der EU- 
Kommission sieht eine europäische Bioabfallrichtlinie 
vor, die voraussichtlich Ende des Jahres 2004 vorgelegt 
wird. 

Zusammenfassung und Empfehlungen 

758 . Die heute praktizierte Bioabfallverwertung ist aus 
verschiedenen Gründen in die Kritik geraten. So sollen 
die Schadstoffgehalte im Sinne eines vorsorgenden Bo- 
denschutzes stärker begrenzt werden. Es bleibt aber wei- 
terhin umstritten, ob der Nutzen der Bioabfallverwertung 
die Kosten für die getrennte Sammlung und Verwertung 
rechtfertigt. Nicht zuletzt wird auch den Bioaerosolemis- 
sionen aus Kompostierungsanlagen jetzt verstärkte Auf- 
merksamkeit gewidmet. 

Das vom Umweltrat empfohlene Steuerungsmodell, in 
der Abfallwirtschaft primär die umweltbezogenen Rah- 
menbedingungen auf hohem Umweltschutzniveau zu re- 
gulieren und die Verwertungs- oder Beseitigungswege 
nicht konkret vorzugeben, hat für die Bioabfallverwer- 
tung eine Reihe von Konsequenzen: Grundsätzlich sollten 
die Emissionsanforderungen an Bioabfallbehandlungsan- 
lagen so verschärft werden, dass die Bevölkerung keiner 
Gesundheitsgefährdung durch Bioaerosole ausgesetzt ist. 
Hinsichtlich der Schadstoffeinträge in Böden sollte es bei 
der Bioabfallsammlung vorrangiges Ziel sein, ausschließ- 
lich schadstoffarme, gütegesicherte Komposte zu gewin- 
nen und zu verwerten. Bei der Entscheidung vor Ort, ob 
eine getrennte Bioabfallsammlung sinnvoll ist, muss aber 
auch berücksichtigt werden, ob der Kompost in der be- 
treffenden Region sinnvoll genutzt werden kann. Die An- 
wendung von Kompost kann auf geeigneten Flächen zur 
Erhaltung oder Vermehrung der organischen Substanz im 
Boden beitragen, die Bodenfruchtbarkeit verbessern und 
die landwirtschaftlich genutzten Böden weniger anfällig 
für Bodenerosion und Bodenschadverdichtung machen. 
Der Schutz vor Bodenerosion und Bodenschadverdich- 
tung ist zwar im Bundes-Bodenschutzgesetz verankert, 
wird bisher aber nur unzureichend in die Praxis umgesetzt 
(Abschn. 9.2.4). Es kann davon ausgegangen werden, 
dass eine verstärkte Berücksichtigung dieses Aspektes 
auch die Wertschätzung für (qualitativ hochwertigen) 
Kompost erhöhen kann. Insgesamt ergibt sich daraus, die 
weitere Forcierung des Ausbaus der getrennten Bioabfall- 
sammlung unter diesen Aspekten zu überdenken. 
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759. Solange jedoch die Abfallablagerungsverordnung 
nicht vollständig umgesetzt ist, können Bioabfalle, die im 
unbehandelt auf Deponien abgelagerten Restmüll verblei- 
ben, weiterhin zu verstärkten Emissionen von Deponien 
beitragen. Daneben sollte beachtet werden, dass ange- 
sichts knapper Kapazitäten zur Behandlung von Sied- 
lungsabfällen ab Juni 2005 eine Einschränkung der Ge- 
trenntsammlung von Bioabfallen zumindest zum jetzigen 
Zeitpunkt fragwürdig ist. Ob eine getrennte Bioabfaller- 
fassung und -Verwertung sinnvoll ist, hängt daher auch 
sehr stark von der regional vorhandenen abfallwirtschaft- 
lichen Infrastruktur ab. 

8.2.6 Klärschlammentsorgung 

8.2. 6.1 Landwirtschaftliche 

Klärschlammverwertung 

760. Die Entsorgung von Klärschlamm wird seit lan- 
gem intensiv diskutiert, insbesondere Nutzen und Risiken 
der landwirtschaftlichen Klärschlammverwertung. Inzwi- 
schen bereitet die Bundesregierung eine Artikelverord- 
nung zur Neuregelung der Klärschlammverordnung und 
weiterer düngemittelbezogener Verordnungen vor. 

Die derzeitigen Entsorgungswege für Klärschlamm sind 
in Abbildung 8-3 dargestellt. Seit 1998 ist der Anteil der 
deponierten und stofflich verwerteten Klärschlamme 
leicht gesunken und der Anteil der thermisch entsorgten 


Schlämme um etwa 40 % angestiegen; dennoch wird wei- 
terhin der größte Anteil in der Landwirtschaft und im 
Landschaftsbau stofflich verwertet. Die Entsorgungswege 
variieren regional sehr stark: Während in einigen Bundes- 
ländern (z. B. Niedersachsen, Brandenburg, Mecklen- 
burg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen) über 80 % 
des Klärschlamms in der Landwirtschaft und im Land- 
schaftsbau stofflich verwertet werden, überwiegt in ande- 
ren Ländern wie Berlin und Hamburg die thermische Ent- 
sorgung (berechnet nach Mitt. des Statistischen 
Bundesamtes vom 6. Mai 2003). 

761. Der Umweltrat hat sich zuletzt im Umweltgutach- 
ten 2002 mit der Klärschlammentsorgung auseinander- 
gesetzt. Er hat insbesondere dafür plädiert, einheitliche 
Maßstäbe an die Schadstofffrachten für den Einsatz aller 
Düngemittel anzuwenden, da nicht nur Klärschlamm, 
sondern auch Wirtschaftsdünger, Mineraldünger und 
Kompost Schadstoffe enthalten. Als einen ersten Schritt 
hat er daher zunächst eine Absenkung der Schadstoff- 
grenzwerte für Klärschlamm auf etwa das l,5fache der 
derzeitigen in Klärschlammen gefundenen Mittelwerte 
vorgeschlagen. Hinsichtlich eines schnellen Umstieges 
von der landwirtschaftlichen Verwertung und Deponie- 
rung zur thermischen Behandlung von Klärschlamm hat 
der Umweltrat darauf hingewiesen, dass ausreichende 
Behandlungskapazitäten erst noch geschaffen werden 
müssen. 


Abbildung 8-3 

Entsorgungswege für Klärschlamm aus der biologischen Abwasserbehandlung 
öffentlicher Kläranlagen 1998 und 2001 
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SRUAJG 2004/ Abb. 8-3; Datenquelle: berechnet nach Mitt. des Statistischen Bundesamtes vom 6. Mai 2003 
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762 . Es sollte berücksichtigt werden, dass die landwirt- 
schaftliche Klärschlammverwertung nach derzeitiger 
Kenntnis keine akute Gefahr für Umwelt oder Gesundheit 
darstellt. Die Schwermetalleinträge in die Böden sollten 
aber aus Vorsorgegründen reduziert werden, um zu einer 
nachhaltigen Bewirtschaftung der Böden zu kommen, ln 
einer Untersuchung der Landesanstalt für Umweltschutz 
(LfU) Baden-Würtemberg wurden langjährig mit Klär- 
schlamm gedüngte Versuchs- und Praxisflächen und un- 
gedüngte Ackerflächen (als Referenzflächen) verglei- 
chend auf die Anreicherung von Schadstoffen untersucht 
(LfU, 2003). An den Praxisstandorten mit hohen Klär- 
schlammaufbringungsmengen wurden dabei Anreiche- 
rungen von Kupfer, Zink, Organozinnverbindungen und 
polyzyklischen Moschusverbindungen nachgewiesen; auf 
einer Versuchsfläche zusätzlich auch Anreicherungen von 
Cadmium, Blei, Quecksilber, PCB, PAK und DDT, die 
aufgrund des Vergleiches mit den Referenzflächen ein- 
deutig den Klärschlammen zugerechnet werden konnten. 
Die Schwermetallgehalte der aufgebrachten Klär- 
schlamme lagen deutlich unter den Grenzwerten der gel- 
tenden Klärschlammverordnung und entsprechen weit- 
gehend durchschnittlich belasteten Klärschlammen; auf 
den Versuchsflächen wurden allerdings höher belastete 
Klärschlamme aufgebracht. Auf den Versuchsflächen 
wurden die Vorsorgewerte der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung teils überschritten. Damit konnte 
gezeigt werden, dass die derzeitige landwirtschaftliche 
Klärschlammverwertung tatsächlich zu Anreicherungen 
von Schwermetallen und organischen Schadstoffen führt. 
In anderen Dauerfeldversuchen mit Klärschlamm wurden 
dagegen keine signifikanten Anreicherungen von 
Schwermetallen durch Klärschlammaufbringung festge- 
stellt (VDLUFA und ATV-DVWK, 2003a). 

763 . BMU und BMVEL haben ein Konzept zum Dün- 
gemitteleinsatz in der Landwirtschaft vorgelegt, das aus 
Gründen des vorsorgenden Boden- und Gewässerschut- 
zes eine Neuregelung der landwirtschaftlichen Verwer- 
tung von Klärschlamm, Bioabfall und Wirtschaftsdün- 
gem vorsieht und einheitliche Maßstäbe an alle 
Düngemittel mit Ausnahme der Mineraldünger stellt 
(BMU und BMVEL, 2002, zu dem Konzept auch 
Tz. 793 f). Diesem Konzept ist der Ansatz „Gleiches zu 
Gleichem“ zugrunde gelegt, das heißt die Begrenzung 


von Schadstoffen in Düngemitteln auf ein Konzentra- 
tionsniveau, das dem des Aufbringungsstandortes ent- 
spricht. Nach diesem Konzept würde die bisherige land- 
wirtschaftliche Klärschlammverwertung, mit Ausnahme 
besonders schadstoffarmer Klärschlamme, weitgehend 
einzustellen sein. Dies gilt auch für die kürzlich angekün- 
digte Weiterentwicklung dieses Konzeptes (BANNICK, 
2003). 

Angestoßen durch diesen Vorschlag fand in den letzten 
zwei Jahren eine intensive Diskussion über die Zukunft 
der Klärschlammentsorgung statt. Verschiedene Altema- 
tivkonzepte zur Begrenzung von Schadstoffgehalten in 
Düngemitteln einschließlich Klärschlamm wurden vorge- 
legt, beispielsweise von Nordrhein- Westfalen (KÖNIG, 
2003), Schleswig-Holstein (HAKEMANN und KLEIN- 
HANS, 2003) und dem Verband der landwirtschaftlichen 
Untersuchungsanstalten (VDLUFA) (SEVERIN et al., 
2002). Diese Konzepte werden in Abschnitt 9. 2. 2. 4 im 
Kapitel Bodenschutz näher erläutert. 

Tabelle 8-11 gibt einen Überblick über die auf der Basis 
unterschiedlicher konzeptioneller und rechnerischer 
Überlegungen abgeleiteten Grenzwertvorschläge für 
Klärschlamm. Die Vorschläge liegen teilweise recht weit 
auseinander. Doch alle Grenzwertvorschläge unterschrei- 
ten deutlich die Grenzwerte der gültigen Klärschlamm- 
verordnung (AbfKlärV). Sie liegen auch weit unter den 
bisher bekannten Grenzwertvorschlägen der EU-Kom- 
mission und mit einer Ausnahme auch unter den von der 
EU-Kommission für das Jahr 2025 vorgeschlagenen Ziel- 
werten. Das von Schleswig-Holstein vorgelegte Konzept 
macht die zulässigen Schwermetallgehalte vom Nähr- 
stoffgehalt und der aufgebrachten Menge abhängig, so- 
dass keine allgemeinen Grenzwerte, sondern lediglich 
Belastungsobergrenzen genannt werden, mit denen sehr 
hoch schadstoffbelastete Düngemittel von der Anwen- 
dung ausgeschlossen werden sollen. Daher sind diese 
Werte nicht direkt mit den anderen Grenzwertvorschlägen 
vergleichbar und werden in der Tabelle nicht mit aufge- 
führt. Aufgrund der Belastung der Klärschlamme mit or- 
ganischen Schadstoffen, die sowohl hinsichtlich der Kon- 
zentrationen als auch der Wirkungen unzureichend 
untersucht sind, wird in dem schleswig-holsteinischen 
Konzept allerdings mittelfristig der Ausstieg aus der land- 
wirtschaftlichen Klärschlammverwertung empfohlen. 


Tabelle 8-11 

Vergleich verschiedener Vorschläge zur Begrenzung von Schwermetallen in Klärschlammen 
bei landwirtschaftlicher Verwertung in mg/kg Trockensubstanz (TS) 



Pb 

Cd 

Cr 

Ni 

Hg 

Cu 

Zn 

BMU und BMVEL (2002) 

- Tonböden 

80 

1,4 

75 

60 

0,8 

80 

450 

- Lehmböden 

60 

0,9 

45 

45 

0,5 

70 

390 

- Sandböden 

40 

0,5 

25 

25 

0,2 

50 

330 
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noch Tabelle 8-11 



Pb 

Cd 

Cr 

Ni 

Hg 

Cu 

Zn 

VDLUFA (2003) 

200 

2,5 

200 

80 

2 

550 

1 400 

KÖNIG (2003) 

60 

1,2 

170 

70 

0,8 

200 

650 

SRU (2002) 

100 

2 

100 

50 

1,5 

400 

1 200 

EU-Kommission (2000b) 

750 

10 

1000 

300 

10 

1 000 

2 500 

- Zielwerfe ab 2025 

200 

2 

600 

100 

2 

600 

1 500 

Niederländische Grenzwerte 
(naeh UVM, 2002) 

100 

1,25 

75 

30 

0,75 

75 

300 

Dänische Grenzwerte 
(nach UVM, 2002) 

120 

0,8 

100 

30 

0,8 

100 

4 000 

Mittlere Gehalte 
(SEVERIN ef ab, 2002) 

67,7 

1,47 

50 

23,3 

1,17 

275 

835 

Geltende Klärschlammver- 
ordnung (AbfKlärV) 

900 

10 

900 

200 

8 

800 

2 500 

SRU/UG 2004/Tab. 8-11 


764. Zur Ergänzung des vom VDLUFA vorgeschlage- 
nen Konzeptes haben VDLUFA und der Verband der 
Kläranlagenbetreiber (ATV-DVWK) ergänzend ein frei- 
williges Gütesicherungssystem zur landbaulichen Ver- 
wertung von Klärschlamm entwickelt (VDLUFA und 
ATV-DVWK, 2003a, 2003b). Diese Qualitätssicherung 
beinhaltet unter anderem eine bessere Indirekteinleiter- 
überwachung, eine optimierte Prozesssteuerung bei der 
Abwasserbehandlung einschließlich Auswahl der Abwas- 
serbehandlungschemikalien sowie Vorgaben für die An- 
wendung des Klärschlamms direkt im landwirtschaft- 
lichen Betrieb. Die Gütesicherung hat den Vorteil, dass 
neben den Schadstoffen auch andere Umweltauswirkun- 
gen der Klärschlammaufbringung (z. B. Stickstoffaus- 
waschung durch falschen Ausbringungszeitpunkt) durch 
bessere Kontrolle gemindert werden können. 

765. Anfang der 1990er-Jahre wurde das Transferver- 
halten verschiedener organischer Schadstoffe aus dem 
Boden in die Pflanzen untersucht und festgestellt, dass 
Übergänge in die angebauten Pflanzen kaum stattfinden, 
sodass Begrenzungen von Einträgen organischer Schad- 
stoffe in die Böden in Bezug auf die Nahrungsmittelpro- 
duktion vor allem aus Vorsorgeaspekten erfolgen 
(BERGS, 2003). Flinsichtlich der Wirkung verschiedener 
organischer Chemikalien (Eineare Alkylbenzolsulfonate 
(EAS), Nonylphenol, Tributylzinn (TBT), Benzo(a)py- 
ren und die Phthalate DEHP und DBP) auf Bodenorganis- 
men haben WENZEL und KLEIN (2003) im Auftrag des 
Umweltbundesamtes Risikoabschätzungen durchgeführt 
und zu Gehalten in Klärschlammen in Bezug gesetzt. Sie 
kommen dabei zu dem Ergebnis, dass die Gehalte an LAS 
und Nonylphenol in Klärschlammen, sofern sie unterhalb 
des von der EU vorgeschlagenen Grenzwertes liegen. 


kein Risiko für die Bodenorganismen darstellen. Für 
Benzo(a)pyren, TBT, DEHP und DBP, die im Boden ak- 
kumulieren, liegen dagegen nur wenige, für polyzykli- 
sche Moschusverbindungen keine Daten zur Wirkung auf 
Bodenorganismen vor. Bei Beaufschlagung von Böden 
mit Klärschlammen mit sehr hohen TBT-Gehalten kann 
der PNEC-Wert (Predicted No Effect Concentration) er- 
reicht werden. Aus einer groben Abschätzung der Wir- 
kungen von DBP und DEHP leiten die Autoren ab, dass 
bei Einhaltung der von der EU vorgeschlagenen Klär- 
schlammgrenzwerte für diese Stoffe voraussichtlich 
keine Schädigung der Pflanzen und Bodenorganismen 
erfolgt. 

8.2.6.2 Thermische Klärschlammbehandlung 

766. Betraehtet man die relative Belastung der Klär- 
sehlamme in Bezug auf die Nährstoffgehalte im Vergleich 
zu anderen Düngemitteln (Phosphor, Stickstoff, Kalium, 
Calcium), so zeigt sich, dass Wirtschaftsdünger und Mine- 
raldünger mit wenigen Ausnahmen (Kupfer und Zink in 
Schweinegülle, Cadmium in Triplesuperphosphat) im 
Verhältnis zu den Nährstoffgehalten deutlich geringer be- 
lastet sind als Klärschlamm (Daten bezogen auf Nord- 
rhein-Westfalen) (BERGER et ab, 2003, S. 21 ff). Ein 
Verzicht auf Klärschlamm als Dünger würde somit nicht 
zu höheren Einträgen über andere Dünger fuhren. Demge- 
genüber ist bei thermischen Entsorgungsanlagen aus öko- 
logischer Sicht zwischen den verschiedenen Anlagenarten 
zu unterscheiden. Nur etwa die Hälfte der derzeit vorhan- 
denen (genehmigten) Kapazität zur thermischen Behand- 
lung findet sich in Mono-Klärschlammverbrennungsan- 
lagen oder Abfallverbrennungsanlagen, über 40 % 
dagegen in Kohlekraftwerken. Die Abgasreinigung der 
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Kohlekraftwerke ist jedoch nicht von vornherein auf die 
Schadstoffbelastung der Klärschlamme ausgelegt. Sie emit- 
tieren damit vergleichsweise höhere Konzentrationen an 
leichtflüchtigen Schwermetallen (FEHRENBACH et al., 
2002). Die überwiegend thermische Entsorgung der Klär- 
schlamme würde jedoch die in den Klärschlammen enthal- 
tenen organischen Industriechemikalien und Arzneimittel- 
reste beseitigen und damit aus der Umwelt femhalten (zu 
organischen Spurenstoffen s. Kap. 5.6). 

767 . JOHNKE et al. (2003) haben einen Beitrag der 
Verbrennung des gesamten heute landwirtschaftlich ver- 
werteten Klärschlamms zur Entlastung mit Treibhausga- 
sen von rund 500 000 Mg C02-Äquivalenten errechnet 
(ohne Berücksichtigung der Transportemissionen). Den 
größten Effekt hat dabei die Verminderung der Methan- 
emissionen, die bei der Verbrennung gegenüber der land- 
wirtschaftlichen Verwertung entfallen, für die es jedoch 
nur grobe Schätzungen gibt. 

768 . Die Rückgewinnung des im Klärschlamm enthalte- 
nen Nährstoffes Phosphat ist bei der Mitverbrennung in 
Abfallverbrennungsanlagen oder Kohlekraftwerken nicht 
möglich. Zur Phosphatrückgewinnung aus Abwässern, 
Klärschlamm oder Klärschlammaschen werden derzeit 
verschiedene Verfahren untersucht oder im Pilotmaßstab 
erprobt. Allen Verfahren ist jedoch gemeinsam, dass die 
Kosten für die Phosphatrückgewinnung noch um ein 
Vielfaches höher sind als für die Gewinnung von Primär- 
phosphat. Es wird erwartet, dass langfristig einerseits die 
Rückgewinnungskosten durch verstärkte Erforschung 
und großtechnischen Einsatz dieser Verfahren sinken, 
zum anderen die Rohstoffkosten steigen werden 
(PINNEKAMP, 2003). 

Kapazitäten für die thermische Behandlung 

769 . Als Alternativen zur landwirtschaftlichen Verwer- 
tung und großtechnisch erprobt gelten die Verbrennung in 
Mono-Klärschlamm- Verbrennungsanlagen, die Mitver- 
brennung in Abfallverbrennungsanlagen und Kohle- 
kraftwerken sowie die Mitvergasung im Sekundärroh- 
stoffverwertungszentrum Schwarze Pumpe (SVZ) 
(JOHNKE et al., 2003). Weitere Verfahren sind in der Er- 
probungsphase (z. B. dezentrale Vergasung, nach 
EUWID Recycling und Entsorgung, 3. Dezember 2002). 
Bei Zementwerken verhindert die fehlende Abscheide- 
technik für Quecksilber die Annahme größerer Mengen 
von Klärschlammen (HANßEN, 2003). Aufgrund der Ab- 
fallablagerungsverordnung soll die Ablagerung von Klär- 
schlamm auf Deponien zu Mitte 2005 eingestellt werden, 
sodass auch für die bisher deponierten rund 160 000 Mg/a 
Klärschlamm aus öffentlichen Abwasserbehandlungsan- 
lagen andere Entsorgungsmöglichkeiten zu suchen sind. 
Gleichzeitig wird darüber hinaus auch für andere Abfalle 
verstärkt nach Mitverbrennungsmöglichkeiten gesucht 
werden, sodass diese Kapazitäten knapp werden könnten. 
Es wird davon ausgegangen, dass die gesamten Klär- 
schlamme theoretisch in Kraftwerken verbrannt werden 
können (JOHNKE, 2001; HANßEN, 2003). Derzeit steht 
in deutschen Kohlekraftwerken für Klärschlamme eine 


Mitverbrennungskapazität von 450 000 Mg/a (TS) zur 
Verfügung, weitere 110 000 Mg/a sind geplant (EUWID 
Recycling und Entsorgung vom 13. Mai 2003). BUCK 
(2003) weist allerdings daraufhin, dass durch die Absen- 
kung von Emissionsgrenzwerten im Zuge der Umsetzung 
der novellierten 17. BImSchV vor allem ältere Kraft- 
werke die Mitverbrennung einstellen werden. Als weitere 
technische Grenzen für die Mitverbrennung nennt er bei- 
spielsweise die Schädigung von Katalysatoren durch im 
Klärschlamm enthaltene Spurenelemente und die Beein- 
trächtigung der Flugaschequalität bei Steinkohlekraftwer- 
ken. Nach einer Abschätzung von HANßEN (2003) las- 
sen sich trotz technischer Grenzen vor allem die 
Kapazitäten in Kohlekraftwerken langfristig deutlich stei- 
gern. Allerdings sind die Mitverbrennungsmöglichkeiten 
in Deutschland regional sehr ungleich verteilt. 

770 . Es ist daher damit zu rechnen, dass auch neben der 
Mitverbrennung zusätzliche eigenständige Klärschlamm- 
verbrennungskapazitäten, zum Beispiel durch zusätzliche 
Monoverbrennungsanlagen geschaffen werden müssen. 
Die kurzfristige und radikale Absenkung der Schadstoff- 
grenzwerte für Klärschlamm bei gleichzeitigem Fehlen 
entsprechender thermischer Entsorgungskapazitäten kann 
dazu führen, dass Klärschlamm in andere EU-Staaten ex- 
portiert und dort in der Landwirtschaft eingesetzt wird, da 
Klärschlamm EU-rechtlich als Verwertungsabfall frei ge- 
handelt werden darf. Die bisher vorliegenden Vorschläge 
der EU-Kommission zur Europäischen Klärschlamm- 
richtlinie lassen keine vergleichbar niedrigen Grenzwerte 
erwarten, und in ihrer Mitteilung zur geplanten europäi- 
schen Bodenschutzstrategie (EU-Kommission, 2002) 
hebt die EU-Kommission sogar die Vorteile der landwirt- 
schaftlichen Klärschlammverwertung hervor. 

Zusatzkosten durch Umstellung von landwirtschaft- 
licher auf thermische Klärschlammentsorgung 

771 . Die Kosten für die thermische Entsorgung hängen 
von der jeweiligen Technik ab. Sie sind bei Monover- 
brennungsanlagen mit rund 370 bis 600 Euro/Mg am 
höchsten, für Mitverbrennung in Kohlekraftwerken mit 
rund 150 bis 200 Euro/Mg (inkl. Mahlung und Trock- 
nung) am niedrigsten (JOHNKE, 2001). Eine Arbeits- 
gruppe aus Vertretern baden-württembergischer Kommu- 
nen, Aufsichtsbehörden und des Ministeriums für 
Umwelt und Verkehr hat errechnet, dass durch die voll- 
ständige Umstellung auf thermische Entsorgung Mehr- 
kosten in Höhe von circa 0,04 bis 0,17 Euro/m^ Abwasser 
für die Kläranlagen in Baden-Württemberg anfallen. Der 
höhere Wert gilt dabei für Nassschlamm, der niedrigere 
für entwässerten Klärschlamm (UVM, 2003). Das Minis- 
terium für Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg 
weist darauf hin, dass zukünftig auch die landwirtschaft- 
liche Verwertung teurer werden wird, wenn strengere 
Schadstoff-Grenzwerte intensivere Klärschlamm- und 
Bodenuntersuchungen erfordern (UVM, 2003). Eine Um- 
frage unter Kommunen ergab dagegen Schätzungen der 
Mehrkosten von 0,13 bis 0,26 Euro/m^ Abwasser 
(EUWID Recycling und Entsorgung, 26. Novem- 
ber 2002). Dabei ergeben sich hohe Kosten insbesondere 
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in Regionen, wo keine Mitverbrennungsmöglichkeiten 
bestehen. Die Kosten fiir eine vor der thermischen Ent- 
sorgung erforderliche Konditionierung des Klärschlamms 
(Eindickung, Entwässerung, ggf. Trocknung) sind für 
kleine Kläranlagen (bis 10 000 Einwohnerwerte (EW)) 
mehr als doppelt so hoch wie für große Anlagen ab 
70 000 EW (LEIBLE et al, 2003). 

8.2. 6.3 Zusammenfassung und Empfehlungen 

772. Die derzeitige landwirtschaftliehe Klärschlamm- 
verwertung steht nicht im Einklang mit einem vorsorgen- 
den Bodenschutz, da langfristige Schadstoffanreicherun- 
gen in landwirtschaftlichen Böden nicht wirksam 
verhindert werden. Jedoch besteht auch keine akute Ge- 
fährdung, die zu sofortigem und drastischem Handeln 
zwingt. Über das langfristige Ziel, zu einer nachhaltigen 
Düngung ohne Schadstoffanreicherung in den Böden zu 
kommen, besteht weitgehend Einigkeit, allerdings gehen 
die Vorstellungen, wie schnell und auf welche Weise man 
zu diesem Ziel gelangt, weit auseinander. Verschiedene 
Konzepte, die von einem sofortigen Verbot der Klär- 
schlammausbringung bis zu verminderten Sehadstoffein- 
trägen mit freiwilliger Qualitätssicherung reichen, liegen 
vor. 

Der Umweltrat begrüßt grundsätzlich die Planungen zur 
einheitlichen Neuregelung von Klärschlamm-, Düngemit- 
tel- und Bioabfallverordnung. Er bekräftigt die Empfeh- 
lung für eine Absenkung der bestehenden Grenzwerte 
und Einführung weiterer Schadstoffgrenzwerte, insbeson- 
dere für organische Sehadstoffe, wobei für eine Reihe von 
Schadstoffen noeh Forschungsbedarf besteht (z. B. Ad- 
sorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX), 
Nonylphenol, Arzneimittel). Aus Sicht des Umweltrates 
sollten die Grenzwerte sehrittweise abgesenkt werden, 
wie bereits im Umweltgutaehten 2002 empfohlen. Die 
von BMU und BMVEL geplante Übergangsffist von ei- 
nem Jahr (BMU und BMVEL, 2002) für die vorgeschla- 
gene drastische Verschärfüng der Klärschlamm-Grenz- 
werte und dem damit erzwungenen weit gehenden 
Ausstieg aus der landwirtschaftlichen Klärschlammver- 
wertung ist allerdings zu kurz. Es besteht die Gefahr, dass 
hier das Vollzugsdefizit gleich mit eingebaut wird. 

773. Bei verstärkter Nutzung der Mitverbrennung ist 
anzustreben, dass aufgrund der begrenzten Rückhaltung 
von leichtflüchtigen Schwermetallen dieser Weg vor al- 
lem für schwächer mit diesen Schwermetallen belastete 
Schlämme genutzt wird und dass mittelfristig die Mitver- 
brennungsanlagen entsprechend nachgerüstet werden. So- 
fern Klärschlamm vor der thermischen Entsorgung ge- 
trocknet werden muss, sind Trocknungskonzepte unter 
Nutzung von Abwärme zu bevorzugen. 

8.3 Abfallablagerungsverordnung 

774. Durch die am 1. März 2001 in Kraft getretene Ab- 
fallablagerungsverordnung (AbfAblV) soll das Vollzugs- 
defizit, das sich durch die unzureichende Umsetzung der 
TA Siedlungsabfall (TASi) aufgebaut hat, insbesondere 
verursacht durch die exzessive Anwendung ihrer Ausnah- 


mebestimmungen, beseitigt werden. Spätestens nach dem 
3 1 . Mai 2005 dürfen keine unvorbehandelten Siedlungs- 
abfälle mehr abgelagert werden. Somit wird die entschei- 
dende Grundvoraussetzung für die langfristige Sicherheit 
von Deponien erfüllt. Eine seinerzeitige Szenarienbe- 
trachtung des Umweltrates für das Jahr 2005 zeigte, dass 
das Vorbehandlungsgebot der Abfallablagerungsverord- 
nung nur dann ohne problematische Ausweichreaktionen 
umzusetzen wäre, wenn das Aufkommen an vorzubehan- 
delnden Abfallen im Vergleich zum damaligen Niveau 
deutlich abnähme beziehungsweise bis zum Jahr 2005 in 
erheblichem Umfang noch nicht vorgesehene zusätzliche 
Vorbehandlungsanlagen entstünden (SRU, 2002, 
Tz. 1008, Tz. 1016 ff). 

775. In der Diskussion um die Vorbehandlungskapazitä- 
ten spielt die Teilfraktion der überlassungspflichtigen Ab- 
falle eine Rolle. Im fortgeschriebenen Bericht der LAGA 
zur Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung mit 
Stand vom 15. Oktober 2003, der auf der 61. Umwelt- 
ministerkonferenz vorgelegt wurde, wird für das Jahr 
2005 ein Aufkommen an überlassungspflichtigen Rest- 
siedlungsabfällen aus der grauen Tonne einschließlich 
Sperrmüll und Gewerbeabfallen zur Beseitigung von ins- 
gesamt 20,24 Mio. Mg/a angegeben, zuzüglich weiterer 
1,56 Mio. Mg/a an Siebresten und Störstoffen aus Kom- 
postwerken und Sortieranlagen sowie 1,76 Mio. Mg/a 
heizwertreiche Fraktion aus mechanisch-biologischen 
Abfallbehandlungsanlagen (MBA). Dem stehen im 
Jahr 2005 gesicherte Vorbehandlungskapazitäten in MBA 
und Müllverbrennungsanlagen (MVA) von insgesamt 
19,64 Mio. Mg/a gegenüber, zuzüglich einer durch Mit- 
verbrennungsanlagen bereitgestellten Entsorgungskapazi- 
tät von derzeit rund 1 Mio. Mg/a. Nach dem Jahr 2005 
soll mit der Realisierung aller geplanten Anlagen die Ent- 
sorgungskapazität von MVA und MBA auf insgesamt 
23,88 Mio. Mg/a steigen (LAGA, 2003b). Die Entwick- 
lung der Mitverbrennung über das Jahr 2005 hinaus ist 
eine nicht abschätzbare Größe. 

Dem von der LAGA ermittelten überlassungspflichtigen 
Restabfallaufkommen von 20,24 Mio. Mg/a werden im 
Jahr 2005 gesicherte MVA- und MBA- Vorbehandlungs- 
kapazitäten von 19,64 Mio. Mg/a gegenüberstehen, was 
insgesamt einen Ausgleich darstellt, der regional aller- 
dings nicht ganz erreichbar sein wird. Berücksichtigt man 
zusätzlich noch die 1,56 Mio. Mg/a vorbehandlungsbe- 
dürftiger Siebreste und Störstoffe aus Kompostwerken 
und Sortieranlagen, so erscheint es ebenfalls möglich, die 
entsprechende Deckungslücke an Vorbehandlungskapazi- 
täten bis Mitte des Jahres 2005 noch zu schließen. Die 
verbleibenden 1,76 Mio. Mg/a der heizwertreichen Frak- 
tion aus MBA müssten aber noch in Mitverbrennungs- 
beziehungsweise in eigens errichteten Monoverbren- 
nungsanlagen untergebracht werden. 

776. Auch wenn für die Teilfraktion der überlassungs- 
pflichtigen Restabfälle ein Vorbehandlungsdefizit verhin- 
dert werden kann, so stimmen die Fachkreise bei der Ge- 
samtschau aller vorbehandlungsbedürftigen Abfalle 
schon heute weit gehend darin überein, dass die Defizite 
bei den Vorbehandlungskapazitäten auch im günstigsten 
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Falle in der Größenordnung mehrerer Millionen Mg jähr- 
lich liegen werden, im Wesentlichen verursacht durch 
fehlende Vorbehandlungskapazitäten für nicht-überlas- 
sungspflichtige Abfalle aus dem gewerblich-industriellen 
Bereich. Die günstigsten der aktuellen Prognosen sehen 
ein Defizit von drei, die pessimistischsten Schätzungen 
einen Fehlbetrag von rund 7 Mio. Mg/a voraus (z. B. 
BERNBECK et al, 2002; AEWAST und HOFFMEIS- 
TER, 2003). Zu einer ähnlichen Einschätzung kam auch 
der Umweltrat in seinem Umweltgutachten 2002 (SRU, 
2002, Tz. 1002). Selbst im Falle eines eher optimistisch 
abgeschätzten Defizits von „nur“ 3 Mio. Mg/a wären zur 
vollständigen Vorbehandlung beispielsweise 20 zusätz- 
liche Müllverbrennungsanlagen mit einer Kapazität von 
jeweils 150 000 Mg/a notwendig. 

777 . Nach Auffassung des Umweltrates kann der Voll- 
zug der AbfAblV nur dann noch gelingen, wenn inner- 
halb der noch verbleibenden Zeit außerordentliche An- 
strengungen zur fristgerechten Bereitstellung zusätzlicher 


Vorbehandlungsanlagen unternommen sowie die be- 
trächtlichen Mitverbrennungskapazitäten der Zement- 
und Kohlekraftwerke in bedeutend größerem Umfang als 
bisher technisch und vertraglich verfügbar gemachf wer- 
den. Sollten jedoch zum Stichtag 31. Mai 2005 nicht ge- 
nügend Vorbehandlungsanlagen zur Verfügung stehen, 
werden problematische Ausweichreaktionen wie Export 
und Zwischenlagerung einsetzen. Der Umweltrat hatte in 
seinem Umweltgutachten 2002 (SRU, 2002, Tz. 1031) 
der Bundesregierung empfohlen, eine Abgabe auf die Ab- 
lagerung der der AbfAblV unterliegenden und ab 
Juni 2005 noch unvorbehandelten Abfalle einzuführen. 
Mit dem Abgabenaufkommen wären Investitionen in 
Vorbehandlungsanlagen nach dem Windhundprinzip 
umso stärker zu fordern, je früher diese erstellt werden. 
Trotz der offensichtlichen, erwarteten Kapazitätsdefizite 
und der drohenden Ausweichreaktionen ist dieser Vor- 
schlag von der Bundesregierung und den Ländern bislang 
nicht aufgegriffen worden. 
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9 Bodenschutz 


9.1 Einleitung 

778. Zunehmende Bodendegradation, das heißt ein 
sehwerwiegender, teilweise irreversibler Verlust von Bö- 
den oder ihrer Funktionen durch Schadstoffeinträge, Ero- 
sion, Verdichtung und Versiegelung ist ein globales Pro- 
blem. Ende der 1980er-Jahre war bereits etwa ein Drittel 
der weltweiten landwirtschaftlichen Nutzfläche von Bo- 
dendegradation betroffen (MIEHLICH, 2003). Die 
Bodendegradation führt zu einer Gefährdung der Nah- 
rungsmittelversorgung, aber auch der Trinkwasserversor- 
gung und der biologischen Vielfalt. Degradierte Böden 
sind nicht oder nur unter hohem technischen und finan- 
ziellen Aufwand wiederherstellbar, sodass entsprechende 
Vorsorgemaßnahmen unumgänglich sind. Eine Trendum- 
kehr bei der weltweiten Bodendegradation ist allerdings 
derzeit noch nicht abzusehen. 

Mit seinem Bodenschutzgutachten „Wege zum vorsor- 
genden Bodenschutz“ hat der Wissenschaftliche Beirat 
Bodenschutz (WBB) ein weit reichendes Konzept zur 
Weiterentwicklung des vorsorgenden Bodenschutzes in 
Deutschland vorgelegt, das allerdings in der Politik bisher 
wenig wahrgenommen worden ist (BACHMANN und 
THOENES, 2000). Der Umweltrat erachtet die vom 
WBB erarbeiteten Empfehlungen als weiterhin aktuell, 
sieht aber die Notwendigkeit zu Konkretisierungen wie 
nachfolgend beschrieben. 

779. Der vorsorgende Bodenschutz gründet sich auf die 
Bedeutung des Bodens für zahlreiche Funktionen im Na- 
turhaushalt, wie sie auch im Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) definiert sind. Die verschiedenen Boden- 
funktionen werden durch schädliche Einwirkungen bei 
der Nutzung der Böden gefährdet, in Deutschland insbe- 
sondere durch 

- Flächeninanspruchnahme, insbesondere durch Versie- 
gelung, 

- Eintrag von Schadstoffen und Nährstoffen sowie 

- Bodenerosion und schädliche Bodenverdichtung. 

Die am weitestgehende Einwirkung ist die Versiegelung 
von Böden, weil dadurch die natürlichen Bodenfunktionen 
vollständig verloren gehen. Die derzeitige Flächeninan- 
spruchnahme in Deutschland ist noch sehr weit von dem in 
der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie gesteckten Ziel 
von 30 ha/d entfernt (Tz. 202). Ein weiteres Problem stellt 
der Eintrag von Schadstoffen dar, weil die Schadstoffe 

- wenn überhaupt - nur mit immensen Kosten wieder zu 
entfernen sind. Nur wenige Schadstoffe können in den Bö- 
den durch natürliche Prozesse wirksam abgebaut werden. 
Der Schadstoffeintrag beeinträchtigt die Funktion der Bö- 
den als Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflan- 


zen, den Wasser- und Nährstoffkreislauf, die Filter- und 
Pufferfunktion und die landwirtschaftliche Nutzung. Alt- 
lasten können zusätzlich auch Nutzungsmöglichkeiten wie 
Siedlung und Erholung beeinträchtigen. Bodenerosion 
und Bodenschadverdichtung, das heißt Bodenverdichtung 
mit negativen Auswirkungen auf die Bodenfunktionen, 
beeinträchtigen - in mittelfristiger Perspektive irreversibel 
- alle natürlichen Bodenfunktionen. Nach § 19 Bundesna- 
turschutzgesetz (BnatschG) sind erhebliche Beeinträchti- 
gungen des Naturhaushaltes, wozu auch die Beeinträchti- 
gung der Bodenfunktionen gehört, zu vermeiden 
beziehungsweise unvermeidbare Eingriffe auszugleichen. 
Diese Regelung wird jedoch noch nicht umfassend und 
flächendeckend hinsichtlich des Bodenschutzes 
vollzogen. Da im BBodSchG eine entsprechende Ein- 
griffsregelung fehlt, sollte die naturschutzrechtliche Ein- 
griffsregelung konsequenter und durchgängig unter Be- 
rücksichtigung des Bodenschutzes angewandt werden. 

780. Der Umweltrat hat sich zuletzt im Umwelt- 
gutachten 2000 eingehend mit dem Bodenschutz befasst 
(SRU, 2000). Mit der Anwendung des Bundes- 
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG vom 24. März 1998) 
und der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV vom 16. Juli 1999), die beide im Jahr 1999 
in Kraft getreten sind, liegen nunmehr erste Erfahrungen 
vor, die im Folgenden behandelt werden sollen. Da we- 
sentliche, den Bodenschutz betreffende, Politiken bereits 
in anderen Kapiteln dieses Gutachtens (Kap. 3, 4, 5 
und 8) angesprochen werden, geht es hier um die speziel- 
len Bodenschutzaspekte der in den anderen Kapiteln be- 
handelten Themen und Maßnahmen. Einen Schwerpunkt 
bildet darüber hinaus das weiterhin ungelöste Altlasten- 
problem. 

9.2 Hauptursachen für die Beeinträch- 

tigung von Bodenfunktionen 

9.2.1 Flächeninanspruchnahme 

781. Durch Flächeninanspruchnahme für Siedlung und 
Verkehr, insbesondere durch Versiegelung, geht ein Groß- 
teil der Funktionen des Naturhaushaltes auf diesen Flä- 
chen dauerhaft und in der Regel vollständig verloren. Im 
Jahr 2001 nahm die Siedlungs- und Verkehrsfläche um 
117 ha/d zu, im Jahr 2002 um 105 ha/d. Das Statistische 
Bundesamt führt diesen leichten Rückgang im Vergleich 
zu den Vorjahren jedoch auf die konjunkturelle Entwick- 
lung und den Einbruch der Bauinvestitionen zurück und 
sieht darin noch keine Trendwende in Richtung auf das 
Nachhaltigkeitsziel von 30 ha/d (Statistisches Bundes- 
amt, 2003). Zur Umsetzung des 30-ha-Zieles plant die 
Bundesregierung die Erarbeitung einer Flächenstrategie, 
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die für den Bodenschutz eine große Bedeutung hätte. Im 
Kapitel 3.5 wird näher auf die Möglichkeiten zur Vermin- 
derung der Flächeninanspruchnahme eingegangen. 

782. Als eines der wichtigsten Instrumente zur Reduzie- 
rung der Flächeninanspruchnahme schlägt der Umweltrat 
die Einführung handelbarer Flächenausweisungsrechte, 
kombiniert mit einer qualitativen Flächensteuerung über 
die Raum- und Bauleitplanung, vor (Abschn. 3.5.3, 
Tz. 214 ff.). Bei der qualitativen Flächensteuerung sollte 
auch die Qualität der Böden und die Bedeutung der Bo- 
denfunktionen berücksichtigt werden. Dies geht deutlich 
über die „qualitative Verbesserung der Flächeninan- 
spruchnahme“ hinaus, so wie sie in der Nachhaltigkeits- 
strategie verstanden wird (Bundesregierung, 2002, 
S. 291). In einigen Bundesländern kommen derzeit unter- 
schiedliche Methoden zur Bodenbewertung in Planungs- 
prozessen zum Einsatz, die jedoch zu unterschiedlichen 
Bewertungsergebnissen in qualitativer und quantitativer 
Hinsicht führen (MIEHLICH et al., 2003, S. 97). Voraus- 
setzung für eine bundesweit vergleichbare Bewertung, die 
unter anderem als Grundlage von handelbaren Flächen- 
ausweisungsrechten sinnvoll ist, ist daher eine einheitliche 
und praktikable Methode der Bodenbewertung (vgl. Zu- 
sammenstellung und Bewertung verschiedener Methoden 
bei HOCHFELD et al., 2002, sowie LAMBRECHT et ab, 
2003) und die Verbesserung der Datenbasis als Grundlage 
für die Anwendung exakterer Bewertungsmethoden. Die 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) 
arbeitet derzeit an einer Vereinheitlichung der zugrunde 
gelegten Kriterien für die Bodenbewertung. 

783. Ein wichtiger Beitrag zur Verminderung der Flä- 
cheninanspruchnahme kann von der Wiedemutzung 
brachgefallener Flächen (Fläehenrecycling) erwartet wer- 
den. Flächenrecycling wird auch in der nationalen Nach- 
haltigkeitsstrategie als wichtiges Instrument genannt 
(Bundesregierung, 2002). Der Flächeninanspruchnahme 
von rund 105 ha/d (2002) steht eine Zunahme von Brach- 
flächen (altindustrielle Flächen, Baulücken, erschlossene, 
aber nicht genutzte Gewerbegebiete) von circa 9 ha/d ge- 
genüber, die im Prinzip für erneute Nutzungen zur Verfü- 
gung stehen (Bund/Länder-Arbeitskreis für steuerliche 
und wirtschaftliche Fragen des Umweltschutzes, 2003, 
S. 5). Die vom Umweltrat vorgesehlagenen handelbaren 
Flächenausweisungsrechte können die Wirtschaftlichkeit 
von Flächenrecyclingprojekten deutlich verbessern. Da- 
neben sollte das Flächenrecycling jedoch auch durch ver- 
bessertes Management und durch Prioritätensetzung ins- 
besondere bei der städtebaulichen Planung gefordert 
werden (Tz. 210, 216). 

9.2.2 Schadstoffeinträge in Böden 
9.2.2. 1 Einieitung 

784. Durch Aufbringung von Abfällen und Düngern, 
Deposition von Luftschadstoffen, Altlasten, Unfälle mit 


Gefahrstoffen sowie Leckagen in Leitungen und Kanälen 
werden Schadstoffe in die Böden eingetragen. Über 
Bodenerosion und Auswaschung gelangen sie in die Ge- 
wässer und in die Meere. Um die Versorgung mit unbelas- 
teten Nahrungsmitteln sowie das Grundwasser als Trink- 
wasserressource nicht zu gefährden, müssen die Einträge 
auf ein langfristig verträgliches Maß reduziert werden. 
Derzeit gibt es nur grobe Abschätzungen darüber, welche 
Schadstofffrachten über welche Belastungspfade in 
Deutsehland in die Böden eingetragen werden, was die 
politische Durchsetzbarkeit von Schadstoffminderungs- 
maßnahmen sehr erschwert. In einem Forschungsvorha- 
ben des Umweltbundesamtes sollen daher, auch regional 
und nach Bodenarten und Bodennutzung differenziert, die 
Beiträge verschiedener Schadstoffquellen an den Gesamt- 
einträgen untersucht werden (pers. Mitt. des Umweltbun- 
desamtes am 23. Juni 2003). 

785. Das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder 
in Böden (außer Düngemittel) wird von § 12 BBodSchV 
auf der Basis des Vorsorgeprinzips geregelt. Dies betrifft 
insbesondere Rekultivierungsmaßnahmen, Landschafts- 
baumaßnahmen, Maßnahmen im Rahmen der Altlasten- 
sanierung oder der Sanierung von schädlichen Boden- 
verunreinigungen und ist auf die durchwurzelbare 
Bodenschicht beschränkt. Mittlerweile wurden die Anfor- 
derungen von § 12 BBodSchV durch eine Vollzugshilfe 
der Länder konkretisiert (SEIFFERT et al., 2003). Praxis- 
erfahrungen mit dieser Arbeitshilfe stehen noch aus. 
Parallel dazu ergibt sich aus der Verabschiedung des 
BBodSchG und der BBodSehV die Notwendigkeit, die 
Technischen Regeln der Länderarbeitsgemeinschaft Ab- 
fall (LAGA) zur stofflichen Verwertung von minerali- 
schen Abfällen zu überarbeiten (BACHMANN und 
THOENES, 2000, S. 97). Entsprechende Arbeiten sind 
angelaufen, und ein Konzept zur Berücksichtigung des 
vorsorgenden Bodenschutzes wurde erarbeitet. Eine 
Überarbeitung der einzelnen Technischen Regeln für be- 
stimmte Abfälle muss noch folgen (BERTRAM et al., 
2003). Damit werden wesentliche Grundlagen für die 
Harmonisierung weiterer relevanter Regelungen geschaf- 
fen, die Schadstoffeinträge in Böden betreffen. 


9.2.2.2 Vorsorge-, Prüf- und Maßnahmenwerte 
in der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung 

Vorsorgewerte 

786. Die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord- 
nung von 1999 enthält Vorsorgewerte für sieben Schwer- 
metalle sowie für polychlorierte Biphenyle (PCB), 
Benzo(a)pyren und polyzyklische aromatische Kohlen- 
wasserstoffe (PAK). Es besteht Bedarf, für weitere rele- 
vante Schadstoffe Vorsorgewerte zu erarbeiten und sie in 
die Verordnung aufzunehmen. Allerdings fehlen teilweise 
dafür noch Datengrundlagen (BACHMANN und 
THOENES, 2000, S. 60). 
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Definition von Vorsorge-, Prüf- und Maßnahmen- 
werten nach BBodSchG § 8 

Vorsorge- 

werte: 

Bodenwerte, bei deren Überschreiten unter 
Berücksichtigung von geogenen oder groß- 
flächig siedlungsbedingten Schadstoffge- 
halten in der Regel davon auszugehen ist, 
dass die Besorgnis einer schädlichen 
Bodenveränderung besteht. 

Prüfwerte: 

Werte, bei deren Überschreiten unter Be- 
rücksichtigung der Bodennutzung eine ein- 
zelfallbezogene Prüfung durchzuführen und 
festzustellen ist, ob eine schädliche Boden- 
veränderung oder Altlast vorliegt. 

Maßnah- 

menwerte: 

Werte für Einwirkungen oder Belastungen, 
bei deren Überschreiten unter Berücksich- 
tigung der jeweiligen Bodennutzung in der 
Regel von einer schädlichen Bodenverän- 
derung oder Altlast auszugehen ist und 
Maßnahmen erforderlich sind. 


Ableitung weiterer Prüf- und Maßnahmenwerte 
für den Pfad Boden-Mensch 

787 . Auf der Grundlage von § 8 Abs.l BBodSchG hat 
die Bundesregierung im Anhang 2 der Bundes-Boden- 
sehutz- und Altlastenverordnung gefahrenbezogene Prüf- 
werte und Maßnahmenwerte für eine Reihe toxikologisch 
relevanter Substanzen festgelegt, die der Beurteilung die- 
nen, ob eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 
vorliegt oder nicht. Soweit in dieser Verordnung für an- 
dere zu beurteilende Substanzen keine derartigen Werte 
festgelegt worden sind, sind zur einzelfallbezogenen Ab- 
leitung von Prüf- und Maßnahmenwerten Maßstäbe he- 
ranzuziehen, die im Bundesanzeiger veröffentlicht wur- 
den. Nach diesen Maßstäben wurden inzwischen für 
weitere 34 Substanzen Prüfwerte für den Pfad Boden- 
Mensch abgeleitet (BACHMANN et al, 2003, Teil 4). 
Weitere Prüfwerte sind in Vorbereitung, darunter für eine 
Reihe von Substanzen, die besonders für Rüstungsaltlas- 
ten relevant sind. Diese Prüfwerte sollten bei der nächsten 
Novellierung in die Verordnung aufgenommen werden. 

Für den Wirkungspfad Boden-Mensch (direkter Kontakt) 
sind neben gefahrenbezogenen Prüfwerten für eine Reihe 
von Metallen und organischen Verbindungen lediglich 
nur für eine Substanzgruppe (Dioxine/Furane) Maßnah- 
menwerte festgelegt worden. Auf die Etablierung weite- 
rer Maßnahmenwerte wurde unter der Maßgabe, bei wei- 
teren Ableitungen die orale Bioverfügbarkeit von 
Substanzen zu berücksichtigen, bisher verzichtet (unter 
Bioverfügbarkeit ist in diesem Fall die Menge an Schad- 
stoffen zu verstehen, die aus den Böden über die Luft 
oder die Nahrung tatsächlich vom Organismus resorbiert 
wird). 

788 . Zur experimentellen Untersuchung dieser Frage- 
stellung und als potenzielle Grundlage für die Ableitung 
weiterer Maßnahmenwerte wurde im Auftrag des Um- 
weltbundesamtes eine Studie durchgeführt, bei der insge- 


samt sieben Böden mit relativ hohen Schadstoffgehalten 
an junge Göttinger Minischweine verfüttert wurden 
(HACK et al., 2002). Die tierexperimentellen Daten zei- 
gen eine nur sehr geringe Bioverfügbarkeit von Schwer- 
metallen aus den untersuchten Böden (Basis: Bilanzie- 
rung von Zufuhr und Ausscheidung). Für Arsen konnte 
dagegen eine Bioverfügbarkeit von 20 % nachgewiesen 
werden. Auch die PAK scheinen aus Böden relativ stark 
systemisch inkorporiert zu werden. Da aber nach Ansicht 
der Autoren grundlegende Aspekte sowohl zur Biover- 
fügbarkeit von Schadstoffen aus Böden als auch nach 
Schadstoffgabe über Lösungen noch nicht genügend er- 
forscht sind, können die bisher vorliegenden Erkenntnisse 
nicht für eine Ableitung von Maßnahmenwerten zu- 
grunde gelegt werden. 

Ansätze zur Festlegung von weiteren Maßnahmenwerten 
unter Zugrundelegung der Kriterien zur Bioverfügbarkeit 
sind deshalb zunächst gescheitert. Da jedoch auch bei der 
Festlegung der gefahrenbezogenen Prüfwerte derartige 
Kriterien nicht berücksichtigt wurden beziehungsweise 
werden konnten, sondern auf „herkömmliche“ Ablei- 
tungsverfahren zurückgegriffen wurde, stellt sich jetzt die 
Frage, ob nicht auch für Maßnahmenwerte diese „her- 
kömmlichen“ Ableitungskriterien angewandt werden 
sollten. Umgekehrt hätten bei dem Vorliegen von akzep- 
tablen Kriterien zur Einschätzung der Bioverfügbarkeit 
auch die in der Verordnung festgelegten Prüfwerte nach 
diesen BCriterien hin überprüft werden und eventuell neu 
bestimmt werden müssen. Das jetzige Vorgehen, eine ein- 
zelfallbezogene Ableitung von Maßnahmenwerten an- 
hand der im Bundesanzeiger publizierten Maßstäbe vor- 
zunehmen, bedeutet einen unverhältnismäßig hohen 
Aufwand und führt zur Festlegung von sehr unterschied- 
lichen (Einzel-)Maßnahmenwerten, die sowohl in der 
Fachöffentlichkeit als auch in der Bevölkerung wegen 
dieser unterschiedlichen Maßstäbe immer wieder infrage 
gestellt werden. 

Aus Gründen der Beurteilungssicherheit und der allge- 
meinen Akzeptanz sollten daher mit herkömmlichen Ab- 
leitungsverfahren Maßnahmenwerte zumindest für die 
Substanzen festgelegt werden, für die bereits Prüfwerte 
existieren. Darüber hinaus sollten für weitere toxikolo- 
gisch relevante, in Altlasten vorkommende Substanzen 
für den Wirkungspfad Boden-Mensch entsprechende 
Prüf- und Maßnahmenwerte herkömmlich abgeleitet und 
in der BBodSchV festgeschrieben werden. Die immer 
wieder diskutierten biologischen Testverfahren sollten im 
Hinblick auf das Schutzgut menschliche Gesundheit - 
wegen der schwierigen oder nicht gegebenen Übertrag- 
barkeit - nicht zum Einsatz kommen. Sie sind aber für die 
Bewertung von saniertem Bodenmaterial durchaus als 
sinnvoll einzustufen. 

Prüfwerte zum Schutz der Bodenorganismen 

789 . Die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord- 
nung enthält Prüf- und Maßnahmenwerte für die Belas- 
tungspfade Boden-Mensch, Boden-Pflanze und Boden- 
Grundwasser, bisher jedoch nicht für den Schutz der Bo- 
denorganismen, obwohl der Erhalt des Bodens als 
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Lebensgrundlage aueh für Bodenorganismen im Bundes- 
Bodenschutzgesetz ausdrüeklich als Schutzziel genannt 
ist. Ziel muss es daher sein, die Biodiversität der Boden- 
organismen zu erhalten und damit auch die Leistung der 
Bodenorganismen für die Stoffkreisläufe der Natur besser 
zu berücksichtigen. Der Fachausschuss „Biologische Be- 
wertung von Böden“ des Bundesverbandes Boden hat ein 


Konzept für die Berücksichfigung der Wirkungen von 
Schadsfoffen auf Bodenorganismen vorgelegt (BVB, 
2001) und es wurden Prüfwerte für Cadmium und 
Benzo(a)pyren abgeleitet. Inzwischen wurde dieses Kon- 
zept validiert und weitere Prüfwerte abgeleitet 
(WILKE et al., 2003). In Tabelle 9-1 sind die vorgeschla- 
genen Prüfwerte aufgeführt. 


Tabelle 9-1 


Gegenüberstellung der vorgeschlagenen Prüfwerte zum Schutz der Bodenorganismen 
und anderer Bodenwerte in mg/kg Trockensubstanz 



Cad- 

mium 

Benzo(a)- 

pyren 

Zink 

Queck- 

silber 

Blei 

Kupfer 

HCH 

Prüfwertvorschlag für den Pfad 


0,3" bei 






Boden-Bodenorganismen des 


OM*<8 % 






FA Biologische Bewertung von 


1" bei 






Böden (BVB, 2001) 

5 

OM*>8 % 






Prüfwertvorschlag 







0,01" 

für den Pfad Boden-Bodenor- 





250" 


für alle 

ganismen nach WILKE ef al.. 





für alle 


Böden 

(2003) 





Böden 


(Z HCH) 

- Sand 



60 

0,5 


20 


- Eehm/Schluff 



150 

0,5 


40 


- Ton 



200 

1 


60 


Vorsorgewert nach BBodSchV 


0,3" bei 
OM*<8 % 
1" bei 
OM‘> 8 % 






- Sand 

0,4 


60 

0,1 

40 



- Eehm/Schluff 

1 


150 

0,5 

70 



- Ton 

1,5 


200 

1 

100 



Prüfwert Boden-Mensch nach 
BBodSchV 

10-60 

2-12 

- 

10-80 

200-2 000 

- 

5^00 

Prüfwert Ackerbau 
nach BBodSchV 

- 

1 

— 

5 

0,1 

— 

- 

Maßnahmenwert Ackerbau 
nach BBodSchV 

0,04/0,1 

— 

— 

- 

— 

— 

- 

Prüfwert Ackerbau im Hinblick 
auf Wachstumsbeeinträchti- 
gungen bei Kulturpflanzen 
nach BBodSchV 



2 



1 


Maßnahmenwert Boden - 
Nutzpflanze auf Grünland 
nach BBodSchV 

20 



2 

1 200 

1 300 


SRU/UG 2004/Tab. 9-1; Datenquellen: BVB, 2001; WILKE et al., 2003; BBodSchV, 1999 


* OM = Humusgehalt. 

** = keine Unterscheidung zwischen Bodenarten Sand, Lehm/Schluff, Ton. 
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Die Prüfwertvorschläge für Benzo(a)pyren (BaP), Zink 
und Quecksilber (Bodenart Lehm/Schluff und Ton) ent- 
sprechen den Vorsorgewerten der BBodSchV. Die vorge- 
schlagenen Bodenorganismen-Prüfwerte liegen alle, teil- 
weise deutlich, unter den geltenden Prüfwerten für den 
Wirkungspfad Boden-Mensch. Die Prüf- und Maßnah- 
menwerte für Ackerbau dagegen sind mif den vorgeschla- 
genen Bodenorganismen-Prüfwerten nicht direkt ver- 
gleichbar, da sie sich nur auf die pflanzenverfügbaren 
Schwermetalle beziehen, während bei den übrigen Prüf- 
werten, den Bodenorganismen-Prüfwertvorschlägen und 
den Vorsorgewerten der Gesamtgehalt der Schwermetalle 
im Boden zugrunde gelegt wird. Der Prüfwert für BaP 
könnfe zu erheblichem Handlungsbedarf in sfädfischen 
Gebieten führen, da dort häufig eine hohe BaP-Belastung 
vorhanden ist. Die Prüfwertvorschläge für Kupfer und 
Zink liegen in der gleichen Größenordnung wie zahlrei- 
che Hintergrundwerfe in Acker- und Waldböden. Da Kup- 
fer und Zink zudem essenzielle Spurennährstoffe für die 
Pflanzenemährung darstellen, müssen diese Prüfwerte 
noch einmal gesondert diskutiert werden. Die Einführung 
der vorgeschlagenen Prüfwerte zum Schutz der Bodenor- 
ganismen in die Verordnung, die teilweise deutlich niedri- 
ger liegen als die bisher verankerten Prüfwerte für andere 
Pfade, könnte deutliche Auswirkungen beispielsweise auf 
die Genehmigung von Anlagen nach TA Luft nach sich 
ziehen, da die neue TA Luft vom 24. Juli 2002 bei Über- 
schreitung der Prüf- und Maßnahmenwerte durch Luft- 
verunreinigungen eine gesonderte Prüfung und gegebe- 
nenfalls zusätzliche Maßnahmen verlangt (Nr. 4.5 und 
4.8). 

Mit den vorliegenden Prüfwertvorschlägen wurde die 
Grundlage geschaffen, um die Lücke hinsichtlich des 
Schutzes der Lebensraumfunktion des Bodens zumindest 
teilweise zu füllen. Entsprechende Prüfwerte sollten da- 
her nach Auffassung des Umweltrates in die Verordnung 
aufgenommen werden. 

790. Generell ist bei der Einführung neuer Prüfwerte 
oder bei Absenkung von Prüfwerten aufgrund neuer toxi- 
kologischer Erkenntnisse dringend die Frage zu klären, 
ob sanierte Altlasten, bei denen die bisher gültigen Prüf- 
werte beziehungsweise die im Einzelfall ermittelten 
Werte unterschritten werden, die neuen Prüfwerte jedoch 
überschritten sind, erneut als Altlastenverdachtsflächen 
einzustufen sind und somit einer erneuten Überprüfung 
und gegebenenfalls Nachsanierung bedürfen. 

9.2.2. 3 Reduzierung von Einträgen 

über die Luft 

791. Über den Luftpfad werden versauernd und eutro- 
phierend wirkende Schadstoffe (NO^, SO^, NH3), 
Schwermetalle und organische Schadstoffe in die Böden 
eingetragen. So waren auch im Jahr 2000 die kritischen 
Belastungs werte (critical loads) für versauernde Stoffe 
noch auf etwa 90 % der deutschen Waldböden und für 
Eutrophierung auf fast der gesamten Fläche der deutschen 
Waldökosysteme überschritten (SCHÄRER, 2000, S. 34). 
Der Umweltrat hat sich in seinem Umweltgutachten 2000 
(SRU, 2000, Tz. 552) dafür ausgesprochen, versaue- 


rungs- und eutrophierungsspezifische Regelungen in die 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung aufzu- 
nehmen und diese auch im Immissionsschutzrecht umzu- 
setzen. 

Auffällig ist, dass mittlerweile die Ammoniakemissionen 
aus der Intensivtierhaltung für etwa zwei Drittel der 
Stickstoffdepositionen und etwa ein Drittel der Säure- 
depositionen verantwortlich sind (BMU, 2001, S. 725) 
(zu Maßnahmen s. Tz. 319 ff). Fortschritte bei der Re- 
duktion versauernder und eutrophierender Schadstoffe 
sind unter anderem durch die Umsetzung von Maßnah- 
men zum Klimaschutz, durch die Verschärfung der emis- 
sionsbegrenzenden Anforderungen der neuen TA Luft 
vom 24. Juli 2002 und durch die Verschärfung der Abgas- 
grenzwerte für Kraftfahrzeuge und verbesserte Kraftstoff- 
qualitäten zu erwarten. Mithilfe dieser Maßnahmen sollen 
auch die von der NEC-Richtlinie für Deutschland vorge- 
gebenen Emissionshöchstmengen erreicht und insgesamt 
die Gesamtbelastung der Böden verringert werden. Je- 
doch garantiert die Reduzierung auf die für die gesamte 
Fläche der Bundesrepublik geltenden Emissionshöchst- 
mengen noch nicht die Unterschreitung der critical loads 
auf einzelnen, unterschiedlich sensiblen Flächen 
(Tz. 608), sondern stellt einen ersten Schritt dar, die Flä- 
chen mit Überschreitungen auf etwa die Hälfte zu ver- 
mindern. Weder die Bundes-Bodenschutz- und Altlasten- 
verordnung noch die TA Luft enthalten Immissionswerte 
für die Deposition versauernder und eutrophierender 
Stoffe oder Werte für zulässige Zusatzbelastungen für 
diese Schadstoffe. Damit ist kein ausreichender Schutz 
für besonders empfindliche Böden und Ökosysteme auf 
lokaler Ebene gewährleistet. Die Verankerung derartiger 
Immissionswerte und zulässiger Zusatzbelastungen hätte 
vor dem Hintergrund der großflächigen Überschreitungen 
der critical loads allerdings zur Folge, dass eine massive 
Verschärfung der Emissionsanforderungen notwendig 
wäre. Emissionsseitig ist für NO^ jedoch der Verkehr der 
Hauptverursacher, für NH 3 die landwirtschaftliche Tier- 
haltung, sodass die Maßnahmen vor allem dort ansetzen 
müssten, um zu einer wesentlich weiteren Reduktion zu 
kommen (Tz. 319, 521, 539 ff, 607). 

792. Der bodenbezogene Immissionsschutz ist mit der 
neuen TA Luft deutlich verbessert worden. Für die 
Schwermetalle Arsen, Blei, Cadmium, Nickel, Quecksil- 
ber und Tellur mit ihren Verbindungen werden dort in 
Nr. 4.5.1 der Gefahrenabwehr dienende Immissionswerte 
für Schadstoffdepositionen festgelegt sowie die Prüf- und 
Maßnahmenwerte nach Anhang 2 der Bundes-Boden- 
schutz- und Altlastenverordnung als relevante Immis- 
sionswerte für Anlagengenehmigungen nach TA Luft ver- 
ankert. Im Vergleich zu den Immissionswerten für 
Schadstoffdepositionen der TA Luft von 1986 wurden die 
Immissionswerte für Cadmium und Blei um 60 % abge- 
senkt, für Thallium um 80 %, und die Werte für Arsen, 
Nickel und Quecksilber neu aufgenommen. Diese Werte 
wurden schutzgutbezogen aus den vorhandenen Prüf- und 
Maßnahmenwerten der Bundes-Bodenschutz- und Altlas- 
tenverordnung abgeleitet (PRINZ und BACHMANN, 
1999). Bei Quecksilber wurde zusätzlich auch der Pfad 
Boden-Bodenorganismen berücksichtigt, der den 
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empfindlichsten Pfad darstellt und für den Depositions- 
wert ausschlaggebend war. Der Herleitungsweg für den 
Immissionswert für Cadmiumdepositionen (maximale 
Immissionsrate) wird in der VDI-Richtlinie 3956 Blatt 2 
(KRdL, 2002) und für Nickel in der VDI-Richtlinie 2956 
Blatt 3 (Entwurf) (KRdL, 2003) näher erläutert. In der 
VDI-Richtlinienserie 3956 sollen auch für weitere rele- 
vante Schadstoffe maximale Immissionswerte für Böden 
abgeleitet werden. Diese Richtlinien können bei Ermes- 
sensentscheidungen über konkrete Anwendungsfälle der 
Immissionswerte für Schadstoffdepositionen als Maßstab 
herangezogen werden und bieten damit eine gute wissen- 
schaftliche Grundlage für immissionsschutzrechtliche 
Entscheidungen hinsichtlich des Bodenschutzes. 

Die Neuregelung der Depositionswerte in der TA Luft hat 
in der Praxis bereits zu Prüfbedarf geführt, und es ist ins- 
besondere zu erwarten, dass dadurch das Bewusstsein für 
die Relevanz des Bodenschutzes bei Anlagenbetreibem 
und Genehmigungsbehörden geschärft wird (pers. Mitt. 
des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz Nordrhein- Westfalen vom 
15. Oktober 2003). Zusätzlich sollen nach Nr. 5.2.9 
TA Luft vom 24. Juli 2002 bei Überschreitung der Bo- 
den-Vorsorgewerte für Blei, Cadmium, Quecksilber und 
Nickel (nicht für die Vorsorgewerte für Chrom, Kupfer 
und Zink) und der zulässigen Zusatzbelastungen nach 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung Maßnah- 
men über den Stand der Technik hinaus „angestrebt wer- 
den“, sofern bestimmte Massenströme überschritten sind. 
Welche praktische Relevanz diese Anforderung in der 
Genehmigungspraxis haben wird, bleibt abzuwarten. 

9.2.2.4 Novellierung von Düngemittel- 
verordnung, Düngeverordnung, 
Bioabfallverordnung und 
Klärschlammverordnung 

793. Der Umweltrat hat bereits mehrfach eine umfas- 
sende ökologische Orientierung des Düngemittelrechtes 
unter Berücksichtigung der Belange des Bodenschutzes 
und mit einheitlichen Bewertungsmaßstäben für alle Dün- 
gemittel angemahnt (SRU, 2000, Tz. 553; SRU, 2002a, 
Tz. 908). Derzeit gibt es mit der Klärschlammverord- 
nung, der Bioabfallverordnung und der Düngemittelver- 
ordnung sehr unterschiedliche rechtliche Vorgaben für 
verschiedene Dünger; so existieren beispielsweise keine 
Schadstoffgrenzwerte für Wirtschafts- und Mineraldün- 
ger. BMU und BMVEL haben unter dem Titel „Gute 
Qualität und sichere Erträge“ ein Konzept zur Begren- 
zung des Eintrags von Schadstoffen (vorrangig Schwer- 
metalle) bei der Düngung landwirtschaftlicher Nutzflä- 
chen vorgelegt (BMU und BMVEL, 2002, Erläuterung 
des Konzeptes von BANNICK et al., 2002). Ziel ist, den 
in der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
festgelegten Bodenvorsorgewerten auch bei der Düngung 
Geltung zu verschaffen, indem die maximal zulässigen 
Gehalte an Schadstoffen in allen Düngemitteln an den 
Vorsorgewerten der Verordnung orientiert werden. Dabei 
wird das Prinzip „Gleiches zu Gleichem“ zugrunde ge- 
legt, also die Begrenzung von Schadstoffen in Düngemit- 


teln auf ein Konzentrationsniveau, das dem des Aufbrin- 
gungsstandortes entspricht. Das Konzept von BMU und 
BMVEL wurde unter anderem dahin gehend kritisiert, 
dass es die Mineraldünger nicht einbezieht, Nährstoff- 
Schadstoff- Verhältnisse nicht berücksichtigt, die im Kon- 
zept enthaltene Anhebung der rechnerisch ermittelten 
Grenzwerte, die mit Messungenauigkeiten begründet 
werden, nicht nachvollziehbar ist und die vorgeschlage- 
nen Übergangsfristen unpraktikabel sind (MELSA, 2003, 
S. 29). Die Agrarministerkonferenz (AMK) stellt den Be- 
wertungsansatz „Gleiches zu Gleichem“ grundsätzlich in- 
frage (CHRISTIAN-BICKELHAUPT, 2003). Da die 
Schadstoffeinträge über die Düngung aus Vorsorgegrün- 
den reduziert werden sollen, aber keine akute Gefährdung 
darstellen, hält die AMK zumindest für einen Übergangs- 
zeitraum geringe Schadstoffanreicherungen für tolerier- 
bar. Sie fordert einen Ansatz, der unter anderem alle 
Düngemittel, Bodenhilfsstoffe und Kultursubstrate einbe- 
zieht, die Erfordernisse der Pflanzenemährung und der 
Tieremährung besser berücksichtigt, auch organische 
Schadstoffe umfasst und den Eintrag von Schadstoffen in 
den landwirtschaftlichen Betriebskreislauf mindert. Eine 
derartig umfassende Neukonzeptionierung, wie sie die 
AMK vorschlägt, würde jedoch einige Zeit beanspruchen 
und zu einer weiteren Verzögerung einer Neuregelung der 
Schadstoffeinträge durch Düngemittel führen. 

794. Vor dem Hintergmnd der fachlichen Kritik an dem 
Konzept haben UBA und BMU eine Überarbeitung des 
Konzeptes angekündigt, insbesondere soll eine Vereinfa- 
chung bei der Berücksichtigung der Bodenarten vorge- 
nommen werden (BANNICK, 2003), die bisher jedoch 
noch nicht vorliegt. Die vorgeschlagenen Grenzwerte 
sind heftig umstritten, da ihre Umsetzung einschneidende 
Änderungen in allen Verursacherbereichen (Landwirt- 
schaft, Abwasserwirtschaft, Abfallwirtschaft) erfordern. 
Erschwerend wirkt auch der Umstand, dass nicht hinrei- 
chend zuverlässige Daten über die tatsächlichen Schad- 
stoffeinträge über die verschiedenen Belastungspfade 
vorliegen. 

Alternative Konzepte wurden insbesondere vom Verband 
Deutscher Landwirtschaftlicher Untersuchungs- und For- 
schungsanstalten (VDLUFA) (SEVERIN et al., 2002) 
und von den Ländern Nordrhein- Westfalen (KÖNIG, 
2003) und Schleswig-Holstein (HAKEMANN und 
KLEINHANS, 2003) vorgestellt. Das Konzept des 
VDLUFA zielt darauf ab, die in die Böden über Dünger 
eingetragenen Schwermetallfrachten auf das Niveau von 
zwei Drittel der nach Bioabfallverordnung zulässigen 
Frachten zu begrenzen, alternativ sei auch eine Orientie- 
rung an den zulässigen Zusatzbelastungen der Bundes- 
Bodenschutz- und Altlastenverordnung möglich (die 
deutlich niedriger liegen). Da die so errechneten Grenz- 
werte für Kupfer und Zink derzeit nicht eingehalten wer- 
den können, schlägt der VDLUFA eine deutliche Anhe- 
bung der errechneten Grenzwerte vor und begründet dies 
damit, dass Kupfer und Zink essenzielle Spurennährstoffe 
sind. Damit wird allerdings in dem Konzept für Wirt- 
schaftsdünger letztendlich die Beibehaltung der derzeiti- 
gen Situation vorgeschlagen. 
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Das Modell von Nordrhein- Westfalen (KÖNIG, 2003) 
kombiniert verschiedene Konzepte. Danach werden die 
Grenzwerte aus dem im Boden verbleibenden Anteil der 
Schwermetalle nach dem Konzept „Gleiches zu Glei- 
chem“ und der Fracht nach dem Eintrags- Austrags- 
Gleichgewicht errechnet. Ausgehend von der Annahme, 
dass neben Einträgen aus Düngemitteln auch noch andere 
Quellen berücksichtigt werden müssen, wird für die Be- 
rechnung der Grenzfrachten die Hälfte der zulässigen Zu- 
satzbelastung nach Bundes-Bodenschutz- und Altlasten- 
verordnung zugrunde gelegt, sodass sich deutlich 
niedrigere Grenzwerte ergeben als nach dem VDLUFA- 
Konzept. Bei Wirtschaftsdünger und Bioabfallkompost 
sind die errechneten Grenzwerte vor allem für Kupfer und 
Zink in der Praxis häufig überschritten. Da der Eintrag 
dieser Schwermetalle aus anderen Quellen als eher gering 
eingeschätzt wird, wird in dem Konzept eine Erhöhung 
der errechneten Grenzwerte um 30 % für vertretbar gehal- 
ten. Auch für Mineraldünger lassen sich nach diesem 
Konzept Grenzwerte ableiten. 

795. Die vorliegenden Konzepte beschränken sich im 
Wesentlichen auf Schwermetalle, entsprechende Grenz- 
wertvorschläge für organische Schadstoffe liegen bisher 
nicht vor, vor allem weil in der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung erst zwei Vorsorgewerte für diese 
Stoffe enthalten sind. Die Schadstoffspektren sind in den 
verschiedenen Düngern sehr unterschiedlich. So enthält 
Bioabfallkompost neben Schwermetallen ubiquitär vor- 
handene organische Schadstoffe, Klärschlamm zusätz- 
lich auch abwasserbürtige Industriechemikalien und 
Humanarzneimittel (Tz. 749 zu Bioabfallkompost, 
Tz. 761 ff. und Kap. 5.6 zu Klärschlamm). Über Gülle 
und Mist gelangen neben bestimmten Schwermetallen 
auch Tierarzneimittel und Desinfektionsmittel in die Bö- 
den (Tz. 329 ff). 

796. Eine wesentliche Quelle für Cadmiumeinträge in 
landwirtschaftliche Böden stellen bestimmte phospha- 
thaltige Mineraldünger dar; In einer Risikoabschätzung 
im Vorfeld zur neuen EU-Regelung des Cadmiumgehal- 
tes von Düngemitteln wurde für Deutschland errechnet, 
dass Mineraldünger in Deutschland für circa 70 % der 
Cadmiumeinträge in landwirtschaftliche Nutzflächen ver- 
antwortlich sind (BMVEE, 2000). Cadmiumgrenzwerte 
für Mineraldünger können nur EU-weit geregelt werden. 
Die Fachabteilung „Chemikalien“ in der Generaldirektion 
Unternehmen der EU-Kommission hat vorgeschlagen, 
den Cadmiumgehalt von Phosphatdüngem innerhalb von 
1 5 Jahren schrittweise auf 20 mg/kg P 2 O 5 zu senken, um 
weitere Cadmiumanreicherungen in landwirtschaftlichen 
Böden zu verhindern (EU-Kommission, Chemicals Unit 
of DG Enterprise, 2003). Dieser Wert ist nur erreichbar 
durch Verwendung cadmiumarmer Phosphaterze oder 
eine technische Decadmierung der eingesetzten Roh- 
stoffe. Der Umweltrat begrüßt die Einführung eines Cad- 
miumgrenzwertes für Phospatdünger, der weitere Cad- 
miumanreicherungen in Böden und Nahrungspflanzen 
verhindert und empfiehlt der Bundesregierung, sich in der 
EU für die Durchsetzung dieser anspruchsvollen Rege- 
lung einzusetzen. 


Der Umweltrat bekräftigt seine Empfehlung, Schadstoff- 
grenzwerte für alle Düngemittel nach einheitlichen Be- 
wertungsmaßstäben einzuführen und diese am vorsorgen- 
den Bodenschutz zu orientieren. Eine ausreichende 
Versorgung der landwirtschaftlich genutzten Böden mit 
Nährstoffen und Humus muss dabei gewährleistet werden 
können. Der Umweltrat ist sich darüber bewusst, dass 
dieses Ziel zum einen erhebliche Anstrengungen zur 
Schadstoffreduktion und Qualitätsverbesserung bei allen 
verfügbaren Düngemitteln erfordert und zum anderen ge- 
gebenenfalls auch die Einschränkung der Verwendung 
bestimmter Düngemittel nach sich zieht. Zur Umsetzung 
dieses Zieles ist daher ein angemessener Übergangszeit- 
raum von etwa fünf bis zehn Jahren erforderlich. Dies ist 
akzeptabel vor dem Hintergrund, dass es sich hier nicht 
um Gefahrenabwehr, sondern um die Umsetzung des Vor- 
sorgeprinzips im Bodenschutz handelt. 

9.2.3 Altlasten 
9.2.3.1 Überblick 

797. Der Umweltrat hat sich in zwei Sondergutachten 
1 990 und 1 995 intensiv mit der Altlastenproblematik be- 
fasst und das Thema im Umweltgutachten 2000 erneut 
aufgegriffen (SRU, 1990; 1995; 2000). Dabei sind vor al- 
lem die Notwendigkeit der Suche nach geeigneten Finan- 
zierungsmöglichkeiten für die Altlastensanierung betont, 
der Ausbau des Flächenrecyclings empfohlen und eine 
aussagefähige Statistik über den Stand der Sanierung mit 
Flächengrößen, Bewertungsstand, Sanierungsziel, Sanie- 
rungsverfahren, Kosten- und Zeitplanung angemahnt 
worden. Während die Altlasten in der öffentlichen Wahr- 
nehmung längst nicht mehr so präsent sind wie noch in 
den 1980er- und 1990er-Jahren, spielen sie für Grund- 
stücksgeschäfte weiterhin eine sehr große Rolle (pers. 
Mitt. der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt der 
Freien und Hansestadt Hamburg vom 29. Juli 2003). 

In der Mitteilung der EU-Kommission „Hin zu einer 
Europäischen Bodenschutzstrategie“ sind die Altlasten 
eher ein Randthema (EU-Kommission, 2002). Dennoch 
hat die im Rahmen der weiteren Erarbeitung der EU- 
Bodenschutzstrategie eingerichtete Arbeitsgruppe Conta- 
mination unter anderem den umfangreichen Auftrag, ein- 
heitliche Kriterien und Grundsätze für die Gefahrdungs- 
abschätzung in Abhängigkeit von der Bodennutzung, 
Grundsätze für die Identifizierung von besten verfügbaren 
Techniken für Bodensanierungs- und Sicherungsmaßnah- 
men, die Einschätzung von Finanzierungsmöglichkeiten 
sowie Grundlagen zur Aufstellung nationaler Strategien 
für die Altlastenbearbeitung zu erarbeiten. 

798. Daneben ergibt sich aber auch aus der EG- Wasser- 
rahmenrichtlinie (2000/60/EG) das Erfordernis zur Erfas- 
sung, Bewertung und Sanierung von Altlasten, die zur 
Gefährdung der Gewässer beitragen. Gemäß der Was- 
serrahmenrichtlinie müssen bis Ende des Jahres 2004 alle 
signifikanten diffusen und punktuellen Belastungen im Be- 
reich der Oberflächengewässer (Anhang VII, Abschn. A2) 
und alle diffusen und punktuellen Belastungen des 
Grundwassers (Anhang II, Abschn. 2.1) erfasst werden. 
Für diese Belastungen sind bis 2009 Maßnahmen- und 
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Bewirtschaftungspläne aufzustellen mit dem Ziel, bis 
2015 einen guten Zustand der Gewässer zu erreichen 
(vgl. Abschn. 5.1.1). Unter den Punktquellen, zu denen 
auch Unfälle und unsachgemäßer Umgang mit wasserge- 
fahrdenden Stoffen gehören, haben die Altlasten die 
größte Relevanz (LAWA, 2003, S. 40). Damit ergibt sich 
aus der Wasserrahmenrichtlinie die Notwendigkeit, alle 
Altlasten, die eine Gefährdung der Gewässer darstellen, 
bis 2015 zu sanieren, sofern nicht die möglichen Fristver- 
längerungen der Wasserrahmenrichtlinie bis 2027 oder 
andere Ausnahmebestimmungen genutzt werden. 

Die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) und die 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) 
empfehlen zur erstmaligen Bestandsaufnahme, bei der Er- 
hebung der Punktquellen ausschließlich auf bereits vor- 
handene Daten zurückzugreifen und nur solche Altlasten 
zu benennen, bei denen tatsächlich eine Freisetzung von 
Schadstoffen nachgewiesen wurde oder eine solche auf- 
grund von Hinweisen wahrscheinlich ist (LAWA, 2003, 
S. 42). Gleichzeitig sollen nur die Punktquellen erfasst 
werden, die allein oder gemeinsam mit anderen Punkt- 
quellen den Zustand des gesamten Grundwasserkörpers 
gefährden. 

Durch die von den beiden Länderarbeitsgemeinschaften 
empfohlene Vorgehensweise werden die zahlreichen noch 
nicht untersuchten Verdachtsflächen bei der Bestandsauf- 
nahme gemäß EG- Wasserrahmenrichtlinie nicht in die 
Betrachtung einbezogen. Eine alleinige Befassung mit 
den bereits erfassten und bewerteten Altlasten ist nach 
Ansicht des Umweltrates aber unzureichend. Angesichts 
der derzeitigen langsamen Fortschritte bei der Altlas- 
tenerkundung und -Sanierung ist eine kurzfristige Erfas- 
sung und Bewertung der zahlreichen Altlastenverdachts- 
flächen in der Praxis jedoch kaum zu erwarten. Dennoch 
ergibt sich durch die Wasserrahmenrichtlinie ein zusätzli- 
cher politischer Druck zur verstärkten Sanierung gewäs- 
serrelevanter Altlasten. Der Umweltrat empfiehlt daher 
über die demnächst abzuschließende Bestandsaufnahme 
hinaus, die Phase der Erarbeitung der Maßnahmen- und 
Bewirtschaftungspläne dazu zu nutzen, die Altlastenver- 
dachtsflächen auf ihre Relevanz für die Gefährdung der 
Grundwasserkörper zu prüfen. 

Altlastenstatistik 

799. Bundesweite statistische Daten über Altlastenver- 
dachtsflächen und Altlasten liegen derzeit nur mit Stand 
2000 vor. Danach hatten die Länder im Jahr 2000 ins- 
gesamt 362 689 altlastverdächtige Flächen erfasst. Die 
Anzahl der erfassten altlastverdächtigen Flächen ist zwi- 
schen 1998 und 2000 angestiegen, obwohl in einigen 
Bundesländern eine erhebliche Anzahl an Flächen aus der 
Altlastenverdachtsstatistik entlassen wurde (Tab. 9-2). 
Rüstungsaltlasten stellen aufgrund ihres speziellen 
Schadstoffinventars (Sprengstoffe, chemische und biolo- 


gische Kampfstoffe, Treib- und Zündmittel, Rückstände 
aus der Vernichtung von Kampfmitteln etc.) besondere 
Anforderungen an die Untersuchung und Sanierung. Re- 
gional können frühere militärische und Rüstungsstandorte 
einen wesentlichen Anteil an den Altlastenverdachtsflä- 
chen und Altlasten darstellen; so waren beispielsweise in 
Brandenburg im Jahr 1998 42 % aller Altlastenverdachts- 
flächen durch militärische Nutzung oder Rüstungsaktivi- 
täten verursacht (MLUR, 1998). Auch wenn dies an die- 
ser Stelle nicht weiter ausgeführt werden kann, möchte 
der Umweltrat auf das besondere Problem der Rüstungs- 
altlasten hinweisen. 

Tabelle 9-2 

Bundesweite Entwicklung der Altlasten- 
verdachtsflächen 1998 his 2000 


Anzahl erfasster ziviler Altlastenverdachtsflächen 


Altablage- 

rungen 

Altstandorte 

Flächen 

gesamt 

1998 

106 314 

197 779 

304 093 

2000 

100 129 

259 883 

362 689 

SRU/UG 2004/Tab. 9-2; Datenquellen: SRU, 2000, 

S. 246, UBA, 2000 


Zur besseren Vergleichbarkeit der Altlastendaten haben 
sich die Länder mittlerweile darauf verständigt, zukünftig 
bundesweite statistische Altlastendaten nach der folgen- 
den einheitlichen Klassifizierung zu berichten (LABO, 
Ständiger Ausschuss Altlasten, 2003): 

- Altlastverdächtige Flächen/Altablagerungen/ Altstand- 
orte 

- Gefährdungsabschätzung abgeschlossen 

- Altlasten 

- Altlasten in der Sanierung 

- Sanierung abgeschlossen 

- Altlasten in der Überwachung 

Eine aktuelle Statistik nach diesen Merkmalen für alle 
Bundesländer wird zurzeit erarbeitet. Die bereits jetzt 
vorliegenden Daten von zwölf Bundesländern sind in 
Tabelle 9-3 zusammengestellt. Dabei ist zu beachten, dass 
dies Rohdaten sind, die von der Bund/Länder-Arbeitsge- 
meinschaft Bodenschutz (EABO) noch weiter aktualisiert 
und auf Konsistenz geprüft werden. Mit einer Veröffentli- 
chung der vollständigen Statistik, die auch die Daten der 
hier nicht aufgefuhrten Bundesländer enthält, durch die 
LABO ist im Frühjahr 2004 zu rechnen. 
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Tabelle 9-3 


Altlastenverdachtsflächen und Stand der Altlastensanierung 
in einzelnen Bundesländern (Stand: 2002/2003/2004) 



Baden- 

Württem- 

berg 

Bayern 

Bremen 

Branden- 

burg 

Hamburg 

Hessen 

Stand der Daten 

12/2002 

3/2003 

6/2003 

12/2002 

1/2004 

7/2003 

Altlastverdächtige Flächen 
gesamt 

11 019 

13 930 

2 965 

21 300 

2317 

666 

- Altablagerungen 

3 253 

10 193 

55 

7 535 

420 

316 

- Altstandorte 

7 766 

3 737 

2 910 

13 764 

1 933 

350 

Gefahrdungsabschätzung 

abgeschlossen 

5 005 

3 042 

499 

zz. nicht 
ermittelbar 

3 070 

582 

Altlasten 

635 

1 449 

101 

956 

236 

444 

- Altablagerungen 


380 

12 

458 



- Altstandorte 


1 069 

89 

498 



Altlasten in der Sanierung 

558 

1 427 

56 

56 

54 

659 

- Altablagerungen 


372 

4 

13 



- Altstandorte 


1 055 

52 

43 



Sanierung abgeschlossen 

595 

727 

307 

1 399 

347 

228 

- Altablagerungen 


212 

14 

756 



- Altstandorte 


515 

293 

643 



Altlasten in der Überwachung 

51 

22 

62 

159 

34 

125 



Nieder- 

sachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Sachsen- 

Anhalt 

Sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

Thüringen 

Stand der Daten 

02/2004 

12/2001 

11/2003 

4/2003 

12/2003 

11/2003 

Altlastverdächtige Flächen 
gesamt 

39 876 

41 811 

19 943 

30 073 

18 508 

16 650 

- Altablagerungen 

8 976 

18 337 

5 985 

7 655 

2 412 

5 556 

- Altstandorte 

30 900 

24 642 

13 958 

22 418 

16 096 

11 094 

Gefährdungsabschätzung 

abgeschlossen 

965 

8 915 

1 470 

7 828 

1 726 

1 612 

Altlasten 

884 

1 917 

104 

1 630 

162 

458 

- Altablagerungen 

210 


22 


21 


- Altstandorte 

674 


82 


141 


Altlasten in der Sanierung 

222 

laufend: 

1 843 
abgeschl. 
675 

44 

1 151 

86 

109 
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noch Tabelle 9-3 



Nieder- 

sachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Sachsen- 

Anhalt 

Sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

Thüringen 

Altablagerung 

44 


3 


13 


- Altstandorte 

178 


41 


73 


Sanierung abgeschlossen 

582 

2 901 

617 

2 837 

624 

489 

- Altablagerungen 

96 




68 


- Altstandorte 

486 




556 


Altlasten in der Überwachung 

80 

1 575 

4 

1 538 


9 

SRU/UG 2004/Tab. 9-3; Datenquellen: Mitteilungen der Bundesländer 


Anmerkung: Die von den Ländern zur Verfügung gestellten Daten enthalten zahlreiche Erläuterungen (z. B. Hinweise auf Doppelnennungen, Ein- 
grenzung der Aussagekraft der Daten, Hinweise auf Schätzwerte, die auf der Basis des jeweiligen Altlastenkatasters für diese Statistik ermittelt wur- 
den). Diese Erläuterungen können hier nicht im Detail wiedergegeben werden. Für die genaue Interpretation der Daten wird auf die voraussichtlich 
im Frühjahr 2004 erscheinende Statistik der LABO verwiesen. 


Den Altlastenkatastem der Länder liegen verschiedene 
Erfassungssystematiken zugrunde, sodass sich nicht alle 
Kataster nach den vereinbarten Kennzahlen eindeutig 
auswerten lassen, wie an zahlreichen Anmerkungen und 
Eingrenzungen zu einzelnen Daten zu erkennen ist. Damit 
werden die bundesweiten statistischen Daten in Zukunft 
weiterhin zumindest teilweise inkonsistent bleiben (z. B. 
Erfassung einer großflächigen Altlast als einzelne oder 
mehrere Altlasten, unterschiedliche Kriterien, wann eine 
Fläche als altlastverdächtig gilt). Es ist beispielsweise 
wohl kaum anzunehmen, dass - wie die derzeitigen Daten 
vorgeben - bei gleichen Erhebungsgrundlagen in Bremen 
neunmal so viele altlastverdächtige Altstandorte festge- 
stellt würden wie in Hessen. Die vom Umweltrat empfoh- 
lene Erhebung von Flächengrößen ist weiterhin nicht in 
allen Bundesländern üblich, sodass die Zahlen nur sehr 
beschränkte Aussagekraft über die Flächenrelevanz der 
Altlasten haben. Angaben darüber, welche Kosten für Un- 
tersuchung, Sanierung, aber auch für die Nachsorge (z. B. 
Überwachung, Funktionskontrolle von Bauwerken, Un- 
terhaltung von Sicherungsbauwerken, s. ITVA, 2002) von 
Altlasten bisher angefallen sind und schätzungsweise 
noch anfallen werden, liegen nur sehr vereinzelt vor, so- 
dass eine Einschätzung der zukünftig anfallenden Lasten 
derzeit kaum möglich ist. 

Eine einheitliche Datengrundlage ist aus Sicht des Um- 
weltrates wünschenswert, da die derzeitige Situation es 
nicht ermöglicht, die Situation und die Fortschritte bei der 
Altlastensanierung bundesweit transparent darzustellen 
und die verschiedenen Ansätze der Bundesländer, bei- 
spielsweise bei der Förderung zur Finanzierung der Alt- 
lastensanierung hinsichtlich ihrer Erfolge, zu vergleichen. 
Der Umweltrat erkennt jedoch an, dass vor dem Hinter- 
grund knapper finanzieller Ressourcen die tatsächliche 
Untersuchung und Sanierung der Altlasten gegenüber der 
Verbesserung der Altlastenstatistik Vorrang hat. Es ist 
weiterhin zu erwarten, dass im Zuge der geplanten Euro- 
päischen Bodenstrategie (Kap. 9.5) auch europaweit 
Daten zu Altlasten abgefragt werden und dass dafür mög- 


licherweise wiederum andere Kriterien zugrunde gelegt 
werden, die bei einer zukünftigen Vereinheitlichung der 
Datengrundlagen mit berücksichtigt werden sollten. 

800. Schädliche Bodenveränderungen, die nieht durch 
stillgelegte, sondern durch noch in Betrieb befindliche 
Anlagen oder Tätigkeiten hervorgerufen wurden, sind 
nach Definition des BBodSchG (§ 2 Abs. 5) keine Altlas- 
ten und werden daher als besondere Kategorie erfasst. Ei- 
nige Länder (z. B. Nordrhein- Westfalen, Sachsen-Anhalt) 
erfassen diese Flächen gleichwohl systematisch und do- 
kumentieren sie beispielsweise in Informationssystemen 
auf Landesebene, in anderen Ländern (z. B. Bayern, Ba- 
den-Württemberg) werden Informationen über diese Flä- 
chen anlassbezogen im Bodenschutzkataster erfasst (pers. 
Mitt. der jeweiligen Länderbehörden). 

Auch wenn erfahrungsgemäß nur circa 1 0 bis 15 % der 
Altlastenverdachtsfiächen nach näherer Untersuehung 
tatsächlich Altlasten darstellen, so ist aus den Daten über 
die Verdachtsflächen doch ersichtlich, dass die Umwelt- 
gefährdung durch Altlasten noch lange nicht beseitigt ist. 

9.2.3.2 Finanzierung der Erkundung von 
Aitiastenverdachtsfiächen und 
der Aitiastensanierung 

801. Grundsätzlich gilt für die Finanzierung der Altlas- 
tensanierung nach dem BBodSchG (§ 4 Abs. 3) das Ver- 
ursacherprinzip, doch oft ist der Verursacher nicht mehr 
greifbar oder nicht ausreichend leistungsfähig. Zusätzlich 
können Eigentümer von Grundstücken, die die Altlast 
nicht verursacht haben (Zustandsstörer), nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 16. Februar 2000 
(BVerfG, Beschluss vom 16. Februar 2000 - 1 BVR 242/91 
und 1 BVR 3 1 5/99) in vielen Fällen nur bis zur Höhe des 
Verkehrswertes des (sanierten) Grundstückes haftbar ge- 
macht werden. 

Die Erkundung und Sanierung der Altlasten kommt an- 
gesichts der Anzahl von Altlastenverdachtsflächen wei- 
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terhin nur schleppend voran. Ursache ist vor allem die 
schwierige finanzielle Situation der öffentlichen Haushalte. 
Die finanzielle Förderung von Erkundung und Sanierung 
von Altlasten ist in den Bundesländern sehr unterschied- 
lich geregelt (Übersicht bei SÜßKRAUT et ah, 2001). 
Positiv hervorzuheben ist hier beispielsweise das Modell 
des Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungsver- 
bandes Nordrhein- Westfalen (AAV), da hier aufgrund ei- 
ner Kooperationsvereinbarung mit der Wirtschaft nicht 
nur öffentliche Mittel, sondern auch private Mittel in 
nieht unerheblichem Anteil für die Altlastensanierung zur 
Verfügung gestellt werden und der Verband auch als fach- 
kundiger Berater und Sanierungsträger auftritt (AAV, 
2003). Zusammengefasste Daten über die für die Altlas- 
tenerkundung und -Sanierung aufgewendeten öffentlichen 
Mittel und deren zeitliche Entwicklung sind jedoch nicht 
verfügbar. 

Die angespannte Finanzlage der öffentliehen Haushalte 
führt dazu, dass Altlastenverdachtsfläehen häufig nur bei 
bekannt gewordenen Gefährdungen untersucht und gege- 
benenfalls gesichert oder saniert werden. Die übrigen 
Verdachtsflächen werden in der Regel nur dann „ange- 
fasst“, wenn es ein Interesse an der Nutzung der Fläehe 
gibt. Der Umweltrat hat angeregt (SRU, 2000, Tz. 564), 
verstärkt Altlasten von privaten Sanierungsgesellschaf- 
ten sanieren zu lassen und für eine neue Nutzung aufzu- 
werten. Dies kann sich allerdings nur für Flächen in Ge- 
bieten mit hohen Grundstückspreisen finanziell selbst 
tragen. Insbesondere in den neuen Bundesländern, die 
von einem starken Bevölkerungsrückgang (6 % zwischen 
1991 und 2000, KÖPPL, 2003) und geringem wirtschaft- 
lichen Wachstum geprägt sind, sind solche Projekte ohne 
zusätzliche Förderung wohl kaum rentabel (FERBER, 
2003, S. 71). Der Grundstücksfonds Nordrhein-Westfa- 
len, der im Auftrag des Landes Brachflächen aufkauft, 
entwickelt, wenn erforderlich saniert und wieder veräu- 
ßert, zeigt, dass mit entsprechender öffentlicher Förde- 
rung Flächen in erhebliehem Umfang wieder einer neuen 
Nutzung zugeführt werden können (MSKS, 1998, S. 10). 
Stärkere Anreize für das Flächenrecycling beispielsweise 
dureh handelbare Flächenausweisungsreehte, wie vom 
Umweltrat vorgeschlagen (dazu genauer Kap. 3.5), wür- 
den daher auch die Ausräumung von Altlastenverdachten 
und die Altlastenbearbeitung beschleunigen. Dies gilt ins- 
besondere vor dem Hintergrund der Erkenntnis, dass die 
Altlastensanierung bei vielen Flächenrecyclingprojekten 
gegenüber der Baureifmachung und Baugrundverbesse- 
rung (z. B. Entfernen alter Einbauten) oft nur eine unter- 
geordnete Rolle bei der Beurteilung ihrer Wirtschaftlich- 
keit spielt (SIMSCH et ah, 2000). Andererseits sind mit 
Investitionen auf industriellen Brachfläehen gerade im 
Falle von Altlastenverdachten oder erst im Zuge der Flä- 
chenrecyclingprojekte gefundene Altlasten immer noch 
viele Unwägbarkeiten in Form von zeitlichen, rechtlichen 
und finanziellen Risiken verbunden. 

802 . Zügige Fortsehritte bei der Sanierung der Altlasten 
werden letztlich jedoch nur erreicht werden können, wenn 
neue Finanzierungsquellen für die Altlastensanierung ge- 
funden oder bestehende besser genutzt werden können. 
Eine wirksame Flächenstrategie, die die Nutzung von 


Brachfläehen gegenüber der Inanspruchnahme von natur- 
nahen Flächen wirtschaftlich attraktiver macht, kann bei 
einem Teil der Altlasten die Sanierung und Wiedemut- 
zung erleichtern (vgl. Kap. 3.5 Verminderung der Flä- 
cheninanspruchnahme). Jedoch löst dies nicht das Pro- 
blem der Altlasten in wirtschaftsschwachen Räumen mit 
niedrigen Flächenpreisen. 

Im Folgenden sollen verschiedene zusätzliche Finanzie- 
rungsmöglichkeiten zur Altlastensanierung aufgeführt 
werden, wobei der Umweltrat betont, dass nur eine Kom- 
bination verschiedener derartiger Möglichkeiten spür- 
bare Verbesserungen erwirken kann. 

Finanzierung aus Entsorgungsabgaben 

803 . Im Hinblick auf fehlende Haushaltsmittel ist wie- 
derholt überlegt worden, die Sanierung kommunaler Alt- 
ablagerungen durch Entsorgungsabgaben zu finanzieren, 
die entweder von den Deponiebetreibem auf die Abfall- 
deponierung oder von den überlassungspflichtigen Ab- 
fallerzeugem als Aufschlag auf die Entsorgungsgebühren 
erhoben werden könnten. Eine solche Abgabenfinan- 
zierung wird beispielsweise in Österreich bereits mit be- 
achtlichem Erfolg praktiziert. So gilt in Österreich seit 
über zehn Jahren das Altlastensanierungsgesetz, das zur 
Finanzierung der Altlastensanierung unter anderem ge- 
staffelte Abgaben für die Abfalldeponierung vorsieht. Die 
Erfahrungen mit diesem Instrument sind überwiegend 
positiv (KOSSINA und SAMMER, 2000). Im Übrigen 
werden in den meisten europäischen Ländern Deponie- 
abgaben erhoben, wobei allerdings das Aufkommen nur 
in Österreich ausschließlich für die Sanierung von Altlas- 
ten verwendet wird. Die Stadt Hamburg hat 1996 die 
Abfallentsorgungsgrundgebühr um monatlich 1,15 DM 
erhöht, um Mittel für die Deponiesanierung und -nach- 
sorge zu erhalten. Inzwischen konnten die kommunalen 
Altablagerungen weit gehend saniert werden (pers. Mitt. 
Stadtreinigung Hamburg am 9. September 2003). 

Wenngleich der Erfolg in der Sache es einerseits nahe 
legt, den Beispielen der Österreichischen Deponieabgabe 
oder des Hamburger Gebührenaufschlags zu folgen, sind 
andererseits verfassungsrechtliche Rechtmäßigkeitszwei- 
fel und Risiken einer solchen Finanzierungslösung vor- 
handen: Schon 1991 wollte die seinerzeitige Bundesre- 
gierung eine Abgabenfinanzierung auch in Deutschland 
einführen. Der Entwurf eines Bundesabfallabgabengeset- 
zes von 1991 schlug eine Deponie- und eine Abfallver- 
meidungsabgabe vor, deren Aufkommen unter anderem 
für die Altlastensanierung zweckgebunden werden sollte. 
Über den Entwurf ist eine breite verfassungsrechtliche 
Debatte entbrannt, in deren Folge das Vorhaben als ver- 
fassungsrechtlich nicht realisierbar zurückgezogen 
wurde. Hauptgrund war der Zweifel, dass den Abfaller- 
zeugem oder Deponiebetreibem die vom Bundesverfas- 
sungsgericht zur verfassungsrechtlichen Rechtfertigung 
der Abgabenbelastung vorausgesetzte „besondere Grap- 
penverantwortung“ für die Sanierang der Altlasfen zu- 
gesprochen werden kann. Dies isf vor allem deshalb 
zweifelhaft, weil die Abgabenschuldner die Altlasten, 
deren Saniemng finanziert werden sollen, selbst nicht 
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verursacht haben und eine Finanzierungsverantwortung 
auch nicht über die möglichen Spätfolgen der 
- abgabenbelasteten - Ablagerungen hergestellt werden 
kann. Denn dafür sind nach geltendem Recht ohnehin Re- 
kultivierungsrückstellungen zu bilden, die auch bereits in 
die Entsorgungsgebühren mit einfließen. Von daher bleibt 
in Deutschland die Finanzierung der Altlastensanierung 
über Deponieabgaben oder über unmittelbare Gebühren- 
zuschläge zur Entsorgungsgebühr rechtlich problematisch 
(dazu ARNDT, 1992). 

Flächenverbrauchsabgabe 

804. Verfassungsrechtlich weniger zweifelhaft erscheint 
der Ansatz einer Flächenverbrauchsabgabe, wie sie etwa 
die Arbeitsgruppe „Fiskalischer Bodenschutz“ des Altlas- 
tenforums Baden-Württemberg vorgeschlagen hat. Nach 
dem Vorsehlag der Arbeitsgruppe soll aus einer Flächen- 
verbrauchsabgabe ein Sanierungsfonds gespeist werden. 
Dieser Fonds solle das Restrisiko bei der Sanierung von 
Altlasten tragen, sodass die Kosten für den Kauf und die 
Wiedemutzung eines belasteten Grundstücks besser kal- 
kulierbar seien (BARCZEWSKI et al., 2003). Zur Redu- 
zierung der Neuversiegelung hat der Umweltrat unter an- 
derem eine Neuversiegelungsabgabe vorgeschlagen, 
deren Aufkommen zweckgebunden für die ökologisch 
orientierte Erweiterung des kommunalen Finanzaus- 
gleichs verwendet werden sollte (SRU, 2002b, Tz. 183). 
Diese Zweckbindung könnte dahin gehend erweitert wer- 
den, dass ein Teil des Aufkommens für die Förderung der 
Sanierung und Wiedemutzung altlastenbehafteter Flächen 
verwendet wird. 

Nutzung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung 

805. Im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsre- 
gelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz kann der Ver- 
ursacher eines Eingriffs in Natur und Landschaft zu Aus- 
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen verpflichtet werden. 
Prinzipiell könnten dafür als Ersatzflächen auch mit (klei- 
neren) Altlasten belastete Flächen genutzt werden. Die 
Bodenfunktionen stellen jedoch im Rahmen der natur- 
schutzrechtlichen Eingriffsregelung nur eine Funktion 
des Naturhaushaltes unter mehreren dar. So müssen die 
anderen, durch den Eingriff beeinträchtigten Funktionen 
ebenfalls durch funktionsbezogene Maßnahmen kompen- 
siert werden. Die Saniemng einer Altlast als alleinige 
Kompensationsmaßnahme kann daher in der Regel nicht 
als ausreichende Kompensation angesehen werden. Um 
einer missbräuchlichen Nutzung dieses Instmmentes vor- 
zubeugen, sollte die Saniemng von Altlasten im Rahmen 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung daher aus- 
schließlich auf die Kompensation von Bodenversiegelun- 
gen beschränkt werden. Die Kompensation von Eingrif- 
fen in die anderen Funktionen, wie beispielsweise die 
Lebensraumfunktion oder das Landschaftsbild, ist paral- 
lel dazu erforderlich. Zudem setzen die mit Altlasten 
verbundenen mitunter sehr hohen Saniemngskosten der 
Nutzung von Kompensationsmaßnahmen als Saniemngs- 
instmment der Eingriffsregelung enge Grenzen. Darüber 


hinaus schließen einige Länder (z. B. Mecklenburg- Vor- 
pommern, Brandenburg) die Saniemng von Altlasten als 
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen gmndsätzlich mit der 
Begründung aus, dass diese mit Mitteln außerhalb der 
Eingriffsregelung umgesetzt werden sollten (MLUR, 
2003, S. 25 und 41, LUNG, 1999, S. 108). 

Nutzung städtebaulicher Förderprogramme 

806. Eine Reihe von Förderprogrammen der Europäi- 
schen Union und des Bundes können für die Finanzierang 
der Altlastensanierang genutzt werden. Dazu zählen unter 
anderem die EU-Gemeinschaftsinitiative zur wirtschaft- 
lichen und sozialen Wiederbelebung von städtischen 
Gebieten („URBAN 11“), das Bundesprogramm „Ge- 
meinschaftsaufgabe Verbessemng der regionalen Wirt- 
schaftsstmktur“ und die Städtebaufördemng des Bundes 
(s. z. B. BMVBW, 2003, Artikel 1). Allen diesen Pro- 
grammen ist gemeinsam, dass das Flächenrecycling und 
die damit möglicherweise verbundene Altlastensanie- 
mng nur ein Förderziel unter mehreren ist und sie zu- 
gleich in der Regel eine erhebliche Kofinanzierang durch 
die Länder und Gemeinden erfordern. Auch diese Förder- 
programme können daher nur punktuell Abhilfe schaffen. 

Steuerliche Abzugsfähigkeit von Sanierungskosten 

807. BARCZEWSKI et al. (2003) schlagen vor, die Sa- 
nierang von Altlasten durch steuerliche Abschreibungs- 
möglichkeiten von Saniemngskosten wirtschaftlich at- 
traktiver zu machen. Dieser Weg wurde beispielsweise in 
den USA mit der Brownfields Tax Incentive von 1997 be- 
gangen. Umweltsaniemngskosten für Gmndstücke im 
Entstehungsjahr sind danach in den USA steuerlich voll 
abzugsfahig, die Abzugsfähigkeit ist an bestimmte 
Grundbedingungen wie beispielsweise die tatsächliche 
oder vermutete Schadstoffkontamination geknüpft. Die 
Abschreibungsmöglichkeit wurde bis Ende 2003 befris- 
tet. Die US-amerikanische Regiemng sehätzt, dass damit 
bei Steuerausfällen von jährlich circa 300 Mio. Dollar 
insgesamt private Investitionen von 3,4 Mrd. Dollar aus- 
gelöst und rund 8 000 Altlasten zusätzlich saniert werden. 
Inwieweit dieses Instmment mit dem deutschen Steuer- 
system vereinbar ist, bleibt noch zu prüfen. 

9.2.3.3 Neue Aspekte bei der Sanierung 

808. Derzeit werden kontaminierte Böden aus Altlas- 
tensaniemngen nur zu etwa 30 % in Bodenreinigungsan- 
lagen behandelt, der Rest wird unbehandelt auf Deponien 
abgelagert (HENKE, 2002, Zahl für 2001). Aufgmnd der 
verschärften Anforderungen der Deponieverordnung wer- 
den in den kommenden Jahren mnd 400 Siedlungsabfall- 
und Industrieabfalldeponien, die nicht dem Stand der 
Technik entsprechen, stillgelegt werden müssen. Bei der 
Stilllegung sind erhebliche Mengen an mineralischem 
Material zur Profiliemng und Oberflächenabdichtung 
erforderlich (SPITZ, 2003, S. III). Daher ist davon aus- 
zugehen, dass in den nächsten Jahren weiterhin große 
Mengen an kontaminierten Böden nicht in Bodenbehand- 
lungsanlagen behandelt, sondern auf diesen Deponien ab- 
gelagert werden, bei denen aufgmnd der unzureichenden 
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technischen Ausstattung eine Gefahr der Freisetzung von 
Schadstoffen in die Umwelt besteht. Der Umweltrat hatte 
bereits darauf hingewiesen, dass dies das Altlastenprob- 
lem eher in die Zukunft verschiebt als löst (SRU, 2000, 
Tz. 564). 

Angesichts begrenzter finanzieller Mittel für die Altlas- 
tensanierung wird zunehmend intensiver naeh kosten- 
günstigeren Sanierungsmethoden gesucht. Dabei stehen 
insbesondere Insitu-Sanierungsmaßnahmen und Ansätze, 
die die natürlichen Selbstreinigungsprozesse der Böden 
nutzen, im Mittelpunkt. Dabei ist zwischen Natural 
Attenuation (Natürliche Selbstreinigung) als Prozess, der 
in nieht sanierten Altlasten unter bestimmten Umständen 
ohne weiteres Zutun des Menschen stattfmdet, Monitored 
Natural Attenuation (MNA, überwachte natürliche 
Selbstreinigung) und Enhanced Natural Attenuation 
(ENA, unterstützte natürliche Selbstreinigung) zu unter- 
scheiden (WERNER, 2003, S. 130). Allenfalls MNA und 
ENA könnten aus Sieht des Umweltrates in Deutschland 
als Sicherungs- oder Sanierungsverfahren anerkannt wer- 
den, da Natural Attenuation ohne Überwaehung keinerlei 
Kontrolle über mögliehe Abbau-, Umbau-, Sorptions-, 
Verdünnungs- oder Verlagerungsprozesse gewährleistet. 

Insbesondere bei sehr großfläehigen und gravierenden 
Bodenkontaminationen, den so genannten Megasites, 
wird mit der Nutzung natürlicher Selbstreinigungspro- 
zesse die Erwartung verbunden, eine Sieherung oder 
Sanierung überhaupt erst finanzierbar zu maehen (EU- 
Kommission, 2003). Durch die derzeitige Praxis, Alt- 
lastenverdaehtsflächen nur bei akuter Gefahr oder bei In- 
teresse an der Nutzung der Fläche zu untersuchen, ver- 
lässt man sich faktisch ohnehin in größerem Maßstab auf 
natürliche Selbstreinigungsprozesse, ohne dass diese 
überwaeht werden. Für einige Schadstoffe (leicht lösli- 
che, gut abbaubare Stoffe wie Benzin oder BTEX- 
Aromaten, kurzkettige aliphatische Kohlenwasserstoffe, 
Phenole, niedermolekulare polyzyklische Kohlenwasser- 
stoffe) konnte eine natürliche Selbstreinigung naehgewie- 
sen werden, insgesamt sind jedoch noch viele Fragen un- 
geklärt (WERNER, 2003, S. 131 ff). Im BMBF- 
Förderschwerpunkt Natural Attenuation (KORA) werden 
von 2002 bis 2007 die für den natürlichen Rückhalt und 
Abbau maßgeblich verantwortlichen Prozesse für ver- 
schiedene branehentypische Kontaminationen mit dem 
Ziel untersucht, fachliche und reehtliche Instrumentarien 
für eine Bewertung und gezielte Nutzung dieser Prozesse 
bei der Gefahrenbewertung und Sanierung kontaminierter 
Böden und Gewässer zu entwickeln (MICHELS et ah, 
2003). Der Umweltrat hatte im Umweltgutaehten 2000 
kritisch auf die Gefahr der Verdünnung und Ausweitung 
von Kontaminationen hingewiesen und Ausschlusskrite- 
rien für die Nutzung von NA-Prozessen gefordert (SRU, 
2000, Tz. 531). Im Umweltgutachten 2002 hatte er Natu- 
ral Attenuation als alleinige Nachsorgestrategie für unge- 
diehtete Deponien als nicht sachgerecht beurteilt (SRU, 
2002a, Tz. 1091). Randbedingungen für die Nutzung von 
natürlichen Selbstreinigungsprozessen werden derzeit 
von verschiedenen Ländern definiert (z. B. Hessen, s. 
RUWWE; 2003, Nordrhein- Westfalen, s. LUA NRW, 


2003, S. 114) und in einem länderübergreifenden Ge- 
sprächskreis diskutiert. Dies wird voraussiehtlich in eine 
gemeinsame Vollzugshilfe zu den Rahmenbedingungen 
für natürliche Selbstreinigungsprozesse münden (LUA 
NRW, 2003, S. 114). 

809 . Das Monitoring hat für die Beurteilung von NA- 
Prozessen eine zentrale Bedeutung. In den bisher berieh- 
teten Praxisfallen sind nach Angaben von ODENSAß 
(2002, S. 97) Naehweis, Kontrolle und Monitoring in der 
Regel unzureichend. Er fordert daher im Rahmen des 
KORA-Forschungsverbundes die Erarbeitung eines Sta- 
tusberichtes über praxisreife Untersuchungsmethoden so- 
wie Untersuchungs- und Beurteilungsstrategien. Dabei 
soll auf die folgenden Stufen eingegangen werden: 

- Prüfung anhand von Standortdaten und einiger geeig- 
neter charakteristischer hydrogeochemischer Parame- 
ter, ob ein NA-Potenzial vorliegt; 

- eingehende Untersuchung und Beurteilung der stand- 
ortspezifisch vorhandenen NA-Prozesse; 

- Modellierung der Prozesse und Erstellen einer Pro- 
gnose; 

- Überwaehung der Prozesse auf Einhalten der Pro- 
gnose. 

In den USA wird MNA mittlerweile bei etwa 25 % aller 
Grundwassersanierungsfälle angewandt. Der Umwelt- 
teehnische Ausschuss des Wissenschaftsrates der US- 
EPA kommt bei einer Auswertung des EPA-Forschungs- 
programmes zu MNA jedoeh zu der Schlussfolgerung, 
dass die Wissensbasis zwar für ausschließlich durch 
BTEX verunreinigte Altlasten inzwischen recht gut, für 
andere Schadstoffe jedoch noch unzureichend ist. Er stellt 
fest, dass die bisherige Forschung nicht für die in den 
USA praktizierte weite Anwendung dieser Methode aus- 
reicht und warnt vor einfachen Bewertungssehemata, da 
die lokalen Bedingungen sehr spezifisch sind. Kritisiert 
wird auch, dass in der Praxis MNA unsachgemäß ange- 
wandt wurde. Der Umwelttechnische Ausschuss emp- 
fiehlt daher dringend weitere Forschungsanstrengungen 
sowie einheitliche Qualitätsanforderungen an die Doku- 
mentation und externe Kontrolle für MNA-Projekte 
(EPA, 2001). 

810 . Der Umweltrat begrüßt die weitere Untersuchung 
der natürlichen Selbstreinigungsprozesse und empfiehlt 
enge Kriterien bei der Anwendung. Genauere Kenntnisse 
über diese Prozesse können helfen, Abbauprozesse von 
Verdünnungseffekten zu unterscheiden. Letztere sind als 
Sanierungsstrategie keineswegs akzeptabel. Vor der brei- 
ten Anwendung im Vollzug sollten jedoch erst die For- 
schungsergebnisse des BMBF-Fördersehwerpunktes 
KORA abgewartet werden. Alle Fälle, in denen MNA in 
der Praxis angewandt wird, sollten nach einheitlichen 
Kriterien dokumentiert und ausgewertet werden. Die Sa- 
nierungsziele müssen bei der Anwendung von MNA ein- 
deutig definiert werden, und bei Nichterreichen müssen 
andere Maßnahmen ergriffen werden. 
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9.2.4 Bodenschadverdichtung und 
Bodenerosion 

811. Erosion durch Wind und Wasser mindert zum ei- 
nen die Bodenfruchtbarkeit, reduziert aber auch das Was- 
serspeichervermögen, die Filter- und Pufferkapazität der 
Böden (Onsite-Wirkungen) und damit die Funktion der 
Böden für den Hochwasser- und Grundwasserschutz. Be- 
sonders betroffen sind intensiv ackerbaulich genutzte 
Lössböden mit Bodenabträgen von 8 bis über 10 Mg pro 
Hektar und Jahr (MIEHLICH, 2003). Hohe Bodenabträge 
werden durch unregelmäßige, einzelne Niederschlags- 
ereignisse oder Winderosionsereignisse hervorgerufen, 
sodass die jährlichen Bodenabträge regional und auch 
von Jahr zu Jahr sehr unterschiedlich sind. 

Hinzu kommen als Offsite-Wirkungen der Bodenerosion 
der Eintrag von Nähr- und Schadstoffen in Gewässer 
(BACHMANN und THOENES, 2000). Erosion von 
Ackerflächen ist beispielsweise für mehr als 60 % der 
Phosphateinträge in die Gewässer in Deutschland verant- 
wortlich (WERNER, 1999). Hauptursache für Bodenero- 
sion ist die intensive, nicht standortangepasste landwirt- 
schaftliche Nutzung der Böden. 

812. Die Bodenschadverdichtung (Bodenverdichtung 
mit negativen Auswirkungen auf die Bodenfunktionen) 
beeinträchtigt die Funktionen des Bodens im Wasser- und 
Stoffhaushalt, die Lebensraumfunktion für Pflanzen, 
Tiere und Bodenorganismen sowie die landwirtschaftli- 
che Nutzung. Eine zu starke Verdichtung vermindert die 
Wasseraufhahmekapazität der Böden und kann somit 
auch zur Verstärkung von Hochwassersituationen beitra- 
gen (LAWA, 1995). Wichtigste Ursache für Bodenschad- 
verdichtungen ist eine nicht angepasste landwirtschaft- 
liche Bodenbewirtschaftung mit hohen Radlasten 
insbesondere bei feuchten Bodenbedingungen. Über das 
Ausmaß der schädlich verdichteten Böden gibt es derzeit 
in Deutschland keine belastbaren Daten. 

Die nach § 17 BBodSchG geforderte gute fachliche Pra- 
xis in der Landwirtschaft erfordert auch die Vermeidung 
von Bodenabträgen sowie die Vermeidung von Boden- 
schadverdichtungen durch Berücksichtigung von Boden- 
art, Bodenfeuchtigkeit und der mechanischen Bodenbe- 
lastung, die von den eingesetzten Geräten verursacht 
wird. Diese Anforderungen wurden mittlerweile durch 
die Handlungsempfehlungen „Gute fachliche Praxis zur 
Vorsorge gegen Bodenschadverdichtungen und Bodene- 
rosion“ (BMVEL, 2001) konkretisiert und mit regionalen 
Daten und Erfahrungswerten zu Handreichungen für Be- 
ratung und Praxis ausgestaltet (BÖKEN et ab, 2002). 
Nun gilt es, diese Empfehlungen zügig in die Praxis um- 
zusetzen. Ähnlich wie bei der Umsetzung der guten fach- 
lichen Praxis nach dem Bundesnaturschutzgesetz sind 
auch hier Präzisierungen durch die Landesgesetzgeber er- 
forderlich, die auf den oben genannten allgemeinen bo- 
denschutzfachlichen Empfehlungen basieren sollten. Der 
Umweltrat hat jedoch mehrfach auf die unbefriedigenden 
Vollzugsmöglichkeiten zur Durchsetzung der guten fach- 
lichen Praxis hingewiesen (SRU, 1996, 2000, Tz. 487; 
zuletzt SRU, 2002b). Zur besseren Durchsetzbarkeit hat 
er unter anderem eine wesentlich stärkere Flankierung der 


guten fachlichen Praxis durch Beratung und Bußgeldtat- 
bestände empfohlen (SRU, 2002b, Tz. 360). 

813. Die bisherige EU-Agrarpolitik mit ihrer überwie- 
gend flächen- und produkf ionsmengenbezogenen Förde- 
rung des Ackerbaus hat eine nicht standortangepasste, die 
Erfordernisse des Erosionsschutzes und des Schutzes vor 
Bodenschadverdichtung vernachlässigende Nutzung 
begünstigt. Auf die Reformbemühungen der EU-Agrar- 
politik wird im Abschnitt 4.1.4 näher eingegangen. Die 
landwirtschaftliche Vorsorge gegen Bodenschadverdich- 
tungen und Bodenerosion könnte auch gefördert werden, 
indem die Zahlung von Beihilfen im Rahmen von Cross- 
Compliance-Anwendungen an einen Sachkundenach- 
weis gekoppelt wird, der explizit Kenntnisse auf diesen 
Gebieten verlangt (Vorschlag aus dem Umweltbundes- 
amt, pers. Mitt. vom 3. Dezember 2003), gegebenenfalls 
in Kombination mit einer Dokumentation der Erosions- 
schutzbemühungen des jeweiligen Betriebes. Diese Sach- 
kunde ist derzeit mit der landwirtschaftlichen Berufsaus- 
bildung nicht garantiert. Erst nach Ausschöpfung dieser 
Möglichkeiten sollte von hoheitlichen Maßnahmen Ge- 
brauch gemacht werden. 

814. Die Empfehlungen zur guten fachlichen Praxis 
(BMVEL, 2001) beinhalten unter anderem die Anwen- 
dung konservierender Bodenbearbeitungsmethoden mit 
Mulchsaat möglichst im gesamten Fruchtfolgeverlauf In 
Verbindung mit Strohdüngung und Zwischenfruchtanbau 
erhöht dies die Aggregatstabilität und den Humusgehalt 
und reduziert sowohl die Bodenerosion als auch die Ge- 
fahr einer schädlichen Bodenverdichtung. Messungen in 
Sachsen haben im Vergleich zur konventionellen Bearbei- 
tung eine Reduzierung des Bodenabtrages um über 50 % 
auf den konservierend bearbeiteten Flächen und um über 
90 % auf konservierend und durch Direktsaat bearbei- 
teten Flächen ermittelt. Gleichzeitig stieg die Wasser- 
infiltrationsrate von 49 % auf 7 1 % beziehungsweise 92 % 
und der Phosphat-Austrag sank erheblich (SCHMIDT et al., 
2001, S. 2). Daneben wird bei der konservierenden 
Bodenbearbeitung durch die seltenere Befahrung der 
Ackerflächen auch die Gefahr der Bodenschadver- 
dichtung verringert (BÖKEN et al, 2002, S. 23). Da die 
konservierende Bodenbearbeitung auch ökonomische 
Vorteile hat, wird ein deutlicher Anstieg dieser Bearbei- 
tungsmethoden erwartet. Einige Länder wie Nordrhein- 
Westfalen (MUNLV, 2003) und Sachsen (SCHMIDT et al, 
2001) fordern im Rahmen landeseigener Förderpro- 
gramme Erosionsschutzmaßnahmen oder die konser- 
vierende Bodenbearbeitung. So wird beispielsweise in 
Sachsen mittlerweile auf etwa 40 % der Ackerfläche kon- 
servierende Bodenbearbeitung mit Mulchsaat angewandt, 
auf 26 % davon mit einer Förderung durch das Land 
Sachsen (SCHMIDT et al, 2001; pers. Mitt. der Sächsi- 
schen Landesanstalt für Landwirf schaff vom 10. De- 
zember 2003). Eine derartige finanzielle Förderung sollte 
nach Auffassung des Umweltrates aber lediglich als zeit- 
lich befristete Anschubfinanzierung zur Einführung der 
konservierenden Bewirtschaftungsmethoden ausgestaltet 
werden, da diese bereits gute fachliche Praxis sind, die 
nicht dauerhaft gefördert werden kann. Demgegenüber 
begünstigen die Steuererleichterungen für in der Land- 
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Wirtschaft eingesetzte Kraftstoffe die herkömmliche 
Loekerbodenwirtschaft (Pflügen), da hierfür wesentlich 
mehr Kraftstoff erforderlich ist als für konservierende Bo- 
denbearbeitungsmethoden (PLOEG und SCHWEIGERT, 

2001, S. 451). Allerdings ist die konservierende Boden- 
bearbeitung mit höheren Anforderungen an den Pflanzen- 
schutz verbunden (Landwirtschaftskammer Hannover, 
2003). Bei sorgfältiger Anpassung des gesamten Bewirt- 
schaftungssystems einschließlich der Fruchtfolge und der 
Sortenwahl muss damit jedoch kein höherer Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln im Vergleich zu konventionellen 
Methoden erfolgen. Die Auswirkungen der konservieren- 
den Bodenbearbeitung auf den Einsatz von Pflanzen- 
schutzmitteln sollten näher untersucht werden. 

Zur Konkretisierung des § 8 BBodSchV zur Gefahrenab- 
wehr bei Erosion durch Wasser hat der Bundesverband 
Boden Handlungsempfehlungen veröffentlicht (BVB, 
2003). Diese enthalten unter anderem Kriterien, anhand 
derer im Einzelfall eine sehädliche Bodenveränderung 
dureh Wassererosion festgestellt werden kann. 

81 5. Im Umweltgutachten 2000 hatte der Umweltrat be- 
mängelt, dass es keine bundesweite Erfassung bezie- 
hungsweise fundierte Absehätzung des Ausmaßes der 
von Bodenschadverdichtung und Bodenerosion betroffe- 
nen Flächen gibt und die Verbesserung der Datengrund- 
lage angemahnt (SRU, 2000, Tz. 551). Einige Daten lie- 
gen für die jeweilige Gefährdung der Böden durch 
Erosion und Bodenschadverdichtung vor. Legt man die 
Wassererosionsgefahrdung durch natürliche Standortfak- 
toren zugrunde, so sind cirea 46 % der Böden mittel bis 
sehr hoch erosionsgefahrdet (Institut für Länderkunde, 
2003). Auf der Basis dieser potenziellen Gefährdung und 
der jeweiligen Landnutzung (Agrarstatistik) wurde die 
nutzungsabhängige Erosionsgefährdung bundesweit flä- 
chendeckend mit einer Auflösung von 250 x 250 m be- 
reehnet (ERHARD et ah, 2002). Dabei konnten aber Ein- 
flüsse von Erosionsschutzmaßnahmen nur sehr pauschal 
berücksichtigt werden, da zu einer genaueren Berücksich- 
tigung Daten auf der Betriebsebene erforderlich wären. 
Auch die Bundesländer ermitteln Daten über die Ero- 
sions- und Verdiehtungsgefahrdung; so wurde beispiels- 
weise für Nordrhein- Westfalen eine Karte der Erosions- 
und Versehlämmungsgefährdung (Maßstab 1 : 50 000, 
Geologischer Dienst Nordrhein- Westfalen, 2000) und ein 
Auskunftssystem „Mechanische Belastbarkeit der Bö- 
den“ (Maßstab 1:50 000, Geologischer Dienst Nordrhein- 
Westfalen, 2003) erstellt. Das Land Nordrhein- Westfalen 
nutzt diese Daten aueh im Rahmen der Bestandsauf- 
nahme zur EG- Wasserrahmenrichtlinie zur Abschätzung 
von diffusen Einträgen von Schadstoffen in die Gewässer, 
ln anderen Ländern, beispielsweise Mecklenburg- Vor- 
pommern und Brandenburg, gibt es ähnliche Kartierun- 
gen im Maßstab 1 : 100 000. So wurde eine potenzielle 
Gefährdung dureh Winderosion für Brandenburg für 
79 % der landwirtsehaftlichen Fläehen ermittelt (MLUR, 

2002, S. 31). Diese Daten bilden eine Grundlage für die 
landwirtschaftliche Beratung, indem sie aufzeigen, in 
welchen Gebieten besonderer Bedarf für Maßnahmen zur 
Vorsorge gegen Erosion und Bodenschadverdichtung 
besteht, sie lassen jedoch keine Aussage über die tatsäch- 


liehe Erosions- und Verdichtungsgefährdung auf den 
einzelnen Ackerflächen zu. Es fehlen weiterhin Informa- 
tionen über die tatsächlich bereits gesehädigten Fläehen. 
Entspreehende Daten sollten nach Ansicht des Umweltra- 
tes sowohl für die Bodenerosion als auch für die Boden- 
schadverdiehtungen ermittelt werden, um die Basis für 
gezielte Maßnahmen zu schaffen und Sehwerpunkte set- 
zen zu können. 

9.3 Archivfunktion von Geotopen 

816. Zu den vielfältigen Funktionen des Schutzgutes 
Boden (§ 2 BbodSchG; BLOSSEY und FEHLE, 1998) 
wird auch die Archivfunktion gerechnet. Diese Funktion 
wird in besonderem Maße von Böden und geologischen 
Erscheinungen (Geotopen) wahrgenommen, die von 
naturgeschiehtlichem, landeskundlichem, kulturhistori- 
schem oder anderem wissenschaftliehen Interesse sind 
und/oder eine besondere Bedeutung für die Erhaltung der 
pedo- und geologischen Vielfalt haben (Ad-hoc-AG Geo- 
topschutz, 1996, S. 4-5; MÜLLER et ab, 2000, S. 8; 
LABO, 1998, S. 11 ff). Neben Böden und Bodengesell- 
schaften können demnach Gesteine (insbesondere Auf- 
schlüsse), geomorphologische Erscheinungen, Mineralien 
und Fossilien sowie einzelne Naturschöpfungen beson- 
ders schutzwürdig im Sinne des Boden- und Naturschut- 
zes sein. Ein Schutzbedarf vor Ort liegt insbesondere 
dann vor, wenn Deutschland eine besondere Verantwor- 
tung für die weltweite Erhaltung eines Geotoptyps hat, 
oder wenn ein Geotoptyp national selten oder von beson- 
ders hoher natur- oder kulturhistorischer Bedeutung ist. 
Doch auch wenn nur eine lokale oder regionale Bedeu- 
tung vorliegt, kann das Versehwinden einzelner Bestände 
in besonderem Maße zur Reduzierung der natur- und kul- 
turhistorischen Diversität und der wissenschaftlichen Un- 
tersuehungs- sowie Anschauungsmöglichkeiten in der 
Region führen. Beispiele für schutzwürdige Geotoptypen 
mit besonderer natur- oder kulturhistorischer Bedeutung 
sind zum Beispiel die fossilen, interglazialen Böden, die 
als Archive der Erdgesehichte fungieren, und Tsehemo- 
seme, die Relikte vergangener Bedingungen für die Bo- 
denbildung sind. Geologisehe Formationen zeigen die 
Abfolge der erdgeschichtlichen Entwicklung auf. Eiszeit- 
liche Dünen, Moorböden, Endmoränen, Schlatts, Toteis- 
löcher, Sölle, Erdfälle und bestimmte Oberflächenmor- 
phologien (wie die Terrassen der Urstromtäler) spiegeln 
die Landsehaftsgeschichte wider und Köhlerplätze oder 
Wölbäeker zeugen von speziellen historischen Nutzungs- 
formen. Eine besondere Informationsfülle bieten Moore 
(Pollenanalyse ermöglieht die Rekonstruktion der Vegeta- 
tionsgeschichte), Auenböden (erlauben Aussagen über 
die Nutzungsgeschichte des Einzugsgebietes) oder sub- 
hydrisehe Böden sowie Lockerbraunerden (Reduktosol) 
(SABEL, 1999; v. HAAREN, 2004). 

817. Die Behandlung von Böden und geologischen Er- 
scheinungen als wertvolle Bestandteile des Naturhaushal- 
tes speist sich aus ähnlichen Motiven wie der Sehutz der 
Tier- und Pflanzenwelt. Dem Geotopschutz liegt das Be- 
dürfnis nach einer vielfältigen Umwelt und der Übergabe 
eines ungeschmälerten Naturerbes an die näehste Generation 
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zugrunde (SRU, 2002b). Derzeit wird diesem Aspekt des 
Schutzes der Naturgüter jedoch nur eine relativ geringe 
öffentliche und planerische Aufmerksamkeit zuteil. 

Informationssituation 

818. Bisher liegen über die Verbreitung und Verteilung 
von Geotoptypen weder für Deutschland noch für die 
Welt ausreichende Informationsgrundlagen vor. Nach ei- 
ner Empfehlung der UNESCO Global Geosites Working 
Group sollte eine weltweite Erfassung und Bewertung 
von Geotopen auf der Grundlage des Leitfadens der Ad- 
hoc-AG Geotopschutz erfolgen (WELLMER, 1997). 

Die bedeutsamen geologischen Erscheinungen sind im 
günstigen Falle in einem Geotopkataster der zuständigen 
Landesämter verzeichnet. Einige Bundesländer stellen 
mit einer Liste der seltenen Böden oder einer „Roten 
Liste der Böden“ zumindest Informationen bereit, die 
eine Bewertung der Böden hinsichtlich ihrer Schutzwür- 
digkeit ermöglichen (vgl. LITZ et al, 1996; BECKER- 
PLATEN und LÜTTIG, 1980; BOESS et al., 2002). Auf 
Bundesebene und auch in vielen Bundesländern ist je- 
doch weder ein Geotopkataster noch eine ausreichende 
Bewertungsgrundlage vorhanden. 

Möglichkeiten des rechtlichen Schutzes 

819. Der Geotopschutz ist in Deutschland nicht einheit- 
lich geregelt. Wesentliche Rechtsvorschriften sind im Na- 
turschutzrecht und im Denkmalschutzrecht sowie im 
Bundes-Bodenschutzgesetz und in einigen Bodenschutz- 
gesetzen der Länder verankert. Das Bundes-Boden- 
schutzgesetz nimmt zwar die Forderung nach Erhaltung 
der Funktion des Bodens als Archiv der Natur- und Kul- 
turgeschichte explizit auf (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 BBodSchG), 
instrumentiert dieses Ziel jedoch nicht. Auch auf Länder- 
ebene ist das Bodenschutzrecht nur in Einzelfallen so aus- 
gestaltet, dass damit ein Schutz von Geotopen möglich ist 
(vgl. dazu LOOK, 2000; PUSTAL, 2000). Vorwiegend 
erfolgt der Geotopschutz deshalb derzeit in den Bundes- 
ländern auf der Grundlage der Landesnaturschutzgesetze 
sowie der Denkmalschutzgesetze. Das Bundesnatur- 
schutzgesetz (§ 2 Abs. 1 Nr. 14 BNatSchG), das die Er- 
haltung von Bodendenkmälem fordert, kann dahin gehend 
interpretiert werden, dass Boden nicht nur als wichtige 
Voraussetzung für viele Landschaftsfunktionen, sondern 
auch als Bestandteil der natürlichen Vielfalt erhalten wer- 
den muss. Erlebbare Geotope (wie Aufschlüsse, Fels- 
formationen oder Wölbäcker) können auch für das Land- 
schaftserleben eine wichtige Rolle spielen. In vielen der 
älteren Naturschutzgebiete stand der Schutz seltener, 
natur- und kulturhistorisch bedeutsamer geologischer 
Phänomene sogar im Vordergrund (Drachenfels, 
Extemsteine, Eifelmaare etc.). Nach allen Landesnatur- 
schutzgesetzen ist der Schutz von erdgeschichtlichen 
Aufschlüssen, die auch Fossilien enthalten können, sowie 
von anderen geologischen Naturschöpfungen wie Formen 
und Quellen möglich. Einige gesetzlich geschützte Bio- 
tope und FFH-Lebensraumtypen sind nicht nur aufgrund 
ihrer Lebensraumfunktion, sondern auch und insbeson- 
dere als Geotope besonders schutzwürdig. In der Regel 


werden schutzwürdige Geotope als Boden- oder Natur- 
denkmale ausgewiesen, in Ausnahmefallen als geschützte 
Landschaftsbestandteile oder, bei flächigen Objekten, als 
Naturschutzgebiete. 

Ein vom Biotopschutz gemäß § 30 BNatSchG unabhängi- 
ger Pauschalschutz für Geotope existiert, außer im Lan- 
desnaturschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommerns, bis- 
her nicht. In einzelnen Naturschutzgesetzen der Länder 
werden bestimmte Einzelschöpfungen der Natur, wie zum 
Beispiel Dünen, Höhlen und Findlinge, als Schutzobjekt 
ausdrücklich erwähnt. 

820. Insgesamt wird jedoch nicht ausreichend von den 
verschiedenen Schutzmöglichkeiten Gebrauch gemacht. 
Der Schutz gut sichtbarer und erlebbarer, überregional 
bedeutsamer Geotope als Bodendenkmal, Naturdenkmal 
oder in Naturschutzgebieten ist in den meisten Bundes- 
ländern relativ weit fortgeschritten. Defizitär ist jedoch 
der Schutz weniger gut erlebbarer Geotope namentlich 
von Böden oder regional beziehungsweise lokal bedeut- 
samer Geotope. Diese könnten vornehmlich in Land- 
schaftsschutzgebieten oder geschützten Landschaftsbe- 
standteilen oder im Rahmen der Landes-, Regional- und 
Bauleitplanung geschützt werden. In der Raumplanung 
können schutzwürdige Geotope in Vorrang- oder Vorsor- 
gegebieten für Natur und Landschaft, Trinkwassergewin- 
nung oder Erholung (LOOK, 2000, S. 28) zusätzlich aus- 
gewiesen werden. Die Darstellung schutzwürdiger 
Geotope in der Landschaftsplanung ersetzt zwar nicht die 
häufig notwendige Unterschutzstellung, kann die Geo- 
tope aber vor willkürlichen Veränderungen bewahren 
(LOOK, 2000, S. 28). 

9.4 Böden als Senken und Quellen für CO 2 

821. Im Zuge der Diskussion um den Klimaschutz ge- 
winnt auch die Funktion der Böden als Senke, Quelle und 
Speicher von Kohlenstoff an Bedeutung. In Böden ist 
etwa doppelt soviel Kohlenstoff gespeichert wie in der 
Atmosphäre und fast dreimal soviel wie in terrestrischen 
Pflanzen (WGBU, 2003, S. 57). Die in den Böden gespei- 
cherte Kohlenstoffmenge ist abhängig von der Art der 
Landnutzung und der Landbewirtschaftung. Landnut- 
zungsänderungen können zur Bindung (z. B. Aufbau sta- 
biler organischer Substanz im Boden) oder Freisetzung 
(z. B. Grünlandumbruch) von CO 2 führen, wobei die 
Freisetzung in der Regel ein sehr schneller, die Bindung 
ein sehr langsamer Prozess ist. Auch die Dauerhaftigkeit 
der Kohlenstoff-Bindung im Boden durch Bewirtschaf- 
tungsänderungen ist noch genauer zu untersuchen 
(WBGU, 1999, S. 1). Die Überprüfung (Verifizierung) 
von Veränderungen des im Boden gespeicherten Kohlen- 
stoffes ist grundsätzlich schwierig (IPCC, 2000, S. 184; 
WBGU, 2003, S. 58). 

Im Rahmen des Kioto-Protokolls können die Vertrags- 
staaten sich bestimmte Nutzungs- oder Bewirtschaftungs- 
änderungen als Senken anrechnen lassen, während die 
C02-Emissionen aus der Landnutzung nur unzureichend 
erfasst werden. 
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822. Auf der neunten Vertrags Staatenkonferenz zum 
Kioto-Protokoll wurden Richtlinien zur Berichterstattung 
über die Landnutzungsänderungen vereinbart, die bei- 
spielsweise auch die Umwandlung von Grünland in 
Ackerflächen umfassen (UNFCCC, 2003). Dennoch ist 
das Kioto-Protokoll derzeit nicht in der Lage, den für die 
Stabilität des globalen Kohlenstoffkreislaufes besonders 
wichtigen Erhalt der terrestrischen Kohlenstoffspeicher 
zu sichern. Daher empfiehlt der WBGU (2003), diese ter- 
restrischen Speicher mithilfe einer vollständigen Kohlen- 
stoffbilanzierung stärker zu berücksichtigen und neben 
dem Kioto-Protokoll eine gesonderte zwischenstaatliche 
Verpflichtung zur Erhaltung der Kohlenstoffvorräte ter- 
restrischer Ökosysteme (einschließlich Böden) zu verein- 
baren. 

9.5 EU-Bodenschutzstrategie 

823. Im April des Jahres 2002 verabschiedete die EU- 
Kommission die Mitteilung „Hin zu einer spezifischen 
Bodenschutzstrategie“ (EU-Kommission, 2002). Das 
Thema „Flächennutzung“ will die EU-Kommission in ei- 
ner weiteren Mitteilung zu dem Thema „Planung und 
Umwelt - die territoriale Dimension“ behandeln. Es 
wurde daher in der Mitteilung zur Bodenschutzstrategie 
nicht thematisiert. 

Wichtige Beiträge zur Verbesserung des Bodenschutzes 
erwartet die EU-Kommission von der vollständigen Um- 
setzung bestehender Richtlinien (Wasserrahmenrichtlinie, 
Nitratrichtlinie, Luftqualitätsrichtlinie, Deponierichtlinie, 
Richtlinie über die Strategische Umweltprüfung), der ge- 
planten Novellierung bestimmter Richtlinien (z. B. Klär- 
schlammrichtlinie) und der Erarbeitung weiterer verursa- 
cherbezogener umweltpolitischer Richtlinien (geplante 
Richtlinien für Bergbauabfälle und für Bioabfälle, vierte 
Tochterrichtlinie zur Luftqualitätsrahmenrichtlinie, Stra- 
tegie für die nachhaltige Verwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln und Bioziden). Der mögliche Beitrag der 
Böden zum Klimaschutz durch die Bindung von CO 2 soll 
geprüft werden. Daneben werden auch die geplanten EU- 
Richtlinien über Höchstgehalte in Futtermitteln Auswir- 
kungen auf den Bodenschutz haben. 

824. Weiterhin werden Steuerungsmöglichkeiten für 
einen besseren Bodenschutz durch die gemeinsame 
Agrarpolitik (vgl. Abschn. 4. 1 .4) und die Integration von 
Bodenschutzbelangen in weitere Politikbereiche wie Ver- 
kehr, Forschung, Erweiterung, Regional- und Kohä- 
sionspolitik als Ziel genannt. Diese Überlegungen sind je- 
doch noch sehr vage. 

Einen Schwerpunkt legt die Kommission auf den Aufbau 
eines umfassenden Informations- und Überwachungssys- 
tems als Grundlage für zukünftige weitere Maßnahmen. 
Wenn auch eine bessere Datensituation sinnvoll und not- 
wendig ist, so reichen die vorliegenden Informationen 
nach Ansicht des Umweltrates bereits jetzt aus, um Ziele 
und Maßnahmen für eine Europäische Bodenschutzstrate- 
gie zu erarbeiten. 

825. Auffällig ist, dass die Mitteilung und auch das 
Mandat der im Rahmen der Erarbeitung der EU-Boden- 


schutzstrategie eingerichteten Arbeitsgruppe Contamina- 
tion {Working Group on Contamination, 2003) keine 
Überlegungen zur Einführung von bodenbezogenen Um- 
weltqualitätswerten vorsieht, wie sie in Deutschland in 
der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung ver- 
ankert sind und wie sie für die Umweltmedien Luft und 
Wasser über die Luftqualitätsrahmenrichtlinie und die 
Wasserrahmenrichtlinie festzulegen sind. Auch wenn die 
Festlegung gemeinschaftlicher Bodenqualitätsziele für 
verschiedene Schadstoffe aufgrund großer geogener Un- 
terschiede und wissenschaftlicher Unsicherheiten schwie- 
riger ist als für Luft und Wasser, sollten nach Auffassung 
des Umweltrates Zielwerte angestrebt werden, damit auf 
diese wiederum von anderen Politiken zurückgegriffen 
werden kann (z. B. von der IVU-Richtlinie). 

826. Hinsichtlich der Kontamination von Böden mit 
Schadstoffen greift die Beschränkung auf Klärschlamm 
und Bioabfall aus der Sicht des Umweltrates zu kurz. Die 
Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, dass auch die 
Verringerung der Bodenbelastung durch Schadstoffe aus 
mineralischen Düngemitteln und organischen Wirt- 
schaftsdüngem sowie durch die Aufbringung weiterer 
Abfälle (z. B. Papierschlämme, mineralische Abfälle, 
Baggergut) auf Böden in die Bodenschutzstrategie mit 
einbezogen werden. 

9.6 Zusammenfassung und Empfehlungen 
Flächeninanspruchnahme 

827. Die Funktionen des Bodens werden durch Flä- 
cheninanspruchnahme, insbesondere durch Versiegelung 
der Böden, weit gehend beeinträchtigt oder zerstört. Zur 
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch Sied- 
lungen und Verkehr schlägt der Umweltrat die Einfüh- 
rung handelbarer Flächenausweisungsrechte kombiniert 
mit einer qualitativen Steuerung über die Raumplanung 
vor (ausführlich Abschn. 3.5.3, Tz. 214 ff.). In diesem 
Konzept, wie auch in der geplanten Flächenstrategie der 
Bundesregierung, muss die Qualität der Böden hinsicht- 
lich der verschiedenen Bodenfunktionen berücksichtigt 
werden. Grundlage dafür sind bereits existierende Bewer- 
tungsmethoden, die jedoch noch weiterzuentwickeln und 
bundesweit zu vereinheitlichen sind. Solche Bewertungs- 
methoden und -maßstäbe sollten bundesweit in die 
Durchführungsbestimmungen der Länder für die flächen- 
hafte Gesamtplanung aufgenommen werden. 

Schadstoffbelastungen 

828. Die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord- 
nung enthält bisher nur eine sehr begrenzte Anzahl von 
Vorsorge-, Prüf- und Maßnahmenwerten. Die bereits toxi- 
kologisch abgeleiteten weiteren Prüfwerte für den Pfad 
Boden-Mensch sollten zügig in die Verordnung übernom- 
men werden, dies gilt ebenso für die vorliegenden Prüf- 
wertvorschläge für den Pfad Boden-Bodenorganismen, 
um der Funktion der Böden als Lebensraum für Bodenor- 
ganismen Rechnung zu tragen. Weiterhin sollten die be- 
stehenden Vorsorgewerte um weitere relevante Schad- 
stoffe ergänzt werden. 
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829 . Im Hinblick auf Maßnahmenwerte für den Pfad 
Boden-Mensch werden trotz entsprechender Forschungs- 
aktivitäten in absehbarer Zeit keine belastbaren Maßstäbe 
zur Beurteilung der Bioverfügbarkeit vorliegen. Fehlende 
Maßnahmenwerte führen zu unterschiedlichen Ergebnis- 
sen bei der Einzelfallbeurteilung. Daher empfiehlt der 
Umweltrat, aus Gründen der Beurteilungssicherheit und 
der allgemeinen Akzeptanz mit herkömmlichen Ablei- 
tungsverfahren zumindest Maßnahmenwerte für die 
Substanzen festzulegen, für die bereits Prüfwerte existie- 
ren. Darüber hinaus sollten für weitere toxikologisch rele- 
vante, in Altlasten vorkommende Substanzen für den 
Wirkungspfad Boden-Mensch entsprechende Prüf- und 
Maßnahmenwerte herkömmlich abgeleitet und in der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung festge- 
schrieben werden. Die dabei zugrunde gelegten Ablei- 
tungsmethoden und -maßstäbe sollten im Bundesanzeiger 
veröffentlicht werden. Die immer wieder diskutierten bio- 
logischen Testverfahren sollten im Hinblick auf das 
Schutzgut menschliche Gesundheit - wegen der schwieri- 
gen oder nieht gegebenen Übertragbarkeit - nicht zum 
Einsatz kommen, sind aber bezogen auf die Bewertung 
von saniertem Bodenmaterial durchaus als sinnvoll einzu- 
stufen. 

830 . Da ein relevanter Teil der Schadstoffe über Dünge- 
mittel in die landwirtschaftlichen Böden eingetragen 
wird, ist eine Neuregelung der Düngemitteleinträge drin- 
gend erforderlich, um den im Bundes-Bodenschutzgesetz 
und in der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord- 
nung festgelegten Grundsätzen und Vorsorgezielen für 
Böden in der Praxis Geltung zu verschaffen. Eine ausrei- 
chende Versorgung der landwirtschaftlich genutzten Bö- 
den mit Nährstoffen und Humus muss dabei gewährleistet 
werden können. Der Umweltrat ist sich bewusst, dass die- 
ses Ziel zum einen erhebliche Anstrengungen zur Schad- 
stoffreduktion und Qualitätsverbesserung bei allen ver- 
fügbaren Düngemitteln erfordert und zum anderen 
gegebenenfalls auch die Einschränkung der Verwendung 
bestimmter Düngemittel nach sich zieht. Zur Umsetzung 
dieses Zieles erscheint daher ein angemessener Über- 
gangszeitraum von etwa fünf bis zehn Jahren erforderlich. 
Dies erscheint akzeptabel vor dem Hintergrund, dass es 
sich hier nicht um Gefahrenabwehr, sondern um die Um- 
setzung des Vorsorgegrundsatzes im Bodenschutz han- 
delt. 

Zum Schutz auch empfindlicher Böden vor versauernden 
und eutrophierenden Schadstoffen müssen die Emissio- 
nen dieser Stoffe auch über die Zielwerte der NEC-Richt- 
linie hinaus weiter gesenkt werden. Mittelfristig sollten in 
der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung ent- 
sprechende Immissionswerte aufgenommen werden. 

Bodenerosion und Bodenschadverdichtung 

831 . Bodenerosion und Bodenschadverdichtung ver- 
mindern die Bodenfruchtbarkeit, reduzieren das Wasser- 
speichervermögen und die Filter- und Pufferkapazität der 
Böden und beeinträchtigen die Lebensraumfunktion der 
Böden für Pflanzen, Tiere und Bodenorganismen. 


Als wichtigste Maßnahme zur Vorsorge gegen Bodenero- 
sion und Bodensehadverdichtung ist die verstärkte Be- 
rücksichtigung dieser Aspekte in der landwirtschaftlichen 
Beratung anzusehen. Darüber hinaus könnten Zahlungen 
an die Landwirte im Rahmen von Cross-Compliance-An- 
wendungen an nachgewiesenen Sachverstand zum Bo- 
denschutz gekoppelt werden. Über das Instrument der 
Beratung sollte erreicht werden, dass die Handlungsemp- 
fehlungen „Gute fachliche Praxis zur Vorsorge gegen Bo- 
denschadverdiehtungen und Bodenerosion“ (BMVEL, 
200 1 ) in die Praxis umgesetzt werden. Aufgrund der un- 
befriedigenden Vollzugsmöglichkeiten zur Durchsetzung 
der guten fachlichen Praxis sollte jedoch vom Gesetzge- 
ber geprüft werden, inwieweit der zuständigen Behörde 
auch in § 17 BBodSchG die Möglichkeit zu Anordnun- 
gen gegeben werden kann (SRU, 2002b, Tz. 360). Ent- 
sprechende Bußgeldregelungen zur Durchsetzung der gu- 
ten fachlichen Praxis könnten die Durchsetzbarkeit des 
Erosionsschutzes und der Vermeidung von Bodenschad- 
verdichtungen verbessern. Die konservierende Bodenbe- 
arbeitung sollte auf geeigneten Standorten verstärkt ange- 
wandt und durch die landwirtschaftliche Beratung 
unterstützt werden. Dabei besteht jedoch noch Bedarf, die 
Auswirkungen auf einen möglicherweise erhöhten Pesti- 
zideinsatz genauer zu untersuchen. Die technischen 
Voraussetzungen zur Vorbeugung gegen Bodenschadver- 
dichtung (Einsatz bodenschonender Landbearbeitungs- 
maschinen) sollten durch eine verstärkte Förderung im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ unterstützt wer- 
den. 

Der Umweltrat empfiehlt zudem eine bundesweite Erfas- 
sung der von Bodenschadverdichtung und Bodenerosion 
betroffenen und besonders gefährdeten Flächen. 

Schutz von Geotopen 

832 . Natur- und kulturhistorisch wertvolle oder seltene 
Böden und Bodengesellschaften, Gesteine, geomorpholo- 
gische Erscheinungen, Mineralien und Fossilien sowie 
einzelne Naturschöpfimgen sind schutzwürdig im Sinne 
des Boden- und Natursehutzes. Ein rechtlicher Schutz 
von Geotopen ist zwar aufgrund unterschiedlicher rechtli- 
cher Grundlagen insbesondere nach dem Naturschutz- 
recht prinzipiell möglich. Die Aufmerksamkeit dem 
Thema gegenüber hat jedoch im ehrenamtlichen und be- 
hördlichen Naturschutz in den vergangenen Jahrzehnten, 
als der Arten- und Biotopschutz stark in den Vordergrund 
trat, nachgelassen. Diese wenig wünschenswerte Ent- 
wicklung wird gefordert durch eine unzureichende Infor- 
mationsbasis über den Bestand schutzwürdiger Geotope 
und eine zum Teil nicht ausreichend explizite Auffor- 
derung zum Geotopschutz zum Beispiel im Bundesnatur- 
schutzgesetz und vielen Ländematurschutzgesetzen 
sowie eine mangelnde Ausgestaltung der Bodenschutzge- 
setze auf Länderebene. 

Der Umweltrat empfiehlt deshalb, auf Bundes- und Län- 
derebene ausreichende Informations- und Bewertungs- 
grundlagen zu schaffen (Liste der seltenen und gefährdeten 
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Böden, Kataster der bundesweit, landesweit oder regional 
bedeutsamen Geotope). 

833 . Ferner sind Verbesserungen in den Naturschutzge- 
setzen von Bund und vielen Ländern wünschenswert, die 
den Auftrag zum Geotopschutz expliziter formulieren. 
Auch die in den Ländern vorhandenen Bodenschutzge- 
setze sollten in diesem Sinne weiter ausgebaut werden, ln 
der Praxis ist es von erheblicher Bedeutung, dass die 
Archivftmktion eines Geotops in den Schutzverordnun- 
gen explizit als Schutzzweck verankert wird und der Zu- 
gang zu dem Geotop sowie die Geotoppflege im Rahmen 
des Vertretbaren ermöglieht wird. 

Darüber hinaus sollte die Information über den Geotop- 
schutz generell verbessert werden. Informationskam- 
pagnen zu einer Biodiversitäts- oder Naturschutzstrategie 
bieten dazu eine gute Plattform. Das Wissen über wert- 
volle Geotope in der Naehbarschaft der Menschen fordert 
die Identifikation der Bevölkerung mit „ihrer“ Land- 
schaft. Durch die Aufwertung von zuvor für den Normal- 
bürger bedeutungslosen Landsehaftselementen wird ein 
indirekter Schutz erzeugt, ln manchen Fällen sind für die 
Durchführung der Maßnahmen Allianzen des Naturschut- 
zes, zum Beispiel mit Bergsteigern, möglich. 

Altlasten 

834 . Aus Sicht des Umweltrates ist die weitere Verein- 
heitlichung der bundesweiten Altlastenstatistik erforder- 
lich, um die Fortsehritte bei der Bewältigung des Altlas- 
tenproblems transparenter darstellen und bewerten zu 
können. Ob die von den Ländern kürzlieh vereinbarten 
gemeinsamen statistischen Kennzahlen dies bereits aus- 
reichend leisten, erscheint fraglich. Zusätzliche statisti- 
sche Angaben wie Flächengrößen, Sanierungsziele und 
Zeitplanungen sind wünschenswert, jedoeh mit einem ho- 
hen Aufwand verbunden. 

835 . Die Sanierung der Altlasten in Deutschland bedarf 
weiterhin des Einsatzes erheblieher öffentlicher wie auch 
privater finanzieller Ressourcen. Mit Ausnahme der eher 
seltenen Fälle, in denen Verursacher für sämtliche Kosten 


herangezogen werden können, sowie einiger Flächen in 
wirtschaftsstarken Gebieten mit hohen Bodenpreisen 
(„Filetgrundstücke“) ist für die Sanierung der meisten 
Altlasten eine öffentliche Förderung nötig. Bei Umset- 
zung der Empfehlungen des Umweltrates zur Flächenpo- 
litik wird auch eine Ausweitung des Flächenrecyclings 
notwendig sein. Damit ist auch die verstärkte Sanierung 
der mit solchen Flächen verbundenen Altlasten zu erwar- 
ten. 

Es ist davon auszugehen, dass die Finanzierung der Alt- 
lastenerkundung und Altlastensanierung ein Bündel von 
Maßnahmen und Finanzierungsquellen erfordert. Der 
Umweltrat empfiehlt daher, auch bisher nicht oder wenig 
genutzte Finanzierungsmöglichkeiten wie die steuerliche 
Abzugsfähigkeit von Sanierungskosten, Gebührenauf- 
schläge zur Sanierung von kommunalen Altdeponien und 
die Einführung einer Neuversiegelungsabgabe mit Teil- 
verwendung der Mittel für die Altlastensanierung zu prü- 
fen. 

Der Umweltrat empfiehlt, die natürlichen Selbstreini- 
gungsprozesse weiter und gründlicher wissenschaftlich 
zu untersuchen und enge Kriterien für die Nutzung kon- 
trollierter und stimulierter natürlicher Selbstreinigungs- 
prozesse (MNA, ENA) in der Praxis vorzugeben. Vor der 
breiten Nutzung dieser Prozesse im Vollzug der Altlasten- 
sanierung sollten erst die Forschungsergebnisse des 
BMBF-Förderschwerpunktes KORA zu Natural Attenua- 
tion abgewartet werden. 

EU-Bodenschutzstrategie 

836 . Der Umweltrat empfiehlt, in der EU-Bodensehutz- 
strategie aueh die Festlegung gemeinsehaftlieher Boden- 
qualitätsziele für Schadstoffe anzustreben, um eine ein- 
heitliche Basis für alle schadstoffbezogenen Maßnahmen 
in den versehiedensten Verursaeherbereichen zu schaffen. 
Verursaeherseitig sollten neben den Klärschlammen und 
Komposten auch Wirtschaftsdünger und mineralische 
Düngemittel sowie die Aufbringung von mineralischen 
Abfällen auf Böden in die Strategie einbezogen werden. 
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10 „Grüne“ Gentechnik 


837. Mittels Gentechnik wird genetisches Material iso- 
liert und neu kombiniert beziehungsweise in andere 
Organismen eingebraeht. Als gentechnisch veränderte Or- 
ganismen (GVO) werden solche Organismen bezeichnet, 
deren genetisches Material „so verändert worden ist, wie 
es auf natürliche Weise durch Kreuzen und/oder natürliche 
Rekombination nicht möglich ist“ (Art. 2 Nr. 2 Freiset- 
zungsrichtlinie - RL 200 1/1 8/EG). Durch diesen Transfer 
von Genmaterial über Artgrenzen hinweg können einer- 
seits wünschenswerte Eigenschaften gezielt beeinflusst 
werden, andererseits sind unerwünschte Nebenfolgen nicht 
auszuschließen. Man unterscheidet die folgenden Anwen- 
dungsbereiche der Gentechnik: Veränderungen an Mikro- 
organismen, Nutzpflanzen, Nutztieren und Menschen. 
Anwendungen bei Nutzpflanzen, um die es im Folgenden 
ausschließlich geht, werden generell als „grüne“ Gentech- 
nik bezeichnet. 

ln den vergangenen Jahren hat sich der Anbau gentech- 
nisch veränderter Nutzpflanzen weltweit unterschiedlich 
entwickelt. Hauptanbaugebiete sind derzeit die USA so- 
wie Argentinien, Kanada, Brasilien, China und Südafrika, 
ln diesen Ländern befinden sich ungefähr 99 % der welt- 
weiten Anbaufläche gentechnisch veränderter Pflanzen 
(GVP) von etwa 68 Mio. ha. ln Brasilien und auf den Phi- 
lippinen hat die Nutzung der „grünen“ Gentechnik im 
Jahre 2003 begonnen (JAMES, 2003). 

Situation in Europa: Stand der Freisetzung 

838. Während in der Europäischen Union die Anzahl 
der Anträge für Freisetzungen gentechnisch veränderter 


Organismen (unter Freisetzung versteht man das Ausbrin- 
gen solcher Organismen ohne besondere Einschließungs- 
maßnahmen) seit der Mitte bis zum Ende der 1990er 
Jahre fast unverändert hoch blieb, ist die Anzahl der Frei- 
setzungsanträge ab dem Jahr 2000 deutlich zurückgegan- 
gen (Tab. 10-1). Hauptgrund für den Rückgang war das 
de-facto-Moratorium in der EU von 1998 (Tz. 839). Die 
Entwicklung in Deutschland verlief analog zu der EU- 
weiten Entwicklung. 

Bezüglich der tatsächlich erfolgten Freisetzungen muss 
berücksichtigt werden, dass eine Freisetzungsgeneh- 
migung für mehrere Orte und für mehrere Jahre ausge- 
sprochen werden kann. Demzufolge ist die Anzahl der 
tatsächlichen Freisetzungen deutlich größer als die An- 
zahl der genehmigten Anträge. Tabelle 10-2 zeigt die 
Anzahl der genehmigten Freisetzungen in Deutschland 
von 1992 bis 2003. Dabei ist zu beachten, dass bezüg- 
lich der Orte und Dauer der tatsächlich stattfindenden 
Freisetzungen derzeit ein großes Informationsdefizit be- 
steht. Bisher besteht nach § 21 Abs. 4 GenTG für die 
Betreiber lediglich nach Abschluss einer Freisetzung die 
Pflicht, dem Robert Koch-Institut die Ergebnisse der 
Freisetzung mitzuteilen. Bei der bevorstehenden Novel- 
lierung des Gentechnikgesetzes soll diese Lücke ge- 
schlossen werden, was insofern unverzichtbar ist, als 
das genaue Wissen über die stattfindenden Freisetzun- 
gen für das Monitoring (s. Tz. 917) eine große Bedeu- 
tung hat. 


Tabelle 10-1 

Anzahl der Freisetzungsanträge in der Europäischen Union und in Deutschland 


Jahr 

Freisetzungs- 

anträge 


Jahr 

Freisetzungs- 

anträge 



EU 

Deutschland 


EU 

Deutschland 

1992 

54 

0 

1998 

251 

19 

1993 

98 

3 

1999 

248 

21 

1994 

170 

8 

2000 

145 

9 

1995 

228 

12 

2001 

71 

7 

1996 

245 

17 

2002 

51 

7 

1997 

250 

19 

2003 

77 

13 




total 

1 888 

135 


Quelle: RKI, 2003; verändert 





Drucksache 15/3600 


-398- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle 10-2 


Genehmigte Freisetzungen in Deutschland 


Jahr 

Anzahl der genehmigten Freisetznngen 

Jahr 

Anzahl der genehmigten Freisetzungen 

1992 

0 

1998 

255 

1993 

4 

1999 

427 

1994 

18 

2000 

470 

1995 

38 

2001 

484 

1996 

96 

2002 

451 

1997 

162 

2003 

307 



total 

2 712 


Quelle: BBA, 2003; verändert 


Stand des Inverkehrbringens 

839. ln der Europäischen Union wurden bisher 
40 Anträge für ein Inverkehrbringen, das heißt die ent- 
geltliche oder unentgeltliche Bereitstellung von GVO als 
Produkt oder in Produkten an Dritte, nach der Freiset- 
zungsrichtlinie gestellt. Davon wurden 1 8 Anträge geneh- 
migt (EU-Kommission, 2004), der letzte im Jahre 1998, 
in dem auch das de-facto-Moratorium beschlossen wurde. 
Hintergrund der Verhängung des Moratoriums war, dass 
bei den Mitgliedstaaten Unzufriedenheit über die Durch- 
führung der gemeinschaftlichen Zulassungsverfahren 
zum Inverkehrbringen gentechnisch veränderter Organis- 
men herrschte. Die Wirkungsdauer des Moratoriums 
sollte ursprünglich vom Abschluss der Novellierung der 
Freisetzungsrichtlinie (Tz. 842) abhängig sein. Aufgrund 
noch offen gebliebener Fragen in der Novelle (z. B. 
Kennzeichnung der Produkte, Haftungsregelung für ein- 
getretene schädliche Auswirkungen auf Menschen und 
Umwelt) haben mehrere Mitgliedstaaten deren Klärung 
zur Voraussetzung der Aufhebung des Moratoriums ge- 
macht. Nach der Forderung einzelner europäischer Län- 
der und der Drohung der USA, bezüglich des Morato- 
riums ein Streitschlichtungsverfahren im Rahmen der 
Welthandelsorganisation (WTO) anzustreben, ist aber mit 
der Aufhebung des Moratoriums im Laufe des 
Jahres 2004 zu rechnen. Das Moratorium galt nicht für 
Freisetzungen von GVO. 

Die bisher genehmigten Anträge für ein Inverkehrbringen 
beziehen sich vor allem auf Raps und Mais. Nennens- 
werte Anbauflächen in Europa liegen lediglich in Spa- 
nien, wo von 1998 bis 2002 auf etwa 20 000 bis 
25 000 ha insektenresistenter Mais angebaut wurde. Im 
Jahre 2003 vergrößerte sich die Anbaufläche auf 
32 000 ha, was etwa 7 % der gesamten spanischen 
Maiserzeugung entspricht (BROOKES und BARFOOT, 
2003). 

Stand der rechtlichen Regnliernng 

840. Der Schutz der Umwelt und der Menschen vor 
möglichen Risiken der „grünen“ Gentechnik in der EU 
soll durch verschiedene Abkommen, Verordnungen, 


Richtlinien und Richtlinienentwürfe sichergestellt und 
verbessert werden. Dazu zählt unter anderem der Be- 
schluss des Rates (2002/62 8/EG) über den Abschluss des 
Protokolls von Cartagena über die biologische Sicherheit 
aus dem Jahr 2000. Nachdem die notwendige Mindest- 
zahl von 50 Ländern dieses Protokoll ratifiziert hat, trat es 
am 1 1 . September 2003 in Kraft. Mittlerweile wurde es 
von 84 Ländern ratifiziert (Stand: 13. Februar 2004). 
Deutschland hat das Protokoll erst am 20. Novem- 
ber 2003 ratifiziert, damit trat es hier am 18. Fe- 
bruar 2004 in Kraft. Ziel des Protokolls ist es, die biologi- 
sche Vielfalt vor den möglichen Risiken zu schützen, die 
von gentechnisch veränderten Organismen ausgehen 
(s. Abschn. 10.3.4). 

841 . Zur Ergänzung der 2002 in Kraft getretenen Frei- 
setzungsrichtlinie (RL 2001/18/EG) hat die Europäische 
Gemeinschaft drei neue Verordnungen erlassen, die die 
Zulassung und Kennzeichnung von gentechnisch ver- 
änderten Lebensmitteln und Futtermitteln (VO Nr. 1829/ 
2003/EG), die Rückverfolgbarkeit und Kennzeich- 
nung von gentechnisch veränderten Organismen und 
hieraus hergestellten Lebensmitteln und Futtermitteln 
(VONr. 1830/2003/EG) sowie die grenzüberschreitende 
Verbringung von gentechnisch veränderten Organismen 
regeln (VONr. 1946/2003/EG). Weiterhin steht die Ver- 
abschiedung einer Saatgutrichtlinie aus - hierzu liegt 
bisher lediglich ein zwischenzeitlich wieder zurückgezo- 
gener Entwurf der EU-Kommission aus dem Jahr 2003 
vor (SANCO/1 542/2000 Rev. 4). Der europäische und 
internationale rechtliche Rahmen der Nutzung „grüner“ 
Gentechnik wird ausführlich in Kapitel 10.3 diskutiert. 

842. Die Umsetzung der EU-Freisetzungsrichtlinie in 
nationales Recht erfordert eine Novellierung des deut- 
schen Gentechnikgesetzes. Der Novellierungsprozess hat 
heftige Kontroversen auch innerhalb der derzeitigen Re- 
gierungskoalition ausgelöst. Die im Jahre 2003 vom Bun- 
desministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft (BMVEL) vorgestellte Entwurfsfassung 
des Gesetzes zur Neuordnung des Gentechnikrechts 
(GenTRNeuordG) war mit einem erheblichen Abstim- 
mungsbedarf innerhalb verschiedener Ministerien ver- 
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bunden. Mittlerweile hat sich das Kabinett auf einen - in 
einigen wesentlichen Punkten vom älteren BMVEL-Ent- 
wurf abweichenden - Entwurf geeinigt, der im 
Frühjahr 2004 im Bundestag verabschiedet werden soll. 
Da die Novellierung des Gentechnikgesetzes der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, ist mit der endgültigen 
Novellierung wohl kaum vor Mitte 2004 zu rechnen. 

843. Die besagten Kontroversen betrafen nicht zuletzt 
die Frage, welcher Gesetzeszweck in § 1 des novellierten 
Gentechnikgesetzes festgelegt werden soll. Nach dem 
Kabinettsentwurf soll der § 1 folgendermaßen gefasst 
werden: 

„§ 1 Zweck des Gesetzes 
Zweck dieses Gesetzes ist, 

- 1 . unter Berücksichtigung ethischer Werte, Leben und 
Gesundheit von Menschen, die Umwelt in ihrem Wir- 
kungsgefüge, Tiere, Pflanzen und Sachgüter vor 
schädlichen Auswirkungen gentechnischer Verfahren 
und Produkte zu schützen und Vorsorge gegen das 
Entstehen solcher Gefahren zu treffen, 

- 2. die Möglichkeit zu gewährleisten, dass sowohl mit 
konventionellen, ökologischen als auch gentechnisch 
veränderten Anbauformen Produkte, insbesondere 
Lebens- und Futtermittel, erzeugt und in den Verkehr 
gebracht werden, 

- 3. den rechtlichen Rahmen für die Erforschung, Ent- 
wicklung, Nutzung und Förderung der wissenschaft- 
lichen, technischen und wirtschaftlichen Möglichkei- 
ten der Gentechnik zu schaffen und 

- 4. Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft im Be- 
reich des Gentechnikrechts durchzuführen oder umzu- 
setzen.“ 

Der § 1 spricht wesentliche Punkte an, die in dem - mitt- 
lerweile seit mehr als zwanzig Jahren geführten - Streit 
um die „grüne“ Gentechnik für viele Kritiker die zentra- 
len Gründe für ihre Ablehnung waren und sind. Daher 
nimmt der Umweltrat die anstehende Novellierung des 
Gentechnikgesetzes zum Anlass, genauer auf diese 
Punkte einzugehen, ohne allerdings die Nutzenpotenziale 
der „grünen“ Gentechnik zu ignorieren (Kap. 10.1). Er 
befasst sich mit ethischen Aspekten (Abschn. 10.2.1), mit 
humantoxikologischen und ökologischen Risiken 
(Abschn. 10.2.2 und Abschn. 10.2.3), mit der Problema- 
tik der Gewährleistung des Anbaus gentechnisch unver- 
änderter Nutzpflanzen beziehungsweise „Koexistenz“ 
(Abschn. 10.2.4) sowie mit der Kennzeichnung gentech- 
nisch veränderter Lebensmittel (Abschn. 10.3.3). Hinzu 
kommen eine kritische Diskussion zu Bedarf und Nutzen 
des Einsatzes dieser Technik (Abschn. 10.2.5) sowie Fra- 
gen des Monitorings (Abschn. 10.3.5). 

10.1 Nutzenpotenziale 

844. Die Gentechnik eröffnet die Möglichkeit, gezielt 
Veränderungen des Erbgutes vorzunehmen, um phäno- 
typisch erwünschte Eigenschaften von Organismen zu er- 
schaffen. So können Organismen durch das Insertieren 


artfremder Gene in ihr Genom in die Lage versetzt wer- 
den, Proteine zu bilden, die sie ohne den Einsatz der Gen- 
technik nicht bilden können. Diese biotechnologische 
Methode ermöglicht die Züchtung von Kulturarten mit 
artübergreifender Expression fremder Gene. Dies ist mit 
Methoden der herkömmlichen Züchtung nicht möglich. 
Der Einsatz der Gentechnik zu medizinischen Zwecken 
(die so genannte „rote“ Gentechnik) ist mittlerweile weit 
verbreitet und wird in vielen Anwendungsgebieten weit 
gehend akzeptiert (beispielsweise die Herstellung von 
Insulin in Mikroorganismen). Durch den Einsatz der 
„grünen“ Gentechnik sollen zum einen agronomisch 
wünschenswerte Ergebnisse, wie Produktivitätssteigerun- 
gen oder Reduktionen der Umweltbeeinträchtigungen, 
erzielt werden. Über solche, für den Konsumenten keinen 
offensichtlichen Nutzen darstellende Eigenschaften hi- 
naus sollen Pflanzen zukünftig vornehmlich ernährungs- 
physiologische Vorteile und einen besseren Geschmack 
bieten sowie eine längere Lagerfahigkeit aufweisen, Roh- 
stoffe liefern und Arzneimittel produzieren (FALK et ak, 
2002 ). 

10.1.1 Perspektiven für die Landwirtschaft 

845. Die Kontroverse um die Rolle der Gentechnik in 
Entwicklungsländern ist zwar zweifelsohne für ihre Be- 
wertung bedeutsam, der Umweltrat kann an dieser Stelle 
diese Diskussion aber nicht führen. Eine differenzierte 
Analyse der Ursachen von Fehlernährung und Hunger in 
Entwicklungsländern und der möglichen Rolle der Gen- 
technik bei ihrer Bekämpfung würde den Rahmen dieses 
Kapitels sprengen. 

846. Übersichten zu den Potenzialen der „grünen“ Gen- 
technik sind unter anderem in Publikationen der Deut- 
schen Forschungsgesellschaft (DFG) oder des Umweltbun- 
desamtes (UBA) zu finden (DFG, 2001; de KATHEN, 
2001; s. auch FALK et ak, 2002; GM Science Review 
Panel, 2003; ICSU, 2003; KEMPKEN und KEMPKEN, 
2004). Die folgende Zusammenstellung zeigt eine Aus- 
wahl der zurzeit wesentlichen Eigenschaften gentech- 
nisch veränderter Pflanzen, die sich bereits im Anbau be- 
finden oder deren Entwicklung geplant wird: 

- Herbizidresistenz'. Gentechnisch veränderte Kultur- 
pflanzen können beispielsweise durch ein von ihnen 
produziertes Enzym das Herbizid unwirksam werden 
lassen. Dadurch sollen Herbizide gezielter angewendet 
und somit ihr Einsatz quantitativ verringert werden 
(DFG, 2001, S. 11). 

- Insektenresistenz (Schutz vor Fraßfeinden): Das pro- 
minenteste Beispiel für eine Insektenresistenz ist die 
Produktion von Toxinen aus Bacillus thuringiensis 
(Bt) in Pflanzen (Mais, Baumwolle, Raps). Auch in 
diesem Fall soll der Einsatz von Insektiziden aufgrund 
des Selbstschutzes der Pflanze vermindert werden 
(SCHÜLER et ak, 1998). 

- Resistenz gegen Krankheitserreger. Zurzeit werden 
Möglichkeiten für die Entwicklung einer Resistenz 
gegen Viren, Bakterien und Pilze getestet. Vorstellbar 
sind beispielsweise von Pflanzen exprimierte Enzyme, 
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die gegen Zellwandbestandteile der Pilze und Bakte- 
rien gerichtet sind. Bei Viren verfolgen Wissenschaft- 
ler verschiedene Strategien, die die Pflanze vor dem 
Befall schützen sollen (s. DFG, 2001, S. 9). Auch 
könnten in Obstbäume Resistenzgene gegen Krank- 
heiten wie den Feuerbrand eingebracht werden. 

- Schutz der Böden und des Grundwassers: Ein Schutz 
der Böden und des Grundwassers soll dadurch erreicht 
werden, dass im Vergleich zur konventionellen Land- 
wirtschaft weniger chemische Pflanzenschutzmittel 
eingesetzt werden, die zu einer Belastung der beiden 
Schutzgüter führen. Weiterhin soll eine schonendere 
Bearbeitung von Böden ermöglicht werden. 

- Kulturpflanzen für ungünstige Standorte (Salzresis- 
tenz, Trockenresistenz, Kälteresistenz): ln Hinblick 
auf die Unterernährung von Bevölkerungsgruppen der 
Entwicklungsländer sollen verschiedene, an ungüns- 
tige Standorte angepasste Kulturpflanzen entwickelt 
werden. Diese sollen unter den ungünstigen klimati- 
schen Bedingungen vieler Entwicklungsländer gedei- 
hen. Zurzeit existieren keine derart veränderten Pflan- 
zen, die das Anwendungsstadium erreicht haben 
(s. auch DFG, 2001, S. 12). Diesen Potenzialen stehen 
allerdings die Risiken von GVO gegenüber, die hin- 
sichtlich ökologisch adaptiver, das heißt der Pflanze 
unter Selektionsdruck einen Fitnessvorteil verschaf- 
fender, Eigenschaften verändert worden sind. 

- Ertragssteigerung: Gentechnische Veränderungen sol- 
len eine höhere Produktion auf einer geringeren Flä- 
che gewährleisten und darüber hinaus zu gleich blei- 
benden Emteerfolgen führen {Ertragssicherung). 
Nutzenpotenziale werden auch im Bereich der Erzeu- 
gung von Biokraftstoffen und der industriellen Ver- 
wendung von Pflanzen gesehen (bspw. Kartoffeln mit 
höherem Stärkegehalt für industrielle Zwecke [vgl. 
MÜLLER et al, 2003, S. 75 ff.]). 

Viele dieser Anwendungsmöglichkeiten befinden sich 
noch im Stadium der Entwicklung. Zum jetzigen Zeit- 
punkt kann noch keine Aussage darüber getroffen wer- 
den, ob und wann gentechnisch veränderte Pflanzen mit 
entsprechenden Eigenschaften entwickelt oder zugelassen 
werden. 

Das theoretische Potenzial für die Landwirtschaft, für 
eine Verringerung von Umweltbelastungen und für die 
Gesundheit des Menschen ist beträchtlich, einzelne Ein- 
satzvarianten werden aber unterschiedlich bewertet. Über 
die in der Erforschung befindlichen Anwendungen hinaus 
sind viele Nutzungen denkbar, die einen positiven Ein- 
fluss auf Mensch und Umwelt haben könnten. Die derzei- 
tigen Anwendungsformen stellen nur einen geringen Aus- 
schnitt des Spektrums möglicher Nutzungen dar. 

Andererseits gilt es zu berücksichtigen, ob und mit wel- 
chen negativen Auswirkungen auf verschiedene Schutz- 
güter in Folge des Einsatzes der „grünen“ Gentechnik zu 
rechnen ist und inwieweit Vorkehrungen zum Schutz die- 
ser Güter getroffen werden sollten. 


10.1.2 Gesundheitliche Perspektiven 

847. Bei gentechnisch veränderten Pflanzen der ersten 
Generation standen wie oben beschrieben fast ausschließ- 
lich anbautechnische Fragestellungen wie die Verbesse- 
rung des Ertrags durch Insekten- und Herbizidtoleranzen 
im Vordergrund. Diese veränderten Parameter {input 
traits) beinhalten für den Konsumenten keinen offen- 
sichtlichen Nutzen. Es wird davon ausgegangen, dass die 
Akzeptanzprobleme der „grünen“ Gentechnik in der Be- 
völkerung sinken werden, wenn der Verbraucher einen 
direkten Nutzen für sich erkennen kann. Daher sollen 
Pflanzen der zweiten und dritten Generation output traits 
wie unter anderem ernährungsphysiologische und ge- 
schmackliche Vorteile bieten sowie eine längere Lager- 
fahigkeit aufweisen oder Rohstoffe liefern und Arznei- 
mittel produzieren (FALK et al., 2002). Viele dieser 
output traits könnten langfristig in Pflanzen kostengüns- 
tiger zu produzieren sein als in Tieren, chemisch-tech- 
nisch oder in Zellkulturen. 

Functional Foods und Rohstoffe 

848. Lebensmittel und Lebensmittelergänzungen, die 
nicht nur der Ernährung dienen, sondern ebenfalls einen 
vorteilhaften Einfluss auf die Gesundheit haben, werden 
zunehmend von den Verbrauchern konsumiert (Syno- 
nyme: Nutraceuticals, Designer Foods, Healthy Foods, 
Pharma Foods). Beispielsweise werden Lebensmittel 
erfolgreich mit Proteinen oder Jod angereichert, um Man- 
gelerscheinungen vorzubeugen. Im Grenzbereich zwi- 
schen Functional Foods und Arzneimitteln gibt es bei- 
spielsweise Getränke für Diabetiker, die mit Insulin 
angereichert sind oder Schokoriegel, die Serotonin ent- 
halten, um dem prämenstruellen Syndrom vorzubeugen. 
Dabei enthalten Functional Foods nicht notwendiger- 
weise gentechnisch veränderte Bestandteile. 

Mithilfe von GVP verbessern sich jedoch die Möglichkei- 
ten, die für eine physiologisch ausgewogene Ernährung 
notwendigen Rohstoffe in ausreichendem Maß produzie- 
ren zu lassen, wenngleich man für eine solche Ernährung 
in den westlichen Ländern natürlich nicht auf GVP ange- 
wiesen ist. Im Folgenden werden ausgewählte Beispiele 
der zurzeit in der Entwicklung befindlichen und noch 
nicht zulassungsreifen gentechnisch veränderten Pflanzen 
diskutiert. Über diese Beispiele hinaus gibt es sehr viele 
mögliche Anwendungen für den (industriellen) Einsatz 
gentechnisch veränderter Pflanzen (Übersicht dazu 
de KATHEN, 2001; FALK et al, 2002). 

849. Es ist theoretisch möglich, zur Verhinderung von 
Mangelerscheinungen den Gehalt an verschiedenen Vita- 
minen in Pflanzen zu steigern oder zusätzliche Vitamine 
in Pflanzen produzieren zu lassen. Vorteile für die Ge- 
sundheit des Menschen werden zurzeit vor allem bei 
betacarotinhaltigem Reis {Golden Rice) gesehen. Betaca- 
rotin ist die Vorstufe von Vitamin A und wird vom 
Körper metabolisiert. Vitamin A ist nicht nur für die Seh- 
fahigkeit im Dunkeln verantwortlich, sondern beispiels- 
weise ebenfalls für Knochenwachstum und die Integrität 
des Epithels (POTRYKUS, 2003). 
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Eine weitere Mangelerscheinung, die weltweit verbreitet 
ist, könnte durch die ausreichende Gabe von bioverfüg- 
barem Eisenoxid bei der Nahrungszufuhr verhindert wer- 
den. Beispielsweise leiden weltweit circa 50 % der Kin- 
der an den Folgeerscheinungen von Eisenmangel 
(Anämie). Ein Gen aus der Bohne, das für die Expression 
von zellularem Ferritin zuständig ist, kann in Reis einge- 
bracht werden und damit eine sinnvolle Nahrungsergän- 
zung bereitstellen sowie präventiv wirksam sein 
(LUCCA et ah, 2001). Bei Insertion eines ferritin- und 
betacarotinproduzierenden Gens in Reis kann ein Grund- 
nahrungsmittel hergestellt werden, das weltweit häufigen 
Mangelerscheinungen Vorbeugen könnte. 

Durch eine regelmäßige Zufuhr von Vitamin E können 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Krebs im Allgemeinen 
vorgebeugt werden. Die Vorstufe von Vitamin E (Alpha- 
Tocopherol) konnte in Versuchen in hohen Konzentratio- 
nen erfolgreich in Samen der Ackerschmalwand (Arabi- 
dopsis thaliana) exprimiert werden (HIRSCHBERG, 

1999) . Das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen kann 
zusätzlich durch die Zufuhr von mehrfach ungesättigten 
Fettsäuren reduziert werden. Insbesondere Omega-3 -Fett- 
säuren sind langkettige und mehrfach ungesättigte Fett- 
säuren. Sie können in ihrer Funktion als Antioxidanzien 
den Cholesterinspiegel senken, freie Radikale binden und 
eine Blutgerinnselbildung verhindern (HASLER et ah, 

2000) . Um den Bedarf an Omega-3 -Fettsäuren zu decken 
wird empfohlen, 300 bis 400 g Seefisch pro Woche zu es- 
sen. Mithilfe der Gentechnik besteht jedoch die Möglich- 
keit, mehrfach ungesättigte Fettsäuren in Pflanzen zu pro- 
zessieren, die für die Speiseölgewinnung genutzt werden. 
Zudem wird versucht, die Stabilität der Fettsäuren beim 
Erhitzen zu erhöhen, sodass sie ihre positive gesundheit- 
liche Wirkung beim Zubereiten warmer Speisen nicht 
verlieren (THELEN und OHLROGGE, 2002). 

850 . Für die Zulassung dieser neuartigen Lebensmittel 
stellt sich die Frage, wo die Grenze zwischen Functional 
Foods und Arzneimitteln (s. auch Tz. 852 f.) zu ziehen 
ist. Es müssen klare Kriterien entwickelt werden, die eine 
Entscheidung ermöglichen, ab wann ein Lebensmittelzu- 
satz eine Nahrungsergänzung ist und ab wann ein thera- 
peutischer Zweck erfüllt wird. Die Ertragssteigerung von 
Omega-3-Fettsäuren in ölproduzierenden Pflanzen kann 
beispielsweise als sinnvolle Nahrungsergänzung angese- 
hen werden. Bei einer Steigerung des Lycopengehalts in 
Tomaten ist die Antwort nicht mehr so offensichtlich. Ly- 
copen ist in der Tomate in geringen Konzentrationen ent- 
halten und kann der Entstehung von Krebs Vorbeugen. In 
höheren Dosen kann es therapeutisch erfolgreich gegen 
Tumorzellen eingesetzt werden. Enthalten Tomaten nach 
gentechnischer Modifikation therapeutische Dosen an Ly- 
copen, sind sie nach Ansicht des Umweltrates als Arznei- 
mittel einzustufen und dürften nur unter ärztlicher Auf- 
sicht verabreicht werden. Dies ist umso notwendiger, da 
es durch unterschiedliche Einflussfaktoren zu einer 
schwankenden Expression der Proteine kommen kann 
und die Pflanzen somit nicht unbedingt eine konstante 
Dosierung aufweisen. 


851 . Neben einer ernährungsphysiologischen Verbesse- 
rung der Pflanzeninhaltsstoffe (gesundheitsfÖrderliche 
Proteine, z. B. Enzyme oder Öle) können weitere Eigen- 
schaften verändert werden, die einen positiven Einfluss 
auf die Qualität der Lebensmittel haben. Beispielsweise 
werden durch die Lagerung und Zubereitung von Lebens- 
mitteln essenzielle Verbindungen wie Vitamine zuneh- 
mend abgebaut. Gentechnische Methoden ermöglichen, 
die Lagerfahigkeit durch stabilere Verbindungen der Pro- 
teine und Vitamine zu erhöhen, um so den Nährwert über 
längere Zeit stabil zu halten (FALK et al., 2002; PERR, 
2002). Auch können die Verarbeitungseigenschaften von 
Pflanzen durch gentechnische Veränderungen verbessert 
werden. Ein Beispiel dafür sind Tomaten, die weniger 
schnell weich werden („Anti-Matsch-Tomate“). Darüber 
hinaus können Lebensmittel mit einem geringeren aller- 
genen Potenzial geschaffen werden, sodass Allergiker ein 
breiteres Nahrungsangebot erhalten. Ebenfalls können 
Gene in Pflanzen derart verändert werden, dass bekannte 
toxische Proteine nicht mehr exprimiert werden. Auf 
diese Weise werden die entsprechenden Pflanzen in höhe- 
rem Maß genießbar. 

Arzneimittel 

852 . Die „grüne“ Gentechnik eröffnet die Möglichkeit, 
in Pflanzen eine Vielzahl an Arzneimitteln für den Ein- 
satz beim Menschen zu produzieren. Das Spektrum der 
Möglichkeiten, gentechnisch veränderte Pflanzen für me- 
dizinische Zwecke einzusetzen, erscheint dabei äußerst 
breit. Neben der Herstellung von Wachstumshormonen 
und xenogenen Proteinen für therapeutische und diagnos- 
tische Zwecke können Blutproteine wie Hämoglobin und 
humanes Serumalbumin hergestellt werden. In Pflanzen 
erzeugte Blutersatzstoffe sind für Transplantationszwecke 
besonders gut geeignet, da sie keine Kontaminationen mit 
Pathogenen aufweisen und aufgrund der Homologie zu 
dem menschlichen Protein keine Unverträglichkeiten auf- 
treten (s. dazu de KATHEN, 2001, S. 30 f.). 

Darüber hinaus wurden bereits in Pflanzen hergestellte 
Impfstoffe zur oralen Applikation erfolgreich getestet. 
Oftmals, zum Beispiel beim Hepatitis B-Impfstoff, ist die 
orale Applikation effizienter als die parenterale, da die 
über die Schleimhaut vermittelte Immunität effektiver sti- 
muliert wird als bei Injektionen (Übersicht dazu 
s. RICHTER und KIPP, 1999). Der Impfstoff gegen 
Hepatitis B aus Hefe (Hb sAg- Vakzin) ist bereits seit 1984 
zugelassen. Dies könnte als mögliche Referenz für die 
Qualität des Impfstoffs aus Pflanzen dienen. Bei der ora- 
len Verabreichung sind solche Pflanzen am besfen geeig- 
net, die vor dem Verzehr nicht gekocht werden müssen, 
damit die wirksamen Proteine nicht denaturieren. Bei- 
spielsweise wäre für den Hepatitis B-Impfstoff Salat ge- 
eignet. 

Vielversprechend ist die Entwicklung eines Impfstoffs 
gegen den Karieserreger Streptococcus mutans. Dieser 
aus der Tabakpflanze stammende Impfstoff wird bereits 
in der klinischen Phase (Tiermedizin, Humanmedizin) 
erprobt. Mit einer Markteinführung wird in vier bis fünf 
Jahren gerechnef (MA, 1999; WYNN et al., 1999). In 
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klinischen Studien müssen bei allen einzusetzenden oral 
zu verabreichenden Impfstoffen noch offene Fragen be- 
züglieh der Applikation geklärt werden. Insbesondere 
muss die Dosis für die orale Applikation bestimmt wer- 
den und es muss geklärt werden, ob die so erzielte Immu- 
nisierung dauerhaft ist. 

Neben einer aktiven Vakzine gegen Streptococcus mutans 
können in der Tabakpflanze ebenfalls rekombinante Anti- 
körper hergestellt werden, die gegen die Oberfläche des 
Bakteriums gerichtet sind (MA, 1999). Antikörper gegen 
die verschiedensten Epitope (Oberflächenstrukturen) sind 
klinisch und therapeutisch einsetzbar. Sie können in der 
Regel in Pflanzen mit um 90 bis 98 % geringeren Kosten 
hergestellt werden als beispielsweise in Zellkultursys- 
temen von Escherichia coli (FISCHER et al., 1999). 

853. Über diese Beispiele hinaus ist eine Vielzahl an 
Anwendungen denkbar und zukünftig möglicherweise 
auch realisierbar. Allerdings stellt sich die Frage, ob arz- 
neimittelproduzierende Pflanzen überhaupt großflächig 
im Freiland angebaut werden sollten. In jedem Fall muss 
verhindert werden, dass Pflanzenreste oder deren pharma- 
zeutisch wirkende Inhaltsstoffe freigesetzt werden, da 
über die Wirkung hochwirksamer Pharmaka in der Um- 
welt (z. B. aus Krankenhausab wässern) wenig bekannt ist 
(DAUGHTON und FERNES, 1999; s. auch Kap. 5.6). 
Außerdem kann nicht garantiert werden, dass eine arznei- 
mittelproduzierende Pflanze auf dem Anbaufeld verbleibt 
und sich nicht ausbreitet. Der Umweltrat ist deshalb der 
Ansicht, dass Pflanzen, die hochwirksame Pharmaka pro- 
duzieren, ausschließlich unter kontrollierten Bedingun- 
gen in geschlossenen Systemen angebaut werden sollten. 
Dies impliziert allerdings, dass diese Nutzenpotenziale 
für eine agrarpolitische Beurteilung der „grünen“ Gen- 
technik von äußerst geringer Bedeutung sind. 

10.2 Einwände gegen die „grüne“ 
Gentechnik 

854. Während für die Befürworter die „grüne“ Genteeh- 
nik im Kern nichts anderes ist als die Fortsetzung der 
akzeptierten Pflanzenzüchtung mit anderen Mitteln (statt 
vieler s. KEMPKEN und KEMPKEN, 2004, S. 211), 
handelt es sich für die Kritiker um eine risikoträchtige 
Technologie, die manipulativ in die Grundstrukturen des 
Lebendigen eingreift. Die Debatte scheint nach wie vor 
stark polarisiert, obwohl die „grüne“ Gentechnik in der 
Hoffnung auf eine Versachlichung der Debatte mehrfach 
zum Gegenstand von Verfahren der Technikfolgen- 
abschätzung gemacht worden ist (zur Übersicht s. 
SKORUPINSKI und OTT, 2000). Das anspruchsvollste 
dieser Verfahren, das am Wissenschaftszentrum Berlin 
zwischen 1991 und 1993 zum Themenbereich der Her- 
bizidresistenz durchgeführt wurde (zusammenfassend aus 
Sicht der Veranstalter s. van den DAELE et al., 1996) en- 
dete mit dem (hinsichtlich seiner Berechtigung umstritte- 
nen) „Ausstieg unter Protest“ der gentechnikkritischen 
Gruppen. Ungeachtet der fortbestehenden inhaltlichen 
Dissense lässt sich beim derzeitigen Stand der Debatte 
das Spektrum unterschiedlicher Argumentationsmuster 


differenziert darstellen, und es lassen sich auch einzelne 
Argumente hinsichtlich ihrer Validität beurteilen. 

10.2.1 Ethische Aspekte 

855. Vorbehalte gegen gentechnisch veränderte Pro- 
dukte sind in der westeuropäischen Bevölkerung nach 
wie vor verbreitet, und die faktische Akzeptanz durch die 
Verbraucher ist nach wie vor gering (BONNY, 2003). Aus 
Sicht der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG, 
2001, S. 7) lassen sich die verbreiteten Vorbehalte aller- 
dings weniger sachlich als vielmehr sozialpsychologiseh 
mit dem generellen Misstrauen gegen neue Technologien 
erklären, das im Lebensmittelbereich durch Skandale wie 
BSE noch verstärkt wurde. Es ist jedoch denkbar, dass 
sich die Akzeptanz dadurch steigern lässt, dass Produkte 
entwickelt werden, die aus der Sicht von Konsumenten 
mit einem deutlichen Nutzen verbunden sind (Kap. 10.1), 
oder dass sich einige oder alle Bedenken als gegenstands- 
los erweisen. Möglich ist jedoch auch, dass die „grüne“ 
Gentechnik kulturellen Wertvorstellungen der europäi- 
schen Verbraucher zuwiderläuft, die sich, wenn über- 
haupt, nur langsam ändern ließen (so BRUCE, 2002). Die 
der „grünen“ Gentechnik derzeit von Verbraucherseite 
entgegengebrachte Ablehnung ist zunächst nur eine so- 
ziale Tatsache, auf die allein sich eine umfassende 
argumentative Bewertung nieht stützen kann. 

Wichtig ist die Unterscheidung zwischen Akzeptanz und 
Akzeptabilität. Von Akzeptanz wird gesprochen, wenn 
sich in der Bevölkerung empirisch eine Duldung oder 
eine Befürwortung beobachten lässt. Akzeptabilität ist 
demgegenüber ein normativer Begriff. Die Rede von Ak- 
zeptabilität - oder auch Vertretbarkeit - setzt eine argu- 
mentative Prüfung beziehungsweise eine Risikobewer- 
tung anhand von Schutzgütem, Zielen und normativen 
Kriterien voraus. Eine solche Risikobewertung soll im 
Folgenden in ihren Grundzügen entwickelt werden. 

Folgende Argumente wurden und werden gegen den Ein- 
satz der „grünen“ Gentechnik vorgebracht: 

- kategorische Argumente, 

- Risiko-Argumente (gesundheitliche Risiken und öko- 
logische Risiken), 

- Argumente der unzulässigen Schädigung gentechnik- 
freier Landwirtschaftsformen, 

- Argumente des fehlenden Bedarfs beziehungsweise 
des mangelnden Nutzens für Verbraucher und Gesell- 
schaft. 

Auf diese vier Argumentationsmuster soll im Folgenden 
näher eingegangen werden. Argumente, die die mögli- 
chen Auswirkungen der „grünen“ Gentechnik für die 
landwirtschaftlichen Produktionsstrukturen in den Ent- 
wicklungsländern und für die Sicherung der Weltemäh- 
rung thematisieren, werden nicht behandelt. 

10.2.1.1 Kategorische Argumente 

856. Kategorische Argumente gegen die „grüne“ Gen- 
technik wollen darlegen, dass der Einsatz dieser Technik 
an sich, das heißt unabhängig von jeder Einschätzung 
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ihres Nutzens und ihrer Risiken, aus moralischen Grün- 
den zu untersagen ist. Kategorische Argumente beziehen 
sich auf den Prozess der gentechnischen Manipulation 
selbst, nicht auf seine möglichen Auswirkungen (zur De- 
finition s. REISS und STRAUGHAN, 1996, S. 49). Kate- 
gorische Argumente lassen sich in mehreren Varianten 
Vorbringen (STRAUGHAN, 1992): 

- Es sei moralisch geboten, die Integrität eines jeden 
pflanzlichen Genoms zu respektieren (Integritäts- 
Argument). 

- Das Einbringen von Gensequenzen einer Spezies in 
das Genom einer anderen Spezies übertrete eine mora- 
lische Schranke (Artgrenzen- Argument). 

- Die Eingriffstiefe der Gentechnik stelle eine neue 
Qualität in der Manipulation lebendiger Organismen 
dar und sei aufgrund dessen abzulehnen (Eingriffs- 
tiefen- Argument). 

- Die „grüne“ Gentechnik sei Ausdruck einer abzuleh- 
nenden „reduktionistischen“ beziehungsweise „techni- 
zistischen“ Grundeinstellung gegenüber der Natur 
(Reduktionismus- Argument) . 

- Der Mensch dürfe nicht „Gott spielen“ („Playing- 
God“- Argument) . 

857 . Das erste Argumentationsmuster beruht auf einem 
Kategorienfehler, da es die Unterschiede zwischen perso- 
naler Integrität und natürlicher Identität vernachlässigt. 
Der Begriff der Integrität, der seine sinnvolle Bedeutung 
auf der Ebene von Personen hat, kann nicht auf geneti- 
sche Programme (im Sinne von MAYR, 1998) übertragen 
werden. Genetische Programme sind bewusstlos codierte 
Information. Der Begriff der personalen Integrität, der 
sich nicht auf ein Genom reduzieren lässt, setzt hingegen 
bewusstes Selbstverhältnis voraus, das bei genetischen 
Programmen fehlt. Es ist auch nicht zulässig, eine Reihe 
von ähnlichen Begriffen („Identität“, „Individualität“, 
„Integrität“, „Eigenwert“) zu bilden, um sich durch Ver- 
schiebung dieser Begriffe die moralische Bedeutung von 
gentechnischen Eingriffen in ein pflanzliches Genom all- 
mählich zu „erschleichen“. Das Integritäts-Argument ist 
allenfalls unter Voraussetzung naturphilosophischer An- 
nahmen oder durch den Rekurs auf Wahmehmungs- 
weisen plausibel zu machen, die sich von denen der Na- 
turwissenschaften deutlich unterscheiden (s. etwa 
HAUSKELLER, 2002). 

858 . Natürliche Schranken sind nicht per se moralische 
Grenzen. Das zweite Argument („Überschreiten der Art- 
grenze“) muss daher die moralische Bedeutung der Art- 
grenze aufzeigen. Dies ist bislang nicht gelungen. Ähn- 
liches gilt für die kategorische Ablehnung von Eingriffen 
in die „Erbsubstanz“. Hinzu kommt, dass Artgrenzen 
vielfach, insbesondere bei Pflanzen, nicht eindeutig be- 
stimmbar sind. Argumentiert man mit der Gefährdung 
wild lebender Spezies oder mit biozönotischer Nivellie- 
rung durch transgene Nutzpflanzen, so trägt man kein 
kategorisches Argument, sondern bereits ein Risiko- 
argument vor (Abschn. 10.2.3, Tz. 873). 


859 . Das Argument der „Eingriffstiefe“ läuft auf das 
Verbot von schadensträchtigen und irreversiblen Eingrif- 
fen in natürliche Systeme hinaus. Es ist letztlich wohl 
kein kategorisches Argument, sondern ebenfalls ein Risi- 
koargument. Die Tiefe des gentechnisch bewirkten Ein- 
griffes in die Natur ist im Vergleich zu anderen züchteri- 
schen Eingriffen graduell. Es ist nicht ersichtlich, warum 
die spezifische Invasivität, die mit gentechnischen Ein- 
griffen verbunden ist, per se einer moralisch relevanten 
Zäsur gleichkommen soll. Würde man argumentieren, 
dass diese Zäsur mit der Gentechnik gegeben sei, so wird 
das Argument zirkulär: Das kategorische Verbot der Gen- 
technik wird mit der Eingriffstiefe begründet und eine un- 
zulässige Eingriffstiefe durch den Einsatz von Gentech- 
nik definiert. Das Argument kann aber, sofern es als ein 
Risikoargument interpretiert wird, in Verbindung mit dem 
Vorsorgeprinzip anspruchsvolle Sicherheits- und auch 
langfristig angelegte Monitoringstrategien begründen 
(Abschn. 10.3.5, Tz. 928). 

860 . Das vierte Argumentationsmuster macht geltend, 
Gentechnik sei Ausdruck einer technizistischen Haltung, 
in der Natur nur als Material für den Zugriff des Men- 
schen erscheine und tendenziell auf Chemie und Physik 
reduziert werde, und diese Einstellung sei der belebten 
Natur gegenüber moralisch unangemessen. „Ganzheit- 
liche“ Betrachtungsweisen und schonendere beziehungs- 
weise respektvollere Einstellungen seien der Natur ge- 
genüber angemessener. Dieses Argument wird von den 
Verbänden des ökologischen Landbaus vertreten 
(AGÖLetal., 1999; BECK und HERMANOWSKI, 
2001). Die hierbei verwendete, moralisch konnotierte Un- 
terscheidung zwischen „ganzheitlich“ und „reduktionis- 
tisch“ übersieht, dass es sich um komplementäre Perspek- 
tiven wissenschaftlicher Betrachtung handelt, die in den 
biologischen Wissenschaften zu unterschiedlichen Zwe- 
cken eingesetzt werden können. Die Verbände des ökolo- 
gischen Landbaus verstehen diese Perspektiven jedoch 
als „gegensätzliche Grundprinzipien“, und erklären Gen- 
technik und ökologischen Landbau aus diesem Grund für 
miteinander unvereinbar (AGÖLetal., 1999, S. 3). For- 
schungsperspektiven werden hierbei auf wissenschafts- 
theoretisch und wissenschaftsethisch unzulässige Weise 
moralisiert. 

861 . Das so genannte „Playing-God“-Argument ist ent- 
weder nur metaphorisch (und damit auf andere Argu- 
mente bezogen) oder schöpfungstheologisch. Aus der 
Sicht des Umweltrates ist ein Streit um die „richtige“ 
schöpfungstheologische Deutung der „grünen“ Gentech- 
nik politisch und juristisch irrelevant. Auch in einer 
neuen ökumenischen Stellungnahme der Kirchen wird 
dieses Argument nicht vorgebracht (Arbeitsgemeinschaft 
der Umweltbeauftragten et ab, 2003). Zwar findet sich zu 
Beginn dieses Positionspapiers die Aussage, wonach die 
Ehrfurcht vor dem von Gott geschaffenen Leben Vorrang 
vor dem technisch Machbaren habe; die eigentliche Argu- 
mentation erfolgt jedoch ohne Rekurs auf kategorische 
oder theologische Argumente. Damit erkennt das ökume- 
nische Positionspapier implizit an, dass der gesellschaft- 
liche Diskurs über die „grüne“ Gentechnik auch ohne 
kategorische Argumente geführt werden kann. Es ist 
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sicherlich jeder Person dennoch gestattet, die „grüne“ 
Gentechnik aufgrund weltanschaulicher (religiöser, natur- 
philosophischer) Positionen prinzipiell abzulehnen. Die- 
ser so begründeten Ablehnung ist verbraucherpolitisch 
Rechnung zu tragen (Kennzeichnungspflicht, Sicherstel- 
lung der Produktion gentechnikfreier Nahrungsmittel, 
Abschn. 10.2.4). 

862. Der Umweltrat gelangt daher zu der Auffassung, 
dass die kategorischen Argumente entweder gescheitert 
sind oder lediglich einen weltanschaulichen Charakter ha- 
ben (ausführlich und mit gleichem Ergebnis COMSTOCK, 
2000). Die kategorischen Argumente können ein recht- 
liches Verbot der „grünen“ Gentechnik nicht begründen. 
Sie sind bei der Gesamtbeurteilung dieser Technologie 
nur wenig hilfreich. Die moralische Emphase, mit der die 
„grüne“ Gentechnik von vielen abgelehnt wird, muss sich 
daher auf andere Argumente stützen können. Das Argu- 
ment der „Eingriffstiefe“ ist als ein Risiko-Argument zu 
verstehen. Es kann zudem vermutet werden, dass viele 
Personen mit der Redeweise, der Mensch solle nicht 
„Gott spielen“, ihr Unbehagen hinsichtlich der Unüber- 
sichtlichkeit der Folgen artikulieren wollen. Dieses Unbe- 
hagen ist verständlich. Eine sorgfältige und an Vorsichts- 
prinzipien orientierte Regulierung dürfte ihm Rechnung 
tragen können. 

10.2.1.2 Risiko-Argumente 

863. Das Scheitern kategorischer Argumente hat keine 
Implikationen für die Einschätzung der Vertretbarkeit 
oder Unvertretbarkeit der Risiken der „grünen“ Gentech- 
nik. Jede Risikobewertung setzt einen allgemeinen Scha- 
denbegriff voraus. Da im Konfliktfeld der „grünen“ Gen- 
technik kein einvemehmlich geteilter Schadenbegriff 
unterstellt werden kann, bedarf dieser Begriff einer Klä- 
rung. Dies ist insbesondere für den Bereich der ökologi- 
schen Risiken von Bedeutung (Abschn. 10.2.3.1). Ein 
Schaden ist immer eine unerwünschte Veränderung, das 
heißt der Eintritt eines unerwünschten Ereignisses 
(BRAND, 2004). In anderer Begrifflichkeit kann auch 
von der Verletzung von Interessen, von der Beeinträchti- 
gung von Schutzgütem oder von Nutzeneinbußen gespro- 
chen werden. Es muss aber immer einen Wertenden 
geben, für den der Eintritt eines Ereignisses eine Verände- 
rung zum Schlechteren ist. Dies schließt nicht aus, dass 
das gleiche Ereignis für eine Person einen Nutzen und für 
eine andere Person einen Schaden darstellt. 

864. Anhand von rechtlich fixierten Schutzgütem ist 
zwischen möglichen ökologischen Schäden, also Schäden 
an natürlichen Wirkungsgefügen (Abschn. 10.2.3), mög- 
lichen Gesundheitsschäden (Abschn. 10.2.2) und mögli- 
chen sozioökonomischen Schäden durch die „grüne“ 
Gentechnik (Abschn. 10.2.4) zu unterscheiden. Schäden 
für die Landwirtschaft, insbesondere für den ökologi- 
schen Landbau, werden im Folgenden als sozio- 
ökonomische Schäden verstanden. 

865. Als Risiko wird das mögliche Eintreten eines 
Schadenereignisses bezeichnet. Von einem berechenbaren 
Risiko spricht man dann, wenn man dem Eintreten eines 


möglichen Schadenereignisses einen Wahrscheinlich- 
keitswert zwischen null und eins zuweisen kann. Lässt 
sich die Eintrittswahrscheinlichkeit nicht quantitativ er- 
mitteln, so liegt ein Fall von Ungewissheit vor (Tz. 873). 
Einfache Risikotheorien gehen modellhaft von einer 
Standardsituation aus, in der eine einzelne Person über- 
legt, ob sie eine Handlung ausführen soll, die insofern ein 
Wagnis darstellt, als einer Gewinnaussicht (Nutzen) eine 
Schadenmöglichkeit (Risiko) gegenübersteht. Es wird 
dann angenommen, dass diese Person nach subjektiven 
Erwartungswerten ihren Nutzen maximieren möchte und 
dementsprechend entscheidet. Die Beurteilung der Risi- 
ken der „grünen“ Gentechnik kann aufgmnd der Komple- 
xität der Gesamtsituation jedoch nicht in diesem Stan- 
dardmodell erfolgen. 

In komplexen Fällen wie der Beurteilung der Risiken der 
„grünen“ Gentechnik werden Risiken anhand bestimmter 
Faktoren (Parameter) auf ihre Vertretbarkeit hin beurteilt. 
Üblich ist die Unterscheidung der Faktoren Schadensaus- 
maß und Eintrittswahrscheinlichkeit. Diese werden in der 
„klassischen“ Risikoformel multiplikativ verknüpft. In 
der neueren Risikotheorie wurden weitere Parameter dis- 
kutiert (beispielsweise Verteilungsgerechtigkeit, Rever- 
sibilität, Zeitdimension, Neuartigkeit usw.), mithilfe derer 
die klassische Risikoformel erweitert werden sollte (OTT, 
1998, S. 122). Die Gesamtheit der verschiedenen Fakto- 
ren kann nicht mitsamt den Nutzenerwartungen in einen 
Algorithmus überführt werden, sondern muss kritisch be- 
urteilt werden. Dies ist die Aufgabe der Risikobewertung 
(Risikokommission, 2003). Allerdings würde allein die 
Betrachtung des Faktors „Reversibilität“ in Bezug auf 
ökologische Schäden in vielfältige und tief greifende wis- 
senschaftliche Kontroversen führen. Aus Gründen der 
Vereinfachung beschränkt sich die folgende Darstellung 
daher auf die beiden Parameter der klassischen Risiko- 
formel. 

10.2.2 Gesundheitliche Risiken 

866. Ein Großteil der Bevölkerung befürchtet, durch 
den Verzehr von gentechnisch veränderten Pflanzen oder 
von daraus hergestellten Produkten negative gesundheit- 
liche Effekte zu erleiden. Ein deutliches Beispiel für diese 
Bedenken ist die Tatsache, dass eine Spende von gentech- 
nisch verändertem Mais von dem an Lebensmittelknapp- 
heit leidenden Sambia im südlichen Afrika mit der Bitte 
zurückgewiesen wurde, keinen gentechnisch veränderten, 
sondern konventionellen Mais zu schicken. Diese Reak- 
tion wurde vor allem durch ethische Bedenken geprägt, 
potenziell gesundheitlich bedenkliche Lebensmittel an 
ein Land zu senden, dessen Bevölkerung aus Gründen des 
Mangels an Lebensmitteln nicht die gleiche Entschei- 
dungsfreiheit wie beispielsweise Europa hat (MUULA 
und MFUTSO-BENGO, 2003). Auch bei einer Umfrage 
in Schweden wurden vom überwiegenden Anteil der 
Befragten gesundheitliche, ethische und moralische Be- 
denken angegeben. Selbst mögliche Vorteile der GVO- 
haltigen Produkte wie besserer Geschmack oder gerin- 
gerer Preis konnten die Einstellung nicht ändern 
(MAGNUSSON und KOIVISTO HURSTI, 2002). 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-405- 


Drucksache 1 5/3600 


867 . Diese Ängste und Befürchtungen entsprechen 
nicht unbedingt den nachweisbaren gesundheitlichen 
Risiken durch den Verzehr von Lebensmitteln mit gen- 
technisch veränderten Pflanzen. Aus Erfahrung mif kon- 
venfionell hergestellten Produkten ist bekannt, dass die 
menschliche Gesundheit durch unbekannte Toxine und 
nachteilige immunologische Reaktionen, zu denen auch 
Allergien zählen, gefährdet sein könnte. Die Prävalenz 
der Lebensmittelallergiker liegt bei Erwachsenen zwi- 
schen 1 und 2 % und bei Kindern zwischen 5 und 6 % 
(BERNSTEIN et al., 2003; TRYPHONAS et al, 2003). 
Allerdings konnte gezeigt werden, dass das Risiko, eine 
Lebensmittelallergie gegen ein bekanntes Allergen zu er- 
werben, minimal ist, wenn die Menge des allergenen Pro- 
teins in den Lebensmitteln je verzehrter Portion nicht 
höher als 1 mg liegt (TAYLOR und HEFLE, 2001). 

Aus Tierversuchen sind mehrere Fälle bekannt, in denen 
negative gesundheitliche Effekte durch das Einbringen 
fremder Gensequenzen auftraten. So wurde ein lectin- 
codierendes Gen des Schneeglöckchens in das Genom der 
Kartoffel eingebracht (EWEN und PUSZTAl, 1999). Lec- 
tine haben grundsätzlich ein hohes toxisches Potenzial, 
und so riefen roh verfutterte Kartoffeln bei Ratten Ge- 
sundheitsschäden hervor. Allerdings sind rohe Kartoffeln 
grundsätzlich für den Verzehr ungeeignet und enthalten 
von Natur aus reichlich Toxine und Verbindungen, die Er- 
nährungsmangelerscheinungen hervorrufen (DFG, 2001). 
Ein gesundheitliches Risiko beim Verzehr gekochter Kar- 
toffeln, die das lectincodierende Gen des Schneeglöck- 
chens enthielten, konnte nicht nachgewiesen werden 
(EWEN und PUSZTAl, 1999). 

Die gentechnische Übertragung eines Hauptallergens aus 
der Paranuss in die Sojabohne konnte identifiziert wer- 
den, indem es an Seren von Allergikern getestet wurde 
(NORDLEE et al., 1996). Die Entwicklung wurde darauf- 
hin gestoppt, woran zu erkennen ist, dass die Lebensmit- 
telüberwachung in derartigen Fällen erfolgreich sein 
kann. Selbst wenn - aufgrund des zurzeit nicht möglichen 
Anbaus von GVO - wenige Untersuchungen zu gesund- 
heitlichen Auswirkungen gentechnisch veränderter Le- 
bensmittel existieren, haben sich nach Aussage der DFG 
die Regeln und Vorschriften des Genfechnik- und Lebens- 
mittelrechts zur Überprüfung der gesundheitlichen Unbe- 
denklichkeit gentechnisch veränderter Nutzpflanzen weit 
gehend bewährt (DFG, 2001). 

Typische und für eine Allergenität verantwortliche Eigen- 
schaften wie die molekulare Struktur und die Stabilität 
der allergieauslösenden Proteine im Verdauungsprozess 
sind größtenteils bekannt (JANY und GREINER, 1998). 
Werden Proteine während der Verdauung schlecht oder 
nicht abgebaut, wird ihnen ein höheres allergenes Poten- 
zial zugeschrieben. Diese Korrelation trifft jedoch nicht 
auf sämtliche allergenen Proteine zu (BANNON et al., 
2003). Zusätzlich ist für Proteine, die bisher nicht Be- 
standteil von Lebensmitteln waren, das allergische Poten- 
zial häufig nicht vorhersagbar und muss daher überprüft 
werden. 

868. Trotz der Einschätzung, dass das Risiko für die 
Entstehung neuer Lebensmittelallergien relativ gering 
sein dürfte, müssen Lebensmittel auf ihre gesundheitliche 


Unbedenklichkeit hin geprüft werden. Eine derartige Prü- 
fung betrifft auch solche Lebensmittel, die ohne Hilfe der 
Gentechnik erzeugt wurden. 

Am Beispiel des Allergens des Schneeglöckchens in der 
Kartoffel wird deutlich, dass auch potenziell auftretende 
toxische Inhaltsstoffe bereits sehr früh erkannt werden 
können. Dies gilt insbesondere dann, wenn sie einer le- 
bensmittelhygienischen Risikoanalyse unterzogen wer- 
den. Auf diese Weise werden Lebensmittel mit toxischen 
Inhaltsstoffen bereits vor der Vermarktung erkannt, wo- 
mit eine gesundheitliche Gefährdung der Bevölkerung 
nahezu ausgeschlossen werden kann. Ebenso wie toxi- 
sche Inhaltsstoffe können auch potenziell allergisch wir- 
kende Proteine durch eine Risikoanalyse nachgewiesen 
werden. 

ln Deutschland ist seit dem 1 . November 2002 das Bun- 
desinstitut für Risikobewertung (BfR) für die lebensmit- 
telhygienische Kontrolle zuständig. Das BfR unterzieht 

- entsprechend der neuen Verordnung über GV-Lebens- 
und -Futtermittel (VO Nr. 1829/2003/EG) - die zu 
prüfenden Lebensmittel im Rahmen einer Risiko- 
analyse einer Risikobewertung (Gefahrenidentifizierung 
und -Charakterisierung, Expositionsabschätzung und 
Charakterisierung des Risikos). Das BfR berichtet an die 
im Januar 2003 eingerichtete Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit (EFSA, European Food Safety 
Authority). Diese Einrichtung ist ebenfalls für die le- 
bensmittelhygienische Kontrolle von Lebensmitteln mit 
gentechnisch veränderten Pflanzen zuständig und auf 
europäischer Ebene dafür verantwortlich, dass derartige 
Lebensmittel auf ihr gesundheitliches Risiko hin geprüft 
werden. 

Das BfR legt für die Risikoanalyse und Risikobewertung 
einen so genannten Entscheidungsbaum zugrunde, der 
1995 von der Food and Agricultural Organization (FAO) 
und der World Health Organization (WHO) initiiert und 
2001 aktualisiert wurde (FAO/WHO, 2001). Darin soll 
eine substanzielle Äquivalenz (substantial equivalence) 
der GVO-haltigen Produkte mit nicht biotechnologisch 
hergestellten Lebensmitteln als Maßstab herangezogen 
werden. Allerdings fehlen für den Nachweis einer substan- 
ziellen Äquivalenz notwendige mehrjährige Anbauver- 
suche (SPÖK et al., 2002). Um die Allergenität eines 
„neuen“ Proteins zu bestimmen, gibt es kein einzelnes ge- 
eignetes Testverfahren. Es müssen verschiedene Eigen- 
schaften des Proteins berücksichtigt werden, die sich auf 
die Verwandtschaft des neuen Proteins mit bekannten Al- 
lergenen beziehen: 

- die Quelle des neuen Gens, 

- die Sequenz-Homologie zu bekannten Allergenen, 

- der Expressionslevel des neuen Proteins in der verän- 
derten Pflanze, 

- die Reaktivität des neuen Proteins mit IgE 
(Immunglobulin E) aus Serum von entsprechenden 
Allergikern und 

- die Stabilität während der Verdauung (Pepsin-Resis- 
tenz). 
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Je nachdem, ob Lebensmittel durch die verschiedenen 
Testverfahren als möglicherweise allergen oder nicht 
allergen eingestuft werden, lässt sich anhand des Ent- 
scheidungsbaumes das weitere Vorgehen ableiten, um so 
das Risiko einstufen zu können. Kann ein Risiko nicht 
ausgeschlossen werden, sollte ein Monitoring nach der 
Markteinführung in Betracht gezogen werden. 

869. Die Methoden für eine Risikoanalyse hinsichtlich 
einer möglichen Allergenität sind zum Teil hinsichtlich 
ihrer Aussagekraft sowie ihrer Einsatzfähigkeit als 
Methode für ein Screening und Monitoring nach der 
Markteinführung umstritten (Überblick dazu s. SPÖK 
et ak, 2002; GERMOLEC et ak, 2003). Es werden bei- 
spielsweise potenziell allergene Proteine unter anderem 
an Seren von Allergikern getestet, es können Haut-Aller- 
gie-Tests durchgeführt werden oder Tier- beziehungs- 
weise in v/tro-Modelle zur Bestimmung der Allergenität 
eingesetzt werden. Selbst bei optimalem Einsatz der Me- 
thoden zur Risikoanalyse kann bei „neuen“ und bisher 
nicht in Lebensmitteln eingesetzten Proteinen trotz der 
bekannten Proteineigenschaften keine vollständige Risi- 
kofreiheit garantiert werden (GERMOLEC et ak, 2003; 
METCALFE, 2003). 

Zu dem gleichen Schluss kommt eine Überprüfung der 
Antragsunterlagen, die gemäß der Freisetzungsrichtlinie 
(RL 2001/18/EG) in Österreich eingereicht worden sind 
(SPÖK et ak, 2002). Die Autoren stellten fest, dass weder 
die potenziell allergenen Eigenschaften der beantragten 
GVO noch etwaige sekundäre Effekte wie verstärkte 
Ausprägungen von anderen Allergien überprüft wurden. 
In den untersuchten Fällen war die Sicherheitsbewertung 
des allergologischen Potenzials hauptsächlich von Argu- 
menten gestützt, die auf Sequenzhomologien mit bekann- 
ten Allergenen basierten. Für eine Risikoanalyse sollten 
allerdings neben den potenziell allergenen Eigenschaften 
unter anderem auch toxische, subchronische und muta- 
gene Wirkungen berücksichtigt werden (FAO/WHO, 
2001 ). 

870. Bei einer Bewertung der gesundheitlichen Risiken 
muss auch die Möglichkeit eines Gentransfers der gen- 
technisch veränderten Sequenzen auf die Mikroorganis- 
men der Darmflora beachtet werden. Es besteht die Mög- 
lichkeit, dass veränderte Gensequenzen, die in das 
Genom von Mikroorganismen eingebracht werden, einen 
Selektionsvorteil darstellen und sich somit anreichem. 
Die immer weiter ansteigende Anzahl an multiresistenten 
Mikroorganismen verdeutlicht, dass ein Gentransfer zu- 
mindest zwischen Mikroorganismen nicht ausgeschlossen 
werden kann (DFG, 2001). Allerdings ist die Wahrschein- 
lichkeit, dass sich eine neue Eigenschaft bei Bakterien 
ohne einen Selektionsvorteil in der Population durchsetzt, 
sehr gering (JONAS et ak, 2001). 

Eine weitere Befürchtung betrifft eine mögliche gesund- 
heitliche Gefährdung durch den Einsatz von Antibiotika- 
resistenzgenen in Pflanzen als Selektionsmarker, die dazu 
führen könnten, dass pathogene Bakterien diese Resis- 
tenzgene in ihr eigenes Genom einbauen und auf diese 
Weise ebenfalls Multiresistenzen entwickeln können, so- 
dass die verfügbaren Antibiotika nicht mehr wirksam 
gegen bakterielle Infektionen eingesetzt werden könnten. 


Bislang konnte für die zurzeit auf dem Markt befind- 
lichen gentechnisch modifizierten Pflanzen kein gesund- 
heitliches Risiko in dieser Hinsicht nachgewiesen werden 
(Übersicht bei BAKSHI, 2003). Da aber trotzdem die 
Möglichkeit des unerwünschten Gentransfers besteht, der 
dann ein ernst zu nehmendes gesundheitliches Problem 
darstellen würde, werden zunehmend andere Selektions- 
marker eingesetzt. Die Freisetzungsrichtlinie schreibt in 
Artikel 4 Abs. 2 vor, dass in den EU-Mitgliedstaaten die 
Verwendung von Antibiotikaresistenzmarkem, die schäd- 
liche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit oder 
die Umwelt haben können, in GVO-Produkten bis zum 
31. Dezember 2004 schrittweise eingestellt wird. Bei zu 
Forschungszwecken freigesetzten GVO gilt als Frist der 
31. Dezember 2008. 

10.2.2.1 Bewertung der gesundheitlichen 
Risiken 

871. Bezogen auf bereits zugelassene Lebensmittel, die 
aus gentechnisch veränderten Pflanzen der ersten Genera- 
tion hergestellt wurden, ist festzuhalten, dass bislang 
keine gesundheitsgefährdenden Inhaltsstoffe aufgetreten 
sind. Die allergischen und toxischen Potenziale pflanz- 
licher Proteine bestehen unabhängig von der Art der Her- 
stellung. Selbstverständlich bedarf es einer Überprüfung 
sämtlicher neuer Lebensmittel hinsichtlich einer Gefähr- 
dung. Nach der Novel-Food- Verordnung (VO Nr. 258/97/ 
EG), beziehungsweise seit dem 18. Oktober 2003 nach 
der neuen Verordnung über GV-Lebens- und -Futtermittel 
(VO Nr. 1829/2003/EG), ist geregelt, welche Prozesse 
solche Lebensmittel durchlaufen müssen, bevor sie ver- 
marktet werden. Diese Aufgabe nimmt seit 2002 das BfR 
wahr. Obwohl nicht mit absoluter Sicherheit das Auftre- 
ten von unvorhergesehenen Gesundheitseffekten wie das 
Auftreten neuer Lebensmittelallergien ausgeschlossen 
werden kann, schätzt der Umweltrat die Wahrscheinlich- 
keit einer gesundheitlichen Gefahr eher gering ein. Aus 
diesen Gründen hält der Umweltrat die lebensmittelhy- 
gienische Kontrolle von Lebensmitteln, die gentechnisch 
veränderte Pflanzen beinhalten, durch das gegenwärtige 
Überwachungsregime für hinreichend gewährleistet. 

872. Risiken für Mensch und Umwelf, die sich durch 
gentechnisch veränderte Pflanzen der zweiten und dritten 
Generation ergeben können, sind vielfältig und können in 
diesem Gutachten aufgrund ihrer allein theoretischen 
Fülle nicht umfassend erörtert werden. Es ist vor allem 
Aufgabe der mit der Einschätzung der Risiken betrauten 
Zulassungsstellen, diese zu bewerten. Die nach Einschät- 
zung des Umweltrates in diesem Zusammenhang nach 
heutigen Erkenntnissen relevanten Punkte werden im Fol- 
genden zusammenfassend diskutiert. 

Neben den ökologischen Risiken der „grünen“ Gentech- 
nik (Abschn. 10.2.3) muss im gesundheitlichen Bereich 
zusätzlich mit verdeckten Risiken gerechnet werden. 
Dabei handelt es sich in erster Linie um Fragen zu der 
Wirkungsweise und zu Nebenwirkungen der neuen Pro- 
teine. Derartige Fragen sind im Rahmen von klinischen 
Studien im Zulassungsverfahren auf Freisetzung und 
Inverkehrbringen zu klären. In jedem Fall sollte die Si- 
cherheit der Nahrungsmittel garantiert werden. Dazu hat 
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die Europäische Union unter Berücksichtigung des Vor- 
sorgeprinzips ein Weißbuch zur Lebensmittelsicherheit 
verabschiedet {White Paper on Food Safety, COM/99/ 
719) und durch die Verordnung über GV-Lebens- und 
-Futtermittel ein Instrument für die Sicherheitsbewertung 
gesehaffen. Darüber hinaus ist es erforderlieh, den tat- 
sächlichen Nutzen für Menschen zu klären, da bislang 
wenig darüber bekannt ist, welche Substanzen in welchen 
Dosen eine gewünschte Wirkung erzielen. Auch gibt es 
nur wenige Daten über synergistische Effekte mit an- 
deren Nahrungsbestandteilen der Functional Foods oder 
verschiedener wirksamer Produkte untereinander 
(TAPPESER, 2003). 

Bezogen auf die Wirkung von in Pflanzen produzierten 
fremden Proteinen muss berücksichtigt werden, dass de- 
ren Ausbildung nicht immer dem Protein aus der Ur- 
sprungspflanze entspricht. Die mit dieser unterschiedli- 
chen Struktur einhergehende unterschiedliche Wirkung 
kann nicht unbedingt vorherbestimmt werden. Weiterhin 
ist es notwendig, eine Expressionssteigerung zu erzielen, 
sodass das Zielprotein in ausreichendem Maß vorhanden 
ist. Zurzeit wird eine ausreichende Steigerung der Expres- 
sionsprodukte nicht in allen Systemen erreicht. 

10.2.3 Ökologische Risiken 

873. Bezüglich der möglichen ökologischen Risiken der 
„grünen“ Gentechnik liegen große Wissenslücken vor. 
Dies gilt sowohl hinsichtlich der Eintrittswahrscheinlich- 
keit von ökologischen Schäden als auch hinsichtlich der 
möglichen Schadenausmaße. Daher liegen Schadenmög- 
lichkeiten im Modus der Ungewissheit vor (s. auch 
WBGU, 1999, S. 112). Dazu tragen folgende Faktoren bei: 

- das Fehlen verlässlicher ökologischer Basisdaten, 

- im Experiment gewonnene Ergebnisse können nur un- 
ter großen Unsicherheiten und ohne hinreichende Be- 
rücksichtigung lokaler ökologischer Kontexte auf 
großräumige Freilandbedingungen übertragen werden 
(s. auch MARVIER, 2002), 

- die Schwierigkeit, das Auftreten seltener Ereignisse 
innerhalb kurzfristig angelegter Experimente oder 
Monitoringprogramme nachzuweisen, 

- das Problem der zeitlichen Verzögerung und örtlichen 
Verschiebung zwischen der Ausbringung von GVO 
und den Manifestationen ökologischer Auswirkungen, 

- Triggereffekte: Wirkungen entfalten sich nur unter 
bestimmten ungünstigen Randbedingungen oder Ex- 
tremsituationen, zum Beispiel unter (ökologischen) 
Stressbedingungen wie extremer Witterung etc. und 
bleiben daher lange Zeit verborgen, 

- Eigenschaften der in gentechnisch veränderte Pflanzen 
insertierten Gene (Fähigkeit zur Selbstreproduktion, 
Adaptabilität, situative Vermehrungs- und Kompostie- 
rungsraten, erschwerte oder fehlende Rückholbarkeit 
usw.), 

- mangelndes Wissen bezüglich der Komplexität 
(Wechselwirkungen, Rückkopplungen etc.) von Öko- 
systemen. 


Daher lässt sich aus den bisherigen Erfahrungen mit gen- 
technisch veränderten Pflanzen nicht mit Sicherheit auf 
die objektive Wahrscheinlichkeit der Risiken der heutigen 
und erst recht nicht auf die Risiken in der Zukunft entwi- 
ckelter gentechnisch veränderter Pflanzen schließen. Ein 
abwägendes und abschließendes Urteil über die ökologi- 
schen Risiken der „grünen“ Gentechnik kann unter ande- 
rem auch deshalb noch nicht gefällt werden, weil das Ein- 
treten der möglichen Schadenereignisse, und damit deren 
Nachweis, Jahrzehnte beanspruchen kann. Also muss ge- 
genwärtig unter Ungewissheit sowie unter Bedingungen 
wissenschaftlicher Kontroversen entschieden und gehan- 
delt werden. Aufgrund der bestehenden Ungewissheiten 
ist eine besondere Sorgfalt bei der Bewertung ökologi- 
scher Risiken an den Tag zu legen. 

874. Die Einschätzung der bestehenden Risiken ist ab- 
hängig von der Art des zugrunde gelegten Konzepts. Die 
Kontroverse zwischen additivem und synergistischem Ri- 
sikokonzept ist hierfür exemplarisch (Deutscher Bundes- 
tag, 1987; REGAL, 1994; HEYWOOD und WATSON, 
1995). Im additiven Konzept geht man davon aus, dass 
sich das Schadenpotenzial eines gentechnisch veränder- 
ten Organismus aus dem Risiko des unveränderten Orga- 
nismus und dem der jeweils zugefügten Gensequenz 
zusammensetzt. Im synergistischen Konzept wird die 
Möglichkeit der unvorhersagbaren Entstehung emergen- 
ter und unerwünschter, womöglich gar adaptiver Eigen- 
schaften betont. Der derzeitige Stand der Forschung legt 
es nahe, in Bezug auf ökologische Risiken synergistische 
Konzepte anzuwenden, weil die bisherigen Techniken 
eine im Detail kontrollierbare Integration des eingefügten 
Gens in das Zielgenom nicht immer ermöglichen. Inter- 
aktionen zwischen dem Transgen und dem genetischen 
Hintergrund des Empfängerorganismus, transgene Se- 
quenzen, welche selbst die Eigenschaft besitzen, unter 
bestimmten Bedingungen mit einer Änderung des Ex- 
pressionsverhaltens zu reagieren, oder Interaktionen zwi- 
schen viralen Faktoren und dem Wirtsorganismus kön- 
nen zur instabilen Ausprägung transgener Merkmale 
führen (z. B. TAPPESER et ah, 2000; PICKARDT und 
de KATHEN, 2002). Es ist nicht widersprüchlich, im 
Hinblick auf gesundheitliche Risiken mit additiven und 
im Hinblick auf ökologische Risiken mit synergistischen 
Modellen zu arbeiten, sofern sich die jeweilige Modellie- 
rung plausibel begründen lässt. 

875. Ein anderer Streitpunkt betrifft die Frage, ob und 
inwieweit es sich bei den Risiken der „grünen“ Gentech- 
nik um „besondere“ Risiken handele, das heißt um sol- 
che, die bei herkömmlichen Nutzpflanzen prinzipiell 
nicht auftreten können. Es wird von einigen Gentechnik- 
kritischen Autoren gefordert, die Anerkennung der Be- 
sonderheit der Risiken zur Voraussetzung jeder Risiko- 
Nutzen- Abwägung zu machen (Grüne Akademie, 2001, 
S. 14). Die Debatte um „besondere“ Risiken stand auch 
im Mittelpunkt eines hinsichtlich Konzeption, Ablauf und 
Ergebnis umstrittenen Diskursverfahrens zu herbizid- 
resistenten Pflanzen, das vom Wissenschaftszentrum Ber- 
lin organisiert wurde (zur Analyse des so genannten 
WZB-Verfahrens s. SKORUPINSKI und OTT, 2000, 
S. 114 ff). Ein Konsens in der Frage nach „besonderen“ 
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Risiken konnte in diesem Verfahren unter den Beteiligten 
nicht erzielt werden. Aus Sicht der Organisatoren jedoch 
konnte es als ein Ergebnis des Diskursverfahrens gelten, 
dass es keine erkennbaren besonderen Risiken gentech- 
nisch veränderter herbizidresistenter Pflanzen gibt (vgl. 
BORA und van den DAELE, 1997, S. 141). Als „beson- 
dere“ Risiken wurden von den Organisatoren dieses Ver- 
fahrens allerdings nur solche betrachtet, die neuartig und 
für transgene Pflanzen spezifisch („methodenspezi- 
fisch“) sind, also bei herkömmlichen Züchtungstechniken 
prinzipiell nicht auftreten können. Diese Definition 
machte es nahezu unmöglich, besondere Risiken nachzu- 
weisen (SKORUPINSKI und OTT, 2000, S. 128 f.). Als 
„besonderes“ Risiko könnten allenfalls die oben genann- 
ten Pleiotropie- oder Positionseffekte angesehen werden, 
welche in der herkömmlichen Züchtung durch einen kla- 
ren Regulationszusammenhang der Gensequenzen kaum 
auftreten. Die ebenfalls als „besonderes“ Risiko bezeich- 
neten Faktoren Unkalkulierbarkeit, Irreversibilität oder 
der Zeitfaktor (mögliche Schäden erst nach langer Zeit) 
sind insofern keine besonderen Risiken, da diese Fak- 
toren zum Beispiel auch bei der Aussetzung und Ein- 
schleppung gebietsfremder Kulturarten (KOWARIK, 
2003; vgl. Tz. 125) und beim Einsatz von Pflanzen- 
schutzmitteln auftreten können. Die Argumentation hin- 
sichtlich besonderer Risiken hat sich insgesamt als nicht 
weiterführend erwiesen. Die Einschätzung der Risiken 
der „grünen“ Gentechnik kann aus der Sicht des Umwelt- 
rates im Rahmen einer „normalen“ Risikobeurteilung er- 
folgen, in der normative Maßstäbe wie das Vorsorgeprin- 
zip und die Verantwortung für die nachfolgenden 
Generationen ernst genommen werden. 

10.2.3.1 Der Begriff des ökologischen Schadens 

876. Ökologische Schäden sind schwierig fassbar, weil 
durch vielfältige Eingriffe des Menschen in natürliche 
Prozesse die Abgrenzung zwischen Schaden und norma- 
len Veränderungen problematisch ist. Daher ist es strittig, 
ob Ereignisse wie Ausbreitung transgener Organismen, 
Genfluss, Pollenexposition und dergleichen bereits an 
sich als ökologische Schäden zu gelten haben 
(BARTSCH, 2004). Deshalb bedarf es eines gesellschaft- 
lichen Konsenses, ob und wann eine durch GVO ausge- 
löste Veränderung der natürlichen Umwelt einen ökologi- 
schen Schaden darstellt. Es müssen daher eine Definition 
des ökologischen Schadens vorgenommen, Schutzgüter 
identifiziert und Schwellen festgelegt werden, jenseits de- 
rer Ereignisse, die sich kausal auf GVO zurückführen las- 
sen, aber sich gemäß biologischen Gesetzmäßigkeiten 
vollziehen (beispielsweise Genfluss), einen ökologischen 
Schaden darstellen. Die Konzeption eines ökologischen 
Schadens muss in ihrer Sachdimension prinzipiell einer 
Operationalisierbarkeit zugänglich, das heißt in ein Mess- 
programm überführbar sein (Tz. 928-930). 

877. Der Begriff des ökologischen Schadens ist bislang 
von der Rechtswissenschaft nicht einheitlich definiert 
(LUMMERT und THIEM, 1980; NAWRATH, 1982; 
FEESS-DÖRR et al., 1992; ERICHSEN, 1993; MEYER- 
ABICH, 2001; KOKOTTetal., 2003). Einvernehmen 
liegt dagegen hinsichtlich des Schutzobjektes vor, näm- 


lich des Naturhaushaltes mit seinen Bestandteilen und in 
seinem Wirkungsgefüge (ERICHSEN, 1993, S. 25; 
MEYER- ABICH, 2001, S. 187). Schutzgüter sind laut 
§ 1 GenTG „Leben und Gesundheit von Menschen, Tiere, 
Pflanzen sowie die sonstige Umwelt in ihrem Wirkungs- 
gefüge und Sachgüter“ und laut Artikel 1 Freisetzungs- 
richtlinie (200 1/1 8/EG) die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt. 

Ökologische Schäden sind nach ERICHSEN (1993, 
S. 25) und KOKOTTetal. (2003, S. 9) grundsätzlich 
Schäden an kollektiven Naturgütem, nämlich an Naturgü- 
tem, die allen Menschen in einem Staat zur Nutzung of- 
fen stehen, wogegen MEYER-ABICH (2001, S. 188) 
diese Abgrenzung nicht unterstützt und individuelle 
Schäden in den Begriff mit einschließt. Für ökonomische 
Analysen der Beeinträchtigungen von Naturgütem, an de- 
nen keine individuellen Rechtspositionen bestehen, arbei- 
ten KOKOTT et al. (2003) mit einer Arbeitsdefinition für 
ökologische Schäden (s. Kasten). 


Arbeitsdefinition „ökologischer Schaden“ 

Umweltschaden {Umweltschaden im weiteren Sinn) 
bezeichnet jede durch eine Umwelteinwirkung herbei- 
geführte Schädigung an Individualrechtsgütem und je- 
den ökologischen Schaden. 

Ökologischer Schaden {Umweltschaden im engeren 
Sinn) ist jede erhebliche und nachhaltige Beeinträch- 
tigung der Naturgüter, die nicht zugleich einen indivi- 
duellen Schaden darstellt. Erfasst sind insbesondere Be- 
einträchtigungen von Luft, Klima, Wasser, Boden, der 
Tier- und Pflanzenwelt und ihrer Wechselwirkungen. 
Eine Beeinträchtigung ist insbesondere dann erheblich, 
wenn sie Bestandteile [und Funktionen] des Naturhaus- 
haltes betrifft, die einem besonderen öffentlich-recht- 
lichen Schutz unterliegen. Sie ist nachhaltig, wenn sie 
nicht voraussichtlich innerhalb eines kurzen Zeitraumes 
durch natürliche Entwicklungsprozesse ausgeglichen 
wird. Diesbezüglich sind zur Vermeidung volkswirt- 
schaftlich unsinniger Maßnahmen Erheblichkeits- 
schwellen festzulegen (de minimis-Regel). 

Quelle: KOKOTT et al., 2003, S. 11, leicht verändert durch Hinzufü- 
gung von „und Funktionen“ 

Bei der Bewertung der ökologischen Risiken der „grü- 
nen“ Gentechnik liegt ein schutzgutbezogener Ansatz 
nahe, der für die Praxis des Monitorings präzisiert werden 
muss. Im Anschluss an die vorliegenden definitorischen 
Bemühungen lassen sich ökologische Schäden allgemein 
als Beeinträchtigung natürlicher Schutzgüter (etwa ge- 
mäß des Übereinkommens über die biologische Vielfalt 
[CBD], BNatSchG § 1 und 2 oder Gentechnikgesetz) in 
ihren Komponenten oder in ihren Wirkungsgefügen defi- 
nieren (ähnlich auch MEYER-ABICH, 2001, S. 84; 
BARTSCH, 2004). Dabei ist zu bedenken, dass laut 
§ 2 Abs. 9 BNatSchG die wild lebenden Tiere und Pflan- 
zen und ihre Lebensgemeinschaften als Teil des Natur- 
haushalts in ihrer natürlichen und historisch gewachse- 
nen Artenvielfalt zu schützen sind. 
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Diese Schutzgüter verweisen auf höherstufige Ziele wie 
den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen, der Bio- 
diversität und einer dauerhaft umweltgerechten Landnut- 
zung. Seit der Ratifizierung des Übereinkommens über 
die biologische Vielfalt besteht die völkerrechtliche Ver- 
pflichtung, „die Variabilität unter lebenden Organismen 
jeglicher Herkunft (...) und die ökologischen Komplexe, 
zu denen sie gehören“ (Art. 2 CBD) zu schützen. Unter 
ökologischen Risiken werden im Folgenden daher auch 
mögliche unerwünschte Auswirkungen auf das Schutzgut 
der biologischen Vielfalt im Sinne dieses Übereinkom- 
mens betrachtet (z. B. KOWARIK und SUKOPP, 2000; 
vgl. auch Kapitel 3.1). 

Hervorzuheben ist, dass § 1 GenTG die natürliche Um- 
welt „in ihrem Wirkungsgefüge“ als Schutzgut bestimmt. 
Der Begriff des Wirkungsgefüges umschließt die dynami- 
schen und wechselseitigen Zusammenhänge zwischen 
Menschen, Tieren, Pflanzen sowie der sonstigen Umwelt 
und ermöglicht eine Bezugnahme auf das naturschutz- 
rechtliche Schutzgut „Naturhaushalt“ (HIRSCH und 
SCHMIDT-DIDCZUHN, 1991). 

Die Schwierigkeit liegt nicht darin, die wesentlichen 
Schutzgüter zu identifizieren, sondern darin festzulegen, 
welche durch GVO hervorgerufenen Veränderungen als 
Schäden welcher Wertigkeit anzusehen sind, und aus die- 
sen Festlegungen Handlungsanweisungen zu gewinnen. 
Eine darauf bezogene Operationalisierung wird dadurch 
erschwert, dass natürliche Schutzgüter eine innere Dyna- 
mik aufweisen und die natürlichen Veränderungen (Gen- 
fiuss, Populationsschwankungen, Veränderungen von 
Artzusammensetzungen in Ökosystemen usw.) von Ver- 
änderungen abgegrenzt werden müssen, die möglicher- 
weise durch GVO ausgelöst wurden. 

1 0.2. 3.2 Operationalisierungsstrategien 

ökologischer Schäden im Kontext 
der „grünen“ Gentechnik 

878. Als grundlegend für eine Operationalisierung der 
Definition eines ökologischen Schadens wurde im „Kon- 
zept für das Monitoring von gentechnisch veränderten 
Organismen (GVO)“ der gleichnamigen Bund/Länder 
AG (BLAG, 2002) die Definition ökologischer Schäden 
des SRU (1987, Tz. 1691) aufgegriffen, ln Fortentwick- 
lung dieses ursprünglich im Kontext der Ökotoxikologie 
entwickelten Ansatzes versteht der Umweltrat hier als 
Indikator für Schäden an der natürlichen Umwelt in ih- 
rem Wirkungsgefüge, die durch gentechnisch veränderte 
Organismen verursacht werden können, das Überschrei- 
ten natürlicher Variationsbreiten, das heißt solehe Verän- 
derungen, die über die natürlichen Variationsbreiten der 
betroffenen genetischen Vielfalt, Populationen oder Öko- 
systeme hinausgehen. Ein Beispiel dafür sind mit Hin- 
blick auf die ökosystemare Ebene Veränderungen, die 
eine Überforderung der natürlichen Pufferungsfahigkeit 
(„Resilienz“) eines Ökosystems darstellen (ERICHSEN, 
1993). Ein Überschreiten der natürlichen Variationsbrei- 
ten sollte aus Vorsorgegründen als Anlass für weitere Un- 
tersuchungen und gegebenenfalls für Maßnahmen ge- 
nommen werden. 


Dieser Indikator ist sachgerecht insofern, als die natürli- 
che Variabilität der Schutzgüter umfassend berücksichtigt 
wird. Er führt allerdings zu einer Reihe von bislang unge- 
lösten methodischen, empirischen und pragmatischen 
Schwierigkeiten hinsichtlich ihrer Operationalisierung 
auf unterschiedlichen Skalen. Sofern dieser Indikator als 
Modellvorstellung genommen und damit zur Grundlage 
eines Monitoringkonzepts gemacht werden soll, ist diesen 
Schwierigkeiten besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 
So muss beispielsweise dem Umstand Rechnung getragen 
werden, dass sich derartige Veränderungen oft nur über 
größere Zeiträume hinweg manifestieren. Zudem müssen 
natürliche Variationsbreiten bekannt sein, wenn Abwei- 
chungen von ihnen identifiziert werden sollen (Tz. 873). 

Die nachfolgenden Ausführungen, die sich an der Unter- 
scheidung von Ebenen der Biodiversität gemäß CBD 
orientieren, sind als Beiträge in Richtung auf eine theore- 
tisch abgesicherte und im Rahmen eines Monitorings 
praktisch handhabbare Präzisierung des Variationsbrei- 
tenmodells zu verstehen. 

10.2.3.3 Potenzielle Veränderungen 
der Biodiversität 

879. Ursachen schädlicher Auswirkungen können auf 
den Ebenen der molekularen und physiologischen Pro- 
zesse, des Einzelorganismus, der Population, des Öko- 
systems und der Landschaft auftreten (Tab. 10-3). Fol- 
gende Ereignisse können laut Freisetzungsrichtlinie 
direkte oder indirekte schädliche Auswirkungen hervor- 
rufen (Anhang II der RL, C.2.I.; zu schädlichen Auswir- 
kungen vgl. auch NÖH, 2001): 

- Ausbreitung von GVO in die Umwelt, 

- Übertragung des eingefügten genetischen Materials 
auf andere Organismen oder denselben Organismus, 
sei er genetisch verändert oder nicht, 

- phänotypische und genetische Instabilität, 

- Wechselwirkung mit anderen Organismen, 

- Änderungen der Bewirtschaftung, gegebenenfalls auch 
bei landwirtschaftlichen Praktiken (Abschn. 10.2.4). 

In der Freisetzungsrichtlinie wird die Durchführung eines 
Monitorings nach Inverkehrbringen verbindlich fest- 
geschrieben. Das Monitoring soll dazu beitragen (It. An- 
hang II der Richtlinie) direkte, indirekte, sofortige (di- 
rekte oder indirekte) und spätere (direkte oder indirekte) 
sowie kumulative langfristige Auswirkungen gentech- 
nisch veränderter Organismen auf die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt zu ermitteln. Der Ausdruck 
„Kumulative langfristige Auswirkungen“ bezieht sich auf 
die akkumulierten Wirkungen zahlreicher gestatteter Frei- 
setzungen oder Ereignisse des Inverkehrbringens (engl.: 
consents) auf die Gesundheit des Menschen und die 
Umwelt, und zwar unter anderem auf die Flora und 
Fauna, die Bodenfruchtbarkeit, den Abbau von organi- 
schen Stoffen im Boden, die Nahrungsmittel-ZNahrungs- 
kette, die biologische Vielfalt, die Gesundheit von Tieren 
und auf Resistenzprobleme in Verbindung mit Antibiotika 
(Anhang II der Richtlinie). 



Drucksache 15/3600 


-410- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


880 . Die Ereignisse, die durch den Einsatz der Gentech- 
nik auf den verschiedenen Ebenen der Biodiversität ein- 
treten und sich manifestieren können, müssen im Sinne 
der vorgeschlagenen Definition quantitativ erfasst und 
mit dem natürlichen Auftreten solcher Ereignisse vergli- 
chen werden können (Tab. 10-3). Molekulare und physio- 
logische Prozesse ändern sich natürlicherweise nur mit ei- 
ner geringen Häufigkeit und vor allem nicht massenhaft. 
Bei unveränderten Umweltbedingungen sind viele phäno- 
typische Ausprägungen im Verlauf der Evolution stabili- 


siert worden, wogegen Änderungen (Mutationen) auf ge- 
notypischer Ebene mit einer relativ gleich bleibenden 
Rate erfolgen. Phänotypische Veränderungen sind zuerst 
auf der Ebene des Individuums zu beobachten und sind in 
aller Regel in Verschiebungen der genotypischen Varianz 
(Anpassungspotenzial) begründet. Diese registrierbaren 
Veränderungen nehmen von der Ebene der Populationen 
bis hin zur Ebene der Landschaft immer weiter ab. Au- 
ßerdem vergrößern sich die Zeiträume, innerhalb derer 
die Veränderungen sich vollziehen. 


Tabelle 10-3 

Potenzielle Veränderungen durch die „grüne“ Gentechnik auf den Ebenen der Biodiversität 


Ebene 

Direkte Auswirkungen, sofort und später, 
kumulativ 

Indirekte Auswirkungen, sofort und später, 
kumulativ 

Molekulare und 

physiologische 

Prozesse 

- Veränderung des pflanzlichen Stoffwechsels 
über Positions- oder Pleiofropieeffekte 

- Transformations- oder Rekombinations- 
ereignisse zwischen Pfianzenzellen und 
Mikroorganismen 

- Verwechselung verschiedener gentechnisch 
veränderter Varianten der gleichen Nutzpflan- 
zen - z. B. von Mais für den menschlichen 
Bedarf mit Futtermais (Starlink-Affäre) - mit 
dem Risiko allergener oder toxischer Wirkung 

- Unverträglichkeiten des veränderten Stoff- 
wechselproduktes in der Nahrungskette 

Individuum 

Veränderungen individueller Merkmale und 
Eigenschaften der Organismen durch 

- Introgression 

- Hybridisierung 

- Weitergabe der integrierten Sequenzen in die 
Population 

- Weitergabe der integrierten Sequenzen in ver- 
wandte Arten 

- Unverträglichkeiten des veränderten Stoff- 
wechselproduktes in der Nahrungskette 

Population 

- Vermehrung und Ausbreitung rekombinanter 
Pflanzen 

- Resistenzentwicklungen 

- Die Mehrzahl der transgenen Pflanzen besif- 
zen Eigenschaften wie Herbizid- oder Insek- 
tenresistenz, die Wildpflanzen einen Fitness- 
Vorteil verschaffen könnten 

- Bei Insektiziden in transgenen Pflanzen 
(Bt-Toxin) oder bei chemisch-biologischen 
Mitteln Auswirkungen auf andere Insekten; 
bei Fungiziden in transgenen Pflanzen oder 
anderen Mitteln auf nützliche Pilze auf Blät- 
tern und im Boden 

- Unverträglichkeiten des veränderten Stoff- 
wechselproduktes in der Nahrungskette 

Ökosystem 

- Nahrungsketteneffekte (Räuber-Beute- 
Prozesse) 

- Wirkungen auf das Artenspektrum 

- Wirkungen auf den Stoffhaushalt 
(biogeochemische Prozesse) 

- Neue, nicht-selektive und wirksamere Herbi- 
zide, die in Kombination mit gentechnisch 
veränderten Pflanzen eingesetzt werden, kön- 
nen auf die Ausbreitung von Pflanzen, Tieren 
oder Mikroorganismen wirken (Toxizität, 
Resistenzbildung, Artenverschiebung). 

- Unverträglichkeiten des veränderten Stoff- 
wechselproduktes in der Nahrungskette 

Landschaft 

- Merkmale der Landschaftsausstattung 

- Veränderungen des Landschaftsbildes durch 
Umstellung der landwirtschaftlichen Bearbei- 
tungsform 

- Verlust der Extremstandorte als Rückzugsflä- 
chen für gefährdete Arten durch Gebrauch 
bisher von der Landwirtschaft gemiedener 
Flächen wie versalzter, sehr feuchter oder sehr 
trockener Standorte 

SRU/UG 2004/Tab. 10-3 
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Systemisch bedingt werden Veränderungen auf der gene- 
tisehen Ebene zuerst nachweisbar sein, auf der Art- und 
Populationsebene erst später; Änderungen auf Ökosys- 
temebene werden dureh die komplexen Funktionsketten 
zuletzt offensichtlich. Gleichzeitig steigt jedoch die 
Wahrnehmbarkeit der Veränderung. Dies bedeutet, dass 
vordringlieh eine Operationalisierung des Variationsbrei- 
tenindikators auf der genetischen Ebene anzustreben ist. 
Mögliche Ansätze bieten die Konzepte der Evolutionary 
Significant Units (ESU’s) (RYDER, 1986) beziehungs- 
weise der Operational Conservation Units (OCU’s) 
(DODSON et al., 1998; SCHLIEWEN et al, 2003). 

881. Wissensehaftlich bewiesen ist inzwisehen, dass 
Auskreuzungen der insertierten Gene in Wildpopulationen 
stattfinden können (Tz. 882). Der Verlust der natürliehen 
genetischen Vielfalt (genetische Erosion) ist nur mit großen 
Schwierigkeiten zu bestimmen. Mit der Entwicklung von 
hochvariablen DNA-Markem hat sich in den letzten Jahren 
die Möglichkeit ergeben, objektive Kriterien für den natür- 
liehen Differenzierungsgrad von Populationen und Spezies 
zu schaffen. Dennoch ist bis zum heutigen Zeitpunkt wenig 
über den Grad und die Bedeutung lokaler genetiseher Diffe- 
renzierung vor allem mitteleuropäischer Populationen be- 
kannt (WINGENDER und KLINGENSTEIN, 2000). Es 
fehlt damit auch an objektiven Einsehätzungen darüber, 
welchen potenziellen Verlust und welchen Sehaden der 
Einfluss von artgleichem, aber gentechnisch verändertem 
Genmaterial hervorrufen kann. Die theoretisch denkbaren 
negativen Effekte können im Laufe längerer Dauer der 
Einkreuzungen (kumulativ) weit über den Verlust lokaler 
genetischer Differenzierung hinausgehen. 

Molekulare und physiologische Prozesse können durch 
Positionseffekte und Gene Silencing sowie andere uner- 
wartete Zusammenhänge (z. B. Temperaturabhängigkeit, 
Virusbefall) zu unerwartetem Verhalten der gentechnisch 
veränderten Pflanzen führen (SAXENA und STOTZKY, 
2001; PICKARDT und de KATHEN, 2002). Dadurch 
können der Stoffwechsel des GVO und dessen Produkte 
mit unerwarteten Folgen für dessen Einbindung in Nah- 
rungsnetze und Ökosysteme verändert werden. Unerwar- 
tete Eigenschaften der gentechnisch veränderten Pflanze 
sind zum Beispiel Lignin-Erhöhungen in herbizidresis- 
tenten Sojabohnen (TAPPESER et al., 2000). 

882. Auf der genetischen Ebene des Individuums kön- 
nen Veränderungen individueller Merkmale und Eigen- 
schaften der Organismen durch Introgression oder Hybri- 
disierung auftreten. Nachweise für Einkreuzungen von 
gentechnisch veränderten Pflanzen in Wildpopulationen 
liegen zum Beispiel für Einkreuzungen in die Wildform 
der Zuekerrübe, des Rapses und der Sonnenblume vor 
(DESPLANQUE et al., 2002; HALFHILL et al., 2002; 
RIEGER et al., 2002; SNOW et al., 2003). Literaturüber- 
sichten über die dureh Pollenflug überwundenen Distan- 
zen für Mais, Raps und Weizen finden sich in TREU und 
EMBERLIN (2000) und BARTH et al. (2003). Multi- 
resistenzen durch die Übertragung transgenen Pollens ha- 
ben sieh beim Raps gebildet (HALL et al., 2000). Eine 
Studie der University of Newcastle wies nach, dass inser- 
tierte bakterielle Gensequenzen - wie auch gentechnisch 
unveränderte DNA-Sequenzen - im menschlichen Verdau- 
ungssystem kurzzeitig stabil bleiben können (Food Stan- 


dards Agency, 2002). Auch in der Natur findet Genfluss 
statt (LEVIN und KERSTER, 1974; ELLSTRAND und 
HOFFMANN, 1990). Jedoeh stammen die Gensequenzen 
aus Genen, die natürlicherweise in den beteiligten Popula- 
tionen Vorkommen oder aus artverwandten Kultursorten 
(BECKER, 2000), nicht jedoch aus anderen Arten, Ord- 
nungen und Klassen. Die Häufigkeit des Genflusses vari- 
iert stark zwischen den einzelnen Pflanzenfamilien und Ar- 
ten, auch von Jahr zu Jahr. Mikroorganismen, insbesondere 
Bakterien, nutzen horizontalen Gentransfer, um die evolu- 
tiven Naehteile durch die fehlende sexuelle Reproduktion 
auszugleichen. Es wurde nachgewiesen, dass bei diesen 
Vorgängen ebenfalls veränderte Gensequenzen übertragen 
werden können, die ein Mikroorganismus möglicherweise 
zuvor aus einem GVO in sein Genom eingebaut hatte 
(ECKELKAMP et al, 1998a; ECKELKAMP et al, 
1998b; TAPPESER et al, 1999). 

Das natürliche Auftreten von Genfluss innerhalb einer 
Population (als funktioneller Einheit der Art) bildet ein 
dem System inhärentes Evolutionspotenzial für dieselbe 
Arf. Die arteigene genetisch Differenzierung ermöglicht 
eine Anpassung an die ökologischen Faktoren des Ha- 
bitats (Klima, Boden, biotische Elemente); deshalb wird 
zunehmend auch in Rekultivierungsprojekten darauf 
geachtet, lokal angepasste Arten zu verpflanzen, denn 
nur diese gewährleisten ein stabiles Überleben der Popu- 
lation (FRANKEL und SOULE, 1981; LESICA und 
ALLENDORF, 1999; GROTHetal. 2003; RIEDL, 
2003). Die Mehrzahl der transgenen Pflanzen besifzen 
Eigenschaften wie Herbizid- oder Insektenresistenzen, 
wobei insbesondere letztere Wildpflanzen naeh Einkreu- 
zung einen Fitness- Vorteil verschaffen könnten. 

Auf der Ebene der Ökosysteme können sich die veränder- 
ten Konkurrenzverhältnisse zwischen versehiedenen Ar- 
ten oder die veränderten Nahrungsketten so auswirken, 
dass zum Beispiel ein Wald degradiert. Transgene, die bei- 
spielsweise das Cellulose-Lignin- Verhältnis bei Bäumen 
vorteilhaft für die Papierproduktion verändern, können die 
Stabilität holziger Pflanzen beeinflussen. Eine Ausbreifung 
dieser Gene in Waldökosysfeme könnfe deren Zusammen- 
setzung und langfristige Existenz gefährden, da die Stand- 
festigkeit der Bäume gegenüber mechanischen Einflüssen 
wie Stürmen reduziert und das Reproduktionsalter nicht 
mehr ausreichend häufig erreicht wird (ZOGLAUER et al., 
2000; PICKARDT und de KATHEN, 2002). 

Sehließlieh können sich ganze Landschaftsszenarien än- 
dern, entweder - wie aueh im Rahmen konventioneller 
Landwirtschaft möglich - durch Umstellung der Anbau- 
methoden selbst, etwa bei Verdrängung des ökologischen 
Landbaus (Tz. 890 f , 947), oder durch die Inkultumahme 
bisheriger Extremstandorte (nasse, trockene, salzhaltige 
Böden) durch für die jeweiligen Standorteigenschaften 
genteehnisch modifizierte Ertragspfianzen. Hinsichtlich 
dieser Flächen könnten insbesondere Interessenkonflikte 
mit dem Naturschutz auftreten. 

10.2.3.4 Voraussetzungen der 
Operationalisierung 

883. Soll das Schutzgut „Umwelt in ihrem Wirkungs- 
gefüge“ im Rahmen eines Monitoringkonzeptes anhand 
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des Modells natürlieher Variationsbreiten präzisiert werden, 
so muss deren Kenntnis vorausgesetzt werden können, da 
sonst eine Beurteilung unmöglich ist. Daher ist es dringend 
erforderlich, natürliche Variationsbreiten zu ermitteln. Da- 
bei ist zu beachten, dass die Feststellung der Kausalität 
zwischen den GVO und den Veränderungen von Varia- 
tionsbreiten in vielen Fällen problematisch sein kann. 

884. Ein umfassendes Monitoring muss so bald wie 
möglich begonnen werden, da andernfalls der „Normal- 
zustand“ (natürliche Variationsbreite) nicht mehr zu er- 
fassen ist. Dabei sind sowohl die fallspezifische Überwa- 
chung {case specific monitoring) als auch die allgemein 
überwachende Beobachtung {general surveillance) not- 
wendig (Abschn. 10.3.5). Der Umweltrat fordert daher 
die rasche Ausweisung von GVO-ffeien Gebieten als 
Referenzflächen. 

10.2.3.5 Pragmatische Eingrenzung der 
mögiichen Untersuchungsobjekte 

885. Eine Operationalisierung über Variationsbreiten ist 
in der Praxis nur in Verbindung mit einem „Raster“ oder 
„Schema“ sinnvoll, das daraufliin seligiert, welche Spe- 
zies, Populationen oder ökosystemaren Parameter auf 
mögliche Veränderungen ihrer Variationsbreiten hin nä- 
her untersucht werden sollen. Hinweise zur Einengung 
des Umfangs der notwendigen Untersuchungen bieten die 
experimentelle Sicherheitsforschung, die unbedingt not- 
wendige freisetzungsbegleitende Sicherheitsforschung 
und die Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Freiset- 
zungsrichtlinie. 

886. Aussagen über durch gentechnisch veränderte 
Nutzpflanzen verursachte Veränderungen sind immer an 
die jeweiligen Standortvoraussetzungen gebunden. Es ist 
in der Regel problematisch, unter bestimmten Bedingun- 
gen gewonnene Erkenntnisse zu verallgemeinern. Eine 
genaue Einschätzung zum Beispiel des jeweiligen Aus- 
kreuzungspotenzials und der möglichen Invasivität einer 
gentechnisch veränderten Art oder ihrer Arthybriden ist 
grundsätzlich nur unter Berücksichtigung des jeweiligen 
ökologischen Kontextes möglich. Sofern wilde Ver- 
wandte einer gentechnisch veränderten Nutzpflanze im 
geplanten Ausbringungsgebiet existieren, werden Aus- 
kreuzungen mit hoher Wahrscheinlichkeit auftreten. Die 
DFG betont daher zu Recht, dass Regionen oder Genzen- 
tren, in denen die Wildformen der Kulturpflanzen wach- 
sen, bezüglich der Auskreuzungsproblematik besondere 
Beachtung verdienen (DFG, 2001, S. 19). Ein Such- 
schema muss auf unterschiedliche ökologische Kontexte 
bezogen werden können (siehe hierzu konzeptionell 
AMMANN et al., 1996). Die notwendige Kontextspezi- 
fizität der Beurteilung ist ein starkes Argument für eine 
langfristige und regional spezifizierte ökologische Begleit- 
forschung beziehungsweise für ein Monitoring (Tz. 929). 

10.2.3.6 Schadenschwellen 

887. Das Eintreten eines ökologischen Schadens impli- 
ziert nicht, dass dieser nicht um eines hohen Nutzens wil- 
len in Kauf genommen werden kann (§16Abs. 1 
GenTG). Um im Falle des Eintritts eines Schadens recht- 


lich tätig werden zu können, muss eine Schadenschwelle 
festgelegt werden, bei deren Erreichen eine Behörde zum 
Handeln verpflichtet ist. Nicht jeder feststellbare Schaden 
muss automatisch einen Abbruch des Anbaus gentech- 
nisch veränderter Nutzpflanzen nach sich ziehen. 

888. Bei der Festlegung des unakzeptablen Schadens- 
ausmaßes sollten folgende Kriterien berücksichtigt werden: 

- Ausbreitungspotenzial'. Ein Vorschlag zur Einstufung 
wurde für ein Projekt in der Schweiz unterbreitet 
(AMMANN et al., 1996) und bereits vom Umweltrat 
1998 aufgegriffen (SRU, 1998, Tz. 86). Vorgesehen ist 
hier die Erstellung von Szenarien, die problemspe- 
zifisch nach Risikofaktoren ausgearbeitet werden (Hy- 
bridisierungs- und Pollenausbreitungsindex, Diaspo- 
renausbreitungsindex, Verbreitungsfrequenz) und für 
den enfsprechenden Risikofaktor spezielle Schadensi- 
tuationen beschreiben sollen. 

- Risikobewertung der eingeführten Transgene', ln Hin- 
blick auf eine weitere und unkontrollierte Ausbreitung 
transgener Eigenschaften empfahl der Umweltrat be- 
reits 1998 in Anlehnung an die Risikobewertung des 
Ausbreitungspotenzials ein Schema zu entwickeln, wel- 
ches eine Klassifizierung von Fremdgenen und der von 
ihnen vermittelten Eigenschaften in Hinblick auf ökolo- 
gische Konsequenzen erlaubt (SRU, 1998, Tz. 87). 

- Schutzzielebene (Tab. 10-3): Bewertung der betroffe- 
nen genetischen, artlichen oder Lebensraumqualität 
(je höher die Wertigkeit des Schutzgutes, desto höher 
die Wertigkeit des Schadens). 

Eine integrierte Bewertung der Veränderungen, die über 
die natürliche Variationsbreite der betroffenen Schutz- 
güter hinausgehen, zusammen mit diesen drei Faktoren 
könnte die vage Formulierung des derzeit geltenden 
§16 GenTG konkretisieren, wonach die Genehmigung 
des Inverkehrbringens zu erteilen ist, wenn „nach dem 
Stand der Wissenschaft im Verhältnis zum Zweck des In- 
verkehrbringens unvertretbare schädliche Einwirkungen 
auf die in § 1 Nr. 1 bezeichneten Rechtsgüter nicht zu er- 
warten sind.“ 

Der Umweltrat schlägt vor, dass ein Überschreiten der 
natürlichen Variationsbreite spätestens dann als Anlass zu 
vorsorgenden Maßnahmen gilt, wenn sowohl die Ein- 
stufung der Abweichung von der natürlichen Variations- 
breite selbst als auch die Mehrzahl der drei vorgeschlage- 
nen zusätzlichen Bewertungsfaktoren in die jeweils 
höchste Kategorie fällt (Tab. 10-4). 

Zielebenen (Spalte 1 und 5 der Tab. 10-4) sind die in 
Tabelle 10-3 genannten Ebenen beziehungsweise die 
Ebenen des Schutzgutes Biodiversität (Tz. 880, s. auch 
Kap. 3.1, Tz. 101). Die Abweichungen von der natürli- 
chen Variationsbreite (Spalte 2 der Tab. 10-4) können je 
nach Zielebene in unterschiedlich langen Zeiträumen 
auftreten. Die Abgrenzung zwischen den jeweiligen vor- 
geschlagenen drei Kategorien (niedrig/mittel/hoch bzw. 
risikolos/riskant/gefahrlich - vgl. Tab. 10-4) ist wissen- 
schaftlich zu konkretisieren. Das in Tabelle 10-4 darge- 
stellte Schema ist daher nicht als endgültig anzusehen, 
sondern durch Modifikationen und Präzisierungen weiter 
auszubauen. 
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Tabelle 10-4 

Vorschlag eines Schemas zur Risikobewertung ökologischer Wirkungen gentechnisch veränderter Organismen 


Zielebene 

Abweichung von 
der natürlichen 
Variationsbreite 

Ausbreitungs- 

potenzial 

Eigenschaft des 
Transgens 

Schutzstatus der 
Zielebene 


gering 

mittel 

hoch 

gering 

mittel 

hoch 

risiko- 

los 

riskant 

ge- 

fähr- 

lich 

gering 

mittel 

hoch 

Beispiel 1: 

Käferart xy 



X 









X 

Bewertung: 

Schaden 

unvertretbar 

Kommentar: 

Verminderung der 
Population um 45 % 

Kommentar: 

Trifft hier nicht zu 

Kommentar: 

Trifft hier nicht zu 

Kommentar: 

Art der roten Liste 

Beispiel 2: 

Auftreten eines 
Pflanzen- 
hybrids xy 

X 




X 




X 




Bewertung: 

Schaden nicht 
unvertretbar 

Kommentar: 

In 1 0 % der Vegetation 

Kommentar: 

Nach Tabelle 

Amman (1996) 
mittel 

Kommentar: 

Bildet toxische 
Substanzen aus 

Kommentar: 

Trifft nicht zu 

SRU/UG 2004/Tab. 10-4 


10.2.3.7 Zusammenfassung und Empfehlungen 

889. Die bisherigen Erfahrungen mit der „grünen“ Gen- 
technik stellen noch keine ausreichende Induktionsbasis 
für eine Beurteilung des ökologischen Gesamtrisikos dar. 
Der Umweltrat sieht in dem hier im Ansatz vorgestellten 
Konzept zur Ermittlung und Bewertung ökologischer 
Schäden einen Vorschlag für weitere mögliche Ausarbei- 
tungen. Es kann als Diskussionsgrundlage für die Aus- 
gestaltung des Monitorings beziehungsweise der Umset- 
zung der Freisetzungsrichtlinie dienen (Tz. 914 f). Da es 
unmöglich ist, alle Schutzgüter auf mögliche Schäden hin 
zu untersuchen, ist die Eingrenzung anhand von Such- 
schemata unerlässlich. Mit der Erarbeitung eines entspre- 
chenden Schemas sollte umgehend begonnen werden. Es 
ist wünschenswert, dass die Festlegung von Abbruchkri- 
terien noch vor dem Inverkehrbringen neuer GVO und 
vor der Einführung des Monitorings gemäß Richtlinie 
2001/1 8/EG vorgenommen wird. 

Grundlegende Voraussetzung für die Bewertung eines 
ökologischen Schadens ist das Vorhandensein so genann- 
ter baselines (Basisdaten) sowie von gentechnikfreien 
Gebieten als Referenzflächen. Der Umweltrat hält daher 
die Ausweisung solcher Flächen verbunden mit dem so- 
fortigen Beginn eines grundlegenden Monitorings für 
vordringlich. Die Ausweisung solcher Flächen sollte im 
Rahmen eines bundesweiten Landschaftskonzeptes erfol- 
gen (s. auch SRU, 2002a, Tz. 273). 


10.2.4 Beeinträchtigungen gentechnikfreier 
Landwirtschaft 

890. Neben den gesundheitlichen und ökologischen Ri- 
siken (Abschn. 10.2.2, 10.2.3) bringt der Einsatz der 
„grünen“ Gentechnik auch Risiken für die Landwirtschaft 
mit sich. Solange etwaige Schäden lediglich den jeweili- 
gen Anwender „grüner“ Gentechnik betreffen, ergibt sich 
diesbezüglich allerdings kein Regelungs- oder Fland- 
lungsbedarf seitens des Staates. Bei Kenntnis der beste- 
henden Risiken liegt die Abwägung im Entscheidungs- 
bereich der Landwirte. Andersartig sind solche Fälle, bei 
denen durch die Nutzung „grüner“ Gentechnik anderen 
Landwirten Risiken aufgebürdet werden. Es steht zu be- 
fürchten, dass derartige negative externe Effekte in gro- 
ßem Umfang auftreten werden. Zu unterscheiden sind 
einerseits Beeinträchtigungen der landwirtschaftlichen 
Produktionsverfahren, wie etwa das Auftreten von Resis- 
tenzen bei Schadinsekten (Tz. 893, 928), andererseits die 
Verursachung verschlechterter Vermarktungsmöglichkei- 
ten der Produkte der gentechnikfreien Landwirtschaft - 
insbesondere die zu einer Kennzeichnungspflicht führen- 
den Verunreinigungen der landwirtschaftlichen Produkte. 
Diese beiden Aspekte werden im Folgenden genauer dar- 
gestellt und bewertet. 

891. Abgesehen von Fragen der Resistenzbildung erge- 
ben sich die möglichen Beeinträchtigungen durch die Ver- 
imreinigungen landwirtschaftlicher Produkte einschließlich 
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des Saatgutes mit Transgenen. Solehe Verunreinigungen 
können durch biologische und technische Prozesse bei der 
landwirtschaftlichen Produktion sowie im Bereich des 
Handels und der Produktverarbeitung entstehen (vgl. 
NOWACK HEIMGARTNER et al, 2002). Tabelle 10-5 
gibt einen Überblick über die kritischen Stellen für Verun- 
reinigungen im Produktionsprozess. Die aufgeführten 
Verunreinigungsmöglichkeiten gilt es mit Blick auf be- 
stimmte Produkte zu spezifizieren. Oftmals können meh- 
rere Verunreinigungsmöglichkeiten auftreten und damit 
additiv wirken. 

Grundsätzlich betreffen die meisten Risiken nicht nur den 
ökologischen Landbau, sondern ebenso die gentechnik- 
freie konventionelle Landwirtschaft. Der ökologische 
Landbau ist jedoch doppelt betroffen; Zum einen lehnt 
der ökologische Landbau in seinen selbstgegebenen na- 
tionalen und internationalen Statuten den Einsatz „grüner“ 
Gentechnik kategorisch ab (AGÖL, 2001). Auch EU-weit 
gilt nach der EG-Öko- Verordnung (VO Nr. 2092/91/ 
EWG) ein Verwendungsverbot. Zum anderen gilt es, die 
besondere Rolle des ökologischen Landbaus für eine 
nachhaltige Natumutzung im Agrarbereich zu berück- 
sichtigen. Bereits in seinem letzten Gutachten wies der 
Umweltrat daraufhin, dass der ökologische Landbau ins- 
gesamt eine bessere Umweltbilanz als die konventionelle 
Landwirtschaft aufweist (SRU, 2002b, Tz. 735; so auch 
Senat der Bundesforschungsanstalten, 2003, S. 95). We- 
gen seiner Vorteile für den Erhalt der Schutzgützer Bio- 
diversität, Grundwasser und Böden hält der Umweltrat es 
für besonders wichtig, den ökologischen Landbau zu er- 
halten. 


ln der Koalitionsvereinbarung und der Nachhaltigkeits- 
strategie der Bundesregierung ist vorgesehen, den Anteil 
des ökologischen Landbaus in zehn Jahren auf zwanzig 
Prozent zu erhöhen. Die Erreichung dieses Ziels stellt 
einen Indikator für eine dauerhaft umweltgerechte Land- 
nutzung dar. Der Umweltrat begrüßt und unterstützt die- 
ses anspruchsvolle Ziel insofern ausdrücklich (vgl. SRU, 
2002a, Tz. 56). Die Nutzung der „grünen“ Gentechnik 
darf dieser Zielsetzung nicht entgegenstehen. Das 20-%- 
Ziel kann mit großer Wahrscheinlichkeit nicht erreicht 
werden, wenn den ökologisch wirtschaftenden Landwir- 
ten umfängliche Risiken, Vermarktungsschäden und hohe 
Kosten, darunter auch hohe Transaktionskosten, 
aufgebürdet werden. Dies gilt es bei der Diskussion der 
Kostenanlastung zu berücksichtigen (Tz. 896-900, 
Abschn. 10.2.4.3). 

ln diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass 
ein abschließender Vergleich der Produktqualität von 
konventionell und ökologisch hergestellten Lebensmit- 
teln aufgrund unzureichenden Wissens noch nicht mög- 
lich ist. Nach heutigem Kenntnisstand lässt sich die ge- 
sundheitliche Förderlichkeit des Verzehrs ökologisch 
hergestellter Lebensmittel nicht nachweisen. Entschei- 
dend ist vielmehr eine ausgewogene Ernährung. Selbst 
hinsichtlich der Produkteigenschaften ergeben sich durch 
die unterschiedlichen Produktionsverfahren nur wenige 
Unterschiede (Senat der Bundesforschungsanstalten, 
2003). Insofern lässt sich die Schutzwürdigkeit des öko- 
logischen Landbaus nicht mit der Qualität der von ihm er- 
zeugten Produkte begründen. 


Tabelle 10-5 

Kritische Stellen für GVO- Verunreinigungen im Warenfluss 


Stufe im Warenfluss 

Mögliche Vermischungspunkte 

S aatguterhaltung 

Pollenflug, Durchwuchs 

Saatgutproduktion 

Pollenflug, Durchwuchs 

S aatgutverpackung 

Vermischung bei den einzelnen Schritten der Saatguf- 
verpackung, wenn dieses Handling nicht streng getrennt 
erfolgt 

Vor der Aussaat 

Kontaminierte Drillmaschine 

Während des Wachstums auf dem Feld 

Pollenflug, Insektenbestäubung, Durchwuchs 

Ernte 

Kontaminierte Erntemaschine 

Regionale Sammelstellen, Silos 

Ohne getrennte Annahmen Gefahr der Vermischung 
bei Umladung, Lagerung usw. 

Transport zur Verarbeitung (Mühlen etc.), zu Überseehä- 
fen, zu Umschlagplätzen 

Vermischung während des Transportes, verunreinigte 
Transportbehälter 

Verarbeitungsbetrieb 

Vermischung, falls Verarbeitung nicht räumlich getrennt 
erfolgt 


Quelle: BAIER et al., 2001, S. 6 
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10.2.4.1 Beeinträchtigung von 
Produktionsverfahren 

892. Da es unmöglich ist, das Verhalten gentechnisch 
veränderter Pflanzen exakt vorauszusagen (vgl. Tz. 874), 
können neben den gewünschten Effekten der Geninser- 
tion auch unerwünschte Wirkungen auftreten. So weisen 
beispielsweise die Stängel bestimmter herbizidresistenter 
Sojabohnen durch einen veränderten Phytohormonhaus- 
halt eine deutlich erhöhte Lignifizierung auf Dies führt 
bei höheren Temperaturen zum Aufspleißen der Stängel 
und in der Folge zu Emteverlusten (TAPPESER et al., 
2000). Durch Verunreinigungen von Saatgut mit solchen 
Gensequenzen können prinzipiell auch gentechnikfrei 
wirtschaftende Landwirte mit den unerwünschten Wir- 
kungen konfrontiert werden. Obwohl das Entstehen öko- 
nomisch relevanter Schäden bei einer geringen Durch- 
dringung der Landwirtschaft mit „grüner“ Gentechnik 
relativ unwahrscheinlich ist, wird hier die Bedeutung der 
Saatgutproduktion deutlich. 

Da im ökologischen Landbau ab 2004 nur noch ökolo- 
gisch produziertes Saatgut verwendet werden darf 
(VONr. 1804/99/EG) und die aktive Verwendung trans- 
gener Organismen, zu der bei strenger Auslegung auch 
der absichtliche Einsatz von gentechnisch verunreinigtem 
Saatgut zählen würde, verboten ist, bedarf die Produktion 
von ökologisch produziertem, gentechnikfreien Saatgut 
eines besonderen Schutzes. Die Produktion von Saatgut 
ohne Verunreinigungen mit Transgenen ist daher dauer- 
haft zu gewährleisten. Anderenfalls würde dem ökologi- 
schen Landbau seine Existenzgrundlage entzogen, sodass 
weitere Überlegungen zu Koexistenz verschiedener 
Landwirtschaftsformen und Wahlfreiheit der Verbraucher 
(vgl. Tz. 901) gegenstandslos würden. Eine Verunreini- 
gung von ökologischem Saatgut mit GVO wird sich nur 
verhindern lassen, wenn geschlossene Anbaugebiete zur 
Saatgutvermehrung ausgewiesen werden. Dabei könnte 
die Ausweisung derartiger Gebiete für die konventionelle 
Saatgutproduktion durch die Bundesländer auf der 
Grundlage von § 29 SaatG als Vorbild dienen. Allerdings 
werden die Mindestabstände zu transgenen Nachbarkul- 
turen deutlich über den bei der konventionellen Saatgut- 
vermehrung üblichen Werten von 200 m liegen müssen, 
um den Eintrag von veränderten Gensequenzen über Pol- 
lenflug zu verhindern (vgl. BAIERetal., 2001; 
BECK et al, 2002; BARTH et al., 2003). 

893. Ein weiteres ernst zu nehmendes Risiko entsteht 
dem gentechnikfreien Landbau durch die Möglichkeit der 
Resistenzbildung. Gut ein Viertel aller im Jahre 2002 
weltweit angebauten gentechnisch veränderten Pflanzen 
besaßen eine Insektenresistenz (JAMES, 2003). Insekten- 
resistente Pflanzen produzieren Stoffe, die für Fraßinsek- 
ten unverträglich sind. Wie auch beim herkömmlichen 
Einsatz von Insektiziden besteht die Möglichkeit, dass In- 
sektenpopulationen eine Resistenz gegen den entspre- 
chenden Stoff entwickeln, da resistente oder weniger an- 
fällige Individuen einen Selektionsvorteil besitzen. Im 
Vergleich zum zeitlich begrenzten Einsatz von Insekti- 
ziden erhöht sich die Wahrscheinlichkeit der Resistenz- 
bildung beim großflächigen Anbau insektenresistenter 


Pflanzen durch das ständige Vorhandensein dieser Stoffe. 
Mit der Ausbildung resistenter Insektenpopulationen 
sinkt aber sowohl die Wirksamkeit der Insektenresistenz 
der GVP als auch die Wirksamkeit von herkömmlichen 
Pflanzenschutzmitteln, die auf demselben Stoff basieren. 
Insofern könnte auch die gentechnikfreie Landwirtschaft 
betroffen sein. 

Mit dem Begriff Resistenzmanagement werden Maßnah- 
men bezeichnet, die der Ausbildung von Resistenzen bei 
den Schadinsekten entgegenwirken oder diese verhindern 
sollen. Hierzu zählt insbesondere die Bewirtschaftung 
eines wesentlichen Anteils der Anbaufläche mit gentech- 
nikfreien Pflanzen. Allerdings lässt sich der Erfolg von 
Maßnahmen zum Resistenzmanagement nicht mit Sicher- 
heit Vorhersagen, sondern erst nach einer Reihe von Jah- 
ren ermitteln. 

Ein bekanntes und quantitativ bedeutsames Beispiel für 
die Risiken der Resistenzbildung ist der Anbau von 
Pflanzen, die Bt-Toxine exprimieren. Bt-Toxine sind 
Proteine, die natürlicherweise von den Bodenbakterien 
Bacillus thuringiensis ssp. gebildet werden und die je- 
weils gegen bestimmte Insektengruppen wirksam sind 
(SKORUPINSKI, 1996). Durch die Verwendung von 
Gentechnik wurden Pflanzen entwickelt, die zum Schutz 
vor Fraßfeinden solche Toxine bilden. In den USA wer- 
den bereits seit einiger Zeit Bt-Mais, Bt-Baumwolle und 
Bt-Kartoffeln angebaut. Problematisch beim Anbau von 
durch Bt-Toxin-Exprimierung insektenresistenten GVP 
ist, dass Bt-Präparate als Pflanzenschutzmittel im ökolo- 
gischen Landbau eingesetzt werden. 

Das durch den großflächigen Anbau solcher GVP wahr- 
scheinlicher werdende Auftreten gegen Bt-Toxine resis- 
tenter Insektenpopulationen nähme dem Ökolandbau 
eines seiner wenigen Pflanzenschutzmittel. Ob Strategien 
zum Resistenzmanagement, etwa die Ausweisung von 
„Refugien“-Flächen, auf denen gentechnikfreie Pflanzen 
angebaut werden, das Auftreten von Resistenzen aus- 
reichend wirksam bekämpfen können, erscheint unklar. 
Aktuelle Felduntersuchungen in US-amerikanischen Re- 
gionen mit einer weiten Verbreitung von Bt-Pflanzen 
(TABASHNIK et al., 2003) führten zwar zu dem auch 
aus Sicht der Autoren etwas überraschenden Ergebnis, 
dass bisher keine Zunahme von Bt-Resistenzen statt- 
gefunden hat. Dennoch ist es wahrscheinlich, dass das 
Auftreten von Resistenzen zwar verzögert, langfristig 
aber nicht verhindert werden kann. Erste Erfahrungen aus 
den USA deuten darauf hin, dass nicht davon ausgegan- 
gen werden kann, dass alle Landwirte die entsprechenden 
Auflagen, „Refugien“ mit gentechnisch unveränderten 
Nutzpflanzen anzulegen, einhalten. Eine entsprechende 
Untersuchung in zehn US-amerikanischen Bundesstaaten 
zeigte, dass über zwanzig Prozent der Farmer die vor- 
geschriebene Refugiengröße (20 % der Anbaufläche) un- 
terschritten (NASS, 2003). Die Pflicht, zur dauerhaften 
Vermeidung von Resistenzbildungen, Refugien in hinrei- 
chender Größe auszuweisen, zählt unbedingt zu den Stan- 
dards guter fachlicher Praxis für den Einsatz der „grünen“ 
Gentechnik (Tz. 938). 
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10.2.4.2 Beeinträchtigung von 

Vermarktungsmögiichkeiten 

894. Ein weiteres Risiko fiir die gentechnikfreie Land- 
wirtschaft und insbesondere den ökologischen Landbau 
könnte sich aus verschlechterten Vermarktungsbedin- 
gungen ergeben. Die Entwicklung dieser Bedingungen 
hängt neben der grundsätzlichen Einstellung der Kon- 
sumenten zur „grünen“ Gentechnik wesentlich von den 
genauen Regelungen zur Kennzeichnung ab (vgl. 
Abschn. 10.3.3). Die nunmehr auf europäischer Ebene 
beschlossenen Regelungen setzen Schwellenwerte von 
0,9 % GVO-Anteil fest, oberhalb derer Produktchargen 
auch bei unbeabsichtigten Verunreinigungen als GVO- 
haltig gekennzeichnet werden müssen. Es ist davon aus- 
zugehen, dass derartig gekennzeichnete Produkte kaum 
als höherpreisige Öko-Produkte vermarktbar sind, selbst 
wenn sie ansonsten nach den Vorschriften des ökologi- 
schen Landbaus produziert wurden. Gemäß diesen Vor- 
schriften wird zwar die „grüne“ Gentechnik als mit der 
ökologischen Wirtschaftsweise unvereinbar abgelehnt 
(VONr. 1804/99/EG) und die absichtliche Verwendung 
von GVO untersagt, unabsichtliche Verunreinigungen 
dürften aber vermutlich nicht zur Aberkennung der Klas- 
sifizierung als Öko-Produkt fuhren. 

895. Aufgrund seiner Fokussierung auf den Herstel- 
lungsprozess stehen im Ökolandbau die Produkteigen- 
schaften nicht im Vordergrund. Zu dem prozessorientier- 
ten Ansatz des Ökolandbaus passen die für Endprodukte 
geltenden Kennzeichnungsregeln nicht besonders gut. In- 
sofern wäre es für die Zukunft überlegenswert, ob sich 
Kennzeichnungspflichten nicht stärker an der Absicht- 
lichkeit der Verwendung „grüner“ Gentechnik orientieren 
könnten. Denkbar wäre es, einerseits den quantitativen 
Anteil gentechnisch veränderter Bestandteile des jeweili- 
gen Produktes anzugeben, andererseits aber auch zu 
kennzeichnen, ob Gentechnik absichtlich verwendet 
wurde oder nicht. Im Unterschied zur jetzigen Regelung 
ergäben sich damit vier verschiedene Kennzeichnungs- 
kategorien: 

- ohne Gentechnik hergestellt, GVO-Anteil kleiner als 
0,9 %, 

- ohne Gentechnik hergestellt, GVO-Anteil durch Ver- 
unreinigungen X %, 

- unter Verwendung von Gentechnik hergestellt, GVO- 
Anteil kleiner als 0,9 %, 

- unter Verwendung von Gentechnik hergestellt, GVO- 
Anteil X %. 

Eine solche detaillierte Kennzeichnung würde den Ver- 
brauchern besser als die bestehende Regelung ermög- 
lichen, Produkte entsprechend ihrer Präferenzen auszu- 
wählen. Wer beispielsweise die „grüne“ Gentechnik aus 
kategorischen Gründen ablehnt, aber keine gesundheitli- 
chen Bedenken gegen gentechnisch veränderte Produkte 
hat, würde vermutlich ohne Gentechnik hergestellte, aber 
verunreinigte Produkte bedenkenlos kaufen. Andererseits 
könnten Konsumenten anhand einer ausführlichen Kenn- 
zeichnung etwa Fleisch von Tieren, die mit gentechnisch 


veränderten Futtermitteln gemästet wurden, erkennen und 
den Kauf vermeiden, obwohl das Produkt selbst nicht 
gentechnisch verändert ist. Die derzeitigen Kennzeich- 
nungspfiichten können diese Informationen nicht bieten. 
Allerdings erscheint es problematisch, die Kennzeich- 
nungspfiichten zu weit auszudehnen. Es besteht die Ge- 
fahr eines „Überangebotes“ an Informationen, das dazu 
führen könnte, dass Konsumenten die Kennzeichnungen 
nicht mehr zur Kenntnis nehmen. Damit verlöre die 
Kennzeichnungspflicht ihren Sinn. 

896. Obwohl von Befürwortern des Ökolandbaus auf 
das genannte Problem hingewiesen und die zukünftige 
100%ige Gentechnikfreiheit von Ökoprodukten nieht 
mehr garantiert wird (BÖLW, 2003), dürften zu einer 
Kennzeichnungspflicht führende Verunreinigungen in der 
Praxis zu wesentlichen Vermarktungsschäden führen. Da- 
durch werden die Fragen aufgeworfen, welche Maßnah- 
men zur Vermeidung solcher Verunreinigungen notwen- 
dig wären, wer die Kosten für diese Maßnahmen tragen 
sollte und wie beziehungsweise ob gegebenenfalls Haf- 
tungsregelungen für dennoch entstehende Vermarktungs- 
sehäden angewendet werden sollten (vgl. Tz. 940 f.). 

897. Zwei wesentliche Quellen der Verunreinigung 
während des landwirtschaftliehen Anbaus sind das Saat- 
gut und der Pollentransfer zwischen transgenen und gen- 
technikfreien Kulturen. Dem Saatgut kommt durch seine 
Stellung am Beginn der Produktionsketten für Lebens- 
und Futtermittel eine besondere Bedeutung hinsichtlich 
der Reinheit von Endprodukten zu. Da verschiedene, ad- 
ditiv wirkende Verunreinigungsmöglichkeiten im Produk- 
tionsprozess bestehen, ließen sich geringe Verunreinigun- 
gen der Endprodukte nicht oder nur mit erheblichem 
Aufwand erreichen, wenn bereits das verwendete Saatgut 
regelmäßig Verunreinigungen aufweisen würde. Insbe- 
sondere würde die Einhaltung des Schwellenwertes von 
0,9 % für die Kennzeichnung von GVO-Anteile enthal- 
tenden Produkten (Tz. 922 ff.) erschwert und verteuert 
werden. Des Weiteren würden Verunreinigungen, die be- 
reits bei der Produktion gentechnikfreien Saatgutes auf- 
treten, Maßnahmen des Risikomanagements deutlich er- 
schweren. Falls es sich aufgrund neuer wissenschaftlicher 
Erkenntnisse als notwendig erweisen sollte, bestimmten 
GVO die Zulassung wieder zu entziehen beziehungs- 
weise nach Ablauf der Zulassung nicht wieder neu zu er- 
teilen, müssten gegebenenfalls auch eigentlich gentech- 
nikfreie, aber mit den betroffenen Gensequenzen 
verunreinigte Saatgutpartien aus dem Verkehr gezogen 
werden. 

Der Umweltrat hält es angesichts der absehbaren pro- 
blematischen Konsequenzen des ubiquitären Auftretens 
gentechnisch verunreinigten Saatgutes für erforderlich, 
besonders hohe Anforderungen an die Reinheit des pro- 
duzierten Saatgutes zu stellen. Bezogen auf die aktuelle 
politische Diskussion um die Festlegung von Grenzwer- 
ten, bei deren Überschreitung die Saatgutpartien zu kenn- 
zeichnen sind, durch die europäische Saatgutrichtlinie 
empfiehlt der Umweltrat deshalb eine Orientierung an der 
technischen Nachweisgrenze (Tz. 925). Eine solche Vor- 
gehensweise ist nicht nur sachlich geboten, sondern auch 
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unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrachtet vorteil- 
haft. Der durch die strengeren Reinheitsgebote bei der 
Saatgutproduktion entstehende Mehraufwand wäre deut- 
lich niedriger als die Kosten, die anderenfalls zur Einhal- 
tung der Kennzeichnungsgrenzwerte von Endprodukten 
oder durch etwaige Maßnahmen des Risikomanagements 
zusätzlich entstünden (ÖKO-INSTITUT, 2003). 

898 . Bezüglich der Maßnahmen zur Vermeidung von 
Verunreinigungen in der Folge von Pollenübertragungen 
muss zwischen verschiedenen Kulturpflanzen differen- 
ziert werden. Grundsätzlich wären folgende Maßnahmen 
zur Verhinderung des vertikalen Gentransfers (Kreuzung 
von Pflanzen einer Art oder verwandter Arten) möglich 
(vgl. hierzu BARTH et ak, 2003, S. 111 ff): 

- GVO-freie Gebiete, 

- Isolationsabstände zwischen gentechnikfreien und 
transgenen Kulturen, 

- Mantelsaaten, Hecken, 

- Gen- und biotechnologische Maßnahmen. 

Diese Maßnahmen werden seit längerem diskutiert. Es 
zeichnet sich ab, dass GVO-freie Gebiete in der Größen- 
ordnung ab 100 km^ (als Grenzfall zunehmend großer 
Isolationsabstände) prinzipiell am ehesten geeignet sind, 
gentechnikfreie Landwirtschaft vor Verunreinigungen zu 
schützen. Um die Verunreinigungen durch Pollentransfer 
konsequent auszuschließen, wäre allerdings eine flächen- 
deckende Festlegung und Ausweisung von GVO-freien 
Gebieten einerseits und andererseits die Festlegung von 
Gebieten, in denen nur transgene Kulturen angebaut wer- 
den, notwendig. Dies wäre in der Praxis nahezu unmög- 
lich und würde zudem die Handlungsfreiheit der Land- 
wirte stark einschränken. Insofern bietet sich die 
Einrichtung GVO-freier Gebiete zwar für die Saatgutpro- 
duktion und in Einzelfällen auch zum Schutz der gentech- 
nikfreien Landwirtschaft an, sie scheidet aber als flächen- 
deckend anwendbare Option aus. Dies schließt allerdings 
nicht aus, dass Landwirte freiwillig vereinbaren, in größe- 
ren zusammenhängenden Gebieten auf den Anbau von 
GVP zu verzichten (so z. B. in der Uckermark). 

Isolationsabstände können, wenn sie hinreichend groß ge- 
wählt werden, Pollentransfers zwar nicht völlig ausschlie- 
ßen, aber doch wirksam einschränken. Je nach angebau- 
ten Arten und natürlichen Gegebenheiten (etwa Relief, 
Windverhältnisse etc.) sind unterschiedliche Abstände 
nötig, um bestimmte Einkreuzungsraten zu erreichen. Es 
besteht diesbezüglich weiterhin großer Forschungsbedarf. 
Einige vorläufige Ergebnisse wurden in einem Bericht 
des Umweltbundesamtes für die Kulturarten Mais, Raps 
und Weizen publiziert (BARTH et al, 2003, S. 115 ff; 
vgl. auch TREU und EMBERLIN, 2000). Danach diffe- 
rieren die notwendigen Sicherheitsabstände von Art zu 
Art sehr stark, wobei zusätzlich zwischen fertilen und 
männlich sterilen Beständen gentechnisch nicht veränder- 
ter Pflanzen zu unterscheiden ist. Bei fertilen Weizen- 
beständen sind Einkreuzraten über 1 % nur bei sehr gerin- 
gen Abständen zur Pollenquelle zu erwarten (bis zu 
10 m). Für Einkreuzungen in Mais sind Einkreuzraten 


von mehr als 1 % bei Abständen bis zu 800 m möglich. 
Die größten Sicherheitsabstände wären zur Vermeidung 
von Einkreuzungen in männlich sterile Rapsbestände, in 
denen Blüten aufgrund der fehlenden Entwicklung eige- 
ner Pollen nur durch fremde Pollen befruchtet werden 
können, notwendig: Hier ist selbst bei Abständen bis 
4 km noch mit Einkreuzraten bis über 5 % zu rechnen. In 
Großbritannien wurden sogar über eine Entfernung von 
26 km noch geringe Einkreuzraten nachgewiesen. Dabei 
wurden die Pollen vermutlich durch Bienen übertragen 
(RAMSAYet al., 2003). 

Mantelsaaten und Hecken dienen zum Abfangen der Pol- 
len von GVO-Kulturen. Sie sind bei richtiger Ausgestal- 
tung durchaus geeignet, Einkreuzungsraten zu reduzieren, 
bieten aber nicht die Möglichkeit, bestimmte Einkreu- 
zungsraten mit Sicherheit zu erreichen. Gen- und biotech- 
nologische Maßnahmen zielen darauf ab, Verunreinigun- 
gen dadurch zu verhindern, dass die GVP entweder keine 
oder zumindest keine fortpflanzungsfähigen Pollen pro- 
duzieren. Zu nennen wären hier die Beschränkung der 
gentechnischen Manipulation auf die Plastiden, die gen- 
technische Herstellung apomiktischer Pflanzen, die kei- 
nen Pollen produzieren, oder die so genannte „Termi- 
nator-Technik“, bei der die GVP ausschließlich sterile 
Samen produzieren. Solche Maßnahmen haben zwar prin- 
zipiell das Potenzial, den Gentransfer wirkungsvoll zu 
unterbinden, können aber durch die zusätzlichen Eingriffe 
auch weitere, eher hypothetische ökologische Risiken in 
sich bergen (HARTMANN, 2002, S. 18 ff; NOWACK 
HEIMGARTNER et al., 2002, S. 50 ff). Derzeit müssen 
gen- und biotechnologische Maßnahmen als noch unaus- 
gereift und sowohl hinsichtlich ihrer Wirksamkeit als 
auch ihrer Risiken als noch nicht ausreichend erforscht 
gelten. 

899 . Weitere Möglichkeiten zur Reduzierung von Ver- 
unreinigungen mit GVO bestehen in einer verbesserten 
räumlichen und zeitlichen Abstimmung der landwirt- 
schaftlichen Produktion zwischen Nutzem der „grünen“ 
Gentechnik und gentechnikfreiem Landbau. Dazu bedarf 
es eines - aus Effizienzgründen mit Monitoringpflichten 
oder sonstigen Berichtspflichten zu kombinierenden - 
Anbaukatasters, in dem parzellengenaue Informationen 
über Ort und Zeit des Anbaus sowie über das spezifische 
GVO-Konstmkt der gentechnisch veränderten Pflanzen 
erfasst werden (RL 2001/18/EG; BLAG, 2002). Neben 
der besseren Abstimmung könnte ein solches Kataster 
gleichzeitig für die Abwicklung eventueller Haftungsfälle 
hilfreich sein. Es wurde vorgeschlagen, in Analogie zu 
den Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes bei der 
Novelliemng des Gentechnikgesetzes Standards einer 
guten fachlichen Praxis für den GVO- Anbau zu definie- 
ren. In einer solchen Definition könnten die verschiede- 
nen Maßnahmen zur Vermeidung von Veranreinigungen 
festgelegt sein (vgl. ausführlich BARTH et al., 2003). Der 
Umweltrat schließt sich dieser Fordemng nachdrücklich 
an und begrüßt insoweit den Kabinettsentwurf für das 
Gesetz zur Neuordnung des Gentechnikrechtes vom Fe- 
bmar 2004. Dort wird mit dem Paragraphen 16c der 
Begriff der guten fachlichen Praxis zunächst recht allge- 
mein normiert. Es wird beispielhaft aufgeführt, dass etwa 
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Maßnahmen zur Vermeidung von Auskreuzungen beim 
Anbau von GVP sowie zur Verhinderung von Verunreini- 
gungen bei Lagerung und Transport von GVO zur guten 
fachlichen Praxis gehören. Diese Maßnahmen werden 
aber im Gesetzentwurf nicht genau spezifiziert. Der Ge- 
setzentwurf sieht vielmehr vor, dass das BMVEL ermäch- 
tigt wird, den Begriff der guten fachlichen Praxis durch 
den Erlass einer Rechtsverordnung näher zu bestimmen. 
Aus Sicht des Umweltrates ist eine solche verbindliche 
Konkretisierung noch vor Beginn des Anbaus von GVP 
unerlässlich. 

Die Übersicht in Tabelle 1 0-5 zeigt, dass auch durch tech- 
nische Prozesse vielfältige Verunreinigungen mit GVO 
möglich sind. Die technischen Prozesse sind deshalb da- 
hin gehend zu verändern, dass die Gefahr für Verunreini- 
gungen minimiert wird. Solche Veränderungen verursa- 
chen Kosten. Der Extremfall der strikten Trennung dreier 
Warenflüsse (ökologisch - konventionell ohne Gentech- 
nik - konventionell mit Gentechnik) würde vermutlich 
einen starken Strukturwandel in der Landwirtschaft aus- 
lösen (vgl. BAIER et al., 2001) und wäre ökonomisch 
kaum effizient, ln jedem Fall stehen den möglichen Vor- 
teilen bei der Produktion von GVO die gestiegenen 
Transaktionskosten gegenüber, sofern der Anbau gen- 
technisch unveränderter Nutzpflanzen weiterhin möglich 
sein soll. 

Selbst bei konsequenter Umsetzung der dargestellten Ver- 
meidungsmaßnahmen werden sich zu Vermarktungsschä- 
den führende Verunreinigungen nicht völlig vermeiden 
lassen. Insofern zeichnet sich ab, dass die Nutzung der 
„grünen“ Gentechnik nicht ausschließlich durch öffent- 
lich-rechtliche Vorschriften regulierbar ist. Dies ließe sich 
höchstens durch ein europaweites Verbot der „grünen“ 
Gentechnik erreichen. Zudem ist aus Gründen des friedli- 
chen Zusammenlebens in dörflichen Gemeinschaften eine 
Welle zivilrechtlicher Prozesse zu vermeiden. Insofern 
sollten zwar vorrangig die öffentlich-rechtlichen Rege- 
lungen so gestaltet werden, dass möglichst wenige Scha- 
denfalle eintreten. Sobald aber die unterschiedlichen 
Erzeugungsverfahren nebeneinander existieren, ist selbst 
bei der Einhaltung von Standards guter fachlicher Praxis 
mit einem - wenn auch seltenen - Auftreten solcher 
Schadenfälle zu rechnen. Um zusätzliche Anreize zur 
weitestgehenden Vermeidung solcher Schadenfalle zu 
setzen, und zur Regulierung der dennoch entstehenden 
Schäden, sind deshalb zivilrechtliche Normierungen als 
Ergänzung zur prioritären öffentlich-rechtlichen Regulie- 
rung erforderlich. Insbesondere muss unter Berücksichti- 
gung normativer Entscheidungen hinsichtlich der Kosten- 
anlastung ein System von Haftungsregelungen entwickelt 
werden. Der Umweltrat hält dabei das im Kabinetts- 
entwurf des Gesetzes zur Neuordnung des Gentechnik- 
rechtes vorgesehene System der Gefährdungshaftung für 
zielführend (Tz. 940 f ). 

900. Insgesamt zeichnet sich ab, dass die entstehenden 
Defensiv- und Transaktionskosten relativ hoch sein wer- 
den, sobald ein einigermaßen wirkungsvoller Schutz der 
gentechnikfreien Landwirtschaft gewährleistet werden 
soll. Eine von der EU-Kommission in Auftrag gegebene 


Studie (vgl. ausführlich BOCK et al., 2002) zu den land- 
wirtschaftlichen und ökonomischen Auswirkungen der 
Koexistenz von Landwirtschaft, die „grüne“ Gentechnik 
nutzt, konventioneller gentechnikfreier Landwirtschaft 
und ökologischem Landbau kommt zu dem Ergebnis, 
dass Verunreinigungen unterhalb von 0,1 % selbst bei 
deutlichen Änderungen der Anbaupraxis nur schwer zu 
erreichen wären. Schwellenwerte von 0,3 % beziehungs- 
weise 1 % Verunreinigungen können prinzipiell auch bei 
einer 50%igen Durchdringung der Landwirtschaft mit 
GVO erreicht werden, allerdings zu substanziellen Kos- 
ten (1 bis 10% der derzeitigen Produktionskosten, für 
Saatgutproduktion bis zu 41 %). 

10.2.4.3 Bewertung der Beeinträchtigungen 
der Landwirtschaft 

901. Vor einer großflächigen Nutzung der „grünen“ 
Gentechnik muss geklärt sein, wie mit den dargestellten 
Risiken umgegangen werden und wer die Kosten zur Ver- 
ringerung der Risiken tragen soll. Das liegt nicht zuletzt 
im Interesse der Landwirte, da sie anderenfalls ihre Be- 
triebsplanung auf einer unsicheren Grundlage betreiben 
müssten. Zur Festlegung der Akzeptabilität von Risiken 
bedarf es normativer Aussagen. Bereits oben wurde das 
20-%-Ziel für den ökologischen Landbau als ein solches 
normatives Ziel der Umwelt- und Landwirtschaftspolitik 
genannt. 

Im Kabinettsentwurf für die Novelle des Gentechnik- 
gesetzes vom Februar 2004 ist vorgesehen, die Gewähr- 
leistung der Möglichkeit gentechnikffeier landwirtschaft- 
licher Produktion (Koexistenz) als ausdrückliches 
Gesetzesziel dem in § 1 GenTG niedergelegten Gentech- 
nik-Förderzweck - gleichsam relativierend - zur Seite zu 
stellen. Nach einem früheren Entwurf des BMVEL vom 
August 2003 sollte ausdrücklich auch die Wahlffeiheit 
des Verbrauchers zum Ziel erklärt werden. Beide Ziel- 
setzungen, sowohl der Erhalt der gentechnikfreien Land- 
wirtschaft als auch die im aktuellen Entwurf nicht mehr 
ausdrücklich als Ziel adressierte Möglichkeit, gentechnik- 
freie Produkte zu wählen, sind aus Sicht des Umweltrates 
nach wie vor von hohem Gewicht und sollten daher min- 
destens gleichrangig neben den Zielen der Gentechnik- 
förderung und der umweltverträglichen Zulassung stehen. 
Es besteht auch deutschland- und europaweit weit gehen- 
der Konsens, dass die Wahlfreiheit der Verbraucher und 
die so genannte „Koexistenz“ verschiedener Landwirt- 
schaftsformen zwei wichtige gesellschaftliche Ziele sind, 
die der Verwendung „grüner“ Gentechnik nicht zum 
Opfer fallen dürfen (SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN, 2002; EU-Kommission, 2003a). 

Begründen lassen sich diese Ziele nicht mit einem all- 
gemeinen Menschen- oder Bürgerrecht der Verbraucher 
auf bestimmte Produkte, das als Anspruchsrecht zu ver- 
stehen wäre. Maßgeblich erscheint vielmehr, dass sowohl 
für konventionell gentechnikfrei als auch für ökologisch 
produzierte Produkte faktisch eine große Nachfrage be- 
steht und dass zahlreiche Landwirte ein entsprechendes 
Angebot schaffen wollen. Die Einführung der „grünen“ 
Gentechnik in einer invasiven Form könnte diese Märkte 
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zusammenbrechen lassen. Die Konsumentensouveränität 
und der marktwirtschaftliehe Wettbewerb sprechen zwei- 
fellos für eine Regulierung, die die Märkte auch langfris- 
tig schützt. Weiterhin impliziert die dem freiheitlich- 
demokratischen Wertesystem immanente Achtung indivi- 
dueller ethischer, weltansehaulieher oder religiöser Über- 
zeugungen, dass niemand zur Konsumption bestimmter, 
von ihm aus solchen Überzeugungen oder aus individuel- 
len Risikoabwägungen heraus abgelehnter Güter faktisch 
genötigt werden sollte. Die Wahlfreiheit der Verbraueher 
verdient aus dieser Perspektive jedenfalls insoweit Re- 
spekt, wie nicht gewichtige Gründe dagegen sprechen, 
ein entsprechendes Konsumverhalten zu ermöglichen. 
Solche Gründe liegen hinsichtlich der „grünen“ Gentech- 
nik sicherlich nicht vor. Da eine Koexistenz wahrschein- 
lich mit vertretbaren Beschränkungen und Sicherungsvor- 
kehrungen möglich ist, entspricht die dauerhafte 
Gewährleistung der Produktion und des Erwerbs gentech- 
nikfreier Produkte auch dem verfassungsrechtlichen Ver- 
hältnismäßigkeitsprinzip, das der Staat in Anbetracht 
konfligierender Grundrechtskreise zu beachten hat. Glei- 
ches gilt für ökologisch hergestellte Produkte. Freilich ist 
damit die Koexistenz nur im Grundsatz begründet, ohne 
dass konkrete Prioritäten festgelegt wären, nach denen 
etwa in Konfliktfallen eher der Gentechnikanwendung 
oder der gentechnikfreien Produktion der Vorrang einzu- 
räumen ist. 

902 . Es ist hinsichtlich der sich abzeichnenden Kon- 
flikte noch nicht einmal klar, welche Landwirtschafts- 
form als „Verursacher“ dieser Konflikte anzusehen ist. 
Aus Sicht des ökologischen Landbaus verursachen die 
Nutzer der „grünen“ Gentechnik die entstehenden Schä- 
den beziehungsweise die zur Vermeidung notwendigen 
Kosten. Aus Sicht der Anwender „grüner“ Gentechnik 
verursacht dagegen die gentechnikfreie Landwirtschaft 
hohe Kosten durch Vermeidungsmaßnahmen oder Moni- 
toring (s. dazu Tz. 933-935). In der ökonomischen Theo- 
rie wurden derartige Situationen wechselseitiger Beein- 
trächtigungen umfänglich analysiert (siehe bspw. 
ENDRES, 1994). Eine Feststellung, wer als Verursacher 
anzusehen ist, ist innerhalb der ökonomischen Theorie je- 
doch nicht möglich. Vielmehr handelt es sich um eine de- 
mokratisch zu treffende, genuin politische Entscheidung. 

903 . Es erscheint nachvollziehbar, der bestehenden 
landwirtschaftlichen Nutzung gewissermaßen einen Be- 
standsschutz einzuräumen und damit die Nutzer der 
neuen Technik als Verursacher zu definieren, eben weil 
sie in den Nutzungsbestand eingreifen. Auch könnte die 
überwiegend ablehnende Einstellung der Bevölkerung 
gegenüber der Verwendung „grüner“ Gentechnik einen 
gewissen Vorrang der gentechnikfreien Landwirtschaft 
begründen. Eine weitere, aus Sicht des Umweltrates 
wohlbegründete Priorisierung ist der Vorzug des ökologi- 
schen Landbaus aufgrund seines im Vergleich zur kon- 
ventionellen und auch zur Landwirtschaft mit „grüner“ 
Gentechnik wesentlich besseren Abschneidens hinsicht- 
lich ökologischer Nachhaltigkeit. Die derzeitig abseh- 
baren Möglichkeiten der „grünen“ Gentechnik lassen sich 
eher in einer intensiv betriebenen Landwirtschaft nutzen. 
Dies ist aber aus Sicht des Umweltrates kein anzustreben- 


des Ziel in der Landwirtschaftspolitik. Sollte zukünftig 
eine Synthese aus der Nutzung „grüner“ Gentechnik und 
einer ökologisch nachhaltigen Landbewirtschaftung mög- 
lich und auch auf einem wesentlichen Flächenanteil reali- 
sierbar werden, so wäre der ökologische Landbau gegen- 
über dieser Synthese nicht ohne weiteres vorzugswürdig. 

904 . Unter Berücksichtigung der gegenwärtigen Vor- 
zugswürdigkeit des ökologischen Landbaus, der Zielset- 
zung der Nachhaltigkeitsstrategie (20 % ökologischer 
Landbau bis 2010) und der Wahlfreiheit für Konsumenten 
erscheint in der Forderung nach Koexistenz eine asym- 
metrische Gewichtung der konkurrierenden Nutzungen 
jedenfalls im Verhältnis der Gentechnik-Betreiber zum 
ökologischen Landbau angebracht. „Asymmetrisch“ be- 
deutet, dass der ökologische Landbau vorrangigen Schutz 
verdient. 

In Hinblick auf die rechtliche Gestaltung bedeutet dies, 
dass zum einen die „grüne“ Gentechnik nur insoweit zu- 
gelassen werden sollte, wie der ökologische Landbau da- 
durch nicht in seiner Existenz gefährdet wird. Zum ande- 
ren werden die Anwender der „grünen“ Gentechnik 
verpflichtet, die technisch möglichen und zumutbaren 
Maßnahmen zur Vermeidung von Auskreuzungen und 
sonstigen negativen Auswirkungen auf den gentechnik- 
freien Landbau zu treffen. Außerdem haben die Nutzer 
„grüner“ Gentechnik für die gegebenenfalls durch die 
Auskreuzungen und Verunreinigungen entstehenden 
Schäden aufzukommen. 

Hinsichtlich des Verhältnisses zwischen „grüner“ Gen- 
technik und konventioneller gentechnikfreier Landwirt- 
schaft stellen sich die Dinge ähnlich dar, wenn auch die 
Gewichtungen weniger deutlich zugunsten des gentech- 
nikfreien Anbaus ausfallen müssen. Sofern in Bezug auf 
ökologische Nachhaltigkeit bislang keine der beiden 
Landwirtschaftsformen wesentliche Vorteile aufweist 
(Tz. 846), kann ein Vorrang für die gentechnikfreie Land- 
wirtschaft nur mit den Argumenten des Bestandsschutzes 
und der überwiegenden Ablehnung durch die Bevölke- 
rung begründet werden. 

905 . Ungeachtet dessen, wie hier die Akzente letztlich 
im Einzelnen gesetzt werden, kommt es wesentlich darauf 
an, die Details der Kostenanlastung dringend genauer zu 
regeln, um den Landwirten eine verlässlichere Grundlage 
für ihre Produktionsplanung zu geben. Dabei gilt es, fol- 
gende Kosten zu berücksichtigen: 

- Kosten für Maßnahmen zur Vermeidung von Verun- 
reinigungen (etwa Mantelsaaten oder Heckenpflan- 
zungen) einschließlich der Kosten für die Separierung 
von Produktionswegen, 

- Kosten der Kennzeichnung einschließlich der Kosten 
der Tests auf Verunreinigungen, 

- Kosten, die der gentechnikfreien Landwirtschaft durch 
Vermarktungsschäden entstehen. 

Abgesehen von der Entscheidung, wer diese Kosten 
tragen sollte, ist vor allem hinsichtlich der Ver- 
marktungsschäden problematisch, auf welche Art die 
Kostenanlastung durchgeführt werden soll (zur Haftung 
s. Tz. 940 f ). 



Drucksache 15/3600 


-420- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


10.2.5 Kritische Diskussion zu Bedarf 
und Nutzen 

906. Angesichts der dargestellten Risiken der „grünen“ 
Gentechnik darf bei einer Bewertung dieser Technik nicht 
die Frage aus den Augen verloren werden, warum die 
verschiedenen Risiken überhaupt in Kauf genommen 
werden sollten. Diese Frage kann aufgrund der Komple- 
xität der Materie nicht allein durch Kosten-Nutzen-Ana- 
lysen beantwortet werden. Allein die Unmöglichkeit, die 
ökologischen Risiken zu monetarisieren, steht dem ent- 
scheidend im Wege. Dennoch ist eine kurze Betrachtung 
des absehbaren Nutzens (sowie der Verteilung dieses Nut- 
zens) für eine Bewertung wichtig, da hierdurch die 
Akzeptabilität der Risiken beeinflusst wird. Langfristige, 
größtenteils spekulative Vorteile werden nicht betrachtet. 

907. Wie bereits bei der einleitenden Darstellung der 
Nutzenpotenziale dargelegt (Tz. 845), beschränkt sich der 
Umweltrat bei seinen Betrachtungen auf die deutsche und 
europäische Perspektive, ohne dabei die Nutzungspoten- 
ziale in anderen Regionen in Abrede stellen zu wollen. 
Für Deutschland und EU-weit stellt sich die Situation so 
dar, dass sich das Bestehen eines „gesellschaftlichen Be- 
darfes“ angesichts der weiterhin noch überwiegend ableh- 
nenden Haltung der Verbraucher gegenüber der „grünen“ 
Gentechnik nicht ohne weiteres konstatieren lässt. 

Es ist zwar möglich, dass es durch entstehende Effizienz- 
steigerungen in der landwirtschaftlichen Produktion ne- 
ben anderen Vorteilen auch zu sinkenden Verbraucher- 
preisen insbesondere für Nahrungsmittel kommt. Dieser 
mögliche Preisrückgang ist aber offensichtlich nicht An- 
reiz genug, um die Skepsis der Verbraucher gegenüber 
der „grünen“ Gentechnik zu überwinden. Sinkende Ver- 
braucherpreise für Nahrungsmittel sind zwar prinzipiell 
wünschenswert, nach Ansicht des Umweltrates aber an- 
gesichts des in der Vergangenheit deutlich gesunkenen 
Anteils der Ausgaben für Nahrungsmittel an den Gesamt- 
ausgaben der Haushalte (zuletzt von 12,8 % im Jahre 
1991 auf nur noch 10,5 % im Jahre 2000 [BMVEL, 
2002]) nicht von besonderer Wichtigkeit. Vielmehr bringt 
die starke Fokussierung auf niedrige Lebensmittelpreise 
enorme Probleme für die nachhaltige Landnutzung mit 
sich, da der Druck zur Intensivierung und Rationalisie- 
rung weiter zunimmt. Aus Sicht des Umweltrates sollte 
die Senkung der Lebensmittelpreise kein vorrangiges Ziel 
der Landwirtschaftspolitik sein. Wichtigere Ziele sind 
vorsorgender Verbraucherschutz, Qualitätssicherung, eine 
tier- und umweltgerechte Erzeugung in wettbewerbsfähi- 
gen Unternehmen und die Entwicklung ländlicher 
Räume, die auch im Emährungs- und agrarpolitischen 
Bericht 2003 der Bundesregierung als Hauptziele genannt 
werden (BMVEL, 2003, S. 7). 

Im Übrigen macht eine Überschlagsrechnung deutlich, 
dass die Größenordnung etwaiger Preissenkungen für 
Nahrungsmittel eher unwesentlich sein würde. Bei einem 
Anteil der Ausgaben für Nahrungsmittel an den Gesamt- 
ausgaben der Haushalte von etwas über 1 0 % und einem 
Anteil der Verkaufserlöse der Landwirtschaft an den Ver- 
braucherausgaben für Nahrungsmittel inländischer Her- 
kunft von etwa 25 % (BMVEL, 2002) beläuft sich der 


Anteil der überhaupt durch Effizienzgewinne bei der 
Nahrungsmittelproduktion beeinflussbaren Ausgaben an 
den Gesamtausgaben auf nur wenig mehr als 2,5 %. 
Selbst für den Fall substanzieller Effizienzgewinne und 
einer relativ hohen Marktdurchdringung mit „grüner“ 
Gentechnik wird sich die Reduktion der Gesamtausgaben 
der Haushalte somit nur im Promillebereich bewegen 
können. 

908. Auch die Befürworter der „grünen“ Gentechnik 
konzedieren, dass aus Sicht eines durchschnittlichen 
europäischen Verbrauchers der Nutzen gentechnisch mo- 
difizierter Nahrungsmittel gegenwärtig kaum ersichtlich 
ist. Daher ist man aufseiten der Betreiber darum bemüht, 
Produktlinien zu entwickeln, die mit einem ersichtlichen 
Nutzen für den Verbraucher verbunden sind, beispiels- 
weise gentechnisch veränderte Lebensmittel mit gesund- 
heitsfördernden Eigenschaften (so genannte Functional 
Foods). Diesbezüglich existieren vielfältige Anwen- 
dungsmöglichkeiten (vgl. Tz. 848-851), welche auch 
geeignet erscheinen, die Akzeptanz der betroffenen Pro- 
dukte zu erhöhen. Zu bedenken ist aber, dass die erhoffte 
Förderung der Gesundheit in der Regel ebenso durch gen- 
technikfreie, aber geeignet zusammengestellte Nahrungs- 
mittel erreicht werden kann. Auch in Bezug auf die Pro- 
duktion von Arzneimitteln bietet die „grüne“ Gentechnik 
ein erhebliches Potenzial. Allerdings sollten Pflanzen, die 
hochwirksame Arzneimittel produzieren, nicht im Frei- 
land, sondern nur in geschlossenen Systemen angebaut 
werden (Tz. 853). Insofern gelten viele der vorgebrachten 
Einwände nicht in Bezug auf solche GVP - andererseits 
lässt sich aufgrund der agrarpolitischen Irrelevanz aus der 
mit ihnen verbundenen Nutzenstiftung auch kein Argu- 
ment für die landwirfschaftliche Nufzung von anderen 
GVP ableiten. 

909. Bei der weit überwiegenden Mehrheit der gegen- 
wärtig angebauten GVP wird die Gentechnik verwendet, 
um durch verbesserte agronomische Eigenschaften (etwa 
Herbizid- oder Insektenresistenzen) höhere Erträge zu er- 
zielen oder die Produktionskosten zu senken. Solche Effi- 
zienzsteigerungen ließen sich allerdings nicht bei allen 
bisherigen Anwendungen erzielen. Es gibt auch Fälle, in 
denen der Produktionsaufwand im Vergleich zur konven- 
tionellen Produktionsweise steigt (IDEL, 2003; Strategy 
Unit, 2003). So kam etwa eine Studie des US-amerikani- 
schen National Center for Food and Agricultural Policy, 
in der die Vorteile und Risiken von insektenresistentem 
Mais untersucht wurden, zu dem Ergebnis, dass sich das 
teurere transgene Saatgut nur in Jahren mit hohem Schäd- 
lingsbefall rentiert, bei niedrigem Befall die Produktions- 
kosten aber steigen (CARPENTER, 2001). Auch hat sich 
gezeigt, dass unvorhergesehene Effekte, wie etwa das 
Auftreten von mehrfachresistenten Unkräutern, neue Pro- 
bleme mit sich bringen. Es ist deshalb angebracht, die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der verschiedenen An- 
wendungen „grüner“ Gentechnik differenziert zu betrach- 
ten. Eine pauschale Abschätzung der Effizienzgewinne 
scheint nicht möglich (Strategy Unit, 2003). 

Im Übrigen ist zu bedenken, ob nicht die infrage stehen- 
den Nutzeneffekte auch ohne nennenswerten größeren 
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Aufwand mit anderen Mitteln erreichbar sind. Die Ergeb- 
nisse einer aktuellen Studie des Umweltbundesamtes deu- 
ten darauf hin, dass dies oft der Fall sein könnte, ln der 
Studie wurde für fünf Beispiele geprüft, ob bestimmten 
agronomischen Problemen (Unkrautbekämpfung bei 
Raps, Insektenbefall bei Mais, Rizomaniabefall bei Zu- 
ckerrübe, Kartoffel mit veränderter Stärkezusammenset- 
zung und Mehltaubefall bei Wein), für die mithilfe der 
„grünen“ Gentechnik Lösungsansätze entwickelt werden, 
aueh mit anderen Ansätzen begegnet werden kann. Es 
zeigte sieh, dass für die betrachteten Beispiele alternative 
Lösungsmöglichkeiten (konventionelle Neuzüchtungen, 
verbesserte Verarbeitungsprozesse oder Standardmaßnah- 
men der konventionellen und ökologischen Landwirt- 
schaft) bestehen (MÜLLER et ah, 2003). Allerdings 
hängt die Wahrscheinlichkeit der Realisierung soleher 
Maßnahmen stark von anderen als teehnischen und öko- 
logischen Faktoren ab. Besonders relevant ist die ökono- 
mische Machbarkeit, die wiederum wesentlich von agrar- 
politischen Entscheidungen sowie von der Entwicklung 
im Bereich der Lebensmittelverarbeitung und des Han- 
dels beeinflusst wird. 

910. Oft wird ein Nufzen der „grünen“ Gentechnik da- 
mit begründet, dass etwa durch den reduzierten Einsatz 
von Pflanzensehutzmitteln die durch die Landwirtschaft 
verursachten Umweltbelastungen sinken. Allerdings 
muss bezweifelt werden, dass die negativen Umweltwir- 
kungen tatsäehlich in allen oder aueh nur den meisten 
Fällen zurüekgehen. Die nicht aggregierten Daten zeigen 
ein uneinheitliches Bild (Strategy Unit, 2003). Teilweise 
ergeben sich zwar quantitative Einsparungen von Pflan- 
zenschutzmitteln, durch eine veränderte Dosierung oder 
die Verwendung anderer Mittel kann sich die Belastung 
der Umwelt aber aueh erhöhen. Insbesondere ist der Ziel- 
konflikt zwischen effektiver Unkrautbekämpfung und 
Erhalt der Biodiversität auf den landwirtschaftliehen 
Flächen zu berücksichtigen. So ermögliehen herbizid- 
resistente Nutzpflanzen den Einsatz von Totalherbiziden, 
der zu einem starken Rückgang der Aekerunkräuter füh- 
ren kann. Dies ist zwar aus agronomischer Sieht wün- 
schenswert, stellt aber eine Versehlechterung in Bezug 
auf das Schutzgut Biodiversität dar. Eine aktuelle, von der 
britisehen Regierung in Auftrag gegebene Studie zeigt, 
dass beim Anbau von genteehnisch verändertem Raps 
und gentechnisch veränderten Rüben und dem Einsatz der 
entsprechenden Komplementärherbizide die Artenviel- 
falt auf den Feldern gegenüber herkömmlicher Wirt- 
schaftsweise sank. Nur beim Anbau von gentechnisch 
verändertem Mais war die Artenvielfalt höher als auf den 
konventionellen Vergleichsflächen (Royal Soeiety, 2003). 
Es muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass die 
Ergebnisse der genannten Studie mit Sorgfalt zu interpre- 
tieren sind. Die nach der Publikation der Studie einset- 
zende öffentliehe Diskussion war teilweise undifferen- 
ziert und vernachlässigte etwa den großen Einfluss der 
Wahl des jeweilig eingesetzten Herbizides und Trade-offs 
zwischen Biodiversität und Ertragszuwächsen. Dänische 
Untersuchungen an herbizidresistenen Rüben zeigen wei- 
terhin, dass der Zeitpunkt der Anwendung der Herbizide 


einen sehr großen Einfluss auf die Biodiversität hat. 
Frühe Anwendungen führten in Versuchen zu einer sehr 
geringen Artenvielfalt und Unkraut-Biomasse auf den 
Feldern, während eine sehr späte Anwendung der Herbi- 
zide bei gleich bleibenden Erträgen zu einer - auch im 
Vergleich mit herkömmlichem Herbizideinsatz - deutlieh 
höheren Biodiversität führten (STRANDBERG und 
PEDERSEN, 2002). 

Die Bewertung von Forschungsergebnissen über die Um- 
weltwirkungen gentechnisch veränderter Anbauverfah- 
ren muss differenziert erfolgen. Es besteht diesbezüglich 
noch Forschungsbedarf. Die Umweltwirkungen hängen 
von mehr Faktoren als nur von der Menge und der Art der 
verwendeten Pflanzenschutzmittel ab. Wiederum spielt 
die Ausgestaltung der Bewirtschaftungspraxis hierbei 
eine wesentliehe Rolle. Alternative Methoden der Ver- 
ringerungen von Umweltbeeinträchtigungen müssen in 
Betraeht gezogen werden. Insofern muss ein wirklieh um- 
fassender Vergleich der Anbauverfahren mit verschiede- 
nen Methoden arbeiten: Naeh MÜLLER et al. (2003) sind 
sowohl Risikoabschätzungen, Vergleichsversuche als 
auch Life Cycle Assessments erforderlich. 

Eine im Vergleich zur Intensivlandwirtschaft grundsätz- 
liche Verringerung der Umweltbelastung dureh die Nut- 
zung der „grünen“ Gentechnik lässt sich also derzeit nicht 
belegen. Unter Gesichtspunkten ökologischer Naehhaltig- 
keit ist der ökologische Landbau gegenüber der Intensiv- 
landwirtsehaft zweifellos vorzugswürdig und schützens- 
wert. Diese Form der Landnutzung sollte daher aus Sicht 
des Umweltrates als Grundlage der vergleichenden Beur- 
teilung der Umweltauswirkungen der „grünen“ Genteeh- 
nik gewählt werden. Somit ist anzunehmen, dass durch 
die „grüne“ Gentechnik kaum ein wesentlicher Nutzen 
für die Umwelt erzielt werden kann. 

911. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine dif- 
ferenzierte Abschätzung der zu erwartenden Nutzenef- 
fekte vonnöten ist. Während in einigen Bereichen (Effi- 
zienzsteigerungen der landwirtschaftliehen Produktion, 
Functional Foods) wesentliche Vorteile möglieh erschei- 
nen, zeichnet sich ab, dass andere Erwartungen (sinkende 
Umweltbelastung, deutlieh sinkende Verbraueherpreise) 
nur schwer erfüllbar sein werden. Den Nutzeneffekten 
stehen in jedem Falle die hohen Defensiv- und Trans- 
aktionskosten gegenüber (Tz. 896-900). 

10.3 Entwicklung des rechtlichen Rahmens 

912. Die Regulierung der Freisetzung und des Inver- 
kehrbringens von GVO, insbesondere des Inverkehrbrin- 
gens genteehniseh veränderter Lebensmittel (GV-Lebens- 
mittel), ist - wie eingangs bereits erwähnt - stark dureh 
das europäisehe Gemeinsehaftsrecht geprägt. Aktuelle 
Entwicklungen und Neuerungen im diesbezüglichen Ge- 
meinschaftsreeht, namentlich 

- die Richtlinie 200 1/1 8/EG des EU-Parlaments und des 
Rates vom 12. März 2001 über die absiehtliehe Frei- 
setzung genetisch veränderter Organismen in die Um- 
welt (Abi. EG L 106 vom 17. April 2003, S. 1), 
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- die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des EU-Parlaments 
und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der 
allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des 
Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Fest- 
legung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit 
(Abi. EG L 31 vom 1. Februar 2003, S. 1), 

- die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des EU-Parla- 
ments und des Rates vom 22. September 2003 über 
genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel 
(Abi. EG L 268 vom 18. Oktober 2003, S. 1), 

- die Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 des EU-Parla- 

ments und des Rates vom 22. September 2003 über 
die Rückverfolgbarkeit und Kennzeichnung von gene- 
tisch veränderten Organismen und über die Rückver- 
folgbarkeit von aus genetisch veränderten Organismen 
hergestellten Lebensmitteln und Futtermitteln sowie 
zur Änderung der Richtlinie 200 1/1 8/EG 

(Abi. EG L 268 vom 18. Oktober 2003, S. 24), 

- die Verordnung (EG) Nr. 1946/2003 vom 15. Ju- 
li 2003 über grenzüberschreitende Verbringungen ge- 
netisch veränderter Organismen (Abi. EG L 287 vom 
9. November 2003, S. 1) sowie 

- der zwischenzeitlich wieder zurückgezogene Entwurf 
der EU-Kommission für eine Richtlinie über Saatgut 
(SANCO/1 542/2000 Rev. 4) 

bringen erheblich veränderte Anforderungen sowohl all- 
gemein an die Freisetzung und das Inverkehrbringen von 
GVO (Abschn. 10.3.1), als auch speziell für das In- 
verkehrbringen von GV-Lebens- und -Futfermifteln 
(Abschn. 10.3.2). Die Neuerungen betreffen neben den 
Zulassungsverfahren insbesondere die Kennzeichnung 
und Rückverfolgbarkeit von GVO (Abschn. 10.3.3), den 
grenzüberschreitenden Verkehr (Abschn. 10.3.4) sowie 
das begleitende Monitoring (Abschn. 10.3.5). Soweit die 
europarechtlichen Vorgaben in diesen Punkten nicht un- 
mittelbar gelten, bedarf es teilweise noch einer Umset- 
zung und Ausgestaltung durch das nationale Recht. Dies 
ist wesentlicher Anlass für die anstehende Novellierung 
des Gentechnikgesetzes (Abschn. 10.3.6). Der vorlie- 
gende Novellierungsentwurf umfasst darüber hinaus spe- 
zifische Regelungen zu den bisher nicht EG-rechtlich ge- 
regelten haftungsrechtlichen Fragen der Koexistenz 
(Abschn. 10.3.7). 

10.3.1 Zulassung der Freisetzung und des 
Inverkehrbringens von gentechnisch 
modifizierten Organismen 

Die neue Freisetzungsrichtlinie - wesentlicher Inhalt 

913. Die neue Freisetzungsrichtlinie 200 1/1 8/EG, die am 
17. April 2001 die Richtlinie 90/220/EWG (Abi. EG 1990, 
Nr. L 117, S. 15) abgelöst hat, normiert im Zusammen- 
hang mit den oben aufgeführten Regelwerken die absicht- 
liche Freisetzung von GVO und das Inverkehrbringen 
von GVO als Produkt oder in Produkten. Die Anforde- 
rungen unterscheiden sich teilweise danach, ob die GVO 


mit der Freisetzung zugleich in Verkehr gebracht werden 

sollen (Teil C der Richtlinie) oder nicht (Teil B der Richt- 
linie): 

- Zustimmungsvorbehalt: Die Freisetzung und das 
Inverkehrbringen von GVO unterliegen in jedem Fall 
einem Zustimmungsvorbehalt (Art. 6 Abs. 8, Art. 15 
Abs. 4). Keiner Zustimmung unterliegen indessen Zu- 
bereitungen, die zwar aus GVO hergestellt werden, je- 
doch nicht aus GVO bestehen (z. B. Öl aus GV-Soja- 
keimen). 

- Antrag: Der Antragsteller hat eine Umweltverträglich- 
keitsprüfung nach Maßgabe des Anhang 11 vorzuneh- 
men und dem Zulassungsantrag neben den Ergebnis- 
sen der Prüfung bestimmte in den Anhängen lila, 111b 
und IV benannte risikorelevante Informationen sowie 
einen „Überwachungsplan“ betreffend Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit oder die Umwelt bei- 
zufügen (Art. 6 Abs. 2). Sollen GVO als Produkte 
oder in Produkten in Verkehr gebracht werden, so 
muss der Antrag auch Auskunft über die Bedingungen 
des Inverkehrbringens geben und Vorschläge für die 
Kennzeichnung gemäß den in Anhang IV genannten 
Anforderungen sowie für die Verpackung enthalten 
(Art. 13 Abs. 2). 

- Öffentlichkeitsbeteiligung: In jedem Fall ist die Öf- 
fentlichkeit über die Anträge zu unterrichten und an- 
zuhören (Art. 9 und 24). 

- Entscheidungsverfahren: Soll die Freisetzung nicht 
zum Zwecke des Inverkehrbringens erfolgen, so ent- 
scheidet über die Zustimmung lediglich die zuständige 
nationale Behörde im Rahmen bestimmter Fristen; die 
anderen Mitgliedstaaten werden lediglich angehört 
(Art. 6 Abs. 4-9 und Art. 11). Liegen bereits Erfah- 
rungen mit der Freisetzung ähnlicher GVO vor, kön- 
nen die Entscheidungs- und Beteiligungsffisten ver- 
kürzt werden (Art. 7). Soll dagegen der GVO in 
Verkehr gebracht werden, so können die anderen Mit- 
gliedstaaten im Rahmen des Zustimmungsverfahrens 
Einwände erheben (Art. 15, 17). Geschieht dies, so 
entscheidet über den Antrag ein aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten zusammengesetzter Regelungsaus- 
schuss unter Federführung der EU-Kommission 
(Art. 18). 

- Verfahrens- und Entscheidungsfristen: Die Richtlinie 
sieht für die verschiedenen Prüfungsschrifte bis zur 
Zulassungsentscheidung Fristen vor, die eine zügige 
Durchführung des Verfahrens gewährleisten sollen 
(insb. Art. 6, 15, 17, 20). 

- Entscheidungsmaßstab: Die Zustimmung wird erteilt, 
wenn anzunehmen ist, dass die Freisetzung oder das 
Inverkehrbringen keine schädlichen Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit oder die Umwelt hat 
(Art. 4 Abs. 1). 

- Befristung/Kennzeichnungspflichten: Die Zustim- 
mung muss gegebenenfalls erforderliche Geltungs- 
beschränkungen, Schutzbestimmungen und insbeson- 
dere Kennzeichnungsvorschriften als Bedingungen 
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der Freisetzung beziehungsweise des Inverkehrbrin- 
gens enthalten (Art. 19 Abs. 3). Die Zustimmung zum 
Inverkehrbringen ist auf höchstens zehn Jahre zu be- 
fristen (Art. 15 Abs. 4). 

- Information und Berichterstattung: Die Mitgliedstaa- 
ten richten Register ein, in denen die Anbaustandorte 
von GVO festgehalten werden. Über die Anwendung 
der Richtlinie ist in regelmäßigen Abständen zu be- 
richten (Art. 31). 

- Schutzklausel: Ein Mitgliedstaat kann den Einsatz und 
Verkauf eines GVO-Produkts in seinem Hoheits- 
bereich trotz erteilter Zustimmung untersagen, wenn 
neue Erkenntnisse Grund zu der Annahme geben, dass 
der GVO eine Gefahr fiir die menschliche Gesundheit 
oder die Umwelt darstellt (so genannte Schutzklausel, 
Art. 23). Vergleichbares gilt nach Artikel 8 Abs. 2 für 
die nicht zum Zwecke des Inverkehrbringens zu- 
gelassene Freisetzung von GVO (Art. 23). 

Diese Regelungen bringen gegenüber der älteren Rechts- 
lage einige bedeutende Verbesserungen, lassen jedoch aus 
Sicht des Umweltrates auch weiterhin wichtige Fragen 
offen, wie im Folgenden dargelegt wird. 

Harmonisierung der Umweltverträglichkeitsprüfung 

914 . Wesentliches Ziel der Neuregelung war die weitere 
Harmonisierung des Zulassungsverfahrens und insbeson- 
dere auch der Anforderungen an Antragsunterlagen und 
Umweltverträglichkeitsprüfung. In Anhang II der novel- 
lierten Freisetzungsrichtlinie sind daher detaillierte Ziele, 
Prinzipien und die Methoden für die Umweltverträglich- 
keitsprüfung niedergelegt. Der Antragsteller hat danach 
folgende Prüfungsschritte durchzuführen; 

- Bewertung der Größenordnung jeder ermittelten mög- 
lichen schädlichen Auswirkung unter Berücksich- 
tigung der Umgebung und der Art der Freisetzung 
(für diesen Prüfungsschritt wird das Eintreten schäd- 
licher Auswirkungen zunächst unterstellt) (An- 
hang II, C2.2), 

- Bewertung der Eintrittswahrscheinlichkeit der ermit- 
telten möglichen schädlichen Auswirkungen unter Be- 
rücksichtigung der Umgebung und der Art der Frei- 
setzung (Anhang II, C2.3), 

- Einschätzung des Risikos für die menschliche Ge- 
sundheit und die Umwelt, das von jedem ermittelten 
Merkmal des genetisch veränderten Organismus aus- 
gehen kann, unter Berücksichtigung der Eintrittswahr- 
scheinlichkeit und der vermuteten Größenordnung der 
schädlichen Auswirkung (Anhang II, C2.4), 

- Erstellung einer Strategie inklusive möglicher Metho- 
den für das Risikomanagement (Anhang II, C2.5), 

- Bewertung des Gesamtrisikos der genetisch veränder- 
ten Organismen unter Berücksichtigung des vor- 
geschlagenen Risikomanagements (Anhang II, C2.6). 

Die konkretisierenden Anforderungen an die Umweltver- 
träglichkeitsprüfung sind als ein erster Schritt in Richtung 


eines einheitlichen und anspruchsvollen Prüfungsniveaus 
zu begrüßen. 

Keine materiellen Bewertnngsmaßstäbe 

915 . Weit gehend offen bleibt die Frage, wie die Ergeb- 
nisse der Umweltverträglichkeitsprüfung im Hinblick auf 
die Zulassungsentscheidung zu bewerten sind bezie- 
hungsweise anhand welcher materiellen Maßstäbe die 
Zulassungsentscheidung zu treffen ist. Laut 18. Erwä- 
gungsgrund zur Freisetzungsrichtlinie (RE 2001/1 8/EG) 
müssen „zur fallweisen Beurteilung der potenziellen Risi- 
ken infolge der absichtlichen Freisetzung von GVO in die 
Umwelt harmonisierte Verfahren und Kriterien ausgear- 
beitet werden.“ Materielle Beurteilungskriterien sieht die 
Richtlinie jedoch nicht vor. Sie setzt vielmehr gänzlich 
auf prozedurale Vorgaben und überantwortet die mate- 
rielle Beurteilung vollständig den zuständigen Behörden 
des Mitgliedstaates sowie - im Falle von Einwänden aus 
anderen Mitgliedstaaten - dem Regelungsausschuss der 
EU-Kommission. Dieses Offenhalten der maßgeblichen 
Risikoentscheidung für die je individuelle fallbezogene 
Abwägung begegnet erheblichen rechtstaatlichen Beden- 
ken. Diesbezüglich ist daran zu erinnern, dass die wesent- 
lichen Risikoentscheidungen grundsätzlich durch den Ge- 
setzgeber zu treffen beziehungsweise mit der gebotenen 
demokratischen Legitimation auszustatten sind und daher 
nicht unbeschränkt auf Regelungsausschüsse der EU- 
Kommission delegiert werden dürfen. 

Einschränkung der Schutzklausel 

916 . Der Anwendungsbereich der Schutzklausel ist ge- 
genüber der Vorläuferbestimmung der Richtlinie 90/220/ 
EWG deutlich eingeschränkt worden. Die alte Freiset- 
zungsrichtlinie ließ es für die Zulässigkeit einer weiter 
gehenden nationalen Schutzmaßnahme ausreichen, dass 
der Mitgliedstaat berechtigten Grund zu der Annahme 
hatte, dass das gentechnisch veränderte Produkt eine Ge- 
fahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt 
darstellt. Nach der novellierten Freisetzungsrichtlinie 
muss eine solche Annahme nunmehr - analog 
Artikel 95 Abs. 5 EGV - auf neue oder zusätzliche Infor- 
mationen gestützt werden können, die der Mitgliedstaat 
erst nach dem Tag der Zulassung gewonnen hat (Art. 23 
Abs. 1). 

Die weitere Schutzklausel der alten Freisetzungsrichtlinie 
wurde bislang neunmal von Mitgliedstaaten in Anspruch 
genommen, dreimal von Österreich, zweimal von Frank- 
reich, je einmal von Deutschland, Luxemburg, Griechen- 
land und dem Vereinigten Königreich. Die von diesen 
Mitgliedstaaten zur Begründung ihrer Maßnahmen vorge- 
legten wissenschaftlichen Erkenntnisse wurden nach In- 
krafttreten der neuen Richtlinie den wissenschaftlichen 
Ausschüssen zur Stellungnahme unterbreitet. In allen Fäl- 
len war der betreffende Ausschuss der Ansicht, dass je- 
denfalls keine neuen Erkenntnisse vorlägen, die eine 
Rücknahme des ursprünglichen Zulassungsbeschlusses 
rechtfertigen würden. Angesichts des neuen Regelungs- 
rahmens hat die EU-Kommission die Mitgliedstaaten 
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unterrichtet, dass sie nunmehr ihre - gemäß der alten 
Richtlinie 90/220/EWG getroffenen - Maßnahmen zu- 
rückziehen und die Verbote aufheben sollten. 

Freisetzungsregister - Monitoring 

917. Die EU-Kommission hat ein oder mehrere Register 
einzurichten, die Informationen über die zugelassenen 
Freisetzungen beinhalten (Art. 31 Abs. 2; Empfehlung 
des SRU, 1998, Tz. 836). Das Gleiche gilt für die Mit- 
gliedstaaten, die insbesondere auch die Standorte der 
Freisetzungen registrieren sollen. Es ist allerdings nicht 
ausreichend, lediglich die Orte der Freisetzungen und die 
Anbauorte gentechnisch veränderter Organismen zu do- 
kumentieren. Vielmehr sollten aus einem umfassenden 
Anbauregister auch die Standorte gentechnisch unver- 
änderter Kulturen, mit denen sich die angebauten GVP 
potenziell kreuzen können, ermittelbar sein (Tz. 930). 

918. Neu eingeführt wurde die „fallspezifische Überwa- 
chung“ (case specific monitoring). Im Rahmen dieser 
Überwachung sollen bei jedem Freisetzungsfall alle po- 
tenziell betroffenen Schutzgüter hinsichtlich möglicher 
Auswirkungen beobachtet und insbesondere die der Um- 
weltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des Zulassungs- 
verfahrens zugrunde gelegten Wirkungsmöglichkeiten 
untersucht werden. Das Monitoring bildet zugleich eine 
wesentliche Grundlage für nachträgliche Anordnungen 
und gegebenenfalls eine Aufhebung der Zustimmung ge- 
mäß Artikel 20 der Richtlinie. 

Die fallspezifische Überwachung ist - in zumutbarem 
Umfang - als vernünftige Vorsorgemaßnahme grundsätz- 
lich zu begrüßen, sofern sie tatsächlich auch als zusätz- 
liche Sicherungs- und Vorsorgemaßnahme praktiziert 
wird. Dass nunmehr eine begleitende Überwachung jeder 
Freisetzung erfolgen muss, darf dagegen nicht dazu ver- 
leiten, im Vertrauen auf dieses Monitoring die Zulas- 
sungsfrage „lockerer“ zu handhaben. Das entspräche je- 
denfalls weder dem in den Erwägungsgründen zur 
Richtlinie mehrfach in Bezug genommenen Vorsorge- 
prinzip noch der Zielbestimmung von Anhang VII, A., 
wonach das fallspezifische Monitoring zugleich eine zu- 
sätzliche Vorsicht und Absicherung gegenüber wissen- 
schaftlichen Fehlannahmen im Zulassungsverfahren und 
möglicherweise nicht erkannten Risiken bieten soll 
(Tz. 883-886). 

10.3.2 Zulassung des Inverkehrbringens 
von gentechnisch modifizierten 
Lebens- und Futtermitteln 

Bisherige Rechtslage 

919. Das Inverkehrbringen von Lebensmitteln, die GVO 
im Sinne der Freisetzungsrichtlinie enthalten, ist erstmals 
europaweit durch die Verordnung (EG) Nr. 258/97 vom 
27. Januar 1997 über neuartige Lebensmittel und neu- 
artige Lebensmittelzutaten (so genannte Novel-Food-VO, 
Abi. EG 1997, Nr. L 43, S. 1) einer gesonderten Geneh- 
migungspfiicht unterstellt worden. Das Regelwerk der 


Novel-Food-VO von 1997 bezieht sich nicht allein auf 
GV-Lebensmittel, sondern erfasst diese zusammen mit 
weiteren so genannten „neuartigen Lebensmitteln“ (Novel 
Food). Dazu zählen neben GV-Produkten beispielsweise 
auch Lebensmittel mit gezielt veränderter Molekular- 
struktur und solche Lebensmittel, bei deren Herstellung 
ein „nicht übliches Verfahren zur Veränderung der Zu- 
sammensetzung und Struktur“ angewandt wird. 

Als besondere Zulassungsvoraussetzung für das Inver- 
kehrbringen neuartiger Lebensmittel verlangt die Novel- 
Food-VO insbesondere den Nachweis, dass von dem je- 
weiligen Lebensmittel keine Gefahr für den Verbraucher 
ausgeht (Art. 3 Abs. 1, 1. Anstrich). Ob diese Vorausset- 
zung erfüllt ist, prüft die zuständige nationale Lebensmit- 
telprüfstelle auf Grundlage der vom Antragsteller zu er- 
bringenden Nachweise (Sicherheitsprüfung). Die 
Lebensmittelprüfstelle erarbeitet für die nationale Geneh- 
migungsbehörde eine Entscheidungsempfehlung (so ge- 
nannter Erstbericht), die zugleich an die EU-Kommission 
und von dort an die anderen Mitgliedstaaten weitergelei- 
tet wird. Die nationale Genehmigungsbehörde erteilt die 
Genehmigung, wenn der Bericht die Zulassung empfiehlt 
und weder von der EU-Kommission noch von einem 
anderen Mitgliedstaat begründete Einwände erhoben wer- 
den. Kommt der Erstbericht zu einer ablehnenden Emp- 
fehlung oder werden Einwände erhoben, so wird das Le- 
bensmittel einer ergänzenden Prüfung durch die EU- 
Kommission sowie durch einen sie unterstützenden, aus 
Vertretern der Mitgliedstaaten zusammengesetzten, 
„Ständigen Lebensmittelausschuss“ unterzogen (Art. 13 
Novel-Food-VO). Kommen der mit Mehrheitsbeschluss 
entscheidende Ausschuss und die EU-Kommission zum 
gleichen Standpunkt, so wird dementsprechend über den 
Antrag entschieden, andernfalls wird der Antrag dem Rat 
vorgelegt. Entscheidet der Rat nicht binnen drei Monaten, 
so fallt schließlich der EU-Kommission das Letztent- 
scheidungsrecht zu. 

Eine wichtige Verfahrenserleichterung gilt für GV- 
Lebensmittel, die bestehenden Lebensmitteln „gleichwer- 
tig“ sind; für diese Lebensmittel genügte nach der Novel- 
Food-VO von 1997 ein Anmeldeverfahren. 

Die Novel-Food-VO von 1997 findet keine Anwendung 
auf GV-Futtermittel. Futtermittel, die aus gentechnisch 
veränderten Organismen bestehen oder diese enthalten, 
unterliegen dem Zulassungsverfahren gemäß der Frei- 
setzungsrichtlinie. Für Futtermittel, die lediglich aus 
GVO hergestellt werden, diese aber nicht mehr enthalten 
(z. B. Öl aus GV-Mais), besteht kein Zulassungsver- 
fahren. 

Ein weiteres wichtiges Regelungselement der Novel- 
Food-VO von 1997 ist die Kennzeichnungspflicht für neu- 
artige Lebensmittel, die allerdings nur insoweit gilt, wie 
das Lebensmittel einem bestehenden Lebensmittel nicht 
„gleichwertig“ ist. Auch insoweit misst diese Verordnung 
der Gleichwertigkeitsprüfung besondere Bedeutung zu. 
Nur soweit hinsichtlich nutritiver oder risikorelevanter 
Merkmale Unterschiede gegenüber konventionellen Le- 
bensmitteln vorliegen, gilt für die neuen Lebensmittel eine 
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Pflicht zur Kennzeichnung und speziell fiir GV-Lebens- 
mittel die Pflicht zur Angabe der enthaltenden GVO. 
Daneben sind durch die Verordnung 1139/98/EG 
(Abi. EG 1998, Nr. L 159, S. 4) auch die bereits auf dem 
Markt gehandelten gentechnisch veränderten Mais- und 
Sojaprodukte der Kennzeichnungspflicht unterworfen 
worden. Diese Kennzeichnungspflicht gilt auch für Pro- 
dukte, die mit GVO verunreinigt sind, sofern die Verunrei- 
nigung 1 % übersteigt. 

Die Zulassung nach der Novel-Food-VO schließt prinzi- 
piell nicht die Zulassung nach der auf Umweltauswirkun- 
gen ausgerichteten Freisetzungsrichtlinie mit ein. Viel- 
mehr tritt die lebensmittelspezifische Sicherheitsprüfung 
der Novel-Food-VO für GV-Lebensmittel als besondere 
Zulassungsbedingung zu der Umweltprüfung nach der 
Freisetzungsrichtlinie hinzu. 

Die neue Verordnung über gentechnisch veränderte 
Lebensmittel nnd Futtermittel 

920. Durch die neue, ab April 2004 anzuwendende Ver- 
ordnung über GV-Lebens- und -Futtermittel vom 18. Ok- 
tober 2003 ( 1 829/2003/EG) werden sich fiir die Zulassung 
von gentechnisch veränderten Lebens- oder Futtermitteln 
wiederum einige Neuerungen ergeben. Wesentliches Neu- 
regelungsziel dieser Verordnung ist die Zusammenfassung 
der Zulassung von GV-Lebens- und GV-Futtermitteln un- 
ter einem vereinfachten, beschleunigten und bei der Ge- 
meinschaft zentralisierten Verfahren (EU-Kommission, 
Presseerklärung DN: lP/03/1056 vom 22. Juli 2003). Zu 
diesem Zweck 

- bezieht die Verordnung über GV-Lebens- und -Futter- 
mittel in ihren Anwendungsbereich neben den von der 
Novel-Food-VO allein erfassten Lebensmitteln auch 
GV-Futtermittel einschließlich der aus GVO herge- 
stellten Futtermitteln mit ein, 

- wird das Zulassungsverfahren in die Hand einer „ein- 
heitlichen Anlaufstelle“ für die wissenschaftliche Be- 
wertung und die Zulassung von GVO und GV-Lebens- 
und Futtermitteln, namentlich der Europäischen Be- 
hörde für Lebensmiftelsicherheit (EFSA, European 
Food Safety Authority), gelegt. Die EFSA leitet das 
Verfahren und unterbreitet nach Unterrichtung und 
Anhörung der Öffentlichkeit der EU-Kommission eine 
Stellungnahme einschließlich eines Entscheidungsvor- 
schlags. Die Entscheidung liegt sodann abschließend 
bei einem mit Vertretern der Mitgliedstaaten besetzten 
Regulierungsausschuss der EU-Kommission. Die na- 
tionalen Behörden, die bisher maßgeblich das Zulas- 
sungsverfahren getragen haben, werden nur noch un- 
terrichtet und angehört, sie haben aber keinerlei 
direkten Einfluss mehr auf die Zulassungsentschei- 
dung, 

- wird das von der alten Novel-Food- Verordnung vorge- 
sehene vereinfachte Verfahren für das Inverkehrbrin- 
gen von GV-Lebensmitteln, die als im Wesentlichen 
gleichartig mit bestehenden Lebensmitteln angesehen 
werden, abgeschafft, 


- wird eine Parallelisierung des Verfahrens nach der 
Freisetzungsrichtlinie dahin gehend verfügt, dass die 
gemäß der Freisetzungsrichtlinie vorzunehmende 
„Umweltverträglichkeitsprüfimg“ gleichzeitig mit der 
nach der Verordnung über GV-Lebens- und -Futter- 
mittel vorgesehenen „Sicherheitsprüfung“ durchzu- 
führen ist. 

Welche Auswirkungen dieses neue, noch stärker „euro- 
päisierte“ Genehmigungsverfahren in Bezug auf die 
Gründlichkeit der Risikoanalyse und den angewendeten 
Vorsichtsmaßstab haben wird, lässt sich derzeit nur 
schwer abschätzen, wird aber mit Sicherheit ganz wesent- 
lich von der Besetzung der zentralen europäischen Ge- 
nehmigungsgremien abhängen. Das gilt für die EFSA im 
wissenschaftlichen Bereich sowie für den Regelungsaus- 
schuss auf polifischer Ebene (zum Problem mangelnder 
demokratischer Legitimation derartiger Gremien s. Kap. 13, 
Tz. 1278 ff). Der nationale Einfluss konzentriert sich auf 
die Stellungnahme im Verfahren vor der EFSA und auf 
die Mitwirkung im Regelungsausschuss. Die ein- 
geschränkte Mitwirkung der zuständigen nationalen Be- 
hörden lässt besorgen, dass dementsprechend Mittel und 
Personal bei diesen Behörden abgezogen werden und eine 
gründliche und kritische Begleitung der Zulassungsver- 
fahren möglicherweise nicht mehr gewährleistet ist. Letz- 
teres erscheint aber spätestens für die Abstimmung im 
Regelungsausschuss unerlässlich. Die Verlagerung der 
Kompetenzen in die besagten Gremien sollte in jedem 
Falle kritisch im Auge behalten und gegebenenfalls eva- 
luiert werden. Es stellt sich auf nationaler Ebene wesent- 
lich die Frage, welche Fachbehörden und Stellen an der 
Mitwirkung im Verfahren der Sicherheitsprüfung maß- 
geblich beteiligt werden sollen, um der dargestellten Ge- 
fahr der unzureichenden Begleitung der Zulassungsver- 
fahren zu begegnen. 

10.3.3 Regelungen zur Kennzeichnung 
und Rückverfolgbarkeit 

921. Öffentliche Informationen und Transparenz über 
die GVO- Verwendungen sind ein wesentliches Element 
des europäischen Regulierungsprogramms zur „grünen“ 
Gentechnik. Durch Kennzeichnung der GVO-Produkte 
soll dem Verbraucher die freie Wahl erhalten werden, 
keine GVO-Produkte zu erwerben und zu verwenden. 
Maßnahmen zur Rückverfolgbarkeit der GVO-Produkte 
bis zum verantwortlichen Erzeuger schaffen darüber hi- 
naus eine wesentliche Bedingung für die Produktüberwa- 
chung und die Zurechnung gegebenenfalls auftretender 
nachteiliger Wirkungen zu einzelnen GVO sowie deren 
Erzeugern. Die Verordnung über die Rückverfolgbarkeit 
und Kennzeichnung von genetisch veränderten Organis- 
men (1830/2003/EG, im Folgenden GVO-KennzVO) ent- 
hält hierzu zum Teil neue und vereinheitlichende Rege- 
lungen, welche die bisherigen Bestimmungen der 
Freisetzungsrichtlinie und der Novel-Food-Verordnung 
von 1997 größtenteils ersetzen. Diese Verordnung wird in 
Kraft treten, sobald die EU-Kommission durch einheit- 
liche so genannte GVO-Erkennungsmarker (Tz. 923) die 
Anwendungsvoraussetzungen geschaffen hat. 
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Kennzeichnung 

922 . Nach der Freisetzungsrichtlinie von 2001 haben 
die Mitgliedstaaten eine Kennzeichnung der als Produkt 
oder in Produkten in den Verkehr gebrachten GVO zu ge- 
währleisten, die mindestens den Hinweis „Dieses Produkt 
enthält genetisch veränderte Organismen“, die Bezeich- 
nung des GVO sowie Name und Anschrift der für das In- 
verkehrbringen verantwortlichen Person umfassen muss. 
Die Kennzeichnung soll auch einen Hinweis auf den Ein- 
trag in das öffentlich zugängliche GVO-Register enthal- 
ten. Hinsichtlich GVO-Spuren, die in Produkten als unbe- 
absichtigte Verunreinigungen enthalten sein können, wird 
die EU-Kommission ermächtigt, durch ein besonderes 
Ausschussverfahren gemäß Artikel 30 Schwellenwerte 
für einzelne GVO festzulegen, jenseits derer die Kenn- 
zeichnungspflichten nicht gelten. 

Die Novel-Food- Verordnung von 1997 sieht - wie oben 
dargestellt - ebenfalls eine Kennzeichnungspflicht vor. 


allerdings nur für Lebensmittel, die nicht konventionellen 
Produkten „gleichwertig“ sind (Tz. 919). 

Nach der neuen GVO-KennzVO gilt für alle Produkte 
einschließlich Lebens- und Futtermittel, die aus GVO be- 
stehen, diese enthalten oder aus GVO hergestellt werden, 
eine einheitliche Kennzeichnungspflicht. Die Kennzeich- 
nungspflicht wird durch die Verordnung für GVO-Spuren 
durch unvermeidbare Verunreinigungen insgesamt einge- 
schränkt, wenn der Anteil dieser Spuren im betroffenen 
Produkt eine allgemeine Höchstschwelle von 0,9 % nicht 
überschreitet. Die Freisetzungsrichtlinie wird entspre- 
chend geändert; allerdings bleibt es dabei, dass die EU- 
Kommission durch einen besonderen Ausschuss der Frei- 
setzungsrichtlinie für einzelne GVO auch niedrigere 
Schwellenwerte bestimmen kann. 

Eine Zusammenfassung der sich durch das neue Kenn- 
zeichnungssystem ergebenden Änderungen ist anhand 
von Beispielen in Tabelle 10-6 dargestellt. 


Tabelle 10-6 


Kennzeichnung gentechnisch veränderter 
Lehens- und Futtermittel - Beispiele 


GVO-Typ 

Beispiel 

Kennzeichnung 
derzeit Pflicht 

Kennzeichnung 
künftig Pflicht 

GVO-Pflanze 

Chicoree 

Ja 

Ja 

GVO-Saatgut 

Maissaatgut 

Ja 

Ja 

GV 0-Lebensmittel 

Mais, Sojabohnensprossen, Tomate 

Ja 

Ja 

aus GVO hergestellte Lebensmittel 

Maismehl (nachweisbar) 

Ja 

Ja 


hoch raffiniertes Maisöl, Sojaöl, 
Rapsöl 

Nein 

Ja 


Glukosesirup aus Maisstärke 

Nein 

Ja 

Lebensmittel von mit GV-Futter- 
mitteln gefütterten Tieren 

Eier, Fleisch, Milch 

Nein 

Nein 

mit GV-Enzymen hergestellte 
Lebensmittel 

mit Amylase hergestellte 

Backwaren 

Nein 

Nein 

aus GVO hergestellte Lebens- 
mittelzutaten, Aromastoffe 

in Schokolade verwendetes stark 
gefiltertes Lezithin aus 
GV-Sojabohnen 

Nein 

Ja 

GV-Futtermittel 

Mais 

Ja 

Ja 

aus GVO hergestellte Futtermittel 

Maiskleberfutter, Sojabohnenmehl 

Nein 

Ja 

aus GVO hergestellte Futtermittel- 
zutaten 

Vitamin B2 (Riboflavin) 

Nein 

Ja 


Quelle: EU-Kommission, 2003b, leicht verändert 
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Rückverfolgbarkeit 

923 . Um die Rückverfolgbarkeit von GVO besser zu 
gewährleisten, verlangt die GVO-KennzVO nunmehr, 
dass GVO-Produkte von der ersten Phase ihres Inverkehr- 
bringes an mit Begleitangaben zum GV-Charakter und 
insbesondere mit einem dem betreffenden GVO zugeteil- 
ten Erkennungsmarker versehen werden. Bei dem Er- 
kennungsmarker handelt es sich um noch von der EU- 
Kommission gemäß Artikel 8 GVO-KennzVO zu entwi- 
ckelnde GVO-Codierungen. Die Begleitangaben ein- 
schließlich der Erkennungsmarker sind auf jeder Stufe 
des Inverkehrbringens über fünf Jahre aufzubewahren. 
Diese Übermittlung und Speicherung der Verbreitungs- 
informationen werden das Monitoring erleichtern und die 
Notwendigkeit von Probenahmen und Tests verringern. 
Um ein koordiniertes Konzept für Inspektionen und Kon- 
trolle durch die Mitgliedstaaten zu erleichtern, wird die 
EU-Kommission vor der Anwendung der vorgesehlage- 
nen Verordnung teehnische Leitlinien für Probenahme- 
und Testverfahren erarbeiten. 

Bewertung 

924 . Die neuen Regelungen zur Kennzeichnung und 
Rückverfolgbarkeit sind nach Ansicht des Umweltrates 
geeignet, die Transparenz der Anwendungen der „grü- 
nen“ Genteehnik europaweit erheblich zu erhöhen. Nieht 
unproblematisch erscheint allerdings die Begrenzung der 
Kennzeichnungspflicht in Bezug auf unbeabsiehtigte, 
unvermeidbare GVO- Verunreinigungen durch den 
Schwellenwert von 0,9 %. Das Prinzip der Verbraucher- 
souveränität und der Aspekt einer irreführungsfreien Auf- 
klärungspflicht sprechen nämlich wesentlich für eine un- 
besehränkte Kennzeichnungsp flieht bis hin zur jeweiligen 
Naehweisgrenze. 

Allerdings würde eine unbegrenzte Kennzeiehnungs- 
pflicht aufgrund der zu erwartenden, unvermeidliehen 
Durchdringung der Lebensmittel mit Transgenen lang- 
fristig nahezu alle Lebensmittel betreffen und dann auch 
kaum mehr unterscheidungskräftig sein. Die Wahlfreiheit 
reduzierte sieh faktiseh auf die Wahl zwischen „gewollt 
transgenen Produkten einerseits und ungewollt wenig bis 
viel kontaminierten - ursprünglich nicht transgenen - 
Produkten andererseits“ (IDEE, 2003, S. 53). Es wäre 
dann auch zuzugeben, dass die vielfach geforderte „Ko- 
existenz“ unterschiedlicher Landwirtschaftsformen prak- 
tiseh nur noch bedeuten könnte, die Durchdringung der 
Nahrungsmittel mit Transgenen zu verzögern und zu be- 
grenzen. 

Da selbst eine unbegrenzte Kennzeichnung die faktische 
Durchdringung nicht zu verhindern mag, hält der Um- 
weltrat die Bestimmung einer Bagatellschwelle für ver- 
nünftig. Nach Ansicht des Umweltrates überwiegen die 
Naehteile einer unbegrenzten Kennzeiehnungspflicht, 
insbesondere deren problematische Auswirkungen auf 
den ökologischen Landbau. Denn die Kennzeiehnung von 
GVO-Spuren bis an die Naehweisgrenze hätte zur Folge, 
dass aufgrund zufälliger Verunreinigungen immer häufi- 
ger auch Produkte aus dem ökologischen Landbau als 
gentechnikhaltig gekennzeichnet werden müssten. Aueh 
wenn die Vermarktbarkeit als Öko-Produkt durch die fak- 


tische Anwesenheit genteehnisch veränderter Organis- 
men rechtlich nicht ausgeschlossen sein dürfte (sondern 
nur durch die gezielte Verwendung von GVO), wäre ein 
entsprechend gekennzeiehnetes Öko-Produkt aufgrund 
der Stigmatisierung de facto allerdings kaum noch als sol- 
ches verkäuflich (Tz. 894). 

In diesem Zusammenhang hält der Umweltrat es für 
dringlieh, in der EG-Öko-Verordnung (VONr. 1804/99/ 
EG) unmissverständlich Klarheit darüber herzustellen, ob 
Produkte, die aufgrund unabsichtlicher Verunreinigun- 
gen als gentechniseh verändert gekennzeichnet werden 
müssen, gleichwohl noch als Öko-Produkte gekennzeich- 
net werden dürfen. In jedem Fall sollten die gentechnik- 
rechtlichen Kennzeichnungssehwellen auch als Bagatell- 
grenzen in die EG-Öko-Verordnung eingeführt werden. 
Dies würde immerhin unzweifelhaft klarstellen, dass 
geringfügige Verunreinigungen unterhalb von 0,9 % nicht 
zur Aberkennung des Status eines Öko-Produktes führen. 
Damit erübrigte sich die Diskussion über die haftungs- 
rechtliche Frage, ob auch Verunreinigungen unterhalb der 
genteehnikrechtlichen Kennzeichnungsschwellen Haf- 
tungsverpfliehtungen nach sich ziehen können sollen 
(Tz. 941). 

Eine denkbare Ergänzung zur vorgesehlagenen Kenn- 
zeichnungsschwelle wäre die zusätzliehe Pflicht zur 
Kennzeichnung, ob GVO bei der Herstellung des Pro- 
dukts absichtlich verwendet wurden oder nicht. Wie 
schon oben (Tz. 895) dargelegt wurde, könnte bei Pro- 
dukten, die aufgrund von Verunreinigungen oberhalb 
eines Anteils von 0,9 % zu kennzeichnen sind, der Zusatz 
„ohne Gentechnik hergestellt“ den Umstand der gentech- 
nikfreien Herstellung verdeutliehen, das Vorhandensein 
von GVO-Spuren relativieren und zugunsten des betrof- 
fenen Landwirts als Kaufanreiz wirken. 

Insbesondere: Kennzeichnung von GVO-Saatgut 

925 . Der im September des Jahres 2003 von der EU- 
Kommission vorgelegte, zwisehenzeitlich zur weiteren 
Überarbeitung wieder zurückgezogene Entwurf einer 
Saatgutrichtlinie (SANCO/1 542/2000 Rev. 4) sah unter 
Berücksiehtigung der Vermehrungssysteme und Vegeta- 
tionszyklen der Pflanzen unterschiedliche Grenzwerte für 
die Kennzeiehnung von Saatgutpartien versehiedener Ar- 
ten vor. Danach sollten Saatgutpartien von Raps ab einem 
GVO-Anteil von 0,3 % als „gentechniseh verändertes 
Saatgut enthaltend“ gekennzeichnet werden. Für Saatgut- 
partien von Sojabohnen sollte die Kennzeichnungspflieht 
ab einem GVO-Anteil von 0,7 % gelten, für Saatgut- 
partien von Zuckerrüben, Mais, Kartoffeln, Baumwolle, 
Tomaten und Chicoree ab einem GVO-Anteil von 0,5 %. 
Soweit der GVO-Anteil unter diesen Grenzwerten liegt 
und das Vorhandensein des genteehniseh veränderten 
Saatgutes „zufällig oder technisch unvermeidbar“ ist, 
sollte es keiner Kennzeiehnung bedürfen. Des Weiteren 
wurde die Zulassung der enthaltenen GVO in der euro- 
päisehen Union vorausgesetzt; anderenfalls sollten aueh 
Verunreinigungen unterhalb der angeführten Grenzwerte 
zur Nichtzulassung führen. 

Die vorgeschlagenen Grenzwerte werden in der Öffent- 
liehkeit äußerst kontrovers diskutiert. Während einige 
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Akteure, wie etwa der Bund Deutscher Pflanzenzüchter 
(BDP, 2003), einheitliche Grenzwerte von 0,9 % fordern, 
lehnen viele Umwelt- und Verbraucherschutzorganisa- 
tionen Grenzwerte oberhalb der technischen Nachweis- 
grenze (etwa 0,1 %) ab. ln Kampagnen (Save Our 
Seeds- www.saveourseeds.org) wird gefordert, dass 
Saatgut „frei von Gentechnik“ bleiben soll. Ob die von 
der EU-Kommission vorgeschlagenen Grenzwerte tat- 
sächlich beschlossen werden, ist derzeit nicht absehbar. 
Einige Mitgliedstaaten, darunter auch Deutschland, 
äußerten Bedenken, dass die Kommissionsvorschläge 
dem Schutz der gentechnikfreien Landwirtschaft nicht 
ausreichend Rechnung tragen und forderten die Orien- 
tierung der Kennzeichnungs-Grenzwerte an der Nach- 
weisgrenze. Auch das EU-Parlament forderte die EU- 
Kommission Ende des Jahres 2003 in einer Entschlie- 
ßung auf, die Kennzeichnung von GVO im Saatgut an 
der Nachweisgrenze vorzuschreiben (GRAEFE zu 
BARINGDORF, 2003). 

Der Umweltrat unterstützt diese Sicht, denn die Fest- 
legung hoher Grenzwerte dürfte im Bereich des Saatguts 
- im Unterschied zum Bereich der Endprodukte 
(Tz. 920-922) - problematische Konsequenzen für die 
gentechnikfreie Landwirtschaft haben (Tz. 897). Es ist zu 
erwarten, dass zur Einhaltung der Kennzeichnungs- 
Schwellenwerte für Produkte nach der Freisetzungsrichtli- 
nie/GVO-KennzVO deutlich höhere Kosten aufzuwenden 
sind, wenn bereits das Saatgut substanzielle Verunreinigun- 
gen aufweist. Auch aus Gründen des Risikomanagements 
empfiehlt es sich, die Verunreinigungen im Saatgut so ge- 
ring wie möglich zu halten. Dass dies möglich ist, zeigt das 
Beispiel Österreichs, wo die Saatgut-Gentechnik-Verord- 
nung seit dem 1 . Januar 2002 vorschreibt, dass nicht gen- 
technisch veränderte Sorten höchstens einen GVO- Anteil 
von 0, 1 % haben dürfen. Dieser Wert wird von den Saatgut- 
untemehmen in Österreich bislang auch eingehalten. 

10.3.4 Grenzüberschreitende Verbringung 

926. Durch die Verordnung 1946/2003 vom 
15. Juli 2003 (GVO-Verbringungsverordnung) setzt die 
Gemeinschaft mit unmittelbarer Verbindlichkeit für alle 
Mitgliedstaaten das Protokoll von Cartagena über die bio- 
logische Sicherheit in Bezug auf die Verbringung von 
GVO zwischen der Gemeinschaft und Drittstaaten um. 
Das Protokoll, das am 1 1 . September 2003 in Kraft ge- 
treten und inzwischen für Deutschland und die EU ver- 
bindlich ist, zielt im Kern auf die Sicherstellung eines 
angemessenen Schutzniveaus bei der Weitergabe, Hand- 
habung und Verwendung von GVO ab. Zu diesem Zweck 
bestimmt das Protokoll, dass der grenzüberschreitende 
Verkehr einem Anmeldungsverfahren unterworfen und an 
die Zustimmung durch den Einfuhrstaat gebunden wird, 
wobei es den Staaten gestattet, die Einfuhr veränderter 
Organismen auf der Grundlage des Vorsorgeprinzips be- 
reits dann abzulehnen, wenn ein begründeter Verdacht der 
Schädlichkeit besteht. Ferner verpflichtet das Protokoll 
die Vertragsstaaten dazu, zu sämtlichen aus ihrem Staats- 
gebiet in Verkehr gebrachten GVO alle relevanten Infor- 
mationen zur Verfügung zu stellen, um international die 
Sicherstellung eines „angemessenen Schutzniveaus“ zu 
ermöglichen. Dazu haben die Vertrags Staaten unter an- 


derem zentrale Anlauf- und Informationsstellen einzu- 
richten. 

Dem Cartagena-Protokoll entsprechend bestimmt die 
GVO-Verbringungsverordnung, dass GVO-Exporte bei 
der zuständigen Behörde des Einfuhrstaates anzumelden 
sind und sodann erst nach Zustimmung dieser Behörde 
erfolgen dürfen. Anmeldung und Zustimmung sind der 
zuständigen Behörde des Ausfuhrstaates in Kopie zuzu- 
leiten. Weiterhin regelt die Verordnung, welche Begleit- 
papiere und Informationen der Exporteur den exportierten 
Produkten beizufügen hat. EU-Kommission und Mit- 
gliedstaaten haben jeweils zuständige Behörden für die 
Exportanmeldung sowie Anlaufstellen einzurichten, fer- 
ner haben die Mitgliedstaaten alle relevanten Informa- 
tionen über GVO-Zulassungen und GVO-Exporte an die 
europäische Informationsstelle für Biologische Sicherheit 
zu übermitteln. Mit diesen Regelungen wird ein aufwen- 
diges Kontroll- und Informationssystem etabliert, dass 
dem Cartagena-Protokoll gerecht werden dürfte. Zu 
Recht nimmt die EU ausweislich der Begründungserwä- 
gungen zur Verordnung an, dass in Bezug auf den inner- 
gemeinschaftlichen Handel mit GVO-Produkten das 
Cartagena-Protokoll bereits hinreichend durch die Be- 
stimmungen der Freisetzungsrichtlinie und der Verord- 
nung über GV-Lebens- und -Futtermittel umgesetzt wird 
und es daher keiner zusätzlichen Regelung in der Verbrin- 
gungsverordnung bedurfte. 

Wichtig erscheint in Bezug auf den außergemeinschaftli- 
chen Handel mit GVO-Produkten, dass das Cartagena- 
Protokoll als multilaterales, auf der Grundlage breiter 
Staatenbeteiligung (einschließlich der USA) gestaltetes Re- 
gelwerk über die Risikoanalyse und -bewertung im Bereich 
GVO geeignet erscheint, die Bestimmungen des Überein- 
kommens über die Anwendung gesundheitspolizeilicher 
und pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen (SPS-Abkom- 
men) hinsichtlich der Anforderungen an einzelstaatliche, 
handelsbeschränkende Schutzbestimmungen zu konkre- 
tisieren. Damit dürften Schutzbestimmungen, die den Maß- 
gaben des Protokolls entsprechen, prima facie auch im 
Einklang mit dem WTO-Freihandelsabkommen stehen 
(BUCK, 2000, S. 327 ff.; MEYER, 2003). 

10.3.5 Monitoring 

927. Nachdem das Umweltmonitoring mehrfach vom 
Umweltrat gefordert (SRU, 1998, 2000) und anschlie- 
ßend in die novellierte Freisetzungsrichtlinie eingebun- 
den wurde, ist die Etablierung eines Monitorings auch 
Bestandteil der Koalitionsvereinbarung zwischen der 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2002, S. 47). 

Wissenschaftlicher Hintergrund 

928. Ein Umweltmonitoring muss im Zuge des Inver- 
kehrbringens gentechnisch veränderter Pflanzen erfolgen, 
um zu gewährleisfen, dass schädliche Auswirkungen auf 
Umwelt und Gesundheit des Menschen schnellstmöglich 
ermittelt werden. Zur Konkretisierung des Begriffs der 
schädlichen Wirkungen hat das Umweltbundesamt als 
Einvemehmensbehörde ein Konzept zur Risikoabschät- 
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zung vorgelegt. Allerdings wird deutlich, dass sich die 
Bewertungsmaßstäbe einer Risikoabschätzung immer am 
Einzelfall orientieren müssen (NÖH, 2001). Dieser An- 
satz ist eine Komponente eines integrativen Bewertungs- 
konzeptes (s. Abschn. 10.2.3.6). Nach Angabe des Um- 
weltbundesamtes gelten als mögliche schädliche 
Wirkungen (NÖH, 2001): 

- „Beeinträchtigungen der menschlichen, tierischen 
oder pflanzlichen Gesundheit (z. B. durch toxische, 
mutagene, allergene oder pathogene Wirkungen oder 
durch Bekämpfungsresistenzen), 

- Beeinträchtigung von Sachgütern, 

- Eingriff in bio-geochemische Stoffkreisläufe, 

- Änderung von Organismenbeziehungen, 

- Beeinträchtigung der biologischen Vielfalt, 

- Änderung des Ressourcenverbrauchs (z. B. Wasser- 
verbrauch, Verstärkung von Bodenerosionsprozes- 
sen).“ 

Ein vergleichbarer Vorschlag für ein Monitoringkonzept 
wurde für ein Forschungsprojekt in der Schweiz vorge- 
legt. Vorgesehen ist hier die Erstellung von Szenarien, die 
problemspezifisch nach Risikofaktoren ausgearbeitet 
werden (Auskreuzung, Verwilderung, Horizontaler Gen- 
transfer, Nicht-Ziel-Organismen etc.) und für den entspre- 
chenden Risikofaktor spezielle Schadensituationen be- 
schreiben sollen (AMMANN et al., 1999). Dennoch 
bestehen auch hier keine eindeutigen Kriterien zur Be- 
wertung gewonnener Umweltdaten in Bezug auf schädli- 
che Auswirkungen. 

Da die Freisetzungsrichtlinie ein deutliches Defizit in der 
Bewertungsdimension zeigt und daher willkürlichen und 
unüberprüfbaren Entscheidungen allzu großen Raum be- 
lässt, die Kriterienliste des UBA wenig systematisch ist 
und auch der Vorschlag aus der Schweiz für ein Monito- 
ringkonzept keine Bewertungskriterien enthält, regt der 
Umweltrat an zu prüfen, ob sich das im Kapitel ökologi- 
sche Risiken entwickelte Konzept zur Weiterentwicklung 
der vorhandenen Konzepte und zur Entwicklung von Kri- 
terien eignet (vgl. Abschn. 10.2.3.6). 

Zusätzlich zur Konzeption einer Risikoabschätzung wird 
in Deutschland bereits seit 1 999 konkret an Konzeptionen 
zur inhaltlichen Ausgestaltung eines Monitorings nach 
Inverkehrbringen gearbeitet (TAB, 2001). Bei der Ent- 
wicklung von Kriterien zur Bewertung von Umweltdaten 
ist zu beachten, dass es wissenschaftlich nicht möglich 
ist, im Rahmen eines Umweltmonitorings die Ungefahr- 
lichkeit neuer technischer Errungenschaften nachzuwei- 
sen. Der empirische Beweis der Ungefährlichkeit kann 
nicht erbracht und daher aueh nicht gefordert werden. Es 
wird lediglich möglich sein, Gefährdungen der Umwelt 
oder der menschlichen Gesundheit frühzeitig zu erken- 
nen. Hierzu bedarf es dringend eines vereinheitlichten 
Bewertungskonzeptes. Sollte die Beurteilung der ökolo- 
gischen Risiken auf der Basis unterschiedlicher Konzepte 
vorgenommen werden, wären die Ergebnisse nicht ver- 
gleichbar. 


929 . Um diese unspezifischen und nur wenig konkreten 
potenziellen schädlichen Auswirkungen - wie in der Frei- 
setzungsrichtlinie gefordert - auf diverse natürliche 
Schutzgüter möglichst frühzeitig identifizieren und nach 
ökologischem Kontext, Art und Ausmaß spezifizieren zu 
können, bedarf es einer großflächigen allgemeinen über- 
wachenden Beobachtung {general surveillance) und eines 
nach Vorgaben der Umweltverträglichkeitsprüfung festzu- 
schreibenden fallspezifischen Monitorings (case specific 
monitoring) (Tz. 884, 918). Im Rahmen der Entwicklung 
einer Monitoringstrategie bestehen viele offene Fragen in 
der Festlegung der anzuwendenden Methoden zu räumli- 
chen und zeitlichen Abständen der Probenahme, der Stan- 
dardisierung der Methoden sowie der Zusammenführung 
und Auswertung der Daten. Ebenso ist eine europaweite 
Harmonisierung erforderlich, aber derzeit nicht in Sicht. 

In Deutschland wurde der Entwurf eines modularen Kon- 
zeptes für das Monitoring von gentechnisch veränderten 
Organismen, der Bund/Länder-Arbeitsgruppe „Monito- 
ring von Umweltauswirkungen gentechnisch veränderter 
Pflanzen“ unter dem Vorsitz des Umweltbundesamtes 
entwickelt (BLAG, 2002). Dem Konzeptentwurf hat die 
Umweltministerkonferenz zugestimmt. In diesem Ent- 
wurf werden Vorschläge für die Konzeptionierung und 
Umsetzung der allgemeinen überwachenden und der fall- 
spezifischen Beobachtung sowie zur Probenahme und 
Auswertung der Daten auf der Grundlage von so genann- 
ten Ursache-Wirkungs-Hypothesen unterbreitet. Die er- 
mittelten Daten des Monitorings sollen an einer - noch zu 
benennenden - zentralen Koordinierungsstelle zusam- 
mengeführt und bewertet werden. Allerdings wird in die- 
sem Konzeptentwurf nicht darauf eingegangen, nach wel- 
chen Kriterien diese zentrale Koordinierungsstelle welche 
Menge an in den einzelnen Bundesländern erfassten Da- 
ten bewerten soll. Es wird lediglich gefordert, dass von 
der neu einzurichtenden Koordinierungsstelle Bewer- 
tungskriterien festgelegt werden sollen (BLAG, 2002, 
S. 16). Der Umweltrat befürchtet, dass bei diesem Vorge- 
hen tendenziell unüberschaubare Datenmengen an einer 
zentralen Stelle zusammenlaufen, ohne dass BCriterien für 
deren statistische Absicherung und Bewertung bestehen. 
Daher ist es erforderlich, einheitliche Kriterien bereits im 
Monitoringkonzept festzulegen. 

930 . Schließlich wird im Konzept der Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe vorgeschlagen, die anzuwendenden Me- 
thoden in einem regelmäßig zu aktualisierenden Metho- 
denhandbuch festzuschreiben. Auf konkrete Methoden 
des Monitorings geht dieser Entwurf nicht ein. Es ist 
jedoch selbstverständlich, dass einheitliche und standardi- 
sierte Methoden zumindest deutschlandweit eingesetzt 
werden müssen, um sowohl die allgemeine überwachende 
Beobachtung als auch die fallspezifische Überwachung 
zur Erkennung und Bewertung schädlicher Auswirkungen 
sicherzustellen. In vielen Handlungsfeldem existieren 
zwar bereits etliche Methoden, die für ein Monitoring an- 
wendbar sind, jedoch bedarf es nach wie vor einer Stan- 
dardisierung. Für andere Bereiche, insbesondere die fall- 
spezifischen Überwachung, wurden bislang keine 
geeigneten Methoden entwickelt. Tabelle 10-7 zeigt we- 
sentliche Handlungsfelder und Erfordernisse der Metho- 
denentwicklung beziehungsweise -Standardisierung auf. 
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Tabelle 10-7 


Untersuchungsparameter und Methoden für das GVP-Monitoring 


Handlungsfelder 

erforderliche Methodenstandardisierungen 

(derzeitiger unvollständiger Stand) 

Fallspezifische Überwachung 

Herbizidresistenter Raps (hr-Raps) 

Auswirkungen auf der Anbaufläche 

Durchwuchs auf dem Acker in Folgekulturen 

Beprobung von Durchwuchsraps (gentechnische 

Analyse) 

Veränderungen der Ackerbegleitflora und Arten 
auf dem Ackerrain 

Pflanzensoziologische Kartierung 

Einflüsse auf phytophage Wirbellose (an Beikräutern) 
auf der Anbaufläche 

Faunistische Kartierung 

Veränderungen der Bodenfunktionen auf der 

Anbaufläche 


Veränderungen der Erosion 


Großräumige Auswirkungen 

Ausbreitung und Überdauerung von hr-Raps 

Kartierung in anbaunahen und repräsentativen Räumen 
(gentechnische Analyse) 

Auskreuzung in die Wildflora 

Kartierung und Beprobung (gentechnische Analyse) von 
Wildbrassicaceen in anbaunahen und repräsentativen 
Räumen 

Etablierung von Hybriden 

Kartierung und Beprobung (gentechnische Analyse) von 
Hybriden in anbaunahen und repräsentativen Räumen 

Insektenresistenter-Mais (Bt-Mais) 

Auswirkungen auf der Anbaufläche 

Bodenfunktion 

Rückstandsanalysen Bt-Toxin 

Bestimmung der mikrobiellen Biomasse und 

Basalatmung 

Nematodenuntersuchungen 

Nachweis rekombinanter DNA 

Tierische Nützlinge 

Insekten/Spinnen-Erhebungen 

Großräumige Auswirkungen 

Auswirkungen auf das Nahrungsnetz 

Erhebungen zu Schmetterlingen und Vögeln 

Erfassung von Parametern, die Auswirkungen auf das 
Nahrungsnetz haben können: Klima- und Boden- 
parameter 


Virusresistente Zuckerrübe (vr-Zuckerrübe) 

Auswirkungen auf der Anbaufläche 

Durchwuchs auf dem Acker in Folgekulturen 

Beprobung von Durchwuchsrüben (gentechnische 
Analyse) 

Befall von Kulturpflanzen und Hybriden mit Phytopatho- 
genen 
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noch Tabelle 10-7 


Handlungsfelder 

erforderliche Methodenstandardisierungen 

(derzeitiger unvollständiger Stand) 

Virusresistente Zuckerrübe (vr-Zuckerrübe) 

Veränderungen der Bodenfunktion auf der Anbaufläche 


Erfassung von Parametern, die Auswirkungen auf b) und 
c) haben können: Klima- und Bodenparameter 


Großräumige Auswirkungen 

Ausbreitung und Überdauerung der vr-Zuckerrübe 

Kartierung in anbaunahen und repräsentativen Räumen 

Auskreuzung in Wildflora 

Kartierung und Beprobung (gentechnische Analyse) 
von ausgewählten Arten der Wildflora in anbaunahen 
und repräsentativen Räumen 

Etablierung von Hybriden 

Kartierung und Beprobung (gentechnische Analyse) 
von Hybriden in anbaunahen und repräsentativen 

Räumen 

Kartoffeln mit verändertem Kohlenhydratspektrum 

Auswirkungen auf der Anbaufläche 

Durchwuchs auf dem Acker in Folgekulturen 

Beprobung von Durchwuchskartoffeln 
(gentechnische Analyse) 

Befall von Kulturpflanzen mit bakteriellen, pilzlichen 
oder viralen Phytophagen 


Auswirkungen auf phytophage Wirbellose 


Großräumige Auswirkungen 

Ausbreitung und Überdauerung der Kulturpflanze 

Kartierung in anbaunahen und repräsentativen Räumen 

Allgemeine überwachende Beobachtung 

Anbaudaten 

Gen- und Anbauregister 

Dokumentation der Anbaupraxis 

Verbreitung von Fremdgenkonstrukten (FGK) 

Pollen- und Honigsammlung nach geostatistischen 
Kriterien 

Losung von Wildtieren 

Aktives Biomonitoring mit Fangpflanzen 

Persistenz und Akkumulation von FGK 


Veränderungen der Lebensraum- und Artenvielfalt 
(in repräsentativen Räumen) 

Pflanzensoziologische Kartierung 

Erfassung von Parametern, die pflanzensoziologische 
Veränderungen bewirken können: Klima- und Boden- 
parameter 

Zoologische Kartierungen 

Verbreitung von Pestiziden 

Grundwasser- und Gewässeruntersuchungen 
Depositionsuntersuchungen 

Passives Biomonitoring mit Akkumulationsindikatoren 


Quelle: PEICHL und FINCK, 2003, verändert 
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In Tabelle 1 0-7 werden hauptsächlieh strategische Metho- 
den zur Probengewinnung dargestellt. Dabei darf nicht 
vernachlässigt werden, dass es ebenso wichtig ist, die 
Verfahren zur Analyse der gentechnisch veränderten 
Konstrukte auf die jeweilige Probenahme anzupassen und 
ebenfalls zu standardisieren. Diese Abstimmung ist not- 
wendig, da das zu untersuchende Material verschieden- 
artig ist und unterschiedliche Anforderungen an das 
Nachweisverfahren stellt. Um eine Vergleichbarkeit der 
Verfahren zu erhalten, muss eine Qualitätssicherung labor- 
übergreifend gewährleistet sein. Beispielsweise ist die 
Extraktion der DNA aus Blattmaterial einfacher durchzu- 
fiihren als aus Samen, Pollen oder Bodenproben. Hierbei 
spielen neben der Beschaffenheit der Zellwände auch As- 
pekte der Alterung, der Austrocknung und der Ver- 
schmutzung der jeweiligen Proben eine Rolle. Auch die 
DNA-Extraktion aus schwieriger zu behandelndem Mate- 
rial weist unterschiedliche Charakteristika auf und erfor- 
dert eine angepasste labortechnische Handhabung. So 
können frisch gewonnene, reine Pollen relativ einfach be- 
arbeitet werden, dagegen gestaltet sich die DNA-Extrak- 
tion und PCR-Analyse von beispielsweise Bodenproben 
oder von Pollen aus einer komplexen Luftstaubprobe, die 
zahlreiche Fremdstoffe enthält, jedoch als sehr schwierig 
(HOFMANN et al., 2004). Für vergleichbare Ergebnisse 
in einem bundesweit anzuwendenden Monitoring ist es 
daher unerlässlich, die Verfahren laborübergreifend zu 
standardisieren (s. dazu BONFINI et al., 2001; 
ANKLAM et al., 2002). 

Die Standardisierung der anzuwendenden Methoden 
sollte durch eine themenspezifisch auszuwählende Exper- 
tenkommission erfolgen. Diese Methoden können dann 
gegebenenfalls in einem vom Umweltbundesamt vorge- 
schlagenen Methodenhandbuch festgeschrieben werden. 
Sie sollten aber auch in einen Abstimmungsprozess der 
europaweiten (CEN) und internationalen Standardisie- 
rung (ISO) eingehen. Daher empfiehlt es sich, Methoden 
für Deutschland vom Verein Deutscher Ingenieure (VDI) 
in Form von VDI-Richtlinien festlegen zu lassen. Auf 
diese Weise können Standardisierungen von Deutschland 
auf europäischer und internationaler Ebene eingebracht 
werden. 

Für eine deutschlandweite beziehungsweise europaweite 
Koordination des Monitorings ist es erforderlich, ein Gen- 
und Anbauregister für gentechnisch veränderte Pflanzen 
zu erstellen und zentral zu verwalten (200 1/1 8/EG; UBA, 
2001, S. 28; BLAG, 2002; PEICHL und FINCK, 2003). 
Dieses Anbauregister sollte über die Daten zum Anbau 
von GV-Pflanzen hinaus Informationen über den Anbau 
von nicht gentechnisch veränderten Pflanzen enthalten. 
Ein derart umfassendes Register ist erforderlich, um Da- 
ten des Monitorings bewerten zu können und es Bauern 
zu ermöglichen, einen Anbau möglicher Kreuzungspart- 
ner in unmittelbarer Nachbarschaft der GV-Pflanzen aus 
eigenem Interesse zu vermeiden. 

Politischer Hintergrund 

931 . Eine zeitnahe Entwicklung des Umweltmonitorings 
zum Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten 


Pflanzen ist erforderlich, um die Anforderungen der 
Freisetzungsrichtlinie 200 1/1 8/EG zu erfüllen. In Deutsch- 
land fällt die Konzeption und Durchführung der Daten- 
erfassung in den Zuständigkeitsbereich der einzelnen 
Bundesländer. Die Freisetzungsrichtlinie sieht vor, dass 
der Antragsteller im Rahmen der Anmeldung einer Frei- 
setzung oder eines Inverkehrbringens für das Vorhaben 
einen Überwachungsplan erarbeiten muss, der den An- 
meldeunterlagen hinzuzufügen ist. Dieser Überwa- 
chungsplan hat zwei Ziele (Anhang VII A.): 

- „zu bestätigen, dass eine Annahme über das Auftreten 
und die Wirkung einer etwaigen schädlichen Auswir- 
kung eines GVO oder dessen Verwendung in der Um- 
weltverträglichkeitsprüfung zutrifft, 

- das Auftreten schädlicher Auswirkungen des GVO 
oder dessen Verwendung auf die menschliche Gesund- 
heit oder die Umwelt zu ermitteln, die in der Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung nicht vorhergesehen wurden“. 

Auch das Verfahren zur Überwachung des Inverkehrbrin- 
gens von GVO ist in der Novellierung der Freisetzungs- 
richtlinie neu geregelt worden. Ein Inverkehrbringen 
muss immer von der allgemeinen überwachenden Beob- 
achtung begleitet werden, mit der unerwartete schädliche 
Auswirkungen ermittelt werden sollen. Die Dauer dieser 
Form der Überwachung soll vom Antragsteller im Rah- 
men der Anmeldung vorgeschlagen und von der geneh- 
migenden Behörde abschließend festgelegt werden. Er- 
forderlichenfalls muss der Antragsteller zusätzlich die 
fallspezifische Überwachung durchführen, um damit die 
im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung bereits 
ermittelten erwarteten Auswirkungen des GVO zu erfas- 
sen. Die fallspezifische Überwachung soll über einen aus- 
reichend langen Zeitraum hinweg erfolgen, der so zu be- 
messen ist, dass auch längerfristige und indirekte sowie 
auch kumulative Auswirkungen ermittelt werden können 
(s. Anhang VII C.3.1 zur Richtlinie). 

932 . In der Freisetzungsrichtlinie ist nicht abschließend 
geregelt über welchen Zeitraum sich die allgemeine über- 
wachende Beobachtung erstrecken soll. Es wird nur fest- 
gestellt, dass der Zeitraum der Überwachung von der 
Geltungsdauer der Zulassung zum Inverkehrbringen ab- 
weichen kann (Art. 13 Abs. 2e). Allerdings können sol- 
che Wirkungen des GVO, die möglicherweise nach Been- 
digung des landwirtschaftlichen Anbaus auftreten, nur 
dann ermittelt werden, wenn eine langfristige Umweltbe- 
obachtung erfolgt (TAB, 2001). Nach Ansicht des Um- 
weltrates sollte eine allgemeine überwachende Beobach- 
tung eingeführt werden, die zeitlich zunächst nicht 
limitiert ist und vergleichbar der Luft-, Boden- oder 
Trinkwasserüberwachung durchgeführt wird. Dies ist mit 
der Ungewissheit hinsichtlich der Zeiträume gerechtfer- 
tigt, innerhalb derer ökologische Schäden manifest wer- 
den können. 

In diesem Zusammenhang ist es als kritisch zu bewerten, 
dass es voraussichtlich für ein standardisiertes Moni- 
toring keine Vergleichsflächen geben wird, deren ökolo- 
gischer Zustand vor Inverkehrbringen von GVO ermittelt 
und als Referenz zugrunde gelegt werden kann 
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(s. Tz. 889). Der Zeitraum bis zum Inverkehrbringen von 
GVO wird für die Ausweisung dieser Vergleichsflächen 
voraussichtlich nicht ausreichend lang sein, wenn in 2004 
mit den ersten Zulassungen für ein Inverkehrbringen nach 
Aufhebung des de-facto-Moratoriums in Deutschland zu 
rechnen sein wird. 

Zuständigkeiten und Finanzierung 

933. Die mit der Novellierung der Freisetzungsrichtlinie 
neu eingeführte Pflicht zur Durchführung eines Nachzu- 
lassungsmonitorings gentechnisch veränderter Pflanzen 
wird Überwachungs- und Kontrollaufgaben sowie Aufga- 
ben in der Berichterstattung mit sich bringen. Es ist frag- 
lich, wer diese Aufgaben wahmehmen soll. Im Juni 2003 
wurde die Zuständigkeit vom Bundesministerium für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung (BMGS) auf das Bundes- 
ministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Land- 
wirtschaft (BMVEL) übertragen. Der Bereich „grüne“ 
Gentechnik wurde aus dem Umweltbundesamt heraus- 
gelöst und dem Bundesamt für Naturschutz (BfN) über- 
tragen. Nach Einspruch des Bundesrates, gescheiterten 
Bemühungen im Vermittlungsausschuss und der Ent- 
scheidung im Parlament Ende des Jahres 2003 ist nun- 
mehr das BfN für die Etablierung von Monitoringpro- 
grammen zuständig. Die politisch umstrittene 
Verlagerung der Monitoring-Kompetenzen auf das BfN 
ist insofern sinnvoll, als diese Behörde eine hohe Exper- 
tise für biologische und ökologische Datenerhebung und 
Umweltbeobachtung aufweist. Zu warnen ist allerdings 
vor der Gefahr, dass das Monitoring mangels klarer Fra- 
gestellungen und Konzepte zu einer unkoordinierten 
Sammlung von bloßem Datenmaterial ohne Aussagekraft 
wird. Die Zuständigkeiten der Risikobewertung und des 
Risikomanagements lagen bis zum 3 1 . Oktober 2002 
beim Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher- 
schutz und Veterinärmedizin (BgVV). Nach seiner Auflö- 
sung wurden die Zuständigkeiten den neu geschaffenen 
und dem BMVEL unterstehenden Behörden Bundesinsti- 
tut für Risikobewertung (BfR) und Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) über- 
tragen. Durch die Verlagerung des Kompetenzbereiches 
ist zu befürchten, dass die Erstellung und Umsetzung 
eines Monitoringkonzeptes verzögert wird, insbesondere 
weil dadurch eine große Menge an bereits in den bislang 
zuständigen Behörden erarbeitetem Wissen verloren ge- 
hen könnte. Allerdings wurde mit der Trennung von Risi- 
kobewertung und Risikomanagement auf nationaler 
Ebene eine zur EU parallele Struktur geschaffen. Dies 
könnte möglicherweise die Kommunikation zwischen 
den betreffenden Behörden erleichtern. 

934. Die Zuständigkeit für die Erstellung eines konkre- 
ten Überwachungsplans ist in der Freisetzungsrichtlinie 
geregelt. Demnach soll der Antragsteller festlegen, „wer 
(Antragsteller, Verwender) die verschiedenen im Überwa- 
chungsplan vorgeschriebenen Aufgaben übernimmt und 
wer verantwortlich dafür ist, dass der Überwachungsplan 
eingerichtet und ordnungsgemäß durchgeführt wird“ 
(Anhang VII C 5). Auch wenn die Richtlinie mit diesem 
Wortlaut vorzugeben scheint, dass insbesondere der An- 
tragsteller oder Verwender die im Rahmen des Monito- 


rings anfallenden Aufgaben wahrzunehmen hat, ist eine 
generelle Pflicht des Antragstellers oder Verwenders zur 
Durchführung sowohl der allgemeinen überwachenden 
Beobachtung als auch des fallspezifischen Monitorings 
unverhältnismäßig (SRU, 1998, Tz. 887). Es erscheint 
sinnvoller, die allgemeine Überwachung als eine staatli- 
che Aufgabe auszugestalten. In Deutschland wird in die- 
sem Sinne eine - vom Umweltrat im Umweltgutachten 
1998 empfohlene (SRU, 1998, Tz. 827) - Anbindung des 
Monitorings an bestehende staatliche Umweltbeobach- 
tungsprogramme des Bundes und der Länder empfohlen 
(UBA, 2001, S. 13,22, s. auch Abschn. 3.3.1). Um den 
Antragsteller oder Verwender aber nicht völlig von der 
Aufgabe der Überwachung zu befreien, erscheint es sinn- 
voll, diesem die zeitlich begrenzte produktbezogene fall- 
spezifische Überwachung zur Auflage zu machen, sofern 
es sich bei der Umweltverträglichkeitsprüfung als not- 
wendig herausstellt (SRU, 1998, Tz. 887; UBA, 2001, 
S. 19). In Deutschland könnte eine solche Auflage auf 
§ 19 GenTG gestützt werden. 

Für die Ausgestaltung der allgemeinen überwachenden 
Beobachtung stellt sich für Deutschland die Frage, wie 
die Monitoring-Aufgaben auf staatlicher Ebene koordi- 
niert werden können. Nicht nur auf Bundes-, sondern 
auch auf Landesebene gilt es, die Arbeiten der zuständi- 
gen Behörden für Gentechnik, Umwelt- und Naturschutz 
sowie Saatgut und Landwirtschaft im Sinne einer wir- 
kungsvollen Beobachtung zusammenzuführen (UBA, 
2001, S. 3). Der Umweltrat bekräftigt in diesem Zusam- 
menhang seine Forderung nach der Einrichtung einer zen- 
tralen Koordinationsstelle (SRU, 1998, Tz. 837). Darüber 
hinaus hält der Umweltrat es im Sinne einer Harmonisie- 
rung für erforderlich, eine zentrale Stelle in der EU einzu- 
richten, die Monitoringdaten aller Mitgliedstaaten ver- 
waltet und bewertet. 

935. Zusätzlich zu den inhaltlichen Fragestellungen ist 
die Finanzierung des Monitorings zu klären. Nach dem in 
der Freisetzungsrichtlinie festgeschriebenen Verursacher- 
prinzip muss der Antragsteller sämtliche im Rahmen der 
fallspezifischen Überwachung entstehenden Kosten über- 
nehmen (TAB, 2001). Es wird noch genau zu klären sein, 
ob und welche Monitoring-Aufgaben der allgemeinen 
überwachenden Beobachtung von den unterschiedlichen 
Ministerien zu finanzieren sind und wie die Kostenvertei- 
lung zwischen Bund und Ländern zu gestalten ist (TAB, 
2001). Eine anteilige Einbeziehung des Antragstellers 
oder Verwenders im Rahmen eines Fondsmodells sollte 
ins Auge gefasst werden. 

10.3.6 Novellierung des Gentechnikgesetzes 

936. Die dargestellten europarechtlichen Regelungen 
zur Freisetzung und Vermarktung von GVO bedürfen in 
einigen wichtigen Punkten noch der Umsetzung und 
Flankierung durch nationales Recht. Dies gilt insbeson- 
dere für die neue Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG, de- 
ren Umsetzungsfrist bereits am 17. Oktober 2002 abge- 
laufen ist. Zur Umsetzung der Richtlinie sind vor allem 
die oben erörterten Anforderungen an die Antrags Stellung 
und die Umweltverträglichkeitsprüfung und die BCriterien, 
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Zuständigkeiten und Verfahren des Monitorings festzu- 
setzen. Weiterer Umsetzungsbedarf besteht hinsichtlich 
der Kennzeichnung auf allen Stufen des Inverkehrbrin- 
gens, der Befristung der Freisetzungszulassung auf zehn 
Jahre und hinsichtlich der Einführung eines öffentlich zu- 
gänglichen Freisetzungsregisters. 

Die Bundesregierung hat inzwischen - wie oben 
(Tz. 842 f.) bereits berichtet - unter Federführung des 
BMVEL einen Gesetzentwurf zur Änderung des Gen- 
technikgesetzes vorgelegt, der diesem Umsetzungsbedarf 
Rechnung tragen und außerdem die Koexistenz von „grü- 
ner“ Gentechnik und konventioneller Landwirtschaft ge- 
währleisten soll. 

937 . Was die Umsetzung der Freisetzungsrichtlinie be- 
trifft, so werden die erweiterten Anforderungen an den 
Zulassungsantrag, an die Umweltprüfung sowie an die 
fallspezifische und die allgemeine Beobachtung weit ge- 
hend maßstabsgetreu übernommen und teilweise - etwa 
hinsichtlich der Zuständigkeiten und des Verfahrens - 
präzisiert. Konkretisierungen fehlen aber insbesondere 
hinsichtlich der Bewertungsmaßstäbe für die Risiko- 
bewertung im Zulassungsverfahren und im begleitenden 
Risikomanagement. Wie oben bereits dargelegt wurde, 
kann weder die präventive Kontrolle noch die begleitende 
Beobachtung in ein gleichmäßiges und effektives Risiko- 
management münden, wenn keine aussagekräftigen 
Bewertungsmaßstäbe im Sinne eines ökologischen Scha- 
denbegriffs und insbesondere im Sinne von Abbruch- 
kriterien existieren, die die Grenzen eines noch hinnehm- 
baren freisetzungsbedingten Risikos beschreiben. Da 
auch der Gesetzentwurf solche Maßstäbe nicht vorsieht, 
ist zu erwarten, dass es weit gehend im Ermessen der Zu- 
lassungsstellen und beratenden Gremien stehen wird, Ent- 
scheidungen darüber zu treffen, welche Nebenwirkungen 
und welche Risiken im Einzelfall als hinnehmbar einzu- 
stufen sind. Dies ist auch unter rechtstaatlichen Gesichts- 
punkten nicht befriedigend (s. bereits oben Tz. 915). 
Zwar ist einzusehen, dass entsprechende Maßstäbe aus 
Zeitgründen nicht mehr in das Gentechnikgesetz selbst 
integriert werden können. Dafür ist es umso wichtiger, 
dass das Gesetz die Bundesregierung nicht nur berechtigt, 
sondern verpflichtet, zeitnah Bewertungsmaßstäbe zu ent- 
wickeln und in einer Rechtsverordnung festzuschreiben. 
Auch die in § 16d Abs. 3 und 4 vorgesehene Ermächti- 
gung zur Ausgestaltung der Beobachtung erscheint dem 
Umweltrat in dieser Hinsicht nicht ausreichend. 

Bei der Festlegung von Risikobewertungskriterien liegt 
aus nationaler Sicht ein Dilemma sicherlich darin, dass 
die Zulassungsentscheidungen insbesondere im Bereich 
der Vermarktungszulassungen mit den neuen gemein- 
schaftsrechtlichen Regelungen der Freisetzungsrichtlinie 
und der Verordnung über GV-Lebens- und -Futtermittel 
wesentlich der ESFA und dem europäischen Regelungs- 
ausschuss übertragen worden sind. Da die von diesen 
Stellen erteilten Zulassungen für GVO, aber auch die Zu- 
lassungen anderer Mitgliedstaaten national anzuerkennen 
sind und eine nachträgliche Beschränkung der zugelasse- 
nen GVO- Verwendungen nur unter den restriktiven Vo- 
raussetzungen der Schutzklausel - nämlich nur beim Vor- 


liegen neuer Erkenntnisse - in Betracht kommt, ist es 
unverkennbar erforderlich, die Bewertungsmaßstäbe für 
Zulassung und nachträgliche Beschränkungen bereits auf 
Gemeinschaftsebene festzusetzen beziehungsweise zu 
harmonisieren. Ohne gemeinschaftsweite Bewertungs- 
maßstäbe kann das durch die Verordnung über GV- 
Lebens- und -Futtermittel vorgesehene Zusammenwir- 
ken von europäischen Zulassungsstellen und nationaler 
Überwachung (die gegebenenfalls den Abbruch der Frei- 
setzung verfügen können muss) ersichtlich nicht funktio- 
nieren. In Ermangelung europäischer Maßstäbe müssen 
aus Sicht des Umweltrates gleichwohl rasch nationale 
Bewertungskriterien erarbeitet werden, um zumindest 
vorläufig national einen Mindest-Sicherheitsstandard zu 
gewährleisten. 

Das Dilemma, in dem sich die Mitgliedstaaten gegenüber 
dem europäisierten Zulassungsrecht befinden, erscheint 
symptomatisch für die starke Tendenz der europäischen 
Gemeinschaft, die Regulierung produkt- und stoffbezo- 
gener Umweltrisiken wesentlich in die Zuständigkeit 
europäischer Kommissionsausschüsse oder parastaatlicher 
„Koregulierungsgremien“ zu verlagern (vgl. Tz. 1278 ff.). 
Diese ohnehin bedenklich weit gehende Delegation we- 
sentlicher Risikoentscheidungen wird nachgerade un- 
akzeptabel, wenn sie ohne jegliche materiellrechtliche 
Bindung hinsichtlich der Schutz- und Vorsorgestandards 
erfolgt und zugleich aber - in Verbindung mit den Wett- 
bewerbs- und Binnenmarktprinzipien - die Einführung 
und Durchsetzung nationaler Mindeststandards blockiert. 

Hinsichtlich des Monitorings und seiner inhaltlichen und 
methodischen Ausgestaltung kann im Übrigen auf den 
oben schon in Bezug auf das EU-Recht aufgezeigten 
Konkretisierungs- und Standardisierungsbedarf verwie- 
sen werden (Tz. 915). Auch insoweit ist zu bemängeln, 
dass der Entwurf zur Novellierung des Gentechnikgeset- 
zes keine Konkretisierungspflichten und -ermächtigungen 
vorsieht. 

938 . Zur Gewährleistung der Koexistenz stehen zwei 
Instrumente im Vordergrund, nämlich zum einen die Ver- 
pflichtung, durch hinreichende Vorsorgemaßnahmen 
schädliche Auswirkungen für benachbarte konventionelle 
Anbauflächen zu vermeiden und zum anderen die ver- 
schärfte Haftung für solche schädlichen Auswirkungen 
(dazu gesondert Abschn. 10.3.7). Kern der auf die Ko- 
existenz gerichteten Vorsorgepflicht ist die Pflicht, Aus- 
kreuzungen und gentechnische Verunreinigungen kon- 
ventioneller Emteprodukte nach den Regeln der guten 
fachlichen Praxis zu vermeiden. Wie bereits oben darge- 
stellt (Tz. 899), erfolgt im Gesetzentwurf keine hinrei- 
chend genaue Definition dieser Regeln. Vielmehr soll die 
Bundesregierung nach § 16c Abs. 6 ermächtigt werden, 
die Grundsätze der guten fachlichen Praxis durch Rechts- 
verordnung weiter zu präzisieren. Eine solche weitere 
Konkretisierung noch vor der praktischen Anwendung 
von GVP erscheint erforderlich, um die Wahrscheinlich- 
keit der Verunreinigung gentechnikfreier Kulturen zu ver- 
ringern, das allgemeine ökologische Schadenrisiko zu 
minimieren und den Landwirten Rechts- und Planungs- 
sicherheit zu geben. Insofern ist es ungenügend, die Bun- 
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desregierung zum Erlass der konkretisierenden Rechts- 
verordnung lediglich zu ermächtigen, nicht aber zu 
verpflichten. 

939. Neben den Regelungen zur Zulassung und be- 
gleitenden Überwachung enthält der Gesetzentwurf 
einen zaghaften Ansatz, ökologisch besonders wertvol- 
len und sensiblen Gebieten einen verstärkten Schutz 
zukommen zu lassen. Der Entwurf sieht mit dem neuen 
§ 16b vor, dass eine beabsichtigte land-, forst- oder 
fischereiwirtschaftliche Nutzung von GVO-Produkten 
in NATURA-2000-Gebieten bei der für Naturschutz 
und Landespfiege zuständigen Behörde des Landes an- 
zuzeigen ist und dass die Nutzung untersagt werden 
kann, sofern sie „geeignet ist, einzeln oder im Zusam- 
menwirken mit anderen Projekten oder Plänen im 
Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 11 oder 12 des Bundesnatur- 
schutzgesetzes das betroffene Gebiet erheblich zu beein- 
trächtigen und nicht (gleichwohl) nach den im Rahmen 
des § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes erlassenen lan- 
desrechtlichen Vorschriften zulässig ist.“ Diese Bestim- 
mung soll ausweislich der Begründung zum Gesetzent- 
wurf dazu dienen, „in angemessener Weise“ die Ziele 
und Vorgaben der FFH-Richtlinie 92/43/EWG gegen- 
über möglichen Beeinträchtigungen der geschützten 
NATURA-2000-Gebiete umzusetzen. 

Dieser Gebietsschutz greift indessen dreifach zu kurz und 
wird insbesondere auch den Zielen und Vorgaben der 
FFH-Richtlinie nicht gerecht. Erstens fehlt es wiederum 
an geeigneten Maßstäben, um in Bezug auf die Verbrei- 
tung und Wirkung von GVO eine „erhebliche Beeinträch- 
tigung“ von einer unerheblichen zu unterscheiden. Zwei- 
tens liegt in der Beschränkung auf NATURA-2000- 
Schutzgebiete eine kaum nachvollziehbare Ausgrenzung 
anderer hochrangiger Schutzgebietskategorien wie zum 
Beispiel der (nicht von NATURA 2000 umfassten) Bio- 
sphärenreservate. Drittens wird die Regelung dadurch, 
dass sie auf Freisetzungen innerhalb von NATURA-2000- 
Gebieten begrenzt wird und folglich Freisetzungen in der 
Nachbarschaft von NATURA-2000-Gebieten ausgrenzt, 
weder dem tatsächlichen Gefährdungspotenzial gebiets- 
angrenzender Freisetzungen noch dem Erhaltungsgebot 
der FFH-Richtlinie gerecht, das sich aus nahe liegenden 
Gründen auch auf Projekte in der Nachbarschaft von 
Schutzgebieten erstreckt. Dem trägt auch bereits das Bun- 
desnaturschutzgesetz nicht hinreichend Rechnung, da den 
Erhaltungsregelungen außerhalb der Gebietsgrenzen nach 
der Definition von § 10 Abs. 1 Nr. 11 nur solche „Pro- 
jekte“ unterstellt sind, die genehmigungs- oder anzeige- 
pflichtig sind. Von daher erfordert die angemessene Um- 
setzung der FFH-Richtlinie dringend eine Ergänzung und 
Klarstellung im Gentechnikgesetz oder im Bundes- 
naturschutzgesetz dahin gehend, dass auch der GVO-An- 
bau in der Nachbarschaft von FFH-Schutzgebieten anzei- 
gepflichtig ist und untersagt werden kann, wenn 
Auskreuzungen wahrscheinlich zu erheblichen Beein- 
trächtigungen der gebietsspezifischen Erhaltungsziele 
fuhren werden. 

Der Umweltrat weist darauf hin, dass im Übrigen auch 
aus den Verpflichtungen des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt (CBD) zur Erhaltung und nachhal- 


tigen Nutzung ihrer Bestandteile die Notwendigkeit er- 
wächst, auch nach der Einführung von gentechnisch ver- 
änderten Organismen ausreichend große Flächenanteile 
GVO-frei zu erhalten. 

10.3.7 Haftung 

940. Zu den wesentlichen Rahmenbedingungen der 
„grünen“ Gentechnik zählt neben den Zulassungsvoraus- 
setzungen auch die Haftung der Anwender für durch 
GVO verursachte Schäden und Beeinträchtigungen. Haf- 
tungsrechtliche Weichenstellungen liegen dabei zum 
einen in den Anforderungen, die an den Nachweis der 
Kausalität einzelner GVO-Freisetzungen und an das Ver- 
schulden der verantwortlichen Personen gestellt werden 
sowie zum anderen in der Frage, inwieweit die Verunrei- 
nigung gentechnikfrei produzierter Anbauprodukte durch 
Einkreuzung aus benachbartem GVO- Anbau als ein er- 
satzfahiger Schaden erkannt werden soll. Das EG-Recht 
schweigt bisher zu diesen Fragen. Im geltenden nationa- 
len Gentechnikgesetz bestimmt § 32, dass die für eine 
Freisefzung verantwortliche Person für Schäden haftet, 
die durch den GVO an Körper oder Gesundheit eines 
Dritten oder an einer Sache verursacht werden. Ferner gilt 
nach § 34 GenTG eine Ursachenvermutung dafür, dass 
ein Schaden, der durch einen GVO verursacht wurde, auf 
die gentechnische Veränderung zurückzuführen ist. 
Schließlich wird die Haftung auf einen Höchstbetrag von 
85 Mio. Euro begrenzt. Diese Regelungen des Gentech- 
nikgesetzes bestimmen folglich eine in der Höhe be- 
grenzte Gefahrdungshaftung in Bezug auf Gesundheits- 
verletzungen oder Sachschäden. Dies erscheint aufgrund 
der regelmäßig zu erwartenden Schwierigkeiten im Kau- 
salitätsnachweis gerechtfertigt und als Vorsichtsanreiz 
sinnvoll. 

Keine spezielle Haftungsregelung trifft das Gentechnik- 
gesetz indessen in Bezug auf die Koexistenzfrage hin- 
sichtlich der wirtschaftlichen Schäden, die ein gentech- 
nikfrei arbeitender Landwirt dadurch erleiden kann, dass 
seine Produkte durch Transfer von GVO aus benachbar- 
ten Anbaugebieten nicht mehr als gentechnikfrei ver- 
marktet werden können. Diese Haftungsfragen sind daher 
von der Rechtsprechung nach den allgemeinen zivilrecht- 
lichen Haftungsbestimmungen der §§ 906, 1004 BGB be- 
urteilt worden (OLG Stuttgart, Urteil vom 24.8.1999 - 
14 U 57/97), wobei sich stets die Frage stellt, unter wel- 
chen Bedingungen eine den Haftungsanspruch begrün- 
dende „wesentliche“ Beeinträchtigung der Anbaugrund- 
stücke und Pflanzen des gentechnikfrei arbeitenden 
Landwirts beziehungsweise eine Verletzung seines Eigen- 
tums vorliegt. Die bisherige Rechtsprechung und Lite- 
ratur legt diese Haftungsvoraussetzungen des BGB ver- 
gleichsweise eng aus und sieht einen geringfügigen 
GVO-Transfer in benachbarte Anbauflächen sowie da- 
raus resulfierende geringere Verunreinigungen der land- 
wirtschaftlichen Produkte nicht als haftungsauslösende 
„wesentliche Beeinträchtigung“ oder Eigentumsver- 
letzung im Sinne von § 823 BGB an (s. STÖKL, 2003). 
Insgesamt bleibt aber ein beträchtliches Maß an Un- 
sicherheit über die Haftungsschwelle sowie auch über die 
Anforderungen an den Kausalitätsnachweis etwa gegen- 
über mehreren in Betracht kommenden Verursachern. 
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941. Der kürzlich vom Bundeskabinett verabschiedete 
Novellierungsentwurf zum Gentechnikgesetz sieht nun 
eine spezialgesetzliche Haftungsregelung vor. Danach 
sollen die Betreiber von GVO- Anbauflächen für GVO- 
Verunreinigungen der Produkte benachbarter Landwirte 
Schadenersatz zu leisten haben, wenn die Verunreinigun- 
gen so groß sind, dass sie die Kennzeichnungsschwelle 
von 0,9 % überschreiten oder dazu führen, dass die Pro- 
dukte nicht mit einer Kennzeichnung in Verkehr gebracht 
werden dürfen, die nach den für die Produktionsweise je- 
weils geltenden Rechtsvorschriften möglich gewesen 
wäre (§ 36 Abs. 1). Diese Haftung soll verschuldens- 
unabhängig unter den gleichen erleichterten Vorausset- 
zungen eingreifen, wie sie gemäß § 32 GenTG für Schä- 
den an Gesundheit und Sachen gelten. Insbesondere 
sollen mehrere potenzielle Verursacher einer GVO- Ver- 
unreinigung gesamtschuldnerisch haften, sofern keine 
Einzelzurechnung möglich ist. Zu diesem Haftungskreis 
müssen gegebenenfalls auch solche Personen zählen, die 
die Verunreinigungen bei Transport oder Lagerung von 
Saatgut oder Erzeugnissen verursacht haben können, 
wenn für eine solche Verursachung stichhaltige Anhalts- 
punkte vorliegen. 

Der Umweltrat begrüßt diesen Regelungsvorschlag und 
erachtet es im Hinblick auf die Schutzwürdigkeit der gen- 
technikfreien Eandwirtschaft als angemessen und sach- 
gerecht, 

- den GVO- Anwendern eine Gefährdungshaftung für 
die durch ihre Freisetzungen verursachten wirtschaft- 
lichen Beeinträchtigungen der gentechnikfreien Land- 
wirtschaft aufzuerlegen, 

- die Ausgleichspflicht auf die Überschreitung der 
Kennzeichnungsschwellen zu beschränken und 

- den Kausalitätsnachweis im Hinblick auf mehrere 
mögliche Verursacher gegebenenfalls durch die ge- 
samtschuldnerische Haftung dieser Verursacher zu er- 
leichtern. 

Der Umweltrat ist allerdings der Ansicht, dass die Haf- 
tungsfrage mittelfristig gemeinschaftsrechtlich geregelt 
werden sollte, um grenzüberschreitenden Verursachungs- 
zusammenhängen gerecht zu werden und europaweit ein- 
heitliche Rahmenbedingungen zu gewährleisten. Ferner 
würde durch eine gemeinschaftsrechtliche Haftungsrege- 
lung unmissverständlich klargestellt, dass die gemein- 
schaftsrechtlichen Regelungen über die Zulassung der 
GVO-Freisetzung keineswegs implizieren, dass die durch 
zugelassene GVO-Freisetzungen verursachten Auskreu- 
zungen uneingeschränkt entschädigungsfrei hinzunehmen 
sind. Dabei hält der Umweltrat den im Regierungsentwurf 
enthaltenen Vorschlag der gesamtschuldnerischen Haf- 
tung mehrerer potenzieller Verursacher gegenüber den 
alternativ erwogenen Lösungen eines Haftungsfonds 
(s. BARTH et al., 2003; EU-Kommission, 2003c) oder 
einer Produzentenhaftung (der Hersteller des GVO, vgl. 
GRAEFE zu BARINGDORF, 2003) für vorzugswür- 
dig. Nur die unmittelbar beim jeweiligen GVO-Anbauer, 
-Verwender oder -Transporteur ansetzende Haftung setzt 
auch einen unmittelbar wirksamen Anreiz, die im konkreten 
Fall angemessenen Vermeidungsmaßnahmen zu treffen. 


Nicht unproblematisch erscheint es dem Rat hingegen 
- auch im Hinblick auf das landwirtschaftliche Nachbar- 
schaftsverhältnis -, einen Ersatzanspruch bei Verunreini- 
gungen auch unterhalb der Kennzeichnungsschwellen zu 
gewähren, wenn wegen der Verunreinigungen das betrof- 
fene landwirtschaftliche Erzeugnis nicht mehr entspre- 
chend der EG-Öko-Verordnung als Erzeugnis der ökolo- 
gischen Landwirtschaft verwendet werden kann. Eine 
solche Haftung ginge in Anbetracht dessen, dass die EG- 
Öko-Verordnung für das Verbot der Verwendung von 
GVO in „Öko-Erzeugnissen“ keine Schwellenwerte vor- 
sieht, sehr weit. Sie stünde im Widerspruch zu der Grund- 
entscheidung, die GVO- Anwendung grundsätzlich zuzu- 
lassen und die gentechnikfreie Landwirtschaft dabei 
durch Kennzeichnungsschwellen zu schützen. Freilich 
liegt der Widerspruch primär darin begründet, dass die 
gentechnikrechtlichen Kennzeichnungsschwellen nicht 
zugleich als Bagatellgrenzen in die EG-Öko-Verordnung 
eingeführt worden sind (vgl. Tz. 924). 

Da davon auszugehen ist, dass weder die Anreizwirkung 
der im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Gefahrdungshaf- 
tung noch die einer Produzentenhaftung hinreichend stark 
sein werden, um Verunreinigungen weitestgehend zu ver- 
meiden, hält der Umweltrat unabhängig von der Aus- 
gestaltung der Haftungsregelungen eine konsequente öf- 
fentlich-rechtliche Regulierung für erforderlich. Dies 
gebieten angesichts der bestehenden ökologischen Risi- 
ken schon das Vorsorgeprinzip, aber auch der politische 
Wille, die gentechnikfreie Landwirtschaft nicht nur finan- 
ziell zu entschädigen sondern faktisch zu erhalten. Inso- 
fern werden die vorgeschlagenen und genauer zu spe- 
zifizierenden Maßnahmen der guten fachlichen Praxis 
(vgl. Tz. 899) des Anbaus von GVO durch die Haftungs- 
regelungen keineswegs überflüssig. 

10.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

942. Mit dem Inkrafttreten einer Reihe neuer europa- 
rechtlicher Regelungen, der bevorstehenden Novellierung 
des deutschen Gentechnikgesetzes und dem absehbaren 
Ende des de-facto-Moratoriums für die Zulassung neuer 
gentechnisch veränderter Organismen (GVO) in der EU 
wird die Entwicklung der zukünftigen Nutzung der „grü- 
nen“ Gentechnik entscheidend beeinflusst. Der Umwelt- 
rat misst den zu treffenden Weichenstellungen große Be- 
deutung für die Zukunft der agrarischen Eandnutzung bei. 
Deshalb unternimmt er den Versuch, die Kontroverse um 
die „grüne“ Gentechnik umfassend und differenziert dar- 
zustellen und die Aufmerksamkeit auf die dringlichsten 
Probleme zu richten. Damit verbunden ist eine gewisse 
„Neufokussierung“ der Kontroverse, da die Bestandsauf- 
nahme ergab, dass die wichtigsten offenen Fragen und 
größten Risiken beim derzeitigen Kenntnisstand eher 
nicht die menschliche Gesundheit betreffen, sondern im 
Bereich der Schäden für die Umwelt und der Beeinträch- 
tigung der gentechnikfreien Landwirtschaft, insbesondere 
des ökologischen Landbaus liegen. 

N utzenpotenziale 

943. Die „grüne“ Gentechnik bietet ein breites Spek- 
trum potenzieller Nutzeneffekte. Dazu gehören Möglich- 
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keiten zur Effizienzsteigerung der landwirtschaftlichen 
Produktion, Potenziale zur Verringerung der Umwelt- 
belastung und die Verbesserung von Nahrungsmittel- 
eigenschaften. Im Einzelnen ist neben der schon heute 
weit verbreiteten Nutzung herbizid- oder insektenresis- 
tenter Organismen etwa die Entwicklung von besonders 
ertragsstarken, krankheitsresistenten oder an ungünstige 
Umweltbedingungen angepassten Sorten, die Erzeugung 
gesundheitsfördernder Nahrungsmittel und sogar die Pro- 
duktion von Arzneimitteln in gentechnisch veränderten 
Pflanzen zu nennen. Für viele der derzeit in der Entwick- 
lung befindlichen Anwendungsmöglichkeiten lässt sich 
allerdings noch keine Aussage darüber treffen, ob und 
wann sie Praxisreife erlangen und mit welchen Risiken 
sie verbunden sein könnten. Des Weiteren gilt es zu be- 
achten, dass viele der anvisierten Nutzeneffekte auch 
ohne die Nutzung „grüner“ Gentechnik auf anderem 
Wege realisierbar sind. 

Kategorische Einwände 

944 . Vielfach wird der Einsatz der „grünen“ Gentechnik 
kategorisch, also „aus Prinzip“ abgelehnt. Der Umweltrat 
gelangt zu dem Ergebnis, dass eine auf kategorische Ar- 
gumente gestützte Ablehnung der „grünen“ Gentechnik 
lediglich weltanschaulichen Charakter hat. Sofern eine 
kategorische Ablehnung weiter verbreitet ist, sollte dem 
in angemessenem Rahmen verbraucherpolitisch Rech- 
nung getragen werden, etwa durch die Pflicht zur Kenn- 
zeichnung von GVO-haltigen Produkten. Kategorische 
Argumente gegen die „grüne“ Gentechnik bieten indes- 
sen keine akzeptable Grundlage für rechtliche Restriktio- 
nen. Vielmehr müssen Risiko- und Folgebewertungen 
ausschlaggebend sein. 

Gesundheitliche Risiken 

945 . Mit der Aufnahme von Lebensmitteln, die gen- 
technisch veränderte Proteine enthalten, kann eine ge- 
sundheitliche Gefährdung für den Menschen verbunden 
sein. Es wird insbesondere befürchtet, dass neue toxisch 
wirkende Stoffe oder unbekannte Allergene in der Nah- 
rung auftreten. Darüber hinaus wird vermutet, dass 
Mikroorganismen durch horizontalen Gentransfer Selek- 
tionsvorteile erwerben könnten, die entweder zu Multi- 
resistenzen oder neuen Pathogenen führen könnten. 

Für die lebensmittelhygienische Kontrolle von herkömm- 
lichen und GVO-haltigen Lebensmitteln ist in der Freiset- 
zungsrichtlinie (200 1/1 8/EG) eine Risikoanalyse und ein 
Risikomanagement vorgeschrieben, mit deren Hilfe po- 
tenzielle gesundheitliche Gefährdungen erkannt werden 
können. Aus der Erfahrung der Lebensmittelüberwa- 
chung und anhand von bereits durchgeführten Studien 
wurden Methoden für eine Risikoabschätzung entwickelt, 
deren Anwendung zu dem Ergebnis führte, dass das Ri- 
siko für die menschliche Gesundheit als eher gering ein- 
zuschätzen ist. Trotz verbleibender methodischer Schwä- 
chen und offener Fragen dieser Risikoanalysen erachtet 
der Umweltrat eine sichere Lebensmittelkontrolle nach 
jetzigem Wissensstand als hinreichend gewährleistet. 


Bezogen auf die möglichen Risiken, die durch Produkte 
(Functional Foods und Arzneimittel) aus gentechnisch 
veränderten Pflanzen der zweiten und dritten Generation 
entstehen können, kann keine abschließende Bewertung 
vorgenommen werden. Der Umweltrat ist der Ansicht, 
dass bei der Entwicklung von so genannten Functional 
Foods eine differenzierte Abschätzung der Nutzeneffekte 
und eine Abgrenzung zwischen gesundheitsfördernder 
und therapeutischer Wirkung erfolgen müssen. Im Be- 
reich des geplanten Anbaus von arzneimittelproduzieren- 
den Pflanzen und deren Verabreichung an Patienten hat 
der Umweltrat Bedenken. Zum einen ist er der Auffas- 
sung, dass derart veränderte Pflanzen ausschließlich unter 
kontrollierten Bedingungen angebaut werden sollten. 
Zum anderen ist es bei der Verabreichung solcher Arznei- 
mittel unerlässlich, die erforderliche Dosierung in klini- 
schen Tests zu prüfen und aufgrund möglicher Schwan- 
kungen in der Expression den Anteil wirksamer Stoffe 
stets zu kontrollieren. 

Ökologische Risiken 

946 . Bezüglich der ökologischen Risiken bestehen der- 
zeit noch große Ungewissheiten. Diese resultieren nicht 
nur aus dem Fehlen verlässlicher Basisdaten, sondern 
auch aus der Komplexität natürlicher Systeme. Relevante 
Faktoren sind beispielsweise zeitliche Verzögerungen in- 
nerhalb solcher Systeme, Triggereffekte (das Eintreten 
von Wirkungen erst unter bestimmten Bedingungen, etwa 
extremen Witterungsverhältnissen) oder die Fähigkeit 
von Organismen zur Selbstreproduktion. Entscheidungen 
sollten deshalb unter Berücksichtigung des Vorsorgeprin- 
zips getroffen werden. Zu einem entsprechend vorsichti- 
gen Umgang mit gentechnisch veränderten Organismen 
gehört in jedem Fall die sorgfältige Überprüfung der Aus- 
wirkungen auf die Umwelt vor und nach dem Inverkehr- 
bringen. Diesbezüglich bestehen weit reichende methodi- 
sche Defizite. 

Der Umweltrat empfiehlt bei der Definition ökologischer 
Schäden einen schutzgutbezogenen Ansatz. Als Schutz- 
güter sollen dabei die biologische Vielfalt im Sinne des 
Übereinkommens über die biologische Vielfalt (CBD) so- 
wie die Schutzgüter gemäß § 1 GenTG und §§ 1 und 
2 BNatSchG gelten. Im Anschluss an seine Definition 
ökologischer Schäden aus dem Jahre 1987 schlägt der 
Umweltrat vor, bei der Identifikation ökologischer Schä- 
den die sich oft nur über größere Zeiträume manifestie- 
renden Abweichungen von natürlichen Variationsbreiten 
ins Zentrum der Untersuchungen zu stellen. Demnach 
sind Veränderungen, die über die natürliche Variations- 
breite des jeweils betroffenen Schutzgutes hinausgehen, 
als Indikatoren für Schäden am betroffenen Naturgut so- 
wie am Wirkungsgefüge des Naturhaushalts anzusehen. 
Langzeituntersuchungen müssen in diesem Fall Auf- 
schluss über die tatsächlich eingetretenen Schäden geben. 

Weiterhin gilt es, Schwellenwerte festzulegen, unterhalb 
derer ökologische Schäden in Kauf genommen werden 
können. Erst beim Überschreiten dieser Schwellenwerte 
ist das Inverkehrbringen des entsprechenden GVO zu 
beenden. Solche Schwellenwerte können nur politisch 
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bestimmt werden. Der Umweltrat schlägt vor, bei der 
Festlegung von Schwellenwerten neben den Abweichun- 
gen von natürlichen Variationsbreiten die folgenden Kri- 
terien zu berücksichtigen: Ausbreitungspotenzial der 
GVO, Eigenschaften der Transgene und Schutzstatus der 
betroffenen Schutzgüter. Das vom Umweltrat vorgestellte 
Konzept zur Ermittlung und Bewertung ökologischer 
Schäden sollte zügig weiterentwickelt und für die Umset- 
zung des Monitorings fruchtbar gemacht werden. Grund- 
legende Voraussetzung für die Bewertung eines ökologi- 
schen Schadens ist das Vorhandensein von Basisdaten 
{baselines) sowie von gentechnikffeien Referenzgebieten. 
Der Umweltrat hält daher die Ausweisung solcher Flä- 
chen verbunden mit dem sofortigen Beginn eines grund- 
legenden Monitorings für vordringlich. Die Ausweisung 
solcher Flächen sollte im Rahmen eines bundesweiten 
Landschaftskonzeptes erfolgen. 

Beeinträchtigungen gentechnikfreier Landwirtschaft 

947 . Es ist zu erwarten, dass gentechnikfrei wirtschaf- 
tenden Landwirten durch die Nutzung der „grünen“ Gen- 
technik Nachteile entstehen. Zu nennen sind Beeinträchti- 
gungen landwirtschaftlicher Produktionsverfahren - etwa 
durch das Auftreten von Resistenzen bei Schadinsekten -, 
aber auch verschlechterte Vermarktungsmöglichkeiten 
durch das Entstehen von Produkt- Verunreinigungen mit 
GVO. Von letzterem Problem dürfte insbesondere der 
ökologische Landbau betroffen sein, dessen Vorschriften 
die Nutzung „grüner“ Gentechnik nicht erlauben. Obwohl 
mehrere Maßnahmen möglich sind, um die genannten 
Beeinträchtigungen zu minimieren, werden sie sich mit 
Sicherheit nicht gänzlich verhindern lassen. 

Schon aus dem berechtigten Anspruch von Produzenten, 
gentechnikfreie Produkte erzeugen zu können, und aus 
dem Prinzip der Wahlfreiheit für Konsumenten folgt, dass 
der ökologische Landbau schutzwürdig ist. Vor allem 
aber ergibt sich eine besondere Schutzwürdigkeit aus dem 
wesentlich besseren Abschneiden des ökologischen 
Landbaus hinsichtlich der ökologischen Nachhaltigkeit 
und - konkreter - aus der dadurch begründeten politi- 
schen Zielsetzung, den Anteil des ökologischen Landbaus 
auf 20% bis zum Jahre 2010 zu erhöhen. All dies 
verlangt die Sicherung der Koexistenz von „grüner“ Gen- 
technik und gentechnikfreiem Landbau. Um den Fort- 
bestand des gentechnikfreien, insbesondere des ökologi- 
schen Landbaus zu sichern, bedarf es in erster Linie 
spezifischer Regeln der guten fachlichen Praxis zur Ver- 
meidung von Auskreuzungen beziehungsweise Verun- 
reinigungen durch den Einsatz gentechnisch veränderter 
Organismen. Die Produktion ökologischen Saatgutes be- 
darf eines besonderen Schutzes. 

Die Vorzugswürdigkeit des ökologischen Landbaus unter 
Nachhaltigkeitsgesichtspunkten spricht ferner dafür, die 
Nutzer „grüner“ Gentechnik prinzipiell als Verursacher 
der zu erwartenden Schäden anzusehen. Dementspre- 
chend erscheint es auch angemessen und geboten, die ho- 
hen Transaktionskosten (beispielsweise für Anbauregis- 
ter, Monitoring, Analysen etc.) und Haftungsrisiken, die 
die Nutzung „grüner“ Gentechnik vermutlich mit sich 


bringen wird, im Wesentlichen gemäß dem Verursacher- 
prinzip den Gentechnik- Verwendern anzulasten, selbst 
wenn diese Antastung in Einzelfällen dazu führt, dass die 
Einführung dieser Technik für die Betreiber ökonomisch 
unattraktiv wird. Details der Kostenanlastung sollten auch 
deshalb möglichst zügig geklärt werden. Hinsichtlich der 
Haftung des Gentechnik verwendenden Landbaus hält der 
Umweltrat die in der Gesetzesnovelle vorgesehene (ver- 
schuldensunabhängige) Gefährdungshaffung trotz eini- 
ger Nachteile für die insgesamt vorzugswürdige Lösung. 

Entwicklung des gemeinschaftsrechtlichen Rahmens 

948 . Mit dem Ziel, durch neue Zulassungsgrundlagen 
für die GVO-Freisetzung und -Vermarktung das de-facto- 
Moratorium zu beenden und zugleich weiteren welthan- 
delsrechtlichen Konflikten vorzubeugen, hat die Europäi- 
sche Gemeinschaft in den vergangenen Jahren den recht- 
lichen Rahmen für die Nutzung der „grünen“ Gentechnik 
wesentlich weiterentwickelt. Die so genannte Freiset- 
zungsrichtlinie (2001/18/EG) regelt die Zulassung und 
Überwachung von Freisetzungen gentechnisch veränder- 
ter Organismen und unterscheidet Verfahren und Zustän- 
digkeit wesentlich danach, ob die Freisetzung zum Zwe- 
cke des Inverkehrbringes (Vermarktung) erfolgt oder ob 
sie nicht zum Inverkehrbringen lediglich versuchsweise 
erfolgt. Während für die Vermarktungszulassung eine 
umfassende Abstimmung mit den Mitgliedstaaten und 
eine Letztentscheidungskompetenz der EU-Kommission 
vorgesehen wird, bleiben für die Zulassung und Überwa- 
chung der örflich begrenzten Freisetzungsversuche im 
Wesentlichen die nationalen Stellen alleine zuständig. Für 
das Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten Le- 
bens- und Futtermitteln wurde schließlich mit der Verord- 
nung über GV-Lebens- und -Futtermittel (VONr. 1829/ 
2003/EG) ein weit gehend zentralisiertes Zulassungsver- 
fahren eingeführt, bei dem über den Zulassungsantrag ein 
mit Vertretern der Mitgliedstaaten besetzter Regelungs- 
ausschuss der EU-Kommission nach Beratung durch die 
Europäische Behörde für Lebensmitfelsicherheit (EFSA) 
entscheidet. Diesem zentralisierten Verfahren unterfallen 
unter anderem alle landwirtschaftlichen Anbauprodukte, 
die als Lebens- oder Futtermittel oder zur Herstellung von 
Lebens- oder Futtermitteln vermarktet werden sollen. 
Den Mitgliedstaaten verbleibt in diesem Bereich nur die 
Mitwirkung im europäischen Verfahren, im Übrigen blei- 
ben sie für die begleitende Beobachtung und Überwa- 
chung zuständig. 

Nachdem die EG ihre Regulierung der Gentechnikver- 
wendung als (vorläufig) abgeschlossen betrachtet, dürfte 
nunmehr das Ende des de-facto-Moratoriums bevorstehen 
und es ist mit einem Beginn der Nutzung der „grünen“ 
Gentechnik in der EU bereits im Jahre 2005 zu rechnen. 
Mit den genannten gemeinschaftsrechtlichen Regelungen 
ist dabei allerdings der rechtliche und administrative Rah- 
men für eine „sichere“ Zulassungs- und Überwachungs- 
praxis noch bei weitem nicht geschlossen. Vielmehr be- 
steht zumindest auf nationaler Ebene noch erheblicher 
Umsetzungs- und Präzisierungsbedarf. Hinsichtlich des 
Zulassungsverfahrens und der darin enthaltenen Umwelt- 
und Sicherheitsprüfung befrifff dies insbesondere die ma- 
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teriellen Zulassungsvoraussetzungen für eine Freisetzung 
und ein Inverkehrbringen beziehungsweise die zentrale 
Frage, welche Auswirkungen eines freigesetzten GVO 
auf die Umwelt oder die menschliche Gesundheit als 
schädlich und unzumutbar betrachtet werden sollen und 
daher der Zulassung entgegenstehen, oder - sofern die 
Wirkungen erst nachträglich festgestellt werden - den 
Widerruf der Zulassung und den Abbruch der Freisetzung 
erfordern. Diese entscheidende Frage, die in dem stark 
europäisch zentralisierten Zulassungsreglement eigent- 
lich einer einheitlichen, gemeinschaftlichen Lösung be- 
darf, muss nun - nachdem von der Gemeinschaft dazu 
vorerst keine Regelungen zu erwarten sind - zumindest 
vorläufig von den Mitgliedstaaten beantwortet werden. 
Ferner besteht im Bereich des Monitorings durchgehend 
nationaler Umsetzungsbedarf, denn für diese Bereiche 
obliegt die Konkretisierung und der Vollzug durchgehend 
den Mitgliedstaaten. Schließlich lässt das europäische 
Recht auch die Frage der Koexistenz gentechniknutzen- 
der und gentechnikfreier Landwirtschaftsformen offen. 
Auch für diesen zentralen Konflikt der Verwendung „grü- 
ner“ Gentechnik muss daher eine nationale Lösung und 
Regelung gefunden werden. Insgesamt besteht also im 
nationalen Gentechnikrecht erheblicher Anpassungs- und 
Ergänzungsbedarf 

Neuordnung des nationalen Gentechnikrechts 

949 . Um dem dargestellten Änderungsbedarf des natio- 
nalen Gentechnikrechts Rechnung zu tragen, hat die 
Bundesregierung inzwischen unter Federführung des 
BMVEL einen Entwurf für ein Gesetz zur Neuordnung 
des Gentechnikrechts (GenTRNeuordG) vorgelegt, der zu 
den eben genannten Umsetzungsfragen teils begrüßens- 
werte und teils weniger befriedigende Regelungsvor- 
schläge unterbreitet. Ein zentraler Schwachpunkt liegt 
darin, dass auch der Gesetzentwurf keine vollzugstaug- 
lichen materiellen Zulassungskriterien bezüglich der Aus- 
wirkungen von GVO auf Umwelt und Gesundheit 
bestimmt, sondern dazu lediglich eine Verordnungs- 
ermächtigung vorsieht, die es in das Ermessen der Bun- 
desregierung stellt, näher zu präzisieren, welche Wirkun- 
gen und Wirkungsweisen eines GVO als schädlich und 
nicht tolerabel einzustufen sind. Ohne greifbare Risiko- 
bewertungskriterien fehlt nicht nur ein gleichmäßig voll- 
ziehbarer Schutz- beziehungsweise Vorsorgestandard für 
die Zulassung. Es fehlt zugleich an vollzugsgeeigneten 
Bezugspunkten für das gesamte fallspezifische und allge- 
meine Monitoring. Der Umweltrat empfiehlt insoweit, die 
Verordnungsermächtigung durch eine Verpflichtung zum 
Erlass einer entsprechenden, die Zulassungsmaßstäbe 
konkretisierenden Verordnung zu ersetzen und dement- 
sprechend so rasch wie möglich Kriterien zur handlungs- 
bezogenen Risikobewertung zu erarbeiten. 

Dem Umweltrat ist dabei bewusst, dass in dem weit ge- 
hend europarechtlich zentralisierten Zulassungssystem 
die geforderten nationalen Bewertungskriterien früher 
oder später europäischen Maßstäben und Kriterien ent- 
sprechen oder weichen müssen. Gleichwohl bleiben zwi- 
schenzeitlich, das heißt solange europäische Maßstäbe 
fehlen, nationale Konkretisierungen der für Zulassung 


und Überwachung maßgeblichen Risiko- und Schädlich- 
keitsschwellen unerlässlich, um ein Mindestmaß an 
Schutz und Vorsorge sicherzustellen. Im Übrigen sollte 
vor dem Hintergrund des zentralisierten Zulassungssys- 
tems insbesondere darauf geachtet werden, dass nationale 
Interessen durch eine geeignete Beteiligung der zuständi- 
gen und kompetenten nationalen Stellen in den europäi- 
schen Entscheidungsprozess hinreichend einbezogen 
werden. 

Der Umweltrat begrüßt im Wesentlichen die im Gesetz- 
entwurf zur Neuordnung des Gentechnikrechts vorgese- 
henen Regelungen zur Koexistenzfrage, weist aber darauf 
hin, dass bezüglich der zur Vorsorge gegen Auskreuzun- 
gen und Verunreinigungen einzuhaltenden guten fach- 
lichen Praxis noch erheblicher Konkretisierungsbedarf 
besteht. Die im Entwurf getroffenen Haftungsregelungen 
sieht der Umweltrat als wesentlichen Schritt in Richtung 
eines fairen, die Koexistenz fördernden Haftungsregimes 
an. Insbesondere hält er es für sachgerecht und angemes- 
sen, eine (verschuldensunabhängige) Gefahrdungshaf- 
tung der GVO- Verwender gegenüber benachbarten Land- 
wirten einzuführen, diese Haftung aber auf oberhalb der 
Kennzeichnungsschwelle liegende Verunreinigungen zu 
beschränken. Auch die im Novellierungsentwurf vorgese- 
hene gesamtschuldnerische Haftung mehrerer in Betracht 
kommender Verursacher einer Verunreinigung (für den 
Fall mangelnder individueller Zurechenbarkeit) erscheint 
dem Umweltrat als eine angemessene Verteilung der Be- 
weislast. 

Kennzeichnung 

950 . Nach den EU- Verordnungen 1829/2003/EG und 
1830/2003/EG wird die Kennzeichnung und Rückver- 
folgbarkeit für GVO geregelt. Die Kennzeichnungspflicht 
bezieht sich auf sämtliche gentechnisch veränderte Pflan- 
zen, auf Produkte, die GVO enthalten und auf Produkte, 
die mit GVO hergestellt wurden, diese aber nicht nach- 
weisbar enthalten. Für unbeabsichtigt verunreinigte Pro- 
dukte wurde ein Schwellenwert von 0,9 % GVO-Anteil 
festgelegt. Der Umweltrat erkennt das Prinzip der Konsu- 
mentensouveränität und damit das Anrecht der Verbrau- 
cher auf Wahlfreiheit an. Mit der Kennzeichnungspflicht 
wird dieser Wahlfreiheit mit dem Kompromiss Rechnung 
getragen, dass unbeabsichtigt verunreinigte Produkte erst 
ab einem Schwellenwert von 0,9 % gekennzeichnet wer- 
den müssen. Verunreinigungen sind faktisch wohl nicht 
zu verhindern. Für den ökologischen Landbau ergeben 
sich aus dieser Regelung wahrscheinlich Akzeptanzpro- 
bleme, denn ein gekennzeichnetes Produkt ist - auch 
wenn die Verunreinigung nicht beabsichtigt war - als 
Ökoprodukt wahrscheinlich unverkäuflich. Allerdings 
sieht der Umweltrat zu der pragmatischen Lösung einer 
eher willkürlich festgelegten Bagatellgrenze keine Alter- 
native. Es steht allerdings zu befürchten, dass bei einer 
weit reichenden Nutzung der „grünen“ Gentechnik diese 
Schwellen so oft überschritten werden, dass die Kenn- 
zeichnung ihre Aussagekraft verliert. Die Schwellen 
müssten dann der realen Entwicklung angepasst werden. 
Insofern wäre es für die Zukunft überlegenswert, ob sich 
Kennzeichnungspflichten nicht stärker an der Absicht- 
lichkeit der Verwendung „grüner“ Gentechnik orientieren 
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sollten. Denkbar wäre es, einerseits den quantitativen An- 
teil gentechnisch veränderter Bestandteile des jeweiligen 
Produktes anzugeben, andererseits aber auch zu kenn- 
zeichnen, ob Gentechnik absichtlich verwendet wurde 
oder nicht. 

951 . Für eine Saatgutrichtlinie liegt bislang lediglich ein 
zwischenzeitlich wieder zurückgezogener Entwurf vor 
(SANCO/1 542/2000 Rev. 4). Darin sollten für das Saat- 
gut von Pflanzen unterschiedliche Schwellenwerte fest- 
gelegt werden, die oberhalb der technischen Nachweis- 
grenze von 0,1 % liegen. Da Verunreinigungen durch die 
Vervielfältigung der genetischen Information während 
des Anbaus im Saatgut kritischer zu betrachten sind als in 
Produkten der Landwirtschaft, empfiehlt der Umweltrat 
der Bundesregierung, sich weiterhin für einen Schwellen- 
wert einzusetzen, der sich an der Nachweisgrenze orien- 
tiert. 

Monitoring 

952 . Das in der Freisetzungsrichtlinie vorgeschriebene 
und von einem Anbauregister zu begleitende Umwelt- 
monitoring beinhaltet eine allgemeine überwachende Be- 
obachtung und ein so genanntes fallspezifisches Monito- 
ring, dessen Anforderungen durch eine zuvor erfolgte 
Umweltverträglichkeitsprüfüng festgelegt werden. Durch 
dieses Monitoring soll gewährleistet werden, dass ökolo- 
gische Schäden zum frühestmöglichen Zeitpunkt festge- 
stellt werden, um die Möglichkeit zu eröffnen, schnellst- 
möglich Gegenmaßnahmen einleiten zu können. Die aus 
dem Monitoring gewonnenen Daten sollen an einer zen- 
tralen Stelle gesammelt und bewertet werden. Der Um- 
weltrat hält dieses System für sinnvoll und notwendig, 
um ein mögliehes Risiko für die Umwelt zu minimieren. 
Allerdings sollten die Anforderungen an ein Monitoring 
besser spezifiziert werden. Die Methoden für die allge- 
meine und fallspezifische Umweltbeobachtung sollten 
unbedingt standardisiert werden, damit vergleichbare Da- 
ten gewonnen werden können. Es sollten fallspezifisch 
ausgewählte Kriterien und Parameter bestimmt werden, 
die mit hoher Treffsicherheit einen ökologischen Schaden 
anzeigen und dazu beitragen können, einen ungerichteten 
Ermittlungsaufwand zu vermeiden. 

Die nationale Koordinierungsstelle und das national zu 
führende Anbauregister benötigen nach Auffassung des 
Umweltrates ein Pendant auf europäischer Ebene, wenn 
die Zulassungen von der EFSA europaweit geregelt wer- 
den. 

Zusammenfassende Empfehlungen 

953 . Wie dargelegt gibt es aus Sicht des Umweltrates 
gute Gründe, die eine umfassende Regulierung der Nut- 
zung der „grünen“ Gentechnik erforderlich machen. Un- 
ter Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips sind nach An- 
sicht des Umweltrates neben den europarechtlichen 
Vorschriften beziehungsweise zu deren Ausgestaltung 
folgende Regulierungsmaßnahmen geeignet und notwen- 
dig, um den genannten Gründen gerecht zu werden: 


- die zügige Ausgestaltung des Monitorings sowie die 
Erfassung des derzeitigen Referenzzustandes, 

- die Entwicklung einer vollzugstauglichen Schadende- 
finition im Sinne von Zulassungs- und Abbruchkrite- 
rien für das Freisetzen und Inverkehrbringen von 
GVO, 

- die Festlegung von Standards guter fachlicher Praxis 
für den GVO-Anbau, 

- die rechtzeitige und klare Verteilung der anfallenden 
Kosten für das Monitoring sowie für Maßnahmen zur 
Vermeidung von Verunreinigungen unter Berücksich- 
tigung des Verursacherprinzips, 

- die Einführung einer verschuldensunabhängigen Ge- 
fährdungshaftung für die Verwender der „grünen“ 
Gentechnik, 

- die Verpflichtung zur Saatgutkennzeichnung hinsicht- 
lich jeder die Nachweisgrenze überschreitenden gen- 
technischen Verunreinigung. 

954 . Der Umweltrat schätzt den mit der Einführung der 
„grünen“ Gentechnik verbundenen Regulierungsauf- 
wand (Transaktionskosten) als erheblich ein. Eine sorg- 
fältige und vorausschauende Regulierung ist jedoch uner- 
lässliche Legitimationsbasis des Einsatzes dieser 
Technik. Auch die diesem Aufwand gegenüberstehenden 
Nutzenpotenziale müssen differenziert betrachtet werden. 
Zwar erscheinen in einigen Bereichen (Effizienzsteige- 
rungen der landwirtschaftlichen Produktion, Functional 
Foods, Arzneimittelproduktion) wesentliche Vorteile 
möglich, andere, teilweise überzogene Erwartungen soll- 
ten aber realistischer eingeschätzt werden (deutlich sin- 
kende Umweltbelastung, sinkende Verbraucherpreise). 
Die immer wieder geforderte Abwägung der Nutzen und 
Risiken der Einführung dieser Technik in Deutschland 
und der EU fallt daher keineswegs uneingeschränkt posi- 
tiv zugunsten der „grünen“ Gentechnik aus. Mit GRUN- 
WALD und SAUTER (2003) lässt sich vielmehr feststel- 
len, dass sieh „bei einer Gesamtschau [...] die - fast 
ketzerisch klingende - Frage auf[ drängt], ob und wofür 
sich eigentlich der gesamte Aufwand lohnt, der für die 
Entwicklung und Durchführung einer konsistenten Regu- 
lierung des Anbaus von GVP in der europäischen Land- 
wirtschaft bislang bereits betrieben worden ist und der bei 
einem umfänglichen Anbau von GVP noch größer wer- 
den wird.“ Aus Sicht des Umweltrates ist diese Frage be- 
rechtigt. Der Umweltrat ist der Auffassung, dass die Ein- 
führung dieser Technik, die nicht kategorisch abzulehnen 
ist, für die indes kein dringender Bedarf besteht, insbe- 
sondere im Kontext einer Ökologisierung der Landnut- 
zung nicht unbedingt wünschenswert ist. Gesamtein- 
sehätzungen dieser Art sind notwendigerweise vorläufig; 
sie können durch Veränderungen der Informationsbasis 
und insbesondere auf einer langfristigeren Erfahrungs- 
grundlage revidiert werden, wenn sich daraus eine neue 
Einschätzung der Risiken ergibt oder es gelingt, gentech- 
nisch modifizierte Pflanzen zu entwickeln, die eine wirk- 
liche Synthese aus ökologisch nachhaltigem Landbau und 
moderner Biotechnologie ermöglichen. 
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11 Die Reform der europäischen Chemikaiienpoiitik 


955. Nach harten politischen Auseinandersetzungen und 
mehreren breit diskutierten Arbeitsentwürfen hat die EU- 
Kommission im Oktober 2003 einen Verordnungsvor- 
schlag zur umfassenden Reform der europäischen Chemi- 
kalienpolitik vorgelegt (REACH - Registration, Evalua- 
tion and Authorisation of Chemicals; COM [2003] 644 
vom 29. Oktober 2003). Dabei handelt es sich um eines 
der bedeutendsten Reformvorhaben der europäischen Poli- 
tik. Der Vorschlag befindet sich derzeit in den Beratungen 
zwischen den verschiedenen Ministerräten und dem EU- 
Parlament, ist aber aufgrund der massiven Widerstände 
insbesondere auch der deutschen Wirtschaft in der weite- 
ren Behandlung durch das EU-Parlament erheblich ver- 
zögert worden. Eine erste Lesung wird in dieser, im Mai 
2004 ablaufenden, Legislaturperiode aller Wahrschein- 
lichkeit nach nicht mehr zustande kommen. Durch das 
neue REACH-System sollen Basisinformationen von 
circa 30 000 so genannten Altstoffen durch die Hersteller 
verfügbar gemacht werden und die Neu- und Altstoff- 
bewertung miteinander harmonisiert werden. Sicherheits- 
berichte und die Weitergabe ihrer Ergebnisse in Form von 
Sicherheitsdatenblättem an die Stoffanwender sollen die 
sichere Verwendung von Stoffen in der Eigenverantwor- 
tung von Herstellern und Anwendern gewährleisten. Für 
als gefährlich eingestufte oder in großen Mengen her- 
gestellte Stoffe ist auch eine behördliche Bewertung der 
Registrierungsdaten vorgesehen. Besonders gefährliche 
Sfoffe werden in Zukunft einem Zulassungsverfahren un- 
terzogen. Darüber hinaus wird das bisherige Verfahren zu 
Verwendungsbeschränkungen von Stoffen vereinfacht 
und beschleunigt. Zur zentralen Koordination der neuen 
Chemikalienpolitik soll eine Europäische Agentur einge- 
richtet werden. 

956. Der Umweltrat hat seit 1979 wiederholt einen 
grundlegenden Reformbedarf des derzeitigen rechtlichen 
Regelungsregimes für Chemikalien festgestellt (SRU, 
1979, 2003). Vor dem Hintergrund der derzeitigen Kon- 
troverse um die Reform der Chemikalienpolitik erachtet 
er es für erforderlich, den Handlungsbedarf, die poten- 
ziellen Nutzeneffekte und die wesentlichen Elemente 
einer effektiven Chemikalienkontrolle explizit herauszu- 
stellen. Auf dieser Basis kann dann im Detail überprüft 
werden, ob der Kommissionsvorschlag der EU geeignet 
ist, die rechtssystematischen Schwächen des bisherigen 
Chemikalienrechts zu korrigieren und wirksame Steue- 
rungsimpulse für die Entwicklung sicherer Stoffe und 
Stoffanwendungen zu leisten. 

957. Obwohl die EU-Kommission ihren Vorschlag ge- 
genüber früheren Arbeitsentwürfen erheblich verschlankt 
hat, löst die Reform der europäischen Chemikalienpolitik 
nach wie vor erhebliche, überzogene Befürchtungen hin- 
sichtlich ihrer Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähig- 


keit der Chemischen Industrie, auf Arbeitsplätze und 
Wirtschaftsentwicklung aus. ln einer aktuellen Stellung- 
nahme hatte der Umweltrat bereits die methodischen 
Schwachpunkte dieser Schätzungen kritisiert (SRU, 
2003). 

11.1 Handlungsbedarf in der europäischen 
Chemikalienpolitik 

11.1.1 Wirkungen von Stoffen auf Mensch 
und Umwelt 

958. Das potenzielle Risiko von chemischen Stoffen 
und ihren Abbauprodukten für den Menschen und die 
Umwelt ist seit Jahrzehnten ein Dauerthema. Regelmäßig 
geraten neue Stoffe oder Wirkungen in das Blickfeld der 
öffentlichen Debatte. In den letzten Jahren wurden zum 
Beispiel TBT (Tributylzinn), bromierte Flammschutzmit- 
tel oder Phthalate vor allem wegen ihres möglichen Ein- 
flusses auf das Hormonsystem diskutiert. Gründe, die das 
Problembewusstsein vertieft haben, sind einerseifs Erfah- 
rungen aus der Vergangenheit, in denen sich erst nach 
jahrzehntelangen Anwendungen von bestimmten Verbin- 
dungen eine schädigende Wirkung für Organismen ge- 
zeigt hat und andererseits die Tatsache, dass inzwischen 
aufgrund verbesserter Analysemethoden viele Chemika- 
lien, die in die Umwelt gelangen (Umweltchemikalien), 
in verschiedensten Medien und auch im Menschen nach- 
gewiesen werden können. Dies bestärkt die Sorge, dass 
Chemikalien nicht nur zur Verbesserung der Lebensquali- 
tät und der Gesundheit beitragen, sondern auch Mensch 
und Umwelt bedrohen können. Laut Umfrage bewerten 
etwa 93 % der Europäer Chemikalien als maßgebliches 
Umweltproblem, welches ihre Gesundheit gefährdet (EU- 
Kommission, 2003b). Im Folgenden wird anhand von 
Beispielen versucht, einen kurzen Einblick in das Risiko 
der Exposition beziehungsweise der Wirkung von Stoffen 
auf Mensch und Umwelt zu geben. 

Exposition 

959. Wesentliche Kriterien für die Risikobewertung von 
synthetischen Stoffen sind neben der Toxizität die Art 
und Quantität der Freisetzung und das Verhalten dieser 
Stoffe in der Umwelt beziehungsweise in Organismen. 
Chemikalien gelangen aus verschiedensten Quellen, wie 
zum Beispiel aus der direkten Anwendung in Landwirt- 
schaft, Industrie und Haushalt, über unterschiedlichste 
Pfade in die Umwelt. Vom Menschen können sie unter 
anderem über den Verzehr kontaminierter Lebensmittel, 
über das Trinkwasser oder über die Luft aufgenommen 
werden. Beim Verhalten von Chemikalien in der Umwelt 
sind ihre Persistenz und ihre Akkumulationsfähigkeit we- 
sentlich. Gerade lipophile, schwer abbaubare Substanzen, 
die gut ins Fettgewebe eingelagert werden, können mit 
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aufsteigender Trophieebene akkumulieren und so in am 
Ende der Nahrungskette stehenden Organismen bedenk- 
lich hohe Konzentrationen erreichen. Unbestritten ist die- 
ses Problem bei Stoffen, bei denen eine toxische Wirkung 
nachweislich vorhanden ist. Schwieriger ist dagegen die 
Einschätzung, wie mit Chemikalien umgegangen werden 
soll, welche die beschriebenen inhärenten Eigenschaften 
(Persistenz, Bioakkumulation) besitzen, über deren Wir- 
kungen auf den Menschen und andere Biota bisher aber 
noch sehr wenig bekannt ist. Verstärkt wird diese Un- 
sicherheit durch die Kenntnis, dass einige dieser Stoff- 
gruppen, wie zum Beispiel synthetische Moschusverbin- 
dungen - Produkte, die als Duftstoffe in Kosmetika, 
Körperpflege- und in Wasch- und Reinigungsmitteln ein- 
gesetzt werden - inzwischen auch in Frauenmilch nach- 
gewiesen wurden (VIETH, 2002). Frauenmilch gilt als 
sehr geeigneter und gut zugänglicher Indikator, um im 
Körperfett gespeicherte Rückstände zu untersuchen. Trotz 
dieser und weiterer Fremdstoffnachweise gilt Frauenmilch 
immer noch als die beste Ernährung für Säuglinge. Da 
Säuglinge aber eine extrem vulnerable Gruppe darstellen, 
sind Fremdstoffe in Frauenmilch grundsätzlich uner- 
wünscht. Deshalb fordern unter anderem die WHO und 
die Nationale Stillkommission aus Gründen der gesund- 
heitlichen Vorsorge, die Einträge von persistenten und li- 
pophilen Schadstoffen in die Umwelt und damit auch die 
Exposition des Menschen gegenüber diesen Substanzen 
zu reduzieren (VIETH, 2002). 

960 . Weitere Aufnahmepfade, die in jüngerer Vergan- 
genheit Beachtung fanden, sind die direkte Aufnahme 
von Stoffen bei Kleinkindern, die Kinderspielzeug in den 
Mund nehmen, und die unerwünschte Stoffaufnahme 
über medizinische Produkte wie zum Beispiel Infusions- 
schläuche. Diese Expositionspfade spielen eine besondere 
Rolle im Zusammenhang mit Weichmachern, insbeson- 
dere Phthalaten, die aus Plastikprodukten in Flüssigkeiten 
diffundieren können (Tz. 1141). 

961 . Ein weiteres Problemfeld der Exposition stellt der 
Arbeitsplatz dar. Hier werden Beschäftigte beim Umgang 
mit verschiedensten Chemikalien in manchen Fällen einer 
weit höheren Chemikaliendosis ausgesetzt als die allge- 
meine Bevölkerung. Dass hier trotz der bestehenden 
rechtlichen Regelungen zum Arbeitschutz noch Verbesse- 
rungen wünschenswert sind, zeigen die Statistiken über 
Arbeitsunfalle mit Gefahrstoffen (IG Metall, Verdi und 
IG Bau, 2003). Der prozentuale Anteil der im weitesten 
Sinne am Arbeitsplatz durch Chemikalien verursachten 
Krebserkrankungen an den Gesamtkrebsneuerkrankun- 
gen wird in der Bundesrepublik Deutschland auf etwa 
3,8 % im Jahr 1997 geschätzt (RÜHE, 2002). 

Wirkungen von (Umwelt-)Chemikalien 

962 . Bei der Wirkung von Umweltchemikalien spielt 
die akute Toxizität für Mensch und Biota heutzutage in 
den meisten Fällen eine untergeordnete Rolle, da die in 
den verschiedenen Medien gefundenen Stoffkonzentra- 
tionen und die vom Menschen aufgenommenen Konzen- 
trationen dafür meist viel zu gering sind. Aus diesem 
Grunde kommt der chronischen Exposition im Niedrig- 


dosisbereich eine weit höhere Bedeutung zu. Mögliche 
Wirkungen, die in diesem Fall eine Rolle spielen, sind die 
Kanzerogenität und die Wirkung auf das Immun- oder 
Hormonsystem (Endokrinum). ln den letzten zwei Jahr- 
zehnten ist die mögliche endokrine Wirkung von synthe- 
tischen Stoffen ins Zentrum der Auseinandersetzung mit 
der Belastung durch Umweltchemikalien gerückt. Es gibt 
zahlreiche Chemikalien, die das Potenzial besitzen, das 
endokrine System des Menschen wie auch anderer Orga- 
nismen zu beeinflussen. Bekannte Beispiele für solche 
Stoffgruppen sind (EU-Parlament, 2000): 

- PCB (Polychlorierte Biphenyle), die als Isolierflüssig- 
keit, Hydrauliköl und Weichmacher für Dichtungs- 
massen eingesetzt wurden. Diese Stoffgruppe stellt, 
obwohl sie seit mehr als 15 Jahren verboten ist, auf- 
grund ihrer Langlebigkeit (Persistenz) nach wie vor 
ein Umweltproblem dar; 

- Phthalate, die - wie oben bereits erwähnt - als Kunst- 
stoff-Weichmacher zum Beispiel in Lebensmittelver- 
packungen und Kinderspielzeug verwendet werden 
(Kap. 12.4, Tz. 1141); 

- Alkylphenole, wie zum Beispiel Nonylphenol. Alkyl- 
phenole sind Abbauprodukte von Alkylphenolethoxy- 
laten, die als Industriechemikalien in Reinigungsmit- 
teln, Farbstoffen, Kosmetika, Pestiziden, Spermiziden 
und Kunststoffdispersionen eingesetzt werden; 

- Bisphenol-A, das in der Kunststoffherstellung verwen- 
det wird und beispielsweise in Lebensmittelver- 
packungen, Kunststoff-Zahnfüllungen und Saugfla- 
schen für Kleinkinder enthalten ist; 

- Tributylzinn (TBT), das insbesondere als Antifouling- 
biozid in Schiffsanstrichen verwendet wurde, ln der 
EU sind TBT-haltige Anstriche seit Juli 2003 verboten 
(SRU, 2004, Tz. 71). 

Im Folgenden wird unter anderem auf der Grundlage des 
Berichtes der Europäischen Umweltagentur (EEA) „Late 
lessons from early wamings: the precautionary principle 
1896-2000“ (EEA, 2001) anhand von Asbest, PCB und 
TBT dargestellt, welche Probleme beim Umgang mit 
stofflichen Risiken in der Vergangenheit bestanden und 
weiterhin bestehen. 

Asbest 

963 . Asbest gilt als das klassische Beispiel dafür, wel- 
che Folgen eine mangelnde Vorsorge beim Umgang mit 
gesundheitsschädlichen Stoffen haben kann. Bei Asbest 
lassen sich nicht die üblichen klassischen toxikologischen 
Kriterien wie akut, chronisch toxisch oder mutagen an- 
wenden, da vor allem die Faserstruktur des Minerals und 
nicht nur die chemischen Eigenschaften der Substanz für 
die schädigenden Wirkungen verantwortlich sind (SZAD- 
KOWSKl, 1994). Die chronische Exposition zu Asbest 
ist mit folgenden Krankheitsbildem verknüpft: Lungen- 
asbestose (asbestbedingte Lungenfibrose), Pleuraasbes- 
tose (bindegewebige Verdickung der Pleuren), Pleurame- 
sotheliom (eine seltene Form der Krebserkrankung) und 
Bronchialkarzinom. 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-443- 


Drucksache 1 5/3600 


964 . Der industrielle Abbau von Asbest begann in Ka- 
nada 1879 (EEA, 2001). Bereits 20 Jahre später wurden 
etwa 100 verschiedene Produkte aus diesem - aufgrund 
seiner Eigensehaften als „magiseh“ bezeichneten - Mine- 
ral hergestellt. Die in Europa importierte Menge des Mi- 
nerals stieg bis Mitte 1970 auf über 800 000 Mg jährlich 
an und fiel dann bis 1993 auf 100 000 Mg ab. Zum Schutz 
der Arbeiter und Konsumenten erließ Frankreich 1997 ein 
vollständiges Verbot von Asbestfasem und -produkten, 
dem die EU etwas später folgte. 

Bereits im Jahr 1898 wurde von adversen Gesundheits- 
effekten durch Asbeststaub bei Fabrikarbeitern berichtet. 
Anfang der 1930er-Jahre erschienen erste Untersu- 
chungsergebnisse in der medizinischen Literatur, in de- 
nen Lungenkrebserkrankungen in Verbindung mit Asbest 
gebracht wurden (EEA, 2001). Aus den 1950er-Jahren 
stammen Untersuchungen von WAGNER et al. (1960), 
die eine seltene Krebserkrankung - das maligne Pleura- 
mesotheliom - mit der Asbestexposition assoziierten. 

SELIKOFF et al. veröffentlichten 1964 eine Studie über 
392 Arbeiter, die Asbest verwendet hatten (in erster Linie 
zur Wärmedämmung) und länger als 20 Jahre exponiert 
waren. Bei 339 Arbeitern wurde eine Lungenasbestose 
festgestellt, die Lungenkrebsrate war siebenmal höher als 
die normale Rate und einige Fälle mit Pleuramesothelio- 
men wurden dokumentiert. 

965 . Es gibt verschiedene Gründe, warum zwischen den 
ersten warnenden Hinweisen über die Wirkung von As- 
bestfasem und deren Verbot so viel Zeit verging. Einer- 
seits spielte mit Sicherheit die lange Latenzzeit von 10 bis 
40 Jahren zwischen der Exposition und dem Auftreten 
einer Erkrankung eine Rolle. Anderseits entstanden wei- 
tere Probleme dadurch, dass die ersten Hinweise auf eine 
schädigende Wirkung nicht ausreichend ernst genommen 
und wissenschaftlich nicht weiter verfolgt wurden. 

Aufgmnd des Verbots ist Asbest in Europa heute kein 
akutes Problem mehr. Allerdings sind die Auswirkungen 
der früheren Verwendung immer noch registrierbar. So 
werden etwa zwei Drittel der nachweislich berafsbeding- 
ten Krebserkrankungen in Deutschland auf Asbest zu- 
rückgeführt (BUTZ, 1999). 

PCB 

966 . Zum ersten Mal wurden PCB im Jahre 1881 syn- 
thetisiert; die Massenproduktion zur kommerziellen Ver- 
wertung begann 1929. Nach Bekanntwerden der gesund- 
heitlichen Risiken wurden PCB aufgmnd ihrer Persistenz 
und der Risiken für die allgemeine Umwelt 1989 in der 
Bundesrepublik Deutschland vollständig verboten 
(Abschn. 13 des Anhangs zu § 1 Chem Verbots V). Ein ge- 
sundheitliches Risiko dieser Stoffgmppe zusammen mit 
anderen chlororganischen Substanzen wurde durch das 
Auftreten von Hautveränderangen, die so genannte Chlo- 
rakne, bei Arbeitern der chlororganischen Industrie im 
Jahr 1 899 bekannt. Erst siebzig Jahre später wurde man 
durch eine Publikation über PCB-Konzentrationen 
in verschiedenen Organismen der Ostseefauna auf das 
ubiquitäre Auftreten dieser Stoffgmppe in der Umwelt 


aufmerksam. Es zeigte sich, dass PCB extrem schwer ab- 
baubar sind und mit ansteigender Trophieebene im Fett- 
gewebe akkumulieren. Das vermehrte Auftreten von Re- 
produktionsstömngen bei Ostseerobben wurde mit der 
Schadstoffbelastung in Verbindung gebracht. In den 
I970er-Jahren konnte in zahlreichen Studien das Vorkom- 
men von PCB in der Umwelt, einschließlich sehr abgele- 
gener Gebiete wie der Arktis, nachgewiesen werden 
(EEA, 2001). 

Die akute Toxizität der PCB ist relativ gering. Bei Ratten 
und Mäusen konnten nach Verabreichung hoher Einzel- 
dosen vor allem Gewichtsverlust (wasting syndrom), Ver- 
größemng der Leber und Verändemngen an verschiede- 
nen Organen (Thymus, Milz, Nieren, Haut) festgestellt 
werden. Die Symptome der chronischen Einwirkung auf 
Versuchstiere sind ähnlich denen der akuten Wirkung. 
Erkenntnisse über die Wirkungen auf den Menschen 
liegen durch zwei Massenintoxikationen durch PCB- 
kontaminiertes Reisöl 1968 in Japan (Yousho-Krankheit) 
und 1979 in Taiwan (in der Stadt Yu Cheng) vor. Die 
Frage der krebserzeugenden Wirkung (auf den Men- 
schen) ist nicht eindeutig geklärt. Aufgmnd von tierexpe- 
rimentellen Untersuchungen wird inzwischen von einer 
tumorpromovierenden Wirkung der PCB ausgegangen 
(KALBERLAH et al., 2002). 

967 . PCB stellen auch nach etwa 15 Jahren des voll- 
ständigen Verbots in der Europäischen Gemeinschaft ein 
Problem für die Umwelt dar. So werden weiterhin, wenn 
auch deutlich geringere, PCB-Einträge über die Flüsse ins 
Meer registriert, die in erster Linie aus Altlasten und Ab- 
fällen stammen (SRU, 2004, Tz. 66). Hohe PCB-Kon- 
zentrationen finden sich immer noch in den Fluss- und 
Ästuarsedimenten. In verschiedenen Biota konnte zwar 
eine stetige Abnahme der PCB-Belastung dokumentiert 
werden, aber in einigen Fällen, wie zum Beispiel in 
Dorschlebem aus der Ostsee, hat sich dieser abnehmende 
Trend in den letzten Jahren nicht weiter fortgesetzt 
(HELCOM, 2002). In den Untersuchungen zu Fremdstof- 
fen in der Frauenmilch zeigte sich zwischen 1980 und 
1997 bei den Gesamt-PCB-Werten eine Abnahme von 
72 %. Da selbst das EU-weite Verbot von PCB zu einem 
immer noch nicht vollständigen Rückgang der inneren 
Exposition des Menschen und der Belastung der Umwelt 
geführt hat, bleiben PCB wegen ihrer Persistenz auch in 
Zukunft ein Problem für Mensch und Umwelt. Das Fall- 
beispiel PCB zeigt, wie lang in der Vergangenheit die 
Zeiträume waren, die zwischen dem ersten Erkennen 
eines Risikos durch Umweltchemikalien und den Maß- 
nahmen zur Reduzierung der Belastung lagen. Zusätzlich 
wird dabei deutlich, dass persistente Stoffe, wenn sie ein- 
mal in die Umwelt eingetragen wurden, dort noch sehr 
lange nachweisbar sind und die Belastung durch den Stoff 
auch durch ein vollständiges Verbot kurzfristig nicht ab- 
gesenkt werden kann. 

Die hormoninduzierende Wirkung von TBT 

968 . Zahlreiche Umweltchemikalien besitzen das Poten- 
zial, das Hormonsystem von Mensch und Tier zu beein- 
flussen. Obwohl viele Hinweise auf derarfige Wirkungen 
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vorliegen, ist es sehr schwierig, eine Kausalität zwischen 
der Schadstoffbelastung in der Umwelt und Veränderun- 
gen in Organismen herzustellen (s. auch SRU, 1999, 
Tz. 146-170). Das liegt an der meist sehr niedrigen Expo- 
sition, die von einer Vielzahl anderer Faktoren und weite- 
rer Schadstoffe sowie auch natürlich vorkommender Sub- 
stanzen begleitet wird. Eine Ausnahme hiervon stellt TBT 
dar, bei dem die Zusammenhänge zwischen dem Eintrag 
der Organozinnverbindungen und der androgenen Wir- 
kung auf Schnecken mit hoher Wahrscheinlichkeit belegt 
werden konnte (WATERMANN et al., 2003). TBT wurde 
seit etwa Ende der 1960er-Jahre im weiten Umfang in 
Antifouling-Schiffsanstrichen verwendet (EEA, 2001). 
Schon einige Jahre später wurde das Auftreten von Impo- 
sex (in diesem Falle Vermännlichung weiblicher Tiere) in 
Schneckenpopulationen aus Häfen dokumentiert, ohne 
dass ein Zusammenhang zu einer Schadstoffbelastung 
herstellbar war. Ähnliche Beobachtungen wurden bei 
Austern in der Bucht von Arcachon, einem wichtigen Ge- 
biet für die Marikultur von Muscheln, gemacht, ln den 
folgenden Jahren kam es dort aufgrund von Störungen in 
der Reproduktion zu schweren Einbrüchen in der Aus- 
temproduktion. Erst Anfang der 1980er-Jahre wurde ein 
Zusammenhang zwischen diesen Phänomenen und TBT 
hergestellt. Aufgrund der hohen finanziellen Verluste in 
der Muschelzucht reagierte die französische Regierung 
sehr schnell und bereits 1982 wurde der Gebrauch von 
TBT in Anstrichen für Sportboote verboten. Bis zu einem 
weltweiten Verbot von TBT-haltigen Antifouling-Anstri- 
chen dauerte es aber noch weitere 20 Jahre (s. auch SRU, 
2004, Tz. 71), obwohl in der Zwischenzeit das Auftreten 
von Imposex bei Mollusken in Häfen als Folge der 
Schadstoffbelastung mit Organozinnverbindungen in 
zahlreichen Studien beschrieben wurde. Außerdem wur- 
den auch andere Schädigungen unterschiedlichster Orga- 
nismen mit der TBT-Belastung in Verbindung gebracht 
(EEA, 2001). Derzeit werden unter anderem im Nordsee- 
bereich noch sehr hohe TBT- Werte in Sedimenten von 
Ästuaren, Häfen und Schifffahrtswegen gemessen 
(s. auch SRU, 2004, Tz. 71). 

Fazit 

969 . ln den dargestellten Beispielen zeigt sich, wie un- 
zulänglich in der Vergangenheit mit den Risiken durch 
Umweltchemikalien umgegangen wurde. Ein Problem 
stellen mit Sicherheit die langen Zeiträume zwischen dem 
Einsatz der synthetischen Stoffe, dem Erkennen mögli- 
cher Risiken und dem Umsetzen in Maßnahmen zum 
Schutz von Mensch und Umwelt dar. Ein Grund hierfür 
war und ist die Tatsache, dass die Erforschung von Phä- 
nomenen in der Umwelt oder die Wirkung von Stoffen 
meist einen längeren Zeitraum beanspruchen. Zusätzlich 
erschwert wird dieser Nachweis, wenn zwischen der Ex- 
position und dem Auftreten von Veränderungen, wie im 
Beispiel von Asbest, sehr lange Latenzzeiten bestehen. 
Folglich stellt sich die Frage, ab welchem Stand der Er- 
kenntnis Vorsorgemaßnahmen ergriffen werden sollten, 
speziell welche Kriterien zu einer Einschränkung oder 
zum Verbot der Verwendung von Chemikalien angewen- 
det werden sollten. Im Fall von Asbest, PCB und TBT hat 


es Jahrzehnte gedauert, bis die Informationen über ad- 
verse Wirkungen als ausreichend angesehen wurden, um 
Maßnahmen zu ergreifen. Obwohl PCB nun schon seit 
Jahren verboten sind, werden sie aufgrund ihrer hohen 
Persistenz und ihrer akkumulativen Eigenschaften auch in 
der Zukunft eine Belastung für die Umwelt darstellen. Es 
ist inzwischen eindeutig möglich, Stoffen diese beiden in- 
härenten Stoffeigenschaften zuzuordnen. Dagegen ist es 
weitaus schwieriger, Daten über mögliche Wirkungen zu 
generieren, besonders da sehr viele Unsicherheiten beste- 
hen, inwieweit niedrige Stoffkonzentrationen auf Orga- 
nismen wirken und es so gut wie keine Informationen 
über mögliche Interaktionen verschiedener Schadstoffe 
gibt. Aus diesem Grunde sollten die Eigenschaften Per- 
sistenz und Fähigkeit zur Akkumulation bei der Stoff- 
bewertung eine wichtige Rolle spielen. 

970 . Es gibt inzwischen zahlreiche Untersuchungen zu 
potenziellen hormonellen Wirkungen von Chemikalien. 
Dabei wurden Einflüsse dieser Stoffe auf die Biosynthese 
und Wirkungskaskade unterschiedlichster Hormone fest- 
gestellt (SRU, 1999, Tz. 146 ff). Bisher fehlen aber im- 
mer noch sehr viele Daten über deren toxikokinetisches 
Verhalten. Eine hormonähnliche Wirkung an sich stellt al- 
lerdings noch keine schädliche Veränderung dar, kann 
aber dureh Störungen der Funktionen des endokrinen 
Systems zu pathologischen Effekten führen. Prinzipiell 
geht man davon aus, dass die innere Exposition des Men- 
schen mit hormonähnlichen Fremdstoffen sehr gering ist, 
weshalb bisher kein kausaler Zusammenhang zu auftre- 
tenden Erkrankungen nachgewiesen werden konnte. Bei 
der Produktgruppe der Phthalate zeigte sich allerdings in 
einer kürzlich veröffentlichten Studie eine deutlich hö- 
here innere Exposition der Bevölkerung gegenüber dem 
Phthalat DEHP als bisher angenommen, weshalb in die- 
sem Fall ein Handlungsbedarf offensichtlich wurde (s. a. 
Kap. 12.4, Tz. 1143). Für einige Phthalate wurde bereits 
vor acht Jahren eine hormonähnliche Wirkung in Form 
einer Stimulation der Transkription des Östrogen- 
rezeptors nachgewiesen (JOBLING et al., 1995). Aueh in 
der Zukunft wird es weiterhin Unsicherheiten über eine 
mögliche Kausalität der Belastung durch Umweltchemi- 
kalien und dem Auftreten bestimmter Phänomene in der 
Umwelt, wie zum Beispiel der Verweiblichung von 
Fischen (s. dazu Abschn. 5.6.2, Tz. 491), geben. Am Bei- 
spiel der Phthalate zeigt sich, dass es unter dem Aspekt 
der Vorsorge sehr sinnvoll sein kann, Stoffeigenschaften, 
die schon frühzeitig Hinweise auf eine mögliche Schädi- 
gung geben (z. B. hormonähnliche Wirkungen), in der Ri- 
sikoabschätzung zu berücksichtigen. 

971 . Beim zukünftigen Umgang mit Stoffen sollten die 
Fehler der Vergangenheit vermieden werden. Dafür ist es 
notwendig, Risiken möglichst früh zu erkennen und auf 
diese Hinweise schnell zu reagieren. Ziel ist es, eine aus- 
reichende Prävention vor Schädigungen der Umwelt und 
der Gesundheit des Menschen zu gewährleisten. Die Er- 
fahrungen aus der Vergangenheit zeigen, dass es aufgrund 
komplizierter Dosis- Wirkungsbeziehungen und langer 
Latenzzeiten - wie auch vieler anderer bestehender Un- 
sicherheiten - sehr lange dauern kann, bis ein eindeutiger 
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Kausalzusammenhang zwischen Exposition und Erkran- 
kung beziehungsweise Veränderung in der Umwelt her- 
stellbar ist. Aus diesem Grunde sollte nach Auffassung 
des Umweltrates das Vorsorgeprinzip gerade im Umgang 
mit Chemikalien angewandt werden. Das REACH-Sys- 
tem könnte hierfür die entscheidende Grundlage bieten. 

11.1.2 Regelungsschwächen des bisherigen 
Chemikalienrechts 

972. Das bisherige Chemikalienrecht ist durch Unüber- 
sichtlichkeit, die faktische Nachrangigkeit von Umwelt- 
erfordemissen, Wissenslücken bei Neu- und vor allem bei 
Altstoffen, fehlende materielle Anforderungen für Ver- 
wendungsbeschränkungen und ein schwerfälliges und 
inflexibles Regelungssystem gekennzeichnet. Der Um- 
weltrat hat daher mehrfach eine grundlegende Reform 
angemahnt (Tz. 956). Im Einzelnen können die wesent- 
lichen Schwachpunkte folgendermaßen skizziert wer- 
den. 

Unübersichtliche Rechtsmaterie 

973. Den Kern des geltenden Chemikalienrechts der 
Gemeinschaft bilden vier Rechtsvorschriften, nämlich die 
Gefahrstoffrichtlinie (67/548/EWG), die Richtlinie für 
gefährliche Zubereitungen (1999/45/EG), die Altstoffver- 
ordnung (EWG Nr. 793/93) und die so genannte Be- 
schränkungsrichtlinie (76/769/EWG). Diese Vorschriften 
etablieren ein Regelungsregime mit den folgenden Ele- 
menten: (1) Für so genannte Neustoffe, das heißt für nach 
dem 18. September 1981 in den Verkehr gebrachte Che- 
mikalien, enthält die Gefahrstoffrichtlinie Bestimmungen 
zur Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefähr- 
licher Stoffe. Außerdem ist in dieser Richtlinie (2) ein 
Anmelde- und Prüfverfahren vorgesehen, demzufolge 
Hersteller und Importeure verpflichtet sind, vor Inver- 
kehrbringen neuer Stoffe deren gefährliche Eigenschaften 
selbsf zu ermitteln. Die Richtlinie 1999/45/EG enthält 
entsprechende Bestimmungen für Zubereitungen gefähr- 
licher Stoffe. Ferner wird (3) für die bereits vor dem 
18. September 1981 auf dem Markt befindlichen Stoffe in 
der Altstoffverordnung - lediglich - ein Verfahren der 
Aufarbeitung von Informationen über Altstoffe normiert. 
Ein Prüf- und Anmeldeverfahren ist nicht vorgeschrieben. 
Schließlich ermöglicht (4) die Beschränkungsrichtlinie 
sowohl für Neu- als auch für Altstoffe materielle Verbote 
und Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Ver- 
wendung gefährlicher Stoffe. Die Beschränkungsricht- 
linie hat sich allerdings vor allem aufgrund des langwie- 
rigen Entscheidungsverfahrens von Ministerrat und EU- 
Parlament über Verbote und Beschränkungen als ein we- 
nig praktikables Instrument zur Risikovorsorge heraus- 
gestellt. 

Die vorgenannten Regelwerke werden durch eine Viel- 
zahl von Rechtsakten teils konkretisiert, teils geändert 
(vgl. die Übersicht bei PACHE, 2002, S. 501 ff). Trotz 
unterschiedlicher Konsolidierungsbemühungen in der 
Vergangenheit ist das Gefahrstoffrecht der EG weiterhin 
durch eine Fragmentierung der einzelnen Problemfelder 
gekennzeichnet. Es handelt sich insgesamt um eine relativ 


stark zersplitterte und in der Folge wenig übersichtliche 
Rechtsmaterie (REHBINDER, 2003, S. 616). Besonders 
ins Gewicht fallen dabei die dargestellten unterschiedli- 
chen Systeme für die Regulierung von Alt- und Neustof- 
fen: Neustoffe unterliegen zwar keinem - aus Gründen 
des Gesundheits- und Umweltschutzes gebotenen (SRU, 
2002, Tz. 365) - Zulassungsverfahren, aber immerhin 
systematischen Prüfvorschriften im Rahmen eines An- 
meldeverfahrens mit Eingriffsvorbehalt, wohingegen Alt- 
stoffe bislang ohne Einstufung ihres Gefährdungspoten- 
zials hergestellt und eingeführt werden dürfen. 

Faktischer Nachrang des Umweltschutzes 

974. Das bisherige Chemikalienrecht der EG geht zwar 
konzeptionell von der grundsätzlichen Gleichrangigkeit 
des Schutzes der menschlichen Gesundheit und des Um- 
weltschutzes aus. In der Praxis steht jedoch der Gesund- 
heitsschutz im Vordergrund. Ausdruck des faktischen 
Nachrangs des Umweltschutzes sind die mangelnde Aus- 
differenzierung des Gefahrlichkeitsmerkmals „umwelt- 
gefährlich“ im Vergleich zu den gesundheitsbezogenen 
Gefährlichkeitsmerkmalen in den maßgeblichen Regel- 
werken, die geringe Breite und Tiefe umweltbezogener 
Untersuchungen in der Grundprüfung (dazu SRU, 2002, 
Tz. 336) und das geringe Gewicht des Umweltschutzes 
bei Verboten und Beschränkungen (REHBINDER, 2003, 
S. 616). Da ein erheblicher Teil sowohl der so genannten 
Neustoffe, als aber insbesondere auch der Altstoffe um- 
weltgefährlich ist (UBA, 1995, S. 363), ist die nachran- 
gige Behandlung des Umweltschutzes nicht gerechtfertigt 
(SRU 2004, Tz. 299 ff; Kap. 5, Tz. 380). 

Defizitäre Datenerstellung und -Übermittlung 
bei Altstoffen 

975. Die Altstoffverordnung geht von einer Arbeits- 
teilung zwischen Herstellern und Importeuren einerseits 
und Behörden andererseits aus. Sie sieht dabei keine Un- 
tersuchungen zur Bestimmung der Stoffeigenschaften 
vor. Hersteller und Importeure müssen sich lediglich um 
vorhandene Informationen über etwaige mit dem Stoff 
verbundene Risiken „in angemessener Weise“ bemühen. 
Für die daran anschließende Erstellung eines nationalen 
Berichts ist zudem keine Frist vorgegeben. Ohne aus- 
reichende Informationen über die Chemikalien ist aber 
die für eine anschließende Regulierung erforderliche Ri- 
sikobewertung (dazu Tz. 977) unmöglich. Im Ergebnis 
hat sich das Altstoffregime auch als wenig effektiv erwie- 
sen. Nicht einmal die im Rahmen der Altstoffverordnung 
entwickelten Prioritätenlisten zur vorrangigen Aufarbei- 
tung bestimmter Altstoffe konnten in angemessener Zeit 
bewältigt werden (REHBINDER, 2003, S. 619; SRU, 
2002, Tz. 338; EU-Kommission, 2001, 1998). 

Wesentliche Ursache hierfür sind gerade die im Bereich 
der Altstoffe fehlenden Informationen der staatlichen 
Entscheidungsträger hinsichtlich der Gefährlichkeit der 
Stoffe beziehungsweise deren Verwendungsarten. In der 
Praxis werden nämlich den zuständigen Behörden regel- 
mäßig keine ausreichenden Daten von den Herstellern 
und Importeuren über die Stoffe übermittelt, obwohl den 
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Herstellern über die Risiken von Altstoffen teilweise jahr- 
zehntelange Erfahrung zur Verfügung steht (CALLIESS, 
2003, S. 39; EU-Kommission, 2001, S. 6; KÖCK, 2001, 
S. 304; WINTER, 2000, S. 266). Es fehlt nicht nur an 
einer Anreizstruktur für eine zügige Datenerstellung und 
-Übermittlung. Die betroffene Industrie wird im Gegenteil 
sogar eher davon abgehalten, Informationen zu liefern, da 
sie so überhaupt erst eine Risikobewertung ermöglicht 
und sich damit der „Gefahr“ von Regulierungsmaßnah- 
men aussetzt, während diejenigen Hersteller und Impor- 
teure, die untätig bleiben und keine Prüfdaten übermit- 
teln, ihre Stoffe weiter vermarkten dürfen. 

Wissenslücken auch bei Neustoffen 

976 . Die Anmelder von Neustoffen müssen nach der 
Gefahrstoffrichtlinie die für eine Risikobewertung not- 
wendigen Informationen der zuständigen Behörde vorle- 
gen. Ab einer Produktions- beziehungsweise Import- 
menge von 10 kg pro Jahr sind Informationen über 
physikalisch-chemische Eigenschaften wie Flammpunkt 
und Entzündlichkeit sowie zur akuten Toxizität zu über- 
mitteln. Darüber hinaus existieren Prüfpflichten, deren 
Umfang je nach der Menge der zu vermarktenden Chemi- 
kalie von der Behörde abgestuft wird. Die Grundprüfung 
setzt zwar mit sehr niedrigen Produktionsmengen an, ist 
aber hinsichtlich des Umfangs defizitär. Wirkungsberei- 
che wie die subchronische und die chronische Toxizität 
bleiben im Grunddatensatz ausgespart (SRU, 1994, 
Tz. 548; s. auch REHBINDER, 2003, S. 618). Die weiter 
gehende Stufenprüfung dürfte zudem zu wenig berück- 
sichtigen, dass sich das stoffimmanente Gefährdungs- 
potenzial auch schon bei kleineren Mengen zu entfalten 
vermag (CALLIESS, 2003, S. 46; REHBINDER, 2003, 
S. 618). 

Die Neuste ffprüfung ist als ein System kontrollierter Eigen- 
verantwortung angelegt, wobei allerdings bedenkliche 
Kontrolldefizite festzustellen sind. Die Hersteller sind 
verantwortlich für die Stoffinformationen. Der Umfang 
der über den Grunddatensatz hinausgehenden Prüfpflich- 
ten wird weit gehend nach Ermessen der Behörde fest- 
gelegt. Die beigebrachten Unterlagen werden von der An- 
meldebehörde im Wesentlichen sodann lediglich auf ihre 
Plausibilität und Validität geprüft (CALLIESS, 2003, 
S. 37; GINZKY, 2000, S. 130). Es werden vielfach Quali- 
tätsprobleme der vorgelegten Daten berichtet (Fachge- 
spräch im Umweltbundesamt am 16. Januar 2003). Die 
Hersteller haben insbesondere vielfach keine hinreichen- 
den Informationen über die späteren Verwendungsarten 
(CALLIESS, 2003, S. 46). Zuverlässige Daten über Ex- 
positionswege fehlen häufig (SRU, 2002, Tz. 341). Insge- 
samt ist eine seriöse Risikoabschätzung auch bei Neustof- 
fen nicht immer gewährleistet. 

Fehlen materieller Steuerungsvorgaben zur 
Risikobewertung sowie für Beschränkungs- 
und Verbotsentscheidungen 

977 . Für die Risikobewertung eines Stoffes gibt es zwar 
einen Leitfaden (Technical Guidance Document on Risk 
Assessment (TGD), EU-Kommission, 2003b). Dieser 


enthält jedoch keine materiellen Beurteilungskriterien be- 
züglich der Frage, wann ein bestimmtes Risiko akzeptiert 
werden darf und wann nicht. Die Risikobewertung ver- 
langt zudem neben der Bewertung der inhärenten Stoff- 
eigenschaften auch bei besonders gefährlichen Stoffen 
eine Expositionsabschätzung. Diese gestaltet sich aber 
gerade in Anbetracht der defizitären Datenlage oftmals 
problematisch (ausführlich SRU, 2002, Tz. 341, 367). 
Auch mit Blick auf die Auswahl von Maßnahmen zur 
Risikobegrenzung, also für Verwendungsbeschränkun- 
gen und Stoffverbote, fehlen materielle Leitlinien etwa 
zur Minimierung besonders gefährlicher Stoffe oder zur 
Reduzierung des Stoffumlaufs (KÖCK, 1999, S. 81 ff; 
WINTER, 1995, S. 17). Ebenso wenig finden sich Kon- 
kretisierungen zur Nutzen-Risiko-Abwägung. 

Mangelnde Flexibilität des Regelnngssystems 

978 . Die Rechtsakte des Chemikalienrechts sehen auch 
keine Möglichkeiten zu vorläufigen Risikominderungs- 
maßnahmen vor. Zügige Beschränkungsmaßnahmen auf 
der Grundlage der Beschränkungsrichtlinie werden nur 
nach einer eigenen, umfassenden und abschließenden 
Risikobewertung sowie nach Durchführung einer Kosten- 
Nutzen-Analyse vorgenommen beziehungsweise veran- 
lasst (VO 1488/94 und EU-Kommission, 2001, S. 7). 
Eine Ausnahme von diesem Grundsatz einer vorherigen 
Risikoanalyse erkennt die EU nicht einmal für besonders 
gefährliche Stoffe an. Die Altstoffverordnung verlangt 
darüber hinaus eine Prüfung der Verfügbarkeit von Er- 
satzstoffen. Obgleich der Europäische Gerichtshof klar- 
gestellt hat, dass eine abschließende, umfassende Risiko- 
bewertung nicht unbedingt Voraussetzung einer 
Stoffbeschränkung sein muss (Rs. C-473/98 - Kemika- 
lieninspektionen), werden in der Praxis Beschränkungs- 
entscheidungen von der EU-Kommission in der Regel 
erst vorgeschlagen, wenn eine konkrete Gefahr oder zu- 
mindest ein hohes Risiko vorliegt (CALLIESS, 2003, 
S. 41;GINSKY,2000, S. 134). 

979 . Verbote und Beschränkungen für diejenigen ge- 
fährlichen Stoffe, die aufgrund ihrer Eigenschaften und 
der Expositionssituation von der EU-Kommission als be- 
denklich eingestuft worden sind, müssen grundsätzlich in 
einem komplexen politischen Abstimmungsprozess durch 
einen gemeinschaftlichen Rechtsakt des Ministerrates 
ausgesprochen werden. Gesetzgebungsverfahren sind 
regelmäßig langwierig. Vor allem muss die EU-Kommis- 
sion in der Praxis ihre Vorschläge weit gehend an nationa- 
len Interessen ausrichten, um im Ministerrat eine Mehr- 
heit zu finden (REHBINDER, 2003, S. 620). Gerade auf 
diesem politischen Charakter der Gesetzgebung im euro- 
päischen Chemikalienrecht dürfte im Übrigen auch das 
Fehlen materieller Steuerungsprogramme beruhen. Nur 
wenn eine Beschränkungs- oder Verbotsentscheidung be- 
reits besteht, jedoch aufgrund einer Änderung der Um- 
stände technische Anpassungen notwendig geworden 
sind, reicht das Ausschussverfahren aus. 

Das bisherige Chemikalienregime ist vor diesem Hinter- 
grund insgesamt als zu schwerfällig und zu wenig flexibel 
zu charakferisieren, um auf Risiken oder Gefährdungen 
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von Mensch und Umwelt im Sinne des Vorsorgeprinzips 
angemessen reagieren zu können (CALLIESS, 2003, 
S. 45; s. auch REHBINDER, 2003, S. 621 ff.; SRU, 
2002, Tz. 341 sowie EU-Kommission, 1998). Eine not- 
wendige Reaktion auf Vorsorgetatbestände wird dureh 
das Erfordernis einer (politisehen) Ministerratsentschei- 
dung für jede neue Beschränkung beziehungsweise jedes 
neue Verbot nach der Besehränkungsriehtlinie beeinträch- 
tigt. 

Fazit 

980. Alles in allem muss die regulative Kraft des Che- 
mikalienrechts der Gemeinschaft als höchst unbefrie- 
digend eingestuft werden: 

- Für so genannte Altstoffe findet keine angemessene 
Datenübermittlung über Risiken statt. Erst recht fehlt 
es nahezu völlig an regulierenden Verwendungs- 
beschränkungen beziehungsweise Verboten. 

- Das präventive Kontrollsystem für Neustoffe weist 
zahlreiche Unzulänglichkeiten auf 

- Das Risikomanagement ist schwerfällig, da die EU- 
Kommission Stoffbeschränkungen nur naeh einer um- 
fassenden Risikobewertung vorschlägt. Wegen des 
aufwendigen Bewertungsprozesses und mangels Res- 
sourcen können hierdurch nur relativ wenige Stoffe 
bearbeitet werden. 

Die absehließende Entseheidung über Verbote oder Be- 
schränkungen trifft der Ministerrat, was sowohl langwie- 
rig als auch wegen der Politisierung eine äußerst fragwür- 
dige Kompetenzverteilung darstellt. Sinnvollerweise 
müssten die Entscheidungen auf nachrangiger Ebene 
naeh Maßgabe eines materiellen Prüfungsprogramms ge- 
troffen werden. 

11.1.3 Drei Steuerungsansätze für eine 
effektive Chemikaiienkontroiie 

981 . In der Diskussion um die Reform der Chemikali- 
enpolitik kann grundsätzlich auf die kombinierte Wir- 
kung dreier Steuerungsansätze gesetzt werden: 

- der obligatorischen Selbststeuerung dureh ein über- 
betriebliches Sicherheitssystem, 

- der öffentlichen Risikodiskussion mit entspreehenden 
Reaktionen der Märkte auf einer fundierten und öf- 
fentlich verfügbaren Wissens- und Informationsbasis 
und 

- der direkten staatlichen Kontrolle durch Verwen- 
dungsbeschränkungen oder Verbote für besonders ge- 
fahrliehe Stoffe. 

Durch die kombinierte Wirkung dieser weichen und har- 
ten Instrumente der Chemikalienpolitik wird eine Innova- 
tionsdynamik in Richtung inhärent sieherer Stoffe und 
Verwendungen und damit ein Beitrag zum Ziel einer „un- 
giftigen Umwelt“ (non-toxic environment) erwartet 
(KEMI, 2002; SubChem, 2002; EU-Kommission, 2001). 


Wirkungsweise und Wirkungsgrenzen der drei Steue- 
rungsansätze lassen sieh wie folgt einschätzen: 

982. Kemelement einer auf Eigenverantwortung setzen- 
den Strategie sind Sicherheitsberichte und Sicherheits- 
datenblätter, die vom Hersteller über die gesamte Produk- 
tionskette bis zum Anwender weitergereicht werden 
können. Sie bilden eine wichtige Informationsgrundlage 
eines überbetrieblichen Umweltmanagementsystems für 
Stoffe und ihre Verwendungen. Bei geeigneter Ausgestal- 
tung des Informationsflusses können überbetriebliche 
Lernprozesse über Risiken und deren Vermeidung unter- 
stützt werden (HEINELT, 2000; AHRENS, 2003). Im 
Falle einer gut organisierten Informationskette zwischen 
Herstellern und Anwendern kann das Interesse von ver- 
brauehsnahen Anwendern an sicheren und vertrauens- 
erweckenden Produkten geweckt werden. Auf einer soli- 
den Informationsbasis können sie ihre Wünsche 
gegenüber den Herstellern besser artikulieren und damit 
eine „Marktmacht“ entfalten (SubChem, 2002, S. 8). Vo- 
raussetzung ist aber ein starker Anreiz bei den Herstel- 
lern, gehaltvolle, und wenn nötig auch kritische Informa- 
tionen an die Anwender weiterzugeben. Angesichts der 
großen Unsicherheiten und Ungewissheiten, der erhebli- 
ehen Latenzphasen zwisehen Ursache und Wirkung und 
der femräumlichen Wirkungen einzelner Stoffe wird eine 
systematische Untersehätzung eines Risikos nicht unmit- 
telbar dureh den Markt bestraft. Es fehlen also Anreize, 
Rückkoppelungseffekte und Sanktionen für eine vorsor- 
georientierte Risikoeinschätzung durch die Hersteller. 
Dies gilt insbesondere für business-to-business-Märkte, 
auf denen die teehnische Funktionalität von Produkten 
die ausschlaggebende Produktqualität ist (SubChem, 
2002, S. 23). Daher kann auf eine Selbststeuerung alleine 
keine effektive Vorsorgestrategie aufgebaut werden 
(NORDBECK und FAUST, 2003, S. 22). 

983. Die Wissensgrundlage für vorsorgendes Handeln 
wird durch Registrierungspflichten und die Gewährleis- 
tung der Transparenz vom Hersteller bis zum Anwender 
über Stoffeigenschaften und Verwendungen geschaffen. 
Erst auf einer solchen öffentlich verfügbaren Grundlage 
können Gefahrstoffklassifizierungen mit entsprechenden 
regulatorisehen Folgen, Maßnahmen zur Arbeitsplatz- 
sicherheit oder öffentliche Diskussionen über die Risiken 
bestimmter Verwendungen erfolgen. Die hierdureh ge- 
schaffene Ökologisehe Markttransparenz kann die Nach- 
fragesituation auf den Märkten in die Richtung sicherer 
Produkte verschieben (SRU, 2002, Tz. 75 ff). Wissen 
und Transparenz sehaffen die Grundlage für die öffent- 
liehkeitswirksame Problematisierung von besonders ge- 
fahrliehen Stoffen durch Behörden oder Verbände oder 
zumindest für deren Androhung. Es ist vielfach beobach- 
tet worden, dass alleine dieses „Skandalisierungspoten- 
zial“ (GLEICH, 2002) ausreicht, nach weniger gefähr- 
liehen Ersatzstoffen und Teehnologien zu suchen. 
Wachsende stofflich-technische Mögliehkeiten und die 
öffentlichkeitswirksame Stoffproblematisierung können 
dann eine Spirale zunehmend intensiver werdender staat- 
licher Regulierung auslösen (JACOB, 1999). Allerdings 
ist kaum zu erwarten, dass die Skandalisierung von Stof- 
fen oder deren Androhung tatsächlieh umfassend wirkt. 
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Vielmehr werden eher besonders evidente Fälle bezie- 
hungsweise besonders verbrauchemahe Anwendungen 
Gegenstand der Öffentlichkeitsarbeit von Verbänden oder 
staatlichen Akteuren werden. 

984. Schließlich wird eine Effektivierung und Beschleu- 
nigung des staatlichen Risikomanagements diskutiert. 
Bisher ist eine solche Kontrolle nur in besonders eviden- 
ten Fällen unakzeptablen Risikos und nach Überwindung 
erheblicher Verfahrenshürden in sehr langwierigen Ein- 
zelfallprüfungen praktizierbar gewesen. StoffVerbote 
folgten damit den Markttrends, das heißt sie erfolgten oft 
erst dann, wenn die Produktion des Stoffes bereits einge- 
stellt war und Ersatzstoffe vorhanden waren (JACOB, 
1999). Reformvorschläge zielen auf eine Senkung der 
Verbotsschwelle dadurch, dass nicht mehr der vollstän- 
dige Nachweis eines Risikos erforderlich sein soll, son- 
dern allein der Nachweis der Gefährlichkeit eines Stoffes 
und seiner Freisetzung in die Umwelt. Die schwedische 
Regierung hatte in den 1990er-Jahren als ursprüngliches 
Ziel einer vorsorgeorientierten Chemikalienpolitik das 
schrittweise Auslaufen der Herstellung und Verwendung 
(phase-out) von besonders gefährlichen Stoffen innerhalb 
einer Generation formuliert (KEMI, 2002, S. 9). Andere 
Reformvorschläge bezogen sich darauf, das bisherige 
System der Verwendungsbeschränkungen zu beschleuni- 
gen und vorsorgeorientierter auszugestalten, insbesondere 
dadurch, dass selbst bei ungewissen oder weiter zu prü- 
fenden Risiken bereits Kontrollmaßnahmen möglich sein 
sollen (vgl. WINTER et al., 1999). Mit dem Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt, wie es im vorgeschlagenen Zulas- 
sungssystem noch angelegt ist, versprach sich auch die 
EU-Kommission eine erhebliche Beschleunigung und Ef- 
fektivierung der Kontrolle besonders Besorgnis erregen- 
der Stoffe und Anwendungen (EU-Kommission, 2001; 
SRU, 2002, Tz. 350 f). Durch Senkung der Verbots- 
schwelle und die gleichzeitige Verminderung der Anmel- 
deanforderungen für Neustoffe wurde eine Innovations- 
und Substitutionsdynamik von problematischen Altstof- 
fen in Richtung sicherer Neustoffe erwartet. 

11.1.4 Ökonomische Nutzen einer effektiven 
Chemikaiienkontroiie 

985. In seiner Stellungnahme zur Wirtschaftsverträg- 
lichkeit der europäischen Chemikalienpolitik hat der Um- 
weltrat darauf verwiesen, dass es durch bessere Kennt- 
nisse über die Eigenschaften gefährlicher Stoffe und 
durch den Umlauf von Produkten mit weniger gefährli- 
chen Stoffen mittel- bis langfristig zu Kosteneinsparun- 
gen in den Bereichen Gesundheitsvorsorge und Umwelt- 
schutz kommen kann (SRU, 2003). 

Eine Quantifizierung derartiger Nutzenwirkungen ist mit 
erheblichen methodischen Schwierigkeiten verbunden, 
sodass belastbare konkrete Angaben nicht möglich sind. 
Vorliegende Studien erhärten aber die Plausibilität der Er- 
wartung, dass bereits der Nutzen im Gesundheitsbereich 
die Kosten einer effektiven Chemikalienkontrolle mittel- 
fristig deutlich übersteigen wird. Eine Studie des London 
University College, die am Beispiel von REACH 
(Tz. 990 f ) auf der Basis verschiedener Modelle die ge- 


sellschaftlichen Kosten von Krankheitsfällen und ver- 
kürzter Lebenserwartung berechnet, die durch eine bes- 
sere Chemikalienkontrolle eingespart werden können, 
kommt zu dem Schluss, dass die möglichen Einsparungen 
im Gesundheitssystem der EU- 15 bis zum Jahr 2020 je 
nach Annahme und Rechenmodell zwischen 4,8 Mrd. 
und 283,5 Mrd. Euro liegen könnten (PEARCE und 
KOUNDOURI, 2003). Eine ähnliche Studie im Auftrag 
des englischen Umweltministeriums, die eine Abschät- 
zung nur für Großbritannien vomimmt, verzichtet auf- 
grund der methodischen Schwierigkeiten auf eine Quanti- 
fizierung der allgemeinen Kostenersparnisse, gibt diese 
aber für den Bereich der arbeitsplatzbedingten Asthma- 
und Dermatitiserkrankungen mit 1 ,2 Mrd. Euro über zehn 
Jahre an (RPA, 2001). Die EU-Kommission selber bezif- 
fert in ihrem Impact Assessment von REACH (Tz. 1053) 
die möglichen Kosteneinsparungen im Gesundheitsbe- 
reich auf bis zu 50 Mrd. Euro über die nächsten dreißig 
Jahre (COM 2003/644 final). 

986. Vonseiten der Chemischen Industrie ist gegen die 
Studien für die EU-Kommission zur Abschätzung der 
Nutzeneffekte von REACH eingewendet worden, dass 
diese die Anzahl der vermeidbaren zukünftigen Krebser- 
krankungen am Arbeitsplatz auf der Basis der gegenwär- 
tigen Häufigkeitsraten extrapolieren und damit zu einer 
klaren Überschätzung kommen. Die meisten der gegen- 
wärtig auftretenden Krebserkrankungen seien das Resul- 
tat von Expositionen von vor zwei bis drei Dekaden, als 
wesentlich anspruchslosere Schutzbestimmungen in Kraft 
waren. Die Anzahl der arbeitsplatzbedingten Krebser- 
krankungen in der Chemischen Industrie sei rückläufig 
und werde in der nächsten Zeit weiter zurückgehen, da 
die Mehrzahl der Fälle auf Asbest zurückzuführen sei. 
Asbest sei mittlerweile aber reguliert und unter Kontrolle. 
Weiterhin beruhten die Schätzungen zum Rückgang der 
Krebserkrankungen durch REACH auf falschen Annah- 
men und fehlerhaften Interpretationen von Studien zu ar- 
beitsplatzbedingten Krebserkrankungen (CEFIC, 2003). 
Diese Kritik ist einerseits berechtigt. Andererseits kann 
aber nicht ausgeschlossen werden, dass es ohne ein strin- 
genteres Chemikalienrecht in Zukunft zu ähnlichen Ver- 
säumnissen wie in der Vergangenheit kommen kann. 

987. Weitere ökonomische Nutzen einer effektiven 
Chemikalienkontrolle liegen in einer höheren Glaubwür- 
digkeit der Branche gegenüber Konsumenten und redu- 
zierten Haftungsrisiken. Schadensfälle in der Vergangen- 
heit haben zu teilweise hohen Untemehmensschäden und 
Imageverlusten geführt. Eine verbesserte Prüfung und Ri- 
sikoanalyse von Stoffen, die durch Behörden bestätigt 
und anerkannt wird, verringert das Haftungsrisiko für Un- 
ternehmen beträchtlich. Sie schafft auch Handlungsspiel- 
räume, Stoffgefahren fiüh zu erkennen, entsprechende 
Stoffe vom Markt zu nehmen und damit das Untemeh- 
mensrisiko zu mindern. Dass derart geprüfte Stoffe und 
Zubereitungen gegenüber Konkurrenzprodukten den Vor- 
teil der Unbedenklichkeit aufweisen, kann nicht zuletzt 
auch zu einem Gütesiegel und damit zu einem vorteilhaf- 
ten Faktor im Außenhandel werden. Hersteller und Ver- 
wender von Chemikalien im außereuropäischen Ausland 
können künftig stärker zu Importen motiviert sein, da sich 
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Risiken bei der Verwendung und Zubereitung reduzieren, 
die Arbeitssicherheit und damit auch die Produktivität er- 
höhen und insgesamt die Planungs- und Rechtssicherheit 
steigen (vgl. SRU, 2003, Tz. 29). 

988. Bei einer lemoffenen und innovationsorientierten 
Ausgestaltung betreffen positive Nutzeneffekte einer ef- 
fektiven Chemikalienkontrolle nicht zuletzt auch die 
Zunahme von Innovationen und steigende Wettbewerbs- 
vorteile, insbesondere auf Märkten für Substitute und 
umweit- und gesundheitsfreundlichere Produkte. Zwar 
kann es kurzfristig zu Kostenbelastungen einzelner 
Industriezweige kommen (GRANDERSON, 1999; 
ACHILLADELIS et ah, 1990), diese Kosten werden 
aber voraussichtlich mittel- bis langfristig kompensiert 
werden. Empirische Studien haben ergeben, dass Unter- 
nehmen auf strikte Vorgaben häufig mit Produkt- und 
Produktionsinnovationen reagieren (DRIESEN, 2003; 
BERKHOUT et al., 2003; deSIMONE, 2000; JÄNICKE, 
2000; BEAZEJCZAK et al, 1999; vgl. schon ASHFORD 
und HEATON, 1983). Mitunter kann allein die Ankündi- 
gung ordnungsrechtlicher Maßnahmen oder die Auflage 
von Forschungsprogrammen zu Stoffgruppen oder Stoff- 
eigenschaften Suchprozesse von Unternehmen und Inno- 
vationseffekte im Chemiebereich auslösen, wie dies 
unter anderem für endokrine Stoffe in den USA nach- 
gewiesen worden ist (JACOB, 1999). Die OECD hat 
mehrfach die positiven Innovationswirkungen von Zu- 
lassungsverfahren und Produktionsverboten betont 
(STEVENS, 2000; OECD, 1999). Eine Expertenbefra- 
gung im Auftrag der EU-Kommission hat verdeutlicht, 
dass die Spielräume für Innovationen im Umweltbereich 
keineswegs ausgereizt, sondern im Gegenteil noch groß 
sind (EDER, 2003). 

Das Innovationsverhalten von Unternehmen wird durch 
eine Vielzahl von wechselseitigen Einflussfaktoren wie 
Betriebsgröße, Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten, 
interne Ressourcen, Marktnachfrage und Marktstruktur 
sowie technologische Möglichkeiten bestimmt. Eine iso- 
lierte Betrachtung einzelner regulatorischer Stellschrau- 
ben erscheint daher für die Abschätzung der Innovations- 
auswirkungen einer Chemikalienkontrolle wenig 
zielführend (SRU, 2002, Tz. 50). Wie empirische Studien 
zeigen, ist für die europäische Chemische Industrie unter 
dem jetzigen System der Zulassung neuer Chemikalien 
kein allgemeiner Rückstand bei der Wettbewerbs- und 
Innovationsfähigkeit feststellbar (MAHDI et al., 2002, 
m. w. N.), obwohl diese immer wieder behauptet und auf 
die inflexible, starre Regulierung des Neustoffbereichs zu- 
rückgeführt wird (vgl. MILMO, 2001; FLEISCHER et al., 
2000). Wenn eine Chemikalienkontrolle Unternehmen 
klare Ziele setzt und hinreichende zeitliche Anpassungs- 
spielräume belässt, kann sie im Einklang stehen mit einer 
wettbewerbsfähigen und innovationsstarken Chemischen 
Industrie. 

989. Die Diskussion um die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Chemischen Industrie beachtet gegenwärtig 
zu wenig die potenziellen globalen Ausstrahlungseffekte 
einer effektiven europäischen Chemikalienkontrolle. Dies 
betrifft mögliche Effekte eines Wechselspiels von strikten 
Registrierungs- und Zulassungsverfahren in der EU und 


einem strikten haftungsrechtlichen Regime in den USA 
ebenso wie die Plausibilität einer weltweiten Nach- 
ahmung und Diffusion eines effektiven europäischen 
Modells zur Regulierung und Kontrolle von Altstoffen. 
Auf dem Johannesburg-Gipfel wurde 2002 eine Minimie- 
rung der gesundheits- und umweltschädlichen Auswir- 
kungen gefährlicher Chemikalien bis zum Jahr 2020 be- 
schlossen. Mitfelfrisfig besieht damit weltweit die 
Notwendigkeit einer besseren Chemikalienkontrolle; ein 
entsprechender internationaler Regulationstrend kann un- 
terstellt werden. Davon unabhängig dürfte die Nachfrage 
nach weniger gefährlichen Ersatzstoffen zunehmen, so- 
dass sich auf den globalen Märkten mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit First-Mover- Vorteile realisieren lassen 
werden. 

Wenig Beachtung in der kritischen Diskussion zu neuen 
Formen einer effektiven Chemikalienkontrolle findet 
auch der globale marktstrukturelle Einfluss des Europäi- 
schen Binnenmarkfes, dessen Vorgaben auch die Inno- 
vationsbedingungen der außereuropäischen Konkurrenz 
beeinflussen. Die EU war im Jahr 2001 der mit Abstand 
größte Importeur und Exporteur von Chemikalien. Der 
Anteil an den Weltexporten belief sich auf 53,9 %, 
der Anteil an den Weltimporten auf 44,6 % (CEFIC, 
2002a). Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Branche ist, entgegen anders lautender Behauptungen 
(vgl. FLEISCHER et al., 2000), gut und hat vor allem 
bei Chemikalien in den letzten Jahren zugenommen 
(COM 2003/644 final). Es ist unwahrscheinlich, dass 
sich außereuropäische Unternehmen nicht an die 
Erfordernisse des Europäischen Binnenmarktes anpas- 
sen und darauf verzichten, in dem weltweit größten 
Wirtschaftsraum präsent zu sein (vgl. ELISTE und 
FREDERIKSSON, 1998). Ebenso ist die Annahme 
eines erheblichen Rückgangs von Exporten und Impor- 
ten, aber auch von Investitionen und besonders der Aus- 
landsinvestitionen im Chemiesektor als Folge einer ef- 
fektiven Chemikalienkontrolle zu bezweifeln. Der größte 
Teil der Exporte der deutschen Chemischen Industrie 
geht nach wie vor in EU-Mitgliedstaaten, die alle von ei- 
ner Neuregelung der Chemikalienkontrolle betroffen 
sind. Nach Angaben des Verbandes der Chemischen In- 
dustrie (VCI) setzte die deutsche Chemische Industrie 
im Jahr 2001 drei Viertel ihrer Produkte im Europäi- 
schen Binnenmarkt ab. Für die gesamte europäische 
Chemische Industrie belief sich dieser Anteil auf 71 %. 
Mit der EU-Osterweiterung wird dieser Anteil wahr- 
scheinlich noch größer werden. Der Anteil der außereu- 
ropäischen Exporte am Umsatz der gesamten europäi- 
schen Chemie-Industrie belief sich 2001 auf 29 %. 
Ebenso kamen nur 1 9 % der Importe aus dem außereuro- 
päischen Ausland (VCI, 2002a; CEFIC, 2002a, 2002b). 

11.2 Darstellung und Bewertung 

des REACH -Systems 

11.2.1 Elemente von REACH im Überblick 

990. Der vorgeschlagene neue Regulierungsansatz des 
REACH-Systems zielt darauf, das vorhandene Wissen 
über die Eigenschaften, Gefahren und Verwendungen von 
Stoffen zu konsolidieren und Wissenslücken zu schließen. 
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Für besonders gefahrliehe Stoffe, für die Verwendungsbe- 
schränkungen zu erwarten sind, ist ein Zulassungsverfah- 
ren vorgesehen. Der Kommissionsvorschlag führt die bis- 
her unterschiedlichen Regelungen zu Neu- und Altstoffen 
(insbesondere Richtlinie 67/548/EWG zur Einstufung, 
Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe, 
Richtlinie 1999/45/EG zur Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen, Verordnung 
793/93/EWG zur Bewertung und Kontrolle der Umwelt- 
risiken chemischer Altstoffe und Richtlinie 76/769/EWG 
für Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Ver- 
wendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitun- 
gen) in einem umfassenden Regelwerk zusammen. Ins- 
gesamt werden durch den konsolidierten Verordnungstext 
vierzig Richtlinien und zwei sehr umfangreiche Verord- 
nungen ersetzt. 

991 . Zu dem neuen System gehören die folgenden we- 
sentlichen Elemente: 

- Sicherheitsberichte und Sicherheitsdatenblätter 
(Art. 13, Anhang 1): Hersteller von chemischen Stof- 
fen müssen ab einer Herstellungsmenge von 10 Mg/a 
in Sicherheitsberichten (Chemical Safety Reports) die 
verfügbaren Informationen zu den Stoffeigenschaften, 
zu den Risiken für die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt sowie zu adäquaten Kontrollmaßnahmen 
in einem Standardformat Zusammentragen. Bei als ge- 
fährlich eingesfuften Sfoffen müssen diese in Form ei- 
nes Sicherheitsdatenblattes an die weiteren Anwender 
weitergeleitet werden. 

- Eine Registrierungspflicht: Hersteller und Importeure 
werden verpflichtet, Stoffe in Produktionsmengen von 
mehr als ein Mg bei der Europäischen Chemikalien- 
agentur registrieren zu lassen. Ausgenommen hiervon 
sind Zwischenprodukte und vorerst auch Polymere. 
Stoffe in Produkten sind nur unter sehr restriktiven 
Bedingungen registrierungspflichtig. Voraussetzung 
der Registrierung ist die Vorlage von Stoffdossiers, in 
denen ab einer Produktionsmenge von 10 Mg/a die 
Sicherheitsberichte, weiterhin Testdaten zu Eigen- 
schaften und Gefahrenpotenzialen sowie Informatio- 
nen zu den wesentlichen Verwendungen von Stoffen 
vorgelegt werden. Die Testanforderungen sind grund- 
sätzlich nach Produktionsmengen gestaffelt. Es liegt in 
Zukunft in der Verantwortung der Produzenten und 
Importeure, die notwendigen Tests zu beschaffen oder 
durchzuführen und auf dieser Basis die Stoffe in ver- 
schiedene Gefahrstoffklassen nach der Kennzeich- 
nungsrichtlinie einzustufen. Stoffe ohne Registrierung 
dürfen nach abgestuften Übergangsfristen für Altsloffe 
nicht mehr hergestellt oder importiert werden. Das 
REACH-System sieht verschiedene Möglichkeiten 
vor, die Test- und Datenanforderungen auf problema- 
tische Stoffe zu konzentrieren und unnötige Doppel- 
arbeit zu vermeiden. 

- Die Evaluation einzelner Registrierungen liegt in 
staatlicher Verantwortung. Die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Testpro- 


gramme für die Registrierungen von in großen Men- 
gen hergestellten Stoffen zu überprüfen. Zudem haben 
sie die Möglichkeit zur Stichprobenkontrolle hinsicht- 
lich ausgewählter Registrierungen. Sie können dabei 
von den Herstellern und Anwendern weitere Informa- 
tionen anfordem und auf der Basis der bereitgestellten 
Informationen eine eigene Stoffbewertung vorneh- 
men. 

- Ein Zulassungsverfahren wird für Stoffe mit beson- 
ders Besorgnis erregenden Eigenschaften eingeführt. 
Zulassungsbedürftig sind kanzerogene, mutagene oder 
reproduktionstoxische (CMR-) Stoffe, persistente, 
bioakkumulierende und toxische (PBT-) Stoffe sowie 
sehr persistente und sehr bioakkumulierende (vPvB-) 
Stoffe, wenn sie in eine Prioritätenliste (Anhang XIII) 
aufgenommen werden. Den Mitgliedstaaten und der 
Europäischen Chemikalienagentur wird zudem die 
Möglichkeit eröffnet, die Aufnahme anderer ähnlich 
Besorgnis erregender Stoffe in das Zulassungsverfah- 
ren vorzuschlagen (z. B. endokrine Wirkstoffe). Der 
Verordnungsvorschlag nimmt Stoffverwendungen, die 
in anderen Richtlinien geregelt sind, von der Zulas- 
sungspflicht aus. Weitere generelle Ausnahmen von 
der Zulassungspflicht können in einem Ausschussver- 
fahren beschlossen werden. Eine Zulassung erfolgt in- 
nerhalb bestimmter Fristen auf Antrag der Hersteller 
oder Anwender. Zentrale Zulassungsbedingung ist, 
dass das Risiko des Stoffes „adäquat kontrolliert“ ist. 
Zulassungen können auch erteilt werden, wenn der so- 
zioökonomische Nutzen der Verwendung schwerer 
wiegt als die Risiken. 

- Die Zulassungsentscheidung selbst wird durch zwei 
von den Mitgliedstaaten und der EU-Kommission be- 
schickte Ausschüsse, einen zur Risikobewertung und 
einen zur sozioökonomischen Bewertung, vorbereitet 
und von der EU-Kommission getroffen. Die Mitglied- 
staaten werden lediglich durch ein Beratungsverfahren 
beteiligt. 

- Das bisherige Verfahren zu Verwendungsbeschränkun- 
gen wird in vereinfachter Form in das REACH- 
System integriert. Verwendungsbeschränkungen 
erfolgten bisher im Rahmen des parlamentarischen 
Rechtsetzungsverfahrens, in Zukunft ist nur noch eine 
Regelungsausschussentscheidung erforderlich (vgl. 
auch Tz. 1279). Verwendungsbeschränkungen be- 
trachtet die EU-Kommission als ein zusätzlich erfor- 
derliches Instrument für solche Sloffe, die aus dem 
Nefz des Zulassungsverfahrens herausfallen, aber den- 
noch als regelungsbedürftig angesehen werden. 

- Eine Europäische Chemikalienagentur soll eingerich- 
tet werden, die den Vollzug des REACH-Systems un- 
terstützt. Diese wird zum Teil durch Registrierungsge- 
bühren finanziert. 

Einen Überblick über die einzelnen Prüf- und Kontroll- 

schritte gibt das folgende von der EU-Kommission he- 
rausgegebene Ablaufschema: 
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Abbildung 11-1 
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11.2.2 Bewertung der Einzelelemente 
von REACH 

11.2.2.1 Sicherheitsberichte 
und -datenblätter 

992. Im Vergleich zu ihrem Konsultationsdokument 
vom Juni 2003 hat die EU-Kommission den Geltungs- 
bereich und die Datenanforderungen an Sicherheitsbe- 
richte erheblich verschlankt. War ursprünglich für alle 
Stoffe ein Sicherheitsbericht erforderlich, so wurde dies 
nunmehr auf die circa 1 0 000 Stoffe mit einem Produk- 
tionsvolumen von über 10 Mg je Hersteller und Jahr be- 
schränkt (Art. 13). Die obligatorische Revision der Ver- 
ordnung in zwölf Jahren eröffnet aber auch die Option 
einer Erweiterung des Geltungsbereichs für Sfoffe unfer 
10 Mg jährlich (Arf. 133, Abs. 1). Bei Zubereitungen ist 
nicht mehr für jeden einzelnen Inhaltssfoff ein 
Sicherheifsbericht erforderlich, sondern nur noch dann, 
wenn bestimmte Konzentrationen überschritten sind. We- 
sentliche Ergebnisse des Sicherheitsberichts werden in 
einem Sicherheitsdatenblatt in standardisierter Form zu- 
sammengefasst. Nach Artikel 29 haben die Hersteller nur 
dann die Pflicht, dieses Sicherheitsdatenblatt in der 
Eieferkette an Weiterverarbeiter und Verwender 
{downstream users) weiterzugeben, wenn der Stoff oder 
die Zubereitung vom Hersteller als gefährlich eingestuft 
wird (nach RL 67/548/EWG oder 1999/45/EG). Stoffan- 
wender sind nur dann verpflichtet einen eigenen Sicher- 
heitsbericht zu verfassen, wenn sie den Stoff in einer vom 
Hersteller nicht vorhergesehenen Weise verwenden. 

Der Sicherheitsbericht umfasst eine Abschätzung der Ge- 
fährlichkeit des Stoffes für die Gesundheit und die Um- 
welt, sowie eine Abschätzung von Persistenz, Bioakku- 
mulation und Toxizität des Stoffes. Entspricht der Stoff 
oder die Zubereitung aufgrund dieser Abschätzung den 
Kriterien, die zu einer Einstufüng als gefährlich führen 
oder den Kriterien für einen PBT- oder vPvB-Stoff 
(Anhang XII), müssen auch die möglichen Exposifionen 
des Stoffes dargestellt werden und das entsprechende 
Risiko für jedes Expositionsszenario bestimmt werden. 

Die erforderlichen Expositionsszenarien für gefährliche 
Sfoffe im Sicherheitsberichf sollen sich auf alle vom Her- 
sfeller oder Importeur identifizierten Verwendungen be- 
ziehen (Art. 13 [4]). Für jedes Expositionsszenario soll 
die Exposition gegenüber den Menschen und den Um- 
weltkompartimenten abgeschätzt werden (Anhang I, 5.2). 
Dabei lässt der Verordnungsvorschlag offen, wie eng oder 
weit der dem Expositionsszenario zugrunde liegende Ver- 
wendungsbegriff gewählt wird (Anhang I, 07). Damit ist 
die Möglichkeit der Kategorisierung von Expositions- 
szenarien nach Verwendungen gegeben (Tz. 997), sie 
wird aber nicht standardisiert. 

Das Risiko für eine Stoffanwendung ergibt sich aus dem 
Vergleich der abgeschätzten Schadstoffkonzentration in 
der Umwelt mit dem so genannten No-effect-level. Auf 
der Basis der Risikoabschätzung erfolgen Empfehlungen 
für Sicherheitsmaßnahmen. Dabei müssen die Hersteller 
eine „adäquate Kontrolle“ sicherstellen. Die Risikoab- 
schätzung, die bisher für prioritäre Stoffe von den staat- 


lichen Behörden vorgenommen wird, ist damit in die 
Eigenverantwortung der Wirtschaft zurückverlagert (vgl. 
Tz. 1035). 

993. Die Verschlankung der Sicherheitsberichte ist 
grundsätzlich vernünftig. Bei Zubereitungen und bei 
komplexen Produktionsketten wäre ansonsten eine Über- 
forderung zu befürchten gewesen (vgl. SRU, 2003). Auch 
das stufenweise Vorgehen, den Sicherheitsbericht erst in 
einer späteren Phase auch für Stoffe mit einem Produk- 
tionsvolumen von 1 bis 10 Mg/a verbindlich zu machen, 
ist sinnvoll, um das System in der Anlaufphase nicht zu 
überfordem. 

994. Dennoch ergeben sich offene Fragen an die Funk- 
tionsfahigkeit des Systems: 

- Das europäisehe Netzwerk der Umsetzungsbehörden 
im Chemikalienrecht (CLEEN - Chemicals Legislation 
European Enforeement Network) hat festgestellt, dass 
nur 38 % der Kennzeichnungen und circa 25 % der 
Sicherheitsdatenblätter für Zubereitungen, für die be- 
reits heute Sicherheitsdatenblätter erforderlich sind, 
wirklich korrekt sind. Eine solche Fehlerquote wirft 
Fragen zur Zuverlässigkeit des Informationssystems 
zwischen Hersteller und Anwender über die gesamte 
Lieferkette auf (CLEEN, Pressemitteilung vom 
29. Oktober 2003). 

- Die Sicherheitsberichte der geplanten REACH-Ver- 
ordnung liegen in der Eigenverantwortung der Her- 
steller. Sie müssen zwar als Teil der Registrierungsun- 
terlagen mitgeliefert werden, sind aber im Falle eines 
Produktionsvolumens von unter 100 Mg/a nicht regel- 
mäßig Gegenstand der behördlichen Evaluation. Sie 
können es aber werden, wenn als Folge einer von der 
Chemikalienagentur zu entwickelnden europäischen 
Strategie zur prioritären Auswahl von zu evaluierenden 
Stoffen (Artikel 43 a) oder anderen Verdachtsmomen- 
ten (Artikel 43a° bis) ein besonderes Stoffrisiko ver- 
mutet wird. Dies wird alleine aus Kapazitätsgründen 
auf prioritäre Stoffe beschränkt bleiben müssen, in den 
meisten anderen Fällen fehlt aber eine externe Quali- 
tätssicherung. 

- Sicherheitsdatenblätter nach dem Kommissionsvor- 
schlag enthalten zwar Informationen, die über die 
Erfordernisse der Sicherheitsdatenblätter nach der Ge- 
fahrstoffrichtlinie hinausgehen (insbesondere hinsicht- 
lich Expositions- und Risikoabschätzung für die Um- 
welt), sie enthalten aber oft nur stichwortartig die 
Ergebnisse der Einschätzungen des Herstellers. Die 
Weiterleitung des vollständigen Sicherheitsberichtes 
an die Anwender ist nicht erforderlich. Wichtige Ele- 
mente des Sicherheitsberichts sind nach Artikel 116 
grundsätzlich vertraulich, andere sind nur auf Anfrage 
mit Einspruchsrecht der Hersteller (Art. 115) erhält- 
lich. Unter diesen Umständen ist eine funktionierende 
Informationskette, die ein vorsorgliehes überbetriebli- 
ches Risikomanagement gewährleistet, kaum herstell- 
bar (AHRENS, 2003). 

995. Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Umweltrat, 
dass die Sicherheitsberiehte zumindest stichprobenartig 
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einer Qualitätskontrolle, die über eine Vollständigkeits- 
prüfung hinausgeht, unterzogen werden sollten. Hier bö- 
ten sich externe Zertifizierer an. Die Sicherheitsberichte 
sollten zudem einem Benchmarking- Verfahren unterzo- 
gen werden, um die Qualitäts Standards auf das bestmögli- 
che Niveau zu heben. Des Weiteren sollte eine Rückkopp- 
lung von vorhandenen Monitoringdaten zu den in den 
Sicherheitsberichten vorgelegten Expositionsabschätzun- 
gen erfolgen. 

996. Außerdem sollte die Verordnung sicherstellen, 
dass Anwender zumindest auf Anfrage zusätzlich zum Si- 
cherheitsdatenblatt auch den vollständigen Sicherheitsbe- 
richt erhalten, um hieraus ihrerseits Schlussfolgerungen 
ziehen zu können. Die Sicherheitsdatenblätter alleine bie- 
ten keine ausreichende informative Grundlage für An- 
wender, nach sichereren Stoffen oder Anwendungen zu 
suchen beziehungsweise diese von den Herstellern zu 
verlangen. Eine mögliche Gefährdung des Betriebsge- 
heimnisses könnte durch die weiter unten genannten Vor- 
schläge zu Expositionskategorien vermieden werden 
(s. Tz. 997). Eine Kategorienbildung für wichtige Typen 
von Expositionen könnte auch einen sinnvollen Mittel- 
weg zwischen einer informatorischen Überforderung 
durch die detaillierten Sicherheitsberichte und der Infor- 
mationsarmut der Sicherheitsdatenblätter bilden. 

997. Zur Durchführung der Expositionsabschätzung 
gibt es im Anhang 1 eine Anleitung, die zwar alle wich- 
tigen Schritte für eine solche Abschätzung nennt, aber 
nicht ausreicht, um ein einigermaßen einheitliches Vor- 
gehen innerhalb Europas zu gewährleisten. Auch für ein 
effizientes und praktikables System wäre es hilfreich, 
Herstellern und Importeuren genauere Handlungsanwei- 
sungen zur Durchführung der Expositionsabschätzung zu 
geben. Der auf europäischer Ebene erarbeitete Leitfaden 
zur Berechnung und Bewertung von Expositionen alter 
und neuer Stoffe (Technical Guidance Document on Risk 
Assessment [TGD], EU-Kommission, 2003c) ist in erster 
Linie für Behörden und Experten erstellt und nicht geeig- 
net für die Erstellung der Sicherheitsberichte durch die 
Hersteller oder Importeure, insbesondere wenn es sich 
um kleine und mittlere Unternehmen handelt. Das Um- 
weltbundesamt plant, auf Basis des TGD Vorschläge für 
ein einfacheres, anwenderfreundliches und computer- 
gestütztes Werkzeug zur Ermittlung der Expositionen zu 
erarbeiten (pers. Mitteilung des UBA vom 19. Juni 2003). 

Darüber hinaus sollte geprüft werden, inwieweit be- 
stimmte Verwendungen von Chemikalien in Expositions- 
kategorien gruppiert werden können, sodass in diesen 
Fällen eine einfache quantitative Abschätzung der Emis- 
sionen durchgeführt werden kann. Eine Kategorienbil- 
dung existiert bereits im oben genannten TGD. Dort sind 
als Hauptkategorien {main categories) genannt: Zwi- 
schenprodukte (closed System), Anwendung in Matrix, 
das heißt Verwendung in Produkten oder Artikeln, aus de- 
nen der Stoff nicht freigesetzt werden kann (use resulting 
in inclusion in or on a matrix), Industrieanwendungen 
(non dispersive use) und offene Anwendung (wide dis- 
persive use). Im Rahmen eines UBA- Vorhabens (UBA, 


2003a) sollen Vorschläge zur Weiterentwicklung dieser 
Kategorien erarbeitet werden. 

998. Zu den Möglichkeiten, den Anwendern eine ver- 
einfachte Methode zur Abschätzung der Exposition zur 
Verfügung zu stellen, gibt es auch einen Vorschlag des 
VCl. Dieser Vorschlag unterteilt die Stoffe in Exposi- 
tionskategorien, je nach ihrer Verwendung (industriell, 
gewerblich, Verbraucher), nach den Hauptbelastungs- 
wegen (Mensch: inhalativ, oral, dermal und Umwelt) und 
nach der Häufigkeit, Dauer und Höhe der Exposition. 
Falls eine Grenzwertsetzung sinnvoll ist, würden Sicher- 
heitsbereiche definiert werden (BUNKE et ah, 2002; 
ROMANOWSKI, 2003). Insgesamt sind diese Ansätze 
eine gute Diskussionsgrundlage, müssen aber noch weiter 
verfeinert werden. Insbesondere fehlen noch Expositions- 
abschätzungen für den Bereich der Emissionen aus der 
Verwendung von Produkten. Zudem muss die besondere 
Problematik persistenter und bioakkumulierender Stoffe 
berücksichtigt werden. Zu prüfen wäre auch, ob in einem 
ersten Screening unter konservativen Annahmen die An- 
wendungen und Anwendungsbedingungen heraussortiert 
werden können, von denen keine Risiken ausgehen. Für 
die verbleibenden Anwendungen und Anwendungsbedin- 
gungen müssten dann die Expositionsszenarien spezifi- 
scher definiert werden (UBA, 2003a). 

Die Erarbeitung sinnvoller Expositionskategorien wird 
durch einen Abwägungsprozess zwischen dem Anliegen 
nach möglichst genauer Risikobeschreibung und entspre- 
chender Risikomanagementmaßnahmen und dem 
Wunsch nach Vereinfachung der Registrierungsanforde- 
rungen erfolgen müssen. Daher wäre es sinnvoll, wenn 
Industrie und für die Bewertung von Chemikalien verant- 
wortliche Behörden gemeinsam konkrete Handlungsan- 
weisungen für die Abschätzung der Exposition erarbeiten 
würden. 

11.2.3.2 Registrierung 

999. Gegenüber früheren Entwürfen sind auch die Re- 
gistrieranforderungen verschlankt worden. Als sinnvoll 
sind dabei diejenigen Formen der Verschlankung anzuse- 
hen, die bei geringerem Prüfaufwand ein äquivalentes 
Schutzniveau anstreben. Problematisch sind jedoch dieje- 
nigen Formen, die auf einen kleinen Geltungsbereich be- 
ziehungsweise auf die Verringerung der Testanforderun- 
gen hinauslaufen. 

11.2.3.2.1 Vom Mengenschwellenansatz zur 
maßgeschneiderten Staffelung 
der Anforderungen 

1000. Angesichts der hohen Anzahl von Stoffen und 
von möglichen Tests ist grundsätzlich eine Staffelung von 
Testanforderungen nach bestimmten Kriterien erforder- 
lich. Es würde sowohl Unternehmen als auch Behörden 
überforden!, alle auf dem Markt befindlichen Stoffe nach 
all ihren Eigenschaften und Risiken zu testen, ln der Dis- 
kussion befindet sich eine Staffelung nach Produktions- 
mengen, nach intrinsischen Eigenschaften der Stoffe oder 
nach den wichtigsten Expositionspfaden. 
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Kritik am Mengenschwellenansatz 

1001 . Der Mengenschwellenansatz folgt der Annahme, 
dass das Risiko eines Stoffes mit der Produktionsmenge 
steigt. Diese Annahme ist nieht pauschal haltbar. Es ist 
zwar plausibel anzunehmen, dass im Falle gefährlicher 
Eigensehaften in großen Mengen hergestellte Stoffe grö- 
ßere Risiken mit sich bringen, als in kleinen Mengen her- 
gestellte. Dennoch gibt es auch Stoffe mit geringen Pro- 
duktionsmengen und hohen Risiken und umgekehrt in 
großen Mengen hergestellte Stoffe mit geringen Risiken 
(vgl. SRU, 2002, Tz. 360). Der Mengenschwellenansatz 
für die Staffelung von Testanforderungen in der Chemika- 
lienpolitik ist auch aus vollzugspragmatischen Gründen 
gewählt worden. Zu diesem Vorgehen gibt es mittlerweile 
alternative Vorsehläge. 

Stand der Modellierung von Stoffeigenschaften 

1002 . Die Staffelung naeh den intrinsischen Eigen- 
schaften von Stoffen ist eng verknüpft mit den Möglich- 
keiten der Modellierung von Stoffeigenschaften über 
Struktur-Aktivitätsbeziehungen (SAR, Structure-Activity- 
Relationships und QSAR, Quantitative Structure-Acti- 
vity-Relationships). SAR und QSAR sind Modelle, die 
verwendet werden, um physikochemische und biologi- 
sche Eigenschaften von Molekülen vorherzusagen. Wäh- 
rend die SAR eine qualitative Beziehung zwisehen der 
Molekülstruktur und einem bestimmten biologisehen 
Effekt hersteilen, handelt es sich bei den QSAR um Com- 
putermodelle, mit deren Hilfe - ebenfalls aufgrund der 
Molekülstruktur - die physikochemischen Eigenschaften 
und biologischen Effekte vorhergesagt werden sollen. 
QSAR werden routinemäßig bereits seit langem in der 
chemischen und pharmazeutisehen Forschung eingesetzt. 
Ziel ist es, die Eigenschaften und Wirkungen neu ent- 
wickelter Substanzen abzuschätzen. Im Bereieh der Re- 
gulierung von Chemikalien werden QSAR in Europa al- 
lerdings - im Untersehied vor allem zu den USA und zu 
Kanada - kaum eingesetzt, viel eher finden sie Anwen- 
dung bei der Prioritätensetzung für Stoffe (z. B. Dyna- 
mec-Verfahren der Kommission zum Schutz der marinen 
Umwelt des Nordost-Atlantik [OSPAR]) oder in Einzel- 
fällen als Ersatz für nicht vorhandene Testdaten 
(CRONIN et al., 2003a). 

Das dänische Umweltministerium (EPA) hat beispiels- 
weise mithilfe von QSAR aus eirca 47 000 Substanzen 
eine Liste mit 20 642 Stoffen erstellt, die eine oder meh- 
rere gefährliche Eigenschaften besitzen (akute orale Toxi- 
zität, Hautsensibilität, Kanzerogenität und Gefährliehkeit 
für die aquatische Umwelt) (Danish EPA, 2001). Das dä- 
nische Umweltministerium betont, dass diese Liste nur 
eine Hilfestellung darstellt und keine Grundlage für eine 
Legaleinstufung sein kann. Naeh Angaben des dänisehen 
Umweltministeriums liegt die Genauigkeit der Vorher- 
sage der Stoffeigenschaften bei 70 bis 85 %. Bei den ver- 
bleibenden, nieht als gefährlich identifizierten Stoffen 
kann nieht gesagt werden, ob sie fälschlieherweise oder 
zu Recht aus der Liste herausgefallen sind. 

Die in den USA zur Regulierung von Chemikalien einge- 
setzten QSAR werden - in Verbindung mit Analogie- 


schlüssen, Expertenwissen, SAR ete. - hauptsächlieh zur 
Vorhersage ökotoxikologischer Effekte und des Verhal- 
tens in der Umwelt (ehemisch-physikalische Eigenschaf- 
ten, Aquatoxizität, Bioakkumulation und Persistenz von 
Stoffen) verwendet. In Kanada werden QSAR zur Kate- 
gorisierung von Chemikalien nach den Eigenschaften 
Persistenz oder Bioakkumulation und inhärente Toxizität 
eingesetzt (CRONIN et al., 2003a). Die Abschätzung hu- 
mantoxikologischer Effekte von Chemikalien mithilfe 
von QSAR erfolgt erst in Ansätzen (CRONIN et al., 
2003b). 

1003 . Naeh Einschätzung des Umweltrates sind die 
QSAR zur Vorhersage von Stoffeigenschaften wie Persis- 
tenz, Bioakkumulation und Toxizität hinreiehend weit 
entwickelt, um sie als Instrument der Prioritätensetzung 
einzusetzen (s. dazu aueh RCEP, 2003). Daher sollten 
QSAR genutzt werden, um schnell besonders problema- 
tische Stoffe zu identifizieren, die Kandidaten für das Zu- 
lassungsverfahren werden. Für den Fall, dass die Resul- 
tate der QSAR-Modellierung Hinweise auf PBT- 
Eigenschaften geben, sollten weitere Tests prioritär auf 
diese Stoffe konzentriert werden. Im REACH-System 
könnte die Vorsortierung mithilfe von QSAR aueh dazu 
dienen, bei den Stoffen unter 10 Mg, bei denen die Daten- 
anforderungen gering sind, PBT-Stoffe herauszufiltem. 
Stoffe, die bei der Vorsortierung „herausfallen“, also nicht 
als PBT-Stoff identifiziert werden, sollten allerdings 
grundsätzlieh - insbesondere im hochvolumigen Be- 
reich - entsprechend dem Kommissionsvorschlag dem je- 
weiligen maßgesehneiderten, mengenabhängigen Test- 
regime unterworfen werden, insbesondere auch um andere 
Stoffeigenschaften, wie zum Beispiel CMR-Eigenschaf- 
ten nicht zu übersehen. Dabei sollten auch die Modellie- 
rungsergebnisse berücksichtigt werden können. 

1004 . Die Möglichkeit, aufwendige oder auf Tierver- 
suehen basierende Tests durch computergestützte Model- 
lierungen zu ersetzen, ist ein weiteres wichtiges Anwen- 
dungsgebiet der QSAR. Allerdings sind gerade die 
Vorhersagen bei komplexen Molekülstrukturen und bei 
komplexen Wirkmeehanismen (z. B. Kanzerogenität) 
schwierig. Außerdem können die Modelle dort, wo es 
(noch) keine Untersuchungen gibt (z. B. Chemikalien mit 
neuartigen Strukturen, neue Wirkungen), auch keine 
Struktur-Aktivitätsbeziehungen hersteilen. Durch die 
Aufnahme der QSAR in den REACH- Vorschlag wird 
ohne Zweifel die Verbreitung und Weiterentwicklung der 
QSAR auch in Europa gefördert. Eine Arbeitsgruppe im 
Europäisehen Chemikalienbüro in Ispra beschäftigt sich 
- in enger Kooperation mit den entspreehenden Arbeiten 
der OECD - mit den Anwendungsmögliehkeiten und der 
Validität von QSAR-Modellen (http:/eeb.jrc.it/QSAR). 

Kritik expositionsgestützter Testanforderungen 

1005 . Ein anderer Ansatz der problemorientierten Fo- 
kussierung von Testanforderungen wird vom VCI vorge- 
schlagen (vgl. ROMANO WSKI, 2003). Die Testanforde- 
rungen sollen sich demnach auch nach den Ergebnissen 
der Expositionsszenarien richten. Zunächst sollen die 
Hersteller wiehtige Pfade der Freisetzung von Stoffen 
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und ihrer Aufnahme durch Mensch und Umwelt identi- 
fizieren, um auf dieser Basis die Datenanforderungen auf 
die Aspekte zu begrenzen, bei denen eine Exposition zu 
erwarten ist (vgl. Tz. 998). 

Der Vorschlag des VCl, die Testanforderungen weit ge- 
hend auf Expositionsszenarien zu beschränken, ist pro- 
blematisch. Die Expositionsabschätzung gilt als eine der 
Sehwachstellen der bisherigen Stoffbewertung. So musste 
die EU-Kommission in ihrem Weißbuch zur Chemika- 
lienpolitik einräumen, dass eine endgültige Risikobeurtei- 
lung der chemischen Altstoffe unter anderem auch wegen 
des allgemeinen Mangels an Kenntnissen über die Ver- 
wendungszwecke dieser Stoffe nur sehr schleppend vo- 
rankam (EU-Kommission, 2001). Insbesondere bei Stof- 
fen, die in zahlreichen Anwendungen Vorkommen, sind 
die Hersteller überfordert, einen vollständigen Überblick 
über alle Expositionen am Ende der Liefer- und Weiter- 
verarbeitungskette zu erhalten (AHRENS, 2003). Zudem 
können sich die Expositionen der Stoffe in dynamischen 
Märkten verändern. Viele Innovationsprozesse resultie- 
ren, den Angaben des VCI zufolge, gerade auf neuen An- 
wendungen von Altstoffen, sodass sich hier im Innova- 
tionsprozess auch neue Expositionspfade ergeben 
können. Solche Anwendungsinnovationen würden dann 
eine neue Registrierung mit neuen Tests erfordern. Dies 
wäre aber behördlich kaum kontrollierbar und damit auch 
rechtlich nicht vollziehbar. 

Die vom VCI vorgeschlagenen Expositionskategorien 
(Tz. 998) wurden von einem mittelständischen Unterneh- 
men in einem Praxistest geprüft (schriftl. Mitteilung des 
VCI vom 12. November 2003). Der Anwender kommt 
zum Schluss, dass Expositionskategorien ein geeigneter 
Weg seien, um die Expositionsbeschreibung und die Risi- 
kobewertung durchzuführen. Allerdings fällt auf, dass das 
Unternehmen bei der Abschätzung des Expositionsrisikos 
auch Vorsorge- und Sieherheitsmaßnahmen zugrunde 
legt, die erst auf der Basis des Wissens über Stoffeigen- 
schaften getroffen werden können. Insofern wäre es me- 
thodisch unzulässig, aus der Expositionsabschätzung 
rückwärts auf die Testanforderungen schließen zu wollen. 
Daher erscheint dem Umweltrat eine rein expositionsge- 
stützte Staffelung der Testanforderungen, wie sie nun- 
mehr Anhang IX, 3 ermöglicht, als riskant. Diese sollte 
nur dort Anwendung finden, wo eine Exposition mit Si- 
cherheit ausgeschlossen werden kann. 

Bewertung des Kommissionsvorschlages 

1006 . Der Verordnungsvorsehlag zum REACH-System 
basiert zwar grundsätzlich auf der Staffelung nach Pro- 
duktionsmengen (Mengenschwellenansatz), lässt aber die 
Kombination der drei oben genannten Kriterien erkennen. 

In Artikel 12 und Anhang IX des Kommissionsvor- 
schlags wird die Möglichkeit eröffnet, äquivalente Test- 
verfahren, Analogieschlüsse aus den Eigenschaften struk- 
turverwandter Stoffe oder Verfahren der Gruppenbildung 
anzuerkennen. In Artikel 133 hat die EU-Kommission zu- 
dem die Möglichkeit eröffnet, im Rahmen der Revision 
der Verordnung, den Fortschritt im Bereich alternativer 
Testverfahren und der Modellierung auf der Basis von 


quantitativen Struktur- Aktivitätsbeziehungen (QSAR, 
Tz. 1002), insbesondere für die Anforderungen des 
Anhang V, also für Stoffe über 1 Mg und unter 10 Mg 
j ährlieh, zu berücksichtigen. Damit wird auch die Mög- 
lichkeit eröffnet, rechtzeitig vor dem Anlaufen der Regis- 
trierungsphase für in kleinen Mengen hergestellte Stoffe 
eine modellgestützte Vorsortierung auf der Basis von 
Stoffeigensehaften durchzuführen. 

Die EU-Kommission hat auch den Ansatz einer exposi- 
tionsgestützten Stoffbewertung partiell aufgegriffen. Eine 
expositionsgestützte Ausnahme von Testanforderungen 
ist grundsätzlich für Stoffe ab 100 Mg/a möglich 
(Anhang IX, 3). Darüber hinaus erlauben die Anhänge V 
bis VIII, die die Standardtestanforderungen bestimmen, 
die Möglichkeit einer individualisierten, maßgeschnei- 
derten Teststrategie für jeden einzelnen Stoff. Zu nahezu 
allen Tests werden Bedingungen genannt, unter denen 
eine Durchführung des Tests nicht notwendig ist. Diese 
Bedingungen beinhalten auch Fragen nach der Expositi- 
onswahrscheinlichkeit (z B. ist es nicht notwendig, einen 
Test auf akute Toxizität gegenüber Wasserorganismen 
durchzuführen, wenn die Substanz schwer wasserlöslich 
ist), stellen in erster Linie aber auf die physikalisch-che- 
mischen Eigenschaften ab. 

Maßgeschneiderte Teststrategien, wie sie die EU-Kom- 
mission in ihrem Kombinationsmodell aus mengen-, 
eigenschafts- und expositionsgestützten Registrieranfor- 
derungen vorsieht, erlauben zwar eine Optimierung der 
Testanforderungen im Einzelfall. Sie setzen aber, gerade 
im Hinbliek auf die große Stoffanzahl, erhebliehe admi- 
nistrative Kapazitäten voraus, um die Teststrategie mit 
dem Hersteller auszuhandeln. Hier ist ein Engpass in dem 
Verordnungsentwurf vorprogrammiert. Die Europäische 
Chemikalienagentur, bei der die Registrierung nunmehr 
zentral vorzunehmen ist, muss einen engen Zeitplan 
einhalten. Nach Artikel 1 8 hat die Europäische Chemika- 
lienagentur nur drei Wochen Zeit, um eine Vollständig- 
keitsprüfung durchzuführen. Zudem wird die Gesamtper- 
sonalausstattung der Agentur zunächst bei 200 Personen 
liegen und soll elf Jahre nach Inkrafttreten der Verord- 
nung 419 Mitarbeiter umfassen (vgl. Legislative Finan- 
cial Statement, COM [2003] 644, S. 271). Diese haben 
vielfältigste Aufgaben zu erledigen, nicht nur die Voll- 
ständigkeitsprüfung der Registrierungsunterlagen. Da die 
EU-Kommission selbst erwartet, dass die Registrierungen 
immer knapp vor den jeweiligen Fristen vorgenommen 
werden, ist gerade vor den Ablauffristen mit dramati- 
schen Engpässen zu reehnen. Diese werden dazu führen, 
dass die Untemehmensvorschläge für eine individuali- 
sierte Teststrategie kaum noch gegengeprüft werden kön- 
nen oder kein Verhandlungsprozess zwischen Agentur 
und Herstellern über die geeignete Teststrategie durchge- 
führt werden kann. Dies gilt insbesondere für die in klei- 
nen Mengen hergestellten Stoffe. Bei Stoffen über 
100 Mg/a sind zwar die nationalen Behörden über das 
Evaluierungsverfahren regelmäßig beteiligt, die Ermes- 
sensspielräume für expositionsgestützte und maßge- 
schneiderte Tests erweitern sich aber und damit auch die 
Anforderungen an qualifiziertes Personal. Auch die Eva- 
luation erfolgt innerhalb eines engen Zeitplans. 
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Empfehlungen 

1 007. Um eine Überlastung der Europäischen Chemika- 
lienagentur zu vermeiden, empfiehlt der Umweltrat, dass 
verstärkt standardisierte Elemente eingefuhrt werden, die 
eine Teststrategie überhaupt bewältigbar machen. Hierzu 
gehört insbesondere die Staffelung von Testanforderun- 
gen auf der Basis eines vorgeschalteten PBT-Screenings 
mithilfe von QSAR-Modellen. Werden bestimmte PBT- 
Kriterien überschritten, wird ein vertieftes Testprogramm 
erforderlich. Zudem macht die Zentralisierung der Regis- 
trierung und zahlreicher anderer Aufgaben bei der Euro- 
päischen Chemikalienagentur eine Aufstockung des ge- 
planten Personalbestandes erforderlich. Der Vollzug der 
Reform wäre ohne eine angemessene Personalausstattung 
nicht gewährleistet. 

Die verstärkte Anwendung von QSAR bei der Regulie- 
rung von Chemikalien wird darüber hinaus neue Impulse 
zur Entwicklung beziehungsweise Weiterentwicklung 
von QSAR-Modellen geben. Außerdem werden die an 
der Einstufung von Chemikalien Beteiligten Kenntnisse 
über die Grenzen und Anwendungsvoraussetzungen der 
Modellsysteme erlangen. Diese Erfahrungen sind wesent- 
lich für die sorgfältige Anwendung der Modelle und um 
das Risiko zu minimieren, dass über QSAR falsche 
Eigenschaften zugeschrieben werden. Nach Ansicht von 
HULZEBOS und POSTHUMUS wird der Ersatz von 
Tierversuchen davon abhängen, ob sich Regulierungs- 
behörden und Industrie darauf einigen können, welche 
Fehlerquote - hinsichtlich falscher Risiko Warnungen oder 
falscher Entwarnung - als Ergebnis der Modellrechnungen 
sie akzeptieren können (HULZEBOS und POSTHUMUS, 
2003). Der Umweltrat ist der Auffassung, dass eine ge- 
wisse Fehlerquote akzeptiert werden muss. 

1008. Im Verlaufe der Revision der Registrierungs- 
anforderungen nach Artikel 133, insbesondere auch einer 
standardisierten Vorsortierung nach PBT-Eigenschaften, 
regt der Umweltrat an, auch die untemehmensbezogene 
Festlegung der Mengenschwellen für die Testanforderun- 
gen kritisch zu überprüfen (WINTER, 2003). Produzieren 
zahlreiche Hersteller denselben Stoff, so kann die Ge- 
samtmenge aus vielen kleinen Mengen unter 1 Mg/a, 
multipliziert mit der Anzahl der Hersteller/Importeure, 
viele hundert oder tausend Mg erreichen. Obwohl es sich 
faktisch um einen in großen Mengen hergestellten Stoff 


handelt, würde eine solche Gesamtmenge unterhalb der 
Registrierungsschwelle liegen. Es ist auch nicht vorgese- 
hen, dass in diesen Fällen aufsummierter großer Mengen 
durch fallbezogene behördliche Entscheidung Prüfnach- 
weise angefordert werden können. Würde eine solche 
fallbezogene Entscheidungsmöglichkeit eingeführt, 
müsste die zuständige Behörde allerdings kumulierte Da- 
ten über Vermarktungsmengen besitzen. Dies sieht die 
Verordnung vor allem aus Gründen des Betriebsgeheim- 
nisses nicht vor. Der Umweltrat hat jedoch Zweifel daran, 
ob der Schutz des Betriebsgeheimnisses rechtlich in Ab- 
wägung gegen das Öffentlichkeitsinteresse Bestand ha- 
ben kann. 

11.2.3.2.2 Geltungsbereich, Ausnahmen und 
Prüfanforderungen 

1009. Voraussetzung der Registrierung ist die Vorlage 
von Informationen zu den Eigenschaften von Stoffen und 
ihren möglichen Gefahren für die menschliche Gesund- 
heit und die Umwelt. Für diese Abschätzung werden Da- 
ten zum Verbleib und Verhalten des Stoffes in der Um- 
welt (z. B. Wasserlöslichkeit, Abbaubarkeit) und zur 
Toxizität gegenüber Mensch und Ökosystemen benötigt. 
Im REACH-Vorschlag fehlen aber bei den Datenanfor- 
derungen für Stoffe ab 1 Mg/a Untersuchungen zur aku- 
ten Toxizität gegenüber dem Menschen, gegenüber 
Fischen und Algen und zur Abbaubarkeit des Stoffes 
(Tab. 11-1 und 11-2). Das Fehlen des Abbautests ist 
auch deswegen schwerwiegend, weil ohne diese Daten 
ein Stoff nicht als umweltgefährlich nach der Richt- 
linie 67/548/EWG eingestuft werden kann. Auch der 
VCI ist der Auffassung, dass zu einem Mindestdatensatz 
für alle zu registrierenden Stoffe (also ab 1 Mg) neben 
den physikalisch-chemischen Daten auch Daten zur aku- 
ten Toxizität, zur Ökotoxizität und zur Abbaubarkeit ge- 
hören (ROMANOWSKI, 2003). 

1010. Es fehlen darüber hinaus auch Datenanforderun- 
gen zur Ermittlung möglicher hormoneller Wirkungen 
von Stoffen. Hierzu müssen Testverfahren weiterentwi- 
ckelt und validiert werden, die geeignet sind, Stoffe syste- 
matisch daraufhin zu prüfen, ob sie ein endokrines Poten- 
zial besitzen. Diese Testverfahren sollten dann zumindest 
bei den Prüfanforderungen für höhervolumige Stoffe auf- 
genommen werden. 
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Tabelle 11-1 

Vergleich der Datenanforderungen zu den toxikologischen Informationen der Richtlinie 92/32/EWG 
(Neustoffanmeldung) und des RE ACH-Vor Schlags vom Oktober 2003 


Toxikologische Informationen 

Richtlinie 92/32/EWG 

REACH-Vorschlag 


Mg/a 


> 

> 

> 

> 

> 

> 

> 

> 

> 


0,01 

0,1 

1 

100 

1000 

1 

10 

100 

1000 

Untersuchungen zur akuten Toxizität 
(1 Zufuhrweg) 

X 









Untersuchung zur Mutagenität (in-vitro-Tests) 



x'’ 



X^ 

x‘= 



Untersuchungen zur akuten Toxizität 
(2 Zufuhrwege) 



X 




X 



Haut- und Augenreizung 


X 




xd 

X« 



Sensibilisierung der Haut 


X 




X 




Subakute Toxizität (28 Tage) 



X 




X 

(X) 


Screening Tests auf Reproduktions-/ 
Entwicklungstoxizität 







X 



Beurteilung der Toxikokinetik (anhand 
verfügbarer Daten) 



X 




X 



F ortpflanzungsgefährdende Eigenschaften 
( 1 Generation, 2 Generationen) 




X 



(X) 

(x) 

X 

Untersuchungen zur Teratogenität 







(X) 

X 


SubchronischeToxizität (90 Tage) 




(X) 

X 


(X) 

X 


Subchronische Toxizität (> 12 Monate) 









X 

Weitere Mutagenitätstests (in-vivo-Tests) 




X 



(X) 

(X) 

(X) 

Toxikokinetische Grundeigenschaften 




(X) 






Untersuchungen zur Kanzerogenität 





(X) 




(X) 

Untersuchungen der peri- und postnatalen 

Wirkung, zusätzliche Untersuchungen zur 
Teratogenität, zur Toxikokinetik und der 

Organ- und Systemtoxizität 





(X) 




X 

SRU/UG 2004/Tab. 11-1; Datenquellen: Richtlinie 92/32/EWG und REACH- Vorschlag von Oktober 2003 


(x): Untersuchung wird nur unter bestimmten Voraussetzungen gefordert; 
X®: ein bakterieller Test; 

x’’: ein bakterieller und ein nichtbakterieller Test; 
x'^: Test mit Säugetierzellen; 
x^: in-vitro-Tests; 

X®: in-vivo-Tests. 
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Tabelle 11-2 

Vergleich der Datenanforderungen zu den ökotoxikologischen Informationen der Richtlinie 92/32/EWG 
(Neustoffanmeldung) und des RE ACH-Vor Schlags vom Oktober 2003 


ökotoxikologische Informationen 

Richtlinie 92/32/EWG 

REACH-Vorschlag 


Mg/a 


> 

> 

> 

> 

> 

> 

> 

> 

> 


0,01 

0,1 

1 

100 

1000 

1 

10 

100 

1000 

Abbau (biotisch, abiotisch) 


X 





X 



Akute Toxizität an Daphnien 



X 



X 




Akute Toxizität an Fischen 



X 




X 



Wirkungen auf Algen (Wachstums-Hemmtest) 



X 




X 



Wirkungen auf Bakterien (Bakterien-Hemmtest) 



X 







Biologische Abbaubarkeit: Belebtschlamm, 

Prüfung der Atmungshemmung 







X 



Absorptions/ Desorptions-Screening Test 



X 




X 



Langzeit-Toxizitätsuntersuchung an Daphnien 
(21 Tage) 



(X) 

X 




X 


Toxizitätsuntersuchungen an weiteren Organismen 
(höhere Pflanzen, Regenwürmer, weitere 
Toxizitätstests mit Fischen) 



(x) 

X 




X® 


Biokonzentrationsstudie 



(X) 

X 




X 


Weitere Untersuchungen zur Abbaubarkeit 



(X) 

X 




X 


Weitere Untersuchungen zur Absorption/ 
Desorption 



(X) 

X 




X 


Zusätzliehe Tests zur Akkumulation, zum Abbau, 
zur Mobilität und zur Absorption/ Desorption 





X 




X 

Weitere Toxizitätsuntersuchungen an Fischen, 
Toxizitätsstudien an Vögeln und an anderen 
Organismen 





X 





Langzeit-Toxizitätstests an Regenwürmem, Boden- 
invertebraten, Pflanzen, Sedimentorganismen; 
Langzeit- oder Reproduktions-Toxizitäts- 
tests an Vögeln 









X 

SRU/UG 2004/ Tab. 11-2; Datenquellen: Richtlinie 92/32/EWG und REACH-Vorschlag von Oktober 2003 


(x): Untersuchung wird nur unter bestimmten Voraussetzungen gefordert. 

X®: Langzeit Fischtoxizität, weitere Fischtests, Kurzzeittoxizität bei Regenwürmem, Effekte bei Bodenmikroorganismen, Kurzzeittoxizität bei 
Pflanzen. 
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1011. Polymere sind nach Artikel 14 des REACH- Vor- 
schlags von der Registrierung ausgenommen, allerdings 
kann dies gemäß Artikel 133 Abs. 2 überprüft werden. 
Die Ausnahme für Polymere ist nicht konsistent mit der 
bisherigen Praxis bei der Neustoffanmeldung, die näm- 
lich auch die Notifizierung neuer Polymere vorsieht 
(7. Änderung der Richtlinie 67/548/EWG). Die Aus- 
nahme ist zudem problematisch angesichts der Tatsache, 
dass entsprechend der Definition für Polymere (Art. 3) 
bereits sehr kurze und noch sehr reaktive Ketten als Poly- 
mer bezeichnet werden. Unter diese Definition fallen da- 
mit beispielsweise auch Nonylphenolpolyethoxylate, die 
in der Umwelt zu Nonylphenol, einem Stoff mit östroge- 
ner Aktivität, abgebaut werden können. 

Der Umweltrat empfiehlt daher, Polymere zukünftig in 
das Registrierverfahren mit aufzunehmen. Die Beurtei- 
lung der Polymere könnte nach einem Konzept erfolgen, 
das in einer EU-Arbeitsgruppe zur Bewertung von Poly- 
meren erarbeitet worden ist (ECB, 2002). Nach diesem 
Verfahren würde je nach Anteil des Monomer- und Oligo- 
mergemisches am Polymer die spezifische Eigenschaft 
(Toxizität, Kanzerogenität etc.) des Monomer auf das 
Polymer übertragen werden. 

Gegen dieses Konzept kann eingewendet werden, dass 
die Eigenschaften niedrigmolekularer Polymere nicht er- 
fasst und beurteilt werden. Monomere sind zwar in aller 
Regel Substanzen, die aufgrund ihrer Reaktivität im Ver- 
gleich zu den Oligomeren die gefährlicheren Eigenschaf- 
ten aufweisen. Es kann aber theoretisch durchaus Fälle 
geben, in denen die mittelkettigen Polymere gerade durch 
ihre Reaktionsträgheit eine höhere Persistenz und Bio- 
akkumulierbarkeit aufweisen als die Monomere. Wenn 
sich Vermutungen dieser Art belegen lassen, muss eine 
Modifizierung der Einstufung erwogen werden, durch die 
auch mittelkettige Polymere in das Testprogramm aufge- 
nommen werden. Dann wäre es notwendig, die Registrie- 
rung verschieden langer Polymereinheiten in Gruppen zu 
ermöglichen (wie es auch in der Neustoffanmeldung für 
Polymere im Anhang VII D zur 7. Änderung zur Richt- 
linie 67/548/EWG erwähnt wird). Eine entsprechende 
Teststrategie für diese mittelkettigen Polymere müsste in 
einem eigenen Anhang zur REACH- Verordnung spezifi- 
ziert werden. 

Das oben beschriebene Verfahren der Einstufung und Re- 
gistrierung der Polymere anhand der Monomereigen- 
schaften hätte den weiteren Vorteil, dass es insbesondere 
kleinen und mittelständischen Polymerfirmen ermöglicht, 
die Gefährlichkeit ihres Produktes relativ einfach abzu- 
schätzen. 

11.2.3.2.3 Zur Deregulierung bei Neustoffen 

1012. Die geplante Neuregelung der Neustoffkontrolle 
ist durch einen offensichtlichen Zielkonflikt zwischen 
Innovationsfreundlichkeit und Vorsorgeorientierung 
geprägt. Die Anhebung der Mengenschwellen (vgl. 
Tab. 11-1 und 11-2) wird von der EU-Kommission unter 
anderem damit begründet, dass die vorrangige umwelt- 
und gesundheitsrelevante Problematik der EU-Chemika- 
lienkontrolle die ungenügende Regelung der Altstoffe ist. 


wogegen die Neustoffkontrolle einer Neuregelung auf- 
grund ihrer wirtschaftspolitischen Implikationen bedarf; 
durch die Neuregelung werde der Spielraum für Innova- 
tionen deutlich erweitert, was die internationale Wett- 
bewerbssituation der Branche stärke. 

1013. Bereits im Kontext der Vorstellung des Weiß- 
buchs wurde dieser Begründung entgegengehalten, dass 
durch die Heraufsetzung der Mengenschwelle für Neu- 
stoffe viele Gefahrstoffe aus dem REACH-System he- 
rausfallen könnten. Angesichts des Tatbestands, dass 
auch gefährliche Stoffe mit einer kleinen Produktions- 
menge erhebliche Risiken verursachen können, sei dies 
als bedenklich einzustufen. Mit der Neuregelung sei eine 
weit gehende Aufgabe der Neustoffkontrolle verbunden, 
die mit dem Vorsorgeprinzip nicht vereinbart werden 
könne und auf Dauer das potenzielle Risiko berge, ein 
neues Altstoffproblem hervorzubringen (vgl. SRU, 2002, 
Tz. 360 ff). Die Neuregelung sei aber umso weniger nö- 
tig, als keine empirisch gesicherte Evidenz für einen all- 
gemeinen Innovationsrückstand europäischer Unterneh- 
men gegenüber der außereuropäischen Konkurrenz 
bestünde (MAHDI et ab, 2002). Auch die EU-Kommis- 
sion hat in ihrem Impact Assessment von REACH erneut 
betont, dass die Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit 
der europäischen Chemischen Industrie dem internationa- 
len Vergleich durchaus standhält (COM 2003/644 final). 

1014. Ursprünglich ließen sich die begründeten Beden- 
ken gegenüber der Neuregelung der Neustoffkontrolle 
noch mit den bedeutsamen Verbesserungen bei der Alt- 
stoffkontrolle abwägen. Mit den abgeschwächten Vor- 
schriften zur Altstoffkontrolle im nunmehr vorgelegten 
Verordnungsvorschlag ergibt sich eine andere Bewer- 
tungssituation. Wenn es gelingt, über zum Beispiel ein 
PBT-Screening (Tz. 1007) effektiv und schnell Stoffe mit 
gefährlichen Eigenschaften zu identifizieren, dann be- 
stünde die Chance, problematische Stoffe auch im Be- 
reich geringer Produktionsmengen zu identifizieren und 
zu regulieren. Ohne entsprechende Änderung der Vor- 
schläge besteht dagegen die Gefahr, dass der europäi- 
schen Chemikalienpolitik durch die Deregulierung der 
Neustoffkontrolle das nächste Altstoffproblem erwächst. 

11.2.3.2.4 Eigenverantwortung und 
Qualitätssicherung 

1015. Die Hersteller von Stoffen müssen im Rahmen ih- 
rer Registrierung eine Einstufung und Kennzeichnung 
nach den Richtlinie 67/548/EWG und 1999/ 145/EG vor- 
nehmen. Grundlage der Einstufungen sind die mengen- 
abhängigen Informationsanforderungen nach Artikel 11 
und den Anhängen V bis VIII des Verordnungsvor- 
schlags. In der Regel müssen dabei die Tests in Überein- 
stimmung mit den Bestimmungen für eine gute Laborpra- 
xis nach Richtlinie 87/18/EWG und Richtlinie 86/609/ 
EWG durchgeführt werden (Art. 12, 3). Hiervon kann 
- unter Maßgabe der Bedingungen des Anhangs IX - im 
Einzelfall abgesehen werden. Die Europäische Chemi- 
kalienagentur (Art. 1 8, 2) darf zunächst nur prüfen, ob 
alle Daten vollständig sind. Sie ist aber nicht befugt, im 
Rahmen der Registrierung die Qualität der vorgelegten 
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Daten oder der Einschätzungen und Begründungen zu 
überprüfen. Dies kann allenfalls im Rahmen der obligato- 
rischen Evaluation für in großen Mengen hergestellte 
Stoffe (Art. 40) oder der Prüfung von prioritären Stoffen 
(Art. 43 a) erfolgen. Eine solche Stichprobenkontrolle ist 
allerdings angesichts der (Über-)Auslastung der Be- 
hörden für die Evaluation der in großen Mengen her- 
gestellten Stoffe nur in wenigen, zumeist wohl katastro- 
phengesteuerten Einzelfällen überhaupt realisierbar 
(Fachgespräch im UBA am 16. Januar 2003). 

Die Klassifizierung der Stoffe ist nicht nur für die weite- 
ren Verfahrensschritte des REACH-Systems von Bedeu- 
tung, sondern auch für viele andere Umwelt- und Arbeits- 
sehutzvorschriften. Angesichts dieser zum Teil auch 
kostenträchtigen Folgen einer Stoffklassifizierung in eine 
Gefahrstoffklasse besteht durch die Selbsteinstufung ein 
Anreiz zur Unterklassifizierung. 

1016. Aufgrund der großen Zahl von zu registrierenden 
Stoffen gibt es zwar kaum eine Alternative zu einem 
Steuerungsmodell, das primär auf industrielle Eigenver- 
antwortung und auf eine nur subsidiäre staatliche Kon- 
trolle setzt (vgl. Kap. 13.4.4). Dies kann und darf aber 
nicht bedeuten, dass ein gesamtes Kontrollsystem auf das 
Vertrauen in die Zuverlässigkeit und die Vorsorgeorien- 
tierung kommerzieller Akteure aufgebaut werden kann. 

1017. Bereits in seinem Umweltgutachten 2002 hat der 
Umweltrat das Problem der Qualitätssicherung der Daten 
für die Registrierung aufgeworfen (SRU, 2002, Tz. 363). 
Er hat auf Optionen hingewiesen, die nicht auf eine Über- 
forderung der Behörden hinauslaufen würden, so insbe- 
sondere: eine Verifizierung durch unabhängige Zertifizie- 
rungsorganisationen oder im Einzelfall beauftragte 
Gegengutaehten. Die vom Umweltrat geforderten Stich- 
probenkontrollen und die Verankerung guter Laborpraxis 
sind im Kommissionsvorschlag enthalten. Gegen eine 
systematische Validierung werden zumeist Kostenargu- 
mente vorgebracht. Diese sind aber insofern nieht über- 
zeugend, als die Folgekosten schlechter Registrierungen 
noch höher sein können. 

11.2.3.2.5 Konsortienbildung beziehungsweise 
Marktführerregelung bei der 
Registrierung 

1018. Der Kommissionsvorschlag erfordert grundsätz- 
lich, dass jeder Hersteller oder Importeur eine Stoffregis- 
trierung vornehmen muss, unabhängig davon, ob die er- 
forderlichen Daten bereits von einem Dritten vorgelegt 
worden sind oder nicht. Um allerdings unnötige Doppel- 
arbeit durch diesen herstellerbezogenen Ansatz zu ver- 
meiden, sieht der Kommissionsvorschlag verschiedene 
Formen der untemehmensübergreifenden Kooperation 
bei der Registrierung vor, und zwar sowohl im Hinblick 
auf eine zeitlich nachgelagerte Zweitanmeldung als auch 
hinsichtlich einer gleichzeitigen Vorlage inhaltlich glei- 
cher Prüfnachweise (FISCHER, 2003; WINTER und 
WAGENKNECHT, 2003). 

Eine Kooperation kann grundsätzlich obligatorisch sein 
(„Zwangskonsortien“) oder freiwillig erfolgen. Eine be- 


sondere Form der obligatorischen Zusammenarbeit ist 
auch die so genannte „Marktführerregelung“ (vgl. 
schriftl. Mitt. des BMU vom 3. Dezember 2003). Dieser 
zufolge wird ein Marktführer bestimmt, der für die Vor- 
lage der Registrierungsdossiers verantwortlich ist und der 
einen Kostenerstattungsanspruch gegenüber den anderen 
Herstellern und Importeuren desselben Stoffes hat. Die 
Bildung von obligatorischen Konsortien läuft auf eine 
stoffbezogene Registrierung hinaus: im Idealfall gibt es 
für jeden Stoff nur noch ein Registrierungsdossier. Wäh- 
rend eine freiwillige Zusammenarbeit bei der Erstellung 
der Prüfnachweise keine rechtlichen Probleme aufwirft, 
muss eine staatlich vorgegebene Konsortienbildung mit 
den Grundfreiheiten des gemeinschaftlichen Primärrechts 
sowie dem europäischen und nationalen Grundrechts- 
schutz in Einklang stehen. 

1019. Gegen eine „Zwangsverwertung“ der Daten in 
den Prüfhachweisen werden verfassungsrechtliche Be- 
denken, insbesondere hinsichtlich der Eigentums- und 
Wettbewerbsfreiheit der betroffenen Unternehmen, ange- 
führt (FISCHER, 2003). Es ist anerkannt, dass grundsätz- 
lich auch der Schutz geistigen Eigentums Gegenstand der 
grundrechtlichen Eigentumsgarantie sein kann. Dement- 
sprechend hat der Europäische Gerichtshof etwa für den 
Bereich des Arzneimittelrechts für den dortigen Unter- 
lagenschutz einen Schutz geistigen Eigentums bejaht 
(EuGH, Rs. C-368/96). Auch das in den hier infrage ste- 
henden Prüfnachweisen verkörperte Know-how dürfte 
mehr als einen bloßen Marktvorteil darstellen und als Be- 
standteil des eingerichteten und ausgeübten Gewerbe- 
betriebs anzusehen sein. Es spricht also einiges dafür, 
dass die im Rahmen der Chemikalienkontrolle geforder- 
ten Prüfnachweise dem Eigentumsschutz nach Arti- 
kel 14 Abs. 1 GG sowie nach Artikel 17 Abs. 2 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union unterfal- 
len (FLUCK, 2003, S. 136). Letztlich kann dies hier aber 
offen bleiben. Denn eventuelle Eingriffe in die Eigen- 
tumsffeiheit können insbesondere unter Tierschutzaspek- 
ten, das heißt zur Reduzierung von Tierversuchen, ge- 
rechtfertigt sein. Im Übrigen stehen zur Vermeidung 
gegebenenfalls unangemessener Benachteiligungen die 
Normierung eines Zustimmungsvorbehaltes, von Kosten- 
ausgleichsmechanismen sowie von Sperrfristen für die 
Verwendung der Daten zur Verfügung (FISCHER, 2003, 
S. 780 f; WINTER und WAGENKNECHT, 2003, 
S. 18 f). Insbesondere bei Einhaltung einer Sperrfrist 
- die nach Auffassung des Umweltrates deutlich unter 
zehn Jahren liegen sollte - bliebe dem Erstanmelder ein 
zeitlicher Wettbewerbsvorsprung erhalten. 

Entsprechendes gilt mit Blick auf die Wettbewerbsfreiheit 
als Teilaspekt der wirtschaftlichen Betätigung. Mit den 
genannten Instrumenten besteht eine ausreichende Hand- 
habe, um einen auf Eigenleistungen des Erstanmelders 
beruhenden Wettbewerbsvorsprung zu sichern oder aber 
Vorleistungen zu kompensieren. Das deutsche Chemika- 
liengesetz (ChemG) sieht dementsprechend in §§20 
Abs. 5, 20a eine obligatorische Zusammenarbeit vor und 
regelt die Bedingungen des finanziellen und zeitlichen 
Ausgleichs für die Erstanmelder beziehungsweise die 
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Marktführer (s. ausführlich FISCHER, 2003, S. 779; 
FLUCK, 2003, S. 128 ff.). 

1020. Der Verordnungsvorschlag der EU-Kommission 
legt nun vorrangig Modelle des freiwilligen data-sharing 
zugrunde und sieht eine obligatorische Zusammenarbeit 
allenfalls ansatzweise vor: So soll für Neustoffe (non- 
phase-in-Stoffe) allein in Bezug auf Tierversuchsdaten 
und im Falle von Zweitanmeldungen ein (aufwendiges) 
Einigungsverfahren durchgeführt werden, bei dessen 
Erfolglosigkeit die Behörde die Daten verwenden und 
einem Zweitanmelder gegen Kostenbeteiligung heraus- 
geben kann. Bei der Parallelanmeldung fehlt es für Neu- 
stoffe hingegen überhaupt an obligatorischen Vorgaben 
zur Zusammenarbeit. 

Ebenso ist für Altstoffe (phase-in-Stoffe) nur im Hinblick 
auf Tierversuche vorgesehen, dass Hersteller und Impor- 
teure desselben Stoffes in einem Forum versuchen sollen, 
Tierversuchsdaten, über die ein Beteiligter verfügt, den 
anderen gegen Kostenbeteiligung zugänglich zu machen. 
Scheitern diese Bemühungen, so kann und muss jeder 
einzelne Hersteller und Importeur die vorgeschriebenen 
Tierversuche durchführen. 

1021. Der Umweltrat bedauert, dass die EU-Kommission 
sich mit diesen Regelungen im Verordnungsvorschlag für 
ein weit gehendes Datenmonopol des Erstanmelders und 
ganz überwiegend gegen eine obligatorische Kooperation 
bei der Datenerstellung entschieden hat. Ein solches Kon- 
zept wird weder durch die Grundfreiheiten des EG- Ver- 
trages noch grundrechtlich gefordert. Im Gegenteil dürf- 
ten gewisse Zwangskonsortien beziehungsweise auch die 
administrativ wesentlich einfachere Marktführerregelung 
durchaus mit dem Vertragsrecht sowie dem europäischen 
Grundrechtsschutz vereinbar sein. Das Konzept der EU- 
Kommission widerspricht sogar dem Tierschutzgedan- 
ken, denn Mehrfachprüfungen mit Tierversuchen werden 
gerade nicht notwendig ausgeschlossen. Darüber hinaus 
erscheint aber auch aus Gründen der Verfahrensverein- 
fachung und -beschleunigung das Prinzip der stoffbezo- 
genen Registrierung bei Parallelanmeldungen geboten 
und sachgerecht. Denn nur so wird überhaupt eine zügige 
Registrierung und Kontrolle gefährlicher Stoffe und da- 
mit wiederum eine Effektivierung des Umwelt- und Ge- 
sundheitsschutzes gewährleistet werden können. Dieser 
Gedanke kommt im Übrigen gerade auch in der Regelung 
des § 20a Abs. 5 ChemG zum Ausdruck. Auf der Grund- 
lage des gegenwärtigen Kommissionsvorschlags wird es 
hingegen nicht zu einer Verwaltungsvereinfachung kom- 
men, weil etwa - abgesehen von der zusätzlichen Last des 
Betreibens der Konsensfindungsverfahren - sorgfältig 
darauf geachtet werden muss, dass Daten eines Verfah- 
rens nicht in anderen Verfahren verwendet werden. Da in 
den meisten Fällen die nationalen Behörden über die 
Prüfanforderungen zu entscheiden haben, müssen sie da- 
bei im Prinzip den gesamten Datenbestand sämtlicher 
mitgliedstaatlicher Behörden berücksichtigen (WINTER, 
2003). 

1022. Zu bedenken sind auch die Auswirkungen der 
freiwilligen Kooperation auf den Wettbewerb. Faktisch 
gewährt der Kommissionsvorschlag demjenigen Unter- 
nehmen, das seine Daten schon weit gehend zusammen- 


getragen hat, einen Startvorteil bei der Registrierung. 
Scheitert eine Konsortienbildung, werden Nachzügler 
vom Markt so lange ausgeschlossen, bis auch sie die er- 
forderlichen Tests und Stoffbewertungen durchgeführt 
haben. Damit erhält der Erstregistrant die Option auf ein 
vorübergehendes Monopol, wenn er die freiwillige Koope- 
ration mit anderen Unternehmen verweigert. In der Regel 
werden große Unternehmen bereits über vollständigere 
Daten verfügen als kleine. Die freiwillige Lösung schafft 
damit möglicherweise Markteintrittsbarrieren für kleine 
und mittlere Unternehmen und begünstigt diejenigen Her- 
steller, die bereits über einen hohen Datenbestand verfü- 
gen. Damit wird eine Vorleistung mit inkommensurablen 
Vorteilen belohnt (WINTER, 2003). Für die Erfindung 
eines Stoffes steht Patentschutz zur Verfügung, der die 
Herstellung und Verwendung des Stoffes dem Erfinder 
vorbehält. Die Daten aus Prüfnachweisen sind, da nicht 
Erfindungen, nicht patentierbar. Dennoch werden sie zum 
Anlass eines patentrechtsähnlichen Schutzes genommen, 
indem dem Datenproduzenten zehn Jahre garantiert wer- 
den, während derer er denjenigen, die die Kosten der Da- 
tenproduktion nicht alleine tragen können, de facto die 
Registrierung und damit die Herstellung und Vermark- 
tung unmöglich machen kann. 

1 023. Der Umweltrat empfiehlt daher der Bundesregie- 
rung, sich im Laufe der Verhandlungen über das REACH- 
System nachdrücklich für ein obligatorisches Koopera- 
tionsmodell sowohl bei Zweit- als auch bei Parallel- 
anmeldungen einzusetzen. Das vom BMU angeregte 
„Marktführermodell“ hat dabei den Vorteil, aufwendige 
Verhandlungs- und Abstimmungsprozesse zur Kon- 
sortienbildung dadurch zu vermeiden, dass der zur Vor- 
lage der Registrierungsdossiers verantwortliche Her- 
steller oder Importeur bestimmt wird und klare Kriterien 
der Kostenerstattung gegenüber den Zweit- und Dritt- 
anmeldern festgelegt werden. Diese pragmatische Lö- 
sung erspart erhebliche Transaktionskosten, wenn es 
gelingt, durch klare Vorgaben Konflikte um Kosten- 
erstattungen zu vermeiden. Keinesfalls sollte eine euro- 
päische Regelung hinter den im deutschen Recht in 
§ 20a Abs. 5 ChemG zutreffend verankerten Anforderun- 
gen Zurückbleiben. 

11.2.3.2.6 Betriebsgeheimnis und Transparenz 

1 024. Die EU-Kommission hat in ihrem Vorschlag ver- 
sucht, eine Balance zwischen dem wettbewerbsrelevanten 
Betriebsgeheimnis und dem Zugang der Öffentlichkeit zu 
dem durch das REACH-System entstehenden Wissen 
herzustellen. Dabei werden drei Typen von Informationen 
unterschieden: 

- allgemein vertrauliche Informationen, 

- allgemein öffentlich zugängliche Informationen, 

- Informationen, über deren Zugang im Einzelfall ent- 
schieden wird. 

Als vertraulich gelten insbesondere Einzelheiten der Zu- 
sammensetzung von Zubereitungen, die genaue Anwen- 
dung eines Stoffes, genaue Stoffmengen und die genauen 
Lieferverflechtungen zwischen Hersteller und Anwen- 
dern. 
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Grundsätzlich öffentlich sind Stoffnamen und -eigen- 
schaften, Studienergebnisse zu den Stoffeigenschaften 
einschließlich der Unbedenklichkeitswerte, Einstufungen 
des Stoffes und die im Sicherheitsdatenblatt enthaltenen 
Informationen. 

Andere Informationen, wie Herstellemame und Details 
aus den Sicherheitsberichten werden nach den Regeln des 
Akteneinsichtsrechts für Dokumente der europäischen 
Institutionen (VO 1049/2001) im Einzelfall zugänglich 
gemacht, sofern der Hersteller oder Importeur keine Be- 
denken hinsichtlich des Betriebsgeheimnisses äußert. 

1025. Durch diese restriktive Auslegung des Betriebs- 
geheimnisses wird es insbesondere schwierig, für die in- 
teressierte Öffentlichkeit Stoffmengen, Lieferketten, Ex- 
positionspfade sowie die Hauptverantwortlichen zu 
identifizieren. Solehe Informationen sind grundsätzlich 
generierbar, ohne die Wettbewerbsposition eines Her- 
stellers zu gefährden. So steht dem Schutz des Betriebs- 
geheimnisses eine Kumulierung der Mengenangaben 
einzelner Hersteller nicht im Wege. Gelänge eine standar- 
disierte Aggregation spezifischer Anwendungen in aussa- 
gekräftigen Expositionskategorien (Tz. 997 f), so wäre 
eine Rekonstruktion von Zubereitungsrezepten oder Pa- 
tenten aus diesen Informationen kaum möglich - und 
gleichzeitig könnte die interessierte Öffentlichkeit wich- 
tige Expositionspfade besser rekonstruieren. Ohne dieses 
Wissen über die Anwendungen sind Markttransparenz 
und damit vorsorgeorientierte Käuferentscheidungen 
nicht realisierbar (MÜLLER, 2003; AHRENS, 2003). 
Wegen des überzogenen Sehutzes des Betriebsgeheimnis- 
ses wird damit ein wesentlicher Steuerungs- und Inno- 
vationsmechanismus des REACH-Systems versagen 
(Tz. 983). 

1026. Der Umweltrat empfiehlt, durch die standardi- 
sierte und obligatorische Etablierung von Expositions- 
kategorien und Grundinformationen über die Lieferkette 
die Grundlage für ein transparentes System auch für die 
breitere Öffentlichkeit zu schaffen, ohne dabei den Schutz 
des Betriebsgeheimnisses zu gefährden. Im Einzelfall 
muss das Recht des Verbrauchers auf Information und 
Wahlfreiheit bezüglich potenziell gefährlicher Stoffe über 
das Recht des Produzenten gesetzt werden. 

11.2.3.2.7 Die produktpolitische Bedeutung 
von REACH 

1027. Grundsätzlich sind auch Produkte registrierungs- 
pflichtig, sofern aus ihnen gefährliche Stoffe in relevan- 
ten Mengen entweichen. Die Hürden für die Registrie- 
rungspfticht von Stoffen in Produkten sind aber hoch 
gesetzt (Art. 6). Stoffe müssen in jedem „Erzeugnistyp“ 
insgesamt mit mehr als 1 Mg/a Vorkommen, sie müssen 
bereits als gefährlich eingestuft sein und sie müssen ent- 
weder absichtlich freigesetzt werden oder aber der Her- 
steller oder Importeur weiß, dass sie auch unabsichtlich 
freigesetzt werden. Im letzteren Falle gilt als Regis- 
trierungsbedingung: „Der Stoff wird in einer Menge frei- 
gesetzt, die schädliche Wirkungen auf die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt haben kann“ (Art. 6, 2d). 
Insbesondere bei Importen erzeugt diese Bedingung Voll- 


zugsprobleme. Der Hersteller und Importeur muss der 
Logik dieser Anforderungen zufolge also die für eine Re- 
gistrierung erforderlichen Daten bereits besitzen, um ent- 
scheiden zu können, ob eine Registrierung erforderlich ist 
oder nicht. Ansonsten wird es unmöglich sein, zu ent- 
seheiden und zu verifizieren, ob die Kriterien für eine Re- 
gistrierung von Stoffen in Importen erfüllt sind oder 
nicht. Zu bedenken ist dabei, dass selbst die Produkther- 
steller in der Regel keine hinreichenden oder gar voll- 
ständigen Kenntnisse über die in ihren Produkten 
befindlichen Stoffe haben (vgl. KEMI, 2002). Die Voll- 
zugskontrolle des Artikels 6 wird ebenfalls voraussetzen, 
dass die Vollzugsbehörde bereits über diejenigen Infor- 
mationen verfügt, die ja eigentlich erst durch die Regis- 
trierung generiert werden sollen. Mit anderen Worten: der 
Artikel 6 des Kommissionsvorschlages ist in dieser Weise 
insbesondere bei Importen nicht vollziehbar. Darüber hi- 
naus werden hier Hürden für die Registrierungspflicht 
aufgestellt, die nicht sicherstellen, dass vor allem Importe 
mit Inlandsprodukten gleichgestellt sind, die auf der Basis 
von im Europäischen Binnenmarkt produzierten und da- 
mit registrierten Stoffen hergestellt werden. Im Bereich 
von Kinderspielzeug aus Kunststoffen, die Weichmacher 
enthalten (vgl. Kap. 12.3 zu Phthalaten) oder Elektrogerä- 
ten, ist dieses besonders heikel. 

1028. Verhältnismäßig und aus Vorsorgegründen erfor- 
derlich wäre zumindest eine Registrierungspflicht auf der 
Basis einer Prioritätenliste für solche Produktkategorien, 
die mit Kindern und anderen besonders empfindlichen 
Gruppen in Berührung kommen, und bei denen eine Frei- 
setzung gesundheitsgefährlicher Stoffe bereits identifi- 
ziert wurde oder als plausibel anzunehmen ist. Kinder- 
spielzeuge, die bestimmte Stoffe (z. B. Weichmacher) 
enthalten, Elektrogeräte, Bodenbeläge oder Lacke wür- 
den diesen Kriterien zufolge zu den prioritären Produkt- 
gruppen gehören. Hier wäre zumindest ein Unbedenklich- 
keitsnachweis erforderlich, um bei solchen prioritären 
Gruppen die Registrierungspfiicht zu vermeiden. Eine 
solche Lösung wäre, da sie sich gleichermaßen auf in der 
EU hergestellte wie auf importierte Produkte bezieht und 
offensichtlich auf Gefahrenabwehr abzielt, mit den WTO- 
Regeln kompatibel (Tz. 1038 f ) 

1029. In dem Kommissionsvorschlag fehlt gänzlich die 
Weiterführung der Informationskette bis zum Verbrau- 
cher. Hier wurde von verschiedener Seite eine Produkt- 
kennzeichnung angeregt (vgl. KEMI, 2002), durch die 
- analog zum Lebensmittelrecht - als gefährlich einge- 
stufte Inhaltsstoffe offen gelegt werden. Natürlich setzt 
dies zunächst voraus, dass dem Hersteller diese Stoffe 
auch bekannt sind, das heißt, dass eine funktionierende 
Registrierungspflicht für Produkte mit problematischen 
Inhaltsstoffen besteht. Der Umweltrat erachtet eine solche 
Kennzeichnung als ein unerlässliches Element des Ver- 
braucherschutzes und einer ökologisch aufgeklärten Kon- 
sumentensouveränität. Die Wirkungskette einer Stoff- 
innovation durch Wissen und Transparenz kann nur durch 
eine solche Kennzeichnungspfiicht effektiv werden. 
REACH sollte dazu beitragen, zumindest die Vorausset- 
zungen hierfür zu schaffen. 
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11.2.3.3 Das neue Zulassungsverfahren 

11.2.3.3.1 Zulassungsverfahren und 
Geltungsbereich 

1030. In der EU-Kommission hat sich grundsätzlich ein 
weiter Geltungsbereich für das Zulassungsverfahren 
durchgesetzt. Nach dem Vorschlag unterliegen CMR- 
Stoffe, PBT-Stoffe, vPvB-Stoffe oder Stoffe, die in ähnli- 
cher Weise besorgniserregend sind, dem Zulassungsver- 
fahren (Art. 54). Die Besorgnis erregenden Stoffe, so zum 
Beispiel endokrine Stoffe, können auf Antrag der Mit- 
gliedstaaten in das Zulassungsverfahren aufgenommen 
werden. Nicht zulassungsbedürftig sind Verwendungen, 
die bereits in anderen Richtlinien geregelt sind. Hierzu 
gehören unter anderem Pestizide, Biozide, Lebensmittel- 
zusatzstoffe, Arzneimittel und mit Einschränkungen Kos- 
metika und Stoffe, die mit Nahrungsmitteln in Kontakt 
kommen, sowie Kraftstoffe und Zwischenprodukte. 

Aus den Stoffen, die die oben genannten Kriterien erfül- 
len, werden prioritäre Stoffe identifiziert und durch eine 
Entscheidung nach dem Regelungsausschussverfahren in 
eine Prioritätenliste (Anhang XIII) aufgenommen. Bei 
der Aufnahme eines Stoffes in Anhang XIII werden zum 
einen die Kapazität der Europäischen Chemikalienagen- 
tur zur fristgerechten Bearbeitung von Anträgen berück- 
sichtigt, zum anderen wesentliche Kriterien wie die Stoff- 
mengen, die Eigenschaften (PBT und vPvB) und der 
Verbreitungsgrad der Verwendungen. In das Zulassungs- 
verfahren kommen damit so genannte HEROs {High 
Expected Regulatory Outcome), bei denen restriktive Zu- 
lassungsbedingungen zu erwarten sind. Möglich sind 
auch generelle Ausnahmen für Verwendungstypen, insbe- 
sondere, aber nicht notwendigerweise nur dann, wenn an- 
dere Gemeinschaftsgesetzgebung einschlägig ist (Art. 55, 
Abs. 2). 

Für die in Anhang XIII aufgenommen Stoffe wird ein 
5M«jet-Datum festgelegt, ab dem der Stoff verboten wird, 
sofern nicht ein Zulassungsantrag gestellt worden ist. Der 
Antragsteller muss bei seinem Antrag auf der Basis seines 
Sicherheitsberichtes nachweisen, dass die Risiken der 
Verwendung adäquat kontrolliert werden oder dass zu- 
mindest ein überwiegender gesellschaftlicher und wirt- 
schaftlicher Nutzen für die Verwendung besteht. Ausge- 
nommen hiervon sind Risiken durch Emissionen aus nach 
der IVU-RL (96/61/EG) genehmigten Anlagen und/oder 
durch Emissionen, für die nach der Wasserrahmenricht- 
linie (WRRL, RL 2000/60/EG) auf nationaler oder euro- 
päischer Ebene Grenzwerte erlassen worden sind. 

Der Antrag auf Zulassung wird von zwei Ausschüssen 
bewertet: dem Risk Assessment Ausschuss und dem 
Socio-Economic Analysis Ausschuss. Beide Ausschüsse 
werden durch Experten der Mitgliedstaaten besetzt, wo- 
bei der Vorstand der neuen Europäischen Chemikalien- 
agentur {Management Board) das Emennungsrecht hat. 
Auf der Basis der vorzulegenden Informationen, der 
Sicherheitsberichte, der Registrierungsdaten und der sozio- 


ökonomischen Analyse, bewertet der erste Ausschuss, ob 
das Risiko adäquat kontrolliert ist, der zweite die sozio- 
ökonomischen Auswirkungen einer Zulassung bezie- 
hungsweise ihrer Verweigerung. Diese Berichte werden 
- nachdem der Antragsteller die Gelegenheit zur Kom- 
mentierung hatte - der EU-Kommission und den Mit- 
gliedstaaten überreicht. Die EU-Kommission entscheidet 
nach Konsultation der Mitgliedstaaten im Beratungsver- 
fahren über die Zulassung (Art. 61, Abs. 8). 

1031. Im vorliegenden REACH- Vorschlag sind nur die- 
jenigen kanzerogenen, mutagenen oder reproduktions- 
toxischen (CMR-)Stoffe Kandidaten für das Zulassungs- 
verfahren, bei denen die entsprechende Eigenschaft 
nachgewiesen wurde. Nach Ansicht des Bundesamtes für 
Risikobewertung muss die Zulassung zwingend auch auf 
die chemischen Stoffe ausgedehnt werden, für die bislang 
nur Hinweise auf diese Wirkung vorliegen (BfR, 2003). 
Der Umweltrat schließt sich dieser Auffassung an. Aus 
Gründen der Vorsorge sollte ein begründeter Verdacht auf 
Kanzerogenität, Mutagenität oder Reproduktionstoxizität 
ausreichen, um einen Stoff in das Zulassungsverfahren 
aufzunehmen. Aus Gründen des Gesundheitsschutzes am 
Arbeitsplatz sollten auch Stoffe mit CMR-Eigenschaften 
als prioritäre Stoffe in das Zulassungsverfahren aufge- 
nommen werden. 

1032. Es wird deutlich, dass vor einer Zulassungsent- 
scheidung mehrere Verfahrenshürden zu überwinden 
sind. Die Anzahl der Stoffe, die in das Zulassungsverfah- 
ren aufgenommen wird, wird durch die Bearbeitungska- 
pazität der Europäischen Chemikalienagentur begrenzt 
und nicht nur durch festgelegte Stoffeigenschaften. Die 
Aufnahme in das Zulassungssystem wird damit eine poli- 
tische Einzelfallentscheidung. Werden die Einspruchsfris- 
ten genutzt, so wird ein reguläres Zulassungsverfahren je 
Antragsteller und Stoff mindestens 16 Monate dauern. 
Das Zulassungsverfahren ist individualisiert, das heißt je- 
der einzelne Hersteller beantragt eine Zulassung. Die her- 
stellerbezogene Zulassung verursacht im Vergleich zu 
einer stoffbezogenen Zulassung unnötigen bürokratischen 
Aufwand und Kosten bei den Unternehmen. 

Problematisch ist auch der Rückgriff auf die IVU-Richt- 
linie und die Wasserrahmenrichtlinie für generelle Aus- 
nahmeregelungen. Beide Richtlinien eröffnen Ermessens- 
spielräume bei der Festlegung der Grenzwerte. Nach 
Auffassung des Umweltrates sollte hier vorrangig im 
Chemikalienrecht eine Grundsatzentscheidung über Ver- 
bote und Verwendungsbeschränkungen gefällt werden. 
Hier gilt es, die Hierarchie der verschiedenen Instrumente 
zu beachten. Verwendungsbeschränkungen und Verbote 
sind einer Emissionskontrolle vor- und nicht nachgelagert 
(vgl. SRU, 2004, Tz. 304). 

Das Zulassungsverfahren könnte insgesamt eine größere 
Menge von Stoffen schneller bearbeiten, wenn anstelle 
des Einzelfallprinzips verstärkt auf der Basis von vorsor- 
georientierten Kriterien Sofortentscheidungen getroffen 
werden könnten, so wie sie der Umweltrat anregt (vgl. 
Tz. 1067). 
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11.2.3.3.2 Das Schutzniveau bei Zuiassungen 
und Verwendungsbeschränkungen 

1033. Den Stoffzulassungen und Verwendungsbe- 
schränkungen liegen jeweils Abwägungsentscheidungen 
zugrunde. Die von einem Stoff generell oder infolge spe- 
zifischer Verwendungsarten ausgehenden Risiken für die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt sind im Rah- 
men des Risikomanagements in Beziehung zu setzen zu 
dem mit der Verwendung des jeweiligen Stoffes verbun- 
denen Nutzen. Konkret geht es um die Frage, welche 
Risiken in Anbetracht des zu erwartenden sozioökonomi- 
schen Nutzens (vgl. Art. 52 Abs. 3) in Kauf zu nehmen 
sind. Der vorgelegte Verordnungsvorschlag der EU-Kom- 
mission ist insofern defizitär, als er für diese Abwägungs- 
entscheidungen keine einheitlichen und zudem nur äu- 
ßerst unbestimmte Maßstäbe aufstellt. So wird das 
Schutzniveau im Zulassungssystem durch den Begriff der 
„adäquaten Kontrolle des Risikos“ beschrieben 
(Art. 57 Abs. 2), während im Rahmen des Beschrän- 
kungsverfahrens von einem „inakzeptablen Risiko“ die 
Rede ist (Art. 65). Vor allem aber enthält der Verord- 
nungsvorschlag - mit Ausnahme der Prüfung von Substi- 
tutionsmöglichkeiten im Rahmen der Zulassung (dazu 
Tz. 1036) - für keinen der beiden Begriffe handhabbare 
materielle Beurteilungskriterien. Vielmehr wird die Kon- 
kretisierung des angestrebten Schutzniveaus weit gehend 
dem nachfolgenden Vollzugsprozess überantwortet. Die 
Interpretation des maßgeblichen Schutzniveaus geschieht 
nicht auf der Ebene der Rechtsetzung selbst, sondern wird 
an die EU-Kommission delegiert (s. diesbezüglich auch 
Kap. 13.4). Das Fehlen materieller Steuerungsvorgaben 
zur Risikobewertung sowie für Beschränkungs- und Ver- 
botsentscheidungen ist aber gerade eine wesentliche 
Ursache dafür, dass sich die Beschränkungsrichtlinie des 
bisherigen Chemikalienrechts der EU als wenig prakti- 
kabel erwiesen hat (Tz. 997). Soll durch eine neue Che- 
mikalienpolitik der EG tatsächlich eine effektive Kon- 
trolle gefährlicher Stoffe erreicht werden, dürfen sich die 
Mängel des geltenden Chemikalienregimes nicht fort- 
setzen. Der Umweltrat rät der Bundesregierung daher 
dringend, sich für eine Präzisierung des Abwägungs- 
gebots bereits auf der Gesetzgebungsebene einzusetzen 
und auf die Entwicklung und Festschreibung materieller 
Steuerungsmaßstäbe in einer künftigen Verordnung zu 
drängen. 

Vorsorgeprinzip 

1034. In jedem Fall muss in die Abwägung hinsichtlich 
der Hinnahme möglicher Gefährdungen durch bestimmte 
Stoffe und deren Verwendungen eine gewisse Vorsicht 
eingehen. Das Vorsorgeprinzip ist Bestandteil des Ver- 
tragsrechts der EG. Ausdrücklich ist es für den Umwelt- 
schutz in Artikel 174 Abs. 2 EG verankert. Nach der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
wird man das Vorsorgeprinzip jedoch als allgemeines 
Rechtsprinzip des Gemeinschaftsrechts ansehen können 
(CALLIESS, 2003, S. 25). Nach Auffassung des EuGH 
können Schutzmaßnahmen nämlich schon dann getroffen 
werden, wenn das Vorliegen und der Umfang von Gefah- 


ren für die menschliche Gesundheit ungewiss sind. Ein 
Abwarten dahin gehend, dass das Vorliegen und die 
Größe der Gefahr klar dargelegt sind, ist nicht erforder- 
lich. Nach Artikel 174 EG gehört der Schutz der Gesund- 
heit zu den umweltpolitischen Zielen der Gemeinschaft. 
Die Umweltpolitik der Gemeinschaft zielt auf ein hohes 
Schutzniveau ab, sie beruht auf den Grundsätzen der Vor- 
sorge und Vorbeugung (EuGH, Rs. C-157/96; Rs. C-180/ 
98). Entsprechende Aussagen enthält die Mitteilung der 
EU-Kommission über die Anwendbarkeit des Vorsorge- 
prinzips. Danach wird das Vorsorgeprinzip zwar im EG- 
Vertrag nicht definiert und dort lediglich an einer Stelle, 
nämlich zum Schutz der Umwelt vorgeschrieben. Tat- 
sächlich sei jedoch der Anwendungsbereich des Vorsor- 
geprinzips wesentlich weiter und zwar insbesondere in 
Fällen, in denen aufgrund einer objektiven wissenschaft- 
lichen Bewertung berechtigter Grund für die Besorgnis 
bestehe, dass die (nur) möglichen Gefahren für die Um- 
welt und Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen 
nicht hinnehmbar oder mit dem hohen Schutzniveau der 
Gemeinschaft unvereinbar sein können (EU-Kommis- 
sion, 2000, S. 3). Ingesamt fordert die EU-Kommission 
bei Abwägungsentscheidungen ein vom Vorsorgeprinzip 
geprägtes Risikomanagement. 

Im Lichte eines so verstandenen Vorsorgegebots gilt es 
mithin, das gemeinschaftliche Sekundärrecht zu interpre- 
tieren, sofern - wie eben bei Zulassungs- und Beschrän- 
kungsentscheidungen im Bereich des Chemikalien- 
rechts - entsprechende Auslegungsspielräume bestehen. 
Das bedeutet in der Folge beispielsweise, dass eine ab- 
schließende, umfassende Risikobewertung nicht unbe- 
dingt Voraussetzung einer Stoffbeschränkung sein muss 
(so ausdrücklich EuGH, Rs. C-473/98 - Kemikalien- 
inspektion). 

Es diente der Klarheit, wenn in der Definition sowohl der 
„adäquaten Kontrolle“ als auch des „inakzeptablen Risi- 
kos“ ausdrücklich auf das Vorsorgegebot verwiesen 
würde, wie es in neueren Rechtsakten, wie etwa der IVU- 
Richtlinie (96/61/EG) und in der Freisetzungsrichtlinie 
(200 1/1 8/EG), geschehen ist. Auf diese Weise würde 
deutlich gemacht, dass - in Abhängigkeit von dem zu er- 
wartenden sozioökonomischen Nutzen - für beschrän- 
kende Entscheidungen, das heißt für die Nichtzulassung, 
beschränkende Auflagen und unmittelbare Stoffrestriktio- 
nen, keine volle Gewissheit und auch keine hohe Wahr- 
scheinlichkeit vorliegen müssen. Eine solche Regelung 
entspräche im Übrigen auch der Entwicklung des deut- 
schen ChemG, dessen § 1 ausdrücklich das Vorsorge- 
gebot heranzieht (WINTER, 2003). 

Intrinsische Stoffeigenschaften 

1035. Die Risikobewertung erfolgte gemeinschaftsweit 
bislang im Wesentlichen auf der Grundlage des so ge- 
nannten PEC/PNEC-Verfahrens, das aus verschiedenen 
Gründen den besonderen Problemen bei persistenten und 
bioakkumulierenden Stoffen, vor allem im Hinblick auf 
den Schutz der Meeresumwelt, nicht gerecht werden kann 
(s. dazu ausführlicher SRU, 2004, Tz. 301). Inzwischen 
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ist im überarbeiteten Technieal Guidanee Doeument 
(TGD) ein Kapitel aufgenommen worden, das die Beson- 
derheiten der Risikobewertung für den Eintrag von Stof- 
fen in die Meere berücksichtigt (EU-Kommission, 2003c, 
Part 11). Eine eigene Betrachtung finden in diesem Kapi- 
tel persistente, bioakkumulierende und toxische Stoffe 
(PBT-Stoffe) und sehr persistente und sehr bioakkumulie- 
rende Stoffe (vPvB-Stoffe). Diese beiden Stoffgruppen 
sollen nach den im TGD festgelegten BCriterien für Persis- 
tenz, Bioakkumulation und Toxizität identifiziert werden. 
Dabei sind die Kriterien für Persistenz für die marine 
Umwelt strenger als für die Süßwasser-Umwelt. Nach der 
Identifizierung der PBT- und vPvB-Stoffe sollen die 
Quellen und Haupteintragspfade in die Meeresumwelt 
überprüft werden, um effektive Maßnahmen zur Reduzie- 
rung der Einträge ins Meer festzulegen (EU-Kommission, 
2003c, Part 11, S. 162 ff). Der Umweltrat begrüßt aus- 
drücklich, dass mit der Überarbeitung des TGD die Be- 
lange des Meeresschutzes und die besondere Problematik 
von PBT- und vPvB-Stoffen auf diese Weise nunmehr 
besser bei der Risikobewertung berücksichtigt werden. 
Der Umweltrat ist der Auffassung, dass diese methodi- 
schen Grundlagen des TGD zukünftig auch im Rahmen 
der Risikobewertung des REACH-Verfahrens aufgenom- 
men werden sollten. Zur Notwendigkeit, die Kriterien zur 
Bestimmung der PBT- und vPvB-Stoffe an die schärferen 
Kriterien des OSPAR- Verfahrens anzugleichen, wird auf 
das Sondergutachten zum Meeresumweltschutz verwie- 
sen (SRU, 2004, Tz. 301). 

Substitution 

1036. Im Rahmen der Zulassungsentscheidung ist auch 
eine Prüfung von Substitutionsmöglichkeiten vorgesehen. 
Dabei erfolgt ein zweistufiges Prüfverfahren. Zunächst 
wird überprüft, ob die Verwendung eines Stoffes auf- 
grund der adäquaten Kontrolle ihrer Risiken zulassungs- 
fähig ist. Ist dies nicht der Fall, so wird geprüft, ob die 
Verwendung aufgrund ihrer sozioökonomischen Vorteile, 
der Auswirkungen eines Verbots, der Prüfung von Alter- 
nativen und ihrer Gesundheits- und Umweltrisiken den- 
noch zugelassen werden kann. 

1037. Zu begrüßen im Sinne größerer Flexibilität ist, 
dass bei der Überprüfung von Substituten nicht nur auf 
Ersatzstoffe, sondern auch auf alternative Technologien 
abzustellen ist (s. auch WINTER, 2003). Problematisch 
ist jedoch die Verankerung der Prüfung von Substituten 
im zweiten Prüfschritt, durch den die Zulassungsfähigkeit 
an sich nicht adäquat kontrollierbarer Stoffrisiken unter- 
sucht werden soll. Im Hinblick auf die Verknüpfung der 
Substitutionsmöglichkeit in Artikel 57 Abs. 3 mit der 
Risikobewertung muss nach Auffassung des Umweltrates 
sichergestellt werden, dass im Falle eines nicht adäquat 
kontrollierten Risikos auch eine „nur“ ausnahmsweise 
Zulassung nicht in Betracht kommen kann. Risiken, die 
nicht angemessen kontrolliert sind, dürfen auch nicht le- 
diglich vorübergehend in Kauf genommen werden, weil 
Substitute fehlen. Nach Auffassung des Umweltrates ist 
die Substitutionsprüfung an folgenden Überlegungen aus- 
zurichten: Das Vorhandensein von Substituten sollte er- 
möglichen, Risiken, die an sich angemessen kontrolliert 


werden können - aber eben nicht vollständig kontrolliert 
sind - weiter zu verringern. Das Vorhandensein von Sub- 
stituten darf nicht als unabdingbare Voraussetzung einer 
behördlichen Schutzmaßnahme angesehen werden. Das 
Grundrecht auf Gesundheit wäre verletzt, wenn ein Ein- 
griff zugelassen würde, weil für den dahinter stehenden 
gesellschaftlichen Nutzen noch kein Ersatz geschaffen 
ist (WINTER, 2003). Wenn ein Stoff immanente und 
über Expositionen zweifelsfrei schwerwiegende schädli- 
che Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit hat, ist er 
nicht zulassungsfähig, und zwar unabhängig davon, ob 
Subsfitute vorhanden sind oder nicht. Fehlende Substi- 
tute machen große Risiken nicht akzeptabel, vorhandene 
Substitute können auch geringe Risiken inakzeptabel 
machen. 

11.3 WTO-Kompatibilität 

1038. Das europäische Chemikalienregime muss kom- 
patibel sein mit den von der EG im Rahmen der Welthan- 
delsorganisation (WTO) eingegangenen internationalen 
Verpflichtungen. Es dürfen also durch das beabsichtigte 
REACH-System keine ungerechtfertigten Handelshemm- 
nisse geschaffen, importierte Stoffe und Produkte dürfen 
nicht diskriminiert werden. Das Welthandelsrecht ist An- 
tidiskriminierungsrecht. Entscheidend ist das Vorliegen 
einer Ungleichbehandlung infolge einer bestimmten Re- 
gelung. Demgegenüber spielt die Frage, wie ein mitglied- 
staatliches oder europäisches Regelungskonzept rechts- 
politisch, also unter anderem auch umweit- und 
industriepolitisch, zu bewerten sein mag, für die Verein- 
barkeit mit dem Welthandelsrecht zunächst keine Rolle. 
Insofern darf die Europäische Gemeinschaft ohne weite- 
res ein neues, strengeres System der Chemikalienkon- 
trolle einführen, ohne dass dieses WTO-rechtlich proble- 
mafisch ist - es sei denn, Produkte aus Nicht-EG-Ländem 
würden auf dem europäischen Markt diskriminiert. Diese 
Überlegung muss Ausgangspunkt jeder Beurteilung der 
WTO-Kompatibilität einer Maßnahme sein. Auf dieser 
Grundlage lassen sich sodann in Zusammenschau mit der 
- wenn auch zum Teil uneinheitlichen - Spruchpraxis der 
GATT-Panels und des Appellate Body (AB) sowie der 
Entwicklung des Umweltvölkerrechts Aussagen zur 
WTO-Kompatibilität des künftigen RE ACH- Systems ab- 
leiten: 

Kein Verstoß gegen Artikel III Abs. 1 nnd 4 GATT 

1039. Staatliche Umweltschutzmaßnahmen können 
nach dem WTO/GATT- System unter anderem dann Han- 
delshemmnisse darstellen, wenn sie gegen das Gebot 
der Inländergleichbehandlung nach erfolgtem Import 
verstoßen (Art. III GATT). Nach dieser Vorschrift dürfen 
importierte ausländische Waren bezüglich „aller Gesetze, 
Verordnungen und sonstigen Vorschriften über den Ver- 
kauf, das Angebot, den Einkauf, die Beförderung, Vertei- 
lung oder Verwendung im Inland“ nicht schlechter ge- 
stellt werden als gleichartige Waren inländischen 
Ursprungs. Dieser Grundsatz der Inländergleichbe- 
handlung will gewährleisten, dass der Importstaat Pro- 
dukte aus fremden Herkunftsstaaten, die seine Grenzen 
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überschritten haben und damit Teil des inländischen Wa- 
renkreislaufs geworden sind, nicht gegenüber eigenen 
gleichartigen Produkten diskriminiert (BEYERLIN, 
2000, S. 318). 

1040 . Bei der Registrierung und dem Zulassungsver- 
fahren im Rahmen des REACH-Systems handelt es sich 
um Vermarktungsregeln im Sinne des Artikel III 
Abs. 4 GATT. Die Zulässigkeit der Vermarktung von 
Chemikalien wird von einer Registrierung und unter Um- 
ständen darüber hinaus von einer positiven Entscheidung 
im Zulassungsverfahren abhängig gemacht. Auf der 
Grundlage des beabsichtigten Kontrollsystems wird es 
jedoch weder de iure noch de facto zu einer Diskrimi- 
nierung zwischen inländischen und ausländischen Chemi- 
kalien kommen. Der Registrierungsumfang beziehungs- 
weise die Erforderlichkeit eines Zulassungsverfahrens 
sollen nach dem REACH-System allein von der Menge 
beziehungsweise bestimmten Stoffeigenschaften und da- 
mit verbundenen Gesundheits- und Umweltrisiken abhän- 
gen, nicht hingegen von der Herkunft der Chemikalien. 
Es handelt sich also jedenfalls de iure um ein unter- 
schiedslos auf Produkte aus EG-Ländem und aus allen 
sonstigen Ländern anzuwendendes rechtliches Rege- 
lungsregime. Das Gebot der Inländergleichbehandlung 
wird rechtlich erfüllt. Aber auch für eine so genannte de- 
facto-Diskriminierung ist nichts ersichtlich. Allerdings 
sind die für eine de-facto-Diskriminierung maßgeblichen 
rechtlichen Kriterien noch nicht abschließend geklärt. 
Umstritten ist, ob es allein auf die protektionistische Wir- 
kung einer Maßnahme oder auch auf eine protektionisti- 
sche Zielsetzung des regulierenden Staates ankommt 
(KLUTTIG, 2003, S. 14 ff). 

1041 . Geht man konsequent vom Wortsinne des 
Artikels III Abs. I GATT aus {so as to afford protection), 
so deutet bereits dieser auf die Maßgeblichkeit auch einer 
protektionistischen Zielsetzung. Denn die Formulierung 
bringt deutlich eine subjektive Komponente im Sinne 
einer Zielsetzung beziehungsweise Zielrichtung zum 
Ausdruck. In der Streitschlichtungsjudikatur des AB ist 
bislang allerdings noch keine eindeutige Linie erkennbar. 
In zwei bekannten Panel-Entscheidungen, nämlich in der 
Sache „United States - Taxes on Automobiles“ und in der 
Sache „United States - Measures Affecting Alcoholic and 
Malt Beverages“, ist für die Fälle einer bloßen de-facto- 
Benachteiligung streitenfscheidend auch auf die - in den 
Fällen fehlende - protektionisfische Zielsefzung abge- 
sfellt worden. Die Ansichten in der Literatur gehen aus- 
einander (m. w. N. EPINEY, 2000, S. 77). Allerdings 
stützen sich die Kritiker des aims-and-effects-Ansatzes 
teilweise zu Unrecht auf Entscheidungen des AB, die ge- 
rade keine bloß faktischen, sondern explizit rechtliche 
Diskriminierungen betreffen. 

Überwiegendes spricht dafür, in den Fällen bloß fak- 
fischer Benachfeiligungen, nur bei Vorliegen eines Diskri- 
minierungszweckes einen Verstoß gegen das Gebot der 
Inländergleichbehandlung anzunehmen (in diesem Sinne 
auch EPINEY, 2000, S. 80; KOCH, 2004, S. 199 ff). Zu- 
nächst ist zu berücksichtigen, dass auf den globalisierten 
Märkten kaum vorhersehbar ist, ob irgendwelche Pro- 


duktsegmente irgendeiner nationalstaatlichen Herkunft 
unter Umständen gewisse Benachteiligungen durch eine 
nationale oder europäische Regulierung hinnehmen 
müssten. Solche Ungewissheiten sind den souveränen 
Staaten, die nicht erkennbar eine bewusst protektionis- 
tische Politik betreiben, gerade aus Gründen ihrer Souve- 
ränität nicht zumutbar. Es ist in diesem Sinne durchaus 
bezeichnend, dass inzwischen jegliche staatliche oder 
europäische Regelungskonzepte von einiger Bedeutung 
mit dem Vorwurf einer fehlenden WTO-Kompatibilität 
konfrontiert werden. Insofern führt ein weites Verständnis 
von Diskriminierung zu einer Lähmung anspruchsvoller 
Politik, insbesondere anspruchsvoller Umwelt- und Ge- 
sundheitspolitik. Das ist nicht der Sinn der Antidiskrimi- 
nierungsregeln des GATT-Regimes. Vielmehr liegt es bei 
den Nationalstaaten, sich auf dem Weltmarkt mit Produk- 
ten durchzusetzen, die auch anspruchsvollen Schutzzielen 
entsprechen. Im Übrigen ist bei allen einigermaßen offen- 
sichtlichen de-facto-Diskriminierungen auch erkennbar, 
dass sie auf Diskriminierung zielen und deshalb einen 
Verstoß gegen die Inländergleichbehandlung darstellen. 

1042 . Stellt man zur Beurteilung des REACH-Systems 
danach gerade auch auf die Diskriminierungsabsicht ab, 
so ist offensichtlich, dass die Europäische Gemeinschaft 
solche Absichten nicht hat. Sie verfolgt erklärtermaßen 
bedeutende Ziele im Gesundheits- und Umweltschutz, 
was von allen Seiten anerkannt wird. Streitig ist nämlich 
allein, ob die für die (europäische) Chemische Indusfrie 
drohenden wirtschaftlichen Belastungen noch angemes- 
sen sind. Aber dieser Streit betrifft nicht die Frage einer 
Diskriminierung beziehungsweise Diskriminierungs- 
absicht bezüglich Unternehmen aus Nicht-EU-Ländem. 

1 043 . Aber selbst dann, wenn man allein auf die diskri- 
minierende Wirkung des beabsichtigten REACH-Systems 
abhebt, sind keine relevanten diskriminierenden Wirkun- 
gen erkennbar. Das REACH-System stellt einen völlig 
neuen, auch für die Indusfrie aller EU-Mitgliedsfaaten 
neuen Regulierungsansatz dar, der alle Marktteilnehmer 
- sowohl aus der EG wie auch aus anderen Ländern - 
gleichermaßen vor durchaus hohe Herausforderungen 
stellen wird. Das neue System soll aber gerade deshalb 
mit ganz erheblichen Übergangsfristen verknüpft werden, 
sodass alle Unternehmen, aus welchen Staaten auch im- 
mer, einen ausreichenden Anpassungszeitraum erhalten 
werden und bei entsprechenden Anstrengungen Nachteile 
auf den Märkten vermeiden können. 

Kein Verstoß gegen Artikel XI GATT 

1044 . Ebenso wenig ergeben sich grundlegende An- 
haltspunkte für einen Konflikt mit dem Verbot der men- 
genmäßigen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen (Art. XI 
GATT). Artikel XI GATT verbietet staatliche Regelun- 
gen, die dafür sorgen sollen, dass jeweils nur fixe, nach 
Warenmenge oder -wert bestimmte Kontingente an aus- 
ländischen Produkten auf den inländischen Markt gelan- 
gen können (BEYERLEIN, 2000, S. 318). Zwar sind alle 
Importeure, die ihre Stoffe auf dem EU-Markt in den Ver- 
kehr bringen wollen, durch das REACH-System betrof- 
fen. Dies ist jedoch notwendige Konsequenz einer 
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effektiven Chemikalienkontrolle. Explizite Einfuhrbe- 
sehränkungen sieht der Verordnungsvorsehlag demgegen- 
über nieht vor, sodass auch Artikel XI GATT schon tat- 
bestandlich einschlägig ist (WINTER, 2003). 

Rechtfertigung nach Artikel XX lit b und lit g GATT 

1045 . Auch wenn man entgegen der hier vertretenen 
Auffassung einen Verstoß gegen Artikel III GATT anneh- 
men wollte, wäre das beabsichtigte Regulierungssystem 
nicht GATT-widrig. Denn Artikel XX GATT normiert 
eine Reihe von Schutzzielen, die handelsbeschränkende 
Regelungen rechtfertigen können (ausführlich EPINEY, 
2000). Artikel XX GATT erfasst unter dem Titel „Allge- 
meine Ausnahmen“ unter anderem Maßnahmen zum 
Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen, 
Tieren und Pflanzen sowie zur Erhaltung erschöpflicher 
Ressourcen. Auch wenn der Schutz der Umwelt ein- 
schließlich des Erhalts der natürlichen Lebensgrundlagen 
nicht explizit in Artikel XX GATT genannt wird, ist in- 
zwischen weithin unbestritten, dass der Schutz der Um- 
welt Schutzgut von Artikel XX lit b in Verbindung mit 
Artikel XX lit g GATT ist. Das Fehlen eines ausdrückli- 
chen Verweises auf den Umweltschutz ist letztlich allein 
historisch bedingt (KLUTTIG, 2003, S. 18; EPINEY, 
2000, S. 81; WEIHER, 1997, S. 133 f.). Der Begriff der 
erschöp fliehen Naturschätze unterliegt einer dyna- 
mischen Auslegung. Dabei rechnen - wie der AB im 
Shrimps/Turtle-¥a\\ klargestellt hat - zu den erschöpf- 
lichen Naturschätzen sowohl lebende wie nicht lebende 
(United States - Import Prohibition of Certain Shrimp 
and Shrimp Products, Report of the AB vom 12. Oktober 
1998, WT/DS58/AB/R). 

1046 . Handelsbeschränkende Maßnahmen zum Um- 
weltschutz müssen allerdings auch der durch das GATT- 
Regime angestrebten Handelsfreiheit Rechnung tragen. 
Insofern ergibt sich - von weniger wesentlichen Einzel- 
heiten abgesehen - aus dem einleitenden Satz von 
Artikel XX GATT - dem so genannten Chapeau - in Ver- 
bindung mit den einzelnen Schutzzielen, dass die han- 
delsbeschränkenden Maßnahmen verhältnismäßig sein 
müssen (KLUTTIG, 2003, S. 19). Die Maßnahmen müs- 
sen zur Erreichung des Schutzziels notwendig sein 
(necessary to), sie müssen zur Erhaltung der Naturschätze 
dienen (relating to) und im Zusammenhang mit {in 
conjunction with) Beschränkungen der inländischen Pro- 
duktion oder des Verbrauchs angewendet werden. Dabei 
steht dem jeweils rechtsetzenden WTO-Mitglied insbeson- 
dere hinsichtlich der Festsetzung des erstrebten Schutz- 
niveaus eine Beurteilungsermächtigung zu (BERRISCH, 
2003, Rn. 235; KLUTTIG, 2003, S. 21; WEIHER 1997, 
S. 135). 

1047 . Beurteilt man auf dieser Grundlage unter Außer- 
achtlassung vielfältiger, teilweise noch kontroverser Ein- 
zelheiten die Kemelemente des geplanten REACH-Sys- 
tems, so erscheinen diese Regelungen in jedem Falle 
durch Artikel XX GATT gerechtfertigt - falls sie über- 
haupt Handelsbeschränkungen darstellen sollten. Das gilt 
zunächst für das Konzept der Registrierung und Evaluie- 
rung. Denn es steht grundsätzlich außer Frage, dass eine 


Risikoermittlung für die außerordentliche Fülle auch von 
chemischen Altstoffen zwingende Voraussetzung für ein 
sachgerechtes Risikomanagement mit eventuellen Ver- 
wendungsbeschränkungen und in besonderen Fällen auch 
Stoffverwendungsverboten darstellt. Gewiss wird noch in 
Einzelheiten zu prüfen sein, welcher Aufwand der Risi- 
koermittlung jeweils angemessen ist. Insofern kann ge- 
genwärtig - wie für das ganze, noch in der Diskussion 
und Fortentwicklung befindliche REACH-System - noch 
keine in jeder Hinsicht abschließende rechtliche Beurtei- 
lung gegeben werden. Aber daran, dass eine präventive 
Risikoermittlung auch unter Heranziehung der Verur- 
sacher, nämlich der beteiligten Unternehmen, WTO-kom- 
patibel normiert werden kann, besteht kein ernsthafter 
Zweifel. 

1048 . Ähnliche Überlegungen gelten für die vorgese- 
hene Ausgestaltung des Zulassungsverfahrens. Zu den 
Kemstrukturen dieses Verfahrens soll die abschließende 
Entscheidungsbefügnis zweier Kommissionen gehören, 
von denen eine die abschließende wissenschaftliche Risi- 
koeinschätzung zu geben und die andere eine sozioöko- 
nomische Abwägungsentscheidung zwischen Risiken und 
Nutzen der Stoffverwendung zu treffen hat. Diese Ent- 
scheidungsstruktur gewährleistet, dass eine angemessene 
Berücksichtigung wirtschaftlicher Belange und insbeson- 
dere auch der Handelsfreiheit - soweit diese überhaupt 
tangiert ist - erfolgen kann. Dass in diesem Rahmen unter 
Umständen auch problematische Entscheidungen - übri- 
gens gerade auch zulasten des Umwelt- und Gesundheits- 
schutzes - getroffen werden können, ist gewiss nicht defi- 
nitiv auszuschließen. Das ist jedoch eine Problematik, die 
der kritischen Würdigung im Einzelfall bedarf, ohne dass 
daraus Einwände für das Zulassungssystem im REACH- 
Konzept hergeleitet werden können. 

Rechtfertigung von Vorsorgemaßnahmen 

1049 . In anderen welthandelsrechtlichen Konfliktfel- 
dem, etwa dem Lebensmittelrecht, spielt die Frage eine 
prominente Rolle, ob das Vorsorgeprinzip als essenzieller 
Bestandteil des EG- Vertrages im Widerstreit zu maßgeb- 
lichen WTO-Regelungen steht. Man könnte insoweit den 
Wortsinn etwa von Artikel XX lit b GATT bemühen und 
den danach zulässigen „Schutz“ von Leben und Gesund- 
heit von Menschen, Tieren und Pflanzen derart restriktiv 
interpretieren, dass eine risikobezogene Vorsorge nicht 
zulässig ist. Eine solche Argumentation erscheint aller- 
dings schon für Artikel XX lit g GATT nicht möglich. 
Denn die danach zulässigen Regelungen zum „Erhalt“ er- 
schöpflicher Ressourcen müssen schon mit Blick auf die 
sehr komplexen Regelungsgegenstände von Vorsicht und 
Vorsorge geprägt sein. Im Übrigen ist generell dem 
WTO-Regime, dem modernen Völkervertragsrecht und 
wohl auch dem Völkergewohnheitsrecht das Vorsorge- 
prinzip durchaus nicht fremd. Im Rahmen des REACH- 
Zulassungsverfahrens werden daher Entscheidungen auch 
unter Vorsorgegesichtspunkten getroffen werden dürfen. 
Dafür sprechen unter anderem die folgenden Gesichts- 
punkte. 



Drucksache 15/3600 


-468- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Maßnahmen zur Vermeidung von Gesundheits- und Um- 
weltrisiken, die wissenschaftlich bislang nicht eindeutig 
nachgewiesen werden konnten, werden notwendiger- 
weise unter Unsicherheitsbedingungen getroffen. In Hin- 
bliek auf Vorsorgemaßnahmen stellt sich daher die Frage, 
inwieweit einzelne Staaten beziehungsweise die EG im 
völkerrechtlichen Kontext beim Schutz von Umwelt und 
Gesundheit einen Beurteilungsspielraum für sieh in An- 
spruch nehmen können. Nach Auffassung des Umwelt- 
rates ist dabei von folgenden Überlegungen auszugehen: 
Sollten zukünftige handelsbeschränkende Maßnahmen 
auf der Grundlage des REACFI-Systems getroffen wer- 
den, so geschieht dies im Rahmen einer Abwägungsent- 
scheidung zwischen potenziellen Sehäden und dem mit 
der Verwendung des jeweiligen Stoffes zu erwartenden 
Nutzen. Dureh diese Abwägung findet - zutreffend auf- 
grund der Vorgaben des gemeinschaftlichen Primärreehts 
(Tz. 1034) - der Vorsorgegedanke Eingang in den Ent- 
scheidungsprozess. Das Vorsorgeprinzip muss eine Rolle 
in dem Sinne spielen, dass so viel Sieherheit wie möglich 
in Anbetracht des zu erwartenden Nutzens erreicht wird 
(Tz. 1034). 

Das dadurch eröffnete Maß an Vorsorge ist jedoch mit 
WTO-Regeln kompatibel. Das Vorsorgeprinzip hat zwi- 
schenzeitlieh im Völkerrecht eine solche Verankerung er- 
fahren, dass es bei WTO/GATT-Entseheidungen nicht 
mehr ignoriert werden kann. Dementsprechend hat der 
AB sich in dem so genannten Asbest-Fall (European 
Communities - Measures Affeeting Asbestes and Asbes- 
tos-Containing Products, Report of the AB vom 
12. März 2001, WT/DS135/AB/R) unter anderem auf das 
Vorsorgeprinzip gestützt. Ebenso spielten in der Entsehei- 
dung des AB zum Hormonfleisch auf der Grundlage des 
Übereinkommens über die Anwendung gesundheitspoli- 
zeilicher und pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen 
(Agreement on the Application of Sanitary and Phyto- 
sanitary Measures - SPS-Abkommen) Vorsorgeerwägun- 
gen eine maßgebliche Rolle (ausführlich RÖHRIG, 
2002). GATT-Panels und AB können sich über die dem 
Völkerreeht immanente dynamisehe Entwieklung nicht 
hinwegsetzen: Seit einigen Jahren zeichnet sich im inter- 
nationalen Umweltrecht ein deutlicher Trend ab, das 
Vorsorgeprinzip im Rahmen von Risikomanagementstra- 
tegien zu berücksichtigen und als allgemeinen völker- 
rechtlichen Grundsatz zu etablieren (z. B. APPEL, 2003, 
S. 173; EPINEY und SCHEYLI, 1998, S. 89 ff, 
S. 103 ff; CAMERON und WADE-GERY, 1995, 
S. 95 ff; HOHMANN, 1992). Nachdem das Vorsorge- 
prinzip 1982 in der Weltnaturcharta der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen erwähnt worden war, hat es 
in der Folge Eingang in verschiedenste völkerrechtliche 
Umweltschutzübereinkommen gefunden (vgl. die Über- 
sicht bei FREESTONE, 1996, S. 3 ff). So findet es sich 
ausdrücklich etwa in Grundsatz 1 5 der Erklärung von Rio 
und in der Präambel des Rahmenübereinkommens der 
Vereinten Nationen über Klimaveränderungen und des 
Übereinkommens über die biologische Vielfalt. In dem 
Biosafety-Protocol, dem Zusatzprotokoll aus dem 
Jahr 2000 zur Konvention über die biologische Vielfalt, 
ist der Vorsorgegedanke zudem erstmals in den völker- 
rechtlich verbindlichen operativen Teil eines internatio- 


nalen Umweltübereinkommens aufgenommen worden 
(APPEL, 2003, S. 174). Der Gehalt des Vorsorgeprinzips 
im Völkerrecht lässt sich - ähnlich wie im Gemein- 
schaftsrecht (vgl. Tz. 1034) - dahin gehend konkretisie- 
ren, dass bei potenziell erheblichen Umweltschäden die 
erforderlichen Maßnahmen aueh dann zu treffen sind 
- und getroffen werden dürfen -, wenn (noch) keine (ab- 
solute) wissenschaftliche Gewissheit über das tatsächli- 
che Eintreten der befürchteten Umweltschädigung bezie- 
hungsweise über einen Kausalzusammenhang zwisehen 
einem bestimmten Verhalten und den befürchteten Aus- 
wirkungen auf die Umwelt besteht (APPEL, 2003, 
S. 174; SCHMIDT und KAHL, 2003; EPINEY, 2000, 
S. 85; EPINEY und SCHEYLf 1998, S. 125 f, S. 166). 

1050 . Neben der generell zunehmenden Bedeutung des 
Vorsorgeprinzips im Umweltvölkerrecht spricht auch die 
konkrete Ausgestaltung insbesondere des SPS-Abkom- 
mens für eine (verstärkte) Berücksichtigung des Vorsor- 
geprinzips im Rahmen des WTO-Systems (EU-Kommis- 
sion, 2000). Auch wenn man - wie das Panel - das SPS- 
Übereinkommen nicht als Konkretisierung des Arti- 
kels XX GATT zum Schutz des Lebens und der mensch- 
lichen Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
sondern als eigenständiges Abkommen ansieht, so spricht 
gleichwohl jedenfalls die konkrete Ausgestaltung des 
SPS-Abkommens neben der generell zunehmenden Be- 
deutung des Vorsorgeprinzips im Umweltvölkerrecht für 
eine (verstärkte) Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips 
im Rahmen des WTO-Systems. Das SPS-Übereinkom- 
men sieht handelsbeschränkende nationale Maßnahmen 
vor, die ausnahmsweise mit den WTO-Regeln vereinbar 
sind. Zwar soll durch das von Artikel 5 SPS-Übereinkom- 
men geforderte risk assessment grundsätzlich gewährleis- 
tet werden, dass jede gesundheitspolizeiliche oder pflan- 
zenschutzrechtliche Maßnahme auf wissenschaftlichen 
Grundsätzen beruht und keine Maßnahme ohne wissen- 
schaftliche Nachweise aufrechterhalten wird. Ausnahms- 
weise sind jedoch vorübergehende Maßnahmen auch 
dann zulässig, wenn das einschlägige wissenschaftliche 
Beweismaterial nicht ausreicht. 

Wenn sich eine Regelung auf der Grundlage des REACH- 
Systems auf wissenschaftlich fundierte - das heißt nicht 
notwendig unbestrittene - Theorien stützt und in An- 
betracht ansonsten möglicher Gefahren für die menschli- 
che Gesundheit und die Umwelt nicht unverhältnismäßig 
(necessary to) ist, wird man daher insgesamt mit guten 
Gründen von der WTO-Kompatibilität auch einer solchen 
Vorsorgemaßnahme ausgehen können. 

Kein Verstoß gegen das TRIPS-Abkommen 

1051 . Das REACH-System dürfte insbesondere auch 
mit Artikel 39 des Übereinkommens über handelsbezo- 
gene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums 
(Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Pro- 
perty Rights - TRIPS) vereinbar sein, sofern nicht- 
vertrauliche Informationen nur dann weitergegeben wer- 
den, wenn dies zum Schutz der Öffentlichkeit notwendig 
ist oder wenn Maßnahmen ergriffen werden, um sicher- 
zustellen, dass die Daten vor unlauterem gewerblichen 
Gebrauch geschützt werden. 
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11.4 Zu den ökonomischen Folgen 
des REACH-Systems 

1052. Der Regulierungsentwurf der EU-Kommission 
hat schon während der Erarbeitung innerhalb der Kom- 
mission, der Bundesregierung und der weiteren Öffent- 
lichkeit sehr kontroverse Reaktionen ausgelöst. Der Ent- 
wurf ist in Deutschland und hier insbesondere vonseiten 
der deutschen Chemischen Industrie und der Industrie- 
und Wirtschaftsverbände massiv als wirtschaftsfeindlich 
und überbürokratisch kritisiert worden. Die Reform, so 
die Kritik, führe zu zusätzlichen Kosten in Höhe mehrerer 
Milliarden Euro und gefährde Millionen von Arbeits- 
plätzen. Die Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der 
Chemischen Industrie werde ernsthaft gefährdet. Ende 
September 2003 haben auch die Staats- und Regierungs- 
chefs von Deutschland, Frankreich und England in einem 
gemeinsamen Schreiben an Kommissionspräsident Prodi 
auf eine wirtschaftsfreundliche Ausgestaltung von 
REACH gedrängt (ENDS vom 23. September 2003). 
Auch in der modifizierten Vorlage des Verordnungsvor- 
schlags vom Herbst 2003 sehen die Wirtschaftsminister 
der EU-Mitgliedstaaten, die europäische Chemische In- 
dustrie und die Wirtschaftsverbände noch erhebliche Kos- 
tenbelastungen der Branche und eine Gefährdung ihrer in- 
ternationalen Wettbewerbs- und Innovationsfahigkeit. 

Von maßgeblichem Einfluss auf die Diskussion in 
Deutschland, aber auch auf europäischer Ebene, war 
eine Studie von ARTHUR D. LITTEE im Auftrag des 
BDI, die erhebliche gesamtwirtschaftliche Folgekosten 
für Deutschland für möglich erachtete (ARTHUR D. 
LITTEE, 2002). Etwas später erschien in Frankreich 
eine ähnliche Auftragsstudie (MERCER, 2003). Gleich- 
zeitig schätzte der Verband der europäischen Chemie- 
wirtschaft CEFIC die direkten Mehrkosten der Reform 
auf 7 bis 10 Mrd. Euro. Wiederholt wurde die Besorgnis 
geäußert, dass sich diese Mehrbelastungen nicht gleich- 
mäßig auf die Branche verteilen, sondern dass die haupt- 
sächlich mittelständischen Hersteller von Fein- und 
Spezialchemikalien 80 % der Kosten zu tragen hätten 
(CEFIC, 2002c; VCI, 2002b). Die vorgetragenen wirt- 
schaftlichen Bedenken haben vor dem Hintergrund einer 
mehrjährigen wirtschaftlichen Stagnation in Europa dazu 
geführt, dass der Regulierungsentwurf zunehmend unter 
dem Aspekt der Wirtschaftsverträglichkeit und nicht un- 
ter dem Aspekt der Effektivität der Chemikalienkon- 
trolle diskutiert wurde. 

1053. Der Umweltrat hat in seiner Stellungnahme vom 
Juli 2003 diese und andere vorliegende Studien und 
Schätzungen zu den unmittelbaren und mittelbaren Kos- 
tenwirkungen von REACH auf die Tragfähigkeit ihrer Er- 
gebnisse hin untersucht und ist zu dem Ergebnis gekom- 
men, dass alle Studien die Kosten der Reform ebenso 
systematisch überschätzen wie sie deren Nutzenwirkun- 
gen unterschätzen (SRU, 2003). 

Hinsichtlich der direkten Mehrkosten ist anzunehmen, 
dass eine Reihe von Einflussfaktoren niedrigere Kosten 
bedingen werden als angenommen: Der lange Zeitraum 


der Einführung von REACH begünstigt Lern- und Anpas- 
sungsprozesse sowie Produkt- und Prozessinnovationen, 
die zu unberücksichtigten Kostenersparnissen führen. 
Gleichfalls erscheinen die Kosten für die Stoffbewertung 
unplausibel hoch angesetzt, da anzunehmen ist, dass die 
Industrie aufgrund von Vorgaben des Arbeitnehmerschut- 
zes, des Anlagengenehmigungsrechts und aus haftungs- 
rechtlichen Gründen über eine weitaus größere Datenba- 
sis verfügt, als öffentlich bekannt ist. In einer Vielzahl 
von Fällen kann auf bestehendes Datenmaterial zurückge- 
griffen werden. Sollte dies nicht der Fall sein, spricht dies 
vielmehr für als gegen die Notwendigkeit von REACH. 
Gleichfalls können Kostenreduktionen durch Effizienz- 
gewinne vereinheitlichter Standardbewertungsverfahren 
und EDV-Entwicklung entstehen. Ungewiss ist noch, 
in welcher Höhe Kosten durch den zunehmenden Ersatz 
teurer Tierversuche durch Ersatzmethoden (z. B. in- 
vitro-Tests oder computergestützte QSAR-Modelle (s. a. 
Tz. 1002 ff.) eingespart werden können. 

Schließlich zeigen sich sehr geringe jährliche Mehrbelas- 
tungen, gleich welche Schätzung man zugrunde legt, 
wenn die direkten Mehrkosten ins Verhältnis gesetzt wer- 
den zum jährlichen Umsatz der europäischen Chemischen 
Industrie oder zu anderen Indikatoren (Tab. 11-3). 

Die EU-Kommission hat die Anforderungen an die Si- 
cherheitsberichte und den Umfang der für die Registrie- 
rung erforderlichen Tests im nun vorliegenden Verord- 
nungsvorschlag noch einmal erheblich abgesenkt und 
andere Regelungen wie etwa den Einbezug von Polyme- 
ren und Zwischenprodukten weit gehend aufgegeben oder 
aufgeschoben (vgl. Tz. 1011). Die erwarteten direkten 
Mehrkosten für die Chemische Industrie sinken deshalb 
erheblich. In ihrem Impact Assessment vom Okto- 
ber 2003 schätzt die EU-Kommission die direkten Mehr- 
kosten (einschließlich der Gebühren für die neue Chemi- 
kalienagentur) auf 2,3 Mrd. Euro über einen Zeitraum 
von elf Jahren (COM 2003/644 final). Noch im Mai 2003 
hatte eine unabhängige Analyse des Intemet-Konsulta- 
tionsentwurfs im Auftrag der EU-Kommission ergeben, 
dass sich die direkten Kosten insbesondere durch den 
Einbezug von Polymeren auf bis zu 12,9 Mrd. Euro be- 
laufen könnten (RPA, 2003). Im Impact Assessment wird 
ein verstärkter Einsatz von QSAR-Methoden angenom- 
men (Tz. 1002 ff.). Je nachdem, wie der Forschritt bei der 
Entwicklung der QSAR-Modelle ausfällt, können die 
Kosten höher oder niedriger ausfallen (PEDERSEN et ah, 
2003). Damit bewegen sich die geschätzten jährlichen di- 
rekten Mehrkosten im Verhältnis zum Jahresgesamtum- 
satz in einer durchschnittlichen Gesamtgrößenordnung 
von 0,04 % und im Fall der Hersteller von Fein- und Spe- 
zialchemikalien von 0,13 % (Tab. 11-3), was weitere Ein- 
schränkungen im Verfahren der Beratung durch 
Ministerrat und EU-Parlament nach Ansicht des Umwelt- 
rates nicht rechtfertigt. Diese zusätzlichen Ausgaben lie- 
gen, wie Tabelle 11-3 nahelegt, weit unter der Schwan- 
kungsbreite anderer wichtiger Kostenfaktoren in den 
letzten Jahren. 
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Tabelle 11-3 


Geschätzte Kosten von REACH im Verhältnis zu anderen Kostenfaktoren und 
dem Umsatz der Chemischen Industrie 


Anteile am Umsatz 

in % 

Energiekosten 1996 bis 2000 

2, 6-3, 4 

Laufende Umweltschutzausgaben 1996 bis 2000 

1,9-2, 9 

REACH 

0,04 

REACH für Spezialchemikalien* 

0,13 

SRU/UG 2004/ Tab. 11-3; Datenquellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 4, Reihe 43, 
versch. Jahrgänge, Fachserie 19, Reihe 32, EU-Kommission, 2003a 


* Der Berechnung der Kosten liegt die Annahme zugrunde, dass die Hersteller von Fein- und Spezialchemikalien circa 80 % der Kosten tragen 
werden. Der Umsatz wurde umgerechnet aus dem Anteil der Fein- und Spezialchemikalien am Gesamtumsatz der europäischen Chemischen In- 
dustrie, der bei 24,4 % im Jahr 2001 liegt, da nur dieser Wert verfügbar war. 


1054 . Vonseiten der Chemisehen Industrie ist darauf 
hingewiesen worden, dass sich die tatsächliehe Mehr- 
belastung nicht durch die Relation zum Umsatz ergibt, 
sondern dass hierfür die Kosten im Verhältnis zum Jah- 
reswert eines Stoffes über die Dauer der Produktionszeit 
der richtige Indikator sind. Kostenschätzungen dieser Art 
werden zum Beispiel bei der BASF verwandt. Die BASF 
kalkuliert die durchschnittliche Amortisation eines Stof- 
fes mit drei bis fünf Jahren. Werden die Mehrkosten von 
REACH auf drei bis fünf Jahre umgeschlagen, ergeben 
sich in der Tat weitaus höhere Kostenbelastungen. Laut 
BASF betragen die Anfangskosten für das Unternehmen 
500 Mio. Euro, die langfristige jährliche Mehrbelastung 
beträgt mehr als 30 Mio. Euro. Grundsätzlich ist dieser 
Indikator besser geeignet, die tatsäehliche Kostenbelas- 
tung durch REACH zu erfassen, als die Bezugsgröße des 
Umsatzes. Allerdings ist die Wahl der geforderten Amor- 
tisationsrate von drei bis fünf Jahren zu hinterfragen. 
Dabei bleibt es den Unternehmen überlassen, welche 
Amortisationszeit sie ihrem betriebswirtschaftlichen In- 
vestitionskalkül zugrunde legen und damit kann im Ein- 
zelfall nicht ausgeschlossen werden, dass die Entwick- 
lung eines Neustoffes unterbleibt, weil die geforderte 
Amortisationszeit durch die zusätzliche Kostenbelastung 
nicht mehr eingehalten werden kann. Bei einer Kosten- 
berechnung aus volkswirtschaftlicher Sicht sollte jedoch 
nicht die von den Unternehmen geforderte Amortisations- 
zeit, sondern die durchschnittliche Stofflebenszeit zu- 
grunde gelegt werden. Nimmt man die von Industrie- 
Vertretern angegebene jährliche Durchschnittsrate der 
Stoffsubstitution von 10 bis 20 % an (BIAS, 2003), kann 
man eine durchschnittliche Stoffproduktionszeit von fünf 
bis zehn Jahren errechnen. Bei einer zehnjährigen Le- 
benszeit ergibt sich allerdings eine Größenordnung der 
Kostenbelastung, die nicht wesentlich über den geschätz- 
ten Durchschnittskosten (0,04 % vom jährlichen Umsatz) 
liegt. Wird eine fünfjährige Stofflebenszeit zugrunde ge- 
legt, ergibt sich eine entsprechend doppelt so hohe Kos- 
tenbelastung (0,08 % vom jährlichen Umsatz). 


1055 . Die Tragweite der Bedenken, die in den Studien 
von ARTHUR D. LITTLE und MERGER hinsichtlich 
der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen von REACH 
geäußert wurden, nahm der Umweltrat zum Anlass, diese 
Studien in seiner Stellungnahme eingehend zu untersu- 
chen (SRU, 2003). Die Studie von ARTHUR D. LITTLE 
nimmt an, dass durch Test- und Registrierungskosten 
viele Stoffe unrentabel und daher vom Markt genommen 
werden. Die Einstellung der Produktion von bis zu 40 % 
aller Stoffe wird befürchtet, was zu erheblichen Auswir- 
kungen bei den anwendenden Industrien {downstream 
User) führt, wo Substitute nicht verfügbar sind oder auf- 
grund zu hoher Kosten nicht realisiert werden bezie- 
hungsweise unrentabel sind. Weitere Einbußen werden 
durch Zeitverzögerungen bei der Markteinführung neuer 
Produkte, Zeitverzögerungen in der Verfügbarkeit von 
Stoffen, Preisgebung von Geschäftsgeheimnissen und 
Verbote von gefährlichen Substanzen ermittelt, die für 
Produktionsprozesse essenziell sind. Produktionsaufga- 
ben oder -Verlagerungen beziehungsweise der Verlust von 
Marktanteilen aufgrund geringerer Wettbewerbsfähigkeit 
und damit hohe Arbeitsplatzverluste sind demnach die 
Folge (ARTHUR D. LITTLE, 2002). 

Die Studie weist in diesen Punkten indes methodische 
Mängel auf, die die Belastbarkeit ihrer Ergebnisse infrage 
stellen (vgl. SRU, 2003). Insbesondere die Verwendung 
einer Input-Output-Rechnung zur Hochrechnung der Pro- 
duktionsverluste des Verarbeitenden Gewerbes auf die 
gesamte Wirtschaft erscheint dem Umweltrat als Me- 
thode für Berechnungen über einen derart langen Zeit- 
raum unangebracht, da hierbei von einer statischen Welt 
ausgegangen wird, in der es keine Anpassungsprozesse 
und keinen technischen Fortschritt gibt, und für die ange- 
nommen wird, dass Kostenänderungen und Produktions- 
verluste linear verlaufen. Die Annahme, dass Unterneh- 
men sich nicht an neue Begebenheiten anpassen und ihre 
Produktion eher einstellen statt neue, kostengünstigere 
Stoffe und Verfahren zu entwickeln und sich den verän- 
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derten Marktbedingungen anzupassen, ist abwegig. Zu- 
dem werden in der Studie keine Nutzeneffekte der Re- 
form berücksichtigt, die Kosten über den gesamten 
Zeitraum konstant hoch gehalten und die im Entwurf an- 
gelegten Möglichkeiten einer relativ kostengünstigen 
Umsetzung nicht beachtet. Nicht zuletzt wird kein Busi- 
ness-as-usual-Szenario verwandt, sodass nicht deutlich 
wird, inwieweit die entstehenden Kosten auf die Umset- 
zung des REACH-Systems zurückzuführen sind oder 
aber auch ohne dessen Umsetzung eintreten würden. Dass 
Stoffe vom Markt genommen oder aber ersetzt werden, 
ist ein normaler Vorgang auf Märkten, die einem globalen 
Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind. Der VCl selber 
schätzt, dass im Laufe von zehn Jahren eirea 30 % der auf 
dem Markt befindlichen Stoffe ausgetauscht werden 
(SubChem, 2002). Gleichzeitig ist gegen die Studie von 
ARTHUR D. LITTLE eingewandt worden, dass die Kos- 
ten von REACH für die downstream user nicht höher sein 
werden als die Anfangskosten für die Chemische Indus- 
trie, da diese entweder die Kosten weitergibt oder aber 
die Anwender Stoffe substituieren, was für die Unterneh- 
men mit geringeren Kosten verbunden sei als die zusätzli- 
chen Test- und Registrierungsverfahren der originären 
Stoffe (COM 2003/644 final). 

Gleichfalls erscheint die Konzeptionalisierung der Pro- 
duktionsverluste durch Zeitverzögerungen in einem frag- 
würdigen Licht. Hierfür wird angenommen, dass Produk- 
tionsverluste über den Lebenszyklus des Produkts 
proportional sind zu der zusätzlichen Zeit für die Regis- 
trierung, die dureh den gesamten Innovationszyklus des 
Produkts geteilt wird. Diese Annahme führt zu irrefüh- 
renden Ergebnissen. Nicht nur kann nicht genau definiert 
werden, wann ein Innovationszyklus eines Produkts 
- insbesondere in einer Produktfamilie, die seit langem 
auf dem Markt ist - beginnt. Vielmehr ist es auch 
abwegig anzunehmen, dass zum Beispiel bei einem 
Produkt, das seit langer Zeit auf dem Markt ist und einer 
6-monatigen Registrierung innerhalb eines 18-monatigen 
Innovationszyklus unterzogen wird, Produktionsverluste 
in der Größenordnung von einem Drittel entstehen 
(BERKHOUT et al., 2003) - zumal REACH darauf ab- 
zielt, die bestehenden Vorgaben für die Registrierung 
neuer Produkte und Stoffe zu erleichtern, was zu Produk- 
tionsgewinnen und nicht zu Produktionsverlusten im Mo- 
dell führen müsste. 

1056 . Vonseiten der Industrie- und Wirtschaftsverbände 
wird weiter argumentiert, dass Branchen mit kurzen Inno- 
vationszyklen durch REACH erhebliche Nachteile entste- 
hen. Einige Branchen wie zum Beispiel die Textilindust- 
rie seien davon abhängig, relativ rasch und unkompliziert 
auf neue Stoffe zurückgreifen zu können. Bislang verfüg- 
ten die Unternehmen dieser Branchen über einen Pool 
von rund 100 000 Altstoffen gemäß der EINECs-Liste. 
Ab 2016, nach Abschluss der so genannten Phase-In- 
Phase, werde sich dieser Pool des flexiblen Zugriffs stark 
verkleinern, da dann nur 10 000 bis 20 000 registrierte 
Phase-In-Stoffe zur Verfügung stünden. Für die anderen 
Stoffe müsse aber ein Neustoffregistrierungsverfahren 
eingeleitet werden, was die Innovationsflexibilität der 
Unternehmen erheblich einschränke. Die Notwendigkeit, 


in kurzen Abständen neue Produkte auf den Markt zu 
bringen, werde dureh die Dauer des Registrierungsver- 
fahrens behindert. Selbst wenn sich dieses Argument in 
der weiteren Zukunft als relevant erweisen würde, ist 
doch entgegenzuhalten, dass ein Unternehmen, das sieh 
der responsible care verschrieben hat, einen Stoff nur bei 
umfassender Kenntnis seiner Eigenschaften neu oder er- 
neut in seine Stoffpalette aufnehmen wird, um die Sicher- 
heit der Anwendungen zu gewährleisten. REACH wird 
dazu beitragen, dass sieh zwar der Pool an Stoffen, auf 
die flexibel zurückgegriffen werden kann, vermindert, 
gleichzeitig aber innerhalb dieses Pools die Flexibilität 
erhöht wird, da Informationen bereits vorliegen, die vor 
REACH erst generiert werden mussten. Damit werden 
auch „blinde“ Substitutionsprozesse (zur Problematik 
vgl. SubChem, 2002) vermieden, dureh die Problemver- 
lagerungen entstehen können und damit schlimmstenfalls 
auch Fehlinvestitionen. 

1057 . Im August 2003 hat der BDI eine aktualisierte 
Version der Studie von ARTHUR D. LITTLE vorgelegt, 
die die Auswirkungen ausgehend von den Vorgaben des 
Kommissionsentwurfs für die Internet-Konsultation auf 
der Grundlage des gleichen Kalkulationsmodells neu be- 
rechnet. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass ein 
Produktionsverlust des Verarbeitenden Gewerbes von 
14,9 %, ein Rückgang der gesamten Bruttowertsehöpfung 
um 4,7 % und ein Verlust von Arbeitsplätzen in der 
Größenordnung von 1,735 Millionen wahrscheinlieh sind 
(ARTHUR D. LITTLE, 2003). Auf dieser Studie aufbau- 
end begründen die Chemische Industrie und die Wirt- 
schaftsverbände ihre Auffassung, dass die Zugeständnisse 
der EU-Kommission zwar in die richtige Richtung gehen, 
aber nieht ausreichen, um Schädigungen der Wirtschafts- 
kraft und Wettbewerbsfähigkeit der Chemischen Industrie 
abzuwenden. 

ARTHUR D. LITTLE ist nicht nur vom Umweltrat für 
methodische Mängel kritisiert worden (vgl. UBA, 2003b, 
BERKHOUT et al, 2003). Umso bedauerlicher ist es, 
dass die methodische Kritik im Rahmen der aktualisierten 
Studie nicht aufgegriffen wurde und der BDI der metho- 
dischen Kritik im Vorwort der Studie lediglich entgegen- 
hält, dass die Kritiker der Studie keine sinnvolle metho- 
dische Alternative präsentiert hätten (ARTHUR D. 
LITTLE, 2003). Unbeschadet der Tatsache, dass diese 
Alternative nach dem wissensehaftlichen State-of-the-Art 
in empirischen Gleiehgewiehtsmodellen besteht, er- 
scheint es dem Umweltrat grundsätzlich nicht angebracht, 
Forschungsergebnisse in einem öffentlich ausgetragenen 
Interessenkonflikt zu verwenden, die durch gravierende 
methodische Mängel gekennzeichnet sind beziehungs- 
weise nicht auf methodische Unzulänglichkeiten zu ver- 
weisen. Dieses Vorgehen kann auch nicht durch das Feh- 
len von geeigneten Methoden legitimiert werden. Bereits 
in seiner Stellungnahme hatte der Umweltrat zudem das 
Vorgehen des BDI kritisiert, hauptsächlich die Ergebnisse 
des Worst-Case-Szenarios auf der Grundlage der Kurz- 
fassung in der Öffentlichkeit zu präsentieren und die 
Langfassung erst erheblich später öffentlich zugänglich 
zu machen. Dieser Tatbestand gilt aueh für die Studie von 
MERGER, die in einer Langfassung nieht verfügbar war. 
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Dieses Vorgehen legt die Vermutung nahe, dass die Stu- 
dien der Generierung zweckmäßiger politischer Ergeb- 
nisse dienen und nicht als Teil eines sorgfältigen wissen- 
schaftlichen Diskurses gelten können. 

Die Ergebnisse der Studien von ARTHUR D. LITTLE, 
aber auch von MERGER, können zudem nicht mehr auf- 
recht erhalten werden, da sie auf Vorgaben beruhen, die in 
dieser Form in dem Verordnungsvorschlag der EU-Kom- 
mission nicht mehr enthalten sind (Testanforderungen, 
Registrierungsanforderungen für Stoffe kleiner lOMg/a, 
Einbezug von Polymeren, vgl. Tz. 1009 ff). Die gesamt- 
wirtschaftlichen Auswirkungen von REACH sind daher 
als bedeutend geringer anzunehmen als von ARTHUR D. 
LITTLE ermittelt. Insofern erscheint es dem Umweltrat 
fragwürdig, dass der VCl und der BDI nach wie vor da- 
von ausgehen, dass bis zu 40 % der Stoffe vom Markt 
ohne Substitution entfallen werden, obwohl die Test- und 
Registrierungsanforderungen deutlich abgeschwächt wur- 
den. Der VCl geht mittlerweile auch davon aus, dass die 
Testkosten wesentlich niedriger sein werden als ursprüng- 
lich angenommen (ROMANOWSKI, 2003). 

1058 . Die EU-Kommission hat im Oktober 2003 ihr 
Impact Assessment der gesamtwirtschaftlichen Auswir- 
kungen von REACH veröffentlicht. Diese Schätzung be- 
zieht sich auf die Vorgaben des Verordnungsvorschlags, 
wie er Ministerrat und EU-Parlament zugeleitet wurde. 
Die EU-Kommission kommt darin zu dem Schluss, dass 
sich die Kosten für downstream user auf eine Größenord- 
nung von 2,8 bis 5,2 Mrd. Euro verteilt auf zehn Jahre be- 
laufen werden. Noch im Mai 2003 waren diese Kosten für 
den Intemet-Konsultationsentwurf in einer Auftragsstudie 
der EU-Kommission auf bis zu 26,5 Mrd. Euro geschätzt 
worden (RPA, 2003). Eine Kostenbelastung der 
downstream user von 2,8 bis 3,6 Mrd. Euro wird für 
wahrscheinlich gehalten; fallen die Adaptionskosten da- 
gegen höher aus, können die Kosten auf bis zu 5,2 Mrd. 
Euro steigen. Diese Kosten sind zusätzlich zu den direk- 
ten Kosten der Chemischen Industrie von 2,3 Mrd. Euro 
auf zehn Jahre zu rechnen (Tz. 1053). 

Die EU-Kommission widerspricht der vonseiten der Che- 
mischen Industrie geäußerten Befürchtung, dass eine 
große Anzahl von Stoffen ohne Substitution vom Markt 
entfällt und hierdurch gesamtwirtschaftliche Verwerfun- 
gen entstehen. Nach Schätzung der EU-Kommission wer- 
den Stoffe in einer Größenordnung von 1 bis 2 % pro Jahr 
vom Markt entfallen. Durchaus kann es zu größeren Be- 
lastungen einzelner kleiner, spezialisierter Unternehmen 
kommen, die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen wer- 
den aber als vemachlässigbar eingestuft. 

Nach Ansicht der EU-Kommission enthält der Verord- 
nungsvorschlag eine Reihe von Vorgaben, die das Innova- 
tionsverhalten insbesondere im Neustoffbereich begüns- 
tigen und damit die Wettbewerbsfähigkeit der Branche 
weiter erhöhen werden (vgl. COM 2003/644 final.; 
BERKHOUT et al., 2003). Hierzu zählen die Absenkung 
der Registrierungserfordemisse für Neustoffe, der klare 
Zeitrahmen von REACH, der bessere Informationsaus- 
tausch zwischen Akteuren über die gesamte Wertschöp- 


füngskette und einheitliche Vorgaben, die gleiche Anreize 
für Innovationen und die Vermeidung von Trittbrettfah- 
rerverhalten setzen. Durch die nunmehr abgeschwächten 
Vorgaben für das Testen und die Registrierung von Alt- 
stoffen und die neuen Bestimmungen zur Vertraulichkeit 
der Informationen (vgl. Tz. 1024) sieht die EU-Kommis- 
sion die Bedenken der Chemischen Industrie als weit ge- 
hend ausgeräumt an. 

Hinsichtlich der Auswirkungen auf die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Branche sieht die EU-Kommis- 
sion keine fundierten Hinweise, dass Importeure gegen- 
über europäischen Wettbewerbern durch REACH maß- 
geblich begünstigt werden. Die Kosten von REACH 
seien im Vergleich mit anderen Einflussgrößen wie 
Durchschnittslöhnen oder Wechselkursschwankungen 
von geringer Bedeutung für die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit. Bezüglich der Exporteure stellt die 
EU-Kommission fest, dass es ein potenzielles Risiko des 
Verlustes von Marktanteilen in solchen Fällen gibt, wo es 
zu Preissteigerungen durch REACH kommt und poten- 
zielle Wettbewerber auf Drittmärkten nicht gleichzeitig 
auch Wettbewerber auf dem europäischen Markt sind. 
Hierzu sind aber keine Informationen verfügbar. Gleich- 
wohl wird aufgrund der globalen Bedeutsamkeit des 
Europäischen Binnenmarktes davon ausgegangen, dass 
diese Fälle lediglich in einer begrenzten Anzahl auftreten 
werden. Insgesamt werden die Auswirkungen von 
REACH auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
auch davon abhängig gemacht, inwieweit sich REACH 
erfolgreich als neuer internationaler Standard etabliert 
(COM 2003/644 final). 

1059 . Das Impact Assessment der EU-Kommission 
bestätigt den Umweltrat in seiner Auffassung, dass die 
zusätzliche Kostenbelastung durch REACH für die Wirt- 
schaft vertretbar und die Perspektive gesamtwirtschaft- 
licher Verwerfungen verfehlt ist (vgl. SRU, 2003). Eine 
konsequente Umsetzung der Ziele des REACH-Systems 
kann positive Wettbewerbs- und Innovationswirkungen 
haben. Angesichts der internationalen Zielsetzung der 
Minimierung der gesundheits- und umweltschädlichen 
gefährlichen Auswirkungen von Chemikalien kann 
REACH für andere Länder zu einer nachahmenswerten 
Form der Chemikalienkontrolle und so zu einem guten 
Beispiel für die Diffusion von Umweltpolitik werden. 
REACH könnte einen europäischen Lead-Markt für risi- 
kofreiere Stoffe begünstigen, der angesichts des struk- 
turellen Einflusses des EU-Binnenmarktes außereuro- 
päische Anbieter unter Anpassungszwänge setzen wird. 
Im internationalen Qualitätswettbewerb sind es in der 
Regel die hoch regulierten, reichen Länder, die die Ent- 
wicklungstrends grundlegend bestimmen. Nicht zuletzt 
ist es eine interessante Beobachtung, dass es bereits seit 
der Politikformulierung in der EU breite Debatten über 
REACH in den USA gibt, die Diskussion aber auch auf- 
merksam in Japan und in Australien verfolgt wird. 

Allerdings ist auch REACH kein Musterbeispiel innova- 
tionsorientierter Umweltpolitik. Hier ist insbesondere die 
Schwäche des Zulassungsverfahrens zu bemängeln, das 
nicht in der Lage ist, eine präventive Stoffkontrolle auf 
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der Basis von Stoffeigenschaften und Verwendungskate- 
gorien einzuführen und nur schwache Substitutions- 
anreize gibt. Die Steuerungswirkung des Kommissions- 
vorschlags beschränkt sich weit gehend auf die 
Informationsleistung des REACH-Systems. Das geplante 
System schafft damit noch nicht die erwünschten Sicher- 
heiten und Anreize für Innovateure und die Anbieter von 
Ersatzlösungen. Allerdings ist eine Planungssicherheit 
insoweit reduziert, dass nicht gesichert prognostiziert 
werden kann, welche problematischen Stoffeigenschaften 
durch REACH aufgedeckt werden und ein Verbot im Zu- 
lassungsverfahren bedingen. Auch ein strikter ausgestal- 
tetes Zulas sungs verfahren hält noch Risiken, wenngleich 
auch geringere, für den Innovateur bereit, ln diesem 
Sinne verweist der Umweltrat auf seine Empfehlungen 
zur weiteren Ausgestaltung des REACH-Systems (vgl. 
Tz. 1067). Insbesondere die Kombination des bisherigen 
Mengenansatzes mit einer Fokussierung auf prioritär zu 
behandelnde Stoffeigenschaften und Expositionsraten 
könnte zu einer deutlichen Verbesserung der Innovations- 
anreize von REACH führen. 

11.5 Zusammenfassung und Empfehlungen 

1060. Nach harten politischen Auseinandersetzungen 
und mehreren breit diskutierten Arbeitsentwürfen hat die 
EU-Kommission im Oktober 2003 einen Verordnungs- 
vorschlag zur umfassenden Reform der europäischen 
Chemikalienpolitik vorgelegt. Dieser Vorschlag befindet 
sich derzeit in den Beratungen zwischen den verschiede- 
nen Ministerräten und dem EU-Parlament. Der vorge- 
schlagene neue Regulierungsansatz des REACH-Systems 
(Registration, Evaluation and Authorisation of Chemi- 
cals) zielt darauf, das vorhandene Wissen zu den Eigen- 
schaften, Gefahren und Verwendungen von Stoffen zu 
konsolidieren und die Wissenslücken zu schließen. Für 
besonders gefährliche Stoffe, für die Verwendungs- 
beschränkungen zu erwarten sind, ist ein Zulassungsver- 
fahren vorgesehen. 

1061. Die massive Kritik aus Wirtschaft und Politik, 
insbesondere auch durch die Bundesregierung, an den ur- 
sprünglichen Steuerungsabsichten der EU-Kommission 
hat dazu beigetragen, dass der vorgelegte Vorschlag im 
Vergleich zum ursprünglichen Vorhaben erheblich abge- 
schwächt wurde. Mittlerweise fallt er sogar hinter die in 
der gemeinsamen Bewertung von Bundesregierung, VCI 
und IG BCE (Bundesregierung, VCI und IG BCE, 2003) 
formulierten Ziele zurück (LAHE, 2003). Zwar sind die 
Kemelemente der ursprünglichen Reform noch vorhan- 
den, der Kommissionsvorschlag setzt aber insbesondere 
auf das Prinzip der Eigenverantwortung der Hersteller im 
Hinblick auf die vorsorgliche Vermeidung von Schäden 
für Gesundheit und Umwelt. Der Aspekt der Beschleuni- 
gung und Effektivierung des staatlichen Risikomanage- 
ments hat an Gewicht verloren. 

1062. Die substanzielle Verschlankung der Registrie- 
rungsanforderungen und der Sicherheitsberichte hat die 
voraussichtlichen Kosten des neuen Systems wesentlich 
reduziert. Eine kooperative Umsetzungsstrategie der Re- 


form bietet weitere Gelegenheiten zur Kostenreduktion. 
Der Umweltrat erachtet daher verschiedene von Indus- 
trieverbänden vorgetragene Szenarien zu den katastro- 
phalen Auswirkungen von REACH auf Wachstum, Ar- 
beitsplätze und Wettbewerbsfähigkeit für irreführend. Die 
zusätzlichen Kosten von REACH werden sich für die 
Chemische Industrie als Branche und für das Verarbei- 
tende Gewerbe im Rahmen des Zumutbaren bewegen. 
Die Szenarien basieren auf methodisch unhaltbaren An- 
nahmen. 

1 063. Der Umweltrat erachtet sowohl den vorliegenden 
Vorschlag als auch ein wesentlich vorsorgeorientierteres 
Chemikalienrecht für WTO-kompatibel. Das Welthan- 
delsrecht ist Antidiskriminierungsrecht. Entscheidend ist 
das Vorliegen einer Ungleichbehandlung infolge einer be- 
stimmten Regelung. Demgegenüber spielt die Frage, wie 
ein mitgliedstaatliches oder europäisches Regelungskon- 
zept rechtspolitisch, also unter anderem auch umwelt- 
und industriepolitisch zu bewerten sein mag, für die Ver- 
einbarkeit mit dem Welthandelsrecht zunächst keine 
Rolle. Insofern darf die Europäische Gemeinschaft ohne 
weiteres ein neues, strengeres System der Chemikalien- 
kontrolle einführen, ohne dass dieses WTO-rechtlich pro- 
blematisch ist - es sei denn, Produkte aus Nicht-EG-Län- 
dem würden auf dem europäischen Markt diskriminiert. 
Dies ist nicht beabsichtigt und auch keine de-facto-Folge 
des REACH-Systems. Selbst wenn es in einzelnen Berei- 
chen zu rechtserheblichen de-facto-Diskriminierungen 
kommen sollte, wären diese gemäß Artikel 20 lit b 
und g GATT aus Gründen des Umwelt- und Gesundheits- 
schutzes gerechtfertigt. Der Umweltrat weist auch darauf 
hin, dass das Vorsorgeprinzip mittlerweile im Völkerrecht 
hinreichend verankert ist und dass es bei WTO/GATT- 
Entscheidungen nicht mehr ignoriert werden kann. Daher 
stehen einer vorsorgeorientierten Stoffkontrolle keine 
grundsätzlichen rechtlichen Hürden entgegen. 

1064. Hinsichtlich der umweltpolitischen Steuerungs- 
effektivität und rechtssystematischer Aspekte lässt sich 
der Vorschlag folgendermaßen bewerten: 

- Die neue Chemikalienpolitik leistet einen bedeut- 
samen Beitrag zur Konsolidierung und zur Vereinheit- 
lichung vielfältiger und inkonsistenter Einzelvor- 
schriften. Die damit verbundene Rechtsvereinfachung 
ist zu begrüßen, zumal gleichzeitig die erheblichen 
Wissenslücken des bisherigen Systems, insbesondere 
hinsichtlich der circa 30 000 auf dem Markt befindli- 
chen und der 100 000 bekannten Altstoffe, mindestens 
teilweise aufgefüllt werden. Der Vorschlag schafft 
auch grundsätzlich wichtige Wissensgrundlagen für 
eine vorsorgeorientierte Stoffkontrolle. In dieser Hin- 
sicht ist die neue Chemikalienpolitik ein bedeutsamer 
Fortschritt. 

- Allerdings ist das zentrale Defizit der bisherigen Che- 
mikalienpolitik, das Fehlen materieller Anforderungen 
an das anzustrebende Schutz- und Vorsorgeniveau, 
nicht aufgehoben worden. War dies bisher, wegen des 
politischen Charakters von Verbotsentscheidungen, 
grundsätzlich noch legitimierbar gewesen, ist es im 
Zusammenhang mit der nun vorgesehenen Delegation 
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von Entscheidungen an die EU-Kommission und Aus- 
schüsse unverantwortbar, dass diese in einem norma- 
tiven Vakuum, das heißt ohne allgemeine Kriterien 
und Maßstäbe, getroffen werden. 

- Die bisherigen Defizite des regulativen Steuerungs- 
modells direkter staatlicher Stoffkontrolle durch Ver- 
bote oder Beschränkungen werden damit auch durch 
den Kommissionsvorschlag nicht grundlegend korri- 
giert. Trotz der Verfahrensbeschleunigung bleiben die 
Hürden, durch Verbots- und Kontrollentscheidungen 
zur Substitution von Gefahrstoffen zu kommen, sehr 
hoch. Letztlich ist zu erwarten, dass auch in Zukunft 
nur in besonders evidenten Fällen eingegriffen werden 
darf. 

- REACH setzt damit primär auf das Funktionieren in- 
dustrieller Eigenverantwortung durch die Schaffung 
eines überbetrieblichen Sicherheitssystems und durch 
die Generierung der Wissensgrundlagen für die Ein- 
stufung und Klassifizierung von circa 30 000 Altstof- 
fen. Hier werden wichtige Grundlagen geschaffen, die 
aber noch zahlreicher Nachbesserungen bedürfen, um 
wirklich funktionsfähig zu werden. Der Informations- 
fluss zwischen Hersteller und Anwender als die wich- 
tigste Grundlage des überbetrieblichen Sicherungssys- 
tems ist zu schlank ausgestaltet worden, um eine 
vernünftige Handlungsgrundlage für die Anwender zu 
bilden (vgl. Tz. 982 f.). Der Informationsfluss wird 
zudem nicht bis zum Verbraucher fortgesetzt, sondern 
endet bei den industriellen Anwendern. Die Balance 
zwischen betrieblichem Vertrauensschutz und öffent- 
licher Transparenz ist nicht überzeugend. Hierdurch 
droht ein wichtiger Anreizfaktor für den vorsorglichen 
Einsatz inhärent sicherer Stoffe verloren zu gehen. 
Schließlich erlauben die Registrierungsanforderungen, 
insbesondere für in kleinen Mengen hergestellte 
Stoffe, keine fundierte Gefahreneinstufung der Stoffe. 
Diese Schwachstellen des Informationssystems 
REACH bedürfen einer Korrektur, um zumindest die 
beiden relativ „weichen“ Steuerungsmodelle wirksam 
werden zu lassen. 

1065 . Die weitere Behandlung des Vorschlags unter der 
Federführung der Wirtschaftsminister im Wettbewerbsrat 
lässt jedoch befürchten, dass die nach Auffassung des 
Umweltrats überzogenen wirtschaftlichen Bedenken 
(Kap. 11.4; SRU, 2003) zunehmend die umweltpoli- 
tischen Motive des Vorschlags in den Hintergrund treten 
lassen (vgl. Tz. 955 und ENDS vom 10. Novem- 
ber 2003). Bereits jetzt bedeutet der Vorschlag in einzel- 
nen Punkten, insbesondere bei Neustoffen, einen bedeut- 
samen Rückschritt gegenüber dem bestehenden Chemika- 
lienrecht. 

1066 . Angesichts dieser Situation empfiehlt der Um- 
weltrat einerseits darauf zu achten, dass die Effektivität 
des Systems zumindest in prioritären Kembereichen ge- 
festigt und nachgebessert wird und dass das System ande- 
rerseits so lemoffen ausgestaltet wird, dass im Vollzug 
und in weiteren Revisionen substanzielle Verbesserungen 
der Wirksamkeit der verschiedenen Steuerungsansätze 
bewirkt werden können. Die zeitweise Zurückstellung 


von Regelungsaspekten (z. B. Geltungsbereich und 
Schwellen für Registrierungspflicht, Sicherheitsberichte 
oder zulassungspflichtige Stoffe) kann in der augenblick- 
lichen wirtschaftspolitischen Stimmungslage einer sofor- 
tigen, aber materiell und prozedural unzureichenden Re- 
gelung vorzuziehen sein. 

1067 . Der Umweltrat empfiehlt, die Zuverlässigkeit 
und die Qualität des betriebsübergreifenden Sicherheits- 
managements entlang der Lieferkette insbesondere durch 
folgende Maßnahmen zu verbessern: 

- Sicherheitsberichte und Registrierungsdaten sollten 
einer externen Qualitätskontrolle unterzogen werden, 
die über eine Vollständigkeitsprüfung hinausgeht. Hier 
böten sich externe Qualitätssicherungssysteme oder 
externe Zertifizierer an. Die Sicherheitsberichte soll- 
ten zudem einem „benchmarking-Verfahren“ unterzo- 
gen werden, um die Qualitätsstandards auf das best- 
mögliche Niveau zu heben. 

- Die Verordnung sollte sicherstellen, dass Anwender 
zumindest auf Anfrage den vollständigen Sicherheits- 
bericht erhalten, um hieraus ihrerseits Schlussfolge- 
rungen ziehen zu können. Die Sicherheitsdatenblätter 
bieten keine ausreichende informative Grundlage für 
Anwender, nach sicheren Stoffen oder Anwendungen 
zu suchen oder diese nachzufragen. Zwischen einer in- 
formatorischen Überforderung durch die detaillierten 
Sicherheitsberichte und der Informationsarmut der Si- 
cherheitsdatenblätter muss ein Mittelweg gefunden 
werden. Hier bietet sich die standardisierte Katego- 
rienbildung für wichtige Typen von Expositionen an. 

Hinsichtlich des Umfangs, der Qualität und einer kosten- 
optimalen Ausgestaltung der Anforderungen an die Infor- 
mationsbeschaffring und Generierung im Rahmen der Re- 
gistrierung empfiehlt der Umweltrat: 

- Insbesondere für die Registrierung von in kleinen 
Mengen hergestellten Stoffen sollten verstärkt standar- 
disierte Elemente eingeführt werden, die eine Teststra- 
tegie überhaupt bewältigbar machen. Maßgeschnei- 
derte Testanforderungen können die vorhandene 
Überwachungskapazität der europäischen und natio- 
nalen Behörden schnell überfordem. Der Umweltrat 
empfiehlt insbesondere die Staffelung von Testanfor- 
derungen auf der Basis eines vorgeschalteten PBT- 
(Persistenz-, Bioakkumulierbarkeit- und Toxizitäts-) 
Screenings mithilfe von QSAR-Modellen. Werden 
bestimmte PBT-Kriterien überschritten, wird ein ver- 
tieftes Testprogramm erforderlich. Der Vorschlag des 
VCI, die Testanforderungen aus den Expositionen ab- 
zuleiten, ist dagegen beim derzeitigen lückenhaften 
Stand des Wissens über Expositionspfade nicht ziel- 
führend. 

- Im Verlaufe der Revision der Registrierungsanforde- 
rungen, insbesondere auch einer standardisierten Vor- 
selektion von Stoffen mit PBT-Eigenschaften, sollte 
auch die untemehmensbezogene Festlegung der Men- 
genschwellen für die Testanforderungen kritisch über- 
prüft werden. Sinnvoller für eine Risikoabschätzung 
sind kumulierte Produktionsmengen aller Hersteller. 
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- In den Datensatz für die Registrierung von Stoffen 
über ein Mg/a (Anhang V) sollten Untersuchungen zur 
akuten Toxizität und zur Abbaubarkeit der Stoffe auf- 
genommen werden. Im Hinblick auf Polymere emp- 
fiehlt der Umweltrat, diese zukünftig in das Registrier- 
verfahren mit aufzunehmen. Die Beurteilung der 
Gefährlichkeit der Polymere könnte anhand eines von 
einer EU-Arbeitsgruppe erarbeiteten Konzepts erfol- 
gen, bei dem im Wesentlichen auf die Monomereigen- 
schaften zurückgegriffen wird. Zur Ermittlung mögli- 
cher hormoneller Wirkungen von Stoffen sollten 
Testverfahren weiterentwickelt und validiert werden, 
die geeignet sind, Stoffe systematisch daraufhin zu 
prüfen, ob sie ein endokrines Potenzial besitzen. Diese 
Testverfahren sollten dann zumindest bei den Prüfan- 
forderungen für in großen Mengen hergestellte Stoffe 
aufgenommen werden. 

- Die Bundesregierung sollte sich im Laufe der Ver- 
handlungen über das REACH-System nachdrücklich 
für eine obligatorische Zusammenarbeit der Datenpro- 
duzenten hinsichtlich der Stoffbewertungen einsetzen. 
Das vom BMU in die Diskussion eingebrachte 
„Marktführermodell“ ist dabei insbesondere wegen 
des relativ geringen Abstimmungs- und Entschei- 
dungsaufwandes zwischen den Unternehmen beson- 
ders attraktiv. Keinesfalls sollte eine europäische Re- 
gelung hinter den im deutschen Recht in 
§ 20a Abs. 5 ChemG zutreffend verankerten Anforde- 
rungen Zurückbleiben. Die von der EU-Kommission 
vorgeschlagene freiwillige Kooperation ist zum einen 
wegen der aufwendigen Konsensfmdungsverfahren, 
die letztlich gleichwohl ins Leere laufen können, und 
zum anderen wegen der kostspieligen Mehrfachprü- 
füngen desselben Stoffes ineffizient. Es sollte grund- 
sätzlich das Prinzip der stoffbezogenen Registrierung 
gelten. 

- Hinsichtlich der Registrierungspflicht für Stoffe in 
Produkten empfiehlt der Umweltrat einen wesentlich 
breiteren Geltungsbereich. Verhältnismäßig und aus 
Vorsorgegründen erforderlich wäre zumindest eine 
Registrierungspflicht auf der Basis einer Prioritäten- 
liste für solche Produkte, die mit Kindern und anderen 
besonders empfindlichen Gruppen in Berührung kom- 
men und bei denen eine Freisetzung gesundheits- 
gefährlicher Stoffe bereits identifiziert wurde oder als 


plausibel anzunehmen ist. Kinderspielzeuge, die be- 
stimmte Stoffe (z. B. Weichmacher) enthalten, Elek- 
trogeräte, Bodenbeläge oder Lacke würden diesen 
Kriterien zufolge zu den prioritären Produktgruppen 
gehören. Hier wäre zumindest ein Unbedenklichkeits- 
nachweis erforderlich, um bei solchen prioritären 
Gruppen die Registrierungspflicht zu vermeiden. 

Hinsichtlich des insgesamt defizitären Zulassungsverfah- 
rens sieht der Umweltrat folgenden Nachbesserungs- 
bedarf: 

- Die Leistungsfähigkeit des Zulassungsverfahrens 
sollte zur Bewältigung der großen Stoffanzahl dadurch 
erhöht werden, dass anstelle einer aufwendigen Ein- 
zelfallprüfung durch Risikoanalysen eine standardi- 
sierte und vorsorgeorientierte Kategorienbildung für 
Sofortentscheidungen erfolgt. Eine Zulassung sollte 
grundsätzlich für besonders gefährliche Stoffe verwei- 
gert werden, wenn eine Freisetzung in der Produk- 
tions-, Anwendungs- oder Abfallphase nicht ausge- 
schlossen werden kann. Der Umweltrat wiederholt 
daher seine Forderung nach einer verstärkten Berück- 
sichtigung inhärenter Stoffeigenschaften im Rahmen 
der Risikobewertung. Das bedeutet zum Beispiel, dass 
bioakkumulierende und persistente Stoffe unabhängig 
von der Ermittlung einer kritischen Wirkungsschwelle 
allein aufgrund dieser Eigenschaften verboten und nur 
in Ausnahmefällen zugelassen werden sollten. 

- Das Zulassungsverfahren sollte grundsätzlich mehr 
Stoffkategorien betreffen. Aus Gründen der Vorsorge 
sollte ein begründeter Verdacht auf Kanzerogenität, 
Mutagenität oder Reproduktionstoxizität ausreichen, 
um einen Stoff in das Zulassungsverfahren aufzuneh- 
men. Auch hormonell wirksame Stoffe sollten generell 
und nicht nur im Einzelfall zulassungsbedürftig werden. 

- Das Substitutionsprinzip sollte in der Verordnung sys- 
tematischer verankert werden. Beim Vorhandensein 
wirtschaftlich vertretbarer und relativ sicherer Alter- 
nativen sollte grundsätzlich die akzeptierte Risiko- 
schwelle bei der Zulassungsentscheidung für einen 
Stoff erhöht werden. Im Übrigen darf aus der fehlen- 
den Substituierbarkeit eines Stoffes nicht auf die Zu- 
mutbarkeit eines hohen Stoffrisikos geschlossen wer- 
den. 
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12 Neue gesundheitsbezogene Umweltrisiken 


1068. Die Begrenzung negativer Auswirkungen der an- 
thropogen veränderten Umwelt auf den Menschen ist ein 
zentrales Anliegen der Umweltpolitik. Die vielfältigen 
Umwelteinflüsse werden auch in diesem Umweltgutaeh- 
ten in den einzelnen Kapiteln kritisch bewertet, ln diesem 
Kapitel werden die zentralen und aktuellen Themen Bio- 
logische Aerosole, Multiple Chemikalien-Sensitivität 
(MCS), Phthalate (Weichmacher), Acrylamid und Edel- 
metalle aus Katalysatoren behandelt. Darüber hinaus fin- 
den sich weitere Fragestellungen aus dem Bereich Um- 
welt und Gesundheit in den Kapiteln Luftreinhaltung 
(Kap. 6), Lärmschutz (Kap. 7) und „Grüne“ Gentechnik 
(Kap. 10). 

Biologische Aerosole 

1069. Biologische Aerosole stehen seit einigen Jahren 
unter dem Verdacht, vorwiegend Atemwegsbeschwerden, 
atemwegsbezogene Erkrankungen und Allergien auslösen 
zu können. Der Umweltrat hat sich bezüglich der allerge- 
nen Wirkung von Schimmelpilzen bereits in seinem Son- 
dergutachten „Umwelt und Gesundheit“ zu einem Teilas- 
pekt der Biologischen Aerosole geäußert (SRU, 1999, 
Tz. 239 ff). Da Biologische Aerosole ein Problem im 
Wohnraum, in der Außenluft von Wohngebieten und 
maßgeblich auch an Arbeitsplätzen der Abwasser- und 
Abfallwirtschaft sowie der Intensivtierhaltung bilden, soll 
in diesem Umweltgutachten der aktuelle Forschungsstand 
dargestellt und bewertet werden. Die bestehenden rechtli- 
chen Regelungen sollen überprüft und Empfehlungen für 
zukünftig zu ergreifende Maßnahmen gegeben werden. 

Multiple Chemikalien-Sensitivität (MCS) 

1070. In seinem Sondergutachten „Umwelt und Ge- 
sundheit“ hat sich der Umweltrat bereits mit den Schwie- 
rigkeiten bei der Definition und damit auch bei der Diag- 
nose des Krankheitsbildes der MCS beschäftigt. Es wurde 
darauf verwiesen, dass es an naturwissenschaftlichem 
Wissen über dieses Krankheitsbild mangelt und es einer 
Versachlichung der emotional und kontrovers geführten 
Diskussion bedarf (SRU, 1999, Tz. 376 ff). In Kapi- 
tel 12.2 wird nach fünf Jahren eine Bilanz für diesen Be- 
reich gezogen. Die kürzlich abgeschlossene multizen- 
trische Studie des Robert Koch-Institutes (RKI) soll hin- 
sichtlich ihres Erkenntnisgewinns auf dem Gebiet MCS 
bewertet werden (UBA, 2003). Daraus werden Hand- 
lungsempfehlungen für den zukünftigen Umgang mit die- 
sem Krankheitsbild abgeleitet. 

Phthalate 

1071. Es ist schon seit einigen Jahren bekannt, dass 
- nachweislich in Tierversuchen - einige Phthalate repro- 


duktionstoxisch und teratogen (fruchtschädigend) sind. 
Dies ist besonders bedenklich, da diese Stoffgruppe, die 
meist als Weichmacher in Kunststoffen Verwendung fin- 
det, in sehr großen Mengen produziert wird und in vielen 
Gebrauchsgegenständen des alltäglichen Lebens enthal- 
ten ist. Nach neuesten Forschungsergebnissen ist die in- 
nere Exposition der Bevölkerung mit dem mengenmäßig 
bei weitem wichtigsten Phthalat - Di(2-ethylhexyl)phtha- 
lat (DEHP) - deutlich höher als bisher angenommen. Vor 
diesem Hintergrund wird im Kapitel 12.3 das Risiko der 
Bevölkerung durch die Phthalat-Exposition anhand des 
aktuellen Forschungsstands dargestellt und bewertet so- 
wie der bestehende Handlungsbedarf aufgezeigt. 

Acrylamid 

1072. Am 24. April 2002 hat die schwedische Lebens- 
mittelbehörde über das Schnellinformationssystem für 
Lebensmittel der EU die EU-Kommission und die ande- 
ren Mitgliedstaaten über das Vorkommen von bedenklich 
hohen Konzentrationen des neurotoxischen und kanzero- 
genen Stoffs Acrylamid in Lebensmitteln informiert. 
Acrylamid wurde in zum Teil hohen Konzentrationen in 
bestimmten stärkehaltigen Lebensmitteln - beispiels- 
weise in Kartoffelchips, Knäckebrot, Frühstückscerea- 
lien und Pommes frites - nachgewiesen. Diese recht 
spektakuläre Veröffentlichung löste unter der Bevölke- 
rung wie auch unter Fachleuten heftige Diskussionen aus. 
Bemerkenswert an diesem Fall ist, dass Acrylamid nicht 
von außen in die Lebensmittel gelangt, sondern während 
der Herstellung aus natürlichen Bestandteilen entsteht. 
Da die Belastung der Bevölkerung mit diesem Kanzero- 
gen erst seit kurzem bekannt ist, fehlen bisher sehr viele 
Informationen über die Wirkungen und den Metabo- 
lismus auf beziehungsweise im Menschen. Trotzdem 
werden im Kapitel 12.4 anhand des derzeitigen Kenntnis- 
stands soweit möglich eine Risikobewertung vorgenom- 
men und Handlungsempfehlungen ausgesprochen. 

Edelmetalle aus Katalysatoren 

1073. Schon einige Jahre nach der Einführung des Ka- 
talysators zur Abgasreinigung in Kraftfahrzeugen konn- 
ten in Industrieländern ansteigende Immissionen von Pla- 
tin und Rhodium in der Umwelt beobachtet werden. Die 
Platingruppenelemente (PGE) Platin, Palladium und Rho- 
dium werden als katalytisch wirksame Metalle in den Au- 
toabgaskatalysatoren eingesetzt und während des Be- 
triebs in sehr geringen Konzentrationen freigesetzt. Mit 
der Zunahme der mit einer Abgasreinigung ausgestatteten 
Personenkraftwagen (PKW) konnte auch ein Anstieg 
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speziell der Platin- und Palladiumimmissionen festge- 
stellt werden. 

Zur Wirkung dieser Edelmetalle ist bisher nur bekannt, 
dass sie zu einer Sensibilisierung hinsichtlich des Auftre- 
tens von Allergien fuhren können. In Kapitel 12.5 wird 
anhand des derzeitigen Kenntnisstands das Risiko der Be- 
völkerung durch diese relativ neuen Luftschadstoffe be- 
wertet und überprüft, inwieweit ein Handlungsbedarf be- 
steht. 

Weitere Themen 

1074. Die menschliche Gesundheit wird selbstverständ- 
lich auch durch weitere Schadstoffe und belästigend wir- 
kende Emissionen in die Umwelt gefährdet. Im Folgen- 
den werden die in diesem Umweltgutachten behandelten 
Risiken für die menschliche Gesundheit zusammenge- 
fasst und es wird auf die entsprechenden Kapitel verwie- 
sen. 

1075. Begleiterscheinungen der motorisierten Mobili- 
tät, wie zum Beispiel eine hohe Exposition der Men- 
schen gegenüber Luftschadstoffen (Stäuben, Stickstoff- 
oxiden) und Lärm, können nachweislich zu 
unterschiedlichen Erkrankungen führen. Insbesondere 
die Lärmbelastung der Bevölkerung hat sich in den letz- 
ten Jahren als stärker werdendes und persistentes Pro- 
blem herausgestellt. Aus diesem Grund wird diese Pro- 
blematik in Kapitel 7 ausführlich behandelt. Dagegen 
scheint die Luftverschmutzung mit verkehrsabhängigen 
Schadstoffen rückläufig zu sein. Allerdings werden die 
Schadstoffe mittlerweile unter anderen Gesichtspunkten 
betrachtet als noch vor einigen Jahren. Im Fall der 
Stäube und Rußemissionen wird vor allem den Feinstäu- 
ben (PMio, PM 2 _ 5 ) und Ultrafeinstäuben (PMqj) eine re- 
levante Bedeutung insbesondere bei der Entstehung von 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen zugeschrieben (SRU, 
2002, Tz. 541 ff). Durch geeignete technische Maßnah- 
men sind gröbere Partikel mittlerweile von vemachläs- 
sigbarer Bedeutung (Tz. 522). 

Eine immer wieder unterschätzte Folge der zunehmenden 
motorisierten Mobilität der Industrieländer ist der da- 
durch mitverursachte Bewegungsmangel der Bevölke- 
rung. Durch fehlende körperliche Bewegung entstehen 
viele Stoffwechsel- und Herz-Kreislauf-Erkrankungen. 
Bewegungsmangel ist auch maßgeblich für die steigende 
Anzahl an übergewichtigen Kindern und Jugendlichen 
verantwortlich. Der Umweltrat hält es für erforderlich, 
Maßnahmen zu ergreifen, um dieser Entwicklung entge- 
genzuwirken. 

1076. Bereits seit den ersten Freisetzungsversuchen 
mit gentechnisch veränderten Pflanzen bestehen Be- 
fürchtungen hinsichtlich einer negativen Auswirkung auf 
die menschliche Gesundheit, wenn derart veränderte 
Pflanzen in Verkehr gebracht werden und in die Nah- 
rungskette gelangen. Es werden beispielsweise die Zu- 
nahme an allergen wirksamen Proteinen oder das unkon- 
trollierte Entstehen toxischer Substanzen diskutiert. In 


Kapitel 10 werden aktuelle Studien zu dieser Fragestel- 
lung bewertet. 

12.1 Biologische Aerosole 

1077. Als Biologische Aerosole werden alle luftgetra- 
genen Teilchen biologischer Herkunft bezeichnet. Im We- 
sentlichen handelt es sich dabei um Partikel, denen Pilze 
(Sporen, Konidien, Hyphenbruchstücke), Bakterien, 
Viren und/oder Pollen sowie deren Stoffwechselprodukte 
(z. B. Endotoxine, Mykotoxine, MVOC) oder Zellwand- 
bestandteile anhaften, beziehungsweise die diese beinhal- 
ten oder bilden (VDI, 2003a). Darüber hinaus ist das Vor- 
kommen Biologischer Aerosole praktisch immer von 
Gerüchen begleitet. In emittierten Biologischen Aeroso- 
len sind Mikroorganismen meistens an Staubpartikel oder 
Flüssigkeitströpfchen gebunden, aber sie können auch 
frei Vorkommen. Biologische Aerosole können sich auf 
Haut und Schleimhäuten absetzen und bei einem aerody- 
namischen Durchmesser von < 5 pm bis in die Alveolen 
(Lungenbläschen) eingeatmet werden (GRÜNER et al., 
1998). Dementsprechend können Biologische Aerosole 
teilweise auch in die gesundheitlich relevanten Fraktio- 
nen der Feinstäube fallen (SRU, 2002, Tz. 451 ff). 

Die in die Definition des Vereins Deutscher Ingenieure 
(VDI) mit einbezogenen Gerüche breiten sich in der Re- 
gel in einem wesentlich größeren Radius als Mikroorga- 
nismen aus. Unter ungünstigen Umständen können die 
für Schimmelpilze charakteristischen Gerüche über meh- 
rere Kilometer Entfernung wahrgenommen werden. Be- 
züglich des Belästigungsgrades der exponierten Bevölke- 
rung haben hier vor allem die Geruchsqualität (Hedonik) 
und die Wahmehmungshäufigkeit einen entscheidenden 
Einfluss. 

1078. Biologische Aerosole entstehen unter anderem in 
Anlagen zur biologischen Abfallbehandlung (z. B. Kom- 
postierungsanlagen), im Gartenbau, in der Landwirtschaft 
und Intensivtierhaltung. Das Spektrum und die Menge 
der emittierten Mikroorganismen hängen von der Anla- 
genart mit ihrer jeweiligen technischen Ausgestaltung 
und baulichen Ausführung sowie von den zu bearbeiten- 
den Materialien ab. Die daraus resultierende Exposition 
der Mitarbeiter wird von ihren jeweiligen Tätigkeiten be- 
stimmt. Die Kommission Reinhaltung der Luft im VDI 
und DIN hat in einer VDI-Richtlinie anlagenbezogene 
Parameter festgelegt und empfohlen, schutzgut- bezie- 
hungsweise anlagenbezogene Parameter zu erfassen 
(Tab. 12-1). Mit der Erfassung der Konzentrationen be- 
stimmter Mikroorganismen kann unter bestimmten Rah- 
menbedingungen eine Aussage über die gesundheitliche 
Gefährdung durch Biologische Aerosole getroffen wer- 
den (VDI, 2003b). Zur Identifizierung bestimmter Emit- 
tenten und zur Begrenzung des Messaufwands wird nach 
der VDI-Richtlinie in der Regel nur eine Auswahl an 
Mikroorganismen, die so genannten Leitparameter, 
untersucht. Je nach Anlass der Messung (z. B. bei Nach- 
barschaftsbeschwerden) werden zusätzlich umweltme- 
dizinisch relevante Parameter bestimmt (s. Legende 
Tab. 12-1). 
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Tabelle 12-1 


Relevante industrielle und gewerbliche Emittenten für Biologische Aerosole, 
Übersicht über Anlagenarten und Messobjekte 




Anlagenbezogene Parameter 

Schutzgutbezogene, 

umweltmedizinische 

Parameter 

Bereich 

Anlagenart 

Obligate Parameter 
(z. T. Leitparameter) 

Fakultative Parameter 

Fakultative Parameter 

Diese Parameter müssen 
gemessen werden 

Der Messnmfang kann bei 
besonderer Fragestellung 
durch die Auswahl eines 
oder mehrerer znsätz- 
licher Parameter 
erweitert werden 

Der Messumfang kann bei 
besonderer Fragestellung 
durch die Auswahl eines 
oder mehrerer zusätz- 
licher Parameter 
erweitert werden 

Verwertung und 
Beseitigung von 
Abfällen und 
sonstigen Stoffen 
(Entsorgungs- 
anlagen) 

Wertstoffsortier- 

anlagen 

Gewerbeabfall- 

sortieranlagen 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 

mesophile Actinomyceten 
thermophile Actinomyceten 
Endotoxine 

Differenzierung der Pilze 

Verwertung ge- 
trennt erfasster/aus- 
sortierter Wertstoffe 
(Metalle, Kunst- 
stoffe) 

Altpapier: s. u. 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 

Penicillium spp. 
mesophile Actinomyceten 

Differenzierung der Pilze 


Altholzaufberei- 

tungsanlagen 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 

Aerobe Sporenbildner 
Paecilomyces spp. 
Aspergillus fumigatus 

Differenzierung der Pilze 


Kompo stierungsan- 
lagen 

Erden- und 
Humuswerke 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 
thermophile Actinomyceten 
thermophile Pilze 

Aspergillus fumigatus 

Aspergillus flavus 
thermophile Bakterien 
Endotoxine 

mesophile Actinomyceten 
Penicillium spp. 

Differenzierung der Pilze 


Vergärungs- 

anlagen 

Co-Fermenta- 

tionsanlagen 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 
Enterococcus faecalis 

thermophile Pilze 

Clostridien 

Streptokokken 

Staphylokokken 

Endotoxine 

mesophile Actinomyceten 
Enteroviren 

anaerobe Gesamtbakterien 
anaerobe Sporenbildner 

Enteroviren (nur bei 
Co-Fermentation mit 
Klärschlamm) 


Umladestationen/ 
Zwischenlagerung 
von Rest- und 
Bioabfall 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 
thermophile Pilze 

Penicillium spp. 

Endotoxine 

Differenzierung der Pilze 


Mechanisch- 

biologische 

Restabfallaufberei- 

tungsanlagen 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 
thermophile Actinomyceten 
thermophile Pilze 

Aspergillus fumigatus 

thermophile Bakterien 
Endotoxine 

mesophile Actinomyceten 
Penicillium spp. 

Aspergillus flavus 

Endotoxine 

Differenzierung der Pilze 


Aufbereitung und 
thermische Entsor- 
gung von Hausmüll 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 
thermophile Pilze 

thermophile Bakterien 
Endotoxine 

mesophile Actinomyceten 
thermophile Actinomyceten 
Penicillium spp. 

Clostridien 

Differenzierung der Pilze 


Bodensanierung 

Gesamtbakterienzahl 37°C 
Gesamtpilzzahl 25°C 

Aerobe Sporenbildner 



Deponien 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 

thermophile Pilze 
thermophile Bakterien 
thermophile Actinomyceten 
mesophile Actinomyceten 
Clostridien 

thermophile Pilze 
Differenzierung der Pilze 



Drucksache 15/3600 


-480- 


Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


noch Tabelle 12-1 




Anlagenbezogene Parameter 

Schutzgutbezogene, 

umweltmedizinische 

Parameter 

Bereich 

Anlagenart 

Obligate Parameter 
(z. T. Leitparameter) 

Fakultative Parameter 

Fakultative Parameter 

Diese Parameter müssen 
gemessen werden 

Der Messumfang kann bei 
besonderer Fragestellung 
durch die Auswahl eines 
oder mehrerer zusätz- 
licher Parameter 
erweitert werden 

Der Messumfang kann bei 
besonderer Fragestellung 
durch die Auswahl eines 
oder mehrerer zusätz- 
licher Parameter 
erweitert werden 

noch 

Verwertung und 
Beseitigung von 
Abfällen und 
sonstigen Stoffen 
(Entsorgungs- 
anlagen) 

Kläranlagen 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 
Enterococcus faecalis 

Endotoxine 

Enteroviren 

Enterococcus faecalis 
Fäkalcoliforme Bakterien 
Coliphagen 

Clostridien 

Gram-negative Stäbchen 

Enteroviren 

Gartenbau 

Gärtnereien mit 
Kompostierung 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 
thermophile Actinomyceten 
thermophile Pilze 

Aspergillus fumigatus 

Aspergillus flavus 
thermophile Bakterien 
Endotoxine 

mesophile Actinomyceten 
Penicillium spp. 

thermophile Actinomyceten 
Differenzierung der Pilze 


Champignon- 

Substratherstellung 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 
thermophile Actinomyceten 
thermophile Pilze 

Aspergillus fumigatus 

Aspergillus flavus 
thermophile Bakterien 
Endotoxine 

mesophile Actinomyceten 
Penicillium spp. 

Enteroviren 
thermophile Pilze 
thermophile Actinomyceten 

Differenzierung der Pilze 

Nahrungs-, Genuss- 
und Futtermittel, 
landwirtschaftliche 
Erzeugnisse (Aus- 
wahl möglicher 
Quellen) 

Pflanzenproduktion 
Pflanzenaufberei- 
tung und Getreide- 
lagerung 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 


Aflatoxine 

Ochratoxin 

Deoxynivalenol 

Zearalenon 

Tierhaltung 
(Tierställe, Gülle- 
lagerung und 
-Verarbeitung, 
Kottrocknung) 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 
Staphylococcus aureus und/ 
oder Enterococcus faecalis 
Endotoxine (nur bei Tierstäl- 
len) 

Enteroviren 
thermophile Bakterien 
thermophile Pilze 
thermophile Actinomyceten 

thermophile Pilze 
thermophile Actinomyceten 
Coxiella burnetii 
(Schafhaltung und 
Rinderhaltung) 
Chlamydophila psittaci 
(Geflügelhaltung) 
Differenzierung der 

Pilze 


Schlachtbetriebe 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 


Chlamydophila psittaci 
(Geflügelschlachtung) 


Futtermittelerzeu- 
gende Anlagen 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 

mesophile Pilze 
mesophile Bakterien 

Aflatoxine 

Deoxynivalenol 

Zearalenon 


Organische Dünge- 
mittelherstellung 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 

Enterococcus faecalis 



Tierkörperbeseiti- 

gungsanlagen 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 

Clostridien 

Endotoxine 

Enteroviren 

Enterococcus faecalis 



Gerbereien 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 




N ahrungsmittel- 
herstellung 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 
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Anlagenbezogene Parameter 

Schutzgutbezogene, 

umweltmedizinische 

Parameter 

Bereich 

Anlagenart 

Obligate Parameter 
(z. T. Leitparameter) 

Fakultative Parameter 

Fakultative Parameter 

Diese Parameter müssen 
gemessen werden 

Der Messumfang kann bei 
besonderer Fragestellung 
durch die Auswahl eines 
oder mehrerer zusätz- 
licher Parameter 
erweitert werden 

Der Messumfang kann bei 
besonderer Fragestellung 
durch die Auswahl eines 
oder mehrerer zusätz- 
licher Parameter 
erweitert werden 

Sonstige 

Biologische Ab- 
luftreinigung 
z. B. Biofilter/ 

Bio Wäscher 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 

thermophile Pilze 
thermophile Bakterien 
mesophile Actinomyceten 
thermophile Actinomyceten 
Saccaropolyspora spp. 
Saccharomonospora spp. 
Endotoxine 

psychrophile Bakterien 15 °C 
Paecilomyces spp. (bei Bio- 
filtern) 

thermophile 

Actinomyceten 
thermophile Pilze 
Differenzierung der Pilze 
Sprosspilze 


Kühltürme und 
Klimaanlagen 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 
Legionella spp. 

Gram-negative Stäbchen 
Pseudomonadaceae 

Legionella spp. 


Textil/Faser- 
industrie (Baum- 
wollverarbeitung) 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 




Metallbearbeitung 
unter Verwendung 
von Kühlschmier- 
stoffen 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 

Pseudomonadaceae 



Papierindustrie/ 

Altpapierver- 

wertung 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 




Holzverarbeitung 
und -lagerung 

Gesamtbakterienzahl 37 °C 
Gesamtpilzzahl 25 °C 

Aerobe Sporenbildner 
Paecilomyces spp. 
Aspergillus fumigatus 



Legende: 


Anlagenbezogene Parameter: 

Es wird zwisehen anlagenbezogenen (also anlagentypischen Messobjekten) und schutzgutbezogenen, umweltmedizi- 
niseh relevanten Parametern unterschieden. 

Obligate Parameter/Leitparameter: Unter Leitparameter werden eine beschränkte Auswahl typischer Mikroorganis- 
men, soweit Erkenntnisse vorliegen, aufgeführt. Diese sind bei Messungen auf jeden Fall zu berücksichtigen. Außer- 
dem müssen grundsätzlich die Messobjekte Gesamtbakterienzahl bei 37 °C und Gesamtpilzzahl bei 25 °C gemessen 
werden. 

ln Abhängigkeit von der Fragestellung sind gegebenenfalls zusätzlich ergänzende anlagenbezogene Parameter oder 
umweltmedizinisch relevante Parameter zu erfassen. 

Fakultative Parameter: Bestimmte Messaufgaben (z. B. Ermittlung des Reichweiteneinflusses, Einfluss auf „Nachbar- 
nutzungen“) erfordern unter Umständen zusätzliche Parameter zur Charakterisierung der Anlagenemissionen und zur 
Ermittlung des Anlageneinflusses. 

Schutzgutbezogene, umweltmedizinische Parameter: 

Fakultative Parameter. Je nach Messaufgabe (z. B. Untersuchungen bei Nachbarschaftsbeschwerden) müssen die 
Leitparameter durch umweltmedizinisch relevante Parameter ergänzt werden. Es ist zu beachten, dass auch nicht kulti- 
vierbare Mikroorganismen und deren Teile oder Stoffwechselprodukte eine allergene oder toxikologische Bedeutung 
haben können. 


Quelle: VDI, 2003b, verändert 




Drucksache 15/3600 


-482- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


1079 . Wie oben bereits angemerkt, können Biologische 
Aerosole - je nach Art und Konzentration - gesundheits- 
schädigend sein. Für Konzentrationen, wie sie an Arbeits- 
plätzen der Abfallwirtschaft Vorkommen können, konn- 
ten bereits Gesundheitsschädigungen nachgewiesen 
werden (s. Tz. 1091 ff). Zu den nach heutigem Kenntnis- 
stand bestehenden gesundheitliehen Risiken zählen unter 
anderem die Übertragung von Krankheitserregern, Haut- 
und Schleimhautreizungen sowie allergische und asthma- 
tische Reaktionen. Zunehmend werden auch Partikel 
(Feinstäube, s. SRU, 2002, Tz. 541 ff), denen Schimmel- 
pilze anhaften, als ein relevantes Gesundheitsrisiko ange- 
sehen. Allerdings sind viele Einzelheiten über die Wir- 
kungen und Wirkungszusammenhänge von Biologischen 
Aerosolen noch weit gehend unbekannt. Aus diesem 
Grund werden in Tabelle 12-1 zusätzlich die fakultativ 
pathogenen Mikroorganismen angegeben, die im Rahmen 
umweltmediziniseher und epidemiologischer Untersu- 
chungen erfasst werden sollten. 

1080 . Die Problematik der gesundheitlichen Risiken 
von Biologischen Aerosolen hat regulatorisch bisher 
überwiegend im Arbeitsschutz Berücksichtigung gefun- 
den. Da an bestimmten Arbeitsplätzen - beispielsweise 
bei der Abfallsammlung und -behandlung und bei der In- 
tensivtierhaltung - hohe Konzentrationen von Biologi- 
schen Aerosolen auftreten, ist hier der Forsehungs- und 
Handlungsbedarf seit langem evident. Zu den entspre- 
chenden Arbeitsplatzbelastungen existieren bereits um- 
fangreiche wissenschaftliche Studien und Auswertungen 
(s. Abschn. 12.1.1.2). Daran anknüpfend sind sowohl auf 
EG-Ebene mit der Richtlinie 2000/54/EG (Richtlinie des 
EU-Parlamentes und des Rates vom 18. September 2000 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdungen 
durch biologische Arbeitsstoffe) und der Vorläuferricht- 
linie 90/679/EWG des Rates vom November 1990 
(ABI. EG Nr. L374, S. 1) als auch auf nationaler Ebene 
mit der Biostoffverordnung (Verordnung über Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei Tätigkeiten mit biologischen 
Arbeitsstoffen - BioStoffV vom 18. Oktober 1999, 
BGBl. 1 2059) umfassende und sehr detaillierte Arbeits- 
schutzbestimmungen verabschiedet worden. 

Demgegenüber haben die vergleiehsweise geringeren, 
aber trotzdem zum Teil sehr beachtlichen Bioaerosolim- 
missionen in der Umgebung von Abfallbehandlungs- und 
Kompostierungsanlagen sowie von Intensivtierhaltungen 
in Forschung und Politik noch keine ausreichende Beach- 
tung gefunden. Gleiches gilt für die Schimmelpilzbildung 
in feuchten Innenräumen. Die Belastungs- und Wirkungs- 
forschung zeigt jedoch, dass die Konzentrationen an Bio- 
logischen Aerosolen, die in der Umgebung von Abfallbe- 
handlungsanlagen und Anlagen der Intensivtierhaltung 
gemessen wurden, durchaus gesundheitliche Risiken 
bergen können, die unter Vorsorgegesichtspunkten nicht 
hingenommen werden sollten (vgl. Abschn. 12.1.4 
und 12.1.5). 

Umweltpolitisch wird bisher jedoch nur sehr zögerlich re- 
agiert. Für Außenluftbelastungen wurden erst kürzlich 
durch die Kommission Reinhaltung der Luft im VDI und 


DIN erste Standards (VDI-Richtlinien) zur Erfassung und 
zum Nachweis luftgetragener Mikroorganismen und 
Viren erarbeitet (Tab. 12-1, 12-3 und 12-4). Für Schim- 
melpilzkontaminationen in Innenräumen gibt es bis heute 
keine standardisierten einheitlichen Erfassungsmethoden 
und Bewertungsmaßstäbe. 

Die Unklarheiten über die tatsächlichen gesundheitliehen 
Gefährdungen durch die vorhandenen Expositionen ge- 
genüber Biologischen Aerosolen führen nach Ansicht des 
Umweltrates zu Recht zu einer erheblichen und zuneh- 
menden Verunsicherung der Öffentlichkeit. Wie die nach- 
stehenden Ausführungen zur Belastungslage und zum 
Stand der Wirkungsforschung zeigen, sollten auch hin- 
sichtlich der von Abfallbehandlungs-, Kompostierungs- 
und Intensivtierhaltungsanlagen ausgehenden Immissio- 
nen sehärfere Schutzbestimmungen getroffen werden, als 
sie das gegenwärtige Immissionsschutzrecht - das im 
Wesentlichen nur auf Geruchsbelastungen abstellt - vor- 
sieht. 

1081 . Im Folgenden werden die Biologischen Aerosole 
mit ihren wesentlichen Expositionsquellen und ihrer ge- 
sundheitliehen Relevanz dargestellt. Im Einzelnen sind 
dies die direkten Expositionen am Arbeitsplatz, die anla- 
genbezogenen Emissionen in die Außenluft und die Ent- 
wicklung Biologischer Aerosole im Innenraum. In die- 
sem Zusammenhang widmet der Umweltrat der bislang 
wenig beachteten Außenluftproblematik besondere Auf- 
merksamkeit. 

Die Exposition gegenüber Biologischen Aerosolen in der 
Außenluft kann nur in Bezug auf die emittierenden Quel- 
len betrachtet werden. Dabei ist die jeweilige Emissions- 
situation zum einen von der Anlagenart abhängig. Das 
emittierte Spektrum der Biologischen Aerosole und die 
damit zu erwartende gesundheitlieh relevante Exposition 
ist beispielsweise zwischen Anlagen zur Kompostierung 
und der Landwirtschaft unterschiedlich (s. auch Tab. 12-1). 
Zum anderen hängt das Ausmaß der Emissionen von der 
Abluftfassung (offene oder eingehauste Anlagen) und den 
technischen Vorrichtungen zur Abluftreinigung ab. Da- 
rüber hinaus sind meteorologische und topographische 
Bedingungen für die Ausbreitung entscheidend. Bei un- 
günstigen Bedingungen wie abendlichen oder nächtlichen 
Kaltluftabflüssen kann es zu einer erheblichen Verfrach- 
tung von Biologischen Aerosolen kommen. 

1082 . Die Exposition gegenüber Biologischen Aeroso- 
len ist im Vergleich zwischen Innenraum und Außenluft 
bezogen auf die vorkommenden Spektren der Mikroorga- 
nismen und die Rahmenbedingungen der Exposition sehr 
unterschiedlich. Im Gegensatz zum Arbeitsplatz sind im 
Nahbereich von bioaerosolemittierenden Anlagen und im 
Innenraum chronisch kranke Personen (z. B. immunsup- 
primierte Personen) und andere Risikogruppen betroffen. 
Diese Gruppen sind im Allgemeinen bezüglich einer Ex- 
position gegenüber Biologischen Aerosolen deutlich sen- 
sibler als die Normalbevölkerung. Besonders gefährdet 
sind chronisch Kranke wie Asthmatiker, deren Leiden 
sich aufgrund der Exposition verschlimmern kann, was 
beispielsweise zu einer höheren Anfallshäufigkeit führt. 
Im Gegensatz dazu sind am Arbeitsplatz bei den Beschäf- 
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tigten in der Regel keine Risikogruppen (healthy worker 
effect) anzutreffen. Bei diesem Effekt kommt es dazu, 
dass Arbeitende mit chronischen Stresssymptomen aus- 
scheiden, sodass nur die Gesündesten übrig bleiben. 

12.1.1 Anlagen der Abfallwirtschaft 

12.1.1.1 Relevante Anlagen für die Entstehung 
von Biologischen Aerosolen 

1083. Die Anlagen der biologischen Abfallbehandlung 
haben einen wesentlichen Anteil an den gesamten Emis- 
sionen von Biologischen Aerosolen. Dies gilt insbeson- 
dere für Kompostierungsanlagen, da sie beispielsweise 
im Vergleich mit Abfallsortieranlagen und Deponien um 
ein bis zwei Zehnerpotenzen höhere Expositions- und 
Emissionskonzentrationen von Biologischen Aerosolen 
aufweisen. Zu den Kompostierungsanlagen zählen unter 
anderem Bioabfall-, Grünabfall-, Klärschlammkompos- 
tierungsanlagen und im weiteren Sinne grundsätzlich 
auch mechanisch-biologische Abfallbehandlungsanla- 
gen. Tabelle 12-2 gibt Anzahl, Kapazität und durch- 


schnittliche Anlagengrößen von Kompostierungsanlagen 
in Deutschland für das Jahr 1998 bundeslandspezifisch 
an. Es ist zu erkennen, dass im Vergleich zu Müllverbren- 
nungsanlagen und modernen mechanisch-biologischen 
Abfallbehandlungsanlagen die durchschnittliche Anla- 
genkapazität der Kompostierungsanlagen in der Höhe 
von 13 035 Mg eher gering ausfällt. So ergibt sich auch 
die hohe Anzahl an Einzelanlagen, die für das Jahr 1998 
mit 544 Anlagen angegeben wird. 

Im Gegensatz dazu gab es im Jahr 2000 lediglich 61 ther- 
mische Anlagen zur Behandlung von Rest-Siedlungsab- 
fällen mit einer gesamten Anlagenkapazität von 
14,0 Mio. Mg, woraus sich wiederum eine durchschnittli- 
che Behandlungskapazität von 230 000 Mg/a ableiten 
lässt (UBA, 2001). Die durchschnittliche Behandlungska- 
pazität moderner mechanisch-biologischer Abfallbehand- 
lungsanlagen lässt sich derzeitig nicht genau angeben. 
Für die Zukunft kann aber davon ausgegangen werden, 
dass sie deutlich über 100 000 Mg/a liegen wird (Aufstel- 
lung in LAGA, 2003). 


Tabelle 12-2 

Anzahl, Kapazität und durchschnittliche Anlagengrößen von Kompostiernngsanlagen 

in Deutschland (Stand April 1998) 


Bundesland 

Anzahl Anlagen 

Kapazität [Mg/a] 

Durchschnittliche 
Anlagengröße [Mg/a] 

Baden-Württemberg 

49 

577 300 

11 782 

Bayern 

67 

635 000 

9 478 

Berlin 

5 

81 000 

16 200 

Brandenburg 

59 

847 680 

14 367 

Bremen 

1 

42 000 

42 000 

Hamburg 

3 

15 000 

5 000 

Hessen 

46 

435 650 

9 471 

Mecklenburg- Vorpommern 

11 

147 600 

13418 

Niedersachsen 

34 

618 500 

18 191 

Nordrhein- Westfalen 

67 

1 064 420 

15 887 

Rheinland-Pfalz 

21 

373 400 

17 781 

Saarland 

20 

95 200 

4 760 

Sachsen 

42 

631 896 

15 045 

Sachsen-Anhalt 

60 

570 290 

9 505 

Schleswig-Holstein 

26 

266 000 

10 231 

Thüringen 

33 

690 011 

20 909 

Gesamt 

544 

7 090 947 

13 035 


Quelle: KERN, 2000, verändert 
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1084. Die getrennte Sammlung und Verwertung von 
häuslichen Bioabfällen ist vielerorts in Deutschland um- 
gesetzt worden. Das Aufkommen an separat erfassten 
kompostierbaren Abfällen aus der Biotonne lag im 
Jahr 1998 bei 3,3 Mio. Mg (UBA, Umweltdaten Deutsch- 
land, 2002, S. 21). Somit kommt den Anlagen, die der 
Kompostierung dieser Bioabfälle dienen, eine besondere 
Bedeutung zu (s. auch Tz. 747 ff). Unterstellt man eine 
vollständige Kompostierung der getrennt erfassten Bioab- 
fälle, dürfte knapp die Hälfte der in Tabelle 12-2 aufge- 
fuhrten Kompostierungskapazitäten durch die Behand- 
lung von Bioabfällen aus Haushalten in Anspruch 
genommen werden. Diese Größenordnung erscheint 
durchaus plausibel, da bereits für das Jahr 1996 die ge- 
samte Behandlungskapazität der Bioabfallkompostie- 
rungsanlagen in Deutschland mit 2,7 Mio. Mg/a angege- 
ben wurde (MEYER, 1997). 

12.1.1.2 Exposition am Arbeitspiatz 

1085. Die im Abfall vorkommenden Mikroorganismen 
werden im Anhang VI der Richtlinie 2000/54/EG vom 


18. September 2000 über den Schutz der Arbeitnehmer 
gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei 
der Arbeit in verschiedene gesundheitlich relevante Klas- 
sen unterteilt. Dabei werden in der Gruppe 1 die vorwie- 
gend apathogenen Erreger zusammengefasst und in der 
Gruppe 2 die fakultativ pathogenen. Das gelegentliche 
Vorkommen obligat pathogener Erreger (Gruppe 3) im 
Abfall wurde nachgewiesen und wird auch in den Aus- 
führungen zur speziellen arbeitsmedizinischen Vorsorge- 
untersuchung (G42, „Infektionserreger“) angenommen. 

An Arbeitsplätzen in der Abfallwirtschaft kommt es in- 
folge der mikrobiellen Besiedlung der Abfälle insbeson- 
dere verstärkt durch den Transport und das Umsetzen des 
Abfalls innerhalb der einzelnen Behandlungsschritte dau- 
erhaft oder intermittierend zu Belastungen der Luft. Die 
Tabellen 12-3 und 12-4 geben einen Überblick über in der 
Literatur veröffentlichte Messergebnisse bezüglich kulti- 
vierbarer luftgetragener Mikroorganismen, gemessen als 
koloniebildende Einheiten (KBE) pro Kubikmeter Luft. 
Der Einsatz verschiedener Messverfahren kann hierbei zu 
großen Ergebnisunterschieden führen. 


Tabelle 12-3 

Maximalexpositionen durch typische Mikroorganismen in Innenräumen, 
der Umgebung von Abfallwirtschaftsanlagen und 
der Außenluft (in KBE/m^) 


Typische Arten der Außenluft 

Keimzahlkonzentrationen 

Innenräume 

Arbeits- 

plätze 

Abfallwirt- 

schaft 

Außenluft 

Spezies 

Partikelgröße bzw. 
Sporen- oder 
Konidiengröße 
in fim 

a„-Werte 

KBE/m3* 

KBE/m3* 

KBE/m3 

absolut* 

% 

Altemaria 

altemata 

(18-83)- (7-18) P) 

0,85-0,88 (2) 

101 ( 7 ) 

n. r. 

102(4); 101(2) 

bis 2 (8) 

Aureobasidium 

pullulans 

(7,5-16) -(3,5-7) (2) 

- 

< 5 (!>) 

n. r. 

<5 (6) 

bis 4 (8) 

Botrytis cinerea 

(8-14) - (6-9) (2) 

0,93-0,95 (2) 

< 5 (6) 

n. r. 

< 10 ( 6 ) 

bis 6 (*) 

Cladosporium spp. 

3-11 


102 ( 6 ) 


103 ( 4 , 6 ) 

bis 90(4) 

C. herbamm 

(5,5-13) - (4-6) (2) 

0,85-0,88 (2) 

101 ( 6 ) 

102(5) 

102 ( 6 ) 

bis 60 

C. cladosporioides 

(3-7 [11]) -(2^ [5]) (2) 

0,86-0,88 (2) 

101 ( 6 ) 

103 ( 5 ) 

101 ( 6 ) 

bis 30 

Epicoccum nigmm 

15-25 (2) 

0,86-0,90 (2) 

101 ( 2 ) 

n. r. 

101 ( 2 ) 

bis 9 (*) 


Legende: siehe Tabelle 12-4 
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Tabelle 12-4 

Maximalexpositionen durch typische Mikroorganismen in Innenräumen, 
der Abfall- und Landwirtschaft und der Umgebung 
von Abfallwirtschaftsanlagen (in KBE/m^) 





Keimzahlkonzentrationen 


Typische Arten in der 
Abfall- und Landwirtschaft 


Innenräume 

Arbeits- 

plätze 

Abfallwirt- 

schaft 

Außenluft 

Spezies 

Partikelgröße bzw. 
Sporen- oder 
Konidiengröße 
in pm 

a„-Werte 

KBE/m3* 

KBE/m3* 

KBE/m3 

absolut* 

% 

Absidia 

corymbifera 

(3, 4^, 6) • (2, 8-3, 8) (» 

— 

n. r. 

— 

n. r. 


Aspergillus spp. 

2, 5-5(2) 

0,71-0,95 

101(6) 

- 

< 10(6) 

<5 (4) 

A. Candidus 

2, 5-1(2) 

0,75-0,78(2) 

<5 

104(5) 

- 

+ 

A. flavus 

3,6(2) 

0,78-0,80(2) 

<5 

104(5) 

- 

- 

A. fumigatus 

2,5-3(2) 

0,85-0,94(2) 

vereinzelt 

107(5) 

bis 20 

- 

A. nidulans 

3-3, 5(2) 

0,85(3) 

<5 

105 ( 5 ) 

- 

- 

A. niger 

3,5-5(2) 

0,92-0,95(3) 

vereinzelt 

104(5) 

- 

- 

A. parasiticus 

3, 5-5, 5(2) 

0,78-0,82(2) 

- 

103 ( 5 ) 

- 

- 

A. versicolor 

2-3, 5(2) 

0,78(2) 

<5(6) 

106(5) 

<5(6) 

- 

Eurotium 

herbariorum 

4,5-7 (8)(2) 

— 

<5(6) 

n. r. 

< 10(6) 

— 

Fusarium 

culmorum 

(34-50) • (5-7)(2) 

0,87-0,91(2) 

primär nicht 
luftgetragen 

n. r. 

- 

- 

F. graminearum 

(41-60 [80])- 
(4-5,5)(2) 

0,89(2) 

primär nicht 
luftgetragen 

n. r. 

- 

- 

Mucor hiemalis 

(3, 5-5,2) • (2,5-3,7) » 

- 

- 

n. r. 

- 

- 

M. racemosus 

(5, 5-8,5 (10)) • 
(4-7)0) 

0,94(2) 

- 

n. r. 

— 

- 

Paecilomyces 

variotii 

(3-5) • (2-4)(2) 

0,79-0,84(2) 

- 

106(5) 

— 

- 

Penicillium spp. 


0,78-0,98 

102(6) 

- 

101(6) 

2,5-75(4) 

P. brevicompac- 
tum 

3-4,5(2) 

0,78-0,82(2) 

101(6) 

104(5) 

< 10(6) 

+ 

P. chrysogenum 

(3^) • (2,8-3,8)(2) 

0,78-0,81(2) 

bis 101(7) 

102(5) 

bis 101(7) 

+ 

P. corylophilum 

(2,5-3,2)-(2,5-3,0) 


- 

n. r. 

- 

+ 

P. crustosum 

3^(2) 


- 

105 ( 5 ) 

- 


P. expansum 

(3-3,5) • (2,5-3)(2) 

0,82-0,85(2) 

- 

101(5) 

- 

- 
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noch Tabelle 12-4 





Keimzahlkonzentrationen 

Typische Arten in der 
Abfall- und Landwirtschaft 


Innenräume 

Arbeits- 

plätze 

Abfallwirt- 

schaft 

Außenluft 

Spezies 

Partikelgröße bzw. 
Sporen- oder 
Konidiengröße 
in pm 

a„-Werte 

KBE/m3* 

KBE/m3* 

KBE/m2 

absolut* 

% 

R glabrum 

3-3, 5(2) 

- 

< 10(6) 

104(5) 

<5(6) 


P. lanosum 

2,5-3,0 

- 

vereinzelt 

n. r. 

- 

+ 

P. roqueforti 

4-6 (8)(2) 

0,83(2) 

- 

104(5) 

- 

- 

Rhizopus 

oligosporus 

([4] 9-10 [15])- 
([4] 7-10 [ll])(i) 

- 

- 

104(5) 

- 

- 

Sporobolomyces 

spp. 

(2-12) • (3-35) 


- 

- 

bis 105(4) 

- 

Stachybotrys 

chartarum 

(7-12) • (4-6)0) 

0,94(2) 

- 

- 

- 

- 

Trichoderma 

harzianum 

(2,8-3, 2) • (2,5-2,8)(2) 

- 

vereinzelt 

- 

— 

- 

T. citrinoviride 

(2,2-3,7)-(l,5-2,l) 

- 

- 

102(5) 

- 

- 


* KBE-Zahlen für einzelne Arten in der Außenluft und in der Abfall- und Landwirtschaft. Dabei werden die KBE-Zahlen meist als Größenordnung 
(Zehnerpotenzen) angegeben; in Umweltbereichen mit niedrigen Fadenpilz-Konzentrationen (z. B. Innenraum, Außenluft) werden auch Fläufig- 
keitsklassen von <10 KBE/m^, < 5 KBE/m^ und „vereinzelt“ angegeben. 


Legende: 

n. r. Art kommt in sehr niedrigen KBE-Zahlen vor und ist umwelthygie- 
nisch nicht relevant 

- keine Literaturangaben verfügbar 

Bei Mengenangaben ohne Quellenangabe handelt es sich um Erfahrungswerte 
des Instituts für Hygiene und Umweltmedizin, Universitätsklinikum Aachen, 
Rheinisch- Westfälisch Technische Hochschule Aachen (unveröffentlicht). 


Quelle: VDI, 2003b 


Literatur: 

(1) ex [Domsch et al. 1980] 

(2) ex [Samson et al. 1995] 

(3) ex [Reiß 1986] 

(4) ex [Lacey 1996] 

(5) ex [Fischer 2000] 

(6) ex [Verhoeff\992-, 1994] 

(7) ex [Fradkin et al. 1987] 

(8) ex [Ostrowski 1999] 


Die Tabellen 12-3 und 12-4 lassen erkennen, mit welchen 
Konzentrationen der verschiedenen Mikroorganismen in 
der Außenluft im Vergleich zur Arbeitsplatz- und Innen- 
raumbelastung gerechnet werden muss. 

12.1.1.3 Biologische Aerosole in der Außenluft 

1086. Die Freisetzung von Biologischen Aerosolen in 
die Außenluft im Rahmen der biologischen Abfallbe- 
handlung ist von der Anlagenkonfiguration und -große 


sowie von der gegebenenfalls vorhandenen Abluftfassung 
(Anlageneinhausung) und Abluftreinigung abhängig. 

1 087. Bei Messungen zur Ausbreitung von luftgetrage- 
nen Mikroorganismen aus fünf eingehausten biologi- 
schen Abfallbehandlungsanlagen ohne Abluftbehand- 
lung wurden Freisetzungsraten von Bakterien und 
Schimmelpilzen bestimmt. Im Jahresmittel lag die Kon- 
zentration an Mikroorganismen und Actinomyceten im 
Abluftstrom bei 100 000 KBE/m^ und an Schimmelpilzen 
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bei 50 000 KBE/m^ (FANTA et ah, 1999). Als Jahresspit- 
zenwerte wurden fiir Bakterien und Actinomyceten circa 
4 000 000 KBE/m^ und für Schimmelpilze bis zu 
3 000 000 KBE/m^ gemessen. Für Aspergillen, als medi- 
zinisch besonders relevante Spezies der Schimmelpilze, 
konnten Jahresspitzenwerte in Konzentrationen bis zu 
3 000 000 KBE/m^ nachgewiesen werden. Das durch- 
schnittliche natürliche Vorkommen (Hintergrundkonzen- 
tration) wird für Bakterien und Schimmelpilze mit weni- 
ger als 1 000 KBE/m^ angegeben; die Jahresspitzenwerte 
für Bakterien betragen 76 000 KBE/m^ und für Schim- 
melpilze 11 000 KBE/m^. Die Immissionswerte bei den 
fünf untersuchten biologischen Abfallbehandlungsanla- 
gen waren in der Regel im Abstand von 100 m in Lee (die 
windabgewandte Seite) noch deutlich gegenüber den Hin- 
tergrundkonzentrationen erhöht, im Abstand von 200 bis 
500 m erreichten sie oftmals das Niveau der Vergleichs- 
messung (Hintergrundbelastung). Bei der Betrachtung der 
Spitzenwerte konnten Actinomyceten noch bis zu einer 
Entfernung von 500 m von den Anlagen in deutlich höhe- 
ren Konzentrationen gefunden werden (FANTA et ah, 
1999). Dies deckt sich mit Ergebnissen einer Studie aus 
Hessen, in der für eine eingehauste Anlage in einer Ent- 
fernung von 350 m thermophile Actinomyceten in Kon- 
zentrationen bis zu 10^ KBE/m^ angegeben werden 
(HMUEJFG, 1999). 

ln einer Untersuchung des Landesumweltamtes Nord- 
rhein-Westfalen wurde für eine eingehauste Kompostie- 
rungsanlage ein Immissionseinfluss bis zu einer Entfer- 
nung von circa 200 m festgestellt; bei teileingehausten 
Anlagen (eingehauste Intensivrotte mit offener 
Nachrotte) wurde der Immissionseinfluss mit einer Ent- 
fernung bis zu 500 m bestimmt. Bei vergleichenden Luv- 
Lee-Messungen in circa 50 m Abstand von den einge- 
hausten Anlagen waren im Vergleich mit den Hinter- 
grundkonzentrationen bis zu lOOfach höhere Konzentra- 
tionen von thermophilen Actinomyceten, bis zu 19fach 
höhere Konzentrationen an thermotoleranten Schimmel- 
pilzen und bis zu 32fach höhere Konzentrationen von As- 
pergillus fumigatus nachweisbar (SCHILLING et ah, 
1999). Bereits früher konnten in einer Untersuchung an 
einer eingehausten Anlage Schimmelpilzsporen in der 
Größenordnung von 500 KBE/m^ in Ab Windrichtung in 
einem Abstand von 2 000 m nachgewiesen werden 
(OSTROWSKI et ak, 1997). 

ln Abwindrichtung einer teileingehausten Anlage lagen 
die gemessenen KBE-Zahlen bei 50 und >100KBE/m3 
für thermotolerante Fadenpilze. Die Hintergrundwerte la- 
gen an den Referenz-Messstellen im Bereich von 
10 KBE/m^, sodass auch KBE-Zahlen von 50 bis 
>100KBE/m3 als Erhöhung betrachtet werden müssen 
(MUNLV, 2002). 

Bioaerosolmessungen in der Umgebung von offenen Bio- 
abfallkompostierungsanlagen wiesen bis zu einer Entfer- 
nung von 200 m stark erhöhte Konzentrationen von ther- 
mophilen Actinomyceten auf ln Einzelfallen konnte - 
unter „worst-case-Bedingungen“ - bis zu einer Entfer- 
nung von 500 m auch bei Zugrundelegen der Hinter- 


grundwerte ein Anlageneinfluss nachgewiesen werden 
(HMUEJFG, 1999). 

Ähnliche Werte wurden als noch nicht veröffentlichte Er- 
gebnisse eines Forschungsprojekts des Ministeriums für 
Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz in Nordrhein- Westfalen (MUNLV) ermittelt. Es 
wurde gezeigt, dass in Abwindrichtung einer offenen An- 
lage zur Mietenkompostierung in einzelnen Fällen in 
500 m Entfernung bis zu 500 KBE/m^ Luft von Aspergil- 
lus fumigatus nachgewiesen wurden. Selbst in 800 m Ent- 
fernung wurden in einigen Fällen noch KBE-Zahlen von 
>100 gefunden. 

1088. Alle bisher vorliegenden Studien zeigen, dass vor 
allem bei nicht eingehausten (offenen) Anlagen der biolo- 
gischen Abfallbehandlung (hauptsächlich Bioabfallkom- 
postierungsanlagen) relevante Immissionseinflüsse auch 
oberhalb der in der TA Luft festgelegten Abstände nach- 
zuweisen sind. Selbst in Entfernungen bis zu 300 m, in 
Einzelfällen auch bis zu 800 m, konnten insbesondere 
thermotolerante Schimmelpilze in einer Größenordnung 
nachgewiesen werden, die aus präventivmedizinischer 
Sicht berücksichtigt werden sollten. 

1 089. Zum Schutz der Bevölkerung vor Emissionen der 
Biomüllkompostierung gibt es in Hessen bereits seit 1986 
Vorschriften, die Abstände von mindestens 500 m zur 
Wohnbebauung vorgeben (HLU, 1986). Zum Schutz vor 
Geruchsbelästigungen sind in der neuen TA Luft eben- 
falls Mindestabstände angegeben, die die Anwohner vor 
unerwünschten Immissionen schützen sollen. Dabei legt 
die TA Luft jedoch keine spezifischen Anforderungen für 
Bioaerosolemissionen fest (s. Tz. 1115). Für geschlossene 
Anlagen (Bunker, Haupt- und Nachrotte) beträgt dieser 
Mindestabstand 300 m und für offene Anlagen (Mieten- 
kompostierung) 500 m (TA Luft, 2002). 

Die Konzentrationen an Biologischen Aerosolen in der 
Umgebung von biologischen Abfallbehandlungsanlagen, 
die in den oben genannten und weiteren Studien ermittelt 
wurden, verdeutlichen, dass die in der neuen TA Luft 
festgeschriebenen Abstandsregelungen von 300 bezie- 
hungsweise 500 m grundsätzlich keinen ausreichenden 
Schutz der menschlichen Gesundheit vor dem Einfluss 
Biologischer Aerosole bieten (TA Luft, 2002). Auch der 
Abstandserlass - als Instrument der Bauleitplanung - des 
Landes Nordrhein- Westfalen aus dem Jahr 2000 als ver- 
schärfte Sonderregelung zur TA Luft fordert für Kompos- 
tierungsanlagen keine größeren Abstände als die TA Luft 
(RdErl. des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft [Nordrhein- Westfalen]: Abstandserlass 
HDL, Lfg. 1/00, Kennzahl P 7401). 

12.1.1.4 Gesundheitliche Auswirkungen 

1090. Zur Beurteilung der Gesundheitsgefahrdung 
durch Biologische Aerosole gibt die Bestimmung leben- 
der Organismen nur Anhaltswerte (Tab. 12-1, 12-3 und 
12-4). Abgestorbene Mikroorganismen und/oder ihre Be- 
standteile werden bei einer Bestimmung der koloniebil- 
denden Einheiten (KBE) nicht erfasst, können jedoch 
ebenfalls toxisch oder allergen wirksam sein. In der 
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Literatur werden zur Erfassung abgestorbener Mikroorga- 
nismen und deren Bestandteile mikroskopische Zählme- 
thoden und Antigen- oder Toxinnachweise als Messme- 
thoden genannt (PALMGREN und LEE, 1986). Die 
tatsächliche Sporenkonzentration liegt nach Literaturan- 
gaben ungefähr zwischen dem zwei- und zehnfachen der 
gemessenen KBE (KARLSSON und MALMBERG, 
1989). Damit wurde übereinstimmend festgestellt, dass in 
Kompostierungsanlagen im Mittel (Medianwert) nur 
38 % der Pilze, die mit einer fluoreszenzoptischen Me- 
thode gezählt wurden, durch Kultivierung nachweisbar 
waren (SCHAPPLER-SCHEELE, 1999). 

Gesundheitliche Auswirkungen einer 
Arbeitsplatzbelastung 

1091 . Zu den Expositionen gegenüber Biologischen 
Aerosolen am Arbeitsplatz und ihren Auswirkungen auf 
die dort beschäftigten Personen liegt eine Vielzahl von 
nationalen und internationalen Untersuchungen vor. Bei 
Arbeitsplatzbelastungen konnte das Organic Dust Toxic 
Syndrom (ODTS) und das Mucous Membran Irritation 
Syndrom (MMl) bei dort beschäftigten Personen beob- 
achtet werden. Das ODTS (auch als Drescher-, Getreide-, 
oder Mühlenfieber benannt) zeichnet sich durch plötzlich 
auftretendes Fieber und eine allgemeine grippeartige 
Symptomatik aus. Zusätzlich können auch Haut- und 
Schleimhautreizungen auftreten. Voraussetzung für die 
Entwicklung des ODTS sind sehr hohe Konzentrationen 
an Schimmelpilzsporen (lO^KBE/m^) oder Bakterien 
(1 bis 2 pg/m^), wie sie in der Regel tatsächlich nur am 
Arbeitsplatz und nicht im Wohninnenraum Vorkommen. 
Das im Wesentlichen nur von Schleimhautreizungen be- 
gleitete MMI kann allerdings schon bei mittleren Schim- 
melpilzsporen-Konzentrationen auftreten (> 10^ KBE/m^) 
(UBA, 2002). Es gibt den Verdacht, dass das MMl zu ei- 
ner chronischen Bronchitis führen kann (CAVALHEIRO 
et ak, 1995). Weiterhin kann eine exogen-allergische Al- 
veolitis (EAA) am Arbeitspatz beobachtet werden. Sie 
tritt fast ausschließlich nach wiederholter Exposition ge- 
genüber sehr hohen Konzentrationen von Sporen auf 
(106 bis lO'OKBE/m^). 

1092 . Bei über längere Zeit exponierten Kompostwer- 
kem im Vergleich zu neu eingestellten Beschäftigten 
konnten höhere Häufigkeiten an Besehwerden und Er- 
krankungen der Atemwege, der Haut und der Augen 
nachgewiesen werden. Außerdem wiesen diese Kompost- 
werker eine höhere Konzentration spezifischer Antikör- 
per gegen Actinomyceten und Schimmelpilze auf. Es war 
auffallend, dass länger beschäftigte Kompostwerker eine 
geringere Häufigkeit an Allergien aufwiesen als neu ein- 
gestellte Besehäftigte. Dies lässt nach Ansicht der Auto- 
ren vermuten, dass Allergiker diese Arbeitsplätze meiden 
oder rasch wieder verlassen, ln einer Verlaufsbeobach- 
tung konnte diese Annahme bestätigt werden. Kompost- 
arbeiter mit Atemwegssymptomen verließen innerhalb 
eines Zeitraumes von fünf Jahren häufiger den Arbeits- 
platz als Personen an unbelasteten Arbeitsplätzen 
(BÜNGER et al, 2000; 2002a). 


Von denselben Autoren wurden in einer Wiederholungs- 
untersuchung nach fünf Jahren erneut Beeinträchtigungen 
durch Schleimhautreizungen der Augen und oberen 
Atemwege sowie vereinzelt Hauterkrankungen diagnosti- 
ziert. Dieses Ergebnis steht in Übereinstimmung mit frü- 
heren Studien zu dieser Fragestellung (SCHAPPLER- 
SCHEELE, 1999). Bei wenigen Besehäftigten wurde der 
Verdacht auf das Vorliegen einer Berufserkrankung 
(schweres Asthma bronchiale, Symptome einer EAA) ge- 
äußert. Die Lungenfünktion der Kompostarbeiter ver- 
sehlechterte sich im Beobachtungszeitraum bei Rauchern 
und Niehtrauehem gleichermaßen. Die verschlechterten 
Lungenfunktionswerte sind bei den Kompostwerkem mit 
hoher Wahrscheinlichkeit auf die Staubbelastung am Ar- 
beitsplatz Zurückzufuhren. Es wird befürchtet, dass bei 
fortdauernder Exposition chronisch obstruktive Lungen- 
fünktions Störungen auftreten könnten (BÜNGER et ak, 
2002b). 

Etwa 2 bis 5 % der Kompostwerker hatten stark erhöhte 
spezifische Antikörperwerte, insbesondere gegen Asper- 
gillus fumigatus und Saccharopolyspora rectivirgula 
(Actinomyceten). Diese Werte lagen um das drei- bis 
zehnfache über den Werten, die bei den übrigen Kom- 
postwerkem gemessen wurden. Die spezifische Antikör- 
perkonzentration im Seram dieser Kompostwerker lag je- 
doch bereits im Mittel höher als die der Vergleichsgrappe. 
Weiterhin konnten relevante Assoziationen zwischen der 
Erkrankungshäufigkeit und den Antikörper-Konzentra- 
tionen gefunden werden. 

1093 . Weitere Untersuchungen zur Bioaerosolexposi- 
tion am Arbeitsplatz bestätigen diese Erkenntnisse im We- 
sentlichen. Studien bei Beschäftigten von Wertstoffsor- 
tier- und Kompostanlagen der Abfallwirtschaft in 
Dänemark konnten vermehrt Symptome des Magen- 
Darm-Trakts aufzeigen. Bei Mitarbeitern einer Recycling- 
firma wurden erhöhte Konzentrationen von Endotoxinen 
und eine höhere Häufigkeit von asthmatischen und bron- 
chitisehen Symptomen nachgewiesen (SIGSGAARD, 
1999). ln einer österreiehischen Studie konnte bei Mitar- 
beitern von Wertstoffsortieranlagen ebenfalls eine Ver- 
schlechtemng der Lungenfunktionswerte in einem Zeit- 
raum von drei Jahren beobachtet werden (MARTH et ak, 
1999). Auch die Konzentration des Gesamt-lmmunglobu- 
lin-E (Ig-E), als Parameter einer allergischen Sofortreak- 
tion, nahm in diesem Zeitraum zu. 

Bei weiteren Untersuchungen von Beschäftigten in Wert- 
stoffsortieranlagen und Deponien in Südwestdeutschland 
wurden ähnliche Befunde wie bei Kompostarbeitem ge- 
funden. So wurden bei den Sortierern im Vergleieh zu 
Kontrollpersonen ungünstigere Lungenfunktionswerte 
und eine höhere Häufigkeit von Symptomen und Be- 
sehwerden dokumentiert. Es wurden insbesondere Kurz- 
atmigkeit, Augenrötung, Nasenlaufen und Niesanfälle be- 
sehrieben. Darüber hinaus wurden folgende Sympfome 
häufiger bei Sorfierem im Vergleich mit Deponiearbeitem 
und Referenzgruppen genannt beziehungsweise beobach- 
tet: gerötete Konjunktiven und Rachen, Veränderungen 
der Tonsillen, Pyodermien, Dermatitis und Nebengeräu- 
sehe bei der Lungenauskultation. Das Gesamt-lg-E war 
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sowohl bei Deponie- als auch Sortierarbeitem im 
Vergleich mit Referenzgruppen stark erhöht (GRÜNER 
et ah, 1999). Die Autoren bewerten ihre Ergebnisse fol- 
gendermaßen: die hohe Exposition gegenüber Biologi- 
schen Aerosolen am Arbeitsplatz habe bei den Beschäf- 
tigten in der Abfallwirtschaft zu immunologischen 
Reaktionen und zum häufigeren Auftreten einer arbeits- 
platzbezogenen Beschwerdesymptomatik, die dem Be- 
schwerdebild des MMI entspreche, geführt. Verstärkte 
immunologische Reaktionen bei Beschäftigten in der Ab- 
fallwirtschaft werden auch von anderen Untersuchem be- 
stätigt (BÜNGER et al, 1999). 

Gesundheitliche Auswirkungen durch Biologische 
Aerosole in der Außenluft 

1094. Erkenntnisse über die Exposition gegenüber 
Biologischen Aerosolen in der Außenluft und die zu er- 
wartenden Wirkungen auf den Menschen stammen über- 
wiegend aus Untersuchungen am Arbeitsplatz von 
Abfallbehandlungsanlagen und landwirtschaftlichen Be- 
trieben. Diese Erfahrungen lassen sich allerdings nur ein- 
geschränkt auf die Situation exponierter Anwohner dieser 
Anlagen übertragen. Kollektivunterschiede lassen einen 
direkten Vergleich nicht zu (z. B. healthy worker effect), 
oder die in den Studien beobachteten Expositionszeiten 
variieren. Da die Exposition der Normalbevölkerung üb- 
licherweise nicht so hoch ist wie bei Anwohnern von Ab- 
fallbehandlungsanlagen (Kompostierungsanlagen), kön- 
nen Aussagen aus Arbeitsplatzstudien nicht auf die 
Normalbevölkerung übertragen werden. Bezogen auf 
Wirkmechanismen und Wirkorte der Biologischen Aero- 
sole haben derartige Studien allerdings eine erhebliche 
Aussagekraft. 

Systematische Untersuchungen zur gesundheitlichen 
Wirkung der Bioaerosolexposition auf Anwohner im Ein- 
wirkungsbereich von Abfallbehandlungsanlagen liegen 
bisher nur aus Deutschland vor (HERR et al., 2003a). In 
der Literatur wird ein Einzelfall einer allergischen bron- 
chopulmonalen Aspergillose bei einem Asthmatiker be- 
richtet, der circa 1 00 m von einer Grünabfallkompostie- 
rung entfernt wohnte (KRAMER et al., 1989). 

1095. In der oben bereits angesprochenen Studie des 
Hessischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Jugend, 
Familie und Gesundheit wurden Immissionskonzentratio- 
nen von Biologischen Aerosolen in der Umgebung von 
drei Bioabfallkompostierungsanlagen untersucht und die 
Anwohner gleichzeitig unter anderem hinsichtlich ihres 
Gesundheitsstatus befragt (HMUEJFG, 1999). Bei einer 
geschlossenen Anlage wurden in einer Entfernung von 
bis zu 350 m thermophile Actinomyceten in Konzentra- 
tionen bis zu 10^ KBE/m^ gefunden, die deutlich über den 
Hintergrundwerten lagen. 

Andere Mikroorganismen konnten ebenfalls in Konzen- 
trationsbereichen von bis zu lO^KBE/m^ nachgewiesen 
werden. Beim Vergleich der Krankheitssymptome und 
Gesundheitsbeschwerden der Anwohner dieser Anlage 
mit denen von Personen, die nicht in der Nähe einer sol- 
chen Anlage wohnten, fanden sich vermehrt Beschwer- 
den in Bezug auf Atemwege, Haut und Augenschleim- 


haut sowie andere allgemeine Beschwerden. Im Vorfeld 
erwartete Unterschiede, bezogen auf das Vorkommen von 
allergischen Erkrankungen wie Asthma oder Infektionen, 
konnten in dieser Studie allerdings nicht nachgewiesen 
werden (EIKMANN et al., 1999; HERR et al, 1999). 

Bei genauerer Analyse der Beschwerdehäufigkeiten bei 
Nachuntersuchungen durch dieselbe Arbeitsgruppe, wur- 
den die angegebenen körperlichen Beschwerden differen- 
zierter betrachtet. Dabei wurde auch die bestehende Ge- 
ruchsbelästigung in die Bewertung einbezogen. Bei den 
Anwohnern der Anlage mit hoher Bioaerosol- und Ge- 
ruchsbelastung konnte im Vergleich mit einem Kollektiv, 
das ausschließlich durch Gerüche belästigt wurde, die 
höchste Beschwerderate nachgewiesen werden. So litten 
die durch Biologische Aerosole belasteten Anwohner 
zum Beispiel zu 47,8 % unter Übelkeit im Vergleich mit 
lediglich 25,9 % derjenigen, die ausschließlich geruchs- 
belästigt waren. Auch das Aufwachen durch Husten, Hus- 
ten nach dem Aufstehen oder während des Tages, Bron- 
chitis sowie exzessive Müdigkeit und imitative 
Augenbeschwerden traten häufiger auf (HERR et al., 
2003a; 2003b). 

Diese Studie ist von besonderer Relevanz, da nicht nur 
Erhebungen zum Gesundheitsstatus und der Beschwerde- 
häufigkeit von Anwohnern von Bioabfallkompostie- 
rungsanlagen durchgeführt wurden, sondern gleichzeitig 
durch Immissionsmessungen der Biologischen Aerosole 
deren Exposition abgeschätzt werden konnte. Nur da- 
durch ist es möglich, die häufigeren Gesundheitsbe- 
schwerden und Symptome mit der Konzentration der Bio- 
logischen Aerosole in einen Zusammenhang zu stellen. 
Dabei muss jedoch daraufhingewiesen werden, dass die 
gemessenen Immissionen zum Teil in einem für Arbeits- 
plätze üblichen Konzentrationsbereich lagen. Darüber hi- 
naus konnte erstmalig eine Differenzierung der Auswir- 
kungen einer ausschließlichen Geruchsbelästigung im 
Vergleich mit einer zusätzlichen erheblichen Bioaerosol- 
belastung durch eine statistische Auswertung vorgenom- 
men werden. Bei den Anwohnern der Bioabfallkompos- 
tierungsanlage, die nur durch Gerüche belästigt wurden, 
konnte keine höhere Rate an gesundheitlich relevanten 
Symptomen und Beschwerden eindeutig nachgewiesen 
werden (HERR et al., 2003a; 2003b). 

12.1.2 Anlagen der Intensivtierhaltung 

1096. Zu den Quellen, zur Art, Ausbreitung und Wir- 
kung von biologischen Aerosolen in der Intensivtierhal- 
tung gibt es nur wenige Daten. Eine Beschreibung des 
Sachstandes und eine Bewertung der gesundheitlichen 
Risiken wurden erstmalig im Jahr 2002 vorgenommen 
(SEEDORF und HARTUNG, 2002). Erste Versuche einer 
Bewertung des Zusammenhangs zwischen der Exposition 
gegenüber Biologischen Aerosolen aus der Intensivtier- 
haltung und gesundheitlichen Effekten wurden in Nieder- 
sachen unternommen (SCHLAUD et al., 1999; NILS, 
2003). Darüber hinaus hat das Ministerium für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein- Westfalen (MUNLV, NRW) eine 
Arbeitsgruppe zu den gesundheitlichen Wirkungen von 
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Luftverunreinigungen aus Tierhaltungsbetrieben gegrün- 
det. Aufgrund des unzureichenden Kenntnisstandes 
sollen in dieser Arbeitsgruppe die verfügbaren Informa- 
tionen zusammengetragen und bewertet werden. An- 
schließend sollen gegebenenfalls Maßnahmen bezüglich 
weiterer Forschungsprojekte oder im Hinblick auf einen 
weiter gehenden gesundheitlichen Schutz der Bevölke- 
rung eingeleitet werden. 

12.1.2.1 Quellen und Exposition 

1097. Die in der Nutztierhaltung und insbesondere in 
der Intensivtierhaltung entstehenden Biologischen Aero- 
sole stammen vorwiegend aus dem Futter und der Ein- 
streu (PEARSON und SHARPLES, 1995). Vor allem 
feuchtes Stroh oder Heu ist an der Bildung von Biologi- 
schen Aerosolen beteiligt. Eine weitere Rolle spielen Ab- 
schilferungen von Haut, Haaren und Federn sowie Fäka- 
lien der Nutztiere. Die qualitativen und quantitativen 
Emissionen aus Tierställen sind sehr unterschiedlich. Bei- 
spielsweise ist die Staubkonzentration in Ställen mit Le- 
gehennen in Käfighaltung durchschnittlich um circa 24 % 
geringer als in Putenställen mit Bodenhaltung. Hier be- 
trägt die Staubkonzentration zwischen 4 und 21 mg/m^. 
Sowohl der inhalierbare als auch der alveolengängige 
Staub erreicht in Geflügelställen deutlich höhere Konzen- 
trationen als in Schweine- oder Rinderställen. Ebenso er- 
reichen die inhalierbaren und die alveolengängigen Endo- 
toxinkonzentrationen in Geflügelställen durchschnittlich 
höhere Werte als in Rinder- oder Schweineställen. Anders 
stellt sich die Situation dar, wenn luftgetragene, lebende 
Mikroorganismen betrachtet werden. Die Gesamtkeim- 
zahl, gemessen in KBE/m^, erreicht in Schweineställen 
höchste Konzentrationen. Pilze, ebenfalls gemessen in 
KBE/m^, erreichen in Rinderställen höchste Konzentra- 
tionen (SEEDORF und HARTUNG, 2002). 

1098. Die Betrachtung der Immissionen und Ausbrei- 
tungsdistanzen der mit Mikroorganismen beladenen Par- 
tikel - vor allem infektiöser Viren - ist in der Intensivtier- 
haltung von besonderer Bedeutung. Viele Erkrankungen 
bei Nutztieren in der Intensivtierhaltung sind viral be- 
dingt und können in geringen Mengen bei ungünstigen 
meteorologischen Bedingungen über größere Distanzen 
verfrachtet werden und somit eine Infektionsquelle für 
umliegende Tierbestände oder sogar für den Menschen 
sein. Dies könnte für viele Infektionskrankheiten der 
Tiere wie Geflügelpest, Aujeszkysche Erkrankung, die 
„Blue-eared“ Schweinekrankheit (PRRS), das „porcine 
respiratorische Coronavirus“ (PRCV) und die Maul-und- 
Klauenseuche (MKS) gelten (ALEXANDER, 1993; 
SEEDORF und HARTUNG, 2002). 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass stallspezifi- 
sche Mikroorganismen, die zum Beispiel Antibiotika-Re- 
sistenzen aufweisen, auch in der Außenluft verbreitet 
werden und damit ein umwelthygienisches Risiko darstel- 
len (s. Tz. 1097 f.; PLATZ et al., 1995). Über das Vor- 
kommen und die Verbreitung beteiligter Bakterienarten 
liegen nahezu keine Daten vor. 


12.1.2.2 Gesundheitliche Auswirkungen 

1099. In den Jahren 1991 und 1992 sollte im Rahmen 
einer Erhebung in Kinderarztpraxen geklärt werden, ob 
sich eine hohe Dichte an Geflügel- und Schweinemastbe- 
trieben auf die Häufigkeit von Atemwegserkrankungen 
auswirkt. Im Vergleich zu einer Referenzgruppe, die nicht 
im Einzugsgebiet der Intensivtierhaltung lebte, zeigte es 
sich, dass asthmakranke Kinder bis zu einem Alter von 
acht Jahren durchschnittlich im früheren Kindesalter er- 
krankt waren und häufiger den Arzt besuchten 
(SCHLAUD et al., 1999). 

Die Niedersächsische Lungenstudie (NILS) versucht un- 
ter Einbeziehung von Expositionsdaten die Asthma- und 
Allergieprävalenz bei Personen zu ermitteln, die in der 
Umgebung von Tierställen leben beziehungsweise aufge- 
wachsen sind. Es sollen Fragen bezüglich einer Exposi- 
tion in der Kindheit und dem Auftreten atopischer Er- 
krankungen im Erwachsenenalter beantwortet werden. 
Darüber hinaus ist geplant, den Einfluss subjektiv emp- 
fundener Geruchsbelästigung auf die gesundheitsbezo- 
gene Lebensqualität zu ermitteln (NILS, 2003). Die ers- 
ten Ergebnisse dieser Studie sind in Vorbereitung und 
werden im Lauf des Jahres 2004 erwartet. 

1100. Die Datenlage hinsichtlich der Verbreitung von 
Biologischen Aerosolen durch die Intensivtierhaltung ist 
bislang viel zu schwach, um eine verlässliche Aussage 
über die gesundheitlichen Auswirkungen treffen zu kön- 
nen. Im Bereich der Intensivtierhaltung liegen deutlich 
weniger Emissionsdaten als bei Kompostierungsanlagen 
vor. Grundsätzlich äußert der Umweltrat hinsichtlich der 
Emissionen von Biologischen Aerosolen aus der Intensiv- 
tierhaltung dieselben Bedenken wie sie für die biologi- 
schen Abfallbehandlungsanlagen dargestellt werden 
(Tz. 1094 f.). Demnach könnte eine hohe Anzahl an 
Atemwegserkrankungen und Allergien auf den Einfluss 
von Bioaerosolen aus der Intensivtierhaltung zurückzu- 
führen sein. Der Umweltrat hält es für dringend erforder- 
lich, diese Wissenslücke zu schließen und bei gesundheit- 
lich bedenklichen Konzentrationen von Biologischen 
Aerosolen in der Intensivtierhaltung Maßnahmen zu er- 
greifen, die zumindest den zurzeit geltenden Anforderun- 
gen an Anlagen der Abfallwirtschaft entsprechen. 

12.1.3 Schimmelpilzbelastung im innenraum 

1101. Der Innenraum als überwiegender Aufenthaltsort 
des Menschen ist aus umwelthygienischer und umwelt- 
medizinischer Sicht schon seit langem unter den verschie- 
densten Aspekten als Problembereich anzusehen. Bereits 
im Jahr 1987 hat der Umweltrat in einem Sondergutach- 
ten auf die durch Schadstoffquellen im Innenraum ausge- 
lösten Belastungen für die menschliche Gesundheit hin- 
gewiesen (SRU, 1987). Hier treten teilweise Immissionen 
auf, die in der Außenluft in dieser Art und diesem Um- 
fang nicht Vorkommen. Derartige Expositionen können 
zu spezifischen individuellen oder familiären gesundheit- 
lichen Effekten führen, die umweltmedizinisch relevant 
sind. Beispielhaft seien hier nur die auch in der Öffent- 
lichkeit viel diskutierten Expositionen gegenüber Formal- 
dehyd oder Holzschutzmitteln, aber auch Schimmelpilzen 
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genannt, ln den umweltmedizinischen Beratungsstellen 
und Ambulanzen stehen innenraumbezogene Beschwer- 
den von Patienten häufig an erster Stelle (HERR et ab, 
2004). 

12.1.3.1 Quellen und Exposition 

1102. ln den letzten Jahren wird dem Auftreten von 
Schimmelpilzen und deren Stoffwechselprodukten in In- 
nenräumen zunehmend Beachtung geschenkt. Aufgrund 
von höherer Feuchtigkeit in Innenräumen, bedingt durch 
bauliche Mängel, nicht fachgerechte Nachrüstungen bei 
Niedrigenergiehäusem oder falsches Nutzerverhalten 
kann vermehrt Schimmelpilzwachstum beobachtet wer- 
den (s. auch SRU, 1987, Tz. 105). Eine weitere Quelle für 
erhöhte mikrobielle Kontaminationen kann der im Wohn- 
raum gesammelte Biomüll sein, wenn dieser mehrere 
Tage gelagert wird (WOUTERS et ah, 2000). 

1103. ln den letzten Jahren sind zwei umfangreiche 
Leitfaden zur Schimmelpilzproblematik vom Landesge- 
sundheitsamt Baden-Württemberg (LGA, 2001) und von 
der Innenraumlufthygiene-Kommission des Umweltbun- 
desamtes (UBA, 2002) veröffentlicht worden. Neben der 
Beschreibung der Eigenschaften und dem Vorkommen 
von Schimmelpilzen in Innenräumen werden darin auch 
Wirkungen auf den Menschen angesprochen. Schwer- 
punkte in beiden Berichten sind Hinweise und Empfeh- 
lungen für Untersuchungsplanung, Schadenaufnahme, 
Probenentnahmeverfahren und vor allem für Beurtei- 
lungsverfahren sowie Sanierungsmaßnahmen. 

Beide Berichte weisen daraufhin, dass es zurzeit noch er- 
hebliche Defizite bei der Erfassung und Bewertung von 
Schimmelpilzen in Innenräumen gibt. Zur Bestimmung 
der Schimmelpilzbelastungen wird eine Reihe von Ver- 
fahren und Vorgehensweisen vorgeschlagen, die wenigs- 
tens ein einheitliches Vorgehen ermöglichen. Diese Ver- 


fahren betreffen vor allem die Probenahme von Luft- und 
Staubproben sowie deren Analytik. Eine Standardisierung 
der verschiedenen Verfahrensschritte ist damit allerdings 
noch nicht gegeben. 

1104. Besonders schwierig stellt sich die umweltmedi- 
zinische Bewertung der Befunde von Probenahmen dar. 
Da Schimmelpilze ein natürlicher Bestandteil unserer 
Umwelt sind und deshalb auch natürlicherweise in Innen- 
räumen Vorkommen und in ihrer Häufigkeit jahreszeitli- 
che (starke) Schwankungen aufweisen, ist hier eine an der 
Umwelttoxikologie orientierte Vorgehensweise nur 
schwer möglich. Insbesondere Aussagen zur Dosis-Wir- 
kungs-Beziehung können praktisch nicht getroffen wer- 
den, da aus einer gemessenen Schimmelpilzkonzentration 
nicht unmittelbar auf gesundheitliche Wirkungen ge- 
schlossen werden kann. Zumal nicht nur die gemessenen 
lebenden Schimmelpilze, sondern auch abgestorbene 
Schimmelpilze und von ihnen ffeigesetzte Substanzen zu 
gesundheitlich relevanten Wirkungen führen können. Da 
unter anderem die Toxin- und Allergen-Gehalte sehr stark 
speziesabhängig sind, ist es häufig sinnvoller, die nachge- 
wiesenen Schimmelpilze vor einer Bewertung weiter 
gehend zu differenzieren, als sie lediglich anhand der 
vorkommenden Anzahl zu beurteilen (vgl. Tab. 12-3 und 
12-4). 

1 1 05. Da sich gezeigt hat, dass nicht nur die Anwesen- 
heit der Schimmelpilzsporen in der Innenraumluft, son- 
dern ebenfalls deren Stoffwechselprodukte einen Einfluss 
auf die menschliche Gesundheit haben können, werden 
diese verstärkt zusätzlich erfasst. Die dazu zählenden, 
von Mikroorganismen produzierten Stoffwechselpro- 
dukte sind flüchtige organische Verbindungen. Diese 
werden als MVOC (Microbial Volatile Organic Com- 
pounds) bezeichnet. MVOC sind demnach Ursache für 
den typischen Schimmelgeruch (vgl. Tab. 12-5). 


Tabelle 12-5 


Charakteristische MVOC aus Reinkulturen unterschiedlicher Schimmelpilzarten 

nach verschiedenen Autoren 


Verbindung 

Börj es- 
sen 

et al. 
1993 

Ström 
et al. 
1994 

Larsen 

und 

Frisvad 

1994 

Keller 
et al. 
1998 

Fiedler 
et al. 
1998 

Ge- 

ruchs- 

schwelle 

(mg/m^) 

Ge- 

ruchs- 

ein- 

druck 

Andere 

Quellen 

2-Methyl-Furan 

-1- 



-1- 



ether- 

artig 

5 

3 -Methyl-Furan 

-1- 

-1- 


4- 

-1- 


ether- 

artig 

5 

2-Methyl-l- 

Propanol 


-1- 

-1- 

-I- 


3 

modrig- 

muffig, 

pilzähn- 

lich 

1,2 
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noch Tabelle 12-5 


Verbindung 

Börjes- 

son 

et al. 
1993 

Ström 
et al. 
1994 

Larsen 

und 

Frisvad 

1994 

Keller 
et al. 
1998 

Fiedler 
et al. 
1998 

Ge- 

ruchs- 

schwelle 

(mg/m^) 

Ge- 

ruchs- 

ein- 

druck 

Andere 

Quellen 

1 -Butanol 


-1- 






1 

3-Methyl-l- 

Butanol 

-1- 

-1- 

+ 

-1- 

-1- 

30 

sauer, 

stechend 


2-Methyl-l- 

Butanol 

-1- 

-1- 


-1- 

-1- 

45 

sauer, 

stechend 


2-Pentanol 


-1- 







2-Hexanon 


-1- 






3 

2-Heptanon 


-1- 

+ 

-1- 


94 

pilzähn- 

lich, 

modrig- 

muffig 

2,3 

3-Octanon 


-1- 

+ 

-1- 

-1- 

30,000 

mild, 

fruchtig 

3 

3-Octanol 


-1- 

-1- 

+ 

-1- 




l-Octen-3-ol 

+ 

-1- 

-1- 

+ 

-1- 


modrig- 

muffig, 

pilzähn- 

lich 

3 

2-Octen- 1 -ol 


-1- 





modrig- 

muffig, 

pilzähn- 

lich 


2-Methyl-iso- 

Bomeol 

+ 

-1- 

-1- 




erdig 


Geosmin 

(1-10-Dimethyl- 

trans-9-Decalol) 


-1- 


+ 


7 

erdig 

4 

2-lsopropyl-3- 

Methoxy-Pyrazin 


-1- 





erdig 


Dimethyldisulfid 

+ 



+ 


0,1 

modrig, 

faulig 

2 


Legende: 

mögliche andere Quellen sind 

1 = Lösungsmittel in Farben; 

2 = C02-Laser-Pyrolyse; 

3 = Autoxidation von Lipiden; 

4 = Actinomyceten; 

5 = Tabakrauch. 


Quelle: Fischer, 2000 
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12.1.3.2 Gesundheitliche Auswirkungen 

1106. Im Innenraum sind, bezogen auf Biologisehe 
Aerosole, vomehmlieh Schimmelpilze nach allgemeiner 
Ansicht für gesundheitliche Effekte verantwortlich. Es 
werden zunehmend verschiedenste Krankheitsbilder in 
direkten Zusammenhang mit Feuchtigkeit und Schimmel- 
pilzbildung im Innenraum gebracht. Zu den immer wie- 
der geschilderten Beschwerdebildem gehören Schleim- 
hautreizungen, Kopfschmerzen, Husten und Niesen, aber 
auch allgemeine und systemische Auswirkungen wie 
Übelkeit, Erbrechen und auch „Körperbefall“ (vor allem 
im Darmtrakt) durch Schimmelpilze (BRUNEKREEF, 
1992; KLANOVA, 2000). Der gesundheitlich relevante 
Einfluss von Schimmelpilzen im Innenraum hinsichtlich 
des Entstehens von Allergien und Erkrankungen der 
Atemwege wurde durch den Umweltrat bereits im 
Jahr 1987 ausführlich dargestellt (SRU, 1987, Tz. 99 und 
105 ff). 

1107. Eine geringere, aber dennoch relevante Rolle 
spielen möglicherweise Biologische Aerosole aus dem 
Sammeln des Biomülls im Wohnraum. Zusätzlich müssen 
weitere Faktoren wie Hausstaubmilben, andere Aller- 
gene, Tabakrauch und die Außenluftbelastung bei der Be- 
wertung atemwegsbezogener Erkrankungen als Einfluss- 
faktoren berücksichtigt werden. Es hat sich zum Beispiel 
gezeigt, dass eine frühe Exposition - möglicherweise im 
ersten Lebensjahr - gegenüber Hausstaubmilben zu Symp- 
tomen führt, die einer Obstruktion der oberen Atemwege 
entsprechen (STRIEN van et ah, 1996). Ebenso sind ver- 
schiedene Lungenfunktionsparameter häufig signifikant 
mit der häuslichen Exposition gegenüber Tabakrauch 
assoziiert (BRUNEKREEF et ah, 1985). Diese Exposi- 
tionen müssen bei der Bewertung der Assoziation zwi- 
schen spezifischen Symptomen und einer Schimmelpilz- 
exposition stets berücksichtigt werden. 

1108. Schimmelpilze können beim Menschen zu unter- 
schiedlichen Wirkungen führen. Neben toxischen Reak- 
tionen sind die Allergieentstehung und eine höhere An- 
fallshäufigkeit bei sensibilisierten Personen von 
besonderer Bedeutung. Es kann angenommen werden, 
dass grundsätzlich alle eingeatmeten Schimmelpilzsporen 
bei empfänglichen Personen in der Lage sind, allergische 
Reaktionen auszulösen. Bei etwa 5 bis 30 % der Bevölke- 
rung in Deutschland konnte eine Sensibilisierung gegen 
Schimmelpilze nachgewiesen werden (BOSSOW, 1998). 
Zu den allergischen Symptomen gehören zum Beispiel 
Rhinitis (Heuschnupfen-ähnliche Symptome), Asthma 
und exogen-allergische Alveolitis (EAA). In der Regel 
werden die für die Entwicklung der Erkrankung notwen- 
digen sehr hohen Konzentrationen an Sporen im Innen- 
raum nicht erreicht. Das Risiko, eine Schimmelpilz-Aller- 
gie zu entwickeln, hängt neben der Allergendosis unter 
anderem zusätzlich von der individuellen Prädisposition 
und vom spezifischen allergenen Potenzial der Schim- 
melpilzsporen ab (EGA, 2001; UBA, 2002). 

1109. Weitere mit einer Exposition gegenüber Schim- 
melpilzen verbundene Wirkungen sind Geruchsbelästi- 
gungen, Infektionen und toxische Reaktionen. Die toxi- 
schen Wirkungen von Schimmelpilzen sind vor allem auf 


deren Stoffwechselprodukte (z. B. Mykotoxine), Zell- 
wandbestandteile (Glucane) und als immuntoxikologi- 
sche Reaktion auf die Freisetzung von Interleukinen oder 
Entzündungsmediatoren zurückzuführen. Bei immunge- 
schwächten Personen, wie etwa Organtransplantierten 
oder Diabetikern, können auch Infektionen durch Schim- 
melpilze (z. B. Aspergillose) ausgelöst werden (EGA, 
2001 ). 

1110. Die nachteiligen Effekte der von den Schimmel- 
pilzen produzierten Mykotoxine sind hinsichtlich ihrer 
Aufnahme über Nahrungsmittel bekannt. Zur Aufnahme 
über den Inhalationstrakt oder über die Haut ist das Wis- 
sen aber noch sehr begrenzt. Die im Innenraum auftreten- 
den Toxinkonzentrationen sind aber im Allgemeinen so 
gering, dass eine Aussage über mögliche Wirkungen auch 
bei langfristiger Exposition derzeit nicht möglich ist. Das 
Vorkommen des Toxins 1,3-ß-D-Glucan (Zellwand-Be- 
standteil von Pilzen) und von Endotoxinen aus gram-ne- 
gativen Bakterien wurde bei mangelhafter Innenraumluft- 
qualität mit dem Auftreten von Schleimhautreizungen 
und Müdigkeit in einen Zusammenhang gebracht (UBA, 
2002 ). 

Den von Schimmelpilzen produzierten Stoffwechselpro- 
dukten (MVOC) wird ebenfalls das Auslösen gesundheit- 
licher Beschwerden und Schleimhautreizungen zuge- 
schrieben. Der Zusammenhang zwischen der Häufigkeit 
von Atemwegsbeschwerden bei asthmakranken Kindern 
und der Innenraumkonzentration von MVOC wird zurzeit 
untersucht (HERR et al., 2002). Aufgrund der üblicher- 
weise sehr niedrigen Konzentrationen der MVOC in In- 
nenräumen sind jedoch toxische Effekte bei exponierten 
Personen eher nicht zu erwarten (UBA, 2002). 

1111. Bei allergenen, toxischen und infektiösen Wir- 
kungen ist der Zusammenhang mit einer Exposition im 
Innenraum in der Regel nicht direkt nachweisbar oder 
häufig auch nicht wahrscheinlich. Bekannt sind jedoeh 
Assoziationen zwischen Schimmelpilzen, die sieh nur bei 
einer erhöhten Luftfeuchtigkeit oder auf feuchten Sub- 
straten bilden können, mit atemwegsbezogenen und in 
geringerem Umfang auch mit allgemeinen Gesundheits- 
beschwerden. Die naehgewiesenen Effekte sind in ihrer 
Ausprägung vergleiehbar mit denen, die durch andere 
Umweltverunreinigungen, zum Beispiel Tabakrauch, her- 
vorgerufen werden können (PEAT et al., 1998). Selbst- 
verständlich muss bei der Bewertung gesundheitlicher 
Auswirkungen von Feuchtigkeits- und Schimmelpilzbe- 
lastung im Innenraum auch die berufliche Exposition der 
Befragten erfasst und in die Datenanalyse einbezogen 
werden. 

Gesundheitseffekte dureh feuchte und sehimmelige In- 
nenräume wurden hauptsächlich für Erwachsene be- 
schrieben. Insbesondere Husten und Auswurf zeigten 
dabei eine starke Assoziation zu Feuchtigkeitserscheinun- 
gen im Innenraum; Giemen und Asthma dagegen eine 
schwächere Assoziation (BRUNEKREEF, 1992). Spezi- 
fische Symptome wie Husten, Kopfsehmerzen, Rhinitis 
und Halsschmerzen wurden nur selten in Zusammenhang 
mit konkreten Messergebnissen von Mikroorganismen im 
Innenraum gebracht. Es wurde jedoch beschrieben, dass 
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alle Bewohner von Räumen mit einer durchschnittlichen 
Konzentration von mehr als 2 400 KBE Schimmelpilze 
pro Kubikmeter Innenraumluft mehr gesundheitliche Be- 
schwerden, wie Husten, Kopfschmerzen, Rhinitis und 
Halsschmerzen angaben. Daraus wurde abgeleitet, dass 
Innenraumluftkonzentrationen ab 2 000 KBE Schimmel- 
pilze pro Kubikmeter ein relevantes und ernst zu nehmen- 
des Gesundheitsrisiko darstellen (KLANOVA, 2000). 

Weiterhin konnte gezeigt werden, dass Kinder in feuchten 
Wohnungen mit Schimmelpilzbildung ein - wenn auch 
nur gering - erhöhtes Risiko haben, Atemwegsymptome 
(Husten und Giemen) zu bekommen (PEAT et al., 1996). 
Die Odds Ratios für diese Symptome liegen im Allgemei- 
nen zwischen 1,5 und 3,5. Der beschreibende Effekt ist 
mit dem anderer bekannter Umweltparameter auf die 
Atemwege dieser Kinder vergleichbar. Dazu zählt unter 
anderem Passivrauchen oder Außenluftverschmutzung. 

1112. Die epidemiologischen Fragen zu Gesundheitsbe- 
schwerden der Atemwege wurden nicht nur hinsichtlich 
der Zusammenhänge zur Konzentration von Mikroorga- 
nismen evaluiert, sondern auch hinsichtlich ihrer auf Lun- 
genfunktionsparameter bezogenen Gesundheitsrelevanz 
(BRUNEKREEF, 1992). Die Assoziationen zwischen be- 
richteten Symptomen der Atemwege mit Feuchtigkeit 
und Schimmelpilzen in der Wohnung wurden dabei durch 
schwache negative Assoziationen zwischen der Lungen- 
funktion und dem berichteten Vorkommen von Schim- 
melpilzen untermauert. Die Autoren hielten es für sehr 
unwahrscheinlich, dass die gefundenen Assoziationen 
zwischen Atemwegssymptomen, berichteter Feuchtig- 
keit und Schimmel mit der Lungenfunktion lediglich auf 
einer statistischen Verzerrung beruhen könnten. Diese 
Verzerrung könnte jedoch darin bestehen, dass Bewohner, 
die in der Wohnung Schimmelpilze wahmehmen, durch 
entsprechende Informationen über deren negative 
Auswirkungen eher von Beschwerden berichten 
(BRUNEKREEF, 1992). 

Darüber hinaus müssen bei der Beurteilung von Atem- 
wegseffekten weitere Quellen für Biologische Aerosole 
berücksichtigt werden. Es wurde zum Beispiel gezeigt, 
dass Wohnungen, in denen Biomüll separat gesammelt 
wird, eine höhere Belastung des Hausstaubs mit mikro- 
organismenbürtigen Verbindungen (Endotoxine, EPS - 
Extrazelluläre Polysaccharide und Glucane) aufweisen. 
Daraus wurde gefolgert, dass ein mögliches Risiko für 
das Entstehen von bioaerosolassoziierten Atem- 
wegssymptomen bei Risikopersonen in Räumen mit einer 
Lagerdauer des Biomülls von einer Woche oder länger 
besteht (WOUTERS et al., 2000). In einer weiter führen- 
den Studie konnte gezeigt werden, dass irritative Hautbe- 
schwerden und Hauterkrankungen mit einer Lagerdauer 
des Biomülls von länger als zwei Tagen assoziiert sind. 
Personen mit einer atopischen Disposition hatten ein hö- 
heres Risiko, bei entsprechender Exposition diese Be- 
schwerden zu entwickeln (HERR et al., 2003c). 

1113. Im Bereich „Allgemeinbeschwerden“ wurden im 
Zusammenhang mit Schimmelpilzen im Innenraum 
Schmerzen, Gliederschmerzen, Kopfschmerzen sowie 
neurologische Beschwerden, Müdigkeit und Konzentra- 


tionsstörungen, aber auch Übelkeit erwähnt. Diese Allge- 
meinbeschwerden wurden in verschiedenen Studien welt- 
weit immer wieder beschrieben. So wurde in einer 
finnischen Studie gezeigt, dass die Exposition gegenüber 
Schimmel mit Erkältung, Husten ohne Auswurf, nächt- 
lichem Husten, Halsschmerzen, Rhinitis sowie Müdigkeit 
und Konzentrationsschwierigkeiten signifikant assoziiert 
ist (KOSKINEN et al., 1999). In einer chinesischen Ar- 
beit werden Feuchtigkeitserscheinungen in Gebäuden in 
einer Dosis- Wirkungsbeziehung mit Augenirritation, 
Husten, aber auch mit Müdigkeit in Zusammenhang ge- 
stellt (WAN und LI, 1999). Auch die schon erwähnte 
tschechische Arbeit beschreibt im Zusammenhang mit In- 
nenraumluftkonzentrationen von mehr als 2 400 KBE 
Schimmelpilz pro Kubikmeter neben Atemwegssympto- 
men auch Kopfschmerzen (KLANOVA, 2000). 

Über Allgemeinbeschwerden hinausgehende, schwerwie- 
gende, so genannte „toxische“ Krankheitsbilder wurden 
vereinzelt auch im Zusammenhang mit sehr hohen Kon- 
zentrationen von spezifischen Schimmelpilzen im Innen- 
raum beschrieben (RYLANDER und ETZEL, 1999). 
Diese Einzelfallberichte gelten jedoch als umstritten. 

In der NORDAMP-Studie, einer Metaanalyse, wurden 
die verschiedenen oben dargestellten Aspekte zur Aussa- 
gekraft epidemiologischer Studien über eine gesundheitli- 
che Auswirkung von Feuchtigkeit und Schimmel in In- 
nenräumen in einer Übersichtsarbeit umfassend bewertet 
(BORNEHAG et al., 2001). In dieser Analyse bestätigen 
die Autoren, dass Feuchtigkeit in Gebäuden ein erhöhtes 
Risiko für Atemwegsbeschwerden darzustellen scheint. 
Dabei bestehen die Assoziationen lediglich zwischen 
Feuchtigkeit und Symptomen wie Müdigkeit, Kopf- 
schmerzen und Atemwegsinfektionen. Ein kausaler Zu- 
sammenhang zwischen Feuchtigkeit, Schimmelpilzbil- 
dung und gesundheitlichen Symptomen konnte nicht 
nachgewiesen werden. Dafür sind aber die Hinweise für 
einen kausalen Zusammenhang zwischen Feuchtigkeit 
und Gesundheitsaspekten sehr deutlich. Die Mechanis- 
men dafür sind allerdings nicht bekannt. Aber auch bei 
unbekannten Mechanismen sind nach Ansicht des Um- 
weltrates die Hinweise ausreichend, um präventive Maß- 
nahmen gegen Feuchtigkeit und Schimmelpilzbildung in 
Innenräumen zu rechtfertigen. 

12.1.4 Zusammenfassung und Empfehlungen 

Bioaerosolemissionen aus biologischen 
Abfallbehandlungsanlagen und Anlagen 
der Intensivtierhaltung 

1114. Im Bereich der Abfallwirtschaft und Intensivtier- 
haltung kann die Emission/Immission von Bioaerosolen 
für exponierte Personen zu einem nicht zu vernachlässi- 
genden Gesundheitsrisiko führen. So gibt es mittlerweile 
hinreichend Anhaltspunkte dafür, dass nicht nur die 
Exposition am Arbeitsplatz, sondern auch die Exposition 
mit Biologischen Aerosolen in der Außenluft zu relevan- 
ten gesundheitlichen Auswirkungen wie Allergien, 
Asthma und Atemwegserkrankungen führen kann. 
Weiterhin besteht die Vermutung, dass bereits eine 
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Belästigung durch Gerüche in der Umgebung derartiger 
Anlagen zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Le- 
bensqualität führen kann. 

Trotz der möglichen gesundheitlichen Beeinträehtigun- 
gen wurde die Exposition der Bevölkerung gegenüber 
Biologischen Aerosolen aus Anlagen der Abfallwirtschaft 
und der Intensivtierhaltung in der Forschung und Politik 
bislang wenig beachtet. Auch wenn zurzeit erst wenige 
Studien die gesundheitlichen Effekte dureh eine Bio- 
aerosolexposition in der Außenluft belegen, sind naeh 
Ansicht des Umweltrates die Ergebnisse dieser Studien 
durehaus ausreichend, um die Forderung naeh weiter ge- 
henden Schutzmaßnahmen zu rechtfertigen. Aus diesem 
Grund sollte neben dem Schutz der Arbeitnehmer an Ar- 
beitsplätzen aueh dem Schutz der Anwohner in der Um- 
gebung von Anlagen, die Biologische Aerosole emittie- 
ren, verstärkt Aufmerksamkeit gewidmet werden. 

Zusätzlich hat sich gezeigt, dass die Problematik der Bio- 
logischen Aerosole ebenfalls eine Rolle in der aktuellen 
Diskussion um die gesundheitlichen Auswirkungen einer 
Exposition durch Feinstäube spielt. Denn neben der 
Größe spielt auch die Zusammensetzung von Feinstäuben 
bei der Wirkung auf den Menschen eine entseheidende 
Rolle. Ein Anteil des organischen Materials wird dabei 
unter anderem dureh Biologische Aerosole gebildet, bei 
denen ein gesundheitlicher Effekt bei einer Belastung am 
Arbeitsplatz, in der Außenluft von Anlagen zur Abfallbe- 
handlung und im Innenraum nachgewiesen werden kann. 
Im Hinblick auf die aktuelle Diskussion zur gesundheitli- 
chen Wirkung von Feinstäuben (s. auch SRU, 2002) sollte 
deshalb neben den Partikelgrößen (PMjo und PM 25 ) 
zukünftig auch der spezifische Einfluss durch Biologi- 
sche Aerosole Berücksichtigung finden. 

1115 . Während für Bioaerosolimmissionen an kriti- 
schen Arbeitsplätzen durch die Biostoffverordnung be- 
reits umfangreiche Sehutzbestimmungen getroffen wur- 
den, ist ein Schutz vor Immissionen im 
Einwirkungsbereich stationärer Quellen, wie Kompostie- 
rungsanlagen (TA Luft 5. 4. 8 . 5), anderen Anlagen zur bio- 
logischen Behandlung von Abfällen (TA Luft 5. 4. 8 . 6.1 
Vergärung, Co-Fermentation) und Anlagen der Intensiv- 
tierhaltung in den Bestimmungen des Immissionsschutz- 
rechts noch nicht, beziehungsweise allenfalls mittelbar, 
vorgesehen. Zwar soll nach 5.4. 8 . 5 TA Luft bei Kompos- 
tierungsanlagen mit einer Durchsatzleistung von 
3 000 Mg/a oder mehr ein Mindestabstand zur nächsten 
vorhandenen oder im Bebauungsplan festgesetzten 
Wohnbebauung von 300 m bei geschlossenen Anlagen 
(Bunker, Haupt- und Nachrotte) und von 500 m bei offe- 
nen Anlagen (Mietenkompostierung) eingehalten werden. 
Allerdings zielt diese Bestimmung im Wesentlichen auf 
den Schutz vor Geruchsbelästigungen, was an der - auch 
für die beiden anderen oben genannten Anlagenarten - 
geltenden Ausnahmebestimmung deutlich wird, die ein 
Abweichen von den Schutzabständen erlaubt, soweit un- 
zumutbare Geruchsbelästigungen aueh in kürzeren Ab- 
ständen nieht zu erwarten sind. Nach TA Luft sind erst 
bei einer Durchsatzleistung der Kompostierungsanlagen 
von 1 0 000 Mg/a oder mehr die Anlagen (Bunker, Haupt- 


rotte) geschlossen auszuführen (5.4.8.5d), wobei Abgase 
aus Reaktoren und belüfteten Mieten einem Biofilter oder 
einer gleichwertigen Abgasreinigungseinrichtung zuzu- 
führen sind (5.4.8.5e). Zwar wurde die TA Luft zusätzlich 
mit einer Erweiterung versehen, die einen Schutz vor ge- 
sundheitlichen Auswirkungen Biologischer Aerosole for- 
dert (vgl. beispielsweise TA Luft 5. 4. 8 . 5 Keime), jedoch 
sind keine Emissionswerte oder spezifischen Anforderun- 
gen und damit auch keine Messungen von Aerosolen vor- 
gesehen. Unterstellt man, dass eine Abluftbehandlung mit 
Biofilter und zusätzlichem Biowäseher zu einer signifi- 
kanten Reduktion der Bioaerosolemissionen führt, so 
greift nach derzeitiger Anforderungslage der mittelbare 
Schutz der TA Luft vor Biologisehen Aerosolen aus 
Kompostierungsanlagen erst ab Durchsatzleistungen der 
Anlagen von > 10 000 Mg/a. Insgesamt hält der Umwelt- 
rat den Schutz vor den Risiken der Biologischen Aerosole 
durch die Vorgaben der TA Luft für nicht hinreichend ge- 
währleistet. 

1116 . Mit der Verabsehiedung der 30. Bundesimmissi- 
onssehutzverordnung hat der Gesetzgeber ein anspruchs- 
volles Emissionsniveau für Anlagen zur biologischen Be- 
handlung von Abfällen vorgegeben, das mit den 
Emissionsanforderungen an die Abfallverbrennung nach 
der 17. BImSehV vergleichbar ist (SRU, 2002, Tz. 1056). 
Die Biologischen Aerosole werden jedoch, wie auch in 
der TA Luft, in der 30. BImSchV nicht explizit berück- 
sichtigt. Allerdings stellt die strenge Emissionsbegren- 
zung für den organischen Gesamtkohlenstoff (TOC) in 
Ergänzung zu der Vorgabe eines Mindestabstandes von 
300 m zur Wohnbebauung die hygienische Unbedenk- 
lichkeit der Abluft weit gehend sicher (SRU, 2002, 
Tz. 1065). Da jedoch die Anforderungen der 
30. BImSchV nur für mechanisch-biologische Abfallbe- 
handlungsanlagen gelten, sind die Anforderungen an die 
luftseitigen Emissionen von biologisehen Abfallbehand- 
lungsanlagen in Deutschland nicht einheitlich. Zwar mö- 
gen die gesonderten Anforderungen für mechanisch-bio- 
logisehe Abfallbehandlungsanlagen insofern ihre 
Berechtigung haben, als es sich um eine konkurrierende 
Vorbehandlungsvariante zur Abfallverbrennung handelt. 
Dessen ungeachtet wird jedoch mit der 30. BImSchV 
vom Gesetzgeber ein hohes Anforderungssehutzniveau 
für die biologische Abfallbehandlung fixiert, das sieh bei 
anderen biologisehen Abfallbehandlungsanlagen nicht 
wiederfindet. Deshalb erneuert der Umweltrat die in sei- 
nem Gutaehten des Jahres 2002 gegebene Empfehlung, 
für die durch die 30. BImSchV bislang nicht erfassten 
Anlagen der biologischen Abfallbehandlung gleichwer- 
tige Emissionsbegrenzungen vorzusehen (SRU, 2002, 
Tz. 1058). 

1117 . Eine hygienische Unbedenklichkeit der Abluft 
von biologischen Abfallbehandlungsanlagen lässt sich 
letztlich nur durch eine thermische Abluftbehandlung er- 
reichen. Der Umweltrat ist sich bewusst, dass die Einhau- 
sung aller biologischen Abfallbehandlungsanlagen und 
vor allem eine zwingend anzuwendende thermisehe Ab- 
luftbehandlung zur Sehließung insbesondere von kleinen 
Anlagen führen würde. Sollte der Gesetzgeber aus diesem 
Grund für Anlagen der biologisehen Abfallbehandlung, 
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die nicht durch die 30. BImSchV erfasst werden, keine 

gleichwertigen Anforderungen vorsehen, ist nach Ansicht 

des Umweltrates das derzeitige Anforderungsniveau wie 

nachstehend aus Vorsorgegründen trotzdem zu verschär- 
fen: 

- Nach Auffassung des Umweltrates sollten die Min- 
destabstände biologischer Abfallbehandlungsanlagen 
zur angrenzenden Wohnbebauung expositionsbezogen 
festgesetzt werden. Da absehbar ist, dass in der nähe- 
ren Zukunft nicht nur verlässliche, sondern ebenfalls 
standardisierte Messverfahren und Messmethoden zur 
Verfügung stehen (VDI, 2003a, 2003b), sollten auf 
dieser Grundlage Bewertungsmaßstäbe für Bioaerosol- 
immissionen aufgestellt werden. Zusätzlich sollten 
dringend und in einem größeren Umfang als bisher 
Immissionsmessungen im Einflussbereich biologi- 
scher Abfallbehandlungsanlagen und medizinische 
Untersuchungen durchgeführt werden, um das Aus- 
maß der gesundheitlichen Gefährdung durch Biologi- 
sche Aerosole zu objektivieren und zu quantifizieren. 

- Angesichts der heute schon vorliegenden Ergebnisse 
zu den Wirkungen Biologischer Aerosole in der 
Außenluft hält der Umweltrat es grundsätzlich für an- 
gemessen, die Mindestabstände von biologischen 
Abfallbehandlungsanlagen zur Wohnbebauung so zu 
bemessen, dass die Hintergrundwerte für Biologische 
Aerosole erreicht werden. Diese Forderung könnte 
insbesondere bei offen betriebenen biologischen Ab- 
fallbehandlungsanlagen zu sehr großen und nur 
schwer realisierbaren Abständen führen. Da die Bio- 
aerosolemissionen zusätzlich auch topographischen 
und meteorologischen Einflüssen unterliegen, sind 
pauschale Mindestabstände zum Schutz der Anwohner 
allein nicht ausreichend. 

- Der Umweltrat empfiehlt daher, für Anlagen mit 
Durchsatzleistungen unter 10 000 Mg/a messungsba- 
siert und einzelfallspezifisch die Mindestabstände bis 
zur Hintergrundkonzentration zu bestimmen. Sind die 
ermittelten Mindestabstände unwirtsehaftlich bezie- 
hungsweise unvertretbar groß oder durch eine bereits 
existente Wohnbebauung nicht mehr zu gewährleisten, 
sollten nach Auffassung des Umweltrates die seit lan- 
ger Zeit verfügbaren technischen Möglichkeiten der 
Abluftfassung und Abluftreinigung auch für Anlagen 
mit kleineren Durchsatzleistungen vorgeschrieben 
werden. Eine derartige Regelung würde sicherstellen, 
dass auch von kleineren Anlagen keine gesundheitli- 
chen Gefahren durch Biologische Aerosole ausgehen. 
Zusätzlieh entfällt der Anreiz für Anlagenbetreiber, 
gezielt die Anlagenkapazität von 10 000 Mg/a zu un- 
tersehreiten, um auf diese Weise einer Einhausung und 
Abluftbehandlung vorzubeugen. Sollte aufgrund des 
Fehlens allgemein anerkannter Bewertungsmaßstäbe 
für Bioaerosolimmissionen die hier vorgeschlagene 
messungsbasierte Bestimmung notwendiger Mindest- 
abstände nicht umsetzbar sein, empfiehlt der Um- 
weltrat, zumindest für besonders emissionsrelevante 
biologische Abfallbehandlungsanlagen mit Durchsatz- 
leistungen unterhalb von 1 0 000 Mg/a eine Einhau- 


sung, Abluftfassung und eine „kalte“ Abluftreinigung 
(z. B. Biofilter und Biowäscher) verbindlich vorzu- 
schreiben. 

- Neben den Emissionen biologischer Abfallbehand- 
lungsanlagen hält es der Umweltrat für dringend gebo- 
ten, die Wissenslücken hinsichtlich der Bioaerosol- 
belastungen durch Intensivtierhaltungsanlagen zu 
schließen und bei gesundheitlich bedenklichen Kon- 
zentrationen an Biologischen Aerosolen Maßnahmen 
zu ergreifen, die den Anforderungen an Anlagen der 
Abfallwirtschaft entsprechen. Sobald neue Erkennt- 
nisse über Bioaerosolemissionen von Intensivtierhal- 
tungsanlagen und über deren Reduktionsmöglichkei- 
ten vorliegen, sollten diese auch in das europäische 
Merkblatt über die besten verfügbaren Techniken für 
Intensivtierhaltungsanlagen (EIPPCB, 2003) einge- 
bracht werden, da dort derzeit keine Empfehlungen zu 
Bioaerosolen getroffen werden, sondern lediglich For- 
schungsbedarf konstatiert wird. 

Schimmelpilzbildung in Innenräumen 

1118 . Eine gesonderte Bedeutung kommt der Schim- 
melpilzbildung in feuchten Innenräumen zu. Auch hier 
gibt es deutliche Hinweise, dass die Schimmelpilzsporen 
und deren Stoffwechselprodukte zu ernsthaften Erkran- 
kungen führen können. Die nachweislich zunehmende 
Anzahl an Personen mit allergischen Erkrankungen (ins- 
besondere der Atemwege) erfordert daher auch für den 
Hauptaufenthaltsbereich des Menschen strengere Anfor- 
derungen. 

Die Zusammenhänge der Ausbreitungsmechanismen und 
gesundheitlichen Auswirkungen einer Exposition gegen- 
über einer Schimmelpilzbelastung im Innenraum wurden 
bislang nur unzureichend betrachtet. Der Umweltrat emp- 
fiehlt im Hinblick auf einen vorsorgenden Verbraucher- 
schutz die Entwicklung von Qualitätskriterien für Biolo- 
gische Aerosole in der Innenraumluft. Dabei bedarf es 
jedoch noch in vielen Bereichen der Klärung. Bislang 
gibt es keine geeigneten Verfahren, Innenraumluftkon- 
zentrationen von Mikroorganismen standardisiert zu er- 
mitteln und zu bewerten. Der Umweltrat empfiehlt daher, 
über die bisher vorliegenden Leitfäden des Landes Ba- 
den-Württemberg (LGA, 2001) und der Innenraumlufthy- 
gienekommission (UBA, 2002) hinaus, die Entwicklung 
derartiger Verfahren weiterhin zu unterstützen. Die vor- 
liegenden Studien verdeutlichen, dass die gesundheitliche 
Bewertung der Exposition von Personen in Innenräumen 
gegenüber höheren Konzentrationen von Mikroorganis- 
men und ihren Stoffwechselprodukten immer noch unbe- 
friedigend ist. Daher ist anzuraten, nicht nur mit Metho- 
den der medizinischen Diagnostik Befunde zu erheben, 
sondern zusätzlich mithilfe epidemiologischer Studien 
Zusammenhänge zwischen der Bioaerosolexposition im 
Innenraum und medizinischen Effekten zu untersuchen. 
Zusätzlich sollte die Beurteilung der Expositionsdaten 
stärker als bisher an der spezifischen Sensibilität von 
Risikogruppen orientiert werden. 
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12.2 Multiple Chemikalien-Sensitivität (MCS) 

1119. Die Anzahl an Patienten mit Multipler Chemika- 
lien-Sensitivität (MCS) ist in den letzten Jahren beträcht- 
lich angestiegen. Nach amerikanischen Untersuchungen 
sollen bis zu 16 % der Bevölkerung in den USA eine 
besondere chemische Sensitivität aufweisen 
(KREUTZER et al., 1999; CARESS et ak, 2002; UBA, 
2003). Personen mit MCS weisen nach diesen Studien 
keine besonderen demographischen Charakteristika auf 
und kommen heterogen in allen Schichten der Bevölke- 
rung vor. ln Deutschland werden seit den 1990er-Jahren 
des vorigen Jahrhunderts vermehrt MCS-Patienten in den 
verschiedenen Einrichtungen des Gesundheitswesens re- 
gistriert. Dadurch wurden die Entwicklung und Anwen- 
dung von geeigneten diagnostischen und therapeutischen 
Kriterien bei dieser speziellen Patientengruppe erforder- 
lich. Es ist inzwischen allgemein anerkannt, dass diese 
Patienten einen erheblichen Leidensdruck haben und eine 
adäquate medizinische Versorgung benötigen. Zuneh- 
mend wird von Patienten- und Betroffenenverbänden 
- auch im politischen Bereich - eine angemessene Unter- 
stützung und sozialmedizinische Versorgung von MCS- 
Patienten gefordert (HENNEK und HENNEK, 2003). 

1120. Bereits in seinem Sondergutachten „Umwelt und 
Gesundheit“ hat sich der Umweltrat mit der Problema- 
tik der Multiplen Chemikalien-Sensitivität beziehungs- 
weise Überempfindlichkeit (MCS) auseinander gesetzt 
(SRU, 1999). ln der Bewertung des damaligen wissen- 
schaftlichen Sachstandes wurde MCS als „ätiologisch 
und pathogenetisch weit gehend unklares Beschwerde- 
bild/klinisches Phänomen/Syndrom multipler Gesund- 
heitsbeeinträchtigungen“ aufgefasst. „Der Begriff beruht 
nicht auf der Definition einer eigenständigen klinischen 
Krankheitsentität, sondern ist als Falldefinition zu ver- 
stehen. Als Diagnosekriterien werden subjektive, nicht 
objektivierbare Beschwerdebilder herangezogen. Diese 
Kriterien werden darüber hinaus in der Fachwelt nicht 
einheitlich gehandhabt“ (SRU, 1999, Tz. 378). Diese pa- 
thophysiologische Beschreibung der MCS hat in der 
wissenschaftlich basierten Medizin weiterhin unverän- 
dert Bestand. 

Bei seinen Schlussfolgerungen ging der Umweltrat sei- 
nerzeit davon aus, „dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
ein kausaler Zusammenhang zwischen Multipler Chemi- 
kalien-Überempfindlichkeit und vielfältigen Umweltein- 
flüssen, die von der Mehrheit der Bevölkerung gut vertra- 
gen werden, nicht wissenschaftlich belegt ist, jedoch auch 
nicht ausgeschlossen werden kann“ (SRU, 1999, 
Tz. 384). Wiederholt weist der Umweltrat in seinem Son- 
dergutachten auf die bestehende Diskrepanz zwischen ge- 
sichertem Wissen über MCS und deren öffentlicher Be- 
deutung sowie auf den außerordentlich starken 
Leidensdruck der Betroffenen hin. 

Neben einem allgemeinen Appell zur Versachlichung der 
öffentlichen Diskussion stellte der Umweltrat eine Reihe 
von konkreten Forderungen hinsichtlich des weiteren 
wissenschaftlichen Forschungsbedarfs auf: 


- „Dokumentation von Patienten mit Multipler Chemi- 
kalien-Überempfindlichkeit nach einheitlichen kli- 
nisch-diagnostischen, wissenschaftlich fundierten Kri- 
terien.“ 

- „Evaluierung der Fälle durch ein multidisziplinäres 
unabhängiges Gremium mit dem Ziel, ein einheitli- 
ches Syndrom zu definieren und relevante Subgruppen 
abzugrenzen.“ 

- „Objektivierung von vermuteten Umweltexpositionen 
durch geeignete Messverfahren, gegebenenfalls Ent- 
wicklung von Provokationsverfahren zur Abschätzung 
krankheitsrelevanter Umweltexpositionen.“ 

- „Epidemiologische Studien zu Inzidenz und Prävalenz 
von Multipler Chemikalien-Überempfindlichkeit und 
deren Einflussfaktoren, insbesondere von psychoso- 
zialen (Lebensstil-) Faktoren sowie Identifizierung 
und Charakterisierung von empfindlichen Untergrup- 
pen auf molekulargenetischer Basis.“ 

- „Entwicklung experimenteller Testverfahren für 
Untersuchungen zur Pathophysiologie von Multipler 
Chemikalien-Überempfindlichkeit bei definierten 
Endpunkten zur Validierung der gegenwärtigen Hypo- 
thesen sowohl auf naturwissenschaftlicher als auch 
psychologischer Ebene.“ (SRU, 1999, Tz. 384) 

Mithilfe einer vom Robert Koch-Institut (RKI) geleiteten 
und von 1999 bis 2003 durchgeführten Multi-Center- Stu- 
die sollte der Evaluierungs- und Forschungsbedarf, der 
unter anderem vom Umweltrat festgestellt worden war, 
bezogen auf die MCS-Problematik entscheidend verbes- 
sert werden. Fünf Jahre nach seiner ersten Bewertung der 
MCS wird diese Problematik vom Umweltrat erneut auf- 
gegriffen. Anlass ist zum einen der Abschluss der oben 
erwähnten bundesweiten multizentrischen MCS-Studie. 
Zum anderen soll die zwischenzeitlich national und inter- 
national erschienene Literatur zu MCS hinsichtlich des 
Vorliegens neuer Erkenntnisse überprüft und bewertet 
werden. Darüber hinaus soll in diesem Zusammenhang 
überprüft werden, inwieweit die 1999 durch den Umwelt- 
rat aufgestellten Forderungen zwischenzeitlich erfüllt 
wurden. 

12.2.1 Neue Forschungsansätze zur Multiplen 
Chemikalien-Sensitivität 

1121. Im Februar 1 996 fand in Deutschland mit wesent- 
licher Unterstützung durch das Umweltbundesamt (UBA) 
und die Weltgesundheitsorganisation (WHO) ein erster 
Workshop zur MCS-Problematik statt. Die in diesem 
Meeting versammelten Experten empfahlen unter ande- 
rem eine verstärkte Erforschung der Multiplen Chemika- 
lien-Sensitivität. Nach weiteren Beratungen in verschie- 
denen Arbeitsgruppen wurde die Durchführung eines 
nationalen multizentrischen MCS-Forschungsprojektes 
angeregt (EIS et al., 2003). Im Jahr 1999 wurde aufgrund 
dieses Workshops ein nationaler multizentrischer MCS- 
Forschungsverbund etabliert, an dem fünf universifäre 
umweltmedizinische Zentren (Aachen, Berlin, Freiburg, 
Gießen, München) und ein altemativmedizinischorien- 
tiertes Fachkrankenhaus in Bredstedt (Fachkrankenhaus 
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Nordfriesland, Online im Internet: www.faehkranken- 
hausnf.de [Stand: 26. November 2003]) beteiligt waren. 
Diese Studie wurde durch das Umweltbundesamt geför- 
dert und vom RKl geleitet, ln einen das Forschungspro- 
jekt begleitenden Beirat wurden zusätzlich Vertreter der 
alternativen Umweltmedizin berufen. 

Das inhaltliche Hauptziel des Projektes bestand in einer 
genaueren Besehreibung und vertieften Analyse des Be- 
schwerdekomplexes der „Multiplen Chemikalien-Sensiti- 
vität“. Dabei sollten unter anderem Erkenntnisse zu den 
Ursachen, zur Anbahnung und zur Auslösung von MCS 
gewonnen und die damit verbundenen Gesundheitsbeein- 
träehtigungen genauer untersucht werden. Es sollte ge- 
klärt werden, ob sieh MCS als eigenständige, unmittelbar 
durch Umweltschadstoffe hervorgerufene oder vermit- 
telte (getriggerte) Erkrankung abgrenzen lässt. Damit ver- 
bunden war die Frage, wie sich MCS-Patienten von 
Personen mit anderen umweltbezogenen Gesundheitsstö- 
rungen unterscheiden und durch welche Merkmalsprofde 
die jeweiligen Gruppen eharakterisiert sind. Diese Frage- 
stellung betraf sowohl Patienten mit MCS-Selbstattribu- 
tion (sMCS, selbst berichtete MCS) als auch die im Rah- 
men der Studie ärztlich bestätigten MCS-Störungen (so 
genannte MCS2). Letztlieh sollte geklärt werden, ob und 
in welcher Form das MCS-Beschwerdebild objektiviert 
werden kann, welche Umweltnoxen dabei gegebenenfalls 
wirksam werden und wie häufig es unter Umweltambu- 
lanzpatienten auftritt. Von Interesse war darüber hinaus, 
inwiefern sich Patienten umweltmedizinischer Ambulan- 
zen (und speziell MCS-Patienten) von anderen klinischen 
Vergleichsgruppen und gegenüber alters- und geschlechts- 
entsprechenden Vergleiehsgruppen der Allgemeinbevöl- 
kerung unterscheiden (UBA, 2003). 

Zur Bearbeitung der Fragestellung wurde ein kliniseh- 
epidemiologiseher Forschungsansatz gewählt. Dabei 
wurde ein Fall-Kontroll-Segment (sMCS versus Nicht- 
MCS) in eine Quersehnittsstudie eingebunden. Im Unter- 
suehungsjahr 2000 konnten 234 Patienten von insgesamt 
rund 300 Ambulanzpatienten (80 %) in die Studie einbe- 
zogen werden. Im Rahmen des gewählten Studiendesigns 
war es erforderlich, verschiedene Beurteilungsebenen für 
die Eingruppierung der Patienten hinsichtlich der Frage- 
stellung MCS festzulegen: 

- Ebene 0: Selbstbeurteilung des Patienten (sMCS) 

- Ebene 1 : Vorläufige Eingrenzungskriterien auf der Ba- 
sis eines ärztlichen Dokumentationsbogens (MCSl) 

- Ebene 2: Ärztliche Einstufung nach abgeschlossener 
Diagnostik (MCS2). 

Bei 19 Patienten mit MCS-Verdacht (MCSl) und einer 
gleich großen Kontrollgruppe gesunder Personen wurden 
im Rahmen eines Teilvorhabens eingehende Untersu- 
chungen des olfaktorischen Systems durchgeführt. 

1122 . In dem im Frühjahr 2003 vorgelegten For- 
schungsbericht (UBA, 2003) und einer wissenschaft- 
lichen Publikation (EIS et al., 2003) werden die ersten 
Ergebnisse der Studie auf einem deskriptiven Auswer- 
tungsniveau vorgestellt. Eine analytische Bewertung der 


Studienergebnisse fehlt bisher, soll aber noch folgen. Der 
bisherige Auswertungsstand bestätigt die bereits aus an- 
deren Untersuchungen bekannten und bereits im Sonder- 
gutachten des Umweltrates aufgeführten Besonderheiten 
umweltmedizinischer Patienten, insbesondere derer, die 
sich selbst als MCS-erkrankt (sMCS) bezeichnen: hoher 
Leidensdruck; multiple subjektive Schadstoffunverträg- 
lichkeit mit Schwerpunkt auf Innenraumschadstoffe; brei- 
tes Beschwerdespektrum mit subjektivem Expositions- 
bezug; zahlreiche Voruntersuchungen; überwiegend 
weibliche Patienten, besonders in mittleren Altersgrup- 
pen; häufiger allein stehend und nicht beziehungsweise 
nicht mehr berufstätig oder mit längeren Krankschreibun- 
gen. Diese Symptome sind nicht abhängig von der ethni- 
schen oder der soziokulturellen Zugehörigkeit. Dies 
konnte zum Beispiel auch in einer Studie an 1 579 Perso- 
nen in Atlanta und Georgia, USA, gezeigt werden 
(CARESS et al., 2002). Bei einem erheblichen Teil der 
Patienten können Überlappungen mit ähnlichen, ebenfalls 
nicht eindeutig abgrenzbaren Beschwerdekomplexen, wie 
zum Beispiel mit dem chronischen Schmerzsyndrom, 
chronischen Erschöpfungssyndrom (Chronique Fatigue 
Syndrome, CFS), Fibromyalgiesyndrom (FMS), dem Sick 
Building Syndrome (SBS) und den somatoformen Störun- 
gen festgestellt werden (SRU, 1999; UBA, 2003; 
EIS et al., 2003). 

Bei dem zentrenübergreifenden Vergleich zwischen den 
Patienten, die sich bei der Studienaufhahme als MCS-er- 
krankt bezeichneten (sMCS) und denen, die ihre umwelt- 
bezogenen Beschwerden nicht primär mit MCS in Ver- 
bindung brachten (Nicht-sMCS), gab es wesentliche und 
zumeist statistisch signifikante Unterschiede. Die sMCS- 
Patienten gaben häufiger Geruchsüberempfindlichkeit, 
Geschmacksstörungen, Ohrgeräusche, abnehmendes 
Leistungsvermögen und auch chronische Müdigkeit an. 
Sie beschreiben häufiger eine besondere Infektanfällig- 
keit, Textilunverträglichkeit und eine generelle Unver- 
träglichkeit gegenüber chemischen Substanzen im Allge- 
meinen. Die sMCS-Patienten fühlten sich öfter durch eine 
Vielzahl von Gerüchen im Wohnraum, insbesondere von 
Emissionen durch Baumaterialien, Wandbeläge, Anstri- 
che und Möbel belästigt. Darüber hinaus sahen sie sich 
nach ärztlicher Aufzeichnung häufiger durch Dentalmate- 
rialien, allgemeine Umweltchemikalien und Bedarfsge- 
genstände belastet. Gleiches gilt für Umwelteinflüsse im 
Wohnumfeld sowie am fiüheren und jetzigen Arbeits- 
platz. Außerdem gaben sie häufiger an, sich zum Schutz 
vor eben diesen Umwelteinflüssen bevorzugt in der Woh- 
nung aufzuhalten. Zur Frage nach dem Kausalitätsbezug 
ihrer Beschwerden nannten sMCS-Patienten häufiger 
Schadstoffe, elektromagnetische Felder, Nahrungsmittel, 
Pilzerkrankungen des Darmes und Passivrauchbelastung 
als wahrscheinliche Ursachen (UBA, 2003; EIS et al., 
2003). 

1123 . Aufgrund der zahlreichen Beschwerden mit Um- 
weltbezug ist es nicht erstaunlich, dass sMCS-Patienten 
signifikant weniger Haushaltschemikalienprodukte (z. B. 
Toilettensteine, Universalreiniger, Schädlingsbekämp- 
fungsmittel) einsetzten. Gleichfalls seltener hatten sie 
Amalgamfüllungen, jedoch viel häufiger anderweitige 
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Zahnersatzmaterialien. Im Unterschied zu der Ver- 
gleiehsgruppe wurden bei sMCS-Patienten auch signi- 
fikant häufiger umweltmedizinische Voruntersuchungen 
(Biomonitoring, „Entgiftungsenzymuntersuchungen“ und 
funktionelle Bildgebungen des Gehirns wie PET und 
SPECT) durchgefiihrt und während der ärztlichen Anam- 
nese festgestellt. Eine Verursachung oder Mitverursa- 
chung ihrer Beschwerden durch psychosoziale Einflüsse 
(u. a. finanzielle Sorgen, Vereinsamung, Beziehungspro- 
bleme, familiäre Belastungen, Nachbarschaftsprobleme) 
wurde sowohl von sMCS- als auch Nicht-sMCS-Patien- 
ten abgelehnt (UBA, 2003). 

1124. Da Patienten, die von sich selbst berichten, an 
MCS erkrankt zu sein (sMCS), häufig eine erhöhte Ge- 
ruchssensibilität angeben (GREENE und KIPEN, 2002), 
wurden im Rahmen dieser multizentrischen Studie 
19 Patienten mit MCS-Verdacht und einer selbst angege- 
benen Riechstörung sowie 19 Kontrollprobanden olfakto- 
metrisch untersucht. Neben einer Standarduntersuchung 
des Riechsinns wurde eine EEG-Ableitung hinsichtlich 
einer möglichen „zentral-sensorischen Informationsverar- 
beitungsstörung“ vorgenommen. Weiterhin wurden Un- 
tersuchungen von Reaktionen der Nasenschleimhaut und 
des sensorischen Apparates auf eine niedrig dosierte che- 
mische Stimulation durchgeführt. Bereits in fiüheren Stu- 
dien konnte nachgewiesen werden, dass bei diesen Pa- 
tienten keine erhöhte Riechleistung vorliegt. Allerdings 
zeigte sich, dass die MCS-Patienten eine deutlich längere 
Testzeit benötigten und dass eine mehrfach wiederholte 
Stimulation mit den olfaktometrisch eingesetzten Sub- 
stanzen eine besondere Belastung für sie darstellte. Da- 
durch konnten die Patienten den Untersuchungsverlauf 
störende Reaktionen, wie beispielsweise Augenbewegun- 
gen und Muskelanspannungen, nicht immer vermeiden. 
Ein erheblicher Teil der durchgeführten Untersuchungen 
war aufgrund methodischer und patientenbezogener 
Schwierigkeiten nicht interpretierbar (UBA, 2003). 

Einen erheblichen Anteil am Gesamtuntersuchungsum- 
fang dieser multizentrischen Studie hatten psychometri- 
sche Untersuchungen, die der Charakterisierung der Pa- 
tientengruppe dienen sollten. Im Vergleich zu anderen 
umweltmedizinischen Patienten unterschieden sich 
sMCS-Patienten hinsichtlich der beiden BSKE 21 -Di- 
mensionen aktuelles „Positives Empfinden“ und aktuelles 
„Negatives Empfinden“ nicht. Dagegen war bei ihnen die 
Dimension des „Körperlichen Unwohlseins“ stärker aus- 
geprägt. Bezogen auf die subjektive Gesundheit (erhoben 
mit dem Fragebogen zur gesundheitsbezogenen Lebens- 
qualität, SF-36), die in den körperlichen Dimensionen als 
„Körperliche Funktionsfahigkeit“, „Körperliche Rollen- 
funktion“, „Körperliche Schmerzen“, und den Dimensio- 
nen „Allgemeine Gesundheitswahmehmung“ und „So- 
ziale Funktionsfähigkeit“ erfasst werden, beurteilten die 
sMCS-Patienten ihre gesundheitliche Lebensqualität im 
Vergleich zu den Nicht-sMCS-Patienten deutlich schlech- 
ter (EIS et ah, 2003). 

Ebenfalls zeigten die sMCS-Patienten in den Skalen „So- 
matisierung“ und „Ängstlichkeit“ (der SLC-90-R, Symp- 
tom-Checkliste) eine signifikant stärkere Ausprägung. 


Verglichen mit entsprechenden Standardstichproben ha- 
ben die Studienpatienten höhere Skalenwerte, das heißt 
stärkere Hinweise insbesondere auf eine „Somatisie- 
rung“, „Zwanghaftigkeit“ und „Depressivität“. Dabei be- 
deuten höhere Skalenwerte eine stärkere Ausprägung der 
jeweils betrachteten Kategorie. Jedoch haben die sMCS- 
Studienpatienten im Vergleich zu psychiatrischen Patien- 
ten und Patientengruppen mit Persönlichkeitsstörungen, 
Neurosen, Depressionen, Angststörungen und Somatisie- 
rungsstörungen niedrigere Skalenwerte, das heißt eine ge- 
ringere Ausprägung ihrer Symptomatik. Dementspre- 
chend waren zumindest diese psychischen Veränderungen 
bei sMCS-Patienten im Allgemeinen weniger stark aus- 
geprägt als bei psychosomatischen und psychiatrischen 
Patienten (UBA, 2003). 

1125. Da MCS-Patienten generell die Ursachen ihres 
Leidens in Einflüssen aus der Umwelt sehen, war es auch 
in der vorliegenden Studie von besonderer Bedeutung, 
die angegebenen Umweltbezüge zu untersuchen und so- 
weit wie möglich aufzuklären. Allerdings gab es keine 
einheitliche Festlegung der Erfassungsmodalität mögli- 
cher Umwelteinflüsse und ihrer Bewertung hinsichtlich 
der gesundheitlichen Relevanz für die Patienten. In dem 
multizentrischen MCS-Forschungsverbund differieren 
demzufolge die Bewertungen der Patientenangaben durch 
die Ärzte in den jeweiligen Zentren sehr deutlich. Das 
Bestehen von umweltmedizinisch relevanten Expositio- 
nen wurde bis auf einen geringen Prozentsatz fast aus- 
schließlich von den Ärztinnen und Ärzten aus der Um- 
weltklinik in Bredstedt attestiert. 

Beim Vergleich der sMCS-Patienten mit den Nicht- 
sMCS-Patienten wurden sMCS-Patienten ärztlicherseits 
häufiger als „zu einem früheren Zeitpunkt hygienisch be- 
lastet“, Nicht-sMCS-Patienten dagegen öfter als „aktuell 
belastet“ eingestuft. Die extremen Unterschiede in der 
Bewertung des möglichen Umweltbezuges werden deut- 
lich, wenn die Einschätzung eines Zusammenhangs der 
Gesundheitsbeschwerden mit Umweltnoxen innerhalb 
der verschiedenen Zentren betrachtet wird. Im Zentrum 
Gießen wurde bei keinem Patienten ein Zusammenhang 
ermittelt, in Bredstedt waren es 66 %. Ein ebenfalls hoher 
Anteil von 48 % wurde vom Zentrum München angege- 
ben. In München erfolgte allerdings eine von den anderen 
Zentren abweichende Interpretation der entsprechenden 
Fragen, da psychische Erkrankungen nicht als mögliche 
Erklärung der Beschwerden berücksichtigt wurden. Da- 
raus resultierte, dass diese Ergebniseinstufimg nicht mit 
denen der anderen Studienzentren vergleichbar war 
(UBA, 2003). 

12.2.1.1 Bewertung der Ergebnisse der MCS 
Multi-Center-Studie 

1126. Vor einer Beurteilung der Ergebnisse der Multi- 
Center-Studie sind zunächst einige Voraussetzungen und 
eine Reihe der hier gewählten methodischen Kriterien 
kritisch zu bewerten. Durch die Einbeziehung des Fach- 
krankenhauses Bredstedt in die Multi-Center-Studie war 
ein Partner einbezogen worden, der den Umweltchemika- 
lien von vornherein eine größere ätiologische Bedeutung 
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bei der Entwicklung des Krankheitsgeschehens attestiert. 
Die ätiopathogenetische Relevanz von Fremdstoffen in 
den zu beurteilenden Fällen wurde in den anderen betei- 
ligten Zentren dagegen deutlich zurückhaltender einge- 
schätzt und eher anhand des derzeitigen wissenschaft- 
lichen Erkenntnisstands beurteilt. 

Aus dem vorliegenden Bericht und einer ersten Publika- 
tion (EIS et al., 2003) geht nicht deutlich hervor, welche 
(einheitlichen) klinisch-diagnostischen, wissenschaftlich 
fundierten Verfahren der verschiedenen Studienteilneh- 
mer bei der Untersuchung der Patienten zur Anwendung 
kamen, sodass der konzeptionelle Ansatz nur einge- 
schränkt dargestellt werden kann. Diese sind von beson- 
derer Wichtigkeit, da klinische Diagnosen, die die vor- 
liegenden Krankheitsbilder erklären können, als 
Ausschlusskriterium für MCS nach dem hier gewählten 
wissenschaftstheoretischen Ansatz anzusehen sind (CUL- 
LEN, 1987). In dem vorliegenden Studienbericht werden 
weder zu dieser Methode noch zu möglichen Befunden 
entsprechende Daten in befriedigendem Umfang darge- 
stellt, obwohl sie von einigen Zentren dokumentiert wur- 
den. So wären Informationen insbesondere über die 
Häufigkeit des Vorliegens pathologischer Lungenfunk- 
tionstests oder positiver Allergieuntersuchungen von 
besonderem Interesse. Aus Erfahrungen der umweltmedi- 
zinischen Ambulanzen können mithilfe dieser Untersu- 
chungen häufig relevante Befunde für die Patienten er- 
zielt werden. Die mangelnde Berücksichtigung von 
somatischen Befunden bei MCS-Patienten wird ebenfalls 
von einer Reihe von Patientenverbänden und Selbsthilfe- 
gruppen beklagt (HENNEK und HENNEK, 2003). 

1127 . Die Bewertung und Einstufung der von den Pati- 
enten angegebenen oder vermuteten Umweltexpositionen 
ist methodisch bedingt nur sehr schwer zu objektivieren. 
Sie ist im Wesentlichen von den Kenntnissen des (ärztli- 
chen) Untersuchers abhängig und kann kaum durch spe- 
zielle Erhebungsinstrumente (Fragebögen) unterstützt 
werden (HERR et al., 2004). Da der Nachweis eines Zu- 
sammenhangs der angegebenen oder nachgewiesenen 
Gesundheitsstörungen mit umweltrelevanten Expositio- 
nen von besonderer Bedeutung ist, ist zu bedauern, dass 
in dem vorliegenden Studienbericht das zentrenübergrei- 
fende Vorgehen nicht ausreichend dokumentiert wird. 
Insbesondere gibt es keine Festlegung, ob dies tatsächlich 
versucht und - wenn ja - nach welchen methodisch ein- 
heitlichen Kriterien eine Bewertung der angegebenen 
Umweltexpositionen vorgenommen worden ist. Der Be- 
richt gibt ebenfalls keine Hinweise auf mögliche zu er- 
greifende Maßnahmen zur Objektivierung der vermuteten 
Expositionen und ebenfalls nicht darauf, welcher Art 
diese sein sollen. Von Patienten mit Selbstattribution von 
MCS wird häufig der Vorwurf erhoben, dass der von ih- 
nen hergestellte Umweltbezug ihrer Beschwerden nicht 
ausreichend oder fachlich unzulänglich überprüft wird 
(HENNEK und HENNEK, 2003). 

1128 . Die Ergebnisse der Multi-Center-Studie bestäti- 
gen die bislang vorliegenden Ergebnisse. Zunächst kann 
aber daraus geschlossen werden, dass im Vergleich zu an- 
deren ähnlichen Untersuchungen - auch im internationa- 


len Bereich - die bislang vorliegenden Ergebnisse bezie- 
hungsweise Erkenntnisse auch durch diese Studie bestätigt 
werden konnten (CACCAPPOLO-van VLIET et al., 2002; 
BELL et al., 2001; KUTSOGIANNIS und DAVIDOFF, 
2001). Dies gilt ebenso für die psychometrischen Unter- 
suchungen. Der bisherige Auswertungsstand bestätigt die 
bekannten und bereits eingangs aufgefiihrten psychischen 
Merkmale umweltmedizinischer Patienten, insbesondere 
jener mit einer Selbsteinstufung von MCS (s. auch SRU, 
1999, Tz. 376 ff). Ebenfalls werden zahlreiche Über- 
lappungen mit ähnlichen, nicht eindeutig abgrenzbaren 
Beschwerdekomplexen wie chronisches Schmerzsyn- 
drom, chronisches Erschöpfungssyndrom (Chronique 
Fatigue Syndrom, CFS), Fibromyalgiesyndrom (FMS), 
Sick Building Syndrome (SBS) und somatoformen Stö- 
rungen beschrieben. Dabei ist jedoch zu beachten, dass 
diese ähnlichen Beschwerdekomplexe rein deskriptiv 
ohne (spezifische) Ursachenzuordnung sind, während 
MCS in jedem Fall eine kausale Verursachung durch Che- 
mikalien beinhaltet. 

Die im Rahmen dieser Studie eingesetzten Erhebungsin- 
strumente (Fragebögen) für die Befunderhebung am Pa- 
tienten wurden zum Teil für diese Fragestellung speziell 
entwickelt, teilweise wurden aber auch bewährte Frage- 
bögen (insbesondere im Bereich der Psychometrie), unter 
Umständen nach entsprechender Modifikation, einge- 
setzt. Allerdings erlaubt der Basisdokumentationsbogen 
(BDB) nicht die Stellung einer Diagnose in einem wis- 
senschaftlich basierten Sinne. Dies gilt insbesondere bei 
fehlender Objektivierung einer vermuteten Exposition. 
Die im Sondergutachten „Umwelt und Gesundheit“ ge- 
stellten Forderungen des Umweltrates nach einer Doku- 
mentation anhand einheitlicher, wissenschaftlich fundier- 
ter Kriterien kann für den psychologischen und rein 
deskriptiven Untersuchungsteil als erfüllt angesehen wer- 
den (SRU, 1999). 

Die im vorliegenden Studienbericht sicherlich nicht aus- 
reichende Dokumentation über Art und Umfang der klini- 
schen Diagnostik ist auch deshalb zu bedauern, weil da- 
mit die Diskussion über den Einsatz weiter gehender 
klinisch-diagnostischer Untersuchungsmethoden, wie 
zum Beispiel SPECT (Single Photon Emission Computer 
Tomography) und PET (Positron Emission Tomography), 
beeinträchtigt wird. Diese für hochspezielle klinische Un- 
tersuchungen etablierten Verfahren sollten hinsichtlich ih- 
rer Eignung für umweltmedizinische Fragestellungen 
überprüft werden. Zwar liegen etwa zum Einsatz von all- 
gemeinen immunologischen Untersuchungsverfahren im 
Bereich der Umweltmedizin oder anderen (altemativme- 
dizinischen) Methoden wie dem Lymphozytentransfor- 
mationstest inzwischen Stellungnahmen der Kommission 
„Methoden und Qualitätssicherung in der Umweltmedi- 
zin“ (RKI, 2002; 2003) vor. Trotzdem sollten - schon al- 
lein aufgrund der großen öffentlichen Diskussion - auf 
der Basis der Daten der Multi-Center-Studie derartige 
Methoden hinsichtlich ihres Einsatzes in der MCS-Diag- 
nostik erneut bewertet und überprüft werden. Dies ist 
ebenfalls Grundlage der Forderung des Umweltrates nach 
einer Identifizierung und Charakterisierung empfindli- 
cher Untergruppen im Rahmen von MCS-Studien. Die 
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wissenschaftliche Evaluierung somatisch orientierter 
Diagnostik wird auch von Patientenverbänden und 
Selbsthilfegruppen bereits seit langem gefordert 
(HENNEK und HENNEK, 2003). 

1129. Die Ergebnisse der psyehometrisehen Profile von 
Umweltambulanzpatienten und insbesondere die von 
sMCS-Patienten weisen größere Auffälligkeiten auf als 
die einer Standardstiehprobe. Allerdings sind diese Auf- 
fälligkeiten im Vergleich zu Psychosomatik- und Psychia- 
triepatienten geringer. Davon ausgenommen sind ledig- 
lieh Patienten, bei denen eine Somatisierungsstörung 
diagnostiziert werden konnte. Dureh die in der multizen- 
trischen Studie festgelegte Einstufung wird deutlich, dass 
sMCS-Patienten nicht nur - wie bereits lange bekannt - 
einen deutlich höheren Leidensdruek haben, sondern 
auch eine erhebliche, psychosozial bedeutsame, Erkran- 
kungskomponente aufweisen. Diese Erkenntnisse sind 
insbesondere für die weitere ärztliehe Betreuung und die 
Einstufung in der sozialmedizinischen Bewertung dieser 
Patienten von großer Bedeutung. Die gesetzliehen Vo- 
raussetzungen, MCS unfallversicherungsrechtlich als Be- 
rufskrankheit anzuerkennen, sind derzeit allerdings nicht 
gegeben. Dessen ungeaehtet sollte das Vorliegen einer 
MCS-Symptomatik in den übrigen Sozialversicherungs- 
bereiehen berücksichtigt werden (NASTERLACK et ab, 
2002 ). 

Wenn aufgrund der fehlenden ätiologischen Zuordnung 
von MCS keine kausal begründete somatisehe Therapie 
erfolgen kann, sollte doeh wenigstens eine psychothera- 
peutische Betreuung der Patienten angestrebt werden. 
Gerade weil psychosomatische Diagnosen und Therapien 
keine Kausalität erfordern, steht in der Arzt-Patienten- 
Kommunikation die zentrale Frage nach einer umweltbe- 
dingten Beschwerdeverursachung bei dieser Therapie- 
empfehlung nicht im Vordergrund. Die Kausalität (Um- 
weltbezug oder nicht) des Beschwerdebildes muss weder 
zugesichert noch ausgeschlossen werden, um die Indika- 
tion für eine Behandlung zu stellen. Auf diese Weise 
sollte versucht werden, zumindest der psychosozialen 
Komponente der Erkrankung gerecht zu werden 
(HERR et ak, 2000). 

1130. Die in der Multi-Center-Studie bei einem Teil der 
Patienten durehgeführte olfaktometrische Untersuehung 
konnte das von Patienten häufig angegebene gesteigerte 
Riechvermögen nicht bestätigen, genauso wenig, wie die 
oft vermutete Störung der Riechleistung. Hier ist zu hin- 
terfragen, ob es sinnvoll ist, in den geplanten Folgestu- 
dien weiterhin olfaktometrische Testsysteme einzusetzen. 
In den weiteren vorliegenden Untersuchungsergebnissen 
von MCS-Patienten konnten ebenfalls die angegebenen 
Geruehsempfindlichkeiten mit wissensehaftlich fundier- 
ten Methoden bisher nicht bestätigt werden (HERR et ab, 
2003a). Gegebenenfalls sollten zu der Fragestellung der 
Geruehsstörungen zusätzlich psychologisch basierte Er- 
klärungsmodelle in Betracht gezogen werden. 

1131. Die untersehiedliche Einschätzung der sechs be- 
teiligten Zentren über die frühere oder aktuelle Schad- 
stoffexposition und deren ätiologische Bedeutung für das 
Krankheitsgeschehen bei den Patienten ist insbesondere 


bei einer Multi-Center-Studie als ein grundlegendes Pro- 
blem einzustufen. Die Einsehätzung über das Vorliegen 
von „MCS“ bei Patienten wird im Studienzentrum Bred- 
stedt - im Unterschied zu den anderen Zentren - ver- 
gleichsweise häufiger getroffen, da bei einem erheblichen 
Teil der Patienten eine Verursachung der Beschwerden 
auf eine relevante Exposition gegenüber Umweltsehad- 
stoffen zurückgeführt wird. Eine weitere Ursache für die 
Beurfeilerunterschiede könnten die relativ „weichen“ Kri- 
terien für die MCS -Einstufung auf der Ebene 1 sein. So 
vertreten einige Zentren die Meinung, dass trotz Erfül- 
lung aller Kriterien für MCS 1 eine Multiple Chemika- 
lien-Sensitivität aufgrund der „weichen“ Eingangskrite- 
rien nicht unbedingt gegeben sein muss. 

1132. Auf der Basis der bisher dokumentierten Daten 
und nach einer im Juni 2003 durchgeführten zentrenüber- 
greifenden diagnostischen Nachbeurteilung anhand einer 
zufällig ausgewählten Patienten-Unterstichprobe (naeh 
Aktenlage) zeichnet sich ab, dass diese Unterschiede 
ganz offensichtlich nicht auf eine stark unterschiedliche 
Zusammensetzung der Patientenkollektive zurückzufüh- 
ren sind. Vielmehr bestehen hier offensiehtlieh deutliche 
Beurteilerunterschiede bezogen auf die toxikologische 
Bewertungen der Expositionen und die medizinische Ein- 
schätzung der Krankheitsbilder. Eine mögliehe Erklärung 
für das abweichende Vorgehen im Zentrum Bredstedt 
könnte eine unterschiedliehe Auffassung über die dem 
Modell der Klinischen Ökologie entsprechende Ätiologie 
der MCS sein, mit der Folge einer Favorisierung des so 
genannten somatischen Modells von MCS. Um diese Be- 
urteilerunterschiede weiter gehend zu objektivieren, wäre 
eine Bewertung dureh ein multidisziplinäres unabhängi- 
ges Gremium erforderlich. Auch dies hat der Umweltrat 
bereits 1999 gefordert. Die vorgesehene vertiefende epi- 
demiologisch-analytische Bewertung des Datenmaterials 
sollte dabei von einer einheitlichen konzeptionellen 
Grundlage von MCS ausgehen, um den wissensehaftli- 
chen Anforderungen an die Fragestellung gereeht zu wer- 
den. Darüber hinaus sollten neben Umweltmedizinem in 
derartigen Fallkonferenzen auch erfahrene klinische 
Ärzte und Psychiater oder Psyehosomatiker mit einbezo- 
gen werden. 

Insgesamt wird die Multi-Center-Studie - trotz der beste- 
henden methodischen Schwierigkeiten - nicht nur von 
den beteiligten Untersuchungszentren, sondern auch von 
dem begleitenden Beirat positiv eingestuft. Der Aussage 
„MCS-Kranke sind schwer erkrankte Patienten und keine 
Hypochonder“ als Übersehrift einer Resolution des Öko- 
logischen Ärztebundes kann sicherlieh auch unabhängig 
von der Problematik der ungeklärten Ätiologie zuge- 
stimmt werden. 

12.2.2 Bewertung neuer Erkenntnisse in 
der nationaien und internationaien 
Literatur 

1133. Bezogen auf die Verursaehung beziehungsweise 
Ätiologie der MCS haben sich seit der Stellungnahme des 
Umweltrates im Jahre 1999 die bis dahin vorliegenden 
Erkenntnisse im nationalen und internationalen Bereieh 
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im Wesentlichen bestätigt. Es fehlt aber weiterhin an Stu- 
dien, die entweder klinisch-organisch oder klinisch-diag- 
nostisch an somatischen oder integrativen Krankheitsmo- 
dellen orientiert sind. Solche Studien müssen den 
Umweltbezug der auftretenden Beschwerden bei Patien- 
ten über die bisher vorhandenen methodischen Ansätze 
hinaus besser erfassen. Dies gilt ebenso für die Identifika- 
tion besonders sensibler Untergruppen, die Entwicklung 
experimenteller Testverfahren und den Gewinn neuer Er- 
kenntnisse zu ungeklärten pathophysiologischen und ätio- 
pathogenetischen F ragestellungen. 

Immerhin ist zu zwei wesentlichen Aspekten des Auftre- 
tens von MCS eine vorläufige Bewertung möglich. Zum 
einen ist die Häufigkeit des Auftretens von MCS umstrit- 
ten, weshalb die Prävalenz, die sich aus Forschungsarbei- 
ten ergibt, bezogen auf die Allgemeinbevölkerung, darge- 
legt und bewertet wird. Zum anderen wird die 
Problematik der Art und Häufigkeit von gesundheitlich 
relevanten Beschwerden selbst berichteter MCS im Ver- 
gleich zu anderen umweltmedizinischen Patienten be- 
trachtet. 

1134 . In einer repräsentativen Studie an 2 032 Personen 
konnte, bezogen auf die Fragestellung der Häufigkeit von 
selbst berichteter MCS in der Allgemeinbevölkerung, 
eine Prävalenz von 0,5 % (entspricht etwa einem Fall bei 
300 000 Personen) für Deutschland errechnet werden. 
Diese Häufigkeit entspricht ungefähr der des Auftretens 
der Parkinson-Krankheit in der deutschen Bevölkerung 
(HAUSTEINER et al., 2003). Es ist auffällig, dass diese 
Häufigkeit im internationalen Vergleich von zwei großen 
Studien aus den USA deutlich abweicht. Die Prävalenz 
von MCS-Erkrankungen wird im Bundesstaat Kalifornien 
mit 6,3 % angegeben und liegt damit um das Zehnfache 
höher als in Deutschland (KREUTZER et al., 1999). Die 
Autoren halten diese Unterschiede für sehr ungewöhn- 
lich, da sich im Allgemeinen die Umweltbedingungen in 
den Ländern USA und Deutschland nicht wesentlich von- 
einander unterscheiden. Als Erklärungsmöglichkeiten 
werden genetische Bevölkerungsunterschiede oder eine 
unterschiedliche Wahrnehmung in der Bevölkerung ge- 
nannt, die ebenfalls mit psychologischen Symptomen in 
Zusammenhang stehen könnten (HAUSTEINER et al., 
2003). Für den US-amerikanischen Bundesstaat Georgia 
wird eine Prävalenz für das Auftreten von MCS von 
12,6 % beschrieben (CARESS et al., 2002). Diese Präva- 
lenz liegt 25fach höher als in Deutschland. In dieser Stu- 
die wurden psychologische Zusammenhänge im Sinne 
von emotionalen Problemen erfasst. Es wurde ermittelt, 
dass nur 1 ,4 % der Patienten emotionale Probleme vor 
dem Auftreten der von ihnen angegebenen Symptome an- 
gaben. Dagegen entwickelten 37,3 % der Patienten psy- 
chische Symptome nach Auftreten der Hypersensitivität. 
In dieser Studie kommen die Autoren zu der Erkenntnis, 
dass die psychische Komponente eher gering einzuschät- 
zen sei, da die meisten Patienten erst nach Auftreten der 
Erkrankung emotionale Probleme zeigten (CARESS 
et al., 2002). 


Im Gegensatz dazu kommt eine große prospektive Studie 
aus Deutschland zum Thema psychiatrische Morbidität 
und MCS unter der Verwendung eines standardisierten 
diagnostischen Interviews zu dem Ergebnis, dass viele 
Patienten mit umweltbezogenen Beschwerden offenbar 
unter somatoformen Störungen, oftmals aber auch an an- 
deren bekannten psychischen Erkrankungen leiden. Bei 
100 von insgesamt 120 Teilnehmern konnten in dieser 
Studie eine oder mehrere psychiatrische Diagnosen 
gestellt werden. Allein 53 Patienten erfüllten die diagnos- 
tischen Kriterien für somatoforme Störungen 
(BORNSCHEIN et al, 2000). 

1135 . Bei der Bewertung der vorliegenden Literatur 
wird immer wieder deutlich, dass aufgrund von über- 
durchschnittlich häufig angegebenen somatoformen Be- 
schwerden auf eine psychische Erkrankung der Patienten 
geschlossen wird, wenn in diesem Zusammenhang keine 
auffällige Exposition gemessen wird. Tatsächlich ist es 
aber nicht möglich, lediglich durch die Erfassung der Be- 
schwerdehäufigkeit einen Schluss auf einen vorhandenen 
oder nicht vorhandenen Umweltbezug zu ziehen. Diese 
Schwierigkeit soll an einem Beispiel für umweltkranke 
Patienten - zu denen auch MCS-Patienten zählen - be- 
schrieben werden: 

Werden die häufigsten unerklärten körperlichen Be- 
schwerden (somatoforme Beschwerden) umweltmedizi- 
nischer Patienten mit einer Standardstichprobe (nach 
RIEF etal., 1997) verglichen, ergeben sich verschiedene 
Auffälligkeiten (Tab. 12-6). Zu den am häufigsten ge- 
nannten Beschwerden zählten immer Kopfschmerzen, 
Schmerzen der Extremitäten sowie Rücken- und Gelenk- 
schmerzen. Das gilt ebenfalls für Gruppen mit einer nach- 
weisbaren Exposition gegenüber Schadstoffen der Um- 
welt. In diesem Beispiel waren die Patienten gegenüber 
Bioaerosolen und/oder Gerüchen im Wohnumfeld expo- 
niert. 

Jeweils drei der häufigsten Beschwerden traten bei um- 
weltmedizinischen Patienten ähnlich häufig auf wie bei 
Personen mit einer Umweltexposition (Kopfschmerzen, 
Schmerzen in Armen oder Beinen, außergewöhnliche 
Müdigkeit). Darüber hinaus zeigt ein Vergleich der Be- 
schwerdehäufigkeit mit psychosomatischen Patienten 
ebenfalls eine große Übereinstimmung in drei der fünf 
häufigsten Beschwerden (wenn in diesem Fall außerge- 
wöhnliche Müdigkeit mit Erschöpfbarkeit gleichgesetzt 
wird). 

Dementsprechend kommen besonders häufig genannte 
unerklärte Beschwerden bei umweltmedizinischen Pa- 
tienten etwa genauso oft vor wie bei Personen, bei denen 
eine spezifische Exposition oder eine psychosomatische 
Erkrankung nachweisbar ist. Daraus ließe sich ableiten, 
dass umweltmedizinische Patienten, bezogen auf die Prä- 
valenz der fünf häufigsten Beschwerden, eher den Patien- 
ten einer psychosomatischen Klinik ähneln. Genauso ha- 
ben Personen mit einer relevanten umweltmedizinischen 
Exposition eine deutlich höhere Beschwerdehäufigkeit 
als nichtexponierte Kontrollgruppen (hier gegenüber 
Bioaerosolen, Tab. 12-6, Spalte 2). 
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Tabelle 12-6 

Darstellung der häuilgsten Beschwerden von umweltmedizinischen Patienten im Vergleich 
zu anderen Bevölkerungsgruppen im SOMS (Screening für Somatoforme Störungen) 


Unerklärte körper- 
liche Beschwerden 

Umweltmedi- 

zinische 

Patienten 

SOMS 

N=67 

Probanden in einem Gebiet 
mit 

Eigene 

Kontrollen 

N=198 

Normal- 

bevölkerung 

nach 

RIEF et al., 
1997 

Psycho- 
somatische 
Patienten n. 
RIEF et al., 
1997 

Bioaerosol 
nnd Geruch 
N=35 

Geruchs- 

belästigung 

N=186 

Kopfschmerzen* 

72 % 

73 % 

38% 

29%, 

19% 

67% 

Schmerzen in Armen 
oder Beinen 

60% 

39% 

39% 

20 Yo 

20% 

- 

Außergewöhnliche 

Müdigkeit 

72 % 

40% 

- 

— 

- 

- 

Schweißausbrüche 

57% 

- 

- 

- 

- 

62% 

Herzrasen oder 
Herzstolpem 

55 % 

- 

- 

— 

- 

56% 

Rückenschmerzen 

- 

- 

38% 

33 % 

30% 

73 % 

Gelenkschmerzen 

- 

- 

31 %> 

31 % 

25 % 

- 

Übelkeit und Völle- 
gefühl 

- 

53 % 

24 %> 

20%, 

13 % 

- 

Bauch- und Magen- 
schmerzen 

- 

56% 

— 

— 

- 

- 

Leichte Erschöpf- 
barkeit 

- 

- 

— 

— 

- 

62 % 


Legende: * Beschwerden, die in allen Gruppen am häufigsten vorkamen. 


Quelle: HERR et al., 2003a, verändert 


Dieses Beispiel verdeutlicht, dass es häufig nicht sinnvoll 
ist und zu falschen Ergebnissen führt, wenn lediglich die 
Beschwerdehäufigkeit und Art der Beschwerden vergli- 
chen werden, um Rückschlüsse auf eine umweltbezogene 
Erkrankung zu ziehen. Um eine umfassende Aussage 
über MCS treffen zu können, müssen entsprechende 
Expositionsdaten in die Bewertung einbezogen werden, 
damit auf das mögliche Vorliegen umweltmedizinisch be- 
gründeter gesundheitlicher Beschwerden geschlossen 
werden kann. Diese Tatsache wird in vielen Studien ver- 
nachlässigt (Beispiel BORNSCHEIN et al., 2000; 
HAUSTEINER et al., 2003). 

12.2.3 Zusammenfassung und Empfehlungen 

1136. Die Anzahl nationaler und internationaler Patien- 
ten mit selbst berichteter Multipler Chemikalien-Sensiti- 
vität ist insbesondere auf der Basis US-amerikanischer 
Studien als bedenklich hoch einzustufen. Bereits im Son- 
dergutachten „Umwelt und Gesundheit“ des Umweltrates 


wurden die Fragestellungen bezüglich Personen/Patienten 
mit umweltbezogenen Erkrankungen aufgezeigt und eine 
Reihe von konkreten Forderungen hinsichtlich des weite- 
ren Forschungsbedarfs gestellt (SRU, 1999). Nachdem in 
Deutschland die deskriptiven Ergebnisse einer großen 
Multi-Center-Studie vorliegen, gelangt der Umweltrat 
nicht zu wesentlich neuen Erkenntnissen. Eine Bewer- 
tung der bis jetzt vorliegenden Untersuchungsdaten er- 
folgt auch deshalb, weil das Krankheitsbild MCS, insbe- 
sondere bezüglich der Akzeptanz in der Gesellschaft, 
bedeutend ist. Darüber hinaus entstehen den Kostenträ- 
gern hohe Ausgaben bei der Behandlung der Patienten, 
die durch geeignete Diagnose- und Therapiemodelle ge- 
mindert werden können: 

- Die vorliegende Multi-Center-Studie weist eine Reihe 
methodischer Schwächen auf, die bei einer möglichen 
Fortführung dieser Studie oder weiteren Untersuchun- 
gen vermieden werden sollten. Nur auf diese Weise 
kann das Ziel einer einheitlichen Dokumentation von 
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Patienten mit (selbst berichteter) MCS nach klinisch- 
diagnostischen und wissenschaftlich fundierten Krite- 
rien erreicht werden. 

- Unter Berücksichtigung der beschriebenen methodi- 
schen Schwierigkeiten bestätigen die vorliegenden 
Untersuchungsdaten die bisherigen Erkenntnisse zur 
Beschreibung und Charakterisierung von MCS. Hin- 
weise auf besonders sensitive Untergruppen, spezielle 
Einflussfaktoren, psychometrische Auffälligkeiten 
und ein besonderes Geruchsempfinden, über die be- 
reits bekannten Merkmale hinaus, konnten nicht fest- 
gestellt werden. Die soziodemographischen Merkmale 
der untersuchten Patienten und die berichteten Ge- 
sundheitsprobleme entsprechen ebenfalls den bisher 
vorliegenden Daten. 

- Von besonderer Relevanz sind die in der Multi-Center- 
Studie aufgetretenen Unterschiede in der Beurteilung 
der Umweltbezüge des Leidens der Patienten und be- 
züglich des Vorliegens einer Diagnose „MCS“ in den 
einzelnen Zentren. Die Frage „gibt es MCS oder an- 
dere umweltbezogene Erkrankungen als eigenständige 
Entität?“ wird offenbar in Abhängigkeit von der indi- 
viduellen Ansicht des Untersuchers unterschiedlich 
beantwortet, was aus grundlegend unterschiedlichen 
medizintheoretischen Auffassungen der Untersu- 
chungszentren resultiert. Während nach Ansicht des 
Umweltrates - im Fall von Patienten mit einer Ge- 
sundheitsstörung im Sinne einer MCS - nach wie vor 
kein eigenständiges Krankheitsbild zu erkennen ist, 
sehen Untersucher, die weniger stark evidenzbasiert 
Vorgehen, MCS längst als Entität bestätigt. Dement- 
sprechend treffen die Forderungen des Umweltrates 
aus dem Jahr 1999 in diesem Fall noch immer zu 
(Tz. 1119 f; SRU, 1999, Tz. 384 ff). 

- Die Daten des Untersuchungsberichtes verdeutlichen 
erneut, dass MCS-Patienten einen hohen Leidens- 
druck und eine deutliche psychosoziale Erkrankungs- 
komponente aufweisen, ohne dass MCS einem spezi- 
fischen Krankheitsbild zugeordnet werden kann. Die 
fehlende Charakterisierung der Patienten mit selbst 
berichteter MCS macht eine Positionierung im (um- 
weit-) medizinischen Anbieter- und Versorgungssys- 
tem, die Inanspruchnahme (umweit-) medizinischer 
Beratungs- und Untersuchungsangebote sowie eine 
angemessene Betreuung im psychosozialen und medi- 
zinischtherapeutischen Bereich besonders schwierig. 
Daher empfiehlt der Umweltrat, für diese Patienten im 
allgemeinmedizinischen und umweltmedizinischen 
Versorgungsbereich angemessene Therapiemöglich- 
keiten und Kapazitäten zu schaffen, die innerhalb der 
vorhandenen Sozialversicherungssysteme liegen. Ins- 
besondere im Bereich der medizinischen Basisversor- 
gung können Interventionsmöglichkeiten geschaffen 
werden, um den Beginn einer MCS und Wanderungs- 
vorgänge (Doktorhopping) schon im Ansatz zu be- 
grenzen. Dazu gehört zunächst die Abgrenzung von 
MCS gegenüber bekannten und gegebenenfalls behan- 
delbaren Erkrankungen. Solange die Ätiopathogenese 
nicht wissenschaftlich begründbar ist, ist eine kausale 


Therapie nicht möglich. Trotzdem hält der Umweltrat 
eine unterstützende Therapie wie beispielsweise psy- 
chotherapeutische Maßnahmen zur Vermittlung von 
Bewältigungs Strategien für hilfreich. 

- Obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen, um MCS 
unfallversicherungsreehtlich als Berufskrankheit an- 
zuerkennen, derzeit nicht gegeben sind, sollte das Vor- 
liegen einer MCS-Symptomatik zumindest in den 
übrigen Sozialversicherungsbereichen durch eine an- 
gemessene Einsehätzung des Schweregrades berück- 
sichtigt werden. Dabei hält es der Umweltrat für erfor- 
derlich, die dadurch entstehenden zusätzlichen Kosten 
im Sozialversicherungssystem den heute schon vor- 
handenen fallbezogenen eminenten Krankheitskosten 
(vor allem durch das Doktorhopping) gegenüberzu- 
stellen. 

1137. Da viele der Fragen auch in der vorliegenden 
MCS-Studie nicht zufriedenstellend geklärt werden konn- 
ten, empfiehlt der Umweltrat, konkrete Qualitätsanforde- 
rungen an weitere Projekte zu stellen. Diese Forderungen 
beinhalten bei der Durchführung einer wissenschaftlichen 
Untersuehung die Abgrenzung der Ähnliehkeiten und 
Unterschiede von MCS gegenüber anderen analogen Be- 
schwerdekomplexen (zum Beispiel CFS und FMS). Dazu 
ist es erforderlieh, die medizinisehen Besonderheiten von 
MCS-Patienten durch geeignete wissenschaftliche Unter- 
suchungsmethoden zu objektivieren und eine Dokumen- 
tation der Diagnose MCS bei Patienten nach einheitlichen 
klinisch-diagnostischen Kriterien durchzuführen. Dabei 
ist es unerlässlich, dass eine unterschiedliche Bewertung 
von MCS vermieden wird, wozu eine umfassende und 
standardisierte Schulung der Untersueher wichtig ist. 
Darüber hinaus empfiehlt der Umweltrat bei zukünftigen 
Studien eine Vorgehensweise zu wählen, durch die die 
Umweltexpositionen mittels geeigneter und standardisier- 
ter Verfahren erfasst werden, um auf diese Weise zu ein- 
heitlichen und validen Ergebnissen zu gelangen. 

1138. Über die zu stellenden Qualitätsanforderungen an 
wissenschaftliche Studien zu MCS sehlägt der Umweltrat 
vor, eine Identifizierung und Charakterisierung empfind- 
licher Untergruppen durch ein multidisziplinäres unab- 
hängiges Gremium unter Beteiligung von MCS-Betroffe- 
nen- und Patientenverbänden zu gewährleisten. Ebenfalls 
sollten Betreuungsmodelle unter Einbeziehung der MCS- 
Patienten entwickelt und durchgeführt werden. Um den 
betroffenen Patienten in ausreichendem Maße gerecht zu 
werden, hält der Umweltrat es für notwendig, finanzielle 
Mittel für die Versorgung umwelterkrankter Patienten be- 
reitzustellen. 

12.3 Weichmacher (Phthalate) 

1139. Sehon seit Mitte der 1990er-Jahre ist bekannt, 
dass die am häufigsten eingesetzten Weichmacher (Phtha- 
late) in PVC und anderen Kunststoffen, die in zahlreichen 
Produkten des alltäglichen Lebens enthalten sind, eine 
hormoninduzierende Wirkung haben. Die daraus resul- 
tierende öffentliche Besorgnis wird durch eine neue Stu- 
die bestärkt, die bedenklich hohe Konzentrationen von 
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Di(2-ethylhexyl)phthalat (DEHP) im menschlichen Körper 
nachweisen konnte (KOCH et ah, 2003). 

12.3.1 Eigenschaften und Verwendungen 

1140. Die Stoffklasse der Phthalate umfasst Salze und 
Ester der o-Phthalsäure. Das in großen Mengen produ- 
zierte und am besten untersuchte Phthalat ist DEHP. Men- 
genmäßig von Bedeutung sind des Weiteren Dibutylph- 
thalat (DBP), Dioctylphthalat (DOP), Diisodecylphthalat 
(DIDP) und Butylbenzylphthalat (BBP). ln der Bundesre- 
publik Deutschland wurden 1995 etwa 250 000 Mg 
DEHP hergestellt, was ungefähr 60 % der gesamten inner- 
deutschen Phthalat-Produktion entsprach (LEISEWITZ, 
1999) (Tab. 12-7). 

Verwendung finden die Phthalate vor allem als Weichma- 
cher in Kunststoffen, speziell in PVC, das, wie viele 
Kunststoffe, hart und spröde ist. Durch den Zusatz von 
Phthalaten verbessern sich Weichheit, Plastizität, Form- 
barkeit und Temperaturbeständigkeit, ohne dass die typi- 
sche Molekularstruktur verändert wird. Weichmacher 
sind chemisch nicht mit dem Kunststoff (PVC) verbun- 
den, sondern nur in die Molekülstruktur „eingelagert“ 
und können deshalb leicht wieder entweichen (Migra- 
tion). Mehr als 90 % der in PVC enthaltenen Weichma- 
cher sind Phthalate. ln Abhängigkeit von der endgültigen 
Verwendung kann der Gehalt an Weichmachern zum Bei- 
spiel in PVC-Produkten bis zu 60 % des Gewichts be- 
tragen (EU -Kommission, 2000a). Neben der Kunst- 
stoffherstellung findet man Phthalate in Schmier- und 
Lösungsmitteln, als Additive in der Textilindustrie, und 
sie sind Trägersubstanzen in Kosmetika und Körperpfle- 
gemitteln. 


12.3.2 Eintrag und Expositionspfade 

1141. Aufgrund der weiten Verbreitung dieser Stoff- 
gruppe und deren Migrationseigensehaften kommt es zu 
einer ubiquitären Verteilung in der Umwelt. Nur geringe 
Hintergrundkonzentrationen wurden für Phthalate in der 
Luft gemessen (3 ng/m^ über dem Nordatlantik und bis zu 
130ng/m3 in Städten), da sie primär partikelgebunden 
sind. Der wichtigste Eintrag in die Umwelt erfolgt über 
den atmosphärisehen wash-out, gefolgt von der Deponie- 
rung phthalathaltiger Abfälle. Beide Eintragspfade führen 
schließlich zum Eintrag in die Gewässer (bis zu 10 pg/m^ 
in Binnengewässern). Phthalate reichem sich in Sedimen- 
ten und Klärschlämmen an. So wurden an der Quelle des 
Rheins DEHP-Konzentrationen von 50 pg/m^ gefunden, 
die bis zur Mündung bis auf das 600fache (30 mg/m^) an- 
stiegen (ECB, 2001). Die höchsten Phthalat-Belastungen 
wurden in Sedimenten aus Regensammelbecken an Auto- 
bahnen gemessen. Ursache hierfür ist der Einsatz von 
Weichmachern im Unterbodenschutz von Kraftfahrzeu- 
gen (BRAUN et ah, 2001). 

Hauptquellen für Weichmacher in Wohnräumen sind 
PVC-Fußbodenbeläge, Vinyltapeten und Elektrokabel. 
Kunststoffbeschichtete Einrichtungsgegenstände und 
Wohntextilien wie PVC-Duschvorhänge oder -Tischtü- 
eher können ebenfalls nicht zu vernachlässigende Phtha- 
latquellen sein, ln der Luft von Innenräumen wurden bis 
zu 33 pg/m^ für DBP (0 3,3 pg/m^) sowie bis zu 2,2 pg/ 
m^ (0 1,2 pg/m3) für DEHP gemessen, wobei unter un- 
günstigen Bedingungen maximale Konzentrationen von 
1 mg/m^ erreicht werden können (BRAUN und 
MARCHE, 1994; VEDEL und NIELSEN, 1984). Im 
Hausstaub lagen die Mittelwerte bei 80 mg/kg für DBP 
und 970 mg/kg für DEHP (B.A.U.C.H., 1992). 


Tabelle 12-7 

Produktion, Verarbeitung, Verbrauch und Emission von Di(2-ethylhexylphthalat) (DEHP), 
Dibutylphthalat (DBP) und Butylbenzylphthalat (BBP) in Deutschland im Jahr 1995 



DEHP (Mg) 

DBP (Mg) 

BBP (Mg) 

Produktion 

250 000 

21 600 

9 000 

Import 

30 000 

1 500 

8 000 

Export 

167 000 

12 300 

5 000 

Verarbeitung 

113 000 

10 800 

12 000 

- in Polymeren (PVC) 

100 000 

7 000 

7 200 

- in anderen Produkten 

13 000 

3 800 

4 800 

Emissionen 

1 000-2 000 

400-500 

100-300 

Abfallentsorgung über Endprodukte 

114 000 



- Deponat 

80 000 

7 600 

8 600 

- Verbrennung 

34 000 

3 200 

2 100 


Quelle: LEISEWITZ, 1999, verändert 
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1142. Aufgrund der Ubiquität dieser Schadstoffgruppe 
sind die möglichen Aufhahmequellen für den Menschen 
äußerst vielfältig. Der primäre Expositionspfad ist die 
Diffusion von Phthalaten aus Kunststoffen in Lebensmit- 
tel oder Flüssigkeiten. Da Phthalate lipophil sind, können 
sie besonders gut aus Plastikverpackungen (speziell sehr 
weiche Verpackungen wie Folien haben einen sehr hohen 
Weichmacheranteil) in fetthaltige Lebensmittel (z. B. 
Milchprodukte, Fleisch, Fisch) diffundieren und so über 
die Nahrungsaufnahme in den Menschen gelangen. So 
wurden zum Beispiel in Milch DEHP-Konzentrationen 
von 0,01 mg/kg bis 0,38 mg/kg gemessen, bei fettreichen 
Molkereiprodukten können sie bis auf 16,8 mg/kg anstei- 
gen (SHARMAN et al., 1994). Weitere Belastungspfade 
sind die Inhalation beim Aufenthalt in Innenräumen und 
Autos sowie die Exposition durch Medizinalprodukte. 
Der letztgenannte Expositionspfad kann zu einer deutlich 
höheren inneren Exposition als die alltägliche Aufnahme 
von Weichmachern über die Nahrung und die Luft führen. 
Dies kommt z. B. bei Blutdialyse oder Blutplasmaspende, 
bedingt durch den Einsatz von PVC-Schläuchen und 
Beuteln, vor. Gerade im Krankenhausbereich sind Medi- 
zinalprodukte wie Infusionsbeutel, Katheter und ver- 
schiedenste Schlauchsysteme sowie sonstige Kunststoff- 
auflagen und -behältnisse mögliche Expositionsquellen. 
So wurde vom SCMPMD (EU-Scientific Committee on 
Medicinal Products and Medical Devices) eine Stellung- 
nahme zum Risiko von DEHP aus medizinischen Ge- 
brauchsmaterialen für Neugeborene und andere Risiko- 
gruppen erarbeifet. Bisher sind keine negativen 
Wirkungen durch diese Schadstoffbelastung bei Patienten 
festgestellt worden. In bestimmten Fällen kann es aller- 
dings dazu kommen, dass Neugeborene Expositionssitua- 
tionen ausgesetzt sind, bei denen in Tierversuchen Ef- 
fekte beobachtet wurden (SCMPMD, 2002). Besonders 
bedenklich sind des Weiteren phthalathaltige Kinderspiel- 
zeuge aus Kunststoff, die dafür vorgesehen oder geeignet 
sind, in den Mund genommen zu werden. Aus diesem 
Grunde wurden beispielsweise vom niederländischen Ge- 
sundheitsministerium Beißringe, Rasseln und Tierfiguren 
aus PVC untersucht (EU-CSTEE, 1997). Der Phthalatge- 
halt in diesen Kinderartikeln lag zwischen 43 und 49 %, 
hauptsächlich DINP und DIDP. Um die Löslichkeit dieser 
Weichmacher zu ermitteln, wurde künstlicher Speichel 
eingesetzt. Dabei wurden in einer Stunde pro cm^ PVC- 
Oberfläche 7,9 bis 31,4 pg DINP und 0,6 bis 6 pg DIDP 
gelöst. Daraus errechnet sich eine tägliche Phthalatbelas- 
tung für ein einjähriges Kind (10 kg schwer) durch das 
Lufschen und Kauen an diesen Spielsachen von 1 bis 
2 mg. Die von dem wissenschaftlichen Ausschuss für To- 
xizität, Ökotoxizität und Umwelt der Europäischen Union 
(EU-CSTEE) festgelegten TDI {tolerable daily intake) 
für die einzelnen Weichmacher wären damit um das Drei- 
bis Siebenfache überschritten (EU-CSTEE, 1998; 
s. Tz. 1144). 

12.3.3 Innere Exposition beim Menschen 

1143. In einer Studie der Universität Erlangen-Nüm- 
berg war es zum ersten Mal möglich, die innere Belas- 
tung der allgemeinen Bevölkerung mit dem wichtigsten 


Vertreter der Phthalate zu erfassen (KOCH et al., 2003). 
Dabei wurden bei etwa einem Drittel der untersuchten 
Personen DEHP-Konzentrationen festgestellt, die den 
TDI des CSTEE von 37 pg/kg Körpergewicht/Tag und 
die so genannte Referenzdosis (RfD) (ein von der US- 
EPA [Environmental Protection Agency) festgelegter 
Grenzwert, welcher aus Gründen der gesundheitlichen 
Vorsorge nicht überschritten werden sollte) von 20 pg/kg 
Körpergewicht/Tag überschreiten. 

12.3.4 Toxizität von Phthalaten 

1144. DEHP wird von der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft als das Krebswachstum begünstigend einge- 
stuft und das US-amerikanische Centre for the evaluation 
of risks to the human reproduction (CERHR) bewertet 
DEHP als ernsthaft bedenklich für die menschliche Fort- 
pflanzung (NTP-CERHR, 2000). 

In Tabelle 12-8 sind die wichtigsten Phthalatverbindun- 
gen mit ihren vom CSTEE angegebenen toxischen Wir- 
kungen aufgeführt. An Kleinsäugem durchgeführte Tests 
zur Toxizität kamen zu dem Ergebnis, dass DEHP - wie 
fast alle Ester der o-Phthalsäure - als gering akut toxisch 
einzuschätzen ist. Dabei lagen die LDjg- Werte für Raffen, 
Kaninchen und Mäuse im Bereich von 20 bis 60 g/kg. 
Hohe Dosen von DEHP führfen bei Ratten und Mäusen 
zu hepatischen Peroxisomenproliferationen (Zunahme 
von Organellen in Leberzellen, die ein Hinweis für die In- 
duktion von Tumoren sein kann) (lARC, 2000). Die en- 
dokrine Wirkung von Phthalaten wurde das erste Mal in 
Versuchen mit dem Östrogenrezeptor von Regenbogen- 
forellen nachgewiesen. Dabei zeigten schon geringe 
Mengen von BBP und DBP eine schwach Östrogene Wir- 
kung (JOBLING et al., 1995). 

1145. In Tierversuchen mit Ratten erwies sich die Gabe 
niedriger BBP-Konzentrationen an trächtige Muttertiere 
als schädigend für die Fortpflanzungsorgane des männli- 
chen Nachwuchses (SHARPE et al., 1995). Inzwischen 
wurde in weiteren In-utero-Expositionsexperimenten 
auch für andere Phthalate einschließlich DEHP eine Be- 
einträchtigung der testikulären und sonstigen Entwick- 
lung des männlichen Nachwuchses nachgewiesen 
(POONetal., 1997; GRAY et al., 2000; NAGAOetal., 
2000; HOYER, 2001). Ergänzend dazu zeigt eine un- 
längst veröffentlichte Studie einen Zusammenhang zwi- 
schen der Exposition mit Phthalaten und DNA-Schäden 
in humanen Spermien. In dieser Arbeit wurden von 
168 Männern Urinproben auf Monoethylphthalat (ein se- 
kundäres Metabolit von DEHP) und Spermienproben auf 
DNA-Schäden untersucht. Aufgrund der relativ geringen 
Stichprobenzahl ist geplant, diese Ergebnisse durch Erhe- 
bung weiterer Daten zu verifizieren (DUTY et al., 2003). 
Die Bestätigung dieses Verdachts wäre sehr bedenklich. 
Da die Gefahr einer kanzerogenen Wirkung für den Men- 
schen über die hepatische Peroxisomenproliferation zu- 
nehmend relativiert werden musste, sind inzwischen die 
reproduktions- und entwicklungstoxischen Effekte die 
wesentlichen Kriterien für eine Risikoabschäfzung der 
Phthalafe. 
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Tabelle 12-8 


Die wichtigsten Phthalate, deren Anwendungen und toxische Wirkungen 


Phthalat 

Anwendung 

Bekannte toxische Wirkung 

DEHP (Di(2-ethylhexyl)phthalat) 

PVC (z. B. Vinyl-Handschuhe, 
Bodenbeläge, Rohre und Kabel), 
Dispersionen, Lacke u. Farben, 
(Lebensmittel-) Verpackungen 

reproduktionstoxisch und teratogen 
(fhichtschädigend), (tumorpromo- 
vierend, nephro- und hepatotoxisch 
bei Nagetieren) 

DBP (Di-n-butylphthalat) 

PVC, Klebstoffe, Dispersionen, 

Lacke u. Farben, Schaumverhüter, 
Körperpflegemittel, Parfüms, 
(Lebensmittel-) Verpackungen 

reproduktionstoxisch und teratogen, 
Östrogen, Peroxisomenproliferation, 
(kanzerogen bei Mäusen) 

DnOP (Di-n-octylphthalat) 

PVC (wie DEHP) 

hepatozelluläre Schädigungen 
(Ratten) 

DiDP (Di-iso-decylphthalat) 

PVC (wie DEHP) 

Zunahme des Lebergewichts (Ratten) 

DiNP (Di-iso-nonylphthalat) 

PVC (wie DEHP) 

teratogen, Peroxisomenproliferation 

DEP (Diethylphthalat) 

Körperpfiegemittel, Parfüms, Phar- 
mazeutische Produkte 

- 

DMP (Dimethylphthalat) 

(wie DEP) 

- 

BBP (Butylbenzylphthalat) 

- 

reproduktionstoxisch, teratogen, Ös- 
trogen, Peroxisomenproliferation 

SRU/UG 2004, Tab. 12-8; Datenquelle: BOOKER et al, 2001; EU-CSTEE, 1998; NTP-CERHR, 2000 


Legende: - keine näheren Angaben 


12.3.5 Rechtliche Regelungen 

1146. § 31 Abs. 1 Lebensmittel- und Bedarfsgegenstän- 
degesetz (LMBG) verlangt, dass Stoffe aus Bedarfs- 
gegenständen wie zum Beispiel Verpackungen nur in 
gesundheitlich, geruchlich und geschmacklich unbedenk- 
lichen Anteilen, die technisch unvermeidbar sind, auf Le- 
bensmittel oder deren Oberflächen übergehen dürfen. Auf 
der Grundlage des LMBG können zur Durchsetzung die- 
ser Anforderungen entsprechende Rechtsverordnungen 
erlassen werden. Tatsächlich ist das allerdings bislang 
nicht geschehen. Seit 1988 existiert lediglich eine - nicht 
rechtsverbindliche - Empfehlung der Kunststoffkommis- 
sion des Bundesinstituts für Risikobewertung (BGA, 
1988; 1989). Nach der aktuellen Fassung vom 

1. Dezember 1996 dürfen Folien, Beschichtungen und 
Verpackungen kein DEHP, DBF, DCHP (Dicyclohe- 
xylphthalat), BBP und DIDP beinhalten, wenn sie Nah- 
rungsmittel mit einem hohen Fettgehalt, Milch und 
Milchprodukte, alkoholhaltige oder ätherische Öle ent- 
haltende Lebensmittel oder Produkte, die pulver- und 
feinkörnig beschaffen sind, umgeben (BfR, 2003b). Bis- 
her ist die bestehende Regelung nicht rechtsverbindlich, 
was nach Auffassung des Umweltrates als unbefriedigend 
angesehen werden muss. 

Auf europäischer Ebene wird im Hinblick auf Phthalate 
ein doppelter Ansatz verfolgt. Regelungsgegenstand sind 
neben Lebensmitteln beziehungsweise deren Verpackun- 


gen insbesondere Kinderspielzeug. Anforderungen an 
Materialien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu be- 
stimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, 
enthält die Richtlinie 2002/72/EG (gültig seit dem 5. Sep- 
tember 2002). In den Anhängen dieser Richtlinie sind die 
Monomere und Ausgangsstoffe aufgeführt, die für Le- 
bensmittelverpackungen aus Kunststoff verwendet wer- 
den dürfen, darunter auch einige Phthalate, nämlich Di- 
methylisophthalat (festgelegter Migrationsgrenzwert: 
SML = 0,05 mg/kg), Diallylphthalat (kein SML festge- 
legt), Dimethylterephthalat (SML = 0,05 mg/kg), Dime- 
thyl-5-sulfiosophthalat, (kein SML festgelegt). Zusätzlich 
beigefügt ist der Richtlinie eine bisher unvollständige 
Liste mit Additiven, die unter Einhaltung der dort ge- 
nannten Beschränkungen und/oder Spezifikationen bei 
der Herstellung von Bedarfsgegenständen aus Kunststoff 
verwendet werden dürfen. Die Positivliste mit Additiven 
soll in Zukunft vervollständigt werden. Bisher sind ge- 
sundheitlich bedenkliche Phthalate als Additive und Aus- 
gangsstoffe ausgenommen. Eine abschließende Bewer- 
tung der Richtlinie kann aber erst erfolgen, wenn die 
Additivliste vervollständigt wurde. 

1147. In Anbetracht entsprechender Diskussionen in 
der Öffentlichkeit hat die EU-Kommission im Dezember 
1999 eine Entscheidung (1999/815/EG) erlassen, wonach 
alle Produkte für Kleinkinder unter drei Jahren verboten 
sind, deren Zweck es ist, von Kindern in den Mund 
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genommen zu werden und die DINP, DEHP, DBP, DIDP, 
DNOP oder BBP enthalten (EU-Kommission, 1999a). 
Bei Entseheidungen der EU-Kommission handelt es sich 
um vorläufige, aber rechtsverbindliche Vorgaben. Eine 
generalisierende Richtlinie steht bedauerlicherweise noch 
immer aus. Allerdings ist die Kommissionsentscheidung 
bisher alle drei Monate verlängert worden, zuletzt durch 
die Entscheidung 2003/610/EG (EU-Kommission, 2003). 

1148. Außerdem liegt seit dem 10. November 1999 ein 
Vorschlag der EU-Kommission für eine „22. Änderung 
der Richtlinie 76/769/EWG zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Be- 
schränkungen des Inverkehrbringens und der Verwen- 
dung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen 
(Phthalate) sowie zur Änderung der Richtlinie 88/378/ 
EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Sicherheit von Spielzeug“ vor (EU- 
Kommission, 1999b). Darin soll festgelegt werden, dass 
bei allen Spielzeugartikeln aus Weich-PVC, welche die 
oben aufgeführten Phthalate enthalten, die für Kinder un- 
ter drei Jahren bestimmt sind und bei denen die Möglich- 
keit besteht, dass sie entgegen ihrer Bestimmung in den 
Mund genommen werden, ein deutlicher Wamhinweis 
auf der Verpackung angebracht werden muss. Bei der be- 
stehenden Richtlinie wie auch dem Richtlinienvorschlag 
ist es jedoch fraglich, ob dadurch ein ausreichender 
Schutz von Kleinkindern vor einer übermäßigen Phthalat- 
Exposition gegeben ist. Denn die Beschränkung des Ver- 
bots auf Gegenstände, die dafür „vorgesehen“ sind, in den 
Mund genommen zu werden, wird der Tatsache nicht ge- 
recht, dass Kinder in diesem Alter jegliche Plastikgegen- 
stände, unabhängig davon ob sie dafür vorgesehen sind 
oder nicht, in den Mund nehmen und eventuell verschlu- 
cken. Deshalb sollte das bestehende vorläufige in ein dau- 
erhaftes Verbot umgesetzt werden und auf alle Produkte 
für Kinder unter drei Jahren, über die eine Schadstoffauf- 
nahme möglich ist, und Kinderspielzeug generell, ausge- 
weitet werden. 

1149. In Bezug auf die DEHP-Belastung durch Medizi- 
nalprodukte werden bisher weder auf nationaler noch auf 
europäischer Ebene konkrete Maßnahmen gefordert 
(SCMPMD, 2002; DGM SAS, 2002). Das Problem ist 
zwar erkannt worden, aber da der Nutzen der verwende- 
ten Gebrauchsgegenstände für die Medizin sehr hoch ist 
und diese bisher nicht zufriedenstellend substituiert wer- 
den können, wird momentan auf Regelungen in diesem 
Produktbereich ausdrücklich verzichtet. Trotz oder ge- 
rade deswegen wurden von verschiedenen Staaten wie 
Schweden und Kanada Studien in Auftrag gegeben, um 
die Folgen der Exposition mit DEHP und anderen Phtha- 
laten weiter gehend zu untersuchen und die Forschung 
nach möglichen Alternativen voranzutreiben. Besonders 
intensiviert wird dabei die Suche nach Substituten für 
Plastikschläuche und -behälter, die bei der medizinischen 
Behandlung von Neu- und Frühgeborenen eingesetzt wer- 
den können (DGM SAS, 2002). 

1150. In internationalen Vereinbarungen zum Schutz 
der Meere und Binnengewässer vor Schadstoffen wurden 
prioritäre Listen mit dem Ziel erstellt, den Eintrag, den 


Verlust und die Emission der dort aufgeführten Substan- 
zen bis zu einem bestimmten Zeitpunkt zu unterbinden. 
In den Listen prioritärer Stoffe der OSPAR-Kommission 
zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks und 
Helsinki-Kommission zum Schutz der Meeresumwelt der 
Ostsee wurden DBP und DEHP aufgenommen (OSPAR, 
2000). Verbunden mit diesen Listen ist das Ziel der Null- 
Emission bis zum Jahr 2020 (s. auch SRU, 2004, 
Abschn. 3.2. 1.2). In der Liste der EU, die im Rahmen der 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL, 2000/60/EG) erstellt 
und am 20. November 2001 verabschiedet wurde, wird 
unter anderem ein Phthalat - in diesem Fall DEHP - auf- 
geführt. Nach den Bestimmungen der WRRL soll die 
EU-Kommission Vorschläge erarbeiten, um den Eintrag 
der benannten prioritär gefährlichen Stoffe innerhalb 
eines Rahmens von 20 Jahren zu beenden (SRU, 2004, 
Abschn. 3.2. 1.2). Die in der WRRL vorgesehene Frist 
von 20 Jahren beginnt allerdings erst dann, wenn die 
EU-Kommission Maßnahmen vorgeschlagen hat und die 
Mitgliedstaaten sich hierauf geeinigt haben. 

Im EU-Arbeitspapier zur Klärschlammrichtlinie ist für 
DEHP ein maximal zulässiger Gehalt von 100 mg/kg 
Trockengewicht in Klärschlämmen festgelegt worden 
(EU-Kommission, 2000b). 

1151. Insgesamt kann festgestellt werden, dass zum 
Schutz der Gewässer durch die Aufnahme von einzelnen 
Phthalaten in Listen für gefährliche Stoffe mit besonde- 
rem Handlungsbedarf bereits Ziele zur Minderung der 
Belastung festgelegt wurden. Die rechtlichen Regelungen 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit vor einer über- 
mäßigen Exposition mit Weichmachern sind aber bisher 
eher unzulänglich, besonders wenn man, wie oben darge- 
stellt, die neuesten Ergebnisse über die tägliche DEHP- 
Aufnahme berücksichtigt. Besonderes Augenmerk muss 
dabei auf die Aufnahme von Phthalaten über die Nahrung 
als Hauptexpositionspfad und auf den Schutz von Klein- 
kindern als besonders vulnerable Gruppe gelegt werden. 

12.3.6 Zusammenfassung und Empfehlungen 

1152. Die hormoninduzierende Wirkung von Umwelt- 
chemikalien wurde bereits im Sondergutachten „Umwelt 
und Gesundheit“ ausführlich erörtert. Der Umweltrat kam 
dort zu dem Ergebnis, dass trotz der umfangreichen Lite- 
ratur zu möglichen endokrinen Wirkungen verschiedens- 
ter anthropogener Stoffe zum damaligen Zeitpunkt kein 
akuter Handlungsbedarf bestünde (SRU, 1999). Mit Hin- 
weis auf die Vielzahl und teilweise in höheren Konzentra- 
tionen vorliegenden natürlichen Substanzen in Pflanzen, 
die ebenfalls ein hormonelles Potenzial besitzen, bezwei- 
felte er, dass eine schädigende Wirkung derartiger synthe- 
tischer Substanzen auf den Menschen nachweisbar ist. 
Diese Auffassung muss aus verschiedenen Gründen revi- 
diert werden. Zum einen ist es nunmehr notwendig darauf 
zu reagieren, dass für eine stetig anwachsende Zahl von 
Chemikalien ein endokrin wirksames Potenzial nachweis- 
bar ist. Dabei wird es weiterhin aufgrund von methodi- 
schen Schwierigkeiten, langen Latenzzeiten zwischen 
Exposition und Wirkung und einer nicht geklärten Expo- 
sitionssituation kaum möglich sein, eine Kausalität 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-509- 


Drucksache 1 5/3600 


zwischen dem endokrinen Potenzial von Umweltehemi- 
kalien und beobachteten gesundheitlichen Veränderungen 
beim Mensehen herzustellen. Außerdem wird die Risiko- 
bewertung von einzelnen Stoffen durch die reale Exposi- 
tionssituation, an der zahlreiche Substanzen mit unter- 
schiedlieher endokriner Wirkung beteiligt sind, zusätzlich 
erschwert. Zum anderen zeigt das Beispiel der Phthalate, 
dass die Belastung des Menschen mit synthetiseh herge- 
stellten Stoffen, die derartige wirkspezifisehe Eigenschaf- 
ten aufweisen, in diesem einen Fall deutlich kritischer zu 
bewerten ist, als bisher angenommen. Die Phthalate wer- 
den in sehr großen Mengen produziert, sind in vielen Ge- 
brauchsgegenständen zu finden, breiten sich ubiquitär in 
der Umwelt aus und weisen akkumulative Eigenschaften 
auf Für versehiedene Vertreter dieser Stoffgruppe wur- 
den in Tierversuchen eindeutige reproduktions- und ent- 
wicklungstoxische Effekte nachgewiesen. Nach neuen 
Erkenntnissen ist die innere DEHP-Exposition der Bevöl- 
kerung deutlich höher als bisher angenommen. Darüber 
hinaus ist bei bestimmten Personengruppen wie zum Bei- 
spiel Neugeborenen und Patienten in Behandlung (Blut- 
dialyse, -transfusion, -spende) mit einer noch wesentlich 
höheren Schadstoffaufnahme zu rechnen. 

1 1 53. Angesichts dieser Situation und einer zunehmend 
angestrebten Vorsorge sollte die hormonell induzierende 
Wirkung von Stoffen als Kriterium für die Aufnahme 
eines prioritären Stoffes in das Zulas sungs verfahren der 
neuen europäischen Chemikalienpolitik aufgenommen 
werden (Tz. 1030 ff). 

Darüber hinaus gibt der Umweltrat folgende Empfehlun- 
gen mit dem Ziel, die Belastung der Bevölkerung besser 
aufzuklären und den Gesundheitssehutz insbesondere 
vulnerabler Gruppen und den Schutz der Umwelt (spe- 
ziell Binnengewässer und Meere) nach dem momentanen 
Stand der Erkenntnis zu verbessern: 

- Um den Schutz der Bevölkerung vor der Belastung 
von Lebensmitteln mit Weichmaehem zu gewährleis- 
ten, sollte sich die Bundesregierung dafür einsetzen, 
dass den bestehenden Vorgaben der Kunststoffkom- 
mission des Bundesinstituts für Risikobewertung zum 
Verzicht von DEFIP, DBP, DCHP, BBP und DIDP in 
allen Folien, Besehichtungen und Verpaekungen, die 
Nahrungsmittel mit einem hohen Fettgehalt, Milch 
und Milchprodukte, alkoholhaltige oder ätherische 
Öle enthaltende Lebensmittel oder Produkte, die pul- 
ver- und feinkörnig beschaffen sind, umgeben, bei der 
Vervollständigung der Liste zulässiger Additive der 
Richtlinie 2002/72/EG entsprochen wird. 

- Das auf europäischer Ebene erlassene Verbot aller 
Weieh-PVC-Spielzeuge (für alle Kinder unter drei 
Jahren), die DINP, DEHP, DBP, DIDP, DNOP oder 
BBP enthalten und die dafür vorgesehen sind, in den 
Mund genommen zu werden, wird vom Umweltrat 
ausdrüeklich begrüßt. Allerdings erachtet der Umwelt- 
rat diese Maßnahmen als nicht ausreichend, um gerade 
Kinder bis zu drei Jahren, die in diesem Falle eine vul- 
nerable Gruppe darstellen und wahrscheinlieh einer 
höheren Schadstoffexposition ausgesetzt sind als der 


Bevölkerungsdurehschnitt, ausreichend zu schützen. 
Gerade dann, wenn man - wie oben dargestellt - be- 
rücksiehtigt, dass bereits die durchschnittliche Exposi- 
tion der erwachsenen Bevölkerung deutlich höher ist 
als bisher angenommen, ist es dringend erforderlich, 
die Belastung von Kleinstkindern so niedrig wie mög- 
lich zu halten. Um dies zu erreichen, sollte sieh die 
Bundesregierung für eine Nachbesserung des beste- 
henden Verbots (Entscheidung 1999/815/EG) von 
DINP, DEHP, DBP, DIDP, DNOP und BBP in der 
Form einsetzen, dass es auf alle Produkte für Kinder 
unter drei Jahren, über die eine Schadstoffaufnahme 
möglich ist, und Kinderspielzeug generell, ausgewei- 
tet wird. 

- Langfristig sollte sieh die Bundesregierung dafür ein- 
setzen, mögliehst in Zusammenarbeit mit den Herstel- 
lern, die Phthalate DEHP, DBP und BBP durch an- 
dere, weniger bedenkliche Produkte zu ersetzen. 
Besonders dringlich ist eine Substitution in Plastikarti- 
keln, die zur medizinisehen Behandlung von Kleinst- 
kindern verwendet werden. Entsprechend ist es erfor- 
derlich, die Suche und die Erforsehung der 
Unbedenklichkeit von mögliehen Alternativen voran- 
zutreiben. 

- Angesichts des Bestrebens, die Einleitung, Emission 
und den Verlust von DEHP und DBP innerhalb von 
20 Jahren (einer Generation) auf nahe null zu redu- 
zieren (OSPAR- und HELCOM-Ziele), sollte die Bun- 
desregierung Maßnahmen ergreifen, um die Frei- 
setzung dieser Phthalate schrittweise zu minimieren. 
Erreicht werden kann dies in erster Linie über Stoff- 
verbote und Stoffverwendungsbesehränkungen 
(s. auch SRU, 2004, Abschn. 3.2.3). 

- Das Monitoring der inneren Phthalat-Exposition der 
Bevölkerung sollte weiter ausgebaut werden. Außer- 
dem ist es erforderlieh, die Belastungssituation mit an- 
deren Vertretern dieser Stoffgruppe und die Exposition 
bestimmter Risikogruppen (speziell Neugeborene, Pa- 
tienten etc.) besser aufzuklären sowie bisher wenig be- 
rüeksiehtigte Eintragspfade (Belastung von Mutter- 
milch) zu untersuchen. 

12.4 Acrylamid 

1154. Der (wissenschaftlich) spektakuläre Nachweis 
von Acrylamid in Nahrungsmitteln hat die Öffentlichkeit 
und insbesondere die Fachwelt überraseht und zu einer 
erheblichen Verunsicherung der Allgemeinheit geführt. 
Die schwedische Lebensmittelüberwachungsbehörde ist 
im April 2002 an die Öffentlichkeit getreten, um den 
Nachweis von bedenklich hohen Konzentrationen dieser 
neurotoxischen und krebserzeugenden Substanz in ver- 
schiedenen Lebensmitteln zu präsentieren. Inzwischen ist 
man sieh international darüber einig, dass es sich hier of- 
fensichtlich um ein ernst zu nehmendes Problem handelt, 
wobei bisher aufgrund fehlender wissensehaftlicher Er- 
kenntnisse das genaue gesundheitliche Risiko für die Be- 
völkerung noch nicht abgeschätzt werden kann. 
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12.4.1 Stoffeigenschaften und Verwendung 

1 1 55. Acrylamid (Acrylsäureamid) ist eine niedermole- 
kulare organische Verbindung (a, ß-ungesättigte Carbo- 
nylverbindung). Industriell wird es hauptsächlich durch 
die Hydrolyse von Acrylnitril hergestellt und als Mono- 
mer für die Polyacrylamidherstellung eingesetzt, ln dieser 
Form wird es zur Herstellung von Kunststoffen, zum 
Beispiel für Bedarfsgegenstände oder Verpackungen, 
verwendet. Darüber hinaus werden aus Acrylamid Copo- 
lymere erzeugt, die zum Beispiel in der Wasseraufberei- 
tung, als Retentionsmittel (dient der Faserverknüpfung 
und verbessert Entwässerungsverhalten) in der Papierpro- 
duktion oder für die Flotation von Erzen Verwendung fin- 
den. Weitere Anwendungsbereiche sind die Herstellung 
von Polymerisaten für Dispersionsfarben und Harzlacke 
und als Chemikalie für die Polyacrylamid-Gel-Elektro- 
phorese. 

12.4.2 Acrylamidbildung und Exposition 

1156. Bemerkenswert ist, dass Acrylamid nicht „von 
außen“ in die Lebensmittel eingebracht wird, sondern 
beim industriellen und gleichfalls beim häuslichen Verar- 
beitungs- und Herstellungsprozess der verschiedenen 
Nahrungsmittel aus natürlichen Inhaltsstoffen entstehen 
kann. Der genaue Bildungsprozess von Acrylamid ist 
noch nicht in allen Einzelheiten bekannt. Man weiß, dass 
es während des Erhitzens im Zuge der so genannten Mail- 
lard-Reaktion (mehrstufige Reaktion, deren Produkte für 
die Färbung und das Aroma von Lebensmitteln verant- 
wortlich sind) unter Anwesenheit von reduzierenden 
Zuckern wie Glucose und der Aminosäure Asparagin 
-oder anderen entsprechend glykosidisch gebundenen 
Aminosäuren - entsteht (MOTTRAM et al., 2002; 
STADLER et al., 2002). Wichtige Faktoren sind die 
Erhitzungsdauer, der Wasseranteil in den verarbeiteten 
Komponenten und die Verarbeitungstemperatur, bei 
der ab 160 °C aufwärts ein sprunghafter Anstieg der 
Acrylamidbildung festgestellt wurde (Abb. 12-1) 
(TAREKE et al., 2002). 


Asparagin kommt in freier Form vor allem in Kartoffeln 
und Getreide vor. Man findet besonders hohe Acrylamid- 
gehalte in Lebensmittelgruppen, deren Komponenten im 
Herstellungsprozess stark erhitzt werden (Tab. 12-9). Aus 
diesem Grunde wurden besonders hohe Werte von bis zu 
einigen mg/kg in Kartoffelchips, Pommes Frites, Keksen 
und Kräckern gefunden. Die Zunahme des Bräunungsgra- 
des in diesen Produkten steht in einem engen Verhältnis 
mit den Acrylamidkonzentrationen. Auch andere Pro- 
dukte wie Kaffee oder Nuss-Nougat-Cremes sind relativ 
hoch belastet. 

Tabelle 12-9 


Acrylamid-Konzentrationen in verschiedenen Lebens- 
mittelgruppen: Daten aus Untersuchungen in Norwe- 
gen, Schweden, Großbritannien und den USA 


Produkt 

Acrylamid (pg/kg) 

Median 

Bereich 

Kartoffelchips 

1 343 

170-2 287 

Pommes Frites 

330 

< 50-3 500 

Kekse, Kräcker, Toast 

142 

< 30-3 200 

Sonstige Backwaren 

<50 

< 50^50 

Frühstückscerealien 

150 

< 30-1 346 

Mais-Chips 

167 

34^16 

Brot 

30 

<30-162 

Lösliche Malzgetränke 

50 

< 50-70 

Lösliches Kakaopulver 

75 

< 50-100 

Kaffeepulver 

200 

170-230 


Quelle: WHO, 2002, verändert 


Abbildung 12-1 

Acrylamidkonzentrationen (pg/kg) von im temperaturregulierten Ofen erhitzten Pommes Frites 
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Außerdem entsteht Acrylamid bei der Verbrennung von 
Tabak. Somit ist Zigarettenrauch eine weitere wichtige 
Expositionsquelle für die Bevölkerung. Der Hauptstrom- 
rauch einer Zigarette enthält zwischen 1,1 pg und 2,3 pg 
Acrylamid (SMITH et ab, 2000). 

12.4.3 Metabolismus und Toxizität 

1157. Acrylamid wird nach der oralen Aufnahme, aber 
auch über die Haut sehr gut absorbiert und kann sich auf- 
grund seiner Wasserlöslichkeit leicht im gesamten Körper 
verteilen. Es ist bekannt, dass die Substanz in der Leber 
über das Enzymsystem Cytochrom P 450 2 El zu dem 
Stoffwechselprodukt Glycidamid metabolisiert wird. Die 
Bildung dieses genotoxischen Zwischenprodukts ist in 
erster Linie für die kanzerogenen Eigenschaften verant- 
wortlich (SUMNER et ah, 1999). Die Wirkung, wie auch 
der Metabolismus von Acrylamid, wurden in Tierversu- 
chen schon ausführlich untersucht. Für den Mensehen lie- 
gen bisher nur sehr wenige Daten vor, besonders was den 
oxidativen Stoffwechsel zum Glycidamid betrifft. Beide 
Substanzen können im Körper Makromoleküle, wie bei- 
spielsweise Hämoglobin, binden. Diese gebildeten Hä- 
moglobin-Addukte sind stabil und reflektieren für einen 
Zeitraum von circa 120 Tagen die kumulative Exposition 
des Menschen. Anhand von Ergebnissen aus Tierversu- 
ehen gibt es Hinweise, dass die kovalente Bindung an 
Proteinen proportional zur Bindung an der DNA ist 
(FARMER, 1995). Die DNA-Bindung ist der erste Schritt 
auf dem Wege einer möglichen Krebsentstehung. Da die 
Globin-Addukte analytisch bestimmbar sind, stellen sie 
einen wichtigen Parameter zur Ermittlung der realen in- 
neren humanen Exposition dar (HAGMAR et ah, 2001). 

1158. Gerade aus Erfahrungen der Arbeitsmedizin ist 
schon länger bekannt, dass Acrylamid eine ausgeprägte 
Neurotoxizität besitzt. So wurden zum Beispiel bei über 
zwei Jahre hinweg hoeh exponierten Arbeitern reversible 
Polyneuropathien (Störungen des peripheren Nervensys- 
tems) festgestellt (CALLEMAN et ah, 1994). Für eine 
Risikoabsehätzung in Bezug auf die Exposition über die 
Nahrung sind Studien über die Wirkung langfristiger, 
niedriger Gaben aussagekräftiger. Für den Menschen feh- 
len solche Dosis-Wirkungs-Beziehungen. Daher wurden 
dafür Sfudien an Labor-Nagetieren und Beobachtungen 
an Primaten herangezogen. Auf der Basis einer Studie an 
Ratten zur Wirkung der oralen Gabe von 1 mg/kg Acryl- 
amid pro Tag über 93 Tage wurde ein NOAEL (No-Ob- 
served-Adverse-Effect-Level) für die Neurotoxizität von 
0,5 mg/kg/Tag festgesetzt (WHO, 2002). Dieser Wert 
liegt um den Faktor 500 höher als die Menge, die durch- 
sehnittlieh mit der Nahrung aufgenommen wird (s. u.). 
Aus diesem Grunde ist nicht mit einer neurotoxischen 
Wirkung beim Menschen zu rechnen. 

Experimente an Ratten belegen des Weiteren eine sper- 
mienschädigende Wirkung von Acrylamid. Für diese re- 
produktionstoxische Eigenschaft wurde von der WHO ein 
NOAEL von 2 mg/kg/Tag festgesetzt (WHO, 2002). Da 
der NOAEL für die Reproduktionsfoxizität noch um den 
Faktor vier höher liegt als der für die Neurotoxizität, sind 
hier ebenfalls keine reproduktionstoxischen Effekte durch 
die Aufnahme von Acrylamid mit der Nahrung zu erwar- 
ten. 


Das primäre Kriterium für die Einschätzung des Risikos 
auf die menschliche Gesundheit ist das krebserzeugende 
Potenzial der Substanz, ln Tierversuchen an Ratten zeig- 
ten sich nach 24 Monaten und täglicher Acrylamidgabe 
von 2 mg/kg über das Trinkwasser Tumore in der Maul- 
höhle, der Schilddrüse, den Nebennieren, der Brustdrüse 
und Gebärmutter bei weiblichen und dem Hodensaek bei 
männlichen Individuen (MADLE et ah, 2003). Von der 
Weltgesundheitsorganisation wurde für dieses kanzero- 
gene Risiko über eine quanfitative Extrapolation ein Unit 
risk von 1 x lO'^ berechnet, was bei lebenslanger Zufuhr 
von täglich 1 pg Acrylamid einem zusätzlichen Krebsfall 
pro 100 000 Einwohner pro Jahr entsprieht. Die amerika- 
nische EPA (Environmental Protection Agency) geht von 
einem noch höheren Krebsrisiko von 6 x lO-^ aus (U.S. 
EPA, 1990). Nach einer jüngeren deutschen Studie be- 
trägt die durchschnittliche tägliche Aufnahme über die 
Nahrung eines erwachsenen Nichtrauchers zurzeit etwa 
60 pg (SCHETTGEN et ah, 2003). Das dadureh anzu- 
nehmende Krebsrisiko ist deshalb nach den üblichen 
internationalen toxikologischen Kriterien als nicht mehr 
tolerabel einzustufen. Gemessen an der Risikobetraeh- 
tung der WHO, die ein lineares Modell zugrunde legt, be- 
deutet dies 60 - nach EPA 360 - zusätzlich zu erwartende 
Krebsfälle auf 100 000 Einwohner pro Jahr. 

12.4.4 Stand der Forschung 

1159. Die Belastung von Lebensmitteln mit Acrylamid 
ist nach dem derzeitigen Kenntnisstand ein nieht unerheb- 
licher Beitrag zum Krebsrisiko für die Allgemeinbevölke- 
rung. Derzeit lässt sich das gesundheitliche Risiko von 
Einzelpersonen oder Personengruppen weder abschätzen 
noch vernünftig begrenzen. So ist es unbedingt notwen- 
dig, größere, repräsentative Gruppen der Allgemeinbe- 
völkerung auf ihre Essgewohnheiten und hinsichtlich der 
inneren Exposition zum Beispiel anhand der Hämoglobu- 
lin-Addukte zu untersuchen. Dies könnte helfen, Bezie- 
hungen zwischen der Aufnahme der Nahrung und der in- 
neren Belastung herzuleiten, besondere Risikogruppen 
auszumachen und Hinweise über weitere Quellen zu ge- 
winnen. Ergänzend dazu muss die Bioverfügbarkeit und 
der Metabolismus von Acrylamid im Menschen weiter 
aufgeklärt werden, um somit das reale Krebsrisiko besser 
quantifizieren zu können. Dies ist besonders wichtig, da 
das bisher angewandte Verfahren der linearen Extrapola- 
tion der Ergebnisse von Tierexperimenten durchaus kon- 
trovers diskutiert wird. 

1160. Eine jüngst veröffentlichte epidemiologische Stu- 
die hat über die Neuanalyse von älteren Daten den Zu- 
sammenhang zwischen dem Konsum von besonders 
acrylamidreicher Nahrung und dem Auftreten von Nie- 
ren-, Blasen-, und Darmkrebs untersucht (MUCCl et ah, 
2003). Dabei gab es keinen Hinweis, dass die aufgeführ- 
ten Krebserkrankungen mit einer emährungsbedingten 
Schadstoffexposition korrelieren. Dieses Ergebnis könnte 
als Entwarnung der Acrylamid-Problematik gewertet 
werden. Dabei muss aber berücksiehtigt werden, dass es 
sehr schwierig ist, mit epidemiologischen Studien, in de- 
nen die Belastung der untersuchten Personen nur anhand 
von Befragungen zu deren Essgewohnheiten lediglich der 
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letzten fünf Jahre bestimmt wurde, ein Krebsrisiko zu er- 
fassen, da die Entstehung von Krebs über einen sehr lan- 
gen Zeitraum verläuft und die Fehlermargen in solch ei- 
ner Analyse sehr hoch sind, ln einer Stellungnahme des 
Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR) zu dieser 
Untersuchung wird die geringe Anzahl der Studienteil- 
nehmer kritisiert und darauf hingewiesen, dass für eine 
aussagekräftige Studie die Unterschiede im Emährungs- 
verhalten der beiden miteinander verglichenen Personen- 
gruppen nicht groß genug sind (BfR, 2003a). Darüber 
hinaus ist es erforderlich, weitere Tumorlokalisationen 
außer den drei beschriebenen zu betrachten und mehrere 
Tausend Studienteilnehmer einzubeziehen, um ein Risiko 
von Acrylamid in der heute vermuteten Größenordnung 
bewerten zu können. 

12.4.5 Bestehende Regelungen und 
Maßnahmen 

1161. Acrylamid ist im Chemikalienrecht der Europäi- 
schen Union als Mutagen und Kanzerogen der 
Kategorie 11 eingestuft (EU-Kommission, 2001). Da es 
als Monomer ein Baustoff von Kunststoffen ist, kann es 
in Spuren in Lebensmittelverpackungen enthalten sein. 
Um den Verbraucher vor möglichen Risiken durch den 
Übergang von Acrylamid aus der Verpackung in Lebens- 
mittel zu schützen, darf nach der Bedarfsgegenständever- 
ordnung die Migration von Acrylamid aus Verpackungen 
10 pg/kg (Nachweisgrenze) nicht überschreiten (§ 8 
Abs. 1, BGVO v. 21. Dezember 2000). 

1162. Wie in Abschn. 12.4.1 bereits erwähnt, werden 
Copolymere aus Acrylamid als Retentionsmittel in der 
Trinkwasseraufbereitung eingesetzt. Nach der Trinkwas- 
serverordnung darf die Restmonomerkonzentration 
(Acrylamid) im Wasser, berechnet aufgrund der maxima- 
len Freisetzung nach den Spezifikationen des entspre- 
chenden Polymers und der angewandten Polymerdosis 
zur Trinkwasseraufbereitung, 0, 1 pg/1 nicht überschreiten 
(§ 6 Abs. 2, TrinkwV, 2001). 

1163. Wissenschaftlich fundierte Höchstmengen für 
Acrylamid in Lebensmitteln können nach Ansicht des 
Bundesinstituts für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin (BgVV) zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht festgesetzt werden (BgVV, 2002). Daher wurde von 
dem Institut eine Empfehlung für die Einführung eines 
„Aktionswertes“ von 1 000 pg/kg Acrylamid ausgespro- 
chen. Ziel ist es, den Acrylamidgehalt in weiteren Schrit- 
ten so weit wie möglich zu senken. 

Aufbauend darauf wurde unter Federführung des Bundes- 
amtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL) im August 2002 zwischen Bund und Ländern ein 
Minimierungskonzept für Acrylamid vereinbart, das fol- 
gende Punkte umfasst (BMVEL, 2003): 

- Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit sammelt Analyseergebnisse aus der 
Überwachung der Länder, der Wirtschaft, aus Veröf- 
fentlichungen und aus Untersuchungen des Bundesin- 
stituts für Risikobewertung oder den Bundesfor- 
schungsanstalten. 


- Die Daten der untersuchten Lebensmittel werden zu 
Warengruppen zusammengefasst, ln den einzelnen 
Warengruppen werden diejenigen Produkte identifi- 
ziert, die zu den 10 % der am höchsten belasteten Le- 
bensmittel gehören. Innerhalb dieser Gruppe gilt der 
niedrigste Wert als Signalwert. 

- Bei Werten oberhalb von 1 000 pg/kg Acrylamid sol- 
len grundsätzlich alle Produkte in die Minimierungs- 
bemühungen einbezogen werden, auch wenn sie nicht 
zu den 10 % der am höchsten belasteten Lebensmittel 
gehören. 

- Die Bundesländer bekommen die Informationen über 
höchst belastete Lebensmittel für die dort ansässigen 
Hersteller mitgeteilt. Die Überwachungsbehörden 
nehmen Kontakt mit den genannten Herstellern auf, 
um gemeinsam zu prüfen, ob beziehungsweise welche 
Änderungen an der Rezeptur oder am Herstellungsver- 
fahren möglich sind, um ein Absenken der Acrylamid- 
gehalte zu erreichen. 

- Das BVL nimmt in regelmäßigen Abständen eine Da- 
tenaktualisierung vor und passt die Signalwerte gege- 
benenfalls an, wenn die Minimierungsbestrebungen zu 
niedrigeren Acrylamidgehalten geführt haben. So 
kann in Abhängigkeit vom Erfolg der Maßnahmen in 
den Herstellerbetrieben eine kontinuierliche Vermin- 
derung der Acrylamidbelastung der Lebensmittel er- 
reicht werden. 

1164. Flankierend dazu werden Gespräche mit Wirt- 
schaftsbranchen und sonstigen Verantwortlichen geführt, 
um sie über das Minimierungskonzept zu informieren und 
weitere Konzepte zur Reduzierung der Acrylamidbelas- 
tung in Lebensmitteln zu erarbeiten und umzusetzen. So 
einigte man sich zum Beispiel in Gesprächen mit den zu- 
ständigen Überwachungsbehörden der Länder auf eine 
Fritiertemperatur von 175 °C zur Herstellung von Pom- 
mes Frites in Imbissbuden und Gastronomiebetrieben als 
„Gute Herstellungspraxis“. Einige Länder sind bereits 
dazu übergegangen, die Einhaltung dieser Praxis zu kon- 
trollieren (BMVEL, 2003). Ergänzend dazu wurde die Ri- 
sikokommunikation, in Form von Verbraucheraufklärung 
über das Internet und sonstige Medien, verbessert. 

12.4.6 Zusammenfassung und Empfehlungen 

1 1 65. Das Problem von Acrylamid in Lebensmitteln ist 
erst seit sehr kurzer Zeit bekannt. Die bisherigen Erfah- 
rungen mit dieser Substanz stammen in erster Linie aus 
der chemischen Herstellung, der Verfahrenstechnik und 
der Arbeitsmedizin. Aus diesem Grunde fehlen bisher 
sehr viele Informationen über die Wirkungen und den 
Metabolismus auf den beziehungsweise im Menschen. 
Mit Sicherheit kann man aber davon ausgehen, dass das 
kanzerogene Potenzial dieses Schadstoffes das wesentli- 
che Kriterium für eine Risikoabschätzung darstellt. Nach 
dem momentanen Kenntnisstand muss davon ausgegan- 
gen werden, dass das Krebsrisiko für die allgemeine Be- 
völkerung durch die tägliche Aufnahme von Acrylamid 
mit der Nahrung außerhalb des tolerierbaren Bereichs 
liegt. Derzeit rechnet man in Deutschland mit etwa 
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10 000 (von 335 000 insgesamt) Krebsneuerkrankungen 
pro Jahr, die dadurch verursacht werden (Prof. Dr. E. 
SCHÖMIG, Pharmakologisches Institut der Universitäts- 
klinik Köln, Stellungnahme vor dem Deutschen Bundes- 
tag). Deshalb ist es notwendig, schon jetzt Maßnahmen 
zu ergreifen, um auf diese Situation zu reagieren und das 
Risiko für jeden Einzelnen soweit wie möglich zu mini- 
mieren. Der Umweltrat gibt daher folgende Empfehlun- 
gen, um zum einen die Abschätzung der Belastung der 
Bevölkerung zu verbessern und zum anderen dem Schutz 
der Gesundheit ausreichend Rechnung zu tragen: 

- Es sollten so schnell wie möglich Untersuchungen 
über die innere Belastung der Bevölkerung an reprä- 
sentativen und ausreichend großen Gruppen durchge- 
führt werden. Hierfür steht mit dem Hämoglobin/ 
Acrylamid-Addukt ein geeigneter Human-Biomonito- 
ring-Parameter zur Verfügung. Anhand von entspre- 
chend konzipierten epidemiologischen Studien ist es 
möglich, mit hoher Evidenz festzustellen, inwieweit 
ein Zusammenhang zwischen dem Emährungsverhal- 
ten - der Aufnahme von Acrylamid mit der Nahrung - 
und dem Auftreten von verschiedenen Krebserkran- 
kungen besteht. 

- Auf der Basis dieser Untersuchungen sollte es möglich 
sein, Fragen hinsichtlich des Zusammenhangs zwi- 
schen Nahrungsaufnahme und innerer Belastung, der 
Aufdeckung weiterer relevanter Expositionsquellen, 
der interindividuellen Empfindlichkeit gegenüber die- 
sem Schadstoff sowie der Feststellung von Risikokol- 
lektiven zu beantworten. 

- Der jetzt festgelegte Aktionswert muss anschließend 
bezogen auf die tatsächliche (innere) Exposition der 
Bevölkerung überprüft werden und, soweit sich die 
Annahme eines Risikos für die Bevölkerung weiterhin 
bestätigt, in einen angepassten Grenzwert umgesetzt 
werden. 

- Es besteht erheblicher Forschungsbedarf zur Biover- 
fügbarkeit und zum Metabolismus von Acrylamid im 
Menschen. In gleicher Weise fehlen bisher Daten über 
die Kanzerogenität und die Toxizität des Oxidations- 
produktes Glycidamid und inwieweit die Bindung bei- 
der Substanzen an das Hämoglobin proportional ist 
zur Bindung an die DNA. Letzteres stellt die Grund- 
lage dar, um ein Monitoring anhand des Hämoglobin- 
Addukts richtig bewerten zu können. 

Anhand der bereits bestehenden Kenntnisse über die Bil- 
dung von Acrylamid bei der Lebensmittelherstellung 
sollte es möglich sein, technische Änderungen für den 
Herstellungsprozess industriell gefertigter Produkte abzu- 
leiten, um so die Schadstoffbelastungen für den Konsu- 
menten zu minimieren. 

Eine möglichst umfassende und stetige Aufklärung der 
Allgemeinheit über die Gefahren, den aktuellen Stand der 
Forschung und die Möglichkeiten zur Minderung der 
Acrylamidbelastung sollte gewährleistet werden. Dies ist 
besonders wichtig, da dieses unerwünschte Begleitpro- 
dukt auch bei der Nahrungszubereitung im privaten Haus- 
halt entsteht. Aus diesem Grunde wird das vom BVL ini- 


tiierte Minimierungskonzept vom Umweltrat als ein 
erster Schritt in die richtige Richtung bewertet. Eine 
schnelle Umsetzung der Maßnahmen zur Reduzierung 
der Acrylamidgehalte in Lebensmitteln sollte unbedingt 
sichergestellt werden. 

12.5 Edelmetalle aus Katalysatoren 

1166. Die Platingruppenelemente (PGE) Platin, Palla- 
dium und Rhodium werden als katalytisch wirksame 
Metalle in Autoabgaskatalysatoren eingesetzt, mit dem 
Ziel, die Emissionen an Kohlenwasserstoffen, Kohlenmon- 
oxid und Stickstoffoxiden zu mindern. Mitte der 1980er- 
Jahre ist die Katalysatorentechnik zur Abgasreinigung in 
Kraftfahrzeugen in Deutschland eingeführt worden, und 
inzwischen liegt der Anteil der mit einer Abgasreinigung 
ausgestatteten PKW bei über 80 %. Diese Entwicklung ist 
dafür verantwortlich, dass momentan die Hälfte der welt- 
weiten Nachfrage dieser Edelmetalle auf den Einsatz in 
dieser Technologie zurückzuführen ist (WAGNER, 
2000). Schon einige Jahre nach der Einführung des Kata- 
lysators konnten in Industrieländern ansteigende Immis- 
sionen von Platin und Rhodium in der Umwelt beobach- 
tet werden. Besonders auffällig ist die Zunahme von 
Platin im Straßenstaub, dessen Konzentration, gemessen 
an der Autobahn Frankfürt-Mannheim, im Zeitraum von 
1990 bis 2000 bereits auf das 23fache angestiegen war 
(RANKENBURG und ZEREINI, 1999). Da Platin in zu- 
nehmendem Maße von dem ursprünglich deutlich preis- 
günstigeren Palladium in der Katalysatorentechnik substi- 
tuiert wird, ist eine Zunahme der Palladium-Immissionen 
in der Umwelt ebenfalls messbar. Es gibt bereits Tenden- 
zen, in Zukunft auch andere Metalle wie Iridium oder 
Rhodium gemeinsam mit oder anstelle der genannten 
Edelmetalle im Katalysator einzusetzen. 

12.5.1 Emissionen, Immissionen und 
Verteilung in der Umwelt 

1167. Innerhalb des meist wabenförmig aufgebauten 
Katalysatorkörpers sind die PGE feinst verteilt auf der 
Oberfläche der meist mit Aluminiumoxiden beschichte- 
ten keramischen oder metallischen Träger aufgebracht. 
Der Edelmetallgehalt pro Fahrzeug liegt ungefähr zwi- 
schen 0,4 g und 30 g (WAGNER, 2000). Stark variie- 
rende Betriebsbedingungen wie auch thermische und me- 
chanische Belastungen tragen zur Emission der 
Edelmetalle bei. Weitere Einflussfaktoren sind Alter und 
Zustand des Katalysators, Feuchtigkeit und der verwen- 
dete Kraftstoff Untersuchungen innerhalb von Parkhäu- 
sem in Frankfurt am Main weisen allerdings darauf hin, 
dass auch bei Schritttempo und somit minimaler Motor- 
leistung PGE emittiert werden (ZEREINI und URBAN, 
2000). Für diese Betriebsbedingung wird eine Emissions- 
rate von 40 ng/km abgeschätzt. Aus Bodenfrachten er- 
rechnete PGE-Emissionsraten dreier Standorte an ver- 
schieden stark befahrenen Autobahnen ergaben Werte 
zwischen 146 und 184 ng pro Kilometer Fahrleistung 
(ABBAS et af, 1998). Emittiert werden Platin, Rhodium 
und Palladium in partikulärer und hauptsächlich elemen- 
tarer Form, wobei die nanokristallinen Platin- wie auch 



Drucksache 15/3600 


-514- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Palladium-Partikel an Aluminiumoxid-Partikel gebunden 
sind. Beim Platin liegen die Anteile in oxidierter Form, 
soweit überhaupt vorhanden, unter 5 %. Dominiert wer- 
den die Platin-Emissionen von den Partikeln >10 pm. 
Etwa 11 bis 36 % der Partikel sind <3,14 pm und gehö- 
ren somit zur alveolengängigen Fraktion. Obwohl seit 
1993 zunehmend Palladium in der Katalysatorentechnik 
eingesetzt wird, gibt es bisher nahezu keine Daten zur 
quantitativen und qualitativen Charakterisierung entspre- 
chender Emissionen und Immissionen. 

1168. Das Spektrum der emittierten PGE-Partikel be- 
stimmt die Verteilung der Metalle in der Umwelt. Da die 
größten Partikel in unmittelbarer Nähe zur Emissions- 
quelle abgelagert werden, wurden die höchsten PGE- 
Konzentrationen im Straßensediment direkt neben Auto- 
bahnen gefunden (310 pg/kg Platin, 50 pg/kg Rhodium 
und 10 pg/kg Palladium gemessen an der BAB 8, Pforz- 
heim-Ost, November 1995, PUCHELT et al., 1995). ln 
der obersten Bodenschicht (Profdtiefe 0 cm bis 2 cm) in 
10 cm Entfernung von der Fahrbahn sind die Konzentra- 
tionen der Metalle bereits auf ein Sechstel, in einem Me- 
ter Entfernung auf ein Dreißigstel abgesunken und in vier 
Meter Entfernung entsprechen sie fast den normalen Hin- 
tergrundwerten. ln Grasproben vom Straßenrand wurde 
für Platin 5 pg/kg, für Rhodium 0,8 pg/kg und für Palla- 
dium 0,6 pg/kg gemessen (nach circa drei Monaten 
Exposition). Die groben Partikel der PGE-Emissionen 
werden somit in unmittelbarer Nähe der Straßen auf und 
im Boden deponiert, während der Anteil der feinen Parti- 
kel vom Wind weiter verbreitet wird und sich ubiquitär 
ausbreiten kann. Über den Regenwasserabfluss können 
die Metalle direkt in aquatische Systeme oder über die 
Straßenentwässerung in die Klärschlämme eingetragen 
werden. Es konnte inzwischen nachgewiesen werden, 
dass alle drei Platinelemente von aquatischen Organis- 
men wie Fischen und Muscheln aufgenommen werden 
und dort akkumulieren (SURES und ZIMMERMANN, 
2000). Dabei wies Palladium die höchste Bioverfügbar- 
keit auf, gefolgt von Platin und Rhodium. 

1169. Die Entwicklung der PGE-Emissionen in den 
letzten Jahren konnte auch bei Immissionskonzentratio- 
nen in der Luft nachvollzogen werden. So stiegen die Pla- 
tin- wie auch Rhodium-Immissionen, in Frankfurt am 
Main gemessen, zwischen 1992 und 1998 von 19,5 pg/m^ 
auf 148 pg/m^ beziehungsweise von 0,5 pg/m^ auf 
10,5 pg/m3 an (ZEREINI et al, 2001). 

Für Palladium-Immissionen gibt es nur neuere Messun- 
gen, die unter anderem in Erfurt durchgeführt wurden. 
Dort zeigten sich zwei- bis zehnmal höhere Werte für die- 
ses Edelmetall in der Luft im Vergleich zu Platin 
(ZEREINI et al., 2001). Palladium-Konzentrationen stie- 
gen von 1996 bis 1999 um den Faktor 3 an, um dann 2000 
und 2001 wieder abzusinken, ohne dass es für die letztge- 
nannte Entwicklung eine Erklärung gibt. Für Platin gibt 
es Angaben über den Anteil an löslichen Verbindungen 
(Platinsalze) in der Luft, welche allerdings sehr unein- 
heitlich sind. Dabei muss berücksichtigt werden, dass die 
durchgeführten Studien sich sehr deutlich in der Proben- 
nahme und den Analysemethoden unterscheiden und des- 


halb die Werte nicht direkt miteinander vergleichbar sind. 
So ermittelten ARTELT et al. (1999) einen Wert von 1 % 
in Motorabgasen von PKW mit älteren Katalysatoren. 
Die Probennahme erfolgte in diesem Fall passiv über ei- 
nen Niederdruckkaskadenimpaktor. Unter Ausnutzung 
von Trägheitseffekten können hierbei Partikel einer be- 
stimmten Größenfraktion aerodynamisch abgeschieden 
werden. Auf einer Kaskade hintereinander geschalteter 
Platten sammeln sich die Fraktionen und können an- 
schließend gewogen und analysiert werden, ln einer Ar- 
beit von ZEREINI et al. (2001) wurde in Proben von 
Luftfiltern, die aus Immissionsmessanlagen des Umwelt- 
bundesamtes stammen, ein Anteil löslicher Platinverbin- 
dungen von 10 % ermittelt. Abgelagerter Staub, der ei- 
nige Meter entfernt von der Fahrbahn deponiert wurde, 
enthielt anteilig zwischen 30 und 43 % lösliche Platinver- 
bindungen (ALT et al., 1993). Die Größe der emittierten 
Partikel ist unter anderem ein wichtiger löslichkeitsbe- 
stimmender Faktor. Ultrafeine PGE-Partikel haben eine 
höhere Löslichkeit als größere Partikel. 

12.5.2 Toxizität von PGE 

1170. Über die Wirkung der inhalativen Aufnahme von 
fein verteilten, verkehrsbürtigen PGE-haltigen Stäuben 
auf die Gesundheit des Menschen liegen bisher keine Er- 
kenntnisse vor. Die meisten Untersuchungen zur toxiko- 
logischen Wirkung von PGE beziehen sich auf Tests mit 
löslichen Verbindungen wie Platin- oder Palladiumchlori- 
den. Von Palladiumionen weiß man, dass sie Komplexe 
mit Hydroxyl-, Amino- und Sulfhydrylliganden eingehen, 
was die biochemischen Eigenschaften der betroffenen 
Makromoleküle verändert. Außerdem wurden Wechsel- 
wirkungen von Palladiumionen mit der DNA nachgewie- 
sen, was zu Konformationsänderungen, Strangbrüchen 
und Abspaltungen führen kann, ln Untersuehungen in 
bakteriellen Testsystemen und Säugerzellen wurde eine 
mutagene Wirkung für lösliche Platin- Verbindungen 
nachgewiesen (WHO, 1991). Im Unterschied dazu zeig- 
ten Mutagenitätstests mit verschiedenen löslichen Palla- 
diumsalzen an pro- und eukaryontischen Zellen negative 
Ergebnisse (MANGELSDORF et al., 1999). 

Es gibt Hinweise auf eine kanzerogene Wirkung von Pal- 
ladium. ln einer Studie an Mäusen konnte nach einer 
lebenslangen Palladium-Gabe von 1 ,2 mg/kg pro Tag 
eine signifikant höhere Gesamttumorrate in den exponier- 
ten Tieren nachgewiesen werden (SCHROEDER und 
MITCHENER, 1971). Allerdings hatten die palladiumbe- 
handelten Mäuse eine längere Lebensdauer als die Refe- 
renzgruppe, die ebenfalls die Tumorhäufigkeit erhöhen 
kann. Des Weiteren zeigte sich in Tierversuchen eine sen- 
sibilisierende Wirkung für lösliche Palladium- Verbin- 
dungen. Gerade Palladiumchlorid ist ein potentes Haut- 
allergen, das allergische Reaktionen vom verzögerten 
Typ (IV) hervorruft (MANGELSDORF et al., 1999). 

1171. Die Erfahrungen mit Platin- Wirkungen auf den 
Menschen beschränken sich ausschließlich auf die berufs- 
bedingte Exposition mit elementarem Platin und mit Pla- 
tinsalzen. Untersuehungen, die in der platinverarbeiten- 
den Industrie durchgeführt wurden, konnten bei einer 
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personenbezogenen Exposition von 1,2 pg/m^bis 1,9 pg/m^ 
mit elementaren Platin-Stäuben (nicht bekannter Frak- 
tionierung) mit einem Anteil an löslichen Verbin- 
dungen unter 1 % über 75 bis 203 Monate hinweg keine 
schadstoffspezifischen Erkrankungen nachweisen 
(MERGET et ah, 1995). Im Unterschied dazu haben halo- 
genhaltige, lösliche Platin- Verbindungen eine sensibili- 
sierende Wirkung, die zu allergischen Reaktionen führen 
kann. So wurde in einem Katalysatorfertigungsbetrieb, in 
dem Hexachloroplatinsäure zum Einsatz kam, bei den am 
höchsten exponierten Arbeitern innerhalb von zwei Jahren 
eine 1 1-prozentige Zunahme an Neuerkrankungen von Pla- 
tinsalz-Allergien ermittelt (MERGET und SCHULTZE- 
WERNINGHAUS, 1997) (Tab. 12-10). Aufgrund der 
dortigen Ergebnisse wurde von den Autoren ein No- 
Observed-Effect-Level (NOEL) im Bereich von 1,5 ng/m^ 
bis 8,6 ng/m^ vorgeschlagen. Dies entspricht der niedrig 
exponierten Gruppe, in der faktisch keine Neuerkrankun- 
gen auftraten. 

1172 . Im Gegensatz zu metallischem Platin weist me- 
tallisches Palladium ein hautsensibilisierendes Potenzial 
auf Dies konnte insbesondere anhand von zahnmedizini- 
schen Erfahrungen dokumentiert werden (KOCH und 
BAUM, 1996), in denen nach dem Einsatz von 
palladiumhaltigen Zahnlegierungen Kontaktdermatiden 
und -Stomatiden bei einigen Patienten diagnostiziert wur- 
den. ln Studien an Schulkindern und Patienten dermatolo- 
gischer Kliniken wurde eine relativ hohe dermale Sensi- 
bilisierungsrate von 7 bis 8 % anhand von Patch-Tests mit 
Palladiumchlorid (PdCh) festgestellt (KRÄNKE etal., 
1995; VlNCENZl et al., 1995). KRÄNKE etal. (1995) 
stufen Palladium nach Nickel als das zweithäufigste Me- 
tall-Kontaktallergen ein. 

Risikobewertung von PGE-Stäuben für den Menschen 

1173 . Für eine Risikoabschätzung von PGE-Stäuben, 
die aus den Emissionen von Kraftfahrzeugen stammen, 
können nur sehr begrenzte Erkenntnisse über die Wir- 
kung von Platin- und Palladiumverbindungen herangezo- 


gen werden. Danach erweist sich elementares Platin als 
wenig biologisch aktiv. Aus Erfahrungen am Arbeitsplatz 
zeigt sich, dass lösliche halogenhaltige Platin- Verbindun- 
gen ein hohes sensibilisierendes Potenzial besitzen. Diese 
atemwegssensibilisierende Wirkung ist somit das wesent- 
liche Kriterium zur Risikobewertung von Platin-Parti- 
keln, da es keine weiteren Kenntnisse über sonstige toxi- 
kologische Wirkungen gibt. Der von MERGET und 
SCHULTZE-WERNINGHAUS (1997) vorgeschlagene 
NOEE von 1,5 ng/m^ entspräche unter der Annahme, 
dass maximal 1 % lösliche Bestandteile in den Platin-Im- 
missionen enthalten sind und diese sich vollständig aus 
halogenhaltigen Verbindungen zusammensetzen, einem 
NOEE für diese Schadstoffbelastung von ISOng/m^ be- 
ziehungsweise 1 5 ng/m^ bei Einbeziehung eines Unsi- 
cherheitsfaktors von zehn für besonders sensitive Perso- 
nengruppen. Legt man allerdings die von ALT et al. 
(1993) ermittelten Werte löslicher Platin- Verbindungen in 
der Luft mit 30 bis 43 % zugrunde, so ergibt sich ein 
NOEL von 0,35 ng/m^. Dieser Wert läge im Vergleich zu 
den von ZEREINI et al. (2001) in unmittelbarer Auto- 
bahnnähe gemessenen Immissionskonzentrationen noch 
um den Faktor zwei bis drei höher. Nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand ist bei einer Exposition in diesem Konzen- 
trationsbereich nicht mit einem Risiko einer sensibilisie- 
renden Wirkung der Allgemeinbevölkerung zu rechnen. 
Inwieweit die inhalativ aufgenommenen Palladium-Parti- 
kel zu einer Sensibilisierung fuhren können, ist bisher 
nicht bekannt. Es muss aber angenommen werden, dass 
aufgrund der sehr hohen dermalen Sensibilisierungsrate 
des Edelmetalls und anhand der bestehenden Erfahrungen 
mit löslichen halogenhaltigen Platin- Verbindungen, die 
wahrscheinlich ähnliche Eigenschaften wie derartige Pal- 
ladium-Verbindungen haben, bereits niedrige Palladium- 
Expositionen eine Wirkung hervorrufen könnten. Aller- 
dings zeigen die von KIELHORN et al. (2002) durchge- 
führten Berechnungen für Palladium-Expositionen, dass 
im Vergleich zu anderen Quellen und Wegen, gerade auch 
im Vergleich zu palladiumhaltigen Zahnlegierungen, die 
aufgenommenen Konzentrationen über die Luft sehr ge- 
ring sind (Tab. 12-11). 


Tabelle 12-10 


Platinmessungen am Arbeitsplatz (Luft), im Blutserum von exponierten Arbeitern (in drei unterschiedlich 
stark belasteten Gruppen) und neu aufgetretene Platinsalzallergien 
für die Jahre 1992 und 1993 


Gruppe 

Anzahl 

untersuchter 

Personen 

Stationäre Arbeitsplatzmessungen : 
lösliches Platin [ng/m^] 

Gesamtplatin 
im Serum [ng/1] 

Anzahl 

Neuerkran- 

kungen 

1992 

1993 

Kontrolle 

47 

0,05 

<0,13 

6 

0 

Niedrige 

Exposition 

81 

6,6 

0,4 

13 

r 

Hohe 

Exposition 

72 

14 

37 

40 

8 


Legende: * Dieser eine Fall betraf einen Arbeiter, der über einen längeren Zeitraum einer hohen Exposition ausgesetzt war. 
Quelle: MANGELSDORF et al., 1999, leicht verändert 
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Tabelle 12-11 

Abschätzungen der Palladiumaufnahme der 
allgemeinen Bevölkerung getrennt nach 
verschiedenen Quellen und Wegen 


Exposition 

Palladiumaufnahme 

(pg/Person/Tag) 

Außenluft 

max. 0,0003 

Trinkwasser 

0,03 

Nahrung 

<2 

Speiehelflüssigkeit von 
Personen mit palladium- 
haltigem Zahnersatz 

1,5-15 


Quelle: KIELHORN et al., 2002, leicht verändert 


Allerdings wird Palladium in Zahnersatzmaterialien mitt- 
lerweile von Zahnärzten weit weniger verwendet. Das 
liegt zum einen an dem allergenen Potenzial und zum an- 
deren an dem explosionsartigen Anstieg der Preise dieser 
Edelmetalle auf dem Weltmarkt, welcher wiederum mit 
der hohen Nachfrage in der Katalysatorentechnik zusam- 
menhängt. 

Unbekannt ist bisher, wie und ob die ultrafeinen metalli- 
schen Partikel intrazellulär biologiseh aktiv sind. Zu die- 
ser Problematik wird derzeit am Institut für Mineralogie 
und Geochemie der Universität Karlsruhe eine Studie 
durehgefiihrt. 

12.5.3 Bewertung und Empfehlungen 

1174. PGE gehören zu den neuen Luftschadstoffen. 
Aufgrund der steigenden Zahl von Katalysatoren in der 
Abgasreinigung von Kraftfahrzeugen kam es in den letz- 
ten zwei Jahrzehnten zu einem deutlichen Anstieg der 
Freisetzung bei den Edelmetallen Platin, Rhodium und 
Palladium. Ob sich diese Tendenz weiter fortsetzen wird, 
kann noch nicht abschließend bewertet werden. Grund 
dafür ist, dass bisher nur ein sehr punktuelles Monitoring 
an verschiedenen Stellen und über kurze Zeiträume 
durehgefiührt wurde. Im Fall von Platin kann man naeh 
dem derzeitigen Stand der Forschung und dem davon ab- 
geleiteten NOEL davon ausgehen, dass selbst in unmittel- 
barer Nähe von Autobahnen keine Konzentrationen in der 
Luft auftreten, die aus toxikologiseher Sicht zu einer Sen- 
sibilisierung hinsichtlich des Auftretens von Allergien in 
der Bevölkerung führen. 


Für die Exposition dureh Palladium und Palladiumverbin- 
dungen wurde bisher aufgrund fehlender Untersuchungen 
kein NOEL, unter dem mit keinem Effekt zu rechnen ist, 
ermittelt. Die Palladiumaufnahme über die Luft ist im 
Vergleich zu anderen Quellen wie zum Beispiel der Nah- 
rungsaufnahme nur sehr gering. Deshalb und unter Be- 
rücksichtigung der Erfahrungen, die man mit Platin 
gemaeht hat, ist nicht mit einem generellen Gesundheits- 
risiko für die Allgemeinheit zu rechnen. Allerdings fehlen 
bisher Daten über die Emissionssituation und über die 
mögliehen gesundheitsbezogenen Folgen. 

1175. Insgesamt geht der Umweltrat davon aus, dass 
durch die Emission von Edelmetallen aus dem Betrieb 
von Katalysatoren zur Abgasreinigung in Kraftfahrzeu- 
gen derzeit kein Gesundheitsrisiko für die Bevölkerung 
ausgeht und deshalb kein Handlungsbedarf vorliegt. Es 
wird aber auf den bestehenden unzureichenden Kenntnis- 
stand über diese Schadstoffbelastung hingewiesen. Aus 
diesem Grunde gibt der Umweltrat folgende Empfehlun- 
gen, damit die Entwicklung der Edelmetallbelastung in 
der Luft weiterhin verfolgt wird und eine aussagekräftige 
Risikobewertung für Palladium und auch andere Edelme- 
talle durchgeführt werden kann: 

- Es fehlen bisher Untersuchungen zur qualitativen und 
quantitativen Charakterisierung von Palladium-Emis- 
sionen aus Kraftfahrzeugkatalysatoren zur Abgasreini- 
gung, insbesondere zum Anteil der lösliehen Verbin- 
dungen und der Struktur der ultrafeinen Partikel. Aus 
diesem Grunde ist es dringend notwendig, dass Stu- 
dien zur Quantifizierung und Strukturaufklärung von 
katalysatorbürtigen Palladium-Emissionen durchge- 
führt werden. 

- Ein kontinuierliches Schadstoffmonitoring an ausge- 
wählten Standorten ist erforderlich, um die Entwiek- 
lung der Edelmetall-Immissionen in Zukunft besser 
und weiter führend verfolgen zu können. 

- Das Allergierisiko von Palladium für den Menschen 
sollte auf jeden Fall besser aufgeklärt werden. Außer- 
dem ist bisher nicht bekannt, inwieweit ultrafeine 
PGE-haltige Partikel Gewebezellen in der Alveolen- 
region der Lunge schädigen. Des Weiteren fehlen In- 
formationen darüber, ob PGE-Atome oder -Ionen in 
Lungenzellen eintreten können und wie sie dort wir- 
ken. 

- Es gibt bereits erste Hinweise, dass Edelmetalle in 
verschiedenen Biota (beispielsweise Gräser, Musehein 
und Fisehe) akkumulieren. Diese Entwicklung sollte 
unbedingt weiter beobaehtet werden. 
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13 Neue umweltpolitische Steuerungskonzepte 


13.1 Herausforderungen für das umwelt- 
politische Regieren in Europa 

1176. Die Umweltpolitik steht heute vor Herausforde- 
rungen, die sich von denen der vergangenen Jahrzehnte 
deutlich unterscheiden. Dies betrifft die zu lösenden Um- 
weltprobleme ebenso wie die verfügbaren Lösungsstrate- 
gien. Auf der Problemseite rücken nach erkennbaren Er- 
folgen in Teilbereichen des Umweltschutzes zunehmend 
solche Probleme in den Vordergrund, bei denen umwelt- 
politische Maßnahmen auch über einen längeren Zeit- 
raum hinweg keine signifikanten Verbesserungen herbei- 
zuführen vermochten (SRU, 2002a, Kap. 2.1; JÄNICKE 
und VOLKERY, 2001). Auf der Lösungsseite ist eine 
kontinuierliche Ausweitung des umweltpolitischen Steue- 
rungsrepertoires und des Akteursspektrums zu beobach- 
ten. Traditionelle Formen der hierarchischen Interven- 
tion, die auch weiterhin dominieren, werden zunehmend 
durch neuere Formen des kooperativen Regierens er- 
gänzt. Hieraus kann eine tendenzielle Schwächung staat- 
licher Autorität und demokratischer Legitimität sowie ein 
Abbau bewährter institutioneller Problemlösekapazitäten 
erwachsen (PIERRE, 2000, S. 2). Gleichzeitig bieten 
neue Steuerungsformen jedoch auch die Chance, Defizite 
der bisherigen Umweltpolitik zu überwinden und zur Eö- 
sung bisher ungelöster Umweltprobleme beizutragen. 

Dieses Kapitel geht der Frage nach, wie hartnäckig fort- 
bestehende, „persistente“ Umweltprobleme vor dem Hin- 
tergrund sich wandelnder politisch-institutioneller Rah- 
menbedingungen wirksamer gelöst werden können und 
welche Rolle dabei neuen Steueiungsansätzen zukommen 
kann. Im Mittelpunkt stehen somit grundsätzliche Gestal- 
tungsprobleme der Umweltpolitik, die sowohl in der Wis- 
senschaft als auch in der Politik zunehmend unter dem 
Stichwort „Govemance“ diskutiert werden. 

Im ersten Teil des Kapitels wird die veränderte ökologi- 
sche und politische Problemlage dargestellt. Im zweiten 
Teil werden im Lichte der Erfahrungen mit dem 1992 be- 
gonnenen „Rio-Prozess“ und seinem anspruchsvollen 
Modell einer langfristigen Mehr-Ebenen-Steuerung vier 
zentrale Steuerungskonzepte der neueren Umweltpolitik 
evaluiert: Zielorientierung, Integration, Kooperation und 
Partizipation. Nach dieser grundsätzlichen Prüfung wer- 
den konkrete Varianten dieser Konzepte und aktuelle 
Govemancemuster der europäischen Umweltpolitik dar- 
gestellt und bewertet. Es wird gezeigt, dass die behandel- 
ten neuen Lösungsangebote umweltpolitischer Steuerung 
im Ansatz Verbessungen ergeben können, zugleich aber 
so voraussetzungsvoll sind, dass sie zusätzliche Vorkeh- 
rungen erfordern. Werden diese Vorkehrungen - wie ins- 
besondere die Absicherung und Flankierung durch traditi- 
onelle hierarchische Regelsteuerung - nicht getroffen, ist 
mit Defiziten in der Effektivität und Effizienz neuer Steu- 


erungsmuster zu rechnen, im schlimmsten Falle mit einer 
Absenkung des angestrebten Schutzniveaus. Das Kapitel 
dient zugleich der „Ortsbestimmung“ innerhalb der Viel- 
falt der vor allem in der EU angebotenen beziehungs- 
weise erprobten neuen Steuerungsformen. Abschließend 
werden auf dieser Basis Empfehlungen zur Verbesserung 
der umweltpolitischen Steuerung in Europa im Hinblick 
auf die „persistenten“ Umweltprobleme formuliert. 

13.1.1 Persistente Umweltprobleme 

1177. Persistente Umweltprobleme sind Probleme, bei 
denen umweltpolitische Maßnahmen über einen längeren 
Zeitraum hinweg keine signifikanten Verbesserungen her- 
beizuführen vermochten (SRU, 2002a, Kap. 2.1). Zu ih- 
nen zählen die weltweit ungebremsten Emissionen von 
Treibhausgasen, der Verlust an biologischer Vielfalt, die 
anhaltende Flächeninanspruchnahme, die Kontamination 
von Böden und Grundwasser, die Verwendung gefährli- 
cher Chemikalien und eine Reihe umweltbedingter Ge- 
sundheitsbelastungen (EEA, 2002; OECD, 2001). Der er- 
höhte Schwierigkeitsgrad persistenter Umweltprobleme 
ist insbesondere auf vier Faktoren zurückzuführen. 

Erstens handelt es sich hierbei vielfach um Umwelt- und 
Gesundheitsgefährdungen, deren Ursachen außerhalb des 
traditionellen Kompetenzbereiches der Umweltpolitik lie- 
gen. Vielmehr resultieren sie aus der „normalen“ Funk- 
tionsweise anderer Wirtschafts- und Gesellschaftssekto- 
ren. Anders als bei den bisherigen Erfolgsfallen der 
Umweltpolitik - beispielsweise der Verbesserung der 
Qualität von Oberflächengewässem oder dem Verzicht 
auf die Verwendung ozonschädigender Substanzen - bei 
denen durch technische Lösungen oder durch die Aus- 
schöpfung von Win-Win-Potenzialen beachtliche Erfolge 
erzielt werden konnten, erfordert die Eösung persistenter 
Umweltprobleme eine nachhaltige Veränderung der 
Funktionslogik der verursachenden Wirtschaftssektoren. 

Erschwerend wirkt dabei, dass es hier um Sektoren geht, 
für die eine intensive Umweltbeanspruchung gleichsam 
die Produktionsgrundlage darstellt. Dies gilt für den 
Bergbau und die Grundstoffindustrien ebenso wie für den 
Energie-, den Verkehrs-, Bau- oder Agrarsektor. Ein Pro- 
blem für die Umweltpolitik sind dabei nicht nur die sek- 
toralen Umweltbelastungen, sondern auch die Sektorpoli- 
tiken, die diesen Wirtschaftszweigen zugeordnet sind: 
Wirtschafts-, Energie-, Bau- oder Agrarpolitik sehen ihre 
Aufgabe zunächst einmal darin, die Produktionsbedin- 
gungen ihrer Klientelbranchen zu sichern und dabei ins- 
gesamt die Bedingungen für Wachstum und Beschäfti- 
gung zu verbessern. Dabei ergibt sich eine starke 
Tendenz, Umweltbelange nur soweit zu berücksichtigen, 
wie sie grundlegenden Interessen des betreffenden Sek- 
tors nicht zuwiderlaufen. Einer additiv hinzutretenden 
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Umweltpolitik entspricht in dieser Logik die additiv 
nachgeschaltete Umwelttechnik. Aber auch eine effi- 
zienzsteigemde „ökologische Modernisierung“ kann, 
wenn sie die Märkte anderer Branchen beeinträchtigt, auf 
sektorale Hemmnisse stoßen. So ist eine Strategie der 
Stromeinsparung letztlich nur chancenreich, wenn sie von 
der Stromwirtschaft mitgetragen wird (bspw. weil sich ihr 
Alternativen in neuen Geschäftsfeldem eröffnen). Darin 
liegt eine besondere Herausforderung moderner Umwelt- 
politik. 

Zweitens sind persistente Umweltprobleme in der Mehr- 
heit hochgradig komplex. Sie entwickeln sich zumeist 
langsam, als schleichende Verschlechterung, an der eine 
Vielzahl unterschiedlicher Akteure - oft nur indirekt - be- 
teiligt ist. Schäden, die in großer räumlicher oder zeitli- 
cher Distanz vom Verursacher auftreten, diffuse Einträge 
oder problematische Summationseffekte machen dabei 
einen reaktiven Umweltschutz von vornherein wirkungs- 
los und steigern die Anforderungen an eine vorsorgende 
und verursachemahe Strategie. Derartige Probleme kön- 
nen somit ohnehin bestehende Steuerungsprobleme erhö- 
hen, die unter Stichworten der Unregierbarkeit, der 
Staatsüberforderung oder des Staatsversagens kritisch zur 
Sprache gebracht wurden, und die LUHMANN (1990, 
S. 169) zu der überaus skeptischen Aussage veranlassten, 
ökologische Probleme machten „vollends deutlich, dass 
die Politik viel können müsste und wenig können kann“. 

Drittens steht dem erhöhten Schwierigkeitsgrad persisten- 
ter Umweltprobleme nur eine begrenzte Akzeptanz für 
einschneidende umweltpolitische Maßnahmen gegen- 
über. Dies resultiert einerseits aus der oben beschriebenen 
Notwendigkeit einschneidender Eingriffe in andere Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsbereiche. Andererseits ist die 
begrenzte Akzeptanz für notwendige Maßnahmen darauf 
zurückzuführen, dass viele der heute vordringlichen Um- 
weltprobleme wie Flächenversiegelung, Klimawandel 
oder Artenschwund vor allem in ihrer langfristigen Wir- 
kung nicht direkt wahrnehmbar sind und zur Erzeugung 
eines öffentlichen Problembewusstseins der wissen- 
schaftlichen und medialen Vermittlung bedürfen. Er- 
schwerend kommt hinzu, dass die umweltpolitischen Er- 
folge der vergangenen Jahrzehnte bei weithin sichtbaren 
Umweltproblemen wie der urbanen Luftverschmutzung 
oder der Belastung von Oberflächengewässem den fal- 
schen Eindruck vermitteln können, dass die vordring- 
lichsten Umweltprobleme weit gehend beherrscht sind 
(KUCKARTZ und GRUNENBERG, 2002, S. 34 f). 
Schließlich hat das umweltpolitische Versagen hinsicht- 
lich einiger persistenter Probleme durchaus auch zu 
einem Resignationseffekt bei denjenigen geführt, die 
Jahre- oder jahrzehntelang auf diese Probleme hingewie- 
sen haben. Das Erlahmen einer noch in den achtziger Jah- 
ren intensiv geführten gesellschaftlichen Debatte in 
Deutschland um Gefahrstoffe ist ein Beispiel hierfür. Die- 
ses Akzeptanzdilemma angesichts von Entwamungs- und 
Resignationseffekten spitzt sich dort zu, wo es um die 
Hinnahmebereitschaft der Industrie im Hinblick auf eine 
hohe Regulationsdichte geht. Dass in den achtziger Jah- 
ren ehemalige Pionierländer des Umweltschutzes wie die 
USA oder Japan und neuerdings auch die Niederlande 


oder Dänemark von massiven Gegenströmungen erfasst 
worden sind, verdeutlicht die Schwere des Akzeptanz- 
dilemmas. 

Viertens sind persistente Umweltprobleme häufig globa- 
ler Natur. Aufgrund ihres potenziell grenzüberschreiten- 
den Charakters sind effektive Problemlösungen oft nur im 
internationalen Maßstab möglich. Allerdings ist eine pro- 
blemadäquate Koordination der Politiken souveräner 
Nationalstaaten aufgrund der heterogenen Interessenla- 
gen und der vielfältigen Vetomöglichkeiten für Gegner 
durchgreifender Umweltschutzmaßnahmen oft schwieri- 
ger als die rein nationale Lösung regional begrenzbarer 
Umweltprobleme. Die wirksame Behandlung persistenter 
Umweltprobleme ist daher in großem Maße mit den 
Schwierigkeiten der Politikkoordination im internationa- 
len Mehrebenensystem verknüpft. 

13.1.2 Veränderte politisch-institutionelle 
Rahmenbedingungen 

1178. Der veränderten ökologischen Problemlage steht 
auf der Lösungsseite ein gradueller Wandel der politisch- 
institutionellen Rahmenbedingungen der Umweltpolitik 
gegenüber, ln der umweltpolitischen Steuerungsdiskus- 
sion - die die herkömmliche Instrumentendebatte zuneh- 
mend zurückgedrängt hat - wird dieser Wandel heute zu- 
meist unter dem Stichwort Governance diskutiert. 
Govemance ist der Oberbegriff für die heutigen, nicht auf 
den Staat beschränkten vielfältigen Formen politischer 
Steuerung auf unterschiedlichen politischen Ebenen, bei 
wachsender Komplexität der Akteurs Strukturen und 
Handlungsbedingungen (PIERRE und PETERS, 2000; 
KOOIMAN, 2003; HOOGHE und MARKS, 2003). Der 
Ausdruck Govemance erfasst also ein weiteres Spektrum 
von Steuerungsformen und Akteuren als der herkömmli- 
che, auf staatliches Handeln begrenzte Begriff der Politik. 
Dass sich dieses weite Steuerungsverständnis gerade in 
der Umweltpolitik rasch ausgebreitet hat, ist vor dem 
Hintergrund einer besonders starken Ausdifferenzierung 
der Regelungsformen und ihrer Träger in diesem Politik- 
feld zu verstehen (HOEZINGER et ak, 2003; 
BRESSERS und KUKS, 2003). Letztlich geht es bei den 
Steuerungsvorschlägen zur Environmental Governance 
um die Frage, wie schwierige, in aller Regel globale Pro- 
blemlagen bei einer Vielzahl von Handlungsebenen (glo- 
bal bis lokal), Sektoren (Politikintegration), beteiligten 
Interessen (Stakeholder) wie auch konkurrierenden In- 
strumentarien besser als bisher bewältigt werden können. 

1179. Unterschieden werden muss in der Govemance- 
debatte zwischen einer analytischen und einer normativen 
Verwendung des Govemancebegriffes. Analytisch wird 
der Govemancebegriff zur wertneutralen Beschreibung 
der oben skizzierten empirisch beobachtbaren Verände- 
rungen des Regierens und seiner Rahmenbedingungen 
verwendet, ln seiner normativen Verwendung hingegen 
steht er für eine Vielzahl, teilweise konträrer, wertbesetz- 
ter Visionen. Hierzu gehören Vorstellungen vom „mini- 
malen Staat“, das heißt eines gezielten Abbaus staatlicher 
Leistungen und Interventionen (z. B. OSBORNE und 
GAEBLER, 1 992) ebenso wie die von der Weltbank und 
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dem Internationalen Währungsfonds unter dem Sehlag- 
wort „Good Govemance“ propagierten Grundzüge „guten 
Regierens“ (z. B. LEFTWICH, 1993). 

1180. Im Folgenden werden die mit dem Govemanee- 
begriff in seiner analytischen Verwendung beschriebenen 
empirischen Veränderungen der politischen Steuerung 
und ihrer Rahmenbedingungen - das heißt die Verände- 
rung von Akteurskonstellationen, die Zunahme von 
Handlungsebenen und Steuerungsformen und die Verän- 
derung des institutioneilen Rahmens - eingehender dar- 
gestellt. ln den einzelnen Abschnitten werden dabei auch 
die jeweils wichtigsten politisch-normativen Streitfragen 
der gegenwärtigen Govemancedebatte knapp angespro- 
chen. 

13.1.2.1 Akteure und Akteurskonstellationen 

1181. Die grundlegenden umweltpolitischen Akteurs- 
konstellationen haben sich im Verlauf der letzten drei 
Jahrzehnte in Deutschland wie auch in anderen Industrie- 
ländern und der Europäischen Union deutlich verändert 
(JÄNICKE und WEIDNER, 1997, S. 146 f). Während 
die Startphase der Umweltpolitik in den späten 1960er- 
und frühen 1970er-Jahren noch von dem traditionellen 
Gegenüber von Staat als Steuerungssubjekt und Industrie 
als Politikadressat gekennzeichnet war, kamen in einer 
zweiten Phase Umweltverbände und die Medien als wei- 
tere Akteursgruppen hinzu. Neu war in dieser Phase das 
Zusammenspiel der verschiedenen Akteursgruppen. Zum 
einen wurde die vorherrschende direkte, zumeist ord- 
nungsrechtliche, Steuerung zunehmend durch koope- 
rative Ansätze wie beispielsweise industrielle Selbst- 
verpflichtungen ergänzt (SRU, 1998, Tz. 266 ff.). Zum 
anderen begannen viele Umweltverbände in den späten 
1980er-Jahren ihre Forderungen direkt an die Verursacher 
von Umweltbelastungen zu richten. Während dies in den 
1980er-Jahren noch vorwiegend in Form von Protesten 
erfolgte, kam es in den 1990er-Jahren zunehmend auch 
zu Kooperationen zwischen Umweltverbänden und Un- 
ternehmen (WEIDNER, 1996; JACOB und JÖRGENS, 
2001). Schließlich ist innerhalb des Staatsapparates seit 
Anfang der 1990er-Jahre unter dem Stichwort der Politik- 
integration der Versuch einer teilweisen Verlagerung um- 
weltpolitischer Verantwortlichkeiten aus dem engen Be- 
reich der umweltpolitischen Institutionen hinaus und in 
andere Politikbereiche hinein zu beobachten (SRU, 
2002a, Tz. 255 ff; LENSCHOW, 2002a; LAFFERTY, 
2001 ). 

1182. Von der empirisch beobachtbaren Ausweitung 
des Akteursspektrums wird oft vorschnell auf einen 
schwindenden Einfluss von Regierung und Verwaltung 
oder gar auf einen „Rückzug des Staates“ (SCHUPPERT, 
1995) geschlossen. Bestimmte politisch-normative An- 
sätze gehen noch einen Schritt weiter und fordern eine 
weit gehende Übertragung von Steuerungsaufgaben auf 
gesellschaftliche Akteure und eine umfassende Deregu- 
lierung (z. B. OSBORNE und GAEBLER, 1992). In sol- 
chen Argumentationszusammenhängen wird mitunter 
fälschlicherweise die für die internationale Politikkoordi- 
nierung geprägte Formel der Govemance Without 


Government angeführt (ROSENAU und CZEMPIEL, 
1992; YOUNG, 1999). Dieser von den Autoren im analy- 
tischen Sinne verwendete Ausdruck beschreibt jedoch le- 
diglich die empirische Tatsache, dass im internationalen 
System keine zu verbindlichen Entscheidungen befähigte 
übergeordnete Regierung existiert und politische Steue- 
rung daher notgedrungen auf Mechanismen der horizon- 
talen Politikkoordination angewiesen ist (ROSENAU, 
1992, S. 9). Eine Wertung im Sinne von Deregulierung 
und dem Abbau von Staatlichkeit ist damit nicht verbun- 
den. 

13.1.2.2 Handlungsebenen 

1183. Neben einer Ausweitung des Akteursspektrums 
beschreibt das Govemancekonzept auch eine Zunahme 
der wechselseitigen Beeinflussung der verschiedenen 
Politikebenen mit ihren jeweiligen - staatlichen und 
nichtstaatlichen - Akteuren. Dabei geht es um die globale 
Ebene mit ihren internationalen Institutionen und Um- 
weltregimen ebenso wie um die EU. Diese oberhalb des 
Nationalstaates angesiedelten Politikebenen haben durch 
eine ständige Zunahme an Regelungen kontinuierlich an 
Bedeutung gewonnen. Das hat die Bedeutung des Natio- 
nalstaates beziehungsweise des EU-Mitgliedstaates je- 
doch keineswegs verringert. Vielmehr hat sich eine wech- 
selseitige Abhängigkeit der Politikebenen herausgebildet, 
in der die nationale Ebene einerseits zwar kaum mehr 
vollkommen autonom agieren kann, andererseits aber als 
Macht- und Legitimationsbasis für infemationale Rege- 
lungen unverzichtbar ist (JÄNICKE, 2003a). So ist die 
umweltpolitische Agenda der EU-Mitgliedstaaten inzwi- 
schen in einem hohen Maße von der erforderlichen Um- 
setzung geltenden EG-Rechts und von der wachsenden 
Notwendigkeit einer Antizipation und aktiven Mitgestal- 
tunß europäischer Maßnahmen und Programme geprägt 
(HERITIER et af, 1994; DEMMKE und UNFRIED, 
2001). Darüber hinaus muss eine Reihe internationaler 
Konventionen und multilateraler Abkommen bei der Ge- 
staltung der nationalen Umweltpolitik berücksichtigt 
werden (JACOBSEN und BROWN-WEISS, 2000; 
LAFFERTY und MEADOWCROFT, 2000). Im Gegen- 
zug hängt das Zustandekommen europäischer und inter- 
nationaler umweltpolitischer Maßnahmen aber auch von 
der Rolle der beteiligten Nationalstaaten ab. Deren Posi- 
tionen und Interessen werden wiederum in starkem Maße 
von nationalen und internationalen Interessenverbänden 
sowie von transnational operierenden Netzwerken von 
Umweltaktivisten (KECK und SIKKINK, 1998) oder 
Umweltwissenschaftlem (HAAS, 1992) beeinflusst. Um- 
weltpolitische Steuerung erfolgt somit zunehmend in 
einem komplexen Geflecht von auf unterschiedlichen Po- 
litikebenen operierenden staatlichen und nichtstaatlichen 
Akteuren und ihrer jeweiligen wechselseitigen Einfluss- 
nahme. 

Auch die subnafionalen Ebenen der Provinzen/Bundes- 
länder und Gemeinden sind von der Umweltfrage zuneh- 
mend betroffen. Die Rolle der weltweit verbreiteten loka- 
len Agenda-21 -Prozesse ist dafür nur ein Beispiel. 
Schließlich gehört auch der Bürger zum Mehrebenensystem 
der Umweltpolitik (ausführlich SRU, 2002a, Kap. 2.3). 
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Auch seine Rolle - als Wähler, Verbraucher oder Ver- 
bandsmitglied - wird zusätzlich betont. Insgesamt hat 
also nicht nur die Zahl sondern auch die Bedeutung der 
einzelnen Handlungsebenen von Umweltpolitik zuge- 
nommen. 

13.1.2.3 Steuerungsformen 

1184. Ebenso wie die Ausweitung des Akteursspek- 
trums und die Zunahme der Handlungsebenen ist auch 
das Aufkommen neuer Steuerungsformen gerade im Be- 
reich der Umweltpolitik umfassend thematisiert worden 
(z. B. GOLUB, 1998; KNILL und LENSCHOW, 2000; 
DE BRUIJN und NORBERG-BOHM, 2004). Informato- 
rische Instrumente wie beispielsweise Umweltzeichen 
ergänzten bereits frühzeitig das ordnungsrechtliche In- 
strumentarium (KERN und KISSLING-NÄF, 2002; 
JORDAN et ab, 2001; WINTER und MAY, 2002). Da- 
gegen wurden marktorientierte Steuerungskonzepte, die 
seit Anfang der 1970er-Jahre einen zentralen Platz in der 
wissensehaftlichen Debatte einnahmen, bislang nur sehr 
zögerlich in die Praxis umgesetzt (HOLZINGER, 1987; 
OPSCHOOR und VOS, 1989; ZITTEL, 1996). Seit Ende 
der 1980er-Jahre spielen darüber hinaus kooperative Steu- 
erungsformen wie zum Beispiel freiwillige Vereinbarun- 
gen zwischen dem Staat und Verursachern von Umwelt- 
belastungen eine zunehmend wichtige Rolle sowohl in 
der Praxis als auch in der Wissenschaft (GLASBERGEN, 
1998; DE CLERCQ, 2002; JORDAN et al., 2003a). 
Schließlich kam es in den 1990er- Jahren zumindest an- 
satzweise zu einer umweltpolitischen Deregulierung. Da- 
bei umfasst der Begriff der Deregulierung einerseits Ten- 
denzen einer Liberalisierung staatsnaher Sektoren und 
Privatisierung öffentlieher Unternehmen wie sie etwa in 
den Bereichen Telekommunikation, Energie- und Wasser- 
versorgung oder Abfallwirtschaft erkennbar sind (SRU, 
2002a, Tz. 655 ff., Tz. 1108 ff). Andererseits bezeichnet 
Deregulierung den teilweisen Verzicht auf direkte, meist 
ordnungsrechtliche Staatsinterventionen und den ver- 
stärkten Rückgriff auf marktwirtschaftliche Steuerung 
und gesellsehaftliche Selbstregelung (COLLIER, 1998). 
Nur in letzterem Fall kann allerdings wirklich von Dere- 
gulierung gesprochen werden, da die Liberalisierung und 
Privatisierung öffentlicher Aufgaben und Leistungen fast 
immer mit einem großen Maß von Neuregulierung ver- 
bunden ist - etwa im Bereich des Wettbewerbsrechts oder 
dureh die Schaffung neuer Regulierungsbehörden 
(COLLIER, 1998: S. 4; grundsätzlich hierzu: MAJONE, 
1990, 1996). 

1 1 85. Auch auf der internationalen Ebene haben neben 
völkerrechtlichen Verträgen zunehmend aueh Elemente 
einer informationeilen oder kooperativen Steuerung an 
Bedeutung gewonnen. Ein Beispiel für einen solchen ge- 
ring verrechtliehten Bereich der internationalen Umwelt- 
politik stellen die Bemühungen des Umweltprogramms 
der Vereinten Nationen (UNEP) und der OECD für einen 
nachhaltigen Konsum dar. Beide Organisationen setzen 
vorrangig auf informationeile Steuerung durch die Erfas- 
sung und Verbreitung von Best-Practice Wissen. Grund- 
lage ihrer Aktivitäten ist Kapitel 4 der Agenda 2 1 , in dem 
allgemeine Grundsätze und Ziele einer „Veränderung der 


Konsumgewohnheiten“ skizziert werden (BMU, 1993, 
Kap. 4). Noch weniger formalisierte - aber möglicher- 
weise nicht weniger wirkungsvolle - Steuerungsmecha- 
nismen werden unter dem Begriff Governance by Diffu- 
sion beschrieben und analysiert (JÜRGENS, 2004; 
TEWS et al., 2003; KERN, 2000; KERN et al., 2000). Im 
Mittelpunkt dieser Forschung steht die Beobachtung, dass 
nationale Regierungen sich bei der Entwicklung von 
Maßnahmen und Programmen zunehmend an Politiken 
orientieren, die bereits in anderen Ländern praktiziert 
werden, und dass sich viele Politikinnovationen ohne bin- 
denden völkerrechtlichen Beschluss schnell im internatio- 
nalen System ausbreiten (DOLOWITZ und MARSH, 
1996, 2000). Dabei werden Diffüsionsprozesse von einer 
Vielzahl von Akteuren - internationalen Organisationen 
oder Netzwerken - getragen. Eine umweltpolitische Fol- 
gerung aus dem Gedanken der Governance by Diffusion 
ist es, offensiv auf umweltpolitische Demonstrationsef- 
fekte durch Vorreiterländer zu setzen, die durch politi- 
schen wie technologischen Innovations- und Wettbe- 
werbsdruck auf andere Länder einwirken und insoweit 
umweltpolitische Steuerungsleistungen erbringen (SRU, 
2002a, Kap. 2.2; VOLKERY und JACOB, 2003; 
JÄNICKE et al., 2003). 

Ähnlich wie im Falle der umweltpolitischen Akteurs- 
konstellationen wird auch im Hinblick auf die Steue- 
rungsformen häufig von der empirisch beobachtbaren 
Herausbildung kooperativer, marktwirtschaftlicher oder 
informationeller Govemancestrategien auf einen Rück- 
gang direkter, meist ordnungsrechtlicher, Staatsinterven- 
tionen geschlossen. Empirisch ist ein soleher Bedeu- 
tungsverlust „traditionellen“ Staatshandelns allerdings 
bisher nicht belegt (für die Europäische Union s. 
HOLZINGER et al., 2003). Wahrscheinlieher ist, dass 
eine Erweiterung des Steuerungsrepertoires stattfindet, 
wobei Wirkungen weniger durch spezifische Einzel- 
instrumente als durch ein Maßnahmenpaket in einem 
Policy-Mix angestrebt werden (SRU, 2002a, Kap. 2.2; 
JÄNICKE, 1996). 

13.1.2.4 Institutionelle Rahmenbedingungen 

1 1 86. Schließlich rückt die Govemancediskussion auch 
die Rolle von Institutionen in den Mittelpunkt des politi- 
schen Interesses. Als relativ stabile formale Regeln und 
Verfahren, die die Beziehungen zwischen Akteuren kal- 
kulierbar strukturieren (MARCH und OLSEN, 1998, 
S. 948; HALL, 1986, S. 19), beeinflussen Institutionen 
die Handlungsmöglichkeiten politischer oder gesell- 
schaftlicher Akteure, indem sie bestimmte Handlungen 
ausschließen und andere - wie beispielsweise die Ver- 
bandsklage im Umweltschutz - überhaupt erst ermögli- 
chen (ASPINWALL und SCHNEIDER, 2000, S. 4 f ). 
Darüber hinaus prägen Institutionen die Interessen, Präfe- 
renzen und auch die Erwartungshaltungen der in ihrem 
Wirkungsbereich handelnden Akteure (DIMAGGIO und 
PO WELL, 1991, S. 11). Politisch-normative Gover- 
naneekonzepte - wie etwa das Weißbuch „Europäisches 
Regieren“ der EU-Kommission - haben häufig eine insti- 
tutionelle Dimension, das heißt sie entwickeln konkrete 
Vorstellungen, wie der institutionelle Rahmen, innerhalb 
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dessen Steuerungsprozesse ablaufen, reorganisiert wer- 
den sollte. Sie haben damit auch Auswirkungen auf das 
Kräfteverhältnis zwischen verschiedenen Akteursgrup- 
pen. 

13.1.2.5 Zwischenfazit 

1187. Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich der 
jüngere Wandel der politisch-institutionellen Rahmenbe- 
dingungen der Umweltpolitik einer einfachen Charakteri- 
sierung durch Schlagworte wie „Deregulierung“, „Rück- 
zug des Staates“, „Europäisierung“ oder „Ende des 
Nationalstaates“ entzieht. Nicht eine nullsummenartige 
Verlagerung politischer Autorität ist kennzeichnend für 
diesen Wandel, sondern vielmehr die zunehmende Ver- 
flechtung und Interdependenz einer wachsenden Zahl von 
Akteuren, Handlungsebenen und Steuerungsformen. 

Die Komplexität der heutigen umweltpolitischen Steue- 
rungsstruktur macht eine detaillierte Betrachtung und Be- 
wertung aktueller Entwicklungen und konkreter Reform- 
vorschläge erforderlich. Im Folgenden werden daher 
zunächst die Stärken und Schwächen von vier zentralen 
Steuerungsansätzen der neueren Umweltpolitik einer 
grundsätzlichen Bewertung unterzogen (Zielorientie- 
rung, Integration, Kooperation und Partizipation). Darauf 
aufbauend werden dann aktuelle umweltpolitische Re- 
formvorschläge der EU-Kommission dargestellt und eva- 
luiert. 

13.1.3 Zum Beurteilungsmaßstab 

1188. Für die Evaluation von Steuerungsmustem der 
Umweltpolitik bieten sich grundsätzlich zwei Gruppen 
von Maßstäben an: umweltpolitische und demokratietheo- 
retische. Es läge zunächst nahe, die Beurteilung von Go- 
vemancemustem beiden Themenbereichen zugleich zu- 
zuordnen. Dieser Weg wird in den Debatten um 
Environmental Democracy häufig gewählt. Für John 
DRYZEK (1996, S. 108 f) bedeutet ökologische Demo- 
kratisierung entweder eine Stärkung demokratischer 
Grundsätze bei gleichzeitiger Beachtung umweltpoliti- 
scher Ziele oder aber eine ergebnisbezogene Verbesse- 
rung der Umweltpolitik bei gleichzeitiger Beachtung de- 
mokratischer Grundsätze. Besonders positiv zu bewerten 
wären demnach Regulierungsformen, die unter beiden 
Perspektiven positiv zu beurteilen wären (Win-Win- 
Situationen). Dieser Weg versucht also zugleich eine 
sowohl prozessorientierte {Right Procedures) als auch 
eine ergebnisorientierte (Good Outcomes) Bewertung von 
Govemanceformen. 

Der hier gewählte Weg der Bewertung ist hingegen er- 
gebnisorientiert und nimmt die Leistungsfähigkeit von 
Govemancemustem im Hinblick auf ökologische Pro- 
blemlagen zum Maßstab, deren Lösung neue Wege erfor- 
dert. Die demokratietheoretische Dimension wird also 
ausgeklammert. Ihrer Bedeutung wird aber insoweit 
Rechnung getragen, als die folgende Untersuchung eine 
Benchmark allgemein anerkannter demokratischer Stan- 
dards voraussetzt, die auch um guter Ergebnisse willen 
nicht verletzt werden dürfen. 


13.2 Neuere Ansätze umweltpolitischer 

Steuerung (Environmental Governance) 

1189. Der Umweltrat hat bereits, vor allem im Umwelt- 
gutachten 2002 (SRU, 2002a) und im Sondergutachten 
Naturschutz (SRU, 2002b), Bausteine für ein von ihm als 
sinnvoll erachtetes umweltpolitisches Steuerungskonzept 
formuliert (z. B. Nachhaltigkeitsstrategien und andere 
zielorientierte Ansätze, Sektorstrategien, nationale Vor- 
reiterpolitik, innovationsbezogene Steuerungsmuster, 
Tendenzsteuerung, aktivierender Staat, Kapazitäts- und 
Allianzbildung). Im Folgenden soll vor dem Hintergrund 
der Erfahrungen mit dem „Rio-Prozess“ und seinen stra- 
tegischen Vorgaben ein Überblick über zentrale neue um- 
weltpolitische Steuerungsmuster seit 1992 gegeben wer- 
den, die grundsätzlich geeignet sind oder auch den 
Anspruch erheben, die dargestellten Defizite und Pro- 
bleme der Umweltpolitik besser bewältigen zu können. 

13.2.1 Strategische Steuerung der Umwelt- 
politik - das Leitkonzept 

von Rio de Janeiro 

13.2.1.1 Das Steuerungskonzept der Agenda 21 

1190. Auf dem UN-Gipfel von Rio de Janeiro (1992) 
wurde mit der Agenda 21 (BMU, 1993) ein strategisches 
Steuerungskonzept zum Zielbereich „Umwelt und Ent- 
wicklung“ beschlossen. Es handelt sich um eine Strategie 
nachhaltiger Entwicklung mit übergreifenden lang- 
fristigen Zielen und operativen Vorgaben bis hin zur 
Ergebniskontrolle. Es ist aber gleichzeitig auch ein um- 
weltpolitisches Steuerungskonzept, das wesentliche Steu- 
erungsansätze integriert, die auch auf nationaler und 
europäischer Ebene Bedeutung erlangt haben: Langzeit- 
planung, ziel- und ergebnisorientierte Steuerung, Um- 
weltpolitikintegration, kooperatives Regieren, Selbstre- 
gulierung und Partizipation (JÄNICKE, 2003b). Der 
Umweltrat widmet sich dem Thema des in Rio vorge- 
schlagenen übergreifenden Steuerungskonzeptes an die- 
ser Stelle aber auch, um eine Bewertung dieses bisher an- 
spruchsvollsten Ansatzes der Umweltpolitik im Lichte 
der Erfahrungen mit dem Rio-Prozess vorzunehmen. Er 
tut dies nicht zuletzt deshalb, weil nach dem UN-Gipfel 
von Johannesburg eine gewisse Unsicherheit über die 
weitere Verfolgung dieses Prozesses - die Umsetzung des 
Modells der Agenda 2 1 - entstanden ist. 

1191. Mit ihren 40 Kapiteln verkörperte die Agenda 2 1 
nicht nur den Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse zur 
Umweltpolitik. Sie war auch Ausdruck allgemeiner Re- 
formtendenzen im öffentlichen Sektor der Industrielän- 
der. Aus heutiger Sicht war dies eine beachtliche konzep- 
tionelle Leistung mit teils unerwartet weit gehenden 
Folgewirkungen. Das Besondere liegt nicht zuletzt auch 
in der Tatsache, dass es ein solch globales Konzept der 
Mehr-Ebenen- und Mehr-Sektoren-Steuerung bisher nur 
in der Umweltpolitik und nur in dieser Variante gibt. In 
Hinblick auf diesen komplexen Umsetzungsprozess mit 
seinen Konkretisierungen auf unterschiedlichen Hand- 
lungsebenen hat auch die Enquete-Kommission „Schutz 
des Menschen und der Umwelt“ des 13. Bundestages 
die Agenda 2 1 explizit als „neues Steuerungsmodell“ 
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eingestuft (Enquete-Kommission, 1998, S. 55 ff.). Mo- 
dellcharakter wird darüber hinaus gelegentlich auch der 
als „nachhaltige Entwicklung“ bezeichneten inhaltlichen 
Programmatik der Agenda 21 zugeschrieben: ln der Drei- 
Säulen- Variante wird sie beispielsweise von der OECD 
als inhaltlicher Orientierungsrahmen einer Global Gover- 
nance empfohlen (GASS, 2003; ebenso: Enquete-Kom- 
mission, 2002). Der Rio-Prozess kann somit als bislang 
umfassendste Erprobung neuer umweltpolitischer Steue- 
rungskonzepte gewertet werden und als solcher wichtige 
Erkenntnisse über die Möglichkeiten und Hindernisse der 
Lösung persistenter Umweltprobleme vor dem Hinter- 
grund veränderter politisch-institutioneller Rahmenbedin- 
gungen liefern. 

Zentrale Merkmale des integrierten Steuerungsmodells 
der Agenda 21 sind (SRU, 2000, Kap. 1; JÄNICKE und 
JÖRGENS, 2000): 

- Strategischer Ansatz: eine langfristig angelegte kon- 
sensuale Ziel- und Strategieformulierung auf breiter 
Basis (Kap. 8, 37, 38 der Agenda 21). 

- Integration: die Integration von Umweltbelangen in 
andere Politikfelder und Sektoren, insbesondere von 
Umwelt und Entwicklung (Kap. 8 der Agenda 21). 

- Partizipation: die breite Beteiligung von Verbänden 
und Bürgern (Kap. 23 bis 32 der Agenda 21). 

- Kooperation: das Zusammenwirken staatlicher und 
privater Akteure in umweltrelevanten Entscheidungs- 
und Vollzugsprozessen (durchgängig durch alle Kapi- 
tel der Agenda 21). 

- Monitoring: eine Erfolgskontrolle mit differenzierten 
Berichtspflichten und Indikatoren (Kap. 40 der 
Agenda 21). 

- Mehr-Ebenen-Steuerung von der globalen bis zur lo- 
kalen Ebene (insb. Kap. 38 der Agenda 21). 

Die Agenda 2 1 macht Vorgaben für die zentralen Pro- 
blemfelder und für die einzelnen Handlungsebenen. Sie 
stellt speziellen Akteursgruppen wie den Unternehmen, 
den Wissenschaften oder den Kommunen konkrete Auf- 
gaben. Anstelle nachträglicher, additiver Umweltschutz- 
maßnahmen von Fall zu Fall soll insgesamt eine globale, 
nationale und lokale Anstrengung auf breiter Basis hin zu 
einer ökologisch zukunftsverträglicheren, zugleich global 
gerechteren Entwicklung unternommen werden. 

1 3.2.1 .2 Der „Rio-Prozess“ 

1192. Der durch die Agenda 21 strukturierte und ihrer 
Umsetzung dienende „Rio-Prozess“ (Rio-i-5, Rio-i-10) ist 
zwar im Laufe der Zeit auf viele Hemmnisse gestoßen 
(Abschn. 2.1.3). Gleichwohl hat er teils unerwartete be- 
achtliche Wirkungen entfaltet: In den 90er-Jahren haben 
mehr Länder als zuvor Umweltministerien beziehungs- 
weise zentrale Umweltbehörden eingeführt. Heute sind es 
mehr als 130 Länder (BUSCH und JÖRGENS, 2004). 
Auf dieser Basis hat sich unter anderem das Globale Um- 
weltministerforum zu einer Stütze des UN-Umweltpro- 
gramms (UNEP) entwickelt. Rund 140 Länder sind der 


- unverbindlichen - Vorgabe von Rio gefolgt und haben 
einen nationalen Umweltplan oder, wenngleich häufig 
nur in der Form von Routinepublikationen, eine nationale 
Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt. Die große Mehrheit 
der Länder hat bis 2002 auch strukturierte Erfahrungsbe- 
richte (country profiles) zur Umsetzung der Agenda 21 
vorgelegt. Die OECD engagierte sich massiv für eine 
Nachhaltigkeitsstrategie ihrer Mitgliedsländer (z. B. 
OECD, 2001, 2002). Rund 6 400 Prozesse einer „lokalen 
Agenda 21“ in 113 Ländern wurden abgeschlossen oder 
eingeleitet (OECD und UNDP, 2002, S. 64). Das Ausmaß 
der zumindest formalen Beteiligung Dritter an diesem 
globalen Prozess kommt unter anderem in der Tatsache 
zum Ausdruck, dass bei der 1993 gebildeten UN-Kom- 
mission für Nachhaltige Entwicklung (CSD) über 
1 000 Nicht-Regierungsorganisationen registriert wurden. 

1193. In der EG wurden zentrale Steuerungselemente 
der Agenda 21 umgesetzt (s. auch Kap. 13.4): 

- Der strategisch-zielorientierte Steuerungsansatz der 
Agenda 21 fand 1993 im 5. Umweltaktionsprogramm 
der EG einen klaren Niederschlag. 

- 2001 wurde eine eigene Nachhaltigkeitsstrategie der 
EU beschlossen. 

- Das Prinzip der Umweltpolitikintegration wurde nicht 
nur im EGV (Art. VI) verankert, sondern auch im so 
genannten Cardiff-Prozess nach 1998 in einem an- 
spruchsvollen Versuch der Entwicklung umweltbezo- 
gener Sektorstrategien ansatzweise umgesetzt. 

- Kooperatives Regieren wurde im Umweltbereich viel- 
fältig erprobt. Koregulierung, industrielle Selbstver- 
pflichtungen beziehungsweise freiwillige Vereinba- 
rungen spielten eine zunehmende Rolle. 

- Partizipationsleitlinien der Agenda 2 1 wurden abgese- 
hen vom 5. Umweltaktionsprogramm unter anderem 
im Zusammenhang mit der Aarhuskonvention berück- 
sichtigt. 

1194. Insgesamt hat der Rio-Prozess als Prozess der 
Umsetzung des Steuerungskonzepts der Agenda 2 1 welt- 
weit auf allen Handlungsebenen und in zentralen Verursa- 
chersektoren wichtige Lernprozesse ausgelöst. Er hat 
auch über den UN-Gipfel in Johannesburg (2002) hinaus 
seine Bedeutung grundsätzlich bewahrt. Die UN-Kom- 
mission für nachhaltige Entwicklung hat im März 2003 
ein konkretes Arbeitsprogramm zur Umsetzung der Be- 
schlüsse von Johannesburg beschlossen. Für die Jahre 
2016/17 ist eine umfassende Bewertung der Agenda 21 
und ihrer Umsetzung vorgesehen (UMWELT 6/2003). 
Eine Reihe von EU-Ländem setzt ihre nationale Nachhal- 
tigkeitsstrategie nicht nur wie geplant um, sondern entwi- 
ckelt sie auch weiter. Frankreich hat knapp ein Jahr nach 
der Johannesburg-Konferenz eine umfangreiche und in 
Teilen auch anspruchsvolle Nachhaltigkeitsstrategie vor- 
gelegt. Spanien, Portugal und die Niederlande sind der- 
zeit dabei, ihre nationalen Nachhaltigkeitsstrategien fertig 
zu stellen (JÖRGENS, 2004). In Deutschland hat der zu- 
ständige Staatssekretärsausschuss Anfang 2003 eine Bi- 
lanz der bisherigen Aktivitäten für 2004 angekündigt, zu- 
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dem sollen neue Schwerpunkte entwickelt werden. Auf 
Landesebene haben jüngst Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein beschlossen, eine Nachhaltigkeits- 
strategie zu erarbeiten. 

Der Europäische Rat hat auf seinem Frühjahrsgipfel 2003 
eine Stärkung der Umweltdimension nachhaltiger Ent- 
wicklung beschlossen und einen „neuen Impetus“ gefor- 
dert (Presidency Conclusions, 21. März 2003). Er hat 
Zielvorgaben der eigenen Nachhaltigkeitsstrategie be- 
kräftigt und um die wichtigsten Zielvorgaben des „Plan of 
Implementation“ von Johannesburg erweitert. Für die 
weitere Ausgestaltung des Nachhaltigkeitsprozesses 
wurde die Bedeutung „indikativer Ziele“ und deren Er- 
weiterung betont. Der Cardiff-Prozess der Umweltinte- 
gration soll gestärkt und um Sektorziele einer Entkopp- 
lung von Umweltverbrauch und Wirtschaftswachstum 
ergänzt werden. Die EU sieht sich in einer „leading role 
in promoting sustainable development on a global scale“ 
(Presidency Conclusions, 21.3.2003). 

Das anspruchsvolle Steuerungskonzept der Agenda 21 
hat sich also im Lichte des Rio-Prozesses als Leitsystem 
einer langfristigen Mehr-Ebenen- und Mehr-Sektoren- 
Strategie grundsätzlich als sinnvoll erwiesen. Als wirksam 
erwies sich insbesondere die Mehr-Ebenen-Steuerung, 
die von der globalen bis zur lokalen Ebene (lokale 
Agenda 21) reichte. Dies ist insoweit überraschend, als 
diese Einflussnahme von der globalen Ebene her nur in 
Form von Problembeschreibungen und unverbindlichen 
Strategieempfehlungen erfolgte, deren wichtigstes Instru- 
ment die internationale Berichtspflicht ist. Die Mehr-Ebe- 
nen-Steuerung hatte letztlich den Charakter einer freiwil- 
ligen Vereinbarung von Staaten, die das Recht zur 
Nichtbefolgung einschloss. Das Rio-Modell von Global 
Environmental Governance ist also mit äußerst „wei- 
chen“ Steuerungsformen wirksam geworden. 

13.2.1.3 Hemmnisse 

1195. Allerdings beschränkte sich diese Wirksamkeit 
vorrangig auf das Agenda- Setting und die Strategiefor- 
mulierung - wie auch auf breite Eemprozesse - auf den 
verschiedenen Handlungsebenen. Die Qualität der Strate- 
gien oder gar die Bilanz ihrer Umweltwirkungen ergibt 
ein deutlich weniger positives Bild. Insgesamt ist das 
Strategiemodell des Rio-Prozesses auf dem Wege seiner 
Umsetzung erkennbar an Grenzen gestoßen. Als ein Steu- 
erungsmodell, das im Bereich der hartnäckig ungelösten 
Umweltprobleme eine deutlich höhere Leistungsfähigkeit 
beweist, kann es bisher nicht gelten. 

Restriktionen des Rio-Prozesses wurden in vielfältiger 
Weise erkennbar: Die für den UN-Gipfel in Johannesburg 
(2002) vorgesehene Auswertung insbesondere der natio- 
nalen Nachhaltigkeitsstrategien wurde - abgesehen von 
wissenschaftlichen Strategievorschlägen aus diesem An- 
lass (OECD und UNDP, 2002; World Bank, 2003) - nicht 
vorgenommen. Folgerichtig wurden auch keine förm- 
lichen Schlussfolgerungen aus diesen, auch in den Län- 
derberichfen dokumentierten, Erfahrungen gezogen. Ein 
vergleichendes Benchmarking im Hinblick auf Erfolgs- 


falle fand nicht statt. Die Gründe dafür, dass viele der na- 
tionalen Nachhaltigkeitsstrategien eher den Charakter all- 
gemein gehaltener Routinepublikationen aufwiesen, 
wurden nicht analysiert. Die CSD erfuhr auf dem UN- 
Gipfel in Johannesburg keine institutioneile Stärkung, 
ebenso wenig wie die UNEP (UNU und lAS, 2002). Das 
Gipfeltreffen der Völkergemeinschaft beschloss einen 
Plan of Implementation, der zwar zum Teil wichtige kon- 
krete Zielvorgaben enthält, aber insgesamt als eher unver- 
bindlich und vage anzusehen ist. 

1 1 96. Dieses hier nicht im Detail zu untersuchende ten- 
denzielle Erlahmen des Rio-Prozesses fand seine Paral- 
lele auf der europäischen Ebene. Das an der Agenda 21 
wie auch am niederländischen Nationalen Umweltpolitik- 
plan (NEPP) von 1989 orientierte 5. Umweltaktionspro- 
gramm der EG (1993) mit seiner konkreten Zielorientie- 
rung wurde im 6. Umweltaktionsprogramm (2001) in 
dieser Form nicht fortgeführt. Die EU-Kommission selbst 
kam zu dem Schluss, das 5. Umweltaktionsprogramm, 
das sie immerhin als die „wichtigste Antwort der Kom- 
mission auf den Erdgipfel von Rio“ bezeichnete, sei zwar 
eine „ehrgeizige Vision“ gewesen, in der Praxis seien je- 
doch „erst relativ geringe Erfolge erzielt“ worden (EU- 
Kommission, 1999a, S. 2, 6). Ebenso wurde der von der 
EU-Kommission vorgelegte Entwurf einer Nachhaltig- 
keitsstrategie im Juni 2001 vom Europäischen Rat in Gö- 
teborg (in einem 14-Punkte-Beschluss zur „Strategie für 
Nachhaltige Entwicklung“) nur in Grundzügen beschlos- 
sen. Wichtige konkrete Zielvorgaben fanden keine Zu- 
stimmung. Der „Cardiff-Prozess“ einer systematischen 
Integration von Umweltbelangen in einzelne Sektorpoliti- 
ken der EU hatte in der Agrar- und auch in der Verkehrs- 
politik wichtige Anstoßeffekte, stieß bei der Mehrzahl der 
Politikfelder aber auf erheblichen Widerstand. Insgesamt 
konstatierte der Umweltrat bei den umweltbezogenen 
Strategieansätzen der EU eine offensichtliche institutio- 
neile Überforderung (SRU, 2002a, Tz. 251). 

13.2.1.4 Zwischenfazit 

1 1 97. Der Umweltrat begrüßt es, dass der Strategiean- 
satz nachhaltiger Entwicklung und die systematische In- 
tegration von Umweltbelangen in die besonders um- 
weltrelevanten Sektorpolitiken trotz der dargestellten 
Hemmnisse fortgeführt werden sollen. Er sieht im Modell 
der Mehr-Ebenen-Steuerung des Rio-Prozesses einen 
sinnvollen Ansatz, der zumindest auf der Ebene der Poli- 
tikformulierung eine teils überraschend positive Eeis- 
tungsfähigkeit bewiesen hat. Nach den Erfahrungen 
insbesondere mit der Umsetzung von Nachhaltigkeitsstra- 
tegien auf europäischer und nationaler Ebene ergibt sich 
aber die Notwendigkeit einer kritischen Evaluation. Zen- 
trale Steuerungselemente werden im nächsten 
Abschnitt 13.2.2 näher untersucht. Hier sollen zusam- 
menfassend die wichtigsten Problempunkte dieser an- 
spruchsvollen globalen Umweltstrategie hervorgehoben 
werden. 

Die Umsetzungsschwierigkeiten liegen nach Auffassung 
des Umweltrates auch in der Anlage des seit 1992 erprob- 
ten Strategieansatzes selbst: 
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- Strategische Zielverfolgung, Umweltpolitikintegra- 
tion, Partizipation und Kooperation sind institutionell 
äußerst voraussetzungsvolle Prozesse und werfen Pro- 
bleme der Umsetzung auf. Dies impliziert Fragen der 
Kapazitätsbildung, die die Agenda 2 1 zwar bereits 
thematisiert hat, denen aber in der Folge nicht Rech- 
nung getragen wurde. 

- Mit ihrer nahezu universellen Verantwortungszuwei- 
sung bringt die in Rio konzipierte Umwelt- und Nach- 
haltigkeitsstrategie die Gefahr einer tendenziellen 
Auflösung von Verantwortungsstrukturen mit sich. 
Die breite Aufgabendelegation in die Sektoren und 
Ebenen wirft Fragen der Letztverantwortlichkeit be- 
ziehungsweise der Zuständigkeit in „letzter Instanz“ 
auf, die zu klären sind. 

- Abgesehen von dem erwähnten Akzeptanzdilemma 
- oder auch der Rolle der USA vor und auf dem UN- 
Gipfel in Johannesburg - liegt das Problem der inhalt- 
lichen Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie auch in 
der weit gehenden Auflösung der Zielstruktur bezie- 
hungsweise des Leitbegriffs nachhaltiger Entwick- 
lung, im Sinne einer in der Agenda 2 1 nicht vorgese- 
henen Verkopplung der drei Säulen Wirtschaft, 
Soziales und - zunehmend nachrangig - Umwelt. Die- 
sem hier nicht zu behandelnden Thema hat sich der 
Umweltrat in seinem letzten Gutachten ausführlich ge- 
widmet (SRU, 2002a, Kap. 1). Er betont in diesem Zu- 
sammenhang weiterhin die eigenständige Bedeutung 
ökologisch nachhaltiger Entwicklung. Ungeachtet der 
Einsichten und Synergien, die eine allgemeine thema- 
tische Verknüpfung ökologischer, ökonomischer und 
sozialer Belange erbringen kann, gilt es doch, eine 
nicht zu bewältigende Hyperkomplexität der Nachhal- 
tigkeitsstrategie zu vermeiden. Anstelle einer dogma- 
tisch-restriktiven gegenseitigen Konditionalität der 
„drei Säulen“ - bei der auch Spezialisierungsvorteile 
verloren gehen - sollte den zentralen Problemen dieser 
Bereiche vorrangig mit eigenständigen Strategien be- 
gegnet werden. Im Falle der umweltbezogenen Sek- 
torstrategien ergeben sich dann andere, konkretere 
Verknüpfungen ökologischer und sozioökonomischer 
Belange (Innovation, Beschäftigung etc.). 

13.2.2 Allgemeine Beurteilung zentraler neuer 
Steuerungsansätze der Umweltpolitik 

13.2.2.1 Vorbemerkung 

1198. Unabhängig vom Rio-Prozess sind die zentralen 
Steuerungsansätze zu bewerten, die in der Agenda 21 
eine übergreifende Systematisierung erführen, danach 
aber auch als eigenständige Steuerungskonzepte einge- 
führt und weiterentwickelt worden sind. Es geht im 
Folgenden um zentrale Steuerungsansätze, die in den 
90er- Jahren gerade in der EU Bedeutung erlangt haben: 

- die ziel- und ergebnisorientierte Steuerung, 

- die Umweltpolitikintegration in die Verursachersekto- 
ren, 

- das kooperative Regieren im engeren Sinne (auch als 
Koregulierung) und 


- die Partizipation gesellschaftlicher Akteure. 

Zwischen diesen Steuerungsansätzen gibt es Überschnei- 
dungen und Kombinationen (Hybrid- Ansätze). Auch des- 
halb werden sie hier als Teil eines übergreifenden Mo- 
dells von Environmental Governance behandelt. Dieses 
Modell schließt seit der Agenda 2 1 auch die Mehr-Ebe- 
nen-Steuerung ein, die in Bezug auf die EU näher thema- 
tisiert werden wird (Kap. 13.3). Steuerungstechniken wie 
die Erfolgskontrolle mittels Berichtspflichten (Monito- 
ring) sind gleichfalls übergreifend. Wesentlich für die 
vielfältigen Varianten der in der EU-Umweltpolitik rele- 
vant gewordenen neueren Govemanceansätze (vgl. 
Tab. 13-1) ist zunächst, dass sie sich durchgängig von der 
klassisch-hierarchischen Regelsteuerung unterscheiden. 
Diese durch demokratisch legitimierte Verfahren zumeist 
durch den Gesetzgeber vorgenommene Steuerung über 
Abgaben oder allgemeine Regeln wie Standards richtet 
sich typischerweise an „abstrakte“ Zielgruppen. Neue 
Steuerungsansätze stellen dagegen typischerweise zielbe- 
zogenes und flexibles Verwaltungshandeln - in der Kon- 
zeption des „New Public Management“ (NASCHOLD 
und BOGUMIL, 1998; BANDEMER et ak, 1998) - dar, 
das sich an konkrete Adressaten richtet und diese in un- 
terschiedlichen Formen beteiligt. Legitimiert sich die 
klassische Regelsteuerung durch demokratische Mehr- 
heitsentscheidungen, so verfügen die neuen kooperativen 
Steuerungsformen über andere Legitimationsformeln: 
den erzielten Konsens, die Einbeziehung der „betroffenen 
Kreise“ und den Wirkungsnachweis. 

Ob und inwieweit die neuen Steuerungsformen eines ziel- 
orientierten und kooperativen Regierens dazu beitragen 
können, die oben beschriebenen Problemlagen langfris- 
tiger Umweltpolitik besser zu bewältigen, kann in diesem 
Rahmen nicht in allen Einzelheiten evaluiert werden. Sie 
sind überdies nicht abstrakt als solche, sondern nur im 
Hinblick auf konkrete Ziele angemessen zu bewerten; zu 
ähnlichen Ergebnissen hatte auch die abstrakte Instru- 
mentendebatte der 80er-Jahre geführt (z. B. 
KLEMMER et al., 1999, S. 52 f , S. 110-115; JÄNICKE, 
1996). Eine Interpretation der zentralen neueren Steue- 
rungsformen im Hinblick auf ihr grundsätzliches Pro- 
blemlösungspotenzial und auf ihre im Lichte bisheriger 
Erfahrungen erkennbaren typischen Schwierigkeiten ist 
dennoch sinnvoll. 

13.2.2.2 Ziel- und ergebnisorientierte 
Steuerungsansätze 

1199. Ziele sind in der Umweltpolitik - beispielsweise 
als Umweltqualitätsstandards - für sich genommen kein 
Novum. Charakteristisch für neue zielorientierte Ansätze, 
wie sie (im Lichte von Erfahrungen mit der Umweltpla- 
nung einzelner Vorreiterländer) vor allem seit 1992 
versucht werden, sind Zielfindung, Fristsetzung und Er- 
gebniskontrolle (SRU, 2000, Kap. 1). Mit dieser Konkre- 
tisierung sind ziel- und ergebnisorientierte Steuerungsan- 
sätze eine notwendige Antwort auf die Defizite eines nur 
reaktiven und zu wenig wirksamen Umweltschutzes. 
Ohne Zielvorgaben ist eine zuverlässige Ergebniskont- 
rolle (einschließlich der Effizienzbewertung) unmöglich. 
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Insbesondere langfristig ungelöste, komplexe Um- 
weltprobleme erfordern Ziele, die koordiniertes und 
kontinuierliehes Handeln ermöglichen. Die zielorien- 
tierte, langfristige Umsteuerung komplexer Umweltbe- 
lastungen ist in den Niederlanden (anlässlich des 
IV. Nationalen Umweltplans) als strategisches Tran- 
sition Management konzipiert worden (ROTMANS 
et ah, 2001). 

Umweltziele werden sinnvollerweise aus Problemdiagno- 
sen entwickelt und zunächst als Qualitäts- beziehungs- 
weise Zustandsziele formuliert, aus denen sodann in zu- 
nehmender Konkretisierung Handlungsziele abgeleitet 
werden. Ob verbindlich oder nur „indikativ“ können sie 
eine Orientierungsfunktion für ein breites Spektrum von 
Akteuren haben. Zielvorgaben sollen nicht zuletzt den 
Trägheitsmomenten von Verwaltungen und Organisatio- 
nen entgegenwirken. Management by Objectives ist daher 
ein zentrales Thema nicht nur der Verwaltungsreform 
(NASCHOLD und BOGUMIL, 1998), sondern auch der 
Umweltplanung in fortgeschrittenen OECD-Ländem 
(JÄNICKE und JÖRGENS, 2000). Umweltziele können 
eine wichtige instrumentelle Funktion haben, sofern der 
Zielbildungsprozess mit Lemeffekten und Konsensbil- 
dungen verbunden ist, die Handlungsbereitschaften erhö- 
hen und Widerstände der Politikadressaten verringern. 
Zielvorgaben im Umweltbereich haben auch den Vorteil, 
dass sie das Handlungsfeld für Investoren besser kalku- 
lierbar machen, frühe Anpassungsprozesse anregen und 
Innovateuren eine klare Handlungsperspektive bieten. 
Problemdefinitionen, die frühzeitig eine kalkulierbare 
Handlungsbereitschaft des Staates signalisieren, noch be- 
vor es zu Entscheidungsprozessen kommt, können für In- 
novationsprozesse von hoher Bedeutung sein (JACOB, 
1999; s. auch Kap. 2, Tz. 14). 

1200 . Die Vielfalt zielorientierter Steuerungsansätze ist 
erheblich und hat eher zugenommen: Dies betrifft den 
Zielfindungsprozess ebenso wie die Zielstrukturen. Die 
Zielfindung kann auf breiter Basis erfolgen und institutio- 
nell hochrangig legitimiert sein - was ihre längerfristige 
Stabilität begünstigt. Sie kann aber auch das beiläufige 
Entscheidungsprodukt eines Ministeriums sein, das die 
nächste Wahl nicht überdauert. Die Zielvorgabe kann ver- 
bindlich oder nur „indikativ“ sein. Sie kann in Gesetzen 
verankert sein (wie in der jüngsten Novelle zum Emeuer- 
bare-Energien-Gesetz, s. hierzu Kap. 2, Tz. 83 ff). Sie 
kann darin bestehen, dass für einen Problembereich ein 
ergebnisbezogener Zielfindungsprozess verbindlich ge- 
macht wird (wie neuerdings in der EU, Kap. 13.4). Sie 
kann aber auch die Form einer präzisen technologischen 
Vorgabe mit Fristsetzung haben (wie bspw. die japanische 
Verbindlicherklärung des Beststandes der Energieeffi- 
zienz für bestimmte Produkte, SCHRÖDER, 2003a). 
Diese Variantenvielfalt kann derzeit auch als Ausdruck 
eines umweltpolitischen Lern- und Experimentierpro- 
zesses angesehen werden. 

1201 . Effektive umweltpolitische Zielbildung erfordert 
einen in der Sache anspruchsvollen Aushandlungspro- 
zess, der ein professionelles Management und entspre- 
chende institutionelle Bedingungen voraussetzt. Überdies 


kommt es entscheidend darauf an, dass der Zielfindungs- 
prozess problemorientiert ist. Insbesondere der Typus der 
„schleichenden“ und persistenten Umweltprobleme erfor- 
dert einen Wissensinput, der die Beteiligten mit langfristi- 
gen Problemtendenzen konfrontiert. Erst dann wird die 
notwendige Diskussion über Innovationen, Win-Win-Lö- 
sungen oder Best-Practice weit gehende Konsensbereit- 
schaften hervorrufen. 

Zielorientierte Steuerungsansätze in der Umweltpolitik 
sollten aus Sicht des Umweltrates auf Interessenlagen der 
beteiligten Akteure aufbauen. Im Hinblick auf das er- 
wähnte Akzeptanzdilemma wird es vorrangig um Zielbil- 
dungsprozesse gehen müssen, bei denen ein Minimum an 
problembezogener Kommunikation gewährleistet ist und 
die Argumente der betroffenen Gruppen Gehör finden 
(Abschn. 13.2.2.5). Aus Sicht der Industrie wird es 
zusätzlich um verlässliche Zielvorgaben gehen, die als 
Basis für F&E-Prozesse und Investitionsentscheidungen 
kalkulierbar sind und zugleich flexible Anpassungsreak- 
tionen - zum Beispiel im Hinblick auf Investitionszyk- 
len - ermöglichen (SRU, 2002a). Im Gegensatz zu kurz- 
fristig-reaktiven, also unkalkulierbaren Interventionen 
der Umweltpolitik ist solch ein zielorientierter Ansatz in- 
dustriellen Zielgruppen im Regelfall vermittelbar (vgl. 
UNICE, 2001, S. 5). So wurde beispielsweise in der 
Debatte um ein System handelbarer Emissionsrechte für 
Treibhausgase vonseiten der Industrie betont, wie wichtig 
langfristige politische Zielvorgaben für die Planungssi- 
cherheit der Unternehmen sind. Aus Sicht der Verwaltung 
geht es um klare Zuständigkeiten, institutionell hochran- 
gige Vorgaben und ausreichende Ressourcen. Für Politik 
und Öffentlichkeit geht es um die Evaluationen von Maß- 
nahmen und um Ergebniskontrollen. 

Zielorientierte Steuerungsansätze in der Umweltpolitik 
sind also keineswegs voraussetzungslos. Sie setzen einen 
realistischen Umgang mit Hemmnissen voraus, die ab- 
sehbar sind. Die Forderung nach einer ziel- und ergebnis- 
bezogenen Politik ist keineswegs neu; sie begleitet die 
Reformversuche für den öffentlichen Sektor spätestens 
seit den 60er-Jahren. Dass sie immer wieder neu erhoben 
wird, zeigt gleichermaßen ihre Bedeutung wie den 
Schwierigkeitsgrad ihrer Umsetzung. Es war auch kein 
Zufall, dass Akteure der Umweltpolitik sich bislang eher 
auf Instrumente als auf Ziele verständigen konnten. Ziel- 
orientierte Umweltpolitik im Sinne eines Management by 
Objectives greift nicht nur potenziell in etablierte Interes- 
senlagen ein, sie ist auch mit einem Kontrollanspruch 
verbunden, dem sich starke Politiksektoren und ihr öko- 
nomisches Umfeld leicht zu entziehen versuchen. Die 
Folge sind Ausweichreaktionen, die von der Ablehnung 
von Zielvorgaben über den Verzicht auf Zeitvorgaben bis 
zu Varianten irrelevanter oder unverbindlicher Umwelt- 
ziele reichen können. Es ist auch immer möglich, ohnehin 
ablaufende Routinetätigkeiten, entsprechend folgenlos, 
unter ein leerformelhaftes Ziel zu stellen. In diesem Fall 
haben Zielvorgaben dann eine paradoxe Legitimations- 
fünktion für einen Normalbetrieb, dessen Unzulänglich- 
keit die Ursache für den Zielbildungsprozess war. 
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Es bedarf also erheblicher Anstrengungen, um eine pro- 
blemgerechte Zielstruktur zu entwickeln und umzusetzen. 
Daher sollte jede Zielbildung - neben der operativen 
Konkretisierung - mit einer Abschätzung der diesbezügli- 
chen Handlungsfähigkeiten {Capacity Assessment) ver- 
bunden sein. Gerade im Bereich der persistenten Umwelt- 
probleme sind Zielbildungen meist mit dem Erfordernis 
der Kapazitätssteigerung verbunden (Abschn. 13.2.3.1). 

1202. Der politische Prozess arbeitet mit knappen 
Ressourcen. Er muss sich daher, zumal wenn es um 
schwierige Problemfelder geht, auf zentrale Vorgaben 
konzentrieren können. Der Umweltrat sieht hier nach den 
Erfahrungen des Rio-Prozesses für die ökologisch nach- 
haltige Entwicklung die Notwendigkeit klarer Prioritäten. 
Ist eine wesentliche Kapazitätssteigerung unmöglich, so 
ist die Fokussierung auf eine begrenzte Zahl strategischer 
Ziele beziehungsweise auf Probleme anzuraten, die we- 
gen ihrer Schadenspotenziale, aber auch wegen ihres 
Schwierigkeitsgrades besonderer gesellschaftlicher An- 
strengungen bedürfen. 

1 3.2.2. 3 Umweltpolitikintegration/ 
Sektorstrategien 

1203. Da die Inanspruchnahme der Umwelt Produk- 
tionsgrundlage ganzer Wirtschaftszweige ist, muss auch 
der Anspruch, Umweltbelange in diese Sektoren und die 
ihnen entsprechenden Politikfelder zu integrieren, als not- 
wendiges Postulat moderner Umweltpolitik angesehen 
werden. Wenn wichtige Wirtschaftsbereiche entscheidend 
zur langfristigen Umweltbelastung beitragen, wird eine 
kausal ansetzende Umweltpolitik Veränderungen in die- 
sen Bereichen selbst anstreben müssen. Dies schließt Ver- 
änderungen der „zuständigen“ Ressortpolitiken notwen- 
dig ein, die von den „Logiken“ der jeweiligen Sektoren 
stark geprägt sind und meist als deren Interessenwahrer 
fungieren. Ohne eine Internalisierung der Umweltverant- 
wortung in diese Verursacherbereiche bleibt Umwelt- 
schutz tendenziell additiv und auf „Symptombekämp- 
fung“ beziehungsweise „periphere Eingriffe“ be- 
schränkt- eine Erkenntnis, die im Übrigen keineswegs 
neu ist (vgl. JÄNICKE, 1979; DORAN et al., 1974). Um- 
gekehrt bedeutet Umweltpolitikintegration die Nutzung 
der Kompetenz und der Innovationspotenziale der Sekto- 
ren für zukunftsgerechtere Entwicklungspfade. 

1204. Umweltpolitikintegration wird inzwischen mit 
einem breiten Spektrum von Maßnahmen angestrebt. Ein 
anspruchsvoller Ansatz besteht in dem Versuch, um- 
weltintensive Bereiche wie Verkehr oder Energie selbst 
zu einer umweltbezogenen Sektorstrategie zu veranlas- 
sen, wie dies in der EU vor allem durch den 1998 einge- 
leiteten Cardiff-Prozess versucht wird. Als Methode sek- 
toraler Verantwortungszuweisung ist auch die im 
deutschen Klimaschutzprogramm von 2000 vereinbarte 
Lastenverteilung auf die verschiedenen Sektoren hervor- 
zuheben (vgl. SRU, 2002a, Tz. 431). Daneben haben 
Konzepte einer sektorbezogenen Umweltfolgenprüfung 
(Umweltimpact-Assessment) Bedeutung erlangt. Die 
Europäische Umweltagentur erarbeitet hierzu beispiels- 
weise ein System sektorbezogener Indikatoren (vgl. EEA, 


2002). Während hier die Beurteilung bisheriger Entwick- 
lungen und Trends im Vordergrund steht, sind Formen 
des Umwelt-Mainstreamings und des Umweltassessment 
von anstehenden Politiken und Maßnahmen - etwa in der 
Strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung - der Ver- 
such einer vorsorgenden Politikgestaltung. In einigen 
europäischen Ländern finden Umweltbelange auch in der 
Budget-Planung Berücksichtigung. Ein weiterer, auch 
von der EU verfolgter Ansatz ist die Berücksichtigung 
von Umweltzielen in der konkreten Staatstätigkeit {gree- 
ning of government operations) etwa in Form umwelt- 
freundlicher Beschaffung (OECD, 2000). 

An dieser Stelle sollen allerdings weder Differenzierun- 
gen möglicher Maßnahmen der Umweltintegration noch 
die bisherigen Erfahrungen mit einzelnen Varianten des 
Konzepts vertiefend dargestellt werden. Vielmehr hat sich 
das Konzept selbst als äußerst voraussetzungsvoll erwie- 
sen und erfordert daher eine Beurteilung seiner immanen- 
ten Probleme. Denn auch der Gedanke der Umweltpolitik- 
integration ist keineswegs neu. Seine wiederholte 
Thematisierung verweist auf Realisierungsprobleme an- 
gesichts von Zielkonflikten. Unter dem Stichwort der 
„Querschnittspolitik“ fand das Konzept bereits in den 
70er-Jahren offizielle Anerkennung in der deutschen Um- 
weltpolitik. Letztlich war dies die Konsequenz des Verur- 
sacherprinzips, das die Umweltpolitik der Industrieländer 
seit Beginn der siebziger Jahre begleitet. Im 3. Um- 
weltaktionsprogramm der EG ist der Gedanke der Um- 
weltpolitikintegration ebenfalls bereits 1982 verankert 
worden (KNILL, 2003, S. 49). 

1205. Dass diese frühe Erkenntnis umweltpolitisch 
kaum umgesetzt wurde, hat Gründe: Das Integrations- 
prinzip läuft der Eigenlogik hochgradig spezialisierter 
Staatsverwaltungen und ihres wirtschaftlichen Interessen- 
umfeldes zunächst entgegen. Die Tendenz zu einer nur 
„negativen Koordination“ (SCHARPF, 1991), die wich- 
tige Interessen der beteiligten Sektoren möglichst unbe- 
rührt lässt, ist nur durch erhebliche institutionelle An- 
strengungen zu überwinden. Für die Integration von 
Umweltbelangen in die verursachemahen Politikfelder 
gilt dies erst recht: Die starke Inanspruchnahme der Um- 
welt durch bestimmte Sektoren wie Bergbau, Verkehr 
oder Landwirtschaft hat Gründe und betrifft massive Inte- 
ressenlagen und Pfadabhängigkeiten. 

In Bereichen wie der Industrie oder der Energiewirtschaft 
wurden - mit einiger Verzögerung - nachsorgende Tech- 
nologien (End-of-Pipe) durchgesetzt. In der Folge gelang 
dies häufig auch mit effizienteren Technologien, die die 
Umwelt ex ante weniger belasteten. Das Handlungs- 
potenzial sektoraler Umweltstrategien lag bisher primär 
im technischen Wandel. Spätestens dann, wenn struktu- 
relle Lösungen anstehen, wenn Eingriffe nicht nur in die 
Technik-Struktur, sondern auch in die Substanz der Sek- 
toren, ihre Märkte, aber auch ihre gesellschaftlichen 
Funktion anstehen, ergeben sich deutliche Hemmnisse. 
Die Verkehrsvermeidung oder die Stromeinsparung als 
Umweltstrategie sind dafür Beispiele. 

Der umweltentlastende Strukturwandel der Sektoren er- 
fordert also weiter reichende Steuerungsformen als die 
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bisherige technikbasierte Umweltpolitik. Deshalb ist Um- 
weltpolitikintegration nicht nur eine potenzielle Lösung, 
sondern zunächst einmal ein erhebliches politisches und 
kommunikatives Problem. Das macht es erforderlich, das 
Management und die Kapazität dieses Prozesses wesent- 
lich zu verbessern. Die Bedeutung diesbezüglicher insti- 
tutioneller Vorkehrungen kann an der Tatsache ermessen 
werden, dass in Kanada neben der - beratenden - 
Canadian Environmental Assessment Agency eine spe- 
zielle Einrichtung zur Politikintegration geschaffen wurde: 
der Commissionen of the Environment and Sustainable 
Development, der dem Parlament verantwortlich ist und 
jährlich die Entwicklung und Umsetzung sektoraler 
Nachhaltigkeitsstrategien bewertet (s. ausführlicher 
OECD, 2002, S. 49 ff; SRU, 2000, S. 97). 

1206 . Sektorstrategien können sich zum einen auf den 
zuständigen Teil des Staatsapparates beziehungsweise auf 
Ressortpolitiken beziehen. Zum anderen wird ihre Wir- 
kung aber davon abhängen, dass die zuständigen Fach- 
verwaltungen ihr organisiertes Interessenumfeld im Sinne 
der Umweltpolitikintegration beeinflussen. Nach Auffas- 
sung des Umweltrates bietet sich hier das Mittel der Dia- 
logstrategie an, bei der die Ressorts gemeinsam mit 
Umweltexperten einen methodisch vorbereiteten, ergeb- 
nisbezogenen Dialog über die gemeinsame ökonomisch- 
ökologische Langzeitperspektive führen. Es geht um das 
kompetente Management eines Diskursverfahrens für ei- 
nen langfristigen sektoralen Strukturwandel. Der im Kon- 
sens angestrebte Atomausstieg ist dafür ein Beispiel 
(MEZ und PIENING, 2002). Die Konfrontation der deut- 
schen Kohleindustrie und ihrer Abnehmer in der Strom- 
wirtschaft mit der langfristigen Klimaentwicklung stellt 
ein anderes Beispiel dar (Kap. 2). Der Umweltrat 
empfiehlt seit dem Umweltgutachten 2000, die problem- 
verursachenden Sektoren systematisch mit den Langzeit- 
problemen zu konfrontieren, an denen sie beteiligt sind. 
Nur dann erscheinen Sektorstrategien chancenreich. Dies 
setzt einen entsprechenden wissenschaftlichen Input 
voraus. In einem sektoralen Stakeholder-Dialog geht es 
nicht zuletzt um die Frage, welche ökonomischen Risiken 
eine zunehmende Umweltinanspruchnahme mit sich 
bringt und mit welchen so bedingten ökologisch-ökono- 
mischen Krisen der Sektor langfristig zu rechnen hat. 
Eine realistische Abschätzung dieser Art muss Staatsin- 
terventionen einbeziehen, die im Normalzustand zwar 
vermieden werden, bei akuten Krisen aber dem Staat - im 
Lichte einer mobilisierten Öffentlichkeit - selbst aufge- 
zwungen werden können. Die Geschichte des Umwelt- 
schutzes ist reich an solchen Krisenreaktiven, vom 
Seveso-Fall über Tschernobyl bis zu Hochwasserkatastro- 
phen. Für den Sektor kann die meist geringe Wirtschafts- 
und Sozialverträglichkeit solcher Kriseninterventionen 
Probleme schaffen, die eine an langfristigen Investitions- 
zyklen orientierte sektorale Nachhaltigkeitsstrategie ver- 
meiden hilft. 

Bei der Ausarbeitung einer solchen Dialogstrategie kann 
an das niederländische Konzept des Transition Manage- 


ment (ROTMANS et ah, 2001) ebenso angeknüpft wer- 
den wie an Konzepte zur Technikfolgenabschätzung 
(RENN, 1999; SKORUPINSKI und OTT, 2000), an die 
auf der Grundlage derartiger Konzepte arbeitende Institu- 
tion der „Konsensuskonferenz“ (JOSS und DURANT, 
1995; JOSS, 1998) oder auch an Forschungen zur um- 
weltbezogenen Strukturpolitik (BINDER et ah, 2001). 
Allerdings setzt dies konzeptionelle Weiterentwicklungen 
der vorliegenden Ansätze voraus. 

In der Regel sind Sektorstrategien auf eine institutionell 
hochrangige Beauftragung (Parlament/Regierung) ange- 
wiesen. Dabei geht es sowohl um Problemdefinitionen, 
um Zuständigkeiten und prozedurale Vorgaben wie um 
Berichtspflichten und Ergebniskontrollen. Die hochran- 
gige Beauftragung unterscheidet sich von dem früheren 
Integrationsverfahren, bei dem der (zumeist schwachen) 
Umweltverwaltung eine horizontale Koordination der 
(stärkeren) verursachemahen Verwaltungen zugemutet 
wurde. 

1207 . Die primär „vertikale“ Umweltpolitikintegration 
setzt kompetente Umweltverwaltungen voraus, die so- 
wohl den übergeordneten Beauftragungsprozess als auch 
die anschließende horizontale Kooperation mit verursa- 
chemahen Behörden fachlich mit bestimmen. Umweltres- 
sorts müssen dazu die nötige personelle und institutio- 
nelle Kapazität haben. 

Der Umweltrat betont im Lichte der bisherigen Erfahmn- 
gen, dass Umweltintegration und Querschnittspolitik 
nicht auf einen „Allround-Amateurismus“ hinauslaufen 
darf. Vielmehr muss die Spezialkompetenz der beteiligten 
Verwaltungen und Branchen über Netzwerkstrukturen 
nutzbar gemacht werden. Insbesondere innovative Lösun- 
gen erfordern die Nutzung von Spezialkompetenz, so- 
wohl im Umweltbereich wie bei den beteiligten Fachres- 
sorts und den industriellen Zielgrappen. 

Wegen der unterschiedlichen Verpflichtungsfähigkeit der 
beteiligten Interessenverbände sind die einzelnen Sekto- 
ren allerdings unterschiedlich gut für Verhandlungslösun- 
gen mit Zielgmppen geeignet (Abschn. 13.2.4.3). 

1208 . Der Erfolg einer sektoralen Umweltstrategie kann 
unter anderem danach beurteilt werden, wie weit gehend 
die in den verarsachemahen Verwaltungen bereits vor- 
handenen Umweltabteilungen sich als Teil dieser über- 
greifenden Strategie oder aber - weiterhin - als Kontrol- 
leure der Umweltpolitik sehen. Eine umfangreiche 
Umweltabteilung, wie sie beispielsweise im Wirtschafts- 
ministerium besteht, könnte ein wesentlicher Faktor der 
Umweltintegration sein, wenn nicht die Kontrollfunktion 
gegenüber dem Umweltministerium, sondern die Wahr- 
nehmung übergreifender ökonomisch-ökologischer Be- 
lange im Vordergrund des Interesses stünde. Kapazitäts- 
bildung ist hier nicht mehr eine Frage des (bereits 
vorhandenen) fachkompetenten Personals, sondern der 
übergeordneten Funktionsbestimmung durch Kabinett 
oder Parlament (JÄNICKE et al, 2002, S. 129). 
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Abbildung 13-1 


Von der horizontalen zur vertikalen Umweltpolitikintegration 
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13.2.2.4 Kooperative Steuerungsansätze 

1209. Die Grenzen einer hierarchischen Regelsteuerung 
komplexer Probleme sind seit langem auch Gegenstand 
der sozialwissenschaftlichen Forschung (SCHIMANK 
und WERLE, 2000; PRITTWITZ, 2000; WILLKE, 1997; 
MAYNTZ und SCHÄRPE, 1995). Je nach theoretischem 
Blickwinkel werden dabei die prohibitiv hohen Informa- 
tionsbeschaffungskosten für eine problemadäquate Fein- 
steuerung, die Eigenlogik und begrenzte „Resonanzfähig- 
keit“ gesellschaftlicher Teilsysteme auf zentrale 
Steuerungsimpulse (LUHMANN, 1990) oder die Schwie- 
rigkeiten interdependenter Akteure, auf dem Verhand- 
lungswege zu einer gemeinsamen Problemlösung zu 
kommen, in den Mittelpunkt der Argumentation gestellt. 
Vor diesem Hintergrund ist es schon als Erfolg zu bewer- 
ten, wenn die steigende Problemlast in einem „erträgli- 
chen Rahmen“ gehalten wird (SCHIMANK und 
WERLE, 2000, S. 10). Angesichts der Grenzen der politi- 
schen Gestaltung und Steuerbarkeit gehen manche So- 
zialwissenschaftler sogar von einer „notwendigen 
Fiktion“ politischer Aktionsfähigkeit aus (CZADA und 
SCHIMANK, 2000, S. 25). 


Vor dem Hintergrund der unbestreitbaren Erfolge der 
Umweltpolitik erscheint diese skeptische Diagnose zu- 
nächst überraschend, im Hinblick auf die oben beschrie- 
benen persistenten Umweltprobleme und die veränderten 
politisch-institutionellen Rahmenbedingungen ist sie aber 
von Belang. 

Kooperative Steuerungsformen, das heißt Einflussnah- 
men, die staatliche Akteure mit privaten Zielgruppen als 
grundsätzlich gleichrangige Partner vereinbaren, werden 
insbesondere dort als Alternative diskutiert, wo die tradi- 
tionelle Regelsteuerung an ihre vermeintlichen oder tat- 
sächlichen Grenzen gelangt. In der theoretischen Diskus- 
sion werden insbesondere zwei strategische Ansätze 
kooperativer Steuerung diskutiert: die Supervision und 
die Kontextsteuerung, die unterschiedliche umweltpoliti- 
sche Steuerungspotenziale haben. 

Supervision 

1210. Die Idee der Supervision (WILLKE, 1997) ist 
insbesondere in Instrumenten „reflexiver Umweltpolitik“, 
zum Beispiel in Umweltmanagementsystemen umgesetzt 
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(vgl. HEINELT et al, 2000). Den Unternehmen wird ein 
Instrument der Selbstprüfung zur Verfügung gestellt, 
ohne dass damit ihre Autonomie und Entscheidungs- 
freiheit staatlich eingeschränkt wird. Dies kann Lernpro- 
zesse befördern - insbesondere dort, wo auch aus anderen 
Gründen (Untemehmensethik, Marktnischenstrategie, 
Image, Risikominimierung) eine intrinsische Motivation 
zur Umweltvorsorge besteht. In Einzelfallen kann also 
durch reflexive Instrumente eine Umweltverbesserung 
gelingen, nicht aber ein zur Gefahrenabwehr oder zur 
Vorsorge notwendiger flächendeckender Schutz. Es geht 
hier um Anreize zum freiwilligen, überobligatorischen 
Verhalten - nicht aber um systematische Risikovorsorge 
(so: SRU, 2002a, Tz. 104 ff). In der Umweltpolitik kann 
es sich der Staat in aller Regel nicht leisten, zu warten, bis 
er Invited Intruder (WILLKE, 1997, S. 349) wird, der 
Hilfe zur Selbsthilfe leistet. 

Kontextsteuerung 

1211. Weiter gehend ist die Idee der Kontextsteuerung. 
In ihrem Kern geht es um eine indirekte Steuerung von 
verbandlicher Selbststeuerung. Hier wird das Einigungs- 
potenzial und das Wissen in arbeitsteilig organisierten 
Gremien verbandlicher Selbststeuerung oder Experten- 
gremien genutzt - der Staat ist in den entsprechenden 
Gremien lediglich gleichrangiger Partner. Dennoch be- 
steht auch in solchen Gremien (z. B. Normung) ein indi- 
rektes Steuerungspotenzial des öffentlichen Sektors. Der 
Staat kann durch Verfahrensregeln oder Regeln der Zu- 
sammensetzung, durch Organisationshilfen für schwach 
repräsentierte Interessen oder durch die externe Validie- 
rung, Prüfung und gegebenenfalls Infragestellung Ein- 
fluss nehmen (VOELZKOW, 2000, S. 275). Die verband- 
liche Selbststeuerung findet dann im Schatten staatlicher 
Autorität und des Rechts statt (VOELZKOW und 
EICHENER, 2002). Unbefriedigende Ergebnisse können 
durch Rückgriff auf die traditionelle Regelsteuerung kor- 
rigiert werden. Kontextsteuerung beeinflusst durch Zu- 
ständigkeits-, Zugangs- und Entscheidungsregeln indirekt 
die Ergebnisse. Dennoch stößt sie insbesondere dort auf 
Grenzen, wo Entscheidungen selektierende (z. B. Um- 
weltzeichen) oder umverteilende Wirkungen haben kön- 
nen. Nicht zu unterschätzen sind auch die Strategien des 
Unterlaufens staatlicher Steuerungsziele, insbesondere 
dann, wenn diese selbst nicht eindeutig formuliert sind 
(vgl. Tz. 1289; s. auch SRU, 2002a, Tz. 384). 

Leistungsprofile kooperativer Steuerungsformen 
in der Praxis 

1212. Nicht zuletzt in der Umweltpolitikforschung ist 
der kompetente Umgang mit kooperativen Steuerungsfor- 
men als eine wichtige Erfolgsbedingung erkannt worden 
(JÄNICKE, 1996; KNOEPFEL, 1993; RICKEN, 1995; 
WÄLTI, 2003). Ihr Vorteil wird unter anderem darin ge- 
sehen, dass: 

- das direkte Zusammengehen von Verwaltungen mit 
Zielgruppen oft eine größere Treffsicherheit in der Sa- 
che hat als die Steuerung über allgemeine Regeln des 


Gesetzgebers, nicht zuletzt weil das Wissen und das 
Lernen vor Ort als Ressource genutzt werden können; 

- die Verwaltungen ein besonderes Interesse haben, ihr 
relativ autonomes Handeln durch tatsächliche Pro- 
blemlösungen zu legitimieren; mit ihren spezifischen 
Legitimationsformen (Stakeholder-Beteiligung, Kon- 
sens und Wirkungsbezogenheit) versprechen koopera- 
tive Steuerungsformen auch einen besseren Problem- 
lösungsbeitrag; 

- die konsensuale Willensbildung mit den beteiligten In- 
teressen Widerstände bei der Umsetzung von Maßnah- 
men verringert; 

- der langwierige Weg über parlamentarische Entschei- 
dungsprozesse und ihre Restriktionen abgekürzt wird 
und frühere Anpassungsreaktionen (etwa in Form von 
Innovationen) stimuliert werden können; 

- „weiche“, kommunikative, also auch stärker akzep- 
tierte Instrumente unter der Maßgabe zur Anwendung 
kommen, dass die Option eines „härteren“ - beispiels- 
weise ordnungsrechtlichen oder fiskalischen - Instru- 
mentariums grundsätzlich fortbesteht. 

Diese möglichen Vorteile müssen aber im Einzelfall ab- 
gewogen werden mit den Zugeständnissen, die koopera- 
tive Lösungen an das umweltpolitische Anspruchsniveau 
leisten müssen. Der Umweltrat hat wiederholt an Selbst- 
verpflichtungen kritisiert, dass diese kaum über ein 
„Business-as-usual“-Szenario hinausgingen (insbeson- 
dere SRU, 1998, Abschn. 2.2.2). Die OECD kommt hier 
neuerdings zu einer noch kritischeren Einschätzung: „the 
environmental effectiveness of voluntary approaches is 
still questionable. (...) The economic efficiency (...) is 
generally low“ (OECD, 2003, S. 14). Sie sieht sogar eine 
Tendenz zur Schwächung von Instrumenten, die in Kom- 
bination mit freiwilligen Vereinbarungen eingesetzt wer- 
den und empfiehlt daher absichemde Regelungen, die un- 
mittelbare, glaubhafte Sanktionen bei Nichterreichung 
von Zielen nach sich ziehen. Eine neuere Studie bezwei- 
felt überdies den generell staatsentlastenden Charakter 
von freiwilligen Vereinbarungen. In Großbritannien wa- 
ren immerhin 31 Beamte und insgesamt 17 Personenjahre 
erforderlich, um 42 Branchenvereinbarungen im Klima- 
schutz auszuhandeln (JORDAN et al., 2003b). 

1213 . Umweltpolitische Untersteuerung kann im Übri- 
gen auch Akzeptanzprobleme schaffen - insbesondere bei 
denjenigen betroffenen Gruppen, die geringe Einfluss- 
chancen auf die Kooperationslösungen hatten. Kooperati- 
onslösungen bedürfen daher der finalen staatlichen Ver- 
antwortlichkeit und grundsätzlichen Rückholbarkeit, um 
unbefriedigenden Lösungen Vorbeugen beziehungsweise 
diese korrigieren zu können. Schon diese Funktionsbe- 
dingung zeigt, dass sie die Regelsteuerung nicht ersetzen, 
sondern nur ergänzen können. 

Die Nutzung des Potenzials kooperativer Lösungen ist 
zudem eine Frage der konkreten, den jeweiligen Bedin- 
gungen angemessenen Gestaltung. Das Instrumentarium 
kooperativer Lösungen wird beispielsweise in unter- 
schiedlichen Sektoren mit unterschiedlicher Intensität 
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genutzt werden können. So hat die Evaluation der nieder- 
ländischen Umweltplanung seit 1989 (etwa im vierten 
Nationalen Umweltpolitikplan) ergeben, dass die Größe 
und Verpflichtungsfahigkeit von Verbänden eine wichtige 
Einflussgröße ist. Generell gilt, dass Verhandlungslösun- 
gen mit Verbänden mit wenigen zentralen Akteuren - wie 
Energie-, Chemie- oder Autoindustrie - grundsätzlieh er- 
zielt werden können, während Verursaeherbereiche mit 
breiter und diffuser Mitgliedsehaft - wie Landwirtschaft, 
PKW- Verkehr oder Verbraueher - in stärkerem Maße 
über traditionelle Regelsteuerung zu beeinflussen sind. 

Wie in diesem Falle erweist sieh die klassische Regel- 
steuerung weiterhin als wesentlieh. Dies gilt nicht zuletzt 
für ihre Garantiefünktion in Hinbliek auf die weiehen, 
dialogisehen Steuerungsprozesse des kooperativen Regie- 
rens. Erst durch den Stick Behind the Door erlangen sie 
im Regelfall ihre Wirksamkeit (DE CLERQ, 2002; 
OECD, 2003; JORDAN et ab, 2003a). 

1214. Demokratietheoretische Erfordernisse der koope- 
rativen Verhandlungssysteme seien immerhin angedeutet. 
Sie betreffen die wünschenswerte Rückbindung von 
Verhandlungen an den parlamentarischen Prozess. Zu 
verhindern ist, dass Verwaltungen mit Vereinbarungen 
den Handlungsspielraum der Parlamente einschränken. 
Ebenso sind Gebote der Transparenz, des Pluralismus und 
des Sehutzes nicht beteiligter Interessen zu aehten. 

Vor dem Hintergrund der zuvor knapp skizzierten poten- 
ziellen Nachteile kooperativer Steuerungsformen lehnt 
der Umweltrat eine generelle Umorientierung hin zu die- 
sem Steuerungsmodus als umweltpolitisch nicht zielfüh- 
rend ab. Kooperative Steuerungsformen sind allenfalls als 
Ergänzung zur direkten Regelsteuerung sinnvoll. 

13.2.2.5 Partizipation, Seibstreguiierung und 
„aktivierender Staat“ 

1215. Partizipative Verfahren können im Umweltbe- 
reieh Bestandteil einer Modemisierungsstrategie sein 
(TATENHOVE und LEROY, 2003 m. w. L.; 
DE MARCHI et ab, 1998; METZ et ab, 2003; BULKE- 
LEY und MOL, 2003a). Das Steuerungsmodell der 
Agenda 2 1 und auch die Aarhus-Konvention laufen eben- 
falls auf eine umfassende Nutzung der Handlungspoten- 
ziale zivilgesellschaftlicher Akteure durch deren aktive 
Beteiligung (Partizipation) hinaus. Die gesellschaftliche 
Basis insbesondere des Nachhaltigkeitsprozesses soll 
möglichst breit sein, bisher nicht aktivierte Unterstützer 
und Wissensressourcen sollen mobilisiert werden. Die 
Idee der aktiven Beteiligung von Bürgern und Betrof- 
fenen an Prozessen der Entscheidungsvorbereitung oder 
-findung gründet in Konzepten deliberativer Demokratie 
(HABERMAS, 1992; MASON, 1999). Sie richtet sich 
gegen expertokratische Tendenzen und wurde vornehm- 
lich im Bereich der Technikfolgenabschätzung (TA) um- 
gesetzt (hierzu RENN, 1999; s. aueh SKORUP INSKI und 
OTT, 2000 sowie die Fallstudien und die konzeptionellen 
Beiträge in KÖBERLE et ab, 1997). Viele dieser diskur- 
siven und partizipativen TA- Verfahren hatten umweltrele- 
vante Technologien zum Gegenstand (MVA, Energiesys- 
teme usw.). Aueh die Bio- und Gentechnologie wurden 


mehrfach zum Gegenstand von Diskurs verfahren ge- 
macht (DAELEetab, 1996; vgl. SKORUPINSKI und 
OTT, 2000, 2002). Es liegen mittlerweile Bestandsauf- 
nahmen darüber vor, in welchen Formen (Konsensuskon- 
ferenzen, Mediationsverfahren, Bürgerforen, Planungs- 
zellen etc.) und unter welchen politisehen Vorgaben 
derartige partizipative Verfahren in verschiedenen euro- 
päischen Ländern durchgeführt wurden (JOSS und 
BELLUCCI, 2002). Dabei wurden auch die Erfolgsbedin- 
gungen und die Rolle partizipativer Verfahren in politi- 
schen Prozessen analysiert. 

Partizipative Verfahren haben einen Doppelcharakter: Sie 
betreffen einerseits die Entscheidungsfindung, weil sie 
auch Informationsdefizite der Entseheidungsträger ver- 
ringern können (so genannte Information-Deficit-Model), 
haben aber andererseits auch die Aufgabe, die politisehen 
Kompetenzen von Bürgern zu aktivieren (so genannte 
Civic Model', zur Unterscheidung von Information-Defi- 
cit-Model und Civic Model vgl. BULKELEY und MOL, 
2003b, S. 148 ff). Solche Verfahren zählen in der Regel 
zu Prozessen der Entscheidungsvorbere/ti/wg, weniger der 
Entscheidungs/indung. Sie ergänzen daher die Entschei- 
dungsprozesse im Rahmen repräsentativer Demokratien 
um eine neue Komponente, mittels derer sowohl direkte 
oder indirekte Betroffenheit als auch Laienverstand und 
Bürgersinn („lebensweltliehe Kompetenz“) für die politi- 
sche Entscheidungsfindung fruchtbar gemacht werden 
soll. Die „Orte“ partizipativer Verfahren sind vornehm- 
lich intermediäre Institutionen, die an der Peripherie des 
politischen und des wissensehaftlichen Systems angesie- 
delt sind (das niederländische Rathenau-Institut, Akade- 
mien für Technikfolgenabschätzung usw.). 

1216. Generell lassen sich folgende Modelle von Bür- 
gerbeteiligung unterseheiden: 

- Anhörungen im Rahmen herkömmlicher Verfahren 
einschließlich der Stellungnahmen von „Trägem öf- 
fentlicher Belange“ 

- Mediationsverfahren zur Konfliktlösung und Kompro- 
missbildung 

- Expertendialoge zur Sachstandserhebung unter Einbe- 
ziehung von NGOs 

- Bürgerforen und Konsensuskonferenzen zur delibera- 
tiven Urteilsbildung („Citizens’ Juries“). 

Nieht jedes begrüßenswerte zivilgesellsehaftliche Enga- 
gement fällt demnach unter den Begriff der Partizipation. 
So wären beispielsweise der Ankauf von Flächen durch 
Naturschutzverbände, Boykottaufiufe von Umweltver- 
bänden oder die Aktivitäten von Verbraucherverbänden 
per se noch keine Partizipation. Auch die übliehen Ak- 
tivitäten von Gremien der wissenschaftlichen Politikbera- 
tung fallen nicht unter den Partizipationsbegriff Hinge- 
gen kann man die Erweitemng von Klagebefugnissen 
(Stichwort: Verbandsklage) unter Umständen als Ermög- 
lichung von Partizipation interpretieren (SRU, 2002a, 
Kap. 2.3). 

1217. Partizipative Konzepte unterseheiden sich häufig 
nach den Teilnahmekriterien für einzelne Verfahren 
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(Sachkunde, Betroffenheit, Stakeholder, Laienbeteiligung 
usw.). Es wird in einigen Konzepten davon ausgegangen, 
dass die Perspektiven von Laien und Betroffenen nicht 
stellvertretend durch Experten oder Verbände übernom- 
men werden können (SKORUPINSKI und OTT, 2002, 
S. 118). Dies gilt insbesondere für die Bewertung von 
Risiken sowie für moralische Aspekte des jeweiligen 
Themas. Die Notwendigkeit von Bewertungen im weite- 
ren Sinne gilt als Grund für die Einbeziehung von Perso- 
nen, deren materielle Interessen nicht unmittelbar berührt 
sind und die keine verfahrensextemen Loyalitäten (Ver- 
bände, Parteien usw.) zu beachten haben. Betont wird 
auch, dass partizipative Verfahren die Möglichkeit für 
Bürger eröffnen sollten, nicht nur auf Politik zu reagieren 
(etwa dureh Abwahl), sondern sie prospektiv beeinflus- 
sen zu können. Eine zentrale Erfolgsbedingung für parti- 
zipative Verfahren sind Formen der vorgängigen Selbst- 
verpflichtung von Politik, deren Ergebnisse zu 
berücksichtigen. Eine weitere Erfolgsbedingung liegt in 
der Gewährleistung von Standards prozeduraler Fairness 
(Beachtung von Diskursregeln, Ergebnisoffenheit, Neu- 
tralität der Moderatoren, gleicher Zugang zu Informa- 
tionsquellen etc.). Es muss ferner siehergestellt werden, 
dass sich diskursive Verfahren in ihrem Verlauf deutlich 
von strategischen Kompromissverhandlungen unterschei- 
den. Aus diesem Grund reehnen manche Autoren reine 
Mediationsverfahren, die nur einem Ausgleieh konfligie- 
render Interessen dienen, nicht zu Diskursverfahren. 

Mit den Möglichkeiten und Grenzen einer Politik der 
Staatsentlastung durch die Aktiviemng bürgerschaftli- 
chen Engagements hat sich der Umweltrat im Umwelt- 
gutachten 2002 ausführlich auseinander gesetzt. Er hat 
dabei unterschieden zwischen der Stärkung des Bürgers 
als Marktteilnehmer und Konsument und derjenigen als 
Staatsbürger (vgl. SRU, 2002a, Kap. 2.3). Die Instru- 
mente der Schaffung ökologischer Markttransparenz und 
von Informations-, Beteiligungs- und Klagerechten sind 
dort umfassend behandelt worden (Bürger als Konsu- 
ment). Der Umweltrat hat sieh für verstärkte Anstrengun- 
gen auf diesem Gebiet ausgesprochen. Er hat aber gleich- 
zeitig aueh auf die Leistungsgrenzen einer solchen 
Strategie hingewiesen: Solange das Preissystem ökologi- 
sehe Folgen nicht hinreichend abbildet, ist auch nicht zu 
erwarten, dass Informations- und Markttransparenzstrate- 
gien für sich genommen ein ökologisches Konsumverhal- 
ten herbeiführen können: „Individuelle Umweltmoral als 
alleiniger Antriebsfaktor ist hier überfordert“ (SRU, 
2002a, Tz. 75). Die Rolle des Staatsbürgers wurde im 
Umweltgutachten 2002 vomehmlieh unter juristischen 
Aspekten behandelt. Hinsichtlich des Verhältnisses von 
Informations-, Beteiligungs- und Klagerechten zum tradi- 
tionellen umweltrechtlichen Instrumentarium betont der 
Umweltrat dort deren wechselseitige Bedingung. Stärkere 
Bürgerrechte sind in der Umweltpolitik kein Allheilmittel 
und ihre Möglichkeiten müssen realistisch eingeschätzt 
werden (SRU, 2002a, Tz. 121). Dies gilt aueh für die par- 
tizipativen Verfahren im obigen Sinne. 

1218 . Partizipation in Fragen des Umweltschutzes ist 
also - nicht anders als die anderen angeführten neuen 


Steuerungsformen - ein voraussetzungsvoller Prozess. 
Sie setzt Empowerment, eigenständige Institutionen 
{Capacity Building) und einen aktivierenden Staat voraus 
(SRU, 2002a, Kap. 2.3). Die vorliegenden Erfahrungen 
mit partizipativen Verfahren lassen allerdings auch auf 
ein häufig unterschätztes Motivationspotenzial in der Be- 
völkerung schließen. Der Bürger als zusätzliche Res- 
source der Umweltpolitik bedarf aber eines Anreizsys- 
tems und einer Infrastruktur an Rechten und 
Informationen. Hier eröffnet sich ein breites Feld notwen- 
diger Kapazitätssteigerungen. Partizipation als Beteili- 
gung von Bürgern oder zivilgesellschaftlichen Organisa- 
tionen ist aueh ein Managementproblem, das Personal 
und Qualifikationen erfordert, die keineswegs einfach als 
existent vorausgesetzt werden können. So erfordert die 
erfolgreiche Durehführung partizipativer Verfahren ein 
klares Konzept einschließlich eines Ablaufplans, dessen 
Vermittlung dureh die Organisatoren, eine klare Ergebnis- 
orientierung, eine genaue Dissensanalyse, ein geschultes 
und auch psychologisch geschicktes Moderatorenteam 
und hinreichend zeitliche und finanzielle Ressoureen. Ein 
Managementproblem ist es auch, Beteiligungsprozesse so 
zu gestalten, dass wichtige Interessen einbezogen werden, 
hinreichende Kompetenz der Beteiligten vorhanden ist 
und deren Motivation nicht durch ergebnislose Diskussio- 
nen erschöpft wird. Der Verschleiß von Motivation in un- 
zulänglich arrangierten Diskursen gehört zu den akzep- 
tanzmindemden Negativerfahrungen des Agenda-21- 
Prozesses. Grundsätzlich hängt es von der Konzeption 
und kompetenten Durehführung von Partizipationspro- 
zessen ab, ob sie zur Stärkung oder gar zur Schwächung 
von Umweltpolitik - durch Demotivation - führen. Die 
Erarbeitung differenzierter Regeln für partizipative Ver- 
fahren ist also eine wesentliche Aufgabe, wenn zivilge- 
sellschaftliche Akteure einen spürbaren Beitrag zur Er- 
folgsverbesserung langfristiger Umweltpolitik leisten 
sollen. Partizipative Verfahren sind nicht bereits als sol- 
che die Erfolgsgarantie, als die sie oft ausgegeben wer- 
den. Zu vermeiden ist zum Beispiel, dass die Rolle des 
Bürgers schon im Ansatz überfordert wird. Dies könnte 
geschehen, falls man partizipativen Verfahren Aufgaben 
zuweist, die sie von Hause aus nicht bewältigen können: 
Umweltbeeinträchtigende Produktionsweisen und Pro- 
dukte bedürfen einer umweltpolitischen Steuerung. Zu 
warnen ist auch vor Partizipationsformen, die einseitig 
auf die Umweltverwaltungen gerichtet sind und die Ver- 
ursacherbereiche aussparen, um die es letztlich geht 
(s. o.). Partizipation darf aueh die meist knappen Ressour- 
cen an Zeit und Personal nicht blockieren, die für effek- 
tive Lösungen in Politik und Verwaltung erforderlieh 
sind. Partizipation darf aber auch die Umweltverbände 
nicht durch eine Allzuständigkeit in ihren Möglichkeiten 
überforden!. Die demokratischen Potenziale soleher Ver- 
fahren können nur realisiert werden, wenn hierfür eigen- 
ständige Institutionen und Organisationen geschaffen und 
erhalten werden. Insofern ist es zu bedauern, dass die 
Landesregierung von Baden-Württemberg die Akademie 
für Technikfolgenabschätzung zu schließen beabsichtigt, 
die unter anderem mehrere erfolgreiche Diskursverfahren 
durchgeführt hat. 
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1219. Im Hinblick auf die (meist nur wissensehaftlich 
„wahrnehmbaren“) persistenten Umweltprobleme kommt 
der Wissenschaft als Akteur der Umweltpolitik - komple- 
mentär zu klassischen Bürgerinitiativen - eine wesentli- 
che Rolle zu. Dies wurde im Übrigen bereits in der 
Agenda 2 1 thematisiert. Die Aktivierung von Umwelt- 
wissensehaft nicht nur in der Forschung, sondern auch im 
Prozess der politischen Willensbildung ist vermutlich die 
entscheidende Voraussetzung dafür, dass die verfolgten 
Ziele nachhaltiger Umweltentwieklung den langfristigen 
Problemlagen gereeht werden. Darin liegt eine neue Qua- 
lität von Environmental Governance und eine Herausfor- 
derung an das herkömmliche Wissenschaftsverständnis. 
Ein Verständnis wissensehaftlicher Praxis, das eine Stel- 
lungnahme zu den behandelten Problemlagen und damit 
aueh Wertungen mit einschließt, ist mit der - vielfach 
missverstandenen - Forderung nach Werturteilsfreiheit 
vereinbar, wenn Tatsachen umfassend gewürdigt, Tatsa- 
chenaussagen und Wertungen deutlich voneinander unter- 
schieden und Wertungen anhand höherstufiger Prinzipien 
naehvollziehbar begründet werden (OTT, 1997, insb. 
Kap. 3). 

1220. Von der Bürgerpartizipation ist die aktivierte 
(oder autonome) Selbstregulierung von Unternehmen und 
Organisationen zu unterscheiden. Sie wird weiter unten 
im Zusammenhang mit den neuen Steuerungsmustem der 
EU behandelt. Betont sei aber bereits an dieser Stelle das 
Potenzial dieses Steuerungsansatzes. Dies gilt auch für 
Varianten der reinen Selbststeuerung: Grundsätzlich ist 
das Steuerungspotenzial einer Kaufhauskette oder eines 
Versandhandels im Hinblick auf die ökologisehe Qualität 
von Produktion erheblieh (CONRAD, 1998). So ist bei- 
spielsweise der OTTO-Versand, der unter anderem in 
Kooperation mit dem Umweltschutzverband WWF eine 
Reihe ökologisch bedenklicher Produkte aus dem Sorti- 
ment genommen hat, seit Jahren ein Vorreiter einer 
Ökologisehen Produktpolitik. Dasselbe gilt für die nach- 
gefragten Vorleistungen von Industrieunternehmen. Dies- 
bezügliche Interventionen unterliegen nicht dem kompli- 
zierten Entscheidungsprozess staatlicher Eingriffe. 
Instrumente wie das Öko-Audit können als Form regu- 
lierter Selbstregulierung solche Potenziale aktivieren und 
die staatliche Umweltpolitik entlasten. Sie sind jedoch 
kein Grund, das politisch-administrative System aus sei- 
ner Verantwortung zu entlassen. Dies gilt umso mehr, als 
gerade den hartnäckig ungelösten Umweltproblemen auf 
dem Wege der Selbststeuerung kaum beizukommen ist. 

13.2.2.6 Mehr-Ebenen-Steuerung 

1221. Die Mehr-Ebenen-Steuerung kann als übergrei- 
fender Steuerungsaspekt nieht ausgeklammert werden. 
Sie ist zunäehst eine auch andere Politikfelder betreffende 
objektive Entwicklungsfolge mit vielfältigen Ursachen, 
die mit ihrer hohen Komplexität eine massive Herausfor- 
derung an effektive Steuerung darstellt. Ihr größtes Pro- 
blem ist aus Sicht des Umweltrates, die Gefahr einer Auf- 
lösung von Verantwortungsstrukturen, aber auch die 
Eröffnung von Ausweichmöglichkeiten bei hoher Intrans- 


parenz der Willensbildungsstrukturen. Zugleich aber er- 
öffnet die Mehr-Ebenen-Steuerung auch gerade dort neue 
Chancen, wo es um langfristig ungelöste Umweltpro- 
bleme geht. Dafür ist der hier ausführlich gewürdigte 
Rio-Prozess ein anschaulicher Beleg. Die 6 400 lokalen 
Agenda-2 1 -Prozesse als Folge einer Strategieempfehlung 
auf globaler Ebene, aber auch die globalen Zusammen- 
schlüsse umweltbezogener Städtebündnisse verdeut- 
liehen, dass das Zusammenspiel auch der lokalen und der 
globalen Ebene umweltpolitisehe Bedeutung hat. 

Aus nationalstaatlicher Perspektive kann gleichermaßen 
die konzertierte Aktion auf der europäisehen oder natio- 
nalen Ebene wie auch die Dezentralisierung und der 
Grundsatz der Subsidiarität eine kapazitätssteigemde 
Wirkung haben und der flexiblen Realisierung eines ho- 
hen Schutzniveaus dienen. Dies wird sich allerdings je 
nach Charakter des Problems sehr unterschiedlich erge- 
ben. In der - noch weit gehend ausstehenden - differen- 
zierten Klärung dieser Frage liegt vermutlich die größte 
Herausforderung für ein erfolgversprechendes Konzept 
von Environmental Governance. 

Dezentralisierungsstrategien eignen sieh besonders dort, 
wo Optimierungsentscheidungen nur auf der Basis zu- 
meist lokal verfügbarer Informationen getroffen werden 
können (vgl. SCHARPF et ab, 1976). Im Bereieh des Na- 
turschutzes oder von Agrarumweltmaßnahmen oder aber 
der Verkehrspolitik (vgl. SRU, 2004) gibt es zahlreiche 
solcher Fragen. Dezentralisierungsstrategien stoßen aber 
dort an ihre Grenzen, wo übergreifende Ziele realisiert 
werden sollen (bspw. NATURA 2000) und lokale Ent- 
scheidungen aus nationaler oder europäischer Perspektive 
daher häufig suboptimal sind, wo starke Extemalitäten 
auftreten oder der Koordinationsbedarf zwischen den un- 
teren Ebenen zu aufwendig wird. 

1222. Grundsätzlich erscheint im Lichte bisheriger Er- 
fahrungen die strategische, berichtspflichtige Zielvorgabe 
der höheren Ebene angemessen, während die Umsetzung 
auf den unteren Ebenen möglichst Spielräume für flexib- 
les Handeln und vor allem für Wetfbewerb eröffnen 
sollte. Für die Bundesrepublik ergibt sieh daraus im 
Grundsatz die Empfehlung für eine Stärkung der strategi- 
schen Rolle des Bundes bei gleichzeitiger Erhöhung der 
Flexibilität der Umsetzung in den Ländern, zum Beispiel 
im Rahmen eines stärker kompetitiven Föderalismus. 

Die Mehr-Ebenen-Steuerung wird in Abschnitt 13.4.1 im 
Hinblick auf die EU und ihr Verhältnis zu den Mitglied- 
staaten vertieft thematisiert. Im Rahmen der hier vorge- 
nommenen allgemeinen Absehätzung der Potenziale und 
Erfolgsbedingungen neuerer umweltpolitischer Steue- 
rungsformen betont der Umweltrat zum einen die Not- 
wendigkeit einer Klärung und Entflechtung der Kompe- 
tenzstrukturen. Zum anderen hält er die Garantiefünktion 
des Nationalstaates und seine finale Verantwortung für 
ein ausreichend hohes Schutzniveau für unerlässlich. 
Schließlich plädiert er für ausreichende Spielräume für 
innovationsorientierte Vorreiterpositionen unterhalb der 
europäisehen Ebene (Abschn. 13.2.3.3). 
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13.2.3 Erfolgsvoraussetzungen neuer 
Steuerungsformen 

1223. Die hier skizzierten zentralen Konzepte umwelt- 
politischer Steuerung sind nach Auffassung des Umwelt- 
rates zwar grundsätzlich geeignet, zu einer verbesserten 
Problemlösung beizutragen. Sie sind jedoch, wie gezeigt 
wurde, höchst voraussetzungsvoll und bergen sogar ohne 
zusätzliche Vorkehrungen die Gefahr kontraproduktiver 
Wirkungen. 

Im Folgenden sollen die drei wichtigsten Erfolgsvoraus- 
setzungen erörtert werden: 

- die Kapazitätsbildung, 

- die Präzisierung der Rolle von Staatlichkeit insbeson- 
dere in Hinblick auf Garantiemechanismen für „wei- 
che“ Govemanceformen, 

- die Verbesserung der Rolle des Nationalstaats im glo- 
balen und europäischen Mehrebenensystem. 

13.2.3.1 Kapazitätsbildung und „Kapazitäts- 
schonung“ 

1224. Aus dem Rio-Prozess und anspruchsvollen Go- 
vemancekonzepten wie der Entwicklung von Sektorstra- 
tegien ergibt sich die Lehre, dass am Anfang jeder Strate- 
gie eine Abschätzung der Handlungsfähigkeit {Capacity 
Need Assessment) stehen muss, die entsprechende Folge- 
rungen einschließt (BOUILLE und MCDADE, 2002, 
S. 192-200). Anspruchsvolle Steuerungsformen setzen 
eine entsprechend gesteigerte staatliche Handlungsfähig- 
keit voraus. Für einen strategischen Ansatz von der 
Bedeutung der Nachhaltigkeitsstrategie, aber auch für 
Sektorstrategien gilt dies zwingend. In diesem Zusam- 
menhang sei daran erinnert, dass schon die Agenda 21 in 
zwei Kapiteln die Kapazitätsbildung behandelt und dabei 
auch den Begriff der Kapazitäts-Evaluation verwendet 
(BMU, 1993, Kap. 34 u. 37). Zumeist bezieht sich dies 
auf Kapazitätsbildung in Entwicklungsländern, aber das 
entsprechende Erfordernis ist nicht auf diese beschränkt. 
Umweltpolitikintegration und Partizipation setzen, wie 
gezeigt, zusätzliche Handlungsfähigkeiten voraus. Die 
Vernachlässigung der Aufgabe der Kapazitätsbildung wie 
auch der Verbesserung des Managements ist eine ent- 
scheidende Ursache für die festgestellten Schwierigkeiten 
(JÄNICKE, 2003b). Ein Kapazitätsdefizit betrifft nicht 
die unzulängliche Art der Maßnahmen, sondern „die Be- 
dingungen der Machbarkeit“ (LUHMANN, 1990, 
S. 175). Kapazität lässt sich nicht exakt messen, aber ne- 
gative Bestimmungen sind möglich: Wenn Wissen, mate- 
rielle, personelle und politische Ressourcen oder institu- 
tionelle Voraussetzungen fehlen, nützt auch die beste 
Instrumentenwahl nichts. In diesem Fall ist Kapazitäts- 
steigerung {Capacity Building, Capacity Development) 
unvermeidlich, sofern die Problemlage eine Reduzierung 
des Zielniveaus nicht zulässt (vgl. BOUILLE und 
MCDADE, 2002; WEIDNER und JÄNICKE, 2002; 
OECD, 1994). Umweltpolitische Kapazität beziehungs- 
weise die Kapazität zur nachhaltigen Entwicklung hat 
nach einem Standardtext von OECD und UNDP (2002, 
S. 92): 


- eine humane Dimension: die Fähigkeiten der beteilig- 
ten Akteure, 

- eine institutioneile Dimension, zum Beispiel Fähigkeit 
zur Koordination unterschiedlicher Interessen oder 
zum Monitoring, 

- und eine systemische Dimension (auch als Enabling 
Environment): zum Beispiel der rechtliche Handlungs- 
rahmen, die Informationsbasis oder die Network 
Capabilities . 

1225. Zur Lösung schwieriger Langzeitprobleme bedarf 
es der institutionellen Verankerung einer Langzeitorien- 
tierung sowie ausreichender personeller und materieller 
Handlungsressourcen. Systemisch geht es auch um den 
Bewusstseinsstand der Gesellschaft. Hier betrifft die Ka- 
pazitätsfrage - soweit es um Akzeptanz und Hinnahme- 
bereitschaft für anspruchsvolle Lösungen geht - letztlich 
auch die Rolle der Medien. Im Hinblick auf die prekäre 
und knappe Handlungsressource öffentliches Umweltbe- 
wusstsein empfiehlt der Umweltrat eine Dialogstrategie 
mit den großen Medienkonzemen (wie sie auch in der 
Frage von Gewaltdarstellungen unternommen wurde). 
Der Spielraum der Landesmedienanstalten mag gering 
sein, aber entsprechende gezielte Versuche sind bisher 
nicht unternommen worden. 

1226. Auch die Fähigkeit der Umweltverbände zu einer 
kompetenten Partizipation in einer zunehmenden Breite 
von Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen ist 
eine Kapazitätsverbesserang. Nicht zuletzt geht es um 
Vernetzung und Koalitionsbildung. Strategische Allian- 
zen können Handlungsfähigkeiten verbessern. Dafür ist 
das Zustandekommen des Emeuerbare-Energien- 
Gesetzes aus dem Jahr 2000 ein gutes Beispiel 
(BECHBERGER, 2000). Hier wirkten nicht nur Abge- 
ordnete eines breiten Parteienspektrams zusammen, son- 
dern auch Organisationen wie der Maschinenbau- Ver- 
band (VDMA), die IG-Metall, der Verband Kommunaler 
Unternehmen (VKU) und selbst bäuerliche Unterstützer- 
gruppen. Auch die Umweltpolitik-Integration, das sek- 
torale Lernen in der Sache, kann - unter den genannten 
verbesserten Voraussetzungen - ihrerseits die Handlungs- 
fähigkeit erhöhen. Verfechter umweltadäquater Lösungen 
innerhalb der Vemrsachersektoren kennen die Innova- 
tionspotenziale ihres Bereichs am besten. Ihre Bedeutung 
kann institutionell gestärkt werden. Sie hängt aber auch 
davon ab, dass die Rolle des Umweltministeriums im 
Entscheidungsprozess insgesamt - institutionell wie per- 
sonell - gestärkt wird. 

Wie in diesem Fall sind Kapazitätssteigerungen vor allem 
im Staatssektor erforderlich. Hier ergibt sich nun aber ein 
unübersehbares Spannungsverhältnis zwischen Erforder- 
nissen der Kapazitätssteigerung und dem um sich greifen- 
den Postulat einer Rückführung von Sfaatstätigkeiten. 
Moderne Govemanceformen im Umweltbereich können 
zwar zu Einsparangen führen, wo es um Regelungen und 
Konfrollen im Detail geht. Dasselbe gilt für politische Ra- 
tionalisierangseffekte etwa dadurch, dass der lange Weg 
durch die institutionellen Willensbildungsprozesse über 
Verhandlungslösungen oft bereits im Vorfeld vermieden 
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werden kann. Der Staat als Moderator oder Supervisor, 
als Partner in Verhandlungssystemen, als Manager von 
Zielbildungsprozessen oder Sektorstrategien benötigt 
aber nicht nur zusätzliches Personal, sondern auch zusätz- 
liche Qualifikationen. Ein undifferenzierter Abbau von 
Personal und Budgets und ein grundsätzliches Zurück- 
drängen von Staatlichkeit können hier erheblich kontra- 
produktive Wirkungen haben. 

1227. Handlungskapazität zur Lösung persistenter Um- 
weltprobleme betrifft nicht zuletzt die Strategiefähigkeit 
der Handelnden. Als Strategiefähigkeit kann die Fähig- 
keit verstanden werden, langfristige Allgemeininteres- 
sen gegen kurzfristige Teilinteressen durchzusetzen 
(JÄNICKE et ab, 2003). Ihre Bedingungen sind prekär, 
weil kurzfristige Teilinteressen im Gegensatz zu langfris- 
tigen Allgemeininteressen in aller Regel hoch organi- 
siert sind (vgl. OLSON, 1965) und zudem dem eher kur- 
zen Zeithorizont von Markt und parlamentarischem Staat 
entsprechen. Vor allem ergibt sich ein Spannungsverhält- 
nis zwischen Postulaten einer breiten Partizipation von 
Interessengruppen beziehungsweise Kooperation auf der 
einen Seite und Grundvoraussetzungen von Strategiefä- 
higkeit auf der anderen. Kollektive Strategiefähigkeit 
korreliert negativ mit der Anzahl der zu koordinieren- 
den Organisationen und dem Grad der Konkurrenz zwi- 
schen ihnen (JANSEN, 1997, S. 224). Bei aller Breite 
der Beteiligung im Vorfeld von Entscheidungen (oder 
auch im Vollzug) ist deshalb die zahlenmäßige Begren- 
zung der Entscheidungsträger unvermeidlich. Breite der 
partizipativen Konsultation und Konzentration im Ent- 
scheidungsprozess schließen sich keineswegs aus. Dem 
dient auch die klare Zuordnung von Entscheidungsbe- 
fugnissen. Dies gilt nicht zuletzt im Hinblick auf die 
Verflechtungen des Föderalismus der Bundesrepublik 
(BENZ und LEHMBRUCH, 2001). Die Herstellung 
überschaubarer Entscheidungsstrukturen, aber auch die 
Begrenzung der Vetopunkte im Entscheidungsprozess 
(TSEBELIS, 2002) ist eine wichtige, im Hinblick auf 
kooperative Mehr-Ebenen- und Mehr-Sektoren-Steue- 
rung aber auch prekäre Kapazitätsbedingung für die Lö- 
sung langfristiger Umweltprobleme. Der Grad der Kon- 
kurrenz betrifft nicht nur die Kooperation mit 
Wirtschaftsverbänden. Der konfrontative Politikstil in- 
nerhalb des deutschen Parteiensystems, wie er insbeson- 
dere in den 1990er-Jahren erkennbar wurde, ist nach 
Auffassung des Umweltrates ein zu überwindendes 
Hemmnis: Strategiefähigkeit in parlamentarischen Syste- 
men setzt einen Minimalkonsens in Grundfragen voraus 
(der in kleineren Mitgliedsländern der EU meist besser 
entwickelt ist). Nur so können langfristige Ziele den 
Wechsel von Regierungen überdauern. 

1228. Insgesamt wirft das Spannungsverhältnis zwi- 
schen anspruchsvollen Steuerungsmustem der Umwelt- 
politik und den diesbezüglichen Kapazitätserfordemissen 
Fragen auf, die der weiteren Klärung bedürfen. Insbeson- 
dere sollte die Suche nach kapazitätsschonenden, also 
staatsentlastenden Govemanceformen intensiviert wer- 


den, die mit Vorstellungen von „Lean Government“ mög- 
lichst vereinbar sind (Beispiel s. Kasten). 


Beispiele „kapazitätsschonender“ 

Steuerungsformen : 

- alle Varianten eines „Verhandelns im Schatten der 
Hierarchie“ (SCHÄRPE), die oft aufwendige institu- 
tioneile Entscheidungsprozesse erübrigen; 

- speziell: die förmliche staatliche Problemfeststel- 
lung, die den Verursachern frühzeitig die kalkulier- 
bare Entschlossenheit zu öffentlichen Maßnahmen 
signalisiert, ihnen aber Anpassungsspielräume offen 
lässt (Abschn. 13.2.3.2); 

- das Operieren mit vorläufigen Standards, die solange 
gelten, wie ihnen nicht explizit widersprochen wird; 

- die Konzentration auf strategische Ziele; 

- die Umprogrammierung bereits bestehender Um- 
weltabteilungen in den verursachemahen Ressorts 
(Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft) von der Kon- 
trollfunktion gegenüber dem Umweltministerium hin 
zur konsequenten Wahrnehmung von Umweltbelan- 
gen; 

- die Nutzung und Förderung von Entscheidungen auf 
anderen politischen Ebenen; 

- die Nutzung situativer Handlungschancen, vom öko- 
logischen Krisenereignis (Beispiel BSE) bis zur 
plötzlichen Preissteigerung (Beispiel Ölpreise); 

- die Nutzung von Best Practice in anderen Ländern 
(sofern die Übertragbarkeit gegeben ist); 

- die Nutzung des Internets, z. B. als Entlastung bei 
partizipativen Konsultationen. 


Natürlich bedeutet jede kausale Problemlösung (im Ge- 
gensatz zur Symptombekämpfung) eine Kapazitätsentlas- 
tung. Vor allem sind die hier zentral erörterten Steue- 
rungsansätze nicht nur der Umweltpolitikintegration 
(s. o.), sondern auch der Zielorientierung, Kooperation 
und Partizipation potenziell auch Beiträge zur Entlastung 
staatlicher Handlungskapazität. Schließlich sind sie nicht 
zuletzt deshalb eingeführt worden. Der Umweltrat betont 
aber - im Lichte der bisherigen Erfahrungen - mit Nach- 
druck, dass diese Ansätze ihre eigenen Kapazitätserfor- 
demisse besitzen, deren Vernachlässigung den Misserfolg 
in der Sache meist vorprogrammiert. 

13.2.3.2 Die Bedeutung von Staatlichkeit im 
veränderten Steuerungsmodell 

1229. Die erhebliche Komplexität der umweltpoliti- 
schen Mehr-Ebenen- und Mehr-Sektoren-Steuerung unter 
teilweiser oder vollständiger Einbeziehung privater Ak- 
teure hat einen erheblichen Orientierungsbedarf geschaf- 
fen. Dieser betrifft Verantwortungs- und Kompetenz- 
strukturen ebenso wie die Frage von Staatlichkeit und die 
Rolle des Nationalstaates. 
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Abbildung 13-2 


Dimensionen umweltpolitischer Steuerung 
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Abbildung 13-2 betrifft die (1) politischen Handlungsebenen (global-lokal), (2) staatliche und nichtstaatliche Akteure und (3) umweltintensive Sek- 
toren (Industrie-Tourismus). Alle Akteurstypen sind prinzipiell auf allen Handlungsebenen vorfindbar. Die Komplexität umweltpolitischer Mehr- 
Ebenen- und Mehr-Sektoren-Steuerung wird zusätzlich deutlich, wenn über die Darstellung hinaus auch die Unterschiedlichkeit der möglichen Be- 
ziehungen zwischen den Teilen des Würfels in Rechnung gestellt wird: a) der einseitigen Einwirkung von staatlichen Akteuren auf Private (hierar- 
chische Steuerung), von Privaten auf den Staat (z. B. als „Capture“ durch Zielgruppen) oder von zivilgesellschaftlichen Akteuren auf Unternehmen 
(z. B. als Boykott) steht b) die Kooperation als Beziehungsoption privater wie staatlicher Akteure gegenüber. 

Quelle: Jänicke, 2003b 


1230 . Staatliche Akteure spielen eine Rolle auf allen 
Handlungsebenen. Die Politikformulierung in Rio de Ja- 
neiro oder Johannesburg war beispielsweise weit gehend 
Saehe von Regierungsvertretem. Zivilgesellschaftliehe 
Partizipation und die Kooperation mit nichtstaatliehen 
Akteuren ist auf allen Ebenen zu beobachten - was bis- 
lang die Rolle von Staatlichkeit weder auf nationaler noeh 
auf internationaler Ebene verringert hat (RAUSTIALA, 
1997). Staatliehe Akteure spielen ebenso eine Rolle in 
Bezug auf die einzelnen umweltrelevanten Wirtschafts- 
sektoren und die ihnen zugeordneten Ressorts. 

Gleiehzeitig ist ihre politische Rolle dureh Govemance- 
konzepte relativiert, die auf Entstaatliehung, Deregulie- 
rung und neue Regulierungsfonnen setzen. Dabei geht es 
- neben der Gesetzesvereinfaehung - meist um eine 
Koregulierung im Zusammengehen von staatlichen und 
zivilgesellschaftliehen oder wirtsehaftlichen Akteuren, 
mitunter auch um deren Selbstregulierung und Eigenver- 
antwortung. 


Hier lässt sieh folgender Widerspruch erkennen: Hauptle- 
gitimation der behandelten Neuorientierung war die man- 
gelnde Effektivität und Effizienz staatlichen Handelns; 
ebenso eine vermutete oder tatsäehliche staatliche Eigen- 
dynamik des Regulierens, die von den Politikadressaten 
nicht mehr naehzuvollziehen ist. Andererseits sehafft die 
neue Environmental Governance aber tendenziell eine 
diffuse und unüberschaubare Verantwortungsstruktur, die 
letztlich effektivitätsmindemd wirkt: Wenn alle zuständig 
und verantwortlieh sind, ist es letztlieh niemand. Zugleich 
entsteht ein bisher weit gehend unreflektierter neuer Be- 
darf an staatlicher Handlungskapazität. 

1231 . Staatlichkeit muss deshalb nach Auffassung des 
Umwehrates in der differenzierten institutioneilen Ver- 
antwortlichkeit für die Sieherung wichtiger Allgemeinin- 
teressen bestehen, die zwar delegierbar aber vom nonna- 
tiven Grundsatz her nicht aufhebbar ist. Aus dieser 
Prämisse folgt eine Garantieverpfliehtung staatlicher In- 
stitutionen auf den untersehiedlichen Handlungsebenen 
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fiir den Fall der mangelnden Wirksamkeit der auf private 
Akteure verlagerten Aktivitäten. Der Umweltrat betont, 
dass speziell im Hinbliek auf die thematisierten persisten- 
ten Umweltprobleme staatliche Instanzen die „erste 
Adresse“ und - im Falle der Delegation von Problemlö- 
sungen - die „letzte Instanz“ sein müssen. 

Dabei kann die Rolle von Staatlichkeit sich gegebenen- 
falls sogar darauf beschränken, zunächst nur eine förm- 
liche Problemdefinition vorzunehmen, die für sich bereits 
ein wirksames Signal an private Adressaten, insbesondere 
die Verursacher als potenzielle Innovateure, sein kann 
(JACOB, 1999). Voraussetzung ist die bereits in der Pro- 
blemdefinition deutlich gemachte, kalkulierbare Hand- 
lungsbereitschaft zuständiger staatlicher Instanzen, der 
Problemdefinition Lösungsanstrengungen folgen zu las- 
sen, wenn diesbezügliche Anpassungsreaktionen privater 
Akteure ausbleiben oder nicht zu erwarten sind. Aus der 
Innovationsforschung ist bekannt, dass die Kalkulierbar- 
keit solcher Handlungskonsequenzen bereits als solche 
Innovationsprozesse auslösen kann (vgl. SRU, 2002a, 
Kap. 2.2). In dieser Rolle ist auch die hierarchische Re- 
gelsteuerung, darunter das Ordnungsrecht, unverzichtbar. 
In jedem Fall macht erst diese staatliche Garantiefunktion 
die weicheren, kooperativen Govemanceformen chancen- 
reich, die in der Folge auch staatsentlastend wirken kön- 
nen. Je glaubwürdiger diese Garantiefunktion ist, desto 
weniger wird sie beansprucht werden müssen. Aus die- 
sem Grunde erachtet es der Umweltrat als unerlässlich, 
die Rolle von Staatlichkeit gerade im Interesse flexiblerer 
Lösungen zu betonen (vgl. SRU, 2002a). 

In diesem Sinne kommt auch eine neuere britische Unter- 
suchung zu dem Schluss: „(E)nvironmental govemance is 
at best supplementing, and most certainly not comprehen- 
sively supplanting, environmental govemment by regula- 
tory means“ (JORDAN et ak, 2003a, S. 222). 

Dass die kooperativen Steuerungsformen keineswegs ein 
genereller Ersatz für die klassische Regelsteuerung ist, 
lässt die Tatsache vermuten, dass auch im Zeichen neuer 
Govemancemuster nach dem Umweltgipfel in Rio rund 
80 % aller umweltpolitischen EU-Maßnahmen ordnungs- 
rechtlicher Natur waren (HOLZINGER et ak, 2003, 
S. 119; s. auch Kap. 13.4). 

13.2.3.3 Zur Rolle des Nationalstaates 

1232. Grundlegender Klärungsbedarf in der derzeitigen 
Debatte über umweltpolitische Steuerungsformen besteht 
nicht nur im Hinblick auf die allgemeine Rolle von Staat- 
lichkeit in diesem Prozess. Vielmehr ist auch die Staat- 
lichkeit auf der speziellen Ebene des Nationalstaates klä- 
rungsbedürftig. Schließlich bestehen höchst kontroverse 
Vorstellungen darüber, ob die Einbindung von Staaten in 
die globale beziehungsweise europäische Mehr-Ebenen- 
Steuerung umweltpolitische Problemlösungen behindert 
oder möglicherweise begünstigt. Parallel dazu gibt es die 
Kontroverse über die Handlungschancen von Einzelstaa- 
ten im Zeichen der ökonomischen und gesellschaftlichen 
Globalisierung beziehungsweise Europäisierung. 


Der Umweltrat hat hierzu in seinem letzten Gutachten mit 
dem Titel „Für eine neue Vorreiterrolle“ (SRU, 2002a) 
ausführlich Stellung genommen. Mit dem angeführten Ti- 
tel wird die Position angedeutet: Für ein hoch entwickel- 
tes Industrieland wie die Bundesrepublik sieht der Um- 
weltrat nicht nur erhebliche Chancen, im internationalen 
Innovationswettbewerb Erfolge mit umweltfreundlichen 
Technologien zu erzielen und so auch zu einer ökologi- 
schen Modernisierung der internationalen Märkte beizu- 
tragen. Er betont auch die umweltpolitischen Hand- 
lungschancen und Handlungsnotwendigkeiten, die sich 
speziell für entwickelte Nationalstaaten ergeben. Im Zu- 
sammenhang dieses Kapitels soll diese Position auch als 
Beitrag zur Komplexitätsreduktion im unübersichtlichen 
Feld der Environmental Govemance in Erinnerung geru- 
fen und thesenhaft verdeutlicht werden: 

- Einschränkungen nationaler Handlungsfähigkeit und 
Souveränität sowohl durch globalen Wettbewerb als 
auch durch die Intemationalisierung von Politik sind 
unzweifelhaft zu beobachten. Die Besteuerung mobi- 
ler Quellen, die wirtschaftspolitische Globalsteuerung, 
das Lohnniveau oder die Sozialleistungen sind Bei- 
spiele eines Druckes zulasten nationaler Politiken. Für 
die Umweltpolitik sind Beispiele dieser Art - etwa im 
Hinblick auf die WTO oder auf EU-Beihilferegelun- 
gen - ebenfalls bekannt. Dennoch ist die nationalstaat- 
liche Umweltpolitik weder ein „Globalisierungsverlie- 
rer“ noch ist sie bisher im Rahmen der EU in ihrer 
Problemlösungskapazität signifikant behindert wor- 
den. Hier haben sich vielmehr auch gegenteilige Er- 
fahrungen ergeben, die sowohl mit der Ermöglichung 
von regulativem Wettbewerb in der EU als auch mit 
(technologischen) Besonderheiten der Umweltfrage 
Zusammenhängen. 

- Einschränkungen nationaler Souveränität sind die not- 
wendige Konsequenz einer Einbindung in europäische 
oder globale Entscheidungsstrukturen. Sie sind jedoch 
nicht identisch mit einem Verlust an Problemlösungs- 
fähigkeit. Kollektives Handeln von Staaten kann im 
Gegenteil die Kapazität zur Lösung von Umweltpro- 
blemen erhöhen. Es ist zudem immer dann unumgäng- 
lich, wenn diese Probleme nicht auf ein Land be- 
schränkt sondern potenziell globaler Natur sind. Auch 
eine entsprechende Veränderung der Rahmenbedin- 
gungen internationaler Märkte ist nur durch kollekti- 
ves Handeln möglich. 

- Umweltpolitisches Pionierverhalten entwickelter In- 
dustrieländer spielt dabei eine besondere Rolle. Vor- 
reiterländer hat es seit Entstehen des Ressorts Um- 
weltpolitik zu Anfang der 70er-Jahre immer wieder 
gegeben. In der globalen Politikarena nach dem Ende 
des Ost- West-Konfliktes hat die Bedeutung von politi- 
schem Wettbewerb und nationalstaatlicher Profilie- 
rung eher zugenommen. Noch nie haben selbst kleine 
europäische Länder wie Schweden, die Niederlande 
oder Dänemark einen derartigen Einfluss auf die glo- 
bale Politikentwicklung gehabt wie dies im letzten 
Jahrzehnt im Umweltbereich der Fall war. Interessan- 
terweise sind diese Vorreiter in hohem Maße in den 
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Weltmarkt integriert (ANDERSEN und LIEFFERINK, 
1997; JÄNICKE et ah, 2003, Kap. 6). 

- Es besteht eine hohe Korrelation zwisehen anspruchs- 
voller Umweltpolitik und Wettbewerbsfähigkeit 
(World Economic Forum, 2000). Auch wenn dabei die 
Kausalitätsrichtung offen ist, bleibt doch festzuhalten, 
dass es einen systematisch negativen Zusammenhang 
zwischen anspruchsvollem Umweltschutz von Natio- 
nalstaaten und ihrer Weltmarktintegration nicht gibt. 

- Einen Wettbewerb zulasten der Umwelt {race to the 
bottom) haben empirische Studien bisher nicht bestä- 
tigt (SRU, 2002a, Tz. 63). Vor allem deshalb nicht, 
weil die Umweltfrage heute eng mit dem technischen 
Fortschritt verkoppelt ist und im Qualitätswettbewerb 
der entwickelten Länder immer wichtiger geworden 
ist. Deshalb sind die nationalen Innovationssysteme 
von weiterhin hoher Bedeutung. Auch die Förderung 
von Lead-Märkten für umweltinnovative Technolo- 
gien hat sich als eine wichtige Aktivität nationalstaat- 
licher Umweltpolitik erwiesen (auch in kleinen Län- 
dern wie Dänemark). 

- Im globalen Mehr-Ebenen-System zeichnet sich der 
Nationalstaat durch eine Reihe wichtiger Eigenschaf- 
ten aus, für die es kein funktionales Äquivalent auf 
den anderen Handlungsebenen gibt. Dies gilt für seine 
fiskalischen Ressourcen, sein Monopol legitimen 
Zwanges, seine ausdifferenzierte Fachkompetenz oder 
seine hoch entwickelten Netzwerkstrukturen, ein- 
schließlich der internationalen Vernetzung von Fach- 
verwaltungen. Wesentlich ist überdies die Existenz ei- 
ner politischen Öffentlichkeit und eines (gerade für 
Umweltbelange wichtigen) Legitimationsdrucks, der 
weder auf den höheren noch auf den subnationalen 
Ebenen anzutreffen ist. Auch das kooperative Regie- 
ren funktioniert auf der Ebene der Staaten vergleichs- 
weise am besten (VOELZKOW, 1996; 
JORDAN et ah, 2003b, S. 222). Ungeachtet breiter 
Deregulierungs- und Entstaatlichungspostulate sind 
nationale Regierungen auch weiterhin die „erste 
Adresse“ der Öffentlichkeit, wenn es um Probleme 
wie die Überschwemmungen im Jahre 2002 geht. 

Der Umweltrat hält deshalb - auch innerhalb der EU - 
die nationalstaatliche Ebene des umweltpolitischen Mehr- 
Ebenen-Systems für entscheidend wichtig. Dies schließt 
deren europäische und internationale Einbindung notwen- 
dig ein. Auch die Mehr-Ebenen- Steuerung bedarf jedoch 
des Garantiegebers, der im Falle des Scheitems suprana- 
tionaler oder subnationaler Problemlösungen die Letzt- 
verantwortung übernimmt, ln diesem Sinne wird der Na- 
tionalstaat eine Garantenstellung für den langfristigen 
Umweltschutz für den Fall behalten müssen, dass interna- 
tionale und europäische (oder auch subnationale) 
Problemlösungen versagen. Im EU-Kontext ist in diesem 
Fall die Schutzverstärkung gemäß Artikel 95 Abs. 4 und 
5 EG der rechtliche Rahmen, der in diesem Sinne eher ge- 
stärkt als - etwa im Zuge der Osterweitemng - ge- 
schwächt werden sollte. Der Vorrang der europäischen 
Ebene ist immer dann gegeben, wenn eine umweltpoliti- 
sche Flankierung von Binnenmarktregulierungen oder an- 
deren Gemeinschaftspolitiken geboten ist. Aus dieser 


Verantwortung ist die EU ebenso wenig zu entlassen wie 
aus ihrer Garantenstellung für die umweltpolitischen Mi- 
nima. Im Übrigen sollten im Verhältnis von EU und Mit- 
gliedstaat Problem- und kapazitätsbezogene Kompetenz- 
zuordnungen vorgenommen werden. Dies wird im 
folgenden Kapitel 13.3 näher ausgeführt. 

13.3 Die neuen Politikansätze im Lichte 
der Kompetenzordnung 

1233. Im Mehr-Ebenen-System der europäischen Um- 
weltpolitik kooperieren und konkurrieren internationale, 
regional-internationale, gemeinschaftliche, nationale und 
gegebenenfalls föderale Akteure bei der Erfüllung um- 
weltpolitischer Aufgaben. Das führt unvermeidlich zu 
Kompetenzkonflikten, die einer effektiven und effizien- 
ten Politikgestaltung abträglich sind. Klare Kompetenz- 
zuweisungen sind eine wichtige Bedingung erfolgreicher 
Umweltschutzpolitik (BRANDT, 2000, S. 175 ff). Die 
Kompetenzzuweisungen müssen vor allem der jeweiligen 
Sachaufgabe adäquat sein. Das heißt genauer, dass einer- 
seits die spezifischen Erfordernisse eines Politikfeldes 
sorgfältig zu ermitteln sind, und andererseits die Zustän- 
digkeitsebene nach Maßgabe der verfügbaren Problemlö- 
sungskapazitäten auszuwählen ist. Auf der Grundlage ei- 
ner solchen Analyse lässt sich ein unangemessenes 
Zentralisieren ebenso vermeiden wie eine Überspannung 
des Subsidiaritätsgedankens, die die Problemlösungska- 
pazität der Mitgliedstaaten verkennt. 

An der Globalisierung der Wirtschaftsbeziehungen führt 
kein ersichtlicher Weg vorbei. Die gebotene sozial- und 
umweltverträgliche Gestaltung dieses Prozesses verlangt 
auch entsprechend hochrangig angesiedelte Entschei- 
dungskompetenzen. Für das Verhältnis zwischen der 
europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
sollte deshalb als ein Prinzip der Kompetenzverteilung 
die Maxime maßgeblich sein, dass die Gestaltung des 
schrankenlosen Binnenmarktes von einer adäquaten um- 
weltpolitischen Regulierung seitens der Gemeinschaft zu 
begleiten ist. Die Abbürdung der Erfordernisse einer ef- 
fektiven umweltpolitischen Flankierung insbesondere der 
Wirtschafts- und Verkehrspolitik der Gemeinschaft auf 
die Mitgliedstaaten oder nachrangige Entscheidungsträ- 
ger verstößt in der Regel gegen die Querschnittsklausel 
des Artikels 6 EG. Daher ist stets sorgfältig zu prüfen, ob 
und inwieweit die Erfordernisse einer spezifischen Sach- 
aufgabe mit der spezifischen politischen Problemlösungs- 
kapazität nachrangiger Akteure angemessen bewältigt 
werden können. Gegebenenfalls darf die umweltpoliti- 
sche Begleitung anderer Gemeinschaftspolitiken an die 
Mitgliedstaaten oder nachrangige Akteure überantwortet 
werden, ln diese Prüfung einzubeziehen sind selbstver- 
ständlich auch die Fragen nach den Funktionsbedingun- 
gen der neuen Politikansätze. Sie müssen entsprechend 
der Problemlösungskapazitäten im Mehr-Ebenen-System 
ausgestaltet und zugeordnet werden. 

Die vorstehenden Überlegungen gestatten auch eine an- 
gemessene Interpretation des Subsidiaritätsprinzips, das 
in Artikel 5 Abs. 2 EG normiert ist und bekanntlich die 
Kompetenzdebatte der Gemeinschaft seit langem be- 
herrscht. 
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13.3.1 Kompetenzverteilung zwischen EG und 
Mitgliedstaaten - Grundlagen 

1234. Im Unterschied zu den Nationalstaaten steht der 
EG keine umfassende Hoheitsgewalt zu. Sie verfugt le- 
diglich über abgeleitete Zuständigkeiten, die ihr von den 
Mitgliedstaaten vertraglich verliehen worden sind. Nach 
dem ausdrücklieh im EG- Vertrag verankerten Prinzip der 
begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 Abs. 1) benötigt 
die Gemeinschaft für jeden Rechtsakt eine Rechtsgrund- 
lage innerhalb des EG- Vertrages. Die einzelnen Kompe- 
tenzbestimmungen des EG- Vertrages sind jedoch über- 
wiegend weit gefasst. Damit soll gewährleistet werden, 
dass die Ziele der Gemeinschaft auch tatsächlich erreicht 
werden können. Insbesondere die Rechtsangleichungs- 
kompetenzen (heute Art. 94,95 EG) und die so genannte 
Abrundungskompetenz für „unvorhergesehene Fälle“ 
(heute Art. 308 EG) bieten der Gemeinschaft insgesamt 
einen umfänglichen Handlungsrahmen und haben in der 
Vergangenheif zu einer zum Teil extensiven Wahrneh- 
mung von Zuständigkeiten durch die Gemeinschaft ge- 
führt. 

1235. Das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung 
gilt auch für die Außenbeziehungen der EG. Umfassende 
internationale Handlungsbefugnisse bestehen ebenso we- 
nig wie eine Kompetenz-Kompetenz, wonach die EG 
selbst über ihre Außenkompetenzen entscheiden könnte. 
Die EG bedarf einer Ermächtigungsgrundlage im Ge- 
meinschaftsrecht, die sie zur Übernahme völkerrechtli- 
cher Pflichten auf einem bestimmten Gebiet befügt. Nach 
der AETR-Rechtsprechung des Europäischen Gerichts- 
hofs (EuGH) stehen der Gemeinschaft allerdings nicht 
nur dann Befügnisse zum Tätigwerden auf internationaler 
Ebene zu, wenn ihr ausdrückliche Außenkompetenzen 
eingeräumt worden sind (EuGH, Rs. 22/70, Slg. 1971, 
263 - AETR). Vielmehr ist von einer Parallelität zwi- 
schen Binnen- und Außenkompetenz der EG derart aus- 
zugehen, dass jeder Kompetenz der EG im Innenbereich 
eine solche im Außenbereich korrespondiert. Aus den 
Aufgaben, die das Gemeinschaftsrecht im Innenbereich 
den Gemeinschaftsorganen etwa im Hinblick auf die Er- 
haltung der Meeresschätze zugewiesen hat, folgt die Zu- 
ständigkeit der Gemeinschaft, entsprechende völkerrecht- 
liche Schutzverpflichtungen einzugehen (EuGH, Rs. 3, 
4, 6/76, Slg. 1976, 1279 - KRAMER). Die Existenz der 
impliziten Außenkompetenzen ist dabei unabhängig da- 
von, ob die EG im Innenbereich schon von ihren Befug- 
nissen Gebrauch gemacht hat oder nicht (EuGH, Rs. 3, 4, 
6/76; Gutachten 1/76, Slg. 1977, 741). Die Gemeinschaft 
ist also grundsätzlich in allen Bereichen zum interna- 
tionalen Agieren befugt, in denen ihr intern gegenüber 
den Mitgliedstaaten eine Rechtsetzungskompetenz zu- 
kommt. 

1236. Die Inanspruchnahme des umfänglichen Kompe- 
tenzkatalogs des EG- Vertrages ist in der Praxis vielfach 
auf Kritik von Mitgliedstaaten gestoßen, obgleich diese 
sich ursprünglich gerade nicht auf eine restriktive Ausge- 
staltung der Gemeinschaftskompetenzen im EG- Vertrag 
hatten verständigen wollen. Ergebnis der Diskussion ist 
schließlich nicht nur die Aufnahme des Subsidiaritäts- 


prinzips in einzelne Zuständigkeitsvorschriften, sondern 
vor allem dessen Hochzonung in den Rang der allgemei- 
nen Grundsätze im Zuge des Maastricht- Vertrages gewe- 
sen (jetzt Art. 5 Abs. 2 und 3 EG), ln allen Fällen, in de- 
nen die EG nicht die ausschließliche Kompetenz besitzt, 
bedarf danach ein Tätigwerden der Gemeinschaft gegenü- 
ber den Mitgliedstaaten der besonderen Begründung nach 
den Anforderungen des Subsidiaritätsprinzips. 

1237. Da eine europäische Harmonisierung nicht immer 
die „richtige“ Lösung sein muss, ist die Berufung auf das 
Subsidiaritätsprinzip grundsätzlich gerechtfertigt. Das 
wesentliche Problem bei der Anwendung des Subsidiari- 
tätsprinzips liegt jedoch in der sehr allgemein gehaltenen 
und daher in hohem Maße interpretationsbedürftigen For- 
mulierung: 

Nach dem zunächst allein in Hinblick auf die Umwelt- 
politik in Artikel 130r Abs. 4 S. 1 EWGV normierten 
Subsidiaritätsprinzip sollte die Gemeinschaft im Bereich 
Umwelt nur insoweit tätig werden, als die in Artikel 130 
Abs. 1 EWGV genannten Ziele besser auf Gemeinschaft- 
sebene erreicht werden konnten als auf Ebene der Mit- 
gliedstaaten. Diese „Besserklausel“ führte zu zahlreichen 
Auslegungsvorschlägen. Diskutiert wurden Kriterien zur 
Beurteilung der „besseren“ Aufgabenerfüllung. Arti- 
kel 130r Abs. 4 S. 1 EWGV wurde im Sinne eines Effek- 
tivitätsprinzips beziehungsweise Optimierungsgebots 
verstanden (z. B. GRABITZ und NETTESHEIM, 2002; 
KAHL, 1993; SCHEUING, 1989). Letztlich konnte aber 
keine Übereinstimmung über eine „subsidiaritätsge- 
rechte“ Verwirklichung des Umweltschutzes hergestellt 
werden. Trotz der mit großem argumentativem Aufwand 
geführten Kontroversen hat die „alte“ Subsidiaritätsklau- 
sel des Artikels 130r Abs. 4 S. 1 EWGV keine spürbaren 
Auswirkungen auf die Praxis gehabt (SCHRÖDER, 
2003b, S. 233 m. w. N.). 

An dieser Situation hat sich auch mit dem jetzt in 
Artikel 5 Abs. 2 EG normierten - und für sämtliche Poli- 
tiken geltenden - Erfordernis einer doppelten Rechtferti- 
gung nicht grundlegend etwas geändert. Eine Präzisie- 
rung der Kompetenzaufteilung zwischen EG und 
Mitgliedstaaten ist nicht erzielt worden: Die Gemein- 
schaft darf dem Wortlaut des Artikels 5 Abs. 2 EG nach 
nunmehr nur tätig werden, sofern und soweit die Ziele auf 
Ebene der Mitgliedstaaten „nicht ausreichend“ und daher 
wegen ihre Umfangs oder ihrer Wirkungen „besser“ auf 
EG-Ebene erreicht werden können. Zwar darf nicht über- 
sehen werden, dass bezeichnenderweise eine von dem 
herkömmlichen Subsidiaritätsverständnis abweichende 
Formulierung gewählt worden ist. Nach dem auf die ka- 
tholische Soziallehre zurückgehenden Gedanken der Sub- 
sidiarität zieht die jeweils übergeordnete Ebene nur die 
Aufgaben an sich, die von der untergeordneten Stufe 
nicht erfüllt werden können. Im Vergleich dazu genügt es 
schon dem Wortlaut des Artikels 5 Abs. 2 EG nach nicht 
mehr, dass die untere Ebene - die Mitgliedstaaten - der 
fraglichen Aufgabe überhaupt nachkommen könnte. Viel- 
mehr kommt es auch darauf an, ob die Mitgliedstaaten 
eine Aufgabe „ausreichend“ wahmehmen können. Der 
Erfüllung einer Aufgabe durch die untergeordnefe Stufe 
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wird bei einer am Wortlaut orientierten Auslegung also 
kein Wert an sich zugeschrieben, wenn durch ein Tätig- 
werden auf Gemeinschaftsebene eine Optimierung er- 
reicht werden könnte (s. dazu SCHINK, 1992, S. 387; 
PERNICE, 1989, S. 35). 

Eine Auslegung der Kriterien des „nicht ausreichend und 
daher besser zu Erreichenden“ ist damit aber noch nicht 
erfolgt. Hieran hat auch das Zusatzprotokoll zum Amster- 
damer Vertrag über die Anwendung der Grundsätze der 
Subsidiarität aus dem Jahr 1997 nichts zu ändern ver- 
mocht. Dessen zentrale, aber ebenfalls sehr allgemein ge- 
haltene Aussagen indizieren ebenso gegenläufige Ausle- 
gungen wie das Subsidiaritätsprinzip des Artikels 5 
Abs. 2 EG als solches. So sollen nach dem Protokoll Ge- 
meinschaftsmaßnahmen nur dann gerechtfertigt sein, 
wenn 

- der betreffende Bereich transnationale Aspekte auf- 
weist, die durch Maßnahmen der Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend geregelt werden können, 

- alleinige Maßnahmen der Mitgliedstaaten oder das 
Fehlen von Gemeinschaftsmaßnahmen gegen die An- 
forderungen des Vertrages verstoßen oder auf sonstige 
Weise die Interessen der Mitgliedstaaten erheblich be- 
einträchtigen würden, 

- Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene wegen ihres 
Umfangs oder ihrer Wirkungen im Vergleich zu Maß- 
nahmen auf der Ebene der Mitgliedstaaten deutliche 
Vorteile mit sich bringen würden. 

Das Subsidiaritätsprotokoll weist damit zwar Wege zu 
einer nachvollziehbaren Handhabung. Eine praktikable 
Konkretisierung der verwendeten unbestimmten Begriffe 
erfolgt in dem Protokoll jedoch nicht. Die Grundfrage, 
welche Ebene eine bestimmte Aufgabe besser erfüllen 
kann, bleibt weiterhin maßgeblich durch die Politik be- 
stimmt. Dabei wird häufig nicht nur danach gefragt, wer 
die jeweilige Aufgabe besser erfüllt, sondern auch, von 
wem eine inhaltlich akzeptable Lösung zu erwarten ist. 
Wer also Schwierigkeiten hat, bestimmte politische Ziele 
auf nationaler Ebene zu verwirklichen, plädiert häufig für 
eine EG-weite Lösung, auch wenn die Mitgliedstaaten 
durchaus zur Bewältigung des Problems in der Lage wä- 
ren. Wer umgekehrt von der EG in der Sache „nichts Gu- 
tes“ erwartet, bevorzugt zum Teil nationale Lösungen, 
auch wenn eine gemeinschaftsweite Regelung eigentlich 
unerlässlich ist (CLASSEN, 2001, S. XV f). Insgesamt 
gehen die Auslegungsvorschläge gerade auch für den 
Kompetenzbereich des Umweltschutzes nach wie vor 
deutlich auseinander. 

13.3.2 Das Subsidiaritätsprinzip im 
Umweitschutz 

1238. Die EG ist in nahezu allen umweltpolitisch rele- 
vanten Bereichen bereits legislativ tätig geworden. „Ori- 
ginäre“ Umweltrichtlinien und -Verordnungen beziehen 
sich dabei nicht allein auf einzelne Umweltmedien, son- 
dern weisen infolge medienübergreifender und integrie- 
render Genehmigungs-, Prüfungs- und Planungskonzepte 
(z. B. in der UVP-, der IVU- und der Wasserrahmenricht- 


linie) und aufgrund von Verfahrensregelungen beispiels- 
weise zur Information und/oder Partizipation der Öffent- 
lichkeit auch horizontalen Charakter auf. Hinzu kommen 
zahlreiche gemeinschaftliche Vorgaben anderer Politikbe- 
reiche mit Umweltrelevanz. Trotz der weit reichenden 
Normierungspraxis der Gemeinschaft kann die Kompe- 
tenzverteilung zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaa- 
ten im Bereich des Umweltschutzes keineswegs als ge- 
klärt gelten. Kompetenzielle Einwände werden gerade 
auch unter Berufung auf das Subsidiaritätsprinzip geltend 
gemacht (so etwa in Bezug auf die Wasserrahmenrichtli- 
nie von REINHARDT, 2001; BREUER, 2000). 

1239. Aktuell stellt sich die Frage der Kompetenzver- 
teilung zwischen EG und Mitgliedstaaten insbesondere 
vor dem Hintergrund der neuen Steuerungskonzepte im 
Umweltschutz. Zum einen zielen die gemeinschaftlichen 
Umweltschutzregelungen der letzten Zeit weniger in 
Form konkreter Vorgaben darauf ab, etwa Emissionen 
von Schadstoffen in die Umwelt schrittweise zu verrin- 
gern, als vielmehr darauf, den Mitgliedstaaten Rahmen- 
regelungen vorzugeben, die erst noch durch konkrete 
Emissionsminderungskonzepte vollzugsfahig gemacht 
werden müssen (ausführlich WILLAND, 2003). Zu be- 
obachten ist auf EG-Ebene jetzt eine vorrangige Festle- 
gung von Verfahren, von Regeln für Programme oder Be- 
richte (Abschn. 13.4.4.1). Zum anderen werden „weiche“ 
und „flexible“ Instrumente, insbesondere in Form von 
Selbstverpflichtungen der Wirtschaft unter ausdrückli- 
cher und wiederholter Berufung auf das „Subsidiaritäts- 
prinzip“ in jüngster Zeit zunehmend favorisiert (s. auch 
Abschn. 13.4.4.3). Dieser Wandel der umweltpolitischen 
Steuerungsmuster in der EG schlägt sich auch in der un- 
terschiedlichen Ausgestaltung der europäischen 
Umweltaktionsprogramme nieder. Während die EU- 
Kommission in früheren Umweltaktionsprogrammen 
grundsätzlich für eine umweltpolitische Steuerungsfunk- 
tion der EG eintrat, tendenziell von einer umfassenden 
Gemeinschaftszuständigkeit im Umweltschutz ausging 
und die Rolle der Mitgliedstaaten dementsprechend im 
Wesentlichen in Mitwirkung, Detaillierung und Imple- 
mentation sah, scheint diese Auffassung im 6. Umwelt- 
aktionsprogramm wenn nicht aufgegeben, so doch 
jedenfalls maßgeblich relativiert worden zu sein. Sowohl 
hinsichtlich der Regelungstiefe als auch in Hinblick auf 
gesetzgeberisches Tätigwerden überhaupt hält sich die 
Gemeinschaft zunehmend zurück. Diese legislative 
Zurückhaltung der EU-Kommission lässt sich rechtlich 
nicht auf der Grundlage des Subsidiaritätsprinzips be- 
gründen. 

1240. In der Debatte um das Subsidiaritätsprinzip im 
Umweltschutz ist einerseits eine gemeinschaftsfreundli- 
che Position auszumachen, die (ähnlich der Position der 
EU-Kommission in den früheren Umweltaktionspro- 
grammen) tendenziell eine umfassende und in die Tiefe 
reichende Zuständigkeit der EG in Fragen des Umwelt- 
schutzes bejaht und zur Begründung insbesondere auf das 
Postulat der Artikel 174, 175 EG nach einer umweltspezi- 
fischen Politik der Gemeinschaft abstellt (z. B. KRÄMER, 
1999, 1998; STEINBERG, 1995). Demgegenüber steht 
bei einer zweiten Position das Interesse an der 
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Bewahrung der (größtmöglichen) Handlungsspielräume 
der Mitgliedstaaten im Vordergrund (s. etwa 
BOGDANDY und NETTESHEIM, 2002). Maßgebliche 
Bedeutung kommt dabei dem Gesichtspunkt der Transna- 
tionalität zu, demzufolge für eine Gemeinschaftskompe- 
tenz der grenzüberschreitende Charakter von Umweltpro- 
blemen entscheidend sein soll. Unstreitig als erfüllt 
angesehen wird dieses Kriterium allerdings allein bei der 
Verfolgung globaler Umweltziele, also insbesondere im 
Hinblick auf Klimaschutz, Ozonschutz, Artenschutz und 
die Begrenzung von Emissionen mit Femwirkung (vgl. 
die Darstellung bei SCHRÖDER, 2003b, S. 235 m. w. N.). 
Bei Emissionen mit (nur) regionalen oder lokalen Effek- 
ten wird dagegen zum Teil die Berechtigung einer euro- 
paweiten Regelung wegen fehlender Transnationalität der 
Aufgabe verneint (z. B. JARASS, 1994, S. 215). Ebenso 
wenig soll es ausreichen, wenn ein Umweltproblem wie 
beispielsweise die Lärmbelastung der Bevölkerung 
gleichzeitig an vielen Orten in der Gemeinschaft auftritt. 
Qualitätsstandards sollen hier den Mitgliedstaaten über- 
lassen bleiben (z. B. EPINEY, 1997, S. 91; JARASS, 
1994, S. 215). Nach anderer Auffassung ist demgegen- 
über die Transnationalität schon dann zu bejahen, wenn 
Gegenstand der Maßnahme Umweltprobleme sind, 
die mehr als einen Mitgliedstaat betreffen, sodass die 
Maßnahme zur Verbesserung der Umwelt in der Gemein- 
schaft beiträgt (BORRIES, 2003, S. 886; s. auch 
LENAERTS, 1994, S. 880 f.; BRINKHORST, 1993, 
S. 19). 

Nicht von der Bewahrung nationaler Handlungsspiel- 
räume, sondern vielmehr von der Frage effizienter Aufga- 
benerfüllung geht demgegenüber ein drittes, von 
CALLIESS (1999, 2002) entwickeltes so genanntes „pro- 
gressives Subsidiaritätsverständnis“ aus, demzufolge 
Umweltschutz zu den Politiken gehört, die der Gemein- 
schaft und den Mitgliedstaaten zur gemeinsamen dynami- 
schen Zielverwirklichung aufgetragen sind. Wegen des 
positiven Effekts des Gemeinschaftshandelns für das 
„Ökosystem EG“ und zur Vermeidung von Wettbewerbs- 
verzerrungen, einschließlich des Umweltdumpings, soll 
die Gemeinschaft befugt sein, die Regelung jedes Um- 
weltproblems durch Festlegung von Mindeststandards an 
sich zu ziehen. Den Mitgliedstaaten fällt die Aufgabe der 
Umsetzung, Anwendung, Detaillierung und Schutzver- 
stärkung zu. Nach Auffassung von CALLIESS wird die 
Regelungstiefe im Übrigen durch Artikel 5 Abs. 3 EG be- 
grenzt, wonach die Maßnahmen der Gemeinschaft nicht 
über das für die Erreichung der Ziele des EG- Vertrages 
erforderliche Maß hinausgehen dürfen. 

Der EuGH schließlich beschränkt sich bei Streitigkeiten 
über das Subsidiaritätsprinzip im Wesentlichen auf eine 
Plausibilitätskontrolle. Er legt einen weiten Ermessens- 
spielraum der Gemeinschaft zugrunde und verlangt nur, 
dass der Gemeinschaftsgesetzgeber überhaupt Erwägun- 
gen zur „richtigen“ Ebene angestellt haben muss. Dafür 
ist es nach Ansicht des Gerichtshofs beispielsweise aus- 
reichend, wenn sich den Begründungserwägungen der 
Richtlinie ohne explizite Bezugnahme auf das Subsidiari- 
tätsprinzip entnehmen lässt, dass die Entwicklung der na- 
tionalen Rechtsvorschriften und Praktiken das reibungs- 


lose Funktionieren des Binnenmarktes behindert, falls die 
Gemeinschaft nicht eingreift (z. B. EuGH, Rs. C-233/94, 
Slg. 1997, 1-3671; Rs. C-377/98, Slg. 2001, 1-7079). 

1241 . Insgesamt sind die Operationalisierungskriterien 
für das Subsidiaritätsprinzip somit kontrovers. In der 
Konsequenz ist Artikel 5 Abs. 2 EG als „Prinzip“ wenig 
praktikabel. In seiner gegenwärtigen Fassung vermag das 
Subsidiaritätsprinzip kaum zu eindeutigen Kompetenzab- 
grenzungen zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten 
im Umweltschutzbereich beizutragen. Sehon deshalb 
kann die generelle legislative Zurückhaltung der EU- 
Kommission im 6. Umweltaktionsprogramm nicht mit ei- 
ner subsidiaritätsgerechten Verwirklichung des Umwelt- 
schutzes begründet werden. Eine entscheidende Rolle im 
6. Umweltaktionsprogramm dürfte eher die Intention ge- 
spielt haben, jegliche konkrete Festlegung im Hinblick 
auf zu ergreifende Maßnahmen durch offene Formulie- 
rungen zu vermeiden. Bezeichnenderweise handelt es 
sich bei dem 6. Umweltaktionsprogramm um das erste 
Umweltaktionsprogramm, welches aufgrund des durch 
den Maastricht- Vertrag geänderten Artikels 175 Abs. 3 EG 
eines Ratsbeschlusses mit der Folge bedurfte, dass das 
Programm sowohl für die bezeichneten Mitgliedstaaten 
als auch für die Institutionen der Gemeinschaft verbind- 
lich ist. Enthielte das Umweltaktionsprogramm etwa Be- 
stimmungen dahin gehend, dass die EU-Kommission 
einen Richtlinienvorschlag bis zu einem bestimmten Da- 
tum vorzulegen hätte, wäre sie dazu verpflichtet, andern- 
falls könnte zum Beispiel das EU-Parlament Unterlas- 
sungsklage erheben. Zuvor war bereits in einer 1996 von 
der EU-Kommission vorgeschlagenen, ebenfalls auf den 
neuen Artikel 175 Abs. 3 EG gestützten Entscheidung 
zur Revision des 5. Umweltaktionsprogramms jede Aus- 
sage unterlassen worden, die als rechtlich verbindliche, 
einklagbare Verpflichtung für die Gemeinschaft oder für 
den Ministerrat oder für die Mitgliedstaaten hätte verstan- 
den werden können (s. auch KRÄMER, 2003a, S. 453). 
Während also Artikel 175 Abs. 3 EG Ziele und Priori- 
täten gerade in einer reehtlich verbindlichen Form fest- 
gelegt sehen will, formulieren EU-Kommission und 
Ministerrat nunmehr Prioritäten, die so allgemein sind, 
dass sie inhaltlich letztlich unverbindlich bleiben. Statt 
eindeutiger Aufgabenzuweisungen ist das Gegenteil der 
Fall. 

1242 . Eine solche Selbstbeschränkung der EG auf die 
Setzung bloßen Rahmenrechts ist kompetenziell nicht 
geboten. Erst recht findet die Betonung von Selbst- 
verpflichtungen der Wirtschaft keine Grundlage in der 
zwischen EG und Mitgliedstaaten geltenden Kompetenz- 
ordnung. Weder infinite Kooperationsprozesse noch eine 
so genannte Verantwortungsteilung mit Wirtschaftssub- 
jekten sind durch das Subsidiaritätsprinzip gefordert. 
Vielmehr gehen mit der primärrechtlichen Zuweisung 
von Aufgaben an die Gemeinschaft entsprechende 
Schutzverpflichtungen zum legislativen Tätigwerden ein- 
her, derer sie sich nicht entledigen darf. Den Mitglied- 
staaten und der EG als einer durch die Mitgliedstaaten 
vertraglich legitimierten Institution kommen originäre 
Regierungs- und Verwaltungsfunktionen zu, die nicht auf 
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Privatrechtssubjekte zu delegieren sind. Selbstverpflich- 
tungen können flankierend neben, nicht aber in erhebli- 
chem Umfang an die Stelle von gemeinschaftsweit ver- 
bindlichen Mindeststandards treten. 

1243. Es steht zu befürchten, dass in Anbetracht der 
neuen Politikansätze in Gestalt von Rahmenregelungen 
und Selbstverpflichtungen die Integrationskraft des ge- 
meinschaftlichen Umweltschutzes (weiter) abnimmt und 
dringend erforderliche Fortschritte im Umweltschutz 
mangels klarer Verantwortlichkeiten zumindest verzögert 
werden. Von der Gemeinschaft ist daher eine konsequente 
Wahrnehmung der jeweiligen Kompetenzen zu fordern. 
Es ist von einem an der Zielverwirklichung ansetzenden, 
das heißt von dem Ziel eines effektiven gemeinschafts- 
weiten Umweltschutzes ausgehenden Modell der Kompe- 
tenzverteilung im Umweltschutz auszugehen. Subsidiari- 
tät kommt danach nicht vornehmlich eine begrenzende 
Funktion zu, sondern ist dynamisch mit Blick auf die zu 
erreichenden gemeinschaftlichen Ziele zu konkretisieren. 
Ausgangspunkt der Kompetenzverteilung unter Berück- 
sichtigung des Subsidiaritätsprinzips hat der Gedanke zu 
sein, dass die Binnenmarktpolitik der Gemeinschaft von 
einer adäquat umweltpolitischen „Flankierung“ begleitet 
sein muss. Insoweit ist die Querschnittsklausel des 
Artikels 6 EG eine Auslegungsregel der Kompetenzver- 
teilung, die nur dann ihre maßgebliche Aufgabenzuwei- 
sungsfunktion verliert, wenn eine Aufgabenerfüllung 
durch die Mitgliedstaaten mit Blick auf die Erfordernisse 
der Aufgabenerfüllung und der Problemlösungskapazität 
der nachrangigen Steuerungsebenen gleichermaßen ef- 
fektiv möglich erscheint. 

1244. Auf der Grundlage eines solchen Subsidiaritäts- 
verständnisses kann den sich ändernden Bedürfnissen und 
Bedingungen des Umweltschutzes Rechnung getragen 
und eine dynamische umweltspezifische Sachpolitik ge- 
währleistet werden. Die Globalisierung der Wirtschaft 
fordert die Umweltverträglichkeit der wirtschaftlichen 
Aktivitäten auf europäischer (und weiter gehend auf in- 
ternationaler) Ebene. Dementsprechend ist der Kompe- 
tenz der EG zur Verwirklichung des Binnenmarktes in 
Artikel 14 EG gerade auch die explizite Kompetenz zu 
einer europäischen Umweltpolitik (Art. 174 ff. EG) nach- 
gefolgt (CALLIESS, 2002, S. 1837). Umweltpolitik ist 
ausweislich Artikel 3 EG eine der Politiken der EG; deren 
Ziel ist ein hohes Maß an Umweltschutz und die Verbes- 
serung der Umweltqualität in der Gemeinschaft 
(Art. 2 EG). Die EU ist nicht nur eine Wirtschaftsunion, 
sondern zugleich eine Umweltunion. Angesichts der fort- 
schreitenden Zerstörung der Umwelt und der gegensei- 
tigen Abhängigkeit der Lebensbereiche ist die Auswei- 
tung eines starken Schutzes der Umwelt auf einen 
möglichst großen Raum selbst dann ein Ziel der Gemein- 
schaft, das die Mitgliedstaaten „nicht ausreichend“ errei- 
chen können, wenn eine grenzüberschreitende Wirkung 
nicht unmittelbar in Erscheinung tritt (ZULEEG, 1999, 
Rn. 22; KAHL, 1993, S. 95 ff). Die Beschränkung auf 
bloße Rahmenregelungen ohne konkrete Mindeststan- 
dards birgt im Übrigen die Gefahr, dass Erfolge und Defi- 
zite in den Mitgliedstaaten keiner vergleichbaren Beurtei- 


lung unterliegen und somit weniger Anreize für 
Unternehmen für die Übernahme von Vorreiterrollen bie- 
ten. 

Der EG obliegt demnach zwar durchaus die Festlegung 
allgemeiner umweltpolitischer Rahmenbedingungen. 
Weiter gehend ist sie aber gerade auch für den Erlass von 
konkreten Mindestnormen für Emissionen und Produkt- 
standards und für umweltrelevante Verfahrensvorschrif- 
ten zuständig. Denn keineswegs alle (künftigen) Mit- 
gliedstaaten verfügen über eigenständige und kohärente 
Umweltpolitiken. Insofern kann die EG maßgebliche Un- 
terstützung leisten durch ihre Möglichkeit, auf suprana- 
tionaler Ebene unmittelbar verbindlich für sämtliche Mit- 
gliedstaaten Standards zu normieren. Gemeinschaftsweite 
Mindeststandards sowohl für Produkte als auch für die 
Herstellung verhindern (allzu große) Wettbewerbsverzer- 
rungen im Binnenmarkt (ausführlich auch WIELAND, 
2003). Umweltdumping lässt sich nicht allein mit der Be- 
stimmung von Produkteigenschaften begegnen, sondern 
muss die Herstellungsbedingungen mit einbeziehen 
(KARL, 2000, S. 190 ff). Die ökologische Effektivität 
gemeinschaftlicher Mindeststandards mit dezentraler 
Schutzverstärkungsmöglichkeit im Bereich der produkt- 
bezogenen Umweltqualitätsstandards, der Immissions- 
standards, der produktbezogenen und prozessbezogenen 
Emissionsstandards, sowie der anlagenbezogenen Emis- 
sionsstandards ist wiederholt untersucht und bestätigt 
worden (z. B. BINSWANGER und WEPLER, 1994; 
NEUMANN und PASTOWSKI, 1994). In jedem Fall 
muss daher beispielsweise zur Ausgestaltung der im 
6. Umweltaktionsprogramm vorgeschlagenen sieben the- 
matischen Strategien die Verschärfung bestehender Re- 
gelwerke und der Erlass neuer Legislativakte seitens der 
Gemeinschaft mit einbezogen werden: Rahmenvorgaben 
und Mindeststandards erfolgen - auf der Basis einer um- 
fassenden konkurrierenden Kompetenz der EG im Be- 
reich des Umweltschutzes - gemeinschaftsweit, die Aus- 
füllung, Anwendung und eventuelle Verschärfungen 
sodann national. Zur Vergleichbarkeit der Tätigkeiten und 
Erfolge in den Mitgliedstaaten bedarf es dabei gemein- 
schaftsweiter Vorgaben insbesondere auch mit Blick auf 
das Ob und Wie von Datenerhebungen und Probenahmen. 

13.3.3 Die Rolle der EG in internationalen 
Umweltabkommen 

1245. Völkerrechtliche Verträge, die von der EG abge- 
schlossen werden, sind Bestandteil des Gemeinschafts- 
rechts. Daraus resultieren Aufgaben und Pflichten der 
EU-Kommission. Gleichwohl liegt es, wenn keine spezi- 
fische Regelung auf Gemeinschaftsebene existiert, prak- 
tisch ausschließlich an den Mitgliedstaaten zu entschei- 
den, ob und inwieweit sie den völkerrechtlichen Vertrag 
in ihr nationales Recht übernehmen und anwenden. Die 
Überwachung beispielsweise der Einhaltung des OSPAR- 
und des Helsinki-Übereinkommens wird nicht durch die 
EU-Kommission, sondern bislang allein durch die Ver- 
tragskommissionen OSPAR und HELCOM wahrgenom- 
men. KRÄMER (2003b, S. 200) und NOLLKAEMPER 
(1993, S. 278) zufolge hat die EU-Kommission zu 
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keinem Zeitpunkt versucht, die effektive Implementation 
und Durchsetzung der völkerrechtlichen Meeresumwelt- 
schutzvorgaben in den Mitgliedstaaten zu kontrollieren 
und damit ihrer Verpflichtung aus Artikel 211 EG 
nachzukommen. Die EU-Kommission hat sich nie dazu 
geäußert, warum sie sich eine solche Selbstbeschränkung 
auferlegt. 

1246. Kompetenzielle Bedenken vermögen auch im 
Hinblick auf ein Tätigwerden der Gemeinschaft auf in- 
ternationaler Ebene und den hieraus resultierenden 
Schutzverpflichtungen nicht zu greifen. Mit den Binnen- 
kompetenzen der Gemeinschaften korrespondieren - wie 
dargestellt (Tz. 1235) - entsprechende Zuständigkeiten 
auf internationaler Ebene. Bei genauerer Analyse zeigt 
sich auch, dass bei der Ausübung von Außenkompeten- 
zen vor allem politische Erwägungen eine Rolle spielen: 
So weigerten sich nach Ansicht von HEINTSCHEL von 
HEINEGG (2003, S. 733) alle Regierungen regelmäßig 
„beharrlich“, zugunsten der Gemeinschaft aus ihrer 
außenpolitischen Verantwortung gedrängt zu werden, 
was zu einer bedauerlichen Verschleierung der innerge- 
meinschaftlichen Kompetenzabgrenzung geführt habe 
(s. auch TOMUSCHAT, 1991, S. 146). Werden die Mit- 
gliedstaaten als eigenständige Völkerrechtssubjekte Ver- 
tragspartner, können sie nämlich regelmäßig durch ihr 
Veto Entscheidungen gegen ihren Willen vermeiden und 
direkt, also nicht nur mittelbar über die EU-Kommis- 
sion, Einfluss nehmen. Konkret etwa für den Bereich des 
Meeresumweltschutzes lässt sich feststellen, dass die 
Mitgliedstaaten dazu neigten, im Wege der Zusammen- 
arbeit zwischen den Anrainerstaaten einzelner Meere 
Lösungen zu suchen, statt auf EG-einheitliche Lösungen 
hinzuwirken (KRÄMER, 2003b, S. 199 f.; BOTHE, 
1996, S. 331). 

1247. Die EG sollte vor diesem Hintergrund, ähnlich 
wie sie es bereits bei den Verhandlungen unter dem 
Kioto-Protokoll getan hat, insgesamt eine aktivere Rolle 
im Rahmen internationaler Umweltabkommen sowie bei 
der Umsetzung derselben auf Gemeinschaftsebene ein- 
nehmen. Das Ziel der europäischen Integration und der 
globale Charakter vieler Umweltprobleme verlangen ent- 
sprechende Aktivitäten der EG. Die Gemeinschaft ist 
extern genauso wie intern auf ein hohes Niveau zum 
Schutz der Umwelt verpflichtet (Art. 2 EG). Sie hat sich, 
vertreten durch die EU-Kommission, dementsprechend in 
völkerrechtlichen Vertragsverhandlungen zu positionie- 
ren. Das Tätigwerden der EG auf internationaler Ebene 
ist dabei kein Selbstzweck in dem Sinne, dass nur noch 
einmal international festgeschrieben wird, was ohnehin 
schon auf Gemeinschaftsebene Standard ist, sondern 
muss, wenn und so weit der Schutz der Umwelt es erfor- 
dert, darüber hinausgehen. 

1248. Selbstverständlich setzt ein effektives gemein- 
schaftliches Agieren im internationalen Bereich eine ent- 
sprechende Koordination der Mitgliedstaaten im Vorwege 
voraus. Hier liegt es allerdings vorrangig an den Mit- 
gliedstaaten, ihrer aus dem in Artikel 10 EG verankerten 
Prinzip der Gemeinschaftstreue resultierenden Pflicht zur 


Zusammenarbeit mit der EU-Kommission auch im Hin- 
blick auf externe Aktivitäten nachzukommen. So ist bei- 
spielsweise die mangelnde Kohärenz der von einigen 
Mitgliedstaaten in den unterschiedlichen Gremien auf ge- 
meinschaftlicher Ebene einerseits und auf internationaler 
Ebene im Rahmen von OSPAR und HELCOM anderer- 
seits eingenommenen Positionen wenig hilfreich. Sie 
führt, wie die EU-Kommission selbst anmerkt, zu ent- 
sprechenden „Verwirrungen“ (EU-Kommission, 2002g), 
bedingt langwierige Entscheidungsprozesse und wirkt 
letztlich als verzögerndes, wenn nicht gar blockierendes 
Moment. Die Bundesregierung sollte daher die Notwen- 
digkeit eines über den bloßen Abschluss völkerrechtlicher 
Umweltabkommen hinausgehenden externen Handelns 
der EG nachdrücklich betonen und sich für zügige und 
mit dem einzelstaatlichen Verhalten kohärente Koordinie- 
rungsprozesse einsetzen. 

13.3.4 Probleme föderaler Strukturen in den 
Mitgliedstaaten 

1249. Die Verwirklichung wichtiger umweltpolitischer 
Projekte der Gemeinschaft wie insbesondere die Schaf- 
fung des Schutzgebietsnetzes NATURA 2000 (Kap. 3.2), 
die Einrichtung eines Flussgebietsmanagements 
(Abschn. 5.1.1.1) sowie die umfassende Bestandsauf- 
nahme als Grundlage der Umsetzung der Wasserrahmen- 
richtlinie (Abschn. 5. 1.1. 5) werden in Deutschland in ho- 
hem Maße durch die ineffektiven föderalen Strukturen 
gefährdet. Wie dargelegt, weigern sich die Länder in dem 
europarechtlich vorgegebenen Maße, FFH-Gebiete zu 
melden, und das nun schon seit 1995 (Tz. 139 ff). Auch 
die ohnehin nur zweitbeste Lösung der Organisation von 
Flussgebietsverwaltungen durch Länderkooperationen 
hat noch immer keine Gestalt gewonnen (Tz. 396 ff). 
Noch dramatischer könnte die Bestandsaufnahme im 
Rahmen der fachlichen Umsetzung der Wasserrahmen- 
richtlinie scheitern, wenn man etwa beobachten muss, 
dass drei Länder den Main nach divergierenden Kriterien 
beschreiben und bewerten (Tz. 403 f. ). Hier erscheinen 
Modifikationen der föderalen Strukturen dringend gebo- 
ten. Eine Korrektur der Verteilung sowohl der Gesetzge- 
bungs- wie auch der Verwaltungskompetenzen ist zumin- 
dest insoweit anzustreben, dass der Bund die 
Durchsetzung europarechtlicher Vorgaben in Deutschland 
zügig gewährleisten kann. Das dürfte unter anderem eine 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz in den Berei- 
chen Naturschutz, Landschaftspflege und Wasserhaushalt 
erfordern. Ferner ist eine Bundesauftragsverwaltung für 
Teile dieser Regelungsbereiche zu prüfen. Insbesondere 
gilt dies insoweit, als vernetzte Strukturen wie das Sys- 
tem NATURA 2000 und das an Flussgebietseinheiten 
ausgerichtete Gewässermanagement eingerichtet werden 
müssen. 

1250. Es ist hier nicht der Ort, differenziert Vorschläge 
für eine Föderalismusreform zu unterbreiten. Der Um- 
weltrat begrüßt jedoch die vielfältigen aktuellen Bemü- 
hungen von Bund und Ländern, eine Reform des deut- 
schen Föderalismus auf den Weg zu bringen. Allerdings 
entbehren die bislang unterbreiteten Vorschläge für die 
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Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen vielfach der 
unerlässlichen Analyse der Erfordernisse der jeweiligen 
Sachmaterie sowie der Handlungskapazitäten der unter- 
schiedlichen Akteure des politischen Mehrebenensys- 
tems. Noch wird der europäischen Dimension und den 
entsprechenden Umsetzungspflichten Deutschlands nicht 
die angemessene herausragende Bedeutung zugestanden. 
Der Umweltrat empfiehlt der Bundesregierung, die in 
diesem Gutachten aufgezeigten und hier angesprochenen 
Mängel der Kompetenzverteilung ebenso in die Reform- 
debatte einzubeziehen wie die föderal bedingten Schwä- 
chen im Meeresumweltschutz, auf die der Umweltrat im 
Sondergutachten „Meeresumweltschutz für Nord- und 
Ostsee“ hingewiesen hat. 


13.4 Bewertung neuerumweltpolitischer 
Steuerungskonzepte in der 
Europäischen Union 

1251. Aktualität und Bedeutung der umweltpolitischen 
Steuerungsdiskussion werden am Beispiel der Europäi- 
schen Union besonders deutlich. Seit Anfang der 1990er- 
Jahre experimentiert die EU mit neuen umweltpolitischen 
Steuerungskonzepten (vgl. dazu EEAC, 2003a, 2003b 
JORDAN et ah, 2003a; KNILL, 2003; LENSCHOW, 
2002; KNILL und LENSCHOW, 2000; HEY, 2000, 
2001; GLASBERGEN, 1998). Die folgende Tabelle zeigt 
das Spektrum dieser Ansätze im Überblick. 

Tabelle 13-1 


Neuere umweltpolitische Steuerungsansätze 
in der Europäischen Union 


Steuerungsansatz 

Beispiele 

Zielorientierte Ansätze 

- komplexe Langzeitstrategien 

- Nachhaltigkeitsstrategie 

- thematische Strategien 

- 6. Umweltaktionsprogramm 

- thematische Zielvorgaben 

- offene Koordination 

- mit dezentraler Umsetzung 

- Klimaschutz, NEC-Richtlinie 

- mit offener Koordination 

- Lissabon Strategie 

Umweltpolitikintegration 

- Sektorstrategien 

- Cardiff Prozess 

- Umweltassessment 

- SUP 

- Mainstreaming 

- Evaluation der Frühjahrsgipfel 

- Greening of govemment operations 

- umweltfreundliche Beschaffung 

Kooperatives Regieren 

- mit Mitgliedstaaten 

- Rahmenrichtlinien 

- mit Regionen 

- Tripartite partnerships 

- mit Wirtschaftsverbänden 

- Normung, integrierte Produktpolitik, ausgehandelte 
Selbstverpfiichtungen 

- mit Umweltverbänden 

- Teilfinanzierung 

- latente Regelsteuerung 

- „Verhandeln im Schatten der Hierarchie“ 

Aktivierte Selbstregulierung 

- „aktivierender Staat“ 

- Aarhus Prozess 

- regulierte Selbstregulierung 

- EMAS 

- freiwillige Selbstverpflichtungen 

- ACEA (PKW-Flottenverbrauch) 

- „Untemehmensverantwortung“ 


SRU/UG 2004/Tab. 13-1 
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1252 . Die dargestellten Steuerungsansätze untersehei- 

den sieh ungeachtet ihrer Vielfalt durchgängig von der 
klassischen, hierarchischen Regelsteuerung 

(Abschn. 13.2.2.1). Der Unterschied ist wichtig, weil bis- 
lang (1993 bis 2000) mit noch immer fast 80% der 
weitaus größte Teil aller EU-Umweltregelungen 
ordnungsrechtlicher Natur sind, zu denen noch rund 
8 % ökonomische Steuerungsformen hinzu kommen 
(HOLZINGER et al, 2003, S. 119). Die kontextbezoge- 
nen, kooperativen, „weichen“ Steuerungsformen bilden 
bisher also nur einen kleinen Anteil von rund 14 % 
(Tab. 13-2). Mehr noch: viele von ihnen erzielen ihre 
Wirkung erst vor dem Hintergrund hierarchischer Steue- 
rungsoptionen im Sinne des bisherigen Staatsinterventio- 
nismus. 

1253 . Ausgangspunkt der verstärkten Suche nach neuen 
Steuerungsformen in der europäischen Umweltpolitik ist 
die Erkenntnis in die begrenzte Reichweite und Effektivi- 
tät der traditionellen umweltpolitischen Regelsteuerung. 
Diese folgt bisher zumeist einem eher hierarchischen Mo- 
dell der Formulierung substanzieller oder prozeduraler 
Normen, das den Normadressaten relativ geringe Frei- 
räume überlässt (KNIEL und LENSCHOW, 2003; 
RITTBERGER und RICHARDSON, 2001). Gemeinhin 
hatte das klassische Politikmodell der „hierarchischen“ 
Regelsteuerung auch im EU-Kontext erhebliche Funk- 
tionsschwächen: 

- Das Vollzugsdefizit ist erheblich. Es ist in der Um- 
weltpolitik höher als in allen anderen Bereichen. Dass 
die Zahl der Vertragsverletzungsverfahren zwischen 
1998 und 2001 um mehr als 50 % zugenommen hat 
(KNILL, 2003, S. 172 ff), ist dabei nicht nur als Indi- 
kator für einen gravierenden Missstand zu interpretie- 
ren, sondern auch dafür, dass die EU-Kommission 
Vertragsverletzungen konsequenter und zügiger an- 
geht. Die umweltbezogenen Beschwerden an die EU- 
Kommission haben 2002 erstmals abgenommen, 
ebenso die Vertragsverletzungsverfahren. Diese ma- 


chen im Umweltbereich aber weiterhin ein Drittel aller 
Verfahren der EU-Kommission aus (Kommissionsmit- 
teilung v. 7. Juli 2003). Zum Teil haben Mitgliedstaa- 
ten selbst Richtlinien aus den 1970er-Jahren noch 
nicht vollzogen. Das Vollzugsdefizit beschränkt sich 
dabei nicht auf die umweltpolitisch weniger aktiven 
mediterranen Länder. Immerhin steht Deutschland 
hinsichtlich der Zahl der Vertragsverletzungsverfahren 
an zweiter Stelle in der Europäischen Union (KNILL, 
2003, S. 175; BÖRZEL, 2002; KNILL und 
LENSCHOW, 2000). 

- Die Reichweite des Politikbereiches Umweltpolitik ist 
zu gering, um eine langfristige Umweltentlastung be- 
wirken zu können (EEA, 2002; SRU, 2002a). Eine 
wirksame Integration der Umweltdimension in die 
wichtigen anderen europäischen Politikbereiche (ins- 
besondere Energie-, Agrar- und Verkehrspolitik) ist 
bisher nicht gelungen (vgl. SRU, 2002a; KRAAK 
et al., 2001). 

- Eine signifikante Reduktion der von diffusen Quellen 
ausgehenden Umweltbelastung ist bisher nur in Teil- 
bereichen und nur dort, wo technische Maßnahmen 
der Produzenten greifen, gelungen. Zu vielen langfris- 
tigen Umweltproblemen hat das bisherige europäische 
Umweltrecht keine hinreichenden Lösungen zu entwi- 
ckeln vermocht. 

KNILL und LENSCHOW (2003) argumentieren auch, 
dass die politische Durchsetzbarkeit des traditionellen 
Modells der Regelsteuerung niedrig sei. Diesem Argu- 
ment kann allerdings nicht pauschal gefolgt werden, da es 
auch in jüngster Zeit zahlreiche erfolgreich durchgesetzte 
Entscheidungen zu Fortschreibungen oder Einführungen 
neuer präziser Umweltstandards gab, während die Durch- 
setzbarkeit ökonomischer Instrumente sich als schwierig 
erwies und Instrumente der Selbststeuerung keine Brei- 
tenwirkung entfalten konnten, (vgl. HOLZINGER et al., 
2003; RITTBERGER und RICHARDSON, 2001; s. auch 
Tz. 1252). 


Tabelle 13-2 


Entwicklung umweltpolitischer Steuerungstypen 
in der Europäischen Union 


Zeitraum 

Ordnungsrechtlich 

Ökonomisch 

Kooperativ 

Gesamt 

1967-1972 

100 

0,0 

0,0 

100 

1973-1976 

100 

0,0 

0,0 

100 

1977-1981 

88 

0,0 

12 

100 

1982-1986 

100 

0,0 

0,0 

100 

1987-1992 

82,4 

2,9 

14,7 

100 

1992-2000 

78,6 

7,7 

13,7 

100 


Prozentanteil, bezogen auf insgesamt 261 Rechtsakte und ihren zentralen Instrumententypus. 
Quelle: HOLZINGER et al., 2003, S. 119, verändert 
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1254. Auch in der europäischen Umweltpolitik sind die 
vier oben dargestellten grundsätzlichen Stoßrichtungen 
neuer umweltpolitischer Steuerungskonzepte zu unter- 
scheiden (vgl. Tab. 13-1 sowie Abschn. 2.2.1): 

- eine zielorientierte Umweltpolitik in unterschiedli- 
chen Varianten, einschließlich der Nachhaltigkeits- 
strategie, 

- Ansätze der Integration der umweltpolitischen Agenda 
in andere Sektoren und erste Versuche von Sektorstra- 
tegien (vgl. bereits ausführlich: SRU, 2002a, 
Abschn. 3.1.1), 

- vielfältige Ansätze einer kooperativen Umweltpolitik 
(vgl. KNILL und LENSCHOW, 2003), 

- die politische Aktivierung von gesellschaftlicher und 
betrieblicher Selbstregulierung. 

Diese Ansätze sollen im Folgenden hinsichtlich ihrer um- 
weltpolitischen Effektivität im EU-Kontext bewertet wer- 
den. 

13.4.1 Chancen des umweltpolitischen 
Entscheidungssystems der 
Europäischen Union 

1255. Bilanzierungen der bisherigen europäischen Um- 
weltpolitik (HOLZINGER et. al., 2003; RITTBERGER 
und RICHARDSON, 2001) fallen je nach Blickwinkel 
unterschiedlich aus. Angesichts der hohen Zahl von 
Rechtstexten, die ein hohes Schutzniveau festlegen, ist 
die Diagnose einer Politik des „kleinsten gemeinsamen 
Nenners“ nicht mehr zutreffend (KNILE, 2003; EICHE- 
NER, 2000; SCHÄRPE, 1999, S. 103; ANDERSEN und 
LIEFFERINK, 1997; JACHTENFUCHS, 1996; 
HERITIER et al., 1994; vgl. HOLZINGER, 1994). In den 
letzten Jahren sind viele innovative und ambitionierte 
Vorhaben beschlossen oder vorgeschlagen worden, die 
zum Teil weit über das im nationalen Rahmen in Deutsch- 
land umweltpolitisch Durchsetzbare hinausgehen. Bei- 
spiele sind die NEC-Richtlinie, die SUP-Richtlinie, die 
Luftqualitätstochterrichtlinien (Kap. 6), die Emissions- 
handelsrichtlinie, die Altauto- und Elektroschrottrichtli- 
nien, die Wasserrahmenrichtlinie, die FFH-Richtlinie, 
oder der Vorschlag zur Reform der Chemikalienpolitik 
(Kap. 11). Ungeachtet dessen, dass nicht alle umweltpoli- 
tischen Maßnahmen der EU uneingeschränkt positiv 
bewertet werden können, ist die offensichtliche Leis- 
tungsfähigkeit als solche bemerkenswert und erklärungs- 
bedürftig: Da die Mitgliedstaaten der EU hinsichtlich ih- 
rer umweltpolitischen Ambitionen, Probleme und 
Handlungskapazitäten bereits in der EU der 1 5 sehr unter- 
schiedlich sind, kann eine Einigung auf hohem Niveau 
nicht als selbstverständlich vorausgesetzt werden. 

1 256. Die bisherigen Erfolge der europäischen Umwelt- 
politik erklären sich aus einer vergleichsweise günstigen 
Chancenstruktur für Umweltakteure, die eine ent- 
sprechende Politikformulierung, nicht aber notwendiger- 
weise deren Implementationen, begünstigt (vgl. auch 
KRÄMER, 2002; EICHENER, 2000). In dem „umwelt- 
politischen Dreieck“ aus Umweltausschuss des Parlamen- 


tes, Generaldirektion Umwelt und Umweltministerrat be- 
steht bislang die Chance, Koalitionen über verschiedene 
politische Ebenen hinweg zu bilden. Diese Chance ist im 
Zusammenspiel der drei institutioneilen Akteure größer 
als für jeden einzelnen. Wichtige institutioneile Erfolgs- 
bedingungen des umweltpolitischen Rechtsetzungspro- 
zesses sind das Initiativmonopol der EU-Kommission, 
die Spillover-Effekte aus der Binnenmarktintegration 
(Tz. 1257), ein tendenziell umweltpolitisch ambitionier- 
tes und darin auch relativ autonomes EU-Parlament sowie 
ein einigungsforderliches Entscheidungssysfem im Um- 
weltministerrat und zwischen Umweltministerrat und 
EU-Parlament. Zudem können die umweltpolitischen Ak- 
teure im Mehrebenensystem der EU verschiedene Durch- 
setzungsstrategien wählen: Ist die Entscheidungssituation 
national blockiert, so besteht die Möglichkeit, dass die 
EU die Initiative übernimmt, ist dagegen die Situation in 
der EU blockiert, so besteht die Chance für eine Vor- 
reiterrolle in einem der Mitgliedstaaten. Aus natio- 
nalen Vorreiterrollen ergeben sich oft wiederum euro- 
päische Handlungsnotwendigkeiten (vgl. MAZEY und 
RICHARDSON, 2001). 

Die EU-Kommission mit ihrem Initiativmonopol und ih- 
ren Vorschlags- und Vorschlagsveränderungsrechten ge- 
staltet die politische Agenda (vgl. LUDLOW, 1991; 
WALLACE, 1996). Mangels einer direkten politischen 
Legitimation durch repräsentative demokratische Institu- 
tionen leitet sie die Legitimität ihres Handelns eher aus 
den Wohlfahrtssteigemden Wirkungen ihrer Vorschläge 
ab (vgl. JACHTENFUCHS, 1996). Die wohlfahrtsstei- 
gemden Effekte von Umweltmaßnahmen lassen sich in 
Hinblick auf verminderte Schäden an Natur und Gesund- 
heit oder durch Innovationswirkungen begründen, selbst 
wenn in Phasen wirtschaftlicher Stagnation Kosten- und 
Wettbewerbsargumente prominent angeführt werden. Die 
Dienststellen der EU-Kommission sind daher offen dafür, 
nationale Umweltpolitikinnovationen als Ausgangs- 
bedingung für ihre Vorschläge anzusehen (vgl. auch 
ANDERSEN und LIEFFERINK, 1997). Haf ein Vor- 
schlag aus der Generaldirektion Umwelt einmal die Hür- 
den der kommissionsintemen Abstimmungsprozesse 
überwunden, so prägt er in der Regel die Grandstmkturen 
des weiteren Entscheidungsprozesses (KNILL, 2003, 
S. 90). 

1257. Das Initiativmonopol der EU-Kommission ist 
eine wichtige Bedingung für den als „regulafiven Wettbe- 
werb“ (HERITIER et al., 1994; VOGEL, 1995) charakte- 
risierten Mechanismus, dass umweltpolitische Vorreiter- 
länder ein politisches Interesse und große Chancen haben, 
nationale Innovationen durch eine europäische Harmoni- 
siemng innenpolitisch abzusichem und dass dieses auch 
aktiv von der EU-Kommission aufgegriffen wird. Vorrei- 
terländer versprechen sich dabei den politischen First 
Mover Vorteil, eine europäische Maßnahme entscheidend 
prägen zu können. Hinzu kommt in bestimmten produkt- 
aber auch prozessorientierten Umweltmaßnahmen der 
Spillover-Effekt durch den europäischen Binnenmarkt: 
Um zu verhindern, dass nationale Maßnahmen direkte 
oder indirekte Handelshemmnisse oder Wettbewerbs- 
verzerrungen schaffen, werden nationale Innovationen 
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relativ schnell europäisiert (vgl. EICHENER, 2000; 
ANDERSEN und EIEFFERINK, 1997; BÖRZEL, 2002). 
Einschränkend muss hier aber auch erwähnt werden, dass 
der Versuch, den eigenen umweltpolitischen Steuerungs- 
ansatz in die EU zu exportieren, nicht immer nur von Vor- 
reiterländem unternommen wird, sondern auch von sol- 
chen Eändem, die den Import fremder Regulationsstile 
im Vorfeld zu verhindern suchen (vgl. LOWE und 
WARD, 1998). 

1258 . Um Vorschläge tatsächlich erfolgreich umzuset- 
zen, Entscheidungsblockaden und das als „Politikver- 
flechtungsfalle“ (SCHÄRPE, 1985) bekannte Entschei- 
dungsdilemma politischer Mehrebenensysteme zu 
vermeiden, hat die EU-Kommission spezielle Techniken 
des Prozessmanagements entwickelt. Hierzu gehören 
(vgl. u. a. EICHENER, 2000; GEHRING, 2000; 
HERITIER, 1995): 

- Konsensfmdungs- und Sondierungsprozesse durch 
Mitteilungen, Grün- und Weißbücher, die dem eigent- 
lichen regulativen Vorschlag vorgelagert sind; 

- die Einbettung spezieller Anliegen in umfassendere 
Programme, über deren generelle Notwendigkeit brei- 
ter Konsens besteht; 

- die Parzellierung, das heißt die kleinteilige Portionie- 
rung von Maßnahmen, die es in der Summe der Rege- 
lungen ermöglicht, Gewinne und Verluste von Mit- 
gliedstaaten in Form eines „diffusen Tausches“ (jeder 
gewinnt einmal, muss aber auch Konzessionen hin- 
nehmen) auszugleichen; 

- ein stufenweises Vorgehen, das einen Prozess der 
schrittweisen Konkretisierung und Verbindlichma- 
chung auslöst (Strategie der sukzessiven Selbstbin- 
dung); 

- die Entpolitisierung der Entscheidungsfindung durch 
die Übersetzung politischer in technische Fragen, die 
dann in technischen Expertengremien weiterbearbeitet 
werden; 

- Die Gewährleistung von Implementationsspielräumen 
durch Ausnahmeregelungen, unbestimmte Rechtsbe- 
griffe etc. 

Einige dieser Techniken sind zwar durchaus konsensför- 
demd, führen aber nicht automatisch zu einer ambitio- 
nierten Umweltpolitik (z. B. die Parzellierung oder die 
sukzessive Selbstbindung). In der Summe haben sie aber 
die Dynamik der europäischen Umweltpolitik der letzten 
Jahre eher befördert und Blockaden zur Ausnahme wer- 
den lassen. 

1259 . Auch im Umweltministerrat haben sich konsens- 
fördemde Mechanismen herausgebildet. Es besteht auf 
den vorbereitenden Ebenen ein informeller Einigungs- 
druck, aber auch eine gewisse Vertrauensbasis, die aus 
der dauerhaften Interaktion der Verhandelnden über zahl- 
reiche Dossiers herrührt. Auch hier findet häufig ein „dif- 
fuser Tausch“ statt, der Verluste von Einzelentscheidun- 
gen durch Gewinne bei einer anderen Regelung 
auszugleichen sucht. So kann jede Regierung darauf hof- 


fen, dass ihre vitalen Anliegen berücksichtigt werden, so- 
fern sie sich bei weniger zentralen Anliegen kompromiss- 
bereit zeigt. Die rotierende Ratspräsidentschaft 
gewährleistete, dass bisher jeder Mitgliedstaat mit seinen 
Themen an die Reihe kommt (vgl. GEHRING, 2000). Ins- 
gesamt kann man also von einem kooperationsfÖrdemden 
Verhandlungssystem ausgehen, in dem Kommissionsvor- 
schläge tendenziell konstruktiv weiterentwickelt und mit 
Rücksicht auf die jeweiligen nationalen Interessen modi- 
fiziert werden. Dabei beschließt der Umweltministerrat 
zumeist Ausnahmen oder Fristverlängerungen, um den 
besonderen Bedingungen und Interessen einzelner Länder 
entgegenzukommen, er stellt aber selten den vorgeschla- 
genen Regulierungsansatz der EU-Kommission insge- 
samt infrage. In Einzelfällen gehen die Wünsche des Um- 
weltministerrates auch über die der EU-Kommission 
hinaus. 

1260 . Bisher hat auch das EU-Parlament Umweltanlie- 
gen eher verstärkt (vgl. EICHENER, 2000, S. 192 ff; 
KRAAK et al., 2001; WEALE et al., 2000, S. 92 ff). Zu- 
meist lassen sich ambitionierte umweltpolitische Positio- 
nen mit einer die europäische Integration befördernden 
Zielsetzung verknüpfen. Die Abgeordneten des EU-Par- 
laments sind bisher weniger den Koalitionszwängen und 
der Regierungsdisziplin ihrer nationalen Kollegen ausge- 
setzt. Die Entscheidungen des EU-Parlamentes sind auch 
wegen der sehr personenbezogenen Entscheidungsfin- 
dungsprozesse (jeder Abgeordnete kann Änderungsan- 
träge stellen) wenig kontrollierbar. Hierdurch entstehen 
Freiräume und Anreize für einzelne Abgeordnete, sich 
auch für ökologische Anliegen zu engagieren. Dies ist 
insbesondere im federführenden Umweltausschuss zu be- 
obachten. Das EU-Parlament gehört zu den Parlamenten 
mit einem relativ starken Ausschusswesen und schwa- 
chen Parteibindungen (MAMADOUH und RAUNIO, 
2003). In den Ausschüssen entsteht oft ein fachlich bezo- 
gener, zum Teil parteiübergreifender Konsens (vgl. auch 
HIX et al., 2003). Das Plenum folgt in der Tendenz oft 
den Empfehlungen seiner Ausschüsse. In den letzten Jah- 
ren haben sich im EU-Parlament immer wieder Ampel- 
koalitionen zum Teil mit Unterstützung von konservati- 
ven Abgeordneten gebildet, die eine über einen 
Kommissionsvorschlag hinausgehende umweltpolitische 
Linie vertreten haben. 

Offen ist die Frage, ob sich die Konstellationen und 
Mehrheitsbildungsprozesse in Parlament und Rat mit der 
Osterweiterung der EU grundlegend ändern werden. Für 
eine solche Änderung spricht, dass das Umweltthema in 
den neuen Mitgliedstaaten einen geringeren Stellenwert 
hat. Dagegen spricht, dass die bestehenden Gremien auch 
eine umweltorientierte Prägung der Neuankömmlinge mit 
sich bringen können und die Neumitglieder wegen unter- 
schiedlicher situationsabhängiger Interessenlagen nicht 
notwendigerweise als ein homogener, zu umweltpoliti- 
schen Blockaden fähiger Block auftreten (JEHLICKA, 
2003). 

1261 . Das umweltpolitische Entscheidungssystem, wie 
es der Amsterdamer Vertrag festgelegt hat, wird also im 
Hinblick auf Umweltbelange als insgesamt Vergleichs- 
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weise vorteilhaft angesehen. Vermutlich ist es die insti- 
tutionelle Grundlage, die den derzeitigen relativen Vor- 
sprung der EU in der globalen Umweltpolitik (etwa in 
Johannesburg) erklärt. Es bietet neben der günstigen 
Chancenstruktur für umweltorientierte Akteure einen ko- 
operationsfördemden institutioneilen Rahmen und vor- 
teilhafte Mechanismen für nationale Politikinnovationen 
zugunsten eines hohen Umweltschutzniveaus wie auch 
für deren rasche Diffusion. Zahlreiche Versuche (auch 
solche der Bundesregierung), umweltpolitische Vorhaben 
zu blockieren, waren gegen diese umweltorientierte Drei- 
eckskonstellation bisher relativ erfolglos. Gerade wegen 
seiner umweltpolitischen Effektivität wird das umweltpo- 
litische Entscheidungssystem der EU allerdings zuneh- 
mend infrage gestellt. Hier lassen sich verschiedene aktu- 
elle Entwicklungen beobachten: 

- Die horizontale Verlagerung der Federführung für um- 
weltpolitische Maßnahmen aus den Umweltressorts in 
andere Ressorts: Das weitestgehende Modell der Ver- 
antwortungsverlagerung aus der Umweltpolitik ist die 
gemeinsame Vorbereitung der Reform der europäi- 
schen Chemikalienpolitik durch die für Umwelt und 
Unternehmen zuständigen Generaldirektionen und der 
Beschluss des Europäischen Rates vom 17. Oktober 
2003, die Reform federführend im Wettbewerbsrat 
durch die Wirtschaftsminister behandeln zu lassen. 
Der Europäische Rat begründet diese Verlagerung mit 
dem Ziel, die Bedürfnisse spezifischer industrieller 
Sektoren im Hinblick auf ihre Wettbewerbsfähigkeit 
und ihren Beitrag zum Wirtschaftswachstum aufzu- 
greifen und Behinderungen durch neues EU-Recht zu 
verhindern (Presidency Conclusions, 16/17 October 
2003), was faktisch darauf hinausläuft, den Einfluss 
der Umweltpolitik zurückzudrängen. Dieser Tendenz 
entsprechend haben die Wirtschafts- und Forschungs- 
minister auf ihrem informellen Ratstreffen vom 
10. November 2003 auch weitere Abstriche an dem 
Kommissionsvorschlag gefordert (ENDS vom 
10. November 2003). 

- Die vertikale Verlagerung der Entscheidung über 
Schutzniveaus und Ziele aus dem politischen Recht- 
setzungsmechanismus in Ausschüsse und Normungs- 
gremien, in denen das relative Gewicht umweltpoliti- 
scher Akteure geschmälert werden kann. Der 
Vorschlag zu energieverbrauchenden Produkten 
(Tz. 1288) vom August 2003 ist ein aktuelles Beispiel 
für eine Kombination aus horizontaler und vertikaler 
Verlagerung, das erhebliche Abstriche am klima- 
schutzpolitischen Zielniveau erwarten lässt. 

1 262. Vor diesem aktuellen Hintergrund betont der Um- 
weltrat, dass neue Steuerungsansätze - ebenso wie die 
neue EU-Verfassung - den Einfluss der kooperationsfÖr- 
derlichen und umweltpolitisch vergleichsweise günstigen 
Dreieckskonstellation zwischen der Generaldirektion 
Umwelt, dem Umweltministerrat und dem Umweltaus- 
schuss des EU-Parlaments nicht schmälern oder zuguns- 
ten eines der drei institutionellen Akteure auflösen sollte. 

Das in Hinblick auf internationale Kooperation relativ er- 
folgreiche umweltpolitische Entscheidungssystem der EU 


stößt allerdings regelmäßig gegenüber anderen sektorali- 
sierten Entscheidungssystemen an seine systembedingten 
Wirkungsgrenzen. Wichtige Verursachersektoren werden 
nicht einem Verhandlungs- und Rechtfertigungszwang 
gegenüber der Umweltpolitik ausgesetzt. Sie können 
ebenfalls erfolgreich die - bisher im EU Vertrag und dem 
Verfassungsentwurf nicht modifizierten Sektorziele ver- 
folgen. Die „Versäulung“ des europäischen Entschei- 
dungssystems ist damit auch eine institutioneile Barriere 
für eine effektive Umweltpolitikintegration (vgl. HEY, 
1998). Wiederholt drückt sich dies darin aus, dass wettbe- 
werbspolitische, verkehrspolitische oder agrarpolitische 
Ziele in diesen Sektoren über Umweltziele gestellt wer- 
den und im Einzelfall die nationalen umweltpolitischen 
Spielräume unverhältnismäßig beeinträchtigen können 
(vgl. SRU, 2002a, Abschn. 3.1.6). 

Eine Integration umweltpolitischer Erfordernisse in die 
anderen europäischen Politiken stößt auch regelmäßig an 
die Grenzen einer „asymmetrischen“ Kompetenzord- 
nung. Während die europäischen Kompetenzen im Be- 
reich der Herstellung der Warenfreiheit und der Liberali- 
sierung stark sind, sind sie relativ schwach zur Abwehr 
ökologisch negativer Nebenwirkungen notwendiger flan- 
kierender Polifiken (vgl. SCHARPF, 1999; HEY, 1998; 
HAILBRONNER, 1993). 

ln diesem Sinne sind das Entscheidungssystem und die 
Kompetenzordnung der EU weiterhin reformbedürftig. 
Reformbemühungen sollten aber die bisherigen Stärken 
des umweltpolitischen Entscheidungssystems bewahren 
und seine Rolle zumindest auf der Ebene einer umweltpo- 
litischen Zielbildung, die auch Anpassungsbedarf in an- 
deren Sektoren auslöst, stärken. 

13.4.2 Ziel- und ergebnisorientierte Ansätze 

1263. Zielorientierte Ansätze der europäischen Um- 
weltpolitik sind zunächst in den 1980er-Jahren entwickelt 
worden. Die Richtlinie zu Großfeuerungsanlagen (RL 88/ 
609) führte zeitlich abgestufte, national differenzierte ma- 
ximale Emissionsfrachten für Luftschadstoffe aus Altan- 
lagen ein. Dieser Ansatz entstand als Kompromiss und 
Alternative zu harmonisierten Grenzwerten, auf die sich 
der Umweltministerrat nicht einigen konnte (vgl. 
HERITIER et ah, 1994). Differenzierte nationale Ziele 
zur Erreichung eines europäischen Umwelthandlungs- 
ziels finden sich insbesondere in der europäischen Klima- 
schutz- und Luftreinhaltepolitik. So sind in der NEC- 
Richtlinie (RL 2001/81) Emissionsobergrenzen für 
vier Luftschadsloffe festgelegt worden, die bis 2010 nicht 
mehr überschritten werden sollen (Tz. 604 ff). Zur Um- 
setzung des Kioto-Protokolls hat sich die EU auf ein Bur- 
densharing Agreement (Kom (2001)579 endg.) geeinigt, 
das verschiedene nationale C02-Reduktionsziele für die 
Verpflichfungsperiode festlegf (SRU, 2002a, Tz. 427). 
Elemente einer zielorientierten Umweltpolitik finden sich 
aber auch in der Abfallpolitik (Verwertungsziele für be- 
stimmte Abfallströme), der Wasserrahmenrichtlinie (Ein- 
leitungsverbot prioritärer Stoffe) und der Energiepolitik 
(Anteile für emeuerbare Energien). 
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Insgesamt hat die EU-Kommission zunächst aber darauf 
verzichtet, die im 5. Umweltaktionsprogramm begonnene 
grundsätzliche Zielorientierung der Umweltpolitik im 
6. Umweltaktionsprogramm aufzugreifen und weiterzu- 
entwickeln (vgl. dazu kritisch SRU, 2002a, Tz. 254). Die 
EU-Kommission beschränkte sich im 6. Umweltaktions- 
programm auf die Formulierung weitaus unverbindliche- 
rer qualitativer Ziele. 

Auch in der europäischen Nachhaltigkeitsdiskussion ist 
bisher nur ein niedriger Verbindlichkeitsgrad erreicht 
worden. Der Kommissionsentwurf der Nachhaltigkeits- 
strategie scheiterte auf dem Europäischen Rat von Göte- 
borg (2001), der die wichtigsten neuen Ziele strich und 
die Nachhaltigkeitsstrategie in einer abgeschwächten 
Form als nachrangigen Teil des Lissabon-Prozesses insti- 
tutionalisierte (ausführlich: SRU, 2002a, Tz. 242 ff). 
Zwar sind die Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie immer 
wieder bekräftigt worden, so zuletzt auf der Frühjahrsta- 
gung des Europäischen Rates von 2003. Verbindliche Be- 
schlüsse hinsichtlich neu zu ergreifender Maßnahmen zur 
Vitalisierung und Stärkung dieses Prozesses sind aber 
nicht getroffen worden. Beschlossen wurden lediglich 
Änderungen bei den umweltrelevanten Strukturindikato- 
ren. Der konkrete Status, aber auch der Orientierungswert 
der Nachhaltigkeitsstrategie für die Politiken der EU 
bleibt unklar (SRU, 2002a, Tz. 270). 

1264. Wie oben dargestellt, lässt zielorientierte Politik, 
ihr hoher Verbindlichkeitsgrad und die leichte Kommuni- 
zierbarkeit von Zielverfehlungen auch Widerstände ent- 
stehen. Umweltpolitische Akteure fürchten die Blamage 
der Zielverfehlung insbesondere bei Zielen, auf deren Er- 
reichung sie nur begrenzten Einfluss haben (s. auch die 
Aufgabe des 25-%-Ziels durch die Bundesregierung im 
Jahr 2003, Kap. 2, Tz. 22). Sektorale Akteure fürchten 
die Zumutungen zielführender Maßnahmenprogramme 
für ihre Sektoren. Diese Widerstände erklären das zeit- 
weilige Abflauen eines zielorientierten Umweltpolitikan- 
satzes in der EU. Die EU-Kommission hat zwar aufgrund 
des massiven Drucks aus dem EU-Parlament sowie von- 
seiten der Umweltverbände und des Umweltministerrates 
quantitative Ziele mit Zeitperspektive im Rahmen der 
thematischen Strategien des 6. Umweltaktionsprogramms 
angekündigt, der Zielorientierung in der Debatte über 
umweltpolitische Steuerungskonzepte und das „Regieren 
in Europa“ jedoch einen auffällig niedrigen Stellenwert 
zugewiesen. 

Der Umweltrat bedauert dies, da eine zielorientierte Um- 
weltpolitik unterschiedlichen Akteuren in komplexen 
Mehrebenensystemen und mit vielfältigen Verursacher- 
strukturen eine gemeinsame Orientierung zu geben ver- 
mag und eine Erfolgskontrolle ermöglicht. Eine zielorien- 
tierte Umweltpolitik ist zudem „autonomieschonend“ und 
„gemeinschaftsverträglich“ (SCHARPF, 1999), da sie na- 
tionale Besonderheiten mit einer flexiblen Umsetzung zu 
berücksichtigen vermag. 

1265. Der Umweltrat betont die Notwendigkeit, den ge- 
nerellen Restriktionen und Kapazitätserfordemissen einer 
zielorientierten Umweltpolitik (Abschn. 13.1.2.2) in der 
EU angemessen Rechnung zu tragen. Wichtig sind zudem 


folgende Erfolgsbedingungen einer solchen Politik im 
EU-Kontext (vgl. SRU, 2000): 

- Ein professionell organisierter, kooperativer, problem- 
bezogener, wissenschaftlich fundierter und die tech- 
nisch-ökonomischen Aspekte berücksichtigender Ziel- 
findungsprozess auf der europäischen Ebene. 

- Die Berücksichtigung nationaler Unterschiede der 
Umweltbelastungen und Handlungskapazitäten in der 
Zielbildung. Mit der Osterweiterung der EU wird die 
Differenzierung von Zielen zu einer wichtigen Er- 
folgsbedingung zielorientierter Ansätze. Dadurch wird 
ein „Gleitzugsystem“ institutionalisiert, mit dem sich 
die EU trotz unterschiedlicher Geschwindigkeiten in 
die gleiche Richtung bewegt. „Vorreiterländer“ kön- 
nen dabei eine Diffusion ihrer Innovationen im Zeit- 
verlauf erwarten (vgl. dazu SRU, 2002a, Kap. 2.3). 

- Ein zielorientierter Ansatz überlässt zwar den Mit- 
gliedstaaten oder auch privaten Akteuren weit ge- 
hende Autonomie bei der internen Aufteilung von 
Lasten und bei der Ausgestaltung des Instrumenta- 
riums, unerlässlich ist aber sowohl die ex-post-kon- 
trolle der Zielerreichung über ein kontinuierliches Mo- 
nitoring als auch die ex-ante-Evaluation der 
vorgesehenen nationalen Maßnahmen im Hinblick auf 
ihre absehbare Wirksamkeit. 

- In Einzelfällen sind zusätzliche Harmonisierungen auf 
der europäischen Ebene erforderlich. Dies gilt insbe- 
sondere für Fälle, bei denen produktbezogene Um- 
weltstandards zur Zielerreichung notwendig sind oder 
bei denen im Hinblick auf die Zielerreichung unzurei- 
chende Vorgaben für Anlagen vonseiten der EU nach- 
gebessert werden müssen. 

13.4.3 Ansätze der Umweltpolitikintegration 

1266. Erste Ansätze zur Integration von Umweltbelan- 
gen in andere sektorale Fachpolitiken wie etwa Landwirt- 
schaft, Energie, Verkehr oder Wirtschaft wurden schon zu 
Beginn der europäischen Umweltpolitik in den frühen 
1970er-Jahren entwickelt. In den I990er-Jahren ist das 
Prinzip der Umweltpolitikintegration zu einem Leitprin- 
zip der Europäischen Umweltpolitik avanciert. Dies 
drückt sich in einer Vielzahl von neuen strategischen An- 
sätzen und Instrumenten aus, mit denen die EU eine Vor- 
reiterrolle im europäischen Kontext eingenommen hat 
(KRAAK et al., 2001; HERTIN und BERKHOUT, 2002; 
LENSCHOW, 2002b; JORDAN und LENSCHOW, 2000; 
HEY, 1998). Diese lassen sich hinsichtlich ihrer inhaltli- 
chen Reichweite (umfassende Strategien versus einzelne 
Instrumente) und der Ebene ihrer Anwendung (zentrali- 
siert, horizontal und sektorübergreifend versus dezentrali- 
siert und sektorbezogen) unterscheiden (s. hierfür 
JACOB und VOLKERY, 2003). 

Zentralisierte, sektorübergreifende Mechanismen 

1267. Zentralisierte Mechanismen suchen auf einer 
übergeordneten, horizontalen Ebene alle umweltrelevan- 
ten Generaldirektionen und Ratsformationen in ihren Ent- 
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Scheidungsprozessen zu beeinflussen und auf die Integra- 
tion von Umweltbelangen zu verpflichten. Dabei kommt 
der Generaldirektion Umwelt die Verantwortung für die 
Maßnahmengestaltung zu. Als maßgeblich sind hier die 
jeweiligen Umweltaktionsprogramme der EU-Kommis- 
sion zu nennen. Diese sind für die Umsetzung des Inte- 
grationsprinzips von hervorgehobener Bedeutung, weil 
sie die strategischen Prioritäten und Ziele von Umweltpo- 
litik in einer mehrjährigen Perspektive unabhängig von 
umstrittenen instrumentellen Einzelffagen definieren und 
so den Fokus der Aufmerksamkeit auf die relevanten 
Probleme und den Bedarf an übergreifenden Problem- 
lösungen richten. Insbesondere das 5. Umweltaktionspro- 
gramm war als strategisches Gesamtkonzept zur Umset- 
zung des Integrationsgebots konzipiert, indem es die 
wichtigsten Umweltprobleme, darauf bezogene langfris- 
tige Ziele und die Verantwortung der jeweiligen Sektoren 
für die Problemlösung bestimmte (DONKERS, 2000). 
Ebenfalls beanspruchte die EU-Kommission mit dem 
Entwurf einer europäischen Nachhaltigkeitsstrategie in 
2001, ein kohärentes, verbindliches übergreifendes Ziel- 
system für die Integration von Umweltbelangen in die 
Fachpolitiken der Gemeinschaft zu schaffen (vgl. SRU, 
2002a, Tz. 243 ff). Das Integrationsprinzip ist zudem mit 
dem Vertrag von Amsterdam als übergeordneter Vertrags- 
grundsatz aufgewertet worden (Art. 6, EG- Vertrag), 
nachdem es erstmals mit der Einheitlichen Europäischen 
Akte 1987 Eingang in den EG- Vertrag fand 
(Artikel 130r [2]). 

Verschiedene administrative Instrumente zielen flankie- 
rend auf die Umsetzung des Integrationsprinzips ab. 
Hierzu zählen formelle Konsultationen der Generaldirek- 
tion Umwelt bei umweltrelevanten regulativen Vorschlä- 
gen anderer Generaldirektionen, gemeinsame Treffen 
versehiedener Ministerräte (z. B. Umwelt und Verkehr), 
interadministrative Arbeitsgruppen, das Instrument der 
strategischen Umweltverträglichkeitsprüfüng und An- 
sätze zu einem Green Budgeting. 

1268 . In der Praxis haben sich diese horizontalen, über- 
greifenden Ansätze bislang als wenig effektiv für die Be- 
förderung der Integration von Umweltbelangen erwiesen. 
Maßgeblich beruht dies auf der Überforderung der ver- 
fügbaren institutionellen und administrativen Kapazitäten 
der Generaldirektion Umwelt, Prozesse in den Verant- 
wortungsbereichen anderer Generaldirektionen und Rats- 
formationen beeinflussen zu können (Tz. 1224). Eine 
Evaluierung der ergriffenen Maßnahmen im Rahmen des 
5. Umweltaktionsprogramms ergab, dass die Entschei- 
dungsprozesse anderer Politikbereiche hierdurch so gut 
wie nicht beeinflusst wurden und Fortschritte eher auf ex- 
terne Einflussfaktoren (wie Druck von Umweltverbän- 
den) zurückzuführen sind (WILKINSON, 1998). Auch 
die konstitutionelle Verankerung des Integrationsprinzips 
hat sich hierauf nicht wesentlich ausgewirkt. 

In der letzten Zeit sind die Bemühungen um die Stärkung 
zentralisierter Integrationsmechanismen ins Stocken 
geraten: Mit dem 6. Umweltaktionsprogramm hat die 
EU-Kommission die klare Ausrichtung an der Umsetzung 
des Integrationsprinzips aufgegeben (SRU, 2002a, 


Tz. 252 ff). Die bislang vorgelegten Entwürfe für die the- 
matischen Schwerpunktstrategien des Umweltaktionspro- 
gramms enthalten weder qualifizierte Integrationsziele 
noch benennen sie klare administrative Verantwortlich- 
keiten. Es fehlt also weit gehend an übergreifenden Leit- 
zielen für die sektoralen Umweltstrategien. Der jüngste 
Bericht der EU-Kommission zur Lissabon-Strategie weist 
zudem eine klare Orientierung am Ziel des Wirtschafts- 
wachstums auf, bei der es nunmehr gilt, die Naehhaltig- 
keit „angemessen“ zu berücksichtigen. Die Integrations- 
thematik wird nur am Rande mit Bezug auf die Förderung 
umweltfreundlicher Technologien erwähnt (EU-Kommis- 
sion, 2003a). Auch um die Verankerung des Integrations- 
prinzips in der zu schaffenden Verfassung im Rahmen des 
Europäischen Konvents wurde bis zuletzt gerungen. Erst 
auf den Druck verschiedener Mitgliedstaaten und von 
Umweltverbänden wurde das Integrationsprinzip beibe- 
halten (vgl. ENDS vom 17. Juni 2003). 

Ebenso sind auf interadministrativer Ebene bislang nur 
mäßige Fortschritte bei der Verwirklichung des Integra- 
tionsprinzips erzielt worden. Nach wie vor wird die Ge- 
neraldirektion Umwelt bei umweltrelevanten regulativen 
Vorschlägen anderer Generaldirektionen erst dann kon- 
sultiert, wenn Änderungen an der grundsätzlichen Aus- 
richtung der Vorschläge nicht mehr möglich sind. 
Gemeinsame Ratssitzungen des Umwelt- und Verkehrs- 
ministerrates in der Vergangenheit sind dahin gehend kri- 
tisiert worden, dass sie bei hohem Organisationsaufwand 
zwar inhaltliche Absichtserklärungen, aber wenig sub- 
stanzielle Resultate erbracht haben (HEY, 1998). Teiler- 
folge hat es unter anderem bei der Berücksichtigung von 
Umweltbelangen in den Struktur- und Regionalfonds ge- 
geben, wo die Debatte um die Budgetplanung als Vehikel 
genutzt wurde (LENSCHOW, 1997). 

Dezentralisierte, sektorbezogene Mechanismen der 
Umweltpolitikintegration 

1269 . Dezentralisierte Mechanismen zur Integration 
von Umweltbelangen in einzelne Politikbereiche verla- 
gern die Verantwortung für Maßnahmen auf die jeweili- 
gen Generaldirektionen und Ratsformationen. Sie suchen 
Potenziale der Selbstregulierung zu aktivieren und ent- 
sprechende Lernprozesse zu stimulieren. Maßgebliche In- 
strumente auf EU-Ebene in den 1990er-Jahren sind die 
Erarbeitung von Sektorstrategien, die Abschätzung von 
Umweltauswirkungen regulativer Vorschläge (Policy Ap- 
praisals) und die Einrichtung von so genannten Environ- 
mental Correspondents in den jeweiligen Generaldirek- 
tionen - höheren Beamten, die die Integration von 
Umweltangelegenheiten sicherstellen sollten. 

Von hervorgehobener Bedeutung in diesem Zusammen- 
hang ist der Cardiff-Prozess, in dem von verschiedenen 
Ratsformationen eigenverantwortlich sektorale Strategien 
zur Einbeziehung von Umweltbelangen erarbeitet werden 
(s. für eine ausführliche Darstellung SRU, 2002a, 
Tz. 255 ff). Solche Sektorstrategien stellen das weitrei- 
chendste und anspruchsvollste Instrument der Umwelt- 
politikintegration dar. Zusätzlich hat die EU-Kommission 
in den 1990er-Jahren verschiedene Initiativen zur 
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Evaluierung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
von regulativen Vorschlägen angestoßen. 1 993 wurde das 
so genannte Green Star-System entwickelt: Regulative 
Vorschläge sollten im Arbeitsprogramm der EU-Kom- 
mission mit einem „Green Star“ versehen werden, wenn 
die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
gesehen wurde. Auf dem Gipfel von Göteborg im Jahre 
2001 wurde die EU-Kommission beauftragt, in Zukunft 
ein Sustainability Impact Assessment durchzuführen. 

Ähnlich wie den zentralisierten Ansätzen ist auch den de- 
zentralisierten Ansätzen zu attestieren, dass die Ergeb- 
nisse weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben sind. 
Das Green Star-System ist nach einigen Jahren ergebnis- 
los eingestellt worden. Ein zu enger Anwendungsbereich 
und unzureichende Informationen über die Umweltaus- 
wirkungen von Rechtsvorschlägen waren hierfür die 
Ursache (EU-Kommission, 1999b). Angesichts des 
Scheitems des Green Star-Systems haben einzelne Gene- 
raldirektionen computergestützte Bewertungstools 
ipolicy appraisals) entwickeln lassen (z. B. lAPlus, Ge- 
neraldirektion Industrie). Aber auch diese sind bislang 
keine akzeptierte Standardprozedur mit erkennbaren Wir- 
kungen. Wie das Green Star-System wurde auch der An- 
satz der so genannten Environmental Correspondents auf- 
gmnd ihrer mangelnden Wirksamkeit aufgegeben. Eine 
Evaluation ergab, dass die Beauftragten auf erheblichen 
verwaltungsintemen Widerstand stießen und oft auch 
keine Neigung zeigten, die Berücksichtigung von Um- 
weltbelangen sicherzustellen, da sich dies negativ auf ihre 
eigenen Karrierechancen und ihr Ansehen auswirkte 
(KRAAK et al., 2001). 

1270 . Der Cardiff-Prozess ist der anspmchsvollste und 
am weitesten gehende Mechanismus der dezentralen Um- 
weltpolitikintegration. Der Umweltrat hat sich mit dem 
Cardiff-Prozess in seinem letzten Gutachten ausführlich 
beschäftigt und durchaus positive Lemeffekte bei den be- 
teiligten Ministerräten und Generaldirektionen festge- 
stellt, insgesamt aber eine kritische Bilanz gezogen. Ins- 
besondere kritisierte er den unklaren, unverbindlichen 
Charakter der einzelnen Strategien und deren inhaltlichen 
Defizite, vor allem im Zielbereich, und forderte hier ver- 
stärkte Anstrengungen und Korrekturen (SRU, 2002a). 
Zwei Jahre später ist festzustellen, dass der Cardiff-Pro- 
zess seit dem Europäischen Rat von Göteborg noch ein- 
mal deutlich an Schwung verloren hat. Eine umfassende 
Überarbeitung bereits vorliegender Strategien hinsicht- 
lich konkreter Ziele und Maßnahmen und ihre operative 
Umsetzung hat nicht stattgefunden. 2002 wurden die Sek- 
torstrategien Verkehr, Energie und Binnenmarkt aktuali- 
siert. Dabei wurde aber lediglich festgestellt, dass die 
operative Umsetzung der Strategien und ihre formelle Be- 
urteilung 2004 stattfinden soll (EU-Kommission, 2002a). 
Angesichts des Erlahmens des Cardiff-Prozesses forderte 
der Umweltministerrat auf seiner Oktobersitzung 2002 
verstärkte Bemühungen um seine Intensivierung und die 
Vorlage einer jährlichen Bestandsaufnahme. Der Europäi- 
sche Rat von Brüssel hat sich dieser Forderung im März 
2003 angeschlossen (Schlussfolgerungen des Vorsitzes, 
Europäischer Rat von Brüssel, 2003). 


Ob sich hierdurch aber eine neue Dynamik entwickeln 
wird, bleibt abzuwarten. Solange die entsprechenden in- 
stitutioneilen Handlungsbedingungen nicht verbessert 
werden, ist Skepsis geboten. Denn nach wie vor zeigt 
sich, dass die institutionelle Überforderung, die sich ins- 
besondere an der breiten Tendenz zur Vertagung von Be- 
schlussfassungen äußert, anhält und es nach wie vor auch 
kein strategisches Zentrum mit eindeutigem Auftrag und 
klarer Zuständigkeit gibt (vgl. SRU, 2002a, Tz. 273). Die 
oben (Abschn. 13.2.3.1) hervorgehobenen Kapazitätser- 
fordemisse der Politikintegration wurden offensichtlich 
vernachlässigt. Den Prozess auf der Selbstregulierung der 
umweltrelevanten Generaldirektionen zu basieren, er- 
scheint wenig zweckmäßig, wenn nicht über Mechanis- 
men der politischen Mandatierung, der Erfolgskontrolle 
und der Sanktionierung von erkennbarem Abweichen von 
Zielvereinbarungen eine Kontextsteuerung erfolgt. Der 
auf dem Europäischen Rat in Göteborg mit der Aufgabe 
der Koordination beauftragte Rat für Allgemeine Angele- 
genheiten konnte dieser Aufgabe aufgrund der Überlas- 
tung dieses Gremiums mit außenpolitischen Fragen nicht 
nachkommen. Der Cardiff-Prozess ist auch deshalb durch 
wenig Bewegung gekennzeichnet, weil übergreifende 
Zielvorgaben etwa im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrate- 
gie und des 6. Umweltaktionsprogramms, die Entschei- 
dungsdruck ausüben könnten, nicht beschlossen wurden. 

Regulatory Impact Assessment 

1271 . Der Europäische Rat von Göteborg (2001) hatte 
die EU-Kommission aufgefordert, im Rahmen ihres „Ak- 
tionsplans für eine Vereinfachung und Verbesserung des 
Regelungsumfelds“ Mechanismen zur Prüfung der wirt- 
schaftlichen, sozialen und ökologischen Auswirkungen 
von Rechtsetzungsvorschlägen zu entwickeln (Schluss- 
folgerungen des Vorsitzes, Europäischer Rat von Göte- 
borg, 2001). Im Juni 2002 hat die EU-Kommission darauf 
eine Mitteilung zu einer allgemeinen Folgenabschätzung 
von Politikinitiativen vorgelegt (KOM (2002)276 endg.), 
welche die Vereinfachung, Verschlankung und Ersetzung 
aller sektoralen Abschätzungsmechanismen durch ein in- 
tegriertes Abschätzungsverfahren vorsieht. Gegenstand 
der Abschätzung sind alle wichtigen Initiativen, die in der 
jährlichen Strategieplanung oder den Arbeitsprogrammen 
der EU-Kommission angeführt sind. 

Die Einführung des neuen Verfahrens soll schrittweise er- 
folgen. Nach einer Prüfung ausgewählter Einzelvor- 
schläge im Jahr 2003, für die 43 Vorschläge ausgewählt 
wurden, sollen künftig über eine vorläufige kurze Ab- 
schätzung aller Vorschläge die Vorhaben ausgewählt wer- 
den, die einer ausführlichen Abschätzung im Rahmen der 
Strategieplanung und des Arbeitsprogramms bedürfen. 
Die BCriterien hierfür sind, ob der Vorschlag gravierende 
wirtschaftliche, soziale oder umweltrelevante Auswir- 
kungen auf einen oder mehrere Sektoren oder Auswir- 
kungen auf eine der betroffenen Parteien hat und ob er 
eine wesentliche Reform eines oder mehrerer Sektoren 
bedingt. Diese Prüfung obliegt der zuständigen General- 
direktion. In der umfassenden Abschätzung soll nach 
einer Überprüfung der Auswirkungen von Altemativ- 
optionen, für die auch exfeme Experten und betroffene 
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Parteien anzuhören sind, eine Strategiewahl begründet 
werden. Im gesamten Prozess ist eine Beteiligung der be- 
troffenen Generaldirektionen sieherzustellen. Betont wird 
der vorbereitende Charakter für eine Entscheidung - im 
Rahmen des Abschätzungsverfahrens selbst soll keine 
letztendliche Entscheidung getroffen werden (KOM 
(2002)276 endg.). 

1272. Der Umweltrat begrüßt zwar die grundsätzliche 
Absicht, die Auswirkungen von Vorschlägen umfassend 
zu prüfen, dabei die Auswirkungen alternativer Politik- 
optionen abzuschätzen und eine enge Verzahnung der re- 
levanten Entscheidungsträger sicherzustellen. Ob das ge- 
plante Vorhaben eine realistische Erfassung und 
Bewertung der Umweltauswirkungen wichtiger Politikini- 
tiativen erbringen wird, ist dagegen skeptisch zu hinter- 
fragen. Das Verfahren ist ein weiches, die sektorale Auto- 
nomie schonendes Instrument, das der jeweiligen 
Generaldirektion die Verantwortung weit gehend über- 
lässt. Dass diese ein Interesse an einer kritischen Prüfung 
ihrer Vorhaben hat, ist unwahrscheinlich, insbesondere 
auch, da sie die vorläufige Auswahl der Vorhaben in eige- 
ner Regie bestimmt. Vielmehr besteht die Wahrschein- 
lichkeit, dass die Verträglichkeit der Vorhaben durch Auf- 
tragsstudien bestätigt wird. Die Folgenabschätzung der 
Transeuropäischen Verkehrsnetze ist hierfür ein Beispiel. 

Wesentlichere Bedenken äußert der Umweltrat hinsicht- 
lich der allgemeinen Stoßrichtung, eine integrierte Fol- 
genabschätzung im Sinne einer Verkoppelung der drei 
Säulen Wirtschaft - Soziales - Umwelt durchzuführen. Er 
wiederholt seine Kritik, dass hierbei nicht nur die Gefahr 
einer allgemeinen Überkomplexität und Überfrachtung 
politischer Entscheidungsprozesse besteht, sondern auch 
die Gefahr, dass Umweltbelange gegenüber konkurrieren- 
den wirtschaftlichen und sozialen Belangen systematisch 
nachrangig behandelt und nicht mehr problemgerecht be- 
rücksichtigt werden. Die bisherigen Ergebnisse des Lissa- 
bon-Prozesses geben hierfür ein aussagekräftiges Beispiel 
ab (vgl. NIESTROY, 2003). Auch die bisher vorgelegten 
Technical Guidelines zur Mitteilung der EU-Kommission 
verdeutlichen nicht, wie die gleichwertige Behandlung al- 
ler drei Dimensionen konkret erfolgen soll. Flinsichtlich 
der konkreten Prüfung der Umweltauswirkungen werden 
keine konkreten Vorgaben getroffen. Es bleibt bei allge- 
mein gehaltenen Ausführungen, die hinter den Stand be- 
reits erreichter technischer Anleitungen etwa der SUP- 
Richtlinie zurückfallen. 

Im weiteren Verlauf des Verfahrens sollte daher sicherge- 
stellt werden, dass die Prüfung der Umweltauswirkungen 
eigenständig und transparent im Kontext der Gesamtprü- 
fung erfolgt und die Beteilung der GD Umwelt bei allen 
Prüfvorgängen garantiert wird. Die Prüfung der Auswir- 
kungen von alternativen Optionen sollte die Ziele des 
Vorschlags berücksichtigen. Der inhaltlichen und metho- 
dischen Ausgestaltung der umweltbezogenen Prüfung 
sollten die Vorgaben der Richtlinie über die Strategische 
Umweltverträglichkeitsprüfung (2001 /42/EG) zugrunde 
gelegt werden. 


13.4.4 Kooperatives Regieren 

1273. Experimente der europäischen Umweltpolitik mit 
neuen Steuerungsmodellen sind unter anderem als „wei- 
ches Recht“ (PALLEMAERTS, 1999), als „unsicheres“ 
Recht (THIJNIS, 2000), als „symbolisches Recht“ 
(HANSJÜRGENS und LÜBBE-WOLFF, 2000) oder als 
„postmodemes Recht“ (SADELEER, 2002) charakteri- 
siert worden. Kennzeichnend ist eine relativ große Ergeb- 
nisoffenheit und die damit verbundene Gewährung großer 
Freiräume für die Mitgliedstaaten beziehungsweise Un- 
ternehmen. Es kommt auf das jeweilige Engagement, den 
Ressourceneinsatz und die Konfiguration der Akteure auf 
den nachgelagerten Ebenen an, ob signifikante Umwelt- 
verbesserungen gelingen oder nicht. In diesem Sinne be- 
stehen Parallelen zum prozeduralen Umweltrecht (vgl. 
HEINELT et al., 2000), das ebenfalls nur durch Informa- 
tions- und Prüfpfiichten oder durch obligatorische Partizi- 
pationsverfahren, Anreizstrukturen für Lernprozesse 
schafft, nicht aber Ergebnisse im Detail vorschreibt. Im 
Unterschied dazu kann aber das Prozessmanagement der 
EU-Kommission durchaus auch mehr oder minder har- 
monisierte Grenzwerte und Standards zum Ergebnis ha- 
ben. 

Den Neuerungen ist gemeinsam, dass sie verstärkt auf 
Netzwerkbildung und horizontale Kooperationsformen 
setzen (vgl. HERITIER, 2002; DEMMKE und 
UNFRIED, 2001). Sie ersetzen zumeist nicht die „Ge- 
meinschaftsmethode“, aber sie verkoppeln den Entschei- 
dungsmechanismus durch Parlament und Rat mit einer 
neuen, auf Argumentieren, Konsens und Verhandeln set- 
zenden transnationalen Form des Regierens (KNILL und 
LENSCHOW, 2000, S. 23; PRITTWITZ, 1996). Zahlrei- 
che Einzelentscheidungen werden dabei nicht mehr auf 
den politischen Ebenen, sondern auf den nachgelagerten 
technischen beziehungsweise Ausschussebenen getrof- 
fen (kritisch: HEY, 2001). 

1274. Mit diesen neuen Formen des Regierens will die 
EU-Kommission durch eine umfassende Einbindung der 
Normadressaten in die Politikentwicklung Widerstände in 
den späteren Phasen vermindern. Die Politik soll also 
vollzugsfreundlicher gestaltet werden. Die Mitgliedstaa- 
ten sollen mehr Freiräume und Autonomie erhalten 
(KNILL und LENSCHOW, 2000, S. 5). Durch verfah- 
rensrechtliche Maßnahmen soll eine breitere gesellschaft- 
liche Mobilisierung stattfinden. Den neuen Formen des 
Regierens wird damit theoretisch eine größere „politisch- 
institutionelle Kapazität“ zugeschrieben (HERITIER, 
2002; auch DEMMKE und UNFRIED, 2001; 
EICHENER, 2000; GEHRING, 2000). 

Die Auslagerung von Entscheidungen in technische 
Gremien kann tendenziell ein hohes Anspruchsniveau 
fördern. Sie wird daher oft grundsätzlich positiv bewertet 
(EICHENER, 2000; GEHRING, 2000). Die EU hat sich 
mit den beratenden Gremien zweifellos ein „hochwirk- 
sames Sensorium“ geschaffen. Die durch sie ermöglichte 
hohe Kapazität zur Informationsverarbeitung fördert die 
Problemlösungsfähigkeit der EU-Kommission 

(GEHRING, 2000, S. 93). 
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1275. Vorzügen wie diesen werden in ersten empiri- 
schen Bilanzen der neuen Formen des europäischen Re- 
gierens (HERITIER, 2002; KNILL und LENSCHOW, 
2000; DEMMKE und UNFRIED, 2001 zur Wasserrah- 
menrichtlinie) auch Risiken in Hinblick auf die Effekti- 
vität und Vollzugsfreundlichkeit gegenübergestellt. So er- 
höht sich durch die Strategie des Prozessmanagements 
oder der sukzessiven Selbstbindung (EICHENER, 2000) 
die Anzahl der möglichen Vetopunkte im politischen Pro- 
zess. Dadurch droht die Zielformulierung verwässert zu 
werden. Die Rechts- und Vollzugssicherheit vermindern 
sich ebenfalls. Der Preis der Auslagerung ist möglicher- 
weise ein politischer Kontrollverlust. Die Schlüsselfrage 
hierbei ist nicht nur, wie gesichert werden kann, dass 
mandatierte Teilergebnisse im Rahmen des Mandats blei- 
ben, wie also die Überdehnung von Autonomiespielräu- 
men verhindert werden kann (GEHRING, 2000, S. 87), 
sondern ob überhaupt ein hinreichend präzises Mandat 
formuliert wird (vgl. z. B. Kap. 11 - die Kritik des Zulas- 
sungssystems bei REACH). Die für eine konsensuale Po- 
litikentwicklung und für den Vollzugsprozess notwendi- 
gen Kapazitäten werden oft unterschätzt. Unter den 
Bedingungen begrenzter oder gar reduzierter Personalres- 
sourcen für die Umweltverwaltung bestehen damit erheb- 
liche Vollzugsrisiken. Das Monitoring bleibt unbefriedi- 
gend. Vollzug, Effektivität und Effizienz der neuen 
Regierungsformen stellen sich also nicht automatisch ein, 
der Steuerungsansatz ist vielmehr sehr voraussetzungs- 
voll (HERITIER, 2002). Wichtige Akteure bleiben oft 
ausgeklammert. Zudem ist die Frage der demokratischen 
Legitimation nicht ausreichend geklärt. Selbst die Hoff- 
nung darauf, dass konsensuale Politikmodelle weniger 
politische Konflikte erzeugen, lässt sich empirisch nicht 
bestätigen (KNILL und LENSCHOW, 2000, S. 23). 

Auch wenn die neueren Steuerungsmodelle den Mitglied- 
staaten erhebliche Handlungsspielräume eröffnen und in- 
soweit vollzugsfreundlicher sein müssten, da weniger 
strenge materielle Anforderungen formuliert werden, hat 
die neuere Forschung in der Umweltpolitik dennoch 
Vollzugsprobleme nachgewiesen (vgl. KNILL und 
LENSCHOW, 2000, S. 12). Entscheidend für den Vollzug 
ist die Angepasstheit des gewählten regulatorischen Mo- 
dells an dasjenige des vollziehenden Landes. Der deut- 
sche Ansatz der medienbezogenen Emissionskontrolle 
stößt zum Beispiel in Großbritannien auf Vollzugspro- 
bleme. Prozedurale Normen, die auf dezentrale Aushand- 
lungsprozesse setzen, sind wiederum in Deutschland 
schwer umzusetzen. Es kommt also wesentlich auf natio- 
nale Bedingungen und regulative Traditionen an, ob EU- 
Recht tatsächlich effektiv vollzogen wird, weniger auf 
den gewählten Steuerungsansatz. Selbstverständlich ist 
ein Recht, das den Mitgliedstaaten große operative Frei- 
räume lässt, vollzugsfreundlicher als eines, das präzise 
Handlungsanforderungen stellt - allerdings immer auch 
zum Preis eines Steuerungs- und Gestaltungsverzichts 
(TOELLER, 2002, S. 116). 

1276. In ihrem im Sommer 2001 publizierten Weißbuch 
zum Thema „Europäisches Regieren“ hat die EU-Kom- 
mission die Diskussion um kooperatives Regieren inten- 
siviert (EU-Kommission, 2001a). Das Weißbuch verfolgt 


unter anderem das Ziel, Rat und Parlament von legislati- 
ver Detailarbeit zu entlasten und die EU-Kommission in 
ihren Initiativ- und Vollzugsfunktionen zu stärken. Dabei 
werden unter anderem kooperative Strategien der Steue- 
rung mit den Mitgliedstaaten, den Regionen und der In- 
dustrie vorgeschlagen, so insbesondere: 

- der vermehrte Einsatz von Rahmenrichtlinien und eine 
Reform der so genannten Komitologieverfahren (EU- 
Kommission, 2002b), 

- Partnerschaften zwischen Regionen, Mitgliedstaaten 
und der Kommission (EU-Kommission, 2002c), 

- die Koregulation mit Wirtschaftsverbänden 
(EU-Kommission, 2002d, 2002e, 2002f). 

Bisherige Erfahrungen mit diesen Ansätzen und die Ini- 
tiativen der EU-Kommission sollen im Folgenden bewer- 
tet werden. 

13.4.4.1 Kooperatives Regieren mit 
Mitgiiedstaaten 

1277. Als eine Strategie der Entlastung der Legislative 
schlägt das Weißbuch Europäisches Regieren den ver- 
mehrten Einsatz von Rahmenrichtlinien vor (EU-Kom- 
mission, 2001a). Hierdurch verspricht sie sich die Konso- 
lidierung und Verschlankung des Volumens der 
europäischen Rechtsetzung, wie sie in verschiedenen 
Mitteilungen angeregt worden sind (EU-Kommission, 
2001b, 2002d, 2002e). Mit der Forderung nach Rahmen- 
richtlinien werden damit auch Hoffnungen verbunden, 
das europäische Umweltrecht weniger präskriptiv auszu- 
gestalten und die Gestaltungsffeiräume auf nationaler 
oder regionaler Ebene wieder zu erhöhen. Ungeachtet der 
nicht bestreitbaren Bedeutung des Instruments Rahmen- 
richtlinie, sind aber die in der Diskussion befindlichen 
Verschlankungs- und Deregulierungshoffnungen eher 
problematisch. 

Rahmenrichtlinien sind in der europäischen Umweltpoli- 
tik nicht neu. Beispiele sind etwa die Abfallrahmenricht- 
linie (Kap. 8), die Luftqualitätsrahmenrichtlinie (Kap. 6) 
und die Wasserrahmenrichtlinie (Kap. 5.1). Sie konsoli- 
dieren zumeist eine Vielzahl von Einzelinitiativen im 
Rahmen einer einheitlichen Systematik, gemeinsamer 
Verfahren und einer umfassenden Programmatik für Fol- 
geaktivitäten. Soweit dies gelingt, wird damit der An- 
spruch nach einer „besseren Rechtgebung“ durch „Ver- 
einfachung“ eingelöst. Rahmenrichtlinien kombinieren 
zum Teil zahlreiche Instrumente, wie Planungspflichten, 
Partizipationsrechte, Grenzwertfestlegungen oder auch 
ökonomische Instrumente auf der europäischen oder der 
nationalen Ebene (DEMMKE und UNFRIED, 2001, 
exemplarisch: die Luftqualitätsrahmenrichtlinie). 

Die weitere Umsetzung des Arbeitsprogramms von Rah- 
menrichtlinien kann durch Tochterrichtlinien, durch die 
Delegation von Aufgaben an Ausschüsse oder an die Mit- 
gliedstaaten erfolgen. 

1278. Im Rahmen des ersten Delegationsprinzips, der 
Formulierung von Tochterrichtlinien, wird dasselbe poli- 
tische Entscheidungsverfahren wie bei Rahmenrichtlinien 
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durchlaufen. Dadurch können die vergleichsweise günsti- 
gen Chancenstrukturen der Gemeinschaftsmethode, wie 
sie in Kapitel 13.4.1 beschrieben wurden, genutzt werden. 
Diese Methode wurde zum Beispiel für die Tochterrichtli- 
nien zur Luftqualitätsrahmenrichtlinie (Kap. 6.2 bis 6.4) 
oder für die Grenzwertfestlegung prioritärer gefährlicher 
Stoffe unter der Wasserrahmenrichtlinie (Kap. 5) gewählt. 
Sie ist hinsichtlich der Effektivität und Legitimität die 
vorzugswürdige Methode für Entscheidungen mit einer 
besonderen politischen Dimension. 

Im Rahmen des zweiten Delegationsprinzips werden 
teehnische Fragen auf europäischer Ebene an Ausschüsse 
delegiert. Zu unterscheiden ist hier zwisehen Ausschüs- 
sen mit Entscheidungsbefugnissen (so genannte Komito- 
logie) und beratenden Ausschüssen. Unter zahlreichen 
Richtlinien haben sich Mischmodelle fünktionaler und 
territorialer Repräsentation mit Teilnehmern aus Verbän- 
den, Experten und Mitgliedstaaten entwickelt, so insbe- 
sondere im Falle der Umweltauditverordnung, des Um- 
weltzeiehens, der europäischen Luftreinhaltepolitik oder 
des Informationsaustausches zu best verfügbaren Techni- 
ken oder auch der Wasserrahmenrichtlinie (vgl. HEY, 
2001; TOLLER, 2002). 

1279 . Zur Geschichte und Funktionsweise von Komito- 
logieausschüssen in den Bereichen des Umwelt- und Ver- 
braucherschutzes liegen inzwischen umfassende Analy- 
sen und Bewertungen vor. In der Umweltpolitik werden 
Ausschüsse zur Anpassung an den technisehen Fort- 
sehritt, für Einzelentscheidungen im Bereich der Produkt- 
regulierung, zur Generierung und Verwaltung neuen Wis- 
sens und informell auch zur Vorbereitung der Revision 
bestehender Richtlinien genutzt. 1998 gab es für insge- 
samt 55 Umweltrechtsakte der EU 36 versehiedene Ko- 
mitologieausschüsse (TOLLER, 2002, S. 326). Es gibt 
verschiedene Aussehusstypen mit unterschiedlichen Ent- 
scheidungsverfahren, die den Mitgliedstaaten unter- 
schiedliche Kontroll- und Beteiligungsrechte zuweisen 
(vgl. Beschluss des Rates vom 28. Juni 1999, [1999/468/ 
EG]). In der Literatur wird das Ausschusswesen hinsicht- 
lieh seiner Leistungsfähigkeit und Effektivität eher posi- 
tiv, hinsichtlich der demokratischen Legitimität allerdings 
eher als defizitär betraehtet (TOLLER, 2002; NEYER, 
2000; JOERGES und NEYER, 1998; EICHENER, 2000). 

Die Vorteile des Steuerungsmodells der Komitologie wer- 
den insbesondere im Vergleich zu anderen Steuerungsmo- 
dellen deutlich: Es ist flexibler als der Rechtsetzungspro- 
zess und sichert gleiehzeitig den Mitgliedstaaten eine 
größere Rolle als die von Privaten kontrollierte Normung 
oder die Alternative einer supranationalen mit Entschei- 
dungsbefugnissen ausgestattete Regulierungsbehörde 
(TOLLER, 2002, S. 524). Als leistungsfähig haben sich 
Ausschüsse insbesondere bei der Konkretisierung allge- 
meiner Rechtsbegriffe erwiesen. Wegen der dauerhaften 
und institutionalisierten Zusammenarbeit der Ausschuss- 
mitglieder besteht die Chanee von Tausehgeschäften über 
die Zeit hinweg und ein Interesse an einem guten Koope- 
rationsklima (vgl. SARTORI, 1997, S. 229). Aussehüsse 
funktionieren insbesondere im Falle von Positivsummen- 
spielen gut, bei denen kein Teilnehmer auf die Wahrung 


vitaler Interessen verzichten muss. In solehen Fällen sind 
auch Entscheidungsblockaden nicht zu erwarten. In poli- 
tisierten Fragen, das heißt bei Verteilungsfragen oder Fra- 
gen, die Besitzstände berühren, stoßen Ausschüsse aller- 
dings an ihre Grenzen (SARTORI, 1997, S. 232). Dies 
gilt besonders dort, wo das Recht auf der Rechtsetzungs- 
ebene ungelöste politische Streitfragen auf die Ebene von 
Ausschüssen verlagert und diese damit politisehe Fragen 
klären müssen (vgl. TOLLER, 2002, S. 526). So wagten 
die EU-Kommission und der entsprechende Ausschuss es 
nicht, den anspruchslosen Verwertungsbegriff der Abfall- 
verbringungsVO durch spezifische Anforderungen an 
eine hochwertige Verwertung zu konkretisieren (vgl. 
SRU, 2002a, Tz. 799 ff). Letztlieh wurde nieht entschie- 
den, da das Thema als ein Politisches, das heißt mit Än- 
derungsbedarf auf der Ebene des Rechtsaktes, angesehen 
wurde. Weithin bekannt ist auch das Versagen des Aus- 
schusses im Rahmen der Freisetzungsrichtlinie für Gene- 
tisch veränderte Organismen, das Regelungsprogramm 
der Richtlinie gegen den politischen Widerstand einer re- 
levanten Anzahl von Mitgliedstaaten durchzusetzen. Aus- 
schüsse sind also regelmäßig dann ungeeignet, wenn ihr 
Gegenstand aus welchem Grunde auch immer politisch 
wird. 

1280 . Die positive Einschätzung, Komitologieaus- 
schüsse seien die Keimzelle einer supranationalen delibe- 
rativen Demokratie (vgl. NEYER, 2000; JOERGES und 
NEYER, 1998), weil in ihnen argumentative, begrün- 
dungspflichtige Diskussionsprozesse stattfinden, er- 
scheint überzogen. Den Aussehüssen fehlt das konstitu- 
tive Element einer deliberativen Demokratie - die 
Kontrolle durch eine breitere Öffentlichkeit (so 
ABROMEIT, 2002, S. 33 ff; TÖLLER, 2002; relativie- 
rend: NEYER, 2000). Ebenso wiehtig wie argumentative 
Prozesse in Ausschüssen sind zudem die informellen Ko- 
alitionen, die zumeist unter der Prozessführung der EU- 
Kommission die Ausschussarbeit vorgeben. 

Diese Leistungsgrenzen und Defizite des Ausschusswe- 
sens sind auch zwischen den Europäischen Institutionen 
heftig diskutiert worden. Insbesondere das EU-Parlament 
kritisierte wiederholt, dass eine verstärkte Delegation an 
Ausschüsse seine Rechte aushöhle. Rat und EU-Kommis- 
sion sind dieser Kritik schrittweise entgegengekommen. 
In ihrem neuesten Reformvorschlag für den Komitologie- 
beschluss (EU-Kommission, 2002b) sollen nun Rat und 
Parlament auf die gleiche Ebene gestellt werden. Beide 
haben das Recht, einen in Zusammenarbeit mit dem Aus- 
schuss vorbereiteten Kommissionsvorschlag zu kommen- 
tieren oder zu verwerfen. Dabei will sieh allerdings die 
EU-Kommission die Wahlfreiheit Vorbehalten, wie sie 
mit einem negativen oder kritischen Votum umgeht. Eine 
Ablehnung durch das Parlament oder den Rat sollte als 
Indikator dafür gesehen werden, dass hier eine politische 
Frage vorliegt, die auch durch politische Mechanismen zu 
klären ist. In diesem Sinne ist die Wahlfreiheit für sich 
selbst, die die EU-Kommission hier anstrebt, zu kritisie- 
ren. Falls dieser Konstruktionsfehler des Kommissions- 
vorsehlages allerdings korrigiert wird, kann die Reform 
des Komitologieverfahrens den Ausschüssen in Zukunft 
eine bessere Legitimierung und Verkoppelung zwischen 
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technischen und politischen Entscheidungen gewährleis- 
ten und damit auch den Weg zu einer weiteren Entlastung 
der Legislative öffnen. 

1281. Das dritte und problematischste Delegationsprin- 
zip ist die Renationalisierung der Normsetzung. Die IVU- 
Richtlinie, Teile der Wasserrahmenrichtlinie, die Emis- 
sionshandelsrichtlinie oder auch die Umgebungslärm- 
richtlinie erfordern ein nationales, zum Teil auch subnati- 
onales Festlegen des gewünschten Umweltschutzniveaus 
in Form von Grenzwerten, Zielen oder Emissionsrechten. 
Begründet wird dieser dezentralisierte Ansatz der Norm- 
setzung mit den unterschiedlichen ökologischen, geogra- 
phischen und wirtschaftlichen Verhältnissen. Oft liegt die 
Ursache aber auch darin, dass ein harmonisiertes Vorge- 
hen auf europäischer Ebene politisch nicht durchsetzbar 
gewesen ist (vgl. HERITIER et al, 1994 im Falle des An- 
lagenrechts). Dabei besteht die Gefahr, dass eine dezen- 
trale Normsetzung einer Angleichung des Umweltschutz- 
niveaus in der EU zuwiderläuft und sich damit auch die 
Frage nach der Effektivität des Steuerungsversuchs auf 
europäischer Ebene stellt. 

Dem versucht die EU durch eine „weiche“, das heißt 
nicht rechtsverbindliche, sondern nur informierende und 
orientierende Flarmonisierung entgegenzuwirken. Die 
umweltpolitische Steuerung auf der europäischen Ebene 
erfolgt durch Benchmarking, durch gegenseitige profes- 
sionelle Qualitätskontrolle und transparente Verfahren 
unter Einbeziehung von Verbänden und Öffentlichkeit. 
Der Informationsaustausch zu bestverftigbaren Technolo- 
gien oder die Leitfadenerstellung im Rahmen der Umset- 
zungsstrategie für die Wasserrahmenrichtlinie sind 
Beispiele hierfür. Im Gegensatz zu den Komitologieaus- 
schüssen fehlt solchen Prozessen jedoch ein formaler Ent- 
scheidungsmechanismus, durch den Konflikte identifi- 
ziert oder auf die politische Ebene gehoben werden 
könnten (vgl. HEY, 2000; UBA, 2000). Es ist daher frag- 
lich, ob solche weichen und vergleichsweise ergebnisof- 
fenen Formen der Steuerung tatsächlich immer in der 
Lage sind, zur Erreichung anspruchsvoller Vorsorgeziele 
beizutragen. Wo zum Teil anspruchsvolle Ergebnisse er- 
reicht werden (z. B. bei der Identifikation von best ver- 
fügbaren Techniken, BVT), geschieht dies zum Preis ih- 
rer explizit erklärten Unverbindlichkeit: So betont das 
Vorwort zu allen BVT-Merkblättem: „Die BVT-Refe- 
renzdokumente setzen zwar keine gesetzlich bindenden 
Normen fest, doch sollen sie der Wirtschaft, den Mit- 
gliedstaaten und der Öffentlichkeit als Richtschnur dafür 
dienen, welche Emissions- und Verbrauchswerte mit dem 
Einsatz spezieller Techniken zu erzielen sind. Geeignete 
Grenzwerte für jeden Einzelfall müssen unter Berück- 
sichtigung der Ziele der Richtlinie über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut- 
zung und lokaler Erwägungen ermittelt werden“ 
(s. hierzu die Webseite des „European Integrated Pollu- 
tion Prevention and Control Bureaus“ - http:// 
eippcb jrc . es/pages/FActivities .htm) . 

1282. Leistungsfähig sind solche Formen der informel- 
len Koordination bei der Klärung und Konkretisierung 
von Begriffen und Verfahren der Richtlinie. Das Norm- 
setzungsvakuum auf der Ebene der Rahmenrichtlinie 


können sie aber, wo es besteht, nicht kompensieren. Sie 
sind lediglich zu einer negativen Koordination fähig, 
nicht aber zu gemeinsamen Problemlösungen (vgl. 
SCHARPF und MOHR, 1994). Den informellen Koordi- 
nationen wird es kaum gelingen können, national ausein- 
ander laufende Praktiken zu korrigieren. Sie haben damit 
erhebliche Leistungsgrenzen. 

Rahmenrichtlinien sollten daher nach Auffassung des 
Umweltrates insbesondere bei politischen Fragen durch 
Tochterrichtlinien weiter konkretisiert werden. Im Falle 
eindeutiger normativer Vorgaben hat sich auch die Komi- 
tologie als ein wirksamer Steuerungsmechanismus für 
konkrete Umsetzungsentscheidungen, für die Flexibilisie- 
rung technischer Anforderungen und für rechtliche Kon- 
kretisierungen erwiesen. Reformbedürftig ist sie hinsicht- 
lich der Legitimation der Entscheidungen. Die informelle 
Koordination durch Benchmarking-Prozesse und Netz- 
werkbildung hingegen hat erhebliche Leistungsgrenzen, 
wenn es um die Korrektur auseinander laufender nationa- 
ler Politikpfade geht. 

13.4.4.2 Kooperatives Regieren mit Regionen 

1283. Im Dezember 2002 hat die EU-Kommission 
einen „Rahmen für zielorientierte Verträge und Vereinba- 
rungen zwischen der Gemeinschaft, den Staaten und 
regionalen und lokalen Autoritäten“ vorgelegt (EU-Kom- 
mission, 2002c, eigene Übersetzung). 

Sie verspricht sich von diesen zielorientierten Vereinba- 
rungen auch in der Umweltpolitik eine schnellere und ef- 
fizientere Umsetzung durch frühzeitige Einbeziehung von 
Regionen und Kommunen. Solche Vereinbarungen sollen 
zunächst im Rahmen von Pilotprojekten in solchen Fel- 
dern Anwendung finden, in denen die EU bisher relativ 
geringe umweltpolitische Kompetenzen hat, zum Beispiel 
bei Fragen, die die Landnutzung betreffen (Küstenzonen- 
management, Tourismus etc.). Für solche Fragen bietet 
sich die Verknüpfung der Regionalpolitik mit der Um- 
weltpolitik an. Umweltpolitische Ziele der EU lassen sich 
dann auch dort, wo diese rechtlich keine Kompetenzen 
hat, durch Verknüpfung mit Finanzierungsinstrumenten 
der Strukturfonds besser verwirklichen. 

Möglichkeiten der Kooperation mit den Regionen sieht 
die EU-Kommission ebenfalls bei der Vereinfachung ins- 
besondere von vollzugsbegleitenden Erfordernissen. 

Es ist offensichtlich, dass die EU-Kommission den Re- 
gionen mit diesem neuen Ansatz zwei Anreize bietet, sich 
an solchen Vereinbarungen zu beteiligen: neue Finanz- 
mittel und eine regulatorische Dividende, die sich durch 
die beabsichtigte Anpassung von Umsetzungserfordemis- 
sen an regionale Besonderheiten anbietet. Beide Anreize 
werfen aber grundlegende Probleme auf: 

- Neue Finanzmittel setzen, um wirksam zu sein, entwe- 
der neue Förderprogramme oder die Reform von (rela- 
tiv bescheidenen) Gemeinschaftsprogrammen voraus. 
Ebenso bedarf es zusätzlicher Monitoring- und Ver- 
handlungskapazitäten der EU-Kommission. Es muss 
bezweifelt werden, dass eine solche versteckte Aus- 
weitung der Kommissionskompetenzen und damit die 
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Zentralisierung distributiver Politiken angesichts der 
Distanz der EU-Kommission zu regionalen und loka- 
len Problemen und der Komplexität regionaler Bedin- 
gungen sachgerecht und effektiv kontrollierbar sein 
kann, ln Deutschland stößt eine verstärkte Rolle der 
EU-Kommission in der RegionalfÖrderung auf Wider- 
stand der Bundesländer, ln der EU-Kommission gibt 
es bisher keine Signale dafür, dass zusätzliche Finanz- 
mittel mobilisiert werden. 

- Regulatorische Dividenden an einzelne Regionen wer- 
fen die Frage der allgemeinen Verbindlichkeit von 
Rechtsakten und der Begründbarkeit ausgehandelter 
Sonderbedingungen auf Dessen ungeachtet hängt die 
Leistungsfähigkeit solcher Vereinbarungen von der 
Genauigkeit und dem Anspruchsniveau der zugrunde 
liegenden Ziele ab. 

1284. Der Umweltrat begrüßt grundsätzlich die Kon- 
kretisierung des neuen Partnerschaftsmodells in Pilotpro- 
jekten. Hierdurch ist ein Praxistest möglich. Die Pilotpro- 
jekte sollten aber insbesondere im Hinblick darauf 
geprüft werden, ob die dargestellten Bedenken hinsicht- 
lich ihrer Verallgemeinerungsfähigkeit als neues Steue- 
rungsmodell und der Risiken für die Rechtssicherheit be- 
rechtigt sind. 

13.4.4.3 Kooperatives Regieren mit 
industrieverbänden 

1285. Unter Koregulierung versteht die EU-Kommis- 
sion institutionelle Arrangements, die die Stärken ver- 
schiedener Steuerungsmodelle miteinander kombinieren. 
Gemeint sind damit Formen der Steuerung durch Recht 
und Formen der Selbststeuerung durch Verbände. Die 
EU-Kommission hat im Laufe der Jahre 2002 und 2003 
zwei konkrete Vorschläge für die umweltpolitische Nut- 
zung dieses Ansatzes gemacht: 

- die Nutzung der „neuen Konzeption“ der Normung für 
ein umweltgerechtes Design von Produkten 
(EU-Kommission, 2003b und c) und 

- die Weiterentwicklung von Umweltvereinbarungen 
auf der europäischen Ebene (EU-Kommission, 2002f). 

Selbststeuerung in Normungsgremien als Instrument 
der Integrierten Produktpolitik? 

1286. Seit circa 1994 hat die EU-Kommission wieder- 
holt Versuche unternommen, die so genannte Neue Kon- 
zeption auf die Umweltpolitik anzuwenden. Bei dieser 
Konzeption geht es um das für den europäischen Binnen- 
markt eingeführte Verfahren zur beschleunigten Harmo- 
nisierung technischer Standards. Es besteht darin, dass 
der europäische Gesetzgeber lediglich grundlegende 
Anforderungen formuliert, deren technische Detailausar- 
beitung aber an die privaten Normungsverbände (CEN, 
CENELEC, ETSl etc.) delegiert. Die eigentliche Harmo- 
nisierungsaufgabe wird damit aus dem europäischen 
Rechtsetzungsverfahren ausgelagert und erfolgt durch die 
Entscheidungsverfahren der Normungsgremien (vgl. 
SOBCZAK, 2002). ln der Produktpolitik beabsichtigt die 


EU-Kommission, in Zukunft intensiver auf die Neue 
Konzeption zurückzugreifen (vgl. EU-Kommission, 
2003c). Praxiserfahrungen in dieser Hinsicht bestehen be- 
reits mit der BauproduktenRL und der Verpackungsricht- 
linie. Geplant ist auch, die Konzeption der Integrierten 
Produktpolitik, das heißt die Berücksichtigung von Um- 
weltaspekten im gesamten Produktlebenszyklus, in der 
Normung zu verankern (vgl. EU-Kommission, 2003b, 
2003c). 

Unbestreitbar ist die Leistungsfähigkeit der Normung im 
Vergleich zur europäischen Rechtsetzung, wenn es darum 
geht, komplexe, vielfältige technische Details zu regeln. 
Die Normungsarbeit ist arbeitsteilig und in tief gestaffelte 
Arbeitsebenen gegliedert, sodass vielfältige Details effek- 
tiv und gleichzeitig bearbeitet werden können. 

ln der Diskussion um die Leistungsfähigkeit der neuen 
Konzeption wurde kritisiert, dass mit der Stärkung der 
Normung in der produktbezogenen Umweltpolitik die öf- 
fentliche Aufgabe der Festlegung eines konkreten Schutz- 
niveaus (und des damit verbunden Umweltprofds für Pro- 
dukte und Techniken) an private Verbände delegiert wird 
(vgl. insbesondere SRU, 2002a, Tz. 389 ff). Im Vergleich 
zur Rechtsetzung haben umweltpolitische Akteure aus 
Politik, Verwaltung und Verbänden in der Normung we- 
sentlich geringere Einflusschancen. Trotz einer wachsen- 
den öffentlichen Förderung erscheint alleine schon eine 
flächendeckende Präsenz von Vertretern des Umwelt- 
schutzes, sei es aus den Verbänden, Ministerien oder 
Ämtern, auf den verschiedenen umweltrelevanten Ebenen 
der Normung als illusorisch (vgl. VOELZKOW und 
EICHENER, 2002). Der Wechsel der Entscheidungsare- 
nen aus der Rechtsetzung in die Normung bedeutet damit 
auch einen Wechsel der Akteure, die den Prozess und 
seine Ergebnisse kontrollieren (vgl. SRU, 2002a, 
Tz. 384 ff). Aus sich selbst heraus generiert die Nor- 
mung Standards, die dem allgemeinen Stand der Technik 
entsprechen, nicht aber systematisch ein hohes Schutzni- 
veau (vgl. SOBCZAK, 2002, S. 78 ff; Danish Environ- 
mental Protection Agency, 2002). Daher ist die Legitima- 
tion privater Verbandsentscheidungen im öffentlichen 
Verantwortungsbereich Umwelt problematisch (so schon 
JÖRISSEN, 1997). Anspruchsvolle Normen sind hin- 
gegen nur dann zu erwarten, wenn eine „Verschränkung 
von Hierarchie (Staat) und Verhandlung (Normung)“ 
(VOELZKOW und EICHENER, 2002, S. 80) gelingt, 
wenn also die Akteure in der Normung damit rechnen 
müssen, dass staatliche Akteure ernsthaft anspruchsvolle 
Normen anstreben, notfalls auch außerhalb der Normung. 
Die Normung wird damit erst im Schatten des Rechts um- 
weltpolitisch effektiv. Angesichts einer in dieser Frage 
gespaltenen EU-Kommission und eines ressourcenschwa- 
chen EU-Parlaments muss diese Bedingung bereits als zu 
voraussetzungsvoll angesehen werden. Die Vertraulich- 
keit der Normungsarbeit, sowie der kommerzielle Cha- 
rakter der Ergebnisse - Normen sind käufliche Produkte - 
verhindern in der Regel selbst eine Normung im Schatten 
einer kritischen Öffentlichkeit (GOLDING, 2000). 

Die Gefahrenabwehr oder präventive Maßnahmen, die 
mit hohen Kosten verbunden sind, sowie Bereiche, für die 
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sich aus guten Gründen bereits ein produktbezogenes 
Umweltrecht herausgebildet hat (Abfall, Gefahrstoffe, 
Emissionen, Energieverbrauch), sind daher als Gegen- 
stand der privaten Normung ungeeignet (vgl. Danish En- 
vironmental Protection Agency, 2002, S. 46 ff.). 

1287 . Bereits in früheren Untersuchungen zum Thema 
Umweltschutz und Normung (vgl. JÖRISSEN, 1997, 
S. 112 f; VOELZKOW, 1996) wurde eine gestufte Kon- 
kretisierung der wesentlichen Anforderungen durch einen 
politischen Meehanismus, das heißt in einer Richtlinie 
oder zumindest einer Ausschussentscheidung, gefordert. 
Als Modell einer solch stufenweisen Konkretisierung 
wurde unter anderem die Bauprodukten-Riehtlinie be- 
schrieben (vgl. dazu aktuell UBA, 2003). Vorgeschlagen 
wurde aueh eine höhere Transparenz der Normung; ferner 
wurden explizite Begründungspflichten, die Ausgewo- 
genheit der Interessenvertretung und eine Rahmenver- 
pfliehtung zur umweltgerechten Produktgestaltung mit 
einem standardisierten Prüfkatalog empfohlen. Gefordert 
wurde auch die Verbesserung der Schutzverstärkungs- 
klausel, die es Mitgliedstaaten ermöglicht, im Falle unzu- 
reiehender teehniseher Normen weiter gehende Maßnah- 
men zu fordern oder selbst zu ergreifen. Der Umweltrat 
hat in diesem Sinne gefordert, dass „die unter Umweltge- 
sichtspunkten wesentlichen produktpolitischen Entsehei- 
dungen in den Riehtlinien selbst getroffen werden“ und 
die Einbeziehung von Umweltinteressen finanziell und 
institutionell gefördert werden (SRU, 2002a, Tz. 388). 

Die EU-Kommission kommt im Zeichen der integrierten 
Produktpolitik den Reförmforderungen zur Integration 
von Umweltbelangen in den Normungsprozess teilweise 
entgegen (vgl. EU-Kommission, 2003b, 2003c, 2003d). 
Im Sommer 2002 hat ein Konsortium von Umweltverbän- 
den (ECOS) eine zeitlich befristete Förderung von jähr- 
lich circa 200 000 Euro erhalten, um Normungsprozesse 
zu begleiten. Hiermit wird zum ersten Mal die finanzielle 
Grundlage für eine Pluralisierung des Experteninputs in 
die Europäische Normung und für eine sachkundige Be- 
obaehtung ausgewählter Normen geschaffen. Hinreiehende 
Ausgewogenheit kann eine solehe Förderhöhe angesichts 
der Komplexität der Normungsaktivitäten allerdings nicht 
gewährleisten (ENDS vom 22. Oktober 2002). 

1288 . In einem neuen Entwurf für eine Richtlinie zum 
ökologischen Produktdesign für energieverbrauchende 
Produkte (EuP) (EU-Kommission, 2003d) sieht die EU- 
Kommission die Möglichkeit einer abgestuften Konkreti- 
sierung vor. Dieser Vorschlagsentwurf zielt auf eine Inte- 
gration von Umweltaspekten in das Design von nichtmo- 
bilen Verbrauchsartikeln, in denen Energie umgewandelt 
wird. Er ist der erste Versueh der Nutzung der „neuen 
Konzeption“ für eine integrierte Produktpolitik (IPP). Die 
Integration von Umweltaspekten kann dem Vorschlag zu- 
folge durch ein generelles Umweltmanagementsystem 
oder durch spezifischere Anforderungen erfolgen, die im 
Rahmen einer Ausschussentscheidung (Komitologiever- 
fahren) getroffen werden. Dieses Ausschussverfahren 
bietet die Option einer abgestuften Konkretisierung durch 
einen politisehen Mechanismus (Art. 12,1 in Zusammen- 
hang mit ANNEX II). Dies geht in die Riehtung einer 


besseren Verkoppelung der Stärken politischer Steuerung 
und verbandlicher Selbststeuerung. 

Dennoch hat der Vorsehlag in seiner jetzigen Form grund- 
legende Schwächen: 

- Das ökologische Schutzniveau wird nicht durch einen 
umweltpolitischen Entscheidungsprozess zwisehen 
Rat, Parlament und Kommission (dem umweltpoliti- 
sehen Entseheidungsdreieek) festgelegt, sondern in 
einem möglicherweise dureh Vertreter von Wirt- 
sehaftsministerien dominierten Ausschuss. Die Feder- 
führung für die Umweltmaßnahme liegt damit nicht 
bei der Umweltpolitik. 

- Der Standard muss so gewählt werden, dass er keine 
negativen Auswirkungen auf den Produktpreis oder 
die Wettbewerbsfähigkeit hat (vgl. Art. 12,1b IV 
undV.) und er die gesamten Kosten des Produktes 
(inkl. der Gebrauchsphase) minimiert (Annex II). Sol- 
che restriktiven Bedingungen laden interessierte Wirt- 
sehaftskreise geradezu zum Einspruch ein und bilden 
primär Hürden für anspruchsvolle Effizienzstandards. 

- Die Festlegung eines Schutzniveaus ist nur eine 
Option neben dem von wirtschaftsnahen Akteuren zu- 
meist bevorzugten Umweltmanagementansatz. Der 
Umweltmanagementansatz überlässt die Optimie- 
rungsentscheidung dem Unternehmen und kann daher 
nicht als eine Harmonisierungsmaßnahme mit hohem 
Sehutzniveau betrachtet werden. Als solehe wird sie 
aber in dem auf Artikel 95 EGV gestützten Entwurf 
betraehtet. Damit könnten weiter gehende nationale 
Maßnahmen erschwert werden. 

- Die Rahmenrichtlinie sieht einen mehrstufigen Ent- 
seheidungsprozess vor, der mit der Verabschiedung 
der Rahmenriehtlinie selbst beginnt und über die Iden- 
tifizierung prioritärer Produktgruppen, die Formulie- 
rung von Anforderungen bis hin zu den technisehen 
Spezifikationen in der Normung reicht. Für jede dieser 
Stufen sind in dem Vorschlag Vetopunkte und Verzö- 
gerungsmöglichkeiten verankert. Es ist fraglich, ob die 
EU mit einem solchermaßen vielstufigen und mit ma- 
teriellen Hürden versehenen Verfahren - auch im Ver- 
gleich zu anderen Wirtschaftsregionen - hinreiehend 
dynamisch Produktinnovationen anregen kann (vgl. 
Tz. 80). 

In den während der Fertigstellung dieses Gutachtens noch 
laufenden Beratungen des EU-Parlaments und des Minis- 
terrats zeichnen sich zwei widersprüchliche Konzep- 
tionen ab: die eine versucht vorwiegend aus wirtschafts- 
politischen Gründen, zusätzliche Verfahrenshürden 
insbesondere durch Prüfanforderungen zwischen den ein- 
zelnen Verfahrensstufen zu schaffen - die andere möchte 
insbesondere im Hinblick auf den Klimaschutz und die 
Energieeffizienz ein Schnellverfahren für die Festlegung 
von Effizienzstandards einführen und den Geltungsbe- 
reich für produktbezogene Managementsysteme eingren- 
zen (vgl. EU-Parlament, 2004; Rat der Europäischen 
Union, 2004). Hieran knüpfen sich auch Hoffnungen, 
dass die EuP-RL kompatibel sei, mit dem so genannten 
Top-Runner-Ansatz, der die besten Geräte zur Meßlatte 
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fiir zukünftige Standards macht (Tz. 80; s. auch EU- 
Kommission, 2004; Trittin, 2004). 

In der Gesamtschau der verschiedenen vorgeschlagenen 
Steuerungselemente dieser Rahmenrichtlinie ist ein insti- 
tutionelles Design für ökologische Produktinnovationen 
allerdings schwer erkennbar. Die im Vorschlag beschrie- 
benen Spielregeln schaffen eine insgesamt ungünstige 
Chancenstruktur für ökologische Innovateure, auch wenn 
einzelne Mitgliedstaaten und das EU-Parlament sich mitt- 
lerweile um substanzielle Nachbesserungen bemühen. 

1289 . Auch der Revisionsprozess der Verpackungsnor- 
men lässt Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Normung als 
Ersatz für harmonisierte Standards aufkommen (vgl. 
SRU, 2002a, Tz. 384; EU-Kommission, 20021; CEN/ 
TC 261, 2003). Zwar wurden die Prüfanforderungen, zum 
Beispiel hinsichtlich gefährlicher Stoffe, und Informa- 
tionspflichten zum Anteil stofflich verwertbarer Material- 
anteile nachgebessert. Um Standards im Sinne von 
„quantitativen Festlegungen zur Begrenzung verschiede- 
ner Arten von anthropogenen Einwirkungen auf den 
Menschen und/oder die Umwelt“ (SRU, 1996, Tz. 727) 
handelt es sich hingegen nicht. Aus Protest gegen diese 
eher formalen Korrekturen an den Standards hat sich im 
Oktober 2001 das technische Büro der Verbraucherorga- 
nisationen (ANEC) aus der Mitarbeit des technischen 
Ausschusses von CEN zurückgezogen. Dieser Vorfall 
macht deutlich, wie schwer es offensichtlich ist, umwelt- 
politisch defizitäre Normen substanziell zu korrigieren, 
ohne das defizitäre Recht gleichzeitig anzupassen. 

Umso problematischer ist das von der EU-Kommission 
bekundete Ziel der Substitution von rechtlichen Maßnah- 
men durch Normen. In ihrem Konsultationspapier zur In- 
tegration von Umweltaspekten in die Europäische Nor- 
mung betont sie, dass sie als Gegenleistung für 
Reformbemühungen insbesondere im Umweltbereich ein 
normenfreundliches Umfeld erwartet, das insbesondere 
auf „unnötige Gesetzgebung“ verzichtet (EU-Kommis- 
sion, 2003c, S. 19). 

1290 . Von einem systematischen Gebrauch der „Neuen 
Konzeption“ für eine integrierte Produktpolitik rät der 
Umweltrat gerade in Hinblick auf die oben beschriebenen 
grundlegenden Defizite vorerst ab. Die Verkoppelung von 
Umweltpolitik und Normung ist in den bisherigen Vor- 
schlägen noch nicht gelungen. Zunächst sollten die Re- 
formbemühungen einer Integration der Umweltdimension 
in die Standardisierung intensiviert werden und hinsicht- 
lich ihrer Praxistauglichkeit in den bereits existierenden 
Anwendungsfeldem getestet werden. Die Weiterentwick- 
lung und Konkretisierung produktbezogener Umweltma- 
nagementsysteme oder Prüfanforderungen - unter Be- 
rücksichtigung von best practice des Ökodesign - kann 
dagegen bereits jetzt als sinnvolle Ergänzung eines pro- 
duktbezogenen Umweltrechts angesehen werden. 

Gesteuerte Selbststeuerung: Selbstverpflichtungen in 
einem Rechtsrahmen 

1291 . Im Juli 2002 hat die EU-Kommission eine Mittei- 
lung zur Ausgestaltung von Umweltvereinbarungen in- 


nerhalb der europäischen Gemeinschaft veröffentlicht 
(EU-Kommission, 2002f). Die EU-Kommission hält 
Umweltvereinbarungen nicht für alle Regelungsfälle ge- 
eignet, insofern stellen sie eine Ergänzung, aber keinen 
Ersatz des herkömmlichen umweltpolitischen Instrumen- 
tariums dar. 

Unter Umweltvereinbarungen auf Gemeinschaftsebene 
versteht die EU-Kommission Vereinbarungen zur Ver- 
meidung von Umweltverschmutzung, deren Ziele in Um- 
weltgesetzen festgelegt sind oder sich aus Artikel 174 des 
EG- Vertrages ableiten. Im Gegensatz zu Umweltverein- 
barungen auf Ebene der Mitgliedstaaten werden Abkom- 
men auf der Gemeinschaftsebene grundsätzlich nicht zwi- 
schen der EU-Kommission und den betroffenen 
Verursachern ausgehandelt. Sie werden vielmehr entwe- 
der 

- von der EU-Kommission lediglich zur Kenntnis ge- 
nommen und gegebenenfalls durch Empfehlungen 
kommentiert (self-regulation) oder 

- von der EU-Kommission initiiert und durch die Ge- 
setzgebung der Gemeinschaft festgeschrieben (co- 
regulation). 

Die von der EU-Kommission als Selbststeuerung (self- 
regulation) bezeichneten einseitigen Selbstverpflichtun- 
gen der Wirtschaft lassen nach Auffassung des Umweltra- 
tes kaum erwarten, dass damit anspruchsvolle umweltpo- 
litische Ziele verwirklicht werden können. Ohne Druck 
seitens der EU-Organe wird die Wirtschaft in der Regel 
lediglich Maßnahmen Vorschlägen, die kaum über ein 
Business-as-usual-Szenario hinausgehen (vgl. SRU, 
1998,2002a; OECD, 2003). 

1292 . Umweltvereinbarungen, die von der EU-Kom- 
mission initiiert und in einen rechtlichen Rahmen einge- 
bunden werden (co-regulation) können hingegen grund- 
sätzlich ein wirkungsvolles umweltpolitisches Instrument 
darstellen. Sie sind Hybridinstrumente aus Selbstver- 
pflichtung und einem ordnungsrechtlichen Instrumenta- 
rium. Hierbei legt der formale rechtliche Rahmen das 
Umweltziel präzise fest, das zu einem bestimmten Zeit- 
punkt erreicht werden muss. Zudem werden Mechanis- 
men zum Monitoring sowie Modalitäten zur Implementa- 
tion und zu deren Durchsetzung geregelt. Zwischenziele 
und Zwischenberichte sollen Auskunft über den Verlauf 
geben um ein mögliches Scheitern frühzeitig zu erken- 
nen. Werden die Ziele nicht erreicht, soll bereits im Vor- 
feld ein Sanktionsmechanismus eingerichtet werden. 

Viele der Bedingungen, die die EU-Kommission an er- 
folgsversprechende Vereinbarungen auf nationaler Ebene 
bereits 1996 gestellt hat (vgl. EU-Kommission, 1996), so 
insbesondere die Zielorientierung, Partizipationsanforde- 
rungen und die Erfolgskontrolle werden mit dem Vor- 
schlag auf die EU-Ebene übertragen. In Hinblick auf ihre 
konkrete Ausgestaltung sind allerdings noch folgende 
Fragen zu klären: 

- Bislang von der EU-Kommission nicht ausgeführt ist 
die verbandsinteme Umsetzung der Vereinbarung und 
ihre Sanktionsmöglichkeiten. Dies erfordert einen 
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ordnungsrechtlichen Rahmen, der antizipierbare Sank- 
tionen für unkooperative Unternehmen vorsieht. Eine 
vertragliche Regelung, die solche Mechanismen vor- 
sieht, scheitert bereits auf nationaler Ebene, da kein 
Verband Verträge mit Drittwirkung abschließen kann. 

- Weiterhin wird von der EU-Kommission die Rolle der 
mitgliedstaatlichen Regierungen bisher völlig ausge- 
klammert. Die Verantwortlichkeit für die Ausgestal- 
tung gemeinschaftlieher Umweltvereinbarungen liegt 
dem Entwurf zufolge vornehmlich bei der EU-Kom- 
mission. Insbesondere im Hinblick auf den Vollzug 
der als co-regulation bezeichneten bindenden Um- 
weltvereinbarungen muss die Rolle der Mitgliedstaa- 
ten deutlicher definiert werden, vor allem dann, wenn 
die Vereinbarungen mit Verbänden mit großer Mitglie- 
derzahl getroffen werden. 

Es besteht offensichtlich ein Zielkonflikt zwischen einer 
vollzugssicheren und kontrollierbaren Ausgestaltung der 
Koregulation und der Akzeptanz durch die an weit gehen- 
der Handlungsautonomie interessierten Verbände. Folge- 
bereitschaft wird die Regelung - jedenfalls beim Vollzug 
anspruchsvoller Umweltziele - nur im Schatten eines 
glaubhaft vorbereiteten und angedrohten umweltrechtli- 
chen Instrumentes finden. 

13.4.5 Aktivierte Seibstregulierung und 
Partizipation 

1293. Die EU hat mit der Umsetzung der Aarhus Kon- 
vention einen Prozess der Stärkung der Rolle des Bürgers 
im Umweltschutz eingeleitet (EPINEY, 2003). Die Aar- 
hus-Konvention etabliert Bürgerrechte im Hinblick auf 
den Zugang zu umweltrelevanten Informationen, auf die 
Konsultation bei umweltbezogenen Entscheidungen, Plä- 
nen, Programmen und Politiken und auf die gerichtliche 
Überprüfung von Entscheidungen, die das bestehende 
Umweltrecht verletzen (ausführlich SRU, 2002a, 
Tz. 122 ff). Mit einer Reihe von Vorschlägen und bereits 
beschlossenen Richtlinien und Verordnungen wird die 
Aarhus Konvention derzeit sowohl für die Mitgliedstaa- 
ten als auch für die europäischen Institutionen rechtsver- 
bindlich. Zu nennen sind hier insbesondere: 

- die Etablierung von Informationsrechten auf Gemein- 
schaftsebene durch die VO 1049/2001 und für die 
Mitgliedstaaten durch die RL 2003/4, 

- die Verbesserung von Konsultationsrechten auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten durch die Novellierung der 
UVP und der IVU-Richtlinien (RL 2003/35/EG) so- 
wie durch eine Selbstverpflichtung der EU-Kommis- 
sion (EU-Kommission, 2002h) und 

- ein Richtlinienvorschlag über den Zugang zur gericht- 
lichen Überprüfung (Kom (2003)624) und ein Verord- 
nungsvorschlag zur Anwendung aller drei Säulen der 
Aarhus-Konvention auf die europäischen Institutionen 
(Kom (2003)622 endg.). 

1294. In vieler Hinsicht ist die EU-Kommission, und 
insbesondere die Generaldirektion Umwelt, Motor und 
Vorbild für offene und transparente Mechanismen der 


Konsultation im Vorfeld von umweltpolitischen Maßnah- 
men und bei der Umsetzung von Richtlinien geworden. 
Bemerkenswert sind insbesondere: 

- Hohe Standards bei der zeitnahen Beantwortung von 
Anfragen und Beschwerden. Anfragen sollten spätes- 
tens 1 5 Tage nach Eingang beantwortet werden, sei es 
direkt oder mit einer Empfangsbestätigung, die 
Gründe für eine spätere Antwort angibt. 

- Dauerhaft arbeitende und pluralistisch zusammenge- 
setzte Ausschüsse mit Vertretern aus Wirtschaft und 
Umweltverbänden, Forschungsinstituten und den Mit- 
gliedstaaten, wie sie seit den 1990er- Jahren in der 
Luftreinhaltepolitik (Auto-Oil; CAFE), in der 
Produktpolitik (Umweltzeichen), im Naturschutz 
(FFH-RL), im Gewässerschutz (WRRL), hinsichtlich 
des Informationsaustauschs zu BVT bei Industrieanla- 
gen oder dem Umweltaudit etabliert worden sind und 
wesentlich zur Vorbereitung oder zur Umsetzung von 
Richtlinien beigetragen haben (vgl. HEINELT und 
MEINKE, 2003; WURZEL, 2002; TOLLER, 2002; 
HEY, 2000). Zum Teil konnten die zahlreichen Partizi- 
pationsangebote nicht angenommen werden, weil sie 
die vorhandenen Kapazitäten der Umwelt- und Ver- 
braucherverbände überforderten. Defizitär ist auch die 
Konsultation in umweltrelevanten anderen Politiksek- 
toren, insbesondere in der europäischen Energie- und 
Verkehrspolitik. 

- Eine aktive Politik der Befähigung von europäischen 
Umwelt- und Verbraucherdachverbänden Sachkompe- 
tenz in diese Ausschüsse einzubringen, sich mit den 
nationalen Mitgliedsverbänden zu koordinieren und 
der Weiterentwicklung des europäischen Umwelt- 
rechts teilzunehmen. Eine solche Politik gewährleistet 
ein Mindestmaß an Pluralismus in den verschiedenen 
beratenden Ausschüssen und im politischen Entschei- 
dungsprozess, die ohne institutionelle Förderung auf 
der europäischen Ebene nicht zu gewährleisten wäre. 

- Systematisch und breit angelegte Konsultationspro- 
zesse durch Mitteilungen, Grün- und Weißbücher. 
Technisch wird dabei zunehmend von dem Instrument 
der Intemetkonsultation Gebrauch gemacht, durch die 
nicht nur korporative Akteure, sondern auch Indivi- 
duen die Möglichkeit haben, in einer strukturierten 
Form ihre Kommentare und Anregungen zu formulie- 
ren. Zuletzt wurde dieses Instrument bei der Intemet- 
konsultation zur Reform der Chemikalienpolitik ein- 
gesetzt, durch die Kommentare von Teilnehmern 
eingegangen und verarbeitet wurden. In der Regel sind 
bereits fiühzeitig Entwürfe für neue Initiativen zumin- 
dest für die interessierte Fachöffentlichkeit verfügbar, 
oft sind sie über die Website der EU-Kommission ab- 
mfbar. 

Solche Praktiken entspringen dem Bedürfnis der EU- 
Kommission, ihre politischen Initiativen direkt legitimie- 
ren zu können, fiühzeitig Widerstände und neue Entwick- 
lungen identifizieren zu können und ihre Vorschläge auf 
dem aktuellsten Informationsstand aufbauen zu können. 
Die Beteiligung der Zivilgesellschaft, das heißt die 
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Repräsentation von direkt betroffenen Interessengrup- 
pen (gemäß einem „Stakeholder-Model“) wird von der 
EU-Kommission als eine wiehtige Ergänzung der territo- 
rialen Repräsentation dureh die Mitgliedstaaten und das 
EU-Parlament gesehen (vgl. EU-Kommission, 2001a). 

Diese vorbildliche Praxis in der europäischen Umwelt- 
politik wurde von der EU-Kommission zur Grundlage ih- 
rer allgemeinen Politik zur Konsultation mit Interessen- 
gruppen gemacht (vgl. EU-Kommission, 2002h). Die 
EU-Kommission hat für sich selbst Mindeststandards für 
eine offene und transparente Konsultation formuliert, da- 
bei aber abgelehnt, einen Rechtsanspruch auf die Erfül- 
lung der Mindeststandards einzuführen. Ein „überlegalis- 
tischer Ansatz“ würde nach Auffassung der EU- 
Kommission riskieren, zu Verzögerungen bei Vorhaben 
oder zu Gerichtsverfahren zu führen. Entsprechend hat 
die EU-Kommission lediglich Partizipationsrechte für 
Pläne und Programme, die von Europäischen Institutio- 
nen entwickelt werden, vorgeschlagen (KOM (2003)622 
endg., Art. 8), nicht aber für Mitteilungen, Weißbücher 
oder Vorschläge zu Rechtsakten. 

1295. Eine wichtige Rolle hat die EU-Kommission 
auch für die europaweite Verankerung der Verbandsklage 
ergriffen (vgl. Kom (2003)624 vom 24. Oktober 2003). 
Anerkannte Verbände des Umweltschutzes sollen nach 
dem Kommissionsvorschlag das Recht haben, Unterlas- 
sungen oder Entscheidungen von Behörden, die dem 
europäischen Umweltrecht widersprechen, gerichtlich 
überprüfen zu lassen. Vorgesehen ist dabei ein zweistufi- 
ges Verfahren. Zunächst müssen die Verbände die Be- 
hörde auf eine Unterlassung oder ein Handeln hinweisen, 
das ihrer Ansicht nach europäisches Umweltrecht bricht. 
Erst wenn die Behörde hierauf, nach Ansicht des Verban- 
des nicht angemessen reagiert, hat der Verband ein Klage- 
recht. Das Klagerecht bezieht sich auf umweltrechtlich 
erforderliche Maßnahmen und Unterlassungen. Nicht ein- 
deutig formuliert ist in dem Vorschlag, ob es sich auch 
auf Sektorentscheidungen bezieht, die ein rechtlich ge- 
schütztes Gut beeinträchtigen. Insofern bedarf der Vor- 
schlag eines eindeutiger formulierten breiteren Geltungs- 
bereichs. Der Vorschlag formuliert auch restriktive 
Bedingungen für die Anerkennung des Status als klagebe- 
rechtigter Verband. Dessen ungeachtet ist die Initiative 
der EU-Kommission ein begrüßenswerter Schritt zur 
Stärkung der Rechtsposition von Umweltverbänden und 
zum besseren Rechtsvollzug. Die vielfach geäußerten Be- 
fürchtungen zum Missbrauch der Verbandsklage, zur Pro- 
jektverzögerung oder Überforderung der Gerichte sind im 
Lichte der empirischen Forschung nicht haltbar. Ein euro- 
päischer Vergleich der Erfahrungen mit der Verbands- 
klage (SADELEER et ah, 2003) kommt zu dem Ergebnis, 
dass in den Ländern, in denen die Verbandsklage etabliert 
ist, deren Anteil an den Verwaltungsgerichtsverfahren im 
Promillebereich liegt und dass die Erfolgsquote der Kla- 
gen hoch ist. Dies führen die Autoren darauf zurück, dass 
Umweltverbände sich angesichts des Klageaufwands und 
der finanziellen Risiken auf erfolgs versprechende Kla- 
gen konzentrieren. Zudem haben Klagerechte eindeutig 
eine vollzugsunterstützende Wirkung: das Verwaltungs- 


handeln wird im Hinblick auf die Berücksichtigung um- 
weltrechtlicher Erfordernisse sorgfältiger. 

Der Umweltrat begrüßt ausdrücklich die umfassende Par- 
tizipation und Konsultation von Verbänden in der Politik- 
vorbereitung und Umsetzung auf europäischer Ebene und 
hält diese in vielfacher Hinsicht für vorbildlich. Dies gilt 
insbesondere für die dauerhaft arbeitenden, pluralistisch 
zusammengesetzten beratenden Ausschüsse, für die 
aktive institutionelle Förderung von Umwelt- und Ver- 
braucherverbänden und für die hohen freiwilligen Stan- 
dards der Konsultation und Transparenz. Um einen „Par- 
tizipationsoverkill“, das heißt eine Überforderung der 
Verbände zu vermeiden, sollte der Dialog besonders in- 
tensiv bei den großen Weichenstellungen der Umweltpo- 
litik geführt werden und auf andere umweltrelevante Poli- 
tikfelder erweitert werden. Mit den Vorschlägen zur 
Einführung der Verbandsklage auf der nationalen und der 
europäischen Ebene hat die EU-Kommission auch eine 
Motorenrolle bei der Umsetzung der 3. Säule der Aarhus- 
Konvention übernommen. Der Umweltrat begrüßt diese 
Schritte grundsätzlich, rät aber zu einem breiteren Gel- 
tungsbereich und dazu, den Kreis der klageberechtigten 
Verbände weiter zu ziehen, als in dem Richtlinien- und 
dem Verordnungsvorschlag der EU-Kommission vorge- 
sehen ist. 

13.5 Zusammenfassung und Empfehlungen 

1296. Seit Anfang der 1990er-Jahre experimentieren 
die deutsche, die internationale und nicht zuletzt die euro- 
päische Umweltpolitik verstärkt mit neuen Steuerungs- 
konzepten. Diese können grob in vier Gruppen unterteilt 
werden: 1) zielorientierte Ansätze, 2) Umweltpolitik- 
integration, 3) kooperatives Regieren und 4) aktivierte 
Selbstregulierung beziehungsweise Partizipation. Sie sind 
zugleich auch die Eckpunkte des bisher anspruchsvollsten 
Strategiemodells einer umweltpolitischen Mehr-Ebenen- 
und Mehr-Sektoren-Steuerung: der Agenda 21 und des 
Rio-Prozesses. Die neuen Ansätze von Environmental 
Governance stehen der traditionellen hierarchischen 
Regelsteuerung gegenüber, zu der auch heute noch fast 
80 % der umweltpolitischen Regelungen der EU zu zäh- 
len sind. 

Die Gründe für die Suche nach neuen Steuerungsansätzen 
sind ambivalent: Geht es zum einen um die Effektivitäts- 
steigerung einer Umweltpolitik, die ungeachtet von Teil- 
erfolgen eine langfristige Stabilisierung des Umweltzu- 
standes nicht zu erreichen vermochte, so geht es im 
anderen Falle um - sinnvolle wie problematische - Ziele 
der Staatsentlastung und Deregulierung. Der Umweltrat 
sieht zwischen beiden Positionen wichtige Überschnei- 
dungen: Die Suche nach wirksameren Steuerungsformen 
ist insbesondere im Hinblick auf die spezielle Charakte- 
ristik hartnäckig ungelöster, persistenter Umweltpro- 
bleme unabdingbar. Sie geht auch grundsätzlich in die 
richtige Richtung. Sie setzt aber einen rationaleren Um- 
gang mit staatlichen Handlungskapazitäten voraus - ein 
Thema, das zwar bereits in der Agenda 21 (1992) behan- 
delt wird, bisher jedoch eklatant vernachlässigt wurde. 
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1297 . Der Umweltrat kommt insgesamt zu der Schluss- 
folgerung, dass nicht nur die anspruchsvollen Ziele einer 
Nachhaltigkeitsstrategie oder der Steuerungsansatz der 
Umweltpolitikintegration an unzureichender staatlich-ad- 
ministrativer Handlungskapazität scheitern können. Auch 
die vorrangig zur Staatsentlastung eingefuhrten (meist 
kooperativen) Govemanceformen sind mit teils erhebli- 
chen administrativen Kapazitätserfordemissen verbun- 
den. Der Umweltrat geht daher der Frage nach, wie 
staatsentlastend und wie leistungsfähig die neuen Steue- 
rungsformen bisher gewesen sind und wie ihre Leistungs- 
fähigkeit, zumal im Hinblick auf die persistenten Um- 
weltprobleme, gegebenenfalls gesteigert werden kann. 

Allgemeine Bewertung zentraler Steuerungsansätze 

1298 . Hinsichtlich der wichtigsten neuen Steuerungsan- 
sätze kommt der Umweltrat zu folgenden generellen 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen: 

- Zielorientierte Steuerungsansätze, die die Ergebnis- 
kontrolle einschließen, sind grundsätzlich - nicht zu- 
letzt wegen ihrer Signalfunktion für innovafive An- 
passungsreaktionen bei hoher Flexibilität der 
Umsetzung - von hoher Bedeutung für eine Leistungs- 
steigerung der Umweltpolitik. Insoweit können sie 
auch staatsentlastend wirken. Zielvorgaben, die den 
langfristigen Umweltproblemen angemessen sind, 
greifen aber in bestehende Interessenlagen ein und 
müssen in der Regel gegen Widerstand ausgehandelt 
werden. Solche Ansätze sind zudem mit einem Kon- 
trollanspruch verbunden, dem sich einflussreiche Ak- 
teure tendenziell zu entziehen versuchen. Dies macht 
zielorientierte Ansätze schwierig und erfordert eine 
Steigerung staatlicher Handlungskapazität (capacity- 
building). Der Umweltrat benennt daher bestimmte 
Minimalvoraussetzungen: personelle Ausstattung, 
professionelles Management und klare institutionelle 
Verankerung von Zielbildungsprozessen bis hin zum 
Monitoring der Ergebnisse; wissenschaftlich kompe- 
tente und diskursive Konfrontation der beteiligten Ak- 
teure mit den jeweiligen Langzeitproblemen; die Kon- 
zentration auf prioritäre Langzeitprobleme. 

- Umweltpolitikintegration'. Da die Inanspruchnahme 
der Umwelt Produktionsgrundlage ganzer Wirt- 
schaftszweige ist, muss auch die Integration von Um- 
weltbelangen in diese Sektoren und die ihnen entspre- 
chenden Politikfelder als notwendiges Postulat 
angesehen werden. Ohne eine Internalisierung der 
Umweltverantwortung in diese Verursacherbereiche 
bleibt Umweltschutz bis in die Technologie hinein 
tendenziell additiv und auf „Symptombekämpfüng“ 
beschränkt. Umgekehrt bedeutet Umweltpolitikinte- 
gration die Nutzung der Kompetenz und der Innova- 
tionspotenziale der betreffenden Sektoren. 

1299 . Ungeachtet der hohen Plausibilität dieses Steue- 
rungsansatzes stößt seine Umsetzung jedoch auf erheb- 
liche Hemmnisse, denen nach Auffassung des Umweltra- 
tes bisher zu wenig Rechnung getragen wurde. Das 
Integrationsprinzip läuft der Eigenlogik hochgradig spe- 


zialisierter Staatsverwaltungen zunächst oft entgegen. 
Ebenso den Interessenlagen der industriellen Klientel: 
Die starke Inanspruchnahme der Umwelt durch be- 
stimmte Sektoren wie Bergbau, Verkehr oder Landwirt- 
schaft hat spezifische Ursachen. Sie betrifft massive Inte- 
ressenlagen und Pfadabhängigkeiten. Das schafft für die 
umweltpolitische Steuerung Schwierigkeitsgrade, die 
nicht ignoriert sondern realistisch angegangen werden 
müssen. 

Zur Lösung dieser Schwierigkeiten ist es unter anderem 
erforderlich, das Management und die Kapazität dieses 
Prozesses wesentlich zu verbessern. Die Wirkung von 
Sektorstrategien wird auch wesentlich davon abhängen, 
dass die verursachemahen Fachverwaltungen ihr organi- 
siertes Interessenumfeld im Sinne der Umweltpolitikinte- 
gration beeinflussen. Nach Auffassung des Umweltrales 
bielel sich hier das Mittel der Dialogstrategie an, bei der 
die Ressorts gemeinsam mit Umweltexperten einen me- 
thodisch vorbereiteten, ergebnisbezogenen Dialog über 
die gemeinsame ökonomisch-ökologische Langzeitper- 
spektive führen. Dabei sollte die wissenschaftsbasierte 
Konfrontation des Sektors mit den von ihm ausgehenden 
langfristigen Umwelteffekten (einschließlich der aus öko- 
logischen Krisenereignissen möglicherweise resultieren- 
den ökonomischen Risiken) den Ausgangspunkt für die 
Prüfung von Alternativen bilden. Wichtig ist nicht zuletzt 
die institutionell hochrangige Beauftragung dieses Pro- 
zesses. Die Umweltpolitikintegration setzt kompetente 
Umweltverwaltungen voraus, die sowohl den übergeord- 
neten Beauftragungsprozess als auch die anschließende 
horizontale Kooperation mit verursachemahen Behörden 
fachlich mitbestimmen. Umweltressorts müssen dazu die 
nötige personelle und institutionelle Kapazität haben. Auf 
ihre Stärkung kommt es bei Strategien der Umweltinte- 
gration auch deshalb an, weil sektorale Umweltstrategien 
im Hinblick auf die beteiligten Verarsacherinteressen ten- 
denziell unter dem Anspmchsniveau spezieller Umwelt- 
verwaltungen liegen werden. 

- Der Vorteil kooperativer Steuerung kann unter ande- 
rem darin gesehen werden, dass das direkte Zusam- 
mengehen von Verwaltungen mit Zielgmppen oft eine 
größere Treffsicherheit in der Sache hat als die Steue- 
mng über allgemeine Regeln des Gesetzgebers, dass 
die konsensuale Willensbildung mit den beteiligten In- 
teressen Widerstände bei der Umsetzung von Maßnah- 
men verringert und der hindemisreiche Weg über par- 
lamentarische Entscheidungsprozesse auf diese Weise 
zugunsten früher Anpassungsreaktionen abgekürzt 
werden kann. Kooperative Steuerang kann die Inter- 
ventionskapazität hierarchischer Steuemng durch Ver- 
handlungslösungen in ihrem Vorfeld „schonen“. Mit 
ihren spezifischen Legitimationsformen - Stakehol- 
der-Beteiligung, Konsens und Wirkungsbezogenheit - 
versprechen kooperative Steuerangsformen auch 
einen besseren Problemlösungsbeitrag. Dies kann der 
Staatsentlastung ebenso dienen, wie die Auslagemng 
umweltpolitischer Steuerung in die Verursacherberei- 
che im Sinne einer regulierten Selbstregulierung (Bei- 
spiel EMAS oder freiwillige Vereinbarungen). 



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


-561 - 


Drucksache 1 5/3600 


Der Umweltrat betont aber mit Nachdruck, dass auch die 
kooperativen Steuerungsformen nicht voraussetzungslos 
sind, sondern neben der möglichen Staatsentlastung auch 
zusätzliche staatliche Handlungsfähigkeit erfordern. Dies 
gilt selbst für die regulierte Selbstregulierung. Die zuneh- 
mende Kritik auch an der Effektivität freiwilliger Verein- 
barungen (besonders massiv neuerdings bei der OECD) 
verweist ebenfalls auf Leistungsgrenzen von Verhand- 
lungslösungen, jedenfalls dann, wenn sie nur den Nor- 
malbetrieb zum Ziel erklären, also nicht durch geregelte 
institutionelle Prozeduren anspruchsvoll gehalten und ab- 
gesichert werden. 

- Partizipation und aktivierte Selbstregulierung: Das 
Steuerungsmodell der Agenda 21 und auch die 
Aarhus-Konvention laufen auf eine umfassende Nut- 
zung der Handlungspotenziale zivilgesellschaftlicher 
Akteure durch deren prinzipielle Beteiligung hinaus. 
Wirksame Partizipation in Fragen des Umweltschut- 
zes hat jedoch Voraussetzungen, deren Nichtberück- 
sichtigung kontraproduktive Wirkungen (z. B. Ver- 
schleiß von Motivation) zur Folge haben kann. Sie 
setzt Empowerment und einen aktivierenden Staat vor- 
aus. Mit den Möglichkeiten und Grenzen einer Politik 
der Staatsentlastung durch die Aktivierung bürger- 
schaftlichen Engagements hat sich der Umweltrat im 
Umweltgutachten 2002 ausführlich auseinander ge- 
setzt. Partizipationsbereitschaft setzt nicht zuletzt auch 
ein Minimum an sachgerechter und problemorientier- 
ter Umweltberichterstattung in den Medien voraus. 
Hier konstatiert der Umweltrat gravierende Defizite 
insbesondere im Bereich der elektronischen Medien. 
In Hinblick auf die prekäre Handlungsressource 
öffentliches Umweltbewusstsein empfiehlt der Um- 
weltrat eine Dialogstrategie mit den großen Medien- 
konzemen (wie sie bspw. auch in der Frage von 
Gewaltdarstellungen unternommen wurde). Der Spiel- 
raum der Landesmedienanstalten mag gering sein, 
aber entsprechende gezielte Versuche sind bisher nicht 
unternommen worden. Die Resultate einer solchen 
Dialogstrategie wären Proben aufs Exempel, ob und 
inwieweit die elektronischen Medien, besonders die 
privaten Fernsehsender, in ihren Programmen über- 
haupt noch Beiträge zu einer aufgeklärten politischen 
Urteilsbildung zu leisten bereit und in der Lage sind. 

In Hinblick auf die (meist nur wissenschaftlich „wahr- 
nehmbaren“) persistenten Umweltprobleme kommt 
der Rolle von Wissenschaft als Akteur der Umwelt- 
politik eine wesentliche Rolle zu. Dies wurde im Übri- 
gen bereits in der Agenda 2 1 thematisiert. Die Aktivie- 
mng von Umweltwissenschaft nicht nur in der 
Forschung, sondern auch im Prozess der politischen 
Willensbildung ist vermutlich eine Voraussetzung da- 
für, dass die verfolgten Ziele nachhaltiger Umweltent- 
wicklung den langfristigen Problemlagen gerecht wer- 
den. Darin liegt eine neue Qualität von Environmental 
Governance und eine Herausfordemng an das her- 
kömmliche Wissenschaftsverständnis ebenso wie an 
das Management derartiger Prozesse. 


Von der Bürgerpartizipation ist die aktivierte (oder 
autonome) Selbstregulierung von Unternehmen und 
Organisationen zu unterscheiden. Grundsätzlich liegt 
hier ein erhebliches Steuerungspotenzial. Das gilt bei- 
spielsweise für die Eingriffsmöglichkeiten einer Kauf- 
hauskette im Hinblick auf die ökologische Qualität 
von Produkten. Dasselbe gilt für die nachgefragten 
Vorleistungen von Industrieunternehmen. Diesbezüg- 
liche Interventionen unterliegen nicht dem komplizier- 
ten Entscheidungsprozess staatlicher Eingriffe. Instru- 
mente wie das Öko-Audit können als Form regulierter 
Selbstregulierung solche Potenziale aktivieren und die 
staatliche Umweltpolitik entlasten. Sie sind nach Auf- 
fassung des Umweltrates aber kein Grund, das poli- 
tisch-administrative System aus seiner finalen Verant- 
wortung zu entlassen. Dies gilt umso mehr, als gerade 
den hartnäckig ungelösten Umweltproblemen auf dem 
Wege der Selbststeuerung kaum beizukommen ist. 

Generelle Effektivitätsbedingungen neuer 
Steuerungsansätze 

1300 . Die angeführten vier zentralen Steuerungsansätze 
werden insbesondere seit dem UN-Gipfel in Rio de 
Janeiro in den Vordergrund gestellt. Sie zeigen nach Auf- 
fassung des Umweltrates erhebliche Defizite, die aber 
nicht nur in der Natur dieser Steuerungsformen, sondern 
vor allem in der unzulänglichen Berücksichtigung ihrer 
institutioneilen und prozeduralen Voraussetzungen liegen. 
Hervorzuheben sind insbesondere die folgenden Voraus- 
setzungen eines effektiveren Operierens mit den neuen 
Govemanceformen in der Umweltpolitik: 

Kapazitätsbildung 

1301 . Ein Kapazitätsdefizit besteht, wenn institu- 
tioneile, personelle oder materielle Handlungsbedingun- 
gen einer Steuerungsvariante fehlen oder unzulänglich 
sind. Deregulierung und gesellschaftliche Selbststeue- 
rung führen nicht automatisch zu einer Entlastung staat- 
licher Institutionen, in aller Regel erfordern sie zunächst 
den Aufbau zusätzlicher Management-, Kommunika- 
tions- und Evaluierungskapazitäten. Noch eindeutiger 
sind die zusätzlichen Kapazitätserfordemisse der hier be- 
handelten vier Steuerungsansätze, besonders ausgeprägt 
bei den voraussetzungsvollen Zielstrukturen einer Nach- 
haltigkeitsstrategie. Deshalb muss jedes anspruchsvol- 
lere Steuerungskonzept eine Kapazitätsabschätzung ein- 
schließen. Daraus folgende Maßnahmen des capacity 
building können von der Verbesserung der personellen 
und materiellen Ausstattung von Institutionen, über ver- 
besserte Rechtslagen bis hin zu strategischen Allianzen 
reichen. Eine wesentliche Kapazitätsverbesserung liegt 
grundsätzlich in der Erhöhung von Strategiefahigkeit, 
was wesentlich auf besser überschaubare Entscheidungs- 
strukturen und einen Abbau von Politikverflechtungen im 
deutschen Föderalismus hinausläuft. 

Kapazitätserfordemisse von modernen umweltpolitischen 
Steuemngsformen stehen allerdings in einem Spannungs- 
verhältnis zum Ziel der Staatsentlastung und der De- 
regulierang. Dem kann zumindest teilweise durch 
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„kapazitätsschonende“, staatsentlastende Verfahren ent- 
gegengewirkt werden. Dazu gehören unter anderem alle 
Varianten eines „Verhandelns im Schatten der Hierar- 
chie“, speziell die förmliche staatliche Problemfeststel- 
lung, die den Verursachern frühzeitig die kalkulierbare 
Entschlossenheit zu öffentlichen Maßnahmen „in letzter 
Instanz“ signalisiert, ihnen aber Spielräume für eigene 
Anpassungen offen lässt und Innovationsprozesse anregt. 
Einer Entlastung kann die Konzentration auf strategische 
Ziele ebenso dienen wie die Nutzung situativer Hand- 
lungschancen oder der Rekurs auf das Internet als Entlas- 
tung bei partizipativen Verfahren (Beispiel: die Konsulta- 
tion zum REACH-System). Kapazitätsschonend wäre es 
nicht zuletzt, wenn die bereits bestehenden Umweltabtei- 
lungen in den verursachemahen Ressorts (Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft) statt auf die Kontrolle des Um- 
weltministeriums konsequent auf die Wahrnehmung von 
Umweltbelangen umprogrammiert würden. Eine wichti- 
ge- bisher unzureichend durchgesetzte - Form der 
Staatsentlastung sind zweifellos kausale Problemlösun- 
gen (Beispiel: Bleibelastung durch PKW) anstelle einer 
fortdauernden Symptombekämpfung. Die Möglichkeit ei- 
ner Mehr-Ebenen-Steuerung auf der europäischen und 
globalen Ebene sieht der Umweltrat insgesamt als eine 
Erweiterung der umweltpolitischen Handlungskapazität. 
Die hier liegenden Schwierigkeiten sollten vor allem 
durch eine Klärung und Vereinfachung der Kompetenz- 
strukturen abgebaut werden. 

Klärung der Rolle von Staatlichkeit 

1302 . Eine entscheidende Voraussetzung für die Wirk- 
samkeit gesellschaftlicher Selbststeuerung ist die glaub- 
hafte Androhung staatlicher Intervention für den Fall, 
dass die Steuerungsziele nicht erreicht werden. Staatlich- 
keit muss deshalb nach Auffassung des Umweltrates in 
der differenzierten institutioneilen Verantwortlichkeit für 
die Sicherung wichtiger ökologischer Allgemeininteres- 
sen bestehen, die zwar delegierbar, aber vom normativen 
Grundsatz her nicht aufhebbar ist. Aus dieser Prämisse 
folgt eine Garantieverpflichtung staatlicher Institutionen 
auf den unterschiedlichen Handlungsebenen für den Fall 
der mangelnden Wirksamkeit der auf private Akteure ver- 
lagerten Aktivitäten. Der Umweltrat betont, dass speziell 
im Hinblick auf die thematisierten persistenten Umwelt- 
probleme staatliche Instanzen die „erste Adresse“ und 
- im Falle von Delegation an Private - gegebenenfalls die 
„letzte Instanz“ sein müssen. Die Delegation an Private 
ist somit an Bedingungen geknüpft und steht unter be- 
stimmten Vorbehalten. Daher ist sie als prinzipiell rever- 
sibel zu betrachten. 

Klärung der Rolle des Nationalstaates 

1303 . Nach Auffassung des Umweltrates führt die Zu- 
nahme internationaler umweltpolitischer Regelungen 
nicht etwa zu einem Bedeutungsverlust des Nationalstaa- 
tes. Vielmehr ist dieser nun mehrfach gefordert - sowohl 
bei der Lösung nationaler Umweltprobleme als auch bei 
der Aushandlung und Umsetzung internationaler Über- 
einkommen imd schließlich bei der Abstimmung der natio- 


nalen Politik mit der wachsenden Zahl internationaler 
Vorgaben. Im globalen Mehrebenensystem zeichnet sich 
der Nationalstaat durch eine Reihe wichtiger Eigenschaf- 
ten aus, für die es kein funktionales Äquivalent auf den 
anderen Handlungsebenen gibt. Dies gilt für seine fiskali- 
schen Ressourcen, sein Monopol legitimen Zwanges, 
seine ausdifferenzierte Fachkompetenz oder seine hoch- 
entwickelten Netzwerkstrukturen, einschließlich der 
internationalen Vernetzung von Fachverwaltungen. We- 
sentlich ist überdies die Existenz einer politischen Öffent- 
liehkeit und eines (gerade für Umweltbelange wichtigen) 
Legitimationsdrucks, der weder auf den höheren noch auf 
den subnationalen Ebenen in gleicher Intensität anzutref- 
fen ist. Auch das kooperative Regieren funktioniert auf 
der Ebene der Staaten vergleichsweise am besten. Unge- 
achtet breiter Deregulierungs- und Entstaatlichungspostu- 
late sind nationale Regierungen auch weiterhin die „erste 
Adresse“ der Öffentlichkeit, wenn es um akute Umwelt- 
krisen wie die Überschwemmungen im Jahre 2002 geht. 
Und schließlich hat sich erwiesen, dass die Entwicklung 
der internationalen Umweltpolitik wesentlieh von Vorrei- 
terländem abhängt, deren Innovationsspielräume es zu 
sichern gilt. Der Umweltrat hält deshalb - auch innerhalb 
der EU - die nationalstaatliche Ebene des umweltpoliti- 
schen Mehrebenensystems für entscheidend wichtig. Dies 
schließt deren europäische und internationale Einbindung 
notwendig ein, weil das Operieren der Umweltpolitik auf 
diesen politischen Ebenen ihre Handlungsfähigkeit insge- 
samt unbestreitbar erhöht hat. 

Die neuen Politikansätze im Lichte 
der Kompetenzordnung 

Kompetenzverteilung zwisehen EG und Mitgliedstaaten 

1 304 . Klare Kompetenzzuweisungen sind eine wichtige 
Bedingung erfolgreicher Umweltschutzpolitik. Aktuell 
stellt sich die Frage der Kompetenzverteilung zwischen 
EG und Mitgliedstaaten insbesondere vor dem Hinter- 
grund der neuen Steuerungskonzepte im Umweltschutz. 
So setzt die gemeinschaftliche Umweltpolitik in jüngster 
Zeit zunehmend auf allgemeine Rahmenregelungen, die 
einer nationalen Konkretisierung bedürfen, sowie auf 
„weiche“ und „flexible“ Instrumente wie insbesondere 
Selbstverpflichtungen der Wirtschaft. Begründet wird 
diese Verlagerung von Kompetenzen auf die Ebene der 
Mitgliedstaaten oder gar auf private Akteure nicht zuletzt 
mit einer ausdrücklichen und wiederholten Berufung auf 
das „Subsidiaritätsprinzip“. 

In seinem Grundsatz besagt das in Artikel 5 Abs. 2 
und 3 EG verankerte Subsidiaritätsprinzip, dass die Ge- 
meinschaft nur tätig werden darf, sofern und soweit die 
Ziele auf Ebene der Mitgliedstaaten „nicht ausreichend“ 
und daher wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen 
„besser“ auf EG-Ebene erreicht werden können. Kon- 
krete Auslegungsvorschläge dieses allgemeinen Grund- 
satzes gehen gerade im Bereich des Umweltschutzes je- 
doch nach wie vor deutlich auseinander. 

1305 . In seiner gegenwärtigen Fassung vermag das 
Subsidiaritätsprinzip daher kaum zu eindeutigen Kompe- 
tenzabgrenzungen zwischen Gemeinschaft und Mitglied- 
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Staaten im Umweltschutzbereich beizutragen. Allerdings 
ist kompetenziell keine Selbstbeschränkung der EG auf 
die Setzung bloßen Rahmenrechts geboten. Erst Recht 
findet die Betonung von Selbstverpflichtungen der Wirt- 
schaft keine Grundlage in der zwischen EG und Mitglied- 
staaten geltenden Kompetenzordnung: Weder infinite 
Kooperationsprozesse noch eine so genannte Verantwor- 
tungsteilung mit Wirtschaftssubjekten sind durch das 
Subsidiaritätsprinzip gefordert. Vielmehr gehen mit der 
primärrechtlichen Zuweisung von Aufgaben des Umwelt- 
schutzes an die Gemeinschaft entsprechende Verpflich- 
tungen zum legislativen Tätigwerden einher, derer sie 
sich nicht entledigen darf. Selbstverpflichtungen können 
gemeinschaftsweit verbindliche Mindeststandards flan- 
kieren, aber nicht in erheblichem Umfang ersetzen. 

Von der Gemeinschaft ist daher eine konsequente Wahr- 
nehmung der jeweiligen Kompetenzen zu fordern. Es ist 
von einem an der Zielverwirklichung ansetzenden, das 
heißt von dem Ziel eines effektiven gemeinschaftsweiten 
Umweltschutzes ausgehenden Modell der Kompetenzver- 
teilung im Umweltschutz auszugehen. Dem Subsidiari- 
tätsprinzip kommt danach nicht vornehmlich eine be- 
grenzende Funktion zu, sondern es sollte dynamisch mit 
Blick auf die zu erreichenden gemeinschaftlichen Ziele 
konkretisiert werden. Ausgangspunkt der Kompetenzver- 
teilung unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips 
muss dabei der Gedanke sein, dass die Binnenmarktpoli- 
tik der Gemeinschaft einer adäquaten umweltpolitischen 
„Flankierung“ bedarf. 

Auf der Grundlage eines solchen Subsidiaritätsverständ- 
nisses kann den sich ändernden Bedürfnissen und Bedin- 
gungen des Umweltschutzes Rechnung getragen und eine 
dynamische umweltspezifische Sachpolitik gewährleistet 
werden. Der EG obliegt dann zwar durchaus die Festle- 
gung allgemeiner umweltpolitischer Rahmenbedingun- 
gen. Weiter gehend ist sie aber gerade auch für den Erlass 
von konkreten Mindestnormen für Emissionen und Pro- 
duktstandards und für umweltrelevante Verfahrensvor- 
schriften zuständig. Rahmenvorgaben und Mindeststan- 
dards erfolgen - auf der Basis einer umfassenden 
konkurrierenden Kompetenz der EG im Bereich des Um- 
weltschutzes - gemeinschaftsweit, die Ausfüllung, An- 
wendung und eventuelle Verschärfüngen sodann national. 
Zur Vergleichbarkeit der Tätigkeiten und Erfolge in den 
Mitgliedstaaten bedarf es dabei gemeinschaftsweiter Vor- 
gaben insbesondere auch mit Blick auf das Ob und Wie 
von Datenerhebungen und Probenahmen. 

Die Rolle der EG in internationalen Umweltabkommen 

1306 . Die Gemeinschaft ist extern genauso wie intern 
auf ein hohes Niveau zum Schutz der Umwelt verpflichtet 
(Artikel 2 EG). Sie sollte daher, ähnlich wie sie es bereits 
bei den Verhandlungen unter dem Kioto-Protokoll getan 
hat, insgesamt eine aktivere Rolle im Rahmen internatio- 
naler Umweltabkommen sowie bei der Umsetzung der- 
selben auf Gemeinschaftsebene einnehmen. Das Ziel der 
europäischen Integration und der globale Charakter vieler 
Umweltprobleme verlangen entsprechende Aktivitäten 
der EG. Sie hat sich, vertreten durch die EU-Kommission, 


dementsprechend in völkerrechtlichen Vertragsverhand- 
lungen zu positionieren. Das Tätigwerden der EG auf in- 
ternationaler Ebene ist dabei kein Selbstzweck in dem 
Sinne, dass nur noch einmal international festgeschrieben 
wird, was ohnehin schon auf Gemeinschaftsebene Stan- 
dard ist, sondern muss, wenn und so weit der Schutz der 
Umwelt es erfordert, darüber hinausgehen. 

Dies setzt eine entsprechende Koordination der Mitglied- 
staaten seitens der EU-Kommission voraus. Zugleich 
liegt es an den Mitgliedstaaten, ihrer aus dem in 
Artikel 1 0 EG verankerten Prinzip der Gemeinschafts- 
treue resultierenden Pflicht zur Zusammenarbeit mit der 
EU-Kommission auch im Hinblick auf externe Aktivitä- 
ten nachzukommen. 

Probleme föderaler Strukturen in den Mitgliedstaaten 

1307 . Die Verwirklichung wichtiger umweltpolitischer 
Projekte der Gemeinschaft wird in Deutschland in hohem 
Maße durch die ineffektiven föderalen Strukturen gefähr- 
det. Hier erscheinen Modifikationen der bundesstaat- 
lichen Ordnung dringend geboten. Eine Korrektur der 
Verteilung sowohl der Gesetzgebungs- wie auch der Ver- 
waltungskompetenzen ist zumindest insoweit anzustre- 
ben, dass der Bund die Durchsetzung europarechtlicher 
Vorgaben in Deutschland zügig gewährleisten kann. Das 
dürfte unter anderem eine konkurrierende Gesetzge- 
bungskompetenz in den Bereichen Naturschutz, Land- 
schaftspflege und Wasserhaushalt erfordern. Ferner ist 
eine Bundesauftragsverwaltung für Teile dieser Rege- 
lungsbereiche zu prüfen. Der Umweltrat begrüßt die viel- 
fältigen aktuellen Bemühungen von Bund und Ländern, 
eine Reform des deutschen Föderalismus auf den Weg zu 
bringen. Allerdings entbehren die bislang unterbreiteten 
Vorschläge für die Neuordnung der Gesetzgebungskom- 
petenzen vielfach der unerlässlichen Analyse der Erfor- 
dernisse der jeweiligen Sachmaterie sowie der Hand- 
lungskapazitäten der unterschiedlichen Akteure des 
politischen Mehrebenensystems. Auch wird der europäi- 
schen Dimension und den entsprechenden Umsetzungs- 
pfiichten Deutschlands nicht die angemessene herausra- 
gende Bedeutung zugestanden. 

Chancen des nmweltpolitischen Entscheidungs- 
systems der Europäischen Union 

1308 . Die bisherige europäische Umweltpolitik ist ge- 
nerell durch eine vergleichsweise günstige Chancenstruk- 
tur für Umweltakteure gekennzeichnet. Das „umwelt- 
politische Dreieck“ aus Umweltausschuss des EU- 
Parlaments, Generaldirektion Umwelt und Umweltminis- 
terrat ermöglicht es, Koalitionen über verschiedene politi- 
sche Ebenen hinweg zu bilden und umweltpolitische Ge- 
setze und Programme zu verabschieden, die deutlich über 
dem „kleinsten gemeinsamen Nenner“ der mitgliedstaat- 
lichen Interessen liegen. Neben der günstigen Chancen- 
struktur für umweltorientierte Akteure ermöglicht das im 
Amsterdamer Vertrag festgelegte umweltpolitische Ent- 
scheidungssystem nationale Politikinnovationen zuguns- 
ten eines hohen Umweltschutzniveaus und fördert deren 
rasche internationale Ausbreitung. Gerade wegen seiner 
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umweltpolitischen Effektivität wird das umweltpolitische 
Entscheidungssystem der EU zunehmend infrage gestellt. 
Hier lassen sieh verschiedene Entwicklungen beobachten, 
insbesondere die horizontale Verlagerung der Federfüh- 
rung für umweltpolitische Maßnahmen aus den Umwelt- 
ressorts in andere Ressorts und die vertikale Verlagerung 
der Entscheidung über Sehutzniveaus und Ziele aus dem 
politischen Reehtsetzungsmechanismus in Ausschüsse 
und Normungsgremien, in denen das relative Gewicht 
umweltpolitischer Akteure geschmälert werden kann. Vor 
diesem aktuellen Hintergrund betont der Umweltrat, dass 
neue Steuerungsansätze - ebenso wie die neue EU-Ver- 
fassung - den Einfluss der kooperationsförderlichen und 
umweltpolitisch vergleichsweise günstigen Dreieckskon- 
stellation zwischen Generaldirektion Umwelt, dem Um- 
weltministerrat und dem Umweltausschuss des EU-Parla- 
ments nicht schmälern oder zugunsten eines der drei 
institutionellen Spieler auflösen sollte. 

Neue Steuerungsansätze in der EU 

1309 . In einer speziellen Untersuehung zur EU kommt 
der Rat zu der Schlussfolgerung, dass neue Steuerungs- 
konzepte, wie sie vor allem von der EU-Kommission vor- 
geschlagen und teils bereits praktiziert werden, die tradi- 
tionelle Umweltpolitik ergänzen und damit in ihrer 
Effektivität steigern können. Das bisher dominierende In- 
strumentarium der hierarehisehen Regelsteuerung darf 
dabei jedoeh nicht preisgegeben werden. Den Verzicht 
auf neue rechtliche Regelungen in Form von Riehtlinien, 
wie er seitens der EU-Kommission gelegentlich nahe ge- 
legt wird, kann der Umweltrat daher nicht befürworten. 
Auf die konsequente Weiterentwicklung des europäi- 
schen Umweltrechts darf trotz bestehender Funktionspro- 
bleme nieht verzichtet werden. Es gibt auch keinen Ersatz 
für die umweltpolitischen Handlungsehancen und Eegiti- 
mationspotenziale, die der derzeitige Rechtsetzungspro- 
zess bietet. 

Zielorientierte Ansätze in der EU 

1310 . Elemente einer verstärkten Zielorientierung 
haben seit den 1980er-Jahren Eingang in viele Umwelt- 
schutzrichtlinien sowie in das 5. Umweltaktionspro- 
gramm der EU gefunden. Eine zielorientierte Umwelt- 
politik kann aus Sieht des Umweltrates einen wichtigen 
Beitrag dazu leisten, versehiedenen Akteuren in komple- 
xen Mehrebenensystemen und vielfältigen Verursacher- 
strukturen eine gemeinsame Orientierung zu geben. In 
einem heterogener werdenden Europa erlaubt eine ziel- 
orientierte Umweltpolitik auch nationale Differenzierun- 
gen je nach den jeweiligen untersehiedlichen Problemla- 
gen und Eösungskapazitäten. Eine zielorientierte 
Umweltpolitik ist somit „autonomieschonend“ und den 
Besonderheiten der EU angemessen. Im Gegensatz zu 
kurzfristig-reaktiven, also unkalkulierbaren Kriseninter- 
ventionen der Umweltpolitik wird ein Ansatz der lang- 
fristigen Zielorientierung aueh von industriellen Ziel- 
gruppen befürwortet. Dieser Ansatz ist allerdings im 
6. Umweltaktionsprogramm der EU nicht weiter verfolgt 
worden. Aueh im Rahmen der europäisehen Naehhaltig- 


keitsdiskussion wird nur noch ein vergleichsweise nie- 
driger Verbindlichkeitsgrad verfolgt. Der Umweltrat 
bedauert diese Entwicklung und empfiehlt der Bundesre- 
gierung, sich weiterhin für die Formulierung quantitativer 
und mit konkreten Zeitvorgaben verbundener Ziele be- 
sonders im Rahmen der thematischen Strategien des 
6. Umweltaktionsprogramms einzusetzen. 

Ansätze der Umweltpolitikintegration in der EU 

1311. In den 1 990er-Jahren ist das Prinzip der Umwelt- 
politikintegration zu einem Leitprinzip der Europäischen 
Umweltpolitik avanciert. Die EU setzt dabei sowohl auf 
zentralisierte und sektorübergreifende als aueh auf dezen- 
tralisierte und sektorbezogene Formen der Umweltpoli- 
tikintegration. 

In der Praxis haben sich die horizontalen, übergreifenden 
Ansätze bislang als wenig effektiv für die Beförderung 
der Integration von Umweltbelangen erwiesen. Aufgrund 
unzureiehender institutioneller und administrativer Kapa- 
zitäten ist es der Generaldirektion Umwelt bisher nicht 
gelungen, Prozesse in den Verantwortungsbereichen 
anderer Generaldirektionen und Ratsformationen zu be- 
einflussen. In jüngster Zeit sind auch die Bemühungen 
um die Stärkung zentralisierter Integrationsmechanismen 
ins Stocken geraten, denn mit dem 6. Umweltaktionspro- 
gramm hat die EU-Kommission die klare Ausrichtung an 
der Umsetzung des Integrationsprinzips aufgegeben. 

1312 . Nach wie vor ist der 1998 in Gang gesetzte Car- 
diff-Prozess der Integration von Umweltbelangen in die 
Sektorpolitiken von einer deutlichen institutionellen 
Überforderung geprägt. Zudem fehlt weiterhin ein strate- 
gisches Zentrum mit eindeutigem Auftrag und klarer Zu- 
ständigkeit. Der Cardiff-Prozess leidet nicht zuletzt aueh 
darunter, dass übergreifende Zielvorgaben etwa im Rah- 
men der Nachhaltigkeitsstrategie und des 6. Umweltak- 
tionsprogramms, die Entseheidungsdruck ausüben könn- 
ten, nicht beschlossen wurden. Den Cardiff-Prozess auf 
der Selbstregulierung der umweltrelevanten Generaldi- 
rektionen oder Fachministerräte zu basieren, erscheint 
wenig zweckmäßig, wenn nicht über Mechanismen der 
politischen Mandatierung, der Erfölgskontrolle und der 
Sanktionierung von erkennbarem Abweichen von Ziel- 
vereinbarungen eine Kontextsteuerung erfolgt. Der auf 
dem Europäischen Rat in Göteborg mit der Aufgabe der 
Koordination beauftragte Rat für Allgemeine Angelegen- 
heiten konnte dieser Aufgabe aufgrund der Überlastung 
dieses Gremiums mit außenpolitisehen Fragen nicht 
nachkommen. 

Der Umweltrat erachtet die Fortsetzung der verschiede- 
nen Integrationsbemühungen auf europäischer Ebene für 
unerlässlich. Für ihre Revitalisierung ist insbesondere die 
Qualität der geplanten thematischen Strategien hinsicht- 
lich klarer Zielsetzungen von Bedeutung. Eine sektorale 
und thematische Fokussierung ist zudem unerlässlich, um 
die begrenzten Ressoureen der Umweltpolitik effektiver 
einsetzen zu können. Die weitere Strategieentwieklung 
bedarf weiterhin eines klar identifizierbaren und von den 
versehiedenen Sektoren anerkannten Steuerungszentrums. 
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Intensiver als bisher sollten auch nationale Innovationen 
bei der Umweltpolitikintegration auf der europäischen 
Ebene aufgegriffen werden. Der Umweltrat empfiehlt da- 
her der Bundesregierung, sich zugunsten einer solchen 
Politik zu engagieren. 

Kooperatives Regieren auf der europäischen Ebene 

1313. Kennzeichnend für Formen des kooperativen Re- 
gierens auf der europäischen Ebene ist eine relativ große 
Ergebnisoffenheit und die damit verbundene Gewährung 
großer Freiräume für die Mitgliedstaaten beziehungs- 
weise Unternehmen. Durch eine umfassende Einbindung 
der Normadressaten in die Politikentwicklung sollen 
Widerstände in den späteren Phasen vermindert werden. 
Die Politik soll insgesamt vollzugsfreundlicher gestaltet 
werden. Anders als bei der hierarchischen Regelsteue- 
rung kommt es daher in vergleichsweise hohem Maße auf 
das jeweilige Engagement, den Ressourceneinsatz und 
die Konfiguration der Akteure auf den nachgelagerten 
Ebenen an, ob signifikante Umweltverbesserungen gelin- 
gen oder nicht. Allerdings sind die einzelnen Formen des 
kooperativen Regierens differenziert zu bewerten. 

Kooperatives Regieren mit Mitgliedstaaten 

1314 . Rahmenrichtlinien, deren vermehrten Einsatz das 
Weißbuch Europäisches Regieren anregt, können einen 
wichtigen Beitrag zur Konsolidierung und zur Kohärenz 
teils disparater Einzelvorschriften leisten. Sie sollen nach 
Auffassung des Umweltrates aber nicht primär für Entbü- 
rokratisierungs- und Deregulierungsstrategien genutzt 
werden. Politische Fragen, insbesondere hinsichtlich der 
Klärung des angestrebten Schutzniveaus, sollten durch 
politische Verfahren, wie sie bei der Formulierung von 
Tochterrichtlinien erforderlich sind, weiter konkretisiert 
werden. Im Falle eindeutiger normativer Vorgaben hat 
sich die Komitologie als ein wirksamer Steuerungsme- 
chanismus für konkrete Umsetzungsentscheidungen, für 
die Flexibilisierung technischer Anforderungen und für 
rechtliche Konkretisierungen erwiesen. Hinsichtlich der 
Legitimation der Entscheidungen ist sie jedoch reformbe- 
dürftig. Der Umweltrat verweist auch auf die Gefahr des 
Komitologieversagens, die sich ergibt, falls die politische 
Orientierung nicht eindeutig ist. Schließlich hat die infor- 
melle Koordination durch Benchmarking-Prozesse und 
Netzwerkbildung dort erhebliche Leistungsgrenzen, wo 
es um die Korrektur auseinander laufender nationaler Po- 
litikpfade oder um politisierte Fragen geht. 

Kooperatives Regieren mit Regionen 

1315 . Zielorientierte Vereinbarungen mit den Regionen 
können durch frühzeitige Einbeziehung der subnationalen 
Politikebenen eine schnellere und effizientere Umsetzung 
umweltpolitischer Programme - aber auch innovative 
Pionierleistungen - fördern. Sie sollen zunächst im Rah- 
men von Pilotprojekten in solchen Feldern Anwendung 
finden, auf denen die EU bisher relativ geringe umwelt- 
politische Kompetenzen hat. Die Weiterentwicklung von 
Partnerschaften der EU-Kommission mit Regionen wirft 
aus Sicht des Umweltrates zwei grundsätzliche Probleme 


auf: Zum einen muss bezweifelt werden, ob die mit der 
Verbindung von Umweltpolitik und Regionalförderung 
verbundene Ausweitung der Kommissionskompetenzen 
und die Zentralisierung distributiver Politiken angesichts 
der Distanz der EU-Kommission zu regionalen und loka- 
len Problemen und der Komplexität regionaler Bedingun- 
gen hinreichend sachgerecht und effektiv kontrollierbar 
sein kann. Zum anderen werfen regulatorische Dividen- 
den an einzelne Regionen die Frage nach der allgemeinen 
Verbindlichkeit von Recht und der Begründbarkeit von 
Sonderbedingungen auf Vor diesem Hintergrund begrüßt 
es der Umweltrat, dass das neue Partnerschaftsmodell zu- 
nächst einmal in begrenzten Pilotprojekten konkretisiert 
werden soll. In den Pilotprojekten sollte insbesondere ge- 
prüft werden, wie die oben dargestellten Probleme ver- 
mieden werden können. 

Kooperatives Regieren mit Industrieverbänden 

1316 . Unter Koregulierung versteht die EU-Kommis- 
sion institutioneile Arrangements, die die Stärken rechtli- 
cher Steuerung und verbandlicher Selbstregulierung mit- 
einander verbinden. Konkrete Vorschläge der EU- 
Kommission betreffen die umweltpolitische Nutzung der 
„neuen Konzeption“ der Normung für ein umweltgerech- 
tes Design von Produkten und die Weiterentwicklung von 
Umweltvereinbarungen auf der europäischen Ebene. 

Im Kern sieht die „Neue Konzeption“ vor, dass der euro- 
päische Gesetzgeber grundlegende Anforderungen an die 
Gestaltung von Produkten formuliert, deren technische 
Detailausarbeitung dann aber an private Normungsver- 
bände (GEN, CENELEC, ETSI etc.) delegiert. Die ei- 
gentliche Harmonisierungsaufgabe wird damit aus dem 
europäischen Rechtsetzungsverfahren ausgelagert und er- 
folgt durch die Entscheidungsverfahren der Normungs- 
gremien. 

Aus den von der EU-Kommission vorgelegten Konkreti- 
sierungsvorschlägen wird jedoch deutlich, dass ein insti- 
tutionelles Design für ökologische Produktinnovationen 
bisher nicht im Vordergrund steht. Die vorgeschlagenen 
Verfahren schaffen bisher eine insgesamt ungünstige 
Chancenstruktur für ökologische Innovateure. Der Um- 
weltrat erachtet daher das von der Generaldirektion Un- 
ternehmen entwickelte Steuerungsmodell für energiever- 
brauchende Produkte als ungeeignet, hinreichend 
dynamisch ökologische Produktinnovationen, insbeson- 
dere im Bereich der Energieeffizienz voranzutreiben. Es 
ist im Wesentlichen ein produktbezogenes Umweltma- 
nagementinstrument, das Harmonisierungsmaßnahmen 
ergänzen, aber nicht ersetzen kann. Vor diesem Hinter- 
grund begrüßt er ausdrücklich Versuche im EU-Parlament 
und im Ministerrat, schnellere und zielgerichtetere Ver- 
fahren für Verbrauchsnormen für Elektrogeräte in der ge- 
planten Rahmenrichtlinie zu verankern. Er erachtet aber 
das so genannte Top-Runner-Programm, das pragmatisch, 
die besten auf dem Markt befindlichen Geräte zum Maß- 
stab für zukünftige Verbrauchsstandards setzt, für das dy- 
namischere und innovationsfreundlichere Instrument. 
Von einem systematischen Gebrauch der „Neuen Kon- 
zeption“ für eine integrierte Umweltpolitik rät der 



Drucksache 15/3600 


-566- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Umweltrat deshalb vorerst ab. Die Weiterentwicklung 
und Konkretisierung produktbezogener Umweltmanage- 
mentsysteme oder Prüfanforderungen und einen Erfah- 
rungsaustausch über vorbildliehe Ansätze des Ökodesign 
hält der Umweltrat als Ergänzung eines notwendiger- 
weise fokussierten produktbezogenen Umweltrechts hin- 
gegen für durchaus nützlich. 

1317. Im Juli 2002 hat die EU-Kommission eine Mittei- 
lung über die Ausgestaltung von Umweltvereinbarungen 
innerhalb der europäisehen Gemeinschaft veröffentlicht, 
die zwei Typen von Umweltvereinbarungen unterschei- 
det. Die von der EU-Kommission als Selbststeuerung 
(self-regulation) bezeichneten einseitigen Selbstver- 
pflichtungen der Wirtschaft lassen naeh Ansicht des Um- 
weltrates kaum erwarten, dass damit anspruchsvolle um- 
weltpolitische Ziele verwirklicht werden können. Ohne 
Druck seitens der EU-Organe wird die Wirtschaft in der 
Regel lediglich Maßnahmen Vorschlägen, die kaum über 
ein „Business-as-usual“-Szenario hinausgehen. Umwelt- 
vereinbarungen, die von der EU-Kommission initiiert und 
in einen reehtliehen Rahmen eingebunden werden (co- 
regulation) können hingegen grundsätzlich ein wirkungs- 
volles umweltpolitisehes Instrument darstellen, da zen- 
trale Bedingungen erfolgsversprechender Vereinbarungen 
wie Zielorientierung, Partizipation und Erfolgskontrolle 
mit dem Vorschlag umgesetzt werden. Weiterhin unge- 
klärt sind allerdings die Fragen, wie ein Verband seine 
Mitgliedsuntemehmen zur Umsetzung der eingegangenen 
Verpfliehtungen verpflichten kann und welche Rolle die 
mitgliedstaatlichen Regierungen bei der Umsetzung frei- 
williger Vereinbarungen spielen sollen. 

Regulierte Selbstregulierung und Partizipation 

1318 . Der Umweltrat begrüßt ausdrüeklich die umfas- 
sende Partizipation und Konsultation von Verbänden in 
die Politikvorbereitung und Umsetzung auf europäischer 
Ebene und hält diese in vielfacher Hinsieht für vorbild- 
lich. Dies gilt insbesondere für die dauerhaft arbeitenden, 
pluralistisch zusammengesetzten beratenden Aus- 
schüsse, die aktive institutioneile Förderung von Umwelt- 
und Verbraueherverbänden und hohen freiwilligen Stan- 
dards der Konsultation und Transparenz. Um eine „Parti- 
zipationsüberlastung“ zu vermeiden, sollte der Dialog be- 
sonders intensiv bei den großen Weiehenstellungen der 
Umweltpolitik geführt werden und auf andere umweltre- 
levante Politikfelder erweitert werden. Mit den Vorschlä- 
gen zur Einführung der Verbandsklage auf der nationalen 


und der europäischen Ebene hat die EU-Kommission 
auch eine Motorenrolle bei der Umsetzung der 3. Säule 
der Aarhus-Konvention übernommen. Der Umweltrat be- 
grüßt diese Schritte grundsätzlich, rät aber zu einem brei- 
teren Geltungsbereieh und dazu, den Kreis der klagebe- 
rechtigten Verbände weiter zu ziehen, als in dem 
Richtlinien und dem Verordnungsvorschlag der EU-Kom- 
mission vorgesehen ist. 

1319. Als Gesamtfazit der hier vorgetragenen Darstel- 
lung kommt der Umweltrat zu dem Schluss, dass den 
unter dem Stichwort Environmental Governance neu er- 
probten Steuerungsformen bei der Suche nach 
effektiveren Problemlösungen eine wichtige Rolle zu- 
kommen kann. Dazu müssen allerdings deren Erfolgsvo- 
raussetzungen sehr viel mehr als bisher berücksichtigt 
werden. Dies betrifft nicht nur Kapazitätserfordemisse 
und Garantiemechanismen, sondern auch die realistische 
Einsicht, dass die „weichen“ und flexibleren Steuerungs- 
formen nicht mehr als eine Ergänzungsfunktion haben 
können, wenn es um die Lösung persistenter Umweltpro- 
bleme geht. In der EU-Umweltpolitik haben diese Steue- 
rungsformen den Anteil von 1 5 % bisher nicht überschrit- 
ten. Zudem hängt ihre Wirksamkeit meist stark von der 
glaubwürdigen Option weiter gehender ordnungsreehtli- 
eher oder monetärer Instrumente ab. Es wäre nach Auf- 
fassung des Umweltrates fahrlässig, den dargestellten 
Govemaneeformen bereits als solchen eine höhere Leis- 
tungsfähigkeit zu unterstellen. Auch ihr etwaiger Beitrag 
zur Staatsentlastung ist im Lichte der Kapazitätserforder- 
nisse auch dieser Steuerungsvarianten differenziert zu 
prüfen. In der Klimapolitik einiger OECD-Länder zeigt 
sich neuerdings aueh, dass neuen ordnungsrechtlichen In- 
strumenten - wie der gezielten Verbindlieherklärung des 
Beststandes an Energieeffizienz - eine wichtige Rolle bei 
der breiten Marktdurchdringung mit innovativer Technik 
zukommen kann. Der Umweltrat legt nahe, weiterhin das 
ganze Spektrum des umweltpolitischen Instrumentariums 
- darunter nicht zuletzt die monetären Instrumente - ver- 
fügbar zu halten und im Lichte der seit dem UN-Gipfel 
von Rio gemachten Erfahrungen weiter zu entwickeln. Im 
Hinblick auf die Mehr-Ebenen-Steuerung betont er zum 
einen die Notwendigkeit einer Klärung und Entfleehtung 
der Kompetenzstrukturen. Zum anderen hält er die Ga- 
rantiefunktion des Nationalstaates und seine finale Ver- 
antwortung für ein ausreiehend hohes Schutzniveau für 
unerlässlich. Schließlich plädiert er für die Sieherung aus- 
reichender Spielräume für innovationsorientierte Vorrei- 
terpositionen unterhalb der europäischen Ebene. 
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gen“, 11. bis 14. November 2002, Bonn, Bundesamt 
für Naturschutz 

- „Bilanz und Perspektiven der Strommarktliberalisie- 
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Handlungsperspektiven“, 5. bis 6. Dezember 2002, 
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2003, Berlin, Universität Bremen/UBA 



Drucksache 15/3600 


-634- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- „Emissionshandel und EEG“, 13. Mai 2003, Berlin, 
Bündnis 90/Die Grünen 

- „Neue europäische Chemikalienpolitik - Chancen und 
Risiken für Nordrhein- Westfalen“, 16. Mai 2003, Düs- 
seldorf, Landesregierung Nordrhein- Westfalen 

- „Natursehutz in Deutschland - eine Erfolgsstory?“, 
20. bis 21. Mai 2003, Königswinter, Deutscher Rat für 
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- „Chemikalienpolitik“, 21. Mai 2003, Berlin, Gesell- 
schaft zum Studium strukturpolitischer Fragen e.V. 

- „Altlasten 2003 : Altlastensanierung im Spannungsfeld 
zwischen Ökologie und Ökonomie. Brachflächen- 
recycling - Bodenschutz/Bodenmanagement - Grund- 
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Bauen für den Umweltschutz e.V./Arbeitskreis Grund- 
wasserschutz e.V. 

- „Anhörung zur EEG-Novelle“, 26. Mai 2003, Berlin, 
Bündnis 90/Die Grünen 

- Workshop „Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie - 
Berücksichtigung von Naturschutz und Landwirt- 
schaft“, 27. bis 28. Mai 2003, Berching, Bayerische 
Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege 

- „Nationale Umsetzung des Emissionshandels“, 
25. Juni 2003, Berlin, Gesellschaft zum Studium 
strukturpolitischer Fragen e.V. 

- Sondertagung „Aktuelle Entwicklungen des europäi- 
schen und deutschen Abfallrechts“, 27. Juni 2003, 
Berlin, Gesellsehaft für Umweltrecht 

- „Wie viele Quadratmeter braucht der Mensch? Strate- 
giekonferenz zum Dialog über Nachhaltigkeit, Flä- 
cheninanspruchnahme und die Zukunft von Stadt und 
Land“, 30.06.2003, Berlin, Rat für Nachhaltige Ent- 
wicklung 

- Anhörung „Verpackungsrichtlinie“, 2. Juli 2003, Ber- 
lin, Deutscher Bundestag, Ausschuss für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit 

- „Die Zukunft der Getrenntsammlung von Bioabfal- 
len“, 08.-09.07.2003, Witzenhausen, Ingenieurge- 
meinschaft Witzenhausen Fricke & Turk GmbH/Uni- 
versität Kassel/Bundesamt für Naturschutz (BfN) 

- „Ist unser Wald fit für die Zukunft?“, 4. September 
2003, Berlin, Schutzgemeinschaft Deutscher Wald/ 
BMBF 

- 3. Speyerer Forum zum Umweltgesetzbuch: Ansätze 
zur Kodifikation des Umweltrechts in der EU: „Die 
Wasserrahmenrichtlinie und ihre Umsetzung in natio- 
nales Recht“, 15. bis 16. September 2003, Speyer, 
Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
Speyer 


- 12. Kölner Abfalltage: „Wie verändert der Europäi- 
sche Gerichtshof die Abfallwirtschaft in Deutsch- 
land?“, 16. bis 17. September 2003, Köln, 

- 2. Konferenz des European Consortium for Political 
Research (ECPR), 18.-21.09.2003, Marburg, Philipps- 
Universität Marburg 

- „Nachhaltige Vorsorge - Woran orientieren wir lang- 
fristige Entscheidungen?“, 20. September 2003, Loc- 
cum. Evangelische Akademie Loccum 

- Fachgespräch „Mengenrestriktionen für die Sied- 
lungsflächenzunahme in Raumordnungsplänen“, 
23. September 2003, Bonn, Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung 

- Tagung zum Thema „Risikobewertung in der Gen- 
technik“, 25. bis 26. September 2003, Bremen, For- 
schungsstelle für Europäisches Umweltrecht der Uni- 
versität Bremen/UBA 

- „Deutschland nachhaltig verändern“, 1. Oktober 2003, 
Berlin, Nachhaltigkeitsrat 

- „European Govemance for the Environment“, 9. Ok- 
tober 2003, Florenz, Equal Employment Advisory 
Council (EEAC) 

- „Wie viel emeuerbare Energien brauchen wir?“, 
15. Oktober 2003, Berlin, Gesellschaft zum Studium 
strukturpolitischer Fragen e.V. 

- „The Europe we want“, 16. Oktober 2003, Brüssel, 
European Environmental Bureau (EEB) 

- „Beitrag der Waldwirtschaft zum länderübergreifen- 
den Biotopverbund“, 6. bis 7. November 2003, Frei- 
burg, Deutscher Rat für Landespflege 

- 27. Umweltrechtliche Fachtagung der Gesellsehaft für 
Umweltrecht: „Aarhus-Konvention und Flughafen- 
zulassung“, 7. bis 8. November 2003, Leipzig, Gesell- 
schaft für Umweltrecht (GfU) 

- Veranstaltung zur neuen europäischen Chemikalien- 
politik: „REACH - die Ziele erreichen“, 10. Novem- 
ber 2003, Berlin, UBA 

- Grüne Klimaschutztagung, 15. November 2003, Ber- 
lin, Bundesarbeitsgemeinschaften Ökologie, Energie, 
Verkehr, Bauen/Wohnen, Wirtschaft, Landwirtschaft 
von Bündnis 90/Die Grünen 

- „EU Sustainable Chemicals Management“, 
25.11.2003, Brüssel, Centre for European Policy Stu- 
die s 

- Internes Fachgespräch zum Gutachten „Global Certifi- 
cate System“ von Prof. L. Wicke, 1. Dezember 2003, 
Berlin, UBA 

- „Sustainable Use and Conservation of Biological 
Diversity“, 02.-04.12.2003, Berlin, BMBF 
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- Workshop zu den „Empfehlungen der Risikokommis- 
sion“, 3. bis 4. Dezember 2003, Berlin, Bundesamt für 
Strahlenschutz 

- Abschluss- Workshop des Forschungsverbundprojek- 
tes „Gestaltungsoptionen für handlungsfähige Innova- 
tionssysteme zur erfolgreichen Substitution gefährli- 
cher Stoffe“, 8. Dezember 2003, Hamburg, 
Forschungsverbundprojekt SubChem 

- Präsentation der Studie „Investitionen im liberalisier- 
ten Energiemarkt - Optionen, Marktmechanismen, 
Rahmenbedingungen“, 15. Januar 2004, Berlin, Ver- 
band der Elektrizitätswirtschaft (VDEW) 

- „Vorsorgende Strategien in der chemischen Industrie: 
Wie lassen sich die Innovationsanreize der EU-Richt- 


linie aufgreifen?“, 16. Januar 2004, Loccum, Evange- 
lische Akademie Loccum 

- „Sustainable Chemistry - Integrated Management of 
Chemicals, Products and Processes“, 27.-29.01.2004, 
Dessau, UBA 

- „Neue Infrastrukturen für die Umwelt“, 8. Februar 
2004, Berlin, Umweltkonferenz 2004 der Bundestags- 
fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

- Anhörung zum „Emissionshandelsgesetz“, 9. Februar 
2004, Berlin, Deutscher Bundestag 

- „Energiewende und Klimaschutz - neue Märkte, neue 
Technologien, neue Chancen“, 13. bis 14. Februar 
2004, Berlin, BMU/Forschungsstelle für Umweltpoli- 
tik (FFU) an der Freien Universität Berlin 
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Verzeichnis der Abkürzungen 


a 

a. F. 

AAV 

AB 

AbfAblV 

AbfKlärV 

AbfRRL 

abgeschl. 

Abi. EG 

Abs. 

Abschn. 

AbwV 

ACK 

AGP 

AG 

AGÖL 

AltautoV 

AMK 

AMS 

ANEC 

AOX 

APUG 

Art. 

ATV-DVWK 

AUM 

AWZ 

Az. 

BAB 

Ba 

BaP 

Batterie V 

BauGB 

BBA 

BBergG 

BbgNatSchG 


= anno 

= alte Fassung 

= Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungsverband Nordrhein- Westfalen 
= Appellate Body 
= Abfallablagerungsverordnung 
= Klärschlammverordnung 
= Abfallrahmenrichtlinie 
= abgeschlossen 

= Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
= Absatz 
= Abschnitt 
= Abwasserverordnung 
= Amtschefkonferenz 
= Advisory Committee on Packaging 
= Arbeitsgemeinschaft 

= Arbeitsgemeinschaft Ökologischer Landbau 
= Altautoverordnung 
= Agrarministerkonferenz 
= Aggregate Measurement of Support 

= European Association for the Co-ordination of Consumer Representation in 
Standardisation 

= Adsorbierbare Organische Halogenverbindungen 
= Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
= Artikel 

= Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. 

= Agrar-Umwelt-Maßnahmen 
= Ausschließliche Wirtschaftszone 
= Aktenzeichen 
= Bundesautobahn 
= Barium 
= Benzo(a)pyren 
= Batterieverordnung 
= Baugesetzbuch 

= Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
= Bundesberggesetz 
= Brandenburgisches Naturschutzgesetz 
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BBodSchG 

BBodSchV 

BBP 

BDB 

Beschl. 

BfN 

BfR 

BGBl. 

BGS 

BGS 

BGVO 

BGVV 

BImSchG 

BImSchV 

BioAbfV 

BioStoffV 

BIP 

BLAG 

BLAG 

BMBau 

BMBF 

BMF 

BMGS 

BMI 

BMU 

BMVBW 

BMVEL 

BMZ 

BNatSchG 

BoA 

BR-Drs. 

BREF 

BSB5/d(sed.) 

BSE 

BSKE 


Bsp. 

Bt 

BTEX 

BVBA 


= Bundes-Bodenschutzgesetz 
= Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
= Butylbenzylphthalat 
= Basisdokumentationsbogen 
= Beschluss 

= Bundesamt für Naturschutz 
= Bundesinstitut fiir Risikobewertung 
= Bundesgesetzblatt 
= Bundesgrenzschutz 

= Bundesgütegemeinschaft Sekundärbrennstoffe (Kap. 8) 

= Bedarfsgegenständeverordnung 

= Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
= Bundes-Immissionsschutzgesetz 

= Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
= Bioabfallverordnung 
= Biostoffverordnung 
= Bruttoinlandsprodukt 

= Bund/Länder- Ausschuss Chemikaliensicherheit 
= Bund/Länder-Arbeitsgruppe 

= Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
= Bundesministerium für Bildung und Forschung 
= Bundesministerium der Finanzen 

= Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
= Bundesministerium des Inneren 

= Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
= Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
= Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
= Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
= Bundesnaturschutzgesetz 

= Braunkohlekraftwerk mit optimierter Anlagentechnik 
= Bundesratsdrucksache 

= Best Available Techniques Reference Document (BVT-Merkblatt) 

= Biochemischer Sauerstoffbedarf in 5 Tagen je Tag im sedimentierten Schmutzwasser 

= Bovine Spongiforme Encephalopathie (Rinderwahn) 

= Fragebogen: Selbstbeurteilungsverfahren zur Erfassung der aktuellen 
psychischen Befindlichkeit 

= Beispiel 

= Bacillus thuringiensis 
= Benzol, Toluol, Ethylbenzol, Xylol 
= Bundesvereinigung Boden und Altlasten 
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BverfG 

BverwG 

BverwGE 

BVL 

BVT 

Ca 

CaO 


CAFE 

CBD 

Cd 

CDM 

CEFIC 

CEN 

CENELEC 

CERHR 

CFS 

ChemG 

ChemVerbotsV 

CH4 

CIS 

CLEEN 

CO 

CO2 

COMMPS 

CORINE 

Cr 

CSD 

CSTEE 

CVMP 

d 

dB 

DBP 

DBU 

DCHP 

DDT 

DEFRA 

DEHP 

DEP 


= Bundesverfassungsgericht 
= Bundesverwaltungsgericht 
= Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes 
= Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
= Beste Verfügbare Technik 
= Calcium 
= Calciumoxid 
= circa 

= Clean Air for Europe (Programme) 

= Convention on Biological Diversity (Übereinkommen über die biologische Vielfalt) 
= Cadmium 

= Clean Development Mechanism 
= European Chemical Industry Council 
= European Committee for Standardization 

= European Committee for Electrotechnical Standardization (Europäisches Komitee 
für elektrotechnische Normung) 

= Centre for the evaluation of risks to the human reproduction 

= Chronique Fatigue Syndrome 

= Chemikaliengesetz 

= Chemikalien- Verbotsverordnung 

= Methan 

= Common Implementation Strategy (zur Umsetzung der EG- Wasserrahmenrichtlinie) 
= Chemicals Legislation European Enforcement Network 
= Kohlenmonoxid 
= Kohlendioxid 

= combined monitoring-based and modeling-based priority setting 
= Coordinate-Information- Environment, EG Projekt 
= Chrom 

= United Nations Commission on Sustainable Development (Kommission der 
Vereinten Nationen für Nachhaltige Entwicklung) 

= Scientific Committee on Toxicity, Ecotoxicity and the Environment 

= Committee for Veterinay Medicinal Products 

= Tag (Kalendertag) 

= Dezibel (dB(A): Korrektur nach Bewertungskurve A) 

= Dibutylphthalat 
= Deutsche Bundesstiftung Umwelt 
= Dicyclohexylphthalat 
= Dichlor-diphenyl-trichlorethan 
= Department for Environment, Food and Rural Affairs 
= Di(2-ethylhexyl)phthalat 
= Diethylphthalat 
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DFG 

DIDP 

DIN 

DINP 

DLR 

DMG 

DMP 

DNA 

DOP 

DRAM 

DSD 

DüngeMG 

DüngeV 

DVGW 

EAA 

ebd. 

E. coli 
EC 

EcoQOs 

ECOS 

EDV 

EEA 

EEB 

EEG 

EEG 

EFRE 

EFSA 

EG 

EGKS 

EGV 

EG-VerpackRL 

EIPPCB 

ELC 

EMAS 

EMEA 

ENA 

EPA 

EPS 

ETSI 

EU 


= Deutsche Forschungsgemeinsehaft 
= Diisodecylphthalat 

= Deutsehe Industrienorm; Deutsehes Institut für Normung 
= Di-iso-nonylphthalat 

= Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt 
= Düngemittelgesetz 
= Dimethylphthalat 
= Desoxyribonucleinsäure 
= Dioctylphthalat 

= Dutch Regionalized Agricultural Model (Partielles berechenbares 
Gleichgewichtsmodell für die niederländisehe Landwirtschaft) 

= Duales System Deutschland 

= Düngemittelgesetz 

= Düngeverordnung 

= Deutsehe Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V. 

= Exogen- Allergische Alveolitis 
= ebenda 
= Escherichia coli 
= elementarer Kohlenstoff 

= Ecological Quality Objektives (Umweltqualitätsziele) 

= European Environmental Citizens’ Organisation for Standardisation 
= Elektronisehe Datenverarbeitung 
= European Environment Agency 
= European Environmental Bureau 
= ElektroEncephaloGramm 
= Emeuerbare Energien Gesetz 
= Europäiseher Fonds für Regionale Entwicklung 
= European Food Safety Authority 

= Europäisehe Gemeinsehaften (in Verbindung mit Artikel-Nr. EG- Vertrag) 
= Europäisehe Gemeinschaft für Kohle und Sfahl 
= Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
= EG- Verpackungsrichtlinie 

= European Integrated Pollution Prevention and Control Bureau 
= European Landscape Convention (Europäische Landschaftskonvention) 

= Eco-Management and Audit Seheme 
= European Ageney for the Evaluation of Medicinal Produets 
= Enhanced natural attenuation (stimulierte natürliche Selbstreinigung) 

= Environmental Protection Agency 
= Extrazelluläre Polysacharide 
= European Telecommunieations Standards Institute 
= Europäisehe Union 
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EuGH 

EuP-RL 

EUR- 15 

EW 

EWG 

EWGV 

FA 

FAO 

F&E 

ff. 

FFH-Richtlinie 

FlAF 

FKZ 

FMS 

g 

GATT 

GAK 

GAP 

GBP 

GD 

GefahrstoffV 

GenTG 

GenTRNeuordG 

GEP 

GewAbfV 

GG 

ggf- 

GIS 

GMBl. 

Gt 

GuD 

GV 

GV 

GVO 

GVP 

GW 

GW 

h 

ha 

ha/d 


= Europäischer Gerichtshof 

= Entwurf einer EG-Richtlinie zum ökologischen Produktdesign für 
energieverbrauchende Produkte 

= Europäische Union bestehend aus 1 5 Staaten 

= Einwohnerwerte 

= Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
= Europäische- Wirtschaftsgemeinschaft- Vertrag 
= Fachausschuss 

= Food and Agriculture Organization (Weltemährungsorganisation) 
= Forschung und Entwicklung 
= fortfolgende 

= Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
= Finanzinstmment für die Ausrichtung der Fischerei 
= Förderkennzeichen 
= Fibromyalgie Syndrom 
= Gramm 

= General Agreement on Tariffs and Trade 
= Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz 
= Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen Gemeinschaften 
= Great Britain Pound 
= Generaldirektion 
= Gefahrstoffverordnung 

= Gesetz zur Regelung der Gentechnik (Gentechnikgesetz) 

= Gesetz zur Neuordnung des Gentechnikrechts 
= Gebietsentwicklungsplan 
= Gewerbeabfallverordnung 
= Grundgesetz 
= gegebenenfalls 

= Geografische Informationssysteme 
= Gemeinsames Ministerialblatt 
= Gigatonne 

= Gas- und Dampfkraftwerk 
= gentechnisch verändert 
= Großvieheinheit 

= gentechnisch veränderter Organismus/Organismen 
= gentechnisch veränderte Pflanze 
= Grenzwert 
= Gigawatt =10^ Watt 
= Stunde 
= Hektar 
= Hektar pro Tag 
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= Hexachlorcyclohexan 
= Chlorwasserstoff (Salzsäure) 

= Helsinki Commission (Kommission des Übereinkommens zum Schutz der 
Meeresumwelt des Ostseegebiets von 1992) 

= Hessisches Naturschutzgesetz 

= Fluorwasserstoff 

= Quecksilber 

= Hauptlebensraumtypen 

= Hessische Landesanstalt für Umwelt 

= Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Jugend, Familie und Gesundheit 
= ibidem 
= in der Regel 

= International Association on the Risks of Cancer 
= International Commission for the Biological Effects of Noise 
= International Farm Comparison Network 

= Integrated Gasification Combined Cycle (GuD-Kraftwerk mit integrierter Vergasung) 
= Immunglobulin-E 
= Interministerielle Arbeitsgruppe 
= Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem 
= Intergovemmental Panel on Climate Change 
= Integrierte Produktpolitik 
= International Organization for Standardization 
= The World Conservation Union 

= Richtlinie 96/61 /EG über die Integrierte Vermeidung und Verminderung der 



Umweltverschmutzung 

J1 

= Joint Implementation 

Kat. 

= Kategorie 

KBE 

= koloniebildende Einheiten 

kg 

= Kilogramm 

km 

= Kilometer 

K 2 O 

= Kali 

KORA 

= BMBF-Förderschwerpunkt „Kontrollierter natürlicher Rückhalt und Abbau von 
Schadstoffen bei der Sanierung kontaminierter Grundwässer und Böden“ 

KRdL 

= Kommission Reinhaltung der Luft im VDl und DIN 

KrW-/AbfG 

= Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 

kW 

= Kilowatt 

kWh 

= Kilowattstunde 

KWK 

= Kraft-Wärme-Kopplung 

1 

= Liter 

kAeq 

= energieäquivalenter Dauerschallpegel (auch Lgq) 

LABO 

= Bund/Länder- Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz 

LAGA 

= Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 


HCH 

HCl 

HELCOM 

HENatG 

HF 

Hg 

HLT 

HEU 

HMUEJFG 

ibd. 

i.d.R. 

lARC 

ICBEN 

IFCN 

IGCC 

Ig-E 

IMA 

InVeKoS 

IPCC 

IPP 

ISO 

lUCN 

IVU-Richtlinie 
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LAI 

hAmax 

LAS 

LAWA 

LD 

LF 

LfU 

LG NRW 

LGA 

LIFE 

lit. 

LMBG 

LNatSchG 

LNatSchG SH 

LOAEL 

LRT 

LU 

LUA 

m 

m. w. N. 

m2 

m3 

MBA 

MCPP 

MGS 

Mg 

mg 

MINAS 

mind. 

Mio. 

MJ 

MKS 

ml 

MMI 

MNA 

MOEL 

Mrd. 

MIR 

MUNLV 


= Länderausschuss fiir Immissionsschutz 
= Maximalpegel (auch 
= Lineare Alkylbenzolsulfonate 
= Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 
= Letaldosis 

= Landwirtschaftliche Nutzfläche 

= Landesanstalt für Umweltschutz (Baden-Württemberg) 

= Gesetz zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Entwicklung der Landschaft 
(Landschaftsgesetz) Nordrhein- Westfalen 

= Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg 

= Finanzierungsinstrument für die Umwelt 

= Buchstabe 

= Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
= Landesnaturschutzgesetz 
= Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein 
= Lowest Observed Adverse Effect Level 
= Lebensraumtyp(en) 

= Lifestock Unit (Vieheinheit) 

= Landesumweltamt (Nordrhein- Westfalen) 

= Meter 

= mit weiteren Nennungen 
= Quadratmeter 
= Kubikmeter 

= Mechanisch-Biologische Abfallbehandlungsanlage 
= Mecocrop (2-(2-Methyl-4-chlorophenoxy)propionic acid) 

= Multiple Chemikalien-Sensitivität 
= Megagramm 
= Milligramm 

= Mineral Accounting System 
= mindestens 
= Million(en) 

= Megajoule 

= Maul-und-Klauenseuche 
= Milliliter 

= Mucous Membran Irritation Syndrom 

= Monitored natural attenuation (überwachte natürliche Selbstreinigung) 

= Mittel- und Osteuropäische Länder 
= Milliarde(n) 

= Mid-Term Review 

= Ministerium für Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz in 
N ordrhein- Westfalen 
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MusterVO 

= Musterverordnung 

MVA 

= Müllverbrennungsanlage 

MVOC 

= Mierobial Volatile Organie Compounds 

MW 

= Megawatt =10^ Watt 

N 

= Stickstoff 

N 2 O 

= Distickstoffmonoxid (Lachgas) 

n. F. 

= neue Fassung 

NA 

= Natural attenuation (Natürliche Selbstreinigung) 

NABU 

= Naturschutzbund Deutschland e. V. 

N 

^ anorg 

= anorganisch gebundener Stickstoff 

NatSchG LSA 

= Naturschutzgesetz des Landes Sachsen- Anhalt 

NEC-Richtlinie 

= Richtlinie über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte 

Luftschadstoffe (NEC = National Emission Ceilings) 

ng 

= Nanogramm 

Ng 

= Nassgewicht 

hlges 

= Gesamtstickstoff 

NH 3 

= Ammoniak 

Ni 

= Nickel 

NiCd-Batterien 

= Nickel-Cadmium-Batterien 

NILS 

= Niedersächsische Lungenstudie 

NiMH-Batterien 

= Nickel-Metallhydrid-Batterien 

NMVOC 

= Non-Methane Volatile Organie Compounds (flüchtige organische Verbindungen 
ohne Methan) 

NO 

= Stickstoffmonoxid 

NO 2 

= Stickstoffdioxid 

NO 3 

= Nitrat 

NOAEL 

= No-Observed-Adverse-Effect-Level 

NOEL 

= No-Observed-Effect-Level 

Norg 

= organisch gebundener Stickstoff 

NO, 

= Stickstoffoxide 

NPC 

= Nominal Protection Coefficient 

Nr. 

= Nummer 

0. J. 

= ohne Jahr 

O 3 

= Ozon 

ODTS 

= Organie Dust Toxic Syndrom 

OECD 

= Organisation for Economic Co-operation and Development (Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

OLG 

= Oberlandesgericht 

OM 

= Organie Material 

OSPAR(-Commission) 

= Commission of the Oslo- and Paris-Convention (Kommission gemäß Art. 10 
des Übereinkommens zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks) 

P 2 O 5 

= Phosphat (normierte Nährstoffangabe in Düngemitteln) 



Drucksache 15/3600 


-644- 


Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode 


PA 

= Precautionary Approach 

PAK 

= polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe 

Pb 

= Blei 

PBT-Stoffe 

= persistente, bioakkumulierende und toxische Stoffe 

PCB 

= Polychlorierte Biphenyle 

PCR 

= Polymerase Chain Reaction 

PdCh 

= Palladiumchlorid 

pers. Mitt. 

= persönliche Mitteilung 

PET 

= Positron Emission Tomography 

PET 

= Polyethylenterephthalat (Kap. 8) 

PflSchG 

= Pflanzenschutzgesetz 

Pg 

= Picogramm 

PGE 

= Platingruppenelemente 

PM 

= Particulate Matter (Partikel mit einem Durchmesser von z. B. 0,1 pm, 2,5 pm, 10 pm) 

PNEC 

= Predicted No Effect Concentration 

POP 

= Persistent Organic Pollutant 

ppmv 

= parts per million (Volumen); 10'^ 

PRCV 

= porcine respiratorische Coronavirus 

PRRS 

= Porcine Reproductive and Respiratory Syndrome 

PSM 

= Pflanzenschutzmittel 

PVC 

= Polyvinylchlorid 

QSAR 

= Quantitative Structure-Activity-Relationships 

RdErl. 

= Runderlass 

RDR 

= EC Rural Development Regulation (Verordnung über die Förderung der Entwicklung 
des ländlichen Raumes) 

REACH 

= Registration, Evaluation and Authorization of Chemicals 

RfD 

= Referenzdosis 

RGW 

= Richtgrenzwert 

RKI 

= Robert Koch-Institut 

RL 

= Richtlinie 

ROG 

= Raumordnungsgesetz 

Rs. 

= Rechtssache 

S. 

= Seite 

s. u. 

= siehe unten 

SANCO 

= (Directorate General for) Health and Consumer Affairs 

SBS 

= Sick Building Syndrome 

SCMPMD 

= Scientific Committee on Medicinal Products and Medical Devices 

SEK 

= Schwedische Kronen 

SF-36 

= Fragebogen zur Gesundheitsbezogenen Lebensqualität 

SLC-90-R 

= Fragebogen: Symptom-Check-Liste, 90 Fragen 

sMCS 

= selbstberichtete Multiple Chemikalien Sensitivität 

SML 

= Migrationsgrenzwert 
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SNG 

SO2 

SO, 

SOMS 

SPA 

SPD 

SPECT 

SRU 

SSV 

StGB 

Steptococcus faec. 

StVO 

SUP 

t 

TA Luft 
Tab. 

TASi 

TBT 

TDI 

TGD 

THG 

TOC 

TrinkwV 

TRIPS 

TRL 

TS 

TÜV 

TWh 

Tz. 

u. a. 

u. V. m. 

UBA 

UDK 

UG 

UGB-KomE 

UMK 

UN 

UNDP 

UNECE 

UNEP 

UNESCO 


= Saarländisches Naturschutzgesetz 
= Sehwefeldioxid 
= Sehwefeloxide 

= Fragebogen: Screening for Somatoforme Sympthoms 
= Special Protection Area(s) (Vogelschutzgebiete) 

= Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
= Single Photon Emission Compute 
= Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
= Subjective Sealing Value 
= Strafgesetzbuch 
= Streptococcus faecalis 
= Straßenverkehrsordnung 

= Strategische Umweltprüfung (naeh der Richtlinie 2001 /42/EG über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme) 

= Tonne = 1000 kg = 1 Mg 

= Teehnische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 

= Tabelle 

= Teehnische Anleitung Siedlungsabfall 
= Tributylzinn 
= Tolerable Daily Intake 
= Teehnical Guidanee Doeument 
= Treibhausgas(e) 

= Total Organie Carbon 
= Trinkwas Serverordnung 

= Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights 
= Tochterrichtlinie 
= Trockensubstanz 
= Teehniseher Überwachungsverein 
= Terawattstunde 
= Textziffer 
= unter anderem 
= und viele(s) mehr 
= Umweltbundesamt 
= Umweltdatenkatalog 
= Umweltgutachten 
= Umweltgesetzbuch 
= Umweltministerkonferenz 
= United Nations (Vereinte Nationen) 

= United Nations Development Programme 
= United Nations Eeonomic Commission for Europe 
= United Nations Environment Programme 

= United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 
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UNFCCC 

US 

US-EPA 

USA 

UV 

UVP 

UVP-V Bergbau 

VCI 

VDI 

VDLUFA 

VDMA 

VerpackV = 

VersatzV = 

vgl. 

VO 

voc 

Vol. 

vPvB 

VwVfG 

W 

WasserR = 

WATECO-Arbeitsgruppe = 

WBB 

WBGU 

WG 

WHG 

WHO 

WRRL 

WTO 

WWF 

WZB -Verfahren = 

z. B. 

zz. = 

Zn = 

§ 

% 

Pg 

pm = 

Z 
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United Nations Framework Convention on Climate Change 
United States 

United States - Environmental Proteetion Agency 

United States of America 

ultraviolett 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

Verordnung zur Umweltverträglichkeitsprüfung im Bergbau 
Verband der Chemischen Industrie 
Verein Deutscher Ingenieure 

Verband Deutsche Landwirtschaftlicher Untersuchungs- und Forschungsanstalten 
Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e. V. 

Verpackungsverordnung 

Versatzverordnung 

vergleiche 

Verordnung 

flüchtige organische Kohlenwasserstoffe 
Volumen 

very persistent and very bioaccumulative 

Verwaltungsverfahrensgesetz 

Watt 

Wasserrecht 

Arbeitsgruppe „Economic analysis in the context of the Water Framework Directive“ 
(Arbeitsgruppe 2.6 im Rahmen der Gemeinsamen Umsetzungsstrategie zur EG- Wasser- 
rahmenrichtlinie) 

Wissenschaftlicher Beirat Bodenschutz beim BMU 

Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen 

Working Group 

Wasserhaushaltsgesetz 

World Health Organisation 

Wasserrahmenrichtlinie 

World Trade Organisation 

World Wide Fund For Nature 

Technikfolgenabschätzungsverfahren zur Herbizidresistenz 

zum Beispiel 

zurzeit 

Zink 

Paragraf 

Prozent 

Mikrogramm 

Mikrometer 

Summe 
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Stichwortverzeichnis* 

* Die Zahlenangaben beziehen sich auf Textziffem. Sofern Stichworte den Gegenstand eines Kapitels/ Abschnitts 
bezeichnen, wird vor den dazugehörigen Textziffem auch die Kapitel- bzw. Abschnittnummer (kursiv) aufgefiihrt. 


Aarhus-Konvention (197 f, 201, 222 f) 

Abfall 

- Abgrenzung Verwertung/Beseitigung (667 f ) 

- Verwertungspfadreguliemng (8.1.3, 676 ff.) 

- Verwertungsquoten (8.2.2. 1, 701 ff) 

- Sortierung (7 1 8 ff.) 

Abfallablagerungsverordnung (8.3, 11 A ff) 
Abfallexport (s. Ab fall Verbringung) 

Abfallpolitik 

- allgemeine Lage (9) 

- Wege einer zukünftigen (8.1, 665 ff) 

Abfallrahmenrichtlinie der EG (667 ff, 671) 
Abfallrecht 

- Europäisches (665, 667, 671, 673 ff) 

- EuGH-Entscheidungen (665, 667, 692 f , 712) 

Abfallverbrennungsrichtlinie der EG (588 ff, 623) 

Abfallverbringung 

- Einwände (673 ff) 

- Näheprinzip (667, 673) 

Abfallverbringungsverordnung (671, 673 ff) 

- EuGH-Entscheidungen (665, 667, 692 f , 712) 

- Novellierang (674 f ) 

- Einwände (673 ff) 

- Ökologie-Einwand (673 ff) 

Abfallverwertung (8.1.3, 676 ff) 

- Bioabfall (&25, 747 ff.) 

- Gewerbeabfall (689 ff) 

- Klärschlamm (8.2.6, 760 ff) 

- PVC («.2.5, 727 ff.) 

- Regulierung (8.1.3, 676 ff) 

- Verpackungen (8.2.2, 100 ff) 

Abfallwirtschaft (Kap. 8, 665 ff.) 

- Marktordnung (8.1.1, 666 ff) 

Abwasser (5.5, 474 ff) 

- Chemikalien und Arzneimittel im (5.6.2, 488 ff.) 


- Entsorgung (5. 7. 5, 5 1 6 ff) 

Abwasserabgabe (5.5.2, 478 ff) 

Abwasserverordnung, Novellierang (5.5.1, 474 ff) 

Acrylamid (12.4, 1154 ff) 

- Entstehung (1156) 

- Exposition (12.4.2, 1156; 1159 ff) 

- Regulierung (12.4.5, 1161 ff) 

- Toxizität (72.5.4, 1157 ff.) 

- im Trinkwasser (1155, 1162) 

Aerosole, biologische (12.1, 1077 ff; 1069) 

- aus Abfallbehandlungsanlagen (751, 1080; 12.1.1, 
1083 ff; 1115, 1117) 

- am Arbeitsplatz (72.7.7.2, 1079 f) 

- Auswirkungen auf die Gesundheit (1090 ff, 
1099 f, 1106 ff.) 

- Außenluflkonzentrationen (1081; 72.7.7.5, 1086 ff) 

- aus Intensivtierhaltung (72.7.2, 1096 ff; 1115) 

- Schimmelpilze (1101 ff, 1118) 

Agrarpolitik (Kap. 4, 225 ff; ferner allgemein zur 
Lage: 5) 

- Ausrichtung (4.7.5, 238 ff) 

- Cross Compliance (4. 1.4. 1.2, 251 ff) 

- Direktzahlungen (226; 4.7. 4.2.2, 249 ff.) 

- Entkoppelung (4.7. 4.7. 7, 249 ff) 

- Entwicklung der (4. 1.1. 2, 228 ff) 

- EU-Außenschutz (4.7.5.2, 242 ff. ) 

- Liberalisierung (4.1.3, 238 ff; 4.1.5, 277 ff) 

- Mid-Term Review (4.1.4, 248 ff) 

- Mittelverfügbarkeit (4. 1.5. 3, 287) 

- Modulation (4.1.4. 1.3, 252; 255, 269) 

- EU-Osterweiterang (4. 1.3.1, 238 ff) 

- Umweltprobleme (4.7.7, 225) 

- Welthandelsrecht (4. 1.3. 2, 242) 

- 10-%-Regelung (4.1.4.2.4, 269 f , 275) 

Alkylphenole (962) 

Allergien/Allergene (530, 866 ff, 1091 f , 1106 ff, 1114, 
1170 f, 1174) 

Allokationsplan (2. 2. 4. 1.2, 49 ff) 
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Altlasten (9.2.3, 797 ff.; 834 f) 

- Finanzierung (801 ff) 

- Sanierung (9. 2. 3. 3, 808 ff.) 

- Statistik (799) 

Altstoffverordnung der EG (973, 975) 

Ammoniak (294 ff., 319, 321, 524, 604 ff., 614) 

Arsen (6.2.2. 3, 554 f ; 574, 576, 626) 

Arten, gebietsfremde (3. 1.3. 5, 125 ff) 

Artenvielfalt (101; s. auch Biodiversität) 

- Indikator (124) 

Artenschutz (104; s. auch Biodiversität) 

Arzneimittelrückstände 

- im Abwasser (5.6.1, 488) 

- im Trinkwasser (456, 464) 

Asbest (963 ff) 

Asthma (531, 1082, 1094 f, 1108, 1111, 1114) 
Atemtrakt, Schädigungen (529 f ) 

Badegewässer (5.3, 445 ff.) 

Badegewässerrichtlinie der EG (5.3.2, 448 ff) 
Batterierichtlinie der EG (8.2.4, 740 ff) 
Beschränkungsrichtlinie der EG (s. Chemikalienrecht) 
Benzol (574, 616) 

BImSchG (s. Bundes-Immissionsschutzgesetz) 

Bioabfall (8.2.5, 747 ff) 

Bioabfallverordnung (8.5.2, 749; 9.2.2.4, 793 ff) 

Biodiversität (3.1) 

- Arten (101, 117) 

- genetische (101, 104, 114, 125) 

- und „grüne“ Gentechnik (879 ff) 

- und Klimawandel (106) 

- Monitoring (124) 

- von Ökosystemen (101, 114,117) 

- Verlust (5.7.7, 100 ff.) 

Biodiversitätskonvention (s. Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt) 

Biodiversitätsstrategie (99; 5.7, 115 ff) 

- und Nachhaltigkeitsstrategie ( 1 1 9 ff. ) 

- Umsetzung in Deutschland (5.7.5, 111 ff.) 

- Zielschwerpunkte (122 ff) 


biologische Vielfalt (s. Biodiversität) 

Biotopverbund (3.4.1, 186 ff; 169 f) 

Bisphenol-A (962) 

Blei (574, 576, 616) 

- im Trinkwasser (466 ff) 

Boden (Kap. 9) 

- Archivfunktion (9.3, 816 ff; 832 f) 

- C02-Senke und -Quelle (9.4, 821 f) 

- Degradation (778 f ) 

- landwirtschaftliche Düngung (312, 319 ff, 324 ff, 
327 ff) 

- Pflanzenschutzmittel (338 f.) 

- -Organismen (303, 789 f ) 

- Schadstoffbelastung (784, 797 ff, 828 ff, 834 f ) 

- Schadstoffdeposition aus der Luft (575) 

- Schwermetalle aus der Landwirtschaft (302) 

- Tierarzneimittel (303) 

Bodenerosion (298, 353; 9.2.4, 811 ff; 831) 
Bodenschadverdichtung (9.2.4, 812 ff; 831) 
Bodenschutz (s. Boden) 

Bodenschutzstrategie der EU (9.5, 823 ff) 
Bodenfunktionen (9.2, 779) 

Bonn-Richtlinien (109, 133) 

Bundes-Bodenschutzgesetz (779 ff) 

- gute fachliche Praxis (812 ff) 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

(9.2.2.2, 786 ff) 

- Prüf- und Maßnahmewerte (787 f , 789, 828 f) 

- Vorsorgewerte (786, 830) 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (538 ff; 6.2.1; 652, 
654, 662) 

Bundeslandschaftskonzept (170, 188, 201, 221) 

Bundesnaturschutzgesetz 

- Schutzgebiete und „grüne“ Gentechnik (939) 

- Umsetzung in den Ländern (3.4, 180 ff; 

ferner: 172) 

- Umweltbeobachtung (171) 

Cadmium 

- als Luftschadstoff (6. 2. 2. 4, 554, 557 f; 576, 618, 
626) 

- in Batterien (740 ff) 

- in Mineraldüngern (301, 796) 
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Cartagena-Protokoll (840, 926) 

CEFIC (s. Verband der europäischen Chemiewirtschaft) 

Chemikalien (s. auch Chemikalienpolitik, s. auch 
REACH) 

- in Abwässern und Gewässern {5.6, 484 ff.) 

- „adäquate Kontrolle“ (1033) 

- und Biodiversität (123) 

- Testverfahren, computergestützte (1053) 

- Risikobewertung (977 ff.) 

Chemikalienpolitik {Kap. 11, 955 ff; ferner 12, 116; 
s. insbesondere auch REACH) 

- Impact Assessment (1053, 1058 f) 

- ökonomische Bewertung {11.1.4, 985) 

- Risikobewertung (977 ff) 

- Risikomanagement (984) 

- Steuerungsansätze (77.7.5, 981) 

Chemikalienrecht {11.1.2, s. insbesondere REACH) 

- Altstoffverordnung (975) 

- Beschränkungsrichtlinie der EG (973, 978) 

- Gefahrstoffrichtlinie (973, 990) 

- Richtlinie für gefährliche Zubereitungen (973, 990) 

Clean Air for Enrope - CAFE (609, 626 f ) 

CO 2 (s. Kohlendioxid) 

Cross Compliance {4.1.4.1.2, 251 ff; 323, 361; 
ferner 813) 

Dieselruß (537) 

Dosenpfand {8.2.2. 1.2, 705 ff) 

Duales System Deutschland AG {8.2.2. 1, 700 ff) 
Düngemittel (s. Düngung) 

Düngemittelverordnung {4.2. 3. 3, 327; 9.2.2. 4, 793 ff) 

Düngeverordnung (291, 299, 306 ff, 322 ff, 333 f) 

- und Bodenschutz {9. 2. 2. 4, 793 ff) 

Düngung {4.2, 291 ff; s. auch Stickstoff, Phosphat) 

- Aufzeichnungspflicht (307) 

- gute fachliche Praxis {4. 2. 3.1, 306 ff; 333 ff) 

- Hoftorbilanz (295, 307 ff.) 

- Nährstoffüberschüsse (307 ff; 4. 2. 3. 1.3, 311 ff; 
322, 334) 

- Nährstoffvergleiche {4.2. 3. 1.2, 308 ff; 332) 

- und Wasserrahmenrichtlinie (384) 

- Stickstoffüberschussabgabe (305 ff, 312; 4. 2. 3. 2, 
324 ff) 

- Sanktionen {4. 2. 3. 1.5, 322 f.) 


- Schwermetalle (300 ff, 793 ff) 

- Tierarzneimittel {4. 2. 2. 3, 300, 302 ff; 4. 2. 3. 4, 
329 ff) 

- Umweltbelastungen durch {4.2.2, 292 ff; 793 ff) 
Edelmetalle {12.5, 1166 ff) 

Eingriffsregelung, naturschutzrechtliche {3.4.3, 191 ff; 
205, 778, 805) 

Einweggetränkeverpackungen {8. 2. 2. 1.1, 705 ff) 

Emissionshandel {2.2.4. 1, 46 ff) 

- Allokationsplan (2.2.4. 7.5, 49) 

- Allokationsverfahren {2. 2. 4. 1.2. 3, 51) 

- Europäische Vorgaben (47) 

- und emeuerbare Energien {2. 2. 4. 1.3.1, 59) 

- und Kioto-Mechanismen {2. 2. 4. 1.3.4, 64) 

- und IVU-Richtlinie {2.2.4.1.3.5, 67) 

- und Ökosteuer (2.2. 4.7. 5.6, 68) 

Emissionsgrenzwerte, zur Luftreinhaltung {6. 2. 3. 5, 
579 ff) 

Emissionshandelsrichtlinie der EG {2. 2. 4. 1.1, Al ff) 
Emissionsrechte (s. Emissionshandel) 
Emissionszertifikate (s. Emissionshandel) 
Energieeffizienz 

- Potenziale im Energieverbrauch (43 ff) 

- EvP-Richtlinie (80) 

- TOP-Runner-Programme (80) 

- Markthemmnisse (81) 

Energiepolitik {Kap. 2, 14 ff) 

Energieträger 

- Übersicht (28 ff) 

- Erdgas (37 ff.) 

- Kohle (32 ff.) 

- Importabhängigkeit (45) 

- Mindestbesteuerung (63 f ) 

erneuerbare Energien (39 ff) 

- Emeuerbare-Energien-Gesetz (83 ff.) 

- und Emissionshandel (2.2. 4.7. 5. 7, 59) 

- und Nachhaltigkeitsstrategie (120) 

- und Regelenergie (40 f ) 

Entsorgung (s. Abfall und Abfallwirtschaft) 

Europäisches Regieren (75.5, 1233 ff, 75.4, 1251 ff) 

- Rahmenrichtlinien (75.4.4.7, 1277 ff) 

- Selbstverpflichtungen (1291 f ) 
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- Komitologie {10.3, 913 ff.; 11.2, 991 ff; 1279 ff) 

- Gemeinschaftsmethode (Umweltpolitische Rechts- 
setzung) {13.4.1, 1255 ff) 

- Koregulierung (1285 ff) 

Erosion und Düngung (298 ff.) 

Europäische Chemikalienagentur (1030) 

Eutrophierung (524, 575, 604 ff, 626, s. auch Nähr- 
stoffe) 

EU-Osterweiterung und Agrarumweltpolitik (238 ff) 
Europäische Landschaftskonvention {3.4, 219) 

Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie {3.2, 136 ff; s. auch 
NATURA 2000) 

Feinstäuhe (s. Partikel) 

Fischerei (123, 115) 

Flächeninanspruchnahme (5.5, 202 ff; 120; 9.2.1, 781) 

- Auswirkungen auf Natur und Landschaft (203 ff) 

- Steuerungsansätze (211 ff.) 

- zur allgemeinen Lage (10) 

- Auswirkungen auf Natur und Landschaft {3.5.1, 
203 ff) 

- Flächenrecycling (210 f , 216, 783), 

- Steuerungsansätze {3.5.3, 211 ff) 

Flächennutzung (s. Flächeninanspruchnahme) 

- Konflikte im Rahmen des Schutzgebietssystems 
NATURA 2000 (147 ff) 

Flexible Mechanismen (s. Emissionshandel und Kioto- 
Protokoll) 

flüchtige organische Verbindungen (523, 604 ff, 613, 
625) 

Fluglärm {7. 2.2.2, 659) 

Fluglärmschutzgesetz (659) 

Flussgebiete {5. 1.1.1, 377) 

Flussgebietseinheiten (377, 386) 

Flussgebietsmanagement {5.1.1.1,311) 

Forstwirtschaft (104 f, 115, 120, 123) 

Freisetzungsrichtlinie der EG (879, 913 ff, 927, 948, 
s. auch Gentechnikrecht) 

Freizeitlärmrichtlinie (663) 

Gefahrstoffrichtlinie der EG (973) 

Gemeinsame Agrarpolitik (s. Agrarpolitik) 


Gentechnik (s. „grüne“ Gentechnik, s. auch Gentechnik- 
recht) 

Gentechnikgesetz (842 f , 899 ff, 949) 

Gentechnikrecht (70.5, 912 ff) 

- Europäisches {10.3.1-4, 913 ff) 

- GV-Futter- und Lebensmittelverordnung ( 920) 

- Haftung (70.5. 7, 940) 

- Kennzeichnung von GMO-Verunreinigungen 
(70.5.5, 921 ff.) 

- Monitoring (172; 10.3.5, 927 ff) 

- Verbringung {10.3.4, 926) 

- Zulassung der Freisetzung und des Inverkehrbrin- 
gens {10.3.1, 913 ff; s. a. Freisetzungsrichtlinie) 

Geotopschutz (816 ff, 832 f) 

Gesetzgebungskompetenz, für das Wasserhaushaltsrecht 
(398 ff) 

Gewässergüte {5. 1.1.2, 378 ff) 

- und Stickstoffausträge aus der Landwirtschaft 
(295) 

Gewässerschutz {Kap. 5, 374 ff; ferner 319, 355, 369 
sowie zur allgemeinen Lage: 6) 

Gewerbeabfall 

- Entsorgungszuständigkeit (672, 692 ff) 

- Verwertung (689 f ) 

- Scheinverwertung (691 f) 

Gewerbeabfallverordnung {8.2.1, 684 ff) 

Gesundheit, neue umweltbedingte Risiken {Kap. 12, 
1068 ff.) 

Großfeuerungsanlagen (596 ff) 

„grüne“ Gentechnik {Kap. 10, 837 ff; ferner 352) 

- Anbauregister (917, 930) 

- Einwände gegen die (70.2, 854 ff) 

- und Gesundheit (70.7.2, 866 ff) 

- Koexistenz (901 ff, 938) 

- und Landwirtschaft (70.7.7, 845 f ; 10.2.4, 890 ff) 

- Nutzenpotenziale (70.7, 844 ff; 10.2.5, 906 ff.) 

- ökologische Risiken (10.2.3, 873 ff.^ 

- Recht (s. Gentechnikrecht) 

- Saatgut (897, 925) 

Governance {Kap. 13, 1176 ff; s. Steuerung, umwelt- 
politische) 

Grundwasser (5.2, 428 ff) 

- flächendeckender Schutz (434 ff.) 

- Phosphatbelastung (298, 317) 

- Pflanzenschutzmittelbelastung (338 f. ) 
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Grundwasser-Tochterrichtlinie (437, 509) 

gute fachliche Praxis (123) 

- der Bodenbearbeitung (812 ff.) 

- der Düngung (4.2.5. 7, 306 ff; 333) 

- der genteehnikverwendenden Landwirtschaft (899, 
938) 

- des Pflanzenschutzes (343, 346, 348, 356, 357 ff, 
366, 370) 

gute Laborpraxis (1015) 

Hausmüll, Entsorgungszuständigkeit (666 ff.) 

RELCOM (339, 348 f, 351) 

Immissionsgrenzwerte (s. auch die einzelnen Schad- 
stoffe) 

- zur Luftreinhaltung (6.2, 538 ff ) 

Information (s. Umweltinformation, s. Öffentlichkeits- 
beteiligung) 

IVU-Richtlinie (566, 597, 602, 615, 618 f , 1030) 
Katalysatoren (1166 ff, 1174) 

Kennzeichnung, Regeln zur „grünen Gentechnik“ 
(10.3.3, 921 ff) 

Kioto-Protokoll 

- Lastenteilungsvereinbarung zum (15) 

- Flexible Mechanismen (2. 2. 4. 1.3. 4, 64) 

Klärschlamm (8.2.6, 760 ff) 

- landwirtschaftliche Verwertung (8.2.6. 1, 760 ff.) 

- thermische Behandlung (8. 2. 6. 2, 766 ff) 

Klimaschutz (Kap. 2, 14 ff; ferner zur allgemeinen 
Lage: 4) 

- internationale Vorgaben (2.7, 15) 

- europäische Klimapolitik (2.7.7, 16 ff.) 

- deutsche Klimapolitik (2.2, 23 ff.) 

Klimaschutzvereinbarung der deutschen Industrie 

(2.2.4.7.2.7,49) 

Klimaschutzziel (2.2.7, 16 ff) 

- nationales (22, 26, 27) 

- europäisches (27) 

- und Investitionssicherheit (46, 62 ff.) 

Koexistenz (s. „grüne“ Gentechnik) 


Kohle 

- Kraftwerke (32 f) 

- Subventionen (82) 

Kohlendioxid 

- Abscheidung (2.2.5. 2.2, 34 ff) 

- atmosphärische Konzentration (24 f. ) 

- Bindung in Böden (821 f ) 

- Emissionen in Deutschland (19 f.) 

- Emissionen in Europa (1 6 f ) 

- Emittentengruppen (20 ff.) 

- Reduktionsziele (2.2.7, 24 ff. ) 

Kompetenzordnung (75.5, 1233 ff) 

- und Naturschutz (98, 142, 144 ff , 161, 179, 180; 
5.7, 223 ff.) 

Kompost (s. Bioabfall) 

Komitologie (1279 ff) 

- Regelausschuss im Rahmen der EG-Freisetzungs- 
richtlinie (70.5, 913 ff) 

- in der europäischen Chemikalienkontrolle (77.2, 
991 ff.) 

Kraftwerke (29 ff) 

- Erneuerung (29 ff) 

- Kohle (32) 

- Kraft-Wärme-Kopplung (32) 

- Erdgas-GuD (37) 

- Wirkungsgrade (32 ff) 

Kraft-Wärme-Kopplung (32, 60 f ) 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (666, 676) 
Kupfer, aus der landwirtschaftlichen Düngung (301) 

Lachgas (294) 

Lärm (Kap. 7, 627 ff) 

- Anlagen- und Maschinen (7. 2. 2. 4, 661) 

- Belästigungen (7.1.2, 630 ff; 644) 

- Belastung, allgemein (628, 664) 

- Fluglärm (7.2.2.2, 647, 659) 

- 1CBEN(630) 

- Wirkungen (s. Lärmwirkungen) 

- Schienenverkehr (7.2.2.5, 647, 660) 

- Sport- und Freizeit (7. 2. 2. 5, 663) 

- Straßenverkehr (647; 7. 2.2.1, 653; 664) 

- summative Betrachtung (7.1.4, 644 ff; 651 f , 654, 
661,664) 

Lärmschutz (Kap. 7., s. auch Lärm, zur allgemeinen 
Lage: 8) 

- Maßnahmen (628 f. , 653, 658) 
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Lärmwirkungen {7.1.3, 634, 650, 664) 

- akute (635 ff.) 

- belästigende (633) 

- chronische (639 ff.) 

Landnutzung (s. auch Agrarpolitik) 

- Intensität (4. 1.5. 1.4, 282), Strukturen (4. 1.5. 1.5, 
283) 

- Veränderungen (4.7. 5.7. 5, 281) 

Landschaftskonvention, Europäische {3.4, 219 ff.) 

Landschaftsplanung {3.4.4, 193) 

Landwirtschaft (s. auch Agrarpolitik, Düngung, „grüne“ 
Gentechnik, Pflanzenschutz) 

- und Naturschutz {3.4.2, 189 f) 

Leitungswasser (s. Trinkwasser) 

Liberalisierung 

- der Abfallwirtschaft (666 ff.) 

- der europäischen Agrarwirtschaft {4.1.5, 243 ff; 
248 ff, 277 ff) 

Lösungsmittelrichtlinie der EG (607) 

Luftqualitätsrahmenrichtlinie (538, 542, 597, 616 f, 
626) 

- Tochterrichtlinien (538, 542 f, 548, 554 ff, 615 f , 
618, 626) 

Luftreinhaltung {Kap. 6, ferner zur allgemeinen 
Lage: 7) 

- europarechtliche Vorgaben {6.2, 538 ff) 

Luftreinhalteplanung {6. 2. 1.1, 540) 

Luftverkehrsgesetz (658, 664) 

Luftverunreinigungen (640, 646, 664, s. auch Luftrein- 
haltung) 

Lungenkrebs (537) 

Meeresumweltschutz (6) 

Methan (294) 

Mid-Term Review (s. insbesondere auch Agrarpolitik 
4.1.4) 

- und Finanzierung NATURA 2000 ( 1 54) 
Modulation {4.1.4.1.3, 252, 255, 259) 

Monitoring 

- der Artenvielfalt ( 1 24) 

- nach FFH-Richtlinie (5.2.5, 168, 172) 


- Pflanzenschutzmittelverwendung {4. 3. 3. 5, 343, 

355, 362, 369) 

- nach Gentechnikrecht (172; 10.3.5, 927 ff.) 

- für Tierarzneimittel (330, 337) 

- Umwelt und Gesundheit (176, 178) 

Multiple Chemikalien-Sensitivität (72.2, 1119 f) 

- Beschwerden (1131, 1133 ff) 

- Diagnostik (1121, 1128) 

- Multi-Center-Studie (72.2.7.7, 1126 ff) 

- Forschungsansätze (1121 ff) 

N achhaltigkeitsstrategie 

- und Biodiversitätsstrategie (5.7.5.5, 119 ff) 

- und Stickstoffüberschüsse (295, 312, 333) 

Nährstoffe (324, 335, 306 ff; s. auch Düngung, Eutro- 
phierung, Nitrat) 

- Einträge in Böden (791) 

- Einträge in Gewässer (5. 7.2, 511 ff) 

NATURA 2000 (5.2, 135 ff) 

- Auswahl verfahren, Gebietsauswahl (5.2.2, 136 ff) 

- Berichtspflichten (5.2.5, 168 ff) 

- Finanzierung (150 ff) 

- und Gentechnik (939) 

- Management (5.2. 7, 164 ff.) 

- Meldeverfahren (5.2.5, 139 ff) 

- Umsetzungsdefizite (5.2.4, 143 ff) 

- Zwangsgelder wegen Nichtumsetzung {3.2.6, 
160 ff) 

Naturschutz {Kap. 3, 98 ff; ferner zur allgemeinen 
Lage: 5) 

- Bundeskompetenz für den (5.5, 98; 5. 7, 223 ff) 

- Verhältnis zur Landwirtschaft (5.4.2, 189) 

Naturschutzrecht, Umsetzungsprobleme (98, 143 ff, 
178 f, 199 ff, 223 f.) 

NEC-Richtlinie (<5.2.6, 604 ff) 

- und Stickstoffemissionen aus der Landwirtschaft 
(294,319) 

Neustoffe (976, 1012 ff) 

Nickel (556) 

Niedrigeuergiehäuser (1102) 

Nitrat (431,461,511 ff.) 

Normuug (1286 ff) 

- Normungsgremien (GEN, CENELEC) (735, 930, 
1286, 1289) 

Novel-Eood- Verordnung der EG {10.3.2, 919 f ) 
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Öffentlichkeitsbeteiligung {5. 1.3. 4, 418 ff.; s. auch Par- 
tizipation, in der Wasserwirtschaftsplanung) 

ökologische Schäden (876 ff) 

ökologischer Landbau 

- und „grüne“ Gentechnik (891 ff, 941) 

- und Pflanzenschutz (347) 

Ökosteuer {2. 2. 4. 2, 70 ff) 

- Aufkommensverwendung (2. 2. 4. 2. 3, 78) 

- und Emissionshandel (2. 2. 4. 1.3. 6, 68) 

- Ermäßigungstatbestände (2.2.4.2.1,71) 

- EU-Mindestbesteuerung (63) 

- Regelsteuersätze (2. 2. 4. 2. 2, 74 ff.) 

Ökosystemansatz (108, 132) 

Ökoverordnung (924) 

OSPAR (338, 348 f, 351) 

Osterweiternng (s. EU-Osterweiterung) 

Ozon, bodennahes (523, 604 ff, 615) 

Palladium (s. Edelmetalle) 

Parasiten, wasserassoziierte (462) 

Partikel 

- Belastung (6.1.3, 532 ff; 597, 612, 616, 1167 ff) 

- Gesamtstaub (593) 

- chemische Zusammensetzung (536) 

- gesundheitliche Auswirkungen (6. 1.3. 2, 537; 549) 

- Immissionsgrenzwerte (548, 618, 626) 

Partizipation (13.2.2.5, 1215 ff; 13.4.5, 1293 ff) 

PBT (351) 

persistente Umweltprobleme (13.1.1, 1177) 

Pestizide (s. Pflanzenschutzmittel) 

Pfandpflicht 

- für Einweggetränkeverpackungen (705 ff, 724) 

- für schadstoffhaltige Batterien (746) 

Pflanzenschutzstrategie, der EG (4.3, 338 ff) 
Pflanzenschutzgesetz (342 f , 349, 352, 365, 369) 

Pflanzenschutzmittel (4.3, 338 ff.) 

- Abgabe auf (4. 3. 3. 2, 356 ff) 

- Belastungen der Umwelt durch (4.3.1, 338 ff) 

- Beratung (360) 

- Berichterstattung (4. 3. 3. 5, 362 f. ) 


- und Gewässerschutz (432, 463) 

- und gute fachliche Praxis (343, 346, 348; 4. 3. 3. 3, 
356 ff; 370 ff.) 

- Strategien und Instrumente (4. 3. 2-3, 343 ff; 348) 

- Überwachung (362 f ) 

- Wirkstoffbewertung (344, 348 ff, 373) 

- Zulassungsverfahren (4.3.3.1,349 ff) 

Phosphat (298 f, 301, 305 ff, 317, 325, 374, 768, 811, 
814) 

Phthalate (962; 12.3, 1139 ff) 

- Exposition (72.5.2, 1142 f) 

- in Lebensmitteln (1142, 1153) 

- in Medizinalprodukten (1142, 1153) 

- inPVC(731f.) 

- Regulierung (12.3.5, 1146 ff) 

- Toxizität (12.2.4, 1444 ff) 

Platin (s. Edelmetalle) 

PMj^s/io (s. Partikel) 

Polychlorierte Biphenyle (962, 966) 

Polymere (1011, 1057) 

Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (560 f ) 

Polyvinylchlorid (PVC) (8.2.3, 727 ff) 

- Additive (8.2.3.2, 729 ff) 

- Entsorgung (8. 2. 3. 3, 733 ff) 

- Umweltauswirkungen (8. 2. 3.1, 727) 

prioritäre (gefährliche) Stoffe (380) 

- und Pflanzenschutzmittel (339) 

Punktbetrachtung, zur Ermittlung der Immissionsbelas- 
tung (6.2.3. 3, 571 ff) 

QSAR (s. Chemikalien, computergestützte Testverfah- 
ren) 

Quecksilber (559) 

Rahmenkompetenz des Bundes im Wasserbereich 
(398 f) 

Rauchen (1156) 

REACH (11.2, 955 ff, s. auch Chemikalienpolitik) 

- Deregulierung (11.2.3.2.3, 1012 ff) 

- Grundzüge (77.2.7, 990 ff) 

- ökonomische Folgenbewertung (77.5, 1052 ff) 

- Qualitätssicherung (77.2.5.2.4, 1015) 

- Registrierung (11.2.3.2, 999 ff; 1067) 
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- Schutzniveau bei Zulassungen (77.2.5.5.7, 1033) 

- Vereinbarkeit mit Welthandelsrecht (77.5, 1038 ff.) 

- Zulassungsverfahren (77.2.5.5.7, 1030; 1067) 

Recyclingstrategie der EG (665, 681) 

Regulatory Impact Assessment (1271 f) 

Rhodium (s. Edelmetalle) 

Rio-Prozess (75.2.7, 1190 ff) 

Schadstoffe (s. auch die einzelnen Stoffe) 

- Einträge in Böden {4.2.23, 300 ff; 9.2.2, 784 ff.) 

- Einträge in die Luft (6. 7 , 5 1 9 ff.) 

- Einträge in Gewässer (339 f.; 5.6.1, 484 ff.) 

- prioritäre gefahrliehe Stoffe (380) 

Schienenverkehr, Lärm {7.2. 2. 3, 660) 

Schimmelpilze, Belastung von Innenräumen {12.1.3, 
1101 ff) 

Schwermetalle 

- in der landwirtschaftlichen Düngung {4. 2. 2. 3, 
301 ff.; 327 ff, 793 ff.) 

- in Kompost ( 749) 

- in Klärschlamm (761 ff.) 

- in Mineraldünger (796) 

Selbstverpflichtungen {13.4.4.3, 1291) 

Sport- und Freizeitlärm {7. 2. 2. 5, 663) 

Staub (s. Partikel) 

Stickstoff (s. Düngung) 

Schwefeldioxid (NO 2 s. Stickstoffoxide) 

Steuerung, umweltpolitische (s. auch Steuerungskon- 
zepte, Umweltpolitik) {Kap. 13, 1176) 

- Erfolgsvoraussetzungen {13.2.3, 1223 ff.) 

- politisch-institutionelle Rahmenbedingungen {13.1.2, 
1178 ff.) 

- kooperative Steuerung (1209 ff., 1273 ff.) 

- Mehr- Ebenen-Steuerung (1221 f.) 

- Steuerungsformen (1184 f ; 13.2.2, 1198 ff.) 

- Selbstregulierung (1215) 

- Umweltpolitikintegration und Sektorstrategien 
(1203 ff, 1266 ff) 

- zielorientierte Steuerung (1199 ff, 1263 ff) 

Steuerungskonzepte {Kap. 13) 

- Agenda 21/Rio Prozess {13.2.1, 1190 ff.) 

- in der EU (75.4, 1251 ff.) 


- und Kompetenzordnung (75.5, 1233 ff) 

Stickstoffmonoxid (NO s. Stickstoffoxide) 

Stickstoffoxide (NOx) {6.1.1, 519, 521; 6.1.2, 527 ff; 
543 ff, 574 f , 593, 596 ff, 604 ff) 

- gesundheitliche Wirkungen {6. 1.2.2, 529 ff; 545, 
611) 

- Immissionssituation {6. 1.3.1, 527 f. , 611 f.) 
Stickstoffüberschussabgabe (307, 312; 4.2. 3. 2, 324 ff) 
Straßenverkehrslärm {7. 2. 2.1, 647, 653, 664) 

Stromerzeugnng, klimaverträgliche {2.2.3, 28 ff) 

- Wirkungsgrade (2.2.5.2.7, 32 f) 

Stromgestehungskosten 

- emeuerbare Energien (41, 45) 

- Abseheidung (36) 

- und Emissionshandel (38) 

Stromverbrauch, Einsparpotenziale {2.2. 3.2.4, 43) 

Substitution 

- Brennstoffe (520, 610) 

- Phthalate (737, 1067) 

- PVC(732) 

- von Chemikalien (1036 ff.) 

Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft {6.2, 
538 f; 6.2.3, 565 ff; 607, 619 ff, 624 ff, 1115) 

- Bagatell- und Irrelevanzregelung (583 ff) 

- Depositionswerte für den Bodenschutz (791) 

- Emissionswerte (579 ff.) 

- Immissionswerte (574) 

- integrative Betrachtungsweise (566) 

Technische Anleitung zum Schutz gegeu Lärm (661 f ) 
Tetrachlorethen (574) 

Thallium (576) 

Tierarzneimittel, in der landwirtschaftliehen Düngung 
{4.2.2.3-4, 300 ff, 329 ff) 

Treibhausgase 

- Emissionsentwicklung (2.7.2, 19 ff.) 

- aus der Landwirtsehaft (294) 

- Reduktionsziele (2.2.7, 24 ff. ) 

- spezifische Emissionen (31,37) 

Tributylzinn (962, 968) 

Trinkwasser {5.4, 456 ff) 

- Versorgung (5 1 5) 
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Trinkwasserrichtlinie der EG (458) 
Trinkwasserverordnung (339) 

Übereinkommen über die biologische Vielfalt (3.1.2, 
108 ff.) 

- Umsetzung in Deutschland (5.7.5, 111 ff.) 

- Ziele (108) 

Umgebungslärmrichtlinie der EG (7.2.7, 651 f) 

Umweltbeobachtung (5.5, 171, s. auch Monitoring) 

- im Bundesnaturschutzgesetz (5.5.2, 173 f ) 

- internationale Verpflichtungen (5.5.7, 172) 

- Programme in Deutschland (5.5.5, 175 f) 

Umweltchemikalien (s. Chemikalien) 

Umweltpolitik 

- Akteure (1181 f) 

- allgemeine Steuerungsfragen (7.2, 2 f , 13, 
1176 ff.) 

- Bilanz (7.7, 1 ff.) 

- europäische Umweltpolitik (75.4, 1251 ff.) 

- Handlungsebenen (1183, 1221 f) 

- insfitutionelle Rahmenbedingungen (1186) 

- kooperatives Regieren (13.4.4, 1273 ff) 

- Kapazitätsbildung (1224 ff.) 

- Koregulierung (13.4.4.3, 1285 ff) 

- Rolle des Nationalstaates (1232) 

- Steuerungsformen (1184 f ; 13.2.2, 1198 ff) 

- zielorientierte Steuerung (13.4.2, 1263 ff) 

Umweltpolitikintegration (13.2.2.3, 1203 ff; 13.4.3, 
1266 ff) 

Umweltsituation, aktuelle in Deutschland (Kap 1, 1 ff.) 

Verbandsklage 

- allgemein (75.4.5, 1295) 

- naturschutzrechtliche (3.4.5, 195 ff) 

Verkehr, Beschränkungen (6. 2. 1.2, 541) 

Verpackungsabfälle (8.2.2. 1.1, 700 ff) 

- EU-Richtlinie (8.2.2. 1.3, 710 ff) 

- getrennte Erfassung (718 ff. ) 

- Sortierung (719 ff) 

Verpackungsrichtlinie der EQ Novelle (710 ff) 


Verpackungsverbrauch (s. Verpackungsabfalle) 

Verpackungsverordnung (8. 2. 2. 1.2, 700 ff) 

Verpackungsverwertung und -Vermeidung (8.2.2, 
700 ff) 

Versanerung (520, 525, 569, 575, 604, 608 f , 625 f) 
Verwertnng von Abfall (s. Abfallverwertung) 

Verwertungsquoten (678 ff) 

- zur Verpackungsentsorgung (8. 2. 2. 1.1, 701 ff) 

- mrPVC(738) 

- für Batterien (740) 

Vogelschutzgebiete (149, 159, s. auch NATURA 2000) 

Wasserhaushaltsgesetz, 7. Novelle (5. 1.2.1, 386 ff) 
Wasserkörper, erheblich veränderter (5. 1.3. 2, 409 ff) 

Wasserrahmenrichtlinie (6, 117, 120, 172; 5.7, 376 ff) 

- Bestandsaufnahme (385, 402 ff) 

- und Chemikalienrecht (1030, 1150) 

- Flussgebietesmanagement (5.7. 7. 7, 377) 

- fachliche Umsetzung (5.7.5, 401 ff) 

- Grundzüge der (5.7.7, 377 ff) 

- kombinierter Ansatz (5.7. 7.5, 382) 

- und Pflanzenschutzmittel (339, 348 f , 35 1) 

- Umsetzung in den Bundesländern (5.7. 2.2, 391 ff) 

- Verhältnis zu sonstigen Instrumenten (5.7. 5.5, 
415 ff.) 

- wasserwirtschaftliche Planung nach der (5. 7. 7. 4, 
383 f) 

Wasserwirtschaft (s. Gewässerschutz, Wasserrahmen- 
richtlinie) 

Weichmacher (s. Phthalate) 

Welthandelsrecht 

- und Agrarumweltschutz (4.7. 5.2, 242 ff) 

- und Biodiversität (133) 

- und Chemikalienpolitik (77.5, 1038 ff) 

- und „grüne“ Gentechnik (926) 

Wirtschaftsdünger (609) 

Wissenschaftlicher Beirat Bodenschutz (778) 

WTO (s. Welthandelsrecht) 
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Zertifikate 

- zur Verpackungsverwertung (713) 

- für Treibhausgasemissionen (s. Emissionsrechte) 

Zink, aus der landwirtschaftlichen Düngung (301) 

8. BImSchV (661) 

13. BImSchV (596 ff., 624 f.) 

15. BImSchV (661) 

16. BImSchV (654 f., 658 ff., 664) 


17. BImSchV ( 6 . 2 . 4 , 588 ff., 623) 

18. BimSchV (663) 

22. BImSchV ( 6 . 2 . 2 , 542 ff., 574, 615 ff.) 
24. BImSchV (654) 

30. BImSchV (1116) 

31. BImSchV (607) 

32. BImSchV (661) 
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Anhang 

Erlass über die Einrichtung eines Rates von Sachverständigen für Umweltfragen bei dem Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Vom 10. August 1990 


§ 1 

Zur periodischen Begutachtung der Umweltsituation und 
Umweltbedingungen der Bundesrepublik Deutschland 
und zur Erleichterung der Urteilsbildung bei allen um- 
weltpolitisch verantwortlichen Instanzen sowie in der Öf- 
fentlichkeit wird ein Rat von Sachverständigen für Um- 
weltfragen gebildet. 

§2 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen be- 
steht aus sieben Mitgliedern, die über besondere wissen- 
schaftliche Kenntnisse und Erfahrungen im Umwelt- 
schutz verfügen müssen. 

(2) Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen dürfen weder der Regierung oder einer ge- 
setzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes 
noch dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines Landes 
oder einer sonstigen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, es sei denn als Hochschullehrer oder als Mitarbei- 
ter eines wissenschaftlichen Instituts, angehören. Sie dür- 
fen ferner nicht Repräsentanten eines Wirtschaftsverban- 
des oder einer Organisation der Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer sein, oder zu diesen in einem ständigen 
Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen, sie 
dürfen auch nicht während des letzten Jahres vor der Be- 
rufung zum Mitglied des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen eine derartige Stellung innegehabt haben. 

§3 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen soll die 
jeweilige Situation der Umwelt und deren Entwicklungs- 
tendenzen darstellen. Er soll Fehlentwicklungen und 
Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder zu deren Besei- 
tigung aufzeigen. 

§4 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen ist nur 
an den durch diesen Erlaß begründeten Auftrag gebunden 
und in seiner Tätigkeit unabhängig. 

§5 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen gibt 
während der Abfassung seiner Gutachten den jeweils 
fachlich betroffenen Bundesministem oder ihren Beauf- 
tragten Gelegenheit, zu wesentlichen sich aus seinem 
Auftrag ergebenden Fragen Stellung zu nehmen. 


§6 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen kann zu 
einzelnen Beratungsthemen Behörden des Bundes und 
der Länder hören, sowie Sachverständigen, insbesondere 
Vertretern von Organisationen der Wirtschaft und der 
Umweltverbände, Gelegenheit zur Äußemng geben. 

§7 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen er- 
stattet alle zwei Jahre ein Gutachten und leitet es der 
Bundesregiemng jeweils bis zum 1. Febmar zu. Das Gut- 
achten wird vom Rat von Sachverständigen für Umwelt- 
fragen veröffentlicht. 

(2) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
kann zu Einzelfragen zusätzliche Gutachten erstatten oder 
Stellungnahmen abgeben. Der Bundesminister für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit kann den Rat 
von Sachverständigen für Umweltfragen mit der Erstat- 
tung weiterer Gutachten oder Stellungnahmen beauftra- 
gen. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen lei- 
tet Gutachten oder Stellungnahmen nach Satz 1 und 2 
dem Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit zu. 

§8 

(1) Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen werden vom Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit nach Zustimmung des 
Bundeskabinetts für die Dauer von vier Jahren berufen. 
Wiederberufung ist möglich. 

(2) Die Mitglieder können jederzeit schriftlich dem Bun- 
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit gegenüber ihr Ausscheiden aus dem Rat erklären. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein neues 
Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds berufen; Wiederberufung ist möglich. 

§9 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
wählt in geheimer Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzen- 
den für die Dauer von vier Jahren. Wiederwahl ist mög- 
lich. 

(2) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen gibt 
sich eine Geschäftsordnung. Sie bedarf der Genehmigung 
des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit. 
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(3) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der Gut- 
achten zu einzelnen Fragen eine abweichende Auffas- 
sung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den Gutachten 
zum Ausdruck zu bringen. 

§ 10 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen wird bei 
der Durchführung seiner Arbeit von einer Geschäftsstelle 
unterstützt. 


§ 11 

Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen für Um- 
weltfragen und die Angehörigen der Geschäftsstelle sind 
zur Verschwiegenheit über die Beratung und die vom 
Sachverständigenrat als vertraulich bezeichneten Bera- 
tungsunterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur Verschwie- 
genheit bezieht sich auch auf Informationen, die dem 


Sachverständigenrat gegeben und als vertraulich bezeich- 
net werden. 

§ 12 

(1) Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen erhalten eine pauschale Entschädigung so- 
wie Ersatz ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern 
und dem Bundesminister der Finanzen festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Rates von Sachverständigen für Um- 
weltfragen trägt der Bund. 

§ 13 

Der Erlaß über die Einrichtung eines Rates von Sachver- 
ständigen für Umweltfragen bei dem Bundesminister des 
Innern vom 28. Dezember 1971 (GMBl 1972, Nr. 3, 
S. 27) wird hiermit aufgehoben. 


Bonn, den 10. August 1990 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Dr. Klaus Töpfer 
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Publikationsverzeichnis 

Umweltgntachten, Sondergutachten, Materialienbände nnd Stellungnahmen 

Umweltgutachten und Sondergutachten ab 2004 sind zu beziehen im Buehhandel oder direkt von der Nomos-Verlags- 
gesellschaft Baden-Baden; Postfach 10 03 10, 76484 Baden-Baden, im Internet unter www.nomos.de. 

Bundestagsdrueksachen sind erhältlich bei der Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 100534, 
50445 Köln, im Internet unter www.bundesanzeiger.de. 

Alle Publikationen bis 2004 sind (soweit noeh vorrätig) gegen ein entspreehendes Rückporto bei der Gesehäftsstelle 
des Umweltrates zu beziehen. 

Ab 1998 stehen die meisten Publikationen als Download im Adobe PDF-Format auf der Webseite des SRU zur Verfü- 
gung (www.umweltrat.de). 


U mweltgutachteu 

Umweltgutachten 2002 
Für eine neue Vorreiterrolle 

Juli 2002. Stuttgart: Metzler-Poeschel, 2002. 550 S., 
ISBN: 3-8246-0666-6 

http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/umweltg/ 

UG_2002.pdf 

(Bundestagsdrucksache 14/8792) 

Umweltgutachten 2000 
Schritte ins nächste Jahrtansend 

April 2000. Stuttgart: Metzler-Poeschel, 2000. 688 S., 
ISBN: 3-8246-0620-8 

http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/umweltg/ 

UG_2000.pdf 

(Bundestagsdrucksache 14/3363) 

Umweltgutachten 1998 

Umweltschntz: Erreichtes sichern - Neue Wege gehen 

Februar 1998. Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1998. 390 S., 
ISBN: 3-8246-0561-9 

http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/umweltg/ 

UG_1998.pdf 

(Bundestagsdrucksache 13/10195) 

Umweltgutachten 1996 

Zur Umsetzung einer dauerhaft umweltgerechten 
Entwicklung 

Februar 1996. Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1996. 468 S., 
mit 55-seitiger Beil. 

ISBN: 3-8246-0545-7 
(Bundestagsdrucksache 13/4180) 

Umweltgutachten 1994 

Für eine danerhaft umweltgerechte Entwicklung 

Februar 1994. Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1994. 380 S., 
ISBN: 3-8246-0366-7 
(Bundestagsdrucksache 12/6995) 


Umweltgutachten 1987 

Dezember 1987. Stuttgart: Kohlhammer, 1988. 674 S., 
ISBN: 3-17-003364-6 
(Bundestagsdrucksache 11/1568) 

Umweltgutachten 1978 

Februar 1978. Stuttgart: Kohlhammer, 1978, 638 S., 
ISBN 3-17-003173-2 (vergriffen) 

(Bundestagsdrucksache 8/1938) 

Umweltgutachten 1974 

März 1974. Stuttgart: Kohlhammer, 1974, 320 S., 
(vergriffen) 

(Bundestagsdrucksache 7/2802) 

Sondergutachten 

Meeresumweltschutz für Nord- und Ostsee 
Sondergutachten, Februar 2004 

demnächst als Buch im Nomos Verlag 
Baden-Baden: Nomos, 2004, ca. 220 S., 

ISBN 3-8329-0630-4 

http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/sonderg/ 

SG_Meer_2004_lfpdf 

Für eine Stärknng und Nenorientierung des 
Naturschutzes 

Sondergutachten, September 2002 

Stuttgart: Metzler-Poeschel, 2002, 211 S., 

ISBN 3-8246-0668-2 

http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/sonderg/ 

1409852.pdf 

(Bundestagsdrucksache 14/9852) 

Umwelt und Gesundheit - Risiken richtig einschätzen 
Sondergutachten, Dezember 1999 

Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1999, 255 S., 

ISBN: 3-8246-0604-6 

http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/sonderg/ 

1402300.pdf 

(Bundestagsdrucksache 14/2300) 
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Flächendeckend wirksamer Grnndwasserschutz - Ein 
Schritt zur dauerhaft umweltgerechten Entwicklung 
Sondergutachten, Februar 1998 

Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1998, 209 S., 

ISBN: 3-8246-0560-0 

http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/sonderg/ 

1310196.pdf 

(Bundestagsdrucksache 13/10196) 

Konzepte einer dauerhaft umweltgerechten Nutzung 
ländlicher Räume 
Sondergutachten, Februar 1996 

Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1996, 127 S., 

ISBN: 3-8246-0544-9 

http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/sonderg/ 

134109.pdf 

(Bundestagsdrucksache 13/4109) 

Altlasten II 

Sondergutachten, Februar 1995 

Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1995, 285 S., 

ISBN 3-8246-0367-5 
(Bundestagsdrucksache 13/380) 

Allgemeine ökologische Umweltbeobachtung 
Sondergutachten, Oktober 1990 

Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1991, 75 S., 

ISBN: 3-8246-0074-9 
(Bundestagsdrucksache 11/8123) 

Abfallwirtschaft 

Sondergutachten, September 1990 

Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1991, 720 S., 

ISBN: 3-8246-0073-0 
(Bundestagsdrucksache 11/8493) 

Altlasten 

Sondergutachten, Dezember 1989 

Stuttgart: Metzler-Poeschel, 1990, 304 S., 

ISBN: 3-8246-0059-5 
(Bundestagsdrucksache 11/6191) 

Luftverunreinigungen in Innenräumen 
Sondergutachten, Mai 1987 

Stuttgart: Kohlhammer, 1987, 112 S., 

ISBN: 3-17-003361-1 
(Bundestagsdrucksache 11/613) 


Umweltprobleme der Landwirtschaft 
Sondergutachten, März 1985 

Stuttgart: Kohlhammer, 1985, 423 S., 
ISBN: 3-17-003285-2 (vergriffen*) 
(Bundestagsdrucksache 10/3613) 

* Neu hrsg. als Sachbuch Ökologie 1992 


Waldschäden und Luftverunreinigungen 
Sondergutachten, März 1983 

Stuttgart: Kohlhammer, 1983, 172 S., 
ISBN: 3-17-003265-8 
(Bundestagsdrucksachee 10/113) 


Energie und Umwelt 
Sondergutachten, März 1981 

Stuttgart: Kohlhammer, 1981, 190 S., 
ISBN: 3-17-003238-0 
(Bundestagsdrucksache 9/872) 


Umweltprobleme der Nordsee 
Sondergutachten, Juni 1980 
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